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Vorwort 

zur  zweiten  Auflage. 

Rascher  als  ich  es  erwartete  Ist  die  starke  erste  Aoflage 
meiner  „Ghrandlegung"  abgesetzt  worden,  in  wenig  melir  als  swei 
Jaliren  nach  dem  Erscheinen  des  Schlussbefts  des  ersten  Bandes. 

So  trat  die  Nothvvendiglceit  dieser  neuen  Auihi^^e  dieses  Bands 
bereits  an  mich  heran,  noch  bevor  ich  mit  dem  zweiten  Hand  und 
mit  der  Finanzwissenscbatl  fertig  geworden  bin  und  damit  vor  die 
Oeffentlichkeit  liabe  treten  können. 

In  dieser  zweiten  Auflage  habe  ich  mich  daher  auch  mtfg^ 
lidist  aof  eine  Revision  besebrttnkt,  so  dass  beide  Auflagen  zu 
den  folgenden  Bftnden  passen.  Indessen  erwiesen  sich  doch 
manoheilei  Erweiterungen,  einzelne  Zusätze ,  Verbesserungen  mOg- 
lieh,  ohne  das  Werk  selbst  vOllig  umzugestalten*,  was  ich  auch 
nicht  für  geboten  gehalten  habe.  In  allen  wesentlichen  Puncten 
stehe  ich  vielmehr  fest  zu  den  Lehren,  welche  die  erste  Auflage 
dargelegt  hat.  Ich  habe  nur  in  der  Begründung  Manches  zu  ver- 
bessern und  in  der  Auseinandersetzung  mit  andren  Standpunctcn 
Manches  noch  schärfer  und  eingehender  zu  motivireu  gesncht. 

So  ist  die  neue  Auflage  schliesslich  doch  um  100  Seiten 
stärker  als  die  erste  geworden.  Die  erheblichsten  Erweiterungen 
hat  das  zweite  Kapitel  der  ersten  Abtheilung  („Wirthschaft  und 
Volkswiitlischafl^)  erfahren,  wo  u.  A.  namentlich  die  Betraehtnng 
der  Einkommenlehre  vom  Vertheilnngsstandpnncte  ans,  sachlich 
ganz  nach  der  Auffassung  der  1.  Auflage,  aber  mit  mannigfachen 
neuen  Ausftthrungen ,  umgearbeitet  worden  ist.  in  demselben 
Kapitel  ist  nunmehr  auch  eine  genauere  Auseinandersetzung  mit 
dem  ökonomischen  Individualismus  und  dem  Communismus  und 
Socialismas  erfolgt,  auf  welche  ich  mich  gegentiber  manchen  ent- 
stellenden und  dennnciatorischen  Angriffen  beziehe.  Die  übrigen 
Yeittnderungen  und  Erweiterungen  betreffen  ziemlich  gieichmässtg 
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alle  Theile  des  Werks^  namentlich  auch  die  Vorbemerkungen  und 
literarischen  Uebersichten,  auf  deren  Vervollständigung  und  grössere 
formelle  Abrundung  mein  Augenmerk  mit  gerichtet  war.  Man  wird 
daher  hier  (z.  B.  S.  1  ff.,  343  ff.,  502  ff.)  auch  manche  literarische 
Controversen  erörtert  finden,  über  die  ich  hier  im  Vorwort  hin- 
weggehe. 

Die  Gegenstände,  welche  in  diesem  ersten  Bande  behandelt 
werden,  sind  sonst  in  beiden  Auflagen  genau  dieselben.  Nur  habe 
ich  in  der  Eintheilung  und  Form  einige  Abänderungen  getroffen, 
woftlr  ich  auf  S.  5  und  6  verweise.  Der  ganze  Band  ist  nament- 
lich in  zwei  Abtheilungen  getbeilt  worden :  „Grundlagen  der  Volks- 
wirthschaft"  S.  6  —  342 ,  entsprechend  den  vier  ersten  Kapiteln 
der  1.  Auflage,  und  „Volkswirtbschaft  und  Recht,  besonders  Ver- 
mögensrecbt",  S.  343  —  Scbluss ,  entsprecheud  dem  5.  Ka])itel  der 
1.  Auflage,  jetzt  selbst  in  5  Kapitel  eingethcilt.  Die  weitere  Ein- 
theilung der  Kapitel  hat  gleichfalls  einige  Aenderungen  erfahren.  Die 
tlber  die  Behandlung  orientirendeii  und  die  grösseren  literarischen 
Noten  sind  möglichst  au  die  Spitze  der  Kapitel  und  Abschnitte 
gestellt  worden.  Die  Paragrapheneintheilung ,  die  ich  zumeist  zu 
Verweisungen  benutze,  blieb  dagegen  absichtlich  in  beiden  Auf- 
lagen fast  dieselbe,  indem  Zusatzparagraphen  der  2.  Auflage  mit 
a,  b  u.  8.  w.  bezeichnet  wurden.  Citate  nach  den  §§.  passen 
daher  auf  beide  Auflagen. 

Ueber  die  sachliche  Uebercinstimmung  mit  und  Abweichung 
von  anderen  Autoren  unterrichtet  das  Werk  selbst.  Dass  es  dem- 
selben an  Angriffen  nicht  fehlen  werde,  sah  ich  voraus.  Soweit 
sie  sachlich  waren  und  mir  beacbtenswei'th  schienen,  habe  ich 
geantwortet.  Meine  hohe  Werthlegung  auf  Rodbertus  tritt  in 
dieser  2.  Auflage  noch  bestimmter  als  in  der  ersten  hervor,  ob- 
gleich ich  in  den  meisten  theoretischen  und  practischen  Puncten 
von  ihm  dissentire.  Das  starke  Selbstgefühl,  mit  welchem  die 
jtlngere  deutsche  historische  Schule  der  Nationalökonomie  neuer- 
dings auftritt,  hat  mich  in  Betreff  meines  eigenen  Standpuncts  nicht 
irre  gemacht.  Ich  lasse  es  dahin  gestellt,  ob  es  wünschenswerth 
ist,  dass  die  Nationalökonomie  gerade  heutzutage  dieselbe  Epoche 
des  historischen  Quietismus  durchmacht,  welche  in  der  Rechts- 
wissenschaft an  Savigny  ankntlpfte,  aber  in  dieser  jetzt  mehr  und 
mehr  überwunden  wird. 

Unter  den  vielfachen  Zustimmungen,  welche  ich  fand,  haben 
mich  diejenigen  von  Schäffle  und  Ihering  besonders  erfreut. 
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Mit  solchen  Männern  ersten  Kangs  auf  dem  Gebiete  der  Social- 
ökoDomie  und  der  Jurisprudenz  in  wesentlicher  wissenschaftlicher 
Uebereinstimmang  zu  stehen,  gewährte  mir  grosse  Genugthunng 
imd  best&rkte  mich  in  der  Ueberzeugung  von  der  Richtigkeit 
wadgsteiia  memes  prineipieUeii  Standpimots. 

Die  jetsige  Ausgabe  ftthrt  anf  dem  ntel  den  Namen  Ran 
sieht  mehr  mit  Wer  die  erste  Auflage  anch  nnr  flttehtig  dnreh- 

U&tterte,  wird  das  be^^reiflich  finden:  sie  war  nach  Plan,  Aus- 
tUhrang,  Inhalt  und  Form  bereits  ganz  mein  Werk  und  uur 
Pietätsrücksichten  waren  es,  die  mich  bewogen,  das  Buch  auf  dem 
ersten  allgemeinen  Titel  mit  dem  Namen  Rau's  mit  zu  versehen, 
da  ee  wenigstens  hervorgegangen  war  aus  dem  Plan  einer  Una- 
arbeilmig  des  Werks  des  verehrten  Altmeisters  Deutscher  National- 
ökonomie. Aber  wie  ich  schon  in  der  Vorrede  snr  1.  Auflage 
anaftthrte:  nasere  Wege  waren  rerschiedene  nnd  bei  der  Fortsetzung 
trennten  sie  sieh  nur  immer  mehr.  leb  habe  mich  ebenso  wie 
nem  verehrter  Frennd  und  Mitarbeiter,  Herr  Prof.  Nasse,  schliess- 
lich über/.eugen  uillssen,  dass  eine  AnknUpt'ung  an  Rau's  Lehrbuch, 
Nvenigstens  in  der  Volkswirtbschaftslehie  und  Volkswirthschaltspolitik 
(den  4  ersten  Bänden  des  Jetzigen  Werks)  nicht  mehr  durchführbar 
sei,  nicht  einiial  in  dem  ja  auch  uur  noch  sehr  geringen  Maasse 
wie  in  der  Finanzwissenschat't.  Weder  dem  alten  noch  dem  neuen 
Autor  wUrde  dabei  sein  Recht  So  haben  Prof.  Nasse  und  ich 
uns  entsehlosseni  diese  Verbindung  mit  dem  irttheren  Ran'schen 
WeAt  fallen  au  lassen.  Emen  einfachen  wörtlichen  Neudruck 
derRan'schen  Volkswirtfasehaftslehre,  (l.HauptabtheiL  desRau'schen 
Werks)  mit  Verktirznng  der  alten  und  HinsufÜgung  einiger  neuen 
literarischen,  statistischen  Noten  u.  s.  w.  habe  ich  angeregt,  weiss 
aber  nicht,  ob  es  dazu  kommen  wird. 

Auch  die  Fiuanzwissenschaft  ist,  wie  die  1877  erschienene 
2.  Aufl.  des  1.  Bands  und  das  1878  erschienene  erste  Heft  des 
8.  Bands  zeigt,  zwar  fast  schon  ganz  mein  alleiniges  eigenes  Werk 
geworden  und  von  der  Fortsetzung»  mit  der  ich  eifrig  besebüftigt 
hm,  gilt  das  yoUenda,  doch  werde  ich  hier  die  ftusserliehe  An- 
Imüpfung  an  Rau's  Namen  noch  belassen,  so  lange  es  mir  noch 
irgend  mOglieh  erseheint. 

Abgesehen  von  der  Finanzwissenschaft  wird  daher  das  „Lehr- 
buch der  Politischen  Oekonomie"  jetzt  von  Prof.  Nasse  und  mir 
gaiub  selbständig  ausgearbeitet  werden.   Der  Plan,  dann  die  Ver- 
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thcilung  des  Stoffs  aof  die  einzelnen  Bände  upd  auf  uns  beide 
Verfasser  bleiben  die  in  der  Vorrede  znr  1.  Aufl.  S.  XIV  ff.  ange- 
gebenen (8.  anch  unter  S.  5  den  „Plan  de»  Lebrbüchfl**  in  dieser 
2.  Aufl,).   Demnach  tlbernimmt  Herr  Prof.  Nasse  den  4.  Band 

(bez.  den  2.  Theil  der  speciellen  oder  praktischen  Volkswirthschafts- 

lebrc):  die  Agrar-,  Gewerbe-  und  Han(lcls))o]itik,  ich  die  drei  ersten 
Bände. 

Ich  bin  es  aber  Herrn  Prof.  Nasse  wie  mir  selbst  schuldig, 
hier  noch  einmal,  wie  schon  in  der  Vorrede  zur  1.  Aufl.  8.  XHI, 
hervorzuheben,  dass  wir  zwar  auf  einem  iii  einigen  Puncten  ver- 
wandten, aber  in  noch  naehr  und  wichtigeren  Puncten  verschiede- 
nen, selbst  principieli  abweichenden  Standpnncte  stehen.  Eine 
Hinderung  an  gemeinsamer  Arbeit  an  diesem  Lehrbnch  haben  wir 
aber  schliesslich  doch  in  dieser  Differenz  nicht  gefunden,  well  die 
einzelnen  Abtheilungen  des  Lehrbuchs  wesentlich  für  sich 
selbständig  sind,  wUhrend  ein  das  g<anze  Gebiet  der  Politischen 
Oekonomie  umfassendes  grrynseres  Lehrbuch,  iilinlicli  wie  einst 
das  Ran'sche,  auch  noch  neben  dem  ohnehin  ja  gleichfalls  noch 
unvollendeten  Hos  e  her' sehen  uns  ein  Bediiriniss  erschien.  Unsere 
Selbständigkeit  auch  gegen  einander  haben  Prof.  Nasse  und  ich, 
die  durch  lang^jährigc  wissenschaftliche  Beziehungen  und  persön- 
liche Freundschaft  verbunden  waren,  also  durch  die  Verbindung 
zu  diesem  umfassenden  literarischen  Unternehmen  nicht  aufgeben 
wollen. 

Vielfachen  Anfragen  gegentiber  bemerke  ich  noch,  dass  ich  die 
Fortsetzung  des  2.  Bands  der  Finanzwissenschaft  nur  während  der 
Beschäftigung  mit  dieser  2.  Auflage  der  „Grundlegung"  unter 
brechen  habe  und  mich  derselben  nunmehr  wieder  mit  vollen 
Kräften  zuwende.  Die  Abnehmer  meiner  einzelnen  Bände  wie 
meinen  verehrten  Herrn  Verleger  muss  ich  freilich  um  einige  Nach- 
sicht wegen  der  immer  neuen  und  längeren  Verzögerungen  bitten. 
Aber  was  ursprünglich  eine  Ueberarbeitung  Rau's  werden  soUte, 
wurde  zur  Umarbeitung  und  bald  zur  völligen  Neuarbeit.  Dass 
diese  hei  einem  viel  beschäftigten  akademischen  Lehrer  nach  der 
Art  der  umfassenden  Materialverarbeitung  in  diesen  Werken  nicht 
so  rasch  vorrlicken  kann,  werden  billig  denkende  und  sachver- 
ständige Urtheiler  einsehen. 

Berlin,  25.  März  1879. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Erster  TheU. 

Gruadiegung. 

£iM  mm»  ^OnmdlegQnf**  der  PoUltocIi«!!  Oekononle  wird  gegukwMg,  m 

'ihz-t]n<ia  Ärihrmgeni  der  älteren  Smith 'sehen  Schule  abgehen,  wohl  allgemein  als 
Tiothirendig  betrachtet.  Die  Hausteine  dazu  sind  noch  nicht  alle  gefunden  und  her- 
gehchtet,  aber  fiel  Material  liegt  immerbiu  bereit.  Die  Aufgabe  iüt  indessen  eine 
aiwerordentlich  viel  grössere  und  schwierigere  ids  sei  Zeit,  wo  A.  Smith  fttr  fiiit 
eia  Jahrhundert  den  Grund  für  die  Theorie  letrte,  und  als  in  Deutschland  Kau  sein 
Lehrbuch  auszuarbeiten  begann.  Kein  Einzelner  wird  sich  heute  zutrauen,  allein  eine 
daoemdti  neue  Grundlegung  zu  schatien.  Auch  abgesehen  von  der  Unfertigkeit  des 
Baumaterials  sind  die  Anfonl«  rungcn  zu  um&ssend,  aU  dass  sie  in  Einem  MaUM 
■  rf:l]i  s.'in  konnten.  Die  Tiefe  und  ^'ielsl.•itigkeit  der  geschichtlichen  Auffassung  von 
W.  Koscher,  Br.  Uildebrand,  K.  Knies,  Kodbertus,  die  dialcctischo  Scharfe  • 

UlUtsnn,  tob  Mftrz  und  Laasalle,  die  systematischo  Gmndlichkeit  und  die  j 
Objectiritit  von  Bau,  die  logische  Schärfe  ron  Hermann  müssen  mit  den  vn- 
fa&^ndsten  recbtsgeschichtlichen  und  juristischen,  philosophischen,  statistischen,  natur- 
yMsenachaftÜchen  Studien  verbunden  sein,  um  die  Aufgabe  genügend  zu  lösen.  Ein 
Zamaeiiwiifceii  Tiekr  Keifte  ist  lelion  denregen  nnentbelimeb.  For  den  EiMelnen 
bandelt  ea  sich  vorläufig  noch  ntn  ^'ersuche.  Mit  diesen  mache  nicht  idi  den  An- 
fang. Namentlich  Schaf fle  ibt  mir  darin  mit  cutcm  Erfolg;  vorangegangen.  Ich  habe 
lim  und  ßodbertus  unter  allen  zeitgenössischen  Schrift«tellem  des  Fachs  am  Meisten 
n  fudiiilmi  und  schliesM  aioh  in  eiidgen  wiobtigeii  Lelnoi,  beMmdAn  in  denjenigen 
über  die  Organisation  der  YoUnwiithicliftft  und  tpeciaU  Olier  das  gemeinwiithiMhnft» 
Uche  System,  näher  an  ihn  an. 

Zu^mmca  mit  Schäifle  thcüo  und  ertrage  ich  auch  den  Vorwurf  einer  neueren 
Richtung  der  dOTMen  NntlonalAlonoDie,  dass  die  venltole  ,,8dnldogmali][**  nicht 
Ii^rrh  eine  neue  ,,Dogmatik*'  ersetzt  werden  dürfe,  sondern  dass  die  hauptsächliche 
.Vafgabe.  mindostens  der  (»egenwart,  die  isich  so  nennende)  „exacte"  historische  und 
>titiätiäche  Forschung  sei.  Ich  haltu  dies  für  eine  Einseitigkeit,  kann  aber  diese  Streit- 
frage, welche  mit  dei^jenigen  Uber  die  Methode  der  PolitiMshen  Oekonomie  zusammen- 
S.iugt.  '^r-'t  an  einer  späteren  Stelle  dieses  Werks  näher  erftrtcrn.  Va:l.  für  diese  von 
der  meinen  abweichende  Ansicht  bes.  G.  Schmoll  er  in  d.  Einlcitungs-Circular  s. 
itaats-  u.  socialwi^ensch.  Forschungen  u.  im  Vorwort  zu  s.  Werk:  „Die  Strassb. 
lochet*  n.  Weberzonft"  (StraNh.  1878),  wo  der  \'erf.  näher  aoaftbrt,  was  seine  Auf- 
fMSonf .  Methode  u.  Arbeiten  auszeichnet.  Ich  halte  die  systematische  und  dogm»* 
tische  Arbeit  grade  in  d.  Folit.  Oekon.  u.  vollends  in  der  (iegenwart,  wo  es  gilt,  an 
Stalle  des  physiokr.-Smith'ichn  Systems  einen  Neabaii  zu  setien,  ftr  ebenso  widitig 
wA  gewiie  nicht  fttr  minder  schwierig,  ab  die  numcgraphisch-speciaUstische  Arbeit 
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Vorlliufi}?  beziehe  ich  mich  auf  die  m.  F.  trefr  iule  Widerlofning-  -  in'  r  der  S^-hmolI'-r' 
sehen  ?erwandten  Ansicht  eines  meiner  Kritiker.  A.  Held 's  in  d.  Aufs.  „Ueber  einige 
neuere  Versuche  z.  Kcris.  d.  Grundbegritie  der  Nat.-()eiiou,'*  in  IlUdcbr.  u.  Courad's 
JalulK  d.  Nat-Oek.  1S76,  B.  27  S.  144  ff.  durch  einen  andren  »einer  Kritiker. 
H.  V.  Scheel,  rlM-ndas.  1S77,  B.  28  S.  l.Ml.  Für  mich  ist  es  8elbstTerst5.ndIioh,  dass 
systematitich-dogmatische  and  principieUe,  wie  anderseits  monographisch-spccialistische 
Arbeit  neben  einander  nOthig  sind.  Nach  Anlage,  Neigung,  subjecürer  ▼eocdb- 
legong  und  nach  äusseren  Umständen  wird  der  Eine  sicli  mehr  dieser,  der  Alldfe 
jener  K'irhtuni^  hingeben.  Mit  roHem  Beeilte  Qod  im  I&terene  des  all8eitige&  wtaen- 
scbaftlicheu  Fortschritts. 

Mein  Standpiuikt  ist  am  KflneatoB  als  der  einer  toeialreolitlicheB  Aoftannir 
der  Aufgaben,  welche  für  die  Neubegründung  der  Politischeil  Oekonomie  und  daher 
namentlich  in  der  ..Grundlegung"  vorliegen,  zu  bezeichnen.  Er  steht  dem  Standpunkte 
der  jüngeren  deutschen  „ethischen"  oder  „realistischen",  besser  der  „social- 
politiBoheii**  Schale  (der  viilgo  „Kathedcrsodalitten**)  nahe,  beeondera  in  der  Kritik 
des  Systems  der  freien  Goncurrenz,  fällt  aber  nicht  damit  zusammen.  Vcrgl.  tiber 
diese  Schule  W.  Roschor,  (iesch.  d.  Nationalökonomie,  Manchen  1874,  §.  209  ff. 
Ihre  Ansichten  vertritt  in  fielen  Ponkten  auch  meine  „Rede  tiber  die  sociale  Frage". 
Berlin  1871,  nnd  Schön  borg  in  s.  „Arbeitsämtern".  1871,  vergl.  ders.  die  deutsche 
Freihandels-Partei  u.  d.  Parf-i  d.  Eis,  Vers.,  Ttib.  Zeitschr.  XXIX)  S.  493  ff. 

Eine  allgemeine  phiiosophibche  Bcgründong  der  Theorieen  dieser  jungem  ctiüschon 
Schale  in  der  NntioiialAiiniomie  hat  G.  Schmoller  in  Miner  nach  Inhalt  und  Form 
vortrefflichen  Stldtschrift  gegen  H.  t.  Treitschke  gegeben:  „Ueber  einige  Grondfragen 
des  R<  chts  und  der  Volkswirthschaft",  Jena  1875  (auch  in  Ilildebrands  und  Conrad's 
Jahrbucheru  für  Nationalökonomie,  Jahrg.  1874  and  1875).  Principi^  stimme  ich 
Bit  Ihr  TielfiMdi  liberein.  SchmoBer  betont  nir  dne  Moment  der  Sitte  md  der  Sitt- 
lichkeit mehr,  dasjenige  des  Zwangs  und  des  Kerhts  weniger  als  ich. 

Meines  Erachtens  liegen  aber  auf  letzterem  (iebicte  die  Hauptprobleme  und 
mow  hier  ror  Allem  die  neue  ..grundlegende'^  Arbeit  in  der  Polit.  Ockonomie 
«folgen:  meine  theoretische  Differenz  von  anderen  ..soci&Ipolitischen"  National- 
ökonomcn  im  „Verein  f.  Socialpolitik".  Dagegen  befinde  ich  mich  hier  in  Einklang 
mit  Rodbertas,  Lange  and  Schäffle.  Aehnlich  stehen  v.  Scheel,  A.  Samter 
and  einen  venifstena  vervairiton  Standponkt  nimmt  H.  SSsIer  ein.  Femer  nthmt 
ich  mit  l>esonderer  Befriedigang  auf  eine  neuere  rechtsphilosophische  Richtang  in  der 
Rechtswissenschaft  Pezng.  die  namentlirh  doreh  r.  Ihering  vertreten  winl.  Die 
Ueberein^mmang  mit  und  die  Abweichung  von  diesen  und  einigen  andren  Sdirift- 
•lelleni  IhnUcber  Stellung  crgiebt  sich  aas  dem  Werke  selbst  Ich  ?erwnise  besondeft 
auf  die  Vorbemerkungen  zu  den  Kapiteln  und  zu  einigen  Abschnitten. 

Der  Punkt,  um  den  sich  Alles  dreht,  ist  die  alte  Frage  vom  VerhSltniss  des 
Einzelnen  zur  Gemeinschaft.  Wer  mit  der  älteren  „individualistischen*'  Rechts- 
nnd  Stsntsphilosopbie  and  NationalSkonomie  das  Individaam  in  die  Mitte  stellt  nnd 
zum  Zweck  des  (ierneinschaftslebens  macht,  kommt  nothwcndig  zu  den  —  unhalt- 
baren —  Resultaten,  welche  auf  dem  volkswirthschaftlichen  (iebiete  die  physiokr.- 
Suith'sche  Schule  der  freien  Concarrenz  aufgestellt  hat  Wer  dagegen,  wie  ich  hier, 
vor  Allem  nach  den  Bedingungen  des  wirthschaftlichen  (Gemeinschafts- 
lebens forscht  and  nach  denselben  die  Sph.'ire  der  wirthschaftlichen 
Freiheit  des  Individuums  bestimmt,  kommt,  glaube  ich,  folgerichtig  in  den 
gmdlegenden  Fragen  der  Polit  Oekonomie,  besondevt  in  Benr  auf  das  Teiliillnlm 
von  Becht  and  Wirthschaft,  aaf  die  Organisation  der  Yolkiiriiuscliaft  n.  s.  ir.,  in 
der  „socialrechtlichen"  Auffasj^ung  dieses  Wertes. 

Aus  der  Literatur  beziehe  ich  mich  für  Uaoptpankte  der  Gnindlegung,  aosser 
der  später  ra  nennenden  SpedalKtentnr,  besonders  nf  Rodbertns  nnd  Schiffte, 
üeber  Hodbertus  s.  meinen  Aufs,  in  d.  Tob.  Ztschr.  f  Staatswiss.  1878,  B.  34. 
S.  199  11'.  „Einiges  v.  u.  Uber  Hodb.  Jagetzow."  Fast  alle  seine  grösseren  und 
kleineren,  auch  die  practischen  Arbeiten  kommen  in  Betracht  (s.  d.  lebers.  in  d.  gen. 
Aidk  S.  204  ff.),  denn  lib«rall  finden  sich  die  geistvollsten  gesdüchtsphilosophisdm 
nnd  soci.ilrerhtlichen  Ausführungen.  S.  namentlich:  Rodbertus,  „Zur  Erkenntnis 
ans.  staatswirthschafti.  Zustände"  1.  Ueft,  5  Probleme,  Ncubrandenb.  a.  Friedi.  1842: 
„3ocUlo  Briefe  an  v.  Kirchmann*',  No.  1--8,  Bert  1850—51.  No.  2  n.  3  in  2.  AoB. 
n.  d.  T.  „Star  Beleneht  d.  socialen  Fragn"*  Bert  1875;  „Z.  Eifclir.  n.  AbhOlfs  d.  hont 
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Creüituoüi  d.  Grundbesitzes",  2  Th.  Jena  lbü9,  pass.  bos.  II,  265  Ii.  ;  d.  Aufs,  über 
ibilB.  Agnr-  n.  Stenerreili.,  Uildebr.  Jährt».  B.  2,  4,  5,  8,  bes.  die  Autfahningea 
princip.  Art  Q.  tlber  den  Unterschied  antiker  Q.  moderner  Volkswirthsch.  (so  IV,  341 
k<  V^  26S  f}..  VIII,  437  il  );  über  d.  Normalarbeitsta^?,  in  d.  Berl.  Kerne  1871 
lü  il.  Tab.  Ztbchi.  1s7j>,  S.  323  fi. ;  cb.  d.  von  mir  FerölT.  Brief  Ub.  d.  BebandL 
i  Nat-Oekon.  iL  ihrer  (inindbegriffe  S.  220  tf.  Die  maacheriei  Anregungen,  welche 
kh  Bodbertns  verdanke,  zeigen  sich  im  Text  vi-  lHich,  wenn  icli  auch  mit  ihm  in  den 
Phacipienpaacten ,  Eigenthumsordnimg ,  Grundrente  a.  A.  m.  nicht  übereinstimme. 
Nel)eii  dem  conscrvatiren  Socialisten  Rodbertus  sind  —  bes.  fttr  die  Unterscheidung 
ier  rein  Ökonom,  u.  der  histoi  isi  Ii  r<  <  litl.  Auffassung  u.  der  bezüglichen  Kate^orieen 
dcs  Winhschaftslebeus,  für  den  Einfluss  des  Hr*  hts  und  auch  der  modernen  l'roduc- 
tioDStechnik  auf  letzteres«  —  die  eigentlichen  Vertreter  des  modernen  demokratischen 
wiMBaehaftL  Sodalisoras  za  beachten ,  ron  denen  veaigstttns  in  der  Kritik  des  be- 
Mehsnden  Wirthschaftssystems  Bedeutendes  geleistet  u.  bei  mancher  IsndenadOscn  Ueber- 
treibnng  Tielfach  Kiebtiges  entwickelt  wonl'-n  ist,  auch  wenn  ihre  positiven  Forde- 
niDgea  für  die  Umgestaltung  der  Wirthächalt^iordnaug,  ganz  abgesehen  von  den  Mitteln 
lud  Wegen  dam,  thells  abtolehnen,  theils  zu  beanstanden  siiul,  wie  es  auch  von 
■  ir  meistens  geschieht  K.  Marx.  z.  Krit  d.  Polit  Oekon.,  1. H.  Bert.  1859;  ders. 
i.  Kapital  1.  B.  Hamb.  1SG7.  2.  A.  1873;  Fr.  Engels.  Herrn  E.  Duhring >»  ümwälz. 
d.  Wiasensch.,  Lpz.  1878,  bes.  2.  o.  3.  Abechn. ,  in  den  grossen  nicht-polemischen  i 
BiniesB  eine  reine  wiisenscihalUliehe  Faehflchiift  fon  bedentendem  Werth;  F.  Lassalle,  | 
Syst  d:  erworb.  Hechte,  2  Th.  Lpz.  1861  (bes.  z.  B.  I.  193  ders.  Kapital  und 
Arbeit,  Herl.  l^Hl,  womit  zu  vergleichen  die  von  H.  Schumacher  n.  mir  heiaos- 
gefebeneu  Briefe  von  Lassalle  au  liodbertus,  Bcrl.  187S. 

Von  A.  Sch&ffle  sind  alle  seine  neoersn  ttdreinrieifenden  Weite  za  nennen, 
i  geseUschaftl.  Syst.  d.  menschl.  Wirthsch.,  2.  Aufl.  Tdbingen  1867,  Aufl.  in 
:  B.  eb.  1873;  Kapitalismus  u.  Socialismus,  Tab.  1870;  Quintessenz  d.  Socialismus, 
•  .  Aafl-  (iotha  1878;  naui.  aber  jetzt:  „Bau  u. Leben  des  Socialen  Körpers",  encyclop. 
Entvnrf  einer  realen  Anat.,  PhysioL  u.  Psychol.  der  menschl.  Gesellsch.  mit  besondrer 
Ku'ks.  anf  d.  Volkswirthsch.  als  socialen  Stoffwechsel.  4  Bände,  Tlih.  1S75— 1878. 
Luier  Werke  von  gröbster  Bedeutung  ror  Allem  für  Hauptfragen  der  „(iruiidlegung", 
boL  Ober  die  Organisation  und  tlber  die  entvicklungsgesctzmässige  Umitjulerung  der 
Tolkäwirthscbaft.  Das  neuste  grosso  Werk  ist  ein  wahrer  „Socialer  Kosmos*\  macht 
Bach  seiner  Form  und  seipem  Inhalt  das  Studium  nicht  lei'-ht  u.  enthält  A'iele^.  was 
m  dem  Kähmen  der  Polit  Oekon.  weit  hiuausialit  Aber  der  Zusammenhang  aUer 
mcislea  nnd  wirthschalttichen  Erscheinmigen  ist  noch  nirgends  in  so  grossartiger  und 
M  GsBsea  doch  wohl  gelungener  Weise  dargelegt  worden.  Die  Ueliertiagang  der 
natBnrisscnschaftl.  Entwicklungstheorie  auf  das  sociale  Gebiet  u.  die  Ziehnnp  realer 
Aaalogieen  zwischen  dem  Socialen  Körper  u.  der  organischen  Natur  sind  zwar  auch 
tach  dies  Veift  Itkr  mich  noch  nicht  endgiltig  entschiedene  Fragen ,  so  wenig  wie 
iar.-b  das  ebenfalls  werthvdle  Werk  von  P.  t.  Lilienfeld,  (iedanken  Ober  d.  Soc- 
Tisä.  d.  Zukunft.  3  B.  Mitau  1873—77.  Aber  eine  grosse  Förderung  in  der  Behand- 
kag  dieser  Probleme  bezeichnet  Sch.  jedenfalls.  Für  den  Nationalökonomen  kommen 
«idMfe  EiAiteningen  an  sehr  fielen  Stellen  des  „Sodalen  KOrpen**  for.  Tomemltch 
\s\  ibcr  d.  3.  Band  (der  sich  zugleich  als  2.  Aufl.  d.  Kapit  u.  Socialism.  l>czri,>li[i,  t) 
;a  nennen,  u.  hier  nani.  d.  12.  Ilauptabschn.  S.  234  —  548.  d.  Sof  i,ilstoliwc(  hsel  u. 
-seine  wirthsch.  Kegelung:  Erörterungen,  mit  denen  ich  sehr  vieUacb  Übereinstimme 
1.  welche  zu  meiner  Oenugthniing  anch  öfters  sich  zu  meinen  AofiMSongen  in  d. 
'iTondle«.  beistimmend  verhalten.  In  gewissen  finindanschauungrcn  über  die  heutige 
ToÜBwirthsch.  und  deren  Fortentwicklang  und  in  der  objectiv  kritischen  Stellung 
OB  Socialismus  stehen  wir  uns  denn  auch  sehr  nahe,  ohne  von  objectiven  und  auf- 
■Miwen  Benrtheilem  mit  den  heutigen  deutschen  „Socialisten**  znsammengewoitbn 
vwden  zu  dürfen,  wie  es  uns  beiderseits  wohl  goschchen  ist. 

Ich  hebe  feiner  f.  d.  Grundleg.  noch  bes.  hervor:  A.  Lauge,  Mill's  Ansichten 
Tk.  1.  se&  Frage  a.  s.  w.,  Dnisb.  1866;  ders.  d.  Arbeiterfrage,  S.  A.  Winterthur 
IS75,  die  bedeutendste  deutsche  Schrift  hiertiber  (gegen  den  etwas  naiven  Vorwurf  von 
L  Brentano  in  d.  „Arbeitsverhältniss  gemäss  d.  heut.  Hecht",  Lpz.  1S76  S.  V  in 
Itcog  auf  Lange,  dass  dieser  es  rersäumt  habe,  „sein  Buch  entsprechend  der  durch 
mIibsIb  Aibeit  cdangtan  Eriwuitiiin  neu  dovchziiaibeiten**,  m.  n.  W.  dass  Lange 
M  gbffih  den  geMontan  jungen  KationalOkoiioinen  in  der  Oeweiltrerelnsoxganisation 
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der  Arbeiter  die  LAsung  der  ««Arbeiterfrage"  erreicht  finde,  habe  ich  Lange  s<  hon  i 
in  einer  Besprechang  des  Brentano'schen  Buchs  in  d.  Jen.  Literat.  Ztg.  1877  No.  ?.  , 
6.  Hai  in  Schatz  genommen).  Vgl.  auch  in  Langes  Gesch.  d.  Materialismiu,  3.  Aufl.  ! 
badoliB  1877,  II«  45S  ff.  den  AbBcihnitt  Uber  die  YoUovirthBchaft  mad  die  Dogmatik 
des  Egoismus.  \ 

Die  Hauptachrift  Uber  die  principielleu  Puncte  der  Grundlegung,  ührr  Methode 
tt.  8.  w.  vom  Standpanct  der  histor.  nat.-ökon.  Schale  aus  ist  das  vortreti liehe 
Wcock  Ton  K.  Knies,  d.  poUt  Oekonomie  r,  Stoodponct  d.  geeehiöhfl.  Ifethode,  I 
Bimiinschw.  1853.  Vgl  ?on  dems.  das  Geld,  Beri.  1878,  bes.  Kap.  1, 2  n.  3,  Abeolui.  1, 
tt.  d.  Credit,  Berl.  1876. 

Von  einem  dem  mciuigeu  wie  gesagt  wcni^tens  verwandten  Stanüpuncte  aus  hat  i 
neoeidiogs  H.  R Osler  besonders  das  Rechtsmoment  in  den  Wirthschafbsbegriffien 
betont.  Seine  Bestrebungen  schein>'n  mir  vollkommt-n  rii-htig,  den  Resultaten  seiner 
Ausführungen  kann  ich  mich  aber  nicht  immer  anschiiesseu.  Er  betont  m.  £.  etiras 
IQ  einseitig  das  juristische  Moment«  za  wenig  das  rein  Ökonomische,  d.  h.  er  macht 
doch  öfters  den  entgegengesetzten  Fehler  wie  die  bisherige  Nationalökonomie  der 
Smith'schcn  Schule.  Vcrgl.  b»  sonders  seine  Schrift:  ..Ueber  die  Cirundlagen  der  von 
A.  Smith  begründeten  Yolkänirthächafutlieorie'',  2.  Aufl.,  Erlangen  lb7];  sein  Lehr- 
bncli  dee  dentsclien  VenrilUingaieehts,  1.  B.  das  sociale  Yenraltinigsracht ,  3  Abtfi., 
Erhängen  1872,  187.^,  seine  ErOrterangan  ttber  die  Gesetzm&ssigkeit  der  volkswirth- 
schaftiicheri  Erscheinungen  in  Hirth's  Annalen  des  deutschen  Reichs.  Jahrgang  1875, 
jetzt  s.  Yoricsungcu  über  Volkswirthsch.,  Erlangen  1S78.  Aehnlich  wie  ßteler«  m.  E. 
aber  sdi&rfer  und  klarer,  veitritt  diesen  Standpunct  H.  t.  Scheel«  s.  dessen  Theorie 
der  socialen  Frage.  Jona  1871  und  s.  Erbschaftssteuer  u.  Erbp  chtsri  forni,  2.  A..  Jena 
1878.  sowie  d.  Aufs.  Volkswirthsch.  Bemerk,  z.  Reform  d.  Erbrechts  in  liirth's  Annalen 

1877.  S.  U7  und  zahlreiche  kleinere  Aufsätze  u.  Kritiken  in  Hildebrand's  Jahrbüchern, 
in  weichen  manche  werthvollo  Bausteine  zu  einer  soriaircchtlichen  Behandlung  der 
Vülkswirthschaftslehre  und  ihrer  finjndb<^.rri(re.  Vgl.  femer  A.  Samter,  Sociallehrc. 
Lpz.  Ib75;  dors.  Cieselischafd.  u.  Privatcigenth. ,  Lpz.  ]b77  (darüber  n.  tiber  meine 
im  Beioltat  abweichende  SteUnng  z.  Grnndeigentiraoufrage  mefaie  Anzeige  in  d.  Jes. 
lit  Ztg.  1877  V.  S\.  miTV.  J.  Fröbcl,  d.  Wirthsch.  d.  Menschengeschlechts,  2  TL 
Lpz.  1870  u.  74.  A.  Lindwurm,  das  Eigenthumsrecht  und  die  Menschhcitsidec  im 
Staate,  Lpz.  1878.  Horm.  Bischof,  GrundzUge  oiues  Systems  d.  Nat-Oekon.,  (iratz  ' 
1874  (recht  branchbares  Gompendiirai).  A.  Held,  d.  obe«  gen.  Anb.  d.  Qrondriss 
ftlr  Vorlesungen  Uber  Nat.-Oekon.,  2.  A.,  Bonn  IS78  (für  diesen  Zweck  gnt  geeignet), 
üeber  das  „Lehrb.  d.  Nat-Oek.  u.  Volkswirthschaftspolitik  v.  Alois  Bischof",  üntz 

1878,  das  be.s.  im  1.  Thcile  eine  Art  Auszug  aus  meiner  (irundlcg.  ist,  bemerke  ich 
nur,  dass  dasselbe  von  dem  mir  unbekannten  Verf.  ohne  nein  Znthnn  ond  Wisssa 
geschrieben  und  mir  erst  durch  den  Ruchhandel  bekannt  gewor'b  n  i<t 

Eine  meiner  „sociakechtlichen"  ganz  ahnliche  Auffassung  des  Kechts  und  seinem 
Verhältnisses  nun  Wirthschafkaleben  hat  in  Anknüpfung  an  sein  berühmtes  Werk 
„Geist  des  lOmischen  Rechts"  neuerdings  kein  Geriogerer  als  der  grosse  Romanist  i 
V.  1  bering  vertreten,  in  s.  Buche  „Der  Zweck  im  Recht",  H.  1,  Lpz.  1*^78.  Sieh«' 
namentl.  Kap.  8,  worin  ebenfalls  aus  den  Bedingungen  des  Gemeinschafts- 
lebens herans  die  Freiheits-  n.  Eigenthnmsfragen  erörtert  werden,  im  Wesentlichen 
ganz  in  Uebcreinstimmung  mit  meiner  Grundanschauung,  wie  ich  sie  in  der  (inindlog. 
niedergelegt  habe  (vgl.  v.  Ihorinc,  Zweck,  S.  .'»11'.    Meine  in  der  1.  Aufl.  S.  öÖO 
Note  1  ausgesprochene  iloliuung  ist  dadurch  glöiucnd  in  Erfüllung  gegangen.  Iheriug's  , 
Zustimmung  sichert  mich  vieueicht  in  Znknnft  auch  etwas  mehr  gegen  den  mir  mit*  I 
unter  von  nicht  immer  srhr  cornpetentcr  nat.-ökon.  u.  jurist.  Seite  gemachten  Vomrurf 
des  „Unjuristischen"  in  meiner  Grundlegung.  Ausser  v.  Ihering  hat  auch  ein  anderer 
Bomanist,  J.  Baron,  einen  vielfach  verwandten  Standpunct  eingenommen,  vgl.  u.  A. 
dessen  Besprechung  meiner  (Jrundlegung  in  POzl's  Krit  Vierteljahrschr.  1877.  —  I 
Angesichts  solcher  Zeichen  der  Zrir  s-  lbst  bei  den  Vertretern  des  Rflm.  K<  chts  darf 
ein  liationalökonom  meiner  Ric  htuug  wohl  mit  einer  gewissen  Beruhigung  von  der  i 
Znknnft  erwarten,  dass  im  eigenen  Fach  die  socialrecJitiiche  statt  der  indi? idnal- 
rechtlichen,  die  eigentlich  Tolkswirthschaftliche  statt  der  überwiegend  privatwiith- 
schaftlichen  Autfiissung  zum  entscheidenden  Siege  und  zu  allgemeiner  Annahme  ge- 
lange. Auch  in  der  italienischen  Nationalökonomie,  hier  z.  Th.  ausgehoDd  von  einigen 
meiner  speriellen  Schiller,  C  Ferraris,  Y.  Cvsnmano,  n.  selbst  in  der  en|^is<«eB 


Digitized  by  Google 
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Üat-Oekon.  (Cliffe  Leslie)  beginnt  der  ümsokwiing  und  in  der  InnzM.  LUentor 

jtrht  »■'•rns^stens  der  refdiento  belg.  Ockonomist  E.  do  Larcleye  auf  einem  den 
•'xiairechtJichen  sehr  .ähnlichen  Standpuncte.  Vergl.  u.  A.  dessen  rropri6t«i  et  ces 
iomea  primitivem,  i'ar.  1874  (D.  Debersetz.  r.  K.Buch  er  bcrorätehcnd)  u.  Laveleye's 
Ask.  aber  die  BezIehiiBg«!  zvischen  Pdit  Oekon.«  Moni  nnd  Recht  In  der  Bi&mt 
d,  ÜBondes,  Fobr.  1878.  Pamphlet«-  wie  die  des  Herrn  M.  Block  (QainteM.  d. 
Kitbadeffocanliinn,,  Beil  1879)  werden  diesen  (Jmscbwong  Uam  «nfluUten. 


Plan  des  Lehrbuchs. 

Der  Plan,  nach  wdehem  das  mit  dem  vorliegenden  Bande 
beginnende  y,Lebrbnch  der  polftiflelien  Oekonomie^'  ausgearbeitet 

werden  soll,  ist  der  folgende.*) 

Das  ganze  Werk  zertallt  in  drei  „Hauptabtheilungen", 
jede  der  letzteren  in  zwei  „T heile".  Diese  fallen  mit  den 
„IVanden"  mehrfach  zusammen ,  doch  machen  äussere  Gründe,  wie 
besonders  der  vencbiedene  Umfang  der  Theilc,  Abweichungen 
nothwendig,  so  beim  ersten  Bande.  Die  Uaaptabtbeilttngen  nnd 
Theile  sind: 

L  Erste  Hanptabtheilnng:  Allgemeine  oder  theo- 
retische Volkswirtbsehaftslehre. 

1.  Erster  TheiL  Grundlegung. 

2.  Zweiter  Theil.  Allgemeine  Volkswirtbsehafts- 
lehre insbesondere  des  pri vatwirthschaftlichen  Systems. 

II.  Zweite  Haiiptabtheilung:  Speciellc  oder  prac- 
tigche  Volkswirthschaftslehre  (  V o  1  k  s w i  r t h s chaf ts- 
Politik  und  Wirthschattlic he  Verwaltungslehre). 

1.  Erster  Theil.  Das  Verkehrswesen. 

2.  Zweiter  TheiL  Agrar-,  Gewerbe-  nnd  Handels* 
Politik. 

m.  Dritte  Hanptabtheilnng:  Finanzwissenschaft 

1.  Erster  Theil.  Einleitung,  Ordnung  der  Finans- 
wirthsohaft.   Finanzbedarf.  Privaterwerb. 

2.  Zweiter  Theil.  Gebtthren,  Steuern  und  Staats- 
schulden,*) 

Die  „Grundlegung"  zerfilllt  wieder  in  drei  „Abthei- 
langen",  jede  derselben  in  mehrere  „Kapitel",  nemlicb ; 

*)  N&ber  dargelegt  in  d.  Vorrede  z.  1.  Aufl.  d.  (iruinlleg.  S.  X — XVIII, 
*)  Der  1.  Tbeil  der  Fin.wiss.  liegt  in  der  2.  Aui»g.  der  Neubearbcit.  fertig  vor 
iLpi.  1877),  Tom  2.  TbeU  das  ente  Ueft,  die  OebSbren  (Lpi.  1878). 
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^  Plan  des  Lehrbachs,  bt».  der  Uruodiegang. 

1.  Abtheililug:  Die  G  niud  lagen  der  Volkswirthschaft 

1.  Kapitel.   Elementare  Grundbegriffe. 

2.  „       Wirthschaft  und  Volkswirthschaft. 

3.  „       Organisation  der  Volkswirthächaft 

4«      „      Der  Staat,  TolkswirthBchaftUeb  betraehtet 

2.  Abtheüimg:  VolkswirthBchaftnnd  Recht,  besonders 
Vermögensrecht 

1.  Kapitel.  Einleitung  und  insbesondere  der  Personenstand. 
Freiheit  und  Unfreiheit. 

2.  Kapitel.  Die  EigenthumsordnuDg.  Einleitung.  Begründung 
und  Begriff  des  Privateigenthums. 

3.  Kapitel.  Die  Eigentbumsordnung.  Fortsetzung.  Die  Aus-  ; 
dehnnng  des  Trivateigenthums,  namentlich  das  Privatkapital. 

4.  Kapitel.  Die  EigenthomsordDang.  Fortsetzong.  Die  Aus- 
debnnng  des  Priyateigenibimis,  Fortsetsnog,  namentiich  das  private 
Gnmdeigentbiim.  •  I 

5.  Kapitel.  Die  Efgenthnmsordnirag.  Fortsetzung.  Die  Aus- ' 
dehuung  des  Privateigenthums,  Schluss,  die  Zwangsenteignung. 

Die  vorstehenden  Materien  behandelt  der  jetzige  erste  Band.^) 
Der  Schluss  der  „Grundlegung"  ist  in  den  2.  Band  verlegt 
worden.  Er  wird  zunächst  den  Abschluss  der  2.  Abtbeilung  von  I 
,,Volkswirthschaft  und  Hccht^^  bringen  uid  namentlich  die 
Fragen  von  ||Inhalt^^  des  EigenthumSi  Vertragsrecbt|  Erb* 
recht  o.  s.  w.  bebanddn.  Er  wird  femer  von  der  „Grandlegong" 
enthaHen :  * 

3.  Abtheilung:  Systematik,  Methodik  nnd  Literator- 
geschichte der  Politischen  Ockonomie. 


^)  In  <liesor  2.  Aufl.  dor  <irnn(ll(>;;iinj^  ist  gegen  dio  ente  u.  A.  eine  etwas  ab- 
weichende Eiatheiluiig  und  BezcichuuDg  der  grösseren  Absolinitto  erfol^^t,  vesenüich 
»08  fomeUen  GrQnden,  un  melir  Gleichmissigpleit  vnd  üebenfchtliohkeit  zwischen  den 
Kapitehi  l.  8.  v.  zu  gewumen.  In  der  1.  Aufl.  sind  die  4  eisten  Kapitel  ideutisch 
mit  den  jetzigen;  die  2.  Abth.  von  Recht  u.  Volkswirthschaft.  die  jetzt,  soweit  sie  in 
diesem  Bande  eutltalteu  ibt,  in  die  genannten  ö  üapitel  zerlegt  wurde«  bildete  in  der 
1.  Aufl.  ein  einziges  Kapitel,  dis  fftofte,  dai  aber  bei  einem  Um&oge  fon  mehr 
ab  der  Uilfle  des  Baads  xa  väiömii  gewoiden  war. 
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Erste  Abtheilung. 

Bic  Grudlagen  der  Y^lkswirtliscliaflb 


Erstes  EapiteL 

Elementare  Grundbegriffe. 

Literatornacbveis  ftber  die  Grond begriffe.    YergL  Fr.  J.  MemBtna, 

B«itfige  z.  Revision  der  GrundbegTilTe  d.  Volksvirthschaftslehre,  Tab.  Ztsclir.  für 
SUatnrias».  XXV.  (IbOU)  S.  tt.,  XXVIII.  (ls72)  S.  256.  ff.  Der  Verf.  erörtert  in 
im  errten  Anfsatze  die  allgemeiDen  Grandsätze  für  die  Definition  vollcswirthschaftlicher 
Befrife  and  kommt  zu  dem  Ergebniss,  dass  der  allgcmeino  Sprachgebrauch  zwar  zu 
berOdkSichtigeD  sei,  aber  nicht  die  allein  und  endgiltig  entscheidende  Norm  bilden 
duftt  vielmehr  mOssteu  aasflerdem  tirfinde  der  Zveckmiaugkeit  und  Opportuoitit  ins 
Meht  bUen  (XXY..  517).  Die  Anwendmig,  welche  der  Vort  von  seinen  DefinitiMM- 
nds^zen  ffir  die  Begriffe  Werth  und  Preis  macht,  ist  medioddagliGli  und  ]ilef»r> 
BHori?rh  lehrreich.    Mit  den  Resultaten  kann  ich  nicht  ganz  Ubereinstimmen.  S. 

A.  Ueld  in  dem  oben  S.  2  gen.  Aufsatz  Uber  neaere  Versuche  zur  fieris.  d. 
Gnudbegriffe.  Jahrb.  f.  Mni-OdL  &  ST  8.  144  v.  dert.  in  t.  OrandriH.  Anch 
lindirurm.  lägeathnrnsrecht,  bes.  Kap.  4.  S.  265.  ff.  503  II,  mit  thcilw.  Polemik 
gegea  meine  Behandl.  L.  nimmt  einen  zu  einseitigen  Standpunkt  ein.  indem  er  die 
PipdBction  durch  die  „freie  Individualitiit  der  Urheberschaft"  bedingt  nein  libät,  wa^i 
der li^ilHclikeit  widerspricht  p.  keine  richtige  TolkswirthschAftlOTguinlorische  For- 
demn?  wäre.  Schiffie,  Soc  Kdiper  III,  245  C,  307  nementL  vicbtif  t  d. 
U  eithlehie.  ~ 

IMe  Gnmdbegriffe  der  Yolkswirthschaftslehre  haben  die  eingehendste  und  scharf- 
sinnigste  Erörterung  in  der  deutschen  Literatur  des  Fachs  gefunden,  wenn  dabei  auch 
öfters  Spitzfindigkriteu  ni^-ht  ^enQgeud  vermieden  worden  sind.  Die  fremde  Literatur 
steht  wesentlich  zurück.  Die  ältere  deutsche  Literatur,  besonders  aus  der  1.  Uäifto  des 
19.  JsMuidertB,  s.  bei  Nemnnnn  a. «.  0.  Besondeis  herreniibebeB  nd  Boeb  beute 
beachtenswerth :  G.  Hufeland,  neue  Grundlegung  der  Staatswirthschaftskunst,  durch  ' 
PnifuDg  und  Bericlitigunp;  ihn-r  Hauptbegritlc  von  Gut,  Werth,  Preis,  Geld  und  Volks- 
rermögen,  2  Thle.,  Giess.  u.  Wetzl.  1807,  1813;  J.  F.  £.  Lötz,  Revision  der  Grund- 
kgittfe  der  Mttfonalwiiaisdinlldsliie,  1811  —  14,  derselbe  Hendbocb  der  Staats- 
tirthsrhaftelehre,  1S21,  2.  Anfl.  Erlangen  1837—39,  3  Bände. 

In  der  neueren  deutschen  Literatur  ist  für  die  Grundbegriffe  und  für  verwandte 
Pnncte  der  Theene,  d.  h.  für  die  Grundlegung  von  bleibender  Bedeutung  geworden: 
B.F.  W.  Hermann,  staatswirth^oh.  Untersuchungen,  1.  Aufl.  Mttnchen  1892,  2.  Anll. 
MttBchen  1870  (nach  des  Verf.  Tode  erschienen^.  Die  1.  Aufl.  enthält  dogmenge- 
iddchtUdie  Erörterungen,  die  in  der  2.  fehlen,  letztere  hat  der  Verf.  nar  noch  zum 
TbflQ  Tennehrt  und  reriwssert  leb  düre  nsittons  nach  der  2.  Aull.  Attsseidem 
vergl.  für  die  Grundbegriffe  noch  besonders  H.  t.  Mangoldt,  Grundriss  der  Volks- 
wiithschaftslehre,  Stuttgart  1S08.  2.  Aufl.,  besorfrt  v.  Klein  Wächter,  Stuttgart  1971 
(der  beste  Grundriss  in  deutscher  Sprache,  scharfsinnig,  doch  hier  und  da  etwas  spin- 
tUrend).  8.fBmeT  Nch  G.  Menger,  Grondallie  der  YollvwiräiBchafisIebrs,  l.Thl. 
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8     1.  Abth.  1.  K.  Gmodbegriffe.  1.  H.-A.  WU&icIl  Vü  d.  H«Me^.  §.  1. 1 


Wien,  1871.  —  Ton  den  grosseren  Le1>rbQch«rn  s.:  Rau,  Gnudtltze  der  YoUoviitk- 

sohaftslehre,  8.  Aul.  Leipzig  a.  Hcidelbrr-  l*^ns,  §.  1  IT.,  §.  46  ff.  Die  Erörterungen 
Uber  die  Grandbegriffe  giebt  Kaa  theils  in  dt  r  Einleitung  §.  1— 2U,  theils  im  1.  Bach 
vom  „Wesen  des  Volksvermögens"  §.  46— Sl.  In  meiner  Neubearbeitung  der  Volto- 
wirthschaftslehre  sind'diese  Theile  zusammengezogen  und  sebr  erweitert  W.  Roscher, 
die  Grundlagen  der  Nationalökonomie  (1.  Th.  dos  Systems  der  Volkswirthschaft), 
13.  AnS.  1S77,  §.  1—29,  z.  Th.  auch  das  1.  Buch  von  der  Froduction  der  ti&ter 
§.  30  fr. ;  für  einzelne  Abweichungen  Ton  principieller  Bedeutung  ^d  die  frttherai 
Auflagen  Roschers  zu  vergleichen. 

Die  Grundbegriffe  sind  von  den  vorausgehend  genannten  Schriftstellern,  auch  von 
?.  Hermann,  mehrfach  noch  zu  sehr  aus  dem  privat wirthschaftUchcn  StandponctA 
(§.  117,  121  ff.)  erörtert  und  festgestellt  worden,  und  die  dogeslalt  gewcunenen  B»> 
piSb  dum  öfters  ohne  Weiteres  zu  rolkswirthschaftlichen  Begriffen  gemacht  od«r 
es  ist  wenigstens  zwischen  der  Bedeutung  eines  wissenschaftlichen  tenninus  technicns 
im  phrat-,  bez.  im  einzelwirthschaftlichen  und  im  Folkswirthschaftiichen  Sinne  nicht 
immer  richtig  unterschieden  iroiden.  Aoch  mnn  dns  Streben,  immer  nur  eine  Be- 
dentang  eines  Begrifis  zuzulassen,  wie  auch  Nenmann  (a.  a.  0.  XXY.,  512)  rOgt, 
mitunter  als  falsch  bezeichnet  werden.  Ebenso  ist  es  öfters  falsch,  gewisse  Rechts- 
b^^ffe  und  Wirthschaftsbeghffe  zu  identihcircn ,  wie  ich  schon  in  der  I.A.  meiner 
Ftnanzwinenflclinft  an  dem  practisdien  Beispiele  der  Staeiseinnabmeirten  (Bau- 
Wagner,  Fin.  6,  Aufl.,  I,  §.  85  ff.)  begründete.  Zu  der  schfirferen  Scheidung  der 
rein  ökonomischen  und  der  Rechtsbefr riffe  und  z.  Th.  in  Folge  hiervon  zu 
der  genaueren  Ausbildung  von  volkswirthschaftlichen  im  Unterschied  von  einzel- 
nnd  priratvirdiscbafUiimen  BegrilTen  baben  Bodbertve  nnd  die  denlacben  aeoia- 
Iis  tisch  (Ii  Theoretiker  am  Meisten  beigetragen.  Im  Folgenden  wird,  wie  inincipieU 
auch  von  Scliiiffle,  A.Held  möglichst  conscciuent  zwischen  rein-ökonom.  u.  bisto- 
risch-rcchtlichcu ,  allgemein  volk^wiithschaftl.  u.  einer  bestimmten  Phase  der  Privat- 
wirtbsch.  angebOrigen  Kategorieen  n.  Begiiffin  unterschieden.  In  Kritiken  der  1.  A«i« 
der  Grundlegung  ist  der  Zweifel  geäussert  worden,  ob  die  Stellung  der  Kapitel  syste- 
matisch richtig  sei,  besonders,  ob  nicht  das  ehemalige  Kap.  5,  v.  allgem.  wirthsch. 
Verkehrsrecht,  wegen  der  principalen  Bedeutung  der  iiechbgrundlage  der  Yolkswirthscb. 
an  die  Spitze  gehöre  (f.  Scheel,  A.  Held).  Es  lisst  sich  das  wobl  motiriien,  aber 
der  Ausgangspunkt  schien  mir  doch  im  Kein-ökonomischcn  zu  liegen  uid  bei 
der  andern  Beiiandlimg  w&rea  noch  mehr  Wiederholongen  nöthig  als  so. 


1.  Haiiptabschnitt. 
wirthMhalUldte  Ifatnr  des  MeBadi«*^) 

I.  —  §.  1.  Bedürfnis  8.  B  elriedigungs  trieb.  Der 
Mensch  steht  mit  der  ihn  nmgebenden  Aussenwelt  als  bedtlrftiges 
Wesen  in  fortdauernder  Berührung  und  erkennt,  dass  in  jener  viele 
Bedingaogen  seines  Lebens  and  Wohlbefindens  liegen. Seine 

*)  Kau,  b.  Aufl.,  §.1.  —  Der  Einwand  von  Lindwurm  a.  a.  U.  S.  49S  uber- 
siebt, daas  es  aiob  bier  nur  um  die  Feetstellung  des  Ausgangsponels  und  erste  Oiien- 

tininir  handelt  und  dass  ich  die  „froio  individ.  Urheberschaft'*  des  Mensdben  in  der 
Wirthsch.,  den  Thatsachen  gemäss,  nicht  so  wie  L,  anerkenne.    S.  §.  63. 

^)  Leber  den  richtigen  Ausgangspunct  in  der  Wissenschaft  der  Foiit  Oelionomie 
ist  Ofteis  gestritten  worden.  Ran  ^g  vom  Onte  am  (§.  !>.  ebenso  bis  tat  4.  Aufl. 
Roscher,  Hermann  von  den  Bedürfnissen  (2.  Aufl.,  S.  1  (f.),  ebenso  Bastiat 
(harmonies  cconom. ,  oouvres  compl..  vol.  VI,  Paris  1S55,  6d.  p.  40  O  und  nach 
ihm  viele,  so  im  Wes.  M.  Wirth,  GrundzOge  der  Nationalökonomie,  1.  B.,  4.  Aufl., 
GOln  1871,  S.  236.  Nenerdings  bat  Schäffle  beaonders  betont,  dass  der  Aosganga- 
punrt  im  „Menschen"  genommen  werden  mtisso  (D.  Yierteljahrsschr.  ISöH  und 
nach  ihm  seit  der  5.  Aufl.  Roscher,  §.  1.  .Lindwurm,  Gruudzttge  der  Staat:»- 
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Mlbfiuflse  Btelleo  aioh  dar  als  ,,G6fllhl  des  Btangels  mit  d^m 
Streben,  diesen  Mao(!^  ta  beseitigen''  (v.  Hermann*)).  Dieses 
mt  dem  Bedlirfniss  gegebene  Streben  ist  der  ßefriedignngstrieb. 
1)  Die  menscblichen  Bedfirfoisse  sind  nach  Individuen  und 

Völkern,  nach  Ländern  und  Zeitaltem  sehr  verschieden  und  einer 
grossen  Vermehrung  und  Verviellältiguug  fähig,  die  auch  regel- 
mässig mit  der  Entwicklung  eiutritt,  deren  Folge  und  wieder  deren 
Ursache.  Hierin  liegt  ein  wesentlicher  Unterschied  von  Mensch 
aod  Thier.  Die  menschlichen  Bedürfnisse  lassen  sich  vielfach  ein- 
theilen.  Am  Wichtigsten,  besonders  für  Entwicklaogsvölker  ist  die 
uBtbeilong  m: 

a)  Existens-  nnd  Coltarbedtlrfnisse,  s.  n.  $.  96,  und  in 

b)  Individnal-  nnd  Gemeinbedürfnisse,  s.  u.  §.  134. 

S)  Der  BefrlediguDgstrieb  erscheint  als  Trieb  der  Selbst- 
erhaltung hinsichtlich  der  zum  Bestehen  nothwendigen  Bedürfniss- 
befriedigungen (diese  im  unumgänglichen  Umfange  gedacht)  oder 
der  Existenzbedürfnisse  ersten  Grads  (§.  9fi)  und  als  persönliches 
oder  Sclbstinteresso  für  die  darüber  hinausgehenden  Bedürfnisa- 
befriedigungen.  Dieser  Trieb  ist  dem  Menschen  angeboren^  in 
idnen  beiden  Eiscbeinongsformen  sittlich  berechtigt,  er  kann  daher 
nieht  als  solcher,  sondern  nnr  in  seiner  Ausartung,  wenn  er 
neb  geltend  macht,  ohne  die  ihm  durch  das  Gewissen  und  das 
Sittei^sesets  und  Beebt  gesogenen  Schranken  an  achten,  als  Eigen- 
oQts  oder  Egoismus  beseiebnet  werden.  Er  wirkt  demnach 
todererseits  nicht  nnd  soll  nicht  wirken  als  reine  Naturkraft 
(§.  129),  sondern  er  steht,  wie  jeder  menschliche  Trieb,  unter  der 
Leitnng  der  Vernunft  und  des  GewisHcns.  Jede  aus  ihm  resnltirende 
Flandlung  ist  mithin  eine  v  e  r  a  n  t  w  o  r  1 1  i  e  h  e  und  unterliegt  stets 
einem  sittlichen  Urtheil,  das  aber  allerdings  seihst  dem  ge- 
schichtlichen Wechsel  ausgesetzt  ist. 

II.  —  §.  2.  Arbeit.  Der  dnrch  Vernnnft  und  Erfahrung  ge- 
ieitele  Befriedigungstrieb  fHbrt  den  Menseben  zur  Uebemabme  der 
Arbeit  (im  wirthscbaftlicben  Smne),  d.  b.  einer  als  solche  oder 
ab  blosses  Mittel  Kum  Zweck  der  Bedttrfbissbefriedigung  aufgefasst, 

'^.'.'i  Privatwirthschaftalehre,  Braunschweie  l^<;r..  stellt  den  Bcpriff  der  Wi rth s o haft 
die  S^fiUe.  Die  Bedeutong  des  forualcu  Auägangspuncts  darf  mdesüen  nicht  Uber- 
xUM  vefdeo:  ob  der  Mbedttrftiire  Menflcb**,  oder  „die  BedttrfaiMe  des  MensGheii**, 
<^-ler  „die  bedQrftige  Natur  des  Menschen"  macht  doch  keinen  wesentlichen  Unter- 
schied. Dies  zeigt  sich  o.  A.  in  der  Behandluniür  Schäffle's,  2.  Aull.,  S.  1  H..  .H.  Anü., 
§.  1,  wo  jetzt  zunächst  das  Wusun  der  W'irthschaft  erörtert  wird.  Vergl.  auch 
r.  Mangold t,  Gmndr.,  §.  1  ff.  und  meiue  einleitende  Yorbeiii.  zn  Kap.  2  nnten. 
^  f.  Herrn a na,  staatsw.  Unten.,  2.  Aufl.,  S.  5. 
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• 

mit  Opfern  (Pein,  Last,  Unannehmlichkeit)  verbundenen  persön- 
lichen Anstrengung.*)  Diese  Auflassung  der  Arbeit  als  Last 
steht  nicht  im  Widerspruch  mit  der  gleichfalls  richtigen  Auffassung 
der  Arbeit  als  sittlicher  Beruf  und  Lebensaufgabe,  und 
insofern  auch  wieder  als  Freude  des  Meoschen ,  wird  also  durch 
letztere  AufiiumDg  nicht  ansgesdilossen.  Die  Arbeit  muss  sieh 
wegen  des  beetKodigen  Weebsels  zwisohen  Bedtlrfidsg  und  Be- 
friedigung, wegen  der  nur  yorttbeigehenden  Dauer  der  letstereo 
und  wegen  der  im  Wesen  des  Mensehen  liegenden  Vermebrung, 
VerWeiniltigung  und  Verfeinerung  der  Bedürfnisse  immer  von  Neuem 
wiederholen,  regelmässig  und  planvoll  fortgesetzt  werden  und 
immer  wirksamer  zu  werden  suchen. 

IIL  —  §.  3.  Oekononiisches  Princip.  Bei  aller  auf 
Bedürfnissbefriedigung  gerichteten  Thätigkeit  leitet  den  Menschen  — 
und  darf  und  oft  auch  soll  ihn  leiten  —  das  Ökonomische  oder 
das  Prineip  der  Wirthsehaftlichkeit,  d.  h.  das  Stiebeii, 
nor  solche  Arbeit  yorznnelimeni  bei  welcher  nach  seiner  Sehfttsnng 
die  Annehmlichkeit  der  Befriedigung  die  Pein  der  Anstrengung 
(des  Opfers)  Überwiegt,  sowie  das  fernere  Streben  nach  einer 
möglichst  hohen  Summe  (Maximum)  Befriedigung  für  ein  möglichst; 
geringes  Maass  (Minimum)  Anstrengung  oder  Opfer. 

IV.  —  §.  4.  Wirthschaft.  Wirth  schaftliche  Natur 
des  Menschen.  Wi rthschaftslehre.  Der  Inbegriff  der  auf 
fortgesetzte  Bedtirfnissbefriedignng  gerichteten,  planvoll  nach  diesem 
ökonomischen  Princip  erfolgenden  Arbeitstbätigkeiten  *)  ein»  Pmcn^ 

*)  BQgjifisbtttifflmuugen  der  Arbeit  fehlcu  aufiallig  genug  vielfach  in  den  Lehr-' 
bttchem.  Rtn  Bennt  hervorbringende,  prodactire  Arbeit  die  Anwendung  der  menfleli- 

liehen  Kraft  als  Ursache  ?on  Vorfindorongen  in  der  Körperwelt.  S,  Aufl.,  §.  84,  wm 
mit  seiner  zu  engten  Be^rcnzniig:  des  Begriirs  wirtlisrhaftJiches  (Jut  zusauinionh;ing-t.  s. 
tt.  §.  18.  Roscher  erwiihnt,  das»  zum  Bcg:hU  Arbeit  immer  ein  Merkmal  der  Mühe, 
die  uf  einen  MMerfaalb  ibrer  selbst  liegenden  Zweck  geilohtet  ist,  gebOre,  §.  36 
Anm.  1.  S.  auch  Mangoldt,  §.5  u.  Art.  Arbeit  im  Staatswörterbuch.  Hermann, 
S.  7»  y  i Arbeit  als  Lebensaufopferung  cliarartorisirt).  Schäffle,  soc.  Körper,  III,  25.'. 

In  der  Hauptsache  konnte  dies  I'riucip  bei  wirtlischaftlichun  Untersnchungeu 
nie  verrinnt  worden.  In  den  Vordergrund  der  Betltchtong  ist  es  besonders  durch 
Herrn ann's  Lehre  v.  d.  Wirthschaft  und  v.  d  Trennung  v.  Ookonomik  und  Technik 

Sestellt,  2.  Aufl.,  S.  6  ff.  Die  Formuiirung  s.  bei  Schäffle,  2.  Aufl.  d.  gcsellscL 
ystems,  S.  3,  332,  3.  Aufl.  I,  17.  Verpl  auch  dess.  Auls,  über  Gebrauchswerth  n. 
Wirtbsebaft  nach  den  Begriffsbestimmungon  Herinann's,  Tttb.  Zeitschr.  XXVI  (1870). 
Der  erste  Satz  im  Texte,  worin  ich  das  Princip  lonnulirte,  ist  in  Schäffle's  Formu- 
Unuig  nicht  enthalten,  fehlt  aach  bei  Ueld,  (irundru>s  S.  9,  findet  sich  aber  mit 
Beebt  bei  0.  Uicbteüs  ,Jh»  Kapitel  f.  Vei^**  («u  einer  Ablundlttig  t.  ISCS  in 
8.  u.  Faucher's  Viertcljahrsschr.  f.  YoÜBwiifhselinft  n.  8.  w.)  in  seinen  YoUrnrirfh- 
Sch»ftIich<Mi  Scliriftcn.  IM.H,  II.  241. 

*)  Man  kann  zweifelhaft  sein ,  ob  man  sagen  soU :  Arbeitsthätigkeiten  oder  bloss 
Thitigleiten.  Indessen  selbst  die  blosse  Yerwnitang  des  VermAgens  znm  Zwedi 
des  KentenbezQgs  nftthigt  stets  zu  Thitigkeiteo,'  welcbe  unter  den  BegzUT  Arbeit  ge- 
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ist  (im  allgemeinsten  Sinne  des  Worts)  die  Wirth schalt,^;  jede 
einzelne  hierzu  gehf5rige  Thätigkeit  ist  eine  wirthscbal'tlichei 
ökonomische  (vergl.  besonders  §.  49  ff.). 

Die  Natnr  des  MensoheD,  welche  sich  ans  dem  Wesen  mensch- 
licher Bedttrfmase,  aas  deren  BeMedignng,  ans  der  Stellung  der 
Arbeit  nnd  ans  der  Schätzung  aller  dieser  Momente  im  Ökono- 
mischen Princip  ergiebt)  nennen  wir  seine  wirthschaftliehe 
Natnr.  Dieselbe  ist  freilich  selbst  wieder  kerne  absolut  fest 
gegebene^  sondern  wie  unter  den  Individuen,  so  nach  Zeitaltem 
und  Ländern  verschieden,  in  der  innerlichen  Empfindung  der  Be- 
dürfnisse wie  in  der  SchUtznng  der  angegebenen  Momente.  Sie 
^teht,  wie  alles  Psychische  im  Menschen,  unter  der  Einwirkung 
des  Willens  und  lässt  sich  erziehen.  Aber  gewisse  Seiten  dieser 
wirthschaftlichen  Natur  liegen  fest  in  der  menschlichen  körperlich 
geistigen  Organisation  begrttndet,  finden  sich  Überall  und  allzeit 
wenigstens  bei  der  nngehenren  Melirzahl  der  Individuen.  Insofern 
kann  die  „wirthsehafüiche  Natnr  des  Menschen^  als  ein  absolutes 
Moment  betrachtet  werden,  mit  dem  man  im  Wirthschaftsleben 
stets  zn  ihon  hat*) 


höreo  und  ebenso  die  Verwendung  des  erzielten  Einkommens  zur  Beddrfhissbefrie- 
dt^g.  Deber  das  Maass  und  die  Art  der  Aifoelt  des  Wirduchallanilifieoli  tagt 
der  Be^iT  der  Wirthschaft  aber  (iberlmpfc  nichts  aus. 

Kao  definirt  die  Wirthschaft,  consequent  seinem,  ui.  E.  unhaltbaren  Stindpuncte 
0.  §.  IS  fll),  nur  Sachguter  wirüischaftliche  Guter  zu  nenncu,  als  „lubogritf  von 
TenkMnngen,  welche  znr  Yenorgung  einer  Penon  oder  einer  Yerbindong  mehieier 
r-rjoncn  mit  Sachgutem  bestimmt  sind,  oder  welche  sich  auf  die  Erlangiuiff  oder 
B^rüutiun^  von  Veniiöür.^n  beziehen",  ij.  2.  Hermann  zieht  das  Princip  der  Wirth- 
i^chaiüiclikeit  mit  herbei,  indem  er  diu  Wirthschaft  bezeichnet  als:  „Die  (juautita- 
tire  Ueberwncliang  der  HefBtoUong  und  Venrendnng  der  Guter  in  einem  geson- 
derten Kreise  von  Bedtirfnissen",  —  eine  Begrili'sbostimmung.  wclclie  in  dieser  Formu- 
Uroof  aber  nicht  recht  ven>tändlich  ist  und  erst  eingehender  Erläuterung  dafür  bedarf, 
^  ua  Hermann  auch,  und  zwar  vortrelflich,  gicbt.  Vergl.  u.  §.  49.  Die  sehr  ein- 
fdisoden  Kr<<nerongon  SchäS'Ie's  in  seinem  System  (s.  Sachregister  s.  V.  Wirthschaft), 
im  Ganzen  »las  Beste,  was  wir  über  Wesen  und  Arten  der  Wirthschaft  und  ihrer  Orga- 
iiiaation  besitzen,  ermangeln  im  Einzelnen  etwas  der  l^racision,  vergL  z.  B.  gleich 
14.  —  Lindwurm *s  Analyse  des  VirdisehiflBbegriil's,  a.  t.  0.  S.  13  £,  onlerniclit 
Ittrennt  die  Medinale  ,,Wiith''  nnd  «^chniEan**. 

")  Keinerlei  \Firth>chaftl.  Untersuchung  ist  möglich  ohne  diese  Annahme,  fiir  die 
BUB  sich  freilich  nur  auf  die  innere  Prüfung  u.  d.  „allgemeine  Lebenserfahrung"  berufen 
buio.  Auch  die  „exacteste  staatswirthsch.  Forschung"  kann  keinen  Schritt  ohne  diese 
Aml«a  gehen.  Eine  feinere  psychoIog.  Analyse  der  wirthschaftl.  Natur  des  Menschen 
n.  i^naue  Beobachtungen,  wie  sich  die  letztere  zeitlich  u.  r»rtlich  ollenbart  u.  auch  modi- 
iicixt, sind natuil. weiteres Erfordemiss.  —  Kodbertus  meint,  Tub. Ztüchr. i b78  S. 221 
Mn  nilsM  in  der  Nat-Oek.  nicht  vom  Indiridnal-,  sondern  vom  VttloBsIbedlirfiüss 
systematisch  ausgehen.  Der  einfachere  Weg  ist  das  aber  nicht  u.  die  richtige  gene- 
tische Entwicklung  fuhrt  doch  vom  In<livi'lnal-  zum  Nationalbedurfniss.  Dadurch  wird 
sMich  der  Weg  znr  Begrenzung  der  indiFiduellen  W  irthschafitssphäre  nicht  verlegt  Ich 
bin  Bit  guter  Absicht  bei  Siäner  Behnttdluii^^  geblieben. 
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Der  geordnete  Inbegriff  der  die  Wirthscbat't  im  obigen  Sinne 
betreffenden  Lebren  ist  dio  Wissenschaft  der  Wirtbschaitslehrei 
Oekonomie  oder  besser  Oekonomik.^) 

2.  Hauptabschnitt. 
Ale  CNltor. 

1.  Abschnitt. 
Im  AIlgremdneiL 

I.  —  §.5.  Begriff.  Alle  Mittel  zur  Befriedigung  der  Be- 
dtirfnisse  heissen  Güter.  ^)  Die  Güter  vermehren,  vervielfältigen, 
verfeinern  und  verändern  sieb,  das  Vorbandensein  der  Herstellungs- 
mittel  dafür  vorausgesetzt,  mit  den  entsprechenden  Vorgängen  bei 
den  Bedürfnissen  (zum  Theil  auch  nmgekehrt,  so  dass  ein  Wechsel- 
wirknngsverhältniss  besteht,  wie  z.  B.  ein  grosser  Theil  des  Absalieg 
▼on  Luxusartikeln  darauf  beruhti  erst  das  Bedttrfoiss  henro^ 
zurufen);  femer  mit  der  Einsicht  des  Menschen  in  das  Wesen  und 
die  Brauchbarkeit  der  Dinge.  ^) 

IL  —  §.  6.  Eintboilung  der  Güter.  Innere  und 
äussere.  Die  Güter  können  nach  verschiedenen  ünterscbeidungs- 
momenteu  in  mancherlei  Classen  eiugetheilt  werden.^)  Be- 

*)  „Im  GnechischeB  hcisst  die  i  amiiic  oi'xog,  oUia,  die  Haashaltuug  oLxovofüOt 
die'Wiithschafislebre  olxovoftix^.  Daher  sollte  man  efgenilich  nar  die  Wirthschaft 
Oekonomie,  dio  Wirthschaftslehrc  aber  ( »ckonomik  nennen.  Darum  wird  neuerlich  roa 
Uhde  (1849)  und  Koscher  (lSo4)  das  Wort  Nationalökoaomik  gebraucht** 
(Rau,  §.  2,  Anm.  D. 

*)  Ran,  §.  1,  2,  46,  47.  Die  Definition  Ton  „Gut"  weicht  bei  den  Schrift- 
steilem  manuichfach  ab.  S.  die  Zusammenstellung  von  Menc-'  r,  Volkswirthschafts- 
lebre  I,  3.  Raa  behandelt  uur  die  Sachgüter  (körperliche,  materielle,  stoU liehe, 
ioisere) :  „Bestandtheile  der  Sinnenveit,  die  den  menschHclien  Abalchten  entsprechen 
nnd  daher  «rUnschens-  und  begehrensirerdi  sind".  Vergl.  aoeh  Nenmanii,  Ttth. 
Zeitschr  XX VITT.  2T)S  ff.  —  Koscher  nennt  (iut:  ..alles  dasjenig-e .  was  zur  Befrie- 
digung ciucö  wahreu  meu:»chiichen  Beduriniääeti  anerkannt  brauchbar  ist'%  §.  1. 
Der  Zasetz  .jinerlnunf*  erscheint  nnnOthig,  weU  nur  in  Beziehnng  auf  Menschen  fiber'i 
haupt  von  Outern  gesprochen  wird.  Der  Zusatz  „wahr"  bei  dem  Bedürfniss  ist  m.  E.j 
falsch  und  mit  Kosclier's  Motivirung  nicht  begründet.  Denn  auch  wi^  ein  uuvcrminf- 
tiges  und  unsittliches  Bedürfniss  befriedigt,  ist  ein  Gut,  sobald  eben,  wohl  oder  ubcl, 
das  BedttrfiiiBB  besteht,  nnd  „um  den  GinndbegrifFder  Yolkswirthschnftdehie  rach  gleich 
ab  einen  Gegenstand  eth.  wie  psycltoloir.  Untefsndiang  zu  vindiciien**,  bednrf  es  des 
Zasat/.(>s  ebensowenig.  Dies  folgt  schon  aus  don  Umstand,  dass  (illter  wie  BedttrfnisHC 
dem  inoiiächlichcu  Trieblüben  unterstehen. 

')  Daher  der  fnesse  Einflnss  der  Natarwissenschaften,  der  fortschreitenden 
Tc'  hnik,  (br  Auflindung  neuer  Natu  rprod  n '  t  e  fremder  Länder  durch  geo- 
graphische Krfnrs'  liiuii.  Handel.  Meager,  a.  a.  U.  3  stellt  4  Bedingungen  da» 
für  auf,  dass  ein  Dui^  gut  werde. 

^)  ix* au.  §.  4<i  ir.  Hermann,  Untersuch..  2.  Aufl.,  S.  103  (f.,  sehr  spcciell  von 
Mangold t,  (irundnss  §.  4,  veigl.  nach  dess.  Alt  Gut  im  StaatsvOiierb.  (Blont* 


Digitizoa  by  CjOü^Ic 


Begriff,  EiQth.  d.  Guter.   Wirthsch.  u.  freie  Güter.  ' 


13 


schränkt  man  sich,  was  znlässig  ist,  auf  die  wichtigsten  Einthei- 
lungen,  so  sind  zunächst  innere  und  äussere  Güter  zu 
luterscheiden. 

A.  Jene  umfassen  das,  was  Jemand  in  sich  findet  oder  frei- 
thlti^  in  seinem  eigenen  Inneren  erzengt  (v.  Hermann)^),  (Muskel- 
kitfti  Gesondheiti  inneres  Seelenleben,  Gedankenwelt,  Gaben,  Eigen- 
lehaftsn,  Kenntnisse).  Sie  können  in  personlichen  Diensten 
dflB  BesitzerB  sn  ttnsseren  Gtitem  eines  Anderen  werden.  Die 
insseren  Gtiter  sind  solche ^  welche  Jemandem  aus  der  Aussen* 
weit  Bedürtnissbefriedigung  ermöglichen. 

§.  7.  —  ß.  Die  äusseren  Güter  sind,  je  nachdem  die  Er- 
langung dem  Begehrer  Opfer  (Arbeit)  kostet  oder  nicht,  wirth- 
sehaftliche  oder  freie  Güter.*)  Die  Unterscheidung  zwischen 
ümu  beiden  Classen  Ton  Gütern  gestaltet  sich  aber  wesentlich 
Terachieden,  je  nachdem  man  sich  auf  den  („kosmopolitischen^') 
Staiidpanct  der  Menschheit  als  Ganzes  in  deren  Beziehung 
ivNatnr*)  oder  aof  einen  „soeialen*'  Standpunct  stellt,  auf 
«dehem  die  Lage  der  einzelnen  Mensehen  (Familien)  und  der 
Volks  classen  zu  einander,  sowie  das  gegenseitige  Verhältniss, 
daher  auch  die  Machtverhältnisse  der  verschiedenen  Völker 
l)€rück8ichtigt  werden. 

§.  8.  —  1)  Standpunct  der  Menschheit  als  Ganzes. 
Frcie(„naturfreie^')  Guter  sind  hier  solche,  welche  der  Mensch- 
heit fon  der  Katar  ohne  menschliche  Arbeit,  bez.  gegen  die 


«U|.Ba«ei!)  B.  TV..  Sehiffle,  3.  Aufl..  L  §.  Sl,  Sl  S.  6«.  —  Die  lehneich  ans- 

r-'f  brte  Untcrecheidunt^  Menger's,  §.  2  („über  den  Causalzuaamaienhang  der 
'lütcr')  ron  (jutcrn  1.,  2..  H.  ( trdiuintr  u.  s.  w.  \>i  doch  eigentlich  nur  eine  Unisrhrpi- 
himg  des  anerkanuteü  Satzes,  dasä  zur  liei-ätcilung  Fon  CiUteru  Kapital  uud  zwar 
ibstmclee,  sondern  coneretes  Kapital  der  and  der  Alt  nol]iwen^g  Torbanden 
»ein  mtus. 

*)  S.  bes.  r.  Hermann,  S.  101.  —  Baa,  §.  1,  nennt  die  inneren  Guter  per» 
»iolicbe. 

*)  £b.  S.  104  ff.  —  Rao«  §.  46  ff.  —  Schäffle.  Syst  §.  dS.  —  Besonders 

«iofebend  und  scharf  über  die  ökonomischen  und  nichtökonomischen  Gtiter  und  ihr 
\eiiäitnis9  za  einander  Menger,  L,  51  H.  —  Say  iHandb.  I.,  *J9)  unterscheidet 
itttrliehe  and  sociale  Guter,  Zachariae  (Staatswirthschaftälehre  i^.  51)  spricht 
*•  Bichterw  erblichen. 

*)  Es  ist  bisher  fast  immer  nur  dieser  Standpunct  bei  der  genannten  Eintlieilunir 
«apmnmen.  Man  könnte  ihn  den  ^natürlichen''  in  dem  Sinne  nennen,  das 
«ktt  i«r  die  Beciehnngen  der  i^eiammten  Mwsehheit  zur  gesammten  Ruflseren  Natur 
i"*sAu|e  gefasst  werden.  Ab-  r  bpiarhli<  h  ist  dtf  Ansdrack  „natürlich"  zu  zwcidemiar, 
1«  M»ch  nicht  ganz  zutrettriid«:  Wort:  „kosmopolitischer"  Stiuidpnih  t  bezeichnet  do<  h 
^  Gegensatz,  den  ich  im  Auge  habe,  richtig.  —  Die  hier  eintet uhrte  Unterschei- 
tag  Ii  etoe  Coaamnma  der  »ehddnng  der  rein  Skonomiacnen  oder  der  rein 
ut&rlick«B  und  der  historiich-reolitliclien  bea.  der  socialen  Kategorieen. 

s.  •.  s.  s. 
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bIo88  occnpatorische  Arbeit  des  Aneignens  in  jedem  einzelnen 
Falle  des  BedttrfoiBseB  (wobei  TiiktigkeiteD  des  Sammelns,  Sachens, 
Verfolgen«  n.  b.  w.  Yorkommen  können)  geliefert  werden.  Wirth- 
eohaftliehe  Qflter  dagegen  sind  hier  diejenigen,  an  deren  Er- 
langung behofs  der  BedUrfhissbefriediguDg  irgend  eines  Menschen 
irgendwelche  menschliche  Arbeit  die  Vorbedingung 
ist.'')  Auch  die  freien  Güter  werden  im  einzelnen  Falle  daher  in- 
soweit wirthscbaftliche ,  als  sie  jene  Aneignimgsarbeit  irgendwie 
erfordern,  z.  B.  wild  wachsende  Früchte,  Wasser  ii.  dgl. 
Jene  freien  Güter  bilden  wieder  zwei  Ciassen:*') 

a)  Die  allgemeinen  Güter,  d.  h.  solche,  deren  ausschliess- 
liche Aneignung  durch  einzelne  Menschen,  durch  Vereinigungen 
▼on  solchen  und  selbst  durch  Völker  unmöglich  ist,  wie  die 
Luft,  das  Tageslicht^  die  SonnenwSrme,  das  Weltmeer  sJs  Ganses 
und  seine  grösseren  Abtheilungen  (Oeeane).*) 

b)  Freie  Besitsgtiter,  d.  h.  solehe,  welche  ihrer  Wesenheit 
nach  eine  ausschliessliche  Aneignung  zwar  zulassen  wtlrden,  aber, 
wenigstens  was  ihren  Gesammtvorrath  anlangt,  noch  herrenlos  ge- 
blieben sind,  weil  die  vorhandene  Menge  den  Bedarf  übersteigt, 
indem  die  Natur  sie  an  dem  Orte,  wo  sie  gebraucht  werden  können, 
in  solcher  Fülle  zur  Verfügung  stellt,  dass  kein  Beweggrund  vor- 
handen ist,  von  einem  ttberschüssigen  Vorrathe  Besitz  zu  nehmen 
(Bau,  §.  47).   Zu  diesen  GAtem  gehören  in  primiti?en  Verhält- 1 
nissen  des  Volkslebens,  vor  der  festen  Ansiedlung  an  bestimmten  i 
Orten  und  auch  noch  in  der  ersten  Zeit  nach  derselben,  yielfach 
Qrundsttlcke  fiberhaupt  und  auch  spftterhin  noch  bestimmte 
Arten  von  Grundstücken,  wie  Waldboden,  Weideland,  Haide,  j 
WasserstUcke ;    ferner    vom    Boden    abtrennbare  Natur- 
producte,  wie  Wasser,  Steine,  Holz,  wildwachsende  Pflanzen, 
Früchte,  Thiere.    Mit  steigender  Volksdichtigkeit  pflegt  indessen 
eine  mehr  oder  weniger  vollständige  ausschliessliche  Besitzergreifung  j 
durch  dinsdoe  oder  Vereinigungen  von  Einzelnen  (Geschlecht^ 


^  y.  Mangoldt  nennt  dem  ersten  Standpnnct  gemäss  gtnz  richtig  wiiChsdiaft* 
Uche    'iiitor  die,    wolrhe   dun  h    menschliche  Arbeit    ht-rp-cstiHt    oder  erworben  i 
worden  —  nicht  werden,  d.  h.  nicht  nothwendig  im  einzelnen  Fall  werden. 

Bau,  §.  1,  iMiint  di«  eine  dMende  Aneignung  and  beiiebke  Benntziing 
durch  den  Menschen  geetettenden  Gftter  beeltzbnre.  Von  den  fipnenOfttera  hnndelt 
Ben  in  §.  47. 

*)  ^Venigi»tens  liegt  kein  Beispiel  vor,  dass  grosse  Meere  wirklich  so  ron  i 
einem  Volke  eUein  beherrscht  sind,  wenn  sneh  fheoretische  Ansprache  dieser  Art  be-  | 
standen.   Anders  \m  kleinen  Meeren  oder  Theilen  der  See.   (Besteaening  desOst- 
seefeikelirB  durch  Dinemark  miueist  des  ehemaligen  SundzoUsX 
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Siedclniigögenieinde)  mit  diesen  freien  Besitzglltern  vorgenommen 
zu  werden.  Die  Rechtsordnung  in  ihrer  späteren  Entwicklung 
sanctionirt  dies  in  der  Gewährung  von  privaten  Eigenthums-  und 
Xatzangsredkten  aa  den  freien  Besitzgtttern.  Alsdann  nehmen  diese 
Güter  immer  einige,  mitonter  alle  wesentlichen  Eigenschaften  der 
wirdiBeluiftUoheii  Qfiter  an,  d.  h.  sie  werden  insbesondere  Verkehrs* 
mlssig  erworben  und  fortgegeben  (§•  10). 

9.  9.  —  8)  Standpnnet  der  Einzelnen,  der  Volksclassen, 
düfls  besonderen  Volkes.  Die  eben  erörterte  Unterscheidang 
xwiseben  freien  und  wirthBchaftlieben  Gütern  verschiebt  sieb  hier 
nach  der  socialen  Stellung  der  Einzelnen  und  der  Classen  und 
nach  der  fllr  die  Arbeit  und  die  Eigenthums-  und  Nutzungsrechte 
der  Gtiter  (der  freien  Besitzgüter  wie  der  eigentlich  wirthschaft- 
licben  Güter)  geltenden  Rechtsordnung,  —  hier  wird  daher 
der  Begriff  des  wirthschaflüicben  Guts  zugleich  ein  Rechtshe* 
griff  femer  xwiseben  verschiedenen  Völkern  nach  der  Macht- 
stellnng  —  wozu  aaoh  die  durch  die  geographisehe  Lage 
des  Landes  gegebenen  natnrUehen  Vorztige  und  Naehfhdle  geboren 
können.  —  Hier  ist  zn  nennen: 

a)  Der  vorerw&hnte  Fall,  dass  freie  Besitzgtiter  durch 
Uebergang  in  das  Eigenthuni  oder  Nutzungsrecht  Ein- 
zelner oder  gewisser  Classen  den  Character  wirth schaftliehe r 
Güter  annehmen;  so  besonders  bei  Entstehung  des  Privateigen- 
thnms  am  Grund  und  Boden  und  an  den  darauf  frei  von  der 
Natur  geschaffenen  Prodacten. Namentlich  bewirken  Natur- 
monopole der  Lage,  so  besonders  in  städtischen  Verhält- 
Dissen,  dann  nnter  dem  Einflnss  des  Klimas  fUr  die  Agrarpro- 
dnetion  ganzer  Lftnder,  femer  Natarmonopole  der  speei fischen 
Bodenergiebigkeit,  z.  B.  hei  besonders  guten  Weinbergen 
imd  zwar  aneh  zwischen  yerschiedenen  Völkern,  s.  B.  beim  Absatz 
tropischer  Prodtiete  nach  Ländern  der  gemässigten  Zone,")  — 
dass  wenigstens  partiell  natarfreie  Güter  zu  rein  wirthscbaftlicben, 
beim  Erwerbe  höchstmöglich  vergoltenen  werden.") 

Dieso  AufTassuns:  wird  nicht  altorirt  durch  die  verschiedene  Entscheidung-  der 
Streitfrage,  ob  im  Tausch werth  des  Grund  uud  Bodens  nur  die  Zathaten  an  mensch- 
Bellen  LeistongeD  (Arbeit,  Kapital)  vergolten  irerden,  wie  B  »Stint  meint,  oder  dieser 
Werth  hoher  ist  oder  wenigstens  sein  kann.  Das  EigcnthamsrerhältoiaB  ab  soidies 
bevtrkt,  dass  der  Boden  in  die  Keihe  der  wirthschaftlichen  Guter  tritt. 

£inen  interessanten  Belcgfall  bilden  die  Ausfuhrzölle  auf  Froductc  einer 
Alt  ÜntanuHiopolii  velciia  in  manchen  Lindem  ^ttdenTO|»r  tropiKhe  iJnder)  in  der 
Mdusen  Tmaassetzong,  sie  auf  die  fremden  Consumcnten  zn  wälzen,  au fg-elegt  weiden. 
Veil^  hierüber  A.  Wapner,  Art.  Zölle.  Staatswörterb.  XI.,  liöO,  libn  ll\ 

'*j  Die  Eicardo-Thunen'schc  Grund rentenlehro,  die  auch  was  Kicurdo  bctiiitt 
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b)  Umgekehrt  werden  Güter,  welche  vom  Standpunctc  der 
Menschheit  aus  wirthsch ältliche,  weil  nur  unter  Vermittlung 
menschlicher  Arbeit  gewonnene  sind,  für  Einzelne  ganz  oder 
theilweise  zu  freien,  d.  b.  zu  unentgeltlich  erworbenen 
Die  wichtigsten  FHlle  dieser  Art  kommen  bei  den  Rechtsinstituten 
der  persönlichen  Unfreiheit,  bei  der  Solaverei,  Leibeigen- 
Schaft  und  bei  Frohnarbeit  vor.  Diese  Fftlle  haben  fttr  das  ge- 
sammte  Volksleben  eine  grosse  Bedentnng,  weil  die  Verfligmig 
Aber  die  Piroduete  der  geswnngenen  Arbeit  der  Unfreien  der  benseheii- 
den  Classe  mid  dnreb  sie  dem  Staate  die  Mittel  zn  besonderer  — 
namentlich  auch  frühzeitigerer,  als  sonst  möglich  —  Cultur- 
und  Kunstblüthe  bieten  kann  (§.  101).  Aehnlich  wirken  im  Völker- 
leben  Tribut  Verhältnisse,  in  Weltreichen  und  grösseren  Staaten 
Ausbeutung  der  Provinzen  vom  Centrum  aus;  vielfach 
überhaupt  schon  die  stärkere  Centralisation  der  Staatsthätig- 
keiten  in  der  Hauptstadt  Die  Colturgüter  (§•  96)  des  Unterrichts,  der 
Büdang,  der  feineren  Sitte  n.  s.  w.  kommen  s.  B.  dem  HanptstSdter 
bei  uns  wohlfeiler  als  dem  Provincialen,  weü  sie  eben  partiell  iHr 
jenen  freie  Gttter  im  angegebenen  Sinne  sind.  Ausserdem  hat  ab« 
ancb  bei  persönlicher  Freiheit  die  soeial  gedrückte 
Lage  der  unteren  Classen  ganz  allgemein  die  Tendenz,  die  Güter, 
welche  für  diese  Classen  rein  wirtbschattliche  sind,  für  die  übrigen 
(höheren)  Classen  mehr  oder  weniger  zu  freien,  d.  h.  zu 
nicht  genügend  vergoltenen  zu  machen.*^) 

Diese  „sociale"  Auft'assung  des  Begriffs  der  freien  und 
wirthschaftlichen  Gttter  ist  neben  der  erstbesprochenen  kosmo- 
politischen bisher  zn  wenig  beachtet  worden,  obgleich  sie 
.  grossere  Wichtigkeit  hat,  als  die  letatere.  Es  ergiebt  sich  aber 
ans  dem  Dargelegten  das  wichtige  Resnltat,  dass  die  UnterBcheidnog 
»wischen  diesen  Gttterarten  keine absohite,  sondern  eine  relative, 
von  der  Rechtsordnung  nnd  der  socialen  Stellung  der 

in  Ihnm  Kern  iii.C  wrainsUtosUch  iat,  ferner  die  richtige Enreiterang  «JieMtrUiie  dnidi 
Hermann  und  besonders  von  Mangoldt  und  Schäffle  stimmt  hiermit  UlieieiB. 

")  Ein  Punct  von  grosser  Bedeutung  für  die  richtigo  und  unbefangene  BeoT- 
tlieUung  dur  iicutigea  Arbeiterfrage  und  der  Bestrebungen,  den  Lohn  auf  Kosten 
des  Gewinns  der  Ontemdimer  ond  Kapitalisten  nnd  «nf  Kesten  der  hAhere  Präsa 

zahlenden  vohlbabendercn  Gonsumcnten  zu  steigern.  A.  Wagner,  Rede  über  die 
sociale  Frage,  S.  2'J  iL.  L.  Brentano,  zur  Lehre  v.  d.  Lohnstei^orun^'-en ,  Hüdebr. 
Jahrb.  XVl,  251  ff.,  Lange,  Arbeiterfrage,  8.  Aufl.,  S.  litu.  Suii  hü  VerbesscruDg 
der  Lage  der  Ailioitcr  vollzieht  sich  auf  dieselbe  Weise,  wie  diejenige,  welche  am 
Luxuseinschränliung  d^r  Wi>hlhabenden  hcn'orf^eht.  Mill  hat  dafür  die  Schablone 
gut  aufgestellt,  Polit  Oekon.,  Deutsch  r.  S5tboer,  2.  Aufl.,  Hamb.  1.  Buch. 

Kap.  5,  §.  3. 
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Betheiligteu  mit  abhängig  ist.  Der  Zusammenhang  der  Unterschei- 
daog  mit  dem  „Yertheilungsproblem    ist  damit  zugleich  erwiesen. 

2.  AbBchoitt. 

Die  Arten  der  Erwerbung  wirtliscbaftliclier  Güter.  ^) 

L  — 9.10.  Uebersicht  dieser  Arten.  Die  Erwerbung 
der  wiitfasebaiUiehen  Guter  snm  Bebnfe  der  Bedflifnissbefriedignog 
kann  fVr  den  einseinen  Bedürftigen  oder  ftir  dae  Hanpt 

einer  VVirthschaft  (das  einselwirthschaftliche  Subject,  §.  51) 
aul"  viererlei  Weise  erfolgen: 

1)  Unmittelbar  durch  Arbeitsleistung  des  Bedürf- 
tigen selbst,  indem  die  Arbeit,  stets  unter  Mitwirkung  der  Natur, 
aof  die  erstmalige  Natural-Gewinnung  der  bedurften  concreten  oder 
DitDralen  Güter  gerichtet  wird:  eigentliche  Eigengewinnnng 
(SeibBtgewinnnng)  (Eigenprodnction)  derGttter(§.64).  Die  mensoh- 
Hebe  Arbeit  bat  dabei  die  Anfisabe,  die  Güter  der  Natnr  abra- 
gewimen  und  die  Natar  demgem&ss  an  deren  Herst^ung  ent- 
sprechend anzuleiten; 

2)  Mittelbar  durch  den  Tausch  (Kauf  und  Verkauf)  oder 
den  Credit  (§.  P4),  indem  freiwillig  andere  wirf  b  sc  haftliehe 
Güter  gegen  eigene  wirthsc haftliche  Gtiter,  also  in  jedem  einzelnen 
Falle  gegen  speci eilen,  von  beiden  Parteien  gemeinsam  festge- 
stellten Entgelt  (in  äachgtttem  oder  persönlichen  Diensten,  §.  15 
od«r  mittelet  Ueberlasanng  Ton  Gütern  cur  Nutanng)  angenommen 
w€iden:  verkebramftssige  Gewinnung  der  Güter,  oder  mit 
Ricknebt  anf  die  dabei  yoransEQsetzende  VertragsscblieBSung : 
TertragsmftBsige  Gewinnung.  Hierbin  würde  als  eine  bistorieebe 
Abart  des  freien  Tauschverkehrs  auch  die  Vertheilung  der  Güter 
an  die  Einzelnen  nach  Taxwerthen  (g.  35)  gehören. 

3)  Durch  freiwillige  unentgeltliche  (bez.  unter  Um- 
ständen; nicht  voll  nach  den  Grundsätzen  der  verkehrsmässigen 
Oewinnung  entgeltliche)  Ueberlassung  Seitens  der  Verftiger  an  die 
Bedflriygen:  Fall  des  Gesobenks,  des  AlmosenSi  des  Famüienunter- 


*)  Yerflfliche  mten  §.  SS  ff.,  §.  70.  71,  und  das  guue  8.  Kapitel.  Di« 

Meisten  behandeln  dlesoi  Oegenstand  im  Sy.st'^ni  etst  spiAer.  Aber  er  gehört  in  der 
im  Texte  j^egebenen  Bebandlan;  schon  liicrht  r.  um  zanSchst  nur  die  rein  natur- 
HchdQ  ^löglichkeiten  bez.  die  historisch  üblichen  Arten  i,§.  85)  eines 
Gaterenreilit  SeHeiiB  d«s  einnlaeii  BedtürfUfeii  m  Inteforisireii.  —  Hermann, 
8.  129-152. 

A.  Wftga«r.  anuiJl«f«Bff.  2.  AniL  2 
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halts  (wenigstens  der  Kinder)  und  Uberhaupt  der  werkthäligea 
Menschenliebe:  caritative  Erwerbsart;*j 

4)  Durch  zwangsweise  unentgeltliche  bez.  nur  gene- 
rell und  nach  Feststellung  blosa  der  einen  betheiligten  Partei 
entgoltene  Ueberlassnng:  Z Wangserwerbsart   Hierhin  gehören: 

a)  Die  nnreobtmftssigen,  d.  h.  streng  wOrtiieh:  dem  Beebte 
nieht  gemessen  nnd  gewaltthitigen  Enrvbiingen  wirthgebaft- 
lieber  Guter  ;*)  femer 

b)  Die  rechtmässigen,  d.  h.  wieder  wörtlich:  dem  (einerlei 
wie  beschaffenen)  Rechte  gemässen  Erwerbungen,  bei  welchen 
das  Recht  die  Uneutgeltlichkeit  oder  die  bloss  generell  und  ein- 
seitig entgoltene  Ueberlassung  regelt,  nämlich 

a)  die  Fälle  der  verschiedenen  Arten  der  perfli^niichen 
Unfreiheit  eines  Theils  der  Bevölkerung ,  wo  imom  aar  hOob- 
stens  generelle  (im  Lebensnnterbalt  der  Sela?en)  nnd  eis- 
seitig  Yom  Herrn  bestimmte  speeielle  Entgeltliebkeit  (Gegen- 
leistung des  Herren  an  den  Leibeigenen ,  den  Frobnarbeiter)  oder 
vom  Rechte  zum  Nachtheil  des  Unfreien  festgestellte  Entgelt- 
liebkeit (im  Colonat,  Hörigkeit  u.  s.  w.)  stattfindet; 

ß)  Die  Fälle  der  Zwangsgemein  wirthschaften  (§.  154), 
ioAbesondere  des  Staats,  wo  gleichfalls  zwischen  Besteuerung  nndj 
Leistungen  dieser  Wirthschaften  tllr  die  ihnen  Angehörigen  nur  das 
Prineip  genereller,  einseitig  vom  Snbjeote  der  Gemeinwirth- 
sobaft  festgestellter  Entgeltliebkeit  obwaltet  (§.  IbS). 

Die  drei  genannten  Hanptfitlle  der  Zwangserwerbsarten  lassee 
sieb  mit  eioem  teebniseben  Ausdmeke  als  nnreebtmässige  nnd 
rechtmässige  Ausbeutung  l'remder  Arbeit  und  fremden  Be- 
sitzes und  als  Besteuerung  bezeichnen. 

II.  —  §.  II.  Vorkommen  und  Berechtigung  dieser 
Erwerbsarteu.  Die  Wirthschaftslehre  hat  meistens  zu  aus- 
sebliesslieb  die  erste  und  zweite  Erwerbsart  der  wirthschaftUcben 
Gttter  betraebtet*)   Die  dritte  nnd  vierte  Art  baben  in  den  Fe^ 

')  Vergleiche  unten  Kapitel  3.  £iiie  solche  Einfahrung  eines  neuen  Ans> 
dnieks  hat  ihr  Misdiohes,  aber  ale  ist  ein  Bedtkrfiiias,  um  Bit  einem  Gesammt« 
namen  das  Gebiet  der  nach  den  (irundsätzen  des  Gemeinsiluis,  der  liebe,  des  leli- 
giöscn  Motivs,  der  Iluiiianität  crfolf^cndcn  Erwcrbsarten  zusammen  zu  fassen.  Einen 
besseren  Ausdruci^  als  den  gowithlteu  und  einen  ebenso  onzveideotigea  kenne  ich  nicbu 

*)  zVngesichts  flagranter  Tliatsacheii  in  jedem  Zeitate  und  mi  rorheErschenden 
Characters  der  Enrerbsart  ganzer  Völkerscli  iü  ti  in  gewissen  SSeitaltecn  (Seeraub,  vo- 
boi  freilich  erst  ein  wahres  jus  gentium  als  bestehend  angenommen  werdcti  mnss,  dem 
dieser  £rwerb  nicht  gemäss  ist)  kann  dieser  Faü  nicht  audgelasseu  werden. 

*)  Weil  man  gewfthnUcli  peisftniiche  Freiheit  und  Eigentimm  vnd  genOgenden 
BechtsschnU  dafiir  durch  den  Staat  als  selbstrerstandliche  Vonnssettiingttn  der  | 
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schiedenaten  Phasen  der  gescbicbtlicben  Entwicklung  der  Mensch- 
heit und  ihrer  Theile,  der  Völker,  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Bedeutung  besessen^)  und  besitzen  sie  noch.  Die  caritativen  und 
die  rechtmässigen  Zwangserwerbsarten  haben  aber  aach  ihre 
prineipielle  Berechtigung ,  theils  allgemein  und,  soweit  die 
Zvrangsgemeinwirtbscbaften  io  Betraofat  kommen,  heute  mehr  als 
je  (Kapitel  3)^  thdls  selbst  was  die  persOnliolie  Unfieiheit  anlangt, 
in  gewissen  Zeitaltem  (2.  Kap.  H.-A.  5  nnd  S.  Abth.  Kap.  1). 

Rein  und  ansscbliessHeh  kommt  kanm  je  flir  die  gesammte 
Bedflifaisebefriedigung  anch  nur  eines  Individuums  oder  einer 
Familie  bloss  eine  einzige  dieser  vier  Erwerbsarten  vor.  Ein  solcher 
.^nsnahmefall  mit  ausschliesslicher  Eigengewinnung  der  Guter  ist 
die  Robinsonnade  und  partiell  ihr  ähnelnde  Lebensverhältnisse. 
Davon  kann  die  Wirtlischaftslehre  abstrahiren  oder  sie  macht  von 
der  Annahme  solcher  Fälle  nur  Gebranch  zu  Zwecken  der  £r> 
läotenng  und  Analyse  wirthschaftlicher  Vorgänge.  Die  drei  an- 
deren Erwerbsarten  sind  die  Folge  des  gesellsehaftliohen 
Znsammenlebens  der  Mensoben.  Die  wissensehaftliehe  Anf> 
gäbe  ist,  jeder  derselben  ihre  richtige  Stellung  fflr  die 
menschliche  Bedurfnissbefriedigung  anzuweisen  (Kap.  3). 
Von  vornherein  ist  dabei  nur  der  unrechtmässige  Zwangserwerb 
unbedingt  ausznschliessen. 


Wirth^'haft  and  des  Erwerbs  ansah.  S.  auch  Herrnann,  S.  IS  ff.  Hier  liegt  der 
(jedAnien^pruDg  der  absoluten  breihändler,  a,  unten  Kap.  3  u.  Abtheil.  IL 

Nicht  nur  die  religiösen  Motiron  enti<pringende  Wohlthätigkeit  und 
Freigebigkeit  (mittelalterliche  Kirche!),  sondern  auch  dio  politischen  Zwecken 
ii<neuticn  ß e zalilongen .  ja  förmlichen  Besohlunsren  <li>r  Bürger  für  die 
llteÜBahJDe  ilu  den  Stutsgesch&ften «  selbst  an  den  Volksven»ammlangen  in  Athen, 
didfllle  den  näieiiisehen  Theorikon,  der  Speimngen,  der  Getraldespenden  in  Athen. 
Rhodos  (Bachsenschütz,  Besitz  u.  Erworl.  im  grioch.  Alterth.,  Halle  1869,  S.  290  ff.. 
Böckh.  Staatshansh.  Atheii'^.  2.  Aufl..  I,  318  M  i,  .las  umfassende  System  der  römi- 
schen Getreidespeoden  (Ihering,  Oeist  d.  röm.  Bechts,  3.  Aufl.,  Leipz.  Ib74, 
n,  1.  AML  8.  354,  Momnsen,  rta.  StMtsrecht,  II,  1.  Ab<h.,  LelpK.  1874,  S.  471 
Marquardt,  röm.  Staatsrenralt,  Leipz.  187!^,  II,  106  ff.),  der  Spiele  u.  s.  w.  nicht 
10  gedeaken  (Mommsen,  eb.  S  486  ff.,  Uber  die  Bewirthungen  dabei  s.  Fried- 
länder, Sittengesch.  Korns,  3.  Aufl.,  Leipz.  1874.  11,  285)  —  dies  Alles  sind  doch 
m  viektige  gescUdididie  MsfM»  von  BedttrfniaibelHedlguigen  der  Etnceln«!  ohne 
oder  gegen  geringen  Entgelt,  dasa  sie  nicht  einfach  i<rnorirt  werden  konnon,  nur  weil 
•de  bei  ans  nicht  mclir  vorkomnitMi  oder  wie  gewisse  kirchliche  Wohithiitigkeit  ungern 
ge!>ehak  werden.  Dazu  denke  mau  an  den  Eintluss  der  antiken  Sclarerei  (s.  Büchs on- 
scktts,  S.  IM— 20$,  Ihering,  a.  n.  0.  284  ff.,  245  ff.),  an  die  zur  Ehrensaehe  der 
beToixngten  Classen  w<>rflcndc  Freigebi^k<Mt  der  Heirhen  (Ihering,  eb.  S.  250),  an 
die  Anweisungen  von  Läudereien  im  ager  publicus  oder  durch  Anlegung  von  Colonien 
leb.  S.  25S).  —  lanter  Momente,  welche  die  genannte  S.  md  z.  Th.  die  4.  Erwerbsart 
ihr  die  Eiu^einen  eine  heute  unbeinimte  Bedeutung  gewiniittn  Hessen,  und  als  ge- 
schichtliche Thatsachen  Grunds  genug,  um  nicht  immer  nur  Sigenpiodactioil  lud 
reclKehnmiMij^en  Erwerb  der  (ilUer  zu  berttcksichti^en. 

2* 
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IIL  —  §•  12.  Entwioklong  Ton  Taaech,  Arbeit»*! 
gliederung  und  Verkehr.    Die  EigengewinnuDg  der  Güter I 

pflegt  schon  frühzeitig  in  deo  ersten  Htut'en  der  Entwicklung  des! 
Volkslebens  wcDigstenti  theilweise  durch  die  verkehrömässi^e  Ge-j 
winnung  ersetzt  zu  werden.  Letztere  wird  häufiger  und  regelmäissiger,  j 
indem  die  Möglichkeit  des  Tauschs  zur  Arbeitsgliederung 
(ArbeitBtheiluDg  und  Arbeitsvereinigung)  ^)  innerhalb  des  GeBcbleohls, ! 
Stamms  y  Volks  führt ,  zunächst  besonders  unter  den  Ortsgenoaseo,, 
bei  etwas  grösserer  Beohtssieherbeit  und  niebt  %n  starken  natttr- 
UehsD  Hindernissen  ftir  die  Gomninnioation  der  Ifeaseben  imdl 
Güter  auch  swisohen  entfernter  Wobnenden  oder  onter  Qmhe^{ 
schweifender  und  sesshafter  Bevölkerung.    Leicht  transportable,! 
daher  im  Allgemeinen  feinere  Producte  f^, Luxusartikel",  Artikel 
eines  hohen  specitischen  Werths,  §.  44),  bilden  dabei  früher  einen 
Gegenstand  des  Tauschs,  als  schwer  transportable,  gemeiuere 
Producte.  In  der  Arbeitsgliederong  widmen  sieb  die  verschiedenen 
Wirthschaften  den  Tbätigkeiten  zur  Eigengewinnung  bestimnoiter 
elnaelner  Güter  mehr  oder  weniger  äosscbliessiieb,  in  der  Ab-  mid 
Voraassiebt,  die  den  Bedarf  übersteigenden  eigengewonnenen  Er- 
seugnisse  mit  -  demjenigen  anderer  Wirthsebaften  anssntauseheB. 
Eine  solche  Gestaltung  setst  bereits  ein  entwickelteres  Vertrauen 
in  das  wahrscheinliche  Gelingen  dieser  Absicht  und  demgemässe^ 

")  Kau .  §.  7,  1 14  ff.,  der.  dem  Ge^ioht^puncto  der  englischen,  bcboüders  Sinith'bchen 
Srhulc  s;cinäs:j,  /u  sehr  bloss  die  technischo,  nicht  auch  die  all/otn'Mn-rolkswirthschaft- 
liclic  und  dadurch  sociale  Bedeutung  der  Ai'beitsthciluug  beuchtet.  —  Uermana, 
193  if.  A.  Smith,  wealth  of  lutions«  1.  B.«  1.  Kap.  Wie  grade  in  bloss  tech- 
nischer Hinsicht  das  Princip  der  Arbeitstheilung  wenig>tt'n>  in  unserem  heutigen  Zeit- 
alter dos  Maschinenwesens  an  Bedeutung  hinter  bestimmten  rnucipien  des  Maschinen- 
wesens zurücksteht,  zeigt  sehr  gut  und  mit  einer  tolle  hü«  hinteressanter  technischer 
Details  Emanuei  Herrmann,  Principien  d.  Wirthschaft,  Wien  1873,  Einleit  o.  paas,, 
wenn  auch  hier  und  da  wnhl  mit  einiger  Unters -hätzung  der  technischen  Bedeutung 
der  Arbeitstheilung,  z.  B.  i>.  7.  Jedenfalls  ist  aber  diese  eine  Art  der  „stcuiidrtr»m-' 
Arbeitstheilung  (Hermaon)  nicht  ron  so  durchschlagender  ökonomischer  und  suciaier 
Wichtigkeit  aL>  die  „primäre  ",  d.  h.  die  Theilnng  iu  selbständig  betriebene  Erwerbs- 
geschälte.  —  Die  Nothwendigkeit  einer  gewissen  Arbeitstheilung  konnte  bereits  bei  der 
ersten  theoretischen  Erwägung  ökonomischer  Dinge  nicht  verkannt  werden.  Schon 
Plate  hat  im  Bach  trom  Staate  das  Princip  der  Arbeitstbeilnng  in  seiner  Bedeutung 
filr  die  Tbätigkeiten,  durch  welche  menschliche  Beddrfiiisse  befriedigt  werden,  dar- 
gelegt, richtig  begründet  und  erklärt.  Vergl.  ßüchsensch  ütz  a.  a.  0.  S.  250.  — 
U.  Kösier,  Vödes.  S.  6,  14,  2(j  U.,  hebt  richtig,  nur  etwa:»  zu  einseitig  herror,  wie 
der  Besits  die  Arbeit  grade  anch  in  den  primit  Verhlltnissen  l^tet  and  wie  nin 
Weirigsten  ron  Anfang  an  die  Individuen  nur  im  Verhältniss  des  Tauschs  gegeoseit. 
Dienstleistungen  ständen:  das  ursprUngl.  Verhältniss  sei  nicht  das  dci  (icgenseitigkeit. 
sondern  der  Unterwerfung.  Die  Weiterentwicklung  beruht  aber  gicicliwohi  auf  der 
Ausl^ktang  des  Taasehs  vl  der  damit  sich  Terbindenden  ArbeitsgUederuiig.  Nor  ?dtt- 
zieht  sich  dieser  Process  v  öllig  erst  bei  „freier  Concurrenz",  wie  z.  B.  im  römischen 
Alterthum  ei-st  mit  der  der  (loncurrenz  /.uzusi  hn  iliendeii  Auflösung  der  naturalwirth« 
»chaftlichcn  Einheit  des  Uiliu>.    S.  Uodbertus  in  Hildebr.  Jahrb.  a.  a.  0. 
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Znstände  des  Volkslebens  voraus.  Die  Eigengewinnung  der  Güter 
hört  dann  auch  selbst  mehr  und  mehr  auf,  reine  Eigengewinnung 
n  sein,  indem  sie  die  Mittel  zu  ihrer  eigenen  Vornahme  znm  Theü 
selbst  wieder  verkehrsmaflsig  bez.  dnreb  Vertittge  besehailt  (Mietben 
TW  Sciaveni  Dingen  Ton  fremden  Arbeitskriiften,  Anleihen  tob 
Kapital,  Paobten  ron  Omndettlcken).  Tanseben  nnd  ArbeitstbeOnng 
bilden  so  allmftlig  eine  enge  wirtbschaftliche  Verbindung  unter 
der  Bevölkerung. 

§.  13.  Eine  solche  rege Imäss ig  und  wenigstens  in  gewisser 
Weise  planmässip^  gewordene,  weil  auf  fester  Arbeits- 
gliederung  beruhende  Verbindung  unter  der  Bevölkerung  heisst 
Verkehr  oder  genauer:  wirtbschaftlicher  Verkehr.  Das 
Gebiet  regelmSssigen  Austausobs  (Absatses)  einer  Ollterart 
iat  ihr  Markt  Die  wirtbsohafüiohen  Gflter,  welebe  anstausebbar 
sind,  heissen  als  solebe  Ta n seh g Itter,  nnd  als  Gegenstand  des 
Verkehrs  VerkebrsgttterCg.  21).  Die  Zunahme  und  die  Innig- 
keit des  Verkehrs,  die  Ausdehnung  des  Markts,  die  Arbeitsgliede- 
rnug  stehen,  wie  man  leicht  einsieht,  in  enger  und  reger  Wechsel- 
Hirkiing.  Die  Ausbildung  des  Verkehrs  wird  besonders  durch  drei 
Momente  begünstigt:  1)  durch  die  Vermehrung,  Verviel- 
tältigung  und  Verfeinerung  der  Bedürfnisse,  weil  da^ 
doreh  eine  immer  grossere  Menge  und  Mannigfaltigkeit  von  Gütern 
veiluigt  wild,  SU  deren  Gewinnung  die  v^rsebiedenen  natttrlieben 
ilUqgkdten  der  Menseben  und  die  yerschiedene  Natnrausstattung 
der  Lflnder  benutzt  werden  müssen;  2)  dnreb  die  verbesserte 
Reebtssicherheit,  wofür  der  Staat  vornemlich  wichtig  ist 
fKap.  4j;  3)  durch  die  ^Entwicklung  der  Comniunicationen 
und  Transportmittel,  von  deren  Beschaffenheit  die  räumliche 
Bewegung  der  Menschen  und  Güter  bedingt  wird. 

IV.  —  §.  14.  Der  Impuls  zu  Tausch  und  Verkehr  liegt  in 
erster  Linie  im  Selbstinteresse  {§.  1),  womit  schon  die  Natur- 
gemissbeit  des  Verkehrs  als  einer  Folge  der  wirthscbaft- 
li  eben  Natur  derMensoben  anerkannt  ist  Diese  Naturgemtaheit 
I  des  Verkehrs  folgt  aber  aueb  noch  aus  dem  socialen  oder  gesell- 
isebaftliehen  Wesen  der  Menschen,  welches  diese  wie  zu  allem 
sonstigen,  so  auch  zum  wirthschaftlichen  Verkehr  fuhrt. 
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3.  Absebnitt. 

Eintheiinng:  oder  Arten  der  wirtb&cluifitllchen  Gflter« 

I.  —  g,  15.  Uebersioht  der  Arten.  Die  Erörtemng  ttber 
die  UnterBeheidmig  swiselieik  freien  nnd  wirtlieobafUiehen  CHlteni 
(§.  7)  hat  berdte  ergeben,  dan  der  Begriff  ,,wirth8ebnftliehe8  Qt^ 
kein  rein-ökonomiBcher,  sondern  ragleieh  ein  Reebtsbe- 

griff  ist,  sobald  man  die  socialen  Verschiedenheiten  in  der  Lage 
der  Individuen  uud  der  Menschengruppen  berücksichtigt.  Dieser 
Character  des  genannten  Begriffs  tritt  auch  bei  der  Festsetzung 
seines  Um  fang  8  und  Inhalts  hervor,  d.  h.  bei  der  Frage,  welche 
Guter  Überhaupt  zu  den  wirthschaftlichen  zu  zählen  sind  und 
welche  SteUong  die  hergehörigen  Güter  dann  anter  den  wirthsehaft- 
tiehen  Gfltem  einnehmen:  die  in  ihrer  Beantirortong  ebenialla  yom 
jedesmaligen  Beeht  mit  abhSagige  Frage  der  Eintheilnng 
(Glassifieation)  dieser  Ottter.^)  Zn  diesen  gehören  nun  drei 
besondere  Arten  von  Gtltem: 

1)  Personen  und  persönliche  Dienste.  Ob  und  wie 
weit  die  ersteren,  darüber  entscheidet  das  geltende  Recht.  Woj 
Sclaverei  und  Leibeigenschaft  bestehen,  gehören  Sclaven  und  Leib- 
eigene, wo  mildere  Formen  unfreier  Arbeit,  z.  B.  Frohnden,  recht- 
lieh anerkannt  sind,  gehören  die  Pflichtigen  Leistongen  der  Frtfliner 
zn  den  wirthscbafUiohen  Gütern.  Bei  Anerkennung  voller  persOn- 
Uoher  Freiheit  sind  nnr  Leistungen  bestunmter  Dienste  anf  bestummts 
SSeit  an  diesen  Otttem  an  rechnen. 

2)  Sachen  oder  Sachguter:  Stoflb  der  Katar  oder  vom 
Menschen  verarbeitete  Stoffe.  i 

3)  Verhältnisse  zu  Personen  und  Sachen  (res  incor- 
porales),  deren  gegenständliche  Abgeschlossenheit  auf  einer  Ab- 
straction  beruht  (v.  Mangoldt).    Hierhin  gehören 

a)  aus  dem  ganz  freien  Verkehr:  die  Fälle  der  Kondsohait, 
Firma  n.  dergl.  m.,  wo  Tortheilhafte  Beaiehnngen  an  anderen 

Kau,  §.  1,  46,  46a.  —  VergL  Roscher,  §.  3;  Hermann,  S.  114  ff.; 
Soli&ffle,  8.  Aufl.,  S.  8,  bes.  S.  144  ff.;  anders  Soc.  KOrper  III,  *i5S.  Der&. 
Theorie  d.  ausschliess.  Absatzverhältnisse.  Tüb.  1967.  A.  Held,  Grundriss,  S.  8.  9- 
12,  14.  42  u.  in  Hildebr.  Jahrb.  1S76,  B.  27,  S.  162,  186,  mohrfach  abvcichend  roa 
mir.  Er  stellt  m.  £.  das  formal  Juristische  wieder  zu  sehr  vor  dorn  Kein-Oekonomischea 
voran.  Bei  Tausch  u.  s.  handelt  es  sich  allerdings  juristisch  um  Ucbertngiliig  T«m 
Vermögensrochteu.  Das  ist  aber  iu  der  Nat.-Oekon.  nicht  das  Wesentliche,  sondern 
hier  kommt  die  üebertngong  von  Ökonom.  Gebrauchswerth  iu  Betracht,  die  eben  nur 
io  der  Q.  der  Beobtsform  enolgt  (gegen  Held  8.  42).  Icli  kann  mieb  daber  «ach 
Held 's  Begri&bestimmungen  von  (lut,  Waare,  seiner  Classification  u.  s.  w.  nicht  an- 
flcbliessen.  Ebenao  nicht  seiner  Bern.  S.  9  des  Ginndiisses  in  Betr.  der  immaterieUen  GoteL 
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MenscheD,  welche  diircli  menschliche  Th'ätigkeit  ausgebildet  sind, 
entgeltlich  Uberlassen  und  erworben  werden  können; 

b)  auf  Grund  gewisser  rechtlicher  Beschränkungen 
des  Verkehrs:  aosschliessliche  Gewerberechte,  Keftlgerecbtig- 
keiten,  Privilegien,  MoDopolei  auch  Patente  a.  dergl.  m.; 

o)  Einrichtungen  und  Anstalten  fttr  die  regelmSange 
Voimlime  gewiseer  penOnlicher  Dienste:  inebeeondere  „Offent- 
liebe  Einiiehtnngen",  wie  der  Staat  eelbst,  seine  einzelnen 
Anstalten,  die  Gemeinde  mid  andere  Abnliebe  Veranstaltnngen 
der  menschlichen  Gesellschaft. 

Die  Sachen  können  als  materielle  Guter  den  Diensten  und  den 
Verhältnissen  als  immaterielle  Güter  gegenüber  gesetzt  werden. 

n.  —  §.  16.  Streitfrage  über  den  Be^^riff  „wirth- 
»chaftliobes  Gut''.  In  der  Wissenschaft  besteht  ein  noch  heute 
nicht  ganz  erledigter  Streit  darQberi  ob  der  Begriff  der  wirthschaft- 
lieben  Güter  anf  die  SaebgOter  zu  beschriUiken  oder,  wie  im 
Obigen  gesebiebt,  anf  die  Dienste  nnd  Yerfaftltnisse  mit  anssndebnen 
nL  Die  erstere  Anhebt  yertreten  yomemlieb  die  Alteren  Lehrer 
und  llberbaapt  bis  beute  am  Mdsten  die  Engländer,  von  den 
Deutschen  insbesondere  Rau  in  den  früheren  Auflagen  dieses 
Werks.  Die  neueren  l^ehrer,  besonders  in  Frankreich  und 
Deutschland,  haben  dagegen  meistens  die  zweite  Ansicht  an- 
genommen. Es  tritt  hierin  also  auch  ein  charaoteristischer  nationaler 
and  zeitlicher  Untersebied  henror.') 

*)  Bau,  §.  46»;  die  SteUen  der  Tor.  Ann.   S.  eucli  Menger,  S.  5S  ff.  Fflr 

die  Einreihonf  der  Dienste  unter  die  wirthschnftlichcn  (lUtcr  mit  zneret  Storch,  der 
:ach  mit  dadurch  bestimmen  lässt,  da^  diu  Dieustü  dum  Einzelnen  ein  Kiukommcn 
«evikren,  welches  von  freiwilli(?  gesuchter  und  bezahlt«  r  Arbeit  lierruhrt.  Handb. 
B.  IL  and  „Zur  Kritik  des  Begritl's  v.  Nationalreichth/',  Peten>b.  1827.  Dann  besonders 
J.RSay,  Handb.  I  .  (traitö,  ed.  1S41.  Livre  I.,  ch.  XIII.),  Hermann.  Fntersuch. 
1.  Anis.  5.  6,  2.  AuH,  114  If.,  Baumstark,  C&m.  Eucycl.  S.  547,  Huscher,  §.  3, 
Sekiffle  L,  145.  —  Yen  ilterei  Gegnern  dieatr  Ansicht:  Malthns,  principlos 
ch.  L,  Senior.  Bcrnhnrdi  (Kritik  d.  Qrttnde  £  o.  s.  v.  (irundeigcnth.,  Peter^b. 
1S49,  K.  11),  Kanfmann.  aber  auch  von  Neueren  noch  (oder  wieder)  .T.  S*.  Mi  II, 
(^dsätze,  1.  B.,  Kap.  3,  ^.  ä,  Wolkoff,  Baadriiiart,  ron  deutschen  Meumann 
(Tftkingen)  in  d.  An»,  in  d.  Tnb.  Zeitschr.  XXVIIL,  258  ff.,  der  aber  mit  Recht 
beD!jo  wie  Raa  |.  46  Anm.  c  sagt .  es  sei  bemerkenswerth ,  dass  auch  Diejenigen. 
»el'Jie  die  Dienste  in  die  Wirthschaft^lehro  ziehen,  doch  fast  nur  die  Sachprntcr  be- 
ü&adeln  ^a.  a.  Aanu  6).  Das  ist  allerdings  incouse*iuent.  Die  Auita^dung  der  Dieustu 
Qod  TetUhnlMe  als  wiithschalÜiche  (Ittter  inrolrirt  Tielmebr  folgertchtig  m.  E.  die- 
jeüige  Ausdehnung  der  Disciplin,  welche  ioh  ihr  in  diesem  Werke,  besonders  in  den 
LrörtCTunjroa  über  die  'f'^meinwirthschaften  §.  150  fF.^  nnd  den  Staat  (1.  Kapitel)  zu 
geben  suchte.  Auch  Schafflo  hat  jel/t  (Soc,  Körper  III,  I^H)  die  bog.  immat.  Güter 
Mi  d.  Begriff  wiithicb.  Oot  nnigeschloMen,  entgegen  seiner  früheren  Anfibss.,  aber 
mit  anderer  Motivirung  als  di-;  Aeltcrcn.  Er  zieht  dagegen  die  „persönl.  (iiiter"  in 
ikiem  stoffl.  oder  leibl.  Bestand  (Nerven,  Muskeln,  vegotat.  ticwebe)  in  den  Begriff 
^  Die  Neuerung  hängt  mit  Sch.'s  Auffass.  der  Velksvirthschafc  ab  socialer  Sto(^ 
vecksd  znmDDen.  Ich  habe  mich  nicht  fon  ihrer  Richtig keit  ftberxengen  können. 
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Man  bat  die  ganze  Streitfrage  gelegentlich  als  rotissig  bezeichneu 
Das  ist  sie  eotsehieden  nicht.  Denn  von  ihrer  Beantwortang  hängt 
einmal  die  Begrenzung  des  Gehieto  der  politischen  Oekonomie  ab 
and  sodann  ist  die  Beantwortang  präjndiei^  fttr  die  wirth8cliaA> 
liehe  Benrlheilnng  aller  deijenigeii  Glassen,  welebebernfsmftasig 
persOnliehe  Dienste  ansflben,  demnaeh  des  Gesindes, 
der  Angehörigen  der  liberalen  Berufe  und  folglich  auch  des 
Staats.  Nur  wenn  die  Dienste  auch  zu  den  wirtbschaftlichen 
Gütern  gerechnet  werden,  sind  die  genannten  Classen  u.  8.  w.  im 
wirthschaftlichen  Sinne  ,,productiv'^  Die  Beschränkung  des 
Begriffs  „wirthsc haftliches  Gut''  auf  die  Saohgttter  hindert  die 
richtige  wirthschafttielie  Würdigung  dieser  Classen  wie  des  Staali. 
Die  einseitige  Werihlegnng  anf  die  Handarbeit  in  einigen  socia- 
listisehen  Lehren  bilngt  mit  jener  Besebrinknng  ebenfalls  sosanmen. 

§.17.  Bei  der  Erörterung  der  Streitfrage  ist  yon  beiden  Seiten 
öfters  der  Fehler  begangen  worden,  zwischen  wirthschaftlicben 
und  Tausch-  oder  VerkehrsgUteru  nicht  gehörig  zu  unter- 
scheiden und  den  Vermögensbegriff  f§.  23)  unnötbiger  Weise 
in  diese  Diseossion  zü  ziehen.  Der  Ausschluss  der  immaterielleQ 
Güter,  insbesondere  der  persönlichen  Dienste»  von  den  wirthschaft- 
licben Gütern  ist  nemlieb  n.  A.  aneb  deswegen  erfolgt^  weil  jene 
Dienste  nicht  oder  nicbt  unbedingt  and  jedenfalls  nur  in  anderer 
Weise  als  die  SachgUter  zn  den  Verkebrsglltem  nnd  dem  Vermögea 
gerechnet  werden  kannten.  Allein  diese  Folgemng  ist  anrichtig, 
denn  sie  beruht  auf  der  irrigen  Annahme,  dass  sich  die  Begriffe 
wirthscbaftlicbes  Gut  und  Verkebrsgut  decken  müssten,  und  auf 
einer  einseitigen  Auflassung  des  Vermögensbegriffs.  Dies  ist  auch 
gegen  Kau  und  Andere  einzuwenden.  , 

§.  18.  A.  Han's  Lehre.  Bau  begründet  in  der  letzten 
(8.)  Anfinge  seines  Werkes  seinen  Standpnnet  in  der  Frage  (§.  1, 
46)  46a)  wOrtlicb  in  folgender  Weise:  „Alle  Bestandtbeile  der 
Sinnenwelt,  die  den  menseblioben  Absiebten  entsprecben,  werden 
körperliche,  materielle,  stoffliche,  äussere  oder  sach- 
liche Guter  genannt.  Unter  ihnen  bilden  diejenigen,  welche  eine 
dauernde  Aneignung  und  beliebige  Benutzung  durch  den  Menschen 
gestatten  und  daher  diesen  zu  vielfacher  Thätigkeit  anregen,  eine 
grosse,  durch  viele  EigenthUmiichkeiten  ausgezeichnete  und  für 
die  wissenschaftliche  Betrachtung  YorztIgUch  wichtige  Olasse  toi 
Gutem,  die  man  die  besitzbaren  nennen  kann.  Den  Saeb-  oder 
StoffgQtem  werden  zunScbst  die  persOnlieben  Güter  entgegen* 
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geietit,  weldie  io  ZmtUlnden  und  EigeDtchalteo  des  Mensehen  be- 
itehen  (s.  B.  Oesvndbeit,  Stürke,  geistige  FtthigkeiteD,  KenntniBBe) 

und  theils  ihrer  selbst  willen  (als  Zwecke),  theils  als  Mittel  zur 
Erlangung  anderer  Güter  geschätzt  werden*'.  —  „Um  Sachgüter 
beliebig  als  Mittel  zu  gebrauchen,  muss  man  über  dieselben  unge- 
hindert yerfügen  können.  Die  Menge  von  Gütern,  auf  welche  sich 
io  einem  gewissen  Zeitpuncte  die  Verftlgungsgewalt  einer  Person 
entreckt,  bildet  das  Verm(}gen  derselben'^  ^)  —  „Wie  alles  Ve^ 
m9gen  der  Menseken,  so  besteht  aneh  das  gesammte  Volkfrver- 
m9gen*)  ans  einer  Gewalt  Uber  Saebgtiter  ond  die  wirthscbaft- 
fieben  Thätigkeiten  sind  znnftebst  nur  auf  den  Besits  und  Oebraneb 
Boleher  Güter  gerichtet.  Als  sinnlich  wahrnehmbare  körperliche 
(einen  Raum  einnehmende)  Dinge,  in  denen  der  Mensch  Mittel  zu 
seinen  Zwecken  erkennt,  unterscheiden  sieh  dieselben  wesentlich 
\ou  den  persönlichen  Gütern,  die  mit  dem  Menschen  nelbst 
iDDig  yerbonden  sind  und  sich  in  ihrer  Entstehung,  Aufbewahrung, 
l  ebertragnng  und  Zerstörung  ganz  anders  verhalten.  Sie  sind  von 
der  Person  des  fiesitsers  nicht  tu  trennen ,  die  VeriHgongsgewalt 
11^  sie  ist  eine  sehr  beeohrftnkte,  sie  treten  nicht  in  den  Verkehr 
Qsd  gestatten  in  der  Begel  keine  Hestimmung  nach  Zahl  und 
Mtass.^)  Personliehe  nnd  saehliehe  Otiter  kennen  einander  nicht 
vertreten.  Wollte  man,  dem  8pra(  hgebrauchc  zuwider,  den  BegriflF 
des  Vermögens  und  der  Wirthschaft  auch  auf  die  pers')nlichen 
Güter  auBdehuen,    so  Wierde  die  politische  Oekouoinie  sich  zur 


»J  S.  dagep^eii  unten  §.  23. 
*)  S.  dagegöo  outen  §.  25. 

*)  „Ausnahmen  hiervon  sind  z.  B.  die  ^Icssong  der  Maskclätärke  mit  dem  Dyna* 
nometer,  der  Schärfe  des  Gesichts  und  OehOn,  —  du  ZaU  der  Spimcben,  die  Jemand 
f«ateht  Q.  dgl."   (Anm.  R's.) 

^  Storch  hat  auf  die  perbOulicbeu  Guter  die  bei  den  saclilicbcn  gangbaren 
Beaaaan^en,  BegrMfe  und  EiDtheilnogen  mit  gatem  Effolgo  angewendet,  dessen 
Iltodb.  d.  NaüouaU'irtb>ch.  II.  —  W  ie  bei  den  Sacbgüteni,  so  kann  man  nach  bei 
lien  p^Tsöiilichen  d-'n  Besitz  dth  Kiii/t'liit.'n  und  (Vw  (icsaramtheit  ilor  in  einem  ganzen 
Vulie  Torhandcneu  Guter,  z.  B.  die  Ma^isc  von  Wii»sen,  GescbicLlicbkeit,  Urtbeiiäkraft 
nnterscheiden.  —  £b  giebt  noch  eine  dritte  Alt  ron  Gatem,  die  nicbt  in  der 
«^iozehien  Person,  sondern  im  Verbältniss  derselben  za  anderen  Menschen  oder  zum 
Staate  liegen,  z.  B.  Ehre.  Zuneigung,  Schutz.  Fn-ihcit;  Gesellschaft  Ii  r  ho  Guter. 
Hierher  gehören  die  von  liermaun  sogenauutcu  Lobenäverhaltniäse.  V'uräucbe,  beide 
<beageaaante  Alten  von  Qfltem  in  der  vissenscbaftiicta  BelAndlnng  zusammen  zu 
imen,  Ton  Arnd  und  Gioja;  auch  Bnlau,  Handbuch  der  Staatsvirthschaftilehre; 
tben  dahin  neigen  sich  Hufeland,  neue  Gtundhirung,  I,  S.  34.  rölitz,  Staats- 
»isscnschaft  II,  §.  lt.  Haaso,  Cuiuam  nustii  aeri  popiüo  etc.  S.  12  und  manche 
Neuere.  Am  anffallendatten  erscheint  das  Znsammenwerfen  nngleicbartiirer  Güter  bei 
Dn  Mesnil-M  arigny,  Cat«  <  h.  S.  12.  —  Die  ausländischen  S«  liiiftstell'  r,  welche 
den  BeghÜ  ron  Venn<]«en  und  Wirthschaft  nicht  haben,  konnten  leicht  Veraulassnug 
Isden,  das  Merkmal  der  Körperlichkeit  bei  den  SachgQtern  zu  ttberseben  «ad  Um 
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Wissenschaft  aller  Güter  für  den  Staat,  d.  h.  zur  Staatswi ssen- 
schaft  ansdehnen/^ ^)  —  was  allerdings  in  einer  Hinsicht  die 
Folge  der  hier  von  Bau  bekämpfteo  Ansieht  ist,  aber  m.  E.  kein 
dnrehseUaf^ender  Gegengmnd.  —  ,^aik  würde  aber  dennoeh  sieht ; 
umhin  können,  das  Verhalten  der  Mensohen  in  Besng  anf  dia  Saeh- 
gtiter,  d.  h.  anf  die  wirtbschafüiohen  Thltlgkeilen ,  wieder  einer 
abgesonderten  Betrachtung  zu  unterwerfen,  weil  sie  von  eigenthüm- 
licher  Art  sind  und  unter  Gesetzen  stehen,  die  auf  die  persönlichen 
Guter  nicht  bezogen  werden  können.  Indess  hat  jene  Wissenschaft 
Sich  dennoch  auch  mit  den  persönlichen  Gütern  za  beschäftigen, 
weil  sie  auf  mehrfache  Weise  in  die  wirthschaftliehen  Bestrebnngen 
eingreifen : 

„1)  sie  nnterstttizen  die  HerFortafringimg  nnd  Erweibnng  Ton  | 
Sachgfltem  so  sehr,  dass  der  Wohlstand  der  VOlkw  wie  der  Eid- 

zelnen  grossentheils  von  dem  Beistände  sittlicher  und  geistiger  j 
Kräfte  bedingt  wird; 

„2)  die  Saclii::tUer  sind  dazu  bestimmt,  den  Zustand  der  Menschen 
zu  verbesBem,  daher  ist  das  Vermögen  nicht  fUr  sich  allein,  sondern 
nach  seiner  Benehnng  anf  die  menschliche  Gesellsohatt,  d.  h.  in 
seiner  Anwendung  cor  Brzengmig  persönlicher  Gttter,  in  würdigend 
(Ban,  §.  46.)  | 

,^neh  die  persönlichen  Dienste,  d.  h.  Arbdien,  wodnrchj 
der  Mensch  unmittelbar  dem  Mensehen  einen  Vortheil  (ein  penSn- 
liebes  Gut)  zu  Wege  bringt,  z.  B.  Unterricht,  Pflege,  Beschütznng, 

an  die  Nützlichkeit  oder  die  Tauglichkeit  zur  Befriedigung  der  T?  ^  n  fiiisse  zu  denken.  — 
Es  ist  bemcrketiswerth,  dass  auch  diejenigen,  welche  den  Be^rill  des  Vennögrcns  nlt- ' 
die  Öaeligutcr  hinaus  env'eitorn  wollen ,  doch  in  dem  Verlaufe  der  Wissenschaft  tich 
nur  mi  jene  Güter  halten.**  (Anm.  B's»,  8.  AoH.)  I 
')  „Es  lässt  sieh  desshalb  keineswegs  behaupten ,  dass  die  St;iatswirthsrhaftslehrf 
durch  Ausschliessüng  der  persönlichen  Güter  in  eine  fehlerhafte  Einseitigkeit  geralhe, 
denn  durch  diese  Beschränkung  gewinnt  sie  ein  abgerundetes  eigenthUinliches  Gebiet 
nnd  erlangt  ent  die  rcrile  GiindUchkeit  und  Fjnichtbarkcit.  Die  persönlichen  (Htm 
«tfordern  zwar  eine  Tflcg-e  durch  den  Staat,  aber  dicHe  Thätigkeit,  die  man  Staaf>- 
(^r/iehuiii;-.  Culturpoiitik ,  Volksbildunfrssorse  nennen  kann,  ist  von  der  Sorge  filr  d-.ii 
Volks wohbtand  rerschieden  und  verdient  in  dem  Systeme  der  Staatsrerwaltuiig  ein»' 
eigene  Stelle.  „Man  hat  es  oft  den  S(aat85k<Miomen  schwer  rorgeworfen,  dass  sie  ihre 
Aufmerksamkeit  bloss  anf  die  sachlichen  fiUter  (wealth)  richten  und  alle  Reaclitiir: 
der  Gill«  ksoligkoit  und  Tugend  vci-alisäumon.  —  Niemand  tadelt  einen  Schriflsleiier 
über  die  Taktik,  dass  er  seine  Aufmerksamkeit  bloss  auf  kriegerische  Angelegcnkeitea 
richtet,  ebensowenig  schlicsst  man  ans  dieser  Handlungsweise,  dass  er  einen  immer-  | 
währenden  Krieg  empfiehlt.  Allerdings  wurde  ein  Schrifrsti  llcr,  der,  nachdem  er  ge- 
zeigt hat,  dass  ein  gewisses  Verfahren  Sachgüter  erzeugt,  dafiselbe  bloss  darum  zur 
Nachahmung  empfiehlt»  den  grossen  Fehler  begehen,  Wohlfahrt  (happinoss)  und  des 
Besitz  von  sachlichem  Vermögen  (wealth^  für  einerlei  zu  halten.  Aber  sein  Irrthum 
liegt  nicht  darin,  dass  er  seine  Aufmerksamkeit  auf  das  sachliche  Vermögen  beschränkt, 
sondern  in  der  N'erwechalung  von  Wohliahrt  und  Vermögensbesitz.**  Senior,  Uutl. 
8.  189.  (Anm.  B's.) 
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sind  keine  Theile  des  Vermögens,  obgleich  viele  derselben  gegen 
eine  VergUtnng  in  Sachgütern  geleistet  werden  und  daher  gleich 
diesen  einen  Preis  (Tauschwerth)  haben,  z.  B.  die  bezahlten  Thiitig- 
keiten  des  Arztes,  Lehrers,  Ktlustlers  u.  s.  w.  Wenn  jedes  Ver- 
kehrsgut, d.  h.  jeder  Gegenstand,  der  einen  Preis  hat  und  in  den 
wifthBehafUieheii  Verkehr  kommt,*)  als  ein  Theil  des  Vermögens 
apgssehen  weiden  solHe,  so  mflsste  dies  von  sftmmtliehen  Lohn- 
ailMiteB|  nieht  bloss  von  den  persVnliehen  Diensten  gelten.*)  Diese 
rind  swar  wie  die  saoUiehen  Güter  Mittel  znr  Befriedigung  menseh* 
lieber  Bedtirfhisse  nnd  dienen  znm  Theil  als  Erwerbsmittel,  unter- 
eeheiden  sieh  aber  wieder  von  jenen  Gütern  zu  sehr,  um  mit  Nutzen 
für  die  Wissensehaft  mit  ihnen  im  Begriff  von  Vermögen  zusammen- 
gefasst  werden  zu  können,  denn  sie  sind  nicht  besitzbar,  kommen 
nar  in  einer  Folge  von  Zeitmomenten  zur  Erscheinung,  sind  also 
nicht  in  einem  Vorrathe  vorhanden;  auch  erfordert  ihr  Erfolg 
meistens  eine  entspreehende  Mitwirkung  dessen ,  fttr  welehen  der 
Dienst  geleistet  wird,  s.  B.  Anfrnericsamkeit  des  HOrers»  Fleiss  des 
SehOlerSi  Folgsamkeit  des  Kranken,  (was  doch  ebenso  bei  der 
Benntsnng  eines  Sachguts  gilt,  W.).  Die  Fähigkeit  eines  Menseben, 
gewisse  Dienste  zu  leisten,  bildet  dagegen  ein  persönliches  Gut, 
welches  seiner  Natur  nach  von  ungewisser  Dauer  ist.  Weder  ein 
Einzelner  noch  ein  Volk  ist  durch  eine  gewisse  Menge  möglicher 
oder  bereits  begonnener  Arbeiten  selbst  schon  reich,  sondern  nur 
wenn  vermittelst  derselben  Sachgtiter  erworben  worden  sind.  Die 
Siters  als  Beispiel  erwähnte  Sängerin,  die  im  8ehiffbrnch  ihre  Habe 
▼eriieit,  ist  nieht  mehr  reieb,  aber  sie  kann  es  wieder  werden  nnd 
nsg  in  dieser  Wabrseheinliohkeit  einstweilen  Credit  haben.  Indess 
btben  die  Dienste  fttr  die  Volkswirthsehaft  ans  zwei  Ursaehen 
Wiehtigkeit,  sowohl  wegen  ihrer  Wirkungen,  als  weil  sie  denen, 
die  sie  leisten ,  einen  Antheil  an  dem  jährlichen  Erzeuguiss  von 
Sachgütem  verschaffen"  (nach  ij.  46  a). 

§.  19.  B.  Einwand  gegen  diese  Lehre  Rau's.  Diese 
Erörterung  Kau 's  beweist  indessen  doch  wohl  nur,  dass  die 
Dienste  manche  Eigen thllmlichkeiten,  verglichen  mit  den 
Sachgütem,  haben  nnd  eben  desshalb  eine  besondere  Art  der 
wiidisehaftliehen  Ottter  bilden;  femer j  dass  die  Dienste  entweder 

*)  Macleod  braucht  den  uiibestimmtoa  Ausdrack:  wirthächalUicheä  Llcmeut  oder 
Dtef.  «cOMBtCftl  «Btity.   (Anm.  R's.) 

^  Selbst  eise  UutcrlasäUDg  wird  bitireile»  bezahlt,  z.  B.  das  Nicbtbiet«!!  hei 
«hier  Versteigerong,  das  NichthrworHon  um  eine  Gunst,  ilas  MicktuzeifNi  tinm  V«r? 
ütUs,  das  KidittheUnehmea  an  egier  Wahl.   {Anm.  K  s.) 
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gar  nicht  oder  jedenfalls  nicht  in  derselhen  Art  inm  Ver- 
mögen, wie  %n  den  wirthschaftttohen  Gtttem  gehören.  Aber  sie 
beweist  nicht,  dass  die  Dienste  gar  keine  whrthsebafttichen  Gtttor 
sind.  Selbst  solche  Eigenschaften,  welche  besonders  gern  gegen 
die  Einbeziehung  der  Dienste  unter  die  wirthsehaftlichen  Güter 
geltend  gemacht  werden,  wie  die  rasche  Vergänglichkeit,  die  Un- 
fähigkeit, zu  VorrUthen  angesammelt  zu  werden,  theilen  die  persön- 
lichen Dienste  mit  manchen  Sachgtitern.  Eine  aparte  Stellung 
nehmen  die  Dienste  auch  dadurch  ein,  dass  bei  ihnen  leichter  als 
bei  den  meisten  SacbgUtern  ein  Uebermaass  droht,  tbeils  wegen 
der  Annehmlichkeit,  welche  mit  der  Leistung  solcher  Dienste  Öfters 
verbanden  ist  (liberale,  besonders  wissenschaftliche,  kttnstlerisohe, 
mit  ftusserer  Ehrenstellung  verbondene  Bemfe),  wobei  dann  die 
Arbeit  das  ihr  oharacteriBtische  Merkmal  des  Opfers  mehr  oder 
weniger  verliert,  theils  wegen  des  massgebenden  Kinllusges  des 
Staats  auf  die  Nachfrage  nach  besonderen  Arten  der  Dienste 
(Beamtenthum,  Militärwesen). 

§.  21).  C.  Einreihung  der  Dienste  unter  die  wirth- 
sehaftlichen Güter.  Rau  sagte  in  einer  früheren  (nicht  mehr 
in  der  letzten)  Auflage  (6.  A.  §.  46a  Anm.  d.)  ganz  richtig:  „Es 
httngt  Yon  der  Definition  des  Vermögens  —  nnd  ebenso  der  wirth- 
sehaftlichen Ottter,  so  darf  man  hinsnfttgen  —  ab,  ob  die  Dienste 
dasii  geboren  oder  nicht'^  Das  ist  wahr,  aber  es  folgt  darans  nur, 
dass  eine  solche  Definition  vorgenommen  werden  muss,  welche  die 
Dienste  in  die  wirthsehaftlichen  Güter  einschliesst.  Werden  nun 
(§.  7)  unter  letzteren  diejenigen  BedUrfnissbefriedigungsmittel  ver- 
standen, welche  nur  gegen  Opfer  (Arbeit)  zu  erlangen  sind,  so 
passt  dies  auf  die  Dienste  ebenso  wie  auf  die  Sachgttter  (seihst 
bei  an  fr  ei  er  Arbeit,  wegen  der  Gewährung  des  Lebensunterhalts). 
Der  entscheidende  Grand  für  die  Einbesiehang  der  Dienste  in  die 
wirthsehaftlichen  Güter  liegt  alsdann  darin,  dass  die  Befriedignngs- 
mittel  eben  unmöglich  nur  in  Sachgtftern  bestehen 
können,  weil  die  Bedürfnisse  sich  nicht  bloss  au  f  solche, 
sondern  auf  persönliche  Dienste  (namentlich  auch  des 
Staats,  wie  Rechtsschutz  und  Förderung  aller  Art,  4.  Kaj)iler) 
beziehen.  Mitunter  können  zur  HedUrfuissbefriedigung  Uberhaupt 
nur  solche  Dienste  und  Verhältnisse  wie  die  oben  genannteOi 
(z.  B.  gewisse  Pflegedienste)  mitunter  können  dieselben  wenigstens 
alternativ  mit  Sachgütem  dienen.  Oft  hängt  es  von  reinen 
Zufillligkeiten ,  z.  B.  von  gewissen  persönlichen  Eigenschaften  de? 
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Bedürftigen,  wie  Bildungsstand  u.  dergl.  m.,  ab,  ob  die  eine  oder 
die  andre  Form  der  BedUrfnissbelriedigung  gewählt  wird  (z.  B. 
intlicher  Rath  —  Arznei ;  Vortrag  —  Buch ;  StaatBflchntz  —  eigener 
Sehntz).  Der  Untenehied  swiaohen  dem  Dienste  und  dem  Sacbgnt 
iiegt  daher  nnr  in  dem  relativ  nntergeordneten  Momente,  daas 
Jemand  beim  Dienste  an  mittel  bar  (durch  die  Arbeit)  sich  selbst 
oder  ehern  Anderen  BedflrftiiasbeMedigang  Tersehafft,  beim  Saeb- 
gnte  mittelbar,  durch  das  Mittel  eines  von  der  Natur  erhaltenen 
Stoffs,  an  welchem  sich  erst  die  Arbeit  äussert 

4  Abschnitt. 
Tiiiseli-  oder  Terkehrs^fiter. 

I.  —  g.  21.  Bedingungen  für  das  Verkehrsgut-Sein 
wirthschaftl icher  Guter.  Die  wirthschai'tlichen  Gilter  müssen, 
omTanschgttter  oder  VerkehrsgUter  za  werden,  ansscbliess- 
lieb  angeeignet  and  Übertragen  werden  kOnnen.  Darüber 
entBchetdet  nicbt  sowohl  die  Natnr  der  betreffenden  Gttter,  als  viel- 
mehr das  Recht  Dieses  macht  daher  erst  die  wirthschafttiehen 
Güter  zu  Verkehrsgütern.  Ob  und  wieweit  jene  letzteres  werden 
sollen,  kann  zwar  nach  rein  ökonomischen  KUcksichteu  erörtert, 
aber  selten  allein  nach  ihnen  entschieden  werden.  Der  Begriff 
„Verkehrsgut"  ist  demnach  wiederum  keinrein  ökonomischer, 
sondern  immer  zuvörderst  ein  R  e  c  h  t  s  b  e  g  r  i  f  f.  Da  die  Eechtssätze 
i ^/er  die  wirthschaftUchen  wie  ttber  die  Verkehrsgttter  wandelbar 
aind  and  anch  sein  müssen,  so  folgt  daraas,  dass  die  Begriffe 
„wirthsehaffliches  Qnt**  und  „Verkehrsgaf  keine  absoluten, 
logischen  oder  rein  natürlichen,  sondern  geschichtlich- 
rechtliche  sind,  w  as  auch  die  Wissenschaft  bisher  viel  zu  wenig 
m  beachten  pflegt.*) 

II.  —  §.  22.  Engerer  Begriff  von  Verkehrsgut  Das 
Recht  hat  regelmässig  den  Begriff  Verkehrsgnt  enger  i^efasst  als 
des  Begriff  wirthscbaftliches  Gat.  Selbst  manche  Sacbgttter  sind 
Tom  Bechte  aosserbalb  des  Verkehrs  gestellt  und  in  diesem  Falle 


lAesea  weseotiicbe  KecbtunomeDt  iii  BegriUcn  wie  Vcrkobrb(^t,  VermOgcii  u.  A.  m. 
MBto  mr  ttiebt  vohl       ftbeneben  werden,  tnt  indflssen  bisher  anferbSUnlssmissif 

>tark  in  den  Hintergrund,  so  aach  bei  Rau,  x.  B.  in  der  cbaractcristisrh  konen 
AauL  a  dt-j  §.  i,  uml  doch  auch  noch  bi  i  Ili-rmann  (s.  2.  Aufl.  S.  11)  ff.),  Ko«icher 
^ad  den  Neaercu.  Audcra  und  im  Piiucip  ui.  £.  richtig  Ii.  UOsler,  v.  i>cheel, 
J«ixt  b«.  A.  Held  %D  d.  in  Note  1  d.  vor.  Absciu.  S.  22  $eü,  SteUen* 
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•bo  nicht  Verkobr^gtlter.*)  Der  Verkehr  in  anderen  Saohgtttera 
unterliegt  wesentlichen  BeschrftnkuDgen,  so  z.  B.  vielfach  derjenige 

in  Gnmdstticken.    Auch  wo  das  Recht  persönliche  Unfreiheit  an- 
erkennt, ist  die  Verkehrsgut  Qualität  der  Unfreien ,  welche  hier  zu 
den  wirthscbaftlicben  Gütern  zählen,  selten  eine  ganz  unumschränkte. 
Mit  der  Milderung  der  Unfreiheit  pflegt  sie  regelmässig  immer  be- 
schränkter zu  werden,  wie  z.  B.  der  Uebergang  von  Sclaverei  zu 
sehollenpflichtiger  Leibeigenschaft  zeigt  (2.  Abtb.  Kap.  1).    Noch  ; 
massgebender  ist  das  Becht  flttr  das  Vorhandensein  and  den  Grad 
Verkehrs-Qnalititt  der  „Verhältnisse«'  (§.  15),  i.  B.  fehlende  oder  | 
nnr  bedingte  Uebertragbarkeit  von  Privilegien  n.  dergL  m.  Den 
oben  genannten  Öffentlichen  Einrichtungen  nnd  Anstalten  (g.  15,  I 
3,  c)  und  natürlich  vor  Allem  dem  Staate  selbst  fehlt  diese  Qualität  ' 
gänzlich.    Aber  der  Umstand,  dass  ein  Gut  nicht  Verkebrsgut  ist, 
hindert  nicht,  es  zu  den  wirthscbaftlicben  Gutem  zu  rechnen. 

I 

3.  Hauptabschnitt.  I 
Dm  ¥ermdgeii.  | 

Dio  folgende  Behandlang  des  VennOgens,  besmdfliB  die  Unteiscbeidang  der 
beiden  Vcnnößronslicgriffe  betrachte  icb  als  eine  ronsequentc  Fortbildung  der  Bahn 
brecheiiduu  ErörtcruQgca  von  Kodbertus  (vielfach  pa^siia,  in  llild.  Jahrb.  a.  a.  Ü.  i 
in  d.  Soc.  Briefen,  bes.  in  d.  Schrift  Zor  Erkllr.  und  AMiÜfe  der  hent  Greditnoth  det  | 
Qrandbesitzes,  Jena  1S69,  I,  90  IT.,  Q.  286  ff.,  jetzt  Tab.  Ztschr.  1S7S,  S.  224)  Uber  I 
die  nothwendijre  Untorscheidong  von  Kapital  in  roin  ökonomischem  Sinne  ab 
Vorrath  naturaler  Kapitalgegcnstände  und  .Mittel  zur  Production  überhaupt  und  ron 
Kapital  im  historiach-rechtlielien  Sinne  ab  Ka|iitiIveTBftgen  oder  vnnrei- 
•  d<  nti?er  als  Kapital  besitz.  Dies  -  K  -  llH  rtus'scho  Unterscheidung  lässt  sich  aber  noch 
»!inc  Stufe  höher  hinauf  fuhren,  zum  Vennögen  seihst.  Aehnliche.  gewiss  richtige 
TcnUouz  verfolgt,  ohne  Übrigens  an  Kodbertus  anzukuupl'en,  Knies  in  seiner  Analyse 
des  KapitalbegrUfs  (Geld  u.  Credit,  I.  d.  Geld,  BcrI.  1873,  Kap.  I,  s.  bes.  S.  31):  Die 
NatiODidökoiiomik  brauche  Kapital  in  einem  doppelten  Sinuc,  nemlich  als  „realem 
Prodactirmittel"  (analog  dem  „Vermögen  au  sich''  im  Text)  und  als  „ein  für  den 
Besitzer  erworbener  Gttterrorrath"  i^analog  dem  „YormOgensbesitz").  Bei  Rosclier 
findet  bieh  von  einer  solchen  Unterscheidung  keine  Spur  (Gründl,  d.  NationalOkonomik, 
§.  1).  Er  sagt:  „Vermögen  ist  die  Summe  aller  wirthschaftliclicn  Güter,  welche  sich 
im  Eigeotham  einer  physischen  oder  juristischen  l'orson  belinden.  Es  giebt  dem- 
nach (?)  Prirat-,  Corpoiations-,  (Jomeinde-,  Staats-,  Voib-  ond  WeHrermOgen.**  Offen- 
bar passt  auch  auf  letztere  beide  VonnQgen  diese  Definition  des  Vermögens  nicht, 
denn  „Volk  '  und  „Welt"  sind  keine  Person.  Auch  hei  Kau  {Vermögen:  Die  Menge 
ron  Sachgtltem,  auf  welche  sich  in  einem  gewissen  Zoitpuucte  die  A'erfügangsgewall 
einar  Penon  endeckt)  iRtnunt  der  UnCenchiM  nicht  rar  Geltang,  obgleioli  er  Kapital 


*)  So  die  res  quarum  non  est  commercium  des  Röm.  Rechts,  s.  Pachte,  Fan- 
dccten  §.  35,  Institut.  II,  §.  223  (S.  .^52  fr\  Die  Nationalökonomen  kennen  natariich 
solche  Ausnahmen,  aber  ignoriren  sie  als  zufällige  Gestaltungen  dos  Hechts,  was 
sie  freilich  im  Einzelnen  sind.  Aber  es  ist  nicht  zn  ftbersehen,  dass  das  Gemein- 
WoU  nnd  insofern  die  Volkswirthschaft  immer  solche  Aasnahmen  verlangen  wird,  man 
also  unmöglich  sich  in  der  Politischen  Oekonomie  nur  mit  Yeri^ehtsgOtem  besch&f- 
tigen  kann. 
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iffi  Toliiswi  rthschaftlichen  and  im  Sirme  der  einzelnen  bllrgerlichcn  Wirth- 
scbaft  ünteischeidet,  §.  52,  53.  S.  u.  Vorbom.  za  Abscbn.  2.  Das  Besitzmomeut,  die 

Jri?atreeli<Hebe  Seite,  wird  meistens  allein  im  VermOgensbegiiff  belmt,  so  tob 
oscber  (der  in  seiner  EspitAl-Deflnition  §.42  degegcn  dasandxeMoment:  zur  Production 
»nfbewrahrte?  Pr«nluct  sein,  hervorhebt).  Kau,  anrh  TIf  i  mann,  S.  21,  v.  Maiigoldt, 
Gnutdiisä  §.4;  bei  Schäffie  I,  72,  131  wiid  die  auü^chÜessliclie  Beziehung  des 
Teml^eas  auf  eine  ee  1>eflifaeeiide  Penon  wxk  besondei«  sobaif  Iterrorgehoben,  also 
die  erste  Bedeutung  oben  abgewiesen.    Ebenso  noch  im  Soc.  Knrp»'r  III,  263:  „Das 
Venningen  lä^st  sich  ohne  Beziehung  auf  Suhjecte  des  wirthbchaflL  Thuns  und 
I^aeoi  nicht  de£niren.    £s  ist  dynamisch  gedacht  der  inbcgrüi  der  ellectiFen  (Be- 
iMtugen  ans-,  materielle  Aniechte  einscbUeiBeiidon)  insseren  materiellea  llaeht 
eines  Subjects."    Aber  jene  erste  BedeatODf  scheint  mir  durcliaus  in  der  Sache  be- 
gründet.   Naturlich  muss  jedes  Vermögen  schliesslich  menschlichen  Zwecken  dienen, 
Iii  insofern  also  ohne  Beziehung  zu  Personen  nicht  zu  denken,  schwebt  allerdings 
nicht,  wie  SehAffle  sagt,  ia  selliatitadiger  Bevegvag^  deich  das  ToUnwiithschaAUche 
IniTcrsum.    Aber  die  geschichtlichen  Rechtsi Inhaber  des  Vermögens  lassen 
äch  ohne  letzteres  und  dieses  wieder  ohne  sie  betrachten.  S.  auch  Schälfle. 
Sdc  Körper  S.  264.   Ein  Privateigeuthumsrorhältniss,  wie  man  stillschweigend 
huMT  ohne  Weiteres  annimmt.  Dir  alles  Vermögen  oder  für  besondere  Vermögens- 
arten, wie  das  Kapital,  ist  ferner  nicht  lias  allein  denkbare,  noch  das  allein  be- 
«eieöde.   Die  Vermögeusbesitzer  sind  endlich  auch  nicht  immer  diejenigen,  welche 
du  YwmOgeii  bildeten  (rem  Erbrecht  ganz  abgesehen),  and  noch  weniger  diejenigen, 
velcbe  es  durch  ihre  alleinige  Thätigkeit  bilden  können:  der  Stiat,  all 
..Vermögen  erzeugende  Societät"  (Stahl)  wirkt  vielmehr  grade  hierbei  neben  den  Ver- 
mögensbesitzem  stets  direct  und  indirect  mit  und  die  Xtechtsorduung  entscheidet 
b«ifiBiiieDd  ttber  die  TertheilaDg  des  Termögensbesitzes  mit  Pttr  das  Problem 
der  Terthcilung  des  VoHmtakemmens  und  Vollcsrermögens.  d.  h.  Air  das  zweite 
Hauptproblem  der  Nationalökonomie  ist  die  Unterscheidung  im  Texte  daher  von  grosser 
Wichtigkeit,  §.  94  If.  Vermögen  im  letzteren  Sinne  und  Vermögensbesitz  schlechtweg 
iB  idantttciren,  helsrt  nichts  Aodies,  als  die  einmal  bestehende  Beebtsoidnang  des 
Vemflgeasbesitzes  fUr  die  allein  mögliche  in  wiithschafdicher  Hinsicht  anzu- 
sehen, was  eben  petitio  prinripii  ist.    Auf  diesem  hörhst  einseitigen  Standpunctc 
stehen  einzelne  Vertreter  des  radicalen  Smithianismus,  z,  B.  Priuco-Smith,  wie 
immer  so  aoch  hier  der  einseitigste,  aber  anch  der  racluiehislos  conseqnenteste  nnd 
«hrlich.«ife  Vertreter  dieser  Pichtung,  so  in  dorn  Aufs.  „Die  Socialdemocr.  auf  dem 
Keidjstage'*  in  Faucher's  \'ierteljahi-sschrift  IbGÜ  B.  1  i^wo  die  ..Hcsitzcnden  '  alles 
feieistet  haben,  was  uns  in  Volkswirthschaft  und  Cultur  Uber  dun  ^atu^zustand  der 
Annath  hinausbrarhte,  s.  bes.  S.  1521),  ders.  im  Artikel  Handelsfreiheit  In 
IkCntzsch'  Handwörterbuch  d.  Volks^virtllsell.lft^l.■ll^e  (in  nuro  das  ganze  Lchrgchilude 
der  sog.  Manchestertheorie).    Vgl.  die  sehr  geschickte  Zusammenstellung  radical  frei- 
hiadl.  Aemsernngcn  Uber  die  Grundlagen  des  Wirthschaftslebens  von  G.  Schönberg, 
Tab.  Zeitschr.  XXVIII.  (1S72)  S.  404  H.  —  S.  jetzt  auch  Held,  Gmndriss  S.  11,  33 
Jahrbücher  B.  27,  101,  meiner  Auffass.  beistimmend  im  Wesen,  abweichend  in  d. 
formcUeo  BehandL  der  Jurist  Seite.   ,^o  einlach"  wie  Heid  meint,  S.  ]b3,  ist  die 
ittclie  aber  mit  Hiehten.   Die  UateiMheid.  ron  „Crateratten**  n.  „recht!.  Beziehnngen 
r.  Personen  zu  Gütern"  macht  die  „schwerfällige''  ünterscheid.  obiger  beider  Staiid- 
I'On'  te  noch  nicht  entbehrlich.    Held  übersieht,  dass  in  d.  Smith'seli'  ri  \;it.-i  >ek.  .  beii 
bistor.-rechtl.  An£fas8ung  allein  besteht  u.  L  die  selbstvcrstündiiche  gilt.  Grade 
meine  Onterscheidnng  ?on  Ottterrontthen  nnd  Bechten  daran,  in  Bodbertua' 
Wei$f-.  Ii,    r  mir  seltsam  genog als  „bestftnd.  Yerwechslnng^  beider  rorwurft,  beseitigt 
aieaiea  imhum.der  Schnle. 

1.  Abschnitt. 
Veimfifen  im  AllgemeineD* 

L  — §.  3d.  Zweifacher  Vermögengbegriff.  Bei  der 
fiegrilbbestimmiiDg  des  Vermögens  ist  ein  zweifacher  Staud- 
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panct  zu  nnterseheideii,  der  wesentHeh  rein  OkonomiBche, 
wo  Bechtsbegriffe  niolit  wdter  als  bei  den  wirftluoliaftliolien  Gfltem 
in  Betracht  kommen,  nnd  der  gesehiehtlieli  •  reehtllelie, 

welcher  wieder  zuvörderst  ein  Rechtsbegriff  ist  und  vom  liecbte 
seinen  Umfang  uud  Inhalt  erhält.  Vermögen  bezeichnet  hiernach 
zweierlei : 

1}  Ein  in  einem  Zeitpuncte  vorhandener  Vorrath 
wirthschaftlicher  Güter  als  realer  Fonds  fUr  die  Be-| 
dttrfnissbefriedignng:  |,Vermögen  an  sioh'S  Theile  des 
Qesammt-  oder  Volks-  oder  Nationalvermögens.   Hier  wird: 
nur  gedaeht  an  ^e  Branchbarkeit  der  dieses  VennOgen  bildenden' 
Guter  als  Vorrath  fttr  mensehliche  BedUrfnissbefriedigang  Obe^| 
baupt,  nicht  an  die  Art  der  Rechte,  welche  bestimmte 
einzelne  Personen  in  Bezug  auf  dicBcs  Vermögen  haben.  Dieses 
„Vermögen  an  sich"  erscheint  demnach  als  eine  wesentliche  Vor- 
bedingung gesicherter  wirthschaftlicher  Lage,  sowohl  zur  unmittel- 
baren Bedttrfnissbefriedigung  (Gebrauchs  vermögen)  als  znr  mittel- 
baren,  nemlicb  als  Mittel  zn  neuer  Hervorbriogung  von  Gttteml 
(ProdnetiTTermOgen  oder  Kapital,  §.  27}«    In  diesem  Slnnej 
wird  der  Aasdmck  in  den  Worten  Volks  vermögen,  WeltTer- 
mögen  gebrancbt    Alle  oben  (§.  15)  genannten  Arten  wirth- 
schaftlicher  Güter  gehören  zu  diesem  Vermögen,  einerlei  ob  sie 
Verkehrsguter  (§.  21)  sind  oder  sein  küiiuen  oder  nicht  uud 
einerlei,  ob  sie  eine  Schätzung  nach  dem  Tausch werth  (§.  41; 
zulassen  oder  nicht.    Insbesondere  sind  zum  Volksvermögen  zwar 
nur  in  Ausnahmelallen  ^)  die  auf  rechtlicher  Beschräakang  des  Ver> 
kchrs  beruhenden  „Verhältnisse^^  (§.  15  n.  3,  b),  aber  unbedingt  die 
übrigen  Verhältnisse  (eb.  a  nnd  e),  namentlieh  aneh  der  Staat 
selbst  zn  rechnen.  Ein  ttlehtiger  Staat  (Prenssen!)  bildet  leicht 
den  bedentendsten  Bestandtheil  des  VolksrermOgens. 

§.  24.  —  2)  Vermögen  als  geschichtlteh-reehtlicber 
Begritf.    Dies  bezeichnet  dagegen  den  im  Besitz,  bez.  Ki^^cu 
thum  einer  Person  stehenden  Vorrath  wirthschaft- 
licher Guter:  „Vermügensbesitz^'.   Hier  wird  in  erster 


^)  Weoo  in  bestimmten  Verhältnissen  die  Gewährung  eines  aasschliesslichen  | 
Hechts  an  einen  Untoriithiiu'r  ilii;  nothwöndige  V'oraussetzunj;  tiafur  ist,  dass  die 
Unteiuuluuung,  welche  eine  (iesamiuthcit  bedarf,  überhaupt  iuä  Lebcti  trete,  so  wird 
ein  folehes  auf  rechtiicher  Beschr&nkonir  des  Verkehrs  berohendee  \ « rh dtniss  in  der 
That  zum  Vol ksvermCigcn  gehören.  So  liegt  der  Fall  aber  in  inittoUlterlichen  Wirth- 
schaftäverhältnissen  öfters,  z,  B.  bei  Ueelgerechtigkeitcii,  Bauurcchtco,  etva  fUr  MOhlexu 
S.  u.  §.  30  N.  2.  .  . 
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Linie  an  das  Rechtsverhältniss  gedacht,  welches  zwischen 
dem  Besitzer,  hez.  Eigenthünier  und  dem  Vermögen 
besteht,  erst  in  zweiter  Linie  an  das  „Gütervorratb sein"  des 
Vermögens.  Für  das  Vermögen  in  diesem  Sinne  und  für  seine 
wirthaehaftliche  Fonetion  ist  das  fieoht  dann  in  dreierlei  Hin- 
sieht entseheidendi  nemlich  hinsicbüieh  der  Person,  welehe  „ht- 
ntst"  oder  Eigentiiiim  hat,  der  Dinge,  welehe  im  Besitz,  bez. 
Eigenthnm  stehen,  und  der  Reehte,  welche  das  Besitz-,  bez. 
Eigen thnmsrecht  in  Bezng  auf  diese  Dinge  gewährt.') 

a)  Vom  Rechte  hangt  der  Begriff  der  Person  und  deren 
Fähigkeit,  rechtlich  zu  „besitzen"  ab.  Wo  keine  solche, 
bez.  keine  Eigenthumsfähigkeit,  da  auch  kein  Vermögen  in  diesem 
zweiten  Sinne  des  Worts,  in  welchem  man  daher  nicht  von  Volks- 
nnd  Welt?ermOgen  sprechen  kann.  Im  Uebrigen  wird  dieser  Pnnct 
besonders  wichtig  in  Betreff  der  Bildungen  des  VereinsweBens 
wegen  der  Bedingungen  (ttr  die  ErlangiiDg  des  Recbts  der  juri- 
stischen Person  nnd  der  selbständigen  VennOgensfähigkeit  (§.  52). 

b)  Das  Recht  bestimmt  die  Dinge,  welche  Überhaupt  „besessen" 
werden  oder  in  Eigenthum  stehen  können  (Extensität,  Umfang 
des  Eigenthiims).  Nur  solche  Dinge  können  also  Vermögen  in  dem 
bistorisch-reclitlielien  Sinne  sein.  Personen,  persrmlichc  Dienste, 
„Verhältnisse"  sind  nur  nach  den  Bedingungen  der  Bechtsordnnng 
znm  Vermögen  zu  zählen.  Auch  bei  SachgUtem,  insbesondere  bei 
oisprfinglich  freien  Besitzgfltem  (§.  8)  kann  die  Fähigkeit,  im 
Eigenthnm  zn  stehen,  wenigstens  für  ganze  Kategorien  von  Personen 
(„Prirate'O  ▼om  Rechte  ausgeschlossen  sein. 

*)  Für  alks  Weitore  rauss  icli  auf  die  Abschnitte  Uber  das  Vermügensrecht,  bez.  die 
Eifeathomaordnung  in  d.  2.  Abth.  d.  Grundlcg.  vurwoiscn,  bes.  Uber  d.  EigentlMimsbegrilT, 
Ka^S.  Aiitd.Kothw«ndigk. solcher Venretoangen  hat  A.  Held  den Schlnss  gezogen,  dass 
.,die  MtionalAkon.  rechtspliilos.  rcsp.  rechtsgeschichtl.  Cntersuchnng  über  das  Hecht  on- 
ibittelbar  nach  d.  Definition  t.  Wirthschaff  (.lahrb.  B.  27,  S.  155),  also  systematisch 
an  andrer,  reit  frUbcrci  Stelle  als  in  meinem  Werk  stehen  mUsse.  Ks  hätte  das,  wie 
ich  oben  S.  8  schon  zugab,  seinen  Yoftheil.  Aber  unvermeidlich  wurde  dann  wieder 
aaf  Ti«'le  noch  nicht  zergliederte  u.  festgestellf<'  WirtliM  liaftsbeurilFe  Bezug  zu  nehmen 
sein,  vas  in  einem  nat.-«>kon.  Werk  noch  störender  wäre.  In  keiner  denkbaren 
systeaat  BchandL  der  Nat-Oek.  sind  solche  MissstAnde  ganz  zn  rermeiden,  sie  ergeben 
sich  aus  dem  engen  Zusammenhang  der  Dinge.  —  Nicht  minder  hat  Held  hier  wie 
in  der  aasfuhrl.  Lehre  v.  Eijfenthuni  in  d.  1.  Aufl.  meine  „zu  weite",  „unklare". 
,4m  Widersprocb  mit  d.  posit.  Kecht  stehende"  Auffassung  des  £igenthams- 
begrifis  getadelt,  eb.  S.  I(t4  ff.,  178«  184.  Wie  positire  Rechte,  &  B.  das  pieoss. 
L4usdrecht,  franzds.  Kecht  beweisen,  kann  der  ßcgrifl  so  weit  gefasst  werden.  Audi 
Ihering  hat  daran  (im  Zweck  im  Recht)  keinen  Anstoss  genommen.  Der  von  mir 
a<:hon  in  der  1.  Aufl.  im  Aosdr.  „VennögeDsbesitz"  mitgebrauchte  Ausdr.  „Besitzes 
den  ich  )etxt  oben  allgemeiner  anwandte,  den  anch  Held  n.  H.  Rösler  ab  „Inne* 
haben  von  TennOgcusrechten"  l)rauchen ,  l  isst  sich  jaristisch  ebenfidls  beattstenden, 
tntspricht  aber  allerding^s  dem  Sprachbrauch  besser. 

A.  W»gDer,  Orondlegiuig.  2.  Avfl-  S 
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c)  Das  Recht  beBtimmt  endlich  auch  die  ei  nie  inen  Rechte, 
oder  Befugnisse,  welche  es  in  Bezug  auf  die  im  Besitz  bez. 
Eigenthum  einer  Person  stehenden  Güter  gewährt  (Intensität, 
Inhalt  des  Eigenthiimsrechtes).  Dieser  Inhalt  des  Eigeuthnms  ist 
rechts  geschieht  lieh  wandelbar,  er  ändert  sich  nach  Zeil 
und  Ort  und  nach  den  Gegenständen,  die  im  £igeuthum  sicli| 
befinden  (Personen  —  Saobgttter  —  Verhältnisse ;  bewegliche  Sachen 
—  Gnmdstttcke  und  Hänser;  ländliche  —  städtische  Gnindstaeke; 
Hansplätze  —  landwirtfaschaftlicher — Foistboden  —  Bergwerks-  — 
Wegeboden;  bewegliche  Gennssmittel  —  bewegliche  Büttel  zur  E^ 
Zeugung  neuer  Gttter  [Productionsmittel  oder  Kapital]  n.  s.  w.). 
Der  Eigenthumsbegriff  ist  demnach  selbst  wieder  kein  a  bsoluter, 
sondern  ein  historisch -rechtlich  er  relativer.  Das  Eigeu- 
thiim  giebt  nur  gewisse  V  er  lüg  im  gsbel'ugni  sse  und  gewisse 
Ausschlussbefugnisse  Anderen  gegentiber.  Das  Maass  dieser 
Befugnisse  wechselt.  Der  schrofle  römisch- rechtliche  Eigenthums- 
begriffi  welcher  allerdings  auch  im  modernen  wirthschaiUichen  Ver- 
kehr mehr  and  mehr  zur  Geltang  gekommen  ist,  ist  nicht  schleeht^ 
weg  „der  Eigenthnmshegriff'^*)  Oder  wenn  eine  Beechränknog; 
der  VerfUgnngs-  und  Ansschlussbefugnisse  des  Eigenthttmers  ab' 
Widerspruch  gegen  den  Eigenthumsbegriff  gilt,  so  mnss  statt  tob' 
„Eigenthum"  eben  von  einem  „Inbegriff  gewisser  Verfögungs-  uml 
Ausschlussrechte"  gesprochen  werden,  wenn  dafür  auch  ein  anderer, 
Gesammtname  fehlt. 

Die  Wirthschaftslehre  operirt  mit  beiden  Begriffen  des  Ver- 
-  mOgens.   Wo  sie  den  zweiten  Beghlf  gebraucht,  ist  auch  für  sie 
die  rechtliche  Seite  desselben  rongrössteri  aber  selten  genO|^Dd 
gewürdigter  Bedeutung. 

Jedes  Vermdgen  in  dem  zweiten  Sinne  des  Worts  ist  Einzel- 
vermögen,  d.  h.  Vermögen  einer  physischen  oder  juristischen  Penon. 

IL  —  §.  25.  Oeffentliches  und  Privatyermögen.  Das 
Einzelvermögeu  zerfällt  nach  der  rechtlichen  Stellung  der  inne- 
habenden Personen  in  zwei  wesentlich  zu  unterscheidende  Arten: 
öffentliches  oder  Privat  vermögen.  Zum  öffentlichen  Vermögen 
gehört  insbesondere  das  Vermögen  der  Z wangs gemein wirthn 
Schäften  (Kap.  3),  also  namentlich  das  Staats-,  Kreis-,' 

*)  Die  Begrilodang  hierfür  ist  in  der  2.  Abdiefl.  der  Grandlegung,  bes.  im  Kap.  '2. 
genau  geführt.  S.  bes.  v.  Ihcring,  Geist  d.  röin.  K-jchts.  3.  A.  1S73.  I,  7  u.  jetzt 
Zweck  im  Keclit  I,  .')!(),  wo  der  erste  1 -ix nrh;  deutsche  Romanist,  iu  speriL-Iler  Ihll:- 
guiig  ineiuor  Ansicht,  sagt:  „es  ist  nicbt  wahr,  dasü  das  Eigentbiua  üeiner  „Idee" 
nach  die  nl»olnte  Verfagungsgeiralt  in  aicli  scbUlisse**.  S.  Mch  Knies,  Geld,  S.  84  S.\ 


Digitized  by  Google 


VtrmflfeiMibegrifr.  OeffeDtl.  Veroiflgeii.  fiaiduhnm.  35 

Gemein devarmOgeh.  Dieses  Vermögen  ist  entweder  snr  allge- 
meinen Benntznng  bestimmt  nnd  dem  Staate  n.  s.  w.  wird 

(Im  Eigenthum  daran  als  dem  rechtlichen  Vertreter  der  Gesammt- 
heit  (Volk,  Ortseinwobiierschaft  u.  s.  w.)  zugeschrieben  (Wege, 
Flüsse  u.  dergl.)  (öl l entli ches  Vermögen  im  engeren  Sinne) 
uder  es  ist  eigentliches  Staats-,  Gemeindeverraögen ,  nemlich 
entweder  Verwaltongs vermögen,  das  zor  Herstellung  der  Staats- 
leistongen  n.  s.  w.  mit  dient  oder  Finanzvermögen,  das  vom 
Stsste  zor  Erwerbong  yon  Einkünften,  als  den  Mitteln  Air  die 
Hentellnng  seiner  Leistungen,  benutzt  wird.  Zum  PriTatrerm((gen 
gehört  dasjenige  der  einzelnen  physischen  Personen,  der  Erwerbs- 
gesellschaflen,  der  freien  Vereine. 

III.  —  §.  26.  Der  Reichthum.*)  Auch  der  mit  dem  Be- 
griff des  Vermögens  zusammenhängende  Begriff  des  Reichthums 
bat  ^vie  der  erste  eine  doppelte  Bedeutung.  Reichthum  im  rein 
ökonomischen  Sinne  bezeichnet  ein  grosses  Vcnnögeni  d.  b. 
einen  grossen  Fonds  von  wirthschaftlichen  Gutern:  gross  im 
Verhaltniss  zu  der  damit  zu  erzielenden  Bedtirfnissbefried^ong.  In 
diesem  Sinne  spricht  man  vom  Volksreichthum:  d.  L  grosses 
Yolks?ermögen.  Beichthnm  im  geschichtlich -rechtlichen 
Sume  beaeiehnet  wieder  einen  grossen  Vermögensbesitz  nnd 
zwar  gross  nicht  nur  im  Verbältniss  znm  Bedarfe  des  Besitzers 
und  zum  Besitze  anderer  Personen,  sondern  auch  gross,  um  als 
Kapitalfonds  (§.  28)  oder  G r un drcnten ton d s  (Grundbesitz) 
ohne  Verminderung  seines  Bestands  (Werths,  §.  33  ff.)  ein  ohne 
oder  mit  verhältnissmässig  sehr  weniger  eigener  Arbeit  (bloss  Ver- 
wahangsarbeit)  erzieltes  Einkommen  zn  reichlicher  BedUrfnissbe- 
inedignng  seinem  Besitzer  zu  gewähren,  fieicbthnm  in  diesem 
SSmne  setzt  also  eine  Rechtsordnung  vorans,  welche  Priyat- 
eigenthnm  an  Prodnetionsmitteln  nnd  neben  dem  Ein- 
kommen aas  Arbeit  (Arbeitslohn)  Einkommen  ans  Besitz  (von 
unfreien  Arbeitern,  Grundstücken,  Kapital),  daher  Rente  und  Zins 
zuliisst.  in  diesem  zweiten  Sinne  des  Worts  spricht  man  von 
Fri vatreichthum.  Es  ist  klar,  dass  auch  ein  bedeutender  Volks 
reichthum,  begritilich  wenigstens,  nicht  nothwendig  bedingt  ist 
durch  solchen  Privatreichthum  und  praktisch  nur  insofern  von 
ietiterem  abhängt,  als  Frivateigenthnm  an  Froductiousmitteln  nnd . 
Beoto-  und  Zinsbezng  als  Einkommenarten  wirklich  indispen- 

*)  Vcrgi.  Rau  §.  73  if.  Uoscber  §.  9.  Leeser,  Begiiil  des  iieichthams  b«i 
Adam  SmtUi,  Heideib.  1^74. 
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sable  Rechtsinstitiite  für  die  Bildung  eines  grossen . Volks- 
Vermögens  sind  (Kap.  2,  H.-A.  5;  Abtb.  2,  Kap.  3,  4).  ' 

2.  Absebnitt. 

Eintheilnnf^  oder  Arten  des  >  erniug^ens.  Kapital. 

Vcrcl.  die  Vorbemerbmc:  auf  S.  .^0  Uber  den  Doppelbegriff  von  Vermögen  u.  j 
Kapital,  bes.  Kodbertuä  a.  a.  0.  und  Knies,  der  übrigens  nicht  dieselben  (  on- 
Sequenzen  aas  dem  Dualismus  des  Kapitalbegritls  zieht.  —  Die  Unterscheidung-  de$ 
TOlks-  und  des  einzel-  bez.  prif  atwirthsrhaftiic  hon  Standpunctes  bei  der  Fest- 
stelliinir  Okonomischt^r  Reprif!o  ist  grade  bei  dem  K  a  p  i  t  a  Ib  e  (r  r  i  ff  schon  altfr,  doch 
füllt  die  üuterschuiduug  im  Texte  nicht  mit  der  bei  Kau  u.  A.  m.  Torkommendcn 
genao  zntamiiMn.  FOr  den  «fnzelnen  Antor  ist  »neb  beim  Kapitalbef^ff  nassgebend 
seine  Auffassung  der  wirthAchaftlichcn  Gtiter  (besonders  ob  Bteoste  und  VerbiltniMe 
dazu  irerechnet  werden  oder  nirlit  .  der  (irundstdf  k»«  (ob  diese  nur  als  Natu rfactor  oder 
ob  sie  als,  eventuell  ob  sie  alieiu  alb  wirthschaftiiche  Guter  betrachtet  werden),  dann 
»dno  Stellanr  n  der  oben  bebandeken  Frage  (ob  Vennflgenbetits  schleohtweg  ab 
Tmnögen  gilt  und  nfi  rlle  Bilduntr  des  Volk^sverinögons  nur  in  der  Form  des  privaten 
Vermftgensbcsitzcs  für  mögflicii  erkannt  wird  oder  nirlit*.  Die  verschiedenen  Formu- 
liruiigen  des  Kapital begrilts  und  der  verschiedene  Inlialt,  wcichur  ihm  gegeben  wird 
(x.  B.  ob  Grondstacke  oder  nnr  bevegliche  Goter,  oder  bloss  Erwerbs-  oder  ob  aacb 
gewisse  (lenussmittel.  di-;  auch  nur  als  solrhe  dienen,  darunter  gereiht  werden),  können 
daher  auch  gar  nicht  auffallen,  sondern  sind  eine  nothwendige  Gonse(|Uenz  des  ver 
Bchicdencn  Stand-  und  Ausgangspuncts.  Das  wird  in  der  Kritik  der  l^cirrilfe  andrer 
Aotoren  so  oft  ubersehen,  selbst  von  Roscher  in  seinen  dogmengeschichtl.  Beatr- 
knngcn  §.  42  Anm,  1,  wie  Knies,  d.  (icld,  S.  12.  richtig  einwendet.  Man  kann  nv 
den  Ausgangspunct  kritisiren  und  etwaige  folgewidrige  Schlüsse  aus  demselben  ab 
weisen.  Pftr  die  DntoRKsbeidung  und  Air  dfo  Erörterungen  ttber  die  JÜHmm  Aviom 
(Turuot.  A.  Smith,  die  deutschen)  ist  jeixt  Knies  a.  a.  0.  bes.  zn  TOlgleichen. 
Scbade,  dass  er  l{o<lbertns  lilj'Tsehen  hat. 

Beachtenswerth  hinsichtlich  der  Unterscheidung  der  einzel-  und  volkswirthschaft- 
Ucben  BegrifTe  ist  ron  den  PrOberen  namentlieh  Storcb,  besonders  in  der  Betracbt 
über  die  Natur  des  National-  iukommens  (aus  dem  Französ.\  Halle  1825,  S.  1  ff.,  42  ff- 
(hier  Scheidunir  viu  lluud-  und  Volkskapital,  welches  Beides  unter  den  all^remeinen 
Begrili  vom  Kapit^  iaile;  Einkommen,  das  zur  ilervorbriugung  eines  neuen 
Einkommens  angewandt  wird).  VergL  femer  Knmpf,  wirtbseliafil.  Natur  des 
Darlehens,  Tub.  Zeitschr.  XI.  Snin.  Oppenheim,  Natur  des  Kapitals  und  Ocdits. 
Mainz  IbGS,  I,  Kap.  1,  der  drei  Arten  des  Kapitals  scheidet:  National-  oder 
auch  Natu ralkapi tnl  („ein  sich  selbst  autiecht  haltender,  erzeugter  Gutcrstamm, 
der,  ohne  sich  selbst  dabei  zu  vernichten,  der  Nation  stets  ein  GOtereinkommea  ab- 
wirft und  auf  diese  Weise  ihr  als  Nahrungsquelle  dient",  S.  0).  dann  das  Unter- 
nehmer- oder  W  erthkapital,  endlich  das  Keutner-  oder  Leihkapital,  S.  10.  — 
Kau  scheidet  §.  50  Ii.  ,4)ie  inlindischen  Bestandtheile  des  VoUfSrermOgens**  1)  nach 
ibrer  Entstehung  and  ibrem  Yerhältniss  zur  Erde  in  Grnndstttcke  and  be- 
wegliche Stoffguter,  2)  nach  ihrer  Bestimmung:  fiir  gewisse  Zwecke  in 
Genussinittel,  die  unmittelbar  dazu  dienen,  iiigeud  einen  Vortheil  hervorzu- 
bringen nnd  in  Erwerbsmittel,  die  als  Mittel,  neue  Sacbi^ter  in  dasyeroiögcn 
zn  bringen,  sei  «  s  durch  Erzeugung,  sei  es  durch  Verkehr,  benutzt  werden.  In  Ver- 
bindung der  beiden  Kiiitheihingcn  scheidet  er  dann  H  (J  ru  n  d  s  tü  c  k  e  (meist  Er- 
werbsmittel), und  2)  von  der  Erde  getrennte  Stoffgüter,  nemlich  a)  beweg-  { 
liebe  (oder  beweglicb  gewesene)  Gennssmittel  (Menge  daron:  Oebrancbsrorratt).  { 
b)  bewegliche  Erwerbsmittel  (Vorrath  davon:  Kapital).  Das  Kapital  sei:  „di.. 
Uberspartc  tind  werbend  ang'elepte  Frucht  einer  früheren  (lUtererzeuiriing",  der  riei  j 
gebrauchte  Salz,  Kapital  sei  „angesammelte  Arbeit",  sei  nur  eine  Metonymie  (§.  öl). 
Diese  Erklftmng  ron  Kapital  entspreche  nun  ,,dem  Standpnnct  einer  einzelnen 
bürgerlichen  Wi  rthschaft,  die  neben  anderen  und  im  Verkehr  mit  denselben 
steht,  Man  verstand  unter  Kapital  anfanglich  nur  eine  zum  Ausleihen  be>  ' 
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stiaale,  eiao  EinDabme  von  Zinsen  venprechende  OflldmimBie.  —  Kapital,  capitale, 

bt  die  Debersefzun^  des  griechischen  xupdkfiov,  womit  man  die  Forderuög  einer 
Geldsumme  im  UoptMisatz  des  Zinses,  roxoc,  bezeichnete,  8.  die  Stellen  bei  Do  Gange. 
Olosi»ar.  s.  v.  Capitale  und  Macluod,  Dict  1,  'A2:i.  Capitale,  caput  pecuniae  —  caput 
»i$  Haaptsacbe,  WeaenÜidiea,  Onprfinglichee  —  wurde  erst  im  Ifittelaltflr  Hblldl.  Im 
Ik-otschen  brauchte  man  das  Wort  Hauptgeld.  Vt  ii:!.  Knies,  Geld,  S.  6  ff.  Später 
erUüiJie  man,  dass  ein  beweglicher  (iUlervonath  auch  auf  andre  Weise,  in  Ver- 
bindnog  mit  Arbeit  oder  ohne  dieselbe,  fortdauernd  zum  Erwerb  von  SachgUtcru 
Ünan  könne  und  daher  zum  Kapital  im  privat  w  i  rthschaftlichen  Sinne  zu 
rechaen  sei"  (§.  53).  .\nders  aber  gestaltet  sieh  nun  il<  r  Kapi(alb!  i.'rifr  im  volks- 
fiitki^hafUichen  Sinne:  Kapital  bildeten  hier  y^^Q  bewegiidica  Mittel  zu  einem 
sdelMB  Enreilie,  dofdi  wdche  SadigHter  noB  in  das  Vermögen  von  Staatsbürgern 
fehagten,  indem  sie  aberliaiipt  erst  zum  Vorschein  kommen  oder  voza  Analand  riii- 
refbhrt  werden"  §.  53\  In  der  P ri vatwirthschaftsleh re  reehne  man  deshalb 
im  Kapitale  nicht  nur  das  wahre  voUswirtlischaftliche  iüpital,  i^oudem  auch  solche 
Geaanriltal,  die  der  Eige&tbttmer,  statt  sie  selbst  so  braachen.  za  einem  Mittel  macht, 
ach  eine  Einnahme  zu  rentchaffen  (§.  54).  —  Meine  Auffassung  im  Texte  steht  der- 
/oiicen  von  Kau  also  doch  nahe,  wenn  sie  sich  auch  nicht  mit  ihr  dockt  (und  ^wa^ 
abgesehen  von  der  verschiedenen  Behandlung  der  wirthschaftlicheu  Guter  und  der 
GnuktatOcke).  AehnBch  Nenmann  (Tab.),  Tob.  Zeitsehr.  XXYUI.  811. 

L  —  §.  27.  Die  zwei  Yermögensarten.  Das  Vermögen 
in  den  beiden  Bedeutungen  des  vorigen  Abschnitts  zerfällt  nach 
seinem  Zweeke  nnd  der  mit  ihm  wirklich  erfolgenden  Verwen- 
dssg  in  zwei  Bestandtheile:  in  Gebranohs-  oder  GennsB- 
vermögen  nnd  in  ProdactivTermdgen  oder  Kapital.^) 
Die  UnterseheiduDg  beider  Bestandtheile  gestaltet  sich  aber  fHr  das 
Vcnnögen  in  seinen  beiden  Bedeutungen  wieder  nicht  ganz  gleich. 

1)  Das  Gebrauchs  vermögen  („Vermögeu  im  engeren 
Sinne")  ist  ein  Vorrath  solcher  wirthschaftlicher  Güter,  welche  zur 
nnmittelbaren  Bedtirfniysbefriediguug  dienen,  ohne  dass  die 
letztere  nur  das  Mittel  zur  llervorbringong  neuer  Güter  ist.  Es  ist 

a)  Verbrauch  SV  er  mögen,  soweit  es  Güter  umfasst,  welche 
bei  der  fiedttrfiiissbefriedignng  sofort  giinzlioh  oder  wenigstens  in 
ihrer  mdividadlen  Gntsform  als  Gttter  nnteigehen,  s.  B.  Nahmngs- 
mlttdi; 

b)  Nntzvermögeii,  soweit  es  Gttter  nmfasst,  welche  erst 

dnrch  eine  etwas  andauernde  Benutzung  für  die  Bedttrinissbetrie- 
digung  ihre  Gutseigeuschaft  verlieren.^)    Ein  wesentlicher  Theil 

'  Kau  §.  48  ff.,  bes.  50— :)4,  —  Hermann,  S.  109  tf.,  221—309.  Koscher 
7,  42  fl.    V.  Maugoidt  §.  4.    Schaffle,  System,  1,  10,  127,  1»5  ff.;  Soc. 
KOiper  m,  205.  8.  aacb  Menger  S.  70  ff.  —  Knies,  d.Cield.  Ki^  1.  —  Held, 
(inuidr.  S.  33. 

*)  Notzvermögen  wird  von  Anderen  Nutzkapital  (Hermann,  221''  od<ir  (ic- 
linachskapital  genannt  |Uoächer  43),  eubprecheud  den  Kapitaldeliuitiüuea 
dioNr  SdMfirtdler  (Hermann:  Gttter,  welche  dauernde  Gmndlage  einer  Nntznng 

sind,  die  Tauschwerth  hat).  Achnlich  Say,  Handb.  I.  220  (Gebrauchsvorrath:  capi- 
taox  productif>5  d'a^ements  ou  dutilito.  Sl'lUiUoch  S.  72,  Steinleiu  (Nahr-  und 
Zehrlkapital)  Uutcr».  S.  ÜU.    Vergl.  auch  üerätuer  (beitr.  i.  Lehre  v.  Kap.,  £rlao|^en 
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des  VolksTennOgens  und  des  VermögensbesitsKes  der  Personen  de- 
steht  ans  solehem  Nntzvennl^^.*) 

2)  Das  Kapital  im  Allgemeinen  (y^eigendiclies''  £a|»ital, 
Prodnctii^apital)  ist  ein  Vonrath  wirthsehaitUeher  Ottter,  welche 
als  Mittel  znr  Herstellung  bez.  Gewinnung  nener  wirthschafUiclier 
Guter  dienen.^)  Bei  ihm  findet  eine  der  Unterscheidung  in  Ver- 
brauchs- und  Nutzvermögen  analoge  Unterscheidung  in  umlaufea- 
des  und  stehendes  Kapital  statt. ^) 

a)  Umlaufendes  Kapital  ist  das,  welches  ganz  auf  ein- 
mal (also  seinem  vollen  Werth  nach,  vom  Werth  etwaiger  Abfälle 
abgesehen)  bei  der  Herstellimg  eines  Prodnets  verbraacht  wird. 
Es  geht  daher  mit  seinem  voUen  WerÜi  in  die  FrodaetionskosteB 
des  nenen  Prddaets  ttber  nnd  wird  naeh  erfolgtem  Absatz  dei 
letzteren,  die  Deckung  der  Kosten  durch  den  Preis  vorausgesetzt,^ 
wieder  völlig  disponibel.  I 

b)  Das  stehende  Kapital  dient  bei  einer  Reihe  von  Güter- 
productionen.  Nur  der  Betrag  der  Abnutzung  (Amortisation) 
geht  in  die  Kosten  des  neuen  Products  tiber.  Es  wird  daher  auchj 
erst  allmälig  ans  dem  Erlöse  aller  der  Prodacte  ersetzt,  n 
deren  Herstellang  es  diente  nnd  erst  dann  wieder  ganz  disponibeLj 
Boh-  nnd  Hilfsstoffe  sind  z.  B.  mnlanfendes,  Werkzeuge,  ICaBchlnen 
stehendes  Kapital 

IL  —  §.  28.  Der  Doppelbegriff  Kapital.  Pflr  die 
genauere  Analyse  des  Kapitalbegriffs  und  für  das  Vcrständniss  der 
wirthBchaftlichen  Functionen  des  Kapitals  ist  wieder,  wie  beim 


1857).  Mir  scheint  os  mit  Kaa  (§.  51,  Gcbrauchsvorratli:  eine  in  irjfend  eiLor 
Beziebnng  zosammengefasste  Menge  beweglicher  Gcnussmittel ;  Kapital,  Erwerb- 
Stamm,  werbender  OQterrorrath:  ein  Vorrath  beweglicher  Erwerbsmittel) 
/weclcmässiger,  um  der  torminologimsheo  Klarheit  nnd  Uuzwcideutigkeit  wüten,  du 
Wort  Kapital  nicht  für  N'ntzr.^mns^on  mit  zu  pobranchen.  A.  Smith  nennt  da. 
GebraochsTennAgen :  stock  which  supplics  immcdiate  consumptiou,  II,  5  (Bas.)  und 
TeTBtebt  dAnuter  den  Yorrath  der  mit  Milfo  der  Arbeit  erlangten  beweglichen  Goter. 

■)  So  Wohngebäode,  Mobiliar,  Kleidang,  Geräthe,  —  aurh  Vorräthe  ohne  sofiiftige 
Bestimmung  der  Verwendiinir,  besonders  Lebensmittel-  und  Geldvorräthe  (s.  Hermann 
S.  226  fi.,  mit  der  guten  ^Nut^anwendang  auf  den  Staatsschatz).  Ein  Versttch  einer 
WerthstatlBtik  des  NutzreimSfeiis  fttr  Baiern  bei  Hermann,  S.  229. 

*)  Vergi.  Ober  die  Dogmengeschichte  des  Kapitalbegrilb  dio  icichhaltige  Hier. 
Zusammenstellung  von  Roscher,  §.42  Anm.  1.  damit  aber  wiediT  die  Erörtenm?*'n 
rou  Knies,  d.  Geld,  Kap.  1,  worin  mit  liecht  das  rergebliche  Bemühen,  einen  eiii*i 
zig«n,  aUeln  wiisensclinfnioben  Begriff  ron  Ka|rftil  tnlensteneB ,  nachgewiewn  viid 
yeigl.  d.  Vorbemerkungen  zu  di^em  u.  d.  For.  Abschnitt 

Da-s  Folgende  ein  Zusatz  in  dieser  Aufl.,  der  sich  mir  nöthig  erwies,  um  die, 
Begriiiu  anwenden  zu  können.  In  d.  1.  Aufl.  Note  d2  S.  454.  Freilich  ist  dabei  die 
Antidpttiim  einiger  Antdrttcke  noUtwendig,  —  im  nat-Okon,  System  nie  ging  m- 
meldbir!  S.  Note  2  d.  m.  Abscbn. 
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!  Vermögen,  der  rein  Ökonomische  und.  der  geschiebtlich- 
reehtliche  Standpimot  zu  nnterseheiden. 

a)  Kafntal  als  rein  ökonomische  Kat^orie,  unabhängig 
belmditet  Yon  den  geltenden  Bechtsrerhttltnissen  für  den  Kapital- 
besiti,  ist  ein  Yorrath  soleher  wirdwchafllicher  Güter  —  ,,nataralen 
Güter"  — ,  welche  als  technische  Mittel  für  die  Herstellung 
neuer  Güter  in  einer  Wirthschaft  dienen  können:  es  ist  Pro- 
doctionsraittel- Vorrath  oder  „National  -  Kapital",  bez. 
Partikel  davon.  Diese  Güter  können  auch  zur  unmittelbaren 
BedQrfhtBsbefriediguDg  —  also  ioBofeni  als  Gebrauchsvermögen — , 
aber,  wenn  sie  Kapital  sein  sollen,  nur  für  solche  Menschen  dienen, 
mlehe  während  dieser  Bedttrfnissbefriedignng  arbeiten,  bes.  durch 
Ifititeie  in  den  Stand  dazu  gesetst  (z.  B.  Nahmngsmittel  der  Ar- 
beiter}. Dieses  Kapital  ist  fttr  die  HersteUnng  von  Otttem,  wenn 
anch  nicht  von  Ursprung  an,  so  doch  sehr  bald  eine  indispensable 
Bedingung  (einer  der  gewöhnlicli  sogenannten  „Productivfactoren" 
neben  Natur  und  Arbeit,  wenn  auch,  streng  genommen,  ihnen  nicht 
coordinirt,  sondern  subordinirt),  einerlei  welches  sonst  die  Gestaltung 
des  wirthschaltlichen  Verkehrs  sei.  Die  Grundstücke  gehören  zu 
dem  Kapital  in  diesem  Sinne ,  soweit  sie  dorch  die  menschliche 
Arbeit  wirthschaftliche  Gttter  geworden  sind,  während  sie  als 
freie  Güter  (§.  8)  vom  Standpnnet  der  Menschheit  ans 
sieht  snm  Vermögen  nnd  demnach  aneh  nicht  snm  Kapital  zählen. 

b)  Kapital  im  historisch-reehtlichen  Sinne  oder  als 
Kapitalbesitz  ist  derjenige  Theil  des  Vermögensbesitzes 
(§.  24)  einer  Person,  welcher  derselben  als  Erwerbsmittel  zur 
Erlangung  eines  Einkommens  aus  ihm  (Rente,  Zins)  dienen 
kann,  also  zu  diesem  Zwecke  von  ihr  besessen  wird:  ein  ,,  Kenten - 
fonds",  „Privat kapital".  Dazu  gehören  sowohl  Vorrilthc 
beweglicher  Erwerbsmittel  als  auch  Grundstücke  und  Oe- 
bände  in  ihrer  Eigenschaft  als  Rentenfonds.  Doch  wird  der  Ans- 
dmok  Kapital  mitnnter  anf  jene  Vorrtithe  beschränkt  nnd  letztere 


^  HodbertüB  will  zum  K«t!<HUi]liftp!taI  nur  die  Arbetintoffe  nnd  AMtoirerk- 

leage,  nicht  den  Unterhalt  der  l'roducentca  rechnen,  „Z.  Erkennto.*'  I.  Thoorem.  DA8  Ist 
richti):  nach  ein«^r  Seite  betrachtet,  weil  der  Unterhalt  Zweck,  jene  Stoffe  u,  8.  w. 
Nüttel  aller  Production  sind.  Aber  nach  einer  andern  Seite  läset  sich  doch  auch  die 
TdMiänehalt  als  selbstindii^es  Ganzes  «nsehen,  ton  dessen  Standpnnet  ans 
'leT  Unterhalt  so  jpit  als  diese  Stoffe  Mittel  fUr  die  Prodnrtion  bind.  So  wäre  die 
5>ache  doch  auch  in  einem  „Socialstaat"  ohne  Privatkapital  tur  iiiaru  herlei  Zwecke, 
2-  B.  zur  Beurtheilung  der  techuiscbeu  Productivitat ,  auizulaaseu.  Insutera  fällt  der 
ArkiteniBteilialt  dann  auch  hier  Dicht  ans  dem  KapitalbegrilL  S.  TSb.  Zeitschr. 
1878,  S.  226. 
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als  Privatkapital  dem  privaten  Grundeigenthum  gegen- 
über gestellt.  Gebäude  nehmen  dann  eine  Zwiscbenstellung  ein, 
haben  charakteristische  Merkmale  des  Privatkapitals  und  des 
Privatgnindeigenthums,  aber  in  der  Kegel,  besonders  wenn  es  sich 
am  grossere  Btabilere  Bauten  handelt,  mehr  Merkmale  des  letzteren. 
Die  Voratusetsiuig  soleben  Kapitalbesiteee  ist  mithio  in  reoliUielier 
Hinnoht  dieselbe  wie  beim  Privatreicbthmn  (§.  26):  eine  Reehts- 
Ordnung,  welche  Privateigenthum  an  Prodaetionsmitteln 
und  Renten-  nnd  Zinsbesng  daraus  aneAennt. 

In  einem  Verkehrssystem  auf  dieser  Grundlage  nimmt  das 
Kapital  als  ökonomische  Kategorie  oder  als  Productions- 
mittelvorrath  dann  überwiegend  die  Gestalt  des  Kapital- 
besitzes, und  zwar  des  Besitzes  der  Privatpersonen  an.  Die 
Kapitalbesitzer  sind  hier  die  Functionäre  der  Gesammtheit , 
(des  Volks)  fUr  die  Bildung  und  Beschälltigung  des  nationalen 
Prodnotionsmittelfonds:  möglicher,  ja  nach  gesobichtUcher  Erfahrung 
wahrscheinlicher  Weise  die  beste  Einrichtung  zur  technisch  vonllg- 
liohsten,  reichhaltigsten  nnd  am  Meisten  nach  dem  Ökonomisches 
Princip  (§.  3)  erfolgenden  Befriedigung  der  BedUrfnisse  auch  eines 
ganzen  Volks.  Aber  jedenfalls  nicht  die  allein  denkbare, 
die  schlechterdings  natürliche  („logische")  Einrichtung 
hierfür,  sondern  ein  Product  einer  bestimmten  geschichtlichen  Ent- 
wicklung, damit  selbst  schon  eine  veränderliche  Gestaltung, 
und  eine  Einrichtung,  deren  wirthschaftliche  Wirksam- 
keit von  der  Bechtsordnnng  des  Eapitalbesitzes  ab- 
klingt Der  Umstand  aber,  dass  geschichtlich  das  Kapital  sls 
Ökonomische  Kategorie  regehnässig  in  der  Gestalt  oder  ' 
Rechtsform  des  privaten  Kf^italbesitzes  erseheint,  hat  es  bewiikt,  ' 
dass  so  selten  richtig  zwischen  beiden  Bedeutungen  unterschieden 
wird.  So  gilt  z.  B.  gegenwartig  oft  noch  der  Angriff  auf  den 
Kapital b e s i t z  als  ein  solcher  auf  das  Kapital  an  sich,  was  die 
mögliche,  aber  nicht  absolut  nothwendigc  Folge  jenes  ersten 
Angriff«  ist  und  jedenfalls  als  wirkliche  Folge  erst  genauer  | 
erwiesen  werden  moss.*)  | 

^  Wenn  man  daher  die  sodalistische  Polemik  „gegen  das  Kapital*  einllKk  ab  ! 

uiisimiig  bezeichnet,  weil  so  ciue  nothwendigc  >\'irths(.haftsbedingung  zentOlt  werde,  ! 
>o  mm  ht  man  sich  doch  nur  durch  ein  grobes  Missvorständniss  die  W'idcrloirang  leicht 
und  licht  mit  Windmühlen.  Die  socialistische  Forderung  heisst  nicht:  Weg  mit  dcu> 
Kapital  (d.  h.  mit  dem  Oltonomischen  Kapital,  dem  Prodactionnnittelromäi)«  wo-  ! 
dem:  Her  mit  dein  Kapital  (d.  Ii.  mit  dem  Kapital  besitz),  verlangt  also  nicht  eine 
Vernichtung  des  Kapitals  an  sich,  senden»  eine  andre  Vcrtheilung  des  Kapitalbesitzes. 
Far  das  Genauere  Uber  die  im  Text  behandelte  Frage  s.  u.  in  d.  2.  Abthcil.  Kap.  3 
Uber  das  Privatkapital. 
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III.  —  §.  2y.  Bedingungen  für  die  Zugehörigkeit  der 
Giter  zum  Kapital.  Ob  und  wie  weit  die  einzelnen  concreten 
„naturalen")  Güter,  welehe  das  Vermögen  bilden,  Gebrauchsver- 
u^D  oder  Kapital  sind,  hängt 

1)  allgemein,  d.  h.  einerlei,  ob  man  es  mit  der  rein  ökono- 
mischen oder  der  gesehtohtlich  rechtlichen  Bedeutung  der  Begriffe 
11  ÜMn  hat,  Yon  der  epeeifieeheD  Besohaffenheit  (objee- 
tiren  Branchbaikeit)  des  einzelneii  Guts  ab.  Insofeme  ist,  was 
Dutmter  tmriebtiger  Weise  bestritten  wurde,  aneb  die  „Kapital- 
eigenscbaft"  eine  Eigenschaft  der  Güter  an  sich  (z.  B.  bei 
Werkzeugen,  Maschinen).®)  Sind  diese  Güter  nicht  Kapital,  z.  B. 
weil  sie  die  objective  Brauchbarkeit  verloren  haben ,  so  verlieren 
»ie  mit  ihrem  Existenzzweck  auch  die  Gutseigen sclnift  überhaupt. 

2)  Bei  vielen  anderen  Gütern  ist  die  Kapitaleigenschaft  dagegen 
keine  den  Dingen  inhärente.  Ob  ein  eoncretes  Gut  Kapital  oder 
GebnoebsvermOg«!  ist,  bl&ngt  bier 

a)  beim  Vermögen  im  rein  Okonomiseben  Sinne  davon  ab, 
ob  die  betreffenden  Gttter  notbwendige  Vorbedingung  neuer 
Gfltererseugnng  sind  und  als  Mittel  zu  diesem  Zweeke 
wirklich  Anwendung  finden.  In  einem  Zustande  des  Ver- 
kebrg,  wo  nur  Arbeitseinkommen  zugelassen  würde,  wäre  der 
weitaus  grösste  Theil  des  Volksvcrmögens  Kapital,  weil  er  immer 
zur  Hervorbringung  neuer  Güter  in  der  Beschältigung  von  Arbeit 
verwendet  würde.  Nur  der  über  die  Befriedigung  der  nothwendigen 
Lebensbedürfnisse  binansgebende  Vermögensbetrag  würde  auch 
hier  als  GebrauebsvermOgen  zu  ebarakterisiren  sein.^) 

b)  Beim  Vermögen  als  Besitz  bttngt  dagegen  die  Zutheilung 
derOater  zum  Gebrauebsrermögcn  oder  zum  Kapital  grOsstentbeils 
Tom  Will  en  des  Besitzers  ab.  Hier  —  aber  aueb  nur  bier  — 
gilt  die  oft  aufgestellte  Ke^^el,  dass  die  Kapitaleigeuschaft  eines 
Gats  vom  Willen  des  EigeuthUmers  bedingt  sei.  ^*^)  Vollständig 

S.  Notu  10.   Der  Satz  ?on  Kau  §.  52  uud  bei  ^lill,  Polit.  Oekonouiu  1.  B., 
i  Kap.  §.  1,  den  Raa  dtiit,  ist  aieht  ftbch,  aber  zn  absolut. 

*)  Achnlich  wirkt  cXw-  nestaltun]^.  wo  der  Zinsfiiss  und  der  (Icwiim-at/. ,  otwa  iti 
folge  einer  tüchtigen  Orj^anisation  der  Arbeiter  für  ilon  <  oncurreiizkanipl'.  sebr  herab- 
fe^ltckt  und  daher  ein  grösserer  Theil  des  rroductionsertrags  den  Arbeitern  über- 
^^sen  wild.  Eriidbt  sich  dann  das  Lobnniveaa  allgemein  und  gevOhnt  hi<  h  die 
B^völ^nins-,  es  für  unentbehrlich  zu  halten,  so  nimmt  ein  immer  trn'^ä'^enT  Theil  des 
Wrmögcos  Kapitaleigenschaft  an,  weil  er  Vorbedingung  der  üutcrerzeu^uu^  wird. 

t.  E  4.  Kap.  §.  1  (Sötbeer's  Ausg.  2.  AuH.  8.  45):  „Der  OntorBcbied 
7Tiscbeo  Kapital  und  Nicht-Kapital  liegt  nicht  in  der  Art  der  Suchguter,  sondern 
in  der  Absicht  des  Kapitalisten,  in  seinem  Willen»  dieselben  lieber  fOr  den  einen 
fbr  den  anderen  Zweck  zu  Terwonden/' 
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allein  entscheidend  ist  dieser  Wille  abef  auch  hier  nicht,  weil 
der  Umfang  der  nothwendigen  Auslagen  zum  Zwecke  der  Ge- 
winnung neuer  Güter  (z.  B.  für  Arbeitslöhne)  für  die  Zutheilung 
der  Guter  zum  Gebraachsvenui^geu  oder  zum  Kapital  des  Besitzen 
mit  von  Einfluss  ist. 

IV.  —  §.  30.  National-  und  Privatkapital  nicht 
identisch.  Ans  dem  Voranvgehenden  ergiebt  sieh,  dass  sidi 
Kapital  im  rein  ökonomischen  Sinne  nnd  Kapitalbesitz,  ange- 
wendet anf  bestimmte  GlIterYorr&they  zwar  in  der  Haupt- 
sache, aber  keineswegs  Tollstftndig  decken.  Letzterer 
BegrilV  ist  der  weitere,  indem  einzelne  Bestandtheile  des  Kapital- 
besitzes nicht  Partikel  des  Nati onalkapitals  sind.  Dies  zeigt 
sich  besonders  in  folgenden  drei  Fällen: 

1)  Verleih-  und  vermiethbares  Nutz  vermögen  kann  für  den 
Besitzer  als  Kapital  fungiren,  während  es  vielleicht  fUr  das  Volk 
nur  Nützvermögen,  d.  h.  nicht  Bedingung  einer  nenen  Gttterge- 
winnnng  ist  (z.  B.  Wohngebäade,  ttber  das  nothwendige  Wolinbe* 
dtirfniss  der  arbeitenden  Bevölkerung  hinans). 

2)  „VerhftItnisse'S  welche  anf  Gmnd  rechtlicher  Be- 
schränkungen des  Verkehrs  bestehen  (§.  15,  n.  3,  b),  fallen  nnter 
den  Kapitalbegriff  der  zweiten  Bedeutung.  Allgemein  dagegen 
sind  sie  meistens  nicht  Kapital ,  mit  Ausnahme  des  Falles,  wenn 
sie  eine  für  das  Volk  nothwendige  Bedingung  der  neuen  Gtiter- 
gewinuung  bilden.  Diese  Ausnahme  kann  allerdings  allgemeiner 
vorkommen  nnd  ist  geschichtlich  mehrfach  vorhanden  gewesen, 
z.  B.  insofern  Vorrechte  des  Gewerbebetriebs  die  Voranssetznng 
eines  solchen  zu  eraer  gewissen  Zeit  nnd  an  einem  gewissen  Orte 
Überhaupt  sind  (§.  23).  Ein  noch  hente  hierher  gehöriger  FaU 
eines  „Verhftltnisses^,  welches  Kapital  in  beideriei  Bedentang  sem 
kann,  ist  der  des  Patents.  Uebrigens  kann  sich  ansnahmsw^eise 
auch  der  Begriff  des  Kapitals  vom  Standpuncte  des  Volks  und 
der  Menschheit  in  Bezug  auf  solche  „Verhitltnisse"  wieder  ver- 
schieden gestalten  (vgl.  §.  8  u.  9).  Eine  Einrichtung  wie  z.  B. 
der  iSundzoll  war  ein  Kapital  Dänemarks,  sogat  wie  ein  Gewerbs- 
Privileg  ein  Kapital  des  Gewerbetreibenden  sein  kann.  Das  Ve^ 
hftltniss  eines  klimatischen  Monopols  fttr  gewisse  Prodncte  eines- 
Landes,  welches  z.  B.  in  AnsfhhrzöUen  ausgenutzt  wird,  ist  eben- 
falls ein  Kapital  ftlr  das  betreffende  Volk,  wCnn  auch  nnr  ein 
Mittel  der  EinkommenUbertragung  zwischen  verschiedenen  Völkern 

(§. 
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3)  Güter,  welche  ein  Einzelner  nach  den  bestehenden 
Eeehtsverbältnissen  oder  naeb  den  Gestaltangen  des  Ver- 
kehrs zum  Zweck  der  Gewinnang  neuer  Güter  verwenden  mnss, 
lind  Kapital  f  ttr  ihn,  aber  Nationalkapital  nur  dann,  wenn  diese 
GSter  indiepensabel  fttr  die  Gewinnung  neuer  Gttter  ttber- 
hanpt  sind.  So  mnss  z,  B.  der  Untemebmer,  welcber  Arbeiter 
besebSfHgt,  den  ganzen  während  der  Production  ansznzahleoden 
Luhnbetrag  als  Kapital  betrachten  und  besitzen,  während  nur  der- 
jenige Güterbetrag,  welcher  zur  Subsistenz  der  Arbeiter  auHieicbt, 
Kapital  im  allgemeinen  ökonomischen  Sinne  und  fUr  die  Arbeiter 
wieder  GebrauchsvermögeD  bildendes  Einkommen  ist 

§.  31.  Es  ist  demnacb  der  Kapital  begriff  an  sieb,  sein 
Umfang  nnd  Inbalt  ganz  wesentlicb  abbängig  von  der 
Reebtsordnnng  ttber  Kapital  nnd  ttber  Eigentbnm  an 
Personen  nnd  Gütern.  Fttr  die  Klaisteliong  des  Einflnsses  der 
Reebtsordnnng  niebt  nnr'anf  die  Gestaltungen  des  Verkebrs, 
sondern  sogar  auf  die  wirthschaftlichen  licgriffe,  wird  es  immerhin 
iulässig  sein,  hypothetisch  von  der  Annahme  einer  ganz  anderen 
als  der  heute  bestehenden  Rechtsordnung  auszugehen.  Wesentliche 
Modificationen  in  dem  Eigenthumsrecht  an  Personen  (Sclaveu  u.  s.  w.), 
au  an  sich  freien  natUrlicben  BesitzgUtern  (Grundstücken),  an  realen 
beweglichen  Prodnctionsmitteln  (Privatkapital,  Arbeitswerkzengen, 
Lohnfonds)  versebieben  die  jetzt  geltende  Untersebeidang  zwischen 
GebranebsrermOgens-Besitz  nnd  Kapitalbesitz  sofort  wesentlieb. 
Ebenso  können  sie  bewirken,  dass  ein  erbeblieber  Tbeil  der 
beotigen  privaten  GebranebsvermOgensTorriltbe,  fireilieb  naeb  vorans- 
gehender,  aber  sehr  wohl  durchführbarer  Veränderung  der  indi>i- 
doellen  Gutsform  der  einzelnen  dazu  gehörigen  Güter,  die  Function 
des  Kapitals  im  ökoiiüniischen  Sinne  annimmt") 

V.  —  §.  32.  Kapital  in  den  beiden  besprochenen  Bedeutungen 
kann  endlich  als  todtes  („schlafendes'')  oder  müssiges  vor- 
kommen, nemlicb  wenn  es  seinem  Zweck  thatsitoblicb  nicht  dient, 
wie  z.  B.  bei  Stockungen  des  Absatzes,  Krisen.   Aucb  fttr  den 

Lohnorhi^hunn:,  Lu\us(nnschrrinl(\inc:'-n  wirken  «lemrtif,  so  dass  die  Prodtirtion 
von  Luxusartikeln  far  dk-  Wohlliabondcn  nbniuiint,  von  Arbcitercouaumptibilicn  zunimmt. 
Aoch  hier  hftt  wieder  vor  Allen  Rodbertus  mit  grosser  Scharfe  nachgewiesen,  wie 
iidi  d«r  Kapitelbegliff,  sein  Umfang  nnd  Inhalt  mit  der  Veränderung  der  Kechts- 
«^rdnang  TerSndort.  z.  B.  die  freien  Arbeiter  aus  diesem  ReirriH"  ausscheiden,  zu  dem 
sie  ab  Sclaven  selbst  gehörten,  während  jetzt  nar  <lie  ünterhaltsmittel  der  Arbeiter 
iLOhne)  zam  Kapital  des  Unternehmers  'zahlen.    In  prägnanter  Kflne  Tttb.  Zeftschr. 

S.  235;  «iag^end  analysirt  in  der  Sehr.  ,7.ur  Erkennt«,  u.  s.  w."  IS  12.  bes. 
1.  TbeoNm;  aogewendet  auf  die  altröm.  YerhiltniaM  in  HÜdebr.  Jahrb.  VUl,  390. 
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Umfiiig  des  todten  Kapitals  ist  die  Beehtsordnmig  Aber  Kapital 
insofenie  tod  Eioflnss,  als  yon  ihr  wieder  die  BedioguDgen  von 
Stookangen  und  Krisen  mit  abhängen  können,  z.  B.  in  unserem 
beutigen  Verkehrssystem  der  freien  Coucurreuz  (Kap.  3). 

4.  Haaptabsehnitt 
I^r  Werth. 

Die  Literatur  d<  i  Wcrthlrliri;  i>t  <'inc  der  weitbc  hichtigsten,  die  Ikhatidlutip  ni<  ht 
immor  besonders  fruchtbar,  oft  Liotacliet»  lUDatz  darcli  abstroäe  üntenQciiuogea 
oomplieirend,  ein  Vonrnrf,  welcher  nameDtlich  manchen  dentwsiieD  Arbeiten  niellt  xn 
eisparen  äciii  möchte.  Im  Folgenden  wird  die  Werthlehro  und  Preislebre,  für  trelche 
auf  den  2,  Theil  der  VoIkswirths«  liafislehr«!  verwiesen  wiH.  pctrcnnt.  In  der  Literattir 
bind  beide  Jkiatenen,  Werth  and  Preis,  fielfach  im  unmittelbaren  Zusammenhang  be- 
handelt Schirieriirkeiten  für  beide  Lehren  macht  die  nnsichere  Terainolegie, 
sowohl  des  allgemeinen  Sprachgebrauchs  als  die  wissenschaftliche,  dann  derUmstMid« 
ihss  die  Ausdrucke  der  einen  modernen  Sprache  in  bestimmten  terminis  technicis  der 
anderen  (deutsch,  englisch,  frau^ö;>isch ,  italienisch)  wieder  gegeben  werden  sollen, 
wobei  dann  roUends  Undeotlichkeifen  nicht  rennieden  weiden.  YergL  die  neiMtte 
Revision  der  Beprinc  Werth  und  Preis  von  Fr.  J.  Neumann.  Tübinger  Zeitschr. 
XXVIII,  257  IL,  auch  hinsi»  htlich  der  Literatur,  dann,  bes.  lur  die  Kritik  der  neueren 
socialist.  Werththuoricen  u.  f.  seine  eigene  wichtige  Werthlehre  Schüttle  in  der 
Quiutess.  d.  Social.  4.  Aufl.  8.  32,  46  tf.,  u.  eingehend  im  See  Körper  III,  272  £, 
.•}U7  n.;  Sch&ffle.  Syst.  ,H.  Aufl.  l,  22,  bes.  162  ff.  Ders.,  Kapitalism.  Vortr. 
Auch  V.  Scheel  in  Hild.  Jahrb.  28,  S.  135.  —  Rau,  §.  55—07.  Hermann, 
S.  1  ff.,  103  ff.  Roschor,  §.  4—6.  r.  Mangoldt,  Grundr.  §.  1,  6.  Menger, 
I,  76  ff.  J.  St  Mill,  B.  9  Kap.  1.  Held,  Grundr.  S.  41.  Neuere  moDo<?raphiseha 
Behaiidlunf^en:  s.  Neumann  a.a.O.,  bes.  aber  Knies,  Tüb.  Zeitschr.  1S55;  ders.. 
d.  Geld,  Berl.  Ib73,  S.  105  ff.;  0.  Michaelis,  Vierteljahraschr.  f.  Yolkswirthäch. 
1863,  B.  1  (jetzt  in  seinen  get.  Schriften  B.  2);  Lindwnm  in  HUdahnrnTs  Jahib. 
IV.  (1S65);  H.  Rösler,  eb.  XI  fivi;v. .  Ders.  in  8.  Yoilaf.  %.  7  (abaprechend  n. 
unklar  in  gleichem  Grade)  Dann  M^ll.  <1.  Werth,  eine  neue  Theorie  dess, ,  Leipz. 
Ib77  ^nebst  Nachtr.):  allgemciustcFormuliruug  d.  Werths,  nicht  bloss  des  wirthsch.  Werths. 

Yen  ilterer  Literatur:  (nach  Ban'a  ZnMmmensteO.  §.  57)  Graf  Soden,  Nnlional- 
Ökonomie  (Leipz.  1S(J5  ff.),  IV,  22.  —  Hdfeland,  N.  Grundlegung,  I,  118.— Lötz, 
Revision.  I.  §.  H  und  llandb.  I.  20.  —  Storch,  I,  27,  und:  Ueber  die  Natur  des 
Nationaleinkommens,  S.  XXXIV.  —  Kau,  Zus.  16  zu  Storch  und  in  der  Schrift; 
Milthttl  und  Say  Uber  die  Uiaachen  der  jetzigen  HandelKtookang,  S.  259  (Hamborg 
1821).  —  Ricardo.  Principles  Cap.  1  und  20.  —  Torrens,  Production  of  wealtb, 
S.  7.  —  Louis  Say,  Consider. ,  S.  47.  Dess.  Ktudes,  S.  45.  —  W.  Kosegarten. 
De  valoris  et  prctii  vi  et  momeutis  in  oecon.  politica.  Bonnae  1838.  —  Baumstark. 
\  olkhW.  Erläut.  S.  297.  —  Rossi,  Coure  I,  48.  —  Riedel.  L  §.30.  —  Thomas, 
Die  Theorie  des  Verkehrs,  1.  Abtheil.,  Berlin  l**!!.  S.  II.  —  Friedländer  Theon-' 
des  Werths,  Dorpat  1S52,  4.  (zugleich  Geschichte  dieser  Lehre  und  besonders  Gc* 
biaochswerththeorie).  —  Asser,  Yerhandeling  over  het  staatshuishondlrondig  begiip 
der  waarde.  Amsterdam  185S  (entliält  gleichfalls  eine  Geschichte  der  W' erthlehre). — 
Reymond.  Ktudes  I,  2t>.  stellt  den  B<  i;ritr  von  valore  de  meritn .  valeur  de  mt^ritc 
auf,  welcher  Ausdruck  schon  von  Ferrara  in  einem  wenig  versdiiedeuun  Siuno  ge- 
brancht  worden  war.  B.  Terdebt  darunter  die  erkannte  Eigenschaft  eines  Gtle&. 
welche  bewirkt,  dass  der  Gcbraurltawerth  die  Erzeugungskosten  tibersteigt,  d&ss  e» 
folglich  erzeugt  zu  werden  venUent.  Ist  die  Nützlichkeit  den  Kosten  gleich  ,  so  sei 
kein  valore  di  merito  vorhanden.  Versuche,  die  Stamm begrilie  der  Volkswirthschatb- 
lehre  festmsteUen,  ron  L.  Say  in  der  Schrift:  Pontqaei  l'öe.  poL  est-elle  one  seieucc 
•^i  peu  g6n6raIemeot  etudiec?  P.  1837.  —  Mehrere  französische  u.  cnglisclie  Schrift- 
steller nennen  d»-n  Gebrauch-^werth  Nützlichkeit  und  behalten  das  Wuit  valeur,' 
value  lediglich  zur  Bezeichnung  des  Tausch worthcs  oder  Preises,  z.  B.  Torreus, 
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Ob  tbe  prodoci  of  weaUh,  S.  8.  Mac-Gnlloch,  Oronds.  S.  4,  auch  Storch, 
lam  des  NatkNuIeiBk.,  S.  XXXYI,  Kicardo  rentdit  nnter  Tafaie  die  Prodoctioiu- 

toter  den  neueren  Werththeorieen  hat  diejenige  von  Bastiat  (and  sich  an- 
scUieMid  fm  M.  Wirth),  dann  diejenige  ?on  Carey  (ood  Dttbring)  rorQber- 
fflkead,  diejenige  von  Marx,  besonders  als  Eckstein  seines  socialistisciieD  Systems, 
\r  nen^ster  Zeit  viel  Beachtung  gefunden.    S,  Bastiat,  hann.  6ron.  ch.  V:  le  valenr 
I  liüidi Verth)  c'est  le  rapport  Ue  deux  Services  ^changees  (ed.  von  185»,  p.  12U). 
X.  Wirth:  Werth  —  Maass  der  DienstleiatODg ,  jetzt  (4.  Aufl.  der  NttionalOkonomie 
1 237):  Werth  ist  die  Schätzung  des  Verhältnisses  des  n -durfnisses  ZU  deo  Hinder- 
nissen, welche  der  Erlanpunjr  des  Gegenstnixios  zu  ile^scn  Rcfriedifnincr  cntgegen- 
stelien,  —  in  welcher  Doliuitiou  (richtiger  Uuischreibungj  alle  Momente  und  Arlou  des 
¥«ite  enthahen  sein  eoUen  (?).  Bastiat  geht  hier  stets  von  der  petitio  ]»riiieiirii  ans. 
Nützlichkeit  intilit^^  und  Werth  (valenr)  seien  in  der  Art  zu  unterscheiden,  dnss- 
letzterer  nur  auf  niensrhliche  Leistungen  zurückzuführen  sei,  im  Tauschwerth 
nur  die  menschliche  Arbeit  vergolten  werde,  w&hrend  die  Leistungen  der  Natur,  die 
daiaaf  beruhende  Nfttzlichkeit,  immer  gratuits  seien  (praktische  Tendenz,  so  das 
Gnujdeigcnthum  zu  rechtfertigen,  hei  welchem  die  Ricardu'sche  Bodenrente  geleugnet 
»inl,'.  Carey,  princ.  of  soc.  science.  3  vol.  Philad.  Ib58 — 59,  dcrs.,  Lehrb.  der 
Yattmch.  und  Socialwiss.,  deatsch  ron  Adler.  MOnchen  1866,  Kap.  6  sagt:  Wertli 
if&Iae)  >iei  die  Schätzung  des  Widerstands,  der  zu  tlberwinden  ist,  ehe  wir  in  den 
Besitz  des  besrehrten  (icg-enstands  gelangen  (S.  80).  was  Ran  mit  lierht  nur  eine 
„Cmschreibang  der  Konten"  nennt  (oder  des  seit  lange  betouten  Moments:  Der 
Schwierigkeit  der  Erlangung,  das  die  Werflihfthe  mit  bestimmt,  s.  n.  §.  46).  Die 
weitere  UinznfQgung  (Lehrb.  S,  80,  100):  Werth  sei  das  Maass  der  Ueberma(  ht  der 
Natur  über  den  Menschen,  Nützlichkeit  umgckelirt  das  Maass  der  Macht  des  Mensrhen 
iitrer  die  Natur,  dicJit  nicht  zur  Klarung.    Vergl.  auch  UUhring,  krit.  Grundleg.  d. 
Tolknriithsehafislehre,  Beri  1866,  8.  95  IT..  120  ff.,  ders.«,Gar8ii8  d.  NaU  n.  Soc.- 
"ckon..  BerL  1875  (S.  2t).  Werth:  die  Geltang,  welche  die  wirthschafilichen  Dinge 
üDd  Leistungen  im  Vt-rkelir  haben.  Und  was  ist  diese  Geltung?).    Man  kann  »-s  dahin 
gestellt  sein  lassen,  ob  Dtlhring's  Versuch,  Bastiat  des  Plagiats  an  Carey  in  der 
W'olhlehrs  (wid  gleichzoHig  der  Verballhomnng  der  letzteren)  zu  beschnldigen ,  ge- 
lungen sei  (s.  das  Vorwort  zur  Uebersctz.  des  C.  Lehil).  von  Adler,  auch  (inindlcg. 
b.         Beider  Werththeorieen  haben  doch  keine  nachhaltige  Bedeutung  erlangt.  — 
DagMch  bedeutender  ist  die  Werththeoric  von  K.  Marx.  d.  Kapital,  S.  1  fl'.,  der 
die  «[^emeinsamc  gesellschaftliche  Substanz  des  von  ihm  «Hein  hier  gemeinten 
Tau^chwerths  in  der  Arbeit,  das  Grössenmaass  des   1"  ius(  liwerths  in  der 
l^eäellschaftlicb  noth wendigen -Arbeitszeit  tiudet,  weiche  bei  den  vor- 
hasdeBoi  gesettsduiMich-nonnalen  Prodnotloosbedingungen  nnd  dem  gesdlsehaftlfchen 
Uarchiehnittsgrad  von  Geschick  und  Intensivität  der  Arbeit  zur  Herstellung  eines  Guts 
(<iebrauchswerths^  erforderlich  ist  (S.  4  IW  d.  1.  Aufl.).     Dies»;  Theorie  ist  aber  nicht 
sowohl  eine  allgemeine  Werth-  als  eine  Kostunthcorie,  angeknüpft  au  Kicardo.  Vergl. 
tneh  Lassalle,  K4>ital  nnd  Arbeit,  Kap.  8.  Jena  Tlieorie  berücksichtigt  sn  einseitig 
rar  dieses  eine  Wenh  bestimmende  Moment,  die  Kosten,  nicht  das  andere,  dir 
Brauchbarkeit,  den  Nutzen,  das  Bedarfsmoment.    Sie  entspricht  nicht  nur  uiclit 
der  laoschwerthbildung  im  heutigen  freien  Verkehr,  sondern  auch,  wie  Schaffle  in 
der  QaiatesB.  und  bes.  im  Soc.  Körper  n.  a.  O.  Tortretl'lich  nnd  wohl  abschliessend 
'»icbweist,  nicht  den  Vcrhültnissen ,  wie  sie  sich  im  Marx'schen  liypotht^t.  Social- 
suat  nothwoudig  gestalten  mussten.    Schlagend  lasst  sich  das  namentlich  am  Beispiel 
dei  Getreides  u.  dgL  nachweisen,  dessen  Tauschwerth  wegen  des  £iutiusses  der  wech- 
•ehwlen  Ernten  bei  ziemlich  gleichem  Bedarf  notharendig  auch  in  einem  System  von 
..S<Kii]taxen"  anders  als  bloss  nach  den  Kosten  reguHrt  wetrlen  mtlsstc.  Auch 
Kodbertua'  Taoschwerththeorie  leidet  an  dem  Fohler  der  einseitigen  Betonung  des 
KMteamoments,  und  er  wie  Marx  Ferfahren  ausserdem  willktlhrlich ,  wenn  sie  diese 
KflSiMi  Mir  anf  die  im  engsten  Sinn  sogen.  Arbeitsleistung  zurückfuhren.    Das  setzt 
immer  erst  eine  B.nv.Msfuhrnnfr  vorans.  wtdrhe  biblier  fi-hlt,  nemlich  (iass  der  Pro- 
doctioD^roceas  ganz  ohne  \  ermittiuug  der  Kapital  bildenden  u.  verwendenden  Thätig- 
kdt  na  Piiralhapitalisten  möglich  sei.  S.  n.  2,  Abth.  Kap.  8.  So  lange  ein  solcher 
Beweis  nicht  geführt  ist,  ist  in  der  That  auch  der  Kapitalgewinn  ein  „constitu- 
ttres**  Element  des  Werths,  nicht  nach  sooialist  Aaf&ssnn;  nar  dn  Abzug  oder 
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,3Anb"  am  Arlteiter.  Vgl.  Lassalle's  Briefe  an  Rodbertus  S.  62,  Rodbertas 
^ur  Erketmtiiiss"'  Abschn.  1  („alle  wirthscli.  Guter  losten  Arbeit  und  nur  Arbeit"  . 

„Valeur,  value  eubprechen  nicht  genau  dem  deut-sclicn  Woi»e  WciiJi,.dcmi  jcuc 
AusdrQcke,  fon  valor.  ralere  abstammend ,  gehen  mehr  auf  die  Intieie  Anedwiuiiing, 
daü  (j  eilen,  also  auf  den  Preis  im  Verkehre,  während  \\'erth  mehr  auf  die  eineai' 
(iutc  anhaftenden  nützlichen  Eigenschaften  bezogen  wird.  Dictionnaire  de  Tacadcinie: 
Valeur,  ce  que  vaat  nne  chose,  sairaat  la  juste  ästimation  qa'on  en  peut  faire.  Werth 
wird  auc]i  nicht-kOrperiichen  Dingen  und  Personen  beigelegt,  valeur  niemals:  merk- 
wiirdiger  Weise  spricht  man  in  FrankitMcli  bei  diesen  eher  von  prix,  /.  B.  der  Freund- 
schaft, der  Zeit.  —  Bei  den  Uhechen  irurde  ag/a  mehr  von  dem  üebrauchsverthe, 
tmt],  ilixrma  mehr  den  Anschlag  des  PieiN6,'dem  Tanschwathe  gobranchL 
Die  Römer  bezogen  ralere,  wenn  ron  SachgUteia  die  Bede  war,  auf  den  Preis,  dM 
Gelten.  (Res  ubi  plurimum  profieero  et  valere  possant,  collucari  debeut.  Cic.  pro 
SexL)  Im  Deutschen  kommen  ächou  iruhur  die  zwei  Bedeutungen  von  Weith.  vor; 
nemlich  sowohl  Grad  fon  Gate,  YoTZOglichkeit  hei  Peiaonen  und  ächeo,  als  Sdiitznn; 
nach  dem  Preise;  k'einot  tosend  marke  wert  (Parcival),  —  eines  pfiindes,  pfennigs. 
eies  Werth,  Mittelhochdeutsch.  Mtiller  ii.  Zarnrke,  Mittelhochd.  Wörterb.  HI.  B. 
unter  weit.  —  Die  Eigenschal bw Orte r  weltlich  lud  wcitsam  verdienen  wieder  ia  Gc- 
bimeh  zu  koaunen.  —  Dm  MisBrentlndnisse  sn  ?enneiden,  ist  es  nflthig,  festmaetoB.  I 
was  unter  Werth  schlechthin  gemeint  sei.  und  es  ist  dem  deiltsdien  Sprachgebrauch 
angemessen,  hierzu  den  ti e  b  i  a  u  cli  >  w  -  i  t  Ii  zu  wählen.  Den  Tau^  hwertb  in: 
Deutschen  ausschliesslich  W'erth  zu  nennen ,  ist  daher  eine  nicht  zu  empfehlende 
uogwmoe  Uebertragang  der  erwähnten  fremden  Ausdrucke,  m  der  vielleicht  be^e-l 
tragen  hat,  dass  man  beide  Arten  dtis  Werthes  für  näher  verwandt  hielt,  als  es  wirk- 
lich der  Fall  ist.  In  den  meisten  Fällen  ist  valeur  durch  Preis  zn  übersetzen.  Du 
Wort  Tausch-  oder  Verkchrswerth  kommt  im  gemeinen  Leben  nicht  vor."  ^Dieser 
AhoKz  ron  Bau  §.  57  Aun.  d.) 

1.  Abschnitt 
Wertli  Im  Alli^fllM.  Mtomidiswertk« 

I,  -  -  §.  33.  Ableitung  des  Werthbegriffs.  Es  ist  ein 
natürliches  liestj-eben  des  Menschen,  sich  das  Verhältniss,  in  welchem 
die  inneren  und  äusseren  Güter  zu  seinen  Bedürfnissen  stehen,  zum 
deutlichen  Bewusstsein  nnd  Verständniss  zu  bringen.  Dies  ge- 
schieht dorch  die  Schätzung  (Werth8chiUEiiiig)|  wodurch  den 
Gutem,  besiehnngsweise  den  Dingen  der  .Anssenwett  Werth  bei- 
gelegt und  derselbe  gemessen  wird. 

Der  Tielfach  streitige  und  durch  manche  oft  nur  scheinbar  tief- 
sinnige Untersuchungen  noch  verdunkelte  Werthbegriflf  entwickelt 
sich  einfach,  wenn  man,  wie  bisher  geschehen,  vom  BedUrfniss  untl 
von  der  wirthschaftliclicu  Natur  des  Menschen  ausgeht  und  zum 
Gutsbegritl  (§.  5)  ^^clangt  und  an  diesen  den  Werthbegriff  anknÜpfL  ^) 
Die  Eigenschaft  eines  Gnts,  zur  menschlichen  Bedttrfnissbefriedignng 
tanglich  zu  sein,  (seine  „GutseigenschaiVOi  kann  als  Ntttslieh- 
li^eit  (Braue hbarlLeit)  bezeichnet  werden.  Die  Bedeatang, 
welche  vom  Menschen  nnd*  daher  von  jedem  Snbjecte  einer  Wlr^ 


')  So  auch  Uermann  S.  Ö,  0  und  in  einer  Hinsicht  Kau  57. 
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lebaity  dem  Oute  wegen  dieser  seiner  KtltKliclikeit  beigelegt 
wird,  ist  subjectiv  und  iui  allgemeinsten  Sinne  der  Werth 
des  (iutos.  Derselbe  ist  also  keine  Eigensehaft  der  Dinge  an 
sich,  wenn  er  auch  objectiv  die  Nützlichkeit  eines  Dings  zur  Vor- 
aussetzuDg  bat,  sondern  er  ist  eine  Eigenschalt  des  Guts,  welche 
dasselbe  dadurch  erhält,  dass  der  Mensch  es  in  bewusste  Beziehung 
iB  seiner  bedUH'tigen  Natur  setzt.  Im  objectiven  Sinne  verstebt 
man  unter  ,,Wertb",  ,,Werthen''  dann  ancb  die  wertbbabenden 
Gfltery  wo  Gut  nnd  Werth,  Gflter  nnd  Werthe  im  Wesentliehen 
identische  Begriffe  werden.*) 

§.  84.  IKe  Analyse  der  psychologischen  Vorgänge  bei  der 
subjectiven  Werthschätzung  ergiebt,  dass  zuerst  die  iicilegiing 
von  Werth  erfolgt,  darauf  die  Höhe  dieses  Werthes  gemeHsen 
wird.  Letzteres  geschieht  wieder  in  doppelter  Weise:  einmal 
werden  die  Güter  verglichen  mit  Rücksicht  auf  ihre  Brauchbar- 
keit zur  Befriedigung  verschiedener  Bedürfnisse;  sodann  auf 
ihre  Brauchbarkeit  zor  Befriedigung  desselben  Bedürfnisses.  Im 
ersten  Falle  hängt  fttr  das  schützende  Subjeot  die  Höhe  des 
Werths  allgemein  Ton  der  Rangordnung  seiner  Bedttrfnissei 
speeiell  von  der  St&rke  nnd  Dringlichkeit  der  von  ihm  im 
concreten  Falle  zu  befriedigenden  Bedürfnisse  ab:  es  entscheidet 
al-so  zugleich  die  Natur  der  Güter  und  die  jeweilige  persönliche 
Lage  des  schätzenden  Menschen  über  die  Höhe  des  Werths,   im  * 

*)  UermaDU  a.  a,  0.  uud  andere  untcrdchcideii  uicht  weiter  zwüclieu  Nut/Iicli- 
keit  nd  Weith,  wogegen  Bau  dAwe&det,  dass  dann  einer  von  beiden  AmArQcken 

Qbeifossig  wäre.  Das  würde  kein  dnrchschlagcrider  Gegenfrrnnd  sein,  aber  die  öatci- 
ij'hei^lung  im  Texte  bringt  mit  Recht  ein  hubjectivcs  Moment  mit  in  die  Delinitiun. 
A.^iiniich  auch  Schül'fle,  nationalökon.  Lehre  v.  Werth,  Ibii'l  und  (iei».  Syst.  3.  Aull. 
S.  102,  W.  sabjectiF  beträolitet:  Di»  einem  Gute  beigelegte  Bedeutung  oder  Geltang. 
Rosch.  r  (W.  d'hi  Bedeutung,  welche  ein  (iut  für  daa  Zweckbewusüt^eiu  des  wirth- 
schafteoden  Menschen  hat),  Maugoldt  ürundr.  1.  —  Bau  hat  eine  andere 
Werthdefinition  gegeben  §.  57.  £r  geht  auch  von  der  „Nützlichkeit*'  aus,  glaubt  aber 
diu  ^eiAh  mehrere  Giiter  in  Bezug  auf  ihre  Nutzliehkeit  vergleichen  zu 
müssen  und  gelangt  darauf  zunächst  ztim  Gebrauchs werth  oder  zum  \V.  im 
eagereu  Sinne:  „der  iui  menschlichen  Urtheü  anerkannte  Grad  ?on  Natzlich- 
keit  eines  Snehgiitrs  Indem  er  dann  den  Gebnrachs-  und  den  Tanscli-  oder  Ver- 
kehrswerth  unter  dem  Gattungsbegriff  Werth  zusammenfasst,  ist  ihm  dieser 
,.der  Grad  dbr  Fähigkeit  eines  Sacliguts  zur  Förderung  menschlicher  Zw»xke  zu 
dieoen**.  Hier  wird  aber  mit  Unrecht  der  zweite  Schritt  bei  der  Schauuug  zum 
«nun  gemaclit  Die  Elnirendnng  Bau 's,  dass  sidi  Tom  Werthe  einer  Sache  allein, 
'hne  Vergleichung  anderer  Guter  oder  mehrerar  individueller  Schätzungen  nicht 
■  cjchen  la^se,  und  wenn  man  einer  Sache  schlechthin  Werth  zuschreibe,  ohne  sie 
iait  einer  anderen  zu  vergleichen,  darunter  ein  vergleichsweise  hu  her  Werth  zu  ver- 
«eben  sei,  sdieint  mir  unrichtig  und  dem  Sprachgebrauch  auch  zuwider. 

*)  Marx  a.      O.  S.  2  braucht  Gcbraudiswerth  und  Gut  so  gleichbedeutend. 
In  anderem  Sinne      im  Texte  spricht  Hermann  Ton  sabjectifem  und  objcctireu 
Werth. 
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zweiten  Falle  hängt  die  Werthhöhe  wesentlich  von  dem  Grade 
der  Braachharkeit  eines  Guts^  demnach  von  dessen  ohjectiven 
Eigenschaften^  von  seiner  Qualität  n.  s.  w.  ab.  Die  Rang- 
ordnnng  der  Brauchbarkeiten  bestimmt  also  die  Höhe  des 
Werths  der  versehiedenen,  ftlr  dasselbe  Bedtirfniss  dienenden  Ollter. ! 
Die  von  Ran  nnd  anderen  Antoren  gegebene  Definition  des  Weribs^i 
wonach  dieser  den  Grad  der  Fähigkeit  eines  Guts  (Sachguts  R.), 
zur  Förderung  menschlicher  Zwecke  zu  dienen,  bezeichne,  wird 
nur  dem  zweiten  Vorgänge  bei  der  Schätzung  gerecht  und  ist  zu 
eng.  Die  Vergleichung  der  Güter  ist  zur  Werth mes sang, 
nicht  zur  Werthbeilegung  erforderlich. 

n.  —  §.  35.  Der  Werth  als  Gebranchswerth,  Der 
also  abgeleitete  Werth  ist  Gebrauchs werth.  „Es  giebt  nur 
Eine  Art  Werth  nnd  das  ist  der  Gebranchswerth.  Dieser  ist  ent- 
weder individueller  Gebrauchswerth  oder  socialer  Gebrauchs- 
Werth.  Der  erstere  besteht  dem  Individuum  nnd  seinen  HedUrt'nissen 
gegenüber  ohne  alle  Berücksichtigung  einer  socialen  Organisation. 
Der  zweite  ist  der  Gebrauchswerth,  den  ein  aas  vielen  individaelleQ 
Organismen  (bez.  Individuen)  bestehender  socialer  Organismns 
hat"  (Rodbertas).  Der  sociale  Gebraachswerth  setzt  also  Arbeits- 
t  hei  lang  nnd  Privateigenthnm  an  den  sachlichen  Prodnetionsmittebi 
nnd  damit  die  Nothwendigkeit  einer  Organisation  der  Ver* 
th eilung  der  arbeitstheilig  gewonnenen  Gtiter  voraus.  Das  Mittel 
hierzu  ist  im  freien  Verkehr  die  Einrichtung  des  Tausches,  bez.  des 
Kaufs  und  Verkaufs,  wo  dann  der  Werth  als  Tauschwerth 
und  Vertrags-Preis  hervortritt  Der  Tauschwerth  ist  daher 
nicht  eine  dem  Gebraachswerth  coordinirte  Art  des  Werths',  kern 
logischer  Gegensatz  znm  Gebraachswerth,  sondern  er  ist  ein  histo- 
rischer  Begriff,  der  bestimmten  geschichtliehen  Periodoi  d« 
Verkehrs  entspricht  nnd  der  im  Taxwerth  einen  anderen 
historischen  Werthbegriff  neben  sich  hat.  ^) 

*)  BodbertQS  in  d.  Briefe  an  micli  in  d.  Tab.  Zfschr.  1878,  S.  22S.  leli  hMhe 
mich  dieser  Auffassung  angeschlossen,  deren  Bedeutung  ich  schon  in  der  1.  Au:!, 
einmal  hervorhob.  Kodbertus  schliesst  seine  dortige  Erürteningt  .,l)er  Tans'  hwcrth  \>t 
nur  der  historische  Um-  und  Anhang  dos  socialen  Gcbrauchsirerthb  aus  einer  be- 
stimmten Gescbichtspeiiode.  hidem  nu  dem  Oebnnichsirerth  einen  Tanschwerth  al<* 
loiiischen  Gegensatz  gegenüberstellt,  stellt  man  zu  eineui  logi:>chen  Begriff  einen  bisto- 
ri3(  lien  Begrifl  ia  logis^«  licii  (ie^ensatz,  was  Iot:isch  nicht  angeht."  I>as  ist  vollkommen 
richtig  und  nöthigt  zu  einer  Auudcrung  der  üblichen  unlogischen  „Eintheilung"  dei 
Werths  in  Gebrauchs-  und  Tknscbwertb ,  irie  ich  sie  in  §.  35  d.  1.  Aull,  auch  noch 
vorgenommen  hatte.  —  IMe  I  nt'  rscli'  idiiiig  \on  (Jebrauchs-  und  Tauschwerth  schon 
im  Keimo  (wie  Ncnniann.  Tiil>.  Z>Mtschr.  XW'IIl,  27.').  mit  Recht  bcrii'litisrt)  hf.\ 
Aristoteles,  Tolit.  I,  U.    Die  eigene  Benutzuug,  der  Gebrauch,  die  häusliche  Ver- ' 
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Der  Geb rauchswerth  (Werth  im  engeren  Sinne  bei 
Kau)  lilsst  sich  aber  definiren  als  der  Werth  eines  Guts,  betrachtet 
flir  den  Zweck  der  Bedttrfnissbefriedigung  mit  ihm,  dem  Gute, 
ire^n  der  speci tischen  Nützlichkeit  des  Guts  und  wegen  des 
auf  Guter  dieser  Art  gerichteten  Bedarfs.  ^)  Er  ist  so  die  Gnind- 
Jage  jeder  Sehättmig.  „Weim  man  ihn  einmal  erkannt  hat,  so 
Ueibt  er  sieh  so  lange  gleieh,  als  nieht  in  den  Abeiehten  des 
Mauehen  oder  in  der  anerkannten  Branehharkeit  eines  Mittels  ftr 
diesdben  ein  Wechsel  eintritt."   (Ran  §.  58.) 

III.  —  §.36.  Der  individuelle  wie  der  sociale  Gebrauchs- 
werth ist  zu  unterscheiden: 

1)  nach  dem  subjectiven  Zwecke  des  Besitzers  (Begehrers) 
nnd  nach  der  objectiven  Branchbarkeit  des  Gntes:  als  Gennss- 
Werth  flIr  die  direete  Bedttrfhissbefriedigong  mit  dem  Gute  selbst 
und  Prodnetionswerth  (mitnnter  Erwerbswerth  genannt,  so 
bei  Bau,  was  aber  sprachlieh  den  Tansehwerth  mit  nmfhissen 
wttrde)  für  die  Herstellung  neuer  Güter  mit  dem  Gute.  Die  Gtlter 
lassen  sich  mit  Rücksicht  hierauf  in  Genussmittel  und  Pro- 
ductionsmittel  (Erwerbsmittel)  unterscheiden.  Ob  ein  Gut 
m  einen  oder  anderen  Classe  gehürt,  hängt  allerdings  bei  manchen 


»endung  {otxfla  xc^t^^^')  ^'^'^  "^^"^  VertausdiLii  ]5ep:enüber  geseilt  Vergl.  Midi 
cb.  I,  3,  4  nnd  die  ganze  Theorie  des  Er\ve^b^  des  Aristoteles,  wovon  Büchsen- 
•chätz  3L  a.  0.  S.  252  ü.  eine  Lebcisicht  giebt.  ~  Auch  A.  Smith  I,  ch.  4  untcr- 
lAddel  valao  in  nso  nnd  in  exchaugc ,  bebuidelt  aber  nnr  den  letzteren.  Ebenso 
KiDe  meisten  NnchfoI<^er.  Rioardo  und  überhaupt  besonders  die  Freihindlof.  Yon 
z^d  entjjeffcngcsetzteri  Seitiii  ist  denn  aueli  die  Ansicht,  iMsondi-ra  in  neuerer  Zeit, 
vertreten,  dass  nur  der  Tauschwerth  der  in  der  Nationalökonümie  zu  betrachtende 
Weitk  »ei,  nemlich  von  radical  freihändlertecher  and  Ton  sodalistischer  oder  den 
Socialistcn  renrandter  Seite.  Von  ersterem  Standpuncte  aas  sollte  die  Wissenschaft 
eine  reine  Tausch-Lohre  werden,  eine  ausserordentlich  cnpe  nnd  einseitige  Auf- 
Lusong.  Von  der  anderen  Seite,  s.  Marx,  1.  Kap.,  H.  Üösler  in  Ilirth's  Ann.  1875 
S.  10,  D  ah  ring,  Cursus  S.  33  (Gebranchswerth  nnr  „in  der  veralteten  Tradition  der 
femeinen  Lehrbücher",  ..wissenschaftlich  Ubenrnndener  Irrthuui").  —  Ich  stelle  im 
Eiriklang  mit  der  K od  b  e r tn  s'srhen  und  anch  der  S  i  h  ä  ffie 'sehen  Auffassung 
ii>oc  Körper  III,  272,  270)  den  (iebrauchswerth-Character  alles  Werths  voran 
nd  hebe  die  Gebrau chswcrth-Sch&tzung  nm  so  mehr  hervor,  weil  die  Tanschwerth- 
Sdiatzang  auf  viele  der  wichtigsten  wirthschaftlichen  Gftter  sohlerliterdingS  gar  nicht 
»BTendbar  ist,  so  nicht  anf  ti.  n  Staat  und  seine  Leistungen,  noch  auf  andre  gemein- 
iliütöcbaftliche  Verhältnisse.  S.  unten  §.  4ü.  Aber  auch  im  priFatwirthschaftlichen 
Teilehr  reicht  die  Tanschwertb-Schätzung  nicht  ans  nnd  moas  namentlich  zur  Erklärung 
il<r  dn&chsten  Tanschactc  im  Verkehr  auf  die  Schätzung  nach  dem  concreten  Werm 
^nrurV^Mgritren  werden  (u.  i;.  .*!7).  Rau  hat.  trot/.dein  er  nur  Sachgüter  betrachtet, 
ro  der  Tausch  und  der  verkehrämässige  Erwerb  so  voran  stehen,  mit  iiecht  doch  auch 
flea  Gebranchswerth  eine  eingehende  Betnchtnog  gewidmet  (§.  öS  ff.).  Die  Erweite* 
nag  dee  Begriffs  der  wirthschaftlichen  Güter  auf  penOnliche  Dienate  und  Yerhiltniaae 

■acht  dies  noch  iinthweiiilipT. 

^  Modification  meiner  Dctinition  in  §.35  d.  1.  Aufl.,  wozu  ich  mit  durch  Held, 
Gnuwir.  8.  41  bewogen  wurde. 

A.  Waf  aar,  Oru41«g«aff.  S.  Aafl.  4 
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Oütern,  wetebe  ihrer  BeschaffeDbeit  nach  beide  Verwendnogen  ge- 
statten ,  vom  W  i  1 1  e  n  des  Menschen  (Besitzers)  ab.  Aber  vor- 
herrschend massgebend  ist  doch  die  Beschaffenheit  der  Güter  selbst, 
wonach  viele  Guter,  wenigstens  rein  ökonomisch  betrachtet,  nur 
Gennssmittel (z.  B.  Nabrangsmittel,  Luxusartikel),  viele  nnr  Pro; 
dnetioiiamittel  (z.  B.  Werkzeuge,  Mascbinen,  ?iele  Bohstoffei  Hilft^j 
Stoffe)  sind.  Insofera  verhalt  es  sich  tthnUeh  mit  dieser  UntwH 
Scheidung  wie  mit  derjenigen  swisehen  OebranehsreniiOgeii  imdi 
Kapital  (§.  29).  Von  Wichtigkeit  ist  die  Unterscheidung  auch  be^ 
der  Beurtheilung  der  natürlichen  Ausstattung  der  Länder 
mit  sogen,  freiwilligen  Naturgaben. 

a)  Die  Höhe  des  Genusswerths  ist  zwar  vom  Urtheil  des 
einzelnen  Menschen,  bisweilen  selbst  von  der  Laune  und  dem  Spiele 
der  Einbildungskraft  mit  ahhi&ngig,  aher  in  der  Hauptsache  beniil 
sie  doch  anf  festen  Zwecken  der  Menschen  nnd  gewissen  Bigeo^ 
Schäften  der  Qflter  nnd  ist  deshalb  anch  der  wissen8cliaiUidMi| 
Betrachtung  zugänglich.^)  Die  Rangordnung  der  mensehKebei 
Bedürfnisse,  denen  ein  Genussmittel  dienen  kann,  nnd  der  Grad  der 
Brauchbarkeit  eines  solchen  Itlr  die  Befriedigung  eines  bestimnitcq 
Bedürfnisses  (§.  34)  entscheidet  speciell  auch  Uber  die  Uühe  du 
Genusswerths.  | 

b)  Die  Höhe  des  Prodnctionswerths  richtet  sich  |,niel 
der  Stärke  des  Beistands,  welchen  die  Productionsmittel  tnr  Her 
stelinng  nener  Güter  Idsten,  daher  nach  der  mit  ihrer  Hilfe  est 
stehenden  Werthmenge,  nach  Abzug  des  etwa  nöthigen  Kostei 
aufwands'MBau  §.  5ö).  Da  hierbei  die  objective  Brauchbark^  dei 
Güter  und  der  Stand  der  Technik  entscheiden,  so  lassen  sich  durcl 
„fortgesetzte  Beobachtungen  in  der  Gütererzeugung  viele  Erfahrung» 
Sätze  zur  Bemessung  der  Höhe  des  Productionswerths  gewinne]^ 
besonders  in  der  SachgUterproduction ,  im  Gebiete  der  Landwiith 
Schaft  nnd  der  Stoff^eredlnng  (Indnstrie)'^ 

2)  Nach  der  Art  des  Gebrauchs  nnd  daher  der  Zeitdauei 
des  Gebranchswerths  ist  letzterer  Verzehrnngs-  (VerbranehnngS' 

Was  natiiriicli  nirht  liimlcrt,  liass  sie  ein  Theil  <ies  Kapitals  als  Productioni' 
mittclfoudä  sind,  iudcm  »iu  von  den  Produccntcn  wahrend  der  Production  und  um  il 
dieser  Ahig  zu  werden,  reraehrt  ▼erden.   S.  o.  §.  28,  Note  5.  I 

')  Nach  Rau,  der  hier  ein  Wort  von  Shak'ospoaro.  Troll,  nnd  Cress,  IT.  !, 
citirte:  Value  dwells  not  in  particular  will  —  It  hoMs  ita  estimate  aod  digoity 
As  well  whcrin  'tiü  preüous  of  it^ieli",  —  As  in  the  pricer. 


*)  Nach  Ran  §.  5s.  ^  Z.  B.  N&hrkrafl  eines  Centners  Heu  für  MeUtfhiei« 


Mn.'^tv  icli  Diiiiirkraft  eines  Contners  Mist  —  ErtragsfTihigkoit  eines  Morgen  Adel 
oder  \\  aiil  l)ei  einer  gcwi.ssou  Bodenart  und  andren  gegebenen  üuiständen  — ,  LciütOD^ 
tiiuor  Drcächmaächiue  — ,  Ueizkraft  der  vürüchiedoueu  Brcanstofie  u.  ä.  w.  R. 
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I 

Werth  bei  Verbraiudimrmögeu ,  Benntzuugswerth  bei  Niite- 

vermögen  (§.  27). 

3)  Nach  dem  inneren  Grunde  des  Gebraucliswertbs  kann 
bei  SacbgUtern  Stoff-,  Form-  und  Ortswerth  unterschieden 
werden.^)  Letztere  beiden  Arten  sind  namentlich  wichtig  zur  Be* 
nrtbeilimg  der  Leistungen  der  Industrie  und  des  Handels. 

$.  37.  —  4)  Am  Wiobtigsten  ist  die  von  Bau  aufgestellte 
üDieisebeidiuig  des  Mengen-  und  Gattnngswertbs  oder  des 
eonereien  nnd  abstraeten  Wertbs.^®) 

a)  Die  ursprüngliche  und  natürlichste  Werthschätzung  ist  die 
individuelle,  d.  b.  die  besitzende  oder  bedürfende  Person 
beurtheilt  die  Bedeutung  eines  bestimmten  Guts  in  bestimmter 
Menge  in  einem  einzelnen  Zeitpuncte  für  ihre  bestimmten 
Bedurfnisse.  Der  biemacb  sich  ergebende  Gebranebswerth  dies^ 
Ckils  ist  sdn  eone reter  oder  M engen wertb.  Er  regt  den 
Willen  an  beim  Beeitzeri  das  Gut  sn  bebalten,  beim  Begebrery  es 
ra  erwerben,  ist  also  Ton  nnmittelbar  praetiseber  Bedeutung  für 
den  Verkehr.  Seine  Höhe  ist  abhängig  vom  unmittelbaren  Bedarf 
(daher  von  der  Art,  Stärke  und  Dringlichkeit  des  zu  be- 
friedigenden Bedürfnisses  und  von  der  Brauchbarkeit  des 
Outs  zur  coucreten  BedUrfnissbefriedigang)  und  von  der  Grösse 
des  Vorratbs  im  Besitze  des  Schätzenden.  Die  Grenzen  der 
Höbe  des  oonereten  Wertbs  sind  deshalb  nabesn  ,yNniP<  nnd 
„Unendlieh'^  Dnrebans  abbängig  von  individneUen  Umstunden 
ist  dkaer  Wertb  notbwendig  bei  demselben  Gute  fUr  ver- 
schiedene Personen  verschieden,  weil  die  individuellen  Um- 
stände in  irgend  Etwas  immer  abweichen  werden.  IlieraiU  beruht, 
psychologisch  betrachtet,  die  Möglichkeit  und  i m  V  e r k  e  b  r  der 
Autrieb  zum  Tausche  (immer  eigener  Gebrauch  des  Guts  als 
Zweck  voran sgesetzt).  Güter  versebiedenen  oonereten  Gebrauchs. 
Werths  für  die  Tausehenden  erlangen  dabei  denselben  Tansch- 
werth.    Man  strebt  regelmftssig  nach  Erwerb  und  Besits  von 

•)  Knies  in  der  Tüb.  Zeitechr.  1S55. 

Bau  ^.  62,  ü2a.  Sich  am^chliesseud,  aber  nicht  ganz  ebfiMo  Koscher  §.  Ü. 
Aoeh  diewr  Untencbddniig  ist  ncaerdings  die  Bcdcatung  und  selbst  die  Richtigkeit 

und  Zolässigkcit  abgesprochen  worden,  so  von  Neu  mann  in  s.  kritisch  werthvoUeo 
Unteraachung.'u  in  der  Tüb.  Zeitüchr,  XXVUl,  2SS  Ii.  Er  will  den  Werth  nur  aoter- 
acheidea  io  subjcctiven  und  objectiven.  Mir  scheiut  jedoch .  dasü  sein  subjuc- 
tiftfr  Wei^  im  WesentHehen  Bau's  concreter  Werth  mid  sein  objectifer  Werth  ebenso 
in  der  Hauptsache  Kau's  abstracter  Werth  und  der  gewöhnlich  sog.  Tauschverth  ist. 
•jhne  dass  aus  der  nfu-n  NituiciH  litiir  niul  Wcrtheinthoilunir  ein  liftsondrer  (i(;wiiin 
reeoitiit.  Ich  halte  im  (jauzen  au  Kaub  früherer  Lehre  hier  l'edt.  Vergl.  auch 
Bieiel,  NatiMialOkoB.  1. 1.  52. 
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Gütern  solchen  concreten  Werths  und  giebt  demnach  im  Verkehr 
Güter  teblendeu  oder  geringeren  gegen  solche  höheren  concreten  j 
Werths  hin.  Das  Ziel  ist  also  immer,  „in  den  zum  eigenen  Ge- 
brauche bestimmten  Gütern  die  grösste  Menge  von  eoncretem| 
Werthe  zn  beflitzen.  Veräusserungen  der  überflüssigen  Vorrätbe! 
nnd  firwerbnogen  der  nooh  fehlenden  Güter  (SaehgUler  B.)  dienen, 
den  Beflitz  so  nmsnindeniy  daflfl  er  Jenem  2Qele  am  Beeten  ent- 
flpricht,  d.  i.  flSmmtliehe  Bedttrfniflfle  am  Yolktändigsten  befriedigt^  | 
(Rau  §.  62a).  „Der  Einflass  des  Bedarfs  nnd  Besitzes  auf  die 
Schätzung  des  Gebrauchswerths  ist  vorzüglich  bei  den  Genuss- 
mitteln ganz  entscheidend.  Lässt  sich  auch  von  manchen  Gütern, 
die  zum  Yergntlgen  dienen  (Luxusgegenstände),  nicht  genau  an- 
geben, wie  viel  man  braucht,  so  giebt  es  doch  ein  Maass  derselben, 
dessen  Uebersehreitong  als  Ueberflosfl  empfunden  wird,  nnd  aaeh 
innerhalb  dieses  Maassefl  pflegt  der  eonorete  Werth  eines  einaelneii 
Stflekfl  oder  Qnantnms  desto  kleiner  zn  werden,  je  hoher  der  ganie 
Vorrath  eines  Eigenthümers  steigt.  Was  die  Productions mittel 
(Erwerbsmittel  H.)  betrifft,  so  hat  allerdings  iu  der  Kegel  das 
Bestreben  der  Menschen,  die  Erreichung  aller  Zwecke  und  Wünsche 
durch  Mehrung  des  Vermögens  zu  beiördern,  keine  Grenze  und 
weil  das  Erworbene  durch  Umsatz  in  andere  VerlLehrsgüter  oder 
in  eine  Geldsumme  zn  jedem  Behuf e  verwendet  werden  l^ann,  so 
kommt  bei  solehen  Produetionsmittelni  die  eich  leicht  in  Verkehr 
umsetzen  lassen,  Öfters  gar.  keine  als  fttr  den  Besitzer  ttberflttBng 
anzusehende  Menge  vor.  Indessen  zeigt  sich  doch  auch  bei 
einzelnen  Productionsmitteln  nicht  selten,  dass  Uber  einen  gewissen 
Umfang  derselben  hinaus  der  concrete  Werth  zwar  nicht  ver-| 
schwindet,  aber  doch  abnimmt,  theils  wegen  der  grösseren  Schwierig- 
keit der  Verwaltung  und  Benutzung,  theils  weil  zwischen  den  ver- 
schiedenen  Erwerbsmitteln  ein  Bbenmaass  stattfinden  muss'^  (Bau 
§.  62  a). 

§.  88.  —  b)  Zum  Gattungs-  oder  abstraeten  Werthe  ge- 
langt man  durch  ein  blosses,  den  Willen,  ein  Gut  zu  behalten  oder 
zu  erwerben  nicht  nothwendig  anregendes  ürtheil  des  Verstanden 
des  Schätzenden,  hinsichtlich  der  Bedeutung  der  Güter  für  die  ße- 
dürfnissbefriedigung  der  Menschheit  (eines  Volkes,  grösserer 
Kreise,  nach  Durchschnittspersönlichkeiten  geschätzt)  überhaupt 
Der  Gattungswerth  ist  daher  der  Qebrauehswerth  der  GUterartea 
fttr  mensohliohe  Bedtfrfnissbefriedignng  im  Allgemeinen.  Seine  Höhe 
hängt  ab  Ton  der  Bangordnung  der  Bedürfnisse  (z.  B.  wichtige 
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Nahniugsmittel  rangiren  vor  Luxusartikeln)  und  von  dem  Grade 
der  Brauchbarkeit  einer  Gutsart  zur  Befriedigung  eines  BedttrfoisseB 
(i.  B.  Nfthrwerth  Tersehiedener  Nahnmgeiiiittel).  Wegen  des  ersten 
Uuntandes  ist  auch  der  Oattiingswerdi  der  Güter  niebt  in  der 
ganen  Menschheit  der  gleiche,  sondern  er  wird  durch  alle  Momente 
verschieden,  welche  die  Rangordnung  der  Bedürfnisse  eines  Volks 
oder  grosserer  Kreise  verschieden  gestalten,  wie  namentlich  Klima 
und  Landesart,  Sitten,  Culturzostand.  SelBst  bei  Nahrungsmitteln 
ersten  Eangs,  wie  z.  B.  bei  Weizen  und  Roggen,  kann  sich  das 
zeigen.  Letzterer  bat  z.  B.  in  Deutschland  yerglichen  mit  dem 
Roggen  einen  nicht  in  demselben  Maasse  h((heren  Gattnngswerth 
sb  in  England. 

§.  39.  Zwischen  dem  Gattnngswerthe  einer  Otlterart  und  dem 

concreten  Werthe  einer  Quantität  dieser  Gtiterart  besteht  kein  solches 
Verhältniss,  das  eine  genaue  V'ergleichung  ihrer  Höhe  für  dieselbe 
Person  gestattete.  Man  kann  daher  nicht  wohl  mit  Rau  sagen: 
bis  zur  Grenze  des  Bedarfs  ist  der  concrete  dem  Gattungswerthe 
gleich.  Aber  jenen  hinaus  ist  er  sohwächer  oder  verschwindet  völlig'^ 
(§.  62,  8.  Aufl.).  Dagegen  kann  man  wohl  für  ein  ganses  Volk 
den  eonereten  Werth  seines  Vermögens  „nach  dem  Gattungswerthe 
der  m  letzterem  gehörigen  Güter  ansehlagen,  indem  man  annimmt, 
dass  ihr  concreter  Werth  schon  bei  den  'jetzigen  Besitzei  n  oder 
nach  beendigter  Vertheilung  dem  ersteren  gleichkorarot.  Solche 
runter  aber,  die  fllr  das  ganze  Volk  zur  Zeit  UbertiUssig  sind,  haben 
iiir  dasselbe  keinen  concreten  Werth,  es  kommt  ihnen  für  jetzt 
nar  ein  Verkehrswerth  zu,  wenn  sie  sur  Ausfuhr  als  Mittel  zur 
Bezahlung  anderer  ins  Land  einznfUirenden  Güter  gelangen  können^' 
(Ben  §•  62a). 

In  einem  ganzen  durch  ArbeitstheOnng  yerbnndenen  Volke  ist, 

vora  auswärtigen  Verkehr  abgesehen,  das  Streben  auf  mögliehst 
viel  Guter  von  hohem  Gattungswerthe  zu  richten.  Wie  weit  dies 
verwirklicht  wird,  hängt  wesentlich  mit  von  der  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  ab,  welche  dann  wieder  die  Richtung  der  natio- 
nalen Production  bestimmt:  gleichmttssigere  Vertheilung  bedingt 
mehr,  ongleicbmttssige  bedingt  weniger  Güter  allgemeinen  hohen 
Gsttungsweräis. 

§.  40.   Je  mehr  die  Eigengewinnnng  der  Guter  (§.  10) 

vorherrscht,  daher  regelmässig  in  primitiveren  Verhältnissen  des 
Volkslebens,  bei  sog.  Naturalwirthschaft  (§.  113),  desto  mehr  über- 
wiegt die  Gebrauohswerthscbätzung  die  Verkebrswertbscbätzungi 
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die  indi>nduelle  die  sociale  Gebrauchswerthschätzung  nnd  die 
Schätzung  nach  dem  concreten  Gebranchswerth  diejenige  nach  dem 
abstracten.  Für  sehr  wichtige  wirthschaftliche  Güter,  wie  nament- 
lieb  für  den  Staat  and  die  öffentiiehen  ElTirichtungen  (§.  15)  ist 
nur  dne  GebranehswerthBehätKong,  keine  TaasehwerthechStiiiiis  i 
.  anwendbar.  Ancb  dies  beweist,  neben  videm  Anderen ,  daes  die 
einseitige  Berücksichtigung  des  Tanseb-  oder  Verkehnwertfas  ii 
der  Wirthschaftslehre  (und  auch  in  der  Volkswirthachaftslehre)  oder 
gar  die  beinahe  völlige  Verbannung  der  Betrachtungen  Uber  den 
Gebrauchswertb  aus  ihr  falsch  ist   Vgl.  Kap.  2,  Haaptabschn.  4. 

2.  Abschnitt. 

Taufichwertii  oder  Terkehrswerth.  Freis.  Md. 

I.  —  §.  41.  Der  Tansehwertb.  Je  mebr  die  Eigenge 
winnung  der  Güter  für  den  persönlichen  Bedarf  der  Verkehrs 
mässigcn  Gewinnung  weicht,  desto  mehr  tritt  der  sociale  Ge- 
brauchswerth der  Güter  hervor:  es  wird  vom  Einzelnen  fllr 
den  Bedarf  anderer  Mitglieder  der  Gesellschaft  gearbeitet  und  es 
werden  daher  solche  Güter  hergestellt,  die  diesem  gesellschaftlicheil 
Bedarf  entspreobeni  d.  b.  eben  „socialen  Gebrauchswertb''  erlangen. 
Der  regelmässige  gescbfcbtUcbe  Weg,  die  arbeitstbeilig  gewonnenen 
Güter  den  einzelnen  Bedürftigen  nnd  ibrerseits  andere  CHlter  her- 
stellenden Personen  zuzuführen,  ist  der  des  Vertragsschlusscs 
über  die  gegenseitige  Ueberlassung  der  Güter.  Namentlich  ge- 
schieht dies  mittelst  des  Tauschvertrags  oder,  nach  der  Ein- 
bürgerung des  Gelds,  des  Kauf veilrags,  eventuell  auch  eines 
Credit  Vertrags  (§.  65).  Die  Voraussetznng  ist  hier  also  eine  s  o  lebe 
wirtbscbaftliche  Reebts Ordnung,  welche  die  Einielnen  ge- 
trennt für  sieb  Güter  bersteUen  liest,  indem  sie  ihnen  das  (PrlYst-) 
Eigentbum  an  den  dazu  erforderlicben  saoblieben  Prodnetioos- 
eoftteln  (Boden,  Kapital)  einräumt;  welche  ihnen  dann  das  Eigen- 
thum an  den  gewonnenen  Gütern  gewährt  und  sie  rechtsgiltit; 
jene  Verträge  über  die  Ueberlassung  der  Güter  unter  den  ihnen 
genehmen  Bedingungen  des  Entgelts  schliessen  lässt.  Diese  wirth- 
schaftliche Rechtsordnung  wird  später  unter  dem  Namen  des  priTst- 
wirtbschafUioben  Systems  der  freien  Conourreni  n&ber  untersucht 
<Kap.  8).  Der  W^b,  welcber  einem  Gute  von  socialem  Gebrauchs- 
-wertb  wegen  dieser  .allgemeinen  Möglichkeit,  Gegenstand  ein« 
.Sieben  Yntrags,  insbesondere  des  Tauschvertrags,  zu  sein,  beigelegt 
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lüd,  ist  sein  Tanschwertb. ^)  Der  in  einem  solchen  Vertrage 
wirklicli  realisirte  TaiUKshwerth  ist  der  Preis  (Vertrags- 

eiSy  i^freier  Preis"  —  in  Gegonsftts 
iimT»z|ireis)  des  Gatea.  Der  Tanschwerth  kann  aack  als  Ver- 
k«briwiefth  beaeiehnet  werden,  wenn  jene  MOgliehkeit  des  Ans^ 
ttisehs  der  Guter  im  Verkehr  als  Regel  betont  werden  soll  Der 
Ausdrnck  „Verkehrswerth"  erscheint  daher  besonders  pashend  bei 
denjenigen  Gütern,  welche  vorherrschend  zum  Absatz  im  Verkehr, 
>tatt  bloss  zur  eigenen  unmittelbaren  Bedürfnissbefriediguiig  erzeugt 
werden.  Im  üebrigen  ist  die  Unterscheidang  zwischen  beiden 
Aoädrttcken  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung  und  wird  von  Hau, 
welofaer  sie  etwas  anders  iassti*)  wohl  ttbersehätzt  Der  Tausoh- 
wert!  ISsst  sieh  aneh  als  mittelbarer  (,,anfgeschobener<0 
Gebnnehsw^b  anffassen.  Ein  6nt  hat  nach  seinem  Tanschwerth 
llr  alle  diejenigen  Verwendungen  Gebranehswerth,  fttr  welche  die 
Güter  sich  eignen,  gegen  welche  es  sich  austauschen  lässt. 

§.  42.  Der  Tauschwerth  eines  Guts  hat  ausser  der  schon  ge- 
Dannten  Voraussetzung,  dass  es  nemlich  rechtlich  zulässig 
^ei,  das  Gut  ausschliesslich  zu  besitzen  und  es  an  Andere 
entgeltlieb  zu  übertragen,  die  weitere  Voraussetzung  der 
BrliBgbarkeit  des  Guts  im  conereten  Falle  nur  durch  Auf- 
opferungen (Arbeit).  Hieraus  folgt,  dass  in  der  Regel  nur  die 
wirthschaftliehen  nnd  von  diesen  wiederum  nur  die  Verkehrs- 
gBter  Tanschwerth  oder  Verkehrswerth  haben.  Freie  Besitzguter 
(§.  7)  erlangen  also  gleichfalls  nur  unter  diesen  Voraussetzungen 
iauscbwerth,  daher  z.  B.  namentlich,  insofern  sie  auch  im 
einzelnen  Falle  der  BedUrfnissbefriedigung  occupatorische 
.\rbeit  kosten  (Wasser  holen,  Früchte  sammeln  u.a.  vv.) 
BDd  allgemein,  wenn  der  Bedarf  den  Vorrath  tibersteigt  und 
durch  Anerkennung  des  Eigenthums  (an  Grundstücken  u.  dergl.) 
^  inm  Versorgung^  wenigstens  an  Ort  nnd  Stelle,  fttr  Dritte 
mgoseUossen  ist 


*)  Baa  §.  56,  57,  6ü.  —  Hermaun  t>.  Iü6;  Tauschwerth:  die  Möglichkeit, 
ppa  UeberlMsang  eioes  Gutes  von  anderen  Personen  Vergeltung  zu  crlanc^'Mi. 

*)  H-\u  §.  f)0.  Verkehrswerth:  der  Grad  von  Tansrürhlieit  eiivr  Sach<" .  ihrem 
ßäiu«  zum  Erwerbe  andrer  Gilter  im  Verkehr  behuUiich  2a  aein.  Er  soll  au8- 
irtiBuJih  dann  Tauschverth  hcisscn,  „wenn  das  zu  schützende  Gut  selbst  als  Vcr- 
Uppfeastand  dient,  wo  sicli  sein  Yerkehrsirerth  atis  dem  dafür  zu  erwartenden 
Preise  nach  Abzug  der  etwa  nöthigen  Fracht-  und  Verkaur>krir>teu  ergiebt".  Von 
^icMB  Tattchwerth  ttuteischeidet  Raa  eine  zweite  Art  des  Vcrkuhrevertbs,  wann  ein 
Gü  te  teatzt  wild,  mn  andre  verkäufliche  Sachguter  oder  pcrsftnliolie  Leistangeii 
a  Siaide  la  bringen. 
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§.  43.')  Bei  Sachgtttem  kann  man  Ton  specifis ehern 
TavBohwerthe  sprechen,  indem  man  den  Tanscliwerth  mit  dem 
Volnmen  und  Gewicht  eines  Gate  in  Besiebong  bringt  Gflter 
▼on  kleinem  Volumen  oder  Gewicht  nnd  hohem  Tanschwertii 

besitzen  hoben  specifischen  Tauschwerth,  im  umgekehrten  Falle 
niedrigen.  Von  der  Höhe  des  specifischen  Tauschwerths  eines 
Sachguts  hängt  unter  übrigens  gleichen  Umständen  seine  Trans- 
portirbarkeit,  also  seine  Fähigkeit  der  Bewegung  im  Banm^ 
theilweise  auch  seme  Anfbewabrbarkeit  (und  Verbergbar- 
keit)  ab.  Wesentlieh  mit  entscheidend  ist  die  Höhe  des  specifi- 
schen Tanschwertiis  anch  für  die  Aaswahl  des  Geldstoffs  nater 
den  an  nnd  für  sich  zum  Geldstoff  geeigneten  Gtttcni.  Die  edlen 
Metalle  haben  in  dieser  Hinsicht  vor  den  unedlen,  Gold  vor  Silber 
Vorzüge. 

n.  —  §.44,   Der  Preis.*)   Der  Tauschwerth  verhält  sich; 
znm  Preise,  wie  die  blosse  Möglichkeit  für  ein  Gut,  ansge- 
tauscht  sn  werden,  znr  Wirklichkeit  des  Ansgetaoschtwerdens. 
Der  Preis  eines  Gnts  ist  „die  Menge  anderer  Güter,  für 
welche  es  wirklich  yertanscht  wird.*)   Es  werden  also 
zwei  Gttterquantitäten  —  ein  Aasdmck,  welcher  nicht  anf  Sachgllter 
beschränkt  ist  —  im  Tausche  einander  insofern  gleichgesetzt,  al> 
die  eine  den  Gegenwerth  (das  Aequivalent)  der  andren 
bildet^'.  Die  Grösse  des  Preises  wird  in  dem  betreffenden  Vertrage 
nach  Zahl  undMaass  deijenigen  andren  Güter  genau  bezeiclmet: 
oder  in  der  Menge  dieser  andren  Güter  ansgedrttekt  oder  gemessen, : 
welche  fttr  das  Gnt  im  Tausch  hingegeben  werden.  Die  obeo ; 
(§.  42)  genannte  Voranssetznng  für  den  Tanschwerth  gilt  ehenso  ^ 
ftlr  #en  Preis  und  erweist  sieb  hier  natürlich  noch  nnmittelbarer 
von  entscheidender  Bedeutung.    Das  regelmässig  zum  Tausche,  i 
daher  namentlich  zum  üebergang  in  den  Verkehr  bestimmte  Gut ; 
pflegt  Waare,  das  Gut,  gegen  welches  es  regelmässig  ausgetauscht ' 
wird,  pflegt  Zahlmittel  (Tauschmittel)  genannt  zu  werden. 

An  nnd  für  sich  kann  ein  Gnt  soviel  Preise  haben ,  als  es  i 
Gtiter  giebt,  gegen  welehe  es  ansgetanscht  wird.    Mit  anderen 
Worten:  jedes  Verkehrsgnt  kann  als  Zahlmittel  illr  jedes  andre ! 
Verkehrsgnt  dienen.   Wenn  daher  „Viele,  z.  B.  A.  Smith  und 

*)  War  in  d.  1.  Aufl.  §.  44. 

*)  War  in  d.  1.  Aufl.  ^.  45. 

Zum  Theil  wörtlich  nach  Kau  §.  56,  Hermann  S.  106:  Preia  eines  Gotstt  ; 
die  Menge  der  gegfio  Ueberlassnng  dieses  Gnts  ? on  anderen  Penonea  nr  Yeiselting  ; 
enpfengenen  Qftter.  yeigL  auch  Boscber  §.  100. 
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uhlreiclie  aeiner  Nachfolger,  unter  Preis  Dur  deigenigen  Tausch- 
werth Teratehen,  weleher  in  Geld  gegeben  wird,  so  ist  dies  eine 
iB  esge  Begriflsbestimmnng  des  Preises.  Denn  der  Kanf  gegen 
Geld  ist  nur  als  eine  Art  des  Tansehes,  freilich  als  die  regel- 
misrige  in  jedem  etwas  entwickelteren  Verkehr  anzusehen.  Warum 
sollte  man  bei  Völkern,  die  den  Gebrauch  des  Geldes  noch  nicht 
kennen,  die  aber  tauschen ,  nicht  ebenso  gut  von  Preisen  der  ver- 
tanschten  Dinge  sprechen?"  (Kau  t?.  60).  Der  Begriff  des  Preises 
' >t  also  so  allgemein  zu  fassen,  dass  jedes  Tanschäquivalent,  es 
sei  Geld  oder  etwas  Andres,  unter  ihn  gebracht  werden  kann. 

§.  45.*)  Die  „allgemeine  Möglichkeit«'  der  Anstansehbarkeit 
giehC  beim  Tanscli-  oder  Verkehrswerth  eines  Gnts  noch  nichts 
NIheres  über  die  Bedingungen  der  Austauschbarkeit  und  daher 
namentlich  Uber  die  ungefähre  Höhe  des  Werths  in  dem  Falle 
kund,  dass  der  Tausch  verwirklicht  werden  soll.  Darfiber  ist  etwas 
Bestimmteres  nur  zu  entnehmen  aus  den  wirklich  vorgekommenen 
oder  vorkommenden  Preisen,  nach  welchen  die  Höhe  des 
Verkehrswerths  sich  bemisst  i^Letsterer  ist  daraus  leicht  in 
emitleln  und  in  Zahlen  anszndrttcken.  Da  der  Preis  im  einzelnen 
Falle  aber  zn  snföllig  ist,  nm  fttr  eine  Schätzung  zu  allgemeinerem 
Zwecke,  wie  man  sie  bei  der  Feststellung  des  Verkehrswerths  be- 
absichtigt, zu  dienen,  so  nniss  man  den  Verkehrswerth  entweder 
auf  Mittelpreise  aus  einem  ganzen  vergangenen  Zeitraum  oder  auf 
•Jie  nach  den  bisherigen  Preisen  itir  die  nähere  Zukunft  zu  bilden- 
den Vermuthnngen  stützen.  Die  Erforschung  des  Verkehrswerths* 
ist  in  der  Praxis  bei  manchen  Gegenständen  zu  einer  ausgebildeten 
Kirnst  geworden  (Taxation,  WerthabschätzungV  (Rau  §.  60.) 

in.  —  §.46.  Bestimmgrflnde  der  Höhe  von  Tausch« 
Werth  und  Preis.  Der  enge  Zusammenhang^  zwischen  Tausch- 
werth und  Preis  macht  es  räthlicb,  bei  der  in  unserem  Verkehrs- 
\v8teni  weit  vorherrschenden  practischen  Bedeutung  des  Preises, 
die  Lehren  von  den  Bestimmgrttnden  der  Uühe  des  Tausch'- 
werthes  und  der  Höhe  des  Preises  zii  verbinden  nnd  sie 
genaner  eret  im  2.  Bande  im  Abschnitt  vom  Preise  zu  behandeln« 
Hier  mOssen  folgende  Andeutungen  fär  jetzt  genttgen. 

Für  den  Tausehwerth  ebies  Guts  sind  immer  zwei  Bestimm- 
gründe massgebend,  welche  den  zwei  inhärenten  Eigenschaften  des 
Guts  entsprechen.  Das  Gut  repräsentirt  Gebrauch s wer tb,  bez. 


*)  War  in  1.  AoiL  47. 
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als  Gregenstand  des  Verkehrs  socialen  Gebrauchswerth,  und  es 
bietet  Schwierigkeiten  des  Erlangens.  Der  Taoschwerth 
eines  Guts  ist  daher  im  einzelnen  Fail  um  so  höher,  je  mehr  tein 
coaereter  Gebraaohswerth  und  die  Sehwierigkeiten  des  ErkngeM 
steigen  nnd  nnigekehrt  Im  freien  Vericelir  stellt  sieh  demgemlM 
der  Vertragspreis. 

§.  47.  Im  entwickelten  Verkehr  mit  regelmässiger 
Production  für  den  Absatz  hängt  die  Schwierigkeit,  ein  Gnt 
zu  erlangen,  gewöhnlich  von  den  Kosten  des  Guts  ab.  Die 
Kosten  werden  durch  den  Aufwand  an  Arbeit  aller  Art  — 
einschliesslich  aller  indispensablen  ,,Tliätigkeiten''  der 
direct  and  indirect  betheiligten  Personen,  daher  aneh  deljeIUgel^ 
welehe  ün  ihrem  Privatkapital.  das  NationalkapUal  bilden  nnd  ▼e^ 
wenden  (§.  82)  —  gebildet,  der  zur  HersteUnng  des  Oats  nothwendig  ist 
Dieser  Arbeitsanfwaad  riefatet  si<^  nteh  dem  Stande  der  Prodnetioiif- 
tecbnik  und  lässt  sich,  unter  Keduction  der  qualitativ  verschiedeucu 
Arbeit  auf  eine  bestimmte  Arbeitsart,  schliesslich  als  ein  Quantum 
gesellschaftlich  nothwendiger  Arbeit,  bez.  Arbeitszeit 
(Marx)  fassen.^)  Dies  Moment  bildet  den  einen  der  dauernden 
Bestimmgrttnde  des  Tauschwerths  aller  r^gehnässig  prodncirten 
Gflter.  Im  freien  Vericebr  ist  es  die  ConearrenSi  welehe  aal  eise 
diesem  Moment  anf  die  Daner  entspreohende  Stellnng  der  Vertrags- 
preise binsnwiriLen  strebt  Es  ergiebt  sieh  dies  aneh  ans  der| 
Geschichte  imd  Statistik  der  Preise,  namentlich  der  Fabrikate 
einerseits,  welche  wegen  der  den  Fortscbritten  der  Technik  za 
verdankenden  Verminderung  der  iUr  die  Herstellung  nothwendigen 
Arbeitsmenge  eine  sinkende  Kichtung,  und  der  Preise  der  Boden« 
producte  anderseits,  welche  eher  eine  steigende  Richtung  haben, 
weil  sich  die  erforderliohe  Arbeitsmenge  nicht  entsprechend  ▼e^ 
mindert,  sondern  eher  steigt*)  In  einem  dnrdi  GesellsehaftsoiigaDe 
geregelten  Verkehr  moss  die  Bestimmung  der  Tazwerthe,  bes. 
der  Taxpreise  unter  angemessener  Berücksichtigung  dieses  Kosten- 
moments erfolgen,  wie  es  in  den  früheren  obrigkeitlichen  und 
gewerblichen  Taxen  im  Princip  auch  geschah,  und  bei  einem 
etwaigen  neuen  Taxsystem  wieder  geschehen  mfisste.  ' 

Die  Kosten  sind  aber  im  freien  Verkehr  nicht  der  ans^ 
sebliessliche  Bestimmgrund  der  Tansehwerthe  and  der 

^)  Marx,  d.  Kapital,  S.  5,  nur  dass  hier  die  „Kapitalbilduogs-Arbdt'*  elivüBii^ 
wirtl.    S.  unten  §.  82,  83  u.  Abth.  2,  Kap.  :i. 

"j  Vergl.  Laspeyrea'  Aata  in  der  Tttb.  2Mttchr.  1872;  Welche  Waaien  werdd 

thcurcrV 
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Preise  nnd  können  dies  in  keinem  denkbaren  gesellacbalUiohen 
Zistande  Bon.  Denn  nnablribigig  ron  den  Kosten  rnttnen  stete 
Gebrtttohswerth-  nnd  BedarfsBohwanknngen  stattfinden, 
deren  ßnfinss  anf  den  Tansehwerfh  nnd  die  Preise  (Vertrags-  wie 

Taxpreise)  dann  den  Einfluss  der  Kosteu  modificirt  und  modificiren 
mQ88.  Die  Tauschwerthe  iiiid  Preise  der  Güter  können  daher 
nicht  beständig  den  „gesellscbattiich  nothwendipjen''  Kosteu  der- 
selben proportional  sein.  Sie  werden  zeitweilig  mehr  oder  weniger 
«Uvon  abweichen,  bei  den  Gutem  steigen,  deren  Gebrauchswerth 
giOner,  bei  denen  ftMn^  deren  Gebranehswerth  kleiner  geworden 
ist  Nur  anf  die  Daner  werden  sich  die  Kosten  immer  wieder 
ib  entsebeidender  Regulator  geltend  machen  können  nnd  bei  einer 
dem  Gesellschattsintercsse  entsprccbendeu  Tauscbwerth»  nnd  Preis- 
bestimmung auch  geltend  machen.^) 

IV.  —  48.  Das  Geld.»«)  Zum  Gebrauch  des  Geldes  führt 
der  Yerkctir  in  der  Weise,  dass  es  unter  den  tauschenden  Personen 


*)  Diese  §§.  46  a.  47  sind  an  Stelle  des  kurzen  §.  43  der  1.  AuS.  getreten  «sd 

•CIMtWI  zujrleich  den  'lortigen  4S.  Ver^'I.  Kan  i;.  50.  Kino  etwas  nähere  Aus- 
■likraag  erschien  schon  au  dieser  Stolle  erwünscht,  breilich  muss  dabei  spateren 
Erörtemofen  etwas  vorgeg^rifleu  werden.  Ea  handelt  sich  hier  um  die  vorläuiigc 
principielle  Beurtheiluug  der  vichtigsten  neueren  Weiththeoric,  der  socialistischen,  be- 
suudere  der  Marx  "sehen  und  der  ziemlich  «[leirhen  von  Ivodhcrtus,  die  beide  an 
Kicardo  aokutipfcn,  ä.  desä.  Princ.  oh.  1,  Marx,  Kapital,  K.  ],  8,  4,  z.  Th.  5. 
Bedbertns,  z.  Erkenntn.,  Abschn.  1,  ders.,  Soc.  Briefe  an  Kirchmann.  ders., 
Nurmakrbcitstag.  Die  scharfäinnijre  Berichtignog  der  socialist.  Werthlehre,  bei  aller 
twrcchügten  Anerkennung  ihn-i  richtigen  Kerns  —  der  ein  partieü  richtiges  Postulat 
ftr  die  Tauschwcrth-Kegelung  bildet  ist  Schäffle  a.  a.  0.  zu  verdanken.  Er 
>aft  mit  Recht  Soc  Körper  III,  27S :  „Bei  keiner  Art  geselbchaftl.  Beeinflussung  der 
B  iarfe  und  der  Productionen  liisst  es  sich  rerineiden,  dass  alle  Bedarfe  quaUtotir 
liijd  quantitativ  je  mit  den  PhhIik  tion^-ii  im  Glci<'hgewicht  bleiben.  Ist  dem  aber  so, 
können  die  socialen  Kostouwerths-Q  uotienten  nicht  zugleich  pro- 
portional als  sociale  Gebranchtwerths-Quotienteu  gelton."  —  Dann  eb. 
>  307  ff.,  bes.  .321  ffl  Sehr  unklare  Polemik  gegen  die  Prodnctiendcosten-Lehre  bei 
Heid,  Grundr.,  bes.  S.  42,  43,  50. 

^  £s  haudelt  sich  an  dieser  Stelle  nur  uin  eine  vorläuiigu  BegriÜsbesüinuiung 
^  Geldes,  nm  im  weiteren  Yerlanfe  mit  diesem  BegriflT  operiren  za  kOnnon.  Vergl. 
der  Liter.  Bau  §.  128  n.  2.  Abth.  §.  257  fl'.  (Geld:  dü  aUgemeine  Umlaafsmittel, 
Iches  im  Gtltcrverkchr  alle  anderen  Güt<'r  vertritt  oder  repr  isentirt\  Koscher 
116,  bes.  Anm.  5  über  die  Dogmengeschichtc  des  Geldbegritis;  er  be/eichnot  Geld; 
ak  die  allgemein  beliebte  Waaro,  die  eben  deshalb  zur  Vermittelnng  der  verschieden» 
jnigsien  Tauschoperationen  und  zur  Measong  der  Taoschwerthe  überhaupt  angewendet 
^ird  ;  durch  hinzukommende  Anerkennun<]f  <les  Staats .  dass  dieselbe  W'aare  als  still- 
».hwaigeud  verstandenes  Zahlmittel  lur  alle  ^'erblIldlu  hkciten  gebraucht  werden  ^oll, 
roDeade  sich  der  Begriff  des  Geldes.  M enger,  I,  S.  231  ff.  Hnrz,  Kapital, 
1.  Aufl.  S.  91  ff.  (,J)ie  Waare,  welche  als  VVerthmaass  und  daher  auch  persöu- 
li'i  öder  durch  Stellvertreter,  als  Cireulation  smittel  functionirt,  ist  Geld.**) 
Fr.  X.  H  eumanu  (Wien),  Volkswirtbschaftsl. ,  Wien  lb7.S,  §.  58  lt.  A.  Waguer, 
Beitr.  z.  Lehre  r.  d.  Banken,  Leipz.  1S57,  Kap.  II,  Abschn.  S,  v.  Gclde  (S.  34—46). 
D«rs.,  Art  Mttnzwesen  im  Staatswörterb.  VII,  65  If.  ?.  Scheel,  Begr.  d.  Geldes 
io  1.  hiit  Okon.  Entvicklong.  in  HUdebr.  Jahrb.  VI.  (18S6).   r.  Mangoldt,  Art. 
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eines  Marktes  üblich  wird,  ein  bestimmtes  Gut  als  Zahl- 
mittel  oder  Tanschäquivalent  zu  beDntseOi  in  welchem  dann 
aneh  die  PreiBe  aller  andren  Verkehrsgttter  ansgedritokt  oder 
gemessen  werden«  Das  Geld  im  arsprAnglieheni  rein  Okonomi> 
sehen  Sinn  ist  daher  ein  VerkehrsgQt,  welches  durch  die  Sitte 
znm  allgemeinen  Zahlmittel  (Tauschmittel)  oder  Tanschäquivalent 
und  zugleich  zum  allgemeinen  Preismaass  (Tauschwerthmesser) 
geworden  ist.  Zu  diesen  beiden  ökonomischen  Functionen  tritt 
späterhin  eine  rechtliche  Function,  die  der  Währung  oder  des 
gesetzlichen  Zabimittels,  welche  für  den  Rechtsbegriff 
des  Geldes  I  wenigstens  in  den  Verhältnissen  des  entwidKelterei 
Volkslebens  entscheidend  ist  Die  EinbOigemng  des  Geldes  ni 
Verkehre  bewirkt  dann,  dass  die  Preise  gememiglich  als  Geld- 
preise erscheinen,  so  sehr,  dass  spUterhin  beim  Worte  Preis 
meistens  nur  an  den  Geldpreis  gedacht  wird.  Im  Uebrigen  ißt 
hier  auf  die  spätere  Lehre  vom  Geide  zu  verweisen. 

Geld  im  Staabwörferb.  IV,  93  ff.,  Küies,  d.  Geld,  Berl.  1873.  Ders..  W.-Itgeld  ISTi 
üeber  die  juristische  Sfif.'-.  Savipny,  Obli^ationenrecht  I.  (j  o  1  d  s  c  h  m  idf, 
U  audclsrecht ,  ü.  Hart  mann,  über  den  rechtl  Begr.  dea  Goldes,  Braunschw.  lb(>^ 
Oeber  die  Beztehnog  dei  Odda  zum  Credit  e.  n.  (.  114,  Aber  Papiergeld  §.  llft. 
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Zweites  KapiteL 

I  Die  Wirthschaft  und  die  Volkswirthsohaft. 

Einleitende  Vorbemerkung  za  Kap.  2,  z.  Tb.  auch  zu  Kap.  '6  und  4. 
Der  Begiilf  d«r  Wiithscliftft  «nelieiat  mir  tb  der  Mittel-  und  Kenpimct  der 
VirthsebaftsUIire  (§.  4),  der  Begriff  der  V olkswirthschaft  (§.  53  ff.)  nnd 
dSe  Organisation  der  Volkswirthsohaft  (Kapitel  3i  als  der  Mittel-  und  Kernpunct 
ia  Volksviitbschafiälchre  uder  Politischen  Oekoaomie        53).  Die 
bclüiche  Rechtfertigung  dieser  Anf&sming  liegt  in  den  Erörterungen  im  Texte.  Der 
lier  eingenommene  Standpunct  fuhrt  aber  auch  zu  einer  wesentlich  anderen  for- 
B  eilen  Behandlung  des  StotTs  im  System  uikI  daher  besonders  /u  grossen  Abwei- 
changen  ia  Inhalt,  Umfang  und  Form  der  Darstellung  im  vorliegenden  Luhrbuche 
peri^tiGlMB  mit  der  firaheren  Behandlung  Bnn's. 

£in  grosser  Theil  meiner  Erörterungen  in  der  Grandicgung,  thcil^  schon  in 
iiesem  2.  Kapitel,  namentlich  aber  im        4.  Kapitel  u.  in  d.  2.  Abth.  v.  Keclit  n, 
L  VoUtsvirthsch.  fehlt  bei  Kau  gänzlich  oder  es  hndeu  sich  bei  ihm  nur  spärliche, 
nehr  npb«ri>ti8che  Bemerkungen;  ao  Ober  Ae  verschiedenen  Arten  der  Wirthschaft 
and  die  sich  an  sie  schliesscnden  Wirthschaftsvissenscbaften ,  nbcr  das  Verhältniss 
des  Staits  zur  Volkswirthschaft ,  in       :!  — 10,   13  —  20  d.  8.  Aull.  d.  thcor.  Theils 
(reigl.  auch  die  Kinlcitung  zur  Vuikswirthschaftspolitikj.     Dabei  kommt  der  Begriil' 
•nd  6a»  Wesen  der  VolksvirthscbaflU  sowie  die  Orgmnisation  der  letzteren  za  kurz  nnd 
die  FrajE^cn  der  gesammten  wirtlischai'tliohen  Reclitsordiiung,  Stellung  des  Staats  zur 
Viilks wirthschaft  ulMirhaupt,  (persönlich«-  Trciheit  und  Unfreiheit,  Eigenthum  u.  s.  w.i 
werden   fast  gar  nicht  berührt,  jedenfalls  nirgends  priucipieil  behandelt,    lici  Kau 
legt«  ia  UebereinsUmmong  mit  der  aosl&Ddischen  und  der  älteren  deutschen  rolks- 
yirtlThiftli  "hm  Literatur,  der  Schwerpunkt  in  den  Erörterungen  über  das  Wesen 
ii*  Volksverniögens.  wovon  bei  ihm  das  erste  lJuch  des  theoreti>cheh  Theils 
f'kr  „Volkswirthschaftslehre")  handelt  (S.  Aufl.  S.  69 — 119).    Kau  untersucht  hier  in 
«Jieoi  1.  Abschnitte  die  Bestandtheile  des  Volksvermügens  (§.  46 — 54),  behandelt 
Scbitznng  desselben  (und  hiermit  die   W'ertlihihre)  in  einem   2.  Abschnitte 
ijL  »5 — 67),  bespricht  dann  die  Veräuderuugeu  im  Voli^ircrmOgen  im  3.  Abschnitte 
&  68  —  72)  ond  die  Znst&nde  der  Volkswirthschaft  im  4.  Abschnitte  (§.  73  — Sl). 
fkmt  im  Einzelnen  mnstergütigen  Erörterangen ,  besonders  des  1.,  2.  und  4.  Ab- 
•  Initt»:^.  leiden  aber  alle  an  dem  Man<rel.  dass  h'\nc  genauere  Untersurlmng  des 
h-mfis  Wirthschaft  und  Volkswirthschaft  und  der  Organisationspriucipicu  der  Volks- 
fuih^cbaft,  femer  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  erfolgt.    Im  nachstehenden 
2.  KmpiteJ  finden  sich  dem  Inhalte  nach  Raus  Erörterungen  im  3.  und  4.  Abschnitte 
1^  I.  Buchs  aufgenommen,  während  irh  die  (i'genälände  des  1.  ond  2.  Abschnitts 
fehon  im  vorausgehenden  ersten  Kapitel  mit  abgehandelt  habe. 

Den  erwähnten  Mangel  der  BehandlaDgswmse  tiieilt  Ran  so  ziemlich  mit  allen 
|iMkg<MMMMn  seiner  Zeit  Dieser  Mangel  liegt  in  letzter  Linie  wieder  in  der  /u  ein- 
listig  privat  wirthschaftlichen  statt  der  '  ineiitlirh  volks  wirthschaftlirlieti  und 
«ocialen  Auffa^^ning  und  in  der  unvermerkten  Einschiebung  privatwirthschaltlicher 
huut  rolisvixthschaftlicher  Bogiiff«  und  Erörterungen  in  die  Politische  Oekoaomie. 
ftt^  dtniber  die  einleitsnde  Bomerfcnng  z.  1.  Kap.  oben  S.  8. 
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Die  ausl&nd i< rhe  WlBsenschaft  ist  über  dioscn  StiDdpnnct  fiberlmpt  noch 
heute  selten  hinausgekommen.  Docli  wird  von  J.  St.  Mi  11  in  seinen  „Grunds&tzen  der 
rolüiäcliea  Oekonomie  nebst  oiuiKeu  Amreodangen  derselben  auf  die 
Gesellschaftswissenscliaft'*,  besonden  im  3.  Baehe  Ton  der  Yertheilung 
(nameudich  Kap.  1  und  2)  und  in  B.  5  (K^i.  1,  8—11)  ein  wichtiger  Fortsdizitt  ge- 
macht, aus  dein  Mill  nur  nicht  alle  (.'onsef|uenzcn  für  die  Regritlc  und  Erörtemngwi 
der  Politischen  ückonomie  zieht.  Eigontlicli  giiindlegcnde  Erörterungen  Uber  des 
Begriff  und  das  Wesen  der  VolkswirtiDschaft  fehlen  nach  bei  ihn.  0ie  franzft- 
siächo  socialistische  liteiatiii  (St  Simon,  Fenrier,  L.  Blanc,  auck 
Proudhoni  hat  nur  Anregung:en  gegeben  fnr  eine  neue  Grundl^g^ung  der  Poli- 
tischen Oekonomie.  Die  ÜranzOsischen  >'ationaiokoaomeu  der  Smith  sehen  (freihäod- 
Renschen)  Richtung  haben  es  Btobt  fenlanden«  ans  diesen  Anregungen  das  Bichtige 
und  Werthrolle  für  eine  neue  Grondlegnng  herauszu/iehen  und  sind ,  wie  die  Eng* 
iJlnder  wenig  über  A.  Smith,  so  sie  wenig  tlbcr  J.  B.  Say  hinausgekommen.  Am 
Bedeutendsten  ist  immer  noch,  auch  für  Fragen  der  Grundlegung,  Sismoudi 
blieben  (s.  Simonde  de  Sismondi,  Nonr.  princ.  d'teonom.  polit. ,  2  roL  2. 
Par.  1827  und  etudes  sur  T^coo.  poHt  2  ?o!.,  Brüx.  1*^37  — 3S). 

In  der  dcutsdien  systematischen  Literatur  bezeichnet  auch  hier 
W.  Koscher  einen  wichtigen  Fortschritt.  Er  hat  dem  Bogrille  der  W  irthschafi 
nnd  besonders  der  Yolkswirthschaft  eingehende«  wenn  andi  jetzt  kaua  m«kr 
aasreichende  Erörterungen  (§.  11  — 15)  und  der  Unfreiheit  und  Freiheit  qu! 
der  (jüter^cmei  nschaft  und  dem  P  r  i  v  at  e  i  prc  n  t  h  u  m  2  umfassende  Kajut  i 
(4  und  5;  des  1.  Bachs  von  der  Production  gewidmet,  die  reich  an  culturlustonschec 
Detail  sind,  aber  prindpieU  die  ▼irthschaftUche  Seite  dieser  grossen  Reehtsfttget 
nicht  scharf  irenug  behandeln.  Die  Stellang  dieser  Kapitel  im  SyMem,  nemlich  hd 
Koscher  in  dem  Buche  von  der  Production  i<t  :uich  wohl  keine  ganz  richtige.  Den« 
der  persönliche  Stand  und  diu  Eigenthum^ordnun;^  sind  Fondamentalponcte  fQr  die 
ganxo  Yolkswirtlisclialt  and  für  die  Yertheilnn^  der  Qttter  ebenso  wichtig  als  ftr 
die  Production,  gehören  daher  systematisch  in  den  von  Koscher  als  Einleitosg 
behandelten  ersten  Thcil.  Die  tiefste  «-esc  h  i  chtsph  ilosophische  AuffassQDf 
der  Yolkswirthschaft  tindet  sich  bei  Knies,  die  Polit.  üekonomie  vom  Stand* 
pancte  der  geschichtf.  Methode,  Biaonschw.  185?i,  ein  Bach,  das  grade  Ar  die  im 
2.  bis  4,  Kapitel  und  in  der  2.  u.  3.  Abth-  il.  der  (irundlcgung  erörterten  Priwripka- 
fragcn ,  be-^nnd' rs  für  <\fu  Gegensatz  der  ''is^entli<  h  volkswirthschaftlichen  an', 
p  r i V a t  wirthächatilichen  Auffassung,  oine  grosse  bleibende  Bedeutung  beansprucht« 
wenn  es  aach  die  formelle  Aasbiidang  der  systematischen  Youswirthsdalb- 
theorie  sich  nicht  direet  angelegen  sein  lässt.  Aehnliches  gilt  von  Br.  Hildebrand's 
Nationalökonomie  der  Gegcnw.-irt  und  Zukunft,  1.  B.  (der  eiiizi^^^e  ,  Frankf.  1S4%,  tind 
mehr  noch  von  Fr.  List»  genialem  „Nationalen  System  der  Polit.  (Jekonomie**,  Statt;, 
and  Tüb.  1841  (B.  3  der  Hiasser'schen  Ausg.  der  gesammelten  Schriften  lAst'sy 
Seiner  ganzen  Geistesanlage  und  wissenschaftlichen  Richtung  gemäss  hat  dagegen  ftt 
die  Systematik  L.  Stein  ^rearbcitet  (besonders  in  seinem  System  der  Staats  wisse  nsch., 

1.  B.  Syst.  d.  Statist.,  Populationist.  u.  Volkswirthschaftslehre,  Stuttg.  u.  Tub.  1651 

2.  B.  GeseDsdialtslefaie,  1866,  dann  Lehrbach  der  Volkswirthschaft,  Wien  1858,  ±  Aal 
1878),  ohne  gleichwohl  hier  einen  Erfolg  zu  erzielen,  welcher  ihm  so  rollständig  ii 
seinem  grossen  System  der  Verwaltung-sichre  (Stuttg.  Ibfi.')  ff.,  im  Gnindri?? 
Handbuch  der  Yerwaltuugslehre,  IbTÜ,  2.  Aull.  1S76)  nnd  im  Ganzen  auch  in  seinea 
S^^Btem  der  Finanzwissenschaft  (4.  AaC  1878)  znTheil  geworden  Ist.  Aaeh  die  neoq 
AniL  d.  Yolkswsch.Ichre  wird  kaum  das  Urthell  Indern,  dass  St  ein 's  Kraft  nicht  ia 
seinen  rein  volkswirthsch.  Schriften  liegt.  Um  so  mehr  darf  aber  den  tibrigen  Stein- 
schen  Schriften,  besonders  auch  seinen  unaburtrotienen  Werken  Uber  den  französisch'io 
SociaHsmas  and  Commanismos  (Soc  a.  Gommnnism.  d.  heat.  F^nkr.,  Leipz.  1S42, 
dass.  Werk  2.  Aufl.  l<l*^  •.  (Jcsch.  d.  soc.  Bewegung  in  Frankr.  v.  1789  bis  anf  onSTS 
Tace.  3  B,  Leipz.  is.jOi  das  Verdienst  zuerkannt  werden,  dass  sie  für  die  orga- 
nische Auffassung  von  Yolkswirthschaft,  Staat  und  Gesellschaft  epochemachend 
waren  nnd  damit  auch  ftkr  die  principielle  Aaflassung  der  hier  in  der  Grondief. 
behandelten  Puncte  der  Theorie  d«  Yolkswirthschaft.  Vergl.  hinsichtlich  einer  d« 
Stein'<'-hen  ähnlichen  Auffassung-  auch  C.  Dietzel,  die  Volkswirthsch.  n.  ihr  V^er- 
hältniss  zu  Staat  u.  Geselisch.,  Frankf.  1864;  fur  Einzelnes  von  Aelteren  auch  SchUtti 
OrondsitM  der  HatloBalOkonn  Tttb.  184S. 
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Pir  die  Lehre  ton  der  Wirthschaft  und  den  oinzuliico  Wirthschaftsarton  spodett 
M  viederum  II  er  mann  ia  8.  ätaabvirthschafU.  Dntors.  grade  in  der  theoretischen 
Vitionalökonomie  von  grossem  Einflüsse  geworden ,  s.  in  der  2.  Aufl.  überhaupt  die 
Unmdlegimg  S.  1—78.  bes.  10,  15  fl:,  34  fl'.,  dann  124—142.  Der  organische  Character 
der  VelksirirtluKliaft  wird  ron  Hermann  aber  noch  nicht  so  stark  betont,  wie  froher 
Selm  Ton  Adam  Mtlller  in  s.    Elementen  der  Staatskunst"  (Berlin  l'^iiU.  '!  B.)  und 
wie  ron  den  Neueren,  namentlich  auch  von  Koscher  (Die  Volkswirtlisch.,  »'in  Ajtrirrepat 
ron  EiozelwirthschaUea,  sagt  IL),  wenn  auch  U.  dorchaos  nicht  mehr  auf  dem  atouiisti' 
sehn  Stendpunete  denr  «n^^ischen  Schule  oder  ToIIenthi  der  neneren  deutschen  Frei- 
haadelMChale  steht  (Pr in ce -Smith  u.  A.  m..  s.  u.  §.  126  IT.).    In  Anknüpfung  an 
Hermann  hat  dann  Schäffie  neuerdings  die  Lehre  ron  der  Wirthschaft,  "\  ülks- 
virthschaft  und  besondeis  von  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  \^hvat- 
vizthaehaftliches  owl  f emeinwiithiohafkiichei  System  o.  n.  w.)  behandelt  Ohne  ihm, 
wie  lieh  unten  im  Text  erg:iebt,  in  allen  Einzelheiten  beizustimmen,  halte  ich  doch 
seine  Arbeiten  auf  diesem  (Jebiele,  besonders  liinsichtlich  der  Gemeinvirthschaftci). 
für  £poche  machend  und  in  der  Hauptsache  seine  Ausfahningeu  ftir  richtig.  Kein 
^Andrer  hat  iileicfacs  geleistet  und  die  richtigen  Pnncte  in  den  sodalistischen  Systemen 
jkt  die  ToftsiriTthschafislehre  so  crfolg:rcich  rerwerthet.  wie  hier  SchSKle.  Erst  durch 
die  neae  LoJire  von  den  (Temeinwirthschaften  ist  ni.  E.  eine  wahre  ^'olkswirthscbafts- 
icLre  begründet  und  der  einseitig  privatwirthschaftlichc  Character  der  iiileren,  be- 
•Miden  engUaehen  Kational9ltenomie  yon  der  bisher  sogenannten  YoUBwirtbschi^ehTe 
abgestreift  werden.    Die  ausländische  Wissenschaft  bewegt  sich,  soweit  sie  nicht  auf 
finz  socialistischer  Basis  ruht,  fast  durchaas  noch  in  diesen  alten  (jleison  einer  bloss 

triratwirthschaftlicheu  „Politischen''  üekonomie  und  einer  reinen  Tauschlehre. 
i  PetschUnd  bezeichnet  Sehhffle  gegen  Bau  and  in  diesen  Pnhcten  auch  gegen 
Koscher  (der  die  Gemeinw-irthsehaften  bisher  nur  eben  erwähnte,  §.  12)  in  dieser 
L'-hre  Ton  der  Volkbwirtlischaft  und  den  Gemeinwirthschaftcn  einen  entscheidenden 
Fortschritt  der  Wissenschaft.  Vergl.  Schäffie 's  Abhandl.  Uber  (iebrauchswerth  und 
^  irthschaft,  Tab.  Zeitschr.  XXVL  (1870),  ders.,  gesellsch.  Syst.  2.  Aufl.,  §.  19  ff. 
(,S.  f,2  fr.,   und  bes.  §.  17r,  ff.  (S.  331  ff.l,  3.  Aufl.,  §.  11  ff..  17  ff.  (1,  S.  21  ff.). 

lt>t>  tL  (U,  S.  1  ft".),  §.  l'J9  ff.,  §.  227  fl".,  Socialism.  u.  Kapitalism.,  S.  1(15  H.. 
•19  ff>,  sowie  die  in  s.  solbst&ndigen  Schriften  citirten  und  Ficllach  hineinverarbeitetea 
Abhandlungen  Schiile*«  in  der  Tub.  Zeitschr.    Jetzt  d.  Quintess.  d.  Soc.  n.  bes.  d. 

B.  T.  Soc.  Körper,  nani.  S.  365  ff.  —  Beachtenswerth  endlich  für  '  inzi  lne  Punctc 
der  Lehre  ron  der  Wirthschaft,  obgleich  durchaus  nicht  so  neu,  wie  er  denkt,  ii^t 
itindvnrm,  Orandz.  d.  Staats-  n.  Priratwirthschaftslchre .  Braunschw.  1860.  sowie 
iu  ntme  Werk  dess.  Verf.  Das  Eigenthumsrecht,  nam.  Kap.  4,  ferner  der  ?ortrefiUehe 
A'if^.  ron  V.  Mangoldt  (?<'ine  letzte  Arbeit),  Volkswirthschaft  und  -Lehre  im  Staats- 
wörterb.  XI,  97  ü.  Vgl  auch  im  Allg.  Samter's  Soc.-Lebre.  Weiteres  Uber  die 
Usfcerige  Behandhug  der  Vottiwiiäischalldehie  ond  die  nothwcndige  Keform  s.  iu 
inr  Yorbemerinuig  znm  Kapitel  9. 


1.  Hauptabschnitt, 
i  Wmm  mmA  Arten  WirtluMsliAflU 

1.  Abschnitt. 

Me  Hirthieliift  Im  AUseiiieineii.  Hie  ElozelwirthMiifllleB. 

I.  —  §.  4iK    Begriff  der  Wirthscliait.    Die  Wirthschaft 
tro  allgemeinen  Sinne  des  Worts  wurde  oben  (§.  4)  bereits  be- 
zeichnet als  der  Inbegriff  der  auf  fortgesetzte  ßedtirfniss- 
befriedi^n ng  gerichteten ,  planvoll  nach  dem  ökono- 
«iteben   Priocip   erfolgenden  Arbeitsthätigkeiten 

/' 
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einer  Person.  Die  Begriffiibeetimninngen  der  Wirttuchaft  tuta" 
soheiden  sieh  nothwendfg  nacb  der  yersohiedenen  Anffasanng  der 

wirthschaftlicben  Güter  und  des  Vermiigens.  ^)  Rau  beschränkt 
folgerichtig  die  W'irthschaft  auf  den  Inbegriff  von  Verrichtungen, 
welche  zur  Versorgung  einer  Person  mit  SachgUtern  bestimnit 
sind  und  bezeichnet  als  die  iiiteste  Wirtbscbaft  die,  weiche  in  der 
Familie  oder  dem  Hanse  und  flür  dieselbe  gefuhrt  wird,  die  Hans* 
haltiing,  Hanswirtbsehaft  (Ran  §.  2).  Gerade  bierbei  zeigt  sich 
jedoob,  dass  die  ansscliliessliebe  Betonung  der  Sachgflter  nnhaltbsr 
ist  (§.  16  ff.).  Wamm  soirspedell  nnr  die  Verrichtvng  snr  Ye^ 
sorgnng  einer  Person  mit  Sachgütern,  niclit  auch  diejenige  zu  ihrer 
Versorgung  mit  persönlichen  Diensten  zur  llauswirthschaft  gehören? 

II.  —  §.  50.  Technik  und  Oekonomik.  In  jeder  Wirth- 
schaft  sind  nach  der  richtigen,  hierin  Bahn  brechenden  und  Grund 
legenden  Lehre  Herrmann' s')  zwei  in  enger  Beziehung  stehende,! 
aber  sehr  yersebiedene  Seiten  zu  unterscheiden:  die  technische, 
und  die  (im  engeren  Sinne)  Ökonomisehe,  oder  Technik  und 
Oekonomik  und  dementsprechend  zweierlei  Thätigkeiten  der 
wirthschaftenden  Person.  Die  technische  Thätigkeit  in  der 
Wirthschaft  ji;cht  darauf  aus,  die  erforderlichen  wirthsehaftlichen 
Gtlter  überhaupt,  in  richtiger  Qualität  und  Menge,®)  am  rechieu 
Orte,  zu  rechter  Zeit  für  die  BedUrfnissbefriedigang  zu  beschaffen.. 
Die  Okonomisc  he  Thätigkeit  erstrebt  Beschaffung  und  Verbraoehj 
der  wirthschafUichen  Guter  möglichst  nach  dem  Principe- 
der  Wirthsohaftliehkeit  (§.  3).  Technik  und  Oekonomik 
beeinflussen  sich  gegenseitig.  Die  letztere  muss  aber  jener  erst' 
Maass  und  Ziel  geben  und  ihr  Leitstern  sein.  Ohne  Technik  frei 
lieh  keine  Wirthschaft,  aber  ohne  Oekonomik  keiue  erfolgreiche' 
und  heilsame  Wirthschaft.  Nur  mit  ihr  hat  sich  die  Wirthschail^ 
lehre  zu  befassen,  nicht  mit  der  Technik  als  solcher.  Bloss  inr 


*)  Boscher  definirt  die  Wirthsohaft  §.  2 :  plaoToU«  Thitigkett  «fnos  HenflcW 
um  seinen  Bedarf  an  äusseren  (intern  zu  hofriedip'n,  Hermann  siehe  Anmerkonj  t: 
V,  Mangoldt.  §.  ^:  W.  ist  die  •xosauirntc  Ht^fli  itiuiiiijr  eines  Mensohen  in  der  Rich- 
tung, die  äusseren  Ciegenstäude  und  bestellenden  \  erhaltnisse  seineu  Bedarfuisseo  ucui 
Zwecken  entsprechend  zu  gestalten.  Schiffle  3.  AniL  I,  4:  W.  eine  bewnsste  plan- 
volle Kegelung  einer  Viriluit  nützlicher  Bewegungen  und  Kraftäusserungcn  in  dtfj 
Richtung'  höchsten  reinen  Nutzens,  S.  1»»  II,,  od.  Soc.  Körper  III,  2S4:  \V.  ist  der 
Inbegrili  der  Stollwcchsclthätigkeitcn  eines  Subjects,  in  der  Kichtuug  mindester 
Kosten  nnd  giOsster  Nntzeffecte  geregelt. 

^)  V.  Hermann,  2.  AqU.  S.  7  ff.,  10  ff..  30  ff.    W.  ist  ihm  dann:  die  qnaB-| 
titativc  Uebcrwachung  doi  Herstellung  und  Verwendong  der  Güter  in  einen  ge* 
sonderten  Kreise  von  Bedürfnissen,  S.  iO.  , 

*)  Hermann  enrihnt  dies  Moment  nicht,  es  gehört  aber  hierher. 
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DarlegQDg  und  Erläntennig  und  daher  mitunter  ancb  zar  Begrflndang 
ökonomischer  Verhältnisse  und  Aufgaben  der  Wirthschaft  mnss  auf 
&  Teehntk  oft  Bezog  genommen  werden.^)  Es  ist  ron  grOsster 
inditigkett  für  die  wissensohaftliehe  fiebandinng  der  Wirthsebafts- 
iehre  wie  der  Politiscben  Oekonomie  (§.  58)  diesen  Gesiebtapnnet 
festzuhalten,  was  früher  selten  geschehen  ist. 

III.  —  §.  51.  Die  Einzelwirthschaft.  Die  Wirthschaft 
jiner  Person  ist  in  rechtlicher  und  wirthschaftlicher  Be- 
dehnng  ein  selbständiges,  für  sich  abgeschlossenes  Ganzes,  das 
ib  £inselwirtbsc  haft  der  Volks-  nnd  Weltwirthacbaft 
^egenllber  steht  Die  Einzelwirtbsobaft  bat  an  ihrer  Spitze,  als 
>rgan  der  teehnisoben  und  ((konomiscben  TbStigkeit  in  ibr  nnd 
hr  Vertretung  der  Wirtbsebaft  in  reebtliober  Hinsiebt,  eine  Person 
Ii  Recbts-  und  Wirthsebaitssubject.  Sie  ist  wieder  keine  rein 
firtfaaebaftliche  Erscheinung,  sondern  zugleich  von  der  Gestaltung 
ies  Rechts  abhängig.  Denn  dieses  bestimmt  darüber,  wer  als 
'erson  g-ilt  und  damit  dann  wer  an  der  Spitze  einer  Wirthschaft 
teheD  kann,  welches  seine  allgemeiDen  Bechte  und  Pflichten  hier 
ind  nnd  welcherlei  Wirthsebaften  es  demnaeb  nacb  der  Art  der 
eehlHeh  zulissigen  Personen  giebt 

^  IV.  —  §.  52.  Arten  der  Einzelwirtbsobaft«)  Man 
tum  sie  nntersebeiden  naeb  der  Art  der  leitenden  Wirtbscbaftji- 
iubjecte  nnd  nacb  den  allgemeinen  Zwecken  der  Wirthschaft. 

A.  In  ersterer  Hinsicht: 


*"t  Der  Einwand  jrogen  die  in  diesem  Werke  vertretene  Beliandlnng  der  Staats- 
«iitongen,  da<>5  man  aiädaoii  die  gauzü  Darstellung  der  Civil-  und  Miütärverwal- 
taif  te  die  PoUdsebe  OeloiioiDie  aehen  milsM,  ttberschiesst  eben  desbalb  das  Ziel, 
r?L'  er  auf  einer  Verwechslung:  ron  Ti^rlinik  und  Oekonomik  beruht  Die  Tecbail[ 
lir  Staatsrerwaltunj^  gehört  so  wenig  hifrlier,  als  die  T«;chnik  der  materiellen 
^n-iuctioix.  z.  B.  des  Landbaus.  Dur  ältere  deutsche  cameralistische  Standpunct,  der 
pk  bei  Bau  noch  stark  nacbldingt,  bat  freilicb  ancb  in  der  maCwiellen  ProdocÜon 
iiefa  rn  sehr  T-^rbnik  nnd  Oekonomik  vcru  -  rhsdt.  S.  über  den  Staat  unten  Kap.  4; 
Rfr  V«?rkebrsrccht  ii.  Terlmik  Abth.  2  im  Bc-rinn ;  über  d.  Technik  v.  social wiss. 
«aadpoact  aus  S<  häfiie,  Soc.  Körper  lU,  54"J  iL 

*)  Raa  §.  3  nnterBcheidet  I)  bOrgerlicbe  oder  PrivatwirChscbaften,  wo  die 
rirthschaftiiche  Gemeinschaft  unter  einem  einheitlichen  Willen  i^teht:  dahin  a)  häus- 
iche  ^  irthschafton .  nemlich  natürliche,  die  Familie,  und  ktlnstliche,  wie 
.ii&aken-,  Armenhäuser  u.  s.  w..  also  etwa  .,£xtrahaushaltungcn''  im  Sinne  der  neuesten 
|be#lkenui^tatistik ;  ferner  h)  Verbindungen  ohne  häusliche  Gemeinschaft  fOr 
tazelae  Zwecke  mit  Hilfe  von  Sachgütern ;  dann  2>  die  Verbindung  der  in  einem 
(«Ilde  btiibammcowohnenden  Menschen  zu  einem  nach  Aussen  selbständigen  Ganzen« 
inem  Staate.  Ucbor  die  Volksirirthschaft  bei  Ran  s.  §.  5  a.  unten  Ann.  1  zu 
IkMte.  2.  Der  Ausdruck  Priratwirthschaft  wird  von  Bau  u.  A.  m.  oft  im  Sinne  • 
reu  Einzelwirthschaft  und  auch  von  Privatwirthschaft  im  Sinne  des  §.  121  gebiancht 
^  mterscheide  beide  Ausdrücke  durchweg  genau. 

.     iL  W»gBtr,  Grund Icgang.   2.  Aufl.  5 


Digitized  by  Google 


66  l.Abtb.  2.  K.  Wirthsch. u.  Volkäw.sch.  1.U.-A.  Wesen.  J.A.  ImAlig.  §.52— »3. 

1)  Der  typische  Normallall  der  Einzelwirthschat't  ist  die  Wirth- 
schaft  des  einzelnen  Individuums,  welche  in  der  Familien- 
wirt hschaft^)  eine  besondere  Erweiterung  erfährt  Aach  für  die 
indindaal-  nnd  Familienwirthschaft  ist  das  fiecht  wesentlich 
maasagebend  hinsiehtlich  der  Anfordenrngen,  welclie  es  fttr  die 
personliehen  Eigensohaften  des  WirthsohaftssiibjeoU 
(s.  B.  io  Betreff  des  Oeschleohts,  AHers,  der  geistigen  Besebaffefr 
heit)  und  für  gewisse  Rechtsverhältnisse  der  Familien^ 
glieder  gegenüber  dem  Wirthschaftssubject  (z.  B.  für  den  An- 
spruch auf  Unterhalt^  Bildung)^),  daher  fUr  den  Verbrauch  dei 
Guter  in  der  Wirthschaft  stellt. 

2)  Andere  Einselwirthschaften  sind  diejenigen  der  juristiJ 
sehen  Personen,  daher  insbesondere  gewisser  Erwerbmgesefli 
sehaften,  Gorporationen  nnd  aneh  der  meisten  Gemeinwirth] 
sehaften  (u.  §.  150  ff.)»  nemlieh  vieler  Vereine,  der  Gemeinde, 
des  Staats,  der  übrigen  autonomen  Organe  zwischen  Staat  nnd 
Gemeinde,  d.  b.  der  sogen.  Helbstverwaltungskörper  oder  der  unten 
im  3.  Kap.  von  mir  sogen.  Zwangsgemeinwirtbschaften.  Die  Be- 
dingungen für  die  Bildung  juristischer  Personen  und  für  die  Be- 
fugnisse derselben  werden  durch  das  Reciit  festgestellt 

3)  Dieses  bestimmt  aneh,  ob  und  unter  welchen  Yoraussetannga 
Wirthsohaften  Yongewissen  Vereinignngen  TonMensehed 
oder  von  gewissen  Vermögensbeständen  ohne  das  Von 
handensein  voller  juristischer  PersSnlichkeit  als  selbständige  Ganze 
oder  als  Einzehvirths'cb alten  (Zwischengebilde  zwischen  physischen 
und  juristischen  Persoueui  Genossenschaften  des  deufcscben  Rechts;'; 

Eine  Erweiteraog,  weil  in  der  FunUie  das  Prindp  d«r  Lieb«  waltet  und  n 

xrirths.  liaftlichor  Iliusirlit  keine  spcciellc  Eiit^dtlichleit  von  Leistünir  uod  fio^t'n- 
leiütang  besteht,  s.  u.  Kapitel  3.  Schaiflc  rechnet  daher  auch  die  Familie  schau 
la  den  Gemeimrirthscharten,  Syst.  2.  Aal).  §.  190  11'.,  in  der  3.  Aufl.  II,  91  bezeicha,i 
er  sie  als  Grundform  i'rcii^cbiger  Mitthcilung  zur  Consumtion  unter  den  Pomoi 
der  Liberalität.  Ich  betrachte  die  Familie,  nicht  das  Individuum  als  di.-  tiigentlichä 
nicdrigiite  Eiuheit  im  \'olks-  und  Wirthschaftslcben  und  weise  sie  daher  unter  ilie 
Einzclwirthschafrcn.  Gegen  diese  meine  AufÜEiäsung  Sch&ffie,  Soc.  Körper,  III,  2b(»; 
Uber  d.  Familienwirthsch.  cb.  8.  37().  For  gans  andere  Culturperioden  kann  Ich  Srk. 
beistimmen:  für  die  in  der  Polit.  ()ekon.  meist  zu  betrachtenden  ni<ht.  I 

^)  Z.  B.  Pflicht  der  Eitern,  die  Kinder  in  die  Schule  zu  schicken,  und  zusi 
auch  in  dem  Fall,  dass  Schulgeld  für  sie  zu  zahlen  ist,  oder  sie  sonst  unterrichten  a 
lassen.  —  Armeaitnterstiit/^ung^liflicbt  selbe!  ftlr  etwas  entferntere  Verwandte  u.  dgL 

**)  Nirlit  zu  Tcrwcchseln  mit  unseren  neuesten  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenosaeii- 
scbalten.  Vergi.  Beseler's  System  des  deutschen  Privatrechts,  2.  Aufl.  §.  71  an«i 
dtmm  frQhero  Lehre  ?.  d.  Genossenschaften.  Hcrmann's  Zweckwirthschaf tea, 
S.  81«  gehören  theils  in  die  2.,  theils  in  die  H.  der  im  Texte  unterachiedenea  Fttnaea 
Ton  Einz<  I\virthscliaften.  Aacli  die  Jurist.  Auffass,  der  Erwcrijsgesellschaften .  selbst 
der  Actieuge:^elisch.  schwankt  in  dem  Puncto,  ob  u.  wie  weit  sie  überhaupt  als  puvL 
Personen  (vprivatrechtliche")  gelten  sollen.  i 


I 
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bestehen  können.  Für  eine  Einzel wirtbschaflt  ist  immer  ein  ein- 
heitlieher,  die  Wirthsehaft  lenkender  Wille  £ziB(eni- 
indiiigiuig. 

B.  Nach  den  Zwecken,  denen  die  Einzelwirthscliaften  dienen, 
•md  in  mitenclieiden : 

1)  Privat wirthschaften, 

2)  G em ein  wirthschaften. 

S.  darüber  Kap.  3.   Bes.  §.  121,  151,  154. 

2.  Abschnitt 

Die  Yolksn  irthschaft. 

L  —  $.  53.  Wesen.  Ein  einheitlicher  Wille  fehlt  bei  der 
Volkswirthachaft^),  wenigstens  wenn  diesdbe  in  ihrer  bis- 
iKrigen,  sogut  wie  ausnahmslosen  geschichtlichen  Erscheinnng  be- 
tnebtet wird,  im  Gegensatz  zn  gewissen  socialistisch-commnnistischen 

Ideen (§.  lO'J^  tf.)  von  einer  besseren  „Zukunfts-VolkswirthschatV.  Die 
Volk^wirthschait  in  ihrer  geschichtlich  Uberkommeueu  und  thatsäclUich 


')  Dies  hebt  auch  Ifaii  s<  Ji;irt  henor  §.  5:  die  Volkswirtlisrbafl  ist  ihm  der 
Inbegriir  der  wirtLsobaftlichna  Thati^^k '  iten  aller  einem  Staate  angehureuderi  Pt  rsonen. 
..Dies«  ist  keine  einfache,  ron  einem  einzelnen  Willen  gelenkte  Wirthschaft,  -uudi  m 
.iij  Vielheit  telbsUndig  neben  einander  stehender  und  x.  Th.  in  ein&iui'-r  greifender 
^Wirthschaften.  die  im  Beprill  als  ein  höheres  (Jnii/>"^  /n-  nnincnircfasst  und  als  solehes 
nun  <i^enstan<l  einer  wissenschaftlichen  Betrariiiunir  gemacht  werden."  Er  vertrleieht 
usgebUdotero  \'olk:iwirthscbaft  auch  luit  einem  Organis mns.  S.  uuch  Kau, 
Tllb.  ZbM-br.  Ib'O,  1 14.  Ueber  die  Entwicklung  di  s  Wesens  der  Volkswirtbschaft  und  ihrer 
T^rschied«:  .  n  (i.-^tailunfT'Mi  «.  Ivan,  Ans.  d.  Vnlkswirthseh.,  Leip^,  ls2I.  Lindwurm 
a  a.  O.  bes.  Kap.  1  u.  2  sagt  grade  hier  im  Gewände  heftiger  Polemik  wenig  Neues, 
h  s.  „Eigeuthuinsrecht''  S.  499  ff.  komoU  er  von  Neuem  auf  diese  Poiicte,  gegen 
•eine  BehandL  polemisirend.  Er  liat,  wie  ich  scbon  fn)h<>r  nicht  bestritt,  R^kt 
dwin,  das«  dio  ,.VoIkswirtbsi  liaff  nicht  im  Sinne  der  ,,Kiii/.  lwirrh>.  haft"  eine 
.,*'iiths<-haff  sei»  weil  sie  subjectlos  ist.  Seiti  Bestreben,  den  Begnlf  „V'olks- 
VlRhschafr  und  „Volkswirthschaftslebre*'  als  unlogisch  zu  erweisen  und  nur  eine 
««Staats wirthtcbaift'^  (und  Lehre  davon,  nebet  (iewcrkslehrcn)  anzuerkennen,  ist  aber 
"«r  die  Folge  seiner  unhaltbaren  Prämisse  von  der  freien  Individualität  der  Urheber- 
Kkaft**,  die  die  Production  bedingt.  Auch  als  Staats  wirthschaft  hat  die  Volks- 
'virtbcbaft  kein  leitendes  Subject  im  Sinne  der  Einzelwirthschaft  an  der  Spitze.  — 
^  r  Ausdruck  Volkswiithschaft  toll  zuerst  bei  Ilufeland.  n.  Cirundl.  l,  14  vorkommen. 
Mitunter,  doch  selten  und  ntipass.-nd.  wii<l  das  W  ort  auch  für  \  olkswirthsebaltslo h rc 
tr^hrancht.  Nationalökonomie.  Politischu  Uekonomio,  6conomie  politiquo. 
j^  iiieal  6c«nomy  bedeutet  wörtlich  eigentlich  auch  VolkswirthschAft ,  wird  aber  ge- 
vj^kaUch  ftlr  Volks wirthschafbl ehre  gebraucht,  wofür  Nationalökonomik,  Politische 
OdtODomik  sprachlich  rirbticer  ist.  Der  Name  economie  ]>olitique  soll  zuerst  bei 
Montcbretien  vorkommen.  Schon  Aristoteles  spricht  von  einer  oixüvofxia 

lk»Tix^  (Privatwirthschaft),  nokixixri,  aar^ntx^,  ßauiXiX^  (Stadt-,  Provlncial-, 
Reichswirthschaft)  im  Sinne  von  Arten  der  \^  irtbschaft.  —  Ueber  die  Auffassung  des 
Wesens  der  Volks«- irtbschaft  s.  die  S<  hriftsteller,  welclM  in  der  VorbemerkaBg  S.  62 
citiit  sind,  bes.  Hermann,  Sohäffle  und  Roscher. 

5» 
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bestelieiulen  Form  eutbehrt  überall  eines  leitenden  WirtbschaUs- 
und  Recbtssubjects  an  ibrer  Spitze.  Sie  ist  der  ah  ab  ge- 
schlossenes Ganzes  gedacbte  Inbegriff  der  unter 
einander  nach  Maassgabe  einer  bestimmten  wirtb- 
schaftlichen  Rechtsordnung  verkehrenden  selbstAD- 
digen  Einzelwir.thsehaften  in  einem  snm  KinselsUtt 
organisirten  oder  dnreh  staatliehe  Wirthsehaftsmass- 
regeln  zur  Einheit  verbnndenen*)  Volke. 

So  aufgejasst  beruht  die  Volkswirthschaft  zunächst  allerdingg 
nur  auf  einer  Abstraction,  aber  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
als  „das  Volk''  auf  einer  solchen  beruht.  Sie  ist  daher  auch  ebenso 
gut  wie  das  Volk  ein  reales  Ganzes,  welches  sich  in  entscheideih 
den  Paneten  als  ein  Organismus  darstellt,  dessen  nieht  bloai 
Theile,  sondern  Glieder  die  Einzelwirthsehaften,  nnd  zwar  ein- 
Bohliesslieh  der  vom  Staate  reprilsentirten  Gemeinwirüiaehafl 
(§.  155)^)  sind.  Als  solche  Glieder  haben  die  EinzelwirthschafkeD, 
neben  ihrem  Eigenzweck,  doch  immer  gleichzeitig  Functionen  für 
den  Zweck  des  Ganzen,  der  Volkswirthschaft,  und  sind  insc- 
ferne  Mittel  für  die  Zwecke  der  letzteren.  Die  BezeichnuDg  der 
Volkswirthschaft  als  Ganzes  weist  auf  den  Ciiaracter  derselbea 
als  Organismus  und  anf  die  gliedliche  Znsammengehörigkeit  nnd 
dadurch  bewurkte  gegenseitige  Abhilngigkeit  nnd  Bedingftbeit  dei 
Eiozelwirthschaften  bin,  wobei  dann  von  der  Selbstindigkdt  do 
letzteren  abstrahirt  wird.  Arbeitstheilnng  nnd  Verkehr,  ii 
Wechselwirkung  mit  einander  stehend,  d.  h.  wiederum  Arbeits« 

*)  Sriit  Backaicht  Mf  geschicbtliche  Vorginge  wird  auch  dies  Moment  neben  d  jiu 
Einzcläiaat  zu  betonen  sein.  lu  Deutschland  lonnto  vou  einer  Volkswirthschaft  da 
Zollvoreins  gesprochen  werden.  Schäffle  bezeichnet  die  Volkswirthschaft  jetil 
im  Hoc.  Kürper  iU,  2b0  aU  „den  mit  Hucksicht  aui  geringste  Kosten  und  gr(y»äteii 
Ifotzeu  geregelten  GesuDSistoihrediiiel  aller  sodalen  Einheiten,  den  Inbegriff  der  so 

teregulten  materiellen  Gesaauntbofriedigiing  des  geeellachnftiiötpew^.    &  mach 
.  m  fl. 

')  Wie  später  dargelegt  werden  wird  ^kap.  9  a.  4),  ist  der  Staat  üclb^t  auoh  ilj 
eine  Wirthscltin  anficufassen.  Eine  Seite  dieser  Wirthschaft  ist  wieder  die  1  ma:^- 
wirthschaft,  s.  u.  §.  170.  —  Uel>or  die  organidche  AnfEMSung  der  Volkswirtbschai 

gegenüber  dei  :itunii>fisrlion  s.  auch  Ko5(  her,  ij.  12  nebst  der  literar.  Aiimerkuu!: 
Sismondi  und  bcsonderä  List,  früher  schon  A.  MuUer,  Dloui.  d.  Staat^kua^t  l;»*)'^ 
haben  diese  organbche  Aoffassang,  die  jetzt  die  wissenschaftlich  herrschende  i^t, 
lange  vertreten.  Die  SchutZZOUner  wie  die  älteren  mercautilistischen  Thooretika 
konnten  Itei  ihrer  W'erthlog-iinc'  auf  staatliche  \Virthsch;ift>poIi(ik  auch  nicht  wohl  n 
der  J:Iiuseitigkcit  der  atomi&Liacheu  Auffasaung  der  Fhyaiokrateu  und  der  Freihuudi«! 
(Smith*sche  tSchule)  kommen.  S.  Uber  diese  atomistiscbe  im  Gegensatz  20  der  hiei 
vertretenen  organischen  Auffassung  der  Volkswirthschaft  besonders  unten  Knp.  l^ 
§.  126  11.  Lindwurm  fallt  in  Jer  in  Note  1  gen.  l*ulemik  in  diese  atomi^tischä 
Richtung  zurück,  die  er  doch  mit  Ii  echt  in  der  Grandtendenz  s.  i:>chrift  u.  in  seinci 
AnnSherang  an  socialist.  Anfrassungen  ablehnt 
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^ereinigang,  sind  es ,  welche  aus  den  Einzelwirtbschatten  des 
Volks  ein  Ganzes,  eine  Volkswirthschaft  maoheD.  iDdem 
^xeses  ,,Ganze"  gieiohzeitig  einabgesehlossenes  Ganze  genannt 
mtdf  wird  wiederam  von  dem  Verkehre  der  eine  Volkawirthsehaft 
Menden  Einxetwirthseluillen  mit  den  zn  einer  anderen  Volkswirtli- 
tohaft  gehörenden  Einzelwirtbsebaften  abstrablrt.   Aneb  dies  aber, 
ttd  damit  die  Trennung  der  Weltwirthscbat t  in  ver- 
(chiedene  „selbständige"  Volkswirt  h  sc  Ii  aftcn  und  die 
JnterscheiduDg  zwischen  Volks-  und  Weltwirthschaft,  ist  mit  Htick- 
neht  auf  durchaus  reale  Verhältnisse  statthaft.    Denn  die 
Sinzelwirthschaften  in  einer  Volks^wirthschaft  sind  zunächst  anter 
ich  durch  Arbeitstheilung  nnd  Verkehr  näher  verbanden  nnd 
fteraehmen  als  Glieder  ihrer  Volkswirthschaft  bestimmte  Fonctionen 
Ii  der  Gewinnung  gewisser  wirthschafllieher  Gfiter)  gerade  ftlr 
h  SSweeke,  d.  h.  fttr  die  gesammte  yerlangte  BedHrfnissbefriedigung 
I  ihrer  Volkswirthschaft.  Man  erkennt  dies  besonders  deutlich  in 
er  entwickelteren  Volkswirthschaft  eines  ^riisscrcn  Landes  an  der 
SkUTnlichen  Gruppirung  der  wichtigeren  Productionszweige, 
lamentlich  der  industriellen.    Eine  Industriegruppe  einer  Provinz 
l  B.  arbeitet  für  die  Versorgung  des  ganzen  Landes  mit  ihren 
Mneten  imd  daiHr  ist  die  ProTmz  wieder  darauf  angewiesen, 
iü  dem  Lande  das  an  beziehen ,  was  sie  braucht  und  was  eben 
Hgen  des  Vorwaltens  des  betreffenden  Industriezweigs  nicht  in 

tsdiMt  erzeugt  wnd  (Elsass  in  seinem  Mheren  VerhSitniss  zu 
nkreich).*)  Die  Natur  der  Volkswirthschaft  als  eines  Organis- 
ins  bringt  es  dann  auch  mit  sich,  dass  zwischen  den  Einzelwirth- 
*baften  als  Gliedern  der  Volkswirthschaft  und  zwischen  ihren 
jmctioiieii  ein  nothwendiges  Gleichgewicht  und  fibenmaass 

*)  Die  Geverlre-  und  H&Ddelsstatistik  und  die  Statistik  der  Rohprodaction 
%en  die  räumliche  Verbreitnng  der  verschiedenen  wirthschaftlichen  Prodiictions- 
Irei^e.  Nach  den  tou  Urnen  gelieferten  Thats&chen  lat»sen  sich  Productions- 
trt«m  catwerfiBO,  velclie  diese  liuinlfolie  VerbreitDog  »m  Beeten  TeraasobMliobeii. 
\i  noiOBweudige  gegenseitige  Bedingtheit  der  Einzelwirthschaften  und  der  riK\ractcr 
iTsf^lben  «ie  Glieder  der  Volkswirthschaft  und  darüber  hinaus  der  Wcltwirthscliaft 
ik  dab«i  deutlich  henor.  Besonders  interessant  sind  die  neuerlichen  Karten  der 
liiiktioa  der  fenlleB  Brauutofle  (nich  EiseDbabn-  und  WasseROQten),  mit  denen 
•  ©rganische  Wesen  der  Volkwtfthschaft  sehr  liübsch  an  einem  wichtigen  Bei- 
iel  illoatrirt  w<  rden  kann  (rergl.  einen  ähnlichen  Versuch  in  Wortschi Idcrun 5  für 
rwtirhhn-i  schon  in  meinem  Aufsatze  „Die  Kohlen''  u.  s.  w.  in  der  TUb.  Zcitschr. 
|M|L  Letorelebe  vad  intereisante  statiBtiscbe  Arbeiten  ober  den  Standort  der 
ctr-irb«  liefert*?  E.  Las]»  cy  res  fUr  Nordarnerica  in  der  Berl.  Viertcljahrsschrift  für 
ö\ki.«rinbschaft.  IS70,  II,  1)3;  eb.  III,  1;  1871,11,  1  Koscher,  Stud.  Üb.  d.  Natur- 
j*eiiÄ,  die  den  zweckinäss.  Standort  d.  Industriezweige  Vjcstimmen.  jetzt  in  d-  H,  Aufl. 
d.  ToIirsirirthfcbM  Leipz.  1878,  II,  1. 
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stattfindeu  niuss.  Abweichungen  hiervon  können  nur  durch  die 
Erweiterung  des  volkswirthschaftlichen  Verkehrs  zum  internationalen 
und  weltwirthschaftlichen  erfol£;en  imd  ihre  Kechtferügung  findea 
(Abselmitt  3). 

Die  Wissenschaft  niin  von  der  Volkswirtbsohaft  als  den 
Organismiis  der  Einzelwirthsebaften  staatlieh  orgaBi>| 
sirter  Volker  ist  die  Volkswirthseliaftslehre,  Nationtl-! 
Ökonomik  oder  Politische  OekoBomik:  der  Gegenstüii 

dieses  Werkes.^) 

II.  —  §.  54.  Entwicklung  der  Volks wirthschaft.  Da- 
für sind  dreierlei  Momente  massgebend:  ein  persönliches 
und  nationales,  das  im  Volk  und  seiner  gesciücbtlicheD  Ent- 
wicklung, ein  rechtliches  und  politisches,  das  im  Staat 
und  in  der  Gestaitang  der  wirthaehaftlichen  Bechtsordnnagi 
ein  natttrlieheSy  das  im  Lande  nnd  seiner  Natortiesoliafo- 
hdt  liegt 

1)  Die  Volkswirthschaft  entwickelt  sich  im  und  mit  dem 
Volke  aus  den  Individual-  und  Familienwirthschat'ten  im  Wohn- 
gebiete des  Volks  durch  Tausch,  Arbeitsthoilung  und  Verkehr 
allmälig  ganz  naturgemäss  und  organisch,  wie  sich  das  Volk  selbstj 
entwickelt.  Sie  erhält  aber  ihren  Charaeter  als  abgeschlosseneft 
Ganzes  innerhalb  des  MenschheitSTerkehrs  und  der  WeltwirUuwbaA 
wesentlich  doreh  die  staatliehe  Organisation  des  Volks  nnd  ihn| 
Eigenart  dnroh  die  bestehende  Besitz-  nnd  Erwerbs-Reehti- 
ordnung.  ^   Es  ist  nrsprtlnglieh  das  Volk  im  Sinne  von  Nation, 

^)  Näheres  über  liejjritr  iiiul  Wesen,  Aafgabe  und  Methode  der  Volkswirthschafti- 
lehre  s.  iu  Abth.  H  der  bruudlogung  \}m  2.  B.J.  liier  hebe  ich  eiaätweiica  iiur  henor, 
dMS  !eh  mit  Schäfflo  (der  in  der  3.  Anflage  s.  Systems  t,  AB  die  Nationalökoiioaue 
definirt  als  Lehre  von  der  Erscheinung  dos  virthschaftlichen  Princips  in  der  mensclii 
liehen  CiesellHchaft)  darin  Ubercinstimnie ,  dass  die  Aufgabe  der  Nationalökonomie 
in  der  Darlegung  der  Verwirklichung  des  Phucips  der  Wirthachaltlichkeit  iu  der 
Yolkswirthsehaft  Hegt  Dies  Moment  ist  aber  in  der  Definitioii  ivTexte  im  Hlnveiad 
auf  den  Or^anismas  der  £inzdwirth>chaften  enthalten.  Schäffle's  Definition  p«^ 
ebenso  für  die  Wirthschafts-  als  für  die  Yolkswirthsrhaftslehre.  ist  also  etwas  zu  weiti 
—  lieber  andere  Namen  «ler  W  issensehaft  nnd  über  andere  Deliuitiouen  der  Schnöj 
steiler  s.  Kap.  6  nnd  Kau,  §.  9,  Rosober,  §.  IS.  Held,  QnAds.  8. 10  f|»ilcltt  m 
ron  Wirthschaft  und  Wirthsc  haftsloln« . 

"t  Auch  die  früheren  und  auch  Kau  konnte  dies  nicht  iibersehen.  Aber  J<u 
Umstand  wurde  nicht  genügend  betont.  Katt*s  fur  die  deutsche  Wis&en^chaft  so  lanfl 
maaflsgebende  Behandlung  der  Politischen  Oekonomie,  nemlich  die  Scheidong  in  eiMi 
theoretischen  Theil ,  die  Volkswirthschaftalehre,  oder  Nationalökonomie 
und  in  einen  itr.ictischcn  Theil,  «lic  wirthschattliche  Politik  (t;?.  9,  J3,  1" 
beruht  doch  im  letzten  Grunde  auf  dem  Gedanken,  die  VolL>wirthsciiiitt  zuuaclist  ohne, 
dann  erst  m  i  t  dem  Staate  zu  betrachten,  was  practisch  unmöglich,  eben  dedmll»  Ui<ew 
tisch  nicht  richtig  ist,  aber  mit  der  ungentlgenden  Betonung  der  wirthschafüichm 
KechtKordnung  und  des  Staats  in  der Volksirirthschaft  beiden  Aelteren  zusammenhtagt 
S.  bes.  unten  Kap.  8  u.  4  u.  Abth.  2. 
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reiches  als  Träger  der  Volkswirtbschat't  erscheint.  Die  historische 
riuUsache  gemeinsamer  AbsUmmung,  die  gemeinsamen  geschieht* 
jetai  fiflebnissey  der  Besits  eines  gemeinsamen  Wohngebiets ,  die 
kneinssrnkeit  nnd  Eigenansbildong  (die  „nationale^'  Ansbildnng) 
mMsot  (^nationa]«r<<)  Besitsdillmer,  der  Sprache,  der  Sitte,') 
b  Rechts,  des  Staats,  der  Wirthsobaft,  selbst  der  Kunst, 
i'i?!seD8cbatt  und  Religion,  diese  Momente  alle  sind  es,  auf  denen 
ie  Nation  beruht.  Die  Volks wirthschaft  ist  eines  der  genannten 
ationalen  Besitzthilmer,  ist  Nation al()konomie  und  insoweit  ein 
(atorproduct  Aber  wie  die  andere  verwandte  Seite  des  Volks- 
kuBf  das  Volkarechti  erhält  aneh  die  Voikswirthschaft  erst 
veh  den  Staat  ihre  Gestaltong:  sie  wird  Knnstprodnct,  der 
stdrliehe  Organismus  wfad  z.  Th.  künstliche  Organi- 
ation  (§.  116).  Die  Volkswirtbschaft  wird  bierdureb  aus  der 
ationalükonomie  die  Wirthschaft  des  Volks  im  staatswissen- 
:bafUicben  oder  politischen  Sinne  des  Worts  Volk^  also  die 
firtbschafl  der  im  Staatsverband  vereinigten  Personen:  wird 
«litisehe  Oekonomie  (in  dissem  Sinne).  Ihr  specifisob  natio- 
ales  Gepräge  yerliert  oder  modifieirt  die  Volkswirthsohaft  alsdann 
I  denelben  Weise,  wie  in  den  WeebselfUIen  der  €toschichte  die 

iiiem  concreten  Staate  vereinigte  Bevölkerung  authrut,  mit  der 
auou  im  ursprünglichen  Sinne  des  Ausdrucks  ideiitiscli  zu  sein, 
fld  wie  etwa  durch  den  geschichtlichen  Process,  in  Folge  des 
asammenlebens  in  einem  Wohngebiete,  des  wirthschaftlichen  Ver- 
lan, der  gemeinsamen  Beobtsordnnng  und  der  staatliehen  Zn- 
iMNofimng  die  Angehörigen  dnes  StaatSTorbands  wieder  in 
ler  eigenartigen ,  neuen  „Nation*'  werden,  so  nimmt  die  Volks- 
irtb^haft  in  diesciu  Verbände  auch  wieder  ein  neues  specitisch 
lationales^'  Gepräge  an. 

§.  55.  —  2)  In  markanter  Weise  ist  durch  den  Staat  die  Aus- 
gang beso  n  derer  Volkswirthschaften  innerhalb  der  europäisch- 
lerikaoisehen  Welt  seit  dem  16.  nnd  17.  Jahrbnndert  bis  in 
Mie  inmittdbare  Gegenwart  hinein  begtlnstigt  worden.  Die 
noDderen  „StaatsindiTidnalitftteii'*  treten  seitdem  sebUrfer 
STTor,  die  straffere  Centraigewalt  vernichtete  oder  verminderte  die 
rovinciclle,  communale  und  ständische  Autonomie,  suchte  aus  dem 
taatggebietc  einen  grossen  einheitlichen  Ma rkt  zu  scbaften 
od  sperrte  oder  ersehwerte  den  Verkehr  mit  dem  Aaslande,  Von 


J  BpithUiulichcr  Weise  wird  ^rado  dies  bo   characteriätisclic  Moment  von 


Digitized  by  Google 


72  l.Abth.  2.  K.  Winhäch.  u.  Volkäwjtch.  I.IL-A.  Weseu.  2.A.  Voliuw^h.  g.55,56. 

grösbter  ßedcutuog  ward  insbesondere  die  Ausbildung  der  Landes- 
grenzzol Isy Sterne,  innerhalb  deren  zunächst  das  Zollgebiet 
die  territoriale  Basis  der  nationalen  Vol ks wirthscbaft 
wurde.  ^)  Die  Volkswirthschaft  wuchs  dann  gewisserojassen  in  das 
Zollgebiet  hinein  und  indem  letzteres  möglichst  auf  das  Staats* 
gebiel  (Frankreich ,  GrosBbritaojiien  und  Irland,  BiiMland,  Oester- 
reich, Italien)  oder  anf  das  Kationalgebiet  (Oentschlandy  ZoU- 
yerein)  ausgedehnt  wurde,  yerwnchsen  aneh  die  national  md 
politisch  disparaten,  die  neuerdings  etwa  erst  mit  dem  Staate  ver- 
bundenen, die  geographisch  abgelegeneren  Landes-  and  Volkstheile 
zuerst  mit  der  Volkswirthschaft,  dann  mit  dem  Staate 
selbst  (£lsass-Lothringen  und  andere  ostfranzösische  Grenzprovinzca 
in  ihrer  yolkswirthschaftliclien  Verbindung  mit  Frankreich  seit  der 
fioTolntion,  die  russischen  westlichen  Annezionsgebiete,  Oesteireiolit 
Kronl&ndery  die  ehemals  polnischen  Gebietstfaeile  FreusseuSi  die 
Staaten  des  Zollyerelns,  Elsass-Lothringen  in  seiner  Verbindaa^l 
mit  dem  Deutschen  Reiche  u.  a.  m.).  Das  Landesgrenzzoll- 
System  und  die  damit  in  enger  Verbindung  stehende  gesammte 
mercantilistische  Volkswirthschafts-  Tnicht  nur: 
Handels)  Politik,  beide  gewöhnlich  viel  zu  enge  nur  aas  den 
handelspolitischen  Gesichtspancte  beartheilt  und  oft  genug 
vemrtheil^  erweisen  sich  hiemach  von  gritaster  allgemein  wirth- 
schaftlicher  nnd  politischer  Bedeutung  und  in  Folge  dara 
selbst  wieder  von  massgebendem  Einflüsse  auf  die  Cultur  eiiM 
Volks.*)  Diese  Wirkung  ist  häufig  durch  begleitende  politische 
oder  polizeiliche  Absperrungsmassregeln  fwic  z.  B.  das  Passwesen) 
noch  gesteigert  worden.  Die  Wechselwirkung  zwischen  volkswirth- 
schaftlichen  und  politischen  Verhältnissen  tritt  in  den  genannten 
Thatsachen  und  Massregeln  sehr  frappant  hervor.*®)  £nt  ditt 
physiokratisch-Smith'sche  Nationalökonomie  mit  ihrer  einseitig 
kosmopolitischen  Tendenx  hat  dies  wahrhaft  staatswirthschafttielie 


*)  Näheres  darüber  bei  A.  W'agaer,  Art.  Zölle  im  btaabwörtcrb.  XI,  Ü44  IL, 
TMigL  Mcli  Fr.  List,  natioii.  Syst,  Kq>.  20  n.  27. 

')  Die  radicaleu  Frcih&odler,  z.  B.  Basti At,  haben  diese  hohe  volkswirthschaft- 
liehe  uii'I  politische  Bedeutung:  ilor  Landesgrenzzollsysteme  g-ewfthulich  verkaout,  ia 
richtiger  Couse^ueoz  ihres  atomibtischcn  Standpuocis,  foq  welchem  aus  die  Volks- 
vlrtbschaft  nur  ein  Nebeneinander,  keine  organische  Verbinduag  von  Eiozelwirtii* 
Schäften.  S.  die  chantcteristlsche  Aeusseniog  Bastiat's  Aber  den  deatsdieB  Z(A- 
rerein,  bei  Bergins,  Fioanzwiss.,  1805,  S.  389. 

Anwendung  des  Gesagten  auf  die  practisohe  politische  Frage  der  Wiedev-i 
Vereinigung  Khiass-LrOthriagens  mit  Deutschland  in  A.  Wagner,  Eis.  u.  Lothr.  6.  Mt 
1871,  S.  53  IT.,  -  jetzt  schon  mannigfach  doich  die  That  beviliilicitet. 
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üoQieDt  Iii  der  Volkswirthschaft  in  seiner  Bedeutung  verkanut  uud 
ffiit  unter  dem  Einflass  dieser  und  verwandter  Lehren  (Kant'scbe 
Rechte-  und  BtaatsphiloBophie)  ist  es  auoh  in  der  Praxis  der  Wirth- 
lehailspolitik  znrttekgedrängt  worden.  Die  Aufgabe  unserer  Zeit 
ift  vm  so  mehr  wieder  In  dem  Worte  von  Rodbertns  enthalten: 
.Die  Volkswirthschaft  muss  wieder  mehr  Staats wirtbschaft 
Verden/'  Denigemäss  muss  auch  eiue  dem  Gesammtbedürtniss 
les  Volks  enuprecheode  Gestaltang  der  wirth  seh  ältlichen 
Ucbtsordnangy  der  Besitz-  und  Erwerbsordnnng  dnrch 
in  Staat  verlangt  werden  (Kap.  3  n.  4,  Abtb.  2).^^) 

§u  56.  —  3)  Sowohl  das  innige  Verwaehsen  der  Einzelwirtli- 
efcaften  zar  Vottswlrthsehaft,  als  aneh  wieder  die  Abtrennung  der 
inzelnen  Volkswirtbscbat'tcn  von  einander  wird  endlich  wesentlich 
eeiuflusst  durch  das  Land  und  dessen  Natur,  insbesondere  die 
;eographischo  Lage,  Beschaffenheit  und  selbst  durch  die  geomc- 
rische  Form^^)  des  Volkswirthscbaftsgebiets,  bez.  des  Zoll-  und 
teatsgebiets.  Die  Terticale  and  horizontale  Gonfignration  des  Ge- 
letey  die  Höhe,  Rtehtnng,  Zugängliehkeit  der  Gebirge,  die  Seever- 
fodoDg  und  die  natürlichen  Binnen- Wasserstrassen,  die  von  allen 
iesen  Momenten  abhängige  Entwicklung  der  Coniniunicatiousuiittel, 
!ie  Lage  eines  Volkswirtbschaftsgebiets  zu  anderen  Gebieten,  die 
Age  der  einzelnen  Landestbeile  zu  einander  und  zum  Auslände 
itscbeiden  znm  Tbeil  massgebend  Uber  die  Innigkeit  des  Verkehrs 
iserhalb  der  Volkswirthschaft  and  zwischen  yerschiedenen  Volks* 
rirthsehaAen  oder  Theilen  derselben,  z.  B.  Grenzprovinzen.  Die 
lotaltnng  der  Volkswirthschaft  unter  dem  Einflüsse  dieser  ränm- 
ieben  V'erhältnisse  wirkt  dann  auch  wieder  auf  das  politische  Leben 
e^j  Volks,  auf  das  losere  oder  engere  politische  Band  verschiedener 
itionaler  Theile  der  Be?üikerang  bedeatungsvoU  ein. 


**)  Rodbertas,  in  der  Tttb.  Ztscbr.  1878.  S.  232.  0ie  GonscqueD2  dieser  Auf  • 
tsäoaf  \»t  roB  Air  ia  den  beMea  to\g.  Kapiteln  d.  in  d.  2.  Abtb.  (^om  Recht  in  der 
olkiTirthscI  aft)  gr^zogen  worden,  was  dann  freilich  eine  ganz  andere  Behandlung  der 
»i.-^kon.  (irundlogung,  als  die  übliche  mit  si«  Ii  bnngt.  Auch  im  wlssenüchafiÜchen 
O'iiJbiDQi  iat  diese  Aaffassong  der  richtitre  Kernpunct.  Die  Schatuöllncr,  Fr.  List 
ibei^eo,  Terfehk-n  es  darin,  dass  sie  nar  ein  handelspolitisches  «.nationales^ 
yjtem  d,  Polit.  kon.  Wullen:  ein  das  si  inzc  Wirthbchaft-lehon  umfassendes  ist  ZVL 
erlasj^en    Der  Schutzzoll  i^t  kein  .Sy>tein'",  sundern  nur  lin  (ilied  eines  wirtli-ch. 

dTstemi,  and  nicht  fUr  sich,  sondern  nur  als  solches  Glied,  daher  nur 
H  priteipieller  Bemiagelonff  des  jBystenu  der  freien  Goncnrrenz**  haltbar.  Die 
'»T'^hnlichei  SdliiitizAflner  sind  hSer  ebenso  nnzolingliob  in  ihrer  Argnnentation  vie 

Gef  Bcr. 

")  Dalmatien':*  L32:o  zu  Oesterreich,  Tirol's  jetzt,  nach  Abtretung  L,ombardo- 
-^vütfiV.  desgl.  i  Ostj^^rcusseu's  Lage      Deut;:chiaiid  u.  dergl.  m. 
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3.  AbBchnitt. 
Die  WeltwirUiscluift« 

I.  _  §.  57.  Wesen.  Die  Weltwirthflehaft  ist  der  Inbegriff 

der  miteinander  Terkebrenden  Einzelwirtbscbafton  vieler, 
schliesslich  aller  Völker  oder  Volk nwirths eh  al  ten  der  Erde, 
Innerhalb  dieser  gesammten  Weltwirthschaft  lassen  sich  in  be- 
stimmten Zeiten  wieder  Voikswirtlischai'tsgrappen  nnterscbei- 
den,  welebe  sieb  in  einigen  Beziebimgen  gegen  einander  ähnlieh 
absebeiden  wie  die  Velkswirtbseliaften.  Sie  werden  mitnnler  ebes* 
falls  „Weltwirtbsebaften''  genannt  Man  kann  namentlieb  die  Wett> 
wirtbsebaft  der  earopüisch-americaniscben  Galtnrv5lker  (inel.  Anitii» 
liens)  als  occidentalische  der  Weltwirtbcsbaft  der  asiatischen 
Culturvölker  als  der  orientalischen  gegenüber  stellen.  Für 
manche  Wirthschattsverhältnisse,  z.  B.  iHr  den  Character  und  für 
das  in  der  sog.  Handelsbilanz  zam  Vorschein  kommende  Ender* 
gebniSB  des  auswärtigen  Handels,  (danemde  Passivität  d« 
enropäiscben  Handels  gegen  Asien,  im  Wesentlieben  seit  den  Rffmo^ 
Zeiten),  femer,  zum  Tbeil  in  Verbindung  damit,  IHr  die  Edelmetall- 
geld Verhältnisse  bilden  diese  beiden  Weltwirthscbaften  lormlich 
wieder  jede  ein  Ganzes,  ähnlich  wie  die  einzelnen  Volkswirthschaften 
(§.  b3)  und  treten  in  einen  gewissen  Gegensatz. 

n.  —  §.  58.  Die  Entwicklang  der  WeltwirthschatY.  Sie 
ist  von  denselben  Faetoren  abbängig,  wie  diejenige  des  Verkebo 
ttberbanpt  (§.  13).  Man  kann  dabei  wobi  die  bloss  die  Entwick- 
lung bedingenden  Momente,  d.  b.  die,  welebe  die  Weltwirtiisebaft 
möglich  machen,  und  die  eigentlich  verursachenden  Momente, 
welche  die  Weltwirthschaft  bewirken,  unterscheiden.  Die  erstereu 
sind  einmal  die  Rechtsverhältnisse,  insbesondere  die  recbtliehe 
Sicherheit  und  die  rechtliche  Zulässigkeit  („Freiheit") 
des  Verkebrs,  in  der  Volkswirtbsebaft  und  Uber  dieselbe  binsM 
(,^reibandel''y  Valkerreebtsznstand,  Kriegsmarine  als  Sebntsanstalt); 
sodann  derZostandder Oommnnieationsmittel.  Dieiweiten, 
die  c au salcn  Momente  sind  erstens  die  verschiedene  natör- 
liehe  Ausstattung  der  Länder  und  (zum  Theil  davon  abhängig:) 
der  Völker,  zweitens  die  Verschiedenheit  der  Entwick- 
Inngsstufen  der  einzelnen  Volkswirtbschaften.  Die 
nationale  Arbeitstbeilnng  erweitert  sieb  in  der  Weltwirtb> 
fiebaft  znr  internationalen.   Die  Weltwurtbscbaft  kann  dadurch 
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\vieder  die  Natnr  eines  grossen  Organismus  annehmen,  in 
welchem  die  einzelnen  Volksvvirtbschaften  (oder  geuauer  gesagt 
die  Einzelwirthscbatten  in  ihnen)  die  Function  von  Gliedern 
erhalten.  Thatsächlich  neigt  sich  der  heutige  Verkehr,  unter  den 
üiB  b^gflaetigeDd^  fiinflttaaeD  in  der  Gegenwart,  mehr  als  in  irgend 
eiser  froheren  Periode  der  Weltgescbichto  dahin,  die  Volkswirth- 
aehsften  an  einem  die  ganae  Erde  amspannenden  welt- 
wirthschaftlichen  Organismus  sa  vereinigen.^)  Ob  dies 
in  der  jetzigen  Ausdehnung  schon  allgemein  richtig  ist  und  ob  nicht, 
uach  der  Theorie  von  Fr.  List,  die  Volkswirthschat'teu  der  Cultur- 
Tölker  erst  eine  gleichmässigere  Entwicklung  erreichen  sollten, 
be?or  das  kosmopolitische  Princip  in  der  Wirtbschaftspolitik,  daher 
die  Angabe  des  Ausbaues  der  Weitwirtbsdiatlt,  fttr  diese  Völker 
Süd  ilire  Staaten  so  sehr  in  den  Vordergrund  treten  darf,  —  das 
ksDD  hier  nur  ahi  eine  mindestens  su  erwägende  Frage  hinge- 
stellt werden.  Ihre  Entscheidung  hängt  von  der  gcsammten  Auf* 
laÄSung  des  Wirthschat'tslebens  und  der  Wirthschaltspolitik  mit  ab. 
Die  im  §.  55  hervorgehobene  Aufgabe,  dass  die  V  olkswirthschal't 
wieder  mehr  Staat  swirthschaft  werde,  lässt  sich  wohl  nicht  lösen, 
ohne  dass  die  weltwirthschaftliche  hinter  die  volkswirthsobai't- 
liehe  Entwicklung  zurttckgestellt  wird.  (§.  61.)  0 

§.  59.  —  1)  Das  Communioations-  und  Transportwesen 
beglnstigi  naeh  dem  ihm  innewohnenden,  auf  rein  physiealisehen 
Momenten  beruhenden  Entwicklungsgesetze^)  den  Verkehr  zuvör- 
derst und  am  Meisten  aut  der  .See,  besonders  an  dcu  Küsten 
und  m  kleinen  Meeren,  ferner  auf  den  natUrlicben  Biunenwasser- 
strassen.  Der  Land  verkehr  entwickelt  sich  nothwendig  später, 
am  Leichtesten  noch  in  ebenem  Terrain  fruchtbarer  Länder  mässiger 
räomlicher  Augdebnong«  Ans  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich, 
dsss  vielfach  der  internationale  Verkehr  und  damit  die  Weltwirth- 
lehaft  sich  fHlher  entwickelt  als  der  Verkehr  zwischen  verschiedenen 
Lsodestbeilen  einer  Volkswutbsohafk,  der  „Peniverkehr''  frtther  als 
der  „Nahverkehr'',  der  Verkehr  in  Artikeln  höheren  specifischen 

')  Die  Welthandelsstatistik  ist  ein  Spiegelbild  dieser  Gestaltang  {i.  oben 
ij.  53  AnJD.  4\,  Verv^l.  die  voilreiriichen  Berichte  von  Fr.  X.  Neu  manu  (Wien)  in 
Beb m 's  geogr.  Jahrbürhoni ,  ji-t/t  sclbätändi;^  u.  d.  T.  Uebecücbtea  Uber  i^XHlactiOD, 
Verkehr  n.  s.  w.  in  d.  Wcitwirthächaft,  K>tuttg.  Ib7b. 

')  List,  nat  Syst.,  S.  13  ff    S.  Kote  11  d  ror.  Abschn. 

^  VergL  darüber  deft  genialen  Aufsatz  E.  EngeTs  tlber  die  Grcnzcik  do>  £r- 
findanirsgeiites  im  Transport  w-'-i-Ti .  Zcit^i.hr.  d.  K.  preuss.  Stat-Bur.  1864.  S  \\:\  If. 
A.  Wagner.  Art.  SclüÜfalirt  in  lieatzsch'  Uandwörterb.  d.  Volkswirtlisdiaftälelire 
(I8«6)  &  726  C 
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Tansehwerths  (§.  48),  io  Fabrikaten,  Knost-  xmd  LoxnsartikeUi  und 
Oonsnmptibilien  der  Reichen  zwiseben  yersebiedenen  Ländern  Mber 

und  bedeutender  als  der  Verkehr  in  schweren  voluminösen  Massen- 
artikehi  des  Inlands,  welcher  vieltach  im  Binnenlande  ferne  von 
Strömen  erst  eine  Schöpfung  dCvS  Eisenbahnzeitalters  ist,  so  nament- 
lich von  grösster  Bedeutung  der  Getreide-  und  Kohlenhandel. 

§.  60.  —  2)  Die  verschiedene  natttrliche  Ansstattang  der 
Lftnder  nnd  daher  der  Volkswirtbsehaften  weist  auf  eine  gewisse 
Natnrgemftssheit  der  internationalen  Arbeitstbeilnng  und 
daher  der  Weltwirthsebaft  hin,  worans  sieb  wesentiiehe  Orllnde 
zu  Gunsten  des  sog.  Freihandelssystems  ableiten  lassen.*) 

a)  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  hier  das  Klima  in  seinem 
Einflüsse  auf  organische  Producte,  auf  die  Ergit'l)igkeit  des  Boden- 
anbaus  und  auf  den  wirthschaftiichen  Character,  besonders  auf  die 
Leistungsfähigkeit  und  Arbeitsamkeit  der  Bevölkerung.  Weiter 
kommt  in  fietraebt  die  natflrliohe  Froehtbarkeit  des  Bodens,  die 
Verbreitung  nnterirdisober,  dnroh  Bergbau  zn  gewinnenden  Prodnete» 
besonders  der  Metalle,  nnter  denen  Oold  und  Silber  von  jeher  des  1 
grössten  £influss  auf  die  Entwicklung  des  internationalen  Verkehrs 
und  der  Colonisatioo  ausübten,  neuerdings  die  Verbreitung  der  ^ 


*)  Eines  der  popalSrsten  und  relativ  richtigsten  Argumente  der  Freihandelstheoric, 
dem  auch  Scbutzzölincr  beistimmen.  So  b«toot  Fr.  List  in  seinem  nationaien  Syuen 
itets  die  Zweckmftsäigkeit  der  internationalen  Arbeitstbeilnof  und  des  pRihtadeli 
fviieben  den  L&ndern  der  gero&shigten  Zone  und  der  Tropen.  Die  Möglichlceit  der 
internationalen  Arbeitstheilung  bei  Freihandel  wird  daher  auch  regelm&ssig 
anter  den  Yortheilcn  der  Arbeit>theUung  aufgeführt.  Doch  gebt  die  Behaaptong  oft 
za  weit  Denn  einmal  zeigt  die  aUm&Iige  Verbrcitong  Ton  Katzpflanzen  xaä 
Haubthicren  nach  fremden  Lindern  durch  die  mensehlicbe  Cnltur,  dm 
auch  hier  ni  lit  reine  Natorverh  iiltnisse,  Klima  u.  s.  w.  entscheiden  (Ver- 
breitung des  \\  einbaus,  der  Seide uzucht  u.  s.  w.'i,  vcrgl.  das  schöne  Buch  roB 
Hehn,  Culturpflaozen  nnd  Hausthiere  in  ihrem  Uebergang  aus  Asien  nadi  Griedien» 
land  und  Italien,  flovic  in  das  übrige  Europa,  2.  Aufl.  Berl.  1874.  Sodann  li^:en 
die  Vcrhälfnis>o  auch  nicht  immer  so,  wie  in  d'in  bt^liebt  gewordenen  B-i^^pi*-! 
Senior  s  von  den  Kosten,  welche  es  Grossbritaunien  machen  wurde«  seinen  XheebeUarf 
im  Inlande  selbst  zu  produciren ,  statt  ihn  aas  China  zu  decken  (Polit  eoon.,  4.  ed. 
1858,  p.  70).  Hier  Ut  auch  der  volkb wirtbschaftUche  Nachtheil  freilich  erident,  ia 
Tielen  anderen  Fällen  ist  t  r  aber  jedenfalls  {^erinjf ,  oft  prar  nicht  odt-r  nur  knrz  vo^ 
tlbergeb^d  vorbanden  (Tabak,  Zucker  u.  A.  m.)  und  andre,  auch  culturlicbe  Vor* 
theitc  (Eintass  der  Indostrie  auf  Stftdtewescn,  borgerlicbe  Freiheit,  hOberes  GeiMo«- 
leben  u.  s.  w.)  fallen  ausserdem  ins  Gr  wicht.  Eüdliili  zeigen  neuere  Erfahmng«B, 
besonders  in  lud  1  t  u.  Jas^  auch  da^  im  Texte  erwähnte  industrielle  Arbeitsmonopol 
der  nördlicheren  Länder  kein  so  absolutes  ist,  wie  früher  öfters,  besonders  in  Englaad, 
Ton  Theoretikern  nnd  Praktikern  angenommen  wurde.  England  fingt  berdts  an ,  die 
Concnrrenz  der  billigen  asiat.  mit  europ.  Technik  ausge^u^tctcIl  Arbeit  zu  forcbten 
und  hat  einigen  Grund  dazu.  Vergl.  z.  U.  .Tagor,  ostind.  Handwerk  u.  fiewerbe  w'n 
KUckä.  auf  d.  europ.  Arbeitsmarkt.  Berl.  lS7b  (\ ortrag).  Hübsche  Darlegung,  wie  du 
menscbl.  Streben  nach  gewissen  Tbiereu,  Pflanzen  and  Mineralien  den  wdtfttlEehr 
begOnstigt  hit,  giebt  Kohl  in  „d.  nntnrl.  Lockmittel  d.  Volkerrerfcehn**.  Bremen,  1879. 
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MineralkohleD,  das  Vorhandensein  von  Wasserstrümen,  welche  sich 
ais  mechanische  Triebkraft  ausnutzen  lassen  (z.  H.  in  Gebirgsge- 
geodeo)  u.  A.  m.  Von  durchgreifender  Bedeutung  für  die  Ent- 
wicklung der  Weltwirthschaft  ist  namentlich  der  Prodactenanstauseh 
iwiMhen  den  Ländern  wärmeren  mid  kälteren  lüima's,  daher 
twMieB  den  Tropenländern  eine^  nnd  den  Oebieten  der  ge- 
Bilss igten  Zone  andererseits ,  also  zwischen  den  betreffenden 
Theilen  America 's,  Asiens  und  Europa,  femer  zwischen  Mittel-,  Nord- 
uod  Südeuropa.  Hier  kommen  die  Pruductc  des  klimatischen 
Monopols  mit  den  Producten  des  industriellen  Arbeitsniono- 
pols  zum  Aostanschy  deuu  wie  die  Natur  im  bUdeu  die  Boden- 
prodnction,  so  begünstigt  sie  im  Norden  mehr  die  indnstrielle  Arbeit 
der  fie?dlkening.  Der  Handel  nut  „Colonialwaaren"|  „Sfld- 
frllehten"  n*  dgl.  m.,  wdehe  snm  Anstansoh  mit  Indastrie-  nnd 
Montan prodncten  kommen,  bildet  gewissermassen  die  Aze  des 
Weltverkehrs,  besonders  des  transatlantischen.  Dieser  Verkehr 
muss  am  Meisten  als  naturgemäss  bezeichnet  werden.  Handels- 
politische Hemmungen  führen  hier  allerdings  leicht  zu  einem  be- 
denk Ii  eben  BUckschritt  der  internationalen  Arbeitstheilung. 

b)  £in  zweiter  berechtigter  üaapttbeil  des  Weltwirtbsebafts- 
Terkehrs  wird  dueh  den  Anstanseh  von  Montanprodneten  der 
«iaen  mit  Agrar-  nnd  Indnstrieprodneten  der  andren  Länder 
gebildet  Doeh  ist  die  ,,Naturgemässbeit''  dieses  Verkehrs  insofern 
nicht  so  unbedingt  als  diejenige  des  vorerwähnten  vorhanden,  weil 
die  Entwicklung  von  Bergbau  und  Montanindustrie  nicht  nur  von 
'1er  nattirlichen  V^ertheilung  der  Kohlen,  Mineralien,  Erze,  Metalle 
im  Boden,  sondern  auch  von  der  Ausbildung  der  Technik  der 
<rewionnng  nnd  Verarbeitung  und  von  der  Rechtsordnung  and 
deren  Handhabung^)  abhängt  Oft  veranlasst  für  ein  Land  nur 
das  Zorttckateben  hierin,  nieht  der  Mangel  dieser  Prodnote  in  semem 
Boden  den  Bezng  der  betreffenden  Artikel  ans  dem  Aaslande.  Dieser 


*)  Wie  sehr  dieses  Mouient  grade  auf  den  Borgbau  von  Einfluss  ist,  lehrt  die 
Moere  GÖchiclite  Mexico'».  Für  Californion  legte  7.  Riclithofcii  in  seioer 
Schrift  über  d.  Metallprodiiction  ('a!iforiii<'iiH  i  l\'t<'rinarm*s  g-ooirr.  Mitth..  Kriränzh.  11, 
(iotha  1S64)  in  den  öDcr  und  OUer  Jahren  Ilaiiptgowii  lit  liiit  auf  dio  licform  dos 
Bergrechts  und  geordnete  KechtszustUude ,  damit  der  grusse  Metallrcicbtbuui  des 
Undes  ailtddir  ftvsfeboutct  und  das  Land  so  diesem  Zwecke  gehörig  colonisirt 
werdcD  könne.  Dio  Quc'  ksilh<-r]Lrowiiiiiunir  sank  in  Fuliro  von  P^oce^sen ,  wt;lchc 
die  Einstelluna:  der  Arbeit  in  den  llauptgrubon  bewirkten,  von  24,152  FJaschen  (Aus- 
fahr) in  Iböb  auf  3399  Fl.  in  1859,  9348  in  IböO,  um  1861  wieder  auf  35,995  Fl. 
n  steigea  (a.  a.  O.  S.  42).  MaDOhe  Belege  t  d.  Anfbn.  im  Text  enthilt  Pechar, 
IflUe  1.  See«,  Barl.  \m. 
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zweite  Hanpttheil  des  weltwirthschaftlicheu  Verkehrs  unterliegt  daher 
viel  mehr  als  der  erste  dem  geschichtlichen  Wandel  mid 
Wechsel,  im  Zusammenhange  mit  dem  folgenden  Puncte. 

c)  Ein  dritter  ebenfalls  berechtigter  Theil  des  Wettwiitb- 
8chaflB?erkehr8  betrifft  die  AnsgleiehuDg  der  Defieite  in  der 
Ernte  wichtiger  Nahrangsmittel,  nsnientlieb  des  Getreides, 
ff  wischen  Tersebiedenen  Lftndem,  in  Folge  ytm  Misswachsn.  dgl 
Die  Länder  bilden  hier  durch  ihren  Handelsverkehr  einen  gross- 
artigen Assecuranzverein  und  tragen  die  Folgen  eines  soiehen 
Elementarereignisses  gemeinBam.  so  dass  da.s  gerade  ?on  der  Miss- 
ernte  betroflfene  Land  wesentlich  erleichtert  wird.^) 

§.  61.  —  S)  Die  Verschiedenheit  der  EntwiclLlnngs- 
stnfen  der  einzelnen  Volkswirthsehaften  nnd  ttberhanpt  der 
Galtnr  nnd  Bildung  der  Völker  ist  ein  Factor,  welcher  stets  des 
intematienalen  Verkehr  nnd  somit  die  WeKwirtbsehail  sehr  erheb- 
lich mit  bccinflusst  hat  und  beeinflussen  wird.  Jedoch  nur  soweit 
diese  Verschiedenheit  der  Entwicklungsstufen  auf  mehr  oder  weniger 
festen  natürlichen  Grundlagen,  auf  Klima,  Landesart, 
ganz  oder  fast  ganz  unabänderlicher  Beschaffen heit  der  Be- 
Tdlkernngy  beruht,  bewirkt  der  ans  ihr  resultirende  Weltverkehr 
selbst  wieder  eine  einigermassen  bleibendei  „natürliche'^ 
Gestaltung  der  Weltwirthsohaft.  Darfiber  hinaus  unterliegt  gerade 
dieser  Verkehr  und  mit  ihm  die  jeweilige  Oestaltung  der  Welt- 
wirthschaft  einem  grossen  geschichtlichen  Wechsel.  Mai 
kann  freilich  auch  hier  von  „NaturgemUssheit"  der  Weltwirth 
Schaft  reden  im  Hinblick  auf  den  natürlichen,  wirthschaftlich  rich- 
tigen Austausch  zwischen  Ländern  reiner  und  vorhenscbender 
Agrarproduction  und  Industrieländern,  zwischen  Ländern  veraehie* 
denartiger  industrieller  Entwicklung,  sowolii  was  Oattung  als  was 
Vollkommenheit  der  Erzeugnisse  anlangt  Ein  solcher  Verkehr 
wird  immer  bestehen  und  in  einer  bestimmten  Periode  io  beider* 
seitigem  Interesse  durch  Freihandelspolitik,  d.  h.  durch  zollfreien 
Austausch  der  bloss  die  Handels-  und  Frachtspesen  tragenden  Güter 
get"ördert  werden.  Aber  wenigstens  innerhalb  einer  Gruppe  v(.a 
Ländern  und  Völkern  von  nicht  gar  zu  grosser  Verschieden- 
heit  der  natflrlichen  Productionsbedingungen  und  der  Coltarenl- 


*)  N«iimftBB  (Wiea),  UebeiBicliteii  8.  S.    Es  lit  diese  Seite  des  intomatioittlei 

Qetreidehandels  von  der  allgern,  Function  desselben  noch  zu  UBteiScheidcn .  nemlicll 
den  normale' II  Bedarf  eines  Laude"?  an  (Jetreidc  mit  decken  za  helfen,  dessen  eiBi* 
heimiiichö  Produciiou  dazu  nicht  aubreicüt.   S.  u.      tf2,  Note  13. 
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wicklnng,  also  z.  B.  innerhalb  der  europäischen  und  nordamerica- 
fiiscben  Welt,  kann  die  Stellung  als  Agrarstaat  und  Industriestaat 
und  ToUendB  diejenige  als  iDdnstriestaat  der  und  der  Art  und 
Sniinekliiiig  gar  sehr  einem  gesehiohlliehen  Weehsel  unter- 
Segen  nad  hat  sie  thataScUieh  demselbeui  sogar  mitontec  innerhalb 
lielit  sehr  langer  Zeitrftnme,  nnterlegen.  Daher  kann  die  jeweilige 
Ocstaltung  des  Weltverkehrs  meist  nur  als  eine  Phase  der  Ent- 
wicklung angesehen  werden.  Die  Weiterbildung  kann  hier  sogar 
wieder  mehr  zur  Beschränkung  auf  den  inner-volkswirthscbattlichen 
Verkehr  fUbren,  also  insofern  einen  KUckschritt  in  der  Weltwirth- 
scbaft  bedingen  (Nordameriea  seit  dem  Btlrgcrkriege),  der  sieh 
mUeioht  nar  änsserlioh  mehr  yerbirgt,  weil  die  Verbessemng  der 
Oomnanieationsmittel  die  GrOsse  des  gesammton  answSrtigen  Handels 
iteigtrL  Jedenfalls  beachtet  die  radieale  Freihandelsiheorie  in  ihrer 
Predigt  von  der  absoluten  Richtigkeit  des  Freihandelspolitik  ftlr 
jedes  Land  in  jeder  Zeit  die  bloss  relative  Berechtigung 
der  Weltwirthschatt ,  welche  in  der  verschiedenen  Entwick- 
lungsstufe der  Voikswirthschaften  liegt,  nicht  genügend,  auch 
sbgnehen  davon ,  dass  sie  die  Abhängigkeit  höherer  Cultur  von 
weiter  gediehener  nnd  feinerer  Arbeitstheilang,  wie  sie  sich  in  der 
Industrie  gegeattber  dem  rohen  Aekerban  seigt,  Tie!  za  wenig  be- 
lOeksichtigt.^) 

")  Fr.  L  ist's  srrosse«^  Wrdienst  ist  es,  crht  liistnrisoh  diese  bloss  relative 
BcrecbtiufQOg  des  Freihandels  und  der  Weltwirtliscbalt  in  seinem  nationalen  iayätem 
in  PdWfchen  Ortonomie  dem  kosmopolitisohen  System  der  Imtischen  Sehlde 
iregeDaber  nachginriescn  zu  haben.  Garey  ttbeitrelbt  >l<>ii  nr)iti<r«>n  Li>t'äche'ii  Ge- 
laakeii  gleich  wieder  und  freht  in  seiner  Polemik  g;ep'en  das  „britische  System"  ehen- 
fkaiulb  zu  weit.  Auch  Übersieht  er  in  seiner  These  ?on  der  Nothwendigkeit ,  dasi» 
AdieibMier  ond  IndiwCrieUer  nebeneinander  sitzen  wDen,  Qm  „nnprodacdre** 
Fracht-  und  Handelsspeseu  zu  ersparen  und  in  den  Schlüssen,  welche  er  gegen  den 
Freihandel  und  das  britische  nationalökonomiscbe  System  and  damit  g:ec:en  die  Welt- 
«mbschaft  zieht,  dass  im  Inland e  ein  solches  Nebeneinander vohueu  von  Acker- 
hmn  imd  iBdsstiieUai  ancb  nur  partiell  erfolgt  und  dass  andre  wichtige  wiith- 
MhalUiche  GrtUide  fOr  die  räumliche  (provinciale,  locale)  Concentration  der 
Industrie  sprerh*^n .  was  dann  Fru  ht-  und  llaudeisspcsen  doch  nnvermeiiilich  macht, 
lät  roliends  das  Inland  ein  so  grosses  üebieL,  wie  die  Vereinigten  btaateu  von  Nord- 
MMriea,  mit  |;roHer  Veivchiedenheit  der  klimatbchen«  Boden-,  BoTOlkemng»*  nnd 
OoitliTeilliltniaSd  der  ein/einen  Landcstheile,  so  tritt  auch  hier  eine  breite  rloniliche 
Trenntin(2:  der  rorherrscheiuicn  A^rnrproduction  und  Industrie  ein  (die  Staaten  an  den 
groMeDiSeen  —  die  atlantischen  Kustenstaaten,  Neu-£ngland,  licwyork).  Eine  inter- 
aationale  Arbeitatheilung  und  ein  ireltvirtbecbaftUcher  Verkehr  zwischen  England 
Ifed  Theilen  der  Vereinigten  Staaten  ist,  zumal  bei  Wasserverbindung,  auch  volks- 
^rthscbaftlich  ebenso  zweckmässig,  als  eine  territoriale  Arbcitstheilung  zwischen 
Mattachusetts  und  Jowa.  Die  von  der  britischen  Nationalökonomie  mitunter  uber- 
wkiuieii  evltarlichen  und  politischen  Folgen  der  Weltwirthschaft  weid«» 
i'üdlich  von  Carey  ebenso  einseitig  unterschätzt  Das  Napoleonische  System  der 
if«misiiigt  liberalen  Handelsverträge  hat  gewiss  for  Ftenkroich  KnglMd  gegendber 
iMch  politisch-glUistige  Folgen  gehabt. 
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§,62  —  4)  Unter  den  Rechtsverhältnissen  ist  das  Ver- 
kehrsrecht i.  e.  S.  besonders  wichtig  fUr  die  Entwicklung  der 
Weltwirthschaft.  Von  ihm  hängt  das  Maass  der  rechtlichen 
Zu  lässig keit  der  internationalen  wie  der  nationalen  Arbeits- 
tbeilnng  und  des  betreffenden  Verkehrs  ab,  in  welcher  Hinsicht  dort 
das  FreihandeUsystem,  bier  das  System  der  Markt*  und 
Gewerbefreibeit  Folgen  desPrindiMi  der  Yerkebrsfreibeit  tbi 
Die  grosse  Entwieklnng  des  Weltrerkebrs  nnd  k.  B.  aneb  dei 
britiscben  Ans-  nnd  Einfnhrhandels  in  nettester  Zeit  Ist  yon  der 
Durchfühning  des  Freihandelssystems  mit  abhängig  gewesen.  Die 
wichtigere,  diesem  Moment  gegenüber  nicht  immer  gebührend  ge- 
würdigte Voraussetzung  dafür  lag  aber  in  der  ungeheueren  Ver- 
besserung der  Gommnnications-  und  Transportmittel 
Diese  bat  LIUider  von  immer  grösserer  Versobiedenbeit  der  natflr 
lieben  Ausstattung  nnd  der  ▼olkswirtbsebaftlieben  Entwieklnng  bb 
tief  ins  Binnenland  binein  nnd  selbst  für  den  Anstanscb  voi 
Artikeln  niedrigen  speeifisoben  Tauschwerths  sieb  gegenseitig  zu^ 
gänglich  gemacht.^)  | 


Es  ist  eine  der  unhaltbarsten  Fictionon  der  Volkswirthschaftslehre ,  besonders 
der  britischen.  Smith 'sehen  bchule,  die  Verinderungen  im  Gaterbcstand  einer  Uirtli- 
Schaft  und  eines  Vermögensbcsitzes  immer  auf  bestimmte  Thätipkeiten  dt^ 
Wirthschaftssubjects,  vollends  auf  solche  mit  einem  bewusst  gewollten  wirth- 
schaftlichcn  Ergebniss,  zuruckfuhron  zu  wollen.  Auch  die  strengere  deubcLe 
Wissenschaft  hat  sich  von  dieser  Fiction  nicht  genügend  frei  gehahen.  hie  hängt  mit 
der  atomistisch-iadividnalistisoheo  AnlTassiiiig  der  YoikswiithscJuft  «och  mlU  £Dg>t4 


")  Der  IdeutiticiruDg  ?od  Ursache  und  \  oraussetzung  der  luitwicklanj;  des  U 


handels  und  der  einseiligen  Betonung  des  handehipolitischen  Moments  haben  tüdk  dw 

Freihändler  sehr  oft  schuldig  gcmaclit,  Sd  auch  in  den  emphatischen  yerherrUchnngen 
der  Zunahme  des  auswärtigen  Han(l<  Is  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Diese 
Zunahme,  welche  die  Uandelsstaiistik  uberall  unzweifelhaft  eigicbt,  ist  reiatir  ifli 
den  Ländern  rerscbiedener  Handelspolitik  nicht  immer  sehr  ungleich,  wm  wAm 
heireist,  dass  das  Freihandebsyilem  nicht,  wie  man  angenommen  hat,  der  aliein  oder 
anch  nur  der  vo^zuc•^weisc  maassgebende  Factor  sei,  wenn  auch  dadurch  ^'irizolne 
Richtungen  des  Handels  mitunter  besonders  begünstigt  sind  (/..  B.  der  englisch- 
französische  Handel).  Die  Statistik  der  iniftndischen  Gttterbewegung,  wie  sie  bei 
sonders  die  Kisenbahnstatistik  liefert,  zeigt  dann  aber  noch  genauer,  dass  der  Ein» 
fliiss  iUt  verbesserten  Cotnmuni' aiionsmittel  auf  den  auswärtijren  Handel  niachtir'^r  all 
derjenige  der  Handelspolitik  war.  Der  auf  trockenen  i>trasscn  (Eisenbalmenj  crfoi^endd 
Getreide-,  Vieh-  nnd  Kohlenhandel,  der  sich  Uber  Miueleuropa  swisohen  Uoganj 
Polen,  Rusäland  und  Frankreich  bewegt,  ist  ein  si^nificantes  Beispiel.  Vergl.  hierubei 
anch  Baxter  im  Journ.  of  the  Statist,  soi  jcfy  iit  I.ondon  rol.  XXIX,  ilSGG'*.  p.  349, 
bes.  585 — 5bä.  Fawcctt,  Freihandel  u.  Zollschuu,  ttbers.  ?on  Passow,  Berl.  IST!», 
S.  14  hebt  dies  auch,  aber  noch  nieht  genügend,  herror. 


2.  Hauptabschnitt. 

Da«  lieben  der  StauelwlrliMeliaflt  fm  ümr 
ToUcswirÜiMluift. 
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aüffliDeD.  Iliniclnc  theorctischt!  Leliren  sind  durch  dieso  Fiction  vollständig;  vorkehrt 
leTöitien,  so  üameatlich  die  Lehre  ron  der  privaten  Kapitullulduiig  durch  iitdividuelle 
SKparDDg  der  Prodacte  des  eigooen  Arbeititertra^s  des  äparenden  Wirthscbafbttubjects 
r-rfl.  Abdb  3,  Kap.  3\  Die  These,  welche  die  Smith 'sehe  Nationalökonomie,  be- 
jüdors  di»^  soiT  ti,  Maucheslernchtun?.  aufJ^<•^t"lit  hat,  d.i'is  notnli'  h  .lod-  rmann  voU- 
lutlig  alltiiji  „äcLQcä  eigeoea  wirUuichal'lli^ileu  Oiuckä  Schmied",  aileiu  iur  bich  ver- 
ptfortUdi  sei  und  der  Statt  lieh  nicht  weiter  um  da«  trirthacbaftliche  Er^hen  der 
HÜridacu  za  kUmmem  habe  (?ei|^  §.  128,  129)  ist  nur  eine  richtige  Conscqucnz 
»er  Ficlion.  Die  lotztoro  rniiss  nun  gänzlich  auf g:efj:eben  w«  rd<'n.  Es  ist  ?iel-, 
jCkr  durchaus  zu  unterscheidea  zwischen  denjenig^en  Verauderuu^eu  des  W  irtii:-«  liaXis- 
id  Vermögensbestands  einer  Peraon,  welche  durch  die  spontane  Thätigkeit  der 
bterea  edblgen,  und  denjenigen  Werthfaiinderongen,  insbesondere  Tanachwerth- 
plftdeniii^cn ,  welch«  unabhängig  von  solcher  Thätigkeit  durrh  ;4;anz  allge- 
»in-  l'rsachen.  ul»cr  welche  der  Kiii/ielnc  wenip  od<T  i^ar  keine  Maelif  hat,  vor 
ih  gchcti.   Diese  üuterschuidong  wird  in  den  folgenden  Ab:ichuitten  streng  durchr 

Für  die  in  diesem  Werke  vertretene  organische  oder  sociale  Anffassunir  der 
jILwirthscüafl  sind  die  Vcränderuns^en  der  zweiten  Art  besonders  wichtig:  grade 
eil  die  Liiizclwirthschaftcn  Glieder  der  Volkswinlischatt  sind,  werden  sie  von 
llfeBeinea  Vorgängen  in  der  letzteren,  ohne  ihr  eigenes  Znthun,  oft  so  maass<> 
iknd  berührt  Ganz  übersehen  worden  iät  natürlich  aach  froher  nicht  So  hat 
iu  diese  Fälle  der  zweiten  Art  wenigstens  znm  Theil  mit  erwähnt,  wo  er  von  den 
c.iüjderQi)geQ  der  Preise  (§.  6ti),  des  (ieldwerths  174)  und  der  Verftnderungen 
I  VdbfemQgen  bandelt  68,  69).  Aber  er  zieht  daraus  fkst  gar  ketDO-veitmi 
■ttqueozea.  Im  §.  09  heisst  e^  /.  B  :  ,.ohne  eine  im  StotT  der  VennOgeosthdJe 
r^'i-hende  Veränderung'  kann  der  Werth  derselben  vcrgrö?>crt  werden,       .  .  .  una 

dorch  äossere  Umst^tnde,  weiche  die  Folge  haben ,  dass  ein  höherer  Werth  in  den 
icbgUtem  eibcheint'*.  Als  Beispiele-  nennt  er  Wcrthvermehrnng  von  Häusern  uu4 
lidcrden  sa  einer  £isen)>ahn.  einer  Strasse  in  der  Stadt  n.  s.  w.  und  fugt  nur  hinza, 
ese  Gattung  Ton  Fällen  der  \\  enhverinehrung  sei  von  der  Production  „in  vielen 
iaaichten  verschieden".  Viel  eingehender  und  mehrfach  einer  echt  socialen  Auf- 
gang enbprongen  sind  die  Erörterungen  Hermann 's  Uber  „den  Zu-  und  Abgang 
a  Gitteai  darch  Wertberhdhon;  und  Wenb^erminderanf  derselben**  &  132  IT.,  wo 
■indertiDgen  im  Gebrauchswcrthc ,  im  Tauscliwcrthe  und  in  beiden  /.ugloich  untOT' 
V]'Aiin  und  an  dem  be-jondei-s  wiehtigeti  Kalle  der  (ietreidetheiierung  naeh  Miss- 
i.tcii  die  Folgen  solcher  Veränderungen  lur  die  Linzelncn.  die  Volksclassen  und  die 
■le  YoUswirthschaflt  treillieh  dargelegt  werden.    S.  anch  Mangoldt,  Onmdrf 

13.  134,  135.  Aber  eine  vollständig  princlpielle  Behandlung  der  KiniOSM  der 
"oüjunctur"  ist  vornemlich  doch  erst  den  socialistiachen  Theoretikern  zu  vcr* 
uueu  and  Keiner  hat  darin  jene  oben  erwähnte  Fiction  so  scharf  und  glänzend  ab- 
sleitigt,  als  Lassalle  in  seiner  Schrift  Uber  Kapital  iL  Arbeit,  besonders  Kap.  l, 

a  BSMBtttch  S.  27  ff.  Der  Kern  dieser  Argumentatinn  ist  richtig  und  ein 
«bender  wissenschaftlicher  (iewinn  von  grosser  Hedriifnn'ji:.  Sehäifie  im  Kaid- 
famoä  405  il'.  suchte  dies  in  Bezug  auf  den  „fatalistischen"  Einiluss  der  Gon* 
tctsraaf  den  Arlioiter  noch  zn  widerl^o.  S.  indessen  anch  Schäffle,  Syst  I, 
ii  If.  Q.  Soc.  Körper  HI,  450,  II,  297,  Lange,  Arbeiterfrage  3.  A.  Kap.  2  und  ^. 

■1:  Uar  ist  Lind  warm 's  Stellunir.  s.  Eigenthumsrecht  S.  300  ff.  Er  imleini^irt 
tlb  Qod  halb  izeiren  meine  Auftasj,nn<r.  könnte  aber  grade  an  der  „Conjunctur"  sehen. 
M  Mise  These  v.  ü.  Bcdingtsem  der  Production  durch  die  fieie  Individualität  der 
AebeiKhsft  partiell  eine  pet  princ.  ist  gegenQbcr  dem  thatsichL  Zostande  dör 
«^▼irthschafR  wo  grado  diese  „Zusammenhänge"  die  Production  bedingen.  —  Dij 
efef''  roQ  der  Conjanctur  hängt  eng  mit  der  Lehre,  von  der  Entstehung  der  Winh- 
Wbi^D  in  un:icrcm  heutigen  System  der  freien  Concurrenz  zusammeo.  S.  darüber 
•Hbertis,  Sog.  Briefe  N.  2  n.  Fr.  Engels,  Dtthring's  Dmwilzong,  Absebn.  3, 
•■^  X  1.  3.  Es  gÜt  jeut,  der  Conjunctur  im  System  der  Volkswirthschaftslehre  ihn 
'tUgs  Si^nng  einznrtamen  nnd  ihre  Function  klar  zn  legen. 
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1.  Abschnitt. 

Blil«itwif  •  iBsbesoBdere  der  WirthidiallsMrldi  oder  ik 
Mltefandife  Fuotion  der  Wlrdueluift 

I.  —  §.63.  Das  zweiseitige  Leben  der  Wirthschaft.'; 
Jede  EiDzelwirthscbaft  ^^lebt^',  d.  b.  sie  wirkt  zweekbewusst  an! 
die  Aossenwelt  ein  and  sie  unterliegt  unabhängig  yon  ihrem  WüIh 
und  ihrem  Thon  und  Lassen  dem  Einflnss  der  Anssenwelt  Ihn 
Entwleklnngy  ihr  Gedeihen  wie  ihr  Verfall  ist  stets  das  gemeinsam 
Pro  du  et  dieser  ibrer  Function  einerseits  und  dieses  Abhäng:igkeiB 
verbältnisses  anderseits.  Die  Wirtbscbaft  ist  dort  activ,  hier 
wenigstens  überwiegend^  passiv.  Es  ist  notbweodig,  sie  nae) 
dieser  activen  and  passiven  Seite  zugleich  zu  betrachten.')  ' 

1)  Das  sweekbewosste  hinwirken  der  Wirthsehaft  aof 
Anssenwelt  hat  zum  Ziel  die  Erwerbung  und  Verwendung  Toj 
wirtbsehsftliehen  Gütern  ftir  die  Aufgaben,  weldie  das  WirdnebtA 
subject  sieh  stellt  oder  stellen  mnss.  Das  Wirken  der  Wirthschal 
führt  nothwendig  zu  einem  beständigen,  dem  natürlichen  Stof 
Wechsel  real  analogen  Wechsel  in  den  (naturalen)  Bestand 
tb eilen ^)  der  Gütermasse ,  über  welche  die  Wirthsehaft  jeweii 
für  ihre  Thfttigkeit  TerfUgt  Dieser  auf  den  bewussten  Willesi 
acten  des  Wirthsehaftssubjects,  daher  auf  seinen  beifigliolw 
Handinngen  und  Unterlassungen  beruhende  Weehsel  im  Gttterirj 
stand  der  Wirthsehaft  kann  W  i  r t  h  s c  h a  fts  b  et  r i  eb  oder  Wirth 
schaftsprocess  genannt  werden.  Er  ist  meistens  ein  „äussererj 
durch  Zu-  und  Abgänge  von  Gütern,  also  mit  den  Güter 
selbst  sich  vollziehender  Wechsel:  bestimmte  einzelne  wirthscbai 
liehe  Guter  gehen  zu  und  ab,  wie  es  die  Zweeke  des  Wirthaebaftei 
gerade  mit  sich  bringen,  —  „Gttter-Weehsel''. 

2)  Der  Einflnss  der  Anssenwelt,  welcher  sieh  unabfaRngig  toi 
Willen  und  der  Thätigkeit  der  Wirthschaftssubjecte  auf  die  Wirti 
Schaft  und  ihren  Güterbestand  geltend  macht,  führt  dagegen  ii 
letzteren  zu  einem  „inneren^'  Wechsel:  die  Güter  selbst  bleibei 
aber  sie  verändern  ihren  Werth,  ihren  con^reten  G( 
brauche-  und  in  der  Volkswirthschaft  ihren  Tauschwert] 
indem  mit  ihnen  oder  mit  den  Beziehungen  der  HeBsche 

*)  Dieser  §.  63  trat  an  die  Stelle  von  §.  65  o.  73  der  1.  Aufl.  | 
*)  Lindvürm«  Eigenthtnnsreebt     t.  0.«  sieht  eben  nur  die  Mtife  Seite  4 
Wlthschaft. 

*)  Hier  trifft  Scbäffie»  AüSüm.  f.  eoc.  Stofi^frechsel  darcbans 
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zn  ihnen  Verändemiigen  Tor  sich  geben,  —  lyWerthwechsel''. 
Dies  iat  ehk  Umstand  toü  entseheideDder  Bedeutiiiig  für  die  eifient- 
lieh  TolkBwirthschaftliche  Betrachtimg  des  ^^Lebeiis  der  Wirth- 
Behaft*'.    Von  diesem  imneren  oder  Wertiiweehsel  handelt  der 

folgende  Abschnitt.  §.  74  ff. 

IT.  —  §.  64.  Der  Wirth  Schafts  betrieb  und  der  äussere 
Wechsel  im  Güterbestand  der  Wirthschaft  (»iGUter- 
Wechsel"  im  Unterschied  von  „Werth-Wechsel.)^) 

A.  Auch  ausserhalb  jedes  Verkehrs  fuhrt  die  Einzel- 
wirtfaschafty  die  Indiridnal-  nnd  Familienwirthsebaft,  in  der  Eigen- 
gewinnong  nnd  in  der  Verwendung  der  Gflter  fttr  ^e  unmittelbare 
Bedirfhlssbefriedigung  ihrer  Angehörigen  oder  snm  „Oonsnm'^  der 
Familie  u.  s.  w.  einen  „Betrieb",  welcher  nothwendig  mit  Ab-  und 
Zugängen  von  Gütern  verbunden  ist.  Die  Eigengewinnung  neuer 
Güter,  speciell  der  SachgUter  macht  regelmässig  eine  Aufopferung 
Torbandener  Güter  oder  sogen.  Productionskosten  (§. 47,  ^^) 
erforderlich,  an  Rohstoffen,  die  yerarbeitet,  an  Hilfsstoffen,  die  da- 
bei Terbraneht,  an  Werkseagen  n.  dgL  m.,  die  abgenntst  werden. 
An  Stelle  dieser  abgehenden  Qtiter  treten  die  nenen  Gttter  hinan« 
Die  Bednrfoissbefnedigung  mit  den  Gfitem ,  die  Verwendnng  der- 
selben  ihrem  concreten  Zweck  gemäss,  zur  Ernährung,  Erwärmung, 
Bekleidung  u.  s.  w.  führt  andere  Güter  abgänge  mit  sich,  ist  aber 
gleichzeitig  die  Voraussetzung  für  die  Erhaltung  und  Erneuerung 
der  Arbeitskraft,  also  auch  wieder  die  Voraussetzung  ilUr  die  £igen- 
gewinnnngy  mitbin  fttr  den  Zugang  nener  Güter. 

B.  In  der  Volkswirthsehaft  oder  m.  a.  W.  hei  den  in 
Verkehr  stehenden  Einselwirtbschaften  ändert  sieh  dieser  äussere 
Gltterwecbsel,  welcher  in  der  Eigenprodnetion  nnd  im  Eigenconsum 
stattfindet,  an  sich  nicht.  Nur  tritt  neben  jene  die  „verkehrsmässige" 
Erlangung  der  Güter,  nebst  etwaigen  sonstigen  Erwerbsarten,  wie 
sie  in  §.  10  aufgeführt  worden  sind.  Dadurch  entsteht  dann  eine 
Reihe  verschiedener  Formen  des  Zugangs  von  Gütern,  denen  auf 
der  anderen  Seite  eine  gleiche  Reihe  von  Abgängen  bei  der  an- 
deren bethmllgten  Wirthsohaft  neben  dem  Abgang  dureh  Consnm 
and  dareh  Verwendnng  bei  der  Prodnetion  entsprieht  Fttr  alle 
diese  Zn-  nnd  Abgänge,  oder  Ein-  und  Ausgänge  durch 
welche  Güter  in  die  Verfügnngsgew^alt  des  leitenden  WirthsehaftB- 
subjects  treten  oder  aus  derselben  ausscheiden,  lässt  sich  ein 
Schema  anfstelleni  wie  es  in  §.  70.  und  71  geschieht 

^  1.  e4  v.  es  find  in  d.  2.  Anl  neu  eiogeftkgt 
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Der  Eigenproductiüu  gegenüber  sind  alle  anderen  Erwerbsarten 
einer  Wirtlmchaft  oder  Zugänge  der  Guter  zn  ibr  abgeleitete  oder 
derivative,  welche  notbwendig  aus  der  Eigeoproduction  irgend 
einer  anderen  Wirtbsebaft  berrtthren  mflsaen. 

§.  65.  —  C.  Die  Verträge  für  die  Terkehrsrnftseigej 
Erwerbung  der  Oflter.  Diese  Erwerlning  setst  nothwendig, 
eine  bestimmte  Recbtsordnnng  yorans,  anf  Gmnd  deren  sieb 
der  Verkehr  vollzieht  Es  mnss  hier  zunächst  ein  Eigenthams- 
recht  der  Wirthschaft  au  den  von  ihr  erzeugten  Gütern  und,  in 
Verbindung  oder  als  Consequenz  desselben ,  ein  Recht  der  Wirth- 
schaft anerkannt  sein,  die  Güter  an  Andere  entgeltlich  nach  eigenem 
Ermessen  und  meistens^)  nach  Bedingungen,  weiche  die  Betheiligten 
nnter  sieb  feststellten,  an  flberlassen:  das  Vertragsreebt.  Die 
nftbere  Betracbtnng  dieser  allgemeinen  Rechtsbasis  des  Yerkebn 
erfolgt  im  n&cbsten  Kapitel,  diejenige  des  Eigentbnms  und  Yer- 
tragsrechts  in  der  zweiten  Abtheilung  (Volkswirthschaft  und  Recht, 
besonders  Vermögensrecht). 

Hier  ist  vorläufig  zu  bemerken,  dass  die  im  Verkehr  in  Re- 
•traobt  kommenden  Verträge  sieb  dkonomiscb  anf  zwei  Uanpt- 
formen  snrttckilUbren  lassen: 

1)  Verträge,  dnrcb  welcbe  die  Vertragsebliessenden  gleieb- 
zeitig  Leistung  und  Gegenleistung  durcb  Bingabe  und  Empfiug 
der  Guter  vollst ftndig  zur  Ansgleichong  bringen,  so  dass  die 
betreffenden  Gebraucbswerthe  der  Güter  vom  Empfänger  sofort 
realisirt  werden  können.  So  ist  es  bei  dem  wichtigsten  Fall  der 
bezüglichen  Verträge  im  Verkehr:  beim  Tausch  vertrag  und,  in 
der  Qeldwirthscbaft,  beim  Kau fv ertrag,  dem  eigentlich  typischen 
oder  Normalvertrag  der  Terkebramässigen  Erlangung  der  Gitter. 

2)  Vertrage,  dnrcb  welcbe  die  gegenseitige  UeberlassuDg  yos 
Gutem  ebne  volle  Gleicbzeitigkeit  Ton  Leistung  und  Gegoh 
leistung  festgestellt  wird,  wo  daher  wegen  des  hier  zwischen  den 
Leistungen  liegenden  —  einerlei  ob  ganz  kleinen  oder  sehr  grossea 
—  zeitlichen  Intervalls  von  der  noch  nicht  befriedigten  Partei ' 
Vertrauen  auf  die  Zusicherung  der  k  tt  n  f  t  i  g  e  n  (Gegen-)  Leistuo^ 
gewährt  werden  mnss.  Das  bei  diesen  Verträgen  in  Betracht 
kommende  ökonomiscbe  Moment  ist  der  Credit  Die  bezttg^lieben 
Vertrttge  kann  man  unter  dem  Namen  Creditverträge,  die 

So  im  .«freien**  Verkehr,  bei  «flreier  Concarreiiz'*.  Die  freie  Uebeiiusiing 
Gutern  nach  irgend  velchen  von  einer  Aatorit&t  feetgeetellten  Taxpreisen  gehiM 

je<iocti  auch  hicher. 
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befareffeaden  Verkehngeschäfte^  dnreb  welche  Gttter  in  dieser  Weise 
iwiaehen  zwei  EinzelwIrtlMchafteii  übergeben ,  unter  dem  Namen 
Gred  itg esebftf te  zaiammenfassen.  Die  nfthere  Lehre  vom  Credit 

als  ökonomischer  Potenz  gehürt  in  den  zweiten  Theil  der  Allge- 
meinen Volkswirtbschaftslebre.  Hier  genügen  für  jetzt  einige 
weitere  orientirende  Bemerkungen  über  ihn. 

§.  66.  —  D.  Der  Credit«)  Er  ist  das  freiwillige  Hin-, 
geben  nnd  Empfangen  wirthachaftlieher  Gttter(Lei8tnngen) 
im  Vertrauen  anf  die  Zneichernng  kflnftiger  Gegengaben 
(Gegenleistungen).'')  Hier  ezistirt  also,  was  wie  bemeikt  das 
eigentliche  ökonomische  Wesen  des  Creditgeschäfts  im  Unterschied 
vom  Tausch-  und  Kaufgeschäft  bildet,  zwischen  Leistung  und  Gegen- 
ieistung  ein  zeitliches  Intervall. 

Die  Gegenleistung  kann  auch  besteben  in  der  Rückgabe  des 
ibergeb^ten  wirtlischaftliohen  Guts  selbst  oder  in  derjenigen  seines 
Werths.  Ausserdem  kann  sie  ▼erbnnden  sein,  und  ist  dies  in  der 
\ieDtigen  Volkswirthschaft  in  der  Regel  anch^  mit  einer  Vergütung 
für  die  Leberlassang  der  creditirten  Güter,  d.  h.  mit  einem  Zinse 
(Leibzinse). 

1)  Die  einer  Wirthscbaft  zur  Verfügung  durch  den  Credit 
überlaaaenen  Gttter  können  juristiseh  in  das  Eigenthum  dieser 
.VürÜMchaft  Übergehen,  scheiden  also  aus  dengenigen  der  ereditiren- 
4m  Wirthscbaft  juristisch  aus.   Dies  findet  statt  mit  den  sogen, 
fiagiblen  oder  vertretbaren  Gütern,  insbesondere  daher. auch 

^)  §.  66  =-  §.  64-66  in  d.  1.  An£ 

')  A.  Wae Q er,  Art.  Credit  in  Rentzsch*  Handwörterb.  der  Volksxdrthschafts- 
Jdire,  S.  191  tT.   Iiu  Credit  sind  zwei  Momente  wesentlich:  das  zeitliche  Nach- 
%»mvd«r  fon  Leistaog  und  OegieDleteton^,  im  Gegensatz  zar  Glei«hzeitii^keit 
Wider  bei  Tausch  und  Kanf,  nnd  das  Y ertraucn-Uobea  und  Empfani^en,  da^ 
ÄbcrhaTipt  spiler  gepcugcleistct  wird.    Die  Acltercn,  so  Rau  (Volkswinhschafts-. 
lehre,  S.  Aufl.  II,  §.  2T(»:  Credit  das  Vertrauen«  in  welchem  Jemand  in  Uinöicht 
»f  die  Erfollonfi:  ?on  ferttftgtnnissigeii  Verbindlichkeiten  im  ▼irthachaltlichen  Verkehr 
bei  AadeieA  steht),  Kcbenias  (OcHtrntl.  Credit,  2.  Aofl.  ]b29.  B,  1:  Credit  das 
^ertraaen,  dns  man  in  die  Wirksamkeit  «Mn'--  Vpivprcch'^ns  setzt,  wodurch  eine 
.  -  .  X*erson  gegen  empfangene  Wcrtbe  zur  künftigen  Lei^tung  von  Gegenwerthen  sicj^ 
verpflichtet,  ao  wie  die  Fähigkeit,  vorhandene  Werthe  gegen  ein  solches  Versprechen 
1^  freiwilliger  Unbcvelnkmift  ron  anderen  Peraonen  sich  zn  TenchafTon)  u.  A.  m*. 
i»ben  mehr  das  Vertrauensmoment,  die  Neueren  mehr  das  zeitliche  Narh- 
♦»\oander  von  Leistung  und  (iLgcnlcisiuiiff  betont.    Man  ist  dabei  sogar  so  weit  ge- 
nauen, die  Wesentlichkeit  des  Vertrauensuiomcnts  beim  Credit  ganz  zu  bestreiten,  so 
^;lfisel«dd,  in  s.  theor.  a.  pracdce  ef  banking,  s.  Elem.  of  polit  econ.  und  besonder^ 
Vm  Art.  credit  in  s.  diction.  of  polit,  econ.  I  und  Knies,  in  s,  Krörternnjfen  Uber 
d«n  Credit  in  d.  Tab.  Zeitschr.  f.  Staatswiss.  B.  15  u.  16  (1*^:»'.»  ii.  HO),  s.  bes.  XV. 
577  ff.    Jetzt  in  d.  Sehr.  D.  Credit,  1.  Hälfte,  Berl.  1876,  bes.  Kap.  1  u.  2.  Vergl; 
^egcQ  die  Anm,  in  meinem  Art  Credit  a.  a.  0.  S.  Aber  Credit  noch  r.  Mangöldt; 
^^odr.  §,  5$  ffl  u.  Art  Credit  im  Staatswörterb.  VL  Speciell  Uber  das  Darlehed 
1.  Voap/,  T^b  ZcifscbT.  XI. 
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mit  dem  Oelde.  Das  wtcbtigste  hierhergehörige  Creditgesebüft 
ist  das  Darlehn.  Hier  wird  nur  die  Rückgabe  desselben 
Werths  yersproeben  und  bleibt  der  creditirenden  Wirtbschaft  eio 
ForderuDgsrecht  darauf. 

2)  Die  im  Wege  des  Credits  überlassenen  Guter  kömieii  aber 
aneh  im  Eigenthnm  des  Greditors  bleibeii  und  nur  mos  seiM 
Besits  aossoheiden,  lodw  der  letiteie  und  damit  die  danuii 
iliesseiide  Natsniesenng  einer  andeien  Wirthichaft  ttberlam 
wird:  so  in  Mieth-  und  Pacht geschäften,  welche  Selaven,  Gnmd- 
stttcke,  Gebäude,  bewegliche  Güter  zum  Gegenstande  haben.  Hier 
wird  die  Rückgabe  desselben  Objects  (Species)  versprochen. 

Die  im  Wege  des  Credits  aus  der  unmittelbaren  Verfügung 
einer  Wirthschaft  (also  deijenigen  des  Gläubigers)  ansscheidendeD 
Otiter  bleiben  aneh  im  ersten  Falle  (Darleim  n.  s.  w.)  als  Beobta 
an  einer  Handlong  des  Sehnldners,  nonüdi  den  Werth  der  Gfiltf 
snrttekzngebeD,  —  oder  als  (passiT  ansgedriickt)  Obligationes, 
(actiy  ausgedruckt)  Forderungsrechte  —  doch  ihrem  Werth« 
nach  Bestandtheile  des  Vermögens  dieser  Wirthschaft,  bilden  aber 
als  Schulden  keinen,  wenigstens  keinen  positiven  Bestandtheil 
des  Vermögens^)  derjenigen  Wirthschaft  (des  Sehnidners)^  an  welche 
die  VerfttgUDg  Uber  sie  übertragen  worden  ist 

Die  mittelst  eines  Greditgesobftfts  tlberlassenen  Güter  kOanei 
▼on  der  empfangenden  Wirthsehaft  aar  blossen  nnmittelbam  fie- 
dttrfhissbefiriedigung  (Oonsvmtiyeredtt)  oder  aor  HerstoUug 
nener  wirthscbaftlicher  Güter  mit  ihrer  Hilfe  (FrodnctiTerBdit) 


■)  Die  juristische  Anffassnng  d<'S  Vermögens  anerkennt  positive  und  neg»- 
tive  Bestandtheile  desselben,  Activa  und  Passiva,  vergl.  z.  B.  Pacht»,  PandectM 
§.  34:  die  Sache  GroiidUge  dos  Vermögens;  Vermögen:  „Goammtheit  der  Sechle 
einer  Person .  die  entweder  in  der  Macht  aber  eine  Sache  bestehen,  oder  in  dieser 
ihr  Aequivalcnt  finden" ;  „ein  Gegenstand,  den  ich  einem  Anderen  zu  leisten  rerpflichtct 
bin,  hat  dadurch  specifisch  nicht  aufgehört  zo  meinem  Vermögen  zu  gehören,  at^r 
er  geht  dem  Wcrthe  meiiies  Vermögens  ab'".  Deshalb  sind  die  Schvlden  als 
passiver  BcstandtheiU  des  Vermögens  unter  diesem  zu  begreifen.  Hiernach  existiit 
Vermögen  einer  Person,  einerlei  in  welchem  Verhältniss  die  activen  und  paaäires 
Bestaudi  heile  desselben  stehen  mögen.  Berufung  auf  L.  4*J  D.  de  V.  S.  ^50,  16'i. 
L,  39  §.  1  eod.,  L.  3  pr.  D.  de  bonor.  posses>.  (37,  1).  Vergl.  auch  ebendas.  §.  JW 
über  den  Begrifi*  der  Obligatio :  „die  Obl.  enthält  far  den  GIftnbiger,  der  ein  Bccftt 
(Forderung)  an  einer  Handlung  i}e>  Sdiuldncrs  hat,  eine  Vermehrung  seines  Ver- 
mögens, nur  dass  der  speoihsehe  Bestandtheil,  der  diese  Vermehrung  bildet,  sich  noci 
in  dem  Vermögen  eines  Anderen  bclindet.  der  ihn  schuldet'*,  umgekehrt  dann  fürdeo 
Schuldner.  Uiemach  kann  also  ein  Sachwerth  gleichseitig  im  Vermögeo 
zw  ei  e  r  Personen  ,  des  Gläubigers  n  inl  des  Schuldners,  stehen.  Für  die  wirth- 
schaft! ich  e  Befrachtung  ist  »s  richtiger,  in  Abweichung  von  dieser  juribtischen, 
unter  Vermögen  nur  den  Activrest,  der  nach  Abzug  der  Schulden  bleibt,  ff 
fenttthen. 
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begtimmt  and  verwendet  werden.  ^)  Der  GonsnmtiTefedit  waltet  auf 

niedrigeren  Wirthschaftsstufen  und  später  unter  gewissen  Classen 
(antere  bedrängte,  dann  höhere  verschwenderische),  der  Productiv- 
eredit  immer  mehr  auf  höheren  Wirthschaftsstufen  bei  scharfer 
Aiuöildang  des  Privateigenthums  (aach  am  Boden)  und  der  Yer- 
trtgsfreibeiti  sowie  bei  weitgehender  Arbeitstheilnng  vor, 
bemiderB  bei  degeoigeo,  wo  gicb  die  Berufe  nnd  Unterneh- 
anngen  immer  mehr  «if  die  Herstellung  bestimmter  eiusebier 
Guter  beschranken,  daher  immer  weiter  theilen.  KamentKch  erweist 
sieb  sonach  der  Productivcredit  als  ökonomischer  Factor  der 
aaf  Privateigenthum  an  Grundstücken  und  beweglichen 
Kapitalien  basirten,  freie  Concurrenz  (§.  126  ff.)  zulassenden 
VoUuwirtlischaft.  Er  knttpftsich  an  den  Vermögens  besitz  (§.  24)| 
idebt  an  das  Vermögen  als  rein  ökonomische  Kategorie,  an  und 
«neheint 'wie  ersterer  daher  doch  selbst  nur  als  hislorisch-reoht- 
liehe  Kategorie.  In  der  modernen  Volkswirdisehaft  fibertrigt 
der  Credit  die  Benutsung  von  Gmndsttteken,  Gebftuden  und  beweg* 
liehen  Kapitalien,  besonders  von  Geld  von  einer  Wirthschaft  in  die 
andere.  In  der  antiken  Volksvvirtbschatt  spielte  die  Vermiethang 
von  Sclaven  daneben  eine  Rolle.") 

Seine  volkswirthschaftlich  nützliche  Wirkung^^)  hat 
der  Credit  immer  dann,  aber  auch  nur  dann,  wenn  die  durch  ihn 
ttbertnm;e&en  Otttor  von  der  empfangenden  Wirtbschalt  besser  als 
ra  der  hingebenden  Ycrwendet  werden:  der  Prodnctiycredit  daher, 
wenn  der  Schuldner  mehr  und  bessere  Gttter  mit  Hilfe  des  Credito 
herstellt,  als  es  der  Gläubiger  im  liesitze  der  überlassenen  Güter 
^ethan  hätte.  Es  ergiebt  sich  übrigens  hierbei  auch,  wenn  man 
den  letzten  Zweck  aller  Volkswirthschaft  ins  Auge  fasst,  nemlich 
die  möglichst  reichliche  nnd  zweckmässige  Bedttrinissbefriedigung 
der  gesammten  Bevölkerung,  dass  der  Gonsumtivcredit  wohl  einzel- 


^  S.  A.  Vftgn«r  Im  HAndwOrterbvoIi  f<m  Rentzsch,  8.  19S.  Eb.  die  ftlnigeo 

Satbeilongen  des  Credits. 

^  Ueber  die  Ycrscbaldangstirsachen  im  alten  Rom  s.  Ihering,  Geist  d.  rOm. 
Bechts,  II,  2.  (3.  Aufl.)  S.  234  C  (Qaellen  des  Paapensmos:  Emteschwankangen, 
IiiegiÄleost,  SchfeDooneoneiiz). 

")  Auf  den  innigen  Zusammenhtiig  von  Privateigenthum  nnd  Credit  nnd  darauf, 
lass  der  Creditverkehr  mit  allen  seinen  Folgen  wieder  eine  nothwendige  Folge 
Krade  nor  der  auf  Privat-,  Grund-  und  Kapitaleigouthum  basirten 
volkivirdMcbafteD  ist,  bat  mit  g«iiial«n  Gedankenblitzen  Bodbertas-Jitietzov  bin- 
gewiesen.  Ycrgl.  seine  Gieditnoth  d.  Grundbesitzes  II,  269  IT.  «nd  icbon  die  IlteN 
iicbiifk:  Die  hcnt  prcnss.  Geldkrisis,  Anclam  1S45. 

^  B&cbsenscbutz,  Bes.  u.  Erw.  in  Griecbenl.  S.  194. 
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(privat)  wirthsehaftHeb  (§.  121),  keioeswegs  aber  hnmer  Tolkawiitih 
sobaftHoh  zu  yerwerfen  ist,  namentlieb  niebt  bei  einer  edir  gmaen 

Ungleichheit  des  Privat  Vermögens. '*) 

§.  67.  —  E.  Der  G titer- Ein-  und  -Ausgang  in  der  Wirthscbaft 
oder  der  äussere  Gtiter-Wechsel  (g.  63)  umfasst  folgende  Kate- 
gorieen  von  Fällen:") 

1)  Einnabmen  nnd  Ausgaben,  d.  h.  Eingänge,  welche  nicbt 
nur  die  znr  VerfBgnng  des  Rechts-  und  Wirthsebaftesabjects  ateheBde 
Gatermenge,  sondem  sngleieb  das  Vermögen  dieser  Person  ver- 
mebren  nnd  anderseits  Ausgänge,  welebe  nicht nnr  jene Otttermenge, 
sondern  zugleich  das  Vermögen  des  VVirthscbafters  vermindern. 
Die  Begriffe  „Einnahme"  und  Ausgabe''  sind  also  enger  als  die- 
jenigen von  »Ein-  und  Ausgang'',  indem  die  Einnahme  sich  niebt 

")  Consumtivcreditbenotzungen  zur  Uebuni?  wirklicher  Noth  des  Scholdners  od«! 
ZOT  Erlaiiifuii^  von  Mitteln  zu  geistiger  AuNbildung  (in  welchem  Falle  dar  Consamtir-; 
eredit  wenigstens  bei  AncrkcnnuQ)?  der  wirthi>ch&fuicb<*n  Gateri]ualität  der  pcrsönlicbet! 
Dicnütc.     20,  Moh  Prodadiferedit  wOfde)  oder  nr  HemeilBBg  der  GeMudbeit  oidj 

Der  jiopuliire,  der  Sprachgebrauch  der  Praxis  und  der  wissonschafüicbe  sin^ 
binslclitlich  der  Aatdrtteke  Einnshmen  und  Äas;«ben  tehveakead.    Die  Üt» 

^'ring:c  aus  Cr('<Iit(*pi'rafiniii'ri  werden  z,  B.  im  Privat-  wie  im  Staatshaushalte  pcwOlOf 
lieh  zu  (hu  Emnahin«  n  pcertM'hnot,  aber  als  „au sserordcut liehe"  von  dei 
„eigentlichen'',  „ordentlichen''  unterschieden.  Aehnlich  werden  Schuld- 
lUclizahlonji^n«  Darlohensgrcw&hransren  wohl  zu  den  (aasserordentlichen)  Auf- 
gaben ir(T''r  liiirt.  In  der  tlitH)rcti><'}n-ri  Volkswirthschafts'ehre  ist  die  hier  gemachte 
•Ünferücheidung^.  dorcn  jirakti*-!  ho  Bedeutung  doch  klar  ist  meisten*-;  rnr  nii  ht  be^ebti. 
Hermann  12\i  btclii  z.  Ii.  die  Formen  der  „l^ehruug  und  Minderung  der  wirih- 
ficbalUichen  Gttter  in  einer  Einzelwirtbschaft**  als  Gaierznganir  und  Gütenninderoof 
zusammen,  ohne  die  Credil-Ein-  und  -Ausg:änge  auch  nur  zu  erwähnen.  Er  hat  al» 
eigentiich  nur  die  Verinöt?cnsvcriinderunjjcn  in  der  Wirth>chaft  im  Sinne,  woha 
aber  die  Guterzngitnge  und  Minderuniren  in  der  Einzulwirthschaft  durchaus  nicht  aaf-' 
geben.  Auch  Ran  §.  70  wiii  hier  wie  in  dm  ganzen  3.  Abschnitt  §.  6S  tt 
von  dcn^Verui  i' iiiniren  des  Vcrmö^^cns  spreehcn,  und  braocht  in  Beznr  hierauf 
die  Worte  Einnahme  und  Ansji^abe,  ubersieht  also  anch  die  Bedeutnnp  der  fremden 
;(jilter  im  eigenen  Wirthachafbibetrieb  (seine  Dcün.  ren  Einnahmen  i.  w.  S.  ab 
;^ie  sftmmtliclien  neu  in  den  Besitz  einer  Peimn  gebngenden  Werthaieageii*: 
k<Tiin(o  si''h  allerdings  auf  W irt  Ii  >  Ii a ft  s - ,  nicht  nnr  aiif  A' <•  r  in ö gen  s /"ucänre 
beziehen,  doch  denkt  Kau  hier  nur  an  lef/t.re).  Roseher  §.  144  beschraukt  dea' 
Bcgrilt  Einnahme  auf  Zugänge  ins  Vermögen  („alle  Guter,  die  innerhalb  einer 
gewissen  Periode  neu  ins  Vermögen  treten^  incl.  GeschenlL,  Lotteriegewinn,  Erb4 
Schaft  u.  s.  vr.).  —  Es  ist  m.  E.  ein  enfschicdene>  wissenschaftliches  Bodilrfniss,  nn 
den  realen  Vrrhiiltiiis>en  d<^r  einzehvirthschaftlichcn  PnKOSse  in  der  VolkswirthscbaA 
Rechnung  /u  tragen,  die  Ein-  und  Ausgänge  in  der  NVirth sehalt  und  im  Ver- 
mögen za  unterscheiden  und  dafür  empfiehlt  sich  die  im  Texte  TOi)genoBBeBf 
Bevch  riinkung  der  I^'griire  Einnahme  nnd  Ausgabe  auf  Vermfl;rensverrindenin|OL 
Ich  halte  dit;>''  Terminoh  irie  im  weiteren  A'eilaufe  liberall  fest  und  werde  sie  später 
aueh  in  den  uractischen  Thcilea  iler  l'ulitisebcn  Ockonomie  Finanz wiss,  u.  s.  w.)  zur 
Anwendung  bringen.  YergL  meine  Finanzwiss.  2.  Aufl.  I,  §.  50  (T.  For  die  pract 
'Aufgaben  der  Buchführung  in  allen  .\rteii  von  llan-halten  u.  für  statistische 
üntersuehunsren  ist  eine  solche  bestiinnite  Unt  rseheniiinir  u.  feste  Terminologie  nicht 
minder  uothwcndig,  was  A.  Held  in  s.  Bemerk,  in  liUdebr.  Jahrb.  B.  20  S.  163 
Teiltennt 
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mitanf  die  dnrcb  den  Credit  erlangte  Verfügung  des  Wirtbschafters 
öber  fremde  Güter  nnd  die  „Ausgabe"  sieb  nicbt  mit  auf  die  an 
fremde  WirtbscbafteD  durch  den  Credit  ttbertrageoeo  eigenen 
Oller  beliebt. 

■ 

I)  Ein-  nnd  Ansgänge,  welobe  dnreh  Creditgesohftfte 
des  Wiithsebaftssnbjectg  bewerkstelligt  werden.   8.  das  Schema 

Mr  in  ft.  70  sab  II.  und  §.  71  snb  II. 

§.  68.  —  3)  Scheinbare  Ein-  und  Ausgänge,  welche  blos« 
«inen  Substau zwechsel,  einen  Wechsel  in  den  naturalen  Be- 
standtheilen  des  Vermögens  des  Wirtbscbaftasubjects,  bei  gleich* 
Ueibeodem  Vermögenswerth,  bilden,  aber  keine  wahre  Einnahme 
mi  Ausgabe  sind.  Es  findet  dies  seine  Erkiftmng  in  den  VerlUUt» 
niiseo  der  arbeitsthelligen  Volkswirthschaft»  wo  OQter  fflr  den 
Absatz  erzengt  nnd  nach  erfolgtem  Absätze,  insbesondere  gegen 
Geld,  als  Einnahmen  und  andrerseits,  wo  Güter  für  den 
eigenen  Bedarf  eingetaaecht  und  nach  erfolgtem  Eintausche 
fKaafe),  also  namentlich  gegen  Geld,  als  Ausgaben  behandelt 
werden.  Allein  streng  genommen  ist  dies  unrichtig  nnd  kann  nur 
mit  äussern  eben  Gründen,  z.  B.  den  Bedürfnissen  der  Bnch- 
snd  Reebnnngsftlhning  in  der  Geldwirthschaft  oder  dem  practisehen 
BedOrfhtss,  die  einzelnen  Abtheilnngen  der  Wirthsohaft  (nament- 
lieb  die  Hans*  nnd  die  Prodnctionswirtbschaft,  §.  6H)  recb* 
mingsmässig  binsicbtlicb  ihres  Gttterwecbsels  zu  trennen,  gerecht- 
fertigt werden. 

a)  Die  Geldeingänge,  welche  aus  dem  A  h  s  n  t  z  der  ]*ro- 
^nete  hervorgehen,  sind  keine  eigentlichen  Einnahmen,  sondern 
letztere  besteben  eben  in  den  Prodncten  selbst,  soweit  dadurch 
das  Vermögen  der  Wirthschalt  vermehrt  worden  ist  Nur  der- 
jenige Theü  des  Oeldeingangs  beim  Prodnctenabsatze,  welcher  den 
schliesslich  realisirten  Gewinn  darstellt,  könnte  daher  etwa  Ein- 
«ahme  genannt  werden.  Aber  aneh  dieser  Tbeil  steckt  doch  streng 
genommen,  wenn  aiuli  gcwissermassen  latent,  in  den  Producten 
belbht,  bez.  in  deren  Werth. 

b)  Die  Geldausgänge,  welche  aus  dem  Aukaui  der  Pro- 
(incte  anderer  Wirthschaften  hervorgehen,  llihi  en  einen  entsprechen- 
den Werth  solcher  Prodncte  in  die  Wirthschaft  zum  Ersatz  ein. 
Daher  liegt  aneh  bier  zunächst  nnr  ein  Snbs  tan  zwechsel  im 
Vcnnögen  yor.  Erst  die  Verwendung  der  Prodncte  znr 
Bcdtlrf nissbefriedigung  (C onRnmtion),  nnd  streng  ge- 
nommen sogar  erst  der  vollständige  Verbrauch  der  Güter 
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bierbeii  ist  die  mt  VenBOgensmindeniDg  bUdende  Ans  gäbe. 
Soll  noch  geoaner  lulembledea  werden,  lo  kOmte  nu»  sagen: 
deijenlge  Tfaeil  des  im  Ankauf  erfolgenden  Geldangganges  einer 

Wirthschaft  ist  sofort  eine  Ausgabe  im  l'estgeöt eilten  Sinne  des 
Worts,  welcher  die  meistens  den  Uebergang  eines  Products  in  dio 
sogen,  zweite  Hand  der  Hanswirtbscbalt  be^'leitende  Taaschwerüi> 
vermindernng  des  Guts  repräsentirt.  Maa  denke  au  eben  nen  ge- 
kanfte  Kleidungssttteke  des  Gonsnmenten.  Für  die  riebtige  B^ 
haodlong  der  y^mgaben''  bei  der  Antcbaffnag  von  NatSTermOgea 
(§.  27)  s.  B.  im  Individnal-  and  FamiUenbaoshall  —  eis  Panct, 
der  ancb  für  die  richtige  Fassnng  des  Eiinkommenbegriffs  wichtig 
ist,  §.  84  —  ist  diese  Unterscbeidung  von  „Geldausgang'^  und 
reeller  Verbraucbsausgabe  fundamental. 

Daher  haben  diese  Unterscheidungen  auch  practiscbe  Be- 
deutung fUr  eine  nach  streng  rationellen  Gnindsätxen  erfolgende 
Bneb-  ond  BeebnungsfUhning  der  Wirtbeobaften,  namentlich  ancb 
der  Finanswirtbsebaft  des  Staats. 

§.  69.  —  4)  Ein-  ond  Ansgäuge,  welche  eigentlich  nur 
Oflter-Uebergänge  zwischen  den  zwd  AbtheiInngen  einer  Wirth- 
schaft sind.  Mit  der  allgemeineren  Ausbildung  der  Arbeitstheilunp 
und  der  Geldwirthschaft  (§.  114)  trennen  sich  in  den  Einzei- 
wirtbschaflen,  besonders  auch  in  den  Privatwirthschaften  der  Familiea, 
(§.  122),  immer  mehr  und  vollständiger  zwei  Wirthschafts- 
abtbeilnngeni  welobe  in  vieler  Hinsicht  wieder  die  Nalnrselb- 
sttndiger  Wirtbsehaften  annehmen:  die  Hanswirtbsobaft  (Wirtb- 
schaft, ancb  Hansbatt  scbleohtbin  mitunter  genannt)  nnd  die 
Productionswirtbscbaft.  ' 

a)  Die  erstere  bezweckt  die  Verwendung  der  der  Wirth- 
schaft ffir  die  laufende  BedUrfnissbefriedigung  der  Wirthschaftsan 
gehörigen  zur  VerfllgUDg  stehenden  Gütermenge  oder  m.  a.  W.  die 
Verzehrung  und  somit  die  reelle  Verausgabung  der  Gfiteij 
im  pHansbalt^^  Man  könnte  sie  ancb  Verbranchs-  cdd 
Ansgabewirtb Schaft  nennen. 

b)  Die  s weite  hat  die  Erwerbung  der  Gflter  oder  des 
Einkommens  (§.  84)  und  damit  eben  der  Mittel  fUr  die  Haus- 
wirthschaft  zum  Zwecke:  Einnahrae-  oder  Erwerb swirthschart. 

Die  blossen  Güter  Übergänge  zwischen  diese  beiden  Wirth- 
schaftsabtheilungen ,  welche  doch  wieder  die  Eine  Wirtbscbaft 
unter  Einem  Rechtssubject  und  mit  Einem  Vermögen  bildeui  werden 
nun  ancb  wohl  ab  Einnahmen  und  Ausgaben  besdcfaml»  qb^ 
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m  Interesse  richtiger  Buch-  und  RechDungsiUhrang,  wobei  die 
firthsohaftsabtheÜQngeii  peraonificirt  werden,  besooders  im  System 
doppelten  Bnchhaltangy  mit  Beebt  Aber  an  «od  für  sieb, 
kBBB  dat  Wiitbgebaft  ak  Einheit  betraohtet  wird,  liegt  offi»nbar 
beb  hier  znnftehst  keine  Veränderung  des  Vermögens  vor, 
»eiche  die  Bezeichnung  als  Einnahme  und  Ausgabe  rechtfertigte. 

§.  70.  —  F.  Schema  der  Eingänge.  Hält  man  an  der 
Dterscheidung  von  Ein-  und  Ausgängen  in  der  Wirthscbaft 
»d  Einnahmen  nnd  Ausgaben,  welche  eine  Vermögens- 
Andernng  bewirken,  fest,  so  ergiebt  sieh  folgendes  Sehern» 
mx  Eingänge  bes.  der  Ausgänge  (§.  71)  in  der  Einselwirth- 
*sft.^^ 

I)  Eingänge,  welche  zugleich  Einnahmen  sind: 
1)  Unmittelbar  eigens  erworbene  Rinnahmen  der  Wirth- 
ilaft,  welche  anf  die  eigene  Verwendung  der  dem  Wirth- 
lhaftssabje<^  snr  Verfügung  stehenden  Arbeitskräfte,  Grundsttteke 
id  Kai^talien  surttekzufttbren  sind;  —  und  zwar  theils  avf  die 
erbindnng  dieser  drei  Kategorieen  in  der  Unternehmung, 
leils  auf  die  Ausübung  der  eigenen  Arbeitskraft  allein, 
f  der  eigenen  Unternehmung*^)  oder  im  Dienste  der  Unter- 
?bmuDg  eines  Anderen,  d.  h.  im  Verhältniss  der  Lohnarbeit, 
lese  Einnahmen  besteben,  und  zwar  auch  im  letzterwähnten  Falle  ^^), 
reoBoreten  wirthsehaftliohen  Gtttem  oder  ProdueteOi 

In  der  Gefenwart  kommen  Fälle  dieser  Art  besonders  bei  dem  M&taralr«r- 
mh  der  Laodwirtbe  for.    Die  AbgalM  von  NatnnHaB  tos  der  Prodootiooswiftk* 

llft  de»  Gutsbositcen  an  seine  Haashalioiif  ist  mit  Recht  namentlich  auch  bei  der 
Tf'ssang^  dci  Einkommens  für  Steaerzwecke  nicht  als  „Ausgabe"  zu  betrachten, 
Di-^rn  bildet  einen  Bestandtheil  des  steuerpflichtigen  Einkommens,  — 
I  ao^rkauQtcr.  wenn  auch  practiäch  schwor  genau  durchfahrbarer  Bochtsgrandsatz 
lieB  BodemeD  EinkoDmeiisteiienresetzon,  z.  B.  dem  preoasisdien. 
*^  Vcrirl.  Hermann  S.  129  ff.  (unvolbt.-in'li;,'^ 

^^'i  So  bei  gewissen  persönlichen  Üienstlei>tung;cn ,  welche  wesentlich  nur  mit  der 
söalichen  Arb<Mt>iiraft  sei bs tändig  ausgeübt  werden,  z.  B.  Botendienst;  ein 
tt%m«t  K«i>kal  pflegt  aHeitHngs  aoeb  hier  nieht  Idcbt  fnuiz  lo  &bleo  (T^he,  Stock 
»Boten,  Rasirzeng  des  Barbiers  u.  dgl.  m.).  kann  aber  hier  ignorirt  werden. 

•)  Die  Geldlohnanszahli'ng  scheint  mit  dieser  Anffasbuiig  in  Widerspruch  zu 
4en  Indeüsen  ist  grade  zur  richtigen  Würdigung  derselben  und  der  Lohnarbeit  im 
^■ate  ffettder  OnterneihDung  überhaupt  schon  hier  za  betonen,  dass  die  Einnahme 
■  Arbeiten  im  Grande  doch  immer  nar  eine  Q^aote  des  Produ cti onscrtrages 
rr  ÜDternehmtinp  ist.  in  der  er  bi^srhäftigt ,  und,  wie  dieser  Ertrag  selbst,  in 
rcdnct-^n  besteht.     Dass  er  dafür  mi  Lohnvertrage,  und  zwar  gewöhnlich  in 
id.  abgefunden  wird,  in  der  Regel  mittelst  eines  Vorschnsses  ans  dem  Kapital 
s  UMandhrnera  gewissermassen  a  Conto  des  endgiltigen  Prodactionsorgebnisses, 
fat  di«»«s  GrondFcrhältni^s  ni.  Iit     Khenso  folsrt  aus  der  hier  vf-rtretenon  Auf- 
jiwir.  dass  die  Einnahme  (Einkommen  §.  84,  Lohn)  des  Arbeiten»  seine  eigen- 
*^''rbeB€,  nicht  vom  Unternehmer  gegebene  sei  U3rot  des  Untemebme»  essen**)» 
^  Roscher  §. 
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sind  Natvraleinnahmeti.  Die  Wirtbschaftstbitiglcei^  dnreh  wdeb 
tie  gewooDen  werden ^  ist  die  Natural prodnetion  (Natnrtl 

Ersengang). 

2)  Einnahmen  einer  Wirthschaft  ans  ForderungsrechtcD  ii 
Folge  von  Creditgeschätten.  Letztere  haben  ihren  Ursprung  ö 
Eigenthums-  und  verwandten  Rechten  an  Unfreien,  Graod 
Stücken  nnd  Kapitalien,  welohe  das  Wirthsehaftssabject  nicht  8elbi 
nur  HerstelloDg  von  Otttem  verwendet,  sondern  andren  Wirtl 
sehaften  snr  Benntznng  Überlassen  hat  ■  Die  Einnahmen  sind  Im 
Vergfltnngen  für  die  Ueberlsssnng  der  Nntsong  (beim  Unfnin 
erentaeil  fttr  die  Einräumung  der  Verfügung  Uber  seine  Arbeitskral 
an  ihn  selbst),  bestehen  in  Entrichtung  einer  Reute  (Abgabe  de 
Unfreien,  z.  B.  russischer  Obrok,*^)  Pacht-  und  Miethzins  U 
Grundstücken  nnd  Gebäuden,  Zins  bei  anderen  Kapitalien,  ddi 
können  insgesararot  Renten  ein  nahmen  gensnnt  werden.  Si 
besteben  in  Sachgtttem,  Dienstleiiitnngen  oder  Geld. 

8)  Einnahmen  ans  Erbsehaften  nnd  Legaten  kraft  de 
Erbrechts.*^) 

4)  Einnahmen  aus  nnentgeltlich  nnd  freiwillig  eiofl 
Wirthschaft  von  anderen  tlberlassenen  Gtltem:  Geschenk,  Almosel 

5)  Einnahmen  in  Folge  von  gpontan-natürlichen  fobo' 
menschliches  Zuthnn  erfolgenden)  Zuwächsen  zn  vorbandeiMi 
Gdtern  (Frtichte  von  Pflanzen,  Tbieren;  BodenansehwemminffiB) 

6)  Einnahmen  ans  Fanden  nnd  ans  der  Aneignung  hena 
loser,  verlorener  n.  dergl.  m.  Säehen.  I 

Hierzu  würde  dann  7)  widerreehtlieher  Zwangserwerl 
(§.  10)  treten. 

Alle  diese  P^innahmen  sind  bei  allen  Arten  Einzelwirthschatb 
möglich,  namentlich  auch  bei  den  Gemein-  und  speciell  bei  dei 
Zwaugsgemeinwirthschaften  (§.  151,  154).  Bei  diesen  tritt  ai 
achte  Einnahmeart  die  Bestenernng  hinan  (§.  158). 

**)  (i  (■  1  fl  abgaben ,  wie  eine  Art  Kopfsteuer  an  die  II-  rron  .  mit  den^n  sich  *S 
Leibei^cencn  ilirca  Herren  gegenüber  abfanden.  Besondere  Entwicklung,  scitdeos  i 
Bartsland  Fabrikweson  aufgekommen.  S.  Tschitscherin,  Art  Leibeigei 
scbaft  im  StaatsvArtcrbu^  h  VI.  40S;  \.  II azt hausen,  ländl.  Verfassung  RusäUn^ 
Leipz.  l^fifi,  S.  'M  —  Aolinliclio  (iest;iltnn!j:cn  srhon  im  Alt-Ttlium ;  über  GriecbfS 
lud  s.  BUcbsenschutz,  a.  a.  Ü.  S.  1115  (dvfOfOQa).  Näheres  unten  üi  d.  2. 
Kap.  1.  Abäcbn.  v.  d.  Unfreiheit  als  Arbcibsyi.tem.  —  RodbertQS  bat  mit  IW 
öfters  darauf  hingewiesen,  dass  die  Tolkswirthschafilichc  Bedeutung  des  Prirat-Gnd 
eig^enthnms  und  de,s  Privat- Kapitaicigciithums  durch  den  Yergieicli  Bit  ScUfenciM 
tbom  erst  in  das  richtige  Licht  gebellt  werde. ! 

Bei  der  eigcnthumlicheu  rechtlichen  Stellang  des  Erbrechts  wohl  richtig  j 
besondere  EiDnahnelategorfe  herroizohebea  (bei  Herrn aiiQ  mit  9.  4  tumtm 
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n)  EingäDge  in  Folge  von  Creditgeschäften: 

1)  Guter,  welche  der  Wirthsebaft  aas  anderen  Wirthscbaften 

reditirt  werden  und  demnach  für  die  empfangende  Wirthsebaft 
ezliglicbe  Schuldverbindlichkeiten  invulviren:  Eingebung  passiver 
reditgeschär te  oder  Aufnahme  von  Schulden,  worunter 
thf  ökonomisch  betrachtet^  auch  die  Pacht-  und  Miethge- 
ihlfte  bei  Poatnnmerando-Zablnng  des  Pächters  tmd 
fetbeiB  reiben.  —  Die  Vomebrong  der  Passira  bewirkt  an  sich 
eme  Verminderiing  des  Vermögens  (Aetivvermö^^ens),  da  sich 
iüiirch  die  Activa  zuuiiebst  ebenso  vermehren.  Erst  die  Ver- 
ehrung der  creditirten  Güter  hat  diese  Wirkung. 

2)  Rfickzahlungen  anderer  debitirender  Wirthscbaften  an 
e  creditirende,  bez.  Kttckgaben  der  vermietheten  oder  ver- 
lehteten  Guter  an  sie,  oder  Abwickiong  activer  Greditgescbäfte. 
I  diese  Guter  wohl  ans  der  nnmittelbaren  Verfügung  der  credi- 
«uden  Wirthsebaft)  aber  nicht  ans  deren  Vermögen  ansgescbieden 
ireo,  involvirt  die  KUckzahlung  oder  Rückgabe  auch  keine  Ver- 
ägensveränderung. 

III)  Eingänge,  weiche  nur  ein  Substanz  Wechsel  des  Ver- 
Dgens  nnd  insofern  nicht  eine  eigentliche,  nene  Einnahme  sind. 

1)  Durch  Tausch  (oder  Kauf  in  der  Geldwirthschaft)  von 
kt  ssderen  Wirthsebaft  gegen  HiDgabe  wirthschafUicher  Guter 
iel.  Dienstleistungen)  erlangte  Guter,  oder  Eingänge  aus  dem 
:rkehrsmässigen  Erwerb  der  Güter.  Auch  diese  können  in 
ichgflterQ,  Dienstleistungen  oder  Geld  bestehen  und  zum  Zweck 
ir  reinen  oder  der  reprodnctiven  Consumtion  (§.  71,  I. 
tnd  IL  i)  erfolgen. 

f)  An  die  Stelle  verwendeter  alter  Guter  bei  der  eigenen  Er- 
ogong  tretende  nene  Guter  (s.  §.  71,  III,  2),  z.  B.  die  fertigen 
ibrikate,  welche  an  die  Stelle  der  verbrauchten  Roh-  und  Hiils- 
>lfe,  l'Dterhaltsmittel  der  Producenten  u.  s.  w.  treten. 

§.  71.  —  G.   bchema  der  Ausgänge. 

I)  Ausgänge,  welche  zugleich  Ausgaben  sind: 

1)  Unmittelbar  eigens  behufs  der  Bedttrfnissbefriedignng 
s den  WirthschaftsangehOrigen  verzehrte  Guter  (Consumtion , 
ine  oder  eigentliche  Consumtion).  Hier  erfolgt  eine  W er t fa- 
ir Dich  tun  g,  bez.  ein  Verbrauch  der  naturalen  Güter  selbst: 
ttaralausgabe. 

2)  Rentenaasgaben,  bestehend  in  Zahlungen  von  Kenten 
•  Creditgeschäften  Seitens  der  debitirenden  Wirthsebaft 
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3)  Ausgaben,  bestehend  in  nnentgeltliolier  und  fre 
williger  Ueberlassong  Ton  Otttem  an  andere  WirthsehAfte 
Gesehenk,  Almosen. 

4)  Ausgaben  in  Folge  natürlicher  Zerstörung  vorbandet 
Güter  (nicht  zusammenfallend  mit  den  in  §.  74  erwähnten  nati 
liehen  QualitätsverschlechteruDgen  der  Guter):  natürliche  Co 
snmtion. 

5}  Aasgaben  in  Folge  von  Verlieren,  Derelinqniren  ? 
Gfltem. 

6)  Ausgaben,  bestehend  inswangsweiser  Ueberlassnng y 

Gutern  an  andere  Wirthschalten ,  ohne  Erlangung  specielh 
Gegenwerths"):  Steuern  und  zwar  eigentliche,  allgeinei 
Stenern;  während  Gebühren, weil  dabei  ein  specieil 
Gegenwerth  erlangt  wird,  streng  genommen  snr  folgenden  Ka 
gorle  gehören.*^) 

II)  Aasgänge  in  Folge  Yon  Oreditgesehftften: 

1)  Gewfthrnng  von  Crediten  an  andere  Wirthscbafb 
(active  Creditgeschäi'te)  incl.  Vermiethungen  und  Verpachtong 
bei  Postnumerandozahlung. 

2)  Rückzahlungen,  bez.  Rückgaben  von  Gütern  an« 
ereditirende  Wirthsehai't,  oder  Abwicklang  passiver  CreditgesohÜ 

III)  Ans^^nge^  welche  nnr  einen  Snbstaniwechsel  des? 
mOgens  bilden: 

1)  im  Tausch  oder  Verkauf  gegen  Empfang  andrer  Güter  fc 
gegebene  Güter,  —  verkehrsmässiger  Aasgang. 

2)  Verwendung  wirihschaftlicher  Güter  als  Mittel  zur  eigec 
Herstellnng  neuer  wirtbschalUicher  Güter:  rep  r  od  active  Cq 
snmtion,  wo  an  Stelle  des  verbraoehten  Gnto  ein  nenes  tr 
sich  also  der  Werth  im  Form weehsel  der  Güter  erhftli  I 
dergestalt  verwendeten  Gflter  heissen  Ersengnngs-  (Prodactioi 
Herstellnngs-,  Gewinnungs-)  kosten  oder  Kosten  schlechte 
(§.  47,  83). 

§.72.  —  H.  Natural- und  Geldrechnung  bei  dem  änsj 
ren  Gttter-WechseL  Jeder  Guter-Wechsel  in  der  Wirtbsclu 


*)  Im  OegensatE  sa  dam  geDerellen,  fUr  die  einlebe  Wirihsebtft  Hiebt  w 

baren  Gegenwerth,  der  allerdings  auch  fUr  die  Stenern  in  der  allgemeinen  Su 
lölderuug  (R' chtssohutz  u.  s.  w.)  erlangt  wird,    S.  u.  §.  150  ff.,  15G,  loS  o.  Kap 
**)  Bau- Wagner,  Finanzwiäs.  1,      95.    Wagner,  Fio.  2.  Aufl.  I,  §.  1 
U.  §.  276  ff. 

**)  Der  Aoogsog  der  GQter  ans  einer  Wirthschaft  durch  Erbrecht  ist  hier  m 
mit  in  enrlhneii,  denn  er  ist  ebea  Auflteongp  der  Wixthschaft  selbst 


Digitized  by  Google 


Matanl-  n.  GeldiechniiBg.  Ziel  d.  WiitlucL  betriebs. 


95 


iii.  jeder  £io-  und  Ausgang  der  Guter,  fenier  jede  Verände- 
rQDg  des  YermOgenSy  d.  h«  jede  Einnahme  und  Aasgabe  nnd 
daaaeh  dann  der  Gflterbestand  in  einer  Wirtbaehaft  und  im  Ver> 
Bügen  ttsat  aieli  anf  aweierlei  Weise  verfolgen: 

1)  an  den  Gutem  selbst,  insbesondere  in  der  Art,  dass  die 
einzelnen  Güter  durch  Maassbestimmungen  genau  qualitativ 
nnd  quantitativ  bestimmt  werden,  was  alsdann  auch  eine  Snmmi- 
rung  der  qualitativ  gleichen  Gütermengen  gestattet:  sog.  Natural- 
lechnimg,  welche  gleichzeitig  znr  „Gebrauchswertb  Recbnung''  wird 
and  im  praetiscben  Lel>en,  s.  B.  bei  der  Aufnahme  der  Lager- 
InTentare  der  Kanflente,  in  vielen  Zweigen  des  Staatsbausbalts 
1I.8.W.  vorkommt  Bei  den  Saehgtftern  muss  hier  die  Waaren- 
kinde  und  das  Maass-  nnd  Gewiebtswesen  die  Hilfsmittel  aar 
genauen  Xaturalrcchuung  liefern; 

2)  am  Werthe  der  Güter,  und  zwar  am  Tauschwerthe 
and  insbesondere  am  Geldwerthe:  Geldrechnung.  Hier  werden 
die  Guter  durch  den  VVc rthanschlag  oder  den  Preisansats 
in  Geld  auf  einen  gleiohen  Nenner  znrttelLgefUlirty  wobei  dann  eine 
ToDstindige  Snmmimng  mOglieh  ist  Ausser  der  Waarenkunde 
nd  dem  Maaw-  und  Gewiebtswesen  bedarf  es  lum  Wertbanseblag 
der  Saebgflter  und  aueb  der  etwa  in  Betraebt  kommenden  Dienst- 
leistangen  nnd  „Verhältnisse"  des  Geld-  und  Münzwesens,  der 
Preislisten  (Preiscourante)  und  eventuell  der  Taxation.**) 

Die  am  Ende  einer  Rechnungsperiode  sich  ergebende  Diffe- 
renz zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben  beisit  Bilanz.  Sie 
«giebt  einen  „Uebersehnss",  wenn  die  Einnahmen,  und  einen 
i,Abgang''  (in  diesem  Sinn,  Defieit),  wenn  die  Ausgaben 
giOtser  wBTMi. 

§.  73.  —  I.  Das  Ziel  des  Wirtbsebaftsbetriebs  Ittsst 

sich  nicht  für  alle  Arten  der  Einzelwirthschaften  gleicbmüssig  hin- 
j^tellcn.  Bei  dem  typischen  Ilauptfall,  der  Individual-  und 
Familien  wirthschaft,  bängtes  mit  der  Lehre  vom  Auskommen 
und  dem  Bedürfnissstand  (§.  9i  ff.)  zusammen.  Im  Allgemeinen 
ist  hier  daa  Streben  naeh  grösseren  Einnahmen,  um  riehtige  und 
beilsame,  die  Gesammtentwieklung  befördernde  Bedürfnisse  der 
Wndisehailasubjccte  und  ihrer  AugehOrigen  genllgend  befriedigen 
in  können,  ein  bereebtigteres  Prineip,  als  das  Streben  naeb  Ver- 
ninderong  der  Ausgaben,  wenn  damit  eine  die  Entwicklung  bem- 

")  Bau,  9.  60. 
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meode  Beschränkung  der  Coosumtion  verbunden  ist:  so  t\ir  die 
einzelne  Fanulie^  so  l'Ur  das  ganze  Volk.  Zugleich  sollte  aber  nach 
einem  WirthsebaftsttberBchass  gestrebt  werden,  welcher ücl^ 
nnr  die  Vorbedingung  einer  weiteren  Steigerung  der  Entwiekiuug, 
sondern  anch  ein  Reserve-  oder  Sieherheitsfonds  für  di< 
Uückschläge  ist,  welche  der  Wirtbschaftsbetrieb  und  der  erreichu 
Vermögensbestand  durch  ungUni^ti^c  P^inHUsse  der  Aussenwelt,  be 
sonders  der  „Conjunctiir  '^  unabhängig  vom  Willen  und  Thun  dej 
Wirthscbaftssnbjects  erleiden  kann.  Ein  solcher  Reservefonds  i« 
eine  allgemeine  Fordemag  fttr  jede  Einzel wirthsehaft'*)  i 

2.  Abschnitt.  ' 

Die  AbhSiig:is:kfit  der  Etnzelwlrtliseliafl  vimI  des  VennOgens  vh 

Einwirkungen  der  Aussenweltf  besonders  der  Einfluss  der 
Conjunctur  in  der  Volks wirtlischait. 

§.  74.  Der  jetzt  zu  betrachtende  |,inBere''  oder  Wertk 
Wechsel  der  Güter,  welcher  unabhängig  vom  Willen  nad  der  Thätig 
keit  der  Wirtbscbaltssubjecte  vor  sich  ^elit  (§.  63),  nmflssst  dre 
Arten  solcher  Fälle:  1.  die  natürliche  Veränderung  dei 
Qualität  der  Hüter,  II.  die  veränderte  menschlich! 
Kenntniss  der  Eigenschaften  der  Güter,  III.dieveräq 
derte  Gonjnnctnr  hinsichtlich  der  Herstellnng  nad  des  Bc 
gehrs  deijenigen  Gtfterart,  za  welcher  die  betreffenden  concrete 
Guter  gehören.  I 

I.  Die  Guter,  ^)  insbesondere  die  8acbgtlter,  erfahren  duro 
Naturein nusse  Veränderungen  ihrer  Qualität,  daher  ihre 
Brauehbarkeit  fUr  menschliche  Zwecke  und  des  davon  al: 
hängigen  Gebrauchswert hs,  und  zwar  zum  Guten  und  zai 
Schlechten:  sie  verbessern  sich  in  einigen  FäUen,  z.B.  manct 
Gttter  einfach  durch  Zeit  verlauf,  als  Bedingung  gewisser.  Katii{ 
proeesse,  unter  gewissen  Voraussetzungen  (Wein,  Gigarren  n.  A.  n 
—  Geigen);  sie  verschlechtern  sich  in  der  grossen  Mehrzal 
der  Fälle,  aller  dagegen  gctrotlenen  Vorkehrungen  ungeachtet:  di 
Sachguter  lösen  sich  wieder  in  ihre  stoi'iiichen  Bestandtbeile 
Zufälle  aller  Art  schädigen  sie.  Der  eingetretenen  Verändertiii 
des  Gebranchswerths  pflegt  eine  Aendemng  des  Tausehwertb 

Vgl.  Hermann  in  d.  staatsw.  Untersuch.  S.  226.  Im  StaatahMsliiU  dieF!ts| 
dei  Staabschatzcs.   S.  darüber  Wagner,  Fuu,  2.  A.,  II,  §.  d6. 
Felilt  bei  Bau,  ^.  68,  t>9. 
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k  denelben  Biebtnng  zu  entsprechen.  Die  Verbessening  der  Güter 
lUirt  atoo  zu  einer  WertherhObnng,  die  Yerschlechterang  zn 

»iner  Werthverminderung.  Daraus  ergeben  sich  dann  corre- 
pondirende  Veränderungen  im  Werthe  des  Güterbestands  der 
/Firthschaft  und  des  Vermögens  einer  Person. 

Wem  diese  Veränderungen  zu  Gute  kommen  oder  zur  Last 
Ulen,  bat  wesentlich  wieder  das  Recht,  freilich  ,,nach  derJNatnr 
ler  Saehe**!  zn  bestimmen.  Die  allgemeine  Regel  ist,  dass  sie  den 
iigenthttmer  treffen ,  bei  gemietheten  nnd  gepachteten  Sachen 
Jso  nicht  das  Wirtbschaftssubject,  das  im  Augenblick  darüber 
erfügt.  Jedoch  sind  Ausnahmen  von  dieser  Regel  weder  undenkbar 
och  im  Leben  und  im  Kecbte  ganz  unbekannt.  In  dem  „System 
er  freien  Contractc'-  (§.  125)  kann  bei  Creditgesc haften,  namentlich 
«i  Mietb-  nnd  Pachtgesehäften  die  Last  der  natürlichen  Werth- 
«rminderong  vom  jaristiscben  EigentbQmer  auf  den  Benutzer  ttber- 
lilzt  werden  nnd  die  social  gedruckte  Stellung  des  emen  Con- 
ahenten  lässt  dergleichen  wohl  zu:  Verschiebung  des  Risico's 
SS  Zufällen  z.  B.  auf  den  Miether  einer  Wohnung. 

U.  —  §.  75.  Die  veränderte  menschliche  Kenntniss  der 
Ügen  sc  haften^)  der  Guter,  besonders  der  Sachgüter,  wird  „durch 

Thätigkeit  des  Verstandes  erlangt,  der  neue  Eigenschaften  der 
Mb  ans  Liebt  bringt  oder  eine  neue  Beziebnng  derselben  zu 
taseblichen  Zwecken  entdeckt  Die  fortschreitende  Natnrkenntniss 
kd  die  Geschicklichkeit  in  der  Benutzung  der  Naturgebilde  ist  bei 
en  geistig  entwickelten  Völkern  eine  reicblicbe  Quelle  der  Ver- 
jügenavermehruQg"/)  denn  letztere  ist  wieder  die  Folge  einer 
I  

*)  Casus  a  nullo  praestiiitlir  ist  bei  Obligationen  die  Rcchtsregel,  Pachta,  Pau- 
rtcn  §.  272.  302:  Speeles  pcrit  ei  cni- dcbctur.  In  uiodcnien  ^rosssfädtischon 
iethrertr&geu,  einem  cliaractehsüscben  Beiäpiele  der  voiluwirthscbaftlicheu  und 
ilifisclien  Fiction  der  Gldelilieft  der  Paitden  bei  der  Gontracfscliliesming,  hebst 
).  L.  B.  in  Berlin,  gewöhnlich:  ,.Der  Miether  tilgt  den  dürch  Ilagelschlag,  Sturm 
■vi  aiidre  unabwendbare  Naturoreitmisso  der  Wdlinutiir  und  insl)csond«!ro  den  Fenstern 
tgelugten  Schaden."  üebcr  die  Entwicklung  des  sogen,  liemissio ns wesens  bei 
|A  landirirtbschaftiicheu  Pachtverträgen  s.  Ran- Wagner,  Finanzuriss.  I,  §.  146, 
Ali.  9-  ^        citirten  Schriften  ron  Ubbelohde,  Drechsler, 

rm  e  y  e  r. 
*)  R.iTj.  ij.  r,*>.  09.    Hermann,  S.  132.    Mangoldt,  §.  14. 
^  Kau,       ti^  Anm.  d.  erwähnt:  die  Anwendung  der  Steinkohlen  2um  Aus- 
IfaMfaett  des  läsens  in  Engltod,  um  1620,  als  die  Abnahme  der  Wftlder  schon  den 
Mbeataod  der  Eisenwerke  bedrohte.    Reybaud  in  S6ances  et  trav.  de  Tac.  des  sc. 
Ir.  et  poL  Jul.  1SG6,  S.  117.     Am  Meisten  ist  hierin  der  Chtmie  zu  verdanken. 
iMdecknog  des  Jod:«  und  Benutzung   der  jodhaltigen  Sakuuellou.    Phosphorit  als 
lifemitteL    Aothndt  ab  HelaiAf.   Stoffe  zur  Gasbeleiiciitang ,  zn  Lichrhilden. 
Meckojig  rieJer  Färb-  und  HcilstoBe.  Guttapercha.    Kautachnk.   Pflanzliches  Elfen- 
^  (roBiPhjrtelepbas  marrocarpai.  Kreosot  Paraffiokoneen.  Benutzung  des  Asphalts, 
i.W»gm9i,  Otwmdleguag.  2.  Aa&  7 
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höheren  Brauchbarkeit  der  Güter:  Gebrauchs-  und  oft  aac 
Tauschwerth  steigen.  Aber  die  entgegengesetzte  Erscheinung,  ein 
Verminderung  der  Braachbarkeit^  daher  des  Werths  und  desVe 
mOgenSi  fehlt  keineswegs,  z.  B.  bei  der  Entdeekang  nachtheilige 
Eigensohaften  der  Güter  (z.  B.  Triebinen  in  Scbweinefleiseh,  Gil 
stofifb  in  Farben  y  Pflanzen  n.  dgl.  m.).  Die  für  Wirthschaift  ni 
Vermögen  gtinstigen  und  ungünstigen  Folgen  treffen  wie  im  vorigf 
Falle  der  Kegel  nach  den  Eigcnthlinier ,  was  wieder  zu  besoüde 
wichtigen  Folgen  für  den  GrundeigenthUnicr  führt,  wenn  j 
den  GmndstUcken  oder  den  Stoffen  darin  neue  Eigenschaften  erktn 
werden.  ^) 

in.  —  §.  76.  Am  Wichtigsten  ist  der  Einflnss  der  C  onjnncti 
auf  den  Werth  der  Güter  nnd  des  Vemiögcns,  der  hier  etwas  sib 

zu  betrachten  ist. '-') 

A.  Wesen  und  Wirkung  der  Conjuuctur.  l'nter  i 
Conjunctur  wird  hier  die  Gesam mtheit  der  techuiscbei 
ökonomischen,  socialen  undrcchtlicheu  Bedin gange 
verstanden,  welche  in  der  auf  Arbeitstbeilung  nnd  FriTt 
eigentbnm  —  insbesondere  Priyateigentbum  an  saeblicben  h 
dnctionsmitteln  (privatem  Gmndeigentbnm  nnd  Privatkapital)  < 
beiiihenden  Volkswirthschaft  die  Herstellung  der  Gütei  ft 
den  Verkehr,  ihren  Begehr  und  Absatz  in  demselben,  dab 
den  Tauschwerth  der  Güter  überhaupt  und  auch  des  ein 
nen,  schon  fertigen  Guts  wesentlich  mit  bestimmen,  iu  d 
Regel  ganz  oder  wenigstens  überwiegend  unabhängig  vom  Willi 
und  von  den  Handinngen  nnd  Unterlassungen  des  Wirtbscbam 
jectSy  bez.  des  Eigentbümers. 

Die  Conjunctur  gewinnt  mit  der  feineren  Ausbildung  der  Arbeil 
theilung  und  des  Verkehrs  immer  allgemeinere  und  grössere  Beda 
tung  und  tritt  vielfach  als  dritter  11  auptfactor,  von  welche 
die  Tauschwerthsumme  des  GUterbestands  in  der  Wirtbscbail  u 

der  Fichteiiriridcln  (\Valdvs'(jll<-),  inländisrli.T  (iriLscr  zum  ^MI^t.■^^  (Waldgras),  der  <ij 
im  Hochol'cii,  dos  Steinkohicuthcu»  zur  Bereitung  vou  Auüm.  Viele  blassu  Abfl 
(Thieilmocliein  Fleisch  in  den  Lapfaitallndem  tob  den  Mhet  nur  der  Häntc  vet 
erlegten  BafTcln,  Wollcnlumpcii,  SSgespine  u.  8.  w.)  hat  die  moderne  Technik  zu  n 
werthen  (gelernt.  Ueber  solclir  Fortschritte  enthalten  die  IK-richte  übet  die  Wcltani 
Stellungen  in  der  Kegel  viele  Notizen,  ausserdem  die  Jahresberichte  Uber  die  Ftf 
schritte  besonders  der  Chemie,  chemischen  Technologie. 

^)  Eutdeclningen  ron  Bcrgbauproducton  im  Boden,  von  ncoen  nützlich 
Eigenschaften  an  diesen  Producten,  bez.  Entdeckung  neuer  Vcrwcadbarkeiten  dcn>oU{ 

")  Menger  a.  a.  0.  I..      2  Uber  den  Causal/.usaiiimcnhang  der  (Jatcr  onthi 
auch  manches  Ilierbcrge hörige.     Vgl.  bes.   Lassalle,  Kap.  u.  Arb.  a.  a.  U. 
Schlffle,  Soc.  Körper  a.  a.  0.  (s.  o.  Yorbem.  z.  diesem  Haaptahsebo.  S.  81). 
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des  Veim^geiiBbeBtaiidB  einer  Penon  abhängt,  neben  die  beiden 
loderen  hierfDr  massgebenden  Faetoren,  die  Prodnction  nnd  Gon- 

ramtioB.  Namentlich  gelaugt  die  Conjunctar  in  dem  System  der 
1  r  L-  i  e  II  C  0  n  c  u  r  r  c  n  z  i  126  ft*.)  zur  Geltung.  Darin  liegt  die 
Signatur  der  moderneu  Volkswirtlise  hal  t. ')  Dem  Ein- 
zelnen wächst  dadurch  kraft  des  Privateigenthumsprincips 
ein  Yermögenswerth  hinzu,  den  er  nicht  oder  doch  nicht 
ftni  durch  eine  der  oben  (§.  70)  erwähnten  Einnahmearten, 
Mmentiieh  nieht  dnieh  eine  Prodnction  oder  Arbeitsleistung 
erworben,  insofern  ökonomisch  nicht  oder  nnr  snm  Theil 
verdient hat.  Und  ebenso  erleidet  der  Einzelne  Einbassen 
am  Wertli  seines  \'erraögcn8  oder  der  Güter  in  seiner  Wirth.schat't, 
ohne  dass  einer  der  genannten  Fälle  der  Ausgaben  oder  Aus- 
gange, ohne  dass  insbesondere  eine  eigentliche  Consumtion 
stattgefunden  hat;  insofern  erleidet  er  also  ökonomisch  nnyer- 
echuldet  Verlaste. 

So  stellt  sieh  die  Sache  wenigstens  heraus,  wenui  der  heutigen 
wirthschaiUiehen  Bechtsordnang  und  speciell  dem  geltenden  Privat- 
nebt  gemäss,  das  Eigenthn ms  recht  sieb  nicht  bloss  auf  die 
Substanz,  oder  auf  eine  bestimmte  W  c  r  t  h  h  r»h  e  der  Güter,  son- 
dern schlechtweg  auf  ihren  Werth  bezieht,  keinerlei  C o rrec- 
tur  der  gtlnstigen  Folgen  der  Cunjunctur  durch  ein  diesen  Ver- 

häidussen  angepasstes  bteuerrccht^)  erfolgt  und  keine  Ent- 

.   « 

')  Lindwurm,  Eie-finthuiiisrecht  S.  ,{0l  tK-nnt  dit»  eine  p<t.  princ.  Im  alten 
ütiecbeoL  habe  ebenso  gut  wie  heute  Conjuuctureü  gegeben.  Gewiiä,  soweit  eben 
dsit  (IL  in  Rom)  die  Yolksirirtliflch.  raf  demsollien  Bechtslioden  wie  heute  staBd,  aber 
lifeaab  i?t  mit  sol<-ber  Conse^iucn/.  Volkswirtbsch.  u.  wirthsch.  Rechtsordn.  ..indivi- 
'iiialiütisch"  Kt^^taltet,  wie lieuto.  Daher  auch gegcQWärUg  dor  besoadur»  grosse 
iuiäu6a  der  Gonjuuctur. 

*)  In  den  flogen.  VeTltehresteoern  wird  allerdings  der  Gewinn,  welcher  aas 
Jem  Eigenthumswechel  hervorgeht  unW  damit  iititcr  Umstanden  auch  der  Gewinn, 
»rlcher  einer  werthsteigoruden  Conjunrtur  v  rdaiik-Mi  ist  und  inittelst  Verkaufs  dos 
Olijects  rcalüirt  wird,  besoudeni  beiiu  (irundeigenthum  (üruudAtucke  und  (iebitude), 
■it  getroffen,  so  darch  die  in  unseren  modernen  Staaten  ?erbreitete  Besitzwechselsteuer 
WB  ürundcigeuthum  (franz.  Enregistrement  u.  A.  m.).  L.  Stein  grund<'t  auf  den 
Oed»nken.  die  bei  solchem  Besitzwe-  hsel  gemachten  Gewinne,  welche  durch  die  ge- 
wftkiüiehea  lilrtrag^i-  and  Einkouiuieusteueni  uieht  getrolleu  werden,  /u  beateuera,  seino 
Theorie  der  VeifcehrasteDem,  Finanzwiss.  2.  Aosg.  S.  217,  46G  fl.  Er  stellt  indessen 
•libei  die  Ifloe  Fiction  auf,  als  ob  bei  jedem  solchen  noitzwechsel  immer  ein  (Je- 
viDQ  vorkomme,  der  ein  steuerbares  ubjct  t  bilde  und  verfok't  niclii  das  Ziel,  grade 
<Be  CoujUQctUTeugc w inne  durch  solche  Verkehn>öteuera  /u  irellcn.  In:>oferu  ist 
Steins  Theorie  doch  nur  eine  Rechtfertigung  der  fehlerhaften  Praxis,  so  richtig  es 
aoch  iit,  die  betreßenden  Abgaben  nicht  mit  den  alfcrci»  Theoretikern  unter  den  hier 
nicht  zutreffenden  Hegrili  der  (iebühr  zu  zw  iniren  (s.  meine  Aul^as^ung  näher  in 
Kau-Wagner,  Finanzwiss.  L,  §.  MUf.  Wagner,  lin.  I.  V\l  u.  II.  §.  2sG,  293). 
Die  Pnxii  biMteoort  nnunterschiedlich,  ob  ein  Uewinn  beim  Besitzwechsel  von  Eigen- 
thom  resKsirt  wurde  oder  nicht,  diesen  Bcsitzwechsel  nnd  darin  liegt  das  Bedenkliche 
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schftdignngen  den  von  nnganstigen  CSoiyanetiiieii  BetrofencB 
dnroh  die  Gesammtheit,  bes.  durch  den  Staat  tu  Theü  werden. 
Die  Werthyermehrnng  nnd  Vermindernng,  wdehe  die 

Folge  bloss  des  Conjnnctnrenwechsel  ist,  trifilt  dann  allein 
und  vollständig  den  Eigentbümer  oder  das  Wirthschaftssubject. 

§.  77.  —  H.  Bedenken.  Dieser  Einfluss  der  Conjunctur  hat 
ToltLSwirthacbafÜich  grosse  Bedenken,  wie  man  ofifeu  anerkeimei 
mnes.  Denn  die  Ergebnisse  des  Wirthscbaftsbetriebs  werden,  aticb 
wenn  dieser  noeh  so  ttkonomiseh  riehtig  geleitet  worden  ist,  dweh 
die  Conjnnotnr  bei  jeder  Gelegenheit  gekreuzt.  Nicht  bloss  nid{ 
oft  nicht  einmal  vorwiegend  eigenes  Verdienst  and  eigene  SeboUl,^ 

ihrer  Veifcehnatwieni,  mftgen  sie  tiniiiileifl;eiithiiai  oder  bevegUchee  Eigenthun  (BOaee- 

Steuer)  trell'en.  Soweit  sie  aber  wirklich  den  realisirten  Conju  n  ctureugcwiün 
trell'eu,  was  sie  wenigstens  in  Zeiten  der  Preissteii;-enuig  (l<^s  (irundeigenthums,  def, 
Waaren  und  der  Wcrtilipa]iierc  tiiuu,  sind  sie  uicbt  nur  m  rechtiertigua,  sondern  tack 
ein  Poe  toi  et  der  reitheilendeD  Gerechtigkeit  in  der  VoUnwirthscheft.  KaoMstÜd 
sind  von  diesem  (icbichtspu riete  aus  aoch  Bdrsensteucrn,  als  Correctur  der  dea 
Einzelnen  kraft  des  Privateigcnthumsprincijts  zufallenden  zufälligen  (iewinne.  aiii' 
drUckiich  zu  vuriaugen.  Diu  beätelicudeu  Vcrkelir;>äteaexu  mutiäuu  um  demgemafi 
ergänzt,  mdglichst  dun  eingerichtet  Verden,  die  Gonjonctareogewlnne,  besonden  ta 
Gnindeigenthuin.  zu  treffen,  und  verlangen  für  diese  (iewinne  eine  starke  ErhOhnag.! 
Steuertcchuisch  bieten  sieh  fur  eine  solche  Keform  der  \  erkelirssteuern  freilich  erheb-j 
liehe,  m.  £.  aber  uicht  unüberwindliche  Schwiehgkcitcu  ,  wie  ich  im  2.  Theile  der 
FinuEviasensebnft  gentner  naohveiien  werde.  Torliofig  Terveiee  ich  auf  die  kuw 
Bemerkungen  über  eine  solche  Steuer  auf  Conjuncturengewinne  bei  (irundcigeoüina 
in  meiner  Kede  in  der  Debatte  aber  die  Wohnuu jrsfra^e  .luf  'lern  I.  Eisen.  50<\- 
polit.  Congress  1872,  Vcrhandl.  S.  241,  und  auf  die  kleine  Au:>luhiung  cUe^ea  Foactf 
in  meiner  Comjpunabteneffrage,  Lps.  1878,  8.  40.  VergL  andi  Aber  das  deotsck« 
BOnenstenerpr<nect  meinen  Aufs,  über  die  Keichsfinanzen  in  Iloltzendorffs  Jahrit. 
d.  D,  Reichs  III.,  209  ff.  und  Fried  he  i  j;.  d.  B^rsenstcuer.  l*^7^>:  ders.  die  Bestem 
d.  Gemeinden,  Bcrl.  Ib77,  S.  14,  der»,  ubur  6tcm^ebteuern  iu  Conrads  Jahrb.  187&, 
B.  2  S.  69  ff.;  Friedberg  schlieest  sich  meiner  Anffhsrang  an.  Anders  A.  Held, 
ebendas.  S.  257  ff.,  ohne  mieh  ir^en*1  zu  tlbcrzcugen,  den  Kern  der  Fiuge  auch  niell 
treflend.  Wie  man  ohne  Voreiiigetionunenheit  zu  demselben  (Jesichtspunct  wie  ick 
gelangt,  zeigt  1  ho  ring,  Zweck  im  Hecht  1,  öl9  11.  —  Die  ganze  Frage  ist  keioeswe^ 
allein  eine  finanz wissenschaftliche,  sondern  eine  nllgemein-folkswirthscheft- 
liehe,  —  wie  denn  nberhaupt  die  Steöeni  nicht  nur  ein  Mittel  zur  D^Jcang  dei 
Staatsbedarfs  sind  (rein  fiscal.  Gesiehtspuncti,  sondern  auch  ein  Mittel  zur  Cor- 
rectur Tolkswirthschaftlich  und  gesellschaftlich  uachtheiliger  Einkommen-  und  Ve> 
mOgensrertheilang  (socialer  oder  socialpolitischer  Stuidpnnci)  sein  hOnneB,  ii 
einzelnen  wcnii^en  Fällen  in  der  Praxis  schon  sind  (Krbschaftssteuem,  hohe  Steoen 
aof  Lotteriegewinne)  und  ni.  K.  immer  mehr  werden  miHsen.  (ielin«^  eine  StfOfr» 
reform,  wie  die  augedeutete,  so  fallt  ein  grosser  Theil  der  richtigen  licdeukcn  gefos 
den  Einllnss  der  Coiqonctar  auf  die  wirthscliafttiche  Lage  der  Einzehien  nnd  beoondfa 
gegen  das  private  GronddgenÜinm  fort.  Rechtfertigung  dieser  socialpolit.  Gesichtspon-  te 
im  Finanzwesen  in  d.  2.  Aofl.  d.  1.  B.  meiner  Finanzwiss..  §.  26.  im  2.  B.  §.  jl» 
u.  ^.  3(iU  ü.  (in  d.  Fortsetz,  des  2.  Bands,  welche  ich  unter  der  Feder  habe). 

*)  Gegen  die  Gonseqnenzen,  welche  ich  ans  dem  Einflnss  der  Goi^jnnotiir  Mit, 
A.  Held,  rinindr.  mehrfach,  u.  A.  S.  70:  immer  mit  dem  das  Ziel  uborschiesseodeo, 
deshalb  unhaltbaren  Tünwand,  dass  doch  eine  ..volle  (lererhtigkeit  unerr<'ichbar'  sei.  als 
ob  man  deshalb  nicht  das  Mögliche  erstreben  müsse.  Mit  solchen  Gründen  kaiia  nua 
jeden  Versuch  nach  Reformen  auf  irgend  einem  Gebiet  widerlegen!  Vgl  Mch  LSid« 
warm,  Eigenthnrnsrecht  8.  802. 
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licht  Arbeit,  Vorsicht,  Sparsamkeit,  nicht  Trägheit,  Leichtsinn, 
rcrscbwendung,  sondern  die  C o nj unc tur  bestimmt  daher  ol't  ent- 
üiieidend  das  Loos  der  WirthschafI  und  ihres  bubjects.  Nor  anter 
iwei,  leider  nicht  zutreffenden  Vonuuaetziingen  wUrde  dies  weniger 
pdenklich  sein: 

,  1)  Wenn  die  Chaneen  der  Coiunnetory  also  die  AoBsieht  aof 
nie  wertherhöhende  nnd  das  Bisico  einer  werthvermindemden  Con- 
iuetur,  im  Grossen  und  Ganzen  bei  allen  Güterarten,  in  allen 
leiten  und  Orten  der  Volkswirthschaft  gleich  wären;  dann 
Urde  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Compensation  der  Vortheile 
ftd  Naehtheüe  der  Coiyonetor  für  alle  Vermögen  nnd  aneh  für 
}m  Vermögen  des  Einzelnen,  ans  welchen  Gütern  es  immer  bestehen, 
10  immer  es  sich  befinden  mag,  ungefähr  gleich  liegen. 
■  2)  Wäre  ferner  die  Conjunctur  vom  Einzelnen  wenigstens  nur 
ifld  andererseits:  aber  auch  wirklich)  durch  sorgfältige 
eobachtungen  und  angestrengte  Bemühung,  mit  anderen 
Torten  durch  Arbeit,  einige rmassen  sicher  zu  berechnen,  so 
ge  in  der  Benntznng  der  Ooiganctnr  für  die  wirthsohafUichen 
hreeke  des  Emzelnen  etwas  Berechtigteres  nnd  in  den  dabei  durch 
bSpecnlation  anf  die  gttnstige  Coi^jnnctnr  erzielten  Gewinnen- 
ych  einigermassen  eine  ökonomisc4i  verdien  te  Belohnung  für 
«Ue  Arbeit. 

Allein  erfabrungsgemäss  entspricht  die  Conjunctur,  so  sehr  dies 
pd  damit  dann  die  unbedingte  Berechtigung  und  die  nicht  nnr 
iteel-,  sondern  die  Tolkswirthschaftüehe  Nützlichkeit  der  Spe- 
^lation^^)  aneh  gelegentlich  behauptet  worden  ist,  diesen  zwei 


'  VorgL  besonders  0.  Michaelis,  d.  wiith^ck.  Kollo  des  Speculatiouüliandels 
Ite  Beri.  YierteljahnBcbr.  f.  Yolkswirehsch.  1864,  TV,  ISO;  1865,  1.,  196;  1865, 

.  77  and  der 8.  die  daaemde  Frucht  der  Conjanctar,  eb.  1866,  II.,  i21,  jetzt  im 
B.  seiner  v-olluirirtbscbaftlichen  Sohriftcn.  Anderseits  hat  J.  Neuwirth,  Sjxjcula- 
tüF^riae  roQ  Leiikzig  1874,  S.  311  11.  &elii  gerechtlcrtigte  Zweifei  au  der 

hcdtcdritil**  det  SpeenlatfoittliMideb  geiOMeit.  Yeif L  ancli  die  Arboitmi  toh 
Cohn.  Zeitj^eschaftc  und  Differenzgeschäfte,  Id  Hildebrand's  Jahrbacher  TU.  (1866), 
7  1..  IX..  73  ff.,  und  dessen  statist.  Untersuch,  tlbor  d.  Wirksamk.  d.  Specul.  im 
d.  RotTKenhaüdel  in  d.  Zeitschr.  d.  K.  Preuss.  Stat.  Bar.  IbOS,  S.  21  ff.,  und  in 
Uebr.  Jahrb.  XVL  (1871),  282  ff.  Cohn  fällt  sehr  unbefangene  Urtheilo  Uber  den 
peliÜMiiiliiindel,  wdt  abweichend  Ton  Michaelis'  optimistischen,  obgleich  er 
B«a  nicht  uninteressanten  Nachweis  lu  (Junsten  der  speculativ-  u  Berechnungen  im 
irahandel  liefern  konnte,  si.  unten  Anm.  15.  Die  im  (iegeu>;U/,  zum  Effecten-  und 
liciidä  zum  ürnndstUck-Spcculatiunahaudel  (rergl.  Uber  diesen  luuiuc  Bemerk,  auf 
EiML  YenainmL  1872,  YerhaadL  8.  235  iE  und  ebendaa.  Engel's  Befer.  Uber 
olmoagsooth,  bes.  179  ff.  u.  u,  in  d.  2.  Abth.  Kap.  4,  bes.  über  d.  städt.  Verhältn.) 

allgemein  relativ  ntitzlichste  Art  des  Spcculationshandcis  ist  der  Handel  in 
Hieide  in  Zeiten  der  Missernten,  wie  dies  anter  den  Neueren  besonders 
Meter  iD  t.  Sehfifl  ttber  den  Konhaiidei  (1847)  nachgeviesen,  vgl  auch  b.  System 
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Voranssetenngen  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  nicht  oder 
nnr  wenig. 

§.  73.  —  Zn  1:  Die  gttnstigen  nnd  nngQnstigen  Chancen  der 
Conjunetnr  und  nach  Zeiten,  Orten  nnd  Objecten  (Gfiterarten) 

bleibend  ausserordentlich  verschieden.  In  einer  an  Bev?5lkeniDg 
und  Wohlstand  lortschroitondcn  Volkswirtbschaft  tiberwiegen 
dnrcbscbnittlicb  namentlich  die  glinsti^en  Chancen,  wenn  auch  mit 
gelegentlichen  zeitlichen  und  localcn  KUck^chlägcn  und  Scbwtih 
knngen,  beim  Grnndeigentbum,  besonders  beim  städtischen 
(gross Städtischen),^^)  während  bei  beweglichen  Gütern,  Theileo 
des  GebranebsvermOgens,  wie  des  Kapitals,  der  Wechsel  der  Gon* 
jnnetor  yiel  häufiger  nnd  eingreifender  ist,  eine  Riehtang  der  Cos- 
jnnetnr  überhaupt  nicht  so  andauernd  vorwaltet,  weil  die  jeweilig 
wechselnden  Productionsverhiiltnisse  (Ernten)  einen  unmittclliareren 
Einfluss  üben. Auch  die  zahlreichen  Veränderungen  der 
Technik  machen  die  Gonjunctar  wechselnder,  schaffen  aber  in 
einem  fortschreitenden  Gemeinwesen  mehr  Momente,  welche  die  bis- 

II.,  2,  Knp.  12.  Cchorschoii  winl  dabei  freilich  au.  li,  dass  <\a<  Abhilfsmitfol.  Deadidj 
die  rechtzeitige  geuugondc  Proisi^teigcrimg,  um  deu  Uonsum  auf  (oder  unter)  dw 
*Miiiiinii]iDaa<is  bei  der  Masse  der  BrirSlkernng  zn  drttckcn  nnd  nm  ZnAihren  DSgfidh 
tind  rentabel  zu  machen,  doch  des  Nachtbeil  der  aDgünsti^ren  GoDjoBCtar,  <i'r 
Mi>sernte,  «rri^sstentheils  auf  die  unteren  Clii^^son  abwälzt.  Lindwurm  Eier.  S.  3'»! 
wiederholt  nur  die  alte  Verthoidig.  der  Spcculation,  die  ich  ja  nicht  für  ganz  uuri<  btie, 
aber  ftlr  richtig  nur  mehr  io  Ausnahmefftllen  halte.  ' 

")  Der  llblicho  Einwand,  dass  dem  Conjuucturengewinn  eine  ebenso  grosse  Chiu't 
des  Conjuneturenverlusts  pefrenubcr  stehe  nnd  hArhstens  (1<t  wirt!)Si'h:\ftli<-li  Tuchtii^ie 
ebcu  den  „verdienten*'  \  ortbeil  ziehe,  ist  insbesondere  beim  grus^äsud tischen  Gruui- 
cigeDtbom  anriditig,  obgleich  er  hier  besonders  gern  gemacht  wird.  Die«  ttpM 
sich  aus  den  statisttscben  Daten  über  den  mittleren  Miethwerth  einer  Wohnung  im 
Berlin  mit  genilpender  Sicherheit.  Vcrgl.  die  Taltelle  bei  Bruch,  \\  ühnungsnofh, 
im  Bcrl.  Städt.  Jahrb.  VI.  ^1^72)  S.  23,  und  die  Daten  bei  Engel,  Eiäcu.  Verhiodl 
1872  S.  172,  182.  Der  Dnrchschnittspreis  einer  Wohnnnir  stieg  von  1815  bis 
von  39.06  auf  85.06,  ?on  da  bis  1*n72  auf  171.10  Tlilr.  Von  ISHl— 72  stieg  r  d| 
nur  3  Ausnahmen  in  den  J.  — ."»l,  wo  er  von  lOl.t);'»  in  1*^1^  auf  1(M.I  in  ^''t^i 
98.0  in  1850  und  Thir.  in  1851  sank,  ununterbrot  heu.  Jene  kleine  VcruiAj 
derong  war  schon  1854  wieder  eingeholt  (106.34).  Ob  selbst  die  ansserordentl.  D«bd 
speculation  der  J.  1871  ff.  in  neuester  Zeit  /m  ritier  längeren  Periode  des  KucksrMifl 
fuhren  wird,  rnns^  sieh  noch  zeigen.  Dnrchschnittswerth  einer  vennieth.  Wohrisl 
(oder  eines  sonst.  Gelasses)  Ende  1S72— 77:  009,  717,  752,  744,  74s,  722  M.  Beil 
Stat.  Jahrb.  1877  S.  8%.  1878  S.  95.  I 

**)  Ein  Hanptbeispiel  aus  d.  neaesten  Zeit  liefert  die  Gonjunctur  u.  die  dadoi 
geschafTene  Lage  in  »ler  Kohlen-  \i.  Kisen  i  n  d  n  >j  t  ri  c  (in  allen  rtihnrlän^^ 
nicht  nur  in  denen  einer  bestiuiuiteu,  freihändl.  oder  schutzz6lln.  Handelspoliuk, 
England,  wie  in  ir.*Amer.  n.  Dentschl.V  Terlnder.  der  Technik  (Bessener^ldi 
erzeugung)  steigerten  freilich  deu  Rückschlag.  Vgl.  Pechar.  Kohle  u.  Eisen  d  I 
Berichte  der  llutfenwerke,  z.  B.  der  Dortm.  Union  f.  1^77'"**.  l>np'hsohnittspMil 
Schott.  Roheisen  in  Glasgow  p.  Ton.  1870—77  Mark:  55.45,  60.13,  123.97,  1.^9Jj 
89.S3,  67.12,  59.67,  55.45  (Pechar  S.  S9>.  Mazloialpieis  f.  dentscbes  Qual.-pudcleiJi 
187.1  p.  1000  Kil.  ISO— 102.  Mitte  1<)7S  54,  f.  Besseoer-IUdieisen  210  v. 
Bleche  480—510  o.  150—160  M.  (Ber.  d.  Union.)  1 
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Mrigeii  Werihe  eines  Theils  der  Oflter  (der  Indnstrieprcdncte  und 
ter  Kapitalien,  z.  B.  der  Werkzeuge  nnd  Mascbinen,  mit  denen  sie 

/isher  hergestellt  wurden)  herab  als  herauftreiben  (Sinken  der  Preise 
ler  Fabrikate).       So  si)iclt  die  Conjunctur  doch  insbesondere  denf 
frandeigenthlimer  Gewinne  zu,  die  wenigstens  er  nicht  ökonomisch 
erdient,  sondern  nnr  der  Institution  des  Privateigenthnms  und  der 
fitbeziehnng  desselben  anf  den  Werth  der  Guter,  zn  verdanken 
»t,  —  mOgen  anch  Andere  nnd  mag  die  ganze  Yolkswirthschaft 
fer  mit  anderen  Worten  die  ganze  btirgerliehe  Gesellscbaft  durch 
Ire  Arbeit  erst  die  liedingungen  geschatVen  liaben,  welche  die  den 
lerth  des  Eigentliunis  des  Einzehien  erhöhende  Conjunctur  bilden.^*) 
§.  79.  —  Zu  2:  Diese  wie  die  meisten  anderen  Gewinne  am 
7erth  ans  der  Conjunctur  sind  aber  ausserdem  in  der  Hauptsache 
och  nur  reine  Spielgewinne  —  denen  insofern  wenigstens  mit 
iseht  wieder  Spiel  Verluste  entsprechen  — ,  weil  die  etwa  zu 
Inmde  liegende  Speeulation  w^  flberwiegend  nur  den  Character 
es  Spiels  und  nicht  der  Berechnung  und  damit  der  Arbeit 
at.    Dies  lehrt  die  Erfahrung,  u.  A.  auch  die  Beobachtung  Über 
ie  specuUrenden  Personen  selbst,  und  sie  bestätigt  damit  nur  das 
rgebnias  der  Analyse. „Die  Summe  der  nicht  wissbaren 
fsstände  Überwiegt  jederzeit  unendlich  die  Summe  der  wiss- 
aren  Umstände."  „Je  richtiger  und  genauer  die  Schätzung  der 
iinbaren  Umstände  ist,  anf  welche  der  verständige  CalcfU  des 

*^  VeifL  die  sp&tere  Lelm  fon  Prds  und  Piodactiooakoiioii  im  2.  B.  YoiUnfif 

5l  Hill,  polit  OekoD.  B.  3,  Kap.  3  u.  B.  4,  Kap.  2  §.  1. 

'*  Schlagende  Beispiele  ron  realisirtoii  Conjunctnreng:ewinnpn  .ms  der  Baustellcn- 
«tolAtion  in  Berlin  bei  Kngcl  a.  a.  U.  S.  IbO.  Der  Einwand  f.  A.  Held  a.  a.  0. 
W  rou  Andren,  dass  die  ConjuDcturengewinne  ausseriiAib  des  Grandeigenthams  nicht 
I  r erfolgen  Viren,  ist  nicht  so  allgemein  richtig.  Die  gunz  aparte  5kon.  Stellnnf 
!?  <f  ru  nd  c  igen  thums,  bes.  des  stJidt.,  wird  aber  jranz  uherschen.  wann  dio  Con- 
^ctarengewirmo  hier  u.  bei  d.  Ix'wef^l.  (intern  ohne  WCit  r<  s  f^loichgcatoUt  werden. 

**)  S. die  Aufsätze  v.  G.  Cohn  in  Anm.  10.  mit  dem  Lrgcbuiss,  dass  der  Irrthum 
r  Ibwaitiuifr  der  Speeulation  in  Roggen  in  Berlin  im  Lnnfe  der  Jahre  in  der  That 
einer  wurde,  was  indessen  die  im  Texte  aufgestellten  Sätzo  nicht  aufhebt.  Im 
etre  i  de  band«  !  kniii  ft  man  allerdings  mit  dem  besonders  variablen  Gausalfactor, 
a  Witterung,  bat  aber  andreneitä  bei  dieser  wichtigsten  Waare  die  längsten  und 
ittiatage  die  rtkunlich  nmfibigliclisten  Beobachtongen  gesammelt  önd  rermoehte 
iesclben  neuerdings  in  ein  ordentliches  System  zu  brinir««n.  Vcrgl.  besonders  tiber 
Ib  Beoba'  htungcn,  wolcho  die  grossen  enirlisrhon  Komhiindler  üb<^r  die  Ernteanssirhton, 
•  XL  doich  bMOoderc  Scndlioge.  anäteilen  lasäcn,  und  über  die  ^lethodon«  practische 
Ms-MaHitische  Daten  dnrch  Priratthfttiglteit  zn  erlangen,  Tooke  a.  Newmarcli, 
Bft,  of  prioes,  V.,  Th.  1  (Asher's  Uebersctz.  II.,  1).  Wie  sehr  aber  auch  hier  oft 
Bc  Bcu'echnungen  täuschen,  das  zeigt  sich  in  den  besonders  schweren  Krisen  des 
etreidebandelä.  den  plötzlichen  PrcisrUckschlägen  n.  s.  w.  (z.  B.  im  J.  1847,  s.  meine 
z.  Lehre  r.  d.  Banken,  S.  205  S,  «nd  «.  Anm.  2^  den  dann  «uÄ>rechenden 
iMrrichMi  Bankerotten.  Lassalle's  Satz  erfUnt  daher  ancb  hier  seine  voUstSn- 
t|t  Deetlt^gong. 
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SpecolaDten  gebaut  ist,  desto  gritoser  die  Wahrscheinlichkeit,  Am 
die  unendlich  ttberwiegende  Snmme  der  niehl  wissharen  Umstind« 
das  Resultat  yeittndem  wird^  (Lassalle.)**)  Manehe  Umstibide 
(p.  B.  Verhältnisse  des  polittscben  Lebens,  Vorkommen  nener  Erfin* 
dangen)  sind  selbst  hinsichtlich  ihres  Anftretens  oder  NichtanftreteM 
vollständig  unberechenbar  und  doch  oft  meist  entscheidend. 
Die  Stärke  des  Einflusses  der  einzelnen,  selbst  gekannten  Umstände 
ist  ebenso  wenig  im  Voraas  genau  zu  messen.  Es  heisst  den  Dingen, 
Zwang  anihnn,  will  man  dies  verkennen. 

§.  80.  —  C.  Wissensehaftliehe  Stellnngnahme  gegss- 
Uber  der  Gonjnnetnr.  Das  offene  Anerkenntnisse  dass  in  deri 
Volkswirdtsehafl  sahlreiebe  persOnlieh  Ökonomisch  nnver* 
diente  bez.  nnverschaldete  Gewinne  and  Verlnste  oder  Ver- 
mehrungen und  Venninderungen  des  Vermögens  einer  Person  unter 
dem  Einfluss  der  Conjunctnr  vorkommen,  scbliesst  nicht  sofort  noth- 
wendig  die  Forderung  in  sich,  dass  auf  die  völlige  Beseitigang 
dieses  Verhältnisses  unbedingt  hinzustreben  sei.  Diese  Fordeniog| 
setzte  die  klar  oonstatirte  Möglichkeit  einer  solchen  Beseitigoogi 
voraus.  Eine  darauf  besflgliche  Frage  ist  bisher  selten  genug  auch 
nur  aufgeworfen  worden,  jedenfalls  hat  eine  genügende  UntersuchiiDg| 
nicht  stattgefunden.  Denn  die  socialistische  Untersnchang  ist 
nicht  genügend.  Die  Nationalökonomie  aber  hat  bisher  gewöhn 
lieh  ohne  Weiteres  das  dargelegte  Verhältniss  als  eine  noth  wendige 
Folge  des  Eigenthumsprincips  anerkannt  und  ruliig  bis- 
genommen. 

Was  dagegen  der  Goiyanctttr  gegenttber  von  der  Wissensehift 
zu  verlangen  ist,  besteht  in  Folgendem: 

1)  Die  Misslichkeit  solcher  Ökonomisch  vom  Einselnea  niebt 

verdienten  und  nicht  verschaldeten  Vermögensveränderangen  darf 
nicht  bestritten  werden.  Die  Conjunctnr  mit  ihren  Einflüssen 
ei\sclieint  nun  als  ein  besonders  unserer  heutigen  „freien''  Volk?- 
wirthschaft  characteristisches  Moment.  Kann  man  letzteres  nicht 
beseitigen  oder  seine  Wirkung  ausgleichen,  so  muss  die  Consequens 
dieser  Sachlage  offen  anerkannt  werden:  sie  besteht  darin,  diH 
die  wirthschaftliche  Lage  des  Einzelnen  oder  der  Familie 
von  deren  eigenen  wirtbschaftlichen  Thlltigkeit  (Arbeit,  Spa^ 
samkeit,  Kapitalverwendnng ,  Bodenbenutzung)  oder  vom  „Wiith- 
sehaftsbetrieb "  (§.  64)  nicht  immer  vorwiegend,  geschweige 
allein  abhängt,  sondern  wesentlich  mit  ein  Product  der  Cou* 

>^  Kap.  Q.  Arb.  S.  28. 
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joDctur  ist.  Das  ist  aber  ein  Umstand,  welcher  nothweadig  die 
Bedentung  der  persönlichen  wirthschaftlichen  Verantwortlich- 
keit abschwächL  £8  ist  daher  auch  nicht  richtig,  yoo  unserer 
Volkswirthschan:  aoszosagen,  sie  beruhe  ganz  oder  auch  nur  über- 
wNi^end  auf  diesem  PrUieip  der  eigenen  Verantwortlicbkeit  des 
Wlithsebaftsaabjects.  Es  ist  nicht  minder  falsch,  den  Onindsate 
der  sogen.  Selbsthilfe  als  das  leitende  Princip  der  Wirthschafls- 
Politik  hinzustellen :  lauter  Fehler,  welche  die  neuere  Nationalöko- 
nomie der  britischen  Schule  begangen  hat.  Dieser  Grundsatz  setzte 
vielmehr  eine  Volkswirthschaft  voraus,  in  der  die  Conjunctur  nicht 
so  mächtig  einwirkte  und  der  eigene  Wirthschailsbetrieb  über 
die  wirthschaftliche  Lage  des  Subjects  wesentlich  allein  entschiede. 

2)  Gilt  die  heutige  Organisation  der  Volkswirthschaft  und 
die  Rechts basis  daltlr,  daher  das  Privaleigenthnm  an  den 
nehfichen  Prodnctionsmitteln  (Boden  nnd  Kapital),  die  Vertrags- 
frcibeit,  der  speculative  Privat  Uuternehmungsbetrieb ,  llberhaupt 
das  sogen,  privatwirthschaftliche  System  der  freien  Concurrenz 
Kap.  3)  für  die  in  der  Hauptsache  unabänderliche  Einrichtung 
der  Volkswirthschaft  und  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  dann 
miigs  wenigstens  die  Aufgabe  fUr  berechtigt  erlüärt  werden,  den 
misslichen  Folgen  der  Coiynnctar  entgegen  zn  arbeiten.  Dies 
kaon  m  BetrelT  der  Ökonomisch  nicht  oder  nicht  genflgend  y,Ter- 
dienten^  Conjnnctnren gewinne  wohl  durch  ein  rationelles  Steuer- 
System  der  oben  (§.  76)  angedeuteten  Art,  welches  diese  Gewinne 
7.11  treffen  sucht;  in  Betreff  der  ökonomisch  unverschuldeten  Verluste, 
welche  Folge  der  Conjunctur  sind,  und  der  weiteren  daraus  hervor- 
gehenden Uebelstände,  wie  Stockung  des  Absatzes,  Krisen,  Arbeiter- 
entlassimg, Lohnrednctionen  n.  s.  w.,  durch  ein  rationelles,  den 
Verhlltnissen  angepasstes  System  der  Versich  er  nng  (o«  A.  anch 
der  Arbettenreraichemng)  einigennassen  geschehen :  freilich  Alles  nnr 
Ißttel  snr  Behftmpfang  der  Symptome,  der  Folgen  des  üebels, 
nicht  der  Ursachen  desselben,  daher  nicht  dieses  Ucbcls  selbst. 

3)  Die  tiefergehende  Untersudiung  wird  sich  deshalb  doch 
fler  Aufgabe  gegenüber  gestellt  sehen,  zu  forschen,  ob  und  wie 
weit  nicht  das  Uebel  selbst,  der  massgebende  Einüuss  der 
Conjunctur  beseitigt  oder  wenigstens  gemindert  werden  iLann. 
Das  ist  die  Frage  Ton  der  dem  entsprechenden  Veränderung 
der  Organisation  derVolkswirthsehaft  nnd  der  wirthsohaft- 
liehen  Bechtsordnnng,  am  regelmässigere  Prodnction 
md  riehtigere  und  gerechtere  Vertheilung  herbeizuftihren : 
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die  principale  Frage  der  heutigen  Nationalökonomie!  die  der 
wissensehafttiche  Socialismtis  das  Verdienst  hat,  aufgestellt  n 
haben,  nur  dass  er  sie  viel  zn  leieht  nahm  nnd  sie  einseitig 

apo (1  i ctisch  beantwortete.  In  den  Kap.  3  und  4  und  in  der 
2.  Ahthciiuug  (vou  Volkswirtbschai't  uud  liccht)  wird  öle  cingeheod 
erörtert. 

§  61.  —  D.  Die  einzelnen  Haupt-Momente,  weiche  die 
Conjnnetnr  bilden.  Sie  lassen  sich  kaum  auch  nnr  fttr  eine 
Zeit,  einen  Ort,  eine  Gttterart,  geschweige  ganz  allgemein  anf- 
zählen.   Von  besonderer  Wichtigkeit,  namentlich,  mit  tbeilweiser 

Ausnahme  des  ersten  Falles,  in  den  Volkswirthschaften  unserer 
heutigen  Culturwelt,  pflegen  aber  folgende  Umstände  zu  sein: 

1)  Schwankungen  in  den  Ernte-Erträgen  der  Haupt- 
nah rnngs  mittel  anter  dem  Einfluss  der  Witterung,  mitunter 
aneh  politischer  Verhältnisse  (Störungen  des  Anbaues  durch  KriegV^) 
Dadurch  wird  die  wirthschaftliche  Lage  der  Producenten^*),  anderer-| 
seits  der  Masse  der  den  unteren  Klassen  angehürigen  Consumcnt€n 
in  einer  oft  geradezu  entscheidenden  Weise  beeinflusst.^-')  Aller- 
dings haben  es  aber  in  der  Neuzeit  die  Verbesserungen  der  Com-j 
muuicationsmitteP'^),  aueh  die  veränderten  Bodenanbaumethodcn 
(Fruchtwechselwirthschaft  in  starkbevölkerten  Ländern)^^  möglich 
gemacht,  hier  den  Eioflnss  der  Coiyunctur  zu  beschränken,  wie 
sich  in  den  kleineren  Schwankungen  der  Getreidepreise  innerhalb 
kurzer  Zeiträume  in  der  Gegenwart,  verglichen  mit  dem  Mittelalter 
und  Alterthnm  zeigt.") 

''i  Vorgl.  Hierin  jr,  (;ci>t  .Irs  rom.  Keclils.  Tl..  2.  S.  2?'  IT. 

^**)  Vcrgl.  \v;i>  die  (n'tr«nflt'h;ui(lkT  aiilan.ül  uho,n  Anin.  15  inid  ul»t'iiiaiJ}>t  liiiisi.b?- 
lieh  dieser  wie  der  Anbauer  selbst  Tooke's  (ieschichte  der  l'reisc  (deutsch  xoü, 
Asher,  2.  B.  1858 — 59)  in  den  Absclinitten  Qher  Getreide.  Die  niedrigen  GetPfitde- 
prcisf  der  20  er  Jahre  haben  au<  h  ajif  dorn  Continonte  viele  Gutsbesitzer  ruinirf. 

Eine  bekannt«?  'l'li;if<a<  Iie  im  A  1 1  <•  r  t  h  u  ni .  ver^l.  far  G  rie ch  en  1  a  n  d  Böokh. 
ätaabhaush.  d.  Atliencr  I.,  1  lö,  iur  iivin  Iheriiig  a.  a.  0.  S.  23b.  Für  die 
moderne  Zeit  ISsst  sich  selbst  heute  noch  der  Zasammenhang^  zwischen  der  all^eneiBeii 
Sterblichkeit  der  Bevölkerung,  d.  h.  eben  Uborwie;;cnd  der  unteren  Classen,  und 
dein  rreise  des  II.uiiitn;\briinü^smit(els  nachweisen  und  zwar  ein  so  starker  Kinfluss. 
dass  jede  kleine  weitere  Erhöhung  des  Preises  im  Grossen  uud  Ganzen  von  einer 
Tennehrten  Sterblichkeit  begleitet  ist,  —  gewiss  ein  Beweis,  wie  wenif  der  Dnrck- 
schniltslohn  in  der  Ma<>c  der  arbeitenden  Glasse  den  zam  Lei)'  n  ili^ulut  nöthigfo 
Betrag  nbersteigt.  Vciirl  Wapjiäus,  nevfilkcnin^rssfatist.,  2  B.,  Leipz.  1^59,  L, 
197  fl'..  Lange,  Arbeiterirage,      Aufl.,  S.  1H2,  Iii!»  fV. 

Zugleich  die  wichtigste  Voraussetzung  eines  die  Preise  ausgleichenden  speca* 
lativen  Kornhandels,  s.  0.  Anm.  15. 

■■")  Sie  bildet  z.  B.  mittelst  des  Anbaus  verschiedener  Productc.  welche  durch 
die  verscliiedcncn  Witterungen  verächiedcn  begünstigt  oder  benachtheiligt  werden,  oiao 
Art  Solbstassecuranz. 

*»)  Eine  üsststehende  Thatsache  der  Geschichle  ond  Statistik  dar  GetEioideimtM. 
Immerhin  sind  auch  gegenwftrtig  und  selbst  in  den  reichsten  Lindem  und  bei  hoeb- 
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2)  VerändeniDgen  in  der  Technik  nnd  in  Folge  davon  in 
der  Oekonomik  der  Herstellang  der  Gttter  (neue  Prodoctions- 
metboden).  Dadurch  treten  vielfach  neue  bessere  Gttter  fHr 
dtsselbe  Bedürfniss  an  die  Stelle  alter  Güter  oder  es  werden 
letztere  mit  geringeren  Kosten  erzengt:  Holdes  drückt  den 
U'ertb  der  alten  Güter  nnd  der  Kapitalien,  mit  denen  sie  herge- 
stellt werden,  herab,  und  bringt,  weniirstons  zeitweise,  die  bisherigen 
Prodacenten  (Unternehmer  wie  Arbeiter)  leicht  in  eine  misslicbe 
(ikononrisefae  Lage.  Ein  Hanptbeispiel  ans  der  Neuzeit  ist  die 
Ernfthning  von  Maschinen  an  Stelle  der  Handarbeit  mit  nnvoU- 
kommnen  Werkzeugen.*^) 

8)  Veränderungen  in  den  Commnnieations-  nnd  Trans- 
portmitteln, welche  die  rii  um  liehe  Hcwogung  der  Menschen 
lind  Güter  becinfhissen ,  —  der  Kegel  nach  bei  fortschreitenden 
Völkern  erleichtern.  Dadurch  wird  namentlich  der  Werth  des 
Grund  und  Hodens  nnd  der  Artikel  von  niedrigem  spe ei- 
nsehen Werth  (§.  4d)  bertthrt,  ganze  Prodnctionszweige  zu  einem 
schwierigen  Uebergang  zn  anderen  Betriebsmethoden  genötbigt.**) 

•^ntvickeltcin  Commanicationäwcäcn  und  Gctrcidchaud«-!  die  Schwankuugeu  von  1  :  2, 
iaMriHA»  einet  Sahn»  Torgekommen.    So  stand  z.  B.  segftr  der  vöchentliche 

Durchsrh  Iii  ttsi>rt'is  von  Weizen  auf  den  en {wüschen  Märkten  p.  Qu.  itn 
>•  ptenibcr  1!»  .^h  .  im  daran ffoIfrcndiMi  Mai  I^IT  'Mitte)  102  sb.  l*»  d..  und 

Anfang  September  1>>47  wieder  41)  t»h.  6  d.  Welrhe  Vcraudorunpen  für  die  I.age 
<ier  Masse  der  ConsameotOD,  der  Prodacenten,  der  Händler!  Tooke,  Ili^t.  of  pric 
VI.  4r,->.    S  au  h  Ncamann  (TuM  in  IliM.'l.r.  Jahrb.  XVm,  201.  Cb-r  die 

Faaction  do:>  intcrnat.  (Jetreidohandels  io  der  hont  Zeit  X.  v.  ^eumanu  ^Wicu), 
l'cbeisicbtcQ  S.  II. 

Veifi.  hiemi  6.  Schmollcr'f  Geschicbto  der  deutschen  Kleingewerbe,  HaHe 
1**fi!l.  Ein  anderes  j^rmz  s\>cc.  noustt's  Beispiel:  Die  Folgen  des  Bessemer- stahl- 
cxz'  ueuuj^sprocesses  (und  vicllcit  ht  dcinniichst  des  Si em cn s  - il  a  r  t  i  n '  sehen  Vorfahrens) 
for  die  Eisenindustrie.  Iwmor  weitergehende  \  erdrängung  des  £}iscns  durch  den 
vohlfeilen  und  fiel  dauerhafteren  Stahl.   8.  Pechar  S.  2  ff. 

**)  SteigentDg  des  Bodcn*erths  in  der  Nähe  der  i^uten  ( 'ommuniratioucn  wegen 
•"•sser-n  Absatzes  der  liier  <;;ew(tnnencn  Eri'-'Uirnisse ;  KrleicliteruMj;  starkor  Bcvölkcnmp?- 
anhäufiHigcu  in  den  Städten,  in  Verbindung  mit  N.  ti  und  7,  daher  enormes  Steigen 
tks  Wertitis  des  alidtiscben,  besonders  frroesstSdtischon  Bodens  nnd  des  Bodens  in  der 
so!oh<  r  ( >rtc.  --  Erl<'irlifer(e  Abfuhr  aus  (it  frciidcn  mit  bisher  billigen  rrrism 
•les  (Jetreides  und  ander.  r  laiid-.  for-(>virfhs<  haftliolier  Kohstoffc,  Bcrgbauproducte  in 
'iegenden  mit  höhcrt-n  Preisen;  dadurch  erschwerte  wirthschaftliche  Lage  aller 
ßcrOlkerungselemcnte  mit  stabUerem  Üinkommen  in  ersteren  Gegenden  und  besondere 
Regönitipmir  der  Produrenten  und  nnm«'ntlirh  drr  'irundbesitzrr  daselbst.  Kiii  sohr 
chan»«  teristisrhes  Beispiel  ist  die  in  dun  Ict/.ten  Jahr/«  Imfcn  erfolgte  Ausgh  i<  liung 
«t»'?  ^^ietreideproisc  des  continentalen  Mitteleuropas  mit  den  iiaiuusischen  und  englischen 
1'  i^*'!;  sebr  instnictiv  dargestellt  in  den  schönen  statistischen  Arbeiten  Ton 
K.  Lavpcyres.  z.  B.  DeutseTi.s  llandclsbl,  1874,  S.  394  über  die  ungaris<hon, 
^töhmischen  ,  preussischen ,  franzi>sidrht'n ,  entrliff'hen  Preise.  —  Umgekehrt  wirkt  die 
«leichterte  Anfnhr  von  Getreide  und  anderen  Stollen  niedrigen  speci fischen  Werths; 
Begtinstignng  der  Ck>n8iiflieDten,  BenachtheiUgung  der  Prodacenten  in  dem  Bezogs- 
Undsk  Hier  dann  ebenso  NAthigiing«  xn  anderen  PzodncHonen  ftbenngeben,  Tom 
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4)  Verändenmgen  in  den  AnBobanangen  der  Menschen  tob 
der  Branchbarkeit  der  Gflter,  daher  Wechsel  in  der  concretea 

WerthschätzuDg,  in  Folge  dessen  im  Begehr  nach  den  Gfltern:! 
GeschmacksverUnderungen,  Modewechsel  u.  dgl.  m.  mitunter  sieb 
so  rasch  vollziehend,  dass  die  Produccnteü  wenigstens  vorüber- 
gehend in  precäre  Lage  gerathen. 

5)  Verändenmgen  in  demjenigen  allgememen  Bedingungen  da 
Prodnction  and  des  Absatzes  derQflter,  sodann  des  Credits, 
welche  in  den  Öffentlichen  Zuständen  des  nationalen  und 
internationalen  Verkehrsgebiets,  in  dem  Vertrauen  auf  dieselben 
oder  dem  Misstrauen  gegen  sie  liegen.  Ein  politisches  Moment, 
welches  bei  der  steigenden  Bedeutung  der  Arbeitstheilung  im 
Inlaude,  bei  der  Ausbildung  weltwirthschaftlichen  Verkehrs  (§.  57  ff.) 
nnd  bei  dem  stärkeren  Mitwirken  des  Greditfactors  (g^  66),  andenr- 
seits  bei  den  nngeheoren  Dimensionen  modemer  Eriegftbmqg 
immer  wichtiger  wurd.**) 

6)  Veränderungen  in  der  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung lllr  den  nationalen  und  internationalen  Verkehr,  wodurch 
die  Herstellung y  der  Absatz,  der  Bezug  der  Guter,  die  Wahl  derj 
Prodnctionsstelle  wesentlich  beeinflusst  wird ,  was  alsdann  auf  deo. 
Werth  der  fertigen  Güter,  der  Kapitalien,  mit  denen  sie  bergeeleilt 
werden  nnd  des  Grand  nnd  Bodens,  wie  anf  denjenigen  der  nen: 
herzoBtellenden  Güter  mehr  oder  weniger  massgebend  einwirkt:! 
Veränderungen  der  Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik.**) 

7)  Veränderungen  in  der  räumlichen  Vertheilung  und  in 
der  ökonomischen  Gesammtlage  der  ganzen  Bevölkerung  emes 
Volkswirthschaftsgebiets,  wodnrch  der  Werth  des  Bodens,  ttberhsopt 

Konibau  mehr  zur  Vieli/ucht,  wie  in  England  seit  den  40er  Jahren,  wie  neoerdint^ 
in  Folge  der  Concurrenz  des  billigen  osteuropäischen  Getreides  iu  Deutschkaii 
Schwierige  Lage  für  unsere  Landwirthe  wegen  unseres  Klimas,  dann  wegen  der  ueDer*! 
Bclieii  Sterken  Lohnsteigeningen,  die  {>ie  nicht  bo  Idcbt  wie  die  IndnstiieUen  Mf  diei 
Producte  schlagen  können;  lanter  treffende  Beispiele,  wie  sehr  die  Gesammtheit 
der  Lebensbedingungen,  in.  a.  W.  wie  sehr  die  Coujunctur,  nicht  die  indiri- 
du  eile  Thätigkeit  oftmals  das  wirthschaftliche  Ergehen  des  Linzclnen  bestimmt 

*^  Sehr  lelineiche  MitÜieiliiiigen  ttber  die  Einflösse  grosser  poUtisdier  Stanug« 
auf  die  Prodnction  in  den  Han d elskammerberich ten  der  letzten  Jahre,  in 
Deutschland  besonders  in  dcnjenig<'n  fiir  IV^G.  1870,  —  Nothwendigkeit  auch  veeea 
der  complicirteu  Wirthschaftsverhältnisse  und  der  Sensibilität  des  Credits,  die  Kh^c 
in  konen,  wnclitigen  Schlftgon  m  Ende  m  fUiren,  was  wieder  entsprechende  PiiT«i*| 
tiTth&tigkciten  des  Staats  und  stehende  Heereseinrichtunfett  bedingt.  S.  darüber  untea 
Kap.  4.  Al>schn.  4.  A.  Wagner,  Tfeichsfinanzen  in  v,  Hoitzendoiff's  Jnhlb»  d.  ü. 
Keicbs  III.,  120  if.    Dann  Finanzwiss.  2.  Aufl.  1,  §.  108. 

Ein  Beispiel  bietet  die  Befonn  der  britischen  Korngesetze,  die  in  df^ 
selben  Richtnng  wiikte,  wie  die  Erleichterang  der  QetreideeinAihr  nndi  OrössbfitaaBiei 
in  Folge  der  betiNiren  Conunnnicatlonsmittei,  s.  Anm.  24. 
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md  local,  die  Prodnctions-  nnd  Absatzbedingungen  vieler  Güter 
erbeblich  beeinflusst  werden:  z.  B.  Steigen  des  Bodenwertbs  bei 
frOwerer,  reieberer,  räumlich  stärker  concentrirter  Bevölkerung, 
unter  dem  Einfluas  der  Freizflgigkeit,  der  AaBwandemng,  Yom 
platten  Lande  in  die  Stiidte.'') 

S)  VerSsdeningen  in  der  soeialen  nnd  Okonomiseben  Lage 
der  einzelnen  Bevölkerungsclassen,  welebe  durch  ihren  EinfluBS 
Uli  Lohnhöhe  und  Zinshöhe,  auf  die  Nachfrage  nach  Massencon- 
»umptibilien  und  Luxusartikeln  wiederum  den  Werth  des  Bodens, 
ies  Kapitals  als  Privatbesitz  und  die  Productionsbedingangen  Tieler 
^tUer  sehr  weaentüch  mit  bestimmen.    Z.  B.  Gewährung  voller 
Coalitionsfr^heit  an  die  lohnarbeitenden  Classen  nnd  staatliehen 
Schatzes  derselben  gegen  Ausbeutung  mittelst  der  sog.  Fabrikgesete» 
»ebung  u.  dgl.  m.,  wodurch  der  Lohn  steigen,  der  Zins  der  Kapital- 
QDtzung  fallen,*^)  der  Werth  gewisser  Kapitalanlagen  (auch  des 
Bodens )  herabgedrtlckt^  das  Einkommen  (§.  bi)  der  unteren  Classen 
erhöht,   der  oberen  vermindert,   dadurch  die  Nachfrage  nach 
P^ncten  von  gewissen  Artikeln  ftlr  die  Wohlhabenderen  weg 
Leli  Artikeln  fttr  die  Arbeiter  hinttber  geleitet  nnd  durch  dies 
die  Production  der  Yolkswirthsehaft  umgestaltet  werden 
;  ^)  lauter  Veränderungen,  welche  den  Werth  vieler  Privatver- 
■0gen  stark  beeinflussen  niüssen. 


Die  deutsche,  besonders  die  nordostdeutsche  Landvrirthschaft  ist  auch  dadurch 
:<  neuester  Zeit  in  eine  piec&re  Lege  genUhen.  S.  n.  Abth.  2,  Kap.  1,  Abschn.  ?. 

i  Freizügigkeit. 

^)  Es  giebt,  wie  in  der  Lehre  TOm  Kapitalgewinn  nnd  SQnse  zn  zeigen  iit, 

i'>erhMipt  kein  festes  Gewinn-  nnd  Zinsminimum,  dies  kann  vielmdir  auf  nahezu 
üall   h«rabgedröckt  werden,  und  zwar  durchaus  nach  den  Grundsätzen  des  Systems' 
ier  ireiea  Goncarienz.  Je  mehr  es  den  Arbeitern  gelingt,  einen  steigenden  Antheil 
m  ProdacäonsertrBge  für  sich  zu  erlangen,  desto  näher  kommt  man  dem  eben 
■  ■illHiW  Falle.  Ein  Herabgehen  des  Zinses  auf  2 — 2V,<'/o  halte  ich  mit  Schmoll  er 
Grundfragen  d.  Rechts  u.  d.  Volks wirthsch.)  in  absehbarer  Zeit  bei  unseren  niittel- 
^ropAischen  Völkern  fUr  sehr  wohl  möglich,  und  gewiss  im  (iatizen  für  wohlthätig, 
\.  ernten  §.  94  fi'.  Aber  welche  ungemein  grosse  Veränderungen  in  der  ökonomischeu 
-age  vieler  Tesaende ,  welche  direct  bei  den  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  nnd 
Kapitalisten    ir  nicht  hetheUigt  sind«  werden  dordi  ein  solches  ToUswirthechaftlichea 
Sffigni^  bewirkt! 

I  ^  Ein  grossartigcs  practisches  Beispiel  solcher  Vorgänge  unter  dem  Einflüsse 
Mi  rafilligen  geechichtlichen  Ereignisses  Uefem  die  Encheinnngen ,  welche  in 
Deutschland  1871  ff.  die  Mitfolge  der  französischen  Milliarden  waren.  S.  darüber 
V-  Wagner.  Reichsfinanzen  a.  a.  (>.  III.,  228  II".,  besonders  das  Kesomd  S.  250  —  252 
Bd  ders.  in  Hiidebr.  Jahrb.  Ib74,  XXH,  389  If.  Uber  d.  Contributionsliteratur.  Der 
■ia]%e  Krieg  und  dtle  SfiUiaiden  ein  neaes  gatea  Beispiel  der  besdnuneiiden  tfacht 
0^l^j^■fit■^  in  der  Yothswirthschaft. 
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3.  ilauptabscbiiitt. 

Krtrag  und  KinkommeB«  oder  die  BbikaiiuiieBlclurt 
aiM  dem  FrodaetlonwitMidpiiiiet  betraelttet. 

Die  Lelire  vom  Ertrag  und  Kiiikommcu  bildet  eine  weitere  Au^Uhraug  der  m 

1.  Abscbn.  des  vor.  Hauptabschn.,  §.  64  ff.,  eingeldteten  Lehre  rom  Wiidiscbiftr 

betrieb.  Sie  ist  hier  für  die  Einzel-  ond  für  die  Volks wirthschaft  zu  unterscheiden. 
Dalier  die  Eintheiluüf?  in  'Ho  iolgendt-n  2  Abschnitte.  Die  Einkommonlehro  muss  abei 
von  einem  doppelten  Stuadpiuicto  aus  behandelt  werden:  von  demjenigen  der  Pro- 
dll et  ion  der  Guter  in  der  Vollswirthscbaft  und  ron  demjenigen  der  Gtlterrer' 
theilung  in  derselben.  KR>t  durch  diese  Behandlung  von  den  zwei  Seiten  tos, 
welche  für  alle  dicM'  l'raj:^on  in  Uetraclit  kommen,  orliält  jeno  L<<lirc  ihren  richtipa 
theoretischen  Abschluss.  In  diesem  Ü.  liauptabsi  hn.  wird  die  Kiukommenlehre«  soveü 
sie  nach  meiDer  Auffassuag;  in  den  aUgemeinen  grandlegenden  Theü  gebftrt,  rori 
Productionsstandpunrt  aus  erörtert  Im  '>  llaujdabbchn.,  §.  94  II'.,  folgt  die  er- 
gSnzciide  Hi  liaiidluiiir  vom  Ve  rth  ei  lnng:sstand])un(  t<'.  Die  Nationalökonomie  de] 
Smith  sehen  Schule  hat  hier  wie  in  allen  ihren  Erörterungen  zu  einseitig  den  erstes 
Standponct  vertreten  und  dabei  aoaserdem  noch  den  Producentenstandpiuict 
ein /.el  \vir(lis(  hafti.  Snbjeots  (des  ünternehniers)  fkftcrs  mit  demjenigen  des  ganzen 
Volks  (der  V  Olks  wirthschaft)  in  der  Productionsfrac:©  verwechselt.  Ueber  die 
lösende  Au%abc  s.  u.  die  N'orbem.  zum  5.  Hauptabschnitt  I 
Yergl.  Ran,  §.  70,  71.  anch  §.  165,  245  ff.  —  Roscher,  §.  144  ffl,  anck 
§.  106.  —  Mangold t,  <Jrundr.  S5  If. ,  ders.  Art.  Einkommen  im  Staatswörtcrl» 
III.  ders.  Volkswirthschaftslehre,  Kap.  12.  —  Bes.inders  aber  Hermann,  Untitwi'h 
Kap.  IX,  S.  5b2  iF.  und  G.  Schmoll  er,  Lehre  v.  Einkommen  in  ihrem  Zusammeo' 
liange  mit  tL  Gnmdpriscipien  d.  Stenerlehro,  Tab.  Ztschr.  f.  Staalswiss.  XIX.  j[lS^ 
S.  1  Ii".,  auf  welche  Arbeit  auch  für  die  Do;;iii.  n;:.  selnchte  des  Regrilfs  Einkommcl 
zu  vervreisen  ist.  —  Rrh.iffle,  Syst.  3.  Aull.  I,  §.  His  II',    (iuth,  Lehre  v.  Eißi 

2.  Aufl.,  Lpz.  iblb.  b.  W  eisz,  Lehre  v.  Eink.  Tub.  Ztschr.  1^77  u.  187S.  Veigl 
auch  H.  ROsler,  zur  Lehre  Tom  Einkooiman,  Hildebr.  Jahrb.  1S68  I,  und  besondei 
die  Arbeiten  von  Rodbertus,  s.  n.  Anm.  2.  Weiten»  Hteiarische  I^hweise  ia  de 
Yorbem.  des  Abschn.  2  unten. 

1.  Absohnitt. 

Ertraf  der  Etmselwtriliseluft  und  Einzelelnkoiinieii«^) 

I.  —  §.  82.  Ertrag.  Ä.  BegritTsbestimmuDgeD.  De 
ßegritt'  des  Ertrags  ergiebt  sieb,  wenn  die  Einnahmen  anf  dal 
Object,  aus  dem  sie  hervoigeben,  znrttekbezogen  oder  als  Assj 
flttsse  einer  Erwerbsquelle,  d.  b.  -einer  Tbätigkeit,  &m 
Reehts  oder  einer  bestimmten  Erwerbseinriebtang,  obn 
Rücksicht  auf  die  Person,  der  sie  zufallen,  betrachtet  werden 
So  viel  EiuDahmearteu  (§.  70),  so  viel  Ertragsarteu  können  vor 
kommen. 

Diese  Erträge  sind  Koh-  oder  liruttocrträge,  wenn  sie  dii 
5tl  ihrer  Gewinnung,  als  Mittel  zum  Zweck,  erforderliche 
Aufwendungen  von  wirtbsebai'tiichen  Gutem,  d.  b.  di 

>)  Kau,  ^.  165,  247  (in  letzterem  §.  nicht  ganz  richtig,  s.  d.  folg.  Abscba. i i< 
—  Hoscher,  §.  106. 
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Anslagen  oder  Kosten  ihrem  Werthe  nach  noch  in  sich  ent- 
Ijalteu.  Diese  Kosten  werden  scliliesslich  reell  aus  dem  Werthe 
der  KuhertrUge  l)estrittcii.  Xach  Abzu^^  derselben  ergeben  sieh 
erii  die  Rein-  oder  Netto eiträge;  das  Ziel  Jeder  Einzelwirthscbat't 
und  allein  die  wirklieben  Vermohrnngexi  des  Vermögens. 

Die  Kosten  bei  den  unmittelbar  eigens  gewonnenen 
Eumahmen  oder  bei  der  Natnralprodnction  (§.  70,  I,  1) 
kSiisen  noch  speeiell  Productionskosten  genannt  werden.  Doch 
wird  letzterer  Ausdruck  auch  für  die  Kosten  der  Gewinnung  aller 
Einnahmen  und  F'.rtrUgc  gel)raucht. 

B.  Ueber  die  Kosten  ist  schon  oben  in  der  Werthlehre  ij.  47 
iu  Kürze  gebändelt  wurden.  Eine  genauere  Erörterung  gehört  in 
die  Lehre  vom  Preise  im  2.  Hände,  iiier  ist  nur  hervorzuheben, 
ilass  auch  alle  Kosten,  weiche  zur  Gewinnung  von  Erträgen  auf- 
gewendet werden  mflssen,  sich,  von  gewissen  monopolistischen 
Verhätnissen  abgesehen,  regelmässig,  direct  und  indirect,  In  letzter 
Linie  in  Verwendungen  von  menschlicher  Arbeit  auflösen 
la^seu.  Nur  muss  diese  „Arbeit"  hier  in  dem  richtigen  weiten 
.Sinn  genommen  werden,  wonach  sie  Alles  uiiit'asst,  was  an  mensch- 
lichen zweckbewussten  Tbätigkeitcu  zur  CxewiuuuDg  der  Erträge 
üothwcndig  ist;  die  Handarbeit  des  Arbeiters,  wie  die  geistige 
Arbeit  des  Leiters  und  wie  die  Thätigkeit,  durch  welche  das  Kapital 
gebildet  und  verwendet  wird  n.  s.  w.  Namentlich  gehört  letztere 
Thitigkeit  auch  zu  der  „Arbeit,  welche  die  Producte  und  die  Er- 
träge kosten"  (Ricardo,  Uodbertus,  Marx),  daher  auch  der 
diese  Thätigkeit  bezableudc  „Kapitalgewinn"  zu  den  „con- 
stiiiuiven  Elementen"  der  Kosten.  Diese  Autiassuug  steht  mit  der 
socialistischen  Werth-  und  Kostentheorie  und  Kapitalkritik  in  Wider- 
bprucb.  Sie  findet  in  der  2.  Abtbeilung  im  3.  Kapitel  (vom  Privat- 
kapital)  ihre  Begründung. 

§.  83.  —  C.  Eintheilung  der  Kosten  vom  Stand- 
panct  der  Einzelwirthschaft,  insbesondere  einzelwirth- 
ichaftliche  und  volkswirthsehal'tliehe  Kosten. 

Es  sind  hier  dreierlei  Kosten  zu  unterscheiden,  von  denen 
die  beiden  ersten  Katc^^oriecn  als  „einzelw  irthschattliche''  der 
dritten,  den  volkswirthsehaitlichen  Kosten,  gegenüberstehen. 

1)  Kosten,  welche  die  Einzelwirtbscbat't  tlir  die  Mitwirkung 
ihres  leitenden  Wirthscbaftssubjects  mit  seiner  Arbeit  utlu  mit 
den  ihm  gehörigen  sachlichen  Productionsmitteln  anznsei^eu 
bat   Diese  Kosten  sind  volkswirthschaftlich  nicht  ;^Ko&teu<< 
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sondern  Reinertrag  des  WirthBohaftsbelrielM  oder  Einkommen 

des  Wirtbschaftssnbjects.    Die  Begründung  dieser  Anffassang  ist 

iu  deu  Auseinandersetzungen  unter  den  folgenden  zwei  runcten 
mit  enthalten. 

2)  Kosten,  welche  eine  Einzel wirtbschafl  anfwenden  muss, 
nm  die  Mitwirkung  anderer  Wirthscbaften  und  Personen  oder 
Anderen  gehöriger  Gmndsttteke  nnd  Kapitalien  snr  £rtragf- 
gewinnnng  zn  erlangen:  demnach  wieder  in  letster  Linie  Ver- 
gfltnngen  ans  dem  Roh-|  aber  Antheile  an  dem  Reinertrag, 
welche  eine  Einnahme  andrer  Wir^cbaften  und  Personen  bilden. 
Diese„Ko8ten"  sind  eine  Folge  der  Selbständigkeit  der  einzelnen 
Wirthscbaften,  der  Arbeitstheilung  und  der  Anerkennung  der 
persönlichen  Freiheit  und  des  Privateigenthums  an  den 
sachlichen  Productionsmitteln.  ^)  Sie  sind  eben  deshalb  wieder  nnr 
einseiwirthschaftlieh  anfgefasst,  nicht  volk8wirth8Qbaft-| 
lieh  „Kosten'S  volkswirthscbaftlich  vielmehr  Antiieile  am  Rein- 
ertrag. Ihre  Verftndernng  inrolvirt  nnr  eine  ver&nderte  Ver- 
th eilung  dieses  Reinertrags  (des  Yolkseinkommeos,  §.  86  ff.)  unter 
den  Einzclwirthschaften  und  der  Bevölkerung,  in  der  Praxis  unseres 
heutigen  Verkehrs  vermittelst  veränderter  Löhne,  Zinsen,  Renten, 
Unternehmergewinnste,  Preise  der  Güter.  Eine  Ersparung  an  diesen 
bloss  einzelwirthscbaiUiehen  Kosten  einer  Wirthsehaft  oder  eine 
Vermehrung  dieser  Kosten  steigert  oder  mindert  daher  nnr  den- 
jenigen Theil  des  Rohertrags,  welcher  dem  Snbjeot  der  Wirthsehsft 
als  Reuiertrag  ▼erbleibt,  zn  Ungunsten  oder  su  Gunsten  fremder, 
irgendwie  mit  Arbeit  oder  Reehten  (aus  Creditgesch&ften,  wie  Da^ 
leben,  Vermiethungen,  Verpachtungen  u.  s.  w.)  an  jener  Wirthscbaftl 
Betheiligten.  Ob  und  wie  weit  jene  Ersparung  oder  Vermebrun^j 
dieser  Kosten  volkswirthscbaftlich  gUnstig  oder  ungünstig i 
zn  beartheiien  ist,  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen ,  sondern 
hängt  Ton  dem  Urtheil  über  die  eben  genannten  Folgen  dieser 

Daher  z.  R.  in  der  antiken  Productionswirthachaft  O'.t),  welche  mit  Solaren 
und  auf  eigenen  (inindstUcken  (z.  Th.  Latifandieu-  und  l'Iantagcüwirthschaft,  n.it 
Sclavcubchaarenj  betrieben  wurde  und  wo  Fabrikation,  Handwerk  und  Laudvirthiscluft 
noch  TioUiMA  ?erbimden  war,  eine  ganz  andere  Bercchnmi;  der  einnlwiitk* 
schaftlicben  Productionskosfeti  wml  demnarh  auch  des  Kink  unniens  des  einzolwirth- 
schaftlichen  Suhjects  (des  leinen  ( likeneinkomiuens)  als  in  der  uiodernen  Productioas- 
wirtjiächait  mit  freien  Arbeitern  und  etwa  wie  vorlicrr»chend  iu  England  auf  gepacl- 
tetan  OnmdttQcken.  Auf  diese  Untenchiede  nnd  ihre  weittragende  rolkswirthschanlicbe 
und  sociale  Bedeutung  hat  besonders  Roiilicrtus  in  s.  Arbeiten  über  Wirthschifb- 
und  Steuerverhältnisse  des  Alterthuins  in  Kildebr.  Jahrb.  (s.  d,  oben  S.  8  gen.  Steli'^f 
und  in  deu  iUimerkungcn  lu  äcuier  (Jreditnotii  dc^  Grundbesitzes  oftmals  hingcwicacu. 
a  a  B.  daaelbst  I,  81      «nch  II,  107  IT.,  272  IT.,  296  ff^  302  ffl 
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ErscheinuDg  lUr  die  Vertheilaug  des  fimkommens  im  Volke  ab 

(§.  HS.). 

3)  Kosten,  welche  eine  fiiiueiwirtbschait  aufweDden  miifls^ 
ohne  dan  dieaeiben  irgend  einer  Wirthaohaft  oder  Person 
direelab  Einnahme»  bes.  als  Reinertrag  nnd  Einkommen 
(§.  84),  ED  Onte  kommen.    Dies  Bind  die  na tfir lieben  od^ 

ei^nüicb  und   alleiu    volkswirthschaltlicheu  rrodiictious- 
kuöien;  in  der  Sachglltergewinniing  der  Werth  der  verbrauchten 
Stolle  und  der  Werthbetrag  der  Abnutzung  der  „Arbeits- 
iostrumeute^'  oder  ,,Wcrkzeage^^  (L  w.  b.):  das  unbedingt 
nothwendige  Mittel  zur Ertragsgewinnang,  UDabhängig  von  der 
Gtttaltaog  der  Arbeitstheilnng  nnd  der  Reebtaverbältoisse  in  Bezog 
auf  Personen  nnd  Eigenthnm.  Mit  diesen  Kosten  wird  die  Mit- 
wirkimg der  Natnr  nnd  ihrer  Kräft^  an  der  Produetion  erkauft 
Eine  Ersparung  an  ihnen  heisst  allgemein,  eine  Ersparung  au 
menschlicher  Arbeit,  welche  die  verbrauchten  Stoti'e  und  Werk- 
zeuge herzustellen  gekostet  haben;  heisst  daher  ein  günstigeres 
Verhäitniss  zwischen  Hob-  und  Reinertrag  bei  der  Pro- 
duetion, mithin  eine  grössere  Summe  aller  einzelwirthschaftlichen 
BeinertrSge  oder  des,  damit  zusammenfallenden,  volkswirth- 
•ehaftliehen  Reinertrags  (§.  86)  und  des  Volkseinkommens; 
lieisil  MOgliehkeit  einer  reiehlieheren  Bedttrfnissbefriedi- 
gung  Aller.    Die  Gesammtheit  gewinnt  also  bei  solcher  Ersparnng 
immer,  wenn  der  Vortheil  davon  auch  nicht  Allen  gleichmUssig  zu 
Gute  zu  kommen  braucht.    Die  Einzclwirthsehalt,  welche  diese 
Kosten  zu  vermindern  weiss,  macht  sich  daher  auch  um  das  Ganze 
verdient   Die  auf  der  Arbeitstheiiung  beruhende  einzelwirthschaft- 
liebe,  namentlmb  priyakwirthsohaftliehe  (§.  121)  Produedonswelse 
ÜBdet  ihre  allgemeine,  dem  Gesammtinteresse  entspreehende 
Beebtfertiguug  unter  Anderem  besonders  darin,  dass  sie  aueh, 
wenn  auch  zunächst  nur  im  Interesse  des  einzelwirthschaftlichen 
•Subjeets,  die  Ersparung  an  solchen  natürlichen  Productionskosten 
zu  Wege  zu  bringen  strebt,  in  vielen  Fällen  jedenfalls,  wenn  auch 
oicbt,  wie  behauptet  wurde,  stets,  besser  als  irgend  eine  anders 
organisürte,  besonders  als  die  gemein wirthsobatlliehe  Produotions« 
weise  (s.  §.  127,  150  ff.).>) 

*)  DerStreit  zvischeu  Soci&liateu  (§.  lO'Jb  Ü.)  und  uiibediugtea  Vortlieidigeru  d.  privat* 
vinhscbuftL  Systems  i§.  121  ff.)  Utet  tioh  hier  wisscuschaftlicli  auf  den  eiueo  Haaptponot 
MiückfuhTen ,  da^s  die  letzteren  das  v olkswirtbbcliaftliche  Interesse  bei  der  prival- 
ftmhbcbaftlicheß  i'ioluLtiuuswcibc  am  Ikttteit  (^«»alirt  2U  bohcü  gUuboa,  wuii  hier 

A  Wigbei,  Oruudl«guDg.       Aull.  b 
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II.  —  §.84.  Das  Einkommen.  A.  Der  Kegriff  desselben 
(einzeln  der  Einkünfte)^)  ergiebt  sich,  indem  die  Eiunahmeu 
oder  Erträge  in  Beziehung  mit  der  Person,  welche  sie  empfängt, 
daher  mit  dem  Wirtbschaftssubject,  gebracht  weiden.  Er  win^ 
am  Besten  dnreh  Angabe  des  Umfangs  bestimmt,  den  das  Eia^ 
kommen  einer  Person  hat  nnd  braneht  dann  nieht  noch  baaondei^ 
fbrmolirt  an  werden.  Das  Eänkommen  nmfasst  nttmlich  swelerlsi:' 

1)  diejenige  Summe  wirthsohaftlicher  Güter,  welche  derselben 
in  gewissen  Perioden  (Üblicher  Weise  nach  Jahren  berechnet) 
regelmässig  und  daher  mit  der  Fähigkeit  der  regelmässigem 
Wiederholung^)  als  Keinerträge  einer  testen  Erwerbs-j 

auch  mit  dcM»   goringston  volk  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  ft  Ii  ch  en  I'roductionskostcr; 
^uiäo  aiu  Mcistuu  Dach  dorn  Okonumischcn  Fr incip)  producirt  werde,  wabrcDu 
ohn«  solche  maMBgebende  Hitwiriniiig  des  privstwiithscbtnlichen  latewsse»  fiele  Oottri 
Uberhaupt  gar  nicht,  jedenfalls  ahi  r  all  >  s<-]ilorhtor  und  kostspieliger  hergestaUl  wardeD.j 
Die  So<  ialisf'-n  läuitncn  dies  einmal  \veiiii;-f"ii;^  für  viele  Falle  und  betonen  die  B  - 
rechtigung  und  Notbwendigkeit  des  gemcinwirthschaftiichen  Systems,  audren^tib 
behaupten  sie,  dess  im  priratwiithschiäUieheii  Systeni,  wuBeetUch  den  heute  hm-\ 
sehenden,  wo  der  „Arbeiter"  für  seine  Mitwirkung  an  der  Production  im  T.ohnv' rt.a? 
„abgefunden"  werde,  der  rntemchmer  zu  sehr  an  jenen  einzelwirthsrhnftiKh'U, 
Productionskoäteu  sparen  könne  uud  spare  bloss  auf  Kosten  der  übrigen  aa 
der  Prodnction  betheiligtcn  GUssen,  besonders  der  Arbeiter.  Letztelte 
erhielten  bei  diesem  Sy?5tcm  also  7.\\  w^Mup,  würden  regelmissig  nur  mit  'J  m 
unentbelirliehen  ünterhaltsbedarf  abgefunden    (Lassalle's   „ehernes  Lohngeset2"\, 
wälirund  der  darüber  hinaus  von  ihiieo,  den  Arbeitern  \.naeh  Marx:  voa  dea  Arbeitern 
sogar  allein^  prodocirto  Hehrwerth  den  ka^taUatiBchen ,  d.  h.  iHH^falbesiftea« 
den  (ä.  0.  §.  2S)  Unternehmern  ungebührlicher  Weise  verbliebe  uud  auch  die  Hauj-t- 
quelle  des  privaten  Kapitalbesit/es  sei   vergl.  Marx.  Kapital  I,  Kap.  3  —  5,  besonders  ! 
Abschu.  1,  ähnlich  schon  früher  Kodbertus,  Zur  Erkenntn.  u.  s.  v.  1.  Theorem 
0.  See.  Briefe).   Die  Sooialisteo  nnterschfttsen  dabei  aber  die  Okoiioiiiiaeh-tedi> 
nischen  Schwierigkeiten,  welche  der  Herstellung  aller  fiiiter  nach  nicht- privatwinh- 
schaftlicher  Prodnctionsweise  entgegenstehen,  sowie  die  wirklieh  r  o  Ik'^  wirthsohafr- 
licheu  Leistungen  der  privaten  Kapital bild ung  und  Kapitalverveudu       (in  der 
Privatontemehninng).  Ihre  unbedingten  Gegner  übersehitsen  jene  SchirierigkeÜn 
wenigstens  fnr  manche  Fälle,  legen  der  privaten  Kapitalbildung  und  Vcrwendna|f 
oft  einen  /.u  greisen  Werth  bei  und  uberseheu  die  allerdings  zahlreichen  Fidle  von 
Ausbeutungsvorhältnissen,  in  welchen  die  Keinerträge  nicht  richtig  rer- 
iheOt«  die  einzdwirthsciiafltlidien  Prodoctionskosten  der  Dnteraehmiuigea  tm  sehr  is 
Ungurftten  der  Arbeiter  (uiituntcr  aucli  der  Leih  -  Kapitalisten)  und  zu  (iansten  der 
Arbeitgeber  verrniiuiert  werden.    i>ie  richtige  Ausgleichung  der  Gegensätze  wird  am 
Ersten  durch  eine  rationelle  Ausbildung  des  gemcinwirthschafthchen  neben  deu 
frriratwiitihsehallliohen  System  und  riohtige  Gombination  beider,  sowie  darch  iweek- 
mässige  Controlc  des  b  tzteren  Seitens  des  Staats  erfol2:eii.     S.  ilarUlter  das  gaas 
dritte  Kapitel.    An  dem  aiit>;eii:eb.  Beispiel  lässf  sich  gut  zeigen .  wie  enge   «iie  eit>- 
fiachen  Grundbegritikerörtüruugen  im  Tcjite  mit  den  wichtigsten  practischen  Ir^roblemcn 
der  Yolkswirthsehafl  losammenhängen. 

*)  Rau,  §.  70  und  die  Stellen  in  den  in  d.  Vür))r'm.  genannten  Schriften. 
.sonders  Schmoller  a.  a.  0.  S.  52  fl".    S.  auch  Vorbem.  dos  folgenden  Abschnitts. 

*)  Auf  dies  Moment  der  Kegelmüasigkeit  ist  wenigstens  für  die  volkswirth- 
«ohalUiohe  Betraohtnnir  ^l^B>Bens,  bei  der  eben  danernde  oder  Dvrek- 
8ch n ittswrhlltiiis^c  das  "Entscheidende  sind,  (iewneht  zu  legen.  ZnffiUi^e. 
einzeln  roAomniunde  Einnahmen,  wie  gelegentliche  Oeschenke,  Erbschaften. 
Legate  sind  danach  nicht  zum  Einkommen  zu  rechnen,  so  auch  Kau,  ^.  70.  Kehren 
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qoelle  neu  als  Vermögen  hinsawachsen.  Dieser  Theil  des  Ein- 
koBBiios  einer  Person  rttlirt  daher  ansder  Wirihsehaftsftthrnng 

überhaupt  (ünternehmang)  oder  au8  einzelnen  wirtlischaft- 
lichen  Thätigkeiten  (Arbeit)  oder  aus  Eigenthums-  oder 
Forderun ^sr echten  insbesondere  (Sclaveneigenthum,  Orund- 
eigenthamy  Kapitaleigentham  ^  Forderungen  aus  Creditgesehäften) 
oder  ans  regelmässigen  unentgeltlichen  Einnahmen 
(Afasosen,  Oeschenk)V  her. 

S)  IMe  Genüsse  (Nntsnngen)  oder  seihst  nnr  die  Gennss* 
Bffgliehkeiten,  welche  das'  NntsvermOgen  (§.  87)  einer 
PeiWBy  nach  Abreehnung  der  dabei  stattfindenden  Abnutzung  und 
VerkehiBwerth- Verminderung,  periodisch  fortdatiernd  gestattet  'j 


K'lche  Einnahmen  .  z.  B.  im  Falle  des  tp  sr^  1  m  Ti  s  i  <•  n  AlmosenompfanjT' ,  der  eine 
nfttloüäsige  Uaterstuuuiig  bUdenUcu  ües*  hcuke.  auch,  wie  in  Zeitua  desi  aitrömiachea 
Kiiieiikniiit  Im  FaUe  der  ftrmlich  zur  regelm;bäig«>ji  Eiiinalinieqnelle  der  SeDaKvrai 
nnfcBdeo  Legate  (Friedl&nder,  iftm.  Sittengesch.  I,  253)  periodisch  wieder,  so 
pebören  sie  dagegen  zum  Einkommen.  Tliernarh  sind  auch  die  ge  1  e  e  n  1 1  i chen 
VeimögeasTermehrafiKeu  auä  der  Keali^irung  zufälliger  CoDjaDcturcngewiane,  z.  B. 
Mi  GnuidbeiltzveciiBel,  nickt  «JEfnkomiDaii**  in  dieBem  strengeren  Sinn.  Vöhl 
■ker  tahk&en  jene  Gewinne  im  (specnlatiren)  H andelsgeschift  zum  Einkommen 
llhlcD.  weü  hier  nach  der  Einriclitnng  des  Geschalts  eine  gewisse  Wiederholbarkeit 
•nzBüduieii  ist  Practisch  wichtig  wird  der  Einkommenbegriti  besonders  in  den 
EUkommenstenergesetsen.  Die  BegiU&bestlmmuDg  Iftast  darin  oft  an  G»- 
taoigkeit  und  (Jnzwcideotigkcit  viel  za  wUnschen  tlbrig.  Die  Gcäctze  weichen  darin 
wh  unter  einander  viellacli  ab.  Sie  exemplificiren  oft  mehr,  als  dass  sie  scharf 
«iebniren,  welchen  ,,Cm£aug  und  Inhalt  '  der  Begrid  Einkommen  haben  soll.  VergL 
&  Ailieit  fon  Bnrckhardt  in  Hirth>i  Annalen  1S76,  8.  24  Uber  Einlmmmenstanar. 
Mitanter  Men  hier  einmalige  Conjanct-Qewinne,  Eibsehafien  nnter  den  Begiiff 
£ii>lionunen,  i.  B.  im  Bremer  Einkommenstenergcsetz. 

Derjenige  Reinertrag,  von  welchem  hier  im  Texte  die  R^e  ist,  \ ersteht  sich 
liich  Abzog  aller,  auch  derjenigen  Küsten,  welche  für  andere  an  der  (iuwinnung 
teErIngs  beihefligte  Personen  selbst  wieder  Einltonmen  sind,  |.  83,  sob.  3.  —  Der 
^jige  Zusammenhang  des  Einkommens  der  Perbon  mit  dem  Reinertrag  dos  Gcsch&fts, 
■l-'r  Th'itik'keit.  eines  Rechts  ist  bei  diesem  Hauptthei!  des  Einkommens  gar  nicht  zu 
iäupcii.  In  Schmoller 's  Ausführungen  a.  a.  U.,  denen  ich  sonst  beistimme,  hndet 
nth  «is  Ssts  8.  52,  der,  «örtlich  irenommen,  als  Bestrdtnng  des  roransgehenden  Satna 
f1'  k'iiQte,  mir  daher  auch  nicht  correct  erscheint.  Er  sagt:  „Unter  EinlKHanwa 
^^r;;eb(;ii  wir  die  Summe  von  Mitteln,  welche  der  Einzelne,  ohne  in  seinem  Vermögen 
zurückzukommen,  für  sich  und  seine  Familie,  für  seine  geistigen  und  körperlichen 
ledAr&isM,  Ar  seine  Genosse  nnd  Zwecke,  korz  Air  Steigemng  (richtiger  wohl,  grade 
Ach  Hermann's  und  Schmoller*8  Standpunct:  zunächst  fiir  die  Erhaltung,  sodann 
*W  für  die  Steigemng)  seiner  Persönlichkeit  in  einer  Wirthsrhaftsperiode  verwenden 
kiQD'*.  Einverstanden,  aber  wenn  der  Ver£  dann  unmittelbar  fortfahrt:  „Das  Einkommen, 
Tie  vir  es  nach  Hermann  aoffiusen,  ist  also  (?)  keine  Ertragskategorie,  kein 
Prfyiuct  dnes  beliebigen  (?)  wirthschaftliehen  Rcehnangsexempels.  sondern  ein  leben- 
diecs  Ganze,  wie  es  aus  dem  Begriffe  der  Persönlichkeit  mit  der  Bedürfnissbefriedigung 
berrorgeht",  —  so  ist  hier  der  Umstand,  dass  der  Haupttheü  des  Einkommens  eben 
M  sb  BeineftSHf  der  WirthschaftsfUhnng  oder  bestinunter  einzehier  Thitigkdto 
nd  Bechte  naohfal  zn  sUrk  bei  Seile  gesettt 

^  Hit  Becht  hat  Sehmoller  di  <e  Conseqnenz  gezogen,  a.  a.  0.  S.  53.  Dies  iit 
R.  A.  anch  ftr  die  Steaertheorieen  wichtig. 

8* 
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Das  Einkommen  einer  i'erson  bildet  zunächst  den  Gtiteii'oud« , 
zur  Betriedig^nng  ihrer  BediirfnisBe.  Seine  Erwerbung  ist  das 
Mittel  zvL  letsterem  Zweck.  Es  kann  in  deraelben  Periode,  wo  m 
erlangt  wurde,  vollständig  yerzehrt  werden,  ohne  dass  dadurch 
das  frühere  Vermögen  gescbmXlert  wird.  Eben  deshalb  ist  bd 
dem  zweiten  Bestandtheil  des  Einkommens  die  Abnützung  abzo- 
recbnen.  Die  Tauschwerthhöhe  des  Einkommens  einer  Person 
entscheidet  dann  über  das  Maass  der  letzterer  nni^Hichen  d auero 
den  BedUrfnissbefriedigungen  im  Verkehr,  ist  daher  volks- 
wirthsehaftl ich  von  grösster  Bedeutung. 

Gelegentlich  wird  wohl  zwischen  Roh-  nnd  Reineinkommei 
einer  Person  ebenso  wie  zwischen  Boh-  nnd  Beinertrag  efam 
Objeots  (z.  B.  eines  GeschUfts)  unterschieden.*)  Nach  der  obiges 
Begriffsbestimmung  des  Einkommens  fUllt  diese  Unterscheidung  mit 
Recht  besser  fort:  das  Einkommen  ist  danach  nur  Reineinkom- 
men*'-'), nur  dies  bildet  das  Strebeziel  des  Wirthschattesubjects. 

Die  Früheren,  auch  Rau^^),  unterschieden  noch  zwiscbeo 
ursprünglichem  und  abgeleitetem  Einkonmien,  indem  sie 
von  jenem  nnr  bei  denjenigen  Glassen  sprachen,  welche  nach  ihrer 
Anffassnng  allein  wirthschailtliche  Güter  hervorbrachten,  d.  h.  bei 
den  direct  an  der  Sachgttterprodnction  betbeiligten  OlasseD 
oder  Personen,  während  sie  das  Einkommen  aller  anderen  Per« 
sooeii,  :ilso  namentlich  das  lür  persönliche  Dienste  bezogene, 
abgeleitetes,  d.  h.  eben  aus  jenem  ursprünglichen  Einkommen 
iiiessendes,  nannten.  Diese  Unterscheidung  steht  und  fällt  mit  der 
Beschränknng  des  Begrififs  wirthscbaftliches  Gut  auf  die  Sachgtttei 
oder,  was  dasselbe  sagen  will,  mit  der  Bescbränkong  der  sog. 
prodnctiyen  Leistung  anf  Herrorbringen  von  Sachgtftera.  Ra&'fl 
Unterscheidung  war  also  Ton  seinem  Standpnncte  ans  (§.  18)  gsn 

*)  So  Doch  Bau,  §.  71,  aber  uch  nooh  Botcher«  §.  145. 

^  So  in  Hermann's  Einkommenlehx«,  2.  Aull.  8.  696 £  So  auch  ScbnolUi 

a.  a.  0.  S.  21. 

Kau,  §.  251.  £r  Sügt  in  einer  Aom.  aber  selbst  schon  hinzu:  ,,iDsoferne  die. 
Dienste  mittelMr  die  Eneugang  Ton  Sachgttten  befördern  (was  S.  in  §.  107  der  S  AaÜ 

unter  Hinweis  auf  eine  Aeussening  Moltkt  's  im  norddeutschen  Reirhstaj^^e  au  h 
hirisi(  htlich  des  Militiinlicntits  ari<  tkcnnt)  ist  ihr  Lohn  «ebenfalls  zum  Theil  als  ursprüng- 
liches Liukommeu  auzu:>ehen,  aber  dies  liisst  äich  nicht  in  Zahlen  bestimmen",  lati 
jn  §.  107:  ,4)a8  Vorhandensein  einer  gewissen  Anzahl  von  Dienstleistendea  ist  deshaftf 
auch  yon  volkswirth.-chaftlicher  Seite  vorthcilhaft".  Man  kann  verbessern :  liicht  nur 
dies,  sondeni  uiifiitbchrlicli  und  eben  deshalb  entspricht  einer  organisoh-^ti 
Auiiassung  der  Vulk^wirthbchaft  auch  nur  die  Behandlung  der  Dienste  mit  als  wirtL- 
schaftliche  Qttter,  die  „Prodnctintftf*  der  Dienste  und  die  Statnirnng  hioss  uxspttaf' 
liehen  Einkommens.  S.  Hermann.  S.  593.  Ucbcr  die  mögliche  BenatEDQg  destenaiiM 
„abgeleitetes  Einkommen''  in  einem  anderen  Sinne.     folg.  Abschnitt  Anm,  J4. 


Digitized  by  Google 


Begnff  d.  Bäk.  FriiflB  und  gebnndeaes  EiakonittMi* 


117 


rifibtig,  miu»  aber  von  demjenigen  der  jetzigen  Wissenschaft  ao» 

8ii%egeben  werden  (§.  20).  Jedes,  auch  das  Einkoramen  Des- 
jenigen, der  nur  persönliche  Dienste  leistet  (Gesinde,  liberale  Be- 
rufe, Beamte,  Soldaten  o.  s.  w.),  ist  also  nrspr üngliches,  ist 
sein  Einkommen. 

§.85.-  B.  Freiea  and  gebundenes  Einkommen.  Dagegen 
kiDD  in  dnem  anderen  Sinne  zwischen  Einkommen  (Gtosammt- 
«nkommen)  und  reinem  oder  besser  freiem  Einkommen")  bei 
der  typischen  Hanptform  der  PriTatwirthschaft  (i?.  121),  nemliehr 
bei  der  Wirthschafl  des  einzclneu  Menschen  und  bei  der 
Familien wirthscha ft  unterschieden  werden.  Das  freie  Ein- 
kommen nmfasst  hier  denjenigen  Theil  des  Einkommens,  welcher 
nach  der  Befriedigung  der  nothwendigen  Bedürfnisse  oder  nach 
der  Bestreitung  des  Unterhaltes  desMeoseben  oder  der  Familie 
frei  SU  beliebiger  andrer  Verfügung  flbrig  bleibt.  Denn 
der  andere  Theil  des  Einkommens  ist  durch  natürliche yerbttltnisfle, 
durch  Sitten  und  sociale  Momente  kein  frei  verfügbarer,  sondern 
ein  gebundener,  welcher  einer  bestinuuten  Verwendung  zuge- 
führt werden  muss.  Man  kann  dies  Einkowmeu  „gebundenes^' 
aennen. 

Das  freie  Einkommen  der  Individuen  und  Familien  lässt  sich 
in  doppelter  Weise  berechnen: 

1)  soy  dass  man  die  Hohe  des  Unterhaltsbedarüs  rein  nach 
satttrliehen  Verhältnissen  und  nur  mit  Rücksicht  auf  die 
Consumtionsgewohnheiten  der  Masse  des  Volks  fttr 
alle  Individuen  und  Familien  gleich  setzt,  also  von  der  Ver- 
j^chiedenheit  der  ökonomischen  und  socialen  Verhältnisse  innerhalb 
der  Bevölkerung  absieht;  das  freie  Einkommen  picht  alsdann  das 
deotlichste  Bild  von  der  Vermögens-  und  Einkommens- Vertheilung, 
bez.  von  der  ökonomischen  und  socialen  Ungleichheit  in  der 
Bevölkerung.  (VergL  §.  96.) 

t)  Oder  man  berücksichtigt  die  classenwe'ise  Verschieden- 
leit  dessen,  was  nach  den  Consumtionsgewohnheiten  der  ökono- 
mischen und  socialen  Bevölkerungsclassen  als  „nothwendiger  Unter- 
halt" gilt,  wonach  dann  das  freie  Einkommen  der  besser  Situirteft 
nicht  ebenso  stark  wie  im  vorigen  Falle  dasjenige  der  scblecbtcr 
situirten  Clausen  Überragt.  Hier  ist  aber  nicht  zu  Ubersehen,  dass 
der  für  die  Wohlhabenderen  gemachte  Abzug  and^standes- 

^  8»  Roseker.  |.  146. 
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gentaem^')  Unterhaltsbedarf  vom  fimkommen  bereits  eise  ■ 
bedeutend  reichlichere  Bedttrfnissbefriedigang  enthih|  wetehs 
insofern  eine  freiere  Yerftlgung  Uber  die  Otiter  darstellt 

Beide  Berechnungen  des  Uuterhaltsbedarfs  und  des  freien  Ein- 
kommens, welche  für  viele  sociale  und  wirthschaftliche  Probleme 
von  grosser  Wichtigkeit  sind,  setzen  eine  gute  Statistik  der 
PrivathaushaUe  voraus.  An  dieser  fehlt  es  noch  sehr,  sie 
bietet  anch  grössere  Schwierigkeiten,  als  man  im  eisten  Augenblick 
sn  meinen  pflegt 

Ein  höheres  freies  Einkommen  gewahrt  wesenflieh  die  MOgUeh* 
keit,  die  nothwendigen  Bedtirfnisse  (die  Existonsbedtirfhisse  §.  96) ' 
reichlicher  und  besser,  die  Cnltur-  und  Bildungsbedürfnisse  über- 
haupt in  etwas  beträchtlicherem  Umfange  befriedigen,  unentgeltliche 
Hingabe  von  Gütern  in  wirksamem  Umfange  vornehmen,  Privat- 
kapital (§.  28)  mit  geringeren  persönlichen  Opfern  und  in  bedeu- 
tenderer Hohe  bilden,  endlich  Stenern  an  den  Staat  und  die  Zwangt» 
gemeinwirtbschaften  (§.  154,  158)  leiehter  entrichten  in  könneD. 
Vom  Standpnncte  der  VeUuwirthschaft  ans  whrd  daher  auch  bei 
den  ungünstigst  Sitnirten  das  Vorhandensein  nnd  wenigstens  dsi 
gewisse  Höhe  des  freien  Einkommens  zu  wünschen  sein,  die 
Gleichheit  des  freien  Einkommens  Aller  deshalb  noch  keines- 
wegs. 

Die  Anwendung  des  Begrifii}  des  freien  Einkommens  auf  an- 
dere Einzelwirthschaften,  als  die  Individual-  nnd  Familien wirth 
sohaften,  hat  keinen  Sinn ,  weil  hier  (anch  beim  Staate  — )  ^^)  der 


Besonden  wichtig  eind  Ar  die  Beuthofliuig  der  Lage  der  uiteraB  arbeiteiito 

Cl.'isscn  HtQslutltbadgetä  ron  Arbeiterfamilien.  Datcu  darüber  in  Docp^titox 
biidg.  «'ronom.  des  dasscs  oiivri<^rcs  en  Belffirjue,  Ib'i'),  Lt-  Play,  los  oiirriei? 
ourc^cens,  1855,  vergl.  die  Auszttge  darao»  und  die  Bearbeitung  des  Materials  in 
£.  Esf  elV  sebOner  imbeit  ttber  CoofliiintiontTerbÜtiiiBse  in  d.  Zdtechr.  d.  Siebs.  Sduiit 
Bllreeas  lSo7,  S.  153  ff.  Neuestes  Material  zerstreut  in  den  Schriften  tlber  die  Arbeiter- 
frage, in  der  onconH  i'\  Zeitschr.  f.  d.  Arbeiterfnt-''.  f.  landvirthsch.  Arbeiter  jetß 
in  der  £nqai:tearbeit  des  deutseben  landwirthscbaidichen  Congresses  ^Die  Lage  der 
Undlifibeii  Arbeiter  im  Deatscben  Reicbe*\  berausgegeben  ron  r.  d.  Goltz,  Beri.  187$. 
fireUich  nicht  detaillirt  geiiujr.  S.  darüber  Laspeyres  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1876.  la 
Jahrganj»-  1*^7!)  d.  Tub.  Ztschr.  werd-  ii  -ich  Specialarbeiten  tlber  den  Haushalt  kleiner 
Leute,  aus  Schleswig  u.  aus  d.  S(  hwarzwaid,  beünden.  —  FUr  allgemeine  volkswiitb- 
tdiaMiebe  Fregen  und  Steuerfragcn  bedarf  es  aber  ebenso  flebr  HiiibalrtNidfeft  dar 
übrigen  GeselNchafbicIassen,  worllber  noch  wenii.'-  r  Material  vorhanden.  Wichtic  iA 
diese  Statistik  auch  für  die  Beamten-llesolilungsfragc,  wie  ich,  mit  Anl'uhraDp 
einiger  statistischer  Daten,  in  Rau- Wagner,  Finanzwiss.  I..  §.  57  C,  bes.  §.  &9  c 
naohgewiesen  babe.  2.  Anll.  §.  80.  Vei)gL  aacb  E.  Las p  e  y  r e s ,  KathedenM>dalistei 
v.  d.  Statist  CoDgrease,  BerL  1875,  S.  22  C 

'*)  Vergl.  bienn  ftberbanpt  in  diesem  2.  Kap.  den  Haoptabsebnitt  6  onteo. 

**)  Ran- Wagner,  Finaozviss.  L.  §.  26  Ann.  b,  aacb  §.  37  a. 
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egriff  des  nothwendigen  Bedarfs  nicht  anwendbar  iht.  Wohl 
»er  lasst  sich  vom  freien  Einkommen  des  Volks  and  schlieMlich 
BT  ü^völkerong  der  £jrde  sprechen  (s.  §.  87). 

2.  AbBchnitt 

Mrsf  der  Volkswirthschaft  und  Volkseinkommen. 

S.  die  Litenturnachveise  in  d.  Vorbem.  S.  1  lo.  Besonders  Rau ,  §.  71  a,  245 — 250, 
lieber,  §.  146,  147  (hier  besonders  Dogaittogescbichtlicbes) ,  üermaua,  S.  5b9 

SIT«  T.  Mangold t,  Grondr.  §.  91,  VollmrirfiischiftBleliie  bes.  S.  316  ff.  Von 
r Um» Lüentar :  A.  Smith,  wealth  of  nations  b.  IL,  ch.  2,  Ricardo,  prindplM 

|lL  ecoü.  cb.  26,  (ianilh,  syst,  d'econ.  pol.  (Par.  1S09)  I.,  213,  J.  B.  Say, 
ife  d*6coQ.  polit.  1.  IL,  ch.  5,  10  (cd.  1S41,  bes.  p.  351).  Fnida,  Uber  Natioual- 
loDuiiäa,  Statt^;.  1S05.  Fortschritt  bei  Sismondi,  Nouir.  princ.  L,  L  2,  ch.  4 
tt..  eh.  5,  eh.  6  pass.,  IL,  L  6  ch.  2  pMS^  Storch,  Betracht.  Uber  d.  Natur  d. 
üüüilciiikommeas ,  deutsch,  Halle  1S25.  Beruhardi,  Krit  d.  (!randc  f.  gr.  Q*  U. 
.[i'-'j^-ntk.  I'etcrsb.  IbiS,  §.  14  — lU.    Schmollcr  a.  a.  <).  Abv  hn.  1.  — 

Adicrc  slatiä  Iis  che  Berechnungen  des  i^ettamuten  Volkseiukumineiis  und^eiiier 
^ptbMtaodtbeile  und  Qaelleo  nach  Moiean  de  Jennys,  Reme  eacyclop.  XXV., 
KS49,  S7S;  ders.  Statist,  de  Tagricolt  de  la  France  1848;  ders.  Statist,  de  la 
•Brit.  1838,  I,  H\2;  de  Lavorgne  essai  sur  IV;con.  rnr,  de  l'Anglet.  p.  77  IF.; 
arL  Review,  ISäü  N.  170.  S.  437  ;  Pebrer  Uist  üaanc.  etc.  de  l'einp.  Britann. 
H  n.,  90;  Lowe,  EngL  nach  t.  gegenwftrt  Zustande;  Ghaptal,  de  Tindastr. 
ftc,  de  Laveleye,  essai  rar  Tecon.  rur.  de  la  Bel-^.  p.  3i:{,  Schnitzler  crfeat 
!a  nVh.  L.  ]'),  n!»2,  auszugsweise  bei  Kau,  S.  Aufl.  i;.  217-  2:>().  Alle  solche 
iiuuogcA  deä  V  olkb-  oder  Nationaleinkommeus  und  kaum  weniger  die  noch 
i%aMi  des  YolksremOgens  sind  dnichans  nnsicher  nnd  grade  in  der  Neueil 
z  (Hier  lichtiger  vegen  der  Fortschritte  der  exacten  Statistik  immer  mehr  als 
vaBchhftr  erkannt  worden.  Aus  diesem  Grunde  sind  soü:ar  Versucht;  solcher 
tttOJigen  eine  Zeit  laug  seltener  geworden.  Doch  scheint  die  Neigung  dazu  jetzt 
der  ittiker  zü  werden.  So  finden  sich  z.  B.  Daten  über  den  Werth  des  Real- 
itica.  Viehstands  und  Ackerger&ths  fUr  Oe>t erreich  ?on  r.  CzOrnig  and  in  den 
i  Statist.  Jahrb..  im  Auszug  bei  Kolb,  Handb.  d.  vergleich.  Statist.  7.  Aufl., 
pi  1S75.  S.  310;  ebcndas.  S.  371  auitl.  Schätzuni:. -n  des  Bodenwerths  und 
lenngs  doi  Grundbesitzeti  in  Frankreich;  ob.  S.  451  Werth  des  ganzen 
ioiuürenDOgens  in  Grossbritannien  nnd  Irland;  eb.  S.  538  sogar  fOr  Bnss- 
i  (o*ch  T.  Bnschcn);  'b.  S.  7."0  für  Nordauiorira  (nach  Berichten  des 
*tÄecretirs).  Meistens  nur  gross«;  bltuidende  Zahlen,  vieilach  mit  der  ünrichtijrkeit 
r  ^ötiäteii  Zweifeihaftigkeit  an  der  Mirn.  Vullends  die  Schätzungen  des  Voiks- 
■Afeas  Too  Staaten  früherer  Zeit,  wie  sie  BAckh,  Staalshaosh.  der  Athener, 
Infi.  L,  642  für  Athen  angestellt  (30—40,000  Talente  ohne  das  steuerfreie  Staats- 
.  hai>en  natürlich  gar  keinen  Werth  und  wunb  n  ?on  einem  Statistiker  und  Natio- 
Aoaomen,  der  die  Schwierigkeit  in  der  Gegenwart  kennt,  schwerlich  nur  reruacht 
dea.  Blehtenschfttz,  S.  599,  stimmt  dem  nit  Baeht  bet 

Trotz  aller  Mängel,  die  hier  z.  Th.  wegen  der  UmK:ehung8teiideiis  bei  Stenern 
'^tTe^5tindlich  sind .  iTH^chten  die  Schätzungen  des  Volkseinkommens  nach  den 
<a  der  Einicom mens teuer-SclüUznngen  oder  Dedarationen  immer  noch  die 
veaiger  unbranchbaren ,  rergllchen  mit  den  Ergebnissen  andrer  Schlizangs- 
^'>len  seiE,  namentlich  auch  was  die  wichtigere  Fra^^e  der  Yertheilung  des 
t>eiflkoiiimeüS  <§.  99  R.)  anlangt,  so  die  britischen,  i  t  a  1  i -n  ischen,  selbst  die 
ea  der  preastiitichen  C lassen-  und  classiticirten  Kiukommensteuer  (die  auch  nach 
gel's  Ansicht  in  seinem  AnJbatze  Uber  die  Glassenstcoer  q.  b.  w.  und  die  Ein- 
iMBftithflilimg  in  Pienssen,  im  Jahrg.  IS 75  der  Zeitschr.  des  Prems.  Statist. 
»•M- .  nicht  so  nnbranchbar  sin«!,  als  Nasse,  Schmollcr  u.  A.  m.  annehmen). 
i>»ka  fOQ  Ha  ni  b  u  r^,  von  schweizerCantonenu.  s.  w.  S.  auch  D.  Baxter, 

iarosM  of  fhe  United  Kingdoro,  Lond.  1668.    Dann  d.  neueste  Arbeit  f.  Giffen, 
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Tccent  ac<:uinTil.  of  \h<*  capital  of  tho  United  Kingdom  in  d.  Joarn.  of  the  Stilist 
Society,  IHlb,  Wcsentl.  auf  Gruail  der  £inkoininei)ätcucrdatcD«  mit  gewissea  Beridi' 
lignngen  und  Erf^&nzanfi^on .  wird  hier  d.  brit.  Volksrennftfcen  TanascUigt: 
1875  auf  6118,  1875  tllf  höIh  Mill.  Pf.  St.,  p.  Kopf  204  n.  260  Pf.  Ia  Aw«  Ii 
d.  Statist.  Corrcspond.  ?.  Kugel,  IS'S  N.  -i^.  —  In  Fr.-tnk reich  hat  man  neoerdiDip 
wieder  aus  d.  Kapitalvcrth  der  Erbachaften ,  nach  d,  Datcu  dor  im  EnrcgistrcmeiU 
nit  enthalt.  EibscliAfbsteiier,  einige  Seblane  tnf  die  tterit  aolbteifeMie  Bewegung  Mi 
Tclksvermögens  m  ziehen  gesucht.  i,L.  Say,  Bnll.  de  Stat  et  de  UfieL  comp.  toL 
1  n.  .H.  im  Ansziiijo  in  d.  Sfat.  ('orr."-i».  1**T7  N.  5.)  Auch  nor  unsich.  SchlOas«. 
wie  schon  aas  d.  rapiden  Vennehr.  d.  ailerleuten  Jahre  folgen  möchte.  Kapitalvenli 
d.  Erbecb.  1626  18S7,  1850  2025,  1S70  S872,  1874  80S1 ,  1877  (forilnf.  Benehi,) 
4" 02  Mill.  Fr.  Einige  w«  itoro  Dsten  bei  .Fr.  X.  r.  Neumann,  reborsichton  u.  s.  ». 
.Tahrp.  1878.  S.  2  tt\  Ueher  Pr.-nssen  Sötboor.  Arb.freurvi  1875.  Aach  fW^ 
schiedeue  Artikel  ?.  ihm  Uber  Prcuss.  u.  Engl,  iiu  U.  Uandclablatt. 

Ueber  die  xwei  Methoden  der  Schitznng  des  YolkseiukomiDene  s.  §.  S7.  Bisjct^t 
ist  es  wohl  richtiger,  das  oflcne  Zogeständni:»»  zo  machen,  dass  die  Statistik  mit  ihre« 
gegenwärtigen  Ililf^mittoln  nnd  Daten  keine  hinlänglich  hrauchbare  üebcrsicht 
deü  Volkseinkommens  und  VolksvcrmOgcns,  im  (ianzcn  und  nach  den  einzelnen  Bestand* 
theilen  und  vollends  ntch  deren  Ttascnwerth  geben  knnn.  —  Yeifi.  tnch  Aber  eine  stitii 
lösche  Anfgabo,  welche  mit  der  Zusammenstellung  nnd  Schätzung  des  YdhaeinkomErä« 
enge  zn<».'immenhängt  nnd  'labei  besondre  Schwierigkeiten  macht  i§.  87),  nemlich  ut.r 
die  Berechnung  der  intomationalen  Zabluogs-  und  spcc.  liandelsbiiaoz.  den  Aufsatz  roa 
80 1 beer  in  HirtVs  Annnlen,  1876,  S.  781  IT.  (in  Anknüpfung  an  die  ftou  dealMh^ 
Werthstadstik  auswärtiir«  n  Handel^»).  S.  besonden  den  Entwurf  nir  AnfMelL  da 
Internat.  Zablongsbilanz  S.  778. 

T.  —  §.  86.  Anwendung  der  erörterten  Begriffe  avi 

dem  Wirthschaftsbetrieb  anf  die  Volkswirthschaft 
Die  Hcp^riffe  der  Ein-  und  Ansgilnge,  Einnahmen  und  Ansgaben, 
Erträge,  Koh-  und  Reinerträge  lassen  sich  auch  aul"  die  als  ein 
Ganzes  gedachte  Volkswirthschaft,  die  Begriffe  Einkomniea 
nnd  freies  Einkommen  zwar  nach  dem  Sprachgebranch  der  §.  84 
Qttd  85  besser  nicht  auf  die  Volkswirthschaft,  das  Ertrag  gebeiuN 
Object,  wobl  aber  anf  dasVolk,  das  den  Reinertrag  beuehend« 
Snbject,  anwenden.  Welche  einselne  Posten  yon  whrthsobaMieliei 
Gütern  unter  die  einzelnen  genannten  Begriffe  in  der  Volkswirth- 
schaft sich  reihen,  bedarf  für  mehrere  der  hierher  gehörigen  Fälle 
keiner  besonderen  Darlegung.  Selbstverständlich  umfassen  die 
Ein-  und  Ausgänge  der  Volkswirthschaft  auch  die  darob  den 
Credit  mit  anderen  Volkswirthschaften  oder  richtiger  mit  den 
Einzelwirthscbaften  (incl.  derjenigen  des  Staats)  in  ihnen  aosge* 
wechselten  Gttter.  Die  zwischen  inlftndiscben  EinzelwirthsebalÜB 
(ebenfalls  incl.  des  beimiscben  Staats)  dnroh  den  Credit  bewegteo 
Gttter  compensiren  sich  für  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes.*) 

II.  —  87.  Der  Koh-  und  Reinertrag  der  Volkswirth- 
schaft und  das  Einkommen  des  Volks  lassen  sich  ohoe 

')  Andrer  Meinung  ist  Fr.  J.  Nenmann,  Tttb.  Zeitschr.  XXVUL,  808:  md 
nniichlig  anzunehmen,  die  Rechtsanspruche  und  Forderungen  der  VolkMOgahOfif* 
unter  einander  seien  int  dieGiOsse  des  Yolksremögens  gleicbgiJtig  (?>  Wie  feranraiiigvBl 
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wd  mit  Rticksicht  auf  die  Eiozelwirthschaften,  welche  die  Erträge 
erwerben  und  tlber  das  Einkommen  vertilgen,  darstellen  und 
berechnen.  Im  ersten  Falle  knüpft  die  DaratellaDg  an  die  Werth- 
ohjecte  selbst  oder  an  die  Gütermengen  an,  welche  den  fioh- 
ind  Reinertrag  der  Volkswirtbiebaft  al»  Gamet  bilden;  im  sweiten 
Falle  werden  die  einselwirthschaftliehen  Ertrftg^,  bes. 
die  Einkommen  der  Snbjeete  der  EtnEelwirtbsebaften  snmmirt,*) 
wo  dann  nnr  die  Znsammenstellnng  des  Reinertrags  der  Volks- 
wirtbechafl  oder  des  Volkseinkommens  Bedeutung  hat 
A.  Erste  Art  der  Darstellung. 

1)  Der  Rohertrag  der  Volkswirthscbali  wird  in  einer  Periode 
^eiDem  Jahre)  gebildet: 

a)  Ton  der  Oesammtbeit  der  in  dieser  Zeit  neu  im  Inlande 
«nengten  wirtbacbafUleben  Ottter;*) 

b)  von  der  Einfabr  yon  GQtem  (Sacbgütern,  Geld)  ans  dem 
Avelande  ans  dem  Titel  der  Renten  von  Fordernngsrechten 
des  Inlands  ans  Creditgeschäften  oder  von  Kap italanlagen 
inländischer  Staatsangehöriger  im  Auslände; 

c)  von  dem  mittelst  FCinfuhr  ausländischer  Güter  reell  bezahlten 
Frachterweib  der  inländisoben  Bbederei  im  answlbrtigen 
Baodel  and  Zwiscbenverkebr;*^} 

d)  Ton  den  in  Baar  ond  in  Waaren  bestebenden  Ein- 
fnhren  des  Anslandes  ins  Inland,  welebe  als  Bim  essen  fttr  die 
in  Inland  sich  aufhaltenden  Fremden  dienen  oder  von 
«olchen  mitgebracht  werden,  —  unter  heutigen  Verhältnissen  eine 
iitehende  Rubrik  in  unseren  Volkswirthschaftcn; 

e)  von  der  gleichen  Einfuhr  aus  dem  Titel  unentgelt- 
licher Gaben^  a.  B.  Contribntionen  des  Auslands  an  das 
lolandy  Einwandernngsvermögen,  sobald  diese  Einfnbr 
«üngeraiassen  regelmässig  stattfindet;*) 

*)  Bci'Ji?  Bon^rhmingsarten  bei  Rose  hör,  §.  116.  die  -^rsto  h.n  Rau,  i^.  247, 
^  iveite  taQQäherod)  ub.  24S,  dio  zweite  aach  bei  Hermann,  S.  590.  N&here 
Beortheilonif  beider  MetliodiBii  bei  t.  Manf  oldt«  Yolkmirthsclialkslehfe,  S.  SIS  if. 
a.  »Dch  nooschlinsr.  Journ.  <1.  Kcon.  XXVI.  (1ST2).  p.  ."»To. 

*)  S*cl)g(itcr  und  Dienstleistungen  gehören  dahin.  Die  inländischen  Hohstollo 
snd  Tollsiändig  ihrem  Wcrthc  nach  einzusetzen.  Die  aus  solchen  und  auälandi^chen 
S(o!reQ  hcn^ellten  Oegensttnde  (Indastrieprodacte,  Fabriktte>,  om  einen  foOuiriTih- 
•>"hifilirhen  Doppel.insatz  der  Rohstoffe  za  TcrmeideD.  nur  fnr  d^n  Retrag  der  durch 

(iewerksarbeit  erzielten  Wert  h  erhöhun  g  (oftmal.  Fehler  auch  d.  amtl.  Statistik 

Bergwerks-  u.  llutlenproduction).  Die  im  Handel  omgesctzten  und  trausportirten 
Bobstoffe  Qod  Ftbrikale  ftir  den  Betn|r       dadurch  bevtrfcten  WertberhObiin;. 

*)  S.  Söthecr  a.  a.  O. 
'     ^  So  bei   dauernden  Tributv^rhaltnissen   des  Auslands  an  das  Inlanrl.  bei 
4aq«rnd er  Einwanderung.   Da^  mitgebrachte  Vermögen  der  Einwanderer  kaim  hier. 
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f)  vom  etwaigen  Werthttbersebnas  der  im  iateraatioBriwi 
Handel  ertolgenden  Waaren-  und  Oelde  in  fahr  aas  dem  Atu» 
lande  Uber  die  bezügliche  Ausluhr.  Wird  der  ganze  Betrag  der 
Einfuhr  hier  eingesetzt,  so  mass  bei  dem  ersten  Posten  (a)  von 
dem  inländisoben  Gtttererseoi^Lie  die  daraus  statttindeade  Auafobr 
abgez<>|;en  werden;^) 

g)  Tom  Wertbbetrage  der  Natinngen  des  Kitsyar- 
mögens,  einsnsetsen  in  GemXssbeit  des  sweiten  BestaadUbeHt 
des  EinlLommens  (§.  84). 

2)  Der  Reinertrag  der  Volkswirtbschaft  ergiebt  sich  alsdann 
dadurch,  dass  folgende  Posten  vom  Rohertrag  abgezogen  werden: 

a)  Die  im  83  geuauutcu  eigentlichen  oder  natürlichen 
voikswirthse h aftlic hen  Productionskosteu:  die  Verwen-' 
dnngen  fUr  die  Mitwirkung  der  Natur  bei  der  Produotion/)  nicht 
aber  die  ebenfalls  in  §.  83  besproebenen  bloss  eieselwirtbsebafÜiebeB 
Prodnotionskosten,  welcbe  für  irgend  Jemand  ein  Einkomaiea' 
bildeni  daber  namentiieb  nicbt,  wie  Ran  amiabm,  „der  Lebens- 


z.  B.  in)  Falle  der  aordamehcAiiiacbeo  Vereiuigten  Staaten,  in  der  Tkat  m  den  refel- 
nkhäigcu  EiuBahmeqQeUen  det  EinvanderuD^laadd  gerechMt  verden,  eine  Quelle, 
welche  dem  Lande  deshalb  fliesst,  weil  es  dascli  seine  (wiridich  oder  rermeintlicb) 
günstigeren  presatnrnt'Ti  nkonoiniscben  und  sorialon  Verhfdtnisse  dcD  EiowaudeniBf»-' 
Strom  au  sich  liohL   liier  wcrdeo  al&o  blmbuudü  Ursachca  der  Massen  ein-  iukI 
Answanderon;  fonosg^esetzt,  rergl  1.  Stein,  YenmltongsrecH  2.  TU.  (Ina.  Yvrw.l^ 
8.  182  ff,  n.  Qoten  Abth.  2,  Kap.  1,  Abschn.  v.  Einwand.recht.  —  In  fraheren  Zehea. 
z.B.  im  i^rie^'hisrli^n  Aiterthum,  spater  in  ein/.elnen  ihUinit.,  in  asiat.  Staaten  bildete | 
Seeraub,  audcrswo  wieder  Kriegsbeute  eine  förmlich  regelmässige  Erwerbs-' 
q[adto  der  heimiflolien  Bevölkerung.  —  Einmalige  CentrilwitfengablQngcn  des  Ans* 
lailda,  z.  B.  als  KiitK'^cnbchädif^ung,  das  Vemftgen  ?ereinzelt  •  r  Einwanderer,  bilden  | 
nur  zufällisre  Einnahmen  nnd  Vermflj^ensvcrniclirongen  and  sind  zum  Ertrag-  der  Voli?- 
wirtbschail  Dicht  zu  rechuen.    Oleiches  gilt  von  Erbeicluften  iL  dergL  m.,  die  mu^  den 
Avslaade  in  ooncreten  Goiem  oder  Geld  eingehen. 

*)  Wenn  von  Ran,  Rosclier  o.  A.  zun  Bobeitrage  der  Volhswirthschaft,  bez.* 

wie  sie  es  nennen  zum  rohen  Volksein  kommen  die  ganse  inl&odisebe  GtitcrerzeDfviif ' 
und  zugleich  »He  Einfuhr  von  (iatcrn  aus  dem  Auslände  gerechnet  wird,  so  fiadel 
ein  Doppeiansatz  >tatt,  welcher  auch  schon  bei  der  Berechnung  des  Rohertrags  oa- 
lichtig  ist  Es  genügt  daber  nicht,  mit  den  genannten  Autoren  den  Abzair       ia  I 
Handel  erfolgenden  Guterausfuhr  erst  zur  Berechnung  des  reinen  Ertrag:>  oder  Ein- 
kommens vorzunehmen.  —  Leber  die  Dillercnzen  zwischen  dem  W  erth  d<  r  Waarcn- j 
ein-  und  Ausfuhr  der  Länder  und  die  besonderen  Ursachen  der  grösseren  W'ertbhöba ' 
der  l^fabr  s.  Sötbeer  a.  a.  0.;  eb.  aucb  Ober  die  anaserordentliche  LaokenbalUgfceil 
unserer  deutseben  (Zolhercin)  Ausfuhrsitatistik.    Vgl.  über  diesen  Gegenst.  auch  diet 
zahlreichen  fleiss.  u.  instni'  t.  Artikel  v.  E.  Laspcyres  im  deutseben  HaudelsbL,  st 
Uber  die  Haudebbil.  von  Ih77  im  Nov.  1^7> 

^)  Dahin  gehören,  vom  Werth  weniger  nuch  brauchbarer  Abfälle  abgesehen,  dis 
Roh-  Q.  Hilfestofl'e  -der  ProdociioB,  z.  R.  Saatkorn,  Viebfiitter,  Streu  in  der  Landwii^  { 
BchaA.  Verarbeitungsstoffe,  ftmnn^tie.  Schmierstoffe  in  <]rr  Industrie,  den  Traasp«n> 
gewerben   (Eisenbahnen);   ferner  die   Abnutzung  der  zu  mehreren   successiras  | 
Productionen  dienenden  Kapitalien,  d.  h.  der  sog.  stehenden  Kapitalien,  wie  Wirtk- 
iiebaftagebiide.  MaseUnen,  Weikieage  (§.  %1\ 
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edarf  der  hervorbringenden  Arbeiter  und  Unternehmer  mit  ihren 
amilien'',  Posten  welche  vielmehr  durchaus  einen  Theil  (und 
ei  Weitem  den  Haupt  theil)  des  Reinertrags  der  VolkflwirthBchaft 
iar  des  VolkieinkommeiiB  bildeD.^) 

b)  die  Anefuhr  von  Gtttem  (SaehgUtem ,  Geld)  naeh  dem 
telande,  aus  dem  Titel  der  Renten  Yon  Kapitalanlagen 
üd  von  Forderuugsrechten  des  Aaslands  aus  C red itgeschäften 
I  Inlande. 

c)  Die  Güteraosfahr  als  Bezahlung  tlir  Fraohterwerb  frem- 
er  RhedereL 

d)  Baar-  und  Waarenaendangen  ine  Ausland  als  Rimessen 
^  dort  sieh  aufhaltende  Inländer;  dgl.  von  sotehen  mit  hinansge- 
nnmene  Otiter  und  Gelder  (Reiseverkehr). 

e)  Die  Guter-  und  Geldausfuhr  aus  dem  Titel  unentgelt-  * 
eher,  periodischer  Gaben  ans  Aasland  (Tribate;  nicht 
IHwaD  derungs  vermögen).^) 

,  f)  Der  etwaige  Werthttberscbuss  der  Handels-Ausiahr 
Mr  die  Einfohr  im  answftrtigen  Verkehr. 
gy  Dar  Werihbetrag  der  Abnutzung  desNntsYermögens. 

3)  Das  Volkseinkommen  besteht  in  diesem  Reinertrag 
r  Volkswirthschaft. 

4)  Das  freie  Volkseinkommen  umfasst  denjenigen  Theil  des 
likaeinkommens  einer  Wirthschaftsperiode,  v?elchcr  nach  Abzug 
|S  B  oth wendigen  Unterhaltsbedarfs hier  bereohnet  anf 
mmd  der  ersten  in  §.  85  angegebenen  Methode  —  der  ganaen 
^ükemng,  aneh  die  mit  an  erhaltenden  nieht-erwerbenden  Personmi 


^  Bau'd  und  der  Aelterea  damit  vielfach  Uberei&stimmeade  Aunahmc  beruhte 
1  4er  YennenguDf?  d«  einzel-  (privat-)  imd  TottswiithscbaftHclraa  GeBiebtspancts 

Iftärte  zu  der  fabchen  Construction  eines  nationalen  Rein-Einkomuions, 
ifreseotlich  nur  Uebersr husscinkommen  der  besitzenden  Hassen  war.  Daraus 
1  auch  fOr  wichtige  practische  Fragen  falsche  Schlüsse  henurgegangen,  besonJen> 
/f  fMsrtreaeii.  —  Beiicbtignng  dieser  Irrthumer  durch  Herrn ann ' tt  Einkommen- 
iBle,  a.  a.  O.  Tergl.  besonders  den  Aufs,  von  Schmoller.  —  Jenef  Abzog.  deD 
la  macht,  hat  nur  bei  der  Berecbniuig  des  freien  VoUaeinkonunene  ttattzofinden, 
I.  >.  4. 

f  Dies  könnte  im  Widerbpnich  zu  stehen  scheinen  mit  der  obigen  Einsetzung 
t  nmm  ■mliii  muHiin  ii>n(i  nun  ab  Posten  des  Rohertrags  der  Volkswirthschaft  des  Ein - 

^(Jcre  rlands.     Aber  fttr  d<as  A  u  s  wanderungsland  liegt  die  Sache  auch  anders. 
i  mitgenommene  Auswandcrerverm(i>i;en  ist,  zum  weitüberwietrendon  Thoile  vvonig- 
■I,  iMio  Bet»tandtheil  deä  in  der  betrotlunden  Wirthschaftspuriode  gewonnenen  Ertrags 
T  TifciBiiilieibefl.  foikdeni  des  YermOgetts  denelben,  mass  also  nur  bei  einer 
isremißsreDsbilanz,  nicht  bei  einer  Ertrags-  oder  Einkommensbiianz  abgezogen 
'J"»ti.  -    Neben  dauernden  Trihaten  sind  regelmässige  Zahlungen  an  fremde  (intisr- 
taeo  im  AosJande  (BestechoPCTgehalte,  wie  Seitens  Persiens  an  Griechen,  Be-< 
igzig«ji  freader  Gelehrter  unter  Ludwig  XIV.,  Peterspfennige)  m  Mnoen, 
i 
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inbegriffen,  — wesbalb  e.  B.  Armenstenern  v.  dgl.  hier  im 
Volksein  kommen  abzusetzen  sind  —  übrig  bleibt 

Die  Höhe  dieses  freien  Volkseinkommens  entscheidet  weseal 
lieb  über  den  Umfang  der  BedUrfuissbefriedigungen,  welche  sid 
das  Volk)  als  Ganzes  betrachtet,  erlauben  darf,  daher  auch  ttbfl 
die  nachhaltige  Vermehrnngsfähigkeit  der  BeYölkeriii(| 
■oweit  daltir  die  blosse  Grösse,  nicht  anch  die  VertheiUii| 
des  VolksvennOgens  (§.  97)  massgebend  ist,  welche  letztere  mA 
die  Art  der  Gnter  wesentlich  mit  bestimmt,  ans  denen  diesVolki 
vermögen  besteht.  Femer  entscheidet  die  Höhe  des  freien  Volki 
einkommens  Uber  die  Höhe  der  Steuerfähigkeit  des  Volki 
namentlich  der  Steuern,  welche  es  dauernd  zahlen  kann  (faU 
hierfür  nicht  schon  ein  Betrag  im  nothwendigen  Unterhaltsbeda) 
eingesetzt  ist,  was  snlftssig  encheint)^®);  endlich  Uber  die  Grössj 
mn  welche  sich  periodisch  das  Volksyermögen  nnd  dasNatioDsl 
Kapital  —  nnabhSngig  Ton  Vermögens-  nnd  Kapitalbesit 
betrachtet,  §.  28  —  dauernd  vermehren  kann  vermittelst  d( 
Wirthschaftstiberschusses  (der  Wirthschafts  bilaoi 
d.  h.  desjenigen  Betrags  des  Volkseinkommens,  welcher  am  End 
der  Wirthschaftsperiodc  vom  Einkommen  noch  Übrig  ist 

Ein  möglichst  hohes  freies  Volkseinkommen  mm 
daher  als  Strebeziel  der  volkswirthsohaftiichen  Entwickelnng  bi 
sdcbnet  werden.  Diejenige  Oiganisation  der  YolkcwirdiBehil 
welche  die  Eireichnng  dieses  Ziels  am  Mdsten  begttnstigt,  so  ^ 
maximaler  Natten  mit  minimalen  Opfern  an  Kosten  erlangt  wirl 
ist  unter  übrigens  gleichen  Umständen,  d.  h.  vor  Allem  nntl 
Voraussetzung  einer  gtinstigcn  Vertheilung  des  Volkseinkommen 
gemäss  der  im  5.  Hauptabschnitt  entwickelten  Grundsätze,  die  roj 
züglichste.  Nach  einer  solchen  Organisation  der  Volkswirthscbx 
ist  daher  in  der  Theorie  zu  forschen,  in  der  Praxis  ca  strebai 
das  Problem  des  3.  nnd  4.  Kapitels,^') 


^)  S.  Q.  Kap.  '6  Abscba.  v.  d.  Zwangit^emeinwirthschafteD  und  Kap.  4.  E 
gewtaMi  MiBiiiiiim  von  Bcchtsschotz  und  Cnltorftrdeniog  durch  den  Staat  gehört 
,jiothvttiidigeii  Unterhaltsbedarf"  ebenso  gat  als  ein  goiiiset  Miniiiiini  roft  Saclfllli 
lilr  die  materiellen  ExistenzbedttiÜDiHe.  S.  o.  §.  9(1. 

")  Rau,  §.  72,  250. 

»*)  Vgl.  Sehiffle,  Soc.  Körper  Tir,  272  C  n.  Abth.  6  u.  7.  des  12  HaBpul 
Schnitts  daselbst.  „Die  Nat  ökon.  hat  auf  da>  gesellschaftl.  mögliche  MÜÜaiB  4 
Darclibchnittskosten  u.  anf  das  gcscilschaftl.  mögliche  Maximuin  der  Vcmotzan?  ^ 
iiauptnacbdriick  za  legen.  Die  privatwirthäch.  Bemuhnngen  om  geringste  Eigeokosti 
Q.  hOolifie  Notseffeete  Men  nat  Ok.  n.  ethische  Hanptberechtigung  als  YermittlnBl 
Toiglage  nir  Itognliniiig  des  geseflach.  Kostennin.  iL  KntauxiB.^'  Eb.  8.  274. 


Digitized  by  Google 


0«nloUiuig  d«  Volki»einkoiiuneik«. 


Die  BerechnuDg  des  Roh-  und  Reinertrags  der  \  olkswirtbschalt 
soddes  Volksvermögens  kann  wieder  Natu ralrechnung  und  Geld* 
iwhnnng  sein  (§.  72).  Die  erstere  liat  aber  gerade  hier  grösseren 
wiMiaeliamiGheii  Werth  (b.  f.  92, 

$.  88.  B.  Zweite  Art  der  Darstellung  und  Berechnung 
des  Volksei nkommens  oder,  wieder  damit  zusammenfallend, 
ies  (wahren)  Reinertrags  der  Volkswirthsehat't.  Sie  erfolgt  ein- 
ftcb  in  der  Art,  dass  die  sämmtlicben  Einkoinmeu  inländischer 
Einzelwirthschaiten,  aus  in-  wie  aus  ausländischem  Erwerbe, 
iiDiiimiri  and  von  dieser  Summe,  um  Doppelrecbnong  zu  vermeiden, 
die  Ton  anderen  inlXndiseben  Wirthsehaften  an  den  Staat  and  die 
ttrigra  Gemeinwirtiisehaften  (§.  118,  löOff.)  entrichteten  Beiträge 
Md  Steaern  in  Abzug  gebraeht  werden.^)  Die  Sohnldsinsen 
md  Ähnliche  Zahlungen  erscheinen  hier  bei  dem  Einkommen  des 
Emprängers  eingesetzt,  wie  sie  ja  auch  nicht  zum  Einkommen 
lea  zahlenden  iSchuldners  gehören.  Die  an  Ausländer  gelangenden 
i)chfildziiisen,  daher  auch  di^enigen,  weiche  der  inländische  Staat 

^  Die  ältere  Stn-ilfnige,  ob  der  Kohntrug  oder  der  Uciücrtrag  dt-r  Volkswirth- 
:  taft  der  wichtigere  sei,  kaua  aui'  Grund  der  utucrcu  bciiclillgtcii  Theorie  des  tiu- 
looMMwi  aberimpt  nsd  des  VolkicfDkommens  speeiall  als  nondg  betischtet  werden. 
Dean  wenn  vom  Reinertrag  der  Volk-iwirthschafi  nicht,  wie  frtlher  Tiellach  (s.  oben 
\.iinL  8),  bcr<  it-  ir-^cnd welche  (jutcrcon-^uriitionen  von  Men^'  h'  n  abf^ozocen  sind,  so 
i ersteht  sich  vou  selb:>t,  daäs  der  iieiuertrag  da;>  allein  wichtige  Mument  int.  VergL 
Mb  Hermann,  8.  m  tf«  Bosoher,  §.  147,  SchmoUer,  «.«.0.  DieContro- 
rersP  Vorinto  nur  entstohen  bei  der  VermeDgiuig  des  einzel-  oder  piiFSt"  mit  dem 
^Sikswinlisichaftlichen  (fesichtspuh<  tt'. 

*^  So  Uermanu.S.  qUU,  wogegen  Kuächer,  §.  14(i,  zwar  neben  dem  „reinen 
Einkoiamen  der  selbstiodigen  Priratirirtliscliafken**  nnch  nnr  das  ^reine  Einkommen 
lee  Staats,  der  Gem<^iuden,  Corporitioiieii,  StiftQDgen,  welches  dem  eigen thUm- 
ichen  Vermögen  entsprinert",  Hufiührt,  dann  aber  doch  gleich  daraut  hinzufügt:  von 
»teaern  gelte  nicht  der  batz  wie  von  Schuldzinsen,  dasb  sie  hloaa  aui'  Seiten  de» 
Bkibigen  anfgeftdut  nnf  Seiten  des  Schddneis  aber,  nm  error  dupli  zo  vermeidon, 
ibgc2ogen  würden,  ,,weU  die  Cntcrthanen  des  guten  Staats,  die  Glaublichen  der  guten 
iLircbe  wirklich  neue  und  mindestens  gleichwerthe  (iuter  <ladurcli  erkauften  ".  Lct/.ti  res 
stg;«viss  ganz  richtig  uudKoscher'ä  Schlug,  wonach  dieStaab-  und  Kircheuleiatungen 
ie  HnkommentlieUe  der  Priraten,  im  Worthe  der  SieoorzaUnng^  der  letzteren,  ange- 
ietzt  werden,  erscheint  in  einer  Hinsicht  aoch  ab  Conse<iuenz  der  Einreihung  der 
Leistungen  in  die  wirtbschaitiichen  Guter.    Ind.-S!.en  lüsst  sich  aiMicrsoits  doch  mit 
^  eimrenden,  dass  schliesslich  alle  solche  Berechnungen  des  \  olkseiukouuneus  nur 
|ralgen.'nffl  die  Lage  der  pliysisoben  Personen  beoitbeilen  za  können  nnd  für 
lese  physichen  Personen,  d.  h.  in  der  Hauptsache  für  die  Subjecte  der  Privatwirth- 
chaftcn.  die  Beitrage  und  Steuern  an  die  juristischen  Personen,  .in  Staat  und  Gemein- 
vinikscbnftea  nicht  Einkommen,  sondern  Ausgaben  sind,  was  bei  der  Berechnung  des 
ftlkie&ikofflmeos,  d.  b.  eben  docb  scbliessllcb  des  Einkommens  einer  bestimmten 
^Üd  Menschen  (nicht  schlechtweg  „Ein/.  Iwirthscbaften")  den  im  Texte  vor^n- 
ÄHmenen  A  bzug  der  Steuern  u.  s.  w,  b"  i  den  (i'-inr-inwirthschaften  u.  s.  w.  r»''  lit 
^in.    >ran  könnte  das  Einkommen  der  Gcuieiuwirihschal'ten,  einschliesalich  des 
aus  Beiträgen  Und  Stenern  andrer  EinzeiwiitbscbafteD,  etwa  abgeleitetes 
Ilft^mjMi  affnmin.  in  einem  richtigeren  Sinne,  als  dieser  Ansdrack  frober  gebrancbt 
'^tde.  8.  §.  S4  u.  Anm.  10  dazu. 
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ins  Ausland  zu  zahlen  hat,  müssen  dabei  ebcufalls  schon  nach  den 
Einkomraenbegriff*^')  abgezogen  worden  sein.  Diesem  Begriffe  g« 
mäss  sind  die  Nutzungen  des  Nutzvermögens  auch  im  Einkommei 
der  Einzelnen  schon  enthalten,  brauchen  also  bei  dieser  Berechnooi 
des  VolksvermOgeiis  nicht  mehr  besonders  aufgefOhrt  zu  werden 
Die  Samme  der  WirthBchafUttbereehflsee  aller  inlinü 
sehen  Eintelwirfhsehaften  am  Ende  einer  Periode  ist  dann  wieifl 
identiseb  mit  der  dauernden  Vermehrang  des  Volkim 
mög  ens. 

Statistisch  lassen  sich  beiderlei  Zusamnjenstellungen  ini 
Herechnungen  der  Erträge  der  Volkswirthscbaft  und  des  Volkseif 
kommens  bei  Vorhandensein  der  erforderlichen  Daten  durchfbbrea 
sie  bieten  yerscbiedene  Sohwierigkeiten  und  ergänzen  sich  gegen 
seitig.  Die  erste  Methode  gewftbrt  gleiebseitig  Emblieke  m  äi 
Technik  der  Prodnction  (VerblUtniss  des  Roh-  sun  Reioei1ii|| 
Betrag  der  Tolkswirthsehsftlichen  Prodnctionskosten),  im  OsoM 
nnd  in  den  Hanptzweigen  der  nationalen  Arbeit  und  liefert  üebe* 
sichten  Uber  die  G  c  b  r  a  u  c  h  s  w  e  r  t  Inn  e  n  g  e  n  der  verschiedenei 
wirthschattlichen  Güter,  Daten  aus  denen  ein  wenig  auch  anf  di( 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  rUckgeschlossen  werden  kaun.'^ 
Die  zweite  Methode  lässt  die  Gebrauchswerthe  zUrtlcktretcn,  gieb 
aber  einen  genaueren  Einblick  in  die  VertheiUng  des  VolkiM 
kommens  ond  impUcite  anch  in  diigenige  des  VolksvermOgeni  nnj 
Volkskapitals  unter  der  Bevölkerong  sowie  swiscben  phyaiseM 
und  juristischen  Personen  (Einkommen  der  „todteu  Hand'').  I 


")  D.  h.  also,  folgerichtiger  Weise,  das  Einkommen  des  Staats,  der  Gsadaw 

vieler  Erirerbsgesellschaften  (Eisenbahnen,  BÄiiken .  A<  tienbethciligting  moss  hier  k 
Betheiligung  als  kaj.itniloihendor  Gläubiger  gleichgestellt  wt-nlen^  ist  ft^r  die^'i 
Zweck  der  Berechnuug  des  Volkseinkommens  nur  mit  dem  dorch  Sduii 
linMA  mid  Dividenden,  weiche  ins  Ausland  gehen,  Terriogerteii  Betiar  m 
setzen.  Ein  nicht  unwichtiger  Piiuct.  um  die  Lage  stallt  aas  Avdand  rerscbolM 
Staaten,  wie  Oesterreich,  Italien,  Kuj-sland.  Verein.  Staaten  n.  a.  m.,  richtig  xn  htsi 
theilen.  Bei  Pri raten  ist  dies  nicht  erst  noch  besonders  hervorzuheben,  dena^ 
Ton  ihnen  geiaUten  SehnldzinseB  gehören  alt  einzelwirthseliaftliehe  PkodnctioariM 
nicht  zn  ihrem  Einkommen  und  gelangen  hei  der  obigen  zweiten  Berechnaiig  ^ 
Volkseinkommens  oiinehin  nicht  znm  Ansatz,  wenn  sie  an  Anslinder  im  Aislsade  gl 
zahlt  werden. 

S.  ?.  Mangoldt.  YoDnwiithschaftalehK  S.  818. 
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4.  ilau|)tal)schiiitt. 

§.  89.  Die  "WerthschätzuDg  des  Vermögens  gestaltet  sich 
vveseDtlich  verschieden  vom  Standpuncte  der  im  Verkehr  stehen- 
leD^j  Ein  zel  wirthschaft  und  von  dengeoigeD  der  ganzen  Volks- 
mrthschaft  aus. 

1.  EinselwirthBchaftliobe  Schätzung.  Die  Einzelwiitli- 
ichaft  legt  Dor  deigenigen  Gutem  in  ihrem  Vermögen  oder  in  ihrem 
'Wirduehaitsbetrieb  eoncreten  Gebranchswertb  bei,  deren  sie 
ftr  die  nnmittelbare  Consnmtion  (einscbliesslleh  der  reprodnctiven 

Consiimtion  71)  bedarf. ")  Für  alle  übrigen  Güter  ist  ihr  nur 
«ler  Tausc  h  Werth  (eventuell  der  Taxwertb\  oder  in  der  Geld- 
wirthschaft  der  Geldwerth  und  Preis  wesentlich.  Denn  dieser 
entscheidet  darüber,  ob  und  welche  Macht  diesen  Odtern  innewohnt, 
udere  Guter  eoncreten  Gebräu chswerths  erentnell  in  das  Ver- 
mögen oder  in  die  Wirthschaft  euiznfuhren.  Da  nnn  in  der  Volks- 
wirthschaft,  welche  sich  regelmässig  des  Geldes  als  Verkehrsinstm- 
iscDt  bedient,  oder  in  der  sogen.  Geldwirthschaft  (§.  114)  das 
Jeld  das  regeln)Ussig  am  Leichtesten  in  Güter  eoncreten  (»ebrauchs- 
^erths  nmsctzbare  Out  ist,  so  ist  der  Einzelwirtbschaft,  fiber  ihren 
ni mittelbaren  oder  beständigen  liedarf  an  naturalen  Gütern 
eoncreten  Werths  hinaas,  auch  das  Geld  vermögen  das  erwünschteste: 
Veilich  immer  unter  Voraussetzung  normaler  Verkehrsver- 
lälknisse  in  einer  Volkswirthschaft,  in  welcher  die  Arbeitstheiinng 
veh  gediehen  ist  Denn  sobald  diese  Voranssetzong  fehlte  sind  die 
Hilter  und  ist  auch  das  Geld  nicht  beliebig  oder  nnr  zu  sehr  nn- 


')  Raa,  §.  63— CS.    Roscher«  §.  10.    Ucrmanu,  Abtb.  I.«  bes.  IIL  pass.. 

as.  III. 

')  Für  die  noch  fast  pranz  ausstMhnlb  de^  Vorkchrs  stebende  ElnMhrlltbscbtft. 
••mcDtlich  für  «Ii**  Familie.  uel<hi  ihrfii  (Jütt-rhodarf  fast  panz  eigens  producirt, 
i^oigt  die  Sciiätzimg  der  (iutur  sogut  nie  nur  nach  dem  Gebraiichswi-rth,  di^s  einzchicn 
Mdi  Mdi  seinem  coocceton  Werth  für  den  Besitzer.  Diese  ursprüngliche  Schätzung 
•aal  Beccaria  alisolotcn  Werth  im  Gegensatz  dos  Sparer  hinzugetretenen 
elatiren  oder  Tansciiwerths.  £lem.  di  econ.  pobi,  in  deo  Schtt.  daas«  XIX.,  SSV 
ach  San  §.  (id). 

*)  Bissaaeli  Akr  diese  einzelwirtbschaMiche  (geirOhnlich  privatwirthschaftlidie 
nanQ  ScfaätnmiT  der  Tanschwerth  nicht  ausreicht,  hat  Rau  in  §.  64  nock  bem- 
W8  nachgewiesen.  S.  auch  Torrens,  production  of  wealth.  ImM,  pag.  10.  11 
Msi,  coure  d'6con.  polit  1838,  I.,  65,  walirend  Üournot,  rech,  sur  Ics  princ. 
iCbta.  de  la  tböoite  dflt  nchesses,  1838,  sogar  so  weit  geht,  die  Zerstörung  eines 
bdh  eine^  Waafeafomthi,  um  den  Best  vortheilhaftcr,  d.  h.  zu  einem  höheren 
leise  rerkaufen  zu  kOnnen,  p.  7  nne  v^ritable  creation  de  riebeiw  dMS  le  MM 
■uoerciai  da  mot  zu  nennen.    Vergl.  oben  ^.  35  £,  40. 
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gttnstigen  BediuguDgen,  d.  h.  va  einem  niedrigen  Tansehwertli 

und  Preis,  in  die  wichtigeren  Güter  (also  in  Uiejeuigen  von  bedeuten- 
derem Gattungswerth  i?.  38 j,  deren  die  Einzelwirthschaft  im  con- 
creten  Fall  bedarf,  umzusetzen.  Al.sdaun  zeigt  sich  erst,  wie  Besitz 
und  Erwerb  von  Geldvermögen  und  von  Vermögen,  weiches  die 
Einzelwirthschaft  nur  seines  Taoschwertbs  wegen  besitzt,  schliess* 
lieh  stets  nur  die  Bedeutung  eines  Mittels,  nicht  di^enige  eise« 
Zwecks  der  Wirthschaft  hat.') 

§.  90.  Vertheilnng  von  GebriaehsyermOgen  nnd 
Kapital,  von  Natural-  nnd  Gleldkapital  der  Wirthsehaftes. 
Eine  bemerkenswerthe  Erscheinung,  welche  mit  der  fortschreitenden 
Arbeitstheiluni;,  dei  N'erbesseruug  der  CunnuuDicatioueu,  der  grüssereo 
ßechtösicherheit,  der  gesicherten  KegehiiUssigkeit  des  Verkehrs  zu 
sammenhäogt,  zeigt  sich  darin,  dass  dieindividual-  und  Familienwinlir ; 
Schäften  und  zum  Theil  selbst  die  anderen  Einzelwirthschaften  in; 
nnserer  Cnltnrperiode  eine  kleinere  Qaote  ihres  Vermögens  in 
Gutem  conoreten  Gebranchswerths,  eine  grössere  in 
Gtttem,  welche  fQr  sie  bloss  ihres  Tausch-  und  Geldwertbs  halber 
in  Betracht  kommen,  aolegen. 

1 )  Bei  der  1  n d i v i d u a  1  -  und  F a nii  1  i c n w i r t h s c h a f t  zeigt' 
sieb  dies  darin,  dass  der  Vermögensbestand,  welcher  zur  Verfügung 
der  hauswirthschaftlichen  Abtheilung  der  ^\  irthschaft  (§.  61')  steht, 
relativ  kleiner,  derjenige  zur  Verfügung  der  erwerbswirtb- 
schaftliohen  Abtheilung  grösser,  als  in  Zeiten  weniger  entwickelteB 
VerkehiSi  wird.  Dies  kommt  aber  einfach  darauf  hinaus,  dass  das 
Nutzvermögen  zu  Gunsten  des  Kapitalbesitzes  solcher  Wirtb- 
Schaft  abnimmt,  also  auch  ein  grösserer  Theil  des  Gesammtfe^ 
mögens  eines  Wirthschaft^subjects  Rente  giebf)   In  den  grosMD 

*)  Lehrreich  für  diö^e  Verhältnisse  sind  die  Beobachtungen  im  Verkehr  sbg«- 
sperfler  One  und  Gegenden,  wie  nanentlieli  in  belagerten  Feslnaten.  hUBW* 
nnte  F&Ile  der  abnoruicu  PreisbilduDK^cn  besondeis  im  belageiten  Puu  ISIO^TI. 
worüber  Legoit  eine  Arbeit  veröttfiitlichtr 

Beispiele:  die  früheren  Vcrmögensaulageu  der  wohihabendeu  Mittelstludo  h 
Schmuck.  Silbergerätb,  gediegenem  Mobiliar,  Betten,  Tafelgeschirr,  Kleiden,  ^ 
▼ohlhabendca  Bauern  fn  Leinenzeug,  Betten,  Kleidern,  in  miMigen  Sninnen  genttniltt 
(lel'it's  „Seil  at7'*  neuerdings  itnin<^r  r\!!<;emeiniT  knappe,  nur  dein  noihwendigsf«i 
Bedarf  entsprechciido  Vorrathe  solchen  N  utzverniögens  nnd  „rentable"  Kapiialw- 
lagen  io  Werthpapieren ,  H/potheken  v.  8.  w. ,  besonders  im  Znsammenhange  nii  ^ 
£ntwicUnng  der  Industrie,  des  Staatäschuldenwcsens  (welches  hpecieil  filr  die  Beatsbel- 
machung  solcher  mUssig<:r  Vermögen  gelegentlich  selbst  em)>fohIcn  wurde),  des  Cre<lit- 
Wesens  Überhaupt,  Wohlhabende  AgFariändor,  wie  Uannorer,  MecklenboiK,  bchlesvi^' 
Uolateln  hnhen  solche  Eatwickloog  tarn  Theil  eist  in  nesester  Seft  anrchgewcfci 
.(Anschluss  an  den  Zollverein).  Die  a^iat.  GuItunrOlker  sammehl  noch  iflUMr  Ibemg'*' 
,^hitie"  oder  legen  das  VerinOgen  in  Schmack  u.  dgl  an. 
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VerkehrsceDtren  der  modenioii  riiltnr  ((TrossstHdten)  und  in  neuen 
Ländern  und  Orten  mit  einer  Bevölkerung  ohne  viel  altvaterische 
Tradition  in  der  Uaaswirthsehaft  tritt  dies  ganz  besonders  hervor.') 
Durch  Ansbildang  der  Technik  und  billigen  Prodaction  von  Gegen- 
«übdeo  des  NntzvennOgens  wird  diese  Entmeklong  noch  begdn- 
itigt*)  Die  Entstehimg  besonderer  Leih-  nnd  Miethgeschäfte 
'  Ar  die  Verborgimg  von  solchen  GegensUinden  (Bflcher,  Möbel, 
Tafelgeschirr  n.  dgl.  m.,  Kleider)  fllhrt  sogar  dazu,  dass  viele  an 
nnd  lür  sich  der  liauswirthsehaft  unentbelirliche  (rdter  gar  nicht 
mehr  ei  i^enth  Uni  1  ic h  von  ihr  besessen,  sondern  inmier  nur  leih- 
weise benutzt  werden.*^)  Die  Wirthschattlichkeit  gewinnt  hier 
£reiÜeh  auf  der  einen  Seite.  Aber  diese  Entwicklung  ist  auf  der 
anderen  Seite  sittlich,  cnltnrgeschiebtiieh,  socialpolitisch  und  selbst 
in  utistiseher  Hinsicht')  nicht  ohne  grosse  Bedenken.  Ein  gesunder 
Cooservatismns  der  hanswirthsohaftlieben  Consnmtion,  besonders  « 
auf  dem  Gebiete  des  Nntzvermögcns,  weicht  der  hastigen  Rnhe> 
knigkeit  des  Markts ,  dem  ewigen  rast-  und  rficksiehtslosen  Jagen 
üach  Erwerb."') 


Berlin  und  die  Vcr»'i  n  i  gtc  n  Staaten  mn  Xardamorica.  lir^oiiders 
üie  atlaniiscben  Küstenstaateu  bieteu  da,  wie  iu  manchen  äoci&icn  und  wirthächai't> 
liehen  YerfciltniflBoii ,  viel  Aehnliclies.  In  den  OrossstAdten  wirken  die  Knappheit  der 
Wohnränme.  die  hohen  ^Ticthni.  die  bofttändigen  Unuügc  auch  zu  dieser  ethisch  nnd 
«ocialpolitisch  keineswe^  inuner  gün^^tigcn  BtrschrSnkung  «les  Nutzvennögens  ein. 

Biutlic  der  „Imitationsindustriecn**  in  unserer  Zeit,  „unechte",  „falsche" 
Dinge  in  allen  möglichen  Zweigen.  Auch  keine  siulich,  socialpolitisch  und  künstlerisch 
oder  bmstindiittriell  immer  gtinstigo  Qestaitang  der  Prodacden  und  Gonsomtioiil 

■)  Am  W'i tosten  wieder  in  den  Grossstädten  der  Vereinif^ten  Staaten  gediehen, 
aber  auch  in  IJerliii  uiul  anderen  curopfiiM  Inn  (irossstädten  bemerkbar  g^'nup-. 
Uiothe  der  Leihbibliuthukun,  von  woittragcudcn  lolgen  in  mehr  als  einer  üinsicht. 
—  Illchtiger  freilich  ist  noch  das  stidtiscbe  and  besonders  grossst&dtische  Mieth- 
TohnuniThwesen  statt  des  „oicroncii  Hauses"  und  vollende  das  Chambregarni-  und  gar 
das  Schlafstellenwesen.  Das  W  uh  n  bcdurfniss  ■wied«  r  wie  im  alttu  Kom  in  der 
.Bi/ihczcit'  (Fricdläudür,  SittcUKcttch.  I.,  2G  lt.  das  einzige  der  materiellen 
lUoptbedOrfiiieBe,  das  in  unserer  arbeitstheiligen  Volkswiitfaschaft  nicht  mittelst  des 
Kaufcontracb,  sondern  des  M ie  th contracts  befriedigt  winl.  —  mit  weiteren  bedenk- 
lichen Folgen.  S.  unt.  r  Abth.  2,  Kap.  4,  Al'^rbn.  v.  stiidt.  (irundeigeuth.  Vcrgl.  auch 
die  schöae  moralstatistiache  Arbeit  von  £.  Labpcyres,  der  Einüuss  der  Wohnung 
Mf  d.  Sittlichkeit  (nnch  Pariser  MateriaUen).  Berl.  1S69. 

*)  Die  knnstge werbliche  Seite  z.  B.  leidet  gewiss  unter  einer  Entwicklung, 
TO  die  Mobilien  and  das  üesdilrr  nielit  mehr  (je^^enstände  des  dauenub  -i  T^  sitzes, 
^decD  nur  der  Leihe  sind.  Denn  wenn  auch  iu  letzteren  Fall  vielleicht  mehr  i'racht- 
Mcke  hezgeatellt  weiden,  so  ist  doch  die  gau2«  Prodaction  kleiner. 

**)  Avch  in  'dieier  HiiiBlebt  ilnd  so  manche  Gerächtspnnete  and  Bemerirangen 

laes  J.  Möser,  eines  Bichl  nur  /u  lechtigt  Indem  z.  B.  da»  moderne  Credit- 
»esea.  das  Staatsscholdcnwescn,  die  Bursenpapinc.  da»  Inha)»tTpapier.  di»t  Mobilisirung 
der  Hypothek  im  Pfandbriefe  die  Anlage  von  Kapitalien ,  auch  von  kleinen  Betrugen. 
«Uckiait,  Mlien  dleae  Eiaxicbtongen  einsei-  and  TolksiriitbtchnftUcb  in  einer 

i.  Wagner,  Omadt^nf.  i.  Aafl.  9 
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§.  91.  —  2)  In  der  Erwerbs-  oder  Prodnetionswirth- 

Schaft  (§.  69)  kommt  eine  der  eben  gesehilderten  analoge  Entwick- 
lung in  zweierlei  Weise  zum  Vorschein.  Einmal  darin,  dass  im 
Kapitale  die  Quote,  welche  aus  den  zur  neuen  Gutererzeugung 
erforderlichen  naturalen  Gütern  selbst  besteht,  zu  Gunsten  der  in 
Geld  (oder  geldwertben  Papieren,  leicht  realisirbaren  Forderuogs- 
rechten)  bestehenden  sich  verringert,  —  aneh  dies  ist  keine  durchweg 
gQnstige  Gestaltung;  sodann  Tieli'acb  so,  dass  aneh  die  Geklqoote 
dnreb  Benutzung  von  Credit  ersetat  oder  erg^st  wird,  was  oft 
nnr  zu  ungesunden  VerhiUtnissen  der  Prodnetionswiräwehaft  fllhrt, 
oder  in  der  Sprache  der  Praxis:  es  wird  in  der  Hofhinng  ant 
steete  Verfügung  über  Credit  mit  zu  wenig  eigenem  Betriebs- 
kapital c;ewirtbscbaftet,  indem  das  Anlagekapital  im  VerhältDis> 
za  dem  Gesanimtvermögen  der  Wirthschaft  zu  hoch  angesetzt  ist. 

3)  Bei  anderen  Wirthschaften,  von  Corporationen ,  jnri 
stischen  Personen,  aneh  in  der  Wirthschaft  des  Staats 
finden  sich  endlich  ebenfalls  analoge  Ersebeinungen:  zu  knappes 
Gebrauchs-  und  KutzvermOgen,  zu  wenig  Betrieb 8 kafrital, 
und  zu  viel  Verlass  darauf,  die  erforderliehen  Gttter  eoncretsD 
Werths  jederzeit  dnrcb  den  Credit  beschaffen  zu  kOnnen,  immer 
in  der  von  der  Theorie  zu  einseitig  begünstigten  Tendenz,  Zins- 
verluste zu  vermeiden.  Gleichtalls  eine  Gestaltung,  welche  oft  nnr 
scheinbar  dem  Prineip  der  Wirthscbaltlichkeit  gerecht  wird  und 
auf  der  Verkennung  der  wirthschaftlichen  Function  des  Nutzver- 
mOgens  (und  der  Resenrefonds)  beruht.'^) 


Hinsicht  gewiss  auch  dadurcli,  dass  sie  der  „Nutzveraiögcnswirthscliaft"  entgegenwüieii 
Die  letztere  war  auch  Volks wirthscbaftlich  unOkonomischer  als  diese  Kapililviidk- 
ichaft"  AIxT  fast  unvermeidlich  wird  bei  dieser  Art  der  Kapitalnnlac-on  jede' 
MEücctcDbesitzer''  Uber  kurz  oder  lang  in  den  Börsenstnidol  gezogen  oder,  wenn  or 
lÄch  wirklich  fem  hftll  nnd  nnr  feste  Anlagen  sucht,  leidet  er  eben  unter  Umständen 
leicht  die  ompfindlichston  Verhiste  („Dividendenpapiere"!).  Diese  sociale  Wirkanc 
des  Creditwesens .  specioll  /.  B.  d.^s  Inha!)erp.iiii.'rs .  dt-r  A<  tie,  ist  neben  der  rein- 
ökonomischen  und  technischen  Seite  ohne  Zweifel  bisher  viel  zu  wenig  beachtet  wordea 
(aneh  in  meinen  eigenen  Arbeiten  theit  Credit-  und  Bankwesen,  die,  besonders  die 
früheren,  noch  viel  zu  einseitig  privatwirihschaftlich  und  technisch  waren  und  dies? 
Behandlunt^  des  StofTs.  der  herrschenden  Riehtung  der  Wissenschaft  |c:Pin5s!5  ohr 
Weiteres  für  volkswirthscbaftlich  ansahen;.  Der  Zusammenhang  dieser  \'erbaitmä»t 
mit  den  im  Text  berOhrten  Vorbringen  ist  nnr  n  Unr. 

"/  Vergl.  die  richtigen  Bemerknngen  ron  Hermann,  S.  226  ff.  über  die  Yor- 

rttlie  ohne  'iofortitre  Hestimmunp  der  Verwendung,  über  Geld  als  Cassenrerlag.  Ifit 
Recht  tadelt  auch  er  S.  22H,  dass  die  Wirthschaft-^lohre  zu  wenig:  Rücksicht  auf  di- 
Nntzkapital  (Nutzvermögen)  genommen  und  das  eigentliche  oder  ProductivikapiUii  üs> 
avascUieaBlleh  ins  Ange  getet  habe.  Notzanwendong  anf  die  wiehttge  SianMIe 
Frage  vom  Staattaohats  siehe  in  Ran- Wagner  l,  i  SSb,  2.  Aul  l  %,  », 
II.  0.  §.  27. 
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n.  —  §.  92.  Volkswirthschaftliche  Wertlischätzung. 
Vom  Standpunkte  der  Volkswirthschaft  oder  des  ganzen 
Volks  aas  ist  die  Werthscliätziing  des  Vermögens  folgende:*^) 

1)  Die  grosse  Masse  der  Güter,  welche  den  Ertrag  der  Volks- 
mrthscbaft,  das  Einkommen  des  Volks  nnd  demnach  in  einem 
bestimmten  Zeitponcte  betrachtet  das  Volksyermi^gen  bilden,  wird 
im  Inland  erzengt  nnd  hier  snr  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
oder  sn  nener  Gotereraengung  verwendet.  Fflr  das  Volk  ist  eben- 
deshalb bei  diesen  Gütern  der  Gebranehswertb  entscheidend. 
Der  Tauschwerth  dieser  Güter  kommt  nur  für  die  Einzelwirth- 
schaften  des  Volks  mul  daher  für  die  Verth  ei  hing  des  volks- 
wirthsc'h  ältlich  eil  Ertrags  und  Vermögens  unter  jenen  in  Betracht. 
Auch  bei  hochentwickeltem  internationalen  oder  wel t wir thsch äl  t- 
lichen Verkehr  ist  die  Quote  der  mit  dem  Aaslande  ausgetansohten 
GOter  verglichen  mit  den  im  Inlande  enengtra  nnd  hier  verzehrten 
OBtenii  wenigstens  in  allen  grosseren  Volkswirihsohallen,  nur  eine 
relativ  kleine,  wenn  sie  ancb  bei  einzelnen  wichtigen 
Plodacten  erheblieh  steigt") 


'*)  Wescutiich  hiennit  Ubweinstimmend  ßau  §.  Go. 

**)  Das  Terbftltnits  der  Wuren^-  und-  Ausfidir  nir  heiaiischeii  Enengong  und 

Venreodang  (eigentliche  wie  reproductive  Consamtion)  wechselt  natttilich  im  Laufe  der 
^lesrhirhte  und  von  Lond  zu  Land  vielfach.  Die  fniher  erörterte  Entwicklung  der 
Wedtvirthschaft  fuhrt  judcurails  zu  einer  absolut  grösseren,  mitunter  wohl  auch 
n  einer  relati?  grosseren  Bedentiuig  des  auswärtigen  Handels,  d.  h.  das  Inland 
verwendet  m  einer  wachsend  grösseren  Quote  seiner  Consumtionen  fremde,  einge- 
fahne  Gtiter  und  ami^rekehrt  arbeitet  eine  wachsend  gr&asere  Quote  seiner  ProdoctioB 
für  den  Consam  des  Auslaud-s. 

Die  Uerfnr  in  Allgemeinen  maaflsgebendea  Factoreo  liiid  oben  im  1. Hmpt- 
ibschn.  dics<»s  Kapitels,  ^.  57  fT. ,  dargelegt  worden.  Specielle  Einflösse  auf  die 
Gestaltung  des  genannten  Verhältnisses  in  ^len  einzelnen  Ländern  sind  namentlich: 

(1)  Die  geographische  Lage  und  die  Verbindungen  mit  anderen  L&ndem, 
velcbe  den  Anstaasch  erieiebtem  (Gressbritaiinien  in  der  heutigen  Bicbtuog  des 
^Velihandels .  Italien  im  Mittelalter;  S e e verbindunif ;  Eisenbahnen,  welche  z.  B.  in 
neuester  Zeit  bewirkten,  dass  der  russisch^  Handel  in  immer  stärkerem  Betrage 
über  Deutschland  geht,  Königsberg  russischer  Thechafcu  wurde  u.  s.  w.). 

(3)  Die  Yolksdiehtigkeit.  die  BesobAffeaheit  des  heimischen  landvirO- 
"^chafdichen  Boden«  und  des  Klimas,  die  Entwicklung  des  heimischen  Bergbaus 
ünd  der  Industrie,  Momente,  welche  ein  Land  not  hi  g  en  nnd  anderseits  be  f  äh  igen, 
leinen  Bedarf  an  Nahrungsmitteln  und  üewerkstof fu n,  der  im  Inland  nicht 
■ehr  ganz  oder  nur  sehr  kustspielig  aus  der  beimischen  Naturalprodnetiofi  gedeckt 
▼erden  kann,  in  immer  stärkerem  Maasse  ans  dem  Auslande  nnd  zwar  aus  weniger 
dicht  bevölkerten  Ländern  extensirerer  Landwirthscbaft,  gunstigeren  Bodens  und 
lOimas  nnd  weniger  entwickelten  Bergbaus  und  Fabrikwesens  mit  zu  decken  (Haupt- 
beispid  der  Gegeuw-art,  wo  so  ziemlich  die  ebenerwuhnten  Momente  zusammentreffen: 
Grossbritannien,  das  nafh  F'r  X.  Neumann  (Wien)  den  auf  US  —  70  Mill. 
Uectoliter  gestiegenen  Bedarf  an  seiner  wichtigsten  Brotfrucht,  dem  Weizen,  in 
nettester  Zeit  schon  in  mehr  alt  der  H&lfte,  35  —  38  MilL,  im  J.  1877  sogar 
n  43  MUl.  Hectoliter,  übrigens  bei  i.  Tb.  ungunstigen  Ernten,  ans  dem  Auslände, 
beeondeii  mm  den  Vereinigten  Staaten  n.  Bossiand  decken  moMte  („Ueben/*  S.  48> 

9» 
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Frmnkruicb  und  selbst  Deutschland  komtncu  nach  und  nach  in  eine  ihnUclte 
Lage ;  kleinere  ficlueff,  wie  Be  I  i <•  n  .  II u IIa ud ,  die  Schweiz,  KJ^nit^r.  Sa <; Ii>eD. 
Bheiuland  gleichen  England  darin  noch  mehr,  in  Gebirgsländ eru  wirkt  be>ofr 
den  d«r  absoliite  Haagel  an  düturaiiigoiii  Boden  mit  eia).  Die  YermelirBBf  «b4 
der  steigeiidi,'  W  uhlstand  der  Re\ olkcniiii;-  in  den  Ländern  des  Getreideimpört 
lassen  diese  Ki)i\\  i'  kliinjr  immer  scluirier  hei\  ortreten  und  häiij^en  von  derselben  seih'* 
wieder  mit  ab.  Dagegen  können  in  den  lietreide -£  x  p  0  r  t  -  Landern  dieseibcL 
Momente,  welche  gnde  durch  lucrativen  Verkauf  der  Bodenfracbte  ans  Aniliiid 
heg^ünsticrt  werden  .  neben  tl<  in  Aufblähen  der  heimischen  Industrie  wieder  zu  einer 
ruckläufigen  Bewegung  iweuigdtenä  relativ,  wenn  auch  nicht  iuuner  absoloi 
fuhren,  &o  z.  B.  was  in  neuerer  Zeit  Deatsehluiid  anlangt,  welchem  aus  der  Bcih- 
der  regelmässig  mehr  Getreide  exportlrenden  in  die  Reibe  der  solches  mehr  impor- 
tirenden  Länder  übergegangen  ist.    Fnteress.  Daten  bei  Neu  mann  n.  a.  0.  S.  50  ff. 

{ß)  Endlich  ifit  die  l'roduction  von  ArtikcUi  eine«  Qua^ti-NaturmouopoU 
oder  eines  zur  Zeit  bestehenden  Industrie-  und  Montad-Monopols  des  expor- 
tlrenden und  der  Bedarf  an  Artikeln  dieser  Art  in  dem  importirendeu  Lande, 
welches  iu  di>';>fii  l'rodijrtioueii  aus  iiatüilirlien  oder  ge>(  Iii(  liilir|i-volkswirtlischaftlichcu 
Grtlndeu  zurücksteht,  noch  von  besonderem  Eiufluat»  auf  die  lieiatioo  des  auswirtigea 
Handds  zar  heimischen  Prodaction  und  Gonsamtion:  Coloniaivaaren,  Bans- 
wolle  als  Gewerkätuii'  bei  uns,  Fabrikate  libcrhaupt  fUr  den  Bedarf  der  earopäiidiei 
Colon iaistaaten .  haben  in  der  Neuzeit  das  N'crhäitnisü  zu  Gunsten  des  aoaviftigeii 
Handek  in  vielen  Ländern  sehr  ferüchobeu.  — 

Es  ist  eine  interessante  Aufgabe  der  Prodnctions-,  (/onsumtions-  und 
Handelsstatistik,  die  Entwicklung  dieses  Verhältnissen  zeitlich  und  räamlicb 
genau  zu  erforsrhen  und  in  Zahlen  auszudrtlcken :  eine  öfters  versuchte  Aufgabe 
welche  aber  mit  den  heutigen  liUfänutlcln  der  Statistik  doch  nur  fUr  wenige  einzehic 
Prodncte,  am  Besten  wohl  noch  für  die  ümppe  der  Monte nprod acte  (miUoh  mir 
theilwcise  filr  die  Edelmetalle)  einigermaas-rn  sicher  zu  lösen  ist.    Die  Statistik  dei 
auswärtigen  Handels  wurde  trotz  ihrer  notorischen  LUcken  und  fehler  bes.  bei 
der  Ausfuhr,!  noch  leidlich  genügen  (s.  darüber  Sötbeer  a.  a.  ü.  in  Uirths  Ann.  lS7ä, 
Aber  die  Statistik  der  einheimischen  Prodaction,  fkst  nnr  mit  AamuAme  d« 
Berirbau>tMti:-tik,  die  hier  weniger  Schwierigkeiten  bietet,  liegt  selbst  in  Qosereu 
West-  und  mitteleuropäischen  t'ulturstaaten  noch  so  im  .\rgen.  dass  zurorlässige  Daten 
selbst  für  die  Agrar-,  vollends  für  die  Indus trieproduction  noch  wenig  rorbanden 
sind.    Beie<  bnun;;en  wie  die  älteren  von  Morcau  de  Jonnes  ile  commerce 
XIX.  si.cl.,  I'ar.  1*^25  f..  III  II"  .  von  Kau.  ij.  t)5  Anm.  a  citirt,  über  das  Verhilt- 
niss  der  jährlichen  Verzchnmg  fremder  Producte  zur  ganzen  Gonsumtion  und  Ober 
das  Verhältniss  der  Guterausfuhr  zur  gcsammten  inländischen  Erzeugung  in  Nocd- 
aaerica.  Frank reieb.  Grossbritannien  haben  eben  deshalb  kaum  irgend  einen  WenL 
Denn  di."  Ii  au  p  t/.i  f  f  e  rn  ,  diejenifren  für  die  einheiuiisehe  Troduction  und  Gesammt- 
Gonsumtion  i^alier  Artikel)  sind  durchaus  unsicher.  Mau  muss  sich  daher  Tdr- 
ÜaÜg  darauf  beschrlnken,  fttr  einige  Artikel,  über  welche  zufefUssigere  Daten  Tot- 
liefen,  statistische  Berechnungen  der  iSelation  des  auswärtig-cn  Handelsumsatzes  zir 
heimisohen  l'roduction  und  Consnintion  anzustellen.    Die  besten  Arbeid-n  auf  dirt  -m 
Gebiete  sind  diejenigen  des  Üesturrcichers  Fr.  X.  Noumaun  Uber  Productiun,  Wcit- 
handel  and  Voikswirthschaft  in  Behm*8  Geogr.  Jahrbtkohem,  jetzt  selbetindig  ia  d. 
-gen.  Sehr.,  wenngleich  auch  hier  freilich  unvermeidlich  noch  mit  vielen  Conjectural- 
zahlen  g^erechnet  werden  inuss.     Vera-l.  auch  Kolb's  Statistik,  besonders  7.  Aul!. 
■S.  7bö  11.    Das  seinem  Plane  nach  nicht  uble  Werk  von  ().  iiausner,  Veigleichende 
Statist  ?.  Enropi,  Lemb.  1865,  2  B.,  operirt  leider  mit  ganz  unsicheren  Zahlei. 
vor  Allem  auf  dem  Gebiete  der  vülkswirtnschaftlichcn  Statistik  und  macht  auch  nicht 
eine  (Quellenangabe;  vor  den  speciell  hierher  gehöriiren  Daten  II.,  132,  137  und 
vollends  262  ist  nur  zu  warnen.  —  Die  Vergleichungen  hinsichilich  der  Gesammt- 
•«xzeugung  und  des  Handels  sind  endlich  auch  noch  ansicherer,  weil  hier  eine  Omsetzui; 
der  taitunter  noch  leidlicheren  statistischen  Daten  über  die  Menge  der  Prodncte  it 
Geld  Werth -statistische  Daten  erfolgen  muss.  worin  eine  neue  grosse  Fehlerqueli- 
^auch  beim  Handel)  liegt.    Vergl.  Sötbeer  a.  a.  0.,  die  Vorbemerkungen  im 
Werthstatistik  unseres  auswärtigen  ILandels  in  der  „Statistik  des  Deutsches  SkU^ 
undilirtb.  ..di.  M.  fli.  d.  Handelsstatistik  in  Kneland,  Frankreich.  Holland.  Hambonr. 
Jlreuicu,  Zoilvei.*  in  a.  Annal.  IbTü  5.  io7  Ü.  — S.  auch  unten  und.  ^.  itsi% 
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V'oikswirthscbafd.  WertbsclUUzang.  13^ 

2)  Derjeni^'C  Thcil  inländischer  OUter,  welcher  als  Ausfuhr 
im  Handel  (ebcDso  aach  in  Kentenzahlun^n)  ins  Ausland  geht 
Qnd  zür  ßezahlimg  der  Güter  ein  fuhr  (ebenso:  zur  Tilgung  der 
Verbindlichkeiteo  ans  Renten  n.  8.  w.)  dient,  kommt  dagegen  aneh 
ftr  die  Volkewirthsebaft  nach  seinem  Tansch-  oder  Geldwerth, 
steh  seinen  Verkanfspreisen  in  Betracht  Denn  letztere  ent- 
wh^den  Uber  dieKanffähigkeit  der  Ausfuhr  im  Auslande.  Die 
eingeführten  Güter,  die  im  Handel  oder  fHr  Rentenzahlungen 
u.  8.  w.  eingehen,  werden  dagegen  in  der  heinaischen  Volkswirth- 
schaft  schliesslich  wieder  nur  nach  ihrem  Ge brauch swerthe 
aogeschiagen. 

8)  Das  Geld  hat  die  Volkswirthschaft  zn  schlttzett 

a)  nach  dem  Tanschwertbe,  soweit  es  im  Import  ond 
Export  gegen  Güter  conereten  Gebranchswerths  umgesetzt  wird, 
80  mithin  besonders  in  den  Ländern  der  grösseren  Edelmetallpro- 
dnetion  (America,  bes.  Califoniicn,  Anstrah'en,  Russland-Sibirien); 

b)  ebenfalls  nach  dem  T a  ii  s  <•  h  wer the,  d.  h.  nach  dem 
Dnrchschnittswerthverhältniss,  welches  zwischen  dem  Gelde  und 
den  übrigen  Gtitem  besteht  und  sich  daher  in  den  Durchschnitts- 
preisen der  letzteren  ausdrückt,  veii  hiervon  die  Höhe  des 
Geldbedarfs,  bei  einem  bestimmten  Stande  der  Preise,  mithin 
das  dieser  Geldsumme  entsprechende  Qnantnm  concreter  Gebraochs- 
werthe  abhängt,  welches  die  Volfcswirthschaft  dauernd  in  ihren 
nationalen  Geldfonds,  als  in  das  Mittel  zur  Bewerkstelligung  der 
Umsätze  im  Gcldvcrkchr,  stecken,  demnach  einer  anderen  Ver- 
wendung, zur  Consunition  oder  Production,  entziehen  muss.") 

c)  Im  Uebrigen  ist  dieser  nationale  (rcldfonds  von  der  Volks- 
wirtbschaft nach  seinen  Leistungen,  daher  nach  seinem  Ge- 
brancbswerth  als  allgemeines  Verkehrsinstrnment  oder 
als  Maschinerie  für  Umlauf  und  Vertheilung  der  Güter 
im  System  der  Arbeitstheilung  zu  schätzen.  Nicht  ein 
beliebig  grosser  Geldbetrag,  —  der  hauptsächliche  Irrthnm  vieler 
Mercantilisten  —  sondern  derjcnij^e  Betrag,  welcher  bei  einem 
^»estimmten  Werthverhältniss  für  den  Austausch  von  Geld  und 
anderen  Gütern  ausreicht,  ist  fUr  die  Voikswirthschaft  zu  wünschen. 

Ein  Punct.  welchen  die  ciuseitiicren  'iofrii»^r  d»"-  B.uiknofenwesens  und  unsere 
im  Keichsbaiüigeäelz  von  1B75  2ur  Geltung  gelaogeude  bUrk  rcsthogireudti  Zettelbank- 
{loKtfit  TU  venig  buchtet  haben.  S.  dagegeu  A.  Wagner,  ZettUMnkrefom  im  D. 
K  i rh< .  Beri.  1875,  bee.111..  2.  S.  20  (f.,  42  ff.  VgL  auch  Arendt,  internat  Ziddoog»' 
bilaat  i>eat«cUand8  v.  s.  w.  Berl.  1878. 
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184        1.  AbCh.  2.  K.  WiiUttch.  Q  Voltowjoh.  5.  H.-A.  Bedail  §.  9S. 

m.  —  §.  98.  Statistik  des  VolkseinkommeBS  und 
VolksTermögens.  Ans  dem  Oeiagten  ergiebt  neb,  datBBtati* 

8 tische  ZusammcDstellnDgcn  und  BerechnuDgen  des 
Volksvermögens,  Volkseinkommens  oder  des  Ertrags 
der  Volks wirthschalt  nach  Geldwerth,  ganz  abgesehen 
von  der  aayermeidlichen  Unzaverlässigkeit  aller  solchen  Berech- 
ntiDgeDy  in  volkswirthsehaftlicher  Hinsicht  wenig  Werth 
besitzen  und  oft  nur  mit  grossen  Zahlen  blenden.  Statt  dessen  ist 
eine  Statistik  in  yerlaogen,  welehe  mOgUehst  genau  die  Qianti- 
tuten  der  einzeloeni  mtfgUebst  nach  Qualitäten  (Sorten  u.  w.) 
untersebiedenen  Gut  er  arten  im  VolksyermOgen  und  Volksein- 
kommen  lllr  eine  ganze  Volkswirthschaft  darstellt  Daraus  lassen 
sich  dann  auch  einige,  IVcilich  noch  bedingte  Schlüsse  auf  das 
Wohlbefinden  und  die  ^anzc  ökonomische  Lage  der  Bevölkerung, 
wenn  nur  die  Zahl  der  letzteren  bekannt  ist,  ziehen,  und  auf  den 
wichtigeren  Punct,  die  Verl  bei  lang  des  Vermögens  und  Ein- 
kommens unter  der  Bevölkerung,  werden  wenigstens  Streiflichter; 
geworfen.  (S.  d.  Vorbemerkung  oben  S.  119  und  Hauptabschnitt  6 1 
von  den  Kennzeiohen  des  Volkswohlstands  g.  110  ff.) 

i 

5.  Hauptabschnitt. 

Ber  Bedarf  oder  die  EfmkommeBlelupe  w^m 

Tertheilnnspifitandpiiiict  betraclitet« 

Der  folgende  Hauptabschnitt  bringt  die  oben  in  der  Vorbemerkunir  zum  3.  Uaap<- 
abschn.  S.  110  augeiiuudigtc  Ergänzung.  Wesentlich  den  Anregungen  der  französischen 
und  d6titseb«ii  socisIiBtiscIieB  Theoretiker  iit  dmch  ihnn  sckufen  Hin  web  nf  I 
die  vorwiop'iidc  I^edt  utunEr  des  V c rth eil ungspiobleiDS  die  Berichtigung^  der  Ein- 
geitigki-it'  ii  J<  r  früheren  Natioiiah'^koiioniit'  zu  verdanken.    IMcse  vertrat  hier  in  ihre.T  i 
Untersuchungen  meiat  nur  den  PruUuctionü-  und  selbat  nur  den  rroducenteustaad^uiict.  ' 
Ltdessen  dnd  die  Gonseqnenzen  dieser  neueren  Anfbssong  bisher  meistans  nnr  in  der 
im  engeren  Sinne  sogen,  bori.il  n  Trage,  in  der  „A  rboi  t<'rft  a^^r»'*,  zur  Gclfuns: 
gekommen,  in  der  V  ol ks  w  i  r  t  h  s  c  h a  ftsl  e  h r e,  als  Ganzes  genommen,  nameuüici  | 
in  der  Formuli ruug  der  Trobleme  der  Theorie,  noch  sehr  wenig.    Diese  Aof-  I 

Sbe  08  jetzt  zo  Usen.  Die  folgenden  Abschnitte  enthalten  einen  Vermch  dazu, 
r  welchen  nur  wenige  unmittelbare  Vorarbeiten,  abgesehen  ron  einem  Theil  • 
der  Literatur  Uber  die  Arbeiterfrage  und  über  sociale  Organisation  im  Allgemeioea, 
vorhanden  sind.  A.  Smith,  Ricardo,  und  ihre  englischen  Nachfolger  (mit  tbdl- 
weiser  Ausnahme  von  J.  St  Mill),  J.  B.  Say  und  die  meisten  spiteren  FYuuoMi  i 
(mit  theii\vt;is«  r  Ausnahme  von  Sisnioiidil,  die  D.  iitsrli -u  nicht  nur  bis  auf  Rao 
und  Hermann,  sondern  selbst  {im  Wesentlichen  wenigstens)  einschliesslich  Koscher  » 
haben  die  in  diesem  Hanptabschn.  erörterten  Poncte  tbeils  gar  nicht,  theib  mir  nehaaW 
und  nicht  p  ri  ncipiell  behandelt.  Wichtige  (iesichtspuncte,  aber  nicht  systematisch- 
dogmatiscbc  Krort^nin^en  und  Formulirungen  der  eiiiichlag'enden  Probleme  fBth*^ 
Siamondi's,  liildebrand's  und  Knies'  genannte  Schrüten.  — 

Ran  erörtert  im  4.  Abschnitt  des  1.  Theib  (Znstlnde  der  VblkswirOMhift) 
§•  78 — 81  eigentlicli  nur  die  formale  Seite  dieser  Zustände  (Classification  der  Ti^- 
lOinmenrerhAltnisse«      70  ff.,  s.  unten  in  meinem  Werke  §.  106).    Im  1.  Abflduitt 
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d«r  Lehre  vou  der  Vcrtheilung  (§.  140  11.)  wird  „Die  V'ertheilung  im  Allgemein eii" 
fior  ganz  kurz  und  auch  blo&s  von  der  foriiMden  Seite  betraubteu  Dasselbe  ^It  von 
R«i*s  ErüteniBftti  flb«r  „das  VoUneiiikoiiineD  im  Cfauizen*'  §.  245—351,  In  weleliai 

tosserdom  ausschliesslich  der  Prodüctioiisstandpunct  eingenommen  wird.  Diese  Er- 
i/rt«*rung:cu  sind  daher  sohon  ob«*n  im  3.  II.-Absi  hii.  berührt  worden.  Nur  im  4.  Bach, 
in  der  Lehre  von  der  Yerzehrung,  besonders  im  1.  Abbchn.  319  Ü.,  tinden  sich 
«psndische  Bemeriumgan  (besonders  §.  322,  825,  32r>)  über  die  eigentlich  folks- 
»irthschaftliche  Bedeiitunp  der  Vcrtheilun^  dos  Volkseinkommens.  Ich  führe  dies 
hier  ui,  nicht  nur  um  zu  zeigen,  dass  die  folgenden  Abschnitte  nicht  näher  an  Hau 
anknüpfen  konnten,  sondern  weil  diese  ganze  dürftige  Behandlung  des  eigentlich  bo- 
'Jeotsamsten  Punctcs  der  Einkommenlehre  bei  Bm,  nemlich  der  Frage  nach  den 
volkswirlhschnfflirbcn  und  culturlichen  Wirkungen  einer  bestimmten  Art  der  Ver- 
tlieilong  des  Nationaleinkommens  und  -\'ermögeus  i.trotz  der  Bemerkungen  Hau 's  in 
§.  140)  ond,  damit  zusammenhängend,  der  Frage  nach  der  wttnschenswerthen 
Vertheilang  übe^aupt  characteristiacb  fOr  die  bisherige  Nationalökonomie  ist,  daher 
*och  keineswegs  einen  Vorwurf  gegen  ihn  bildet.  Hermann  in  s,  Untersuchungen 
bebandelt  zvar  die  BedOrfuisse  eijigchend  genug  (2.  Aufl.  AbtL  II.»  S.  78 — 1U3), 
aber  JbB  KinimiiiiHii  Im  Bezug  aaf  die  Bedormisse**  bandelt  er  in  wenigen  Sätzen, 
■ehr  formalen  InhiliS,  nb,  S.  594.  Dies  entspricht  dem  doch  aberwiegend  privat- 
wirthschaftlichen  Standpuncte  des  ll.'sehen  Werks.  AiiHallender  ist,  dass  anch 
Boscher  eine  principielle  Erörterung  der  volkswirthschaltlichen  Wirkungen  der 
YottflUang  des  YoUneinkommeni  ebenfiub  renniesen  llset,  denn  eeine  wie  inuner 
reichen,  fleissig  zusammengestellten  und  geisbrdl  ausgelegten  geschichtlichen  Notizen 
aber  die  Vertheilung  können  hier  noch  weniger  als  in  anderen  Fallen  einen  Ersatz 
fttr  «ifle  solche  Erörterung  bilden  oder  eine  solche  selbst  darstellen.  Freilich  hangt 
dtaer  ridldcbt  nbsidrtlicbe  Mangel  mit  Roscher  s  Methode  nnd  mit  einer  m.  £. 
eniichtigen  ScbloMfi^ierug  dieses  Autors  hinsichtlich  der  Aufgabe  der  Yolkswirth- 
schaftslehre  zusammen.  Aber  das  Beispiel  der  Kinkommen-  und  Vertheilungslehre 
ist  auch  gerade  ein  UauptbewoisstUck,  dass  Koscher 's  Luhrmeinujig  hier  einer  ein- 
gntfendon  Xodification  bedart  Yerf^  Boscher,  I.,  §.  147,  148,  §.  208  E  (7.  Kap. 
des  3.  Büchs,  Vertheilung  des  Nationaleinkommens,  besonders  §.  wo  er  sagt: 

„Zur  wirthscbaftlichen  Blttthc  eines  Volks  k.viin  eine  Il.irmonie  <ler  grossen,  mittleren 
oad  kleineren  Vermögen  die  unentbehrliche  Voraussetzung  licisseu",  wo  aber  die  im 
Anschlass  an  diesen  Satz  nothwendige  princi|>lelle  ErOrterong  der  Yertheilnngsfrage 
ausbleibt  .  Dann  4.  Buch  v.  d.  Consumtion,  §.  206  ff.,  mit  nur  sporadischen,  das 
Vertheilungsproblem  betr.  Bemerkungen,  z.  B.  §.  214,  221,  224,  Vergl.  dagegen 

bes.  Bernhardi  a.  a.  0.  §.  14—17,  sonst  noeh  v.  Mangoldt,  Volkswirthschaftslehro 
Kap.  12  ff. 

Die  bi>h'.'rige  Nationalökonomie.  aü(  h  in  ihren  eben  genunnten  strengwissenschaft- 
Ücben  Vertretern,  vollends  aber  in  den  Schriften  und  Artikeln  der  fiCQulftudlerischen 
PeUidstik,  der  M&uner  des  Laisser-faire,  hat  die  Einkommenlehre  §m  dem  Grunde 
in  einseitig  aus  dem  SUandpuncte  der  Production  behandelt,  weil  sie  die  Productiou 
als  das  schlechtweg  und,  logisch  sowohl  als  wirklich.  iiothwetMliir  vorangehende 
Moaent  —  das  prios  —  fttr  die  nachfolgende  Vertheilung  betrachtete.  Daher 
der  Hete,  freilich  selbstrerst&ndliche  prsctische  Bath  in  der  Arbdterfrage :  „zuerst 
mehr  prodaciren,  dann  könnt  Ihr  anch  mehr  vertheilen*\  (s.  u.  Anm.  9  und  17). 
NatQrÜch  ist  eine  vorherige  grösser«)  Production  immer  dio  conditio  sine  qua  non 
Air  ein  zu  rertheilendes  grösseres  Gesammtproduct.  Aber  daraus  folgt  nicht, 
dMB  die  Prednctfon  allein  die  Yoiaussetzong  der  Yertheilong  überhaopt  nnd  einer 
gewissen  Art  der  Vertheilung  ist  Vielmehr  ist  auch  ebenso  wohl  umgekehrt 
♦üne  bestimmte  Art  der  Verthoiluntr  des  Volkseinkommens  eine  maassge- 
bende  Bedingung  für  eine  bestimmte  Art  der  Production  und  inner- 
balb  geviwer  Grenseo  —  (s.  B.  wdl  die  Arbeitslast  der  arbeitenden  Glesse 
einwirkt,  ein  mindestens  ebenso  wichtiges  Moment,  als  die  mögliehst  im  Prodoctions- 
iateresse  zu  begünstigende  Spar-  und  Kapitalbildungstenden/  der  be^^it^enden  Classen^ 
~  Seibit  für  die  Höhe  der  gesammtcn  Productiou.  Productiou  und  Verthei- 
Isag  des  Y olksei nkoB mens  stehen  also  immerhin  Wechselwirkung 
.las  .ben  muss  die  Einkommenlehre  berücksichtigen.  Es  ist  in  Folge  dessen 
uaveruieidiich,  mit  der  Lehre  vom  Einkommen  sogleich  diejenige  vom  Bedarf  oder 
le»  Auskommen  und  vom  BedUrfnissstaud  zu  verbinden  und  principicU 
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die  Fraf^oii  zu  orörtera,  oh  und         weit  eine  Ungleichheit  der  iudividneOeii  j 
Jfcliükomnien  nothweudig  oder  zulibsig  ist;   ob  uud  wie  weit  derjenigen  Gestaitiif' 
der  EinltommeaTerhUtiusse ,  welche  sich  «if  einer  gefebenen  Bieis  des  Beekli.| 
besonders  im  System  der  freitn  Concnrrenz,  ergieht,  entgegen  zu  arbeiten  ist, 
insbesondere  durch  den  Staat  und  durch  Reformen  des  Rechts,  namentfick 
des  Privat rcchtä  (Eigeuthum);  und  demgemäss  endlich«  welches  d&ä  Ziel  iti, 
des  f&T  die  yertheilatifir  des  Vollseinkommens  erstrebt  werden  solL  PlindpMIe 
Erörterungen  lii^-nibcr  fahren  dann  iiutliv^ endig  zu  höheren  nnd  allgemeineren  Fr^er 
der  Rechtsphilosophie  und  der  1'  o  1  i  tik  und  inilnsen  den  innigen  Zusammeiii-: 
haue    der    Vertheiluug    des    Volkseinkommeus  mit   der  ge^ammtea 
gesellschaftlichen  Rechtsordnung  Ober  Personenstand  (Freiheit  imd  Defini' 
heit)  nnd  Eigonthnm,  sowie  den  maasssrcbenden  Einfluss  der  YeMli^sng  anf  dn 
I'ritwirklung  der  Cultur  und  Hildung  drs  Volks  überhaupt  und  seiner  verschiedenen 
\V  ohlstaudärlasseu  insbesundcre  darlegen.  Diu  folgende  Erörteriiiig  Uber  die  £inkomm(iA- 
Vertheilung  leitet  daher  zugleich  zn  den  eingehenderen  Unter8Qelninge&  der  bjp.  i 
von  der  Organisation  der  V«ilkswirthschaft ,  4  vom  Staate,  und  der  3.  AbdMlL  nn 
Yolkswirtlisch.  und  Recht  hinüber  und  findet  dort  erst  ihren  Abschluss. 

Die  Warnung-  vor  ..Ideologie",  und  wenn  sie  selbst  ans  dem  Mvode  eia« 
Mannes  wie  W.  ivu scher  kommt  (s.  Syst.  L,  §.  23  If.).  darf  vor  solchen  üntemidnifai 
nicht  zurOckschrecken  (s.  n.  §.  109).  Wenn  es  dafbr  noch  eines  Beweises  bedräft 
hätte,  so  liec^t  er  in  dem  Streite  zwischen  H.  v.  Treitsrhkf  (..D  r  Socialismns  zni 
seine  Gönner*',  Pr»Miss.  Jahrb.  |s74,  2  Art..  auch  selbständ.  urschieiiea)  und  G.  Schmolior 
(„Geber  einige  Grundfragen  des  Rechts  und  der  Volkswirthschaft*'.  Jena.lSTo).  Diej 
schb^^ende  Widerlegung,  die  hier  der  NationalOkononi  Sehneller  den  HistorflDer  osd! 
Pablicisten  v.  Treltschke  zu  TheÜ  werden  lässt.  beweist  zugleich  am  Besten,  dass  niil 
„c.xacter  histor.  Detail forschUDg**  nicht  .Alles  erreicht  wird.  Was  nn'hr  \oth  that  cd 
was  Schmuller  hier,  im  Widersprach  mit  seinen  sonstigen  neueren  AuÜassangen  (&  o. 
8. 1),  selbst  dnrch  seine  eigene  Arbeit  anerkannt,  ist  scharfe  principielle  IMitensf 
des  Yertheilnngsproblems.  Dazu  liefert  SchmoUer's  Schrift  einen  werthvollca 
Beitrag-,  bes.  Kap.  4.  R.  Das  In/nliinuliche  einer  bloss  stat.sog^n.  ..etacten"  Detail- 
forschung  ohne  feste  princip.  Behandlung  der  einschlagenden  Probleme,  vernUh  and 
die  fleissigo  Arbeit  v.  R.  Michaelis,  d.  GUedernng  d.  GeseOsch.  nach  dem  WM- 
Stande  (Lpz.  1878,  Heft  5  d.  Ii.  I.  v.  S (  h  m  o  11  e  r's  Staats-  und  socialwiss.  Forscitongea), 
die  von  '  itt'M-  nirhf  )ir  klaren  Fonnulirnng  d.  Aufgabe  (S.  4)  ausgehend  zn  wesig 
haltbaren  Ergebnissen  golan^t  (s.  u.      104,  Note  16). 

Solche  Nothwendigkoit  principiellerErörteniDgen  übcrdierichtige  Vertheilnsf  i 
dob  Volkseinkommens  und  das  Erfordemiss,  wenigstens  fftr  jedes  Zeitalter  and 
Volk  ein  idcal<^s  Ziel  der  Eiitwickliini;:  dor  Vcrthrilung,  untt^r  st'  ter  Wurdipni; 
der  Wirkungen  dieser  Vcrtheiluug  auf  das  tircsammto  Volksleben,  aufzustellen, 
darf  —  das  muss  schon  hier  bemerkt  weiden  —  auch  als  Beweis  dafür  gelten,  dass 
die  YolkswirthBchaftalehrB  sich  Überhaupt  nicht  nnr  mit  der  Fcage.  was  ist? 
(Kn^rli'  i.  §.22),  sondern  stets  auch  mit  der  Frage,  was  soll  seinV  beschaftij^ji. 
demnach  auch  n  i  c  h  t  nur  Entwicklungen  darstellen  („Anatomie  und  Physio- 
logie" der  Volkswirthschaft,  Roscher  §.  2(i),  sondern  zugleich  bestimmte  Ent- 
wicklnngen  postnliren  soll,  —  eine  Anfllusnng,  wdche  in  ihien  weUeien  Oobm- 
qnenzcn  zur  Verwerfung  von  Raus  Trennung:  der  „Yolkswirthseliaftslehre"  oad 
der  „wirthschaftlicheu  INilitik"  (Rau .  I..  §.  IT^i  führt  und  auch  mit  der  a usschlies?- 
1  ich  en  Anerkennung  der  Ind octionsmcthode  in  der  Volkswirlhschaftslehre  aorereiobir 
ist.  N&heres  darober  gehört  in  d.  8.  Abth.  (System  v.  Methode). 

Auf  dem  von  mir  hier  vertretenen  Standpuncte  wird  auch  die  MalthQs'>'h^ 
Kovölkeninirstheorie  (essay  on  th.^  prin-^ii-l"  of  popuIation.  zuerst  17!»S,  dann  erweit. 
oder  allgemeiner  ausgedruckt  die  Dar w  i  n  sehe  Lehre  vom  Kampf  ums  Dasein  jene  gria:r 
artige  Bedeutung  behalten,  welche  ihr,  sobald  sie  nnr  richtii?  rerstanden  wird,  die  ent« 
Oekonomisten,  Mill,  Kose  her  u.  A.  mit  Recht  immer  zugeschrieben  und  neaeidingl 
besonders  Lang,  in  trefflichen  Erörternnsrcn .  denen  ich  vollständig  beistimme,  aodk 
für  den  practisch  wichtigsten  Thcil  des  Vertheilungsproblems,  für  die  sogen.  Arbeit«- 
finge  fiMieirt  hat  (zugleich  eine  gl&nzende  Abfertigung  der  Oarey-Dahring'sciMa 
Missrostftndnisse  und  falschen  Einwendungen  gegen  Malthus).  S.  darüber  o.  .\nm.  14. 

Ausser  auf  diese  vorzltglichen  Schriften  Lange's,  für  die  a!I'.?emeinen  Probleme 
der  Wisscnscbai't  besonders  auf  seine  „Mills  Ansichten",  verweise  ich  auf  J.  Su  Hill» 
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pdttiMlie  Oekon. ,  Bach  II.  und  IV.,  uad  w^ieder  besonders  auf  Rudbertub  geu. 
.Irbeiten.  die  nur  leider  ^li»^<  wiclitigeu  Principieiifragen  immer  bloss  aphoristiscb 
behandeln  und  bloss  geistvolle  Streifblicke  darauf  werfen,  und  auf  Schäffle,  Svst 
3.  Aal,  besonders  §.  2S2  ff.  (II,  378  ff.X  §.312  ff..  §.  346  ff.  (eb.  S.  662  £)  n.  Soc. 
Körper,  bes.  III.  284,  450,  491.  Sch&ffle  stellt  ebenfalls  eine  ideale  Forderang: 
fär  die  wirkliche  EiDkommenTertheilung  auf  und  nennt  sehr  schOn  „die  volk^wirth- 
:icbaftlich  1)0 ste  Gestaltung:  der  Kinkornmenprocesse  in  der  menschlichen  ücsellschaft" 
ili^ige  „  V'crtheiluDg  des  gesellächaltlichen  Productionsertrags,  bei  welcher  die  sitt- 
BeMGemefasekaft  im  Ganzen  vnd  in  der  Abetnfang  aller  ihr«r  Gtiederangen  (freflioh  wieder 
»eseotlich  eine  Folge  der  Vertheiliing!  W.)  zum  h?"«  listen  Maanso  der  Gedttung  und 
hienarh  zum  ljöoh>ten  Maasse  aIl<T  wahrhaft  nieiis(ii!i*  li''ii  Hi:fri<  iliiriin«ren  zu  gelangen 
Temug.  Kurzer:  der  au  VeryoUkommuung  der  Cicsellschalt  fruchtbarste 
EbkoiuieiipvoceM  ist  das  MeiJ  roUBwirthscbaflSicliear  YertlieUang  der  Gftter  durch  die 
•^^sammtheit  aller  Einkommen''.  S.  auch  II.  Bischof.  Nat.  ökun.  B.  3.  S.  440  ff. 
Wie  übrigens  doch  schon  for  Jahren  einzelne  Männer  die  Einseitifrkeit  der  herrschen- 
tka  oaL^ök.  Lehre  erkannten,  zeigen  die  Ausführungen  R.  v.  Mo  hl 's,  bes.  ttber  die 
poIiL  Oekon.  in  d.  Deutschen  TierÜ.8chr.  1840,  H.  3.  S.  darüber  £.  Meier,  Tfth. 
Ztefcr.  1878,  a  494  ff.,  501  ff. 

1.  Absduitt 

Ihn  AlKkoniMi  mnä  d«r  MNIrflifmteiMl  oder  Bedarf. 

I.  —  §-94.  Bedeutung  d  er  Einkomme u-V er theilung 
nüdZicl  der  volköwirtbscbaftlichen  Entwicklung.  Erst 
die  Vertheiiuugi  nicht  schon  die  Grösse  des  Volkseinkommens 

,  Qod  Volksverraögens  unter  der  Bevölkerung  entscheidet  darüber, 
ia  welcher  i^konomuchen  Lage  sich  die  Mitglieder  des  Volks,  die 
indhidnen  und  Familien,  namentlich  die  grosse  Masse  des  Volks 

'  fdie  sog.  unteren  dassen)  befinden.  Bedeutende  Hohe  des  Volks^x 
Vermögens  und  Einkommens  und  zugleich  eine  solche  V er-  | 
iheiluii^j:  desselben,  dass  auch  die  Masse  der  ungünstiger  Situirten 
ihr  genügendes  Auskommen  aus  eigenem  Einkniumen  zur  voll-  \ 
stuadigeu  BetViedigung  aller   notbwendigen  BcdiUrnissc   und  zur  \ 
Theiloahme  an  wichtigeren  Culturgtttern  eines  Zeitalters  tortdauemd  / 
gesichert  weiss,  ist  daber  das  zu  erstrebende  Ziel  der  volkS'^ 
wirthsc haitlichen  Entwicklung,  —  wenigstens  in  jenen 
Perioden  der  Weltgesehichte,  wo  mit  der  Erklftmng  der  persön- 
üdien  Freiheit  aller  Bewohner  auch  das  letzte  Individuum  anfge- 

!  hJki  hat,  nur  als  Mittel  ftlr  die  Zweeke  Anderer  in  Betracht  zu  kommen. 

II.  —  V?.  95.  Das  Auskommen*)  ist  ein  relativer  Begriff.  Es""^- 
^azeichnet,  aut'  die  Einzelwirthscliait  oder  besser  nur  aui'  die  Indivi- 
<laal-  und  Familienwirtbscbaft  des  Menschen  angewendet,  -  übrigens 
auch  auf  die  ganze  Vulkswirthschalt,  als  InbcgriH'  vornemiich  dieser  , 
letzteren  Wirthschaften,  anwendbar,  -  das  Gleichgewicht  zwi-  ^ 
üchen  den  Bedürfnissen  und  dem  Einkommen.   Nach  dem 

*)  2.Tb.  aecih  Ban,  §.  74,  75,  7«.  —  L.  Say.  «tadea  rar  la  lieh.  d.  nat  Paris 
IMO.  p.  10. 
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verschiedenen  Umfang  der  ersteren  wird  daher  auch  bei  gleicher 
Grösse  des  Einkommens  bald  Auskommen  vorhanden  sein, 
bald  nicbt,  uud  ebenso  bei  gleichem  Umfang  der  Bedürfnisse  die 
Höbe  des  Einkommens  darüber  eutscbeiden,  ob  Auskommen  bestehu 
^  JedeDfalls  muss  aber  in  j  ed  er  Wirtbscbaft  das  Auskommenerstrebt 
werden.   Demnach  kann  weder  in  der  Einzel-  noch  in  der  Volks- 
wirthsebaft  regelmässig  das  fehlende  Gldehgewicht  awisehei 
^den  Bedtirfoissen  nnd  dem  Einkommen  mit  dnreh  Verbnuieh  dei 
Vermögens  oder  Kapitals  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  herge- 
stellt werden.    Denn  bei  der  steten  Erneuerung  der  Bedürfnisse 
würde  immer  von  Neuem  auf  das  Vermögen  oder  Kapital  zurück- 
gegriffen, dies  also  allmählig  aufgezebrt  werden  miif>sen.    Es  fehlte 
j^dann  die  nothwendige  Nachhaltigkeit  der  Quelle,  aus  welcher 
die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  erfolgt.  Diese  Nacbhaltigkeit  besitzt 
nnr  das  Einkommen.  Demnach  ist  aneh  in  der  Volkswirth- 
Schaft  sanSehst  aof  ein  zum  Auskommen  genttgendes£inkommeD{ 
aller  £insel-|  besonders  aller  Indiyidaal-  nnd  Familienwirthsehaftes 
ond  anf  ein  dasn  ansreichendes  Volkseinkommen  hin  zn  sirabeo, 
\  !  erst  in  zweiter  Linie  auf  dauernde  Vermehrung  des  Vermögens  jener 
.  Wirthschaften  uud  auf  ein  grosses  Volksveruiögen. ') 

III.  --  §.  96.  Bedürfnissstand  und  Classification | 
der  Bedürfnisse.  Die  Höhe  des  Einkommens,  welche  zam 
Auskommen  eines  Menschen  oder  einer  Familie  und  dann  wieder 
/  des  ganzen  Volks  erforderlieh  ist,  ist  eine  relative  Grösse,  abhingig 
^  vom  jedesmaligen  Bedttrfnissstande  oder  Bedarf.  Letzterer 
ist  im  Einzelnen  selbstFerstftndlieh  mannigfaeh  yersehieden«  Für 
die  Yolkswirthsebaftliehe  Würdigung  des  Bedttrfnissstanda  koDmt 
folgende  Classification  der  Bedürfnisse  in  Betracht:^) 

1)  Bedürfnisse,  deren  Befriedigung  zum  Bestehen  des  Men 
^  sehen    nothwendi^;  ist:    ExistcnzbedUrfuisse,  insbesondere 
materielle,  uemlich  Kalurong,  Wohnung,  Kleidung,  künstliche 


0 


')  Nach  den  l'iülu  ren  liegriltsbcstiinmanfen  gehört  jede  momeDtaii  vorbaudcDc, 
aus  dem  Einkommen  Hicssende  Gütermenge  zum  Vermögen.  D&tod  kann  aber  der 
dauernd  bieibende,  daher  tm  nachhaltigen  Termehrang  aas  dem  EinkomiDciJ 
dienende  Betrag  unterschieden  Verden,  der  hier  gameint  ut:  im  WesanUicheA  das 
Natzvermögen  und  das  Kapital. 

*)  Rau,  §.75,  unterscheidet  allgemein  menschliche,  rolkstbümliche,  geedbdttft- 
liche.  iri(livi(liiclle  Bedürfnisse,  Roscher,  §.  1,  Natur-.  Auslands-,  Luxusb<^dU^fni^5f. 
Sehr  eingeheiifle  Untersuchung  bei  Hermann  \hh.  II,  S.  iL  V»*,rgl.  aoch 
Scbäffle,  Syst  I.  9U  U.,  Menger.  Ü  35  Samter,  SocJehre  Buch  1.  —  üebe: 
die  wichtige,  npart  zu  bebanddnde  Gattnng  der  GameiBbedOrfnIsta  i.ii.$.199£ 
Uaber  die  für  die  volkswirthschaftli*  ho  Frage  vom  Auskommaa  und  Bedarf  wkk^ 
HansbaltstatibtiL  ü.  o.  Anm.  12  zu  §.      S.  118. 
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taim  Erwiruiuiig  und  Belenelitiing,  Gemmdlieitsfllnorge,  ferner 
inmaterielle,  namentfieb  das  für  das  ZnsammeDleben  der  Maischen 

md  Är  jeden  Verkehr  oothwendige  erste  G c m e i n bedttrfniss 
HO)  einer  gewissen  socialen  Ordnung  und  eines  gewissen 

iech  tsschutzes. 

HinsichUieh  der  Befriedigung  dieser  Bedttrihisse  ist  zu  mlte^ 

Mbeidea: 

a)  der  absolut  nnnmgftngliehe  Umfang,  in  welobem  die 

Miedlgung  erfolgen  mnss.  Er  bSngt  bei  den  materiellen  Existens- 

»edärfnissen  von  der  Natur  des  Menschen  selbst  (Minimal-*^ 
)edärfni8S  an  Nahrung*),  an  Mitteln  der  WUrniebildung  und  Wärme- 
fiialtung  im  Körper  u.  s.  w.)  und  von  der  äusseren  Natur  des 
'  a  n  d  esy  in  welehem  der  Mensch  lebt  (Klima  n.  s.  w.)  ab:  Existoas- 
«dOffniase  ersten  Grades; 

b)  der  Ton  Sitte  nnd  Gewohnheit«  vom  „Lebensmaas-^ 
iimb*<^)  des  Volks  nnd  der  yersehiedenen  Bevölkerungskreise 
Classen)  abhängige  Umfang  der  Bedürfnissbefriedigung:  eine 
Inmlich  und  zeitlich  oder  geschichtlich  ebenfalls  sehr  wechselnde 
Grösse.  Für  jede  Zeit  und  jedes  Land  ist  jedoch  nach  einem 
{swisaeB  InlUgen  Ermessen  nnd  Taotgeilihi  ein  Umfang  der  Befrie- 

1  

'    ^  UmgIi  den  ÜBtenocIiiniffen  des  enf^Ksebeik  Arztes  Dr.  Smitli  mi»  die  tlgüche 

lAnuig  eines  Darchschoitts- Weibes  ia  England  3900  Gran  KohlenstufT  und  ISOGnn 
^öcistoff,  <Ht'i'-nit,'»-  eines  Durchs«  linitts- Mannes  daselbst  bez.  4300  und  200  Grau 
liadesteus  euthaltca,  am  Huogerkmnitheituu  vermeiden,  d.  h.  für  das  Weib  so 
M  HriiniiifStoir  als  in  2  Pfond  fnitem  Weizenbrot  enthalten  sind,  für  den  Mann  V» 
oirhr.    Kach  Marx,  Kapital  I,  Gl 2,  wo  weitere,  z.  Th.  er^.elireckendo  Thatsachen 

mangelhafte  Ernahninq'  englis'iier  Arbeiter  in  der  Zeit  der  Baumwollnoth  lSß2 
Ii  186S.  Ausführliche  Auszuge  aus  Mar  x  bei  Sr  büffle,  Syst.  II,  422  IT.  Siehe 
•ci  Lau^c,  Arbeiterfr.  Kap.  4.  —  Nach  E.  W  ulff,  landwirthsch.  Fuiterungslehre 
£d  Theorie  der  menschlichen  Em&hr..  Stottfr*  1861,  8.  297,  citirt  in  Onf  z.  Lippe- 
fei>5oafeld,  ntifii.  Ernähr,  d.  Volks,  Leipz.  IS66,  braucht  ein  erwachsener  Mnnn 
lit  einem  KurperiT' wicht  von  Nu  l't".  bei  mittl'Tetn  k'^rperliehcii  und  tjcisti^en  Kraft- 
Bfraod  zur  für  fortdauernde  Gesundheit  erfürderlichen  Ernährung  taglich  in 
bmi— IS  KoMeastoff  981,  Stickstoff  18.75,  Proteinstoff  120,  8tirkemehl-Äeqiii?aleiit 
at-I  F.  rt  540,  Fettstoffe  Mint-ralstoflü  16,  Phoaphorsiiure  3.5.  Weiteres  Detnil  in 
•e."  Schrift  vun  Lippe.  Vgl.  jetzt  bes.  G.  Jager,  die  incnschl.  Arbeitskraft  (B.  2ß 
k  27  d.  ,Jiatarkräfte'\  naturwiss.  Volksbiblioth.),  MUacheu  1S7S.  Ucber  Speise  und 
kudk  daselbst  S.  ISO.  Nach  d.  hier  mitgetheilten  Untenodi.  ron  Yoit  brancht  ein 
päd»,  arbeitender  Mensch  tä^Mich  11^  G.  trork.  Eiweisse-a  Q.  daneben  265  G. 
ublenstotf  in  Form  von  Fetten  oder  Kohlenhydraten  zur  Nahrnnir.  In  welchen  Arten 
id  Menden  einzelner  fcebräuchl.  Nahrungsmittel  dieser  Bedarf  an  Nähistoflen  ent- 
IdMi  Ist,  eb.  8.  131.  —  Einlhiss  des  Klimas  Obrigens  bekanntlich  nicht  nor  anf 
•a  ¥leidungs- ,  sondern  auch  auf  Grösse  und  Art  des  Xahningsbedurfnisses.  — 
7»tt!.  anch  Enc  I,  Preis  der  Arbeit,  B<  rl.  I*^(»6.  besonders  über  die  nnturlirhen 
felbstkoste.n  der  Arbe  it  und  derselbe,  der  Preis  der  Arbeit  bei  den  deutschen  Eiscnb., 
fetschr.  d.  K.  Preuss.  Statist.  BQreaus  1S74  (XIV.),  98  ff. 

*)  Staadaid  of  fife  der  Engländer,  von  Lange  n.  A.  m.  „Lsbensbaltung"  ver- 
^MKht;  LebeiUBaaflsstab  scheint  mir  treffender  nnd  im  Dentscben  rocht  wohl  zolftssig. 
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dignng  der  materiellen  Bedtlrfnisse  wohl  lestznstellcD,  welcher  ancb 
für  die  nngUnstig  sitnirten  Familien  und  für  die  Masse  des  Volks 
als  relativ  unentbehrlich  bezeichnet  werden  mnss  und  welcher 

)    daher  vom  Einkommen  auskönunlicb  gedeckt  werden  soUte:  ExUteoi- 
bedttrfbisse  zweiten  Grades. 

Die  materieQen  Bedttrfiiiflse  sind  streng  geDommeii  qnantita- 

\/  tiv  für  den  einzelnen  Menschen  bes ehr ftnkt,  dagegen  qvalitt* 
tiy  einer  nra  so  grosseren  Steigemng  and  Verfeinemng  fibig.*) 
Diese  wird  bei  den  begüterteren  Classen  durch  eine  grosse  Un 
gleicbheit  der  Vert heil uug  des  Volkseinkommens  und  Volks- 
vermfigens  leicht  ttbermilssig  entwickelt.  Es  ist  dem  gegen- 
über, wie  überhaupt  der  obwaltenden  Tendenz  der  Vermehrung, 
Vervielfältigong  und  Verfeinerung  aller  Bedürfnisse  gegenttber,  zu 
betonen )  dass  der  Bedttrfnissstand  nnd  seine  £ntwieUang  nicht 
das  Piodaet  reiner  Nalortriebe  sind,  sondern  stets  nnter  einem  sitt- 
liehen  Urtheil  stehen  und  stehen  sollen.  Eine  richtige  sittliche 
Besebr&nknng  der  Bedürfnisse  kann  nnd  mnss  daher  hftofig  grade 
bei  den  Vermögenden  in  Frage  kommen. 

2)  Bedürfnisse,  deren  Befriedigung  einmal  zur  Erhöhnns: 
des  feineren  Leben sp^c n ii  shcs  materieller  wie  immaterielJer 
/Art, ^)  sodann  zur  weiteren  Entwicklung  des  Menschen,  ins- 

^  besondere  der  geistigen  Seite  seines  WesenSy  dient:  Galtarbe- 
dttrfnisse,  zn  welchen  ancb  die  meisten  ans  dem  nenscblieben 
j  Znsammenleben  henrorgehenden  Gemeinbedllrfnisse(§.  139ff.) 
Ii  gehören.  Diese  Bedflrfhisse  folgen  zwar  auch  ans  dem  Wesen  des 
Menschen^  aber  efai  bestimmtes  natürliches  Minimalmaass 

!nnd  ein  r i  eh t i  g^e  s ,  vom  sittlichen  Urtheil  angegebenes  Maximal- 
maass,  wie  im  Ganzen  bei  den  materiellen  Bedürfnissen,  lässt 
sich  weder  für  den  Einzelnen  noch  für  ^ein  Volk  feststellen.  Der 
/  Bedürfnissstand  ist  hier  durchaus  ein  Product  der  Geschichte,  zeit- 
lich and  räumlich  daher  völlig  verschieden.  Die  höhere  und 
feinere  Ausbildung,  zugleich  aber  eine  vor  der  Kritik  des  Ge- 
wissens nnd  der  Vemnnft  standhaltende  Gestaltung  dieses  Bedflrf- 


^  S.  Ran,  ttber  Lnzns,  IS17,  bes.  Koscher,  Uber  Lazu,  Aich.  d.  pofik 
Oekoo.  1843  (Ans.  d.  Volksidrtbsch. ,  3.  A.  187S,  I.  lOS),  Syst  I,  §.  225  C, 

?.  Mangoldt,  über  Luxus  im  Staatswörtcrborh. 

')  Zu  welch'  I».«t/ti'rciii  naincntlich  auch  privater  KunsUuxus  (Wohnhaus,  Ein- 
richtQDg  der  Wuhuuug;  u.  t>.  w.,  vergl.  Büchsenschutz  a.  a.  0.  S.  TU  Uber  Athea 
and  KoriDth),  hie  md  da  ancb  Wissensehafkdnxi»  gdiftit  womit  dann  d«r  DebeisuC 
■/u  den  der  g-eist.  Entwicld.  des  Menschen  dienenden  Bedürfnissen  fremacbt  wiid: 
feste  Grenze  zwischen  beiden  Bodttrihiwkategorieen  ist  nicht  za  ziehen. 
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niMstandes  muss  als  ein  Ziel  der  tu e u s c h Ii c h e ii  Entwick- 
lung betrachtet  werden.  Ein  endgültiger  Ruhepunct  dieses  Bedlirl- 
flisastaods  ist  für  den  Eiozeineni  fUr  ein  Volk,  i'ür  die  Meiiacbheit 
nicht  Torhanden. 

IV.  —  §.  97.  Die  volkswirthBcbaftlicbe  WUrdigong 
des  BedfirfniBBstands.  Daltlr  ist  nim  sweierlei  beBonden  in 
beiditaD: 

1)  D«8  Verhältniss  zwiBofaen  den  EzisteDB-  und  den 

CnltorbedUrfnissen,  welche  ans  dem  Einkommen  befriedigt  (y^ 
werden,  bei  dem  Einzelnen,  wie  bei  dem  Volke,  sowie  der 
Umfang,  in  welchem  das  Volk,  die  Classen,  die  Einzelnen  die 
ÜedUrmisse  dieser  verscbiedenen  Kategorieen  befriedigen. 

2)  Die  Abhängigkeit,  in  welcher  der  Lmtang  die«er  lie*  ^ 
(lUrfDisäbefriedigiingen  von  der  Hohe  and  der  Vertheiiung  des 
VolkieinkommenB  Bteht. 

In  dem  ersten  Poncte  handelt  es  sieh  mn  eine  Angabe  der 
Wirthsehafts-Gesehiehte  nnd  -Statistik:  am  die  Feststellung 
der  beztlglicben  Thatsaohen  des  Lebens  bei  einem  Volke  za 
einer  bestimmten  Zeit  und  um  die  Gewinnung  vergleichbarer  That- 
sacheu  bei  anderen  Völkern  oder  zu  andrer  Zeit.  Diese  Aufgabe 
mas8  der  Aufstellung  und  vollends  der  Ausfuhrung  bestimmter 
Maasregeln  der  Wirtbscbaitspoiitik  im  concreten  Fall  natürlich 
vorangehen.  Ein  Mittel  daza  sind  o.  A.  die  Enqueten  Uber  die 
Ökonomische  Lage  der  einzelnen  Classen,  besonders  der  anteren. 

Indem  «weiten  Poncte  liegt  eine  nationalökonomisehe 
Aufgabe  vor,  welche,  zwar  anter  Benatxnng  des  bezttglioben  ge- 
«ehichtlicben  und  statistisehen  Materials,  doch  Überwiegend  nur 
naih  der  Methode  der  Deduction  in  der  erforderlichen  jjrinci- 
piellen  Bestimmtheit  und  Al)straction  zu  lösen  ist;  es  handelt  sich 
hier  uüj  das  Vertheil  ung s  problem  unter  der  zweifachen  bypo- 
tbetiseben  Voraussetzung  der  Stabilität  und  der  Veränderung, 
besonders  der  Steige rung,  des  Volkseinkommens  und  der  Sta- 
bilität nnd  Ver&ndernng  der  Volkszahl  and  der  Volksclassen, 
aamendich  der  Arbeiter.  Die  Behandlnng  dieses  Problems  gehört 
in  den  2.  Theil.  Hier  in  der  „Grundlegung'^  ist  nur  von  der  keines 
nlherer  Beweises  bedttrftigen  Thatsache  der  gegenseitigen  Ab- 
bUngigkeit  der  einzelnen  Einkommenzweige  von  einander  für  die 
uOrterung  (Tebraueh  zu  machen. 

An  dieser  Stelle  sind  dagegen  einige  F  ordern  n  g  e  ii  h  i  n  - 
äicUtlicb  der  Vertbeilung  des  Volkseinkommens  aulzustellen 
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and  km  m  begrtUideii  und  Bodann  die  dkonomiBchen  vd 
reobtlicben  Folgern ngen  absnleiten,  wdebe  wm  der  Br* 

millung  jener  Postulate  nothwendig  hervorgehen. 

Postulate  solcher  Art  sind  etwas  durcLiuis  geschichtlich 
und  örtlich  Relatives.    Sie  hängen  vom  Stande  der  gc 
•  ellschaftlichen  und  ökonomiacUeu  Entwicklung  ab 
nnd  mit  den  obersten  Grundsätzen  der  geltenden  Rechts- 
ordnung sugammen:  sie  sind  aber  in  letsterer  Uineiebl  auob  die 
Fermente  fttr  die  nnabUbnige  Weiterbildung  dieser  Beebtsordnoog,  \ 
um  dieselbe  mit  dem  jeweiligen  gcsellsebaiUieben  BewnsstseiD  ia 
Uebereiustimmung  zu  bringen  und  sie  dadurcb  dem  Ideal,  weleliet  i 
dem  Volksgeiste  in  jeder  gesnudcii  Periode  vorschweben  soll,  lo 
nähern. 

Der  hier  massgebende  Grundsatz  unserer  heutigen  Epoche  der 
Geschichte  der  Cultarvöiker  ist  die  persönliche  Freiheit  nnd 
die  Gleichberechtigung  der  gesammten  Bevölkerung*):  eii 
Grundsatz,  der  nieht  wieder  preisgegeben  werden  darf,  wenn  die 
erreiehte  Culturstufe  niebt  wieder  verioren  geben  soll,  aiier  lu^doh  | 
ein  Grundsats,  der  niebt  y,indiyidualistiseb<'  absolut,  sonden  i 
in  der  Weise  und  mit  den  Grenzen  dnrchznftlhreD  ist,  welebe ' 
sich  aus  den  Bedingungen  des  nationalen  Gern  ein  Schafts-  i 
lebens  in  allen  BeziehuDgeu,  auch  in  denjenigen  des  Wirth  ' 
sehaftslebens,  ergeben.  Von  diesem  Gesichtspunct  aus  wird  da* 
Frincip  der  persönlichen  Freiheit  im  1.  Kapitel  der  2.  Abtheihiog 
untersucht 

§.  97a.   Im  Folgenden  werden  die  Postulate  au%c8toUt,  | 
welebe  sieb  aus  diesem  Grundsatz  für  das  Verbftltniss  der 
obigen  Bedürfnisskategorieen  xu  einander,  fttr  den  Umfang  der| 
betreffenden  Bedttrfnissbefriedigungen  nnd  demgemftss   fUr  dk 

V e  r t  h e  i  1  u  n g  des  Vo  1  k  s  e  i  n  k o  m  m e n  s  in  unserer  Cultuiepoebe 
ergeben. 

1)  Die  Befriedigung  der  Existenzbedtlri'nisse  im  absolut  nn 
umgänglichen  Umfange  moss  und  soll  bei  dem  Einzelnen' 
derjenigen  der  Culturbedttrfnisse  vorangehen.    Die  Bestinnnong 
des  VerblUtnisses,  in  welebem  die  Befriedigung  der  Existensbedflii* 
nisse  bloss  rebuiver  Unentbebrliobkeit  au  der  Befriedigung  dtd 
Culturbedttrfiiisse  stebt,  kann,  inneriialb  gewisser  Grenzen,  —  dii 
sieb  z.  B.  ans  dem  Familienrerbande  ergeben  können  —  deid 

")  Vourcff  lich  zieht  hicraas  die  nOthigen  Folgtnuigea:  H.  r.  Sehtei,  IbMiiV 
der  sociaiea  Frage,  Jena  1871.  I 
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Einzelnen  Überlassen  werden:  ein  gewisser  Vorrang  wird  aber 
richtigen  ColturbedUrfnisseii  priucipiell  aus  dem  Gesichtspuncte 
des  ethischen  Sein-sollens  mit  Rücksieht  aul  die  geistige  Bestimmong 
des  Menschen  zugestanden  werden  dürfen. 

2)  Anch  für  das  ganze  Volk  gilt  das  Princip,  dm  alle\6-- 
ÄQgehürigendeBMlbeiiyBOweitdiesdie  Grösse  des  gesammten 
Volkseinkommens  gestattet  und  soweit  nieht  eine  persönliche  / 
Sehnld  des  fiinseln^  es  hindert,  die  Ezistenzbedttrfhisse  imf^  y 
ibsolnt  nnnmg&nglichen  Umfange  mttssen  befriedigen^'^ 
kOonen.  Bevor  dies  erreicht  ist,  kann  wenigstens  in  einem 
Gemeinwesen,  welches  die  persönliche  Freiheit  und  die  Gleichbe- 
rechtigung aller  seiner  Angehörigen  anerkennt,  auch  keinem  noch 
^  kleinen  Thcile  des  Volks  ein  unbedingtes  Kecht  auf  ein  grösseres 
lankommen,  welches  einem  anderen  Theil  selbst  diese  Bedtth- 
nigsbefriedigang  wenigstens  indirect  entzöge,*)  und  folgeweise  anch 
keine  Befriedigong  der  EzistenzbedUrfnisse  zwdten  Grads  und  der 
Coltarbedttrfiiisse  zugestanden  werden.  Vielmehr  erlLennt  sich 
die  Gesellsohaft  nach  der  gegenwärtig  bei  anseren  Coltnmationen 
trreiehten  Entwicklung  des  Volksbewusstseins  für  verpflichtet 
aOj  soweit  sie  es  ökonomisch  vermag,  zu  verhüten,  dass  eine 
menschliche  Einzelexistenz,  ohne  deren  persönliche  Schuld,  bloss 
ans  Mangel  an  Rütteln  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse,  unter;^ehe. 
Kin  nngehearer  Fortschritt  der  sittlichen  Coltor,  verglichen  mit 
irttherer  Zeit  und  anderen  Völkern.  Diese  im  Volksbewnsstsein 
erkannte  Veipfliehtong  moss  aber  behnfs  ihrer  sicheren  Verwirk- 

*)  Der  besonden  in  der  Discussion  rlor  Arboitcrfrago  gemarlit.'  Kinwaml .  dass 
Mch  in  solchem  Falle  Hn-'  Abhilfe  der  Noth  <I.Tr  unti  icn  Ulasson  nicht  niöglicli  sei. 
veil  es  aji  dea  ihnen  allem  uötliigcu  nataralen  üutern  i, Volk» nah runga- 
nittel,  Brot  Q.  s.  w.)  fehle  und  die  etwa  far  die  W olilhftlwDderen  prodncirten 
^•Qter  den  Unbenittdlen  nichts  nutzen,  nberschiesst  das  Ziel.  !>-  nn  -obaM  eben  (iater 
letzterer  Art  vorhanden  sind ,  Itoweist  dies  schon ,  dass  aii  dem  in  unserem  Falle  au- 
gCBommenea  Nothstandc  der  unteren  Classen  nicht  oder  doch  nicht  allein  die  Klein- 
heit dflt  VollartfBlI^eiie  und  Volltseinkommens  schuld  ist.  Vielmehr  müssen  hier 
Prodnctionsmittel  im  weiteren  Sinn»-  Arboitskr  ifto.  Kapitalien,  IMi^r  da  sein,  die  in 
■hcaem  Falle  eben  nur  in  die  Her^h  liung  von  Gütern  des  B^arls  der  unteren  Classen 
Uilbergeleitet  werden  mUsseo.  Oder  m.  a.  W.:  nicht  die  Prodnction  ist  an  sich 
■  Ueia,  sondern  ihre  Richtung  ist  rolkswirthschaftlich  nachtheilig  nnd  dies  kann 
OD'l  moss  in  dem  im  Texte  .-»nt^enomm'^K'n  l'ille  ireiiiid-  rt  worden.  Es  wird,  besonders 
der  Lohnfrage,  so  oft  Übersehen,  dass  eine  bestimmte  Vurtheiiang  dos 
Velkteinkommons  immer  anch  bestimmte  Ricbtnng en  und  Arten  der 
Piodaction  zur  Folge  hat.  Bei  grosser  ^ll^ll:i<  lih<  it  .b^s  Kinkommcos  gdit  diese 
Richtung  mehr  auf  Luxusartikel  für  die  W  ohlhab.  nden,  bei  gri>sserer  (ilei^hheit  mehr 
^  Artikel  des  AlafisenconsQms,  auch  bei  gleicher  Höhe  des  gesammten  Kapitals  und 
TilkNiikomiieos.  8.  o.  Torbem. 

^  Haa  denke  an  dio  Daten  an  dem  6.  Report  on  plibUe  heilth  für  1SS8,  die 
Harz.  Kap.  L,  642  £  mittheilt,  t.  o.  Anm.  4. 
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lielkaiig  auch  in  der  Reohtsordnang  Geltung  erlangen:  dies  kl 
anob  bereits  im  wicbtigeten  FaUe  geeebeben,  im  Offentliebea 
Armenpflegereobt  ond  seiner  Okonomiscben  Basis,  in  der 

Steueipllicht  zur  Deckung  der  Kosteu  dieser  Armenpflege  — 
einerlei  ob  besondere  sogen.  „A rm ensteuern (poor  rate  Eng  ; 
lands)  oder  (s(»gar  bei  einem  formellen  Vcrfiote  der  letzteren)  all 
gemein  höhere  Gemeinde-  u.  b.  w.  Steuern  zar  Deckung  der 
eommunalen  Armenlast  (Deutschland)  erhoben  werden.^')  Das 
Armenpflegerecbt  ist  aber  nur  der  HauptfaU  dieser  Art  £in  andrer, 
bd  agrariscben  Regolirnngen  scbon  vorgekommener  (deutsche 
Gmndentlastung,  irisobe  Paobtverbttltnisse)  beetebt  darin,  dass  die 
zu  einer  selbstilndigen  wirthschaftlicben  Existenz  in  minimaleBi 
Um  lang  erforderlichen  Bedingungen  des  Wirthschattsbetriebs  gcwähn 
werden,  unter  Hintansetzung  der  Interessen  und  Rechte  Dritter.^*) 
Ein  Ausnahmefall  verwandter  Art,  aber  immerhin  ein  sehr  characte- 
ristischer,  ist  die  öffentliche  Beschlagnahme  vonNabrnngsmittelu  a.s.w. 
in  Nothzeiten  (belagerte  Orte,  Missemte). 

Wiebtig  ist  aber  zu  erkennen,  was  bier  denn  eig^ntUcb  von 
Gesellsobaftswegen  geecliielit:  in  allen  diesen  FSUen  wird  dieBe- 
reebtigung  einer  absoluten  Scbranke  der  Ungleiobbeit 
des  Einkommens  unter  den  VolksangebOrigen^  sowiedte 
Berechtigung  eines  hiernach  etwa  nothwendigen  Eingriffs  in 
das  Privateigen  thiim  anerkannt J  'j 

Auf  der  anderen  Seite  ist  schon  hier  auf  ein  principiell 
bochwicbtiges  Correlat  einer  solchen  gesellschaftUcben  Ve^ 

S.  L.  btoin,  VcrvalU.  2.  Aufl.  S.  79C  ff.  £mming1iftQS,  Annenveso). 
Bcrl.  1S70. 

")  Vgl.  prenss.  Ges.      2.  H&rz  1850  Uber  Ablös.  n.  Refulir.  d.  g^MMfiL  i. 

bäuerl.  V^'rliältn.  J:?.  O.'J:  Der  Besitzer  der  Hofstellc  xi.  s.  w.  darf  verlanieren,  d?4ss  ihm 
nach  Abzog  der  Abtiiidung  des  Gubhcrm  ein  Drittel  des  Keinertrags  der 
Stelle  bleibe:  um  ho  viel  ist  die  Abäudun»;  zu  vermindern. 

^  Dieser  Schluss  folgt  mit  Notbwendi'gkeit  ans  foUsOndig  richti^^cn  Prtei«a. 
und  Jcnjin  a!s  Bcis|>iel  dessen  freiten .  was  ii  h  unter  der  in  d.  Vorbem.  erwShntefi 
vissenscbaltiicbeu  Formulirung  uud  principiellcu  Erörterung  der  Probleme  der 
Binkommenlehre  Tom  Standfiud  der  Vertheilnng  aus  rerstäie.  OlTeBbtr  aber 
liegt  hier  die  Ansicht  von  einer  nur  relativen  Bedeutung,  statt  der  absolutei 
Geltung  des  Privatei'j'  nthiiins  m  riiunde;  princiitielle  Consequenzen ,  welche  selbst 
ron  Solchen  mitunter  gescheut  wurden,  die  im  einzelnen  Falle  der  hier  Te^ 
tretenen  lehre  beisttanmeii.  Zuerst  konint  das  Becht  des  bdividnnms  anf  Szisteai. 
dann  erst,  und  soweit  es  mit  jeaem  Hechte  gesellschaftlich  vereinbar, 
das  Kecht  des  Individuums,  s^in  Eip:en thum  unvork'ir/t  zu  haben.  Unsere  Prirat- 
Techts- Entwicklung  bat  diese  ßeihenfolge  schier  umgedreht.  —  In  der  Praxi» 
wird  die  Entscheidnng  eigentlich  erst  schwierig  bd  dem  in  §.  98  erOrteiten  FlaUew  — 
Versal,  hierzu  Sch&ffle,  Syst.  II,  §.  2S2,  S.  37S— 394  (trefflich,  s.  auch  die  kur/' 
Formulirung  der  in  diesem  §.  282  entwickelten  Gedanken  in  der  Inhalts&bor». 
I..  S  XXXV. . 
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pfliehtnng  und  Rechtspflicht  biDzuweisen,  nemlich  auf  das  unver- 
imierliche  Recht  der  GeseUsohaft  dem  Individanm  gegenttber. 


e?«BtQell  Beaebränkangen  der  Ebeacbliesaang  und 


dinit  indiieot  der  BevOlkemngBTermebrnng  dnreb  die  Ge-< 
letigebnng  in  einem  soleben  Zustande  der  Yolkswirtbseball 
(iiMeii  SU  lassen,  in  welebem  tbatsftchlieb  die  Zonabme  der 

Be?5lkcruDg  die  Zunahme  der  Unterhaltsmittcl  Uberholt  und  die 
voD  den  letzteren  auf  den  Einzelnen  oder  auf  die  Familie  fallende 
Qnote  nicht  etwa  bloss  durch  eine  ungleiche  Verlheilung  des  Volks- 
ejakoaimens  und  Volksvermögens  (Gnmd  und  Bodens,  Kapitals) 
in  einer  für  die  nothwendige  BedUrfnissbefriedignng  onzolässigen 
Weiie  Terkttrzt  ist  Hier  liegt  eine  practisebe  Gonseqoena  der 
MtUbas 'sehen  BeTOlkemngslebie  vori  der  sieb  der  extreme  Indi» 
I  ridattismoB  nnd  Soeialismas  in  gleich  unrichtiger  Weise  entzogen 
Ittben.  Im  1.  Kapitel  der  2.  Ahtheilnng,  speciell  in  der  Lehre  von 
den  socialen  Freiheitsrechteu ,  werden  die  genaueren  Folgerungen 
ans  jenem  Rechte  der  Gesellschaft,  über  den  Zusammenhang  zwischen 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  deijenigen  der  Unterhalts- 
Qüttel  zu  wachen,  gezogen  werden. 

"j  In  diesem  Umfango  wird  jeder  unbcfaiig^ene  Nationalökonom  Maltbusianer 
Min  fflusaeo,  mag  er  äuoät  zu  Maltliua'  Tiicorie  uud  duu  daraus  gezogeaen  practiacbea 
Fotgnoofea  mid  getetsgaberisoheB  Poatolateii  btoheo,  vi«  er  wUL  Ich  hdlo  « 
^WDeütlich  auch  fur  eine  ganz  falsche  Behauptung  von  Marx,  dass  Malthos* 
Ibeorie  stehe  und  falle  mit  der  heutigen  „kapitalistischen  rroduciionsvreise"  (vergl. 
Marx,  Kap.,  bes.  Kap.  ti).  Grade  in  einer  socialistiüch  orgauisirtea  Voüswirth- 
aduft  (im  „YollnitMl«^)  «Hide  neben  den  ökonoiBiaoh»tochiitoohen  Schvierigkdtsa 
^)kher  Organisation  des  ganzen  Productionsprocosses  die  andre ,  vielleicht  noch 
gröH«re Schwierigkeit  in  der  Nothwendigkeit  der  Bevölkerungsregelung  bestehen 
'  Ud  die  Eveutaalität  einer  gesetzlichen  Beschränkung  der  Eheschiie^sung  .eben 
ieshalb  hier  n&her  liegen  als  in  jedem  anderen  Volkswirthschaftssystem,  —  es  mttaste 
dern  di-i  socialist  Organisation  der  VoILswirthschaft  und  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
<iie  ]satQr  der  Menschen  selbst  verändern,  womit  urir  danu'  glücklich  wieder  bei 
Ftirlar'schen  Phantaatereien  angelangt  wären.  —  Ueber  Malthus  s.  namentlich 
HiU'a  poUt  Oekon.,  &  1,  Kap.  10,  Kap.  13,  §.  2  („Die  Nothwendigkeit  dcä  Zurück- 
luütens  der  BevOlkerungszanahmo  beschränkt  sich  n  i  c  h  t  auf  einen  Zustand  der 
losieichheit  des  Eigenthams"),  B.  2,  Kap.  11  — 13  (Erörterungen  über  den  Arbeita- 
1^  deren  Richtigkeit  darcb  die  ron  Tbornton  herrahreiide,  ron  Miil  spiter 
selbst  adoptine,  in  Deutschland  besondeit  m  Brentano  (Eildebr.  Jahrb.  ISU)  ver- 
tretene Modification  (nicht  ümstossung)  der  socken.  Lohnfondstheorie  nicht 
▼eseodich  alterirt  wird;  die  Sätze  von  der  Abhängigkeit  des  Lohn^  sind  nur  ein 
^enig  andeiB  xa  fonrattnn);  B.  4,  Kap.  7 ,  be».  ^.  3.  Hill 's  6^  diM  mu  nilen- 
fäll»  dem  Indiridnaa  ein  unbedkigte»  Eiiateurecht,  nicht  aber  das  Becht,  beliebig 
»iel  neue  Individuen  in  Existenz  zu  setzen,  gifwahrcn  könne,  wurde  grade  in  einem 
»ocialistischen  üomeiuwecion  die  grOsste  practischu  Bedeutung  gewinnen.  Yeigl. 
tbtr  die  Maltboa'scbe  Lelm ,  namentlich  in  ihrem  Znaammenhang»  mit  der  Dar- 
vioichen,  die  eig  ntlich  nur  eine  Verallgemeinerung  derselben«  besondeis noch  Lauge, 
Arbeiterfr.,  Kap  i.  2,  auch  3  und  4  und  ders.,  „MiU*»  An^ichten"  u.  s.  w.,  besonders 
lUkp.  1.  Lange  hält  mit  Kccht,  auch  Marx  gegenüber,  den  „richtigen  theoreiischea 
A.  W*iro«r,  Omadlegtiiif.  2.  Aufl.  10 
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/ 

/ 
« 

§.  98.  —  3)  Die  Möglichkeit,  dass  alle  Volksangehtfrigen  aaeb 
/die  relativ  unentbehrlichen  Existenz bedüHnisaei  in  dem 
oben  festgestellten  Umfangei  und  gewisse  wiebtigere  md all- 
gemeinere CaltnrbedttrfoiBse  befUedigen  kOnneo^  wird  tb 
Strebeziel  der  Tolkswirthsohaftliohen  Entwickling 
nnserea  Zeitalters  anzaerken&ea  sein. 


Tbeil'  der  Malthossdien  L.ebre  fest  (Arbeiterfr.  ä.  14).  Ich  stimme  mit  seineA 
Aasftihruiigcn  darQb«r  volbtindig  ftber^,  ntmendioh  »neb  mit  seiner  in  der  ZT«it- 

getianuten   Schrift  erfolgendcQ  Abfertigung  Gare y 's  {Ltbrb.  der  Volk^wiithseb.. 
Kap.  3,  39,  H\K  mit  kaum  giaubiirh  oloTHädilicben  und  plattou  (legeubewrisen  fr-^c^n 
Malthus  und  vieü&ch  voli^&adi^em  Alibsventäodoiss  de«  Kerns  der  Maithiuscbeti 
Lelire.  aoch  mit  einer  Verkennong  der  Erfordernisse  dnes  Indnctienwehlniwes .  die 
stauiienerregcnd  ist,  z.  B.  in  dem  köstlichen  Beispiel  von  der  geringen  Darcbächait»- 
kinderzahl  der  americauiscben  Präsidenten,  S.  614).    S.  über  Carey  aach  A.  HelJ. 
C's  bociaiwi^iä.,  Wurzb.  IbÜD,  bes.  2.  B.  2.  Kap.,     41  ü.  (Malth.  Tbeor.),  S.  134  t 
Dnbring  bat  den  G.'8ehen  Standpiinet  adoptirt,  es  aber  nur  in  der  YeibObBng 
des  „Pfad'ea  Maltbos*'  weiter  gebracht  als  sein  Meister.    Ver^  die  rortreOÜcke 
Anzeige  v.  Dubriiig's  kritibch'-r  Grundlegung  in  Hildcbr.  Jahrb.  VI.,   .^52  ff.  roo 
V.  ächeeL   Dicüe  neueste  Opposition  gegen  den  Kern  der  Malthus'schen  Lehre  ist 
jetzt  scbon  wieder  verhallt,  so  dass  aacb  von  ibr  Mill'a  Weit  B.  1  Kap.  10  §.  1  gilt 
Man  darf  freilich  nicht  glauben,  diese  Lohre  widerlegt  zu  haben,  wenn  man  dh- 
unhaltbar  -  Fürincl ,  welche  Malthus  nur  zur  Erläuterung  brauchte  — ,  Tendenj 
der  Bevölkerung  in   geometrischer,   der  Kahrungsmittei  in  arith metiscber 
Progression  za  wadisen  — ,  widerlegt  bat  Carey,  der  dies  nocb  beote 
^ehrb.  Kap,  3  g.  5),  hätte  sich  darftbnr  schon  dun  h  Mili  belehren  lassen  können. 
B.  2.  Kap.  11        H.    Koschor,  der  sachlich  ganz  dieselbe  Ansicht  wie  Mill  uud 
Lange   vertritt,  hätte  eben  deshalb  die  Couceasiou,  den  Ausdruck  „Malthus'äcbes 
Bevölkerungsgesetz*  anfiMgeben,  nicht  zu  machen  braaeben  (Syst  I.,  Yenroit,  nd 
B.  5  Kap.  1),  wozu  auch  Marx's  Behauptung,  dass  Malthns  nur  Plagiator  sei. 
nicht  nöthigt  (Kapital,  L,  603).    Sehr  richtig  stellt  sich  auch  Rumelin  zu  Maltbu? 
Lehre,  (Reden  u.  Aufsätze,  Tab.  1875  S.  305):   „Die  bekannten  Sätze  von  M.aJtb<J: 
sind  ebenso  anfecbtbar  in  ihrer  Statist  u.  phychotog.  Begründung  im  Einzelnen,  ili 
unnmstössiich  u,  von  einleuchtendster  W  ihrheit  im  Ganzen." —  Gride  ]? 
mehr  man  zugesteht,  wie  ich  es  thue,  dass  die  Verth  ei  luug  des  Volkseinkomffleas 
nnd  Vermögens  ^Grundbesitz,  Kapital)  fOr  die  Richtung  und  Art  der  Prodoctiot 
(s.  0.  Anm.  9)  und  fttr  die  ökonomische  Lage  der  Masse  der  BevOlkening ,  der 
unteren  Classen,  von  w^spritlichem  Kinflusse  mit  ist,  desto  mehr  muss  man  anderseits 
vor  Carey  scher  Eiuaeitigkeit  uud  vor  dem  Optimismus  des  Bewohners  eines  grossen 
Landes  Wimen,      nocb  nnermesslitdie  Flicben  anangebavton  oder  scbwacb  b^9Ike^ 
ten  Bodens  besitzt,  und   mu^   die  sodaUst  Uebertreibung   vermeiden,  dass 
günstigere  Vertheilung  des  Einkorame?is  und  Vermögens,  l)esonders  auch  d« 
Grundbesitzes  allein  die  Lage  der  Massen  günstig  gestalte  und  erhalte.   Eine  £iB- 
seitigkcit ,  welche  Ibst  ttO(A  grosser  nnd  im  Ganzen  pnotiscb  noeb  geflbilicber  ist. 
«Js  die  entgegengesetzte,  wtor  dem  Einfluss  der  ]ItItba8*8cben  Doctrin  entstandeae. 
dass  jene  Vertheilung  gar  nicht  von  Einfluss  sei  und  nur  die  Beschränkung  der 
Bevölkerungsvermehrung  in  Betracht  komme,  was  Mill  m.  £.  noch  etwas  zu  staik 
betont  —  Ueber  die  Opportunität  einer  bescbrlnkenden  Ebegesetzgcbong  M  u 
diesem  Orte  nicht  zu  handeln.    Vgl.  Abth.  2,  Kap.  1.   Es  kommt  hier  jetä  nar 
darauf  an,  grade  auch  für  den  Fall  günstiger  Vertheilung  des  Volkseinkommefl*. 
im  Princip  die  Zuiässigkeit  einer  solchen  Interventioa  der  Geeetwebnng  dum 
Sinzeinen  gegenttber  anioerlcennen.  Der  Toigdmmmene  Einwand,  dass  dto  Tv*  i 
mebrung  der  unehelichen  Gebarten  alle  solche  Maassrcgeln  ein  wenig  kreazf. 
ist  richtig^,  aber  dass  er  sie  nicht  illusorisch  macht,  hebt  mit  Recht  schon  Mili 
bervor  und  wird  durch  die  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung  bestätigt,  vi« 
unten  nachgewiesen  werden  wird. 
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Hier  aber  liegen  dann  erst  die  wahren  Schwierigkeiten  fUr  die 
Theorie  and  Praxis.  Einmal  muss  der  Umfang  ermittelt  werdeHi 
in  welehem  die  Verwürklioboog  dieses  Poätalats  jeweilen  soll  er- 
itrebt  werden I  wofttr  man  natflrlich  mit  gewissen  Anhaltspnnoten 
nch  begnügen  mnss,  was  aber  nach  ansreicbt  Sodann  steht  hier 
die  Erfttilung  des  Postolats  erstens  mit  der  einmal  gegebenen  Eühe 
und  zweitens  mit  der  geschiclitlich  tlberkommenen  nnd  za  Recht 
bestehenden  Verth  ei  lang  des  Volkseinkommens  und  der 
dieselbe  bedingenden  Eigenthumsorduung  in  Ziusammcnhang. 
Das  noch  massige,  auch  nicht  besonders  ungleich  vcrtheilte  Volks- 
eiDkommen  bietet  vielleicht  noch  nicht  die  ansreichendeo  Mittel,  um 
jenes  Postulat  sn  TerwirkUehen.  Bei  einer  sehr  ungleichen 
Verth  ei  long  des  Volkseinkommens ,  welche  die  in  der  Voiks- 
wiithsehaft  Torfaandenen  Mittel  yorzngsweise  einseinen  Kreisen, 
senHeh  den  EigenthUmem  des  nationalen  Bodens,  des  National* 
kapitale  und  den  Leitern  der  grösseren  Unternehmungen  in  deren 
Kenten  ein  kommen  zur  Beiricdigung  ihrer  ExisteuzbedUrfnisse 
zweiien  Grads  und  ihrer  CulturbeUurtnisse  zur  Verfügung  stellt, ^-'^ 
ergeben  sich  Interessen-Collisionen  der  einzelnen  Ein- 
kommenclassen )  namentlich  der  besitzenden  und  nicht- 
besitzenden  BevOlkernng.  Denn  jedes  Postulat  hinsichtlieh  der 
TheUnahme  der  Massen  des  Volks  an  der  Befriedigung  der  erwähnten 
beiden  Bedttrfnisskategorieen  wird  bei  gegebener  Hohe  des  Volks- 
ebkommens  zn  einem  Postulat  hinslehtlieh  der  Vertheilung 
des  letzteren  und  folgeweise  auch  des  Volks  Vermögens, 
des  „Eigenthums",  des  Grund-  und  Kapitaleigenthums 
tind  des  daraus  fliessenden  Rente n einkommen s.  Das  Ver- 
langen der  Massen  nach  einer  solchen  Theilnahme,  wie  es  in  keiner 
Phase  der  Geschichte  unserer  Cultarvölker  prinoipiell  schärfer  und 
lelbstbewusster  als  in  der  Geschichte  unserer  heutigen  Arbeiterbe- 
wegODg  hervortritt^  kann  nun  nicht  ohne  Weiteres  mit  dem  Hin- 
weis auf  dieNothwendigkeit  vorausgehender  grösserer 


^)  Aach  dies  ist  eii*  Schluss,  dessen  principielle  Formulirung  in  der 
nalowMitlein  noHiweiidlf  bt  und  v«lcli«r  ta  diesor  FormiiUrafig  nicht  vohl  ange- 
fochten werden  luuin.  Er  entspricht  darchaas  den  Lehren  des  j^rösst*  :<  !  i^chiimta 
Uekonoinistcn  der  Smith'schen  oder  britiachon  Schule,  David  Kicaido  3,  der  in  8. 
pnociples  mei^orhaft  dargelegt  hat,  dass  der  Profit  der  iiapitalistischeu  ünternehmer 

dir  Lohn  der  Arbeiter,  gleiohen  Prodttetionsertrag  oder  m.  «.  W.  gleiches  Volhs» 
einkommen  Toraosgesetzt ,  immer  nnr  anf  Kosten  der  anderen  Claase  steigen  kOnne. 
Tergl.  besonders  Rodbcrtus,  auch  schon  Bernbardi  a.  a.  O. 

Am  Meisten  Material  darüber  in  Kud.  Meyer,  der  Kmancipationskampf 
dtt  4.  Stands.  3  B.,  Berl.  1874— IS75. 

10* 
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Production^*)abgewie8ei^werdett.  Vielmehr mius  eine  yerlnderte 

Vertheiluug  eines  sehr  uuglcich  vertheilteu  Volkseinkommens  uud 
Volksvermögeus ,  noch  abgesehen  von  der  Rechtsfrage,  wenigstens 
als  ein  mögliches  und  daher  als  ein  an  und  f Ur  sich  diseu- 
tables  Mittely  jene«  YerlAogen  der  Maasen,  soweit  es  berechtigt 
ist,  tu  eri'tüieny  mit  anerkannt  werden.  Alsdann  aber  steht  man 
vor  den  schweren  InteresseneoUisionen,  die  unsere  Gegenwart  e^ 
füllen  und  yor  der  Frage,  ob  nnd  wieweit  eine  von  dem  Interne 
der  nieht-besitzenden  Massen  gewttnsehte  Veribideruog  der  Bechto- 
Ordnung  und  Einkommenvertheilung  ttberhanpt  zulässig  ersebeiBt 

Die  Entscheidung  dartiber  verlangt  die  sorgfältigste  Er- 
wägung: nicht  nur,  weil  die  Interessen  und  Rechte  der  besitzendeu 
Clause  für  sich  selbst  Anerkennung  beanspruchen  dürfen,  sondern 
auch,  weil  anderenfalLs  eine  nacbtheilige  HUckwirkung  auf  (üe 
ganze  Volkswirthsehaft|  daher  auf  die  Höhe  des  Volkseinkommeiu 
wenigstens  eintreten  kann,  obgieieh  yieileieht  nieht  nnbediaift 
eintreten  mnss.'')  Von  dieser  H<^he  hängt  aber  einerseits  die 
ErfttUnng  des  obigen  Postulats  immer  mit  ab. 

So  befindet  man  sieh  in  einem  Dilemma,  über  welches  ssdi 
die  bedeutendsten  Vertreter  des  wissenschaftlichen  Socialismns, 
Rodbertus,  Marx,  Engels  sich  viel  zu  sehr  hinweg  gei^etzi 
haben.    Der  Socialismus  hat  das  Productionsproblem  zu  leicht 
genommen,  indem  er  nicht  genügend  beachtete,  wie  relativ  in 
hohem  Maasse  erfolgreich  dies  Problem  in  der  bestehendes' 
Volkswirtbsehaft  gerade  auf  derBeehtsbasis  der  besteheadeB  ^ 
Einkommenvertheilnng  nnd  Eigenthamsordnnng  gsMMi 
wird.  Der  Okonomisehe  Individnalismns  in  der  Nationalökonomie 
hat  aber  anderseits  keinen  geringeren  Fehler  begangen ,  indem  er 
die  doch  immer  nur  relativ  erfolgreiche  Lösung  des  Productiou- 
Problems  fUr  genügend  und  allein  so  für  möglich  erachtete,  uuJ 
die  bestehende  Vermögens -Rechtsordnung  in  ihrer  Einwirkung  ao/ 

")  Der  Hauj>tciuwaud  der  sogen.  Mauckestei-ächule  (d.  h.  des  vorgeschrittaasti^ 
Theils  der  Smith  sehen  nattonalökonomischeD  Richtung)  gegen  die  socialistische 
lOcUlpolitiache  („katbederäociali:>tischc"i  Autia^sang  der  Lohnfrage.  Gegeu  die^e  AJisiclit 
s.  meine  Bemerk,  in  Hildebr.  Jahrb.  XXII.  (1^74).  ?1^T.  und  Verband!,  des  Ei''"' 
Coügt.  in  Leifz.  Ib75,  S.  12ä;  ähnlich  einseitig  Michaelis,  Glieder,  d.  UeMlki^ 
S.  24  IL  dfleiB. 

Der  gewöhnliche  Einirand,  dass  die  einmal  besteheBde  VMAfliluf  ait^l 
angegrriHen  werden  dürfe,  weü  si  e  die  n  ü  t h  w e  n  d  i e  Voraussetzung  genüge«* 
der  Production  (oder  einer  Production  im  bisherigen  Umfange)  sei, 
dalier  Mch  »i  weit  nod  b«ndit  eigentlich  nf  €in«r  paiitio  pnncipü.  Dci&daM^ 
die  heutige  Yeikaliiireehlibasis  in  eehr  tis  etWM  »baolot  Festes  betnMililet  TtflL 
u.  iütp.  3. 
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die  Vertbeüong  ebenso  günstig  als  in  ibnr  Einwirkung  anf  die 
Prodnetlon  benrtiieilte.  Zugleich  beging  diese  Richtang  in  der 
Ktliona]5konomie  denselben  Fehler  wie  die  individnalistiscbe  Rechts- 
philosophie, nemlich  die  wirthschaftliche,  namentlich  die  Vermögens- 
RechtBordnung  nicht  nach  den  Bedingungen  des  Gesellschaftslebens 
gestaltet  sehen  zu  wollen,  sondern  das  Individuum  und  sein  Recht, 
beMUnders  das  Eigenth arosrecht,  als  das, Frühere  und  das  Höhere 
Tor  nnd  tlber  der  GeseUsohaft  and  ihrem  Rechte  binzastellen. 

Anf  diesem  Standpnnete  gelangt  man  an  keiner  befriedigenden 
LOsang  des  Problems.  Es  mnss  vielmehr  der  Grnndsata  feststehen, 
dass  die  im  Staat  lebende  Qesellsehaft  das  Reeht  naeh  den  Inter- 
essen und  Bedflrfnissen  der  Gesammtheit  zn  gestalten  hat,  nnd 
das  Recht  des  Individuums  danach  bestimmt  wird  und  in  zweiter 
Linie  steht.  Das  wird  in  der  2.  Abtheiluog  ausgeführt  und  be- 
gründet werden. 

Weder  das  Programm  des  ökonomischen  Socialismns  noch  das- 
jenige des  ökonomischen  Individnalismus  ist  anzunehmen  (§.  109a, 
109e).  Jedes  dieser  Programme  für  sieh  allein  ist  nngesehiehtUeh. 
Oss  erste  Temaehlässigt  das  Ftodnotionsproblem,  das  zweite  das 
Verthdlungsproblem.  Das  Riehtige  liegt  in  der  Mitte  nnd  besteht 
tbeils  in  gewissen  Reformen  des  Wirthschaftsrechts,  tbeils 
iu  einer  Fortbildung  ond  allmUligen,  namentlich  auch  nach 
Rücksichten  der  Technik  der  Production  erfolgenden  Umgestal- 
tang  der  Combination  zwischen  Privat-  nnd  Gemein- 
wirthschaft  oder  m.  a.  W.  der  gesammten  Organisation 
derVolkswirthschaft,  wie  es  im  nächsten  SLapitel  gezeigt  wird. 
Nach  den  dadnreh  gewonnenen  Cksiebtspnneten  mnss  dann  anoh 
dis  Verhftltniss  swisehen  Volkswirthsehaft  nnd  Reeht,  namentlieh 
VennOgensreebt,  mit  bestimmt  werden.  Deshalb  gehen  die  bezllg- 
fichen  Erörterungen  denjenigen  über  das  Recht  (Abtheil.  2)  voraus. 

Das  Ziel  einer  besseren  Befriedigung  der  Existcnzbediirfnisse 
zweiten  Grads  und  einer  grösseren  Theiinalinic  an  der  Befriedigung: 
von  Culturbedürfnissen  Seitens  der  Massen  unserer  heutigen  Be 
Tölkerung  kann  aber  nur  genauer  bestimmt  werden,  wenn  man  sich 
sowohl  die  Noth wendigkeit,  daher  die  Berechtigung  einer 
Bogleiehen  VertheUnng  des  Volkseinkommens,  als  die 
Bedingungen  nnd  Gnnsen  dieser  Nothwendigkeit  Idar  gemaeht 
bat  Das  ist  die  Aufgabe  des  nftehsten  Abschnitts,  dnreh  den  die 
Riebtsebnnr  fQr  die  zu  erstrebende  Organisation  der  Volkswirthsehaft 
gewonnen  wird. 
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2.  Abschnitt.  ' 

Die  Ulf leidie  Vertheilnnf  des  TolkselnkoiDneiu;,  tkre  BerechtifUf 

und  Uure  nothwendifeB  Sehraidm« 

I.  —  §.  99.  Im  wirklichen  Leben  ist  die  Vertheilung  des  VoDo- 
einkommens  und  der  davon  abhängige  Umfang  der  Theilnahme 
auoh  der  Massen  des  Volks  an  den  Gütern  zur  Befriedigung  der 
EzistenzbedUrfnisse  zweiten  Grads  and  der  Culturbedflriaiftse  ein 
BeBoltet  des  Kampfs  entgegengesetster  Interessen,  asf 
Grand  einer  bestimmten  Beohtsordnnng  nnd  eines 
bestimmten  Znstands  der  Sittliehkeit  nnd  Sitte  im 
Volke,  80  anch  in  unserer  Zeit  im  System  der  freien  Gononrrest 
(§.  12()).  Dieses  Resultat  lässt  sich  aber  einmal,  und  gewiss  an 
und  für  sich  am  Liebsten  und  am  Besten,  durch  Hebung  der 
Sittlichkeit  und  bessere,  edlere  Volkssitte,*)  sodann, 
nnd  practisch  wohl  v  ornemlich,  doroh  den  ätaat  mit  seiner: 
Zwangsgewalt  beeinflnssen,  oder  in  gewünschter  Bichtang  ver- 
ändern. 

Dies  kann  in  dreifacher  Weise  geschehen:  erstens  in 
Gebiete  des  im  übrigen  freien  (im  nllcbsten  Kapitel  sogenanntes) 

privatwirthschaftlichen  Verkehrs   durch  Verlndernngen 

des  diesem  Verkehr  zu  Grunde  liegenden  Rechts;  zweitens  durch  i 
eine  bestimmte  Finanz-  und  Steuerpolitik  des  ätaatsj^)  drittens 

S.  darüber  besoaders  Schmoller,  Uber  Groodfragen  des  Bedits  a.  & 
Abscbn.  lü,  vo  n.  A.  8.  S6  gewiss  sehr  richtig  betont  wird,  d«s8  selbst  bei  der 

PreisbiMung  anf  dem  Markte  die  Quantitäten  des  Angebots  niemals  direct.  sondera 
nur  durch  das  Medium  y^ewisscr  psychologischer  Prorosse  und  gewisser  Sitten  auf  di? 
Käufer  wirkeu.  Ich  habe,  so  sehr  ich  SchmoUer  in  dieseu  AusfuhruDgen  phucipieü 
beistfmne,  anr  dss  «ine  Bedenken,  eb  der  Stsndpnnct  bler  nicht  doch  etvss  ii 
hoch,  zu  ideal  g:cvählt  ist.  Ehen  deshalb  Ict^e  ich  doch  noch  etwas  mehr  Geliebt 
auf  die  Durehfuhruiiof  des  PriiiciiK  di-r  „vcrtheilcnden  (ien-ehtiü^keit"  (eb.  Absch.  iV.j 
und  dabei  dauu  auch  auf  eiaschneidende  Uct'uruien  des  Rechts,  des  Eigeothuati»' 
rechts,  des  Erbrechts,  des  Stenerrechts  dorcb  die  Gesetzgebung,  spvie  überiiupt  tat 
die  Ausbildung  des  zw.ih'jnl;!  riH'inwirthschafrlirhen  Systems  neben  und  z.  Th.  ststt 
des  privatwirthschaftlichcu,  cahtatiFon  und  frci-gcmeinwirthschaftlichea.  Vczgl 
Kap.  3  IL  4,  u.  Abth.  2. 

*)  Sociale  neben  rein  finanzieller  (fiskalischer)  Behandlung  der  Finaax-S' 
Steaorfragen !  S.  oben  §.  76.  Note  8  u.  b"s.  meine  Fin.wiss.  2.  A.  I,  §.  26,  27  c 
II,  §.  35'*  If.  Jode  üebernahme  utfentl.  Leistungen  aul"  fcJtaat  u.  Gemeinde,  z.  B.. iffl 
ünterrichtswescn,  ist  ein  Beis]»itl,  wenn  die  Kosten  nicht  oder  nur  zum  Theildnrck 
Gebühren,  sondern  durch  allgemeine  Steuern  j^edaJit  werden,  bes.  durch  solche 
der  höheren  ('lassen.  S.  auch  meine  Rede  Uber  die  sociale  Friir«\  S.  'Ui.  K  Mey«r. 
Ealancipaliou^kampf  L,  364,  36*>,  v.  Scheel  Uber  Erbrechlsrctürm  und  Erbschafts- 
steuer in  Hildebr.  Jahrb.  1ST5,  L,  Lange,  Arbcitcrfr.  Kap.  6,  besonders  S.  37$  C 
284  ff.,  ümpfenbach,  des  Volkes  Erbe,  Berl.  1S74,  Schmoller  a.  a.  0.  S.  63  1 
94,  Neu  mann,  pro^ress.  EinkommeDSteiier,  Leips.  1874.  Baron,  ErbsdutM^ 
Hildebr.  Jahrb.  lS7ti,  20,  S.  275. 
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darch  ftonstiges  onmittelbares  Dazwischentreten  des 
sogen,  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  in  den 
jnmitariettttii  nnd  in  den  materieUen  Prodnotions-  und  Verfthei- 
IttagsprooBBS  derCHlter,  d.h.  dnroh  nene  oder  vennehrte Uebe^ 
Balme  besflgUdier  (snch  materieller)  Thätigkeiten  ala  y,Offent- 
{iehe^  auf  den  Staat,  die  Gemeinde  and  auf  die  sonatigen 
Selbe tv  er  waltun  gskörp  er.  ^) 

Ob  und  wie  weit  und  in  welcher  Richtung  so  vor- 
flll^gen  werden  darf  und  aoU|  hängt  naoh  den  Erörtenmgen  im 
rongan  Abaohnitt  ab: 

1)  von  dem  Urtheil  Uber  die  aittlioh  noth wendige  oder 
aVtalielre  Theilnahme  der  Maaaen  dea  VoUu  an  den  Gittern 
aller  Arl^  unter  Abwägung  der  etwa  eoUidiienden  Interesaen  der 
ffluelnen  Velkaelaaaen,  der  sogen,  beaitzenden  nnd  nicht- 
besitzenden insbesondere ,  aus  dem  Gesichtspuncte  des  schliess- 
lich massgebenden  dauernden  Volkswohls; 

2)  von  der  Bedingtheit  einer  für  diese  Theilnahme  der 
Massen  ansreichenden  Höhe  des  Volkseinkommens  durch  die  be-  • 
stehende,  wesenüieh  auf  dem  Privateigenthum  an  sach- 
liehen  Produetionamitteln  und  privatem  Rentenbezng 
bemhendey  aogen.  priyatwirthaehaftliebe  Organiaation 
des  Prodnetiona-  nnd  Vertheilnngsproceaaea  (§.  104). 

n.  —  §.  100.  Jene  Abw&gung  coUidirender  Claaaen- 
interessen  führt  zu  folgendem  Ergebniss: 

1)  Die  Befriedigung  der  ExistenzbedUrfnisse  zweiten  Grads 
kommt  vornemlich  auf  die  bessere  und  an  genehmere  Befrie- 
digung der  materiellen  Bedürfnisse  hinaus.  Wenn  die  ungleiche 
Vertheilnng  des  VolkseinkommenSi  bei  einer  gegebenen  Grösse  dea 
letzteren,  hanptaftehlich  nnr  zur  reicblieheren  nnd  Üppigeren 
Befriedigung  der  materiellen  Bedttrfhiaae  der  beaaer  aitnirten  ' 
Indiridnen  nnd  Familien  fülhrty  ao  bildet  diese  Ungleichheit  dea  Einzel- 
einkommena  einen  tiefen  Schaden  der  Volkawirthsohaft  zum  dauern- 
den Nachtbeil  des  ganzen  Volks.  Denn  das  üppigere  Leben  der 
Bemittelten  pflegt  diesen  selbst  physisch  und  sittlich  zu  schaden, 
es  ruft  den  Neid  der  unteren  Classen  besonders  leicht  hervor,  es 
führt  zu  einer  ungünstigen  Kichtong  der  ganzen  nationalen  Guter- 

*)  VergL  B»fer.  tlier  Aotf«iigeBellse1i.  auf  d.  Sisea.  socpoUt  Gongr.  187S 

ifl  d.  Ausf  ibrunf^cn  über  d.  Eioschr&nk.  d.  Gebiets  dieser  (Jesellschaften  und  deren 
Ersatz  durch  „öllentl.  UDtemohmangen",jJ[5ltaDdL"  v.  Ib73,  mit  Zusätzen  in  Hildcbr. 
Jahrb.  1873  B.  21,  dann  meine  FiD.iH£2rA.  l,  g.  156,  158  Uber  rriraterwerb  u. 
U-  §.  283  tkber  Gebtthren.    Auch  luitwi  Kap.  4,  H.-A.  8,  bes.  §.  176  ff. 
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productioD  (Luxusartikel  der  Reichen  statt  Massengüter  für  Alle), 
und  es  fördert  in  der  Hauptsache,  von  etwaigem  Einflnss  auf  Kunst- 
laxns  abgesehen,^)  kein  Culturinteresse  des  Volks.  Kar  soweit  die 
Aassiohti  sübst  an  den  Genüssen  eines  derartigen  Lebens  Tktä 
SU.  Behmen,  die  wirthschaftlieheD  Krifte  der  Euneloen  «neptnat, 
ISsst  sich  dann  die  Ungleiebhdt  des  Einkonunene  in  Sehnte  nebiMn, 
aber  nicht  so  nnbedlngt,  wie  dies  gewöbnlieh  gesehieht  (§.  lOi). 
Unter  solchen  Umstunden  kann  und  mass  daher  die  Gesetz- 
gebung eine  gewisse  Ausgleichung  in  der  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  ins  Auge  fassen.  Selbst  wenn  dadur-b 
nur  eine  beschränkte  Theilnahme  der  Massen  des  Volks  an  der 
besseren  Befriedigung  der  materiellen  Bedttrt'nisse  enielt  wird,  weil 
die  in  Betracht  kommende  Gütermenge  dem  ganzen  Volkabedaif 
gegenüber  nioht  mehr  erlaubt^  so  ist  dies  ein  Gewinn  für  das  Oania 
Unter  Anderem  kann  hier  die  Steuerpolitik,  dnieh  Lnius- 
und  Vermögenssteuern,  am  Betten  und  GleiehmSssigsten  darel 
progressive  EinkomuieDSteuern,  zweckmässig  mit  eingreifen.^) 
Diese  Steuerpolitik  muss  aber  in  diesem  Falle  nicht  nur  an  die  Un- 
gleichheit der  Einkommen  anknüpfen,  sondern  die  in  einem  Zeit- 
alter vorherrschende  Art  der  Verwendung  des  Einkommens  der 
reicheren  Ciassen^)  beachten  (§.  104a). 

2;  Die  Befriedignng  der  CulturbedttrfnieBe  Seitens  dir 
bemittelten  Ciassen  und  Seitens  Ehnelner  bat  immer  das  GstCi 
dass  dadurch  unvermeidlich  die  CnltnrhOhe  des  gansen  Volks  Behr 


*)  Anch  dafür  und  insbesondere  fili  die  EnlvicUniilf  der  bildenden  Kttoste 
gilt,  dasB  Sffentliolio  Hittal  beaser  und  grotButiger  «1»  pri? ate  die  Bl&tbe  vsii« 

Kunst  befördern.  Der  nacüthcilige  Einfluss  der  jauffstcn  „Grtlnderpcriode*"  anf  die 
deubclie  Malerei  ist  von  deu  vc^^cllipdc^sten  Seiten  schon  zas^epebcn  worden.  Veri^L 
auch  Springers  Beriebt  Uber  die  bild.  Kun.ste  der  (ie^euvan,  im  amil.  deatachen 
Bericht  über  die  Wlcoer  WeltMustellong,  Braoiuehir.  1S74,  L,  107  C  114,  116. 

*)  Mtino  Rede  über  d.  soc.  Frage,  S.  36,  Noamann.  progress  EiDlommea- 
steoer,  v.  Scheel,  progr.  Besteuor.  Tüb.  Ztschr.  1875,  B.  31,  173,  Lehr,  krit.  Bcmert 
in  Betr.  d.  progress.  Siüuerfiwses»  Hild.  Jahrb.  1877,  B.  29  S.  1,  lüü;  v.  BiliJ»«ki, 
Loxasstoner,  Leip«.  1875. 

")  Ein  Land  und  eine  Zeit,  wie  die  in  den  deutschen  Grossstädten  jüngst  erlebte 
Periode  v.  1871  —  73,  mit  Praj>screi,  Tafel-  und  KloidüPgsluxus  einer  ParveuuscLar 
von  Börsenm&nnern  wird  zur  Heilung  viel  mehr  der  progressiven  Einkommensttiacrn 
bedürfen,  als,  rieUeicbt  bei  glvieber  HAhe  der  herromg^^den  Einzeleinkommea,  eil 
Land  und  eine  Zeit  mit  Kunstm.Vcnatcnthum  und  gro-sartijfer  Freigchis^kcit  des  solid'?^ 
Priva  reichtbams  für  wichtige  öllentliche  Zwecke  der  Bildung.  Woliltbätigkeit  u.  s.  v*. 
▼ie  etw»  in  Basel.  Aus  dem  socialpolitischen  Gesichtspunct  der  Steuerpolitik 
entscheidet  also  die  blosse  arithmetische  Höhe  der  Privateiukommen  und  -Vermö^ 
nicht  allein,  sondern  auch  die  Verwendunjr  und  die  Erwerbsart  des  Prirateif 'ti 
tbams  (Conjuncturengewione,  §.  76  IT.,  Spielgewinne  des  Grunderthams,  der  Bdr^j 
aber  dis  Ob  und  Wie,  du  Mtass  der  Anwendung  des  Progreääivdteoer-  und  LoxM- 
steveipiiDcipi. 
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oior  weoiger  gesteigert  wird.  Aach  diejenigen  Bestandtbeile  des 
Volk«,  die  untersten  Classen,  welche  unmittelbar  an  diesen 
Culturbedürfnissen  vielleicht  noch  gar  nicht  theilnehmen,  sind  doch 
an  der  Steigerung  der  Gesammtcultur  bereits  interessirt.  Was 
iimen  dAvon  mcht  zu  Gute  kommt,  werden  ihre  Nachkommen^) 
wenigstens  in  gewissem  Umfange  mit  gemessen.  Fttr  die  erste 
fistwieklnng  der  ColtnrbedttrfBisse  erBobeint  aber  naeh  allge- 
SNbsler  gesebiehtliober  Erfabmng  die  nngleiebe  Vertbeiiong  des 
Volkseinkommens  oder  mit  anderen  Worten  die  individuelle  Ein- 
kommens- and  Vermögensungleichheit  als  notbwendige 
Voraussetzung)  und  zwar  in  fol^'cnder  Weise  und  mit  den 
dabei  nicht  zu  übersehenden  Beschränkungen:') 

§.  101.  —  a)  CulturbedUifnisse  entstehen  und  entwickeln  sich 
bei  solchen  Einzelnen  sanäehst,  denen  die  unmittelbare  Sorge  itir 
die  materielie  fizisteni  wenigstens  zum  Tbeil  abgenommen  ist 
Diese  Personen  gewinnen  so  Zeit  ftlr  andere  Tbätigkeit  nnd 
Geistesmnsse  flir  die  Entwicklang  ihres  geistigen  Lebens:  beides 
Voiaassetsangen,  dass  ColtnrbMfirfbisse  llberbaopt  empibnden  wer^ 
den.  Diese  Voraussetzungen  sind  aber  ihrerseits  an  die  andere 
Voraussetzung  gebunden,  dass  Personen  und  Classen  existiren, 
welche  jenen  Einzelnen  die  Sorge  für  die  materielle  Existenz 
aboebmeD.  Die  sociale  und  ökonomische  ÜDgieicbheit  der 
Bevölkerong  ist  insofern  die  Vorbedingung  für  die  erste 
Entstebnng  jeder  bttberen  Cnltnr.  Die  grosse  weltbisto- 
riiebe  Mission  der  Sclarerei  bei  wirklieben  Galtarvölkenii 

wird  Mch  hier  das  Volk  in  seiner  zeitlichen  Entwicklung  als  Ganzes 
?Q  betrachten  sein.  Die  Opfcrone:  von  Lebenden  um  der  dauernden  Interessen 
des  ganzen  Volks  Willen  erfol^^t  ja  i  B.  auch  im  Kriege  mit  Nuihveudigkeit 
Dod  folbtindig  mit  Recht  Nach  eioem  analogen  Getdcbtsponcta  kann  aneh  for 
Tlieile  des  Volks  eine  nngUustige  ökonomische  und  sociale  Lage  im  danendfln 
»ahreo  Gesammtinteresse  des  Volks  gerechfferti^ft  werden. 

')  Dieae  BeächraiikuDgen  übersieht  ü.  v.  Treitschkc  in  s.  Aufs,  in  den  Preuss. 
Ixktli.  ttber  d.  Sodalisinoa,  baaonderB  im  ersten.  Seine  Darlegung  macht  Oftert  den 
Eindrarl,  als  empfinde  er  ein  Behajf<n  an  der  ökonomischen  Ungleichheit  der 
Mea»chen,  während  doch  nur  nothecd  runeen  eine  solche  Ungleichheit  und  vollends 
Iii  bedeateoder  Grad  derselben  zuzugeben  sc iu  wird.  Wenn  man  deu  aufreizenden 
Gkaiaeter  der  sodaUst  A^itationsliteraiiir  mit  Reclit  anklagt:  solche  Behandlotig  der 
MC  Frage  wie  darch  Trcitsch  k.\  P.imbergcr  u.  A.  wirkt  nicht  minder  aufreizend 
^Ufk  ihren  verletzenden  u.  hochuuUlii.r''ii  Ton  und  ist  sittlich  noch  bedenklicher,  da 
M  feo  Gliedern  der  bcganstigten  Vuik^uiiuorität  und  der  „jrcbildcten'*  Gesellschaft 
Müskt  Zt  Arittoteles'  principieller  Bechtfertlgnug  der  Slavcrci  ist  von  Treitschke's 
StMdpanct  nur  noch  ein  Schritt,  s.  besonders  den  1.  Aufs.  S.  S'2  ff..  89  (wo  die 
ioch  im  steten  Ploss  betm.Jliche  „Gliederung  der  Gesellschaft"  als  Schrauke 
fcr  die  Theilnahme  Aller  an  allen  Calturgütern  hingestellt  wird),  106.  Trottende 
Oegcnau-^fubrungen  ron  Schmoller,  a.  a.  0.,  besonders  im  4.  und  6.  Abschnitt«  S.  B. 
&  m  (Tnincbkea  Wiedecaofimkme  der  Hailer'sclien  Staatstlieoiie). 
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wie  besonders  bei  den  beiden  grössten  Völkern  des  Alterthmn^ 
Uegl  in  dieaem  ZoBammenhuige  iwisehen  der  aoeial-ökonomiifthei 
Dngleicbheit  der  Volksdaaaen  imd  der  Entstehnog  und  EnftwieUmig 
der  CoUor.  Vom  weltgeecbiohtllchen  Standponete  betreefatet,  ergiebt 
sieb  80  die  Rechtfertigung  des  iDstitnts  der  Sclaverei  als 
recbtsgeschichtliche  Erscheinung  wenigstens  bei  solchen  Cultur- 
Völkern,  bei  denen  das  Institut  nicht  nur  ein  Mittel  ist,  die  arbeits- 
lose üppigere  Befriedigung  der  materiellen  BedUrltiisse  einer  kleinen 
Minderzahl  zu  ermöglichen.^)  Auch  soweit  später  und  in  ge- 
wiBsem  Umfange  bleibend  Cnlturbedtlrfniaae  immer  ent  bei 
Einzelnen  oder  bei  einem  kleinen  Kreise  snr  Entatehnng  nd 
Ausbildung  kommen  ^  mnss  und  darf  das  Vorhandensein  üaa 
grösseren  nnteren  Volksscbicht,  welche  yornemlicb  die  maleridln 
Existenzbedingungen  des  ganzen  Volks  schafft  und  selbst  nur 
geringen  Antheil  an  den  feineren  und  höheren  Bedürfnissen  hat, 
als  noth wendig  bezeichnet  werden.  Insoweit  ist  z.  B.  der  Satt 
richtig:  „ohne  Dienstboten  keine  Cultur"  (v.  Treitscbke).^'^) 

§.  102.  —  b)  Aber  diese  und  ähnliche  Sätze  und  diese  Recht- 
fetigong  der  Solayerei  ftthren  snm  grOssten  Missbranoh  und  nr 


*)  Soweit  stimme  ich  aüch  Treitschke  bei,  der  aber  gar  nicht  genü^ii 
«ntencheidet.  in  wie  fern  Sdarerei  und  gedruckte  Inge  der  nntano  Clmw  wirl* 

lieh  eine  Bedingung  der  enten  Goltarentwicklong  oder  aber  nur  ein  Mitte! 
üppigeren  Behagens  tiiier  kleinen  Minderzahl  ist  (s.  a.  a.  0.  S.  91,  mit  dor  sehr  hf 
deoU.  Aosserung  über  Gentz,  Ueino),  —  und  ein  solche«  Mittel  wird  immer  mein 
die  fortdenernde  Sdeverei.  YergL  endi  Roscher,  System  I.,  §.  68.  In  da 
Bemerkangen  ton  Büchsenschutz  über  den  Eintliiss  dw  S  laverei  auf  die  wirt^ 
schaftlichen  Verhältnisse  Griechenl;ui<is,  a.  a.  0  S.  20(»  fi.,  wird  m.  E.  die  günstif- 
Seite  etwaü  zu  wenig  hervorgehoben,  s.  auch  Koscher»  45.  Die  wahre  Kehr- 
eeite  der  Sclaverei  zeigt  gut  Bttcher«  die  Aufstlnde  der  unfreien  Arbeiter  143  i 
vor  Christus.  Frankf,  1S71.  Jene  relative  Rechtfertigunsr  der  Sclaverei  wird  stM 
von  den  wissenschafil.  Stimmfuhrom  des  Soci.ilismus  anerkannt,  so  von  Fr.  Engel* 
(Dahring's  LJmwälz.)  —  aber  lioilich  mit  den  uOthigun  Beschränkungen,  aamentüdl 
mittelst  Nachweises,  wie  d«8  Alles  Tom  Stande  der  Technik  der  Prodnctioa 
bedingt  ist  <§.  104  a). 

A.  a.  0.  S.  S2.  S:5 .  ..Die  Millionen  mUssen  aoVcni  und  schmieden  und  hobeln, 
damit  einige  lausende  iorschen,  malen  und  regieren  i6uuen'\  wo,  wie  in  der  gaDxe 
Arbeit  Treit8cb1te*8,  der  sociale  Oegensnti  aber  ToUstindig  fersoheb«! 
wird-  als  bestünde  er  trrade  besonders  zwischen  nnteren  Handarbeitern  and  hobec 
Geiste.Harbeitcru,  welche  letzteren  ohnedem  der  zufilli^on  Vermögens-  und  Einkomme&s' 
vertheilung  zumeist  ihr  geistiges  Ucbergewicht,  weil  ihre  höhere  Bildung,  veidaokä&. 
wihrend  der  Gegensatz  liegt  zwischen  kapitalisttechen  üntemehmem,  BentenbeildMa 
(Omnd-,  Kapitalrenten),  Sj  i  Ijewinnstbeziehem  einer-  and  nicht  besitzenden  Han^ 
und  grossenthüils  auch  Koplai  beitem  anderseits.  Ausserdem  fragt  sich  stets  noA 
ob  das  Maass  der  ökonomischen  Ungleichheit  auch  nur  aunäherod  richtif^  is^ 
selbst  wenn  diese  Ungleichheit  bcntehen  soll  Von  der  Beaatwortong  dieser  Fnr< 
hängt  dann  wieder  der  zu  erstrebende  Umfang  der  Theilnahme  der  Arbeiter,  iocl 
Dienstlh.ton,  an  den  rulturirüt«!rü  ab.  Mit  der  Rcchtfeitigong  Geflt*'8Chea  Sfb«n- 
tismus  Lät  iilr  jene  Frage  noch  gar  nichts  entschieden. 
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bedmklieluten  ReelitfertigoDg  soeialer  mid  »koDomlsolier  Ungleieli- 
wenn  sie  nicht  sofort  die  nötliige  priucipielle  Beschrän- 
kang  erfahren: 

of)  Sie  gelten  überhaupt  zunächst  nur,  soweit  es  sieh  um 
CnltarbedUrfnisse,  nicht  um  üppigere  Befriedigung  der  mate- 
riellen Bedürfnitse  baodeU}^^)  ferner  soweit  jene  OulturbedttrfhiBse 
sieh  wirklieh  ,  nnr  unter  den  angenommenen  VoransBetsongen 
oliriekelny  was  bftnfig,  abemieht  immer,  besondem  nieht  stets 
b«  dnem  allgemein  höheren  CnItamiTean  der  Nation,  der  FaU  ist; 
eadlieh  soweit  jene  BedOrfhisse  nach  ihrer  Art  und  nach  der 
Höbe  des  Volkseinkommens  den  Massen  nicht  oder  noch 
nicht  zugäni^lich  sein  können.^*)  Für  diesen  letzten  Puuct  ist 
der  Stand  der  Technik  in  der  Production,  daher  namentlich 
das  Maass  der  Beherrschung  der  Katar  und  ihrer  Kräfte 
durch  den  Menschen,  mithin  die  Ansrttstung  des  Menschen  mit 
Werkseogen,  Masehinen  o.  s.  w.  giadesn  entseheidend,  was 
Tor  Allem  im  hentigen  Zeitalter  der  Dampfteehnik  nieht  hoeh 
genug  zn  Toranschlagen  ist  (§.  104  a). 

Auch  CulturbedUrfnisse  müssen  sodann  unbedingt  zurück- 
stehen, wenn  ihre  Befriedigung  einem  Thcile  des  Volks  die  HetVie- 
digang  der  absolut  unentbehrlichen  EiusteuzbedUrlhisse  unmöglich 
machte  (§.  97  a). 

X)  Unter  den  Cultnrbedürfnissen  finden  sich  endlich  manche 
von  so  individneller  Art  and  Ton  so  geringer  allgemeiner 
Bedeatnng  fttr  den  Chütorstand  des  ganzen  Volks,")  dass  mit 
ünWy  einer  Torschwindenden  Blinoritftt  zn  Gate  kommenden  Befrie- 
digong,  also  mit  den  dafttr  anfznwendenden  Mitteln  ans  dem 
Volkseinkommen  die  Beschränkung  der  Massen  des  Volks  auf  das 
Hübedingt  zur  Existenz  Nothwendige  zu  theuer  erkauft  erscheint. 
Vielmehr  kann  hier  sehr  wohl  ein  Fall  vorliegen,  in  welchem,  zwar 
nicht  vom  Staudpuncte  des  Einzelnen,  der  mit  Kecht  immer  jedem 
von  ihm  empfondenen  Caltarbedürfniss  den  Vorrang  geben  mag, 
wohl  aber  Yom  Standpnncte  der  Yolkswirthschaft  oder 
de»  Volks  ans  Cnltorbedflrfhisse  dieser  letsrtgenannten  Art  hinter 
die  wichtigeren  ExistenzbedQrfnisse  zweiten  Grads  ^  deren  Befrie- 


")  Ich  wurde  Treitschke's  Ausnahmen  S.  Dl  nicht  statuircü. 
")  Auch  hier  übertreibt  Treitschkc  S.  b5  If.,  89  durchaus,  wie  Schmoll  er 
got  berichtet 

")  Treitschke's  Beintrk.  S.  *>.{  veraüferaeinern  hier  relativ  wahre  Sätze  ZQ 
Khr,  z.  B.  für  imficre  heutige  Zeit  eioer  mitimter  rein  mikrolo^cben  Wiaseiucbaft, 
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dlgmig  in  einem  der  bereebtigten  Sitte  entspreohenden  Umfnge 
bei  der  Misse  der  nnlsfen  Cliisai  yoransgesetzt,  znrttcktieta 

müssen. 

§.  103.  Die  Consequenzen  dieser  8ätze  sind  wichtig  genug, 
wie  sich  leicht  durch  Beispiele  zeigen  lasst.  So  werden  gewisse 
specialistische  Wissenschafts-,  Kunst-  und  Kunstluxas- 
'bedürfnisse  (u.  A.  auf  dem  Gebiete  der  KaDstiodustrie) nicht 
mit  einer  knapp  anf  den  notbwendigen  Ezistenzbedarf  dar  nnteren 
dessen  redncirten  Lebensweise  erkanft  werden  dürfen,  mindesteai 
niebt  mebr  in  einem  Zeitalter,  wie  dem  unseren,  wo  penOnUelio 
Freiheit  aller  Individuen  besteht  Noch  weniger  aber  werden  solehe 
ganz  specielle  Culturbedürlnisse  einzelner  Classen  oder  Personen 
wichtigeren  allgemeineren  Culturbedüri'uissen  des  ganzen  Volks, 
deren  Befriedigung  gleichzeitig  nach  dem  Standpuncte  eines  Zeit- 
alters in  möglichst  weiten  Kreisen  erwünscht  ist,  vorangehen  dürfen. 
Und  am  Wenigsten  dürfen  sie  etwa  mit  Staatsmitteln,  d.  h.  mit 
swangsweise  dnreb  Stenern  entnommenen  Volksmittebi  befriedigt 
werden,  solange  nicbt  die  riebtigen  allgemetneren  Gnltnrbedllrfniase 
des  Volks  in  einem  Zeitalter  diejenige  Befriedigung  finden,  welehe 
der  jeweilige  Stand  des  Volkseinkommens  zulilsst. 

Diese  abstracten  Regeln  sind  tVcilich  im  practischen  Leben 
nicht  immer  leicht  anzuwenden,  weil  es  auch  nach  selbstverständlich 
erforderlicher  genauer  und  unbefangener  Prüfung  des  concreten 
Falls  zweifelhaft  bleiben  kann,  in  wie  weit  ein  wirk  liebes 
CalturbedUrfniss  oder  nur  ein  feineres  materielles  BedürfiiiM 
(s.  B.  bei  dem  Knnstlnxns  der  PriTathftnser  nnd  der  Einriebtang  ! 
der  Wohnungen),  ein  gan«  speeielles  Cnltnrbedttrfniss  kleinor 
Kreise  oder  ein  solebes  vorliegt,  das  wenigstens  im  Keim  wieb- 
tigere allgemeine  Culturbedürfnisse  in  sich  schliesst  (z.  B.  bei 

^  Grade  dies  wird  in  mMerer  Zeit  in  den  an  sich  ja  beredhtigten  Klajrai  BW 

das  Znrnckbleiben  der  modernen  Kunstindustric  hinter  der  antiscn  an'^ 
z.  Th.  selbst  der  mittelalterliclien  und  über  dasjenit^e  der  deotächcn  hinter  der  fnii- 
zösisclieo  und  i.  Tb.  englischen  oft  übersehen.   Kunstindostrie  lobt  überwiegend  roa 
Prif  atreiclithom  (Wehnnntrslvxns  n.  s.  w.)  und  wird  eben  deshalb  bei  einer  gleich- 
nissigeren  Vcrfhcilunff  des  VMlk^^einI^ommens  sich  schwieriper  entwickeln.  Gegenub''r 
den  antiken  Sc*lavenstaat>jii.  mittel. iltfrlichcm  (iniiiti-  iiti'l  Handelürcichtfium  auf 
Basis  von  Leibeigenschaft,  Monopolen  u.  s.  w.  aiud  daher  die  w  irthsc  hat  ti  ichet  | 
Bedingangen  fttr  die  Eotwicklanf  der  Konstindostrie  jetzt  aUerdings  nngüBstiger,  wtd 
in  Doutx  liland  nnptlnsti>?fr  als  in  Fnirland  und  Frankreirli.  weil  noch  bei  nns  voU 
eine  gleichmassigere  Veiihcihniir  d''*>  Nationaleinkommens  besteht.  Treitschke's 
"Worte  tur  die  grossen  Privatvermögen,  im  2.  Aufs.  S.  26'J       g^elien  wieder  zti  irdt 
Entwicklang  der  Exportindastriccn,  die  riclfach  for  den  Luxus  arbeiten,  nut 
Hilfe  ron  Lohnrednctionen,  nach  CampkaQsen's  Eni|»felilanf,  ist  m.  &  Mck  ; 
n«r  bedenklich. 
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gewissen  wissenschaftlichen  Bcdiii  liiissen).  Aber  diese  in  der  Natur 
der  Sache  liegende  Schwierigkeit  muss  eben  im  einzelnen  Falle 
bmer  so  gut  als  möglich  darch  objecti?e  Prüfung  ttberwanden 
werden.  Di»  £ichtnng|  in  welcher  die  Entscheidung  tu  erfolgen 
ha^  wird  durch  obige  Regeln  genttgend  dentlich  bestimmt  Es  wird 
bei  einer  Befolgung  dieser  Regeln  namentlich  das  Berechtigte  und 
das  Unberechtigte  in  unseren  modernen  Arbeiterbewegungen, 
mögen  dieselben  nun  Lohnerhöhungen  oder  \'erminderunp^  der  Ar- 
beitszeit und  der  Arbeitslast  während  der  Arbeitszeit  bezwecken, 
geschieden  werden  können.  Auch  für  die  Entscheidung  practischer 
Fragen  der  Finanzpolitik  und  der  Verwendung  von  Staats-  und 
Gemeindemitteln  i*Ur  feinere  Culturbedürfnisse  (Wissenschaft,  Kunst, 
höheren  Unterrieht)  geben  jene  Regeln  die  riehtigen  leitenden  6e- 
tichtspimete  an.^) 

UL  —  §.  104.  Znsammenhang  der  Vertheilnng  mit 
dorHöhe  des  Volkseinkommens  und  Bedingtheit  dieser 
Höbe  durch  die  auf  Grund  der  bestehenden  Rechts- 
ordnung sich  ergeben  de  Ungleichheit  der  Verth  eil  u  11  g. 

A.  Der  Grad,  in  welchem  die  ganze  Bevölkerung  auch  bei 
relativ  gleichmUssigerer  Vertheilnng  des  Volkseinkommena  ihre 
Existenzbedurfnisse  befriedigen  und  an  den  Gnltnrbedttrfnissen  des 
Zeitahen  in  der  gewttnschten  Weise  Theil  nehmen  kann,  hängt  in 
ledter  Linie  nothwendig  von  der  H 5 he  dieses  Volkseinlcommens  ab. 

1)  Ist  diese  Höhe  zugeringfttrdie  Erreichung  jenes  Umfangs 
der  Bedürfnissbefriedigung  der  Bevölkerung,  so  muss  unvermeidlich 
eine  entsprechende  Beschränkung  der  Consumtionen  eintreten,  hjo 
ist  allgemein  die  Sachlage  in  niedrigeren  Stufen  der  volkswirth- 
^cbaftliehen  Entwicklung  bei  der  dortigen  schwachen  Ausbildung 
der  TechnilL  oder  m.  a.  W.  der  geringen  menschlichen 
Beherrschung  der  NaturlLräfte.  Auch  die  Einschränkung 
<ies  Mehrconsnms  der  reicheren  und  höheren  Classen,  welche  nach 
dem  Vorausgehenden  gerade  hier  im  Interesse  der  Gesammtcnltur 
md  dmn  Entwicklung  nicht  emmal  wflnschenswerth  wäre,  hätte 
flir  die  Verbesserung  der  Lebenslage  des  ganzen  VoUls  keine  grössere 


")  So  z.  B.  für  die  Scholgeldfiago,  als  Theil  der  Gebührenlohre,  für 
TertheiloAg  der  Staats-  uüd  (jcmciudüäubveotiouen  zwbcheu  deu  verschiedenen 
Kategorien  ran  Scholen,  ehne  daat  damit  iigendirie  der  innige  organiache  Znsamnen- 
hang  des  gesammton  Schulwesens  geläugnet,  die  Bedeutung  der  (lymuaiien  und 
Cxareoit&ica  für  das  ganze  VolkäU'beu  verkannt  zu  worden  braucht.  Aber  auch 
Ua  iit  die  practiäche  Frage  immer:  in  welchem  Verhältnisü  sollen  die  ölfent- 
ÜdMa  Venrendttogen  for  die  yerschiedenen  Arten  Scholen  stehen? 
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Bedeutung.  Denn  der  absolute  Betrag  des  hierdurch  disponibel 
werdenden,  von  den  besser  Situirten  bezogenen  Theils  des  Volks- 
einkommens  ist  hier  zu  uobetrüchtlich.  Hier  gilt  daher  der 
anfgestellte  Satz,  dass  eine  „YerstrcichuDg*'  des  Einkommens  der 
Wohibabenden  und  Beiehen  „nach  Unten  su''  ohne  pnustiaefae 
Bedeatang  ist 

\      2)  Hat  das  Volkseinkommen  aber  bereits  eine  grössere  Hobe 

\erreicht,  was  immer  —  von  Ausbeutung  anderer  Völker  dnreb  Tn- 
t)ute  u.  8.  w.  abgesehen  —  eine  ents|irechcndc  Entwicklung  der 

Vproduction stechuik  zur  Voraussetzung  hat,  dann  ist  die  Art 
der  Verth  eilung  dieses  Volkseinkommens  immer  ein  mehr  oder 
weniger  wichtiges  Moment  für  den  Um  taug  der  Consumtionen 
im  Volke,  daher  besonders  in  den  unteren  Ciassen.  Die  Mög- 
liohkeit,  eine  Theilnabme  der  Massen  an  feineren  materiellen 
mid  an  Onltargntem  in  grosserem  Umfang  dureh  eine  gewtase 
Ausgleichung  einer  sehr  angleichen  'Vertheilnng  des  Volksdib 
kommens  zu  erreichen,  ist  hier  zunächst  nicht  zu  bestreiten:  in 
welchem  Maasse,  das  hängt  von  den  betreffenden  arithme- 
tischen Factoren:  Höhe  des  Volkseinkommens,  Grösse  der  Be- 
völkerung, bisherige  Ungleichheit  der  Vertheilung,  Höhe  der  qao- 
tatiyen  Verminderung  dieser  Ungleichheit  n.  s.  w.  ab.  Gerade  in 
der  6egenwart|  mit  ihrer  der  raschen  Entwicklung  der  Technik  n 
yerdankenden  nngemein  schnellen  Vermehrung  des  VolkseinkommeBfi 
und  VolksrermOgens,  ist  wenigstens  in  Ländern  mit  sehr  angleicher 
Vertheilung  dorch  eine  solche  Ausgleichung  eine  Hebung  der 
Consumtion  der  Massen  arithmetisch  möglich,  was  öfters 
mit  Unrecht  bezweifelt  wurde. 

Treitschkü,  8.  205,  spricht  hier  SItn  Uber  die  unirenneidlicho  Niedrigkeit 
des  Einltommeiis  der  Massen  «regen  der  Niedrigkeit  des  Geeammteinkoiiuiiens  selbst 

nüchcr  Völker  aus,  dio  zwar  sehr  nllir'^tn-  iii ,  u.  A.  in  dem  \\'itzw-ort<'  von  de: 
„Theiluiig"  KothsLlulds  mit  den  Arbeitern,  fur  wahr  gölten,  es  aber  durchaus  nicbt 
hind,  wio  grade  jcdu  statistische  Berechnung  selbst  nur  auf  Orund  der  Einitommeri- 
steoeidaten,  die  doch  bekanntlich  bei  den  Reicheren  immer  mdir  hiBter  der  Wahrheit 
mrttckblcibcn ,  belegt.  So  berechnet  z.  B.  Ilirth,  Annal.  1S74  S.  932  fT.  nach  dea 
nngemein  niedrigen  Schätzungen  der  preussischen  Ciassen-  und  Einkommen- 
steuer für  lb73  das  Gesammteiukommen  von  8,743, 2'54  Personen  auf  1505,18  Mili. 
Thaler,  also  auf  1  Person  im  Durchschnitt  fast  150  Thir.  Bei  8«395,000  Pers.  mit 
einem  Einkommen  bis  incl.  500  Thir.  ist  das  Gesammteinkommen  S30.S  Mill,  Thlr. 
oder  fttr  1  Pers.  ca.  99  Thlr..  bei  225,000  Pers.  von  500—1000  Thir.  ist  es  162 
Mill.  Thlr.  oder  fUr  1  Pers.  720,  bei  123,2S4  Pers.  in  der  Einkommensteoer  (Aber 
1000  Thlr.  Einkommen)  3I2.S8  MilL  Tbir.  oder  fttr  1  Pers.  253.H  Thir.  Wurde  bm 
z.  B.  durch  ein  ririniges  Progressivsteiiersystem.  durch  Hebung  der  Löhn-^  anfKcsTeri 
der  Gewinne  der  Unternehmer  und  Kapitalisten  im  freien  Verkehr,  durch  Stcigea  der 
PlPBiie  der  Gmsnmptibilien  der  Wohlhabenderen  zn  Gunsten  der  Arbeiter  n.  t.  v. 
anch  nnr  bewirkt,  dies  ein  Drittel  des  Gesammteinkoninena  der  E^ntawilneB■>sne^ 


Digitized  by  Google 


£nrXc;aoge]i  fta  staatL  Eiagieifen  in  die  YerÜMiliuig. 


159 


§.  104a.  —  B.  Ob  aber  eine  solche  „arithmetische 
Mdgliebkeit''  rerwirklicht  werden  soll  and  sam  wahren, 
dauernden  Heile  des  gamen  Volks  aaesehiagen  wttrde^ 
langt  Ton  folgenden  Erwigongen  ab: 


jidichtigeD  reell  auf  die  Personea  mit  unter  500  Thlr.  Kinkommeu  üWrtrageu  würde, 
10  {«Mattete  dies  eine  Steiferong  des  EinkommeoB  der  letiteren  im  Duelisobnitt  xtm 

a.  12.4  Thlr.  oder  mn  ca.  12.5%.  eine  SteigeruQg,  welche  jedoch  bei  dea  Personen 
nüt  kleinstem  Einkommen  Fiel  bedeutender  werden  könnte.  Und  dabei  sind  die  Ergeb- 
BisK  grade  der  preossiachen  £inkommen8teuor»chät£ung  viel  la  niedrig.  Ich 
bhe  «B  nicht  fttr  onmOglich,  daidi  Tertndemngen  wie  die  errlhnten,  die  kleinsten 
Bnkommen  in  Deutschland,  z.  B.  die  bb  300  Thlr.,  trotz  der  Millionen  der  Percipi«  atc  n 
Ba  ein  Drittel  zu  steis^ern,  woraus  Ökonomi>ch  {auch  für  die  Kichtung  der 
Prodaction,  daher  für  die  Vermeidung  von  AbäatJiri:>uu  u.  s.  w.j  und  culturiicb  nur 
goosti^e  Folgen  reraltiiten,  ohne  dass  eine  der  Treitscbke'sohen  Einwendangen 
zQtrife.  Vergl.  aoch  die  besseren  Daten  for  Hamburg,  Aunal.  1^75,  S. 
Weiteres  Material  zur  Beurthcilunir  dieser  Frage  in  Engels  Aufs,  über  die  Classen- 
uüd  Einkommensteuer  und  Yertbeilung  des  Einkommens  in  Preussen  in  d.  Zcitschr. 
i  Prenaa.  Stnt  Bnr.  1875.  B.  Michaelia  in  d.  gen. Sehr.  nGUederang  d.  Oeaelboh. 
u<±  d.  Wohlstande**  hat  die  Geringfügigkeit  einer  Verbesserung  der  ökun.  Lage  der 
unteren  Classen  durch  eine  Ausirl-jirliuni^  zwischen  höheren  u.  niederen  Eiii/.elein- 
küEUQea  mittelst  der  von  ihm  vornemlicU  gebrauchten  Daten  der  neuen  deutschen 
gwMUdi  Wohnoogsstatlstik  nachzoireiaen  gesucht  Er  nimmt  d^bei  daa  «.heixbare 
Zimmei*'  als  vergleichbare  Einheit»  obgleich  er  natürlich  selbst  die  mangelhafte  Ver- 
ri^ichharkeit  dieser  Zimmer  in  schierbten  Arbeiterwohiiuug-en  und  reichen  Luxus- 
.uiuiimgcn  nicht  Ubersehen  kann  (b.  71).  Trotzdem  wird  die  Berechnung  für  Berlin 
(S.  71)  n.  t  die  anderen  betrachteten  Stidte  durchgeführt ,  trie  sich  die  Dinge  bei 
einer  „Gdtenrenheilung  nach  communist.  Ideale'*  gestalten  wtirden.  Das  Ergebniss 
ist  z.  B.  für  Berlin  u.  ähnlich  f.  die  andren  btädte),  dass  bei  einer  gleichen  Ver- 
theUuQg  der  „äugen biicklicb  vurhandenen*  heizbaren  Zimmer  schon  die  Bewuhner 
der  Wohmngea  mit  2  helsbaien  Zimmern  geschmilert  wurden.  Daher  der  „Sohluaa 
ans  d.  eacten  Forschung^*' :  „eine  gleichuirUsigero  Guiervertheilung  kann  erst  bei  einer 
Teil  grösseren  Masse  von  wirtbsch.  Gütern  erreicht  werden;  es  ist  also  vor  allen 
Dingen  eine  Steigerung  der  Productionsfähigkeit  der  Gesammtheit  erforderlich."  (S.  72.) 
X/ttitet»  ist  in  gewissem  Lmfimg  richtig.  Ea  vird  aber  durch  diese  „exactc  staata- 
Wiss.  Forschung**  nicht  bewiesen.  Ponu  erstens  lässt  sich  ,, die  (ifsammthcit  der  heiz- 
bsiea  Zimmer  nicht  als  Kepräsentantiu  der  Gesammtheit  der  Guter*  fassen;  zweitens 
nad  nmal  in  nnaeren  deutschen  Grosaat&dten  die  „heizbaren  Zimmer**  in  den  rer- 
^chiedenen  Kniegorieen  von  Wohnungen*  nicht  für  diesen  Zweck  vergleichbare  Ein- 
heiten, sondern  ongeheaer  yerschieden,  so  dass  sclion  deswegen  jedes  Zimmer  in  den 
■nasseren  Wohnungen  mit  irgend  einer  Zahl  muittplicirt  werden  mossie,  am  den 
Sämnem  in  den  sclilechten  Wohnungen  vergltdchbar  zu  werden;  drittens  kommt  ea 
■icht  auf  I:  ..augenblicklich  vorhandenen  heizbaren  Zimmer*  für  diese  Frage  an. 
iondcm  auf  den  Kapitalaufwand  ft.r  die  bcf reifenden  Rauten  n.  Wohnungen,  der 
bei  den  feineren  Wohnungen  ungleich  höher  ist.  Mit  dem  Gesammtkapital,  das  far 
Wohnungsbeaehnffiuig  reifbgbar  ist,  lieaae  alcli  daher  eine  fiir  die  kleinen  u. 
■ttdann  Lnile  immerhin  nicht  anwesentlich  bessere  Befriedigung  des  Wuhnung8> 
VdOrfhisses  erzielen.  Die  Beweisfuhning:  des  Verf.s  i'^t  ein  cclatantes  Beispiel,  dass 
üne  planlose  „exacte  Forschung*'  ohne  scharle  Formulirung  der  betr.  theoret.  Probleme 
ia  die  Irre  führt  —  Giffen  n.  a.  0.  berechnet  den  Werth  dea  brit  Volbrer- 
mO^s  1865  auf  6113,  1875  auf  854S  MiU.  Pf.  St.  So  wonig  sicher  solche 
Berechnungen  sind  (s.  o.  S.  120),  so  ergiebt  sich  doch  daraus  die  arithmct.  Mög- 
lich k  eil  einer  wesenti  Verbesscrun;;  der  ükon.  Lage  der  unteren  Classen,  während 
QiSen'a  SpeciaOfimDg  der  Yermögensobjecto  eine  nbaolnt  nur  geringfügige  Theilnahme 
<iie9er  Clasv^n  an  dieser  Steigumng  dea  TolksremOgena  anfireiat  8.  auch  Engels, 
I>tUiiiag's  Cmw&U.  S.  2S5. 
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1)  Es  kommt  auf  die  Verwendang  aii|  welche  die  reidierai 
GlaBsen  von  ihiem  höheren  Einkommen  nnd  VenniJgeD  maehen. 

Dient  diese  Verwendung  nur  dem  rein  persönlichen  Gennss,  der 
üppigeren  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  (Luxusfrage 
§.  100),  so  ist  sie  auch  hier  an  sieh  nicht  erwünscht  und  bat 
an  sich  keinen  besondren  Anspruch  auf  Schonung,  sondern  nnr 
etwa  soweit,  als  die  unten  genannte  dritte  Erwägung  mitspielt 
Dient  die  Verwendnng  wahren  CulturbedUrfnissen  der  Vermögen 
deren  nnd  damit  immer  mehr  oder  weniger  der  Geeammtcnltor  dei 
Volks,  80  ist  dies  ein  wichtigeri  echt  socialer  Bechtfertignogs- 
gmnd  fttr  solche  höhere  Einxeleinkommen  nnd  daher  für  die 
entsprechende  nngleicbere  Vertheiinng  des  VolkseinkommeDs; 
und  zwar  selbst  in  dem  l  alle  einer  bedeutenderen  Höhe  des 
letzteren,  wo  die  frühere  Begründung  der  angleichen  Vertheilong 
(§,  101)  nicht  mehr  zutrifft. 

2)  Es  kommt  aal' die  Grösse  und  das  Tempo  des  Zawachsei 
des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  aaf  das  Verhältnisse  ii 
welchem  daran  die  besitzenden,  Uber  die  sachlichen  Prodnctioiii* 
mittel,  Boden  nnd  Kapital,  ?erfllgenden  nnd  die  Übrigen,  dabv. 
namentlich  die  unteren  arbeitenden  Classen  Tbeil  nehmen  vsd' 
auf  den  Umstand  an,  ob  und  wie  weit  diese  Theilnabme  auf  per- 
sönlicher Leistung  oder  auf  Conjunctur  beruht.    Auf  diese 
wichtigen  Puncte  müssen  sich  daher  im  concreten  Falle  die  freilich 
sehr  schwierigen  Untersuchungen  der  ökonomischen  Lage  der  Be- 
völkerang  erstrecken.^')  Je  rascher  und  grösser  jener  Zuwachs  ist, 
je  mehr  er  den  besitzenden  Classen  zu  Gute  kommt  und  je  geringer 
dabei  die  persönliche  Leistung  der  Besieher  ist,  desto  mehr  isd 
begründetere  Ansprüche  sei  es  an  die  freie  Opferwilligkeit  dieser 
Chissen  (^^caritative  Leistungen''  §.  119),  sei  es  an  ehi  Eingnlfti^ 
des  Staats  in  der  im  §.  99  bezeichneten  Weise  dürfen  und  müsses 
gestellt  werden;  und  umgekehrt  desto  weniger  sind  namentlich 
Ansprüche  letzterer  Art  berechtigt,  wenn  die  Dinge  in  dieseL 
dreierlei  Beziehungen   anders  liegen.     Dies  Alles  hängt  aber 
sfchliesslich  vom  Stande  der  Technik  in  der  Production  mit  ab. 

i  3)  £s  kommt  darauf  an,  wie  weit  die  Höhe  des  Volks- 
Vjtinkommens  gerade  durch  den  mächtigen  Sporn  gesteigtftj 

")  8.  vor.  Note  üb.  EDglaod.    Änrefoing  solcher  amtlicher  Uotersuchoi^S^ 
über  d.  relative  Wacbsthuin  der  grossen  naüoDalen  Eiokommenxveige  n.  s.  v.  dflicif 
Rodbertus.    Vgl.  Kud.  Meyer,  Emaucip.  Kampf  II.  77S.   Ein  detaillirter 
Wurf  f.  d.  Anstellung  einer  bezugl.  £nqu6te  iüt  voD  Bodbaftot  wagearbeitit  v«  Tin 
verötteutUcht  werden.   S.  aach  unten  Note  24. 
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wUy  weldier  bei  der  freien  ZnUuwnDg  nngleiehen  Einkommeiie 
lod  VermOgeDB  dem  wirtbeehaftlieb  Tflebtigen  in  der  Anssicbt  anf 

die  Erlangung  eines  grösseren  Einkommens  für  sich  selbst  gegeben 
wird,  und  ob  dieser  Sporn  dnrch  irgend  eine  andere  Organi- 
sation der  Volkswirthscbaft,  speciell  der  Production  in  seiner  gUnsti- 
geo  Wirkung  lUr  das  Volkseinkommen  genügend  ersetzt  werden 
iaan.  Diese  Aussicht,  es  darch  grössere  wirtbschafUiche  Tüchtigkeit 
n  einem  höberen  Einkommen  und  Vermögen  zn  bringeni  ist 
noMseb  ein  ansserordentlieh  mftebtiger  Ansporn  fttr  den  Einzelnen. 
Dis  wirtfiaebafUiebe  Selbstinteresse  wirkt  bier  freilieb  znnäebst  fttr 
dss  Einkommen  des  Elnzehien,  damit  aber  aneb  mebr  oder  weniger 
fttr  das  Ganze,  tUr  das  Volkseinkommen.  Soweit  letzteres  hier- 
darch  stärker  steigt,  als  es  bei  einer  grösseren  Ausgleichung  der 
Einzeleinkomnien  geschähe  und  soweit  die  so  erzielte  Steigerung 
des  Volkseinkommens  nicht  wieder  nur  zur  üppigeren  Befriedigung 
der  materiellen  Bedürfnisse  derjenigen  Personen,  welche  das  höhere 
Einkommen  erzielen,  dient,  erscbeint  die  Ungleicbbeit  der 
£inseleiiikommen  in  der  Tbat  wieder  als  notbwendig  im 
Oesammtinteresse.  Die  Nationalökonomie  darf  aber  das  Vor- 
bsndensein  dieser  Bedingangen  niebt  wie  gewObnlicb,  obne  Wdteres 
stets  und  überall  voraussetzen,  eine  vom  Smithianismus  oft  be- 
gangene petitio  principii.  Ein  entscheidender  Umstand  ist  nemlicb 
auch  hier  namentlich  wieder  der  folgende: 

4)  Der  Stand  der  Technik  der  Production,  welcher 
einerseits  andere  Einzelwirthscbafleo,  namentlieb  sogen,  „öffent- 
liche'^ des  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.  neben  den  vom  wirtb- 
lehsfiliebeii  Selbstinteresse  getriebenen,  d.  b.  neben  den  sogen. 
PriTatwirtbsebaften  ökonomiseb  nnd  teebniseb  aneb  in  der 
Sphäre  der  materiellen  Production  leistnngs-  oder  eonenrrenz* 
fähiger,  anderseits  die  Bedeutung  jenes  Sporns  in  diesen  letzteren 
Wirthschaften  relativ  weniger  wirksam  niaiben  kann,  weil 
aoch  diese  Wirthschaften  wiegen  der  Grösse  der  erforderlichen 
Kapitalien,  des  Eisicos,  der  notbwendig  ungestörten  Fortdauer 
(Erbgang  im  Privatgesebäft !)  u.  s.  w.  in  wesentlichen  Puncten 
ähnliebe  Formen  wie  öffentliebe  Wirtbsebaften ,  damit  aber  aueb 
deren  Sebwftcben,  annebmen  müssen,  so  bei  der  Ersetzung  des 
gewObnIieben  Privatgesebftfts  dureb  die  Erwerbs-,  besonders  die 
Aetiengesellschaft.       Ist  dies  der  Fall,  dann  ist  aber  die 

**)  Eia  Tolbwirthsch.  Hanptpnnct  der  Fkist  dM  AetiengMaUiohanB vaiens  t 

S.  moine  (  hf^n  in  Note  3  gen.  Arbeit, 

A  V\ajfii««r,  Urunült-buug.    i.  Ami.  || 
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Höhe  lind  weitere  Vermehrung  des  Volkseinkommens  und 
Yolk8vermögens  nicht  mehr  in  dem  trtlhereu  Maasae  an  die 
Ungleichheit  der  Vertbeilung  gebunden. 

Es  gilt  dies  nun  in  der  Tbat  für  die  moderne  Welt  ia  i 
Folge  ihrer  nngebeneren  Fortsehritte  in  den  Nat«r-| 
Wissenschaften  und  in  der  praetisohen  VerwerthiiBgi 
der  letzteren  in  der  chemisehen  nnd  mechanischen 
Technik.  Von  allen  einzelnen  dieser  Fortschritte  aber  ist  keiner | 
wichtiger  und  allseitig  wirthschat'tlich  und  gesellschaftlich  folgen- 
reicher als  die  Auffindung  der  Mittel  und  Wege,  die  Dampf  krau 
fUr  den  Menschen  nutzbar  zu  machen.    Dadurch  ist  ein  Princip 
von  wahrhaft  erstaunlicher  Prodactivität  für  die  Technik  und 
Oekonomik  des  Prodactionsprooesses,  daher  aneh  fbr  die  mtf gliehe 
Steigerung  des  Volkseinkommens  nnd  VolksvermOgens  gewonm{ 
worden.   Vollends  aber  in  ihrer  Gesammthett  sind  diese  ttatD^ 
wissenschaftlich-technischen  Fortschritte  so  gewaltig,  dass  sehos 
gegenwärtig,  wo  wir  doch  im  Ganzen  erst  noch  im  Beginn  der 
wirthschaftlichen  Verwcrthung  derselben  uns  betiuden  und  täglich 
neue  Fortschritte  jener  Art  bin/ukommen ,  die  ö  k  o n o  m  i  s c hen 
Lebensbedingungen  der  Culturvülker  von  Grand  aaa 
verändert  und  auf  das  Gttnstigste  erweitert  nnd  ver- 
bessert worden  sind. 

Das  bedeutet  aber  insbesondere  aaeh,  dass  die  QeseHschsft 
der  Caltnrrdlker  weniger  streng  als  jemals  eine  irllhere  6^ 
Seilschaft  durch  die  gewissermassen  naCttrliche  ökonomische  Noth- 
wendigkeit  an  starke  Ungleichheit  der  Einkommen-  und  Ver- 
mögensvertheiluug  als  an  eine  unvermeidliche  Bedingung  einer 
wirksamen  Organisation  der  gesellschaftlichen  Arbeit  für  den 
Productionsprocess  gebunden  ist.  Damit  ist  die  ökonomische  | 
Möglichkeit  einer  materiellen  und  culturlichen  Hebung  der 
Massen  unserer  Bevölkerung  aul'  doppelte.  Art  constatirt:  durch  die 
in  grösstem  Maasse  möglich  gewordene  absolute  SIeigenuig  dei 
Volkseinkommens  und  durch  die  gleichfalls  möglich  gewoidcoe 
Steigerung  des  Antheils  der  unteren  Classen  an  diesem  grosse- 
ren Einkommen.  Die  sociale  Ciassenschic  htung,  welche 
immer  in  der  Hauptsache  die  Wirkung  der  ökonomischen 
Ungleichheit  \>t,  kann  ebendeshalb  jetzt  weniger  schroffe 
Ungleichheiten  der  Classenlage  erhalten  und  leichtere  Uebergäo^ 
von  einer  zur  anderen  Classe,  dem  schon  errungenen  Recht  gemSn» 
zulassen,  als  jemals  bisher  in  der  Geschichte.  Die  ftltere  Classen* 
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leUebtOBg  hat  ihre  Mission  gehabt,  wie  einst  die  Unfreiheit,  aber 
diese  Mission  wird  immer  mehr  beendigt^) 

Wo  die  Mögliehkeit  soleher  Ökonomischer  und  in  deren 
Gefol^  solcher  socialer  Verändeningen  vorliegt,  da  wird  sich  die- 
selbe mit  iiuturgeset/.licher  Kraft  verwirkliehen,  wenn  auch,  wie 
alles  geschichtlich  Werdende  auf  diesen  Gebieten,  erst  allmiilig, 
freilich  im  rasch  lebenden  Zeitalter  des  Dampfes  wohl  schneller 
als  in  ähnlichen  Fällen  ehedem.  In  solcher  iSachiage  wird  aber 
auch  das  ethische  nnd  politische  Postulat  zn  stellen  sein, 
<i«M  die  höheren  Classen  nnd  der  Staat  die  lohnende  Aufgabe 
(Uwraehmeni^orch  ihr  beforderndes  Entgegenkommen  und 
Eingreifen  dieser  Entwieklong  Vontclinb  so  leisien.  Dies  Postulat 
iit  in  Bezug  anf  das  Vertheilnugsprobleni  in  Rodbertus'  Worte  zn 
fassen:  ,,cs  muss  den  arbeitenden  Ciahscu  ein  mit  dem 
«teigenden  Nationalreichthum  mit  steigender  Lohn 
gesichert  werden*',  —  es  muss  wenigstens  vei hütet  werden,  dass 
düecoiossale  Steigerung  der  Productivität  der  nationalen  Arbeit  ttber» 
wiegend  oder  gar  aosscbliessliob  den  besitzenden  Classen  au  Gute 
komme  (a.  Kote  16  Aber  GroKSbritannienl).  Ein  Hauptmittel  an  dieser 
ttoBomisehen  and  enlturlichen  Hebung  der  Massen ,  das  den  Vo^ 
tsg  der  relatiT  leichten  Anwendbarkeit  hat  und  bei  den  Culturvölkem 
schon  seit  länger  immer  umfangreicher  angewt^ndet  wird,  ist  die 
Vornahme  grosser  öffentlicher  Verwendungen  im  Staats* 
und  Comraunalhaushalt  fllr  Interessen  der  unteren  Classen: 
GesDodheits  - ,  Unterrichtswesen  a.  s.  w.  Es  muss  dies  Mittel  nur 
systematisch  immer  mehr  anf  andere  Gebiete  ausi;edehnt  werden 
(s.fi.  Veraieberungs-,  Wohnungswesen)  und  essindSteuerreformen 
nINhigi  welche  die  fitr  solche  Offsntliche  Leistungen  tu  bringenden 
Opfer  ni0gliohil  anf  die  wohlhabenderen  besittenden  Classen  legen.  *^ 


")  Ganial  und  doreh«ilt  objortif  entwickelt  aus  den  m&wfebeodßji  cancalen 
y— MiiMi  ier  TeebuUt  too  Fr*  f  ngeU,  Oaliriog»  UiDwIbuns.  bot»  in  S.  AlMchn.; 

freilich  mit  Uiutanseteucg  der tiitoiclitspuuctc.  die  auch  lutzt  aiil  Okon.  u.  culturL 
Gruudcn  fur  die  Glasaoiii^cliicbtung  der  Gc»cll>cli.  »procheri  n.  in  f(c«ri»Htiffl  Mna^so 
Tolil  itomur  i^titoü,  ttcbou  vcguu  der  Yor&ciiiedculicit  der  Ocg<tbuiiguu.  Aber  an 
Tiefe  der  A<.flN8»uQg  u.  Schirfe  des  Nacbird.'^e«  der  dem  tiodalen  (fassen «resen 
ZI  Craude  liegeudem  Akoiiomistch' technisch iin  causalen  Factofon  aberra(i;t  hier 
Fr.  Engel:*  seine  Gegner  außerordentlich.  Man  vcrirleicho  etwa  mit  seiner  Dar- 
stellung diejenige  vun  U.  ?.  Troilschke  in  d.  gen.  Auft  Uber  d.  Socialutmu:»,  wo  die 
CianeMcliIclitung  so  patlMd»eh  ferhenrliclit  wfrd,  ohne  jedee  VezMiudni«»  d«e  SinSaMt 
^  sich  roUziebendeu  Umgestaltung  der  Tocbuik 

In  diesem  Zuaammcnhaiig:  kann  dann  auch  das  Lassalle'sche  Projcct  der  Pro- 
dactivatsociatiunen  mit  ^>taatsbil^e  in  Frage  kommen  u.  i:it  die  sympath.  Stellung' 
J|*bse  des  Fürsten  Bi^tmarck  dazu  boachteuswerth  ( Heichstagssit^ungen  Oct  187b}, 
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§.  105.  Nach  dieseu  Gesichtspuncten  ist  das  Ziel  der  volkß- 
wirthschaftlichcn  E ntwicklung  (§. 'J4)  genauer  festzustellen 
und  der  Weg  zur  ErreichuDg  desselben  anzugeben.  Soweit  die 
volkswirtbschaftiiehe  Eutwicklaiig  auf  Grund  der  jeweilig  bestehen- 
den RechtsordnoDg  nicht  schon  „Ton  selbst"  als  £rgebniss  desi 
Kampfs  entgegengesetEter  Interessen  und  einer  gesnnden  Sittlichkat 
und  Volkssitte,  also  hentsatage  namentlieh  im  System  der  freieD 
Concnrrenz  (§.  126),  auf  dieses  Ziel  in  Betreff  der  Prodnction  und 
Vertheilung  der  Güter  hinstrebt  oder  auch  nur:  nicht  den  nächsten 
und  zweckmilssigsten  Weg  dazu  einschlägt,  muss  im  Princip 
die  Berechtigung  und  die  Verpflichtung  defStaats  zu- 
gestanden werden,  durch  seine  Intervention  die  richtige 
Correctnr  eintreten  zu  lassen.  Ob  und  wie  weit  dies  noth- 
wendig  ist,  mnss  ans  der  Unteranohnng  des  ooncieten  Falles  hw- 
vorgehen.  Die  Behauptung,  dass  es  niemals  nothwendigood 
immer  sehftdlieh  sei,  wie  die  radioal-freihflndlerisehe 
(Manchester-)  Partei  frtther  anzunehmen  die  Neigung  hatte,  und 
die  entgegengesetzte  Behauptung,  dass  es  immer  und  im  umfassendsten 
Maasse  bis  ins  kleinste  Detail  iiiuein  nützlich  und  geboten  sei,  wie 
die  extrem  socialistischen  Tarteieu  meinen,  sind  beide  gleich 
weit  von  der  Wahrheit  entfernt  und  falsche  aprioristischei  Ton  der 
£rfahrong  absehende  Sätse.  Vorläufig  kann  aus  den  yoran^gehah 
den  Erörterungen  aber  sehen  die  Kothwendigkett  versehiedener 
Organisationsprincipien  der  Volks  wirthsehaft  abgeleitet 
^werden,  durch  deren  richtige  Gombination  dann  jenem  Ziele 
zuzustreben  ist  (Kap.  '6), 

IV.  —  §.  106.  Für  die  w ü nsc hens werthe  Gestaltung 
der  individuellen  Einkommen  Verhältnisse")  in  der  gegen- 
wärtigen Entwicklungsphase  unserer  Culturvölker  lassen  sich  aus 
den  dargelegten  Gesichtspuncten  einige  Pos  tu  late  ableiten,  welche 
im  Folgenden  auf  Grund  des  nachstehenden  Glassificatione- 
sohema's  der  EinkommenTerh&ltnisse  der  IndiTidueiii 
bez.  Familien  entwickelt  werden. 

Dies  Schema  ergiebt  sich  aus  der  Betrachtung  des  Verhältnisses, 
in  welchem  der  HedUrfuissstand  eines  Einzelnen  und  einer  Familie 
zu  deren  Einkommen  und  Auskommen  steht,  unter  gleichzeitiger 
Berücksichtigung  der  (^ueileu  des  Einkommens.*') 

S.  o.  d.  Vorbemork.  auf  S.  J34. 
M)  Die Temi&ologie  ziemlich  nach  Bau,  §.  76  ff.  YeigL  hienro  auch  den  fdgaodai 
HMi>tab8oliDitt.  —  NMh  den  EiU&mngeD  von  de  G^rando,  de  In  MenDiik  pnU. 
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A.  ClassificationsBohema. 

1)  Günstige  EinkommenverhältDisse,  wo  das  Einkommen  / 
einen  Bedürfnissstand  mindestens  deckt,  welcher  bereits  die  Existenz-  \y  / 
bedürfnisse  zweiten  Grads  (4;.  96)  in  dem  dem  Lande  und  der  Zeit 
AblichenDurchBchnittsumlaDg  und  die  Theilnabme  an  den  wichtigeren 
lOgememerai  Cnltnrgütera  des  Zeitalters  in  sich  scbliesst,  wo  also 
AwkoiDiiieii  Torbanden  ist  Hierher  geboren  folgende  drei  an^ 
steigende  Stofen: 

a)  Wohlstand,  wo  der  Einselne  and  die  Famifie,  wenn  anoh 
nv  dnreh  Arbeitseinkommen,  ihr  Anskommen  bei  dem 
eben  bezeichneten  Mindestumfang  des  Bedürfnissstands  haben,  auch 
dag  Einkommen  ohne  peinliche  BeschrUnkung  dieses  BedUrfnissstands 
noch  etwas  zur  dauernden  Vermögensbildung  (Natzver« 
mögen  und  Kapital besits,  g.  28)  übrig  lässt. 

b)  Reichthnm  (in  diesem  Sinne  des  Worts,  vergl.  §.  26), 
wo  das  Einkommen  über  den  genannten  Umfang  des  Bedttrfoiss- 
itiods  hinausgeht,  die  Ezistonzbedttrfnisse  zweiten  Orads  reioh-  / 
lieher  befriedigt  werden  können,  eine  umfassende  Theilnabme  / 
an  allen  wesentlichen  Cnltnrgtitem  möglich  ist,  das  Einkommen  abeV^ 
auch  vornehmlich  aus  Renten,  also  aus  Privat-Kapitalbesitz 
und  Privat- Grundbesitz  —  Renteneinkommen  dabei  aus  der 
eigenen  Verwendung  sowohl,  als  aus  der  Verleihung  von 
i^spitaüen  und  Grundstücken  verstanden  —  herrührt,  demnarh 
genflgende  freie  Zeit  itir  die  Pflege  geistiger  Interessen^) 
biaibt  ond  das  Einkommen  hoeh  genug  ist^  um  doeh  nooh  weitere 
Vermdgensbildung  ans  ihm  zu  gestatten. 

e)  lieber fluss:  eine  höhere  Stnfe  des  Beiebthums,  auf  weloher 
das  Einkommen  so  überwiegend  Renteneinkommen  ist,  dass  ein 
Beweggrund  zu  neuer  Kapitalbildung  kaum  mehr  vorbanden  ist, 
nnd  auch  die  eigene  Verwendung  des  Kapitals  und  Bodens  in 
der  Unternehmung  aus  Rücksicht  auf  die  Verminderung  des  Ein- 
koomens  bei  Verleihung  der  Kapitalien  nnd  Verjiacbtang  des  Bodens 
V.  a  w.  nieht  gebotoi  erseheint 


U  S  tat  in  Fniifitalseheii  iiMmlA  dM,  was  mtai  im  Tote  Doiftighett  genaiuit  vird« 

ir>difcnce  ist  Annoth.  Pinheiro-Ferreira,  prtc.  d'on  coars  dccon.  poiit  Pwis 
IMO.  p        antcrschcidet  die  Abätufnogea:  mddiocritA  (Ausiommen),  gfino,  paorretö, 

dcanemeDL,  misöre  (Kaa). 

**)  Tbatsächlich  bei  deo  reichen  Claäsen,  wonigsteus  was  die  Männer  anlangt,  bei 
1er  eigenen  Verwendnog  des  Besitzes  nicht  immer  der  Fall,  aber  bei  richtiger 
Z«it<  intheilQng  «nd  betonoers  bei  ridhtiger  Beechiinkius  des  Enrerfaetiieba  sehr  wohl 
nö|Üch. 


Digitized  by  Google 


» 

^        %)  UDgflnttige  EinkommeimrhlltDiiiey  wo  daa  ISnkomiiBi 

V  '  besteo  FaUes  cur  kDappen  BefHedigung  der  EnatonsbedOrfiiuN 

y  zweiten  Grads  noch  ausreicht,  aber  znr  VermögensbilduDg  Dicht 
mehr  genU;;t  und  oft  schon  nicht  aus  eigenem  Erwerbe  (Arbeit, 
Renten)  herrührt.  Hierher  gehören  folgende  drei  absteigende  Stufen: 

a)  Dürftigkeit,  wo  nur  knappe  Befriedigung  der  Existenz- 
j    bedürfnisse,  aber  wenigstens  noch  aus  eigenen  Mitteln  stattfiadet, 

V  die  Tbeilnahme  an  Cnltorgfltem  jedoch  faat  gani  fehlt  oder  mr 
«nentgeltttch  genoaaen  wird,  imd  neue  VeimOgeDabildnog  «itn>- 
bleiben  moaa. 

b)  Armnth,  wo  daa  Einkommen  ana  fremden  Mitteln  u- 

entgeltlich  ergänzt  werden  muss,  um  die  BedUrfuissbefriedigonf 
V/    auch  nur  in  dem  Umfange,  wie  auf  der  Stufe  der  Dtlrfligkeiti  za 
erzielen:  Almosen,  ArmenunterstUtzung. 

c)  Elend,  oder  Mangel  und  Noth,  wo  in  ErmangeluDg 
^  genügenden  Einkommens  und  genügender  Armenontersttltsang  auch 

die  nnentbehrlioben  Eziatensbedttrtuiaae  nieht  mehr  anareiehead 
befriedigt  werden  kennen. 

§.  107.  —  B.  Poatalate  fOr  die  Oeataltnng  der  Ein* 
kommen  Verhältnisse.  G^ftss  dem  Ziele  der  yolk8wirtbeeball> 
liehen  Entwicklung,  welches  oben  aufgestellt  wurde,  darf  folgende 
Gestaltung  der  Einkommenverhaltnisse  im  Einzelnen  vom  volks- 
wirth  Schaft  liehen  3tandpuncte  aus  bei  unseren  heutigen 
Cnlturvölkern  als  erstrebenawerth  bezeichnet  werden: 

1)  Elend  und  Armntb  im  genannten  techniaohen  Sinn  sind 
unter  allen  Umständen,  einerlei  welehea  die  GrOaae  dea  VolkaeiD- 
.  kommena  aei,  mOgliebat  ana  der  Volkawirthsehaft  an  ▼erbannea, 
aoweit  diea  doreh  eine  gleiehmttasigere  Vertheilnng  dieaea  ^k^ 
kommena  erreichbar  ist.  Es  bleiben  daher  nnr  die  Fälle  beateheo, 
wo  wirkliche  persönliche  Verschuldung  der  Einztloen 
und  der  Familien  die  Ursache  des  ungünstigen  Einkomraenver- 
hältnisses  ist.  Alsdann  kann  nur  Anspruch  auf  dUrttige  Armen* 
Unterstützung  der  nicht- arbeitsfähigen  Personen  gewährt  werden. 
So  lange  die  Massen  nicht  einmal  die  not h wendigen  Existeoa* 
bedttrfnisaeeratenGrada  befriedigen,  mttsaen  daher  anoh  die  Oaitar- 
bedtlrfniase  der  höheren  Claaaen  besebränkt  werden  (§•  97a). 

%)  Dürftigkeit  der  Masse  der  BevOlkerong  ist  womOglieh  aar 
soweit  als  einigerroaassen  dauernder  Znstand  zuzulassen,  als  sonst 
das  Volkseil  kommen  nicht  ausreicht,  Culturl)edUrl'uisise  entstellen  und 
sich  eutwickein  zu  lassen  und  als  die  Ungleichheit  des  EinkooimeoSi 
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alM>  MSgHchkeft,  ein  bOlierM  fifokomniM  sn  erzielen,  zugleich 
ab  Sporn  des  Selbstinteresees  ein  un  entbehr  lieber  Factor  ist, 
mn  das  Volkseinkommen  auf  eine  Höhe  zu  bringen,  auf  welcher 
CaltürbedUrfnisse  entstehen.  Die  Seiaver  ei  (auch  in  ihren  ab- 
ge^chwttobten  Formen,  als  Leibeigenschaft  n.  s.  w.)  ist  innerhalb 
der  hiemach  zu  ziehenden  Grenzen  relativ  berechtigt  als 
Mittel)  die  «nteren  Classen  in  Dürftigkeit  tu  erhalten.  Sie  hört  auf, 
Üet  M  sein,  nnd  die  Dflrftigkeit  der  Massen  ist  verwerflieh,  sobald 
das  Volksehlkommen  genügend  gestiegen  ist  und  die  Ungleichheit 
des  EinkonimeBg  den  Beiehen  nnr  die  Bfittel  zn  üppigerem  Leben 
bietet. 

3)  Wohlstand  der  Masse  der  Bevölkerung,  daher  eine  dem- 
gemässe  Vertheil un^  des  Volkseinkommens,  ist  das 
notbwendige  Ziel,  sobald  die  eben  envähnten  Voraussetzungen, 
Qoter  denen  die  Dürftigkeit  der  Masse  durch  die  Galt urinteressen 
gebotea  ersehelnt,  fortfallen  können.  So  in  nnserer  Zeit,  wo  die 
UttgestaltnBg  der  Teohnik  die  Prodnetivlt&t  der  nationalen 
Arbeit  ungemein  gesteigert  bat  and  dadarch  sowie  durch  die  relative 
EatbehrKchmaebang  der  privat wirtbschaAlichen  Prodnctionsform 
die  Höhe  und  die  Vertheilung  des  VolksLinkuiiuucns  auch  lUr 
die  Masse  der  Bevölkerung  eine  günstigere  individuelle  Ein- 
kommen gestaltuug  erlauben. 

4)  Darüber  hinaus  mnss  aber  privater  Reichthum  und 
dnselD  selbst  Ueberfluss  rechtlich  zulässig  sein,  dem  Ein- 
zeloen  als  Strebeziel  Hlr  seine  wirthscbaftlicbe  Thätig- 
keit,  ab  Mittel  Air  die  Entwicklung  höherer  freier  Bil- 
doog  nnd  fVr  die  Möglichkeit,  die  IJntersttltsnngen  des 
faritatlven  Systems  (§.  119)  auszuüben.  Spornt  die  Aussicht 
aof  Reichthum  in  dieser  Weise  wirklich  die  wirthschatilichf'n  Lei- 
stungen nn  und  wird  der  Reichthum  in  der  angedeuteten  Ri<  htung 
verwendet,  so  erscheint  er,  und  damit  die  Ungleichheit  des 
Privatein  komroens  und  Privatvermögens,  auch  volks- 
wirthschaftl ich  gerechtfertigt  nnd  nothwenditi:.  Dadurch  wird 
zDgleich  von  dieser  Seite  aos,  also  in  Betreff  der  Wirkung  anf 
die  Consumtion  betrachtet,  das  Rechtsinstitnt  des  Privat- 
kapitale  und  des  privaten  Ornndeigenthnms  volkswirth- 
flchaftlieh  gerechtfertigt,  wie  später  aus  dem  Gesichtspunct  der 
Production  und  aus  anderen,  bei  der  Fra^e  mitspielenden  RUck- 
fiicbten  (2.  Abth.  Kap.  3  und  4).  Nur  wird  in  immer  grösserem 
Umfang  in  Verbindung  mit  öffentlichen  Unternehoiungea  „öiient- 
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liebes'^  Kapital-  und  Grundeigenthnm  neben  dem  and  tbeilweiM 
statt  des  privaten  auch  im  aD^^edeateten  Interesse  der  Consüm- 
tionsregeliiiig  zn  verlangeD  aeiii.  Im  Uebri^n  bandelt  es  sieh 
dann  aber  freilich  im  eonereten  FaUe  immer  wieder  um  die 
etbisohe  Beurtheilang*  der  Consamtion  und  der  fttr  dleae  atatt- 
findenden  Prodnction  (Lnxns)  (§.  100  ff.). 

Im  Laafe  einer  gUnstigen  volkswirthschaftlichen  Entwicklong 
mit  steigendem  Volliseiukommen  und  danach  dann  auch  mit  stei- 
gendem Volkevermögen  wird  eine  immer  grössere  Verbreitnng 
nnd  zugleich  eine  Erhöhung  de«  Wohlstands  in  der  Bevölkerasg 
und  hiermit  verbwiden  eine  umfassendere  Tbeilnahme  der 
unteren  Classen  an  den  Mitteln  aar  besseren  Befriedigung 
der  Existenzbedflrfnisse  ond  an  den  Cnltnrgfltern  des  Zeitallen 
naoh  dem  Voransgebenden  an  erstreben  nnd  zn  erreieben  aem. 
Daneben  oder  darttber  hinaus  behält  jedoeh  der  private  Reicbthan 
seine  Berechtigung  und  auch  seine  volkswirthschaftliche  Function. 
Das  Ziel  tUr  die  Volkswirthscbaft  kann  daher  im  Ganzen  wohl 
kurz  genannt  werden:  Volkswohlstand.^^) 


3.  Absehnitt 

Beunheilnnj?  abweichender  Standpnncte,  besonders  desjenffen  dei 
Commnnismos  nnd  Socialismus,  nnmentUeh  in  Bezug  anf  dai 

Vertheilungsproblenk 

Dieser  Abschnitt  trat  ux  die  Stelle  der  §.  lOS  «.  109  in  d.  1.  Anfl.  iL  entbUt 
eine  frerade  hier  wohl  zweckmÄssige  Ausfülirnng  über  die  AosdrUcke  ü.  Betriff« 
«Socialütmai»"  n.  MCommanismas*'  u.  Uber  die  wisbeosduftL  StelliupiAliBe  zadiei« 


•*)  In  der  Praxis  handelt  es  sich  Tor  Allem  um  richtige  nnd  gentlfende 
Höbe  des  Arbeitslohns  und  bei  steigendem  NatioDaleinkommen  Qod  VoUwrcrmögeB 
um  ein  Mitst«if«ii  des  Reftllobns  (in  naturalen  GOtera)  mtedeitait  im  Ter> 
liSltiiiss  der  Steigerung  des  Gesammteinkommens.  Rodbertas  dofiniit  dosgeBlM 

auch  die  „sociale  Frap<  "*  »Miifi'^li  so:  „Wie  ist  dmi  arbeitenden  Clausen  ein  mit  dem 
Steigenden  Natioualrcichtbum  luiUtteigender  Lohn  zu  sichern"  (§.  104;  oud  gJaabt, 
wie  ich  (§.  99)«  daes  die  ErflÜInng  dleier  Fofdening  „wahneheinlieb  m  doreh  Iiis»- 
regeln  erreicht  wurden  kann,  die  voui  Staate  auägebend  ihre  Hebel  nicht  so 
den  Einzelbetrieben  oder  auch  nur  an  den  verschiedenen  Arbeiterclasscn  k 
besonders,  bondurn  an  dem  natioualwirtbscbaftlichen  Zustande  im  üanze^ 
einsetzen**  (mjb  dee  Metireu  des  Antnfs  ron  Rodbertas,  R.  Meyer  und  Sehi- 
iDAeber  betrefiond  die  Anstellung  einer  Enquete  zur  Prüfung  der  wirthschaft liebes 
Lage  der  I&iidl.  Arbeitprclassen  auf  dem  Congress  deutscher  Landwinhe  Febr.  b'2 
Bericht  Uber  d.  Vurhaudi.  d.  1.  Gong.,  BerL  lb72,  S.  93,  abgedruckt  auch  im  Vor- 
bericbt  10  r.  d.  Oelti'  Bericht  ttber  d.  Uge  d.  lindL  Arbeiter,  8.  Vfl,  wo  klaur: 
„nicht"  —  [an  den  Einzelbetrieben]  aber  aus  Versehen  ein  sinnstörendes  ,j»or" 
eingeschoben)  Anf  diesem  Gebiete  sind  die  im  folg.  Hauptal>schn.  erörterten  Auf* 
gabeu,  richtige  Kennzeichen  des  Voüis Wohlstands  aofzufiuden,  besonders  wichtig. 
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Theorie«!!.   Ich  habe  dabei,  angesicbts  öfterer,  mir  entgeg'engebrachter  Missrerst&nd- 

aiise  Dfld  EDtätcIluriiren  meiner  eigenen  wiascnsch.  Meinang-,  über  let2tere  mich  bestimmt 
^enng  ge&ossert.  um  la  Zukunft  vor  solchen  Angritien  sicher  zu  sein.  Fur  jeden  nur 
cia  wmig  MfiMilBnatB  a.  ottjectifeii  Laser  war  IMIi«h  moh  in  d.  1.  Alf.  meiiM 

StcUun)^  klar  genojf,  wenn  es  dort  in  §.  1()9  N.  2  hiesb:  „di^r  hier  <  ingenommene  Stand- 
pnact  steht  in  prrundsätzlichem  Wider?|)roch  mit  den  Forderungen  des  Communismos 
I.  gevisaer  Fonuen  des  Sociaiismus  a.  s.  w.,  nam.  mit  d.  Forder.  blosseo  Arbeitsein- 

I.  —  §.  108.  Das  Yolkswirtbscliaftliehe  Problem  guter  Ver- 
theiliiiig  des  Volkseiiiliommeiis  Ist  Mber  Uber  dem  Problem 

grösstm  öglich  er  Produo  tion  der  Güter  auch  in  der  Theorie 
nicht  genügend  zur  Geltung  gekommen.  Besonders  hat  der 
•"'koDomische  Individualismus  der  neueren  Wissenschaft  seit 
Ad.  Smith  es  vernachlässigt  und  viel  zu  sehr  eine^gute  Yertheilung^' 
ohoe  Weiteres  als  notbwendigee  Ergebniss  des  |,sieb  selbst  tiber- 
Ittseoen  Verkehrs^'  betraebtet  Das  Vertbeilnngsproblem  darf  wobl 
gegenwSrtig  fast  noob  als  das  wiebtigere  dieser  beiden  Hauptprobleme 
der  Yolkswirtbsebaft  bezeiebnet  werden.  Der  Ökonom iscbe 
Socialismns  hat  das  Verdienst,  es  in  den  Vordergmnd  geschoben 
lu  haben.  Aber  er  hat  dabei  den  innigen  Zusammenhang  zwischen 
beiden  Problemen  zu  sehr  hintangesetzt.  Dieser  ist  im  Voraus- 
gehenden demgemäss  tiberall  hervorgehoben  worden.  Damit  ist 
zugleich  die  Grundlage  für  die  v  o  1  k  s  wirthscbafüiche  Bearthei- 
iiuig  des  Bechtsinstituts  des  PrivateigenthomS)  besonders  des 
pri?ateii  Kapital-  nnd  Grnndeigenthoms,  gewonnen  worden 
(AML  2,  bes.  Kap.  3  n.  4). 

II.  —  §.  109.  Abweichende  Standpuncte.  Der  Standpunct, 
welcher  hier  hinsichtlich  der  Aalstellung  eines  Ziels  der  volks- 
wirthsebaüUcben  Entwicklang  and  binsichtlich  des  Vertheilangs* 
Problems  vertreten  wird»  stebt  im  Widersprach  mit  anderen 
Btsüdponeteo,  namenüieb  mit  denjenigen  eioer  Riebtang  in  der 
deotscben  bistorisoben  Sebnle  der  NatiooalOkonomie,  wonach 
die  Anfstellang  eines  Ziels  der  yolkswirtbscbaftlieben  Ent- 
wicklung Oberhaupt  unrichtig  sei;  ferner  mit  dem  Standpuncte 
des  sogenannten  Comraunismus  und  des  extremen  Socialis- 
mus  (§.  109a — I09d);  endlich  mit  demjenigen  des  extremen 
ökonomischen  individuaiismas  (§.  lOde). 

A.  Die  Berecbtigung,  ein  solebes  Ziel  der  Tolkswirthsebaftliehen 

Entwicklnng  aafznstellen,  ist  principiell  mit  dem  Einwand,  dass 

damit  bedenkliche  Ideologie  betrieben,  uacb  falscher  „ideali- 
stischer Methode'^  verlabren  werde,  bestritten  worden.  So 
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nenerdings  namentlich  von  Roscber.O    Jedoch  baoMt  es  lieh 
hier  keineswegs  am  die  AnfstelliiDg  unpractischer  Idealznstinda^  v 
ftr  welche  keine  Erfahrnn^  Torliegt,  nicht  nm  Ansnalen  von  Uto>  { 

pien.    Vielmehr  muss  durch  Beobachtnng  nachgewiesen  werden,  , 
wie  die  Gestaltung  der  Volksvvirtbschaft  den  Bedllrtnissen  des  Volks  j 
entspricht.    Dabei  ist  dann  aber  eine  principielle  Untersuchung, 
wie  die  vorausgehende,  über  den  BedUrl'nissstand  und  sein  Ver-  i 
bältniss  zum  Einkommen  unausbleiblich,  wenn  man  an  einen  1 
theoretisch  und  practisch  branchbaren  Ergebniss  kommen  will  \ 
Oarcb  eine  solche  Untersnchnng  mnss  ein  Yon  snbjectiver  WillkSbr  i 
möglichst  freier  Hassstab  gewonnen  werden »  an  dem  man  die  l 
ZnstHnde  prUft  und  dorch  den  die  WirthschaftspoHtik  eine  Diree- 
tive  erhält.    Aul  Grund  eines  solchen  Vorgehens  wird  ein  idea- 
les Ziel  der  Gestaltung  des  Bedllrl'nissstands,  des  Volkseinkommens 
und  der  Vertlieilung  des  letzteren  für  ein  bestimmtes  Zeitalter 
und  ein  bestimmtes  Volk,')   bez.  fOr  die  Cultur Völker 
unserer  Race  in  der  Gegenwart  sehr  wobl  aufzustellen  sein,  l 
Vollends  von  demjenigen  Standpnncte  anS|  welcher  das  System 
der  freien  Goncnrrenz  (§.  126)  nicht  als  einzige  oder  letste 
Losung  des  volluwirthschailtlichen  Prodnctions-  nnd  Vertheilnngs- 
probletnes  anerkennt,  kann  eine  Aufstellung  eines  solchen  Ziels  der 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung  nicht  nur   nicht   verurthciit,  , 
sondern  muss  sie  sogar  gefordert  werden. 

§.  109a.  —  B.  Der  hier  eingenommene  Stand j)unct  steht  in 
Widerspruch  mit  den  Forderungen  des  sogenannten  (reines) 
Communismus  und  des  extremen  oder  vollständigen 
(Ökonomischen)  Soctalismns.  Die  Ansdrttcke  „Commi- 
nismus''  und  „Socialismns''  werden  aber  so  TCfschiedea 
aufgefa^st  nnd  sind  nnmentlieh  im  populären  Sprachgebrauch 
so  weu'g  mit  einem  klaren  Begriff  verbunden,  dass  es  n«*tb- 


M  S.  oben  Vorbcm.  S.  135  ff.  Roschor,  §.  22  AT.  Roncber  steht  der  im  Texte 
Fertrctcnoti  An>iclit  tli;i(>iiclilicli  iiadi  Ausweis  des  Inhalts  seiner  Werke  Äuch  nicht 
•0  furii  und  kuuo)  goüiieriach  (s^cgciiubcr.  aber  uto  so  muhr  crfulgt  daiitt  in  dcu  23,  24, 
bosondcr«  2tt,  «lie  Abweisung  dos  Aaf^tollciia  ron  rdbwir  hitcbafUicIteo  IdealzustlDdet 
m.  K.  zu  iinbediiifft.  In  der  dritten  Anlgabc,  die  Koscher  in  26  für  sein  Sybtcm 
stellt,  i-t  «  ijrontlidi  Alles  das  /njjLjrcben.  was  ich  fordere.  Ein  Widerspruch  mit  den 
Bcmurkunjicn  Uber  die  idcah.>ti>che  Mcihude  iät  aber  dann  wohl  nar  um  ao  unbü»trcit- 
b*rer.  Kfteh  cinxelnen  AoiiineniDffe&  tod  Venroteni  der  jSnireraB  deotscben  IStL 
nat.-öli.  S'  hule  >ollte  man  meinen,  sie  bc>trcitcn  auch  die  Eichti>:keit  der  Fragestclluttf : 
was  sojI  hcin?  z.  B.  Sclnnoller.  Lrf/.t.Mer  hat  aber  in  s.  Scliiift  Uber  Grood&afeA 
r.  Beeilt  u.  Voli«>w.sch.  selbst  vornemlicli  diese  Frage  behandelt 

*)  Auch  in  dieser  Einsticht  sind  Boscher  s  Bemerkungen  §.  26  onricbtig. 
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veiid%  ist,  hkr  erst  den  Sinn  nnd  Begriff  dleeer  Anadrfleke  feet- 

1)  Wissenschaftlich  kann  nnter  „Commiinismus"  nichts 
Andres  verstanden  werden  als  „Gemeinwirthsc  liaft"  (§.  118). 
Jeder  andre  „Sinn"  des  Worts  ist  „Unsinn."  Soweit  Geraeinwirth- 
schaft  and  ioftbesondere  Zwangsgemelnwirtbschaft  (§.  154)  besteht, 
ist  daher  „Commnnismas''  Torhanden:  der  Staat  ist  „Co mmn- 
liinas'S  soweit  er  finanziell  anf  eigentlichen  Stenern  (im 
Untniehied  ^on  Gebtthren)  beruht  nnd  mit  diesen  Mitteln 
Aller  für  die  Zweeke  Aller,  d.  h.  fttr  die  allgemeinen 
Sttatszwecke ,  ohne  Anwendung  des  Prineips  der  speciellen 
Eot^eltlicbkeit  von  Leistung  uud  Gegenleistung  wie  im  privatwirth- 
schatliichen  Verkelir,  arbeitet,  d.  h.  Leistungen  producirt;  die 
'remein de  desgleichen.  Die  einzelne  Staats-  oder  Gemeinde- 
aastait,  welche  ganz  oder  theilweise  durch  allgemeine  eigentliche 
Stenern  ihre  Erhaltangs-  nnd  Betriebskosten  deckt,  ist,|Gommn* 
sismos^';  die  Staatseisenbahn,  die  Post,  die  Telegraphie  des 
Stssts,  wAhe  sn  ihren  eigenen  Einnahmen  Znsohflsse  braneht, 
in  „Commmiismns.'*  Die  allgemeine  principielle  Opposi- 
tion gegen  diesen  Coramunismus  hat  daher  gar  keinen  vSinn. 
Sie  ist  nur  im  speciellen  Fall  verständlich  uud  lUuft  dann  auf 
die  alten  beiden  IStreitl'ragen  hinaus:  einmal  über  die  richtigen 
Grenzen  zwischen  Staats-,  Gemeinde-  n.  s.  w.  Thiitigkeit  einer-  und 
privater  Tbittigkett  andererseits;  sodann  Aber  die  finanzielle 
Bebaadinng  einer  „nfifontlieben^  Thtttitckeit,  nach  dem  Prineip  der 
nmnk  Ansgabe,  also  der  Deckung  der  Kosten  dnrch  eigentliche 
Steoem  oder  nach  dem  Gebtthrenprinoip  n.  s.  w.  Je  mehr  die 
Ofleatlicben  ThStigkeiten  des  Staats,  der  Gemeinde  und  ähnlichen 
Körper  sich  erweitern  und  je  mehr  das  GebUhrenprincip  durch 
dasjenige  der  reinen  Ausgabe  verdrängt  wird,  desto  mehr  ,.Com- 
munismas",  welcher  allerdings  insofern  in  steigendem  Maasse  in 
AiusicUt  steht  nnd  jetzt  schon  siih  verwirklicht  (Kap.  4,  U.-A.  3).*) 


^  Tci^l.  Uber  Comm.  o.  Soc.  ror  Allom  L.  Stefn's  oben  in  d.  Vorbcm.  S.  SS 
Ifen.  Werke  a  Scliäfflo's  Schrift. -ii  eb.  S.  6H.  Die  Pormuür.  d.  Probleme  des  i'Xtremen 
2k)c.  for^ttidicb  in  ^>cbftffIc^>  Quinte:»;»,  d.  Soc  S.  »un^t  A.  Held.  Soc.  See -Dum. 
«•cir..  Leip/.  1S7S,  6.  Cohn.  Was  x^t  Si>ciaH»iBD«?  RefL  1^78  (Zsit*  0.  SimI»» 
friF«  Hcfr.  1U8.)  Ana  d.  ei;reiitl.  üocial.  Lit.  bes.  Rodbertas,  Harz,  En  galt 
(fffcti  Duhriiiir).  Lassallo  in  d.  o.  S.  8  gon.  Si  hrütiMi. 

*)  Der  Gebrauch  des  Au:idruck8  „Gommiini^mus'*  für  ..Gemciowirthschaft"  ist 
bIt  sften  ab  „pr^voeiAMid**  und  vimfuhionil**  zum  Vonrarr  gcmaclit  woidon.  z.  B. 
ron  A.  Held.  Es  sclaiiit  mir  iado*iea  richtifor,  solche  Aasdracko  ohne  BOcJiMcht 
*>ä  die  Voroitheile  der  Meige  uizQ««iidoo,  nn  gendo  zu  seigeit,  dass  «f«  ger  aiobt 
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2)  In  einem  anderen  ,,Suin''y  welcher  meistens  denjenigen,  die  .' 
ihn  als  Freunde  und  Feinde  anwenden  selbst  TöUig  unklar  lat,  ^ 
wird  nnter  y^Comrnnnismns''  oder  wie  er  xnm  Unterschiede  Ton  ; 
obigen  besser  genannt  wird,  nnter  sogenanntem  (reinem)  Com-  • 
mnnismns  ein  Gesellscbaftsznstand  ohne  jedes  Privateigentbim  | 
▼erstandcD,  daher  nicht  nur,  wie  in  den  Forderungen  des  <lkono- 
mischen  Socialismus  der  Gegenwart  (§.  109b.),  ohne  Privateigen- 
thnm  an  sachlichen  Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital),  sondeni 
selbst  ohne  Pri vateigentbnm  am  Gebranohs-  mindestens  am 
Nutz  vermögen  (§.  27).   Der  weitere,  anch  nnr  sehr  nnklar  Tor- 
schwebende  Gedanke  ist  dabei,  dass,  soweit  man  in  einem  sdebes  | 
Znstande  ilberhanpt  von  individnellem  ,yEinkommen'' sprecheo  | 
könnte,  dies  ftlr  alle  Individuen  oder  Familien  völlig  gleich  oder  | 
m.  a.  W.  die  «konomische  Lebenslage  und  Bedtlrfnissbefriedignng  j 
Aller  die  gleiche  sei.  Es  ist  dies  ein  kaum  denkbarer,  geschweige  : 
practisch  möglicher  Zustand,  tiber  den  kein  Wort  zu  verlieren  ist. 
Er  wird  aber  kaum  auch  nur  von  einzelnen  wirren  Phantasten 
ausgemalt  und  muss  hier  überhaupt  nur  aus  einem  äusseren  Grande 
erwähnt  und  einfach  als  tborieht  abgewiesen  werden.  Denn  nnkUre 
oder  tendenziöse  Gegner  des  vorhin  genannten  Commnnismtts  (m  i 
allein  fassbaren  wissenschaftlichen  Shin)  und  des  modernes  ; 
ökonomischen  Socialismes  haben  sieh  gern  in  ein  Windmllhlenge- 
fecht  gegen  diesen  sogenannten  Commuuismus  eiu^elaaseu, 
und  ihrer  eigenen  Sache,  d.  h.  derj(  nigen  der  bestehenden  Wirth 
Schaftsordnung  dadurch  mehr  schadend  als  nutzend,  sieb  den  falschen  | 
Anschein  gegeben,  als  zögen  sie  die  vermeintlichen  Consequenzeo 
dieses  Socialismns  n.  s.  w.  und  widerlegten  dieselben  durch  die 
Identifioimog  des  letsteren  mit  diesem  rein  phantastischen  Conun- 
nismns.  Ein  leider  gefllhrUcher  Irrthum. 

§.  109b.  —  3)  Kaum  weniger  nnklar  sind,  besonders  bei  seuieo 
Gegnern,  die  Ideen,  welche  mit  dem  Wort  „Socialismiis''  ver- 
bunden werden.    Wissenschul'tlich  kann  es  sich  nur  um  zwei 

die  bedcnlkliche  Bedcutnng  haben,  welche  ihnen  von  denjenigen  beipolegt  wird.  1: 
sie  doch  beständig,  aber  Iim^Kt  ohne  jedes  klare  Denken,  als  Sclilafrworte  im  Mnni: 
fuhren.  VuUundä  in  «riä^en^chafll.  Couiroverüca  ist  nichts  bedenklicher  ali  dieser  Eespec 
for  8cb1«s«ort6ii,  vodnrch  die  Gc^nalue  oft  iiiiaQtz  renehlifl  werden.  Dm  ist  eben» 

falsch,  als  die  Suchr,  dir  Geg:en5ati!;e  zu  vertuschen.  Vgl.  Held*s  Sehr,  über  Social 
n.  s.  Besprech.  d.  Lifer.  d.  Comniunal>teueifra£rft  in  Conrads  Jahrb.  ISTS  II.  256.  E> 
ist  nothwcndig,  ininun  darauf  hinzu woison,  dass  es  sich  auch  beim  „Commani»inQ^" 
dem  heut  Winhschaftssystmn  gegenüber  nicht  um  ein  Entweder  —  Oder,  tonden 
nm  oin  Mehr  oder  Weniger  handelt.  Nur  so  gewinnt  man  eine  gemeinsame  Ver-  ■ 
handlun^ba>is  selbst  mit  den  extremsten  „Communisten".  Da  man  diese  aber  weniff^fecs 
hier  „mit  einluden,  nicht  mit  Flinteakageln"  bekämpfen  muss«  so  ist  dies  ein  Voribeü. 
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BedentaDgen  des  Worts  handelii,  am  eine  allgemeinere  und  eine 
•peeiellere  und  in  der  letzteren  am  einen  eitremen  oder  voll- 
itlndigen  itnd  nm  einen  partiellen  Socialismmu  Die  allgemeinere 
ud  die  speciellere  Bedeutung  hftngen  aber  snaammen.*) 

a)  Im  allgemeineren  Sinn  ist  „SooialismuB'' der  Gegen- 
satz znm  ;,In dividualisnuis'S  daher  ein  Princip der  Ordnung 
der  Gesellschaft  und  Volkswirthscbafl  zunächst  Dach  den  Be- 
dürfnissen dieser  als  Totalitäten,  oder  von  Gescllschafts- 
wegen,  während  „Individualismus^*  ein  Princip  ist,  das  in  Gesell- 
^baft  und  Volkswirthschait  das  indi?idaam  voran  stellt,  zum 
AoBgangapnnct  nimmt  und  dessen  Interessen  und  Wttnsche 
nrMorm  für  die  Gesellsehaft  und  VoULawirthsehait  maeht*)  Die 
Gfiiberale^O  Nationalökonomie  der  Pbyaiokialen  und  der  Smitli'aelien 
Seliile  ist,  wie  die  gleiebseitige  Beehta-  und  Staatsphilosophie, 
wesentlich  auf  dies  Princip  des  Individualismus  gehaut.  Die 
historische  und  organische  Hechts-  und  Staatslehre  hat  dies  und 
die  jetzige  wissenschaftliche  Nationalökonomie  mnss  dies  als  eine 
Einseitigkeit  anerkennen.  Das  in  d  ie  sem  Sinn , ,800  ialisti  sehe'' 
oder  —  nm  Missdeutnngen  und  Entstellungen  zn  vermeiden,  —  das 
nSoeiale''  Prineip  mnss  vorangestellt  werden.  Dies  ist  in  der 
Stsstslehro  aehon  gesohehen,  in  der  Privatreehts-Lehre  grOssten- 
dwils  noch  su  thun,  beginnt  aber  aneb  hier  (Iheriflg)^),  und  ist 
SQeh  in  der  Nationalökonomie  nothwendig.  Der  extreme 
Bocialismus  hat  dies  richtig  erkannt  und  danach  gehandelt.  Er 
ist  aber  in  die  andere  Einseitigkeit  verfallen  und  hat  das 
individualistische  Princip,  statt  es  zu  modificiren,  negirt.  Das 
Richtige  ist  aber  nicht:  Socialismus  oder  Individaalismus,  sondern 
•Socialismns  und  Individualismus ,  nnr  der  erstere  als  leitendes 
l'riocip  der  genannten  Art  voranstebend.  Dies  ist  aneb  der 
Stsadpnnet  dieses  Werks.  Soeialismus  und  Individualismus  sind 
iiiei  Lebensprincipien  der  Gesellsohaft  und  Volkswirthsobaft,  ihre 

')  Held  a.  a.  0.  bleibt  an  d.  aUgemeioercn  BedeDtang  von  Sog.  hlBgtn,  vodurch 
nn  die  richtige  Stell augnahiiie  gegenüber  dem  aodemen  eactremeA  Soo.  niunOglich 
»iid.   S.  bes.  S.  37,  38 

^  Gaiu  richtig  sagt  Heid  S.  S7:  „Indiridaalismiis  and  Socialismus  sind  zvei  ewig 
gMiberechtigta  Prindplen,  fon  denen  nie  das  eine  das  anciorc  völlig  aiuacliIifl«6A 
titna,  sondern  die  nur  zo  TCKchiedeoen  Zuitcn  in  rcrschieduncm  Maasse  neben 
«üaader  bestehen  können."  Aber  wenn  er  sagt:  ludiv.  d.  h.  Freiheit,  Soc.  d.  h. 
(Maang,  «o  dieee  Aoalegong  einseitig  u.  unklar.  Viel  besser  in  dieser  Hins.  d. 
Aüfiikr.  f.  Cohn  a.  a.  0.  S.  7  lt.,  nur  dMS  Iii««  die  aUgenelnare  Aebea  der  neueren 
9ee.  fiedeut  ron  Soc.  zu  sehr  zurücktritt. 

Bes.  in  der  2.  Hälfte  d.  1.  Band«  des  Znrccks  im  Recht,  während  in  d.  1.  HAU'te 
das  indifidaalistijcbe  Princip  rsnas  stallt 
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Verwirklicbiiiig  in  wechselndem  Maa8se  durchzieht  die  Geschiebte 
beider  letzteren  (Abth.  2,  Kap.  1).  Das  socialistische  Princip  ist 
aber  aus  entwicklungsgesetzlicben,  iianientlich  wieder  mit  der  Ent- 
wicklung der  Productions-Technik  zuAammeDhängenden  Gründen 
bei  fortschreitenden  Culturvölkern,  znmal  nnierer  Periode,  im  Vor- 
dringen baffen.  Ans  dem  Gesagten  folgt  aneb,  daaa  jede  einzeiie 
volkswirthsehaftliche  Enebeinong  nnd  volkswirthsebaftipolitiscke 
Massregel  notfawendig  immer  ein  socialisttsebes  nnd  individnallsti* 
sches  Moment  enthält,  Ton  denen  bald  das  eine,  bald  das  andere 
zu  begünstigen  ist.  **)  ^ 

§.  109  c.  —  b)  Auf  dem  Boden  dieses  eben  erläuterten  „Socia-  ; 
lismns''  bat  sich  nun  in  neuerer  Zeit,  besonders  dunh  französisclie 
Anregungen  (St.  Simon  und  seine  Sihule,  Fourier  und  seine  ^ 
Anhänger,  L.  Blanc),  eine  wesentlich  ökonomisebe Theorie  ■ 
entwickelt,  wekbe  mit  dem  Namen  |,8oeialismns''  belegt  word«  | 
ist:  der  äociallsmns  im  speeielleren  Sinn«   Diese  Theorie  ut  . 
aber  erst  doroh  Dentsebe  (einerseits  Rodbertns,  andeiseiti  | 
Marx,  Eni^els,  Lassalle)  gerade  in  ihrem  ök o n onrischei 
Kern,  nach  der  Seite  der  Kritik  der  bestehenden  Wirthscbafts- 
ordnung,   und  der  Postulate   lllr  eine  Neugestaltung  der 
letztren,  wissende  ha  ftlicb  ausgebildet  nnd  zu  begründen  gesucht 
worden.  Diet^  deutsche  soeialistisebe  Theorie  bildet  den  „  ex  tremes 
Socialismns'*  oder  den  „modernen  wiseensehaftliebei 
Okonomiseben  Soeialismns."  Um  in  ihm  in  den  wichtigaiea 
nnd  schwierigsten  Fragen  des  volkswirtbschafUlchen  Prodnetloiii* 
nnd  Vertheilnngsproblems  richtig  Stelinng  zu  nehmen,  ist  es  netb> 
wendig,  gegenüber  der  bei  vielen  Anhängern  und  bei  noch  mehr 
Gegnem  desselben  bestehenden  grossen  Unklarheit,  ihn  ricliti^  und 
scharf  in  seiner  „Quintessen/."  darznlegeUi  so  dass  er  auch  lllr 
das  popnläre  Yerständniss  fassbar  wird.^) 

Dieser  extreme  Socialismns  ist  ein  dem  heutigen  entgegn> 
gesetztes  System  der  wirihsehaftlieben  Rechtsordnung» 
wo  die  saelilichen  Produetionsmittel,  d.  b.  Ornnd  nnd 
Boden  nnd  Kapital,  nicht,  wie  jetzt  meistens,  fan  Privat» 
eigenthum  einzelner  privater  Mitglieder  der  Gesell-  , 
Schaft,  sondern  im  öffentlichen  udcr  Gesammteigeuthum 


•)  Held  S.  37  ff..  Cohn  S.  7  ff.  cben'^o. 

*)  Mctoturliaft  ^eiicbcheii  in  Sek  äff  iuit  Quintett.  S.  3  £,  womit  d.  weitere  A»* 
fahr,  in  See.  Körpvr  tlt  4t9  £,  4S7  ft  n  voqtliiGben.  Cokn  a.  ft.  0.  legt  aif  ^ 
bettimmte  Akon.  Theorie  des  whiMiuch.  See  n.  E.  sieht  gwiiis  Oenrioht 
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der  Gesellschaft  selbst,  bez.  ihrer  Vertreter,  sieh  befinden; 
vo  dAber  nicht  die  privaten,  auf  Gewiao  (Kapital -  und  ü nter- 
nehmergewiDD)  berechneten  UnternebmnDgen  und  nach  den  Be- 
diDgvDgea  des  Arbeitsvertrags  bezahlte  Lohnarbeiter  sich  gegen- 
fibeistehra  und  je  nnter  einander  selbst  wieder  conoarriren;  wo 
sieht  die  Prodaotion  eine  von  den  einzelnen  Unternehmern  naeh 
iDdiyidaellem  Ermessen  des  Bedarfs  bestimrate,  daher  im  Ganzen 
regellose,  vom  Gang  der  Speculation  und  dem  Kiutluss  der 
Conjunetur  abhängige  ist,  die  Vertheil  ung  des  Productions- 
ertrags  aber  nach  dem  Zufall  des  „Gesetzes  von  Angebot 
and  Nachfrage^*  erfolgt;  sondern  wo  die  Production  planmässig 
aseb  dem  vorher  ermittelten  ond  veranschlagten  Bedarf  der  Con- 
nmenten  von  Oben  ans  geregelt,  grossentheils  in  genossen- 
lehaftlicher  Weise,  oder  in  Staats-,  Comninnalanstalten  n.  dgl.  m. 
SBSgefllhrt  and  ihr  Ertrag  in,  der  Annahme  nach  gerechterer 
Art,  als  gegenwärtig  mittelst  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nach- 
frage und  mittelst  der  „Lohnabfindungsverträge",  unter  die 
Producenten  (Arbeiter)  vertheilt  wird. 

Dieser  extreme  Socialismus  ist  daher  ein  neues  grosses  natio- 
nalOkonomisches  System,  welches  als  solches  dem  Bj'Stein  des 
ökonomischen  Individnalismns,  d.  h.  der  wissenschaftUohen 
Lehre  der  Physiokraten,  A.  Smith 's  nnd  seiner  Sohnle  von  der 
Volkswirthschafl,  eine  Lehre,  welche  in  anxerer  modernen  wirth- 
lebaftlicheD  Gesetzgebung  im  Wesentlkben  Geltung  erlangt  hat,  als 
Gegenpol  gegenüber  steht.  In  diesem  Socialismus  handelt  es 
sich,  wie  man  sieht,  um  eine  grundsätzlich  durchaus  andere 
als  die  heute  zu  Recht  bestehende  Lösung  des  volkswirthschaftlichen 
I'roductioos-  und  Vertheilungsproblems.  Zu  diesem  Zweck  will 
derselbe  eine  prinoipielle  Umgestaltung  von  Hauptpuncten 
des  Privatrtscbts  voroehmeo,  namentliob  das  Privateigentbnm 
an  Boden  and  Kapital,  als  Productionsmiiteln,  ond  den  heutigen 
Arbeitsvertrag  beseitigen.  Damit  wttrde  alles  Rentenein- 
kemmen  flHr  Private  fortfallen  ond  blosses  Arbeitseinkommen 
übrig  bleiben.  Ueber  die  GrundsUtze  für  die  Regelung  des  letzteren 
gihen  die  Ansichten  auseinander.  Für  den  vorlitgenden  Zweck 
braucht  auf  diese  Frage  nicht  näher  eingegangen  zu  werden. 

§.  109  d.  Mit  diesem  extremen  äocialismus  steht  der  oben 
ia  der  Bebandlang  des  Vertheilongsproblems  eingenommene  Stand- 
pQQCt  in  Widersprach.  Die  weitere  ond  sehr  eingehende  Aos- 
^nandersetzong  mit  ihm,  die  gegenwärtig  eine  der  theoretisch  nnd 
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practisch  wichtigsten  Aufgaben  der  wissenschaftlichen  Nationalöko- 
nomie bildet,  erfolgt  im  Verlauf  dieses  ganzen  Werks,  namentlich  im 
3.  u.  4.  Kapitel  dieser  und  in  der  ganzen  nächsten  Abtheilong, 
nnter  beständiger,  selbstverständlich  durchaus  objectiTcr  Kritik; 
der  einzelnen  Lehren  nnd  Postnlate  dieses  Socialismns  nnd  mit  einem  > 
die  wichtigsten  Postnlate  wenigstens  in  ihrer  Absolntheit  ab-| 
lehnenden  Ergebniss. 

Eise  solche  Bebandlnng  ist  durchaus  geboten,  nicht  nnr  dnrch 
die  wissenschaftliche  Bedeutung  des  extremen  Öocialismus  in  der 
Kritik  der  anderen  Theorieen  und  im  systematischen  Aufbau  einer 
neuen  ökonomischen  Theorie,  sondern  mehr  noch,  weil  der  extreme 
SociaUsnins  nur  eine  Uebertreibung  eines  partiellen  Socia- 
lismns ist,  weicher  in  der  gesehichtliohen  Entwicklung  des 
gesellsehaftliohen  nnd  yolkswirtbsohaftliehen  Lebern 
aller,  besonders  der  CnltnrvOlker  längst  bestanden 
bat  nnd  einen  wesentlichen,  vielfaeb  in  nothwendiger 
und  sichtbarer  Ausdehnung  begriffenen  Bestandtheil 
der  tiberall  bei  uns  vorhandenen  gesellschaftlichen 
und  w irthscha f t Ii chenRechtsordnung  bildet.  Damit  wird 
aber  ein  partiell  durchaus  richtiger  Kern  auch  im  extremen  | 
Sodalismns  anerkannt. 

Es  handelt  sieh  daher  anoh  hier,  ebenso  wie  bei  dem  SoeiaKs- 
mns  in  der  obigen  allgemeineren  Bedentnng  dem  IndhidaaHsDoi 
gegentlber,  nicht  nm  ein  Entweder-Oder,  sondern  nm  ehi 
Mehr-Weniger  zwischen  diesem  extremen  ökonomischen Socialis- 
mus  und  dem  ökonomischen  Individualismus  der  neueren  National- 
Ökonomie.  Gerade  dieser  Umstand  erschwert  die  theoretische 
nnd  practiscbe  Aufgabe  sehr,  denn  damit  erweist  sicheine  Ab  wägang 
▼on  Fall  zu  Fall  unvermeidlich.^®) 

Gans  oder  theilweise  auf  dem  Boden  der  Prodnctionsord* 
nnng  des  Socialismns,  in  Okonomisoher  nnd  rechtiicber  Hinsiekli 
steht  unsere  Praxis  bereits  mit  dem  „öffentlichen**  Eigentbun 
an  Gmnd  nnd  Boden  nnd  an  Kapitalien  nnd  mit  dem  Betrieb  tob 
materiellen  Productionszwcigeu  durch  ihr  Staats-Domäueu- ,  Forst-, 
Berg-  und  IlUtteu  ,  Fabrik-,  Bankwesen  u.  s.  w. ;  durch  ihre  grossen 
Staats  -  Verkehrswege  und  Anstalten,  ihre  Strassen,  Eisenbahnen, 
ihre  Post,  ihre  Tciegraphie;  durch  ihre  Staatsmonopole,  wie  Salz 
nnd  Tabak;  durch  ihre  Öffentlichen  Versichemngsanstalten;  ducb 
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ihre  etwaigen  Zuschüsse  für  Prodnctivassociationen  ans  Öffentlichen 
Geldern  (nach  Lassalle  und  Bismarck);  durch  ihre  materiell-wirth- 
^- liaftlicbeu  Cominunalanstaltcn ,  für  Gasbeleuchtung ,  Wasserver- 
sorgung, Viehhöfe,  Markthalleu,  Lagerhäuser  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  sowie 
durch  vieles  Andre  mehr.  Der  extreme  Socialismus  fordert  nur, 
dass  solches  Öffentliches  Eigenthiiin  ganz  Terallgemeinert  und  daher 
allein  he  rr sehend  werde^  nngesehichüich  and  sieb  Uber  die  ent- 
fegeaslehenden  teebnisehen  nnd  Okonomisehen  Bedenken  und 
Sehwierigkeilen  mit  seinem  abstnot-absoluten  Prineip  hinwegsetzend. 
Dsdoreh  beseichnet  er  den  ftnssersten  Rttckschlag  gegen  seinen 
Gegenpol,  den  ökonomischen  Individualismus,  welcher 
seinerseits  nicht  weniger  ungeschichtlich,  seinem 
abhtract- absoluten  Prineip  genjäss,  den  Staat,  die  Gemeinde  u.  s.  w. 
ganz  aus  dem  Eigenthum  an  und  aus  dem  Wirthschattsbetrieb  mit 
sachlichen  Productionsmittein  herausdrängen  will  oder  wollte:  vom 
Staadponet  der  Gegenwart  so  „atopiseh*%  wie  das  sooialistisehe 
Postulat 

Selbst  «nf  dem  Boden  der  Vertheilnngsordnnng  des  Soeia- 
liiDiifl  steht  nnsere  Praxis,  namentlieb  in  Deutschland,  bereits  lange 
tn  Bezug  auf  eine  wichtige  Arbeiter-  oder  „  Producenten  "  kategorie, 
(iie  „öffentlichen  Beamten*',  namentlich  im  Staatsdienst. 
Auch  hier  erfolgt  nicht  unmittelbar  nach  individueller  Nachfrage 
uod  Angebot  die  Lohnregelung,  sondern  auf  Grund  bestimmter 
Bedarfsscalen  und  zugleich  bestimmter  Abmessungen  des 
gesellsehaftliehen  Werths  der  betreffenden  Arbeits- 
art wild  em  Gehaltssystem  anfgesteUt,  welehes  die  Besoldungen 
der  eintehaen  „Arbeiter''  regelt  Ein  entwickeltes  Pensions- 
system (Rnhegehalte ,  Alterspensionen,  Wittwen-  und  Waisenpen- 
Bionen)  verbindet  sich  damit.  Die  eminenten  Vorzüge  dieses  „Be- 
soldangjj Wesens**  gegenüber  dem  „Lohnwesen**  der  gewöhnlichen 
Arbeiter  sind  augenscheinlich.  Man  hat  das  erkannt  und  we^^eii 
der  üebelstände  im  letzteren  gerade  neuerdings  nach  Einrichtungen 
gcitrebt,  weiehe  den  Arbeiter  durch  ein  entwickeltes  Versicherungs- 
wesen in  einiger  Hinsieht  fthnlieh  wie  den  Beamten  sieher  stellen. 
Das  liest  sich  freilich  nicht  ohne  grossere  Einmischung  in  den 

")  NihevB  Ausfuhr  in  meiner  Fin.w^iss.,  bes.  in  d.  Abschnitten  y.  Priratervrorb 
den  Gebühren,  wo  überall  auf  die  im  Staats-,  Commanaleigenthum  u.  -Betrieb 
iQätcr.  Productioauveige  liegende  ,j»ocialist.*'  u.  „commanist."  ConsequeDi  hioffewieseu 
▼iil  S.  «och  melnea  Aoft.  aber  d.  «chireb.  deotschen  Fin.firageii,  Tab.  Ztocbr.  1879 
S.7S  ff. 
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„freien  Arbeitsvertrag"  erreichen  nnd  führt  nnvenneidlich  tob  da 
Lohnregelun^  des  ökonomischen  ludividualismns  weiter  ab.  So 
befindet  man  sich  auch  hier  bereits  und  gelangt  immer  mehr  in 
einen  „partiellen  Socialismus"^  von  welchem  das  staatliebe 
Besoldungswesen  ein  sehr  interessantes  Bdspiel  ist.^^)  Aber  Überall 
ist  die  vom  extremen  Sodalismns  verkiaDte  Anfgabe,  an  d» 
gesehiehtlioh  Gewordene  nnd  reehtlieh  Bestehende  annkaipfBiii 
allenfalls  Entwieklnngen  in  bestimmter  Kietatang,  die  sidiobai- 
bin  bereits  anbahnen,  zu  postnliren,  aber  nieht  diese  wettereD 
geschichtlichen  Entwickhingen  durch  ein  abstract-absolotes  Princip. 
dem  sich  Alles  beugen  müsse,  anticipiren  zn  wollen,  ohne  das< 
iür  die  Verwirklichung  das  Wie  und  Wo  auch  nur  zu  ersehen  iM. 
Anderseits  ergiebt  sich  auch  hier  wieder,  dass  der  extreme  ökon»' 
mische  Individualismus  nicht  weniger  einseitig,  seioeii] 
abstract-absolaten  Princip  von  der  Nothwendigkeit  nnd  Erspriesslich 
keit  der  „natnrgeeetsUcben^  Begelang  dnreh  freie  Indifidaal- Ver- 
trüge gemäss,  bereits  bestehende  Verhältnisse,  schon  erreiehtc 
und  sich  fortsetzende  Entwiekhiagen  negirt  Die  Wahrheit 
liegt  in  der  Mitte  zwischen  beiden  Extremen. 

Nach  diesen  hier  vorlUutig  nur  kurz  anzudeutenden  Gesichts- 
puncten  sind  die  grossen  Probleme,  welche  der  wissenschaftliche 
Socialismus  nicht  bloss,  sondern  die  moderne,  technische, 
wirthschat'tliche  und  cnlturliche  Entwickinng  in  die 
theoretisch  e  nnd  praetische  Discnssion  geworfen  haben, 
im  weiteren  Verlauf  zu  erörtern.  Die  Hauptfordemng,  die  grund- 
sätzliche Beseitigung  alles  privaten  Kapitals  und  Bodens^  daiut 
alles  privaten  Rentenbesogs,  und  die  grundsäts liehe  Aus- 
schliesslichkeit blossen  Arbeitseinkommens  ist  zwar  durch  die 
moderne  Entwicklung  der  Technik  mit  hervorgerufen  und  inso- 
fern weniger  unbedingt  unausführbar  geworden.  Aber  gegen  sie 
spricht  nicht  nur  heute  und  flir  unabsehbare  Zeit  noch  die  ganze 
bisherijg^e  geschichtliche  Entwicklung,  sondern  eine  Reihe  der  9ehwer8^ 
wiegenden  technischen  und  Ökonomisehen  Grttnde  und  wahrster 
Volks-Oulturinteressen,  nieht  nur  Opportunität»-  sondera  pris- 
eipielle  Rtteksiehten.  Das  ist  sdion  im  7origen  Abedyiitt 
Standpunct  der  Gonsumtion  aus  mit  Bezug  auf  die  Entwicklungs- 
bedingungen der  materiellen  und  der  Cultnrbedttrfnisse  der  Einzeken 


>^  Dieser  Gesichtspunkt  in  d.  Bcsolilun^weseo  des  Staatsdiensts  »chon  lienofge- 
hobeB  In  meiner  Fin.irie8.  I,  2.  A.  §.  73. 
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tod  des  Volks  ausgetührt  werden.  Die  weiteren  Argumente  sind 
der  Function  de^  Privutreicbthnms ,  des  carilativen  Systems,  der 
treien  Gemeinwirtbschalten,  der  KUcksicht  auf  die  individuelle 
Freiheit  und  auf  die  im  Gesammt Interesse  wirkende  Funotion 
des  wirthschaiiUeben  Seibstinteresses  der  Individuen  zn  entnehmeo, 
wie  eieh  dies  im  Einzelnen  in  der  Lehre  von  der  Organisation  der 
Yolkilnrtlieelialt  (Kap.  3),  yon  der  persönlichen  Freiheit  (Abtheil.  2, 
Kap.  1)  und  von  der  teehnischen,  ökonomischen  nnd  socialen 
Geiammtf  onction  der  beiden  grossen  Rechtsinstitute  des  Privat- 
kapitals  und  des  privaten  Grundeigentbums  (Abtheil.  2,  Kap.  3  u.  4) 
wigen  wird:  Untersuchungen,  welche  gegenwärtig  noch  zu  umgehen, 
„Vogel- btrauss- Politik''  ist.^^) 

§.  109  e.  —  C.  Wie  sich  ans  dem  Vorausgehenden  ergiebt, 
kann  aber  von  unserem  Standpnnete  aus  auch  nur  Front  gegen 
den  extremen  akonomisehen  Individualismus  gemacht 
werden.  Dieser  erwartet  von  dem  ,,sich  selbst  flberlassenen  Ver- 
kehi''  in  dner  Volkswirthschaft,  welche  möglichst  wenig  Staats- 
wiithsehafl  ist,  die  relativ  beste,  ökonomisch  und  technisch 
richtigste  Lösung  des  Productionsprobleras  und  zugleich  die 
richtigste  und  gerechteste  Lösung  des  Vertbeilungsproblems.  Damit 
setzt  er  sich,  ebenso  wie  der  extreme  JSocialismus,  über  die  ge- 
schichtliche £ntwicklang  und  die  Thatsachen  des  volkswirthschaft- 
heben  Lebens  blind  hinweg.  Er  erkennt  nicht  die  Bedenken 
gegen  solche fl berm&ssige Einkommen- und  Ve rmögens- 
nogleichheiten,  welche  wesentlieh  nur  zur  flppigeren  BefHe- 
digaog  der  materiellen  Bedttrfnisse  der  Reichen  nnd  zum  Theil 
inir  auf  Kosten  der  in  Dlirltigkeit  darbenden  Masse  der  Bevöl- 
kerung ftlhren.  Er  nimmt  ohne  \\'citcres  an,  als  würden  dergleichen 
Extreme  in  der  Vertheilung  des  Volksciiikfunniens  um  Besten  und 
Sichersten  vermieden,  wenn  im  sogen,  bystem  der  freien 
i^oocurrenz  (§.  126)  Jedermann  möglichst  ganz  auf  sich  selbst 
gestellt  und  die  volkswirthschafiliche  Entwicklung  deoigenittss 
„frei  gehen  gelassen^*  werde.  Er  tibersieht,  dass  gerade  daraas 
bei  Anerkennung  der  vollen  persönlichen  Freiheit  der  sich  selbst  ttber- 


^  Oh  ist  meine  Antwort  auf  die  nicht  seltenen  gubässigen  Aogritie,  irelche  ick 
wegen  der  Behandlung  dieser  Beehtsfragen  überhaupt  in  einem  Werke 

'^ic  dem  vorliegenden  erfahrea  habe.  Vgl.  z.  B.  L.  Bamberger,  Deutsch!,  u. 
d.  Socialism.  I.pz.  is7s,  II.  v.  Treitschke.  (d.  Soc.  u.  d.  Meuchelmord,  ßerl.  IHlb.) 
^  nicht  Au^und  nimmt,  unter  den  Vcn>chuidungsmomeuten  die  „Sy^temaucht  der 
^iitiotulökonomSB^  za  neaneo.  Jh»  Pasquill  niedrigw  hingen^,  heisst  es  auch  rou 
Mkhen  OeuBeiationen     dio  elasife  Kritik. 

12» 
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lasBonen  MäsMn  und  bei  der  Statoirang  voUstoa  PrivateigcnthBrni 

HD  deu  wirthsohaftlicheo  Gütern,  namentlich  an  den  Prodactions- 
mittelü,  eine  Tendenz  steigender  Ungleichheit  des  Ein 
kommens  und  Vermögens  hervorsteht.  Die  Auseinandersetzung 
mit  dieser  ökonomischen  Theorie  ist  nicht  minder  wichtig,  als 
diejenige  mit  dem  extremen  bociaüsmiig.  Auch  sie  eriolgt  in  dea 
nächsten  Kapiteln  dieser  und  in  der  ganaen  zweiten  Abtheüimg 
der  Grondiegong. 

Weder  der  Qnietismns  der  historiseh-nationalOkonomisdMB 
SSehnle  —  das  Seitenstitck  zu  denjenigen  der  lustorisehen  Beehto- 
sehnle,  wo  er  jetzt  bereits  Überwanden  ist,  —  noch  sogenannter 
Communismus,  noch  extremer  )Sucialismu8  mit  seinen 
pessimistischen  Uebertreibungeu,  noch  extremer  ökono- 
mischer Individualismus  mit  seinem  bequemen  Optimismus, 
sondern  ein  mittlerer  Standpunct  wird  daher  hier  vertrelen.  Von 
diesem  ans  wird  auch  in  der  Theorie  schon  die  principielle 
Nothwendigkeit  von  Gompromiaaen  zwischen  den  Forde- 
mngen  verschiedener  wirthschafttieher  OrganisationapriaeipieD 
(Kap.  3)  anerkannt 

6.  Hauptabschnitt. 
KennMeielaeii  de«  V^Hpswohtotoiida- 

Siehe  Bau,  §.  80,  81,  auch  §.  25,  Rosober,  §.  10.     Yergl.  NeximanB  (TbV.), 

„Cos.  Kcnntn.  r.  d.  soc.  Zuständen  um  uns" ,  besonders  auch  die  statistischen  Aom. 
dazu,  mit  guten  kritischen  Bemerkungen  Uber  die  M  iDgel  des  btatistischen  Matehtls 
auf  diesem  wichügen  Gebiete«  in  Uüdebr.  Jahrb.  X\iü  (lb72),  278  Ii;,  299  ff.  b 
neoester  Zelt  hat  der  um  die  rolkswiitiiacliaflUolia  Prifatitatifldk  (Preise,  IndMiite, 
Handel,  u.  b.  w.^.  sehr  verdiente  £.  Laspeyres  in  der  kleinen  Schrift  „Die  Kathedcr- 
Rocialistrn  und  die  stallst.  Congresse.  G<!d.inken  zur  Begründung  oiner  luitionalokon. 
Stati^tiik  und  einer  statiat.  Nationalökonomie",  BerL  1875  (11.  52  d.  dcutaclicu  Zeit- 
Ii.  Streitfragen/,  Itcachtenswerthe  ToisohlSge  fOr  die  weitere  Ausbildung  der  Tolb- 
wirthschaftliclien  Statistik  ;r''niarli(  und  zwar  dircct  für  di»^  Zwecke  der  National- 
(Ökonomie.  Auch  er  nennt  die  Keimtniss  der  socialeu  Zast&ude  ttm  uns  „bisbei 
j&mmcrlich  bestellt",  S.  41. 

Sonst  ist  für  einigerma&ssen  verarbeitetes  geschichtliches,  coltor-  oad 
wirthschaftsgeschichtliches  und  besonders  statistisches  Material  auf  die  allgemeinen 
Handbücher  der  Statistik  und  Staatskunde  zu  verweisen,  die  freilich  aickt 
immer  mit  gen itgender  Kritik  an  den  Stoff  horantreten;  ferner  auf  die  grosseren 
Werke  der  politischen  Geographie,  welche  letztere  im  Stoff  mit  der  Staati- 
kunde  grosscntheils  zusammenfallt;  und  auf  die  spociclh'n  Staatskundf^n  ein- 
zelner Länder,  welche  Werke  sammt  und  sonders  deu  wirthschafiüchen  Verhalt* 
nissen  grossere  oder  geringere  Aofineiksamlteit  schenken,  einxefai  ttbrigens  natarUdi 
ron  sehr  reisdiiedenem  W'erthe  sind. 

Einzelne  wichtige  Seiten  der  Volks wirthschaft  finden  ihre  eingehendste  Behaud- 
lonc  in  den  zahlreichen  Fublicationen  der  statistischen  Bnroaux  unserer 
modernen  Staaten,  besonders  der  Ackerbau,  der  Handel,  die  GommnnicationBmittel 
die  Creditaustalten.  die  Finanzen,  weniger  die  geaammte  Industrie,  doch  lu^n  neuere 
gewerbestatist.  Aufnahmen  hier  jetzt  die  Lttcken  zu  verroUatänd.  befonnen  (vgL  bes. 
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Preass.  Staustik  N.  XXXX,  Ergebnisse  der  GewerbozÄhL ,  Berl.  1878;  Engel,  d. 
iMhtttr.  Eaqnöte  a.  d.  GeverbezttL  iL  t.  v.  Beri.  1878).  Beich  an  schftnen  moBo- 

^jihiThen  Ar?>citt;n  im  Gehiotc  d^r  volkswirthschaftlichen  nnd  Sorinlstatistik  silld 
besonders  die  von  Knj^el  begründeten  Zoitschriften  des  K,  S  äc  Ii  s  i  »*c  Ii  en  und 
K.  Preussischeu  Stali&t.  Bureaa,  diu  von  v.  Hermann,  jetzt  von  G.  Mayr  har- 
xuig^gebenen  Hcfto  und  Zeitecfariften  des  K.  Bayerischen  Statist.  Boreau.  die  von 
Czöruiff-Ficker'schen  aratl.  Statist.  Puhl,  in  Oesterreich,  die  Belffischen 
Ver&ffeoüichaogea ,  die  engliscbeu  Blaabttcher,  die  Jahrbucher  u.  ».  v.,  der 
(tidlischen  Statist.  Bareauz  (Berlin,  Wien  a.  a.  in.),  a.  s. 

Hier  können  nur  einige  wenige  Hanptwerke  besonders  hervorgeholien  wenion. 
Weit'^res  gehört  in  die  Bibliographie  der  Statistik  fworüber  der  Katalog  der 
Hamburger  Commcrzbibliothok  und  dur  im  Krscheiiioii  begritteue  der  Bibliothek  des 
K.  Pmm.  StnHst  Bttnao  zieBÜcli  foUat&ndigo  Angaben ,  wenigstens  tüt  die  nenefo 
Utanlnr,  enthalten).    Auch  Neamann  a.  a.  0.  giebt  manche  literarische  Nachweise. 

Ptir  das  Alt«  rthuni,  and  zwar  G  ri  erli e  nla  ii  d  s.  BAckh.  *^t.iitshaush.  d. 
Atkener,  1.  AulL,  Berl.  1851,  besonders  B.  1,  dann  das  schöne  Buch  von  BUchsen- 
tektts.  Bes.  n.  Enr.  im  griecb.  AlteTthnm;  Ar  Rom  joltt  Fr! edl Anders  Dsr- 
^teOngen  ans  der  Sittengcsch.  Rom's,  in  d.  Zeit  v.  Augustns  bis  zum  Ausgang  der 
AiitODioe,  3.  Aufl.,  3.  B.  Auch  die  Werke  über  Staats-  und  Privatalte  r- 
thQmer  der  altcu  Welt  enthalten  manches  einzelne  UierhergehOrige  (Marquardt, 
LsBf  e  «.  A.  mX 

Unter  den  etwas  älteren  Werken  der  beschreibenden  Statistik  oder  Staats- 
innde  sind  F.  W.  Schubert's  Handb.  d.  allgein.  Staat>kiinde  von  Europa,  (i  Bände, 
Köoig^b.  1S35  ff.,  dann  v.  Malchus,  Statist,  u.  6taatenkunde ,  Stuttg.  u.  Tab.  1626 
■it  die  besten  und  filr  ilteres  Material  noeh  $m  Enten  in  ([^brauchen ;  die  spilersn 
MblrL-i'hen  S^  liriften  von  v.  K'-'d'  H  sind  ungleich  irearWitet.  In  der  neuesstOB 
Literatur  nimmt  Kolb's  Handb.  <1.  vergleich.  Statistik,  der  Völkerzu^faiids -  nnd 
Staateakunde,  7.  Aufl..  Leipz.  l^Tö,  S.  Aufl.  (verkürzt)  1878,  nach  dem  Reichthum 
des  Materials  die  erste  Stelle  ein ,  die  politis<  be  Tendenz  d*js  yerras.>-ürs  tnibt  aber 
mifantcr  die  Darstellung.  Vor  0.  Hansncr's  Statistik  von  Europ.i  'Leuili.  1S65)  ist 
ieider  mehr  zu  warnen,  s.  o.  Anm.  S.  132.  In  nuce  tiadet  man  die  wichtigsten  Daten 
ftkv  BerMkeniDg,  Finanzen,  Handd,  Scbiffibhrt,  Gomaranicationen  a.  s.  w.  Air  alle 
Caknttnder  am  VoIlst.lndigsten.  Zuvcrlässigi^ten  nnd  Neuesten  stets  in  dem  Gotha<  r 
gencaloET.  Taschenbuch,  bes.  seit  d.  Redaction  von  Herrn.  Wagner  bis  inr  | 
1876),  seitdem  v.  Behm  a.  v.  Stein;  femer  in  M.  Blocks  .tUmuairu  de  Icconomiu 
poBt  et  de  ]a  Statist,  Par.,  ind  Marti n*k  Statesnan's  Tearbook. 

Unter  den  Werk^  n  der  politischen  Geographie  nimmt  das  jetzt  freilich  in 
seisen  Daten  mannichfach  veraltete  jrrosse  Werk  von  Wappaus,  Handb.  d.  Geogr. 

0.  Statist,  Leipz.  1849  —  70.  in  Verbindung  mit  anderen  Gelehrten  (Bracheiii  u. 
A  m.)  beimasgefeben,  nenerdingti  mit  einzelnen  Fortsetzangen  (roii  Bracbelli  liber 
Oesterreich.  Deutsches  Reich  ü.  s.  w.,  n.  A.)  verseh^'n.  die  erste  Stelle  ein. 

Fnr  einzelne  moderne  Staaten  s.  ausser  den  genannten  stitistisrhen  Publication^n. 
BOtei  denen  noch  die  Jahrbücher  (Oesterreich,  Italien  u.  A.  m.,  leider  nicht 
periodiscb  regelmässig  in  Prenssen>  besonders  berrorgohoben  werden  können: 
Gro'>sbri  tan  n ien ,  Porter,  progr.  of  the  n:\tion.  ed.  Lond.  1S.'»1.  ^rTulIoch. 
mtist  arrount  of  the  Brit.  empire,  2  vol.  1^37  u.  ISH'.I,  auch  Tookoa.  Newmarch, 
Übt  of  prices,  «  vol.,  1837  ff.  —  1857,  deutsch  von  Ashcr,  2  B.,  Dresd.  18.)S— 59.  — 
Fraakreicb«  llterc  Schriften  von  Chaptnl,  l'industr.  franc.  F.  1819  II,  Dnpln, 
forces  prr>dnrt  etc.  d<^  !r\  Fr.  1S27.  II.,  Seh  nitzler,  de  la  cn'-at.  do  la  rieh,  et  des 
intir.  mater.  en  France  P.  1812,  IL,  ders.  Sutist  g6n<^r.  de  la  Fr.  P.  1846,  IL,  M. 
filoek,  Statist  de  la  France,  1  M.  Par.  1875,  1.  B.  —  Deotsobland:  r.  Yie- 
bahn,  Statist  d«.^  zollver.  u.  nOrdl.  Dentschland's,  :t  B.,  Berl.  1853^68  (Hauptveik). 
G.  N.'umann,  d.  ileut<che  Reich,  1.  B.  1S71.  Preussen:  Krncr.  Betracht,  über 
d.  Nationalreichth.  d.  prcuss.  Staats,  Berl  1805,  IL,  Dieterici,  d.  Volkswohlst.  iui 
piens.  Staate,  Beii  1846,  ders.,  Handb.  d.  StatM.  d.  prenss. Staats,  1861.  Meitzen, 
d.  Boden  n.  d.  landwirtbsch.  Verhältn.  d.  preuss.  Staats.  4.  B..  Berl.  1S6S  ff.  (Haupt- 
Wert).    Keller,  Preuss.  Staat.  2.  Aufl..  Berl.  1<*7:{  (2.  H.  des  „Deutschen  Reichs". 

1.  in  der  2.  Aufl.  noch  nicht  erschienen).  Sachsen:  ältere  Arbeiten  von  Engel, 
Iml  Jabrb.  1851.  —  Oesterreicb:  ?.  Czörnig,  Oasterreieb's  Neomstalt«  Stottff. 
1^58«  Spieker, Statist  tr.  Oest-Üogain,  Wien,  1878.  —  Bnssland:  f.  Haxtbantars 


Digitized  by  Google 


182  1.  Abih.  2.K.  WitthsGh.ii.y<illavjich.  6.H.-A.  KeDiiz.d.yoa(iwohkt  §.  110-ltl 

Stadion  Uber  Kussl.,  3  B..  Hannor.  1847,  (aQoh  fr&nzOs.).  7.  Bodcü,  RosslaAd't 
Kraftflcm..  Frankf.  1S54,  r.  Tepoborski.  forr.  s  prod.  de  la  K.,  1854,  II.,  de  Base  hen. 
Iure.  prod.  de  la  Russie,  Par.  ISÜT.  Schuitzler,  leiupire  des  tsan,  Par.  et  Stnasb., 
S  foL «  1862  £  —  66,  r.  Savroir,  d.  tnm.  Bddi  in  t.  fiuai.  Mön.  SatwieU.  Mit 
d.  Krimkriege.  Leipz.  Ib'H.  —  Schweiz:  Emminsbaus,  die  Schweix.  Volks- 
wirthschaft.  Leipz.  \bi)S.    M.  Wirtb,  ail^:em.  Rescbrrib.  u.  Statist  d.  Schweiz,  ZOr. 

1.  B.  vLaod,  Volk,  Verkehr,  Veräicherungäwei>en.  Justixsutistik^  —  Belcien: 
Horn.  Statist  Gemllde  7.  Belgien,  1858  O.T. a.  m.  —  Bf^elow,  4tels  Unii  dAmitt 
en  1S6.3,  Paris  1863.  Straus.  les  Et.  Unis,  Paris  1*^07.  —  M.  Block,  ein 
Wendepnrict  in  America,  Vierteljabrsschr.  fllr  Volkswirtlisch.  1^73,  IV.,  157  ff.;  tob 
älteren  Werken:  K.  And  reo,  Nordamerica,  Braunschw.  Ib51.  —  Vgl  anch  die 
oben  VoTbem.  S.  119  fren.  Lit  ttb.  VoUoeinL  n.  s.  iL  d.  ArbeKen  ttb.  VeitiMa.  i 
Volkseink.  v.  Sötbeer  i Arbeiterfreond,  1876  8.  278  C.  ders.  im  D.  Hand.bL  1S77. 
1678  uhor  l'r<'iiss.  n .  Gr.-Brit. .  Laspeyres  eb.  1875  N.  41.  Michaelis,  Glider, 
d.  Gescliach.  Literarische  Nachweise  hinsichtlich  der  einzelnen  wichtigeren  Kennzeichefl 
des  Yolkswohlstandt  e.  in  d.  Noten  n  §.  112. 

I.  —  §.  110.  Geschichtliche  und  htatistische  That- 
sachen  als  Kennzeichen.  Der  Wohlstand  eines  Volks,  an 
und  für  sich  und  in  X'ergleichung  mit  einer  früheren  Zeit  und  mit 
anderen  Völkern  hetiachtet,  lässt  sich  durch  mancherlei  Kenn 
Zeichen  ermitteln,  die  in  bestimmten  Thatsachen  des  Volkalebeat 
und  derVoikswirtbschaft  liegen.  Diese  Thatsachen  mttssen  la  diesen 
Zwecke  beobachtet,  gesammelt,  gesichtet  nnd  systematisch  Terarbeitet 
werden.  Es  geschieht  dies  tikeils  durch  die  GesohiehtCy  iasbs* 
sondere  die  Wirthschafts-  nnd  Gnltargeschichte  der  Volker, 
tbeils,  und  im  Ganzen  genauer  und  TollsUlndiger  in  einer  sicherere 
Schlüsse  gestattenden  Weise,  durch  die  System atische  Massen- 
beobachtung der  Statistik  über  Bevölkerung«-,  ökonomische 
und  sociale  Verhältnisse.  Die  betreffenden  Thatsachen  tiberliefert 
die  Statistik  alsdann  der  beschreibenden  Diaciplin  der  sogen. 

StaatsknndcO 

II,  ^  §.  III.  Anfordernngen  an  die  besUgliehes 
Thatsachen.  Die  Thatsachen,  welche  als  Kennseiohen  dei 
Volkswohlstands  dienen  sollen,  mtfssen  so  gew&hlt  werden,  di» 

aas  ihnen  nicht  nur  auf  die  Höhe  des  Volkseinkommens  und 

Volksvermögens,  sondern  auch  anl"  die  Verl  hei  hing  derselbeu, 
daher  auf  die  Güter  arten  oder  Gebrauchswerthniengen, 
aus  denen  sie  bestehen,  und  besonders  auf  die  T  hei  In  ah  nie  der 
Massen  des  Volks,  der  unteren  Classen  am  Consam  der 
Guter,  nnd  auf  die  Verwendung,  welche  die  reicheren  Classen 

Näheres  über  Geschichte,  Statistik  nnd  Staatskunde  in  ihrer  Bedeutang  für  Jie 
Nationalökonomie  im  2.  Bande.  Abth.  3  d  Grundlcg.  ^Methodik).  Ueber  die  ÜBte^ 
sebeidnnif  von  StatisCik  und  Staatslrande  s.  meinen  Art  Statistik  im  Sisati» 
wOrtorb.  X.,  bes.  452  ff.,  479  ff.;  Uber  die  der  von  Knies,  Rtlmolin,  mir  n.  A. 
vertretenen  ent^cg^en^esetzto  (ältere)  Auffassung  der  Statistik  s.  Bm,  §.  2i,  sad 
Boscher,  ^.  18  und  ders.,  Gesch.  d.  Nationalökon.  S.  1011. 
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m  ÜHP»  SiBkommeii  md  Vemidges  BUMheOi  gflseblowen  werden 
kurn  (8.  §.  94  ff.). 

Kaeh  diesen  Gesichtspuncten  lässt  sich  folgendes  Schema 
der  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  aufstellen.  Dasselbe  enthält 
üur  Haaptrubriken.  Die  Ausfüllung  dieser  Rubriken  mit  den 
bezüglichen  Thatsachen  der  Geschichte  und  Statistik  ist  nicht  die 
Anigabe  der  Volks wirthnchaftelehre,  sondern  der  beiden  Disciplincn, 
welche  die  Thattaelieii  rammehi  und  uohton,  der  Gesohichto 
md  der  StMtskiinde. 

ni.  —  §.  112.  Kennzeiehen  des  Volkswohlstands. 

A.  Die  materielle  Lage  des  Volks  im  Ganzen,  daher,/' 
namentlic h  seiner  unteren  Glassen^  welehe  die  grosse  Mehrzahl 
im  Volke  bilden. 

1)  Die  Bevölkerangsyerhältnisse,')  welehe  unter  einem 
staUgfciBoh  nachweisbaren  dendiehen  Einflnss  der  materiellen  Lage 
des  Volks  st^n.  Besondm  wichtig  ist 

a)  die  nattlrliehe  Bewegung  der  BevVlkernng,  welehe  / 
sieh  in  den  Thatsachen  der  Statistik  der  Geburten,  Heirathen 
Todesfälle,  in  der  s c h l i e s s  1  i c h e n  Bilanz  zwischen  Geburten 
nnd  Todesfällen,  daher  in  der  Vermehrung  oder  Verminderung  der 
Volkszahl  ausdrückt.  Im  Einzelnen  ist  Jiier  noch  besonders  zu  be- 
achten die  allgemeine  Sterblichkeit,  namentlich  die  Kinder- 
sterblichkeit, das  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen 
Qoter  Ansscblius  der  Kinder  (s.  B.  der  Uber  10-  oder  wenigstens 
der  Aber  5jahrigen  Personen),  die  wahrscheinliche  nnd  die 
mittlere  Lebensdaner,  die  Vertheilnng  der  Alters* 
tlassen  in  der  Bevölkerung,  die  Sterblichkeit  in  den  ver- 


'     *)  Haaptwerk,  gerade  auch  lUr  die  luteresson  des  National^ikouomea :  W  a  p  p  ä  u  s  , 
BeKlIkeniogsstatist ,  Leipz.  1859^1,  2  B.,  an  ßtiicbtbum  des  Inhalts,  Sorgfalt  der  . 
BearbeitlUlg,  feinen  Bemerkungen  unerreicht;  jetzt  natürlich  in  den  Daten  cti^ras  Tei^ 
altet,  was  aber  die  Brauchbarkeit  dos  Werks  fur  »lio  Zwecke  dos  Nation alökonomon 
vfiaig  beeinträchtigt  £uie  neue  Au£age  deü  vergriUenen  vortreCÜicben  W  erks  leider 
lieht  in  AimieliL  W«itere  Literatur  ebendas.  von  Wichtigkeit  sonst  besonders  die 
»nlhropologische,  statistische  nii4  moralstatistische  (incL  crimianl- 
statistische)  Literatur  in  Anknüpfung  an  die  Bevölkcrnng;sstatistik ,  siehe  nam. 
A.  Quetelet,  rhomme  et  le  durelopp.  de  ses  facultas,  l'ar.  1S35,  deutsch  von 
RIeeke,  Stuttg.  1838,  2.Aoll.  unter  d.  T.Physique  sodJtle,  2  ToLBmx.,  Par.  1869 
üatar.-mecbanist.  Auffassung),  femer  A.  7.  Oettlng en,  Hotnistatist..  1.  Aufl., 
l^'öT.  2.  Aufl.  1S74  (social-etbischc  Auffassung  von  epochemachender  Bedeatung'). 
Jcut  bes.  G.  Mayr,  d.  Gosetzmässigk.  im  Gesel^chaftsleben,  Statist  Studicu.   (B.  23 
%.  Jlatoikiille'*),  Httnohen  1877.  YeigL  ancli  meine  Gesetzmissigk.  d.  sehelnhar 
▼iUktlrl.  menschl.  Handl  aus  dem  Standp.  d.  Statist,  2  B. ,  Hamb.  1S64  (ich  stehe, 
mit  in  Fol^c  der  Einflüsse  des  Oettingen'schen  Wolfis,  nicht  mehr  »of  dem  mechaui- 
»tischen  Standpanct  dieser  Schrift). 


Digitized  by  Google 


184  l.AbUi.  2.  K.  WiiÜudi.  o.  Yolbw.8di.  6.  H.-A.  Kmaa.  d.  YoUnrohlBt  §.  llt 

sehiedenen  socialen  und  Okonomisohea  Olasseii^y  die 
Todesnrsacben,  das  Heirathsalter  der  Getrauten,  die  Cen- 
binationen  zwischen  dem  Heirathsalter  der  Männer  nnd Frauen 

u.  a.  m. 

b)  Die  (räumliche)  Bewegung  der  Bevölkerung,  welche 
durch  Ein-  und  Auswanderung,  besonders  durch  die  gewöhn- 
lich tieferen  ölLonomisoben  nod  socialen  Qrttndeo  zuzuschreibende 
Massen-Ein-  und  -Answandemn^,  fomer  dnreh  Ab-  nnd  Zn- 
ang  der  Bevölkemng  im  Inlande  vom  platten  Lande  in  die 
Städte  (selten  nmgekehrt)  stattfindet«) 

e)  Der  Oesnndheitssnstand  der  Bevölkemng  im  Oanm 
wie  bei  den  verschiedenen  Classen,  auch  bei  den  Altersclassen.')  ' 

d)  Die  Zahl  und  Lage  der  Armen,  welche  auf  öffentliche  | 
oder  private  Mildthätigkeit  angewiesen  sind.*)  I 

e)  Zahl  nnd  Arten  der  im  Lande  begangenen  Verbrechen  | 
und  Vergehen  (Criminalstatistik);  zeitliohe  and  ränm-  1 
liehe  Veränderungen  darin. ')  i 

^  U«ber  die  Metboden  der  Beredumif  der  SteiUIeUnit  nnd  des  in  der  pr&c-  | 
tisclieo  Statistik  noch  ODgelöstc  Problem  dor  Bezifierung  der  wahren  mittleren  Lebeos- 
daner  8.  Wappäns  a.  a.  0.,  Hopf  in  Kolb's  Stati;,rik  S.  si4  ff.,  7.  Anfl.,  L.  Moser, 
Gesetze  der  Lebensdauer,  BerL  J8d9,  G.  Meyer,  mittlere  Lebensdauer,  in  Uüdebr. 
Jahrb.  VllL  (1867),  S.  1,  und  beeondera  die  neneete  ithenetiflcli-trtinieche  Lftentor: 
G.  F.  Knapp,  Ermittl.  d.  Sterblichkeit  ans  den  Aufzeirhn.  d.  Bovnlkenmgartatistii 
Leipz.  1S67,  ders..  Sterblichk.  in  Sachsen.  Leip.  IhG'J,  ders.  Theorie  dea  BerOlkerancri*  ' 
wecbsel,  Brauu^chw.  1874,  Zcuiier,  Abhandl.  aus  d.  mathcm.  Statist,  Leipz.  1^69,  u 
Beeker.  Z.  Benchn.  v.  Sterbetafeln  an  d.  BcvOlkornnfrsstadst  su  stellende  Anfonle- 
mngen,  Berlin  1874.  Lexis.  Einlcit.  in  d.  Theorie  d,  Beyölkemngfssfati^tik,  Strassb.  IS75. 
Böckh,  preuss.  Stcrblichk.taiol,  Hihicbr.  Jahrb.  1S75.  B.  25.  S.  201.  L.  w in,  Bericht 
Uber  d.  z.  Berechn.  v.  Sterbetafeln  an  d.  Statist  z.  stell.  ADfordeningen,  Budapest  1876. 
Oldendorff,  Einfluss  d.  Beschäftig,  auf  d.  Lebensdauer  d.  Meosdien,  Berl.  1$7S. 

*)  S.  nnfcn  Abthcil.  2.  Kap.  1,  Absrhn.  f.  Ein-  und  Auswander.recht,  ZugrechL — 
L.  Stein,  Verwaltungsiobre,  U,  163  ff.,  Koscher,  Col.  Col.  pol  u.  Auswander.  2.  Aoi. 
Ldpi.  Q.  Heidelb.  1S5S.  - 

^)  Wichtig  sind  bes.  amtl.  öffent  Berichte  Uber  den  Geeondlieitszustand.  ram. 
in  kritischen  wirthschaftlichen  Zeiten,  so  in  England  während  der  Baum woU- 
noth.   Bep.  ou  pubL  Heaitb.  f.  läbä,  Loud.  1864,  u.  a.  m.   S.  o.  Anm.  4  S.  139.  ^ 
Jetzt  allgem.  period.  Berichte  d.  devtschen  BdchsfWQndhjuDtes  Qber  GemiBdh.nst»Bd  | 
grosser  Städte.  —  Hirt,  Krankheiten  d.  Arbeiter  Bresl.  1877. 

*)  Besonders  entwickelte  Statistik,  in  Zusammenhang  mit  der  Gesetzgebung  tlbcr 
Armenpflege  in  England.    YergL  im  Allgemeinen  Emminghaus,  Armeovesen  ^ 
und  Annen^etzgob.  in  enrop.  Stasten,  Bell  1870. 

Vergl.  darüber  besonders  Qaetelet,  phys.  soc.  IL,  240  ff.,  v.  Oettius^ou. 
2.  Aufl.,  S.  H'A"^  fr..  A.  Wagner,  Gesctzmissigk.  L,  20  ff.;  über  das  verwandte  Gebi  t 
der  Selbstmordstatistik  eb.  L,  21  ff.,  u.U.,  102  —  295,  Oettingen.S.  6!>9  Ü. 
6att8t&dt  in  d.  Preuss.  Stet  Ztschr.  1874,  a  348  i;  Onerry,  stet  nor.  de  r  Angiet.  : 
et  de  la  France,  Par.  I**64  (darüber  die  Besprechung  von  mir  in  der  Tüb.  Zeitschr. 
XXI.  (1865),  S  273  — 20 n:  G.  Mayr,  Statist  d.  Bettler  u  Vaganten  in  Bayer? 
München  1^65,  vergl.  darüber  auch  ?.  Scheel  in  Hildebr.  Jahrb.  1866,  VI.,  455  (t; 
Mayr,  Statist  d.  gcricbtl.  Polizei  in  Bayern.  Heft  16  d.  Beitr.  d.  Statist  Bureaus. 
1867,  u.  and.  Aofii.  dess.  VerftsB.;  auch  dert.  in  •.  GesetaalMiglu  im  OeteBadi* 
leben,  S.  327  ff. 
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2)  Der  Arbeitslohn  für  genieine  Handarbeit  nnd  für  die 
rerscbiedenen  Arten  der  qualificirten  (liöhereu)  Arbeit.  ®J  Er  kommt 
nicht  nach  seinem  Geldbeträge,  sondern  nach  seinem  Betrage  in 
geeigneten  Arbeiterconsumptibilien  oder  als  effectiver  oder  Real- 
lohn  in  Betracht.  Bei  Geldlöh&eo  rnttssen  also  die  Preise  der 
bttllglidien  Artikel  mit  beachtet  werden.  Besooders  wichtig  Ist  die 
seitliche  ond  loeale  Bewegung  des  Lohns.  Sodann  sein  Ver« 
hiltniss  inr  Bewegung  des  ganzen  Volkseinkommens, 
dtber  namentlich  auch  die  Bewe^^un^^  des  Gesammtbetrags  der  Löhne 
iJL  derjenigen  des  Betrags  der  Re n t eneinkouimen.^) 

3)  Der  Hauptnahrnngsstoff  der  Masse  des  Volks.  Kang- 
stafe  der  Brotstoffe.  Men^re  des  Consums.  Unterschied  von  Stadt 
und  Land.  Preis  des  ArtikeU.  Mängel  der  Statistik  in  Betreff  der 
inUfidischen  Prodnotion. 

4)  Consnm  aaimalischer  Prodncte.  Oattang,  Menge,  Preis, 
Ustenchied  von  Stadt  und  Land.  Zonahme.  Gleichfalls  Mängel 
der  Statistik, 

5)  Consnm  sogen.  Luxusnahrnngsstoffe  und  Reizmittel 

der  Masse  des  Volks.  Gattung  (Tabak,  Ziu  ker,  Kaffee,  Thee,  Ge- 
würze), Menge,  Preis.  Consnmtionsverhältnisse  der  Einkomraen- 
classen.  Zuverlässigere  Daten  Uber  die  consumirte  Menge  als  bei 

*)  VergL  r.  d.  Goltz,  Bai.  Uber  d.  Lage  d.  läadl.  Arbeiter  im  Deatscb.  Keicbe, 
BeiL  1875.  ders..  d.  lladL  Arbeiterfrage,  2»  AnS.  1S74.  Laspeyres  in  d.  Tttb. 
Ztschr.  1S76  B.  32.  Hamburger  und.  Soiiit  Heft  IX.  lS7ß,  Bcitr.  z.  Sutist.  d.  Löhne 
1.  Prci>e  S.  114  ff.  (Daten  aus  d.  ^rro«<?«>n  H.  C.  Moy^r'srhen  Stockfabr.  .  —  V. 
Bohnert,  Metboden  d..  soc. -Statist.  Üoturäuchangeu  mit  besonderer  RucLaicht  auf 
«e  Slatisdk  der  Probe  und  Löline.  in  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Stetitt  H.  8,  1974 
'reicher  Inh.ilt).  En  tr  Ii  sehe  Enqnfiten  über  d.  Lege  d.  Ind.- Arbeiter;  in  Dcntscbl. 
f.  d.  J.  Is75  Tom  Keichükanzleramt  angeordnet  u.  Erffcbn.  verntrontl.  A.  v.  Studnitz, 
aordam.  ArbeiterrerhältDisse ,  Leipz.  1879.  Vergl.  auch  Lange,  Arbeiterfrage, 
N*««Beae  ».  0  .  bee.  8.  2SS  ff.,  K.  Stresebnrger,  ttatist  Beitr.  z.  Lehre  r. 
Ärteitslohn.  Hildebr.  JahrK.  XVIII..  125  ff.  (Jenaer  Setzeiiohn.  geschlchtl.  Rückblick). 

Anf  die  Untersuchung  dieses  Puncts  zi.  It  dor  o.  Anm.  24  S.  16S  erwähnte 
Antnwf  von  K.  3Ieyer,  Kodbertas  und  mir  im  iaudwirthschaftlichen  Congross  1875 
hin.  HaoptpoBCt  in  Rodbertns'  Systea. 

"  S.  n.  Anm.  t:!  S.  1.12  und  die  peii.  Arbeiten  des  Wiener  Neumann:  auch 
Ncamann  (Tüb.)  a.  a.  <J.  S.  280.  L.  Levi.  bist,  of  brit  commerce,  Lond.  1872, 
p.  497  (CoQS.  p.  Kopf  V.  verschied.  Producten  1S40  —  70>. 

")  Schmoller,  hisior.  Entwi«  kl.  d.  Fleischconsums.  sowie  d.  Vieh»  Q.  Fleisch* 
prei«  in  Deut^rlil  .  Tüb.  Ztschr.  XXVII.  fl<»71)  S.  2S4  ff.,  ders..  (»rösse  d.  prouss. 
Viehstaods  t.  Ib02  — 67  in  d.  Neuen  landvr.  Ztg.,  1S71.  eine  Arbeit,  deren  ungunstige 
SeUasie  indessen  einjirohend  vldori^  weiden  durch  die  trofTlichen  ..agrarstatiütischen 
Stadien"  ConredV  Hildebr.  Jahrb.  XVIII.  (1S72),  21  ff  falüiUoh  von  O.Hansseu. 
Funke).  Verel.  auch  Neumann  (Tüb.)  a.  x  0.  S.  2S1.  3Ü0,  Neumann  (\Vicn\ 
CebemichtoQ  S.  67  ff.,  Lambl,  Depecoration  (Viehabnahme)  in  Europa,  Lpz.  1878. 
üebtr  die  Cenmiatioii  ?en  Getreide  und  Fleisch  in  den  prenssischen  ehemel.  mehl- 
nd  tchliehmeoeiyMchtigen  St&dten ,  für  die  bei  uns  aUeiii  eine  sichere  Berechming 
■BgUch  m,  t.  d.  Zeiliohr.  d.  Pmnn.  SteÜBt  BnieM». 


1%$  1.  Abdi.  2.  X.  Wirttedi.    YttktWMiL  6.  IL-A.  Kmiu.  d.  YdkiwoUft  g.  US. 

dem  Hanptoabningasloir  und  bei  Fleieeh  liegen  iber  dieie  AftOni 
▼or,  weil  diese  meistens  in  nmeren  Lindem  nos  dem  Ansimile 

besollt  eingeben  und  dabei  leicht  die  Menge  ermittelt  werden  kton 
und  weil  auch  die  inländischen  hierher  ^^ehörigen  Froducte  einer 
Steuer  zu  uuterliegen  ptiegen  (Tabak,  Zucker).*") 
/  6)  Consum  von  Luxusgetränken:  Spirituosen,  Bier,  Wein. 
Genauere  Statistik  aus  denselben  Qrtlnden  wie  im  vorigen  Falle.") 
Die  Vergleichung  zwieeben  Terschiedenen  Zeiten  und 
Vi^lkern  wird  bei  den  Lninsnihr-  nnd  Beitmitteln  und  bei  dis 
Getrilnken  indessen  dndureb  sebr  ersehwert,  dass  diese  Aitikiel 
Zöllen  nnd  Verbranebsteeem  in  sehr  nngleieher  Höhe  n 
unterliegen  pflegen. Sie  stellen  sich  daher  in  den  einzehieD 


Besonders  beliebte  Daten,  um  den  Fortschritt"  d<is  W  ohlstands  und  zwar 
unter  der  Masse  dus  Volks  uacbzuweiäcn ,  ^o  in  England  seit  den  liberalen  Tarif- 
und  Accisereforraen  der  40er  Jahre,  deren  Einflass  ttbri^^ens  aaeb  wegen  des  Brachi 
des  britischen  Colonialmonopob  XL  der  dadurch  bewirkten  abnormen  Prrisrodaction 
besonders  stark  war  (Zucker!).  Für  Deutschland  mancherlei  Berechnungen  in 
Hirth's  Annalen.  Vergleichangen  verschiedener  Länder  bei  Koib,  8.  SOS,  Im 
Heumanu  (Wien)  in  d.  üebersichten  S.  81  ff.  f,  Zucker.  Kaffee,  Thee.  —  Abges^h« 
von  den  im  Text  cnv.-ihnten  Si  hwierigkeiten  der  zeitli«:hen  und  räunilicben  Vergleichanj 
des  Consiuns  dieser  W  aareu  wissen  wir  eben  auch  sonst  meistens  nur  die  Höhe  des 
DnrebscIinittscoDsainB  der  BeföHceTanpr«  nicht  diejenige  In  den  rai- 
schiedenen  Yolksclasscn.  Denn  dafür  fehlen  £ut  alle  Daten,  indem  gevOhifick 
nicht  einmal  »ine  Statistik  der  befr<^ffeiulfn  Waarcn  nach  Sorten  oder  Qualitlteu 
vorliegt,  da  bekauntUch  die  Verzollung  und  Besteuerung  dieser  Artikel  meistens  sack 
dem  Prinoip  des  reinen  GeiHchlsziiOs  «ffDlgt  Die  vemiciie  ?on  PiifaMnUMfluni 
(iSk  England  L.  Levi),  den  Gonsom  in  den  verschiedenen  Wohlstands-  und  BevOlke- 
runprsclassen  zu  ermitteln ,  können  daher  nur  sehr  unsichere  Ergebnisse  haben.  D^t 
Schiuss  aber  ans  der  grossen  Zunahme  des  Gosammtconsums,  in  Verbindung  mit  der 
tiglichen  Wahnebmong,  dass  nemüch  ^  offenbar**  diese  Znnalune  ttberwiegead  aif 
Bctheiligung  der  Masse  .des  Volks  müsse  zurückzufahren  sein  (in  Deutschland,  bez. 
Preusscn  z.  B.  Kaffee  1822  1.22.  Inr."»  4.35.  Zucker  1S28  3.M2,  ISCl)  10 . 1 1  Pfoüd 
pr.  Kopf),  ist  zwar  wohl  nicht  unrichtig,  jedoch  nicht  so  unbedingt  beweisend,  wit: 
gewOhnlicli  angenommen  wird.  Wenigstens  Ilsst  sich  daiai»  m.  E.  nicht  eine  der 
Gesammtsteigerung  proportionale  Zunahme  des  Consums  der  unteren  Classcn  ableiten  ; 
Jene  Genussmittcl  werden  vielmehr  gerade  von  denen,  welche  sie  schon  länger  geniessea. 
in  wacliscnd  grösserem  Betrage  genossen,  was  sich  z.  Th.  selbst  phyMologisch  oder 
wenn  man  will  ptjwhophysisch  (im  Fechner'schen  Sinn)  erUiren  lassen  mOckle: 
der  Reiz  muss  immer  stärker  werden,  um  denselh-  n  KtJect  hen'orzurufen.  Die  woU- 
habendcrou  Classcn,  welche  die  Mittel  dazu  haben,  handeln  hiemach  nnd  consnmires 
eben  auch  deshalb  wohl  pr.  Kopf  mehr  (Tabak,  Zucker,  Kaffee,  Theo,  —  ihnhck 
Lnxusgetränke). 

V'  rt'l.  die  etwas  .llteren  Daten  von  v.  Czörnig,  d.  österr.  Budg.  v.  lSfi2 
fergl.  mit  anderen,  Wien  1662,  IL,  46S  ff.  Viel  Statist  Material  in:  A.  Baer,  der 
AUtohettsmos,  Bert  1878. 

Eben  desshalb  ist  die  Vergleichung  des  Steuerertrags,  z.  B»  MB  Tabak. 
Wein.  Bier,  Branntwein,  oft  lehrreicher,  als  diejenige  des  Consums  in  Quaati-  | 
Uten  pr.  Kopf,  so  Üzörnig  a.  a.  0.  Ucber  die  grosse  Ungleichheit  der  FinaöxzAik  I 
▼erMhiedener  Linder  besonden  bei  Tabak,  Branntwein,  s.  A.  Wagner,  Art  ZMk. 
Staatswftrterb.  X,  360  ff.,  378  ff.,  z.  Th.  nach  Sötbeer.  z.  B.  Tabak  in  England  e:' 
116 — 129.  im  französischen  Monopol  ><  lion  vor  1^71  mit  70-  ^0,  im  ßsterreichischen 
Monopol  mit  33,  in  Bussland  mit  fast  21)  Xhaier  besteuert,  im  Zollyeiein  Kohttbak 
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Zeiten  und  Ländern,  auch  abgesehen  von  den  örtlich  und  zeitlich 
so  verschiedenen  Productions-  und  Transportkosten,  auf  sehr  ver- 
schiedene Preise,  so  dass  eine  gleich  starke  Consumtion,  z.  B. 
auf  den  Kopf  der  Bev^^lkerimgi  eine  sehr  ungleiche  Belastung  des 
Einkommens  oder  eine  lehr  ungleiche  wirthschaftUehe  LeiBtangs- 
ilUglLMt  beweisen  iumn.  Bei  Vergieiclien  wiid  dalier  sn  beaoliten 
lein,  dasB  ein  hoher  Conflum  bei  hohen  Stenern  nnd  Preisen  im 
Gsaien  emen  grosseren  WoUstend  des  Einseinen  nnd  des  Vollu 
doeomentirt  Ansserdem  ist  aber  der  eigenthtlmliche  Einflnss  des 
Vorhaudenseins  einer  billigen  nationalen  Production,  z.  B.  bei 
Wein  in  Weingegenden,  und  der  Einfluss  der  Sitte,  vielleicht  auch 
der  Unsitte,  wie  z.  B.  hei  Branntwein,  zu  beachten,  wovon  die 
QDgewühnliche  Höhe  des  Consums  solcher  Artikel  mit  abhängt. 
Aseh  die  Fähigkeit  der  Artikel,  sich  gegenseitig  zn  ersetzen,  was 
X.  B.  selbst  Ton  Bier  nnd  Kaffee  in  gewisser  Weise  gilt»  stOrt  die 
Vtigldebangen.^) 

Bei  Lnxnsnfthrmitleln  nnd  Getränken  ist  femer  ein  Fehler 
n  Termeiden,  welcher  freilich  bei  allen  statistisehen  Vergleiobungen 
nnr  zu  häufig  vorkommt,  jedoch  hier  noch  mehr  wie  in  den  meisten 
anderen  Fullen  stört.  Es  dürfen  nemlich  nur  ungefähr  gleich 
grosse  und  gleich  bevölkerte  Lander,  welche  eiuigermaassen 
^selbständige  Volkswirthschaften  oder  Abtheilungen  von 
«olcheo  bilden,  nicht  schlechtweg,  wie  besonders  in  der  Staatskunde, 
,iStanten"  mit  einander  yergliohen  werden.  Denn  kleinere 
Staaten  sind  in  volkswirthsehaftlieher  Hinsieht  etwa  nnr  Provinxen, 
fieUeieht  sehr  mdnstrielle  Provinsen,  eines  grosseren  Oebiets.  Im 
grossen  Staate  kommen  ebenso  entwiekelte  Landestheile  yor,  aber 
bei  den  Darcbschnittsberechnungen  der  Statistik  stellen  sich  die 
,.Kopfquoten"  niedriger  als  in  jenem  kleinen  Staate,  weil  Landes- 
theile verschiedener  Entwicklaug  und  Coosoms  für  die  Berechnung 


niit4,  CiintT»^n  mit  20  Thlr.  pr. Contnerl  Freilich  wirkt  auch  die  verschiedene  Finanzlage 
der  SUAtea  oder  m.  &.  W.  die  rerschiedeau  Notblage  auf  die  Wahl  eines  höheren 
oder  Biedri^eren  Steoemtzcs  mit  ein,  iras  ineder  Schltlase  ans  den  gen.  Daten  auf  die 
CoQSDmtionsknft  erschirert. 

Nctimann  iTüb )  in  Hildebr.  J.ihrl».  a.  a.  0.  S.  2S2. 

Der  Fehler  hMgt  enge  mit  der  gebchichtlicbeu  Eutwicklanif  der  Statistik  und 
■it  der  m.  E.  unrichtigen,  noeb  heute  vielfach  festgobaltenen  yenrechslong  ron 
Statistik  Dnd  Stialtthinde  /ji^ammen,  s.  o.  Anm.  1  und  meine  Abh.  Statistik  a.  a.  0. 
Er  wird  z.  B.  oft  gemacht  bei  Vergleichen  der  Volksdichtißrkpit.  dann  von  StcucTn, 
roB  Ümlanfsmitteln  (Gold,  Banknoten,  s.  mein  Syst.  d.  ZettelbaukpoüL,  Froib.  Ib75, 
S.  SM)  in  fenchiedeneB  Ländern  irod  tat  sogar  geeetsUch  anerkannt  in  onaem  deutschen 
Syitein  der  Matricnlarbeitrüge  nach  gleichen  ,.Kopfqaotea**.  Beuss  I.  L.  und  Prs^MD, 
JMand  nnd  Lichtnnstein  werden  daoa  rerslichenl 
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snsammengezogen  werden.    8o  msg  mnn  e.  B.  GroBsbiitennieD, 

Frankreich,  Deutschland,  Oesterreich,  Italien,  Rnssland  mit  einander 
hinsichtlich  jener  Consnmtionen  vergleichen,  oder  Flolland,  Belgien, 
die  Schweiz,  nicht  aber  schlechtweg  letztere  Länder  mit  jenen 
Grossstaaten,  sondern  nnr  mit  einzelneu  Provinzen  derselben,  z.  B. 
mit  deutschen  Mittclstaaten.  Wird  diese  Begei  nnbeaohtet  geUweo, 
«0  fahrt  die  Statistik  Dur  zn  Tragscblttssen. 
/  7)  Die  Wohnnngsverh&ltttisse,  besonden  die  st&dtiselieB 
^  und  speciell  die  groBSBtildtisebeD,  Uber  welcbe  die  neoere  Statistik 
in  Verbindung  mit  den  VolkszBbInngen  sehr  genaue  niid  intareeniits 
AufschUlsse  fflr  einige  Orte  gewährt.  Zahl,  Beaebaffenheit,  Ein- 
richtung der  Wohnräume  u.  s.  w. 

B.    Aulwand  für  verbreitete  feinere  Bedürfnisse. 

1)  Befriedigung   der   ExiBtenzbedttrfnisse  zweiten 
^  Grads  (§.  96):  qualitativ  bessere  Befriedigang  des  Kabrongs-, 

^/  Wobnongs-y  Kleidongsbedürfnisses.  Die  Sehlflsse  aus  Consnm- 
▼erscbiedenbeiten  der  Zeiten  und  Volker  aaf  entspreebende  ünte^ 
sebiede  des  Woblstands  yeriangen  Vorsiebt,  weil  klimmtisehe 
EinflUsse,  znfftllige  Volkssitten  n.  dgl.  m.  auf  jene  Ver* 
schiedenheiten  besonders  mit  einwirken. 

2)  Belriedigung  der  Culturbedürfnisse,  besonders  der  Ge- 
y    m einbedürfnisse;  der  geistigen  fwissenschafilichen ,  künsileri- 

schen)  Bedürfnisse.  —  Verbreitung  der  freien  Gemeinwirth- 
sobatten  (§.  151),  der  Einrichtungen  des  caritativen  Sj8tems(§.  147). 

a)  Umfaogy  Inbalt  und  Kosten  der  Staatsleistun  gen  und  der- 
jenigen der  anderen  Zwangsgemeinwirtbsebaften  (§.  155X  besonden 
\  der  Gemeinden,  obne  Stenerdraek,  Defieit,  Verarmung.  Der  Er- 
trag der  versebiedenen  Arten  der  Stenern  (Gebflbren, 
Einkommen-,  Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchs-,  Luxusstenem)  in 
verschiedenen  Zeiten  und  Ländern  oiuss  bei  der  Verschiedenheit 

Verpl.  namentlich  dio  schöne  Bearboitiinp  des  Berliner  statistischen  Mateii«!'' 
in  H.  Schwabe's  Bcrl.  Volbzähl.  ?.  1867,  Bcrl.  1869  u.  v.  1S71.  Bcrl.  1&74:  v.  Böckh 
in  d.  ■mtl.  Sehr.  BerOlker..  Gev.  n.  Wobiurafii.  in  Berlin  1875.  Beilin  1878  Heft  2: 
dsgl.  f.  Hamhnrsr  in  d.  dort.  amtl.  Statist.  Heft  0,  Hamb.  1S7<5;  dsd  f.  and.  StSdt.\ 
z.  B.  f.  Lcipzip  (Knapp),  für  Pest  die  Arbeiten  von  Kflrösi.  J.t/.t  Wh-i  f.  die 
Frage  der  Wohlstand^gliodening  der  (icselUch.  yerwerthet  in  Michaelis'  gcu.  Schrift: 
für  diftten  Zweck  ist  dies  Material  allein  flicht  branchbar  genu<r,  aber  «•  wirft  eini^'^ 
rharnct.  Streif lichtr>r  auf  ökon.  u.  soc  Zustlnde.  S.  ancb  Menmann  (TftbK  ii 
Hildebr.  .lahrb.  a.  a.  0.  S.  314  ü\ 

*•)  Z.  B.  beim  Gebnrach  ?on  TL  jijiichen  (Xn^rland,  fenchtos  Klima).  —  BasKn 
\\  ohnongseinrichtnn^  in  Nord-  als  in  Suddeutschland  im  Mittelstande,  aber  ireriosrere 
Xalyoncsqnalit.lt.  —  In  Berlin  in  der  let/.tf^ii  Kcllem'ohnunB'  VorhSnce  (tinrdinen'^  an 
den  Fenstern,  in  den  russischen  üstseeprovinzen  selbst  bei  Bemittelten  mitunter  fehleod. 
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des  Bttatsbedaifs  (besonder»  aueb  wegen  des  SobnlderfordeniiBsesl), 

des  privatwirthschaftlicben  Staatseinkoaimcns,  der  Höhe  der  Steuer- 
sätze und  besonders  der  Veraulaguugs-  und  ErLebungsmetboden 
der  Steuern  auch  nur  mit  Voi'Bicbt  zur  Schluösziehaug  auf  den 
ielati?en  Volkswohlstand  benutzt  werden. 

b)  Zahl,  Stellung,  Verbreitung  der  den  liberalen  Berufen 
«BSser-^>  und  innerbalb  des  Staats-  and  Gemeinde-I^' 
dienst«  Angehörigen.  Statistik  der  Presse  nnd  Literatur, 
des  Bneheryerkaafs")  nnd  der  Leihbibliotheken,  der  Knnst- 
prodaeHon  n.  dgl.  m.  —  Preise  der  Güter  flQr  geistige  und 
EDdere  C u  IturbedUrluisse,  der  Leistungen  der  Personen,  welche 
solche  Guter  produciren. 

Der  Einfluss  der  Volkssitte  bei  allen  Culturbedürlnissen 
erschwert  wiederum  KückschlUsse  aus  Consumversebiedenheiten  auf 
den  Volkswohlstand  sehr. 

C.  Aufwand  fttr  grosse  Unternehmungen  bedeuten* 
den  Kapitalbedarfs. 

1)  Monnmentale  OebKude,  Öffentliche  des  Staats  nnd  X 
dir  Gemeinde,  kireUiehe,  prirate.  BesehaiTenbeit  der  Privatge- 
MUlde,  woraus  manche  Schlüsse  auf  die  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens zu  ziehen  sind,  so  z.  B.  auch  in  Atheu  und  Kom. 

2)  Bleibende  BodenverbesBeriingen,  wie  Austrocknungen,  Floss«.^' 
regoliruDgen,  Wasserableitungen,  Dräuirungen. 

3)  K unststrassen  aller  Art,  besonders  Chansseen  und 
fthaliehe,  Kanäle,  Kisenbahnen.^')   Letatere  das  grossartigste 


")  Beste  vergleichende  Finaiizstatistik  immer  noch  von  Czörnig  a.  a.  0.  S.  auch 
die  rergleichendcn  Fioanztabcllon  iin  (ioth.  Almanach  ?on  Herrn.  Wagner, 
?.  Riecke,  int.nat.  Fin.i>tatiHt.  ihre  Zielo  n.  ünazeo,  i:>tuUg.  1876. 

Namentlich  die  Verbreitung  von  Aerzten  lehrrejch,  s.  Proiiss.  Statist.  Ztschr. 
S.  351  Ü.  ^^Vorgleich  mit  der  Verbreitung  der  Apotheken,  auch  von  iuteresse 
ftt  die  Frage  der  (iewerbefreiheit  im  Apothekergewerbe.)  Preuss.  amti.  Statist  Heft  4S 
ik  46  (Beitr.  z.  Medic^tatbt). 

*')  Eine  Statistik  darüber,  insbesondere  nach  ('lasst-u  der  Bevölkerung  (Berufe) 
und  lach  Kategorien  der  Literatar,  wäre  von  sehr  grossem  Interesse  uud  mihKtte  sich 
beMMiefB  In  Dentsehlaad  bei  der  hier  ttbUchen  Alt  dee  SoitiBeniigeicliiflB  leldliek 
Iktindig  and  nicht  allzuscbwer  aolfttollen  laaaeiL    Yeigl.  »ach  r.  Oettinsea, 
Monlstatisr..  2.  Aufl.,  S.  ö'iü  II'. 

£r»ie  eogiische  Dampf  bahn  läöü,  eiste  deutsche  1635  erftliueti  Eisenbahn- 
aeiz  der  Welt  nach  Stornier,  Gesch.  d.  Eisenb.,  Bromb.  1872,  und  im  Ootb.  Alm. 
E.  1830  332,  1840  h591,  1S5U  3^.022,  106,886,  1870  221,980,  1S73  270,071, 

bT6  309,600  Kilometer.  Das  Kilometer  (steigende  Konten  im  Lauf  der  Jahre  I)  kann 
ui  der  ganzen  Welt  ungefähr  mit  demselben  Kosten  betrag  wie  iu  Deutschland  im 
Direhschnitt  (England,  Fnnlireich  bedeoteod  hoher)  Tennschlagt  werden ,  d.  h.  jetzt 
uüt  ca.  210.000  Mark,  Gcsammtaufvand  in  47  Jahren  also  ca.  65  Milliarden  Mark. 
Nihres  in  meiner  Fin.wifts.  2,  Auü«  i,  b.       Ii.  Vor  Ueberschät^ang  auseres 
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Beispiel  eines  in  knne  Zeit  lOMunmengedrttngten  riesigen  Ksfliri* 

aufwands  für  wirthschaltliche  Zwecke,  welches  die  Geschichte  kennii 
Bei  Vergleichen  ist  zu  beachten,  wer  das  Baukapital  steUtei' 
ob  das  In-  oder  auch  das  Ausland. 

D.  Internationale  Crcditverhäi tnisse.  Die  einzelnen 
Volkswirthschaften  lassen  sich  als  ins  Aasland  Credit  gebende, 
Tom  Ausland  Credit  nehmende  und  neutrale  nnterscheiden.'^ 
Dieser  Oiedit  kommt  beim  Handel  (Oreditfristen  Ittr  dieAsB- 
fnhr,  Vorselillsse  Air  die  Einfnhr),  bei  den  versehiedenstes 
Tbfttigkeiten  der  Prodnotion,  welelie  z.  B.  im  Inlande  mit  «ns- 
ländischeni  Kapital  betrieben  werden,  vor.  Neuerdings  spielt  die 
wichtigste  Rolle  der  Besitz  internationaler  Werthpapiere 
(Staatsschuldverscbreibungen ,  Actien,  PrioritätsobligationeD,  Ptand- 
briefe  u.  s.  w.).  Die  Creditoren-Volkswirthschalten  sind  nicht  noih- 
wendig,  wenn  auch  gewöhnlioh  die  reicheren,  die  Debitoren-Volk»* 
wirthschaften  die  ärmeren.  Jene  baben  den  niedrigeren,  diese  den 
böberen  Zinsfoss.  Es  kann  aber  aneb  in  enteren  die  Verthdlta^ 
des  VollLseinkommens  nnd  Vermögens  eine  so  ungleiche  sein,  daas 
bei  grossem  Privatreiebthnm,  neben  vielleiefat  nur  mftssigem  Dudi- 
sohnittswohlstand,  viel  Kapital  in  der  Fremde  angelegt  wird.  I 

E.  Gesarn mtbetraj;,  Art  und  Grösse  der  Zahlmittei: 
des  Metallgelds,  Kupier,  öilber,  Gold;  des  Papiergeldn;  der  Bank- 
noten; Chccks;  Wechsel  u.  s.  w.;  wobei  die  Grösse  der  Stücke") 
(Mtlnzstacke,  Appoints  des  Papiergelds  und  der  genannten  Geld- 
sorrogate)  besonders  beaobtenswerth  ist  nnd  RUckschlttsse  anf  die 
Höbe  der  Dnrcbscbnittsamsfttze  nnd  dann  wieder  in  Etwas  anf  des 
Volksreicbtbnm  gestattet.  Nnr  kann  aneb  hier  das  VorbaodeaseiD 
grossen  Priratreicbtbnms  die  bloss  scheinlwr  günstige  Qeslaitaag 


houügen  Communicaiioüsweseus,  wenn  man  nur  von  den  Eisenbahnen  absieht,  iifitct 
ttbrigcns  der  Vergleich  mit  dem  Strassennets  dea  altremisohea  Kaiaeantidkii 
s.  darüber  H.  Stephan  (der  deutsche  Generalpostdirector) ,  das  Verkehnirebea  in 
AUerÜi.,  in  Kaumcr's  hibtor.  Taschenb.  186S,  nud  Friedlän der,  Sittcog^esoh.  L,  1  £ 
So  schoa  Storch,  I.,  14d.  behr  wichüger  Punct  for  Fragen  dei  intenatio- 
Halen  zaUongiibilani  nnd  dea  Geld*,  Papieigeid-  nnd  Bank-,  nanendioh  ZedeBNok- 
vesens,  worauf  jungat  mit  Becht  bewndera  8eyd  in  a.  Scluinen  al».  GeM-  i.  Bmk- 
Wesen  hingewiesen. 

**)  Tooke  a.  Novmareh,  YI,  560  A.  Wagner,  fieitr.  z.  Lehre  r.  den 
Banken,  S.  132  ff.  (aber  brit  Banken);  dera.,  Syat  d.  ZettelbnnkpoiÜ,  8.  208,  III 

(Preuss.  B),  739  (Frauzös.  B),  l'^'i  fnordamer.  BaukeiO.  üebrigens  aach  Zusanunea- 
hang  der  Bewoirung:  der  Noten-  und  Papiergeldstückelung  mit  dem  Gang:  der  Gei*cliifte 
in  der  VoliswiriLbclialt,  s.  cb.,  auch  S.  55Ü  If.,  uud  dcrä.,  Boss.  Papierwähr.,  iUp 
lb6»,  Kap.  4.  —  Ueber  Statistik  der  HetaUgetddre. «.  bes.  TerKhied.  Anh.  r.  SStbeer. 
im  D.  Handolsbl.  in  d.  letzten  Jahren;  Uber  Noten-  n.  PapiefgeldcfrooL  Pnaacke, 
in  Conrads  Jahrb.  181S,  B.  30,  S.  331  ff. 
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der  Zahlmittel,  d.  h.  da»  \'orwalten  grosser  Stücke  erklären.  EbODBO 
überwiegen  die  grossen  Stücke  in  Speculationszeiten. 

Bei  allen  diesen  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  sind  dann 
<lie  Veränderungen  im  Zeit  verlauf  besonders  zu  verfolgen. 
Namentlich  ist  sa  prüfen,  ob  sich  daraus  eine  darchscbnittiicbe 
Verbessernng  io  der  Lage  der  Masse  des  Volks  und  in  der 
fiefriedig;uig  tod  GidtlirbedllifBissen  eigiebt 


7.  flauptabsohnitt. 
Yerkelu*»izu»tliiide  in  der  Tolkswirtluschaft. 

Es  handelt  sich  hier,  ähnlich  wie  in  deji  früheren  Bemerkan)?en  über  Geld  (§.  49), 
Credit  6ti)  nur  am  vorläufig  orioutirendu  Characteristik  über  Naturai- 
oid  6eld«iitli8chaft  n.  s.  w.  und  um  Festatellnng  der  schiraDkenden  Ter- 
mioologie.  Die  genauere  Darstellung  u.  Entwicklung  gehört  in  d.  2.  Thoil  der 
Allgem,  VolkawirthscbJehre,  in  d.  Lehre  r.  Yerkehrswoen,  z,  Th.  auch  in  d.  Ag^rar- 
u.  (jeverbepolitik.  Ich  glaube  daher  hier  den  Wunächeu  v.  Schee  1'»  in  d.  Bebprech. 
MiMr  OniMe;.  te  HUdebr.  Jahrb.  28,  8.  194  nicht  Mchkomneii  m  sollen. 

Bau  hat  nur  wenig  Principiellea  Aber  diese  Piiiicte  geäussert,  §.  257  n\, 
^^2  ff.  —  Koscher,  §.  90,  hr.  irildebrand,  N;itioijalök"ii,  d.  Gegenwart  u. 
Zakmift,  I.,  276  Ii.,  und  der».,  Art.  Natural-,  (ield-  und  CrediiwirtliHoh.  in  8.  Jahrb. 
0.  (1164),  1—24.  Er  nnttnchddet  die  beiden  Begritte  der  Naturalwirfhichaft  nicht 
k'^rnugend  uud  b'  a«  htet  nicht,  dass  au.  Ii  in  der  Creditwirthschaft  das  Geld  als 
Wiiräüg  und  Prei^in  lass  (..■stfh^'ti  bltilit,  nur  als  Umlaufämittel  ersetzt  wird.  S. 
iiraber  auch  Knies  m  dur  Tab.  Zeitachr.  18t>0,  8.  154  11'.,  und  Uobcher,  ^. 
Abb.  6  (die  Einwände  des  letzteien  widerlegt  Uildobrand  in  seiner  Zeiischr.  S.  23 
a  T..  ni-ht\  und  v.  Scheel,  d.  BegriH  d.  Golds  in  8.  hist.  ökoii  EntwicUufif, 
Hildebr.  Jahib.  IbüO,  VL,  12  II.    Jetzt  bes.  Knies,  d.  Geld  u.  d.  Credit. 

Vollständige  Theorie  der  Creditwir thschaf t,  unter  Darlegung  ihres  Ver- 
hältnisses zur  (ieldwirthschaft,  in  ÄnknOpftmi^  an  und  Fortiuhrung  der  Lehren  ron 
Tooke  and  Fuilarton  (regulatiou  of  currenci<s  Loud.  Ib44)  liber  G»ld-  und  Bank- 
Wöen  ^äog.  engL  Bankiug-school,  gegenüber  derUverstone-Jtl'Cuiloch-Peerschen 
GtncBcy-schoel)  in  meinen  Beitr.  z.  Lehre  tou  den  Banken,  Leipz.  1*>57,  ho). 

S$  ff.,  and  nunentUch  in  meiner  Geld-  und  Credittheoriu  der  Peel  scliea  Acte, 
^ieu  1S62;  s.  :\iich  meine  Ru^s  Papierwiihr. ,  bes.  Kaj).  4;  Tcrininologibclie«.  in 
neioen  Art  Papiergeld  im  Stutsworterb.  VII.,  Ü46  Ii'.,  und  im  Art  Credit  in  Keutzach' 
HMdftnerb.,  woMUwt  8.  2v2  noch  bereits  nnf  die  betden  fsisehiedenen  Begriffe  der 
ÄlBalwirthschaft  hingedeutet  wird.  S.  audi  v.  Maugoldt,  Gruudr.,  bes.  .'»s, 
Wood  derü..  Art.  ('re<lit  im  StaatswOrterb.  VI..  Neumann  (Wien),  Volkswinli- 
irhifnilehre,  ^.  bo  Ii.,  bes.  aber  Nasses  eiuächlagigc  Credit-  und  Baukauisutze  in 
^  T9k  Zeitttchr.  B.  15,  21,  30;  ms  der  englischen  Literstor  bes.  Hill,  polit 
Ockoii.  3.  B.  Kap.  11,  12,  13,  24,  ind  Macleod,  theor.  a.  pract.  of  banking,  2  rol., 
Lood.  1855  (rergL  darüber ,  nain.  über  die  Einseitigkeit  der  .M. 'sehen  Credittheorie 
neiae  Anzeige  in  d.  Gott  GeL  Auz.  1S5\  8.  281 — 307).  und  Du  tion.  of  polit 
Man.  L,  inisr  des  tenn.  teohn.  des  Grsdit-  und  Bankwesens.  Die  Darlegung  in 
u^^hUK  Geld-  und  Credittheorie  der  Peel'sclien  Acte  ist,  glaube  ich,  frei  von  den 
Madeod'schen  ü«  bertr»nbun>reii.  Ich  halte  erhebliche  AenUerungen  daran  aucli  d*^n 
Xaeleod'schen  und  Knies'schen  Schriften  gegenüber  nicht  für  geboten.  Auch 
ilfe  SchiÜbA  m  Bagahot  (LoBbaid- Street,  deolsch  roa  Beta,  BerJ.  1S74)  und 
i^Sayd,  tibe  Bank  of  Engl  note  fssne  a.  its  error,  Lond.  1814,  ders.,  die  wahren 


^  ä.  Wngnor,  Zettelbank]^t.  8.  701. 
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Grundsätze  des  Banknoten  Wesens  a.  i.  w.,  Leipz.  1875  \^and  andere  Broschttreu 
dcsi.-lh.'n  Verf."! ,  liahcn  die  in  uieiner  erwälintcn  Schrift  darfrcl»;gtc  Theorie  der 
CreUiiwirthscbalt  nicht  wesentlich  anden»  auacinaudergcbetzt  und  die  mit  di«9ei 
Tlieorie  eng  zuMunmenhiagende  Polemik  gegen  die  Peol*s6be  Acte  nicht  weieadich 
anden  geftthrt  als  dies  in  meinen  ScJirilten  fon  1857  und  1S61  iNxreitB  ganehehen  \A. 

§.  113.  In  der  Volkswirtbschalt  lassen  «ich  folgende  Zustände 
des  Verkehrs  unterscheiden:  einmal  Natural   und  Tauschwirtb- 
•   Schaft  als  GegensäUe,  sodann  Natural-,  Geld-  und  Credit- 
wirthschaft  als  Formen  der  TauscbwirthBchait. 

I.  Nataralwirthsehaftlieher  und  taoaeh-  oder  Ter- 
kehrewirthachaftlicber  Zaetaodi  in  einem  gegensätslieheo 
Sinne  des  Worts.  Ebsterer  bezeichnet  dann  emen  solehen  Zu- 
stand  der  Volkswirthschaft,  wo  die  Einzelwirthscbaften  noch  mehr 
isolirt  für  sieh  htehen  und  die  Eigengewinuuug  (Eigenpro- 
duction  §.  64;  der  Güter  für  die  eigene  BedUrfnissbefriedigung 
gegenüber  der  verkehrsmUssigen  Gewinnung  und  daher  auch  dem 
Absatz  im  Verkehr  vorwaltet.  Im  Gegensatze  dazu  ist  der  tausch- 
wirthseiiaftiiolie  ein  solcher  Znstand|  wo  sieh  bereits  eine  gewisse 
Arbeitsgliedernngy  besonders  anch  der  selbstHndigen  dnul- 
wirthschallUchen  Prodaetionsbetriebe  nnd  in  Folge  dessen  eben  der 
Gharaeter  der  Einzelwirthscbaften  als  Verkehrswirthsehaften 
entwickelt  hat.  in  primitiven  Verhältuijsücu  des  Volkslebens  über- 
haupt, unter  der  ländlichen  Bevölkerung  insbesondere  bis  in  die 
Zeit  der  entwickeltsten  Volkswirthschaft  hinein  überwiegt  der  natural 
wirtbscbaltliche  Zubtand.  Erst  in  einem  langen  geschichtlicbeo 
Process  entwickelt  sich  die  Verkehrswirthschait  aus  der  Natural 
wirthschaft.  Das  Alterthum  ist  erst  durch  die  „Sprengung  der 
agrarisch -industriellen  Wirthschaftseinheit  des  Oikos''  (Bodbertss) 
nnd  niemals  entfernt  gleich  der  modernen  Welt;  das  enroplisebe 
Mittelalter  doch  bereits  in  httherem  Grade  aus  der  Naturalwirthschsft 
heransgekoiumen,  wegen  der  grosseren  Trennung  der  agrarischen 
und  der  industriellen  Arbeit  in  Land  nnd  JStadt  und  wegen  der 
selbständigen  Organisation  der  städtischen  Gewerbe  in  den  Städte» 
(Zunftwesen)  und  in  Folge  des  Ausschlusses  der  meisten  dieser 
Gewerbe  vom  platten  Lande  (besonders  den  Dörfern).  — 

IL  —  §.  114.  Nach  den  Formen»  in  welchen  uch  der  Ver- 
kehr im  tauschwirthschaftlichen Zustande  der  Volkswirlhsehsft 
vollzieht,  und  nach  den  Ausgleichungsmitteln,  deren  er  sieh 
zur  Bewerkstelligung  der  Umsfttze  bedient,  lassen  sich  drei  Entwick- 
lungsphasen  jenes  tauschwirthschaftlichen  Zustands  untersc beides, 
uemlich  die  natural  wirthsch^ftlicbe  (in  diesem  zweiten  Sinne 


Digitized  by  Google 


1 


NAtoral-,  (i«ld-,  Creditwinh^liafu 


m 


iet  Wofta),  die  geldwirthschaftliche  and  die  creditwirlli- 

5chaftlicbe. 

A.  In  der  ersten  Phase,  welebe  sich  keineswegs  nothwendig, 
wenn  aneh  in  einigen  Paneten,  mit  dem  nataralwirtbsebafUieben 
Zulande  der  erstgenannten  Art  deckt,  werden  die  Guter  noeh  ohne 
Vermittlnng  des  Oeldes  in  natura  gegen  einander  ver- 

UQSflit:  eigentlicher  Tanschhandel,  wie  im  Verkehr  ganz 
inicuiti\ irter  Völker  Wilden")  und  zwischen  ihnen  und  Civilisirteu. 
Dass  hierbei  ein  ir^^end  lebhafteres  'J'ausehen  überhaupt  noch  nicht 
hestehen  kann,  ist  natürlich.  Damit  leldt  aber  auch  weitere  Arbeits- 
theilung.  Der  Mangel  des  Geldes,  deshalb  neben  dem  Mangel  des 
TaDHchmittels  anch  der  des  gemeinsamen  Wertfamaasses  (§.  4d), 
iiOtbigt  daber  von  selbst  zarvorberrsebenden  Eigenprodnetion 
der  wenigen  Gitter,  welebe  bier  ftlr  die  Bedflrinissbefriedignng 
Torkommen  kOnnen:  insofern  besteht  hier  Natnralwirthsebaft  in 
beiden  Bedeutungen  des  Worts. 

B.  Die  höheren  Formen  der  Taosebwirthschaft  sind  die  Geld- 
flüd  die  Creditwirthscbaft:  in  jener  dient  Geld  als  Preismaass 
ond  Tansebmittel  nnd  wird  durch  Geld  erst  eine  bedentendere  Ent> 
wieklang  der  Tausch wirthschaft,  eine  stärkere  Herausbildung  aus 
der  saturalwirtbscbaftlicben  Eigengewinnung  der  Güter,  eine  grössere 
und  festere  Arbeitsglicderung  möglich.  Der  naturalwirthschaft- 
iicbe  Zustand  im  ersten  Sinne  des  113  sehlicsst  die  Gcldwirth- 
scbaft  nicht  nothwendig  völlig  aus,  d.  h.  die  P^inzelwirthschatten 
beschaffen  sich  z.  Tb.  die  Güter  schon  unter  Vermittlung  des 
(ields  im  Verkehr  und  produclren  etwas  mit  für  den  Absatz 
gegen  Geld. 

C.  In  der  Creditwirthscbaft  endlich  bleibt  zwar  Geld  als 
WähruDg  (§.  4^)  und  Preismaass  bestehen,  aber  es  hört  mehr  und 
mehr  auf,  unmittelbar  als  Tauschmittel  zu  dienen.  In  dieser  seiner 
Eigenscbatl  wird  es  durch  Urkunden  (Documente,  i:'apiere) 
aas  Creditgeschäften^  d.  h.  ans  solchen  Geschäften,  wo  zwischen 
Uistung  nnd  reeller  Gegenleistung  ein  aeitlieher  Zwischenraum 
bcgt  (§•  65)  ond  durch  gewisse  Mechanismen  des  Zablnngs* 
ond  Abreehnungs  Wesens,  im  Anschlnss'an  jene  Urkunden,  ersetst 
In  der  Creditwirthscbaft  erfolgen  daher  die  Tausehaote,  bee.  die 
Käufe  und  VerkUurc  nur  su,  dass  die  Leistung  unmittelbar  bloss 
mit  Versprechen    auf   Gegenleistung   in   Geld  vergolten 

A.  >f  a(ii«r,  GniD(ll#i^ng.   i.  Aull.  tS 
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wird.^)  Als  wichtigste  TavBch»  oder  Umhmfsniittel  der  Creditwiidt- 

Bcbaft  mögen  schon  hier  genannt  werden:  die  Banknoten,  das  einlOs- 
bare  Staatspapiergeld,  lüllige  oder  bald  fällige  Ziussebeine  (Coupons), 
Briefmarkeu  u.  dgl.  m.;  ferner  girirte  Wccbsel  und  Anweiöuugen. 
Checks  (d.  i.  Anweisungen  einer  Person  auf  ein  Guthaben  bei  einer 
Bank);  Depositenscheine;  endlich  machen  AusgleichungseinrichtangeD 
TOO  Baoken  (Giro-Anstalten,  Clearing-Häuser)  in  derselben  Weise  die 
Bentitsiiiig  des  Gelds  als  Umlanfsmittel  entbehrlieb.*)  Die  Credit- 
wirdischafl  setzt  sn  ilirer  amfassendereD  Entwicklung  selbst  wieder 
eine  gritosere  Benotzung  des  Credits  (§.  66),  vorans,  nameoflieli 
ein  starkes  Mitspielen  des  Credits  im  Prodnctionsprocess,  wie  es 
erst  bei  boher  Rechtssicherheit,  weitgehender  Berufs -Arbeitstbeilung 
und  grosser  Freiheit  im  Verkehr  vorkommt.  Die  Creditwirth Schaft 
ist  daher  eine  Verkehrsgestaltung  hoher  Wirthschafts-  und  Cultur 
stufen,  deren  Glanz-  und  Schattenseiten  ^e  besonders  scharf  zeigt 
bie  führt  zu  einer  grossartigen  Erspamng  an  Geld,  bes.  bei  «u 
an  Edelmetall, 

Die  Greditwirtbschaft  ist  aber  nicht  in  derselben  Art  eine 
Fortbildang  der  Geldwirtfasobaft,  wie  diese  eine  solche  der  Kataral- 

wirthsihaft,  denn  sie  hat  den  Geldyerkehr  nnd  die  FnnctioD 

des  Gelds  als  Währung  und  Preismaass  zur  bleibendeij 
Voraussetzung.  Geschichtlich  bilden  die  drei  Formen  der 
Tauschwirthschaft  Uberhaupt  nicht  vcUlig  getrennte  Zustände 
der  Volkswirthschatt,  lösen  sich  nicht  förmlich  ab,  sondern  bestehen 
neben  einander  fort,  nur  dass  die  ältere  Form  immer  mehr 
snrttcktritt  Das  relative  Ueberwiegen  in  der  geschiehtiiehen  Beiben- 
folge  Yon  Natural-,  Geld-  nnd  Creditwirthschaft  giebt  dann  den 
Verkehr  sein  Gepräge  nnd  ftthrt  zn  der  Benennung.  Aneh  dabei 
aber  ist  zn  beachten,  dass  in  den  yersehiedenen  GebietstheilcD 
einer  Volkswirthschaft  und  besonders  in  den  verschiedenen  Gruppen 
der  wirthschaftlichen  Arbeit  (Stadt  ~  Land,  industrielle  —  agra- 
rische Tbätigkeit)  gewöhnlich  nicht  dieselbe  Verkehrsform  vorwaltet. 
Die  Creditwirthschaft  ist  mehr  die  Verkehrsform  der  Städte,  der 
Industrie,  während  das  platte  Land  vielleicht  noch  fast  ganz  in 
der  Geldwirtbsobaft  nnd  theilweise  etwa  anoh  nooh  in  der  Natiinl* 


')  Theorie  der  Geldrerdrängxing  durch  die  Creditwirthschaft  näher  in  meinem 
Art.  Papiergeld,  Staat» wörterb.  VII.,  650  ff.,  oad  besonders  ia  der  Geld-  und  Cxedit* 
theorie  der  P.'schen  Acte  S.  III  if. 

.  *)  £b.  S.  U7  £,  120;  mein  Alt  Check  und  Cleariog-Uoiue  in  Bentzsch'  Hand- 
wörterbuch S.  147—151,  mein  Syst  d.  ZettelbankpoUt.  S.  53,  450,  067,  750,  734 
(butiktik). 
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^v  irthschaft  im  ersten  iSiune  der  vorwaltenden  Eigeogewinnung  der 
Guter  steckt. 

ni.  —  §.  115.  Mit  der  Creditwirthscbaft  ist  die  Papier- 
geidwirthschaft  ^)  nicht  zn  yerwechseln,  welche  ihr  nur 
äntserUeh  in  der  Verdrftogong  des  Metallgelds  als  Umlaufs- 
mittel  gleieht  Die  Creditwirthaehaft  beruht,  dem  Wesen  des 
Credits  entsprechend,  anf  freier  Entwickliing,  die  Papiergeld- 
wirtiischaft  anf  staatlichem  Zwange.  In  ibr  dient  Papiergeld 
anstatt  des  Metallgelds  nicht  nur  als  Tausclmiittel,  sondern  auch 
als  Währung  und  Prcismaass:  d.  h.  das  Papiergeld  hat  den  sogen. 
Zwangscurs  und  ist  zugleich  un ein  lösbar  gegen  Metall- 
geldy*)  oder  es  ist  m.  a.  W.  Papierwährung,  nicht  nur,  wie  die 
oben  genannten  creditwirthschafUichen  Umlaofsmittel,  Papier* 
eirenlationsmittel. 


^  8.  B«iBen  Art.  Papiergeld  im  StaitivOrterb.  S.  647  ,  652  ,  662 
Bdtr.  8.  35.  3S,  Credittheorie  d.  P.'schen  Acte  S.  6.H  fl'.,  Ru:>s.  Papierwähr  Kftp.4. — 
T.  Mangoldt.  §.  59.  Mohi,  PoÜzeiwiss.,  3.  Anfl.«  Ii,  §.  184.  Anden  noch: 
Kao.  i  293  ff^  bes.  §.  293. 

EiiiM  ^€eer  bdden  HonieBte  allelD  fbr  sich  telmfll  noch  kelii  Papiergeld 
im  obigen  Sinne.  So  sind  einlOsbare  Banknoten  mit  Ztrangscurs  (Engl,  fi^k, 
legal  tendcr)  nicht  Papiergeld,  sondcrD  Geldsurro^at  der  Crcditwirthschaft ;  uneinlös- 
haree  Stautspapicrgeld ,  ohne  Zvaogscurs,  aber  mit  Annahao  an  den  btaatscasseu, 
in  aaeh  noch  nicht  PwpkatwilbnD§. 


13^ 
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Drittes  Kapitel. 

Die  Organisation  der  Volkswirthschaft 

Vorbemoi  kuDgen  Ubor  die  BchauUluog  des  (iefrcnstandii  bbu 
Literaturnachveis.  Vgl.  bierza  di«  Vorbemerirongen  und  die  Lttentnnaehweifc 
obcffl  S.  1  11,  u.  S.  7  und  zu  Kap.  2  S.  61,  nameutlich  das,  was  dort  über  die  uupe-  ' 
nUgonde  I  ntens'  Ih  i  liiiif;  dos  ju  ivat-  und  des  eigentlich  volks  wittbscbaftliclico 
puncts  ia  der  bLabcngcn  Bebaudiung  der  politUcbeu  üciooomic  (S.  b)  und  ttbei  dk 
nussgebende  Bedentong  der  BegrüTe  Wirihscbaft  und  VolkBwirtbscbaft  f&r 
diese  Wissenschaft  (8.  69)  gesagt  wurde.  S.  feiner  die  Yoibem.  za  Kap.  4  nd  » 
•Abth.  2  und  Ii. 

UumiUclbare  Yorarbeiteu  systematischer  Art  Uber  den  Uegenstaiid  dit^ 
3.  Kap.  sind  ciirotitlich  nur  von  Schftffle  in  s.  go^ellscb.  System  d.  menseUieki  1 

W'inhsch.,  n.uu.  ntlitli  in  s.  Lehre  von  den  (iciiiciawirthschaftcn  geliefert,  b-.  | 
sonders  in  der  2.  Aull.,  deren  formelle  Behandlung?  «liescs  (iegenstands  ich  i.  B  ^ 
derjenigen  in  der  3.  Aull,  vorziehe.    S.  2.  Aull.  S.  62 — 04,  namentlich  S.  331  i 
§.  176  ff.  (Allgero.  Gbaracterfet.  d.  Gemoinwirthsebaften«  dann  bes.  Artea  d.  Geadt-  { 
wirthscbaftcn  S.  ,H.j7  ff.,  wo  die  m.  E.  im  \Ves.  ntlichen  doch  nicht  zu  diesen  Geucifl- 
wirthschaften  zu  rechnende  ramilienwirthschaft  «».  o.  §.  r>2L  dann  die  Staiti« 
wir th Schaft  fc>.  374  tl.  in  vorzüglicher  Weise  analysirt  wird;   über  die  Wecbid*  _ 
wirkangfn  des  privat-  und  des  gemeinwirtbschafUichen  Systems  S.  401  IT.);  feiMr  , 
3.  Aufl.,  II,  1  H".  (wirtlisrh.  Triebfrrl.  rn  in  der  menschlichen  (Jesell-x  haft)  und  naroent* 
lieh  der  2.  Hauptabschnitt  über  die  Ursranisation  der  VoIkswinh>chaft,  II.  20  ff.,  SS  1, 
ä9  11",  103  11.,  auch  1,  24.    In  der  3.  xVuli.  werden  die  drei  Organisationspriocipies, 
besonders  ancb  dasjenige  der  freien  Hingebung  (Liberalitüt)  scharler  auseinandtf» 
gehalten  und  die  Conscqucnzen  daraus  gezogen  ,  aber  die  Systematik  der  Behaadloüir 
hat  in  der  3.  Aufl.  gegen  die  2.  nicht  gewonnen.    Ich  verdanke  diesem  Werke  wk 
einzelnen  Monographieeu  Schaffte 's  über  einschlägige  Puncte  der  Theorie  fielfrche 
Fftrderong,  bin  indessen  unabhängig  von  ihm  auf  die  uns  gemeinsamen  Grsiid- 
anscbauungen  eelxomnicn.    Unsere  Uebereinstimmung  liierin  hindert  Übrigens  nichl 
dass  ich  auch  in  einzelnen  principiclleu  Puucteu,  so  z.  B.  in  der  Btigrcazong  der 
gemeinwirthschaftlichen  Sphäre,  in  der  Ansscbliessnng  der  FamUienwiitbsoliaft  dann& 
z.  Th.  auch  in  der  nationalökonomischen  Analyse  des  Staats,  von  Schäffie  abweiche. 
Letzterer  hat  die^-  Probleme  jetzt  im  „Socialen  Körper",  bes.  im  3.  B..  passim  auci 
in  den  andren,  wieder  aui'genummcn  und  sie  in  mehreren  Puucten  noch  weiter  ge- 
ftidert   Vgl.  bes.  HI,  S65<-39S. 

In  der  übrigen  deutscheu  systematischen  Literatur,  roUeildä  in 
ausländischen  fehlt  ein  d-Mii  '!.  Kapitel  dieses  Werks  entsprechender  Abschoiit 
fast  noch  ganz.  Nur  sporadiäcbu  Bemerkungen  über  die  hier  behandelten  Üegensti&iic 
oder  Ansfbbrangen  Ober  einzelne  Principienpancte  (z.  B.  fjroie  Goncurrenz,  Veibiltti» 
der  Oekonomil;  zar  Moral)  sind  zerstreut  in  anderen  Theilcn  des  Systems  der  maas« 
gebenden  Autoren  zu  finden.  Am  Wenigsten,  seinem  vorwaltend  cameraJ istisch -prirai- 
wirtbschaftlichen  Staudpunctc  gemäss,  bei  Kau,  vergl.  überhaupt  den  Abscluu  I  <ici 
Elnleitnng  des  1.  Tbeils  (Yollnirixtbschaftslefare),  damit  indessen  den  nnten  erwlhilBi 
Aufs,  von  1S70.  Die  nationalOkonomischcn  Systematiker  der  Smith'sches 
Schule  haben  im  Wesentlichen  das  ganze  Lehrgebäude  der  politischen  Oekonomie 
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4at  virtlischH ftliehe  Selbstintcressu  des  Individuums  begründet,  d.  b. 

laf  diejeDige  Putenz,  welche  nach  der  im  Texte  vertreteiion  Aulfassunp:  nar  dem 
priTAtvirthscbaftlichea  and  tbcilireise  dem  l'rei-gemeianirthschaftlichen  System 
in  der  Volliviidieehaft  m  Gnade  Ue^  und  irelehe  selbst  in  jenem  nicht  so  rein  und 
'HSschlieselich  zur  Geltang  kommt,  wie  rielfuch  angenommen  wird.  —  was  am  Besten 
Knies  In  s,  polit  Oekonomie,  bes.  S,  117  IT..  wenn  auch  vi"llticht  mit  etwas  zu 
M:hiHcr  Rcaction  gegen  die  herrächendc  Autiassung,  nachgewiesen  hat,  ähnlich 
Hiidebrnnd,  VtfionalOlron.,  S.  27  fL\  rergt  von  FrQbeien  Schutz,  d.  sittL  Eiern, 
b  d.  Volkhwirthsch.,  Tub.  Ztüchr.  1844,  nnd  jetzt  besondess  Scbmoller's  Grandftagen 
i  Rechts  und  d.  Volkswirthsch. 

Dass  neben  dem  wirthschafiiichuu  Selbstiutcresbe  („Eigennutz")  auch  andre 
Triebfedern  die  wiitfascbnfilichen  Handhingen  der  Menschen  Seetimmen,  ist  zwar  nicht 
äbersehen.  uu- h  oft  hinsichtlich  sittlich  guter  Potenzen  (Liebe,  Gemeinsinn)  aiü  noth- 
»cödig  bezeichnet  worden  .Vb-^r  thcils  wurde  die  Bcriicbichtipung:  dieser  Momente 
(besüudcni  der  „Moral",  KtLiLj  wenigstens  als  ungehörig  in  der  Theorie  der 
potidsohen  OdMoomie  bezeichnet:  es  brnrirke  hier  nnr  eine  vissenschaftlich  ftlsche 
Vermcnp^^ong  von  Ethik  und  Öckonomik,  wie  im  (lanzen  nnmontlirh  die  <pät  rr 
iAith'sche  Scbulf.  dio  Hnst  ia  t'sch«-  Intercssenharmonic-Tht  oric  nnd  dir  »^ich  an 
^esc  anschliessende  sogen,  deutsche  Freihandelischiih-  aiirumL-ntirtr;  theils  beschränkte 
ach  die  Beachtung  ron  Factoren,  wie  der  Gemeinsimi.  auf  kur/.e  Ikruhrnn;?  in  einzelnen 
mehr  practischen  Frajron.  wie  bei  der  «rro^son  Midir/ahl  ilcr  S-  liiift^t-'lIer :  thcils  sollte 
veniptens.  nach  Hermanns  bcunrkenswcrther  Auliassuug  iii  der  I.Aull,  s.  staatsw. 
CbterrachunkEcn  1.  Abb..  in  der  Theorie,  in  der  im  enperen  Sinne  sogen.  Volks- 
wirtb-jchaftslehre,  nur  das  Selbstinteresse,  der  Eigennutz  der  Individuen,  nicht  der 
'''?iD'-imiiin  oder  ein  derartijror  Factor  betracbt<^f  v\rnl'  ii  und  erst  in  dem  practisrh<;ii 
fheile«  in  der  V'olkswirthschaftsp liege,  die  Ergänzung  der  Theorie  durch  das  Studium 
^Function  des  Gemeinsinns  erfolgen.  Diese  Ansicht  ist  deijenic^en  Ran 's  analog, 
Ji«  theoretische  VoIkswirthschaft>l('h  re  und  die  C>konomis<  he  Politik  zn 
trennen,  d.  b,  schliesslich  doch  die  Volk^wirtIis< iiaf't  dort  olin<!  Kilrk^icht  auf  den 
btaat  zu  betrachten.  In  der  2.  AaH  s.  Unters,  hat  Uormann  in  der  1.  Abth.  S.  47  il. 
im  Geaeinaimi  seine  Sphlre  in  der  Colleeti? wirihscbaft,  bei  den  dSentUchen  Anf>' 
gaben  der  Gemeinden.  Bezirke,  Provinzen,  des  Staats  im  Ganzen,  Itei  den  von  ihm 
•iixr^'n.  Zwcrkwirths<  l).it"t''!»  für  trewis^e  Oollectivzwcckc  cinzoiner  Gnippen  der  Bevölke- 
nmg  vtndicirt.  Ich  kann  dieser  AuUassung  Hermann 'a,  die  mehrlach  Anklang  gefunden 
Im.  nicht  beistinunen.  In  der  theoretischen  NatiooalOkonofflie  kann  nicht  nnr  der 
..Eifeanatz''  betrachtet  werden,  am  Wenigsten  als  ganz  gleich  bleibende  constaote 
l^^arb^.  in  der  prartiscbcn  N;itinnalökonomif!  oder  in  der  VolkswirthschaftspÜege 
nicht  nur  der  Gemeiusinu,  aul  welchen  die  wichtigsten  Maassregeln,  z.  B.  des  Staats, 
'iir  bei  einer  dnehans  gezmingenen  Sprachweise  znrttckgefhbrt  werden  worden, 
^ioscher  (§.  11.  Anm.)  bat  darin  Recht,  dass  Eigennutz  und  Gemeinainn  weder 
coordinirt''  noch  erschöpfende  (JejjfensUtzc  bilden,  wenn  i'li  di'S  auch  aufb^rs  versteh^ 
^  er.  Auf  den  Gemeinsinn  l^ann  mau  jedenfalls  nur  irci willige  Thätigkeiten 
^dftbren,  also  etwa  einzefaie  der  nnten  §.161  sofen.  freien  Gemein wirthschaften, 
•lie  meisten  lavon  auch  ni' bt  mit  Hecht,  norh  weniger  die  viel  wichtigeren  Zwangs- 
gemeinwirthschaften.  Der  Gemeinsinn  ferner  steht  dem  Solbstinteresse  nicht  nothwondig 
tatgegen,  sondern  verbindet  sich  mit  diesem  oft  sehr  enge,  wie  bes.  in  manchen 
freieo  Gemeinwirthschaften. 

Nach  Rosrher,  §.  11,  liegen  d-  r  Wirtbsdiaft  regelmässig  zwei  geistige  Trieb- 
leden  za  Grunde,  Eigennutz  und  die  Korderungen  der  Stimme  Gottes  in  uns.  de> 
'iewissens,  worin  richtig  anerkannt  wird,  dass  jene  erste  Triebfeder  nicht  allein 
»ifkt,  noch  wirken  darf  und  soll,  daher  auch  in  der  Nationalökonomie  nicht  allein 
/ö  betrachten  ist.  Ans  d«  in  harmonischen  Zusammenwirken  beider  Triebfedern  lässt 
iioscher  dann  den  Gemeinsinn  entstehen.  Damit  könnte  mau  noch  einverstanden 
^  Aber  wenn  es  dann  heisst:  aaf  dem  Gemeinsinne  beroht  stufenweise  das  Familien», 
'lemeiadc-,  Volks-  und  Mensch heitsleben,  so  sind  hier  doch  schon  nicht  homogene 
loch  coordinirte  Elemente  neben  einander  gestellt,  in  denen  d-  r  Gemeinsinn  eine  sehr 
'iD|leichartigB  Rolle  spielen  mOsste.  In  §.  12  heisst  es  dann  weiter:  durch  den 
(jeaelBiiaa  weide  dai  helhim  omniom  contra  omnes,  die  Folge  gewissenlosen  Eigen- 
'«^t7^^  zwisdien  den  Einzelwirthschaften,  in  einem  höheren,  wohl  gegliederten 
'JtgaDismns  rersobot:  auf  den  Gemeinsinn  berahten  die  so  veiachiedeaen  Femen 
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Uld  Abstufungen  der  Gern  ei n  wirthsch  aft:  die  Haus-,  rorporations -  und  Associ»- 
tions-,  die  Communal-,  die  Volksvirtbscbaft.  Hiermit  wird  aber  docb  das  spedfisch 
Yorscbiedenstc  auf  diesen  Gemeinsinn  zurückgeführt  und  eben  deswegen  dem  letztorea 
elna  n.  E.  nurnng  ichc  Leistangsfilhigkcit  zugetraut,  wclcbc  mit  den  erfahruufrsmiseiigea 
Tbatsacben  in  Widerspruch  steht.  Die  Volkswirthschaft  kurzweg  auf  dem  Gemeinsion 
beruhen  zu  lassen,  liaite  ich  fQr  ebenso  einseitig,  als  sie  mit  der  vorjrcschritteoea 
Smith*schcn  Schule  bloss  auf  das  Selbstinterem  zn  begranden.  —  A.  Smith  ttlbit 
*  hat  nicht  nur  in  seiner  thoory  of  moral  ircntimeatt  das  Sympatbieprincip  zooi 
leitenden  g-frcarht.  sondern  auch.  Tnc  srhon  K  iii<^s  a.  a.  0.  S.  148  gejron  die  Tradiliur. 
gQt  behchtixtu,  das  solfinturost  der  Kinzulncn  nicht  so  unbedingt  eis  mit  dem  Gettammt- 
wobl  ttberelDz^nmeDd  ueritaDut,  fem  ron  Beitiat'sclien  Illaitoiieii  Sber  den  fateffaeea 
harmonismus.  Der  Aoidruck  Gemeinwinhecbalt  wird  von  Roscher  ferner  in  kann 
zulässiper  Weise  veralljfemeinert,  wenn  er  damit  e i n  zel  w i  rthsc haft  1  i  c  h  c  (lemeiD- 
wirthschaftcQ,  wie  die  Haaswirthschaft  (einmal  dazu  gerechnet)  jcdentalis  eine  setA 
wurde,  die  Corporatloiis-  und  GonmiiDalwiithachaft  eine  ist,  nnd  aoOeneltidieTolltt- 
wirth Schaft  bezeichnet,  welche  iiieflialt  eine  Einzelwirthichaft  nil  einea  8a|jee( 
an  der  Spitze  ist  (§.  53). 

Mir  scheint  nun  das  Zugeständniss  noth wendig,  dass  in  der  Yolkswirtlischalt 
Tdriehiedene  OrganisationapriDciplen  neben  einander  besirten,  eich  er- 
gänzend und  m  0 (i  i f  i 0  i r  c n d ,  und  dempemäss  dann  verschiedene  auf  diesen 
Principien  beruhende  Wirthschaftssysteme  oder  Kategorieen  roa£in£el- 
wirihschaften  in  Combiuatiou  treten. 

Das  Selbstfnteresse  muse  dabei  aber  auch  in  w^Mm  aped^Hen  OeMeto,  im 
pri vatwirthschafilichen ,  nicht  eine  immer  (gleich  bleibende  noch  aU  eine 
immer  fr! eich  wirksame  Kraft  anjresohen  werden  soiidorn  es  steht  selbst  wieder 
unter  dem  Kinäuss  der  Sitte  und  Sittlichkeit  (des  Gewissens,  in  Roscher  s  Ausdrucis- 
wefae):  ee  kann  und  soll  „moralisirf*.  allgemeiner  ansgedrockt:  ao  einem  Gnlttrftcw 
crzop:en  werden.  Die^»'  Mf'virlichkcit,  bez.  Nothwi-ndiskeit  muss  bereits  in  der 
Untersuchung  des  privat wirthschaftlichcn  Systems  oder  in  dem  theore- 
tischen Thcilo  der  politischen  Oekonomie,  den  die  deutsche  Schule  nach  Raa's 
Vorgang  ron  dem  practiachen  an  trennen  sucht,  beachter  werden  and  daher  aoch  bei 
den  Schlüssen,  welche  man  aus  f1<'m  W  irken  des  SelbstiiittTi  ^^si  s  in  den  einzelnen 
Yerkehrsacten  nach  der  Methode  der  Deductiun  ableitet.  Die  Annahme  eines  ..reinea'*, 
„absoluten",  in  allen  Personen  zu  allen  2k;iten  und  Überall  gleichm&ssiir  wirkeadea 
Selbstinteresses  hat  deshalb  als  Hypothese  in  der  Nationalökonomie  doch  ihre  fofls 
Berechti^ng.  aber  nur  in  derjenijren  engen  B^^schränkunsr.  wie  dies  im  Gecensatz  zu 
maochen  Anhängern  der  sog.  historischen  Kichtung  in  Deutschland,  aber  in  \Jt\»es- 
eioatlDmDng  mit  J.  8t  M1II  (Logik,  5.  B.  t.  d.  Geisteewiss,,  dentsehe  Uebeiaelt. KL. 
619  fr.)  in  d.  3.  Abth.  im  Kapitel  von  der  Methodik  näher  dargeles^t  werden  soll  (i 
meine  Abb.  Statistik  im  Staat^wrtrterb.  X.,  465).  Auch  in  der  Theorie  und  in 
der  Lehre  rom  priTatwirthschaftlichen  System  müssen  alsdann  jedoch  die  aus  dem 
Wirken  eines  solchen  bloss  hypothetischen  reinen  SelbetintoiXMaea  abgekHeUa 
Schlosse  sofort  ihre  Berichticnng  hndon,  indem  die  das  Selbstiaterease  in  der  Wiri- 
lichkeit  selbst  modificircnden  Factoren  (^tct  und  schlechte  Potenzen,  s.  vi.  §  131  5 
mit  in  die  üntersuchung  gezogen  worden.  Dieser  Forderung  redet  in  seinci 
fortreffliehen  Schrift  Uber  Hill  a  Ansichten  In  der  soe.  Präge  anch  Lange  dai>  Wert, 
indem  er  in  der  Einleitunsr  mit  Rocht  sa-f.  da-i'^  die  einstweilige  ßeracksichtigonir  der 
Moral  in  der  angewandten  Volkswirth.scharr  nicht  auf  die  Dauer  pmUfre.  sondert 
die  Moral,  wenigstens  später,  in  die  exacto  Ökonomische  Theorie  mit  aui^e- 
Bommen  werden  mtlsae  (bes.  S.  16  ft.).  Ebenso  in  foller ZnstbnmaBir  ioLanf|fe,fondeB 
er  mit  Rorlit  rühmt,  da-s  er  ..in  Be/usr  anf  die  Methodik  der  Volkswirfhsrhaft-»lebre 
durchaus  den  richtif^en  Standpunct  vciirote",  v.  Mangoldt.  in  seiner  \ or/udi'heo 
letzten  Abb.  Volkswitihschaft"  im  Staai>wOrterb.  XI.,  112,  eine  AuHassuu^,  aus  der 
r.  Mangoldt  In  seiner  leider  durch  den  Tod  abgebrochenen  „Volkswirthschafb- 
lehre"  (Sfuttp.  iv^s)  schon  manrho  Conscquenzen  zog.  mclir  als  in  seinem  Gnindriss. 
Diese  Annahme  eines  nicht  unwandelbaren  Selbstintcresses  ist  in  Knies'  b<  deateBdea 
Werke  „Die  polit.  Oekon.  t.  Standp.  d.  geschichtl.  Methode''  auch  der  rothe  Fades, 
welcher  die  panze  D^rstellunf;:  durchzieht.  Auf  dies  Werk  und  anf  Schmolleft 
gen.  Sclirift,  bes.  S.  37  11.  (..der  Ejroismus  ist  niemals  eine  fesic  Potenz,  eine  gleich- 
mftsüige  Uiösse"j  verweise  ich  daher  bosonden.  (Wenn  Schmoller  hier  UbilgeBs  sack 
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ugi:  ,J)ie  Lehre  vom  Egoismus  i>t  .  .  nichts  als  eine  bodenlose  Oberflichlichlieit", 
w  Icann  dieser  Satz  wenigstens  missrerstanden  werden.)  S.  ferner  llildebrand, 
Kationalökon.  d.  Gegenw.  und  Zok,.  S.  27  ff.,  ders. ,  gegenwärt  Aufgabe  d.  W'issenscb. 
d.  NatioQ&Iökoo.  (gcwissermasscn  Programmauf:>atz),  Jahrb.  I.  (Ib63),  S.  5  ff.,  137  C; 
G.  Cohn,  Bedeiit.  <\.  Nationalökon,  u.  Stellunt:  im  Kreise  d.  Wissensch.,  Bcrl.  1869, 
Bischof,  GruüdzUge  eines  Systems  d.  NatiouaiOkon.,  Graz  lä74,  S.  19  tl'.,  Coutzen, 
EiaL  in  d.  vtaats-  n.  rolksw.  Stad.,  Leipz.  1870.  —  Von  besonderem  Interesse  ist 
aber  die  letzte  Abh.  Gau in  d.  Tttb.  Zeitschr.  1870,  XXVI.,  1U6— 121  „Bemerkungen 
eher  die  Volksvirthscliaftslohrc  und  ihr  V<.Th.  zur  Sittcnleliro",  wo  der  rorchrto  Alt- 
meister mit  der  ihm  eigenen  nihigea  übjcctivität  und  Klarheit  die  Einwendungen 
gefcn  die  Begrftndung  der  VoIbirirthscliitnBlehre  auf  den  Ei^nnatz  auf  ihr  richtiges 
Matiss  zurückzuführen  sucht,  auch  eine  wirthschaf tliche  Sittenlehre  statoilt 
•S.  HO)  und  pefTotiübcr  dem  mehr  privaf\virthscliaftlicli<»n  Standpuncte  seines  Systems 
doch  maocheriei  Concessioaen  macht,  freilich  mehtfach  in  der  Weise,  dass  er  meint, 
die  biilnrige  Kadomlökonomie  habe  die  ihr  zngescfariebene  Einseitigkeit  theils  gar 
nicht  besessen ,  theils  mit  Beeht  festgehalten.  Kau's  Staiidpanct  wird  indessen  am 
Besten  in  Verbindung  mit  seiner  Systomatisirung  und  Eintlieiluns?  der  pnliJischen 
Oeiboomie  geprüft,  (Abth.  3j.  —  Die  Beziehungen  zwischen  Natiunalokono- 
■ie  and  Moral  sind  mehifach  neuerdings  in  der  französischen  Literator  nnter- 
Sicht,  z.  Th.  in  Folge  der  äusseren  Anregung  durch  eine  Prcisaufgabo  der  franzö- 
sischen Aoademie  des  scienccs  mor.  et  polit.  im  J.  1>57  Uber  das  Thema:  „delerminer 
lä>  rapportä  de  la  morale  avec  lecon.  polit."  S.  besonders  die  preisgekrönte  Schrift 
T«nA.Bondelet,  da  spiritnalisme  en  teon.  polit,  Par.  1859,  namentlich  pr6f.  o. 
introdact.  Auch  Bau  drillart  u.  A.  m.  üeber  A.Smith  spcciell  mit  RUcks.  aufd. 
Verbältn.  v.  Ethik  ii.  Oekonomik  s.  auch  A.  Oncken,  Ad.  Smith  u.  Kant,  1.  B. 
Lpz.  1877  o.  V.  Skarzynbki,  A.  Smith,  Bcrl.  1S7S. 

Ein  tveites  Organisationsprincip  liegt  denjenigen  Einzelwirthsehaften  za  Grande, 
Teiche  im  Text  mit  dem  Namen  „caritatives  System"  ziisaiiimcn<rcfasst  werden. 
Der  Ausdruck  „Gemeinsinn"  ist  hier,  wenigstens  ohne  Zwang,  nicht  allgemein 
anwendbar.  Es  handelt  sich  um  eine  Keihe  moralischer  Potenzen  und  geistiger  Trieb- 
federn, darch  welche  absichtlich  und  freiwillig  das  Selbstinteresse  ttberwan- 
d'jD,  nicht  nur,  wie  im  privatwinhschaftlirhen  Verkehr  eiii'^s  {roiltctcn  um!  sittlichen 
Volks,  gezügclt  oder  modiäcirt  wird.  Zwischen  dem  privatwirthschaftiichen  und 
evftstifen  System  ist  daher  der  Gegensatz  am  Meisten  ein  principi eller,  wie  dies 
u.  A.  die  Torgeschrittene  Smith'scbe  Schole  in  ihrer  Abneiguni?  gegen  gewisse  Arten 
der  Wohlthätiffkeit  und  Cnter>tUt/un;7  7.n^t.  —  jr'  Irirentlich  selbst  in  der  princifjiellen 
Verwerfung  aller  Einnahmen,  die  nicht  streng  auf  dem  Princip  von  Leistung  nnd 
Geinnleistani^  beraben,  was  z.  6.  in  der  Steaeilehre  ganz  folgerichtig  za  der  nnbalt- 
baren  Verallgemcinerang  des  GebQhrenprindpt  fühlt,  8.  Bau-Wagner,  Finanz.  L, 
§.  los,  2.  A.  §.  144  u.  II-,  B.  3,  Kap.  I. 

Dagegen  halte  ich  es  für  eine  T&uschung  u.  fUr  unlogisch  und  mit  den  That- 
aehen  in  Widersprach,  das  gemeinnrirthscbaftliche  System  aof  den  Oemein- 
sioa  oder  auf  eine  ihm  verwandte  gebtige  Triebfeder  zurtlckzuftlhren.   In  den  freioA 
Oenieinwirthschaften  waltet  doi  h  in  erster  Linie  ein  richtig'  verstandenes,  wenn  auch 
guQgcltes  nod  sich  absichtlich  freiwillig  beschränkendes  Selbstinteresse  Tor  den 
«Iva  mitspielenden  gemeinnOtzigen  Motiven  ror  (§.  151).   Die  viel  wichtigen 
Gruppe  der  Zwangs gemcinwirthschaften  kann  man  aber  uberliatipt  oline  die  unhut* 
bare  Fiction  eines  frei  ceschlosscncn  Staats verirairs  ;jar  nicht  auf  einen  freiwilliges 
gemeinsames  Handeln  der  betheiligten  Individuen  vorauä:^ut^cnden  Factor,  wie 
te  GeneittsiBn,  zorückführsn,  ebensowenig  als  auf  das  iodiridoelle  Sdbstinteresse, 
das  in  der  That  der  Einfilguntr  '"in -r  W'irthscliaft  in  eine  Zwanirsgcmeinwirthschaft 
sehr  oft  absenciirt  ist  und  vom  Standpunct  des  cin/.eUirthschafilichcn  Vortheils  aus 
mitunter  mit  Uecht  (§.  157).    Die  Zwangsgeme^nwi^th^chaften  beruhen  vielmehr  auf 
«iier  fieUicli  im  Gesammtinteresse  der  Gattung  (des  Volks,  der  Ortsbewohner, 
sllW  cciren  gewisse  Gefahren  zu  schützenden  (lemeinschaft  von  Personen  u.  s.  w,), 
•bsr  eben  dcbhaib  oft  mit  Hinwegsetzung  über  das  Interesse  des  I nd i vid uu  ms, 
VSi  der  organisirten  Gewalt  im  Volke  gegebenen  Ordnung,  in  letzter  Linie 
^iber  immer  auf  dem  Principe  der  organisirten  und  selbst  wieder  organisirenden 
Staatsmacht.    So  jetzt,  in  Modification  seiner  früheren  Lehre,  mir  beistimmend 
^^chiffie,  Soc  KOipei  Ui,  367.   Diese  organisirende  Thätigkeit  der  Staatsmacht 
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mnss  in  der  Yolknrlrihschaft  im  «rahrcn  GeSAmmtintercsse  in  der  Bildvnf 

der  Zwaiigsgemcinwirthsc haften  und  in  der  Feststellong  dos  Bereich« 
oder  der  Competonz  einer  jeden,  eiuschliesslich  des  Staat:«,  tmd  damit 
Meh  in  der  Abgreoznng  des  Berel elis  der  drei  WirtbseliftftatfyileBe  gefea- 

einander,  sich  voll/iehcn:  das  ist  die  schwierige  Aufcn^*.  w-lchc  in  der  Lehr'^ 
T  o  m  z  w  a  II  g  s  (T  e  m  <•  i  n  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  cl»  e  n  S  y  8 1 0  ni  iin  d  v  o  rn  S  t  n  a  t  s  p  e  c  i  c  11 
(Kap.  4)  zu  löbcu  ist.  Diese  Aofg^abc  gehört  abcV  in  die  Natiotialükonomic.  wie  dic> 
dierdinge  bbther  am  Schirfbten  ond  Conseqaentettten  die  socielittiichcn  Theore- 
tiker von  SSt.  Si  m  0  n ,  Fonrior  undL.  Blniir  Ms  anf  R  od  i»  c  rtus  und  F.  Lassalle 
betont  liabt^n ,  »'ine  Kordcrong.  welche  den  immer  noch  vorliantleuen  richtigen  Kern 
Bcibbt  iü  den  Fuarier'sschen  Phantastoroion  bildet.  Was  Lnssalle  in  ».  Vortr.  ..ubor 
VerfiMsongevesen",  Berl.  1862  über  die  entscheidende  Bedeotnnpr  der  realen  Macht-  i 
vcrh&ltnisse  fur  di.>  wirklich*'  (im  (i'".r'n-nt/  7iir  p.ij'i'Tnon''  pnütischo  Ver- 
fassung ^agt,  das  iiilt  auch  von  der  volkswirthschaftiichen  Verfassung,  ia 
welcher  die  gcmci  nwirthschaftUehe  Organisation  zn  Gunsten  der  prirat- 
wlrthscbaftlicben  und  caritatiren  eingeengt,  aber  auch  el»onsogut  und  bei  foit- 
schreitenden  Cnltunrtlkern  immer  starker  nnf  hOsti-n  dieser  beiden  anderen,  be>ondtn 
des  privatwirthschafilichcn  Syitteins,  ausgedeUnt  werden  kann  u.  wird  (s.  besonders 
Kap.  4,  H.-A.  3  §.  171  tf.). 

^  on  diesem  StandpQttcte  ans  erweitert  lieh  dann  freilich  das  (jebi*>t  der 
Volks  wirthschaftslehf  sehr.  Die  bi-^li<T  nur  "Ofenanntc  V  olkswirthschaO'- 
lehro  ist  wenig  mehr  als  eine  Lehre  dos  reiu  pri vatwirthschaftlichcn  Systems,  der 
man  einen  so  engen  Namen,  wie  Tanschlehre.  Katallairtik,  ron  xatttXXuy^. 
Tausch  (Whately),  Piutologie,  ron  7rAo?roff,  Reichthum  Hearn)  wohl  allenfiiUs 
geben  kojmte.  Die  in  di<^srni  Werke  von  mir  vertretene  Aullassnng  ist  m.  E.  aber 
auch  eine  nothwendigc  0onsc4Ucnz  der  Einbeziehung  der  penönlicltcn  Dienste  u4 
YediiltniMe  in  die  wiithschaftlichen  Gftter,  a.  o.  |w  16. 


1.  Uauptabscliuitt. 

]Me  Teraehiedenen  ^IrgsntitatioMpviiicipleB  ud 
WirChseliaflMiyiitoiiie  in  der  Tolicswirthaeluilk. 

I.  —  §.  116.  Die  Volkswirthschalt  als  Organismus 
und  als  künstliche  OrgaoigatioD.  Die  Volkswirthaeiiafl  ist 
oben  (§.  bB)  bereits  als  Organismas  bezeicboet  worden.  Die 
UntersDcboDgeDy  welohe  ttber  sie  im  Anscblnss  an  die  termiBO- 
logiseben  ErOrtemngen  im  vorigen  Kapitel  angestellt  worden,  babes 
sie  jedoeb  Doch  Oberwiegend  in  ihrer  änsserlichen,  mehr  nur 
mechanischen  als  orj^niiisohen  Zu.sainniensctziing  aus  den 
einzelwirthscliaftlicheu.  bloss  (luroli  ilen  Tauschverkehr  verbinidcneii 
Elementen  betrachtet.^)    6ie  erschien  dabei  vornemlich  noch  als 

S.  Hau  iu  der  TUb.  Zeitscbr.  Ib'u  u.  a.  u.      IM,  wo  Kau  rou  der  Volb- 
wiithsdiaft  sagt:  sie  ist  ein  aas  Einzetwirthschaften  in  einem  Volke  bestehendes,  aif 

der  freien   Verb  in  du  n;;   dePM-lIx  u   beruhendos   grosses  Ganze,   eine  VieUieit. 
zusammengehalten   dun  Ii    du>  Land    und    dii-   ünterwerfunp   nnter  di 
nemliche  Staatsgewalt.    Aber  auü  letzterem  Zusätze  werden  die  Oou:MM{uenzai 
hinsichtlioh  der  stuktlicben  Organiaation  der  VoIlrawirthsehidRt  nicht  gezoreo- 

Rau  hat,  wie  sich  S.  115  If.  zcij^t,  doch  immer  nur  die  tauschwinhschaftl 
Seite  der  Volkswirthschaft .  also  das  privatwirthschaftlichc  System  vor  Augen.  Vci 
Kos  eher 's  ganz  richtige  Bemerkung  Uber  Kau  in  s.  Gesch.  d.  Natioual<Uon.  S.  S<>(>. 
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ein  änsserliche»  Nebeneinander,  nicht  als  ein  inniges 
Ineinander  der  im  Verkehr  stehenden  selbständigen  Einzelwirth- 
<:cbaffen.  Die  verschiedenartigen  in  ihr  waltenden  Triebkräfte 
traten  bei  diesen  Untersuch angen  noch  zurück. 

In  diesem  dritten  Kapitel  bandelt  es  sich  nun  dämm,  die 
atomistiseh-meehanisehe  Anffiusiing  der  VolkswMisoluift, 
weMie  den  bisberigen  UntersiiehoDgen  des  Avfbans  der  letsteren 
•US  den  einselwirthselinftKelien  Elementen  doeb  noeb  yomemllcb 
zü  Grande  liegt,  durch  eine  eigentlich  organische  Auffassung 
zu  ergänzen,  wie  sie  allein  dem  Character  der  Volkswirthschaft 
als  Organismus  vollstiindig  entspriclit.  Während  bisher  die  Be- 
trachtung vom  Theil  oder  Glied  zum  Ganzen  ging  und  verfolgte, 
wie  sieh  die  Vol  kswirthsohaft  ans  diesen  Gliedern  heraus,  gewisser- 
msssen  in  der  Richtung  ron  nnten  naeb  oben,  entwiekelt,  mnss 
jetit  nmgekehrt  das  Ganze,  die  Volkswirthschaft,  annftehst  ins 
Auge  gefasst  nnd  ihre  organische  Strnotnr  nntersneht  werden, 
an  so  das  gli ed  1  i ehe  Yerbilrnlss  der  Einzelwirtbsefaaften  gegenüber 
der  Volkswirthschaft  richtig  festzustellen  und  die  Umgestaltung 
der  Glieder  durch  das  Ganze,  dem  sie  angehören,  kennen  zu  lernen: 
eine  l'nter.suchung  gewissermassen  in  der  Richtung  von  Oben  nach 
Unten.  Daraus  ergiebt  sich  dann  erst  die  wirklich  volkswirth- 
sehafUicbe  (im  Gegensatz  zur  bloss  einzelwirthschaftiiohen)  Func- 
tion, welche  jeder  Gattong  von  Einzelwirthschaften  nnd  wieder 
jeder  einzelnen  der  letzteren  im  Tolkswirthsebaftliohea  Organismus 
Sbertragen  ist 

ffiaslebtlieb  dieses  Organtsmos  ist  znrOrdenit  ein  Irrtbnm 
sbsnweisen,  welcher  gerade  durch  die  Bezeichnung  der  Volkswiith- 
ichaft  mit  diesem  Ausdrucke  leicht  erregt  werden  kann  und  auch 
m^i^t  worden  ist.  Die  Volkswirthschaft  ist  nemlich  anch  als 
„Organismus*'  keineswegs  bloss  ein  reines  Natarge bilde. ^) 
Ein  solches,  ein  „ Naturproduet"  ist  sie  allerdings  in  einer 
Hinsieht,  80  gat  als  das  „Volk'^  selbst  Sie  wird  wie  dieses  daroh 
„Hanger  nnd  Liebe"  znsammengehalten,  verdankt  in  einer  Beziehung 
wie  das  Volk  selbst  Naturtrieben  der  Mensehen,  dem  Trieb  der 
Selbeterfaaltnng,  dem  Gesehlechtstrieb  ihre  Existenz,  ihre  Fortdauer 

*>  In        tflliSBeii  ErSitoniogaii  Uber  den  ToUBvfrOiMliifiUeheii  Organismat 

in  s.  System  §.  IM  triU  bei  Eosoher  die  Auffassung  dieses  Organismus  als  ein 
Natür?ebiMo  doch  norh  zu  stark  hcrvnr;  daher  wohl  auch  Roschers  Fe-thalten 
au  dem  irreleitende ii  Ausdruck  .,volik:>wirthüchafti.  Naturgesetze",  den  ich  nach  f. 
OetciBf  en'f  «.  «.  a.  EierteraiifeD  «ber  tlttiilivche  Gesetze  jetit  auch  giMibe  «nf- 
seben  »  niuneii. 
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nnd  Wdterentvriekliiog.  Aber  so  weoig  als  das  „Volk''  ist  aash 
die  Velkswirtfaseball  ein  reines  Natnr^bilde,  sondern  sie  ist  ta^ 

gleich,  wiederum  ebenso  wie  jedes  staatlich  organisirte,  durch  seine 
Lebensgeschichte  erst  entwickelte,  zur  Cultur  nicht  ohne  Weiteres 
im  Laufe  der  Zeit  „von  selbst  gekommene",  sondern  absichtlich 
dazu  erzogene  Volk,  —  ein  Gebilde  bewusster  menschlicher 
That,  ein  Kunstprodact.  Menschliche,  auf  ein  bestimmtet 
Ziel  geriehtete,  planvoll  dnrchgeftthrte  Willensaete  g^Ms  ^ 
der  .Volkswirtbsohaft  ihre  bestimmt  gewollte  Gestalt*) 

In  der  früheren  Beseiebnang  der  Volkswirthiiehaft  als  Inbegriff 
der  Einzelwirthschaften  eines  staatlich  organisirten  Volks  (§.53) 
und  iu  den  Bemerkungen  über  die  Ausbildung  der  concreten  Volks- 
wirtbscbat'ten  unter  dem  Einfluss  des  concreten  Staats  (§.  54  u.  55^ 
ist  diesem  Character  der  Volkswirthschaft  als  Kunstproduct  oder, 
was  dasselbe  besagen  will,  als  „Staatswirtbschat't^'  auch  bereiti 
gebttbrend  Rechnung  getragen.  Es  geschieht  dies  nooh  prineipielle^ 
wenn  die  Volkswirthschaft  niebt  nnr  alu  Organismas,  sondern  nm 
Tbeil  wenigstens,  als  mensehlioh  gewollte  und  von  Menscbei 
kflnstlieh  absichtsvoll  nnd  planmässig  gemaebte Orgaai« 
sation  zur  BedUrfnissbefnedignng  des  Volks  aufgefasst  wird.  Die 
Bezeichnung  als  Organismus  liisst  dann  mehr  die  natürliche  Seite, 
im  strengen  Sinne  des  Worts,  nemlicli  das  Wesen  der  Volkswirth- 
schaft, ein  aus  Naturtrieben  hervorgehendes  Naturgebilde  zu  sein, 
hervortreten :  dasjenige  Moment,  welches  die  physiokratiscb-Smith'sciie 
Nationalökonomie  fast  allein  beachtet  hat,  wobei  sie  aber  selbst  die 
Eigenst'baft  der  Volkswirtbsehaft  als  eines  natttriieben  Orgaoisaiis 
niebt  gehörig  zur  Geltung  braohte,  sondern  ans  dem  organiseks 
NatnrKebilde  ein  blosses  ftasserlich  roeehanisehes  Nebeneinander  m 

Prensson's  \'«)lk  und  Preussen's  Vdlkswirthschaft  sind  treffende  Beleg«, 
wie  dies  für  die  letztere  besoadera  G.  ScbmoUer  in  s.  hUtomchen  Aufsitzea  übet 
Friodr.  WUh.  L.  Sybel's  Zeitseht.  1878,  Uber  den  preoaelwlieii  Staat  VDd  4i«  Mdib 
Frage.  Preuss.  Jahrb.  1ST4  u.  a.  m.  darirolegt  hat.  Verjfl.  auch  Roscher,  Göch. 
der  NationalAkon. ,  Kap.  16.  18,  19.  Aber  auch  an  andere  Lftndor  ist  zu  deokec 
Bei  allen  Fehlem  im  Einzeloeo  wird  die  gesammte  Colbert»cho  WirthscbaftspoUtii 
auch  altf  Beweis  gelten  können,  wie  sehr  bewnsste,  planfoll  dorehirefttirt« 
Willeusacte  eine  Yolkiiwirtlischaft  kunstlich  (im  hosten  Wortsinn!),  wenn  and 
nicht  srliaffcn.  wohl  aber  zurBlutbc  bringen,  „erziehen  *.  indem  sie  aus  dm 
tauäcliwiithächaftiichen  Naturgebildo  der  Volk^wirthbchaft  ein  Kuui^tproduct  machdi. 
Dies  bat  Fr.  Li  8t  in  a.  nation.  System  riclitig  eiltannt  und  grossaitifr  «ntviclelt  mi 
bogrundet.  Vcrgl.  Cohn's  Aufs,  in  der  Tüb.  Zeiischr.  Uber  Cölbe rt,  nach  den 
neu  veröffentlichten  Qiiellenwerken .  B.  XXV.  und  XXVI.  Lehrreiche  Ausfuhrufif 
obigen  (icdaukens  im  Text  iu  d.  Sehr.  v.  A.  Freiherm  ?.  Dum  reicher,  über  <i. 
firanxfla.  Nationalwohktaod  als  Werlt  d.  Ertiebnng.  1.  Stndio.  Wino,  1879,  bes.  ia 
Bez.  aaf  Kunst  n  Kunstindubtrie.  Auch  Farnlinin,  innere  fitMlAi.  Oev«tkipiliä 
m  Golbert  bis  TUrgot,  in  ScbmoUer 's  fc  orscbangen  lb78. 
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Einzelhaiishniten  machte  (§.  128  ff.).  Die  Bezeichnung  als  Orga- 
nisation berücksichtigt  anderseits  das  Moment,  welches  in  dieses 
^itorgebilde  mit  bewnsster  meDSoblicher  Absicht  planvoll  biueia 
getragen  worden  ist:  das  Moment  selbst  orgaoisirender  mensehr 
Keher  Thftttgkeit,  dnrob  welebes  die  Volkswirthschall  auB  eioem 
Hatupiodiiet  des  bloeeen  meoseblicben  Trieblebens  ein  menseh- 
liehes,  Ternanftgemässee  Konstprodnct  wird. 

Gerade  die  Volkswiitl  schaften  der  eigentlichen  Cnltnrvölker 
tragen  diesen  letzteren  Character  nachweisbar  an  sich  und  ent- 
wickeln ihn  im  Laufe  ihrer  Geschichte  immer  mehr.  Die  Bildung 
des  Verkehrsrechts  (§.  123),  die  Entstehung  von  Wirthschaften 
des  caritativen  Systems  und  von  Gemeinwirtbschaften 
aller  Art  (§.  147,  150),  die  stets  mehr  oder  weniger ,  immer  sehr 
bcdeatsam  eingreifende  Regelung  der  Volkswirtbsehall  dareb  den 
Staat  nnd  die  immer  umfassendere  nnd  inhaltreiehere  direote 
Tbitigkeit  des  Staats  in  der  Volkswirtbsehaft  (Kap.  4),  —  alle 
diese  Momente  machen  aus  dem  Naturgcbilde  „ Volkswirthschaft" 
mehr  und  mehr  ein  menscblithes  Kiinstgebilde.  Man  muss  in  sehr 
primitive  Lebensverhältnisse  der  Culturvölker  zurückgehen  oder 
bei  sehr  rohen ,  wahrscheinlich  auch  wenig  entwicklungsfähigen 
Völkern  Nachforschung  halten,  wenn  man  wirklich  Volkswirth- 
scbaften  finden  will,  welche  wenigstens  einigermaassen  (wOrt- 
lieh  flberhaopt  kaum  je)  reine  Natnrprodoete,  reine  and  blosse 
Taaschyerbindnngen  der  Individnal-  oder  Familienwirtbschaflen 
siiid,  wo  nnr  der  „Markt"  das  Organ  der  Verknüpfung  ist  (Prince- 
Smith,  §.  129). 

Vorläufig  mag  aus  dieser  Anffassung  der  Volkswirthschaft 
als  künstliche  Organisation  schon  hier  ein  wichtiger  Schluss 
gezogen  werden.  Der  regelmässige  Einwand  gegen  alle  sogen. 
,.äocial  i  stischen^'  Pläne  einer  kttnstlichen  Organisation 
der  Volkswirthschaft  oder,  wie  es  von  dieser  Seite  gewöbnliob  be- 
Mishaet  wird,  einer  ^Organisation  der  Arbeit'*^)  Ittnft  darauf 
boaiis,  dass  dieses  Streben  nicht  nur  scbldlieb,  sondern  aucb 
•ehleehterdings  widersinnig  sei,  weil  es  sich  anf  etwas  Un- 
mögliches richte.  Dieser  Einwand  wird  sofort  hinfällig,  wenn 
man,  in  vollster  Uebereinstitumung  mit  aller  Erfahrung^  gerade  die 


*")  Wie  im  Titel  (hv  bekannten  L.  Rlanc'schen  Schrift,  die  auf  Lassallc 
besoade»  eiovirLte:  orgaiiVäatioo  du  trarail,  Paf.  Ib40,  eine  S'  hrift,  durcii  noch 
niatir  geaMgla  Fordenuigeo  doch  dt«  Mdire  OiginlMllM  d«r  § »siea  Volki* 
vixtfaschaft  befprOnden  wSiden. 
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* 

Volks wirthschaften  der  Onltnrvölker  als  stets  mehr  oder 
weniger  künstliche  Organisationen  anerkennt.'') 

II.  —  §.  116a.  Die  drei  Organisationsprincipien  in  der 
Volks wirthscliaft.  —  Die  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft  beruht  nun  auf  drei  yereohiedenen  Prinoipien,  welche 
SU  drei  verscbiedeneiiy  aber  nnter  einander  durch  iweekbewanld 
mensebliebe  Tbat  enge  Terbandeiieii  Wirtbecbaftesyetemenm 
dem  OesammtorgaDiemns  der  VolkBwirthsebaft  fllbren.^  Diese 
Prinolpien,  bez.  Systeme,  welche  oben  (§.  10)  bei  der  Uebefrieht 
der  dem  Einzelnen  zugänglichen  Erwerbsarten  wirthscbaftlicher 
Güter  schon  kurz  berührt  wurden,  sind  das  privat  wirthsch  at't- 
liehe  oder  „individualistische''  (,,speculati ve'*,  Schäftlei. 
welches  von  der  Nationalökonomie  meistens  allein  betrachtet  und 
mitunter  selbst  als  das  schlechtweg  „wirthschaftliche^'  und  demnacb 
aaoh  in  der  Volkswirthschafteiehre  allein  %ü  würdigende  ai%e- 
fiust  worden  ist,  femer  das  gemein*|  namentltoh  swangs- 
gemeinwirthschaftlicbe  oder  „eommanistiseh- aoeia- 
listische''  nnd  das  caritative.^) 


S.  Note  3.  Auf  dem  hier  abgcwies.  SUndpunct  kteht  z.  fi.  L.  BAmberf«r 
in  8.  Pol«Bik  gegen  Sodtlismoi  n.  gegen  Alles,  was  er  dainlc  ms.  wirft,  1. 1.  DeilmL 
iu  cL  Socialbm.  z.  B.  S.  34 :  „die  gegeowärt.  Betracht  geht  r.  d.  Voraussetzang  um. 
dass  die  commonist.  Weltansoliamimr  auf  Unsinn  beruht."  Der  bequemste,  ab'"" 
auch  der  fldckäto  SlaaJpuuct.  —  Auch  üicjeuigeu,  welche  &ich  in  dem  uberhaofi 
yOllig  iiDbaltbaren  Gegonsatze  zwischen  ,,8taat8bilfe''  nnd  „Selbsthilfe**  {i 
meine  Bede  Ober  die  sociale  Frage  8.  11  ff.)  in  der  socialen  »ih  r  Arbeiterfrau 
immer  heftig  auf  die  Seite  der  alleinigen  Selbsthilfv  heblatren,  begehen  den  Febler. 
anzunehmen,  als  ob  überhaupt  eine  eiiiigerioaaascn  eutwickulte  Yulka>winliscbaU  oictii 
iDoer  ein  mehr  oder  weniger  kOitstlicbes  Gebilde  wftre,  d.  h.  eben  eia  nlchw. 
welches  durch  „Staatshilfo"  und  nicht  ,.von  Natur'  so  ist,  wie  es  die  Getier 
der  Staatshilfe  gerade  im  Moment,  wo  si<>  argiiroeutiren.  vor  Augen  haben. 

*)  Vergl.  Schätfie  aa  den  in  den  Vorbemerkungtin  zu  diesem  Kapitdl  gsi. 
Stotteo,  woruif  ein  Air  ellemnl  «un  Veigleicb  mit  der  DtrateUoBg  in  T«xia  ? «fwisi« 
wird.  Ich  citire  im  Folv'>  nrien  nur  einzdoe,  mir  wichtiger  eischdliieiide  FonBolinuigti 
Ohd  Ausfulirunfrcn  Schaf t'le's. 

Schälfle,  3.  Aull.  I.,  24:  Apeculative,  d.  L  vom  l'rivatiutercsse  de» 
Kapitals  getragene  (I^tztros  wohl  eine  etwas  so  eoge,  za  einseitig  moderne  Fönst* 
lirung:  das  Privatinteresse  des  Kaj'itals  tritt  doch  z.  B.  im  Ititen^sse  des  kicineo 
selbständigen  bäuerliehen  oder  industriellen  Unternehmers  sehr  wenig  hervor).  Di'- 
anderen  beiden  Organisationen  „wirksamster  BcdUrfuissbcfriodigung"  nenut  Sch.  hier: 
die  Öffentliche  oder  staatlich-corporati?e,  auf  obrigkeitlicher  Gewalt 
beruhende  (also  enj^er  als  die  im  Text  genannte  gcmcinwirthschaftlich'V  -vreseDtlicl 
der  dort  hervorgehobenen  z wungsgemeinwirthschafllichen  entsprechend,  vergl.  jodock 
auch  Schäfflc.  H.  Aufl.  II.,  103  li.i;  sodann  die  ?on  freier  Hingebosf. 
Liberalitat  bewirkte  Organisation.  Die  diesem  letzteren  Zweck  dlenciidcn  Diuel- 
'vinli>rhaften  reiht  S<h.  II.,  101  zu  den  freiwillige  Ver))in»!ungen  «l.irstellenden 
(jumeiuwinhschafien ,  welche  auf  einseitiger  Liberalität  beruhen,  denen  er  daon 
als  zweite  Abtheilung  die  auf  wechselseitiger  (solidarischer)  Uingebnag  d« 
Glieder  aneinander  bemheuden  freiwilligen  Verbindungen  hinznfttgt  (WochsMMidf' 
keitsrereine  q.  s.  w.).  Diesen  freiwilligen  Verbinduigen  stellt  auch  er  ab  swäi^ 
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A.  hu  privatwirth  seh  ältlichen  System  erfolgt  die  Be- 
schaffung der  wirthschaftlicheii  (iüter  und  die  Vertheiluiig  der 
letzteren  zum  Zweck  der  BedUrlnissbelriedif^ung  an  die  Bedürftigen 
unter  dem  massgebenden  Impulse  des  persönlichen  wirthscbaftlichen 
Selbstioteresses  der  Reehts-  und  Wirthschaftssabjeote  der  mit 
eiüader  Terkehrenden  Einselwirthsohafteii  Bach  dem  Gnmdsatse 
der  nater  ihnen  frei  Tereinbarten  („yertragsmässigen")  spe- 
ziellen Entgeltliohkeit  von  Leistung  and  Gegenleistung 
in  jedem  Verkehrsacte  (§.  117,  121  tf.).  Einzelwirtbschafteu,  welche 
s 0  oder  s o w e i t  äie  öo  verkehren,  helüsen  Privatwirthschafteu 
l§.  121). 

B.  im  gemeinwirthschaftlichen  System  üadet  eine  ge- 
meinsame Beschaffung  und  zum  Theil  auch  ein  gemeinsamer 
Yerbraaeh  der  wirtfaschatUichen  Gflter  Seitens  der  an  einer  be- 
sonderen Art  von  fiinzehnrthsehailen,  den  Oemeinirirth- 
sebaften,  Terbmidenen Personen  yermittelst  eines  dnreh  diese 
Geoieuiwirtlisehaften  gefulirten  geroeinwirthsebafttiehen  Produe- 
tions-  und  zum  Tlicil  auch  eines  ebcu  f;ukhen  Verthciluugs- 
processes  statt.  Dieser  Process  vollzieht  sich  uach  einem,  vom 
privatwirthschaftlichen  wesentlich  abweiehenden  Grundsatz  einer 
blo8s  generellen  Entgeltliehkcit,  indem  tlicils  eine  ))lo98e 
Kostenrepartition  stattfindet  (s.  bes.  §.  151,  15^),  theils  das 
Bnbjeet  der  Gemeinwirthsehaft  einseitig  das  Verbttitniss  von 
ieiitang  nnd  Gegenkistong  zwischen  der  Gemeinwirthsehaft  und  . . 
den  an  dieser  betheiligten  Personen  bes.  Privatwürthsehaften  fest- 

Hauptart  der  Gemeinyirthachnften  die  Z waags Verbindungen ,  Staat,  Gemeind«« 
'  7  ratiouen  aller  Art  frcgenüber.    Schäflh-'si  und  meine  ClawiOcation  stimmt  also 

UöseatL,  aber  nicht  ganz  uberein.  Ich  lege  bei  der  mciiiigcn  besoudruä  Gewicht 
aif  dit  Vorwaltea  der  einen  oder  andere  n  Triebfeder  n.  der  der  Bildung 
i^s  Systems  zu  Grunde  liegenden  Potenz.  Die  Winhscbaftcn  dea  cari' 
uüren  Systems  haben  uft  jrro>!><)  Aehniichkeit  mit  gewi->!'t*ii  freien  Gemeiiiwirth- 
"cJkaftea  und  umgekehrt  (z.  Ü.  iviichcn,  a.  u.  ^.  lül)«  aber  die  haupts&chlich 
IciiMdeii  Priiicipiea  aiiid  doch  rencliiedeD:  dort  nioltt  tatach,  aoodem  znnächat 

Andre  denlien,  hier,  bei  den  iireieu  Gemein virthschalten,  auch  z.  R.  bei  W  edi^ei- 
stitigkeitsvereincn ,  wie  etwa  (i<';reiis<  itigkeits-Vcrsicheruiiu^sansfaltcii.  do  ]i  umgekehrt: 
'Qerst  an  sich,  dann  an  Andre  denken.  So  gestaltet  sich  wcuigsttcuä  der  Uuter- 
Khied,  veaa  maa  foa  dem  £roiIieh  nicht  fehleaden  egoistixchen  Motir,  s.  B.  ia 
dta  ceiitativeii  Leintungen  nach  der  katholischen  Lehre  von  den  ^ateu  Werken, 
»bilehi,  was  hier  wenigstens  zalassi:^  ist.  -  Ausserdem  leire  ich  tar  -Ii-'  f'üter- 
^idong  dei  drei  Sy:>teme  beitondieä  Gewicht,  mehr  und  z.  Th.  ver&chiedcu  \i)u 
^chlffie.  auf  die  verschiedenea  Priaeipien  der  Eatgeltlichkeit  der 
Leistongcu  Vgl.  j.M/t  auch  Schüffle,  Suc.  Körper  III,  II-  —  Die  Bezeicha. 
d«a  pnvatwlrth^<  h.  Piiiu  ip>  aU  des  .,inclivi«lualibtischeu  ' .  des  gemein-  h«  s.  zwangs- 
^cmeinwinlisckilUichcu  als  dca  „cuuiuiuui»iii»ch -sociali:>Uacheü"  ent^ipncht  der  in 
|.  109a  C  fatiseitaUten  Tenaiaoiogie  u.  hebt  dea  piiacipieU  gesellechaftswhaea- 
•chaftücben.  nicht  aar  den  ▼irthschai^iisea^chaftlichen,  Gegensats  noch  Mh&rfer  herrer. 
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setzt.  So  geschieht  dies  namentlich  in  der  wichtigsten  Classe  der 
Gemeinwirtbschaften,  den  Z  wangsgemein  wir!  lisch  aften  uod 
in  deren  wichtigster  Species,  in  der  staatlichen  Geüani mtwirth- 
Bchaft  oder  im  Staate  kurzweg  (§.  118,  1^9  ff.,  150  ff.). 

G.  Imcaritativen  System  endlich  waltet  freie  (nnentgelt- 
liebe  oder  nicht  voll  entgolteoe)  Hin  gebong  und  Empfang- 
nahme wirtfaecbaftlieber  Gitter  Seitens  der  an  den  Eimehnitb- 
Bobaften  dieses  Systems  betheiligten  Personen  ob  (§.  119,  147  £). 

Kavm  aneb  nnr  denkbar,  geschweige  gescbicbtliehTorgekoBneB, 
ist  eine  Volkswirthschaft ,  welche  ausschliesslich  auf  einem 
und  selbst  nur  ausschliesslich  auf  zweien  dieser  Organisa- 
tionsprincipien  beruht,  sondern  immer  besteht  eine  CombinatioD 
der  letzteren,  nur  mit  wechselnder  Stellung  und  Bedeutung  jedes 
Princips.  Das  Ganze  der  Volkswirtbschaft  beruht  eben  auf  dieser 
Combination  nnd  die  Volkswirthscbaften  in  ihrer  gescbicbtlieben 
ESntwieklnng  nnd  diejenige  yersehiedener  Volker  erhalten  dutk 
diese  wecbsebide  Combmation  ihre  Eigenart.^) 

§.  117.  —  A.  Das  priTatwirtbschaftliehe,  anf  reise 
nnd  volle  Wirksamkeit  des  cinzelwirthschaftlichen  Selbstinteressce 
im  Verkehr  gegründete  System  kann  aus  sich  selbst  heraus 
für  eine  grosse  und  unermesslich  wichtige  Art  von  Bedürfnissen, 
nemlicb  für  die  GemeinbedUrinisse  (§.  139  ff.),  tbeils  nur 
nngenfigeDd,  grossentbeils  jedoch  gar  nicht  die  eri'orderlicben ,  im 
Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  dienenden  Gttter,  die  Gern  eis* 
guter,  besebaffen,  namentiieh  ans  sieh  selbst  heraus  die 
ihm  nnentbehrliohe  Reehtsordnnng  und  Beehtsbasia  seiaei 


*)  Die  blossen  Tauschrerkehrsrerbindangen  ganz  roher  Völker  köauteo  aUea£alla 
dt  Beispiul  fmi  VolkiirirdiMliaftMi  rein  priTfttwlrtlisoliaftHolieB  Ohtacftn 
tdten.  Aber  hier  wird  maa  eben  noch  kaum  von  Volkswirthschaft  sprechen 
lOnnen,  oder  es  wird  weuigätcns  irgend  eine,  wmn  auch  noch  so  rohe  staatliche  Orgaai- 
satiou  vorhafldcn  »ein  mttssen.  Damit  ist  alädaun  aber  schon  der  Ueborgang  aus  d«& 
lein  priratniitbachafUichea  Zastendo  in  den  gendnwirthsehafUicben  (aneh  mit  tiwmgt 
leistaugen,  Diensten,  Naturalabgaben,  Stenern  an  ein  Staatsoberhaupt)  gemacht.  —  ta 
Beispiel  eines  wesentlich  geme i  ii  wirth sch af 1 1  i c h  c  n  Zustands  einer  Volfcl' 
wirthiichaft  köiinte  in  jenem  Paraguay 'sehen  Jesuiteni«taate  gefunden  werden." 
Jede  veiteie  Aoedehnong  der  Stents-  nnd  (lemeindethitiglteit  (§.  171  C),  die  U•bc^ 
nnliBe  der  grossen  Anstalten  des  Verkehrswesens  anf  den  Staat,  der  Gas-  und  Wasser- 
werke u.  dgl.  ni.  auf  die  Gcuieindo,  jenes  altrömischc  System  der  Getrcidercrtheilu&g 
Q.  s.  w.  kommt  auf  das  stärkere  ilcrv ortrcteu  des  gemein wirthschaft- 
liehen  („commnnistiechen**)  Clwfncten  in  der  Yelkewiitlnehnft  MniaiL  — 
Die  umfassende  Organisation  der  k  irr  h  lieh -»n  Armenpflege  im  Mittelalter  nnJ 
2.  Th.  in  der  katholischen  Kirche  noch  heute  hat  gerade  wegen  ihres  principicUefl 
Hauptmangels,  ncmlich  der  ungeuUguudun  Unterscheidung  erwerbsfähiger  FauUeaitf 
wd  wifUieh  erwertninnfthiger  Amer,  den  VoUnirirthschaftcn  ihrer  HeiaintUMr 
einen  Mmk  caritntif  en  Ghtmoter  gegeben.  S.  meine  Fin.wiM.  II,  §.  SS{^ 
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Verkehrs  weder  ordentlich  herstellen,  noch  erhalten  (§.  123,  140).®) 
Ebensowenig  bietet  es  eine  BUrgsobatt  dafür,  dass  der  Verbrauob 
derjenigen  Gemeiiigater,  welche  60  etwa  selbst  henostellen  yermag, 
in  befriedigender  Weise  allen  Bedflrfligen  ermöglicht  werde. 
UsberaU  nrass  hier  das  gemeinwirthschaftliche  System  snm  Ersatx 
od  rar  Ergänznng  des  privatwirdischaftllchen  eintreten.  Anch 
die  Beschaffung  und  Vertheilnng  derjenigen  Gttter,  welche  jetzt  passend 
Tom  privatwirthschaftlichen  System  hergestellt  werden,  nemlich  der 
grossen  Masse  der  Sachgüter  und  immerhin  auch  vieler  per- 
•önlicher  Dienste,  erfolgt  in  diesem  System  nicht  leicht  völlig 
genflgend  nach  den  Interessen  der  Gesammtheit  Das  gemeinwirtb- 
schaftliche  System  mnss  auch  hier  corrigirend,  Härten  nnd 
Oabittigkelten,  welche  das  Walten  des  wirthschafttiehen  Selbst- 
■fwesscs  herrorrnft,  aosgleichend,  hinzntreten. 

§.  118.  —  B.  Umgekehrt  kann  aber  das  gerne! nwirth- 
lehaftliche  System,  nach  der  wirthschafllichen  Natar  der  Men- 
schen (§.  4)  und  nach  aller  bisher  vorliegenden  Erfahrun":,  nur 
in  bestimmten  Fällen,  namentlich  den  soeben  angedeuteten, 
passend  und  erfolgreich  das  privatwirthschaftliche  System  in  der 
Volkswirtbschaft  ersetaen.  Den  ganzen  Herstellnngs-  nnd 
Vertheilnngsproeess  der  wirthschafllichen  Gttter,  namentlich 
tieh  der  grossen  Masse  der  Saebglltery  nach  gewissen  socia- 
Mstiiehen  Ideen  (9.  ]ü9ciF.)  gemeinwirthschaftlieh  nnd  T0^ 
lenlieb  swangsgemeinwirthsehaftlieh  von  oben  ans  dnreh 
den  Staat  regeln  und  führen  zu  wollen,  hiesse  nicht  nur  unerhörte 
nnd  wahrscheinlich  für  immer  unerfüllbare  Zumuthungen  an  die 
Intelligenz,  Gewissenhaftigkeit  nnd  Ökonomische  und  technische 
Leistungsfähigkeit  der  leitenden  Organe  an  der  Spitze  der  Gemein- 
wirtbsehaften stellen« £s  würde  dadurch  anch  die  indiyid nelle 

Das  irird  sogar  von  den  nnbedin^estcn  Anhängern  des  mAplirhst  rein  prirat- 
riniuduiiliciieii  Cüantcters  der  VoUuvirtluichalt,  ?on  der  frauzöäiäcbün  und  dcubcben 
MMTaeben  Sehsl««  Priaoa-Saich  n.  A.  m.  olFeir  aneilcaDiit:  der  Staat  tet  anok 
niaen  der  nothweodige  Beschützer  ..gegen  Vergewaltigunic"  (Prittco-Smlth,  Art 
HandeUfreiheit  in  Rcntzsch'  Handwörterbuch),  nnd  der  Rechtsschutzzwcck  der 
K&at'ächea  Hcchtspliiloeophio  und  Staatslehre  auch  von  ihnen  gebilligt.  Aber  der 
Staat  (4.  Ii.  ebco  das  geadnwirtbacliaftliohe  Syttom  in  MtDem  irichti|piteB  Vertreter) 
enchelnt  hier  doch  in  der  Tbat  al^  deas  ex  macbiua  nnd  die^e  seine  alleinige 
Function  konnte  Lassalle  mit  Fag  mit  dem  bertVlunten  geflogeiten  Wort  70m  „Nackt' 
ticbterdieiist"  rer&potten.  S.  a.  129. 
I  .  A«  Xüirielitiuifen,  wie  die  Staatspost  «nd  andere  YeikelinanslalfeB,  anoli 
voM  vic  das  M  i  1  i  t  fir  wcs  c  n  haben  socialidtlriche  Stimmen  QlleiB  in  weitgehende 
Schlüsse  hinsichtlich  der  Leistungsfähigkeit  einer  gemeinwirthschafUichon  Organi^^ation 
der  Prodaction  gebogen.  —  Uebrigeus  kann  man  auch  in  selchen  Auffassungen  volil 
Iii«  nüdifsn  Psifeeobaick  der Tlieofleen**  (Knies)  Snden:  in  DeatsoliUnd 
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Freiheit  in  nnertriglieiier  Weise  beedirliikft^)  mid  die  bereeb- 

tigte  FuDctiou  des  wirthschaftlicben  Selbstinteresse's  als  einer 
auch  im  Geaam m tiuteresse  höchst  wirksamen  Potenz  auch 
znm  Nachtheil  der  Gesammtheit,  also  uicbt  nur  der  Einzel- 
wirthschafteni  sondern  der  Volks  wirthschaft  uuwirkBam  gemacht'^) 
Es  III1188  sonach  die  riolitige  organische  Verbindang  des 
privat-  mit  dem  gemeinwirthscliaftiioikeii  System  als  fttr 
das  Geddhen  der  Volkswirthsehaft  imbediDgt  nothwendig  beieiclmfll 
werden.  Principiell  ist  nur-  ansnerkennen,  dass  die  Art  dieser 
Verbindung,  daber  der  Fonetionen  beider  Systeme  in  der  Volks» 
wirthöchat't,  keine  ein  liii  allemal  („priocipiell'')  festgegebene, 
sondern  eine  geschichtlich-wechselnde  ist  (§.  12U).  Auch 
muss  eingerilumt  werden,  dass  hierbei  die  practischc  Bewährung' 
jedes  Systems  im  coucreten  Fall  eine  entscheidende  BedeuUmg 
hat  nnd  dass  die  Technik  der  Froductiou  hier  ein  gewichtiges 
Wort  mitspricht  Die  moderne  Technik  (Dampf!)  nnd  die 
Noihwendigkeit  des  Grossbetriebs  ans  Okonomiscb-technisdwi 
Rfloksichten  flihrten  bereits  nnd  fttbren  wolü  immer  mehr  an  einer 
absolnten  nnd  relativen  Ausdehnung  des  gemein-,  auch  des 
zwangsgemeinwirthschaltlicheu  Systems  auf  Kosten  des  privat 
wirthschattlichen,  selbst  in  der  SachgUter-Prodaction  (§.  Iu4a, 
109  c  ff.,  176). 

§.  119.  —  C.  Aber  auch  selbst  bei  der  glttcklichsten,  d.  h.  bei 
einer  den  Anfordemngen  der  Zeit  und  des  Ortes  am  VoUkommenstei 
entspreeiienden  Gombination  des  privat-  nnd  gemeinwirtbsobailliebea 
Systems  ist  eine  weitere  Ergänsnng  dieser  beiden  £fysteBM 
dnrch  das  earitative  nicht  an  entbehren  (§.  148).  Die  BegrSs- 
dnng  der  Volkswirthsehaft  ausschliesslich  anl'  dieses  System 
kann  tVeilich  nicht  ernstlich  in  Frage  kouimen  und  nicht  eiumai 

ist  das  Vertrauen  ia  die  allgüinciuü  LeiätaiigäHlhigkeit  des  Staats  seit  dun  gtosstu 
Jahren  1564,  ISGö,  ]:s70  uugMieia  j^cvachbcu,  was  sich  iu  uiancbem  Urtlieil  über 
voIkbwirtliäobaitspolittBche  fnfBii,  z.  B.  Staatobahaen,  Staatsbaukeu  (ProuM&Klie  fiaaki 

deatUch  zeigt. 

")  Darin  liegt  die  ScIlwSdie  aller  bisherigea  socialifltilchen  Systeme ;  mau  «bif 
auuh  wohl  sagen  die  dem  Socialiäinuä  inhärente  SUhw&cbe,  welche  dk 
socialistiiclieii  Tliooretiiier  i>ra<;ti><-lirii  Ai;itaforen  »«  Ibstverstaiullicb  I)  zu  vtni^ 

liHiachtcu.  Jede  iteuiuiuwirthscUaltlicliüOr^auisaiiou haieiu  couiuiuaistisch-sociaUsti»cks 
Element  (s.  §.  lüäd,  151,  158)  nnd  briugt  daber  aocb  die  im  Texte  enrfthnui  Oebkr 
mit  »ich.  Vortfefflicb  weist  anders.  Schaf fle,  Soc.  Körper  III,  540,  die  abertriebeoeii 
fiefdrcbtungcn  wegen  der  indindaeliea  Freiliett  bei  mehr  aocialist  OigaiiiaatiMi  der 
Voliiawirthschaft  ab. 

**)  8.  eben  §.  104,  104*  Uber  den  günstigen,  unter  Omirtftiideii  anersetz: 
baren  Einfluss  des  privaten  Selbstintercasea  auf  die  Steigerung  des  ganzen  Yolkt* 
•Initommens,  nicht  nur  des  KingeleinkomiaenH. 
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als  ideales  Ziel  hingestellt  werden.  Denn  in  der  wirthschaftlichen 
Katar  des  Menschen  (§.  4)  liegen  unüberwindliche  Hindernisse") 
and  gegen  allgemeine  unentgeltliche  Erlangung  wirthscliaftlicher 
Outer  erheben  sieh  anch  gemchtige  sittliche  und  ökonomische 
Bedenken  Tom  Standpmiete  des  wahren  danemden  Interesses  der 
finpOnger  ans.  Uni  so  mehr  ist  zuzugeben,  dass  dem  caritaüven 
%iteiB  eine  immerhin  wichtige  Function  in  der  Volkswirtli- 
•ehtft  neben  dem  privat-  und  gemein  wirthschaftlichen  System 
bleibt,  wenngleich  es  diesen  beiden  zwar  in  gewissen  Fällen  gleich- 
berechtigt, aber,  ganz  allgemein  betrachtet^  nicht  als  coordi- 
nirtes  drittes  Glied  zur  Seite  tritt. 

Das  caritative  System  ermöglicht  einmal  eine  sittliche 
ßenutznng  des  priyatwirthsch  aftlich  erworbenen 
Keiehthams  der  Individuaiwirthschaften ,  z.  B.  mittelst  um- 
toender  Privatwohlthfttigkeit,  Stiftungen,  und  ftthrt 
dadurch  zu  einer  Bechtfertigung  gerade  solcher  Gestaltungen 
der  Volkswirthschaft,  welche,  rein  privatwirthschaftlieh  ans- 
genutzt,  am  Leichtesten  eine  Schädigung  der  Gesanimtinteressen 
eines  Volks  verursachen.  Das  caritative  System  fnngirt  ferner 
ebenso  nothwendig  als  erspriesslicli  zum  Heile  des  Oauzen, 
indem  es  die  Lücken  in  der  BedUrimssbet'riedigung  mancher 
lodividnalwirthschaften ,  welche  das  priyatwirtbschaftliche  System 
alleui  oder  selbst  in  Verbindung  mit  dem  gemeinwirthschaftlichen 
botehen  oder  entstehen  liess,  ausfttllt  und  dicsjenigen  Hftrten 
ondDisharmonieen  im  rein  privatwirthschaftlichen  Verkehr 
SMgleleht,  welche  selbst  durch  das  gemeinwirthschafttiche  System 
nieht  leicht  gänzlich  zu  beseitigen  sind.  Auch  hier  ist  namentlich 
au  das  grosse  Gebiet  des  Human itäts-  und  Armenwesens 
im  umfassendsten  Sinn  zu  denken.  Es  bleibt  somit  dem  caritativen 
System  stets  ein  weiterer  oder  engerer,  geschichtlich  freilich  stark 
wechselnder  Spielraum  und  es  muss  auch  als  ein  voikswirth- 
iehaftliches  Postulat  bezeichnet  werden,  dass  jenes  System 
Beben  den  beiden  anderen  wichtigeren  fungire.  Namentlich  wird  in 
üebergangs zelten  des  Tolkswirthschaftlichen  LebenSi 
wo  sieh  grössere  Mängel  des  privatwirthsehafUichen  Systems  zu 

**)  Eine  B6li«ii|>(ongt  welche  mit  der  Ton  der  Mythischen  Schule**  der  NatioDtl- 
SLonomie  Vttd  MCh  in  diesem  Werke  vertreteneu  Ansicht  von  der  Nothweniligkeit  und 
Möglichkeit  einer  mit  steigender  Volksgesiltung  erfolgenden  Zügelung  und  eiut^r  pur- 
tic-llen  völligcu  Aufhebung  des  Selbstinteresses  (eben  in  der  beschränkten  tSpUäro 

eariutirea  Syatetns)  nicht  in  Widerspruch  steht 
A.  Wftraer»  Onuidlegmai.  2,  kvL  14  • 
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zeigen  pßcgen,  Atr  welche  es  noch  nicht  geluigen  ist,  den  Enits- 
dienst  and  Gorreoüvdienst  des  gemeinwirthschallliehai  Syetems, 

z.  B.  mittelst  des  Versicherungswesens,  öflTentUchen  Pensions- 
wesens u.  dgl.  m.  richtig  zu  organisiren,  dem  caritativen  System 
mitunter  eine  besonders  wichtige  Ausgleichungsfunctiou  zufallen. 
Die  allerdings  oft  Wirklichkeit  gewordene  Möglichkeit  einer  falschen 
(,,unwirthschaftlichen")  Wirksamkeit  des  caritativen  Systems  (z.  B. 
Missbränehe  bei  der  Amenpflege,  nicht  gentigende  AnMcheadniis 
der  ErwerhsfSUiigen  bei  der  Untenttttsnng;  scbkohte  YerwahiiBg 
Yon  Stiftungen)  kann  gegen  die  principieUe  Berechtigung  dei 
letzteren  in  der  Volkswirthschaft  sowenig  geltend  gemacht  werden, 
als  ähnliche  Erfahrungen  mit  einem  der  beiden  anderen  gegen  die 
Berechtigung  dieser  Systeme.  ' 

III.  —  §.  120.  Die  Combination  der  drei  Systeme. 
Die  Aufgabe  dieser  Combination  Uberhaupt  und  insbesondere 
der  beiden  ersten  antereinander  wird  unvermeidlieh  dadurch 
sehr  erschwert,  dass  es  keine  absolut  richtige,  y,natttr- 
liehe'S  ein  für  allemal  gleichbleibende  GombUiation  swisebeo 
ihnen  giebt  nnd  geben  kann,  was  keines  näheren  NaehweiaeK 
bedarf.  Ans  dem  Wesen  oder  der  Natnr  der  Dinge,  d.  h.  derl 
massgebenden  Factoren,  nemlich  der  Katnr  des  Menschen  und  des  i 
Staats,  {»Igt  eine  solche  feste  Combination  um  so  weniger,  da  diese 
Factoren,  als  ursächliche  Momente  der  Combination  der  Wirtli 
Schaftssysteme  aufgefasst,    selbst  wieder  nicht  gleichbleibende^ 
sondern  geschichtlich  veränderliche  Potenzen  sind.   Es  | 
gilt  dies  unzweifelhaft  selbst  von.  der  wirthsobaftlioben  l^atnr  des 
Menschen  und  dem  in  ihr  sich  äussernden  angeborenen  Triebe  da  | 
wirthsdhaftlichen  Selbstinteresses,  unter  dem  £Unflw 
von  Erziehung,  „Zucht'*  und  Cultur,  YonZdt  und  Ort  aid 
Umständen.      Es  gilt  ebenso  vom  Wesen  der  einzelnen  Wülb- 
schaitsarten ,  wie  namentlich  auch  der  Gemeinwirthschaften  nnd 
des  Staats  selbst,  welche  ihrerseits  wieder  Producte  von  Zeil 
und  Ort  und  Umständen,  d.  h.  eben  geschichtlich  wandel- 

Ein  Beiäpid  üt:  Organisiniug  von  Hilt^vcrcinen  aller  Art  bei  (^^anitäteii, 
velche  mit  dem  wirtliscluflttiebeii  zunrnmenbängen,  aas  Gefahren  des  neuen  Ma.s-bi- 
nenwesens,  aus  Mittellosigkdt  der  Greise,  der  Wittweo  faenroTgcLcn.  bevor  darth  ok 
gut  eing('n<  lit<'tes  Vci^icheningswcsen  oder  durch  Gesetze  über  Haftpflicht  der  Vi-  ' 
uchuier  Vorburgc  getrotlcu  ist.  Kbcnso:  freiwili  ige  Leistungen  der  Arbuitget>cc 
im  gemeinnützigen  iDterease  der  Arbeiter  (?ergl.  d.  „Ucpertoriam  der  Leistangeo**  der 
Zeitüchr.  Concor (Jia),  —  besondere  «olAnge  dae  Beeht  nöcli  Bicbt  genOgrade  To^ 
kehningen  anordnete. 

**)S.bcs.  die  oben  gen.  Schriften  v.  K ni es,  jiöl.  (Jek.  u.  Schuiuller,  (jranüfra|;<fri. 
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bare  Ej^cheinangen  sind,  bald  mehr|  bald  weniger  ihrem  Zweck 
entsprechend.^*) 

Die  richtige  Combination  der  Systeme  kann  al.sr» 
oareine  beständig  in  ric htiger  Weise,  d.  h.  dergestalt 
lieh  Terändernde  sein,  daas  jeweilig  ans  dem  Zusammen- 
wirken  der  drei  Systeme  die  Verfügung  ttber  die  iaehBt- 
aOgliehei  Strang  nach  dem  Ökonomischen  Princip  gewonnene  Summe 
geeignetster  wirthschaftllcher  OOter  und  die  befriedigendste  Ver* 
theilnng  der  letzteren  unter  die  Bevölkerung  in  der  Volkswirth- 
schaft  nach  den  oben  dargelegten  Zielpunctcn  (§.  lUff. ,  107)  her- 
vorgeht. Zur  Erreichung  dieses  Ziels  werden  beständig  Verschie- 
bnngen  in  den  Wirkungskreisen  des  privat-  und  gemeinwirthschaft- 
lieben  Systems  sowie  auch  innerhalb  eines  jeden  derselben^')  (z.  B. 
swischen  den  freien  und  den  Zwangsgemeinwirthsehat'tcn  (§.  151, 154) 
nd  swisehen  den  einzelnen  letztereui  Staai^  Gemeinde,  Kreis  u.  s.  w. 
miteinander  §.  155),  sodann  zur  richtigen  Ergänzung  auch  Ver- 
Inderungen  im  ^Hrkungslureise  des  earitativen  Systems  erfolgen 
nllSNn.  So  wenig  dies,  abstract  betrachtet,  zweifelhaft  sein  kann 
und  so  leicht  es  ist,  für  die  Richtung  dieser  Verschiebungen  und 
Veränderungen  im  Allgemeinen  obiges  Ziel  autziistellen,  so  schwierig 
wird  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  wie  eine  solche  Ver- 
^hiebung  eintreten  soll,  im  concreten  Falle.  Die  verschiedenen 
folkswirthschaftlichen  Parteien  gehen  darin  am  Meisten  auseinander, 
weil  siCi  auch  ohne  einseitig  nur  das  eine  oder  andre  der  drei 
Oi]giuiisatioiisprincipien  gelten  zu  lassen,  doch  dem  einen  oder 
asdeien  den  Vorzug  geben.  In  jedem  Parlamente,  auf  jedem  mit 
TolkBwirthsehäftliehen  Fragen  beschäftigten  Gongresse  tritt  dies  in 
den  Meinungsversebiedenheiten  der  Redner  und  Parteien  hervor. 
Jede  Verschiebung  der  genannten  Art  aber  llihrt  unvermeidlich  zu 


So  ist  es  z.  U.  eine  liäufige  Erfahrung,  dass  zahlreiche  Vereine  fiir  mate- 
nell-Tiitlischaftliche  (ConsiiittvereiDelj,  für  Bildungs-,  Uoterhaltungszweci^c  u.  ü.  w.  nur 
elM  knfse  Blotheieit  haben«  oft  In  ihrer  Jugend,  wo  dts  Ihteiwse  der  Betheiligten 
loch  rege  genog  ist. 

Die  wichtigen  politischen,  social-politischen  und  wirthsrhaftlirhen  Fragen  der 
Orcaaisfttion  der  gesammteu  OfCcntiichen  Verwaltung,  der  Decon- 
tnliMtion  der  letzteren,  des  Selfgorernment,  der  Prorincinl-,  Kreis-, 
Geneindeordnnn gen ,  des  Yercinswcsens;  die  Fragen  dtr  Vcrth-ilunn:  (l»r 
Leistungen  z.  B.  im  Schul-,  Vcrkehrbwcsen  (Strassen).  Armenwesen  u.  s,  w.  zwischen 
tliesen  Ferschiedeneu  Organen;  die  Fragen  des  öffentlichen  (Staats-,  (icmcinde-i  uiul 
Printen  Sehil-,  yeritehrsveeene  n.  dergl.«  der  Uebemahme  gewisser  materieller  Pru- 
dactionszweige  auf  den  Staat  (z.  D.  Forsten,  Bergbau)  und  auf  die  <;.;nif  itMl.-  (/.  R. 
Gw-  und  Wasserwerke)  — .  dies  Aller«  sind  Problome,  welche  mit  der  richtigen 
Combination  der  genannten  W  inhschal'tssysteme  auf  das  Engste  zn«iainmenhäng(^n. 
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einer  Aiisdebnuiig  oder  einer  Beschränkung  der  Wirksamlceit  des 
einen  auf  Kosten  oder  zu  Guubten  derjenigen  der  beiden  anderen 
Principien.  Üb,  wann  und  wie  weit  dies  gut  ist,  d.  h.  dem  obigen 
allgemeinen  Ziele  näher  fuhrt,  kann  nur  und  mus8  immer  durch 
möglichst  unbefangene  Untersuchung  des  concreten  Falls  liett- 
gestellt  werden.  Auch  nur  etwas  aUgemeinere  Regeln,  ausser  den- 
jenigen,  welche  ans  der  Umgestaltmig  der  Technik  im  ProdoetioiiB* 
process  wohl  absoleiten  sind  (§.  118,  104  a),  lassen  dich  dafür  aber 
bloss  dnrch  näheres  Eingehen  anf  die  Nator  und  Wirksamkeit  eioei 
jeden  der  drei  Organisationsprincipien  oder  Wirthschaitssysteme 
gewinnen,  wie  dies  im  Folgenden  geschieht. 

2.  Haaptabschnitt 
Das  privat nirthsehaftlicUe  INiyNtem. 

Das  Wcson  des  privatwirtli  sc  haftlichen  Systems  legen  am  B«fea 
die  KrOrterongea  der  jiationalöioaomcu  Uber  die  Bilduug  dpr  Waaionprei»e; 
QBtw  dem  EinfliuB  der  Goncnrrenz  (des  Mltirertwns)  diur,  dann  die  renruidtdi 
EfOiterangeii  aber  den  Process  derVortheiluug;  des  Prodactionscrtrags  ali  Yia- \ 
lommen  an  die  bei  der  Production  betheiligten  Personen,  daher  über  Lohn,  Zins,  Kentt, 
Unternebmerge^inn  unter  dem  gleichen  Eiufluss  der  Coucurrenx,  wobei  im  WeseBi-j 
liehen  die  allgemeinen  Preisreifem  nnf  die  reidingte  Ari)eit,  das  rulidieiid  KipbaL 
das  verpachtete  Grundstück  angewandt  weiden.   Hierbei  wird,  —  im  Ckmzeii  mtÜbd-  \ 
dülogisch  auch  richtig,  sobald  man  sich  nur  bewusst  bleibt,  dass  man  unter  Vor- 
aussetz uugbeätiinmter  Hypothesen  ouerirt,  deren  ZutreÜen  in  der  Wirklicbkea 
bei  der  Anweadang  der  geAmdenen  Sfttze  auf  diese  Wiildichkdt  immer  erst  geiotft  I 
werden  moss,  —  hier  wird  mittelst  der  Methode  der  Dednction  aus  dem  Walten 
des  sich  so  viel  als  möglich  geltend  flachenden  Selbstinteresses  heraus  gescUtKMD; 
das  Streben  nach  dem  gröbsten  Yortheil  ist  das  leitende  Princip. 

Da  man  es  unter  dieser  Voraosaetznng  mit  einem  relatir  einndien  Gia«llc^ 
hältniss  zu  thun  hat,  so  ist  die  Anwendung  matheuiatischor  Formeln  und  i^eometziKkl 
l'iiiiir.  ii  nirlit  Ijchonders  schwierig  und  uftors  vcrsu(  lit  worden,  um  die  rrobleme  d«r 
l'rcisbüdung  damit  zu  lösen,  so  von  I{au,  im  Anhange  zu      154,  104  und  210  de 
].  Theils  (8.  Aufl.  8.  3S8  ff.),  besonders  nmftngUdi  von  t.  Mangoldt,  Qm4t. 
1.  Aufl.  s?.  ir>  H.,  in  Frankreich  von  Cournot,  recherches  sur  les  princ.  mathtm.  Je  I 
la  theorie  des  richcsses,  Par  isys,  ganz  neuerdings,  mit  Ilinein/.ichung:  andrer  Ftr- | 
"wandter  Probleme,  von  L.  Wal  ras,  (Clements  d'6couomie  polit.  pure  uu  theone  de  U  i 
richessc  sociale,  Lausanne  1874,  Forts.  Is77.    Auch  an  v.  ThQnen*s  classisch«^  i 
Werk.  d.  isolirle  Staat,  ist  zu  erinnern.   Eine  (übrigens  viel  zu  weit  greifende)  Biblio- 
graphie der  Werke  d.  mathom.  BehandL  d.  polit  Gek.,  zus.gedtellt  v.  Jevons,  &.  in 
Courad's  Jahrb.  1S76  H,  379.   £b.  S.  295  ein  Aufs.  r.  B.  Weisz,  d.  mathem.  Metk. 
in  d.  Xat.-( >ck.  Diese  Versuche  sind  innerhalb  ihrer  Sphäre,  d.  h.  eben  inner- 
halb des  jirivatwirthschaftlichen  J^Tystems  der  Vulks w  i  rths  cli  af t  can' 
berechtigt   Aber  es  ist  für  die  bisherige  fuischliche  Ideutificirung  der  Lehre  \ou>  I 
pritratwirthacbaftlicben  S3r8tem  mit  der  Yolkswirthscliaftslelire  schlechtweg  b^ 
zeichnend,  dass  man  mit  dieser  etwa  noch  mathematisch  formulirten  Preis-  uu^ 
Ein  koujuien  llieorie,  wi  lclie  in  letzter  Linie   immer  auf  das  mit  mathematisrlier 
Sicherheil  wirkende  blasse  belbstiuturesse  zuruckgciuhrt  wird,  glaubte  die  wisseoscbaft- 
Ucheu  Aul  gaben  der  poütischett  Oekonomie,  yon  der  PiednctionslehM  al^esdict. 
gelost  zu  Iwbcn.  Jene  „dconomie  ))uliti       pure"  ist  nur  eine  hypothctiärlt  - 
Foruittliruiig  des  privatwirtkschaftlichuu  Systems  iu  der  Vulkswirthsclufl 
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rw  sdbit  hier  schon  sehr  bedingter  Giltigkeit  in  der  Wirklicbkeit.  Denn  uuvcruiüidlich 
ÜB  dabei  das  8  Ibstinteress«-.  das  «jStreben  nach  Vermögen**,  wie  es  J.  St  liill  hier 
rem  nennt  (in  der  LojriM.  als  <  ine  c  on  sta  n  t  e.  selbst  cranz  prlcich  bleibende 
ud  [immer  gleich  virküame,  also  als  eine  absolute  Grösse  oder  Kraft  in 
aBn  feriEehranden  PeiBoneii MigeMlieB  werden,  —  was  zwar  hypothetisch  zulässig 
iit,  faidem  diese  Hypothese  ein  wichtiges  metho  I  I  .isches  Hilftmittel  bildet,  was  aber 
ia  der  Wirklichkeit  niemals  genau  so,  wie  es  hypothetisch  angenommen  wird,  zutrifft. 

Hier  eben  bilden,  wie  Knies  s.  a.  0.,  neacrdings  besonders  Schmoller  so 
Dcbtig  aosllIhreD,  Sitte  und  Sittlichkeit,  hemehende  AnaohMiiingen  v.  s.  w., 
Bocb  ganz  abgesehen  ron  der  Geetoltnng  des  Verkehrs  rechts,  ein  Medium,  durch 
welches  Angebot  und  Nachfrage  erst  hindurch  pchen,  bevor  «io  auf  Preis  und  Ein- 
luBimen  einwirken.  Selbst  im  Grosshandol,  far  welchen  man  mit  Recht  die  theo- 
ndieben  Preisregeh  am  Enten  als  nnaiittelbar  auch  in  der  Wirklichkeit  zutreffende 
kzcirhnet.  entzieht  sich  Angebot  und  Nachfrage,  Wirksamkeit  des  Selbstinteieflses, 
..Qaaliur*  des  letzteren,  wenn  man  so  sa^en  darf,  Art  und  Stärke  des  „Strebens  nach 
Vermögen''  u.  s.  w.  dem  Eiulluss  Jenes  Mediums  nicht  durchaus,  —  was  z.  fi.  filr  so 
■iscbe  Practiken  des  Bltasenwesens  zu  beachten  ist 

Hierzu  kommt  nun  aber  weiter,  dass  die  Bildung  der  Preise  und  Einzeicinkommon 
..>ü  dem  V<-rkehrsreoht  des  priratwirthschaftli«  hen  Systems  und  ron  der  Mit- 
wirkang  des  gcmciuwirthschaitiich cu  und  auch  des  caritati?eu  Systems 
tberbanpt  sehr  niaasq;ebend  mit  bestimmt  wird,  was  bei  jener  bloss  priratwirth- 
^hafUichen  Formulirung  und  Lnsung:  der  Probleme  ipati/  iltersehen  wird  und  bei 
manchen  Untersuchuniren ,  z.  R.  Jonen  mathematischen  1  irinwliningen  der  Probh  tne, 
zjoachst  auch  übersebeu  werden  muss.  Die  Annahme  ciuui  „absoluteu"  pcrsöu- 
licbea  Freiheit,  einer  dorchans  gleichen  LeistnngsfUiigkeit  der  Individuen  im 
CoDcorrenzkampf  und  eines  .,a  bso  I  u  t.cn "  Eit^enthumsrcchts  sind  dann  eben  mir 
V  eitere  Hypothesen  oder  Fictioncn,  durch  welche  man  sich  jene  rerwickcltou 
Probleide  der  Volkswirthschaft  künstlich  vereinfacht 

Dies  Alles  ergiebt,  dass  es  ein  Irrthvm  ist,  die  Yolkswirthschaft  in 
diesem  p  r  i  v  a  {  w i  r(  Ii  s .  b  a  ft I  i  f  h  n  Toncurrenzkam  pf.  «lea  man  sich  selbst 
aoch  dazu  erst  im  Widerspruch  mit  der  Wirklichkeit  so  einfach  wie  rauglich  construirt, 
iQf  gehen  za  lassen.  Man  famn  nor  so  riel  zugeben,  dass  dieser  Goncurrenzkampf 
'htm  privatwirthschaftlichen  System  vornemlich,  aber  auch  nicht  ausschliess- 
lich sein  (leprägc  piebt,  weil  Sitte  .  Hecht  n.  s.  w.  mitwirken  und  er  üborhatipt  n  i  <•  h  t 
ÜB  80  reiner  Naturprocess  ist,  wie  im  Küsonnement  angenommen  wird; 
ferner,  hm  dieses  privatwirUiscbafttiehe  System  eine  Hanptseite,  aber  eben  doch 
Bor  eine  Seite  der  Yolkswirthschaft  darstellt  Nnr  wenn  dies  richtig  im  Sinn  behalten 
Tird,  werden  die  Erörterungen  im  Te.tt*^  des  folgenden  2.  Hauptabschnitts  rirhtifi^ 
uiigefasät  werden.  Die  darin  enthaltenen  Formolirungen  sind  daher  auch  hier  nur 
ler  Yerrinfbchnng  des  Risonnements  wegen  gleichfalls  etwas  abselnt  hinbestellt,  was 
4ber  die  von  mir  durchaus  festgehaltene  Tendenz  nicht  t&uschcn  darf. 

Auch  hier  bezeichnet  ilie  historische  Kichtung  der  Nafionalökouomic,  besonders 
utit  ihrer  wichtigen  Theorie  von  der  bloss  relativen  (iiitigkeit  der  sogen,  rolks- 
viitbschaMiehen  Gesetze  (s.  bes.  Knies,  pottt  Oekon.  8.  284  ff.),  bereits  einen  grossen 
vissenschaftlichen  Fortschritt,  namentlich  in  ihren  Leliren  vom  Proiso  und  Einkommen 
sTcnüber  der  mehr  natiirwissen>chaftliclien  merhanih<  hen  Auliassung  der  Sdiitli'schen 
Nationakikoooiuic,  wie  sie  hier  in  Deutschland  auch  Hermann  (z.B.  in  s.  buruhmtcu 
l  otemichnng  Uber  d.  Gewinn,  2.  AnH  S.  488 — 581)  and  (zwar  weniger  mathematisch 
äduTf  als  Hennann.  aber  doch  schon  etwas  mehr  den  zahlreichen  sonstigen  Einfliisson 
B«chnuDg  tragend)  im  (ianzon  doch  auch  noch  Kau  vertritt.  Yergl.  namentli«  h 
Boscher's  Lehre  vom  Preise  und  Einkommen.  Noch  mehr  aber  hat  Schäfflc 
gerade  durch  seine  durchereifende  Unterscheidung  des  privat-  und  gemeinwirthschafft- 
lichen  Syst.  ms  in  diesen  Lehren  diest^ts  nur  bedinipte  practische  Bedeutung 
and  die  der  bisherigen  Praxis  und  dem  geltenden  Kechte  gegenüber  vielfach  noch 
bedingtere  Berech tigang  der  privatwirthschafUiehen  PrelsbAdmig  naehweiaeii 
lOanen.  S.  sein  Ges.- System  u.  s.  See.  Körper  III,  bes.  an  den  S.  106  gen.  SteUen. 

Die  „Deutsche  F r eihan d  e  1  s s  c  h  n  1  e"  in  ihren  Hauptvertretern  (Pri  n  c  e - 
Snith,  ^Michaelis  o.  s.  w.)  steht  dagegen  noch  ganz  auf  dem  Standpuncte, 
nIAt  anr  diese  pifvatwiithschafUiche  PreisUldong  nnd  Cinkommenrertheilong  hti 
«wcUieMlich  za  nntersnchen,  sondern  in  einer  seltsamen  pedtio  prindpii  die  darans. 
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d.  h.  (He  im  Kampfe  einer  m&glichst  freien  Coiicarreoz  hervorgehenden  Gestaltan^a 
und  Proisc  sogar  fiir  din  gerechtesten  oder  bclbst  für  die  einzig  gercchtt-u 
zu  erklären,  —  worauf  us  danu  freilich  leicht  ist,  jede  BeschriUikang  der  freien  Cuu- 
weil  8te  diese  ,,fereehte  Yeitlieihuig^  stOrt,  jede  StairfMiBBitehiiiig.  jede  mm 
Organisation  der  atomisirten  priFatvirthschaftlichenErwerbsgcsellschaft  unserer  modemeu 
Zeit  als  nachtheilig  zu  brk.iinpfen!  Siehe  daniber  unten  Aljüdui.  2.  Yorbcmerk.  ä. 
bes.  §.  12b  — 13Ü  mit  den  dortigen  literarischen  ^acliwci^ieu. 

Auch  hier  iit  ttbrigens  eicht  zu  lingnee,  dass  der  sociftlisiischeB  Kritik  der 
modenien  Erwerbsircsi  llscliaft  und  ihre^  Systems  di  r  freien  Concurrenz  di--  bedetitendstea 
wissensohaftlichen  Anregungen  und  doch  auch  viele  positive  Förderungen  zu  ver- 
danken sind.  Erst  dadurch  sind  gewisse  Ansichten  der  historisch  -  nat.ök.  lüchtubf 
SO  grtascrer  Bestimmtheit  gebracht  worden.  Die  wahre  Bedeatung  des  Verkehrs- 
rechts  liiirl.  Eigenthnmsrccht)  für  das  privatwirthschaftliche  System  und  die  huhe 
Berechtigung  des  gemoinwirthschaftlichcn  Systems  in  der  Volksviitbachaü 
erkannt  zn  haben,  ist  der  grosse  Kern  positifsten  Wissenschaftlicheft  Yer- 
dieusts,  welcher  in  den  Schriften  der  grossen  socialistischen  Theoretiker  vonSt.Siflion 
bis  auf  Lassalle  auch  bei  allt.n  Maasslosijckeiten  der  Speculation  and  bei  allen 

Sehässigen  üebertreibungon  der  Angriffe  gegen  die  bestehende  wiithschaftUche  Ordnuaf 
eotlich  genug  m  finden  ist.  S.  §.  109  n  £ 


L  Absclmitt.  ^ 
Wesen  nmlVerkeliTirtelilBlMsfs  des  priTttwirlhselnllllelieK  SystoWi  \ 

T.  —  ^.  121.  —  A.  Wesen.  Das  phvatwirthscbaftliche  System 
in  der  VolkswirtbsobafI  bildet  sich  durch  den  Arheitsgliedemiigv- 
und  VerkehuBprocess  unter  den  Privatwirtbsebaften,  weleber 
die  verkehrsmftssige  Erwerbung  der  Guter  mittetet  dei 
Tanscbs  (Kanfii  und  Verkaafs)  nnd  Credits,  daber  mittetet  der 
bestfglioben  freien  Verträge  (§.  65)  znm  regelmässigen  Wege  ftr 
Individuen  und  Familien  macht,  um  sich  bez.  um  die  Wirthschaft 
mit  Gutern  concreten  Gebrauchswerths  zu  versorgen.  Unter  einer 
Privatwirthschalt  ist  eine  Einzelwirthschaft  zu  verstehen,  welche 
die  wirthsc haftlichen  Zwecke  der  an  ihr  betheiligten  Personen,  daher 
stinäcbst  ibres  leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssabjects,  nach 
den  ans  dem  Walten  des  wirthscbaftlicben  Selbst- 
interesses sieh  ergebenden  ökonomischen  Grnndsitten 
verfolgt.  Das  Selbstinteresse  führt  die  Privatwirthsohaft  dasv,  das 
Princip  der  WirthsehaiUichkeit  so  streng  ate  mOgtieh  snr  Riehtsehsor 
zu  nehmen,  sowohl  bei  der  Eigcngcwinnnng  der  GUter,  als  naraeDt- 
lieh  auch  bei  der  verkehrsmässigen  Erwerbung  im  Tausche  uüd  [ 
Creditgeschäi't    und  beim  Verbrauch  der  Güter.   Im  Verkehr  ver- 

Es  genügt  hier  zu  beachten,  dai>s  neben  Tausch  (Kauf  und  Verkauf)  flu 
fliii  Wirthschaftshetrieb  der  Credit,  besonders  in  der  modernen  Zeit,  mm-^r 
mehr  in  Betracht  Itomiut  (§.  65,  6(>).   Die  Bedingungen,  unter  denen  er  gevÄim 
wird.  hXngen  bei  Pacht-,  JMUeth-  und  Zinsfreiheit  auch  Ton  der  Goncorroiiz  «b.  Fb  [ 
(iic  Charactcri^tik  des  privatwlrthschaftlit  htMi  SysteBS  ist  es  ausreichend,  Ipi  «eihni  j 
Verlauf  den  Tausch,   hez.  Kauf  und  Verkauf  vorneinlich   ins  Auje  zn  fas^n 
Mutatiä  jnQtandiü  gilt  das,  was  iui*  den  Tau:;>ch  gesagt  wird,  auch  für  da«  (Jreditgcäciui'w 
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fiUiit  die  PriYalwirthsohaft  daher  oaoh  dem  Onmdratse  der  Bpeci- 
ellen,  yolUtttndigen  and  möglichst  genauen,  d.  h.  m  jedem 
OBxdnen  Taosehaeie  der  höchst  maglichen  Entgeltliehkeit 

ihrer  gewährten  Leistnngren  und  der  empfangenen  Geji;cu-^ 
leistangen.^)  Dieser  Grundsatz  verwirklicht  sich  in  der  Weise, 
das»  jedes  Gut  (Sachgut,  Dienst,  analog  jedes  Einzeleinkommen, 
Lohn,  Zins,  Pacht-  und  Miethrente,  UnternehmergewinD)  im  Tausch- 
kample  des  Verkehrs,  daher  anter  dem  massgebenden  Einiiusse 
von  Angebot  and  Naohfrage,  als  den  Preisregulatoren  in  jedem 
«mehien  Falle,  seinen  bestimmten  Preis  erhält  Dieser  Preis 
iat  der  Ökonomisehe  Ansdmck  für  das  Haass,  in  welchem  es  jedem 
Ttosehenden  möglich  geworden  ist,  seüi  wirthsehafüiches  Interesse 
nr  Geltung  zu  bringen.  Es  erfolgt  also,  im  Unterschied  vom 
gemeinwirthschaftlichen  System ,  hier  immer  eine  gegenseitige 
Abrechnung  Uber  den  Werth  der  Güter  (Leistungen  u.  s.  w.), 
die  Jeder  in  den  Tauschkampf  hineinbringt. 

§.  122.  —  B.  Die  Arten  der  Privatwirthschaften: 

1)  Die  typische  Haaptform  ist  die  Einzelwirthscbaft 
einer  physisehen  Person,  wekshe  in  der  Familienwirth- 
sohaft  ihre  natnigemisse  Erweitemng,  aber  damit  sogleich  schon 
ose  Annfthernng  an  die  Gemein wirthschaft*)  erflUirt 

2)  Die  specnlativen  Erwerbsgesellschaften,  wie  die 
offene  Handelsgesellschaft,  die  Commandit-,  die  Actiengesellschall 
und  einzelne  Arten  der  Genossenschaften,  wie  die  ältere 
Bergbaugenossenschaft  und  die  Mehrzahl  der  modernen  sog.  Wirth- 
schaflsgenossenscbailben,  weiche  freilich  den  freien  Gcmcinwirth- 
schaflen  nahestehen  oder  selbst  liberwiegend  den  Character  der 
letiteren  haben  können  (§.  152).  Mancherlei  Zwischenbildnngen 
gehören  theils  in  die  Kategorie  der  Prirat-,  theils  in  diejenige  der 
Gemeinwhrthschaflen.  ^) 


*)  Für  die  I'orinuliruiig  im  Texte  gilt  dii;  in  d.  Vorbemcrk.  fremnclitr'  Hf'iinTkiiip^. 
^  sie  hier  der  Einfachheit  des  Kaiäouuemeüts  vegeu  absoluter  erfolgt «  als  der 
Wiikfichkeit  entspricht  Es  ist  z.  6.  schon  lange  flblich,  neben  d«r  Concnrrenz  das 
Herkommen  aL  mitirirkenden  Regulator  bei  der  rreiabildun;^  und  Ycrtheilung  za 
Wmchncti,  ü.  St.  Mi  II,  polit.  OekoD.  B.  2,  Kaj>.  4.  Dies  Ilcrkomincn  ist  »lion  mir 
cm  gcfflciiuauier  Ausdruck  für  die  Samme  der  bitteu  u.  a.  w.,  welche  im  ürunde 
SMUBeo  oldit  Bagiiktor  aeban  der  Goncaireaz  ist,  sondern  irelche  die  Gon- 
carienz  selbst  neben  dejd  Selbstinteresse  mit  regtdirt 

')  S.  oben  §.  52,  Note  6  S.  SS  über  Schäffic's  abvi-eich.  Ansicht. 

*)  Die  älteren  Corporation  (Ml  für  TIandelsbetrieb.  (ifwerbcbotricl)  b.itten  -"^ftors 
«olchea  gemischten  Character.  La  der  alten  Handwerkerzunft  liegt  ein  Element,  das 
OS  ab  Gemein wirthschaft  characterisirt,  §.  155. 
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3)  Alle  Gemeinwirthschaften  endliehi  auch  die  aaf  Zwang 
beraheDdeiii  wie  beBonders  Staat  imd  Gemeinde  selbst,  köimea 
wenigstena  theilweise  auch  nach  dem  priTatwirthsebaftlichai 
System  fnngireii  imd  than  dies  auch  in  der  Beg;el:  insoweit  sind 
sie  ebenfalls  vn  den  Privatwirthscbaften  en  zählen  (z.  B.  der  Stast 
hinsichtlich  seiner  eigentlichen  Domanialwlrthschaft  und  annäbenid 
bei  manchen  Staatsthäti^^keiten ,  deren  tinanzielle  Bebandlang  nach 
dem  sog.  Gehührenprinci])  ertbl^^t).-') 

II.  —  §.  123.  Die  Rechtsbasis  im  priyatwirtbschaft- 
lichcn  System.  A.  Ihre  Bedentang.  Der  Verkehr  nnd  je&e 
Preisbildungen  im  Tansebe  n.  s.  w.  beben  zur  nothweadigen  Voiaos- 1 
Setzung  eine  Reebtsbasis*)^  welche  als  Bedingung  undSehranke  ' 
fflr  die  beiden  Parteien  im  Tauscbkampfe  wurkt  Diese  Beehtsbssis 
ist  nichts  von  Natur  Gegebenes^  nichts  aus  dem  Wesen  des  Hemhea 
ohne  Weiteres  Folgendes,  nichts  Unveränderliches,  sondern  etwM 
geschichtlich  stark  Wandelbares.  Sie  kann  nicht  vom  privatwirth- 
schat'tlichen  System  aus  sich  selbst  heraus  gescliaffen  werden,  son- 
dern wird  durch  die  höchste  Form  der  Gemeinwirthschaften, 
durch  den  Staat,  wenn  auch  nicht  ursprünglich  allein  gesetzt,  da  — 
freilich  yom  Staat  erst  anzuerkennende  —  Gewobnheitsreehtsbilduig 
voran  geht,  so  doch  ron  ihm  alldn  gesichert  gegen  Brncli 
und  weiter  gebildet^)  Sie  ist  ein  Bedttrfniss  ersten  Rangs  für 
die  PriTatwirtbscbaflen,  olme  dessen  genügende  Befriedigung  die 
letzteren  in  der  Fürsorge  fUr  andre  Bedürfnisse  grossentheils  labm 
gelegt  werden.  Das  gemei nwirth sc haft liehe  System  erweist 
sich  insofern  als  eine  Voraussetzung  des  privatwirthschaftlichen, 
r  wie  umgekehrt  auch  letzteres  als  eine  solche  des  ersteren.^)  Daiio 

»)  Bau- Wagner,  Fin.  I.,  §.  92  Ii.,  95,  117  fl.,  2.  Aufl.  I  §.  137  Ii.,  II  §.  2T7  £ 
^  Die  einmal  hoste Iicu du  Kcchtsbasb,  persönliche  Freiheit,  Eigcüthum,  Erl>* 
recht,  Yertragspjoht ,  wird  ?on  der  NatioDalOkonomie  ttillschweif^end  oder  atis- 
drücklich  als  di(!  Voraussetzung  ihrer  Untersuchungen  aber  Proiiuotioii .  UmUuf 
und  Vertheilung  der  Guter  angenommen,  so  auch  von  üau.  Daba  wird  aber  dex 
Einfloas  der  VerBchiedenhelt  diewr  BeehtslMaii  wat  di«  Yollswiratdfaift  lieht 
genttgend  beachtet  uihI  die  Möglichkeit  ihrer  Vor&nderung,  sowie  ät 
wOn  Sehens  wert  he  Jvichtung  der  letzteren  ebensowenig.  S.  datregen  Kose  Ler, 
I.,  1.  B.  Kap.  4  u.  5,  Schaf flo  pass.«  bes.  Syst.  IL,  349  ff.,  5at>  ü.  U.  liösiei. 
80C  Venraltanggreeht,  L,  f.  120  ff.,  177  ff.,  183  ff.  —  IKe  spitere  Smitb'sche  8(M. 
die  Hancht^sterpftltei,  geht  in  ihren  UntcrsnchODgen  stets  fon  einer  naturlicbeo 
absoluten  persönlichen  Freiheit  und  von  einem  natürlichen  absolaten, 
möglichst  für  alle  Sachen  ^uicht  uubcdiugt:  V«rhiiltuiäse)  gleichen  Eigen* 
tbnms-  und  Erbrecht  ms:  —  die  zweite  Fiction  neben  den  Dogma  foeder 
Allmacht  und  ^tceten  Kichtigfcelt  des  ebsoliiten  wirthsdinftUclien  SeMstintanm 
S.  D.  Abth.  1',  be;».  \'orbem. 

S.  d.  Lut.such.  ub.  die  Begrtludung  dcä  £igenthums  in  d.  2.  Abth.  Kap.  2. 
*)  Wenigstens  nnter  der  thntsichlicli  richtigen  VonnsselzBnf,  dassdieSscI- 
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fedct  der  frühere  Satz  (§.  120),  dass  immer  eine  Combination 
beider  Systeme  in  der  YolkswirthBchaft  stattfinden  müsse,  eine  Be- 
gtätignng. 

Von  der  Gestaltung  der  Kechtsbasis,  auf  welcher  sich 
ier  pnratmrthschaftliche  Verkehr  vollzieht,  h&ngt  der  Character 
des  priYatwirthschaftlichen  Systems  wesentlich  mit 
ab.  Letiteres  unterliegt  daher  dem  geschiehtlicben 
Weehsel  in  seinen  Ersebeinangsformen  Torzugsweise 
in  Folge  eines  Weehsels  dieser  Reohtsbasis.  Absolute 
Sätze  für  die  letztere  giebt  es  nicht  und  kann  es  nicht  geben, 
denn  der  geschichtliche  Process,  in  welchem  sie  steht,  ist  ununter- 
brwben  im  Gange  unter  dem  Einflüsse  der  wechselnden  Bedürfnisse 
nnd  Anschauungen  der  Menschen,  auch  speciell  der  Productions- 
tecbnik.  Selbst  die  massgebenden  Hauptprincipien  der  Rechtsbasis, 
nenlich  diejenigen,  welche  sich  auf  die  verkehrenden  Menseben 
und  aaf  die  Güter  an  nnd  Ar  sieb,  d.  L  anf  Personenstand 
(persünliebe  Freibeit  n.  s.  w.)  nnd  Eigentbnm  bezieben, 
wedifleln  erfabrnngsmässig  erbeblicb,  sogar  von  Grand  ans.  Zeit- 
liche und  örtliche  Verhaltnisse,  nicht  die  sogen.  Natur  der 
Menschen  und  Dinge  allein,  welche  ohnehin  keine  einfache  fixe 
Grösse  ist,  entscheiden  wesentlich  mit.  Dies  verkannt  zu  haben, 
ist  der  grosse  priucipielle  Fehler  der  neueren  Volkswirthschafts- 
WisscDScbaft  der  Schule  von  A.  Smith.  ^)  Man  kann  für  die  Rechts- 
basis des  privatwirtbschaftlichen  Verkehrs  nnr  Bechtssätze  relat  i  v  en 
Werths  anlirtellen,  welohe  immer  nnr  fttr  ein  gewisses  Zeit- 
alter nnd  fttr  gewisse  Länder  nnd  Volker  als  die  richtigen 
gelteo  können.  Dies  gilt  selbst  von  der  persönlichen  Freiheit, 
Tollends  vom  Privateigenthnm,  Erbrecht,  Vertragsrecht  (2.  Abth.). 

§.  124.  —  B.  Die  Rechtsnormen,  welche  lUr  die  Gestaltung 
der  Rechtsbasis  des  privatwirthschaftlichen  Systems  entscheidend 
sind,  betreffen  folgende  vier  Puncte.^^) 

1)  Die  Rechtsnormen  tiber  den  Personenstand,'')  be- 
sonders die  persönliche  Freiheit  und  Gleichheit  der  in 

giiterprodnctioii  im  Grossen  und  Ganzen  Sache  der  Primaten  ist  und  der  Staat,  die 

iiemcinde  Torncmlich  auf  Steuereinnahmen  angewiesen  sind. 

•)  Nauicntüch  wieder  in  ihren  letzton  extremsten  Auslrmfern .  dtT  H  U'ti;itV.  hen 
RicbtQDg  in  Fraukreich,  der  Manchestcrpartoi  in  England,  der  „duuiachcu  Fieihandclä- 
KhtlcT  in  Deutschland:  s.  bes.  d.  folg.  Absclinitt 

Die  eingehende  Icritischc  Erörterung  dieser  Kc.  lifsiiMnni  n  Yom  nationalrikon, 
Standpuncte  aas  eifdigt  in  d.  2.  Abth.  der  (iroDdlogong,  voraaf  auch  alles  Einzelne 
20  verweisen  ist 

^  PeiiMMMlaiid,  Penonalstand  als  GoUectirbenifr  in  einem  Ähnlichen,  aber 
enrdterten  Sinne  .wie  der  iSmisch-iechtUche  statos,  der  nur  dem  Fteita  zustand. 
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dner  Volkswirtbschaft  Terkebrendeo  Meoseben  (2.  Abtb.  Kap.  Ij. 
Besonders  hemranbebeii  smd  bier  als  massgebende  Momente:  Dk 

Kechtsinstitiite  der  Unfreiheit,  im  Einzelnen  der  Sc  laverei, 
Leibeigenschaft  und  Schollenpilichtigkeit  (glebae  adserijjtio. 
Colonat),  der  Frohnarbeit;  die  Unterscheidung  von  Ständen 
mit  verschiedenem  Verkehrsrecht  unter  den  Freien;^-) 
desgl.  von  Staatsangehörigen  nnd  Ausländern,*')  von  Orts- 
(Gemeinde-)  angehörigen  nnd  Ortsfremden^^)  n.  dgL  m. 
in  dieser  Hinsiebt;  von  Stadt-  nnd  Landbewobnem;^)  die  Ge- 
wäbmng  voller  persönlieber  Freibeit  nnd  recbtlicher  Gleieb- 
beit  an  alle  erwachsenen,  im  Besitz  der  normalen  Ckisteskrftfte 
befindlichen  Staatsangehörigen  oder  selbst  schlechtweg  an 
alle  menschlichen  Individuen,**')  mit  der  Rechtsfolge  freier 
Erwerbs-  und  Berufswahl  (,, freies  Recht  zu  arbeiten'^),  wie 
in  der  Hauptsache  in  unseren  europäisch-americanisches 
Staaten  der  Gegenwart 

2)  Die  Rechtsnormen  Aber  das  Frivateigenthsm 
an  wirtbscbafUieben  Gfltenii  insbesondere  an  SacbgfIterDy  nnd 
in  Verbindong  mit  diesen  Iteebtsnormen  diejenigen  ttber  das  Erb- 
recht (2.  Abtb.  Kap.  2—4).  Massgebend  ist  bier  namentlich: 
ob  und  in  welcher  Art  Privateigenthum  an  Menschen  zuge 
lassen  wird  (Sc  luven  recht).  —  Sodann  die  rechtliche  Unter- 
scheidung zwischen  lieweglichen  Sachen  und  Grundstücken 
und  Verhältnissen  (incl.  sogen,  geistiges  Eigen th um);  bei 
ersteren  swischen  GebranchsvermOgen  nnd  Kapital (Ptivst* 


^  DaUn  ItOnnen  auch  die  im  römischen  Recht  rorkommenden  Mitte Izastiide 
Z vischen  Freiheit  und  Unfreiheit  gehören,  Pachta,  Institut  IL,  45S.  FenMff  dio 
auch  mit  ]irivafrcchüichcn  Folgen  verbundene  üntersi  li''i<liin<r  von  Patricicm  uiul 
Picbcjeni,  wenigstens  iu  der  ÜtereD  Zeit.  —  Unterschiede  im  Verkehrsrecht  nach  der 
Religion  (Apostatea,  Hiretlk«r,  Joden);  nach  4«r  Sprache  (s.  B.  im  dentsckei 
Handwerk,  rergl.  Stahl,  dtsch.  Ilandv.,  Gieai.  1874,  L,  102);  nach  d«r  ehdid» 
und  unehelichen  Geburt  (eb.  S.  U3  ff  ). 

Cives  und  perecrini,  dann  latini  im  r&mischen  Recht.  —  liuiger  und  Metöi^ 
in  Athen  n.  8.  v.  (Anssehlnss  vom  Enrerb  des  Grandeigenthams).  —  AdshchB 
(tcstaltu Ilgen  riel&ch  in  den  mittelalterlichen  ßechtssystemen  und  hia  in  die  ncnestt 
Zeit  hinein,  besonders  was  (ininderwerb,  Handwerksbetrieb  u.  a.  in  anlangt.  Einzelne^^ 
noch  heute  bei  d.  Culturvi'ilkcrn  bestehend,  selbst  in  Nordamer.  Staaten  kommt  UoMig- 
kdt  der  Anslftnder  z.  Gninderverb  noch  tot. 

")  Für  (iruiul-  oder  llauscrwerb,  für  selbständigen  (leschäftobetticb  in  QIMRi 
modernen  Staaten  bis  in  die  neueste  Zi'it  liiin  in  von  Bedeutung. 

")  Früher  für  Gewerbebetrieb  vielfach  entscheidend;  allgemein  aufgehoben  il dar 
deutschen  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  18(>9,  §.  2. 

.Totzt  (ileii'hst.  lhins:  der  Inländer  und  Ausländer  im  Allgemeinen  in  .icr  int- 
schen  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1S()9.  §.  1,  TergL  Jaeobi,  üewerbegeseu- 
gebung  im  Deutschen  Reiche,  Berl.  1S74,  S.  20. 
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vermögen,  Kapitalbesitz,  §.  28);  der  Umfang  und  der  Inhalt 
der  Rechte,  welche  das  Privateigenthum  gewährt.  —  Beim  Grund 
nnd  Boden:  ob  derselbe  gänzlich,  theilweise,  gar  nicht  vom  Privat- 
eigenthom  der  eigentlichen  Privatwirtbsohaften  ausgeschlossen  und 
ils  eigentUolies  Gemeineigeothum  oder  als  ,| (öffentliches^' 
£igeiilhiim  von  Zwangsgemeiiiwirthschafteii,  nameotlieh  dee  Staate 
nd  der  Gemeiiideiii  ▼oibehatten  Ist;  bei  der  Znlaesimg  priyaten 
Giaaddgentlimns,  ob  dasselbe  |,besohrftiiktes'<  Eigentbam  ist, 
wie  im  Allgemeinen  in  den  früheren  Stufen  des  Volkslebens  und 
iu  der  germanischen  Rechtsbildung,  oder  ob  dieses  Immobiliarcip;cn- 
tham  möglichst  im  Umfange  und  Inhalt  der  Rechte,  die  es  gewährt, 
dem  Mobiliareigenthum  gleichgestellt  ist,  wie  unter  dem 
faufloss  des  römisch-rechtlichen  Eigenthumsbegriffs  und  im  Interesse 
der  Freibeit  des  Verkehrs  and  der  Geltung  des  Individuums  immer  ^ 
foDsOiidlger  in  der  modernen  Volkswirthsobaft;  beim  Grund- 
eigentbam  femer:  ob  and  wie  dasselbe  als  stftditisobes  and  Ittnd- 
fidies,  als  Wohnnngs-  Forst-,  Bergwerks-,  landwirtbschaftlicber, 
als  Wege-Boden  n.  s.  w.  im  Rechte  unterschieden  wird  und  wie 
in  Beziehung  zu  dem  Grundeigeutluinisrecht  das  Wasser-,  Jagd, 
Fischercirccht  geregelt  ist;  ob  und  wie  das  Grundeigeuthum 
durch  Ke  all  asten  und  Servituten  beschränkt  werden  kann; 
endlich,  wie  sich  das  Vertrags-  und  Erbrecht  in  Bezug  auf 
Grandeigenthum  gestaltet.  —  Bei  privatem  Kapital  eigen- 
tbam: ob  and  in  wekbem  Maasse  Besebrftnkangen  in  der  freien 
Verfligong  über  dasselbe  dnreb  bestimmte  Bedingangen  der  eigenen 
Verwendnng  (z.  Bi  yorgescbriebener  gewerblicher  Bildungsgang), 
dtm^  Eingriffe  in  die  Verträge,  deren  Gegenstand  Kapital  ist,  mittelst 
Lohn-,  Zins-,  P  reis  tax  en  u.  s.  w. ,  durch  «ifientlich-rechtliche 
Kegeluug  der  Verhältnisse  der  Lohuarbeiter,  z.  B.  in  Betreff  der 
Arbeitszeit  u.  A.  dgl.  m.,  wie  im  Allgemeinen  im  Mittelalter,  vor- 
handen oder  das  Kapitaleigenthum  wesentlich  dem  Privateigenthum 
an  Gebrauchsvermögen  gleichgestellt  und  daher  ein  möglichst  unum- 
aehriaktes  ist,  wie  im  Ganzen  in  der  modernen  Volkswirthsobaft. 

Bei  Verbältnissen:  ob  aad  wie  weit  ttberbaapt  ein  Eigentbam 
(»igeistiges  Eigentbam'')  oder  ein  demselben  verwandtes  selb- 
ftftndiges  Reebt  anerkannt  wird  (Urheberrecht,  Patentrecht,  Muster- 
schutziecht  u.  s.  w.  Abth.  1 ,  Kap.  2).  —  Auch  bei  privatem 
Kapitaleigenthum  und  bei  der  Rechtsordnung  der  „Verhältnisse" 
kommt  dann  wieder  die  Gestaltung  des  Erbrechts  in  Betracht. 
Aach  das  Öteaerrecht  ist  bedeataam,  das  sich  au  das  Eigenthom 
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von  Gebraiichsverniüircn  (Luxusstcuern,  indirecte  Verbrauchssteuern 
auf  wichtige  Consnmj)tibilien),  von  Kapital  und  Grundstücken  nebst 
Häusern  und  an  das  Einkommen  daraus  (Benteneinkonunen)|  sowie 
an  das  Erbrecht  ankntfpft. 

Zur  OkonoiAisohen  Würdigung  der  Privateigenthnmsinstitatioii 
ist  immer  zn  beaehfen,  dass  die  reebtüche  Zalassimg  des  Pri?it- 
eigentbams  an  Menscben,  Kapital  und  Onmdstttckeni  d.  b.  an 
Prodnetionsmitteln  die  YonuissefaEiing  fttr  den  priTalen  Reo* 
tenbezug  ist. 

3)  Die  Normen  Uber  das  Vertragsrecht,  welche 
wcsentlicb  eine  Consequcnz  der  Rechtsnormen  tiber  den  Personen- 
stand und  Uber  das  Privateigenthum  sind,  daher  unter  der  Torigeo 
Nummer  schon  mit  erwähnt  wurden,  aber  hier  auch  noch  apart 

,  berausgeboben*  werden  dürfen.  .Besonders  wichtig  sind  die 
Normen  Uber  den  Tausch,  Kauf  und  Verkauf,  über  die  Ter- 
schiedenen  Creditverträge,  das  Darleben  und  den  Zins^ 
die  Miethe,  die  Pacht,  über  den  Lobny ertrag.  Namentlich 
ist  zu  beachten,  ob  das  Recht  nur  über  die  Formen  der  Verträge 
(Mlindlichkeit,  Schriftlichkeit,  Zeugen,  öffentliche  Beurkundung. 
Vorschrift  bestimmter  Formalion  u.  s.  w.)  oder  auch  tiber  den 
Inhalt  der  Verträge  Bestimmungen  enthält,  welche  nicht  durch 
den  Willen  der  Parteien  ausser  Kraft  gesetzt  werden  könnra;  ob 
und  wie  weit  VertrSge  wegen  ihres  Inhalts  ungiltig,  seM 
strafbar,  nicht  oder  nur  bedingt  klagbar  sind  u.  s.  w.  (Frage  des 
pactum  turpe,  der  conditio  tnrpis  n.  dgl.) 

4)  Die  Rechtsnormen  über  die  Giltigkeit  su^eiiann- 
ter  W(>bl  erworbener  Rechte,  sowohl  derjenigen,  welche  anf 
einer  aiulcren  Rechtsbasis  fz.  B.  bei  ehemaliger  Unfreiheit),  als 
derjenigen,  welche  auf  der  bestehenden  Kechtsbasis  entstanden 
sind«  Es  handelt  sich  hier  TOmemlich  um  die  wichtige  Prinoipies- 
frage,  ab  und  wie  weit  auch  ohne  oder  selbst  gegen  des 
Willen  des  Berechtigten,  also  ausserhalb  des  Vertragsrechts, 
ein  solches  „wohlerworbenes  Recht*'  aufgehoben  oder  beseitigt 
werden  kann;  ob  mit  oder  ohne,  mit  Tollstftndiger  od«" 
theil weiser  Entschädi^untc  u.  s.  w\:  die  Frage  der  Enteignung 
(Zwanj;scnteignung,  Expropriation j  Entwährungßwesen  L.  ötein's 
—  Abth.  2,  Kap.  5). 

")  War  in  d.  1.  Aufl.  unterblieben  u.  hat  mir  T.  A.  Held  Yonrttife  nifecoge&< 
dass  ich  zu  einseitig-  das  „Ei^tMJthuin"  hervorhü^be.  Aber  bei  letzterem  warM  m 
dieser  Stelle  wesentliche  Puncto  deä  Yertragsrechts  schon  augcdcotet  u.  im  5.  Kap* 
dies  weiter  ausgeführt  worden. 
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§.  125.  —  C.  Die  Verkehrs-Reelitsbasis  des  privat- 

wirthschaftlichcu  8ystera*s  in  den  modernen  Volkswirth- 
schatten  der  enropäischen  Ciilturvülker  und  ihrer  Abköninilinge  in 
anderen  Erdtheilen  characteri&irt  sich  durch  Iblgende  GestaUuug 
der  eben  erörterten  vier  maasagebendeu  Puncto: 

1)  Es  besteht  allgemeine  persönliche  Freiheit  and 
Gleiehheit  der  physiaehen  Personen  im  Verkehr  mit  gewissen 
BeMshrSnknngen  fOr  Unerwachsene  und  in  geringem  Maasse  noch 
flir  das  weibliche  Gesohlecht.  Physischer  Zwang  yon  Person 
IQ  Person  ist  daher  ansgeschlossen.  „Freie  contractu  ehe 
Vereinbarung"  ist  das  leitende  Kechtsprincip  im  privatwirth- 
schaitliehen  Verkehr.  Die  Vortheile,  welche  für  die  eine  Tausch- 
partei aus  der  ungünstigeren  ökonomischen  Lage  der  anderen 
beryoigehen,  bei  der  Preisbüdongy  der  Bildung  der  Lohn-,  Zins-^ 
Mieth-  nnd  Pachtzinssätze  n.  s.  w.  soweit  ab  möglich  geltend  zn 
machen,  ist  rechtlich  dorchaos  statthaft  (Abth.  2,  Kap.  1). 

2)  Es  kannen  immer  mehr  alle  SachgUter  nnd  ein  Theü 
der  „Verhftltnisse"  (§.  15)  in  das  Tolle,  d.  ^h.  möglichst 
nnumschränkte  Privateigenthum  der  Privat wirthschalten 
übergehen,  oder  m.  a.  W.  das  l'rivateigenthum  dehnt  sich  immer 
weiter  auf  alle  wirthschaftlichen  Güter,  wenigstens  auf  alle 
Jiacbgüter  aus,  wird  immer  gleichartiger  für  alle  Güterarteu, 
munentlich  auch  für  Gebrauchsvermögen,  Kapital,  Grundstücke  (und 
sdbst  s.  Th.  für  VerhIUtnisse),  fttr  Mobilien  nnd  Immobilien,  nnd 
genlUirt  nach  seinem  Inhalte  immer  absolutere,  umfassendere 
Seohte.  Nach  Analogie  des  Eigenthnms  an  Sachen,  nur  mit  den 
durch  die  Terschiedene  Natur  des  Rechtsobjects  gebotenen  Modifi- 
catioueu,  wird  auch  ein  sogen,  geistiges  Kigenthum  (i?.  2Öl  IV.) 
au  gewissen  VerhUltnissen  (Autorrecht,  Patentrecht  u.  s.  w.)  gesetz- 
lich sanctionirt  (Abth.  2,  Kaji.  2 — 4).  Endlich  ist  gewöhnlich  volles 
Intestaterbrecht,  meist  bis  zu  den  entferntesten  Verwandt- 
lehaflUigraden,  nnd  öfters  ein  nur  durch  das  P flic h tth ei Is recht 
mehr  oder  weniger  beschrilnktes  testamentarisches  Erbrecht 
anerkannt,  ohne  Unterschied  fttr  Mobil-  und  Immobileigenthum,  fttr 
GebranchsyermOgen  und  Ka])ital. 

8)  Das  V  e  r  t  r  a  gs re  c  h  t  ist  in  Consequenz  dieser  Rechtsordnung 
lier  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums  in  materieller 
Iliusicht  immer  mehr  von  einer  Einuiiscluu)};  der  allgemeinen 
Kechtsordnung  und  gewisser  Autoritäten  in  den  Inhalt  der  Verträge 
befreit  werden.    Daher  fast  keinerlei  Taxsystem  mehr. .  Diesen 
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Inhalt  bestimmeD  vielinelir  wesen^eh  allein  die  Parteien  Beliist  Das 
Vorhandensein  des  paotnm  turpe  ttod  der  conditio  torpis  wird  mir 

selten  angenommen.  Der  geschlossene  Vertrag  ist  ttberhanpt  selten 
wegen  seine«  Inhalts  nichtig  oder  strafbar,  meistens  unbedingt 
klagbar.  Auch  die  Formpuncte  der  Verträge  sind,  im  Interesse 
des  leichten  und  sicheren  Vertragsschlusses,  immer  mehr  vereinfacht, 
die  Verträge  unbeschadet  ihrer  Giltigkeit  formloser  geworden* 
Bei  gewissen  Creditverträgen  ist  namentlich  ausser  der  Ans- 
Stellung  der  besttglichen  SchnldnrlLnnden  n.  s.  w.  aneh  die 
Weiterbegebung  derselben  an  Dritte  in  hohem (kade  formell 
yereinfaeht  worden  (Giro,  Indossament|  Biaaeo-IndosBameiil^ 
Inhaberpapier). 

Auf  alle  diese  Gestaltungen  formeller  und  materieller  Art,  beim 
Vertragsrecht,  Eigenthum,  bei  der  persönlichen  Freiheit,  haben 
ökonomische  KUcksichten  und  speciell  Gesichtsponote  des 
ökonomischen  Individualismus  mit  eingewirkt. 

4)  Die  „wohlerworbenen  Beohte'S  anch  diejenigen» 
welche  ans  der  Periode  einer  ganz  anderen  Bechtsordnug  her* ; 
rflhren,  werden  als  zu  Recht  bestehend  anerliannt  Aber  un 
Falle  gewisse  ^^öff entliche''  Interessen  es  fordern,  wird  eine 
Zwangs enteignung  im  Princip  flir  zulässig  erklärt,  jedoch  nur 
mit  grosser  Vorsicht  und  mit  vielen  Cautelen  in  der  Praxis  durch- 
geführt.   Auch  hierbei  wird  mitunter  freie  contractlic he  Ver-  ; 
einbarung   hinsichtlich    der   Entschädigung  vorbehalten. 
Doch  kommt  auch  eine  Festsetanng  der  Entschädigung  einseitig 
durch  gesetsliche  Verfügung  vor.  Auch  im  letiteren  Falle  pi^  i 
sich  die  Entschädigung  aber  einigermaassen  nach  der  Hohe  dei 
ökonomischen  Werths  des  beseitigten  (oder  verminderten) 
Bechts  zu  richten.  ' 

Das  privatwirthschaftliche  System  auf  dieser  Verkehrsrechtsbasi^ 
nennen  wir  das  moderne  System  der  freien  Concurrenz. 
Die  „socialen  Fre iheitsreolite''  in  Bezug  auf  Eheschliessnn?, 
Niederlassung y  Ein-  und  Auswanderung  u.  s.  w.  (Abth.  2.  Kap.  I) 
nach  ihrer  ökonomischen  Seite  betrachtet;  die  materielle  Ver- 
tragsfreiheit, daher  namentlich  die  Freiheit  der  Preise, 

"i  Auch  bei  der  Anfhebang:  von  (innullasten  und  dgl.  iii.  im  Wege  der  Reforv,  i 

wiü  ia  Dcutsohlantl  fiiii  (ieg^onsatz  zu  dem  französischen  revolutionären  Vorgeh«n^ 

haben  freili*  h  die  ZcitvcrhiUtnii>i>c  ihren  Kiuäuss  auf  die  Höhe  4ler  Eutschidigan^ 

MSfeUbt,  z.  B.  in  der  Normirang  der  Abldsungscoofficieuten  bei  Zehent-  und  IhnlkbM 

Lasten.    Uiientirt'Itllrho  Aufhchung  d-s  Jagd  rechts  auf  freoideni  Ornnd 
Boden  (preuss.  (ie^i.  v.  31.  Uct.  laib)  u.  s.  w.  i 
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'  teL9hne,  der  Zinsen, .im  Gegensatz  zu  Preis-,  Lohn-  und  Zins- 
taxen; die  Gewerbefreiheit,  der  Freihandel,  die  Freiheit 
des  agrarise  hen  Grundeigen  th  ums  im  Gegensatz  zu  Zunft- 
wesen und  Staatsconcession  im  Gewerbe,  zu  Schutzzoll  und  Frobi- 
IjitioD  im  internationalen  Handel,  zur  älteren  Agrarverfassang  mit 
ihrer  vielfachen  Bindung  des  Eigentbnms,  des  Betriebs  n.  s.  w.  sind 
Bor  Beteiehnaiigen  fttr  die  freie  Concarrenz  anf  einzehien  besonderen 
Gebieten  der  Volkswirthscbaft  mid  Conseqnenzen  des  allgemeinen 
Prindps  der  modernen  freien  Concnrrenz. 


2.  Absohnitt 
Das  nodene  System  te  freien  Concurrenz. 

Die  hierher  gehörige  systemat.  und  monograph.  Lit- ratui  besteht  eigcntlicli  in 
der  g:esammteu  phy siokratiäch-Smithi:>cheii  natioualoikou.  Literatur,  wufur 
auf  Jie  LitentarQbersicht  in  d.  3.  Abth.  za  Tenreisen  Die  n euere  Literatnr, 
iii  Efiiflaini  aus  der  Periode  nach  S  in  ith  -  M  al  tli  u  s- Ri  ca  rdo,  in  Frankreich  aus 
derjenigcQ  nach  J.  B,  i>ay,  in  Deutschlaini  nach  Store h ,  Lötz,  Hau,  Hermann, 
«bo  im  AUgemeinea  die  Literatnr  der  Epigonenperiode,  ist  jedoch  fttr  die  im 
T  xte  erörterten  Principienpuncte  degwegea  uch  in  der  Wissenschaft  zur  KlanteUang 
»ier  Theorie  besonders  zu  beat  hten,  weil  erst  in  ihr  die  vollen  Conse'iuen/rii 
dtr  physiokratisch-Smithiscfaen  Prämissen  gezogen  werden.  In  dieser  Hinsicht  sind 
keiTorzuheben:  die  Schriften  70n  Senior,  polit.  econ.  (oatlines),  znerst  1836,  und 
■fters  (Gegner  der  Fabrikgesetzgebung),  M'Culloch,  princ.  of  pulit.  ccon.,  zuerst 
Kiinb.  1S25  und  ftfter,  deutsch  von  Weber.  Stuttg.  IS.'H.  auch  J.  Mill  Vateri, 
Htm.  of  polit  econ.,  Lond.  1821,  deutsch  von  Jacob,  Halle  lb25;  aus  der  IranzO- 
■iKhcD  LUeratur  ror  Allen  des  berühmten  Autors  der  Lehre  von  der  naturiichen  Intereeaen- 
Wanne,  Fr.  Bastiat's.  harmouics  6coiiomi<iues,  Paris  1850  (dentach  TonPrince- 
^raith,  1S52.^  bes.  Kap.  10.  niid  zahlreiche  kleinere  Schriften  in  s.  ocnvres  complcLs 
\aithiL  AuAf^,) ;  gegen  ikkst.  erscheint  z.  B.  selbst  (Jh.  Dunoycr  in  s.  libertc  du  travail, 
S  i«L,  Flur.  18w,  bei.  Vül.  2,  nocli  ab  nllelitenier  Lobredner  der  freien  Gonenrrenx. 

Die  dentschen  Systematiker  ron  Bedeutung  haben  sich  alle  der  freien 
daenieaz  gegennber.  auch  wenn  sie  sie  principioll.  dem  Standpiinct  <ier  Siiiith'sehcn 
Sdnde  gemias,  vertraten,  doch  vorsichtiger,  im  Einzelnen  mitunter  skeptisch 
feiaaMit  A«cli  M.  Wirth,  der  ferdiente  SyttemaCiker  der  elffentUchen  „deotacben 
PnflilldnlTlinli  "  hat  in  seinen  verbreiteten  Onindzttgen  der  Nationalökonomie, 
nerst  1856,  1S5S  u.  seitdem  in  öfteren  Auflagen  nicht  immer  die  vhHom  rilrksiehts- 
^)>^  Conse<iuenzen  der  Systems  der  freien  Coucurreuz  gezogen  und  ist  neuerdings 
■ehi&di  dem  Stuidpnnct  der  sog.  locidlpolitiachen  deniseben  Scbnle  nXber  getreten 
(lach  in  piactischen  Fngen,  wie  die  Staatseisenbahnpolitik,  Zettelbankpolitik). 

Dagegen  kann  man  das  ..moilonie  Systejn  der  freien  Concurrenz"  in  seiiif-r  thenre- 
tiächen  FormuUrung  wohl  am  Besten  in  den  kleineren  monographischen  Arbeiten 
Mt  ober  theoretische  Principienpnncte,  theils  über  practische  Fragen, 
■»orin  die  verkehrsfreiheitliche  Entscheidung  theoretisch  principiell  begründet  wird, 
Spenders  Uber  «i-  w  erbefreiheit,  Freihandel.  Freiheit  des  (irundeii^eiithums,  Bankfreihoit 
^-  dgL  m.  entwickelt  äuden.  Hie  Form  der  Harstelluug,  die  Nothwendigkeit  der  Poiu- 
'img  liiit  die  Sehilflsteller  hier  die  Conseqvenzen  oft  scbirfer  sieben.  In  dieser 
Hinsicht  ist  namentlich  auf  die  Wörterbücher,  so  das  fran/.ös.  dictionairc  de  1'«  con. 
pohL.  Par.  l*«51.  iJs.jit.  2  B.,  das  deutsche  ll.viitl\v..rt'Tbuch  der  Volks\virth>chaftslehre 
von  Rentzsch  ^besonders  die  Artikel  von  Trince-Smith,  Bühmert,  Kmming- 
baus,  Rentzsch,  v.  A«),  anch  anf  einzelne  Artikel  in  Botteck-Welcker's  Staats- 
lexicoo  sn  Tenrelsen  (Blnntschli-Bratcr^s  StaatswOrterb,^  sowie  U.  Wagoner's 
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Oeaelbchaftsloxicon  stehen  auch  in  den  rolksrirüischaftlichcii  Artikeln  im  Ganzen  andeisl. 
Priuce-Smith '  Art.  Handelsfreiheit  im  Hcntz><  h'  Haadwörterb.  enthält  in  »Iltrj 
Kürze  die  {ranze  Theorie  der  freien  Concurrciiz.    Weitere  Ausführungen  über  die' 
theoretischen  Puncte  und  practiächeu  t'ragen  aus  dem  Standpuncte  der  Tbeorie  ni{ 
Joum.  des  Econumistcs  und  besonders  in  Fauclier's  (nud  früher  0.  Michaelis')! 
Vierteljahrsschr.  f.  Volkbwinhsch.  u.  Cultarf^e^h.,  namt-ntlich  in  den  Artikeln  Ton 
Prince-Smith,  O.  Michaelis  u.  A.  m.;  femer  in  den  Yerhandlungea  de». 
Congresses  der  deutschen  Yolkswirthe  seit  1858  über  dia  widiligliail 
practischen  volLiwirthschaftlichon  Frairen  dieser  Periode,  Aiiil  besonders  Uber  Oeweibe- 
frt'ili'  it  und  Yorwandtes,  Zolltarif.    In  der  Gesamintrichtung  dieses  Coneresst-s  wit  ii 
derjenigen  mancher  seiner  Stimmführer  ist  freilich  in  der  neueren  Zeit,  beäondecs  Mit 
1 866,  1870,  eine  vieUiush  bemericenswerllie  Müssigung,  hier  und  da  selbst  ein  ümsdivnc 
in^ctrcten,  voraus  sich  erkl&rt,  dass  bestimmte  Postolate  und  Lehisilzc  der  Thcoda 
dur  freien  Concurrenz  heute  auoli  von  dirvor  Seite  aus  desavotiirt  werden.  Indessen 
braucht  mau  nur  in  die  früheren  Yerhandluugen  des  volkswiithschaftÜchen  Congresse» 
und  in  die  genannte  Vierte^abissdizift  zo  blidien,  um  sich  m  ttbeneugen,  dsss  bi«r 
nur  eine  rückläufige  Bewegung  eingetreten kt  Yergl.  namentlich  die  Blumcnle^e 
extrem  freihiindlerischer  Aeusseningen  der  sop-enannten  „deutschen  FreihandeLsschulf" 
in  Schönberg'a  Aufsatz  in  der  Tttb.  Zeitächr.  1872« S.  404  lt.,  sowie  Koscher  » 
audi  liier  wie  stets  Ton  boher  Obje<9aritit  sengendes  Ürtheil  in  s.  Geseb.  d.  Natfosil» 
dkon.,  8.  1014  ii.   £r  wirft  der  gen.  S<  liule  in  theoretischer  Hinsicht  mit  Recht  ror: 
sie  sei  zu  abstiact,  zn  wenig  liistorisch,  za  optimistisch  (letzteres  waU 
vor  Allem!) 

In  den  wissenschaftlichen  systematischen  W  erken,  den  Lehr-  und  Uandbuchen 
fehlen  zossmaienjEusende  ErOrtemngen  Aber  das  Prindp  vnd  System  der  freien  Om- 
curronz  meistens  ganz.  Es  wird  davon  gewöhnlich  nur  bei  theoretischen  und  piactiM^ 

Spccialfragen  gehandelt,  was  aber  ni-ht  genügt.  Kau  kommt  nur  in  der  Kürze  icderi 
Preislehrc  (bei  den  Bestimmgründeu  des  Preises)  L,  §.  152,  und  in  der  Loha- 
lehre  L,  §.  187,  195  anf  das  „Hitwerben''  zn  sprschen,  ohne  piindpieOe  WttrdigaB;. 

Roscher  lej:t  in  der  Lehre  v.  (iüterumlauf,  I.,  §.  97,  die  wirthschaftsgeschicli;- 
lichen  Bedingungen  für  die  Entwicklung  der  freien  Concurrenz  dar  und  erachtet 
letztere  doch  für  unsere  Zeit  als  überwiegend  günstig:  die  Yermuthung  sei  für  sie  »1^ 
die  Bogel,  fftr  Aosnabmen  liege  dem  Behauptenden  die  Beweidast  ob.  Dto  behensekcade 
Bedentang,  welche  das  Concurronzprindp  ih  der  heutigen  Theorie  und  Praxis  einnimmi,  j 
verlangt  m.  E.  eine  principicller  eingehende  Untersuchung.    Eine  t>olcbe  Uefdit  i 
J.  SU  Mill  im  4.  Kap.  des  2.  B.  s.  polit.  Oekon.  doch  auch  noch  nicht,  trou  der 
sehfttzbaien  Erörterungen  dieses  Kapitels  (es  findet  sich  hier  z.  B.  noch  der  AMspiork: 
dass  nur  mittelst  des  Princips  der  Concurrenz  die  A'olkswirthbchaflslelire  auf  den 
Character  einer  Wissenschai't  Anspruch  liabc).    Aehnlich  31.  W  irth.  (irundzQgeL,  I 
4.  Aufl.  S.  410  If.  Principicller  dagegen  ist  schon  früher  Schaffie,  2.  Aufl.  S.  63  t.  , 
8.  Anli.  §.  202  ff.,  II.,  29  ff.,  336  ff^  auch  S.  526  ff.  anf  die  allgemeia-wirthschafthck 
Bedeutung  d<  ^  Pn»l)lt'nis  der  freien  Concurrenz  eingegangen.  S.  jetzt  auch  SchafiVs  i 
allgemeine  Krürtoi  iin«;^  ulier  „Wettstr.'it "  Soc.  Körper,  II,  412  Ii.,  und  besonders  über 
d.  Character  d.  „modernen  Yolkswirtliboh.  d.  freien  Concurrenz"  als  der  ,,Kpoch  c  der 
entfesselten  Gdd-  u.  Creditwirthschaft*'  eb.  III,  417  ff.  S.  andi  Bodbertus  Soc  Briefe 
ha.  1  u.  2.   Knies,  })oIit.  Oekon.  passim.  hes.  im  3.  und  4.  Abschn,  derAhtküL 
U.  a.  S.  1U7  II.,  llildebrand,  Natiunalökon.  pass.  z.  B.  S.  295. 

Statt  iuiuior  wieder  zum  Beleg  für  die  Ansichten  über  freie  Concurrenz  auf  dit 
oft  citirlen  Phy&iukraien ,  besonders  Turgot,  auf  A.  Smith  und  die  „Classiker" 
znrnckzngehen,  habe  ich  es  vorgezogen,  neuere  extreme  Freihändler  aais» 
führen  (§.  129).  Ich  erkenne  dabei  den  Werth  der  scharfen  Logik  und  des  gro>**n 
Abstractionsvennögens  bei  den  lienorragenderen  Anhängern  der  „deutschon  Freibaadeti- 
schule",  bes.  bei  Pr  in  ce-Smith,  Faucher,  Mi  chaelis,  wie  andeiwUs  t  B. 
bei  d.  Keditsphilos.  Lassen  rollkommen  an.  Diese  Schriftsteller  ätellen  die  ProbUne 
klar  u.  scharf  hin  n.  beantworten  sie  ebenso,  während  die  deutschen  histor.  M- 
Ökonomen  vor  lauter  „Relativität  *  mitunter  zu  ^ar  keiner  klaren  Formulirung  u.  Anlwoft 
kommen,  aucli  nicht  für  gegebene  Zeiten  u.  Länder,  und  „den  Wald  for  lanter  Usatt 
nicht  sehen" ,  —  dor  entgegengesetzte  Fehler  wie  beim  „abstmcten**  Y^rbluea, 
doch  gewiss  ebenso  dn  Fehler. 
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BeMnden  duaacteristisch  ist  Pri  nee -Smith,  das  geistige  Haupt  der  sog.  deotschen 
ncümdelsscbnle.  S.  namentlich  iSchön  bo  rg 's  Aufi.  Tab.  Zcit&chr.  1S72,  S.  4U4  tf. 
und  die  Aufsätze  von  Prince-Smith  „Handelsireiheit"  in  Rentzsrh'  llaiid^sortorb. 
«Volbrinhbdi.  üercchtigkcif  in  Eraa*  Jahrb.  f.  VolLiwirthsch.  L(lSübj,  der  „Maill 
n  Fucher*8  Vierteljahreschr.  lb6.H,  IV.,  143,  die  „sogen.  Arbeiterfrage"  cb.  ISM. 
IV..  192  (,.sogenannte",  —  völlig  conse<iuent,  denn  wenn  das  „Naturgesetz  von  Ange- 
Ixtl  and  Nachtrage**  allein  All  s  richtig  und  gerecht  <  ntschoidet,  &o  ist  auch  dci 
ArbeiCtloha  und  damit  die  Okonooiisciie  Lage  des  Arbeiten^  eine  unabänderliche 
nitnche,  Uber  die  es  gar  nichts  mebr  zn  „fragen"  giebt);  femer  „die  Social- 
(kmocrade  auf  dem  deutsch.  Keichstage*' ,  eb.  ibd^,  I.,  „iiorrn  Dr.  J.  Jacoby's  Ziel 
■ier  Arbeiterbewegunir*',  cb.  1870,  I.,  <»(!;  s.  aurli  ,,tibt  r  «ii»".  (iicnzen  der  Verpflicli- 
umg  xor  Aushilfe  bei  aobserordentlichem  Nothstande  * ,  Ibüo,  Ii.,  231.  Die  letzte 
Arbeit  Prinoe-Siiiitli'B  Uber  den  Staat  tL  VdbhaaslL  (Bed.  ]874)  zeigt  mannich- 
h  gemäaäigtore  und  richtigeie  Anfifassongen.  Ich  bemerke  dies  ausdrücklich  ,  weil 
iieic  kleine  Schrift  ?on  seinen  volkswirthschaftlichen  Freunden  als  Beweis  für  die 
üanchti&keit  der  Angriüe  gegen  die  deutsche  Freüiaudelbschule  benutzt  worden  ist, 
ud  an^  Ander«,  z.  B.  A.  Held  (in  der  „(legenvart")  sie  deshalb  gerühmt  haben. 
Auch  auf  Princc-Smith  wie  auf  seine  Schüler  war  IbOO  uimI  1870  eben  nicht  ohne 
Eiüflass  geblieben.  Im  Text  des  ^.  121»  sind  uiehrlach  last  wörtlich  Sätze  aus  den 
geourntea  Axtikeia  von  Prince-Smith  aufgeiiommeu.  S.  diese  Aufs,  jetzt  z.  Th.  iu  d. 
r.  0.  ¥friba«<Hw  herausgegeb.  gesammelten  Sehr.  Pr.-Sm.  BerL  1^78.  Neben  den 
Arbeiten  d.  letzteren  Mnd  die  Aufs.  v.  Fauch  er  in  d.  Viertelj.SGhr. ,  eb.  die  Fon 
Mi'-haflis  (z.B.  ulcr  d.  wirthscli.  Kolle  d.  Sperul.handels'.  jetzt  in  do>>;.  voIk-iW.sch. 
2iciirdtcQ,  2.  B.  Beil.  Ib73,  das  visseuschafUich  Bedeutendste  aus  dieser  lüchtting. 
AOgemeiBer  phüusuphiseh  den  radic  Ökonom.  Individualismus  zo  begründen  hat 
Lassoo  versucht,  so  in  d.  Berl.  Viortelj.schr.  f.  Volksw.sch.  1S74  I.  Vgl.  sonst  aoch 
t  B.  im  Reutzsch'schon  ilandwörterb.  den  Art  ,,Ooncurrenz'*  ?ou  fimminghans, 
«lieverbefreihoit"  von  BOhmert 

Wie  sehr  die  Gnmdanschaanng  Über  freie  Goncnrrenz  schon  i  h  \  s  i  okratischen , 
bez.  Tufij'ot'schen,  nicht  erst  Smith 'scheu  Ursprungs  ist,  hat  u.  A.  v.  Scheel 
richüg  hervorgehoben:  über  Turgot  Tub,  Zeitschr.  IbOS,  womit  zu  vergleichen: 
r.  äirers,  tiber  Turgot,  lüldebr.  Jahrb.  l'>74,  1.,  auch  Leser,  Begr.  d.  Keichth. 
bei  A.  Smith  und  y.  Skariyiiaki,  A.  Smith.  Ueber  die  Angriffe  anf  die  freie 
GMcmeiiz  in  dar  Litiiatiu  s.  imtea  Abschn.  3  8.  240. 

1.  —  §.  12G.  Das  Wesen  der  modernen  freien  Con? 
f-arrenz.  Es  besteht  darin,  dass  sich  die  Privatwirthschuften  im 
Verkehr  in  den  Keehtsschranken  halten  müssen,  welche  durch  die 
im  vorigen  Abschnitt  tormalirteu  Principieu  der  persönlichen  Frei- 
heit, des  Privateigentbnms,  des  Vertragsrechts  und  der  Sanction 
gMohiehtlich  tiberkommener  und  einmal  za  Beobtens  bestehender 
n  wohlerworbener  Rechte*'  gezogen  sind.  Innerhalb  dieser  Schranken 
darf  jede  Privatwirthscbaft  ihr  wirthsohafUiches  Selbstinteresse  im 
Verkehr,  also  namentlich  im  Procesß  der  Preisbildung  für  SachgUter 
nnd  Dienstleistungen  und  bei  der  contractlichcn  Festsetzung  der 
Arbeitslöhne,  Leihzmseu,  Pacht-  und  Miethzinsen  u.  s.  w. ,  soweit 
geltend  machen,  als  es  ihr  beliebt  und  als  sie  es  vermag.^) 

^)  M^ie  Concurrenz  oder  Miiwerbuag  ist  das  freie  Spiel  der  wirthschai't- 
liehen  Krftfte;  sie  iussert  sich  in  der  Wechselwirknng  von  Anf^ebot  nnd 

Nachfrage,  welche  den  Preis  rcguliron."  M.  Wirth,  a.  a.  0.  Diese  Umschreibung 
iii  ungenagen-l .  wrnu  sie  sich  auch  Ins  in  die  amtlichen  Documente,  diu  Motive  zu 
^ieseueutwilrieu  deb  deutschen  Keichäkau/ileramUi  versteigt.  Man  köuute  dauach  in 
derUMt a«  roüatftndige  rechtliche  ächrankenlosigkeit  der  freien  Goncorreni 

A.  W»f  «er,  Or«Bdl«giiiiff.  i.  Aal.  15 
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Die  gttiiitjgeii  Folgen  dieses  Systems  nfelit  bfoss  illr  di 

einzelne  Privatwirthschaft,  sondern  für  die  ganze  Volkswirthschaf 
sind  von  der  modernen  Wirthschaftslehrc  oft  rühmend  dargelegt 
worden  und  in  der  That  aiicli  nicht  zu  verkennen.  Nur  hat  mal 
ans  denselben  falsche  Schlüsse  hinsichtlich  der  Naturgemäss 
heit|  der  nothwendigen. Allgemeinheit  und  Absolutheit  da 
Systems  der  freien  Concurrenz  und  hmsichtlieh  des  wirthschaftiiefaei 
Selbstinteresses  gesogen  (§.  128  ff.)  nnd  die  ebenso  nnsweifeUuiftei 
nngflnstigen  Folgen  nnd  Gefahren  des  Systems  übersehen  oda 
Zü  wenig  gewürdigt  (§.  l^ff.). 

II.  —  §.  127.  Die  gtinstigen  Folgen  der  freien  Con 
cnrrenz.  Hie  liegen  vornemlich  auf  dem  Gebiete  der  rroductioE 
der  Guter*)  und  treten  hier  sowohl  in  der  technischen  als  in 
der  ökonomischen  Seite  der  einzeUieDy  G titer  erzeugenden  Privifr 
wirthscbaft  und  dadurch  in  der  ganzen  Volkswirtbschaft  herror. 
Die  Gonenrrens  kann  —  nur  dies  darf  man  sageui  nicht:  ne 
mnss;  aaeh  liier,  wie  in  so  vielen  Sätzen  der  To]k8wirtiiscliaft> 
liehen  Theorie,  kann  nnr  ron  einer  Tendenz  gesproehen  werden;  — 
die  Erzeuger  zur  bestm<)glichen  Technik  neben  der  höchstmöglichen 
Oekonomik  bei  der  Herstellung  und  wiederum  auf  die  Dauer  zur 
Preisansetzung  der  Gfttcr  nacli  dem  geringsten  Kostensatze,  zu 
weichem  die  Güter  jeweilig  herzustellen  sind  gesellschaftlich  nntb- 
wendige  Produetionskosten^'),  beim  Absätze  der  Güter  im  Verkehr 
zwingen.  VervoUkommnnng  der  technischen  ProdactionsmethodeD, 
daher  namentlich,  im  nothwendigen  Interesse  der  Gesammtheit, 
firsparnng  an  jenen  Niemandem  an  Onte  kommenden  eigent- 
lich volkswirthschafUichen  Prodnotionskosten  (§.  83) ^  weil  (üe 
unentgeltliche  Mitwirkung  der  Naturkräfte  zu  erstreben  im  hohen 
Interesse  des  privatwirthschat'iiichen  Subjects  liegt  (Mascbinen- 
weseu!)/)  Anwendung  der  höchstmöglichen  Intelligenz  and  Tiai- 


(lenken,  weshalb  die  im  Text  gegebene  Formuliruog  richtlgtr  ist,  bei  welcher  die 
Gefahr,  die  freie  ConcuireBz,  Wie  80  oft  gcscbelien,  fur  dae  »bsolate  28  habci. 
ron  voruhereia  fortTullt. 

')  Von  allen  Anhingen  dor  freien  Gononironc  bennideii  berrorgehoten«  ^ 

von  denen,  welche  Bedenken  wegen  der  Wirkungen  derselben  «uf  die  VeidMibnf 
äussern.  Sie  nehmen  dann  gewöhnlich  an,  dass  jene  Vortheilo  gross  gcnupr  sind.» 
alle  Bcdcukeu  zu  Überwiegen,  sowie,  d&is  die  Vortheile  doch  jsehr  oder  wenigem 
Allen  ta  Gnte  kommen.  In  diesem  „Hehr  oder  Weniger**  liegt  ein  eohwmeher  Püiei 
*")  Bea.  gern  her^'orgehohen ,  und  mit  Recht,  von  Bastiat  n.  Andren.  S.  §.  Ö 
Note  3  S.  113.  Die  übliche  (iohUiltung  des  privatwinhschfiftlichen  Produrtionshetnek 
mit  gedungenen  Lohnarbeitern  zu  produciren,  deren  Lohne  zu  den  oinzeiri^ 
schaftlichen  Prodadionskoeten  gdiOren,  bietet  hier  eineo  beaonderan  Sfom  a  teek- 
ni sehen  Fortschritten,  Einfiüirong  Ton  MasehineD  n.  s.  w.,  um  BHiichtt 
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kraft,  Locknng:  dazu  durch  Extragewinne  bei  einem  hinter  dem 
Marktpreise  zuriiekbleibenden  eigenen  Kostensatze  oder  bei  grösserem 
Absätze  in  Folge  niedrigeren  Preises  („RentenfanctioD^',  v.  Man- 
goldti  Schäffle^)  sind  oder,  aneh  hier  richtiger  gesagt,  können 
dii  FoJgea  der  fieien  ConeiirreDX  lein.  Das  Volk  oder  die  Voliu- 
wirthiehaft  erlangt  dann  dadoreh  den  Gesammtbedarf  an  wirth- 
tthiftiieheD  €rlltem,  welcher  tich  bei  einem  beetimmten  Bedttrfnim* 
«tande  ergiebt,  auf  das  Beste  nnd  Billigste  ijcfriedigt. 

Es  ist  freilich  dabei  schon  hier  zweierlei  nicht  zu  Ubersehen. 
Einmal  dasa  der  BedUrfnissstand  der  Volkswirthschaft  sich  gerade 
in  dem  oad  wegen  des  Systems  der  freien  Concurrenz  eigentbUmiich 
ud  keineswegs  anbedingt  dem  Interesse  der  Gesammtheit  gemäss 
MtinskeSt,  weil  aaoh  die  VertheiUng  der  Gttter  in  der  VoUts- 
wirthschaft  durch  das  genannte  System  raaassgebend  nnd  oft  nicht 
lüQätig  fttr  die  Volksmasse  mit  bestimmt  wird  (§.  98  ff.):  Die  Un- 
gleichheit der  individuellen  Einkoramen  bewirkt  eine  grosse  Steigerung 
ües  Luxus  der  Reichen  und  diesen  koiiunen  dann  als  Consumentcn 
jene  Productioiisvortheile  überwiegend  zu  Gute.  Sodann  ist  zu 
beachten,  dass  diese  an  sich  möglichen  günstigen  Folgen  der 
freien  Conourens  in  der  WirlLÜohkeit  nicht  immer  oder 
«looii  licht  ToUständig  eintreten,  weil  die  Erseager  statt  der 
Cofieorrens  die  Vereinbarung  eines  Compromisses  vor- 
iidisn  oder  die  schliesslichen  Sieger  in  der  Concnrrenz  eine  Art 
ftetiscbes  Monopol  erlangen.  Anf  diese  beiden  Endergebnisse 
der  Entwicklung  strebt  aber  gerade  im  System  der  freien  Coucurreuz 
die  Gestaltung  des  Frodnctionsproccsses  nach  dtm  ihm  in  diesem 
•Systeme  innewohnenden  Entwicklungsgesetze  hin  (g.  135|  137.).'^) 

äcu  Lohnaaslageo  zu  sparen.  £ä  ist  eine  nachweisbare  Thatäachc,  dass  die  Ver* 
bKitang  der  Maschinen  und  dio  Verbesserung  derselben  bei  starkem  Steigen  der 
Aibcit>,iuboe  am  BascbeaCea  m  fioli  g«bt,  so  x.  B.  in  aenester  Zelt  rach  in  Deutschland 
b  der  La n<i wirthschaft. 

*)  bchafilc,  2.  Aufl.  §.  99  S.  193  ff.,  s.  auch  dcss.  Theorie  d.  aasschliess. 
Amii.:  Syst.  3.  Aufl.  II.,  75  ff.,  588  ff.  Früher  schon  ?.  Mangoldt.  Lehre  t, 
üatemehnjergewinn,  Luip/.  1855.  S.  105,  ArL  (iutervertheilung  im  Staatswörterbach  IV., 

ff.,  ders..  Volkswirthschaftsichrc  S.  Grundr.  ^.  J20  ff.  Vun  Hermann  ist 
<iM  VeraUgemeiuerung  des  Keuteupriucips  bereits  angebahnt.  YcrgL  darüber  Bcrons« 
Tm.  eiier  krit.  Dogmeugesch.  d.  Grundrente,  Lcipz.  S.  186       der  ttbrigen« 

die  Bedeutung  einer  Verallgemeinerung  des  Rentenprincips  auch  auf  ihr  richtiges 
Maa«)  luriickführt.  In  der  Anerkennung  des  ökononuschcn  V crdieutseins  der 
B«&teo  geht  mir  Scbiiffle  a.  a.  0.  auch  etwas  zu  weit.  Auch  hier  spielen  GiackufUle, 
ConJancturengewinDe  doch  oft  sehr  iresentlich  mit.  Sch.  hat  demgemlss  rach  s. 
faüiere  Lehre  in  dies.  Puncto  bcriehtigi,  s.  Soc.  Kt-rpcr  B.  III. 

')  Der  vollstHndige  Ht-weis  kann  cr>t  im  J.  Thcile  der  Volkswirthschaftslchre .  in 
lier  Lehre  r.  Preise  u.  d.  ProductionäkoKten,  besonders  der  Fabrikate,  geiieicrt  werden, 
fit  Utmkn  chAracterist^es  Bebpiel  der  TOUigen  Paralysirung  der  ueien  Coacnrreox 

15» 
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III.  —  §.128.  Falscher  Schluss  hinsichtlich  der  Beden-; 
tung  der  freien  Co uc urrenz.  Diese  günstigen  Folgen,  welche | 
sich  durch  Deduction  ans  dem  Walten  des  wirthschaftlichen  Selbst- ■ 
Interesses  im  System  der  Ireieu  Concurreuz  ableiten  und  thellweiMj 
durch  die  Erfahrung  bestätigen  laa8tti|  haben  in  der  Theorie  und  Praxis 
der  Volkflwirthsotialü  denSehluss  veianlasaty  daM  dasßystem  der  Mea 
Concarrenz  und  das  Watten  des  wirthsehafUieheo  Selbstinteresiei 
in  ihm  der  „natnrgemftsse''  Zustand  der  Volkswirthsehaft*)  — 
nach  vereinzelter,  aber  doeh  eharacteristisoher  AufTassnng  sogar 
der  allein  und  überall  naturgemässe  Zustand')  —  sei.  Diesen 
Schluss  ist  ein  Trugschluss  der  schlimmsten  Art.    Seine  Be- 
gründung ist  logisch  und  erlahruugsmässig  unhahbar,  die  Folge- 
rungen, zu  welchen  er  in  der  Theorie  und  Praxis  wieder  itthrte^ 
sind  nicht  weniger  nnrichtig. 

1)  Die  Begründung  der  „NatuiigemKssheit''  des  Systems  der 
freien  Concarrenz  ist  zunächst  schon  deswegen  Tcrfehlt,  weil  sie 

auf  einer  BegriÖsverwcchsluug  hinsichtlich  des  Wesens  des  wirth 
schaftlichen  teeibütiuteresses  beruht.  Dies  ist  nicht  eine  Natur- 
kraft im  eigentlichen  Sinne  des  Worts,  wirkt  keineswegs  etwa  in 
der  wirthschaftiichen  wie  die  Schwerkraft  in  der  körperlichen  Welt, 
wie  wohl  gesagt  wurde,  ^)  sondern  es  ist  ein  mensehlieher  Trieb) 


darch  Cumpromiflse,  FosioBen  und  ftodsche  Honfl|K»le  Uefbrt  die  Oescldclie  dei 
PriFatbahnwesens  in  Nord- Americ«,  Grot>8britaDiiieu  uud  Frankreich  u.  a.  L.  S.  Perrot, 
Eisen bahnrcform ,  S.  bl  11.,  and  G.  Cohn,  Unten»ttch.  Uber  engl  Eüoabalifipolit, 
Leipz.  1S74  —  75,  2  Bde. 

')  Vcrgl.  darüber  büt>ondurs  die  in  d.  Yorbem.  guuuimtc  deulsoke  pubäi.iaU>Ci.. 
Litwatur.    In  engem  Zasammeuhang  mit  dieser  Ansicht  jsteht  die  AnffittRUig  der 

unter  dem  liiipulM-  des  wirthschaltliclieii  Selbstiutercsses  bei  freier  Coocurrenz  stehcadea 
„(iestaltuiigiteiideuzcü"  der  volks-wiithscluftlicheu  Vorgänge  schlechtweg  als  „Natur- 
gesetzc",  —  ein  Au^d^uclk,  der  richtig  verütaudeu,  wie  etwa  rouKubcber  (§.  13, 
»Ilonfails  noch  zoliaeig  wire,  in  der  Beweiil'tthniug  der  voikswirthschaftlich»  PsUi- 
cisten.  Cuii^^icssreduer  u.  s>.  w.  al»  r  zu  dem  schliuimsten  Missbrauch  geführt  kat  «i^ 
deäwcgcu  bcääcr  ZU  vermeiden  i&t.  ^tahcres  daiabcr  in  Abih.  3.  bei  der  DcOtitmg 
der  Hethodüt. 

^  Die  radicalen  Freihändler  z.  B.,  welche  jedem  Lnnde  jedweder  Wirth* 
■  chnftHuutwicklang  unbedingten  Freihandel  anrathen,  stehen  auf  diesem  Stand* 
puncto  Li^t  in  s.  nat.  Sy&t.  hat  diese  Veralliremeinerung  der  Freihandoli>theorie 
glänzend  ubguwieaeu.  Die  Auilaääuiig  ist  übrigens  eine  nothweudige  Conaeaneiu  äics 
ganzen  Standpuncta,  dnher  bei  den  folgerichtigen  PhyrioknuMi  mAum  wo.  finooL 

*)  Eine  Yergleichmig,  za  der  eich  sogar  Engel  in  seiner  frftheren  Sfeit,  wo  er 

allerdings,  wie  die  Meisten  seiner  Zeit-  und  Altersgenossen,  noch  zu  einseitig  an  der 
uatur\vi>si  nschafflirh-int  ch  uiiM-hcn  Autfassung-  der  Volkswirthschaft  und  anthropo- 
iogischeu  btatiatik  hing,  eiiiuiai  verleiten  iiess.  S.  Zeitschr.  d.  K.  Preuss.  Staust  Bor. 
IbSO  S.4I.  Nor  hypothetisch  kann  eben,  zum  Zweck  der  Anwendung  der  Methode 
der  Deduction .  das  Seibstinteresso  mit  der  Rcv'elmässigkeit  einer  Naturkraft  wirienJ 
angesehen  werden:  ob  und  wie  weit  die»  mit  der  Wirklichkeit  stimmt,  istiflUfi^r 
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der  ab  solelier  «war  den  Wfllen  anregt  und  zu  Handlungen  bc- 
sthnmen  kann  und  darf,  auch  oft,  aber  keineswegs  noth- 
wendig  immer  bestimmen  muss  und  noch  weniger  immer  be- 
tjtimmen  soll.  Denn  dieser  Trieb  wirkt  nicht  unmittelbar  als 
Ursache  der  wirthschaftlichen  Handlungen  des  McDSohen,  sondern 
er  bildet  zunächst  nur  ein  Motiv  fUr  den  Willen  und  kann  nnd 
wird  aneh  thataSehlieh  dnreh  Vemnnft  nnd  Grttnde  geleitet,  gezUgelt, 
ud  im  einselnen  Falle  seine  Wirkung  doroh  andere  Motive  selbst 
aufgehoben.  Die  sittHehe  Verantwortliobkeit  des  Menschen 
ftr  seine  wirthschaftlichen  Handlungen  wird  durch  das  Vorhanden- 
sein des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  daher  auch  nicht  ver- 
ändert. 

2)  Erfahrnngsgemäss  ist  das  moderne  System  der  freien  Con- 
iirrenz  ein  Product  j  ttn gster  Geschichte.  Warnm  es  in  der 
hentigen  Form  das  £ndergebniss  der  gesohichtlicben  Entwick- 
lung sein  soll,  ist  dnrebans  nicbt  einznseben.  Als  gescbicbtlicb 
geworden y  abbängig  von  den  Kategorieen  Ort  und  Zeit,  ersebeint 
es  Tielmebr  von  vornherein  nur  fllr  gewisse  Zustände  bestimmt  und 
nothwendig  als  etwas  Vergängliches  oder  mit  einem  l)ekannten 
Lassal  le' sehen  Ausdruck:  das  lientige  System  der  freien  Con- 
currenz ist  eine  bistorischei  keine  logische,  keine  natttr- 

«tstapecioll  za  untersuchen,  was  80  oft  vergessen  wird,  besonders  ron  der  Schule 
der  fireicn  Concurrenz.  Die  philosophische  Gnindanschanung  rührt  von  den  Physio- 
kra  tcn  her  und  ist  dieseii  mit  ihren  Zeitgenossen  «gemeinsam. 

^'  Dor  im  Text  behandelte  Punct  ebenso  wie  die  Frasre.  ob  und  in  welchem  Sinne 
'Olli  volkswirthschaftlichen  Gesetzen  gesprochen  werden  könne  (Note  6),  hangt 
«i<^(Atfieb  mit  dem  grossenProblem  der  mensr blichen  Willensfreiheit  zusammen. 
Dtäselbe  ist  in  neuerer  Zeit  namentlich  in  Veilnndung:  niit  statistischen,  besonders 
ooralstatistiichen  Untersnrhunjen  vicit'arh  erörtert  worden.  Die  bedeutendste 
F&nleniDg  des  Problems  (selbstverständlich  keine,  niemals  mögliche  ,.Löt»ung'*  im 
«Mgm  Sinne  dos  Worts)  ist  A.  ?.  Dettingen 's  Horalststistik,  1.  Aoll.  Eil.  ISßS. 
1  Aq9.  Erl.  IST 4  zu  verdanken,  s.  besonders  den  einleit.  ge^nchichtl.  und  method. 
Theil  der  1.  Aufl.  Di»-  rnnze  nenorc  momlstitistische  und  sich  daran  anknüpfende 
philosophische  Literatur  ((juc tele t,  Engel,  meine  „Itesetzmiissigkeil",  Drobisch, 
^orllader.  Knapp,  Sehmoller  n.  A.  m.)  ist  daselbst  eingehend  behandelt  Ich 
W»  meine  eizene  frühere  Ansicht  wesentlich  durch  0 ettingen 's  Einfluss  modifidrt 
Vers:!.  Abth.  '6  Methodik.  Mein  nnii  so  vieler  Nationalökononien  und  Statistiker  Fehler 
var  in  letzter  Linie  stets:  bestimmte  Triebe  oder  äussere  Impulse  (wirth- 
■Mlieher  Yertheil,  mancherlei  Natoreinflilsse)  als  nothwendifc  so  nnd  so 
"»^irkeiidc  Natu rkr&fte  anzusehen.  —  womit  in  der  That  menschliche  Willens- 
ff'^^iheit  anvereinbar,  aber  anch  jeder  rulturfortschritt  unerklärbar  wäre.  Di'-scr  Irithnm 
hat  in  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  und  der  auf  diese  gestutzten  Volkswirth- 
^<:^iftspolitik  TorhtogDisBrellstoB  Schaden  gestiftet,  n.  A.  rerursacht,  dass  die  nadi 
'l<^(n  „Naturgesetz  von  Angebot  nnd  Nachfrage"  sich  ergebend'  n  (iestaltungen  als  das 
*Uezeit  Richtige  und  Gerechte  gelten  sollten,  —  atif  weh  lie  fietitio  prinripii 
in  Grande  alle  Polemik  gegen  eine  Staatsiutervention  im  wirthächaftiicheu  Verkehr 
^us  liaft,  s.  §.  120.  Anch  hier  Ist  die  Oedankenreihe  ganz  physiokratischen, 
ftdtUi  Tnrgot*8chen  Ursprungs. 


2dO  l.Abt]L8.E.OigMii8.d.ycllavjeiu  2. H.*A.  2. A. 8yitd.fr. Conemr.  $.139,111. 

Hohe  Kategorie.^)  NamenÜieli  nuiss  die  Bkh%kek  des  (aoeii- 
listischen)  Einwände  zogegebea  werden,  dase  jeae  so  bioigi 

Behauptung  eine  willkUhrliche  petitio  principii  sei:  die 
heutige  Kecbtsbasis  des  Systems,  d.  h.  die  heutigen 
GrundsUtze  der  persönlichen  Freiheit,  des  Privateigen- 
thuins^  des  Vertragsrechts,  der  Enteignung  bildeten  die 
schlechtweg  natürlichen,  die  logieoh  nothwendigen, 
aber  auch  die  allein  nothwendigen  und  aasreiebeadttii 
Schranken  der  freien  Goncnrrenx.^0 

§.  129.  —  A.  Die  Folgerungen,  welebe  aoB  der  fatoohei 
Pr&mfflee  der  „NatargemSesheit''  des  Systems  der  freien  Gonoufoi 
gezogen  werden,  sind  uotliwcndig  selbst  wieder  falsch.  Sie  zeigen 
bei  den  eonsequentesten  Vertretern  des  Systems  durch  die  rück- 
sichtslose Einseitii^keit,  in  welcher  sie  ionunlirt  wurden,  ihre  eigene 
Unhaltbarkeit  und  damit  von  Neuem  di^enigc  der  Prämisse,  aos 
welcher  sie  richtig  abgeleitet  worden  sind«  Die  wiehtiggteD  Fot 
gerungen  sind  wohl  folgende: 

Die  wirtbsehaftlicben  Vorgänge  auf  der  genannten  Gmndla^ 
des  Systems  der  freien  Goncurrens  gelten  als  reine  Natnrnoth- 
wendigkeit,  erscheinen  dadurch  als  an  sieh  befriedigend, 
oder  wenigstens  als  iiieht  abzuändern,  und  als  an  sich  ge- 
rechtfertigt. Die  freie  Concurrenz  bewirkt  das  wirlhscbaftliihe 
Gedeihen  der  tüchtigen,  also  der  allein  ein  solches  „verdieoen- 
den"  Frivatwirthschalten  und  dadurch  eine  gerechte  Gestaltoog 
der  ganzen  Volkswirthschaft,  insbesondere  auch  eine  gerechte 
Vertheilnng  der  wirthscbaftUchen  Güter.   Eine  weitere  Ein- 


Eine  in  der  Weise  wie  es  LassAlIe  (Syst.  d.  erwerb.  Kechte  n.  ■• 
Arbeit)  ron  grossen  l«G]lt»K<^chichtiic)ien  Instituten,  wie  Eigentbuin,  Erbredt 
gemeint  hat,  durcliaus  aufrecht  zu  lialtendo  Be/eichnung.  H.  r.  Trcitschke's 
Gegen bumcrlkunguu ,  in  s.  1.  Aufs,  über  d.  bucialiäm.  a.  a.  O.  S.  77  fl. ,  zeigen  dock 
nur,  dass  mit  solcher  Aoffusang,  wie  mit  Allem,  Missbranch  getrieben  werdea  kue.— 
Schon  Koies  sagt  einmal  ganz  richtig«  man  aoUe  doch  den  fcOoftifen  Geechlenttffl 
nicht  immer  nur  die  Rolle  vou  Alien  ziimutlien. 

TreitscUke  a.  a.  0.  S.  bl  sagt  selbst  mit  iiecht,  niumals  habe  ein  Vüi^ 
dae  Efgenthnm  ab  efn  so  miiunachrinktea  Reoht  angeschen,  wie  ea  in  den  Theeiiea 
des  Pfiratreckts .  loj.'^etrcnnt  vom  Staatsrecht,  erscheine.  Leider  onteriisst  er  ea  ao 
Cranz,  irg'end  welche  ( ■niis<^qnenzen  aus  dics'T  ri«'hti^<.'ii  Aufi;u>sung  zu  /i<hcn.  Die 
i-orderuug  vieler  vernunilij^cr  «Socialiaten ,  vollends  aber  dor  von  Tioitacbkc  m 
angelassenen  «.KathedersociaUsteD*',  geht  anf  nichts  Weiteree  hin«»,  als  dass  .JÜgeB» 
thom'',  „freie  Concurrenz*'  nicht  einer  rein  iudi vid ualistia^hen,  d.  b.  reia 
privatrechtlichen  AiiIFa-sMinp  imtcrlii'jren ,  sondern  stets  dabei,  und  im  gclteiidcB 
iiecht  bedeutend  mehr  al^  jetzt,  der  gosauimthcitliche,  gesellschaftliclie. 
n.  a.  W.  der  Affentlich-rechtlicbe  Gestchtspiinct  zur  Aneilennnng  koBM  «IL 
ßiehe  anrh  Schmoller,  Grundfragen,  S.  53  ff.  ?.  Iherlnf,  Zweck  Im  BeehlH  li 
bei.  2.  Uällte,  u.  unten  Abth.  2  Kap.  2—5. 
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atiehmig  des  Staats  in  den  wirthsehaftlichen  Verkehr,  ttber 
joe  Fnnedonen  binatis,  welcbe  die  Anfireehtbaltung  jener  Rechts- 
kisis  dieses  Verkehrs  mit  sich  briogt,  ist  nicht  nur  naturwid- 
rig and  für  den  Einzelnen  und  liir  die  \'olkswirthschatt  schädlich, 
>"Utlern  auch  ungerecht,  weil  sie  andere  Preisbildungen  fUr 
irüter  und  Leistangen  mit  sich  bringt,  als  diejenigeUy  weiche  bei 
'freier  Concarrenz  sich  gestalten  und  die  allein  richtigen  nnd 
allein  gareohten  sind.  Freiheit/')  ihr  eigenes  wirthschaft- 
fiehes  Wohl,  das  jede  PriTatwirthschaft  am  Besten  versteht,  — 
aicb  eine  der  mit  tansendf^ltigcr  Erfabning  in  Widersprach  stehen- 
des Fictionen  der  Schule  der  freien  Concurrenz!  Ein  yon  A.  Smith 
herrührender  Satz  —  nach  Kräften,  dem  Impulse  des  wirtbschaft- 
lichen  .Selbstinteresses  gemäss  zu  fördern,  ist  daher  ein  allge- 
meines rostulat.  Die  allein  richtige  Wirth scha f ts- 
politik  des  Staats  ist  diejenige  des  ,,Lai8ser  faire  et  passer^^^^) 
Die  Volkswirthschaft  —  von  den  Vertretern  dieser  Hichtnog  gern 
mdglichst  privatwirthsehaftlich  „VoU^shanshalt'^  genannt  —  ist 
nur  ein  Nebeneinander  von  EinzelhanshalteD,  yon  denen  jeder 
itir  sich  selbst  sn  sorgen  bat  Das  einzige  Organ,  das  ihnen 
als  V'erkniiptung  dient,  ist  der  Markt,  wo  der  Austausch  der 
Leistungen  und  Güter  zwischen  den  Ein/.clhaushalten  erfolgt.**) 
liier  wird  nur  abgerechnet  und  auseinandergesetzt,  aber 
keine  weitere  Gemeinschaft  gebildet.  Nach  dem  Gesetz  von  Ange- 
tM)t  und  Nachfrage  erhält  hier  Jeder  seinen  richtigen  Preis  ftlr 


**)  Prince-Smith  a.  t.  0.  186S,  lY.,  S.  168:  „Von  joher  hat  «ine  einslchd- 
ksB  Gevait  den  Marktrerkuhr  Bcschränkungun  ontenrorfon .  wolcho  Miasgestaltongen 

'-rwnpteti,  d<  n  Fort>chritt  des  \Vulil-t:inds  hemmten  und  WillkUhr  an  die  Stelle 
der  Gerechtigkeit  sotztea,  dcau  im  Wirtbschai  tsicbon  giebt  es  für 
ToIU  Gerechtigiceit  keine  andere  BQrgschaft  als  die  absolute  Frei- 
lic'it".  Einen  fast  glcichlantcnden  Sat2  von  Prince-Smith:  ,.Zwania;  in  den  volks- 
virthschaftlidieii  Verkehr  einfühn  n  hcisst  Willkühr  an  die  Stolle  der  (^LTcchtigkeit 
aetzea",  citirt  Kentzsch  in  s.  Wörterb.  S.  77U  zustimmend.  Ganz  ähnlich  noch  heute 
K.  Brann  (Johannes  Berg)  z.  B.  in  der  «,Gegenirait**  -1875  M.  13. 

**)  ^.dsBez  faire  et  passer,  le  monde  vn  de  Ini«mdmel'*  Die  ürfaebeieohaft  des 

krühmtcn  Schlagworts  ist  nicht  ganz  unzweifelhaft.  Gewöhnlich  wird  os  auf  Gournay, 
jenen  |ihy!«iokratischcn  Kaufmann,  der  auf  Malesherbes,  Tnri:nt  ii.  A.  bedeuten- 
den Emtiusä  hatte  (rergl.  L.  De  Lavurgne,  loa  econ.  frang.  au  XVUL  »ieclc,  l'ar. 
ISTS.  f».  174)  ZDTQckgeAlhTt  und  Jedenfalls  rührt  seine  agitatorische  Yenrerthung 
«frt  ron  den  Physiokraten  und  den  Sriiitliiancrn  lier.  Aber  es  sollen  auch  schon 
ftanzösischi'  Kaufleute  in  Hetnonstrationen  gegen  Colbert's  Tarifpolitik  das  Wort 
gritiaiicht  haben.  Ebenso  kommt  der  Gedanke  schon  faat  ebcuäo  luimuhrt  bei 
BeisgnUbert  for. 

*•)  Dies  mid  das  Folgende  Ihst  wörtlich  nach  Prince-Smith,  Handelsfreiheit, 
a.  ».  0.  S.  459.  Hier  heisst  auch:  der  Freihamltl  kennzeichnet  sich  durch  eine 
radical-indiTiduaiistischo  Aattassung  Toikswirthscbaftlichor  Verhältnisse. 


Digitized 


I 
I 


232  l.Abtb.  d.K.  Orgaiii8.d.VoUtsw^li.  2.U.-A.  i.A.  Systd.fr.Goiicarr.  §.  129,130. 

seine  Leistangea  und  damit  seinen  gerechten  Ersatz.'^)  Die 
freie  Bewegung  auf  dem  Markte  darf  Jeder  bean sprachen, 
aber  er  ist  aneh  fir  sein  wirthsebaftUebes  Wobl  auf  sieb  selbst 
allein  angewiesen.  Denn  nnr  die  drohende  Noth  spornt  die 
Menseben  zn  richtiger  wirthsebaftlicber  Thätigkeit  anJ*)  Sebvtz 
gegen  Concurrenz  (z.  B.  mittelst  weiteren  Eingreifens  des  Staats) 
enthebt  der  Nothwcndigkeit,  ebenso  fleissig  nnd  geschickt  zn  sein 
als  Andre  (Mi  11).  Im  treien  Marktverkehr  des  privatwirthschaft- 
liclien  Systems  kann  aber  Keiner  den  eigenen  Nutzen  lurdern,  ohne 
gleichzeitig  denjenigen  Andrer  mit  zu  fordern.^')  Allerdings  zeigt 
sieh  aof  dem  Markte  eine  ungleiche  Fähigkeit  der  PriTatwiitlh 
scbafUn,  Gttter  zn  beschaffen,  wegen  der  Ungleiebhelt  der 
HilfsTorräthe  (Kapitalien),  mit  denen  die  einzelnen  Wirth- 
schaften  arbeiten.  Aber  die  bierdnreb  Bensehtbdligten  sind  daras 
selbst  schuld,  weil  weder  sie  noch  ihre  Vorganger  (also  Erb- 
recht!) etwas  an^'csanimelt  oder  erspart  haben,  ^"^j  Nicht  die  Un^ 
rechtigkeit  der  Zeitgenossen,  sondern  die  Pflichtunterlassung 
der  Vorgänger  ist  also  anzaklagen.  ^,£9  ist  eine  unbeugsame  Be 
Stimmung  der  Weltordnnng,  dass  keine  Familie  anders  erlöst  werde 
aus  der  nrsprflnglichen  Nahmngsnoth,  als  dadurch,  dass  sie  wiitb- 
scbafklich  etwas  vor  sieb  bringe,  bansbftlteriscb  etwas  erilbrige" 
(Prince-Smith).^  Die  PriTatwirthsebaft  (der  absolute  „Msikt- , 
mensch^'  dieser  Auffassung)  muss  durch  den  Staat  nur  „vor  Ge- 
waltiguug^'  geschützt  werden,  und  dies  geschieht,  indem  der 


T]l».  Die  von  Princo-Sinitli  vcnheidipte  Lehre  der  volkswirthschaftlich.'n 
Freiheit  betrachtet  diese  ,,als  (iroDdhediogUDg  sowohl  der  möglich  gröasten  Ftük 
auch  f  oller  (iereohtigkeit  im  VoUnbaiislialtd''. 

Nftber  aasgcfttbrt,  gtaa  auf  der  Basis  der  im  Text  entwicitelten  Theori«  m 
Lasson,  lierl.  Vierteljahrss<hr.  1871.  I  ,  S.  34  ff.  Schmoller's  scharfes  Urlheil 
Uber  ihn.  (iinndfratren  S.  32,  ist  zu  hart.  V;;!.  (l,'i;r<'gen  u.  §.  207.  —  Die  Rohaut 
timg,  dabs  daü  Schulze'schc  üeaosi>enächai'Ujwci>cn  eigcDtlich  der  iudividualiatiäciicQ 
Anscbanung  der  Lehre  Ton  der  freien  CoDcvrrenz  iriderspricbt,  ist  be^^ndeC  v.  £e  : 
wenigstens  anfangs  etwas  kuhic  Ilaltiing^  der  deutschen  radic.  Smithianer  dazu«  die 
spatfT  noch  h.M  einzehirn  ,,Fr<'ihruulleni"  etwas  za  bemetlLeii  War,  ist  nur  eis« 
Oousequenz  des  Priiicip»  ili-r  imlividual.  AiiS'  hauung'. 

S.  Prince -Sinith  a.  a.  0.  bes.  S.  440:  Satz  fUr  Satz  eia  Programm.  Dti 
im  Text  angefahrte  Satz  vird  dann  anch  auf  ,,den  verrofenen  SpeculationsfeviBB*'  - 
angewandt. 

Prinee-Smith  eb.:  „das  Wesentliche  alles  Yolkshaushalts  beruht  auf  anfe> 

sammelten  Hilf^vorräthcn.  auf  Kapital   (Jaiiz  trerccht  ist  es,  dass  in  einen 

Indubtricvulku  diejenigen  iamilien«  welche  das  meiste  Kapital  anges^maeit 
haben,  anrh  den  grOssten  Antheil  an  dem  durch  Kapital  bosoiiaffico  Kehibetnfs »  i 
Bcfriedignngsmitteln  beziehen**.  j 

^)  Eb.  8.  441,  mit  weiterer  characteristtscher  Aasfllbnnig. 
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Staat  jene  Verkehrsrechtsbasis  (§.  125)  schlitzt,  ^o)  Die  freie  Con- 
carrenz wird  dann  die  segenbringende  Ordnungsstifterin 
(Bdbmert).'^)  Der  Handel  ist  bei  ihr  das  Werkzeng  der 
rerlheilenden  Gerechtigkeit  (EmminghAas).*^ 
Mergebniss  in  der  Yolkswirthscliaft  ist  eine  Tollstftndige  „In- 
tereisenharmonie"  der  fnnaehit  (aber  nur  Boheinbar)  gegen- 
litslicben  Interessen  (Basti at).  Wirthsehaftliche  Uebelstände, 
soweit  sie  tibcrhaupt  heilbar,  sind  daher  regelmässig  auch  nur  das 
Prodnct  einer  Beschränkung  der  freien  Concnrrenz. 
Das  einzige  Heilmittel  ist  also:  Gewährnng  voller  freier 
Concurre  nz, 

§.  lao.  —  B.  Unhaltbarkeit  dieser  Folgerungen.  Es 
iit  leicht  zu  zeigen,  dass  diese  durchaus  optimistische  Anf- 
teoDg  des  Systems  der  Men  Concnrrenz  ei  nmalanftheils  falschen 
tbefls  nnerwiesenen  Axiomen  beruht  und  auf  reine  petitiones 

prineipii  hinausläuft;  sodann,  dass  dabei  rein  aprioristisch 
construirt  und  die  ungUn stippen  Seiten  der  freien  Con- 
currenz  tibersehen  oder  mit  falschen  Gründen  beschönigt 
oder  gerechtfertigt  werden;  endlich,  dass  dem  System  der 
freien  Conosrrenz  noch  eine  Reihe  weiterer  Einwendungen 
entgegen  zn  stellen  smd. 

1)  Es  Ist  ein  falsches  Axiom,  dass  die  wirthsohaftlichen 
Vorgänge  sich  mit  Natumothwendigkeit  entwickeln,  dass  Jedermann 
sein  Wirtbschaftliches  Interesse  am  Festen  verstehe;  dass  Jeder  allein 
(»elbst  Schuld  und  daher  auch  allein  verantwortlich  fllr  sein  wirth- 
M  haftliches  Gedeihen  sei,  —  als  ob  es  keine  „Conjuneturen"  in  der 
modernen  Volkswirtbscbaft  gäbe!  §.  reff.  — ;  Jeder  mit  seinem  eigenen 
Gatzen  auch  immer  denjenigen  Anderer  fordere  (ganz  abgesehen 
ron  der  Frage,  in  welchem  Maasse  dies  geschehe);  dass  Interessen- 

*^  Ebu  8.  441:  „Dem  Staate  erirennt  der  Frdhandler  kciuc  an  «lere  Aufgabe 
zu.  als  eben  die  eine:  Produrtion  von  Sicherheit".  Der  ««Kecblsstaftt**  itt 
gröbster  Leerheit!   Vergl.  u.  Kap.  4.  aucii  Vorbemerkung  daza. 

")  Im  Handwörterb.  8.  SbS  ngt  BOhmert  wcDigstens  fiut  vftrtUcb  fM>:  ,J>ie 

freie  Coocurronz  mit  ihren  se^cnstiftrnden  Wirknngen  ist  der  zuverlässigste 
ß«gtü»tor  des  En»erbsloben3  nnd  der  zwar  unsichtbare,  aber  doch  immer  gei?enwiirtif?e 
CflMtzgeber,  der  Ordnang  (V)  oud  Kegel  in  die  so  aasgedchnten  ....  industiielleii 
BoiebsDgen  zn  briagen  rermag**.  BOhmerC  stebt  übrigens  bente  ancb  nicbt  mebr 
gns  anf  diesem  einseitig  optimistischen  Standpuncte  der  Schule. 

**)  Eb.  S.  Ifi9.  Selbst  ein  so  pemässig-ter  nnd  diircliaiis  besonnener  Anhinger 
Itr  Frcihandclsschule  wie  Emminghaus  sagt  hier  freilich  S.  170:  „ein  weites 
fisvlHen  hilft  manche  Siege  erringen:  allzn grosse  Scropulositftt  ist  r^dienter- 
oaassen  im  Handel  im  Nachth-  il Snpienti  sat!  Wenn  das  schon  die  g:rauc  Th-'orio 
Sift,  was  wird  erst  die  grüne  Praxis  leisten  I  Wohl  ein  lapsos  caiami,  aber  kein 
uibedenklicher. 
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hannonie  aog  der  freien  Conciirrenx  hervoiigehe.  Es  »t  eine  TdUig 
apriorietieolie  Annahme  und  nnerwieseneBekaoptaiig, 

dass  eine  weitere  Einniiscliung  des  Staats  in  den  Verkehr  immer 
nachtlieilig  und  ungercclit  und  nur  die  Politik  des  Laisser  faire, 
die  GewUhrun^  immer  grösserer  freier  Concurrenz  richtig  sei.  Es 
läuft  die  Annahme,  dass  nur  bei  freier  Concurrenz  volkswirthschaft- 
Ikhe  Gerechtigkeit  bestehe  auf  die  handgreifliche  petitio 
priaeipii  binaoSi  dass  nur  diejenigen  Preisbildoagea  fflr 
Güter  und  Leistungen,  daher  aneh  nar  diejenigen  Lohn- 
afttze,  Zinssätze  n.  s.  w.  als  „gereeht^^  gelten,  welehe 
nach  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  zu  Stande 
gekommen  sind.*^)  Die  Beweisführung  für  diese  Gegenbe- 
hauptunj!:en  erfolgt  in  den  §.  132  —  138. 

2)  Durchweg  ist  diese  Anschauung  von  der  freien  Concurrenz 
nur  mittelst  der  Methode  der  Deduction  ans  dem  wirtbscha^ 
liehen  Selbstinteresse  heraus  (Abth,  3,  Absehn.  v.  d.  Metbode)  ge* 
Wonnen:**)  eine  Metbodei  welehe  znnftohst  nor  hypothetisohe 
Sätze  unter  wenigen  bestimmten,  hypothetisohen  VorauB- 
Setzungen  richtig  feststellen  kann.  Ob  und  wie  weit  diese  Sliie 
in  der  Wirklichkeit  gelten,  muss  stets  erst  durch  weitere  Unter- 
suchungen,  insbesondere  durch  Beobac htuugen  im  wirklichen 
Verkehr,  weli*he  InductionsschlUsse  gestatten,  nachgewiesen 
werden.  Dabei  können  dann  auch  die  ungünstigen  Seiten  der 
freien  Conourrenz  nieht  leieht  mehr  Ubersehen  werden,  obgleich  die- 
selben auch  schon  dnreh  richtige  Deduetion  aus  dem  Watten  d«B 
Selbstinteresses  im  System  der  freien  Conourrenz  abzuleiten  mmL 

§.  131.  —  8)  Dem  System  der  freien  Coacunens  ist  eadlieh 
noch  entgegenzuhalten: 


'^^)  Mm  winl  in  allen  Tlovrcisführunpi-n  clor  S«  hule  der  absoloton  freien  Coa- 
cQrrcuz,  naiiieutlich  auch  ui  practiscbcu  iragcu  der  volL»wirthschufiiii;hoa  Politik 
und  Gesetzgcbeng-,  immer  Mf  diesen  eine  Uosse  petitio  piindpii  eDthaltenden  CM* 
sdllnas  8toh^cn:    eine  bostimmto  Maattregol  stört  das  «jutOrliche  Verhältniss'*  vo.n 
Anpobot  utnl  Nachfrage,  dieses  Verli;iltrii<s  luit  allein  gllnstiife  und  perechle  virtli-  , 
schaliliclie  Folgen,  —  folglich  darf  es  laclii  gestört  werden ,  folglich  ist  jene  lla»ä»»  ' 
legel  XU  verwerfen  nnd  die  freie  Concnrreu  ron  Angebot  und  Nadifh^;e  «IMi 
richtiir.  —  Iis  wird  dabei  auch  panz  übersehen,  wenn  nicht  direct  ic:elfiug^net,  dass 
überli:vni>t  doch  ihh  h  aud  re  rriiicipieii  als  dasjenige  der  lieii^elung  der  Preise  u.  s. ». 
durch  An»i:ebüt  und  Nachfrage  möglich  seien,  um  überhaupt  Absatz  und  Verkehr  in  , 
Guff  zn  briniiren,  BedttifnisübufriodiRungen  mittelst  Tausches  realisiren  xn  lewcn  Sa  ' 
solches  andres  Princip  ist  S.  B.  das  der  Reihenfolge  ii.  des  Taxsystems,  so 
das»  wer  zuerst  kuuinit,  zuerst  befriedigt  wird  nach  Taxen,  keineswegs  immer  dtf 
zaen>t ,  der  am  Meisten  z«hli*n  kann  (Droschken wesen  u.  dgU  m.).    l)ass  LetoeM 
ia  zahlreichen  Fällen  nicht  das  Gerechtere  ist,  kann  doch  nicht  bestritten  wefdo. 

**)  S.  oben  Vorbem.  &  212. 
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ä)  Das  wirthschaft liehe  Selbstinteresse  bestimmt  that- 
sächlich  die  Handlungen  der  Menschen  in  wirtlKSchaftlichcn  Ange- 
legeobeiteo  nicht  allein.  Vielfach  kann,  ötte»  soll  es  dies  gar 
nicht  thnn,  sondern  andre  Potenzen  wirken  neben  demselben 
ein  (§.  132,  133.). 

b)  Das  Syitem  der  freien  Cononrrens  sebafft  selbet^  je  anMcfalies»- 
lidier  es  herrscht,  desto  mehr  eigenthUmliche  Uebelstftnde  im 
priratwirthscbaftlichen  Verkehr,  Härten  und  Disharmonie en, 
was  sich  auch  rein  deduetiv  ebenso  sicher  ableiten  lässt,  als  die 
frflber  erwähnten  günstigen  Folgen,  and  durch  die  Ejrl'ahrung 
bMtätigt  wird  (s.  Abschn.  3.  §.  134  ff.). 

c)  Das  privatwirthschaft liehe  System  an  und  für  sich,  und  bei 
freier  Cenearrens  nur  noeh  mehr,  kann  ilfar  die  Befriedigung  Tieler 
tnd  wichtiger  Bedürfnisse  nach  den  ihm  eigenen  Verkebrsprinotpkn 
g»r  niebt  oder  nicht  ansreichend  soigen*,  nemlich  ftlr  die 
Gemeinbedtfrfnisse  (s.  Hauptabschn.  3,  §.  139  fT.,  146). 

IV.  —  §.  132.  Die  moralischen  Potenzen  neben  dem 
Selbstinteresse  im  privatwirthschat'tlichen  System.  — 
A.  Vorhandensein  solcher  Potenzen.  Das  Subject,  der 
Regel  nach  ein  einzelner  Mensch  122),  wird  auch  in  wirthschattr 
liehen  Verhältoissen  nicht  leicht  allein  von  einem  einsigen  Triebe, 
wie  den\jenigen  des  wirtbsehaiUicben  Selbstinteresses»  bestimmt^ 
Maden  andere  Potensoi  bestimmen  seinen  Willen  und  seine  Hand* 
hogea  nnd  Unterlassnngen  aneb  hier  mit  Dies  and  niebt  das 
QDbediDgte  Bestimmtwerden  durch  einen  Trieb,  folgt  grade  aus  dem 
Wesen  des  Menschen.  Diese  andren  mitwirkenden  Potenzen  können 
als  sittlich  gute  und  schlechte  bezeichnet  werden,  je  nachdem  sie 
den  meuschlichen  Willen  zu  einer  günstigen  oder  ungünstigen  Ab- 
weichung von  der  ihm  dnreb  das  wirthschaftliche  Selhstiuteresse 
dei  Wirthsehaftssnbjeets  gegebenen  Riebtang  bestimmen:  „sittlich 
got^  and f^scbleebt''  —  freilich  wieder  nicht vOllig  absolnte,  sondern 
isEtwas  bistoriscbe  Begriffe,  aber  naeb  dem  ganzen  Cnltarsnstand  eines 
ZeitsIterB  doch  solche  von  einer  hinlänglich  sicheren  Bestimmtheit»  nm 
hier  auf  dem  ökonomischen  (Jebiete  mit  ihnen  operiren  zu  können. 

1)  Als  gute  Potenzen  in  diesem  Sinne  des  Worts  wirken 
l^iebe  und  Pflichtgefühl  (Gewissensp  flicht),  welciie  sich 
in  rnancberloi  Formen,  als  Familiensinn,  Gemeinsiuu,  bestimmte 
sittliche  and  religiöse  Anschauung,  Opferwilli^keit  u.  s.  w. ,  im 
Eioselnen  aaeh  Völkern  nnd  Zeiten,  nach  dem  Oaltnrzastand,  nach 

EinricbtnDgen  des  Religionswesens  Tcrschieden,  im  Wesen 
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gleichmässig  äussern.*'')  Diese  Potenzen  führen  dazu,  das  wirth- 
Bchaftlicbe  Selbstinteresse  nicht  immer  soweit  geltend  zu  machen, 
als  es  möglich  nnd  rechtlich  erlaubt  (§.  125)  ist.  Sie  sind  die 
Triebfedern  der  Geber  im  caritativen  Wirthscbaftssystem  (§.  119). 
Allerdings  bringen  diese  Potenzen  aach  die  Gefahr  der  Un- 
wirtbsehaftlichkeit  in  der  Volkswnrthschaft  mit  sich,  namentlieh 
auf  Seite  deijenigen,  weleben  die  Vortheile  ihrer  Mitwirknsg 
znnSchst  tn  Gnte  kommen  (Almosen ,  Armenwesen).  Aber  diese 
Gefahr  führt  nicht  zur  principiellen  V^erwerfung  einer  solchen  Mit- 
wirkung, sondeni  nur  zur  Forderung  einer  richtigen  Leitung  dieser 
Potenzen  selbst  wieder.  Es  ist  die  Aufgabe  der  Erziehung  bei 
dem  Einzelnen  und  der  Cultnr  bei  dem  ganzen  Volke,  diese 
Potenzen  mdgliebst  zu  entwickeln,  aber  auch  ihre  richtige 
Anwendung  zn  nohem.  Namentlich  in  letzterer  Hinsicht  kann 
avch  die  Rechtsordnung  bezügliche  Gantelen  zn  treffen  hab«. 
Wird  die  Aufgabe  richtig  gelöst,  so  wird  sich  insbesondm  das 
Volksvermögen  und  Einkommen  günstiger  vertheilen,  als  68 
rein  nach  privatwirthschaftlichen  Principien  geschieht  (§.  ^4  ff.). 

2)  Schleclitc  Potenzen  im  genannten  Sinne  sind  vor  Allem:  ' 
die  eigennützige  (egoistische)  Ausartung  oder  Ueber  | 
treib ung  des  wirthschaftUchen  Selbstinteresses  (z.  B.  mittelst 
yjAusbeatangen^'  im  Verkehr  —  ein  schwankender  Begriff,  der  aber 
nicbt  anfhM,  etwas  wirklich  Ezistirendes  richt^  zn  be- 
zeichnen, weil  die  Grenzen  des  B^riifo  schwer  genan  sn  bestimma 
sind  — ),  femer  Trägheit,  Unwissenheit  in  der  SphSre  der 
Production,  Prahlerei  und  Genusssucht  in  derjenigen  der  j 
Consumtiou  (Luxusfrage).**')    Die  Bekämpfung  dieser  Potenzen  ! 
durch  Erziehung  und  Cultur  bewirkt  eine  grössere  Production 
und  zugleich  ein  günstigere,  mehr  den  Interessen  der  Gesammt 
heit  dienende  Richtung  der  Production  und  dadurch  indirect 
eine  bessere  Vertheilung  der  Gttter  (Herstellnng  Masses- 
consnmptibilien  statt  Luxusartikeln  für  eine  kleine  Minderzahl  des 
Volks,  vergl.  §.  100  ff.). 

§.  138.  —  B,  Unrichtige  Forderungen  hinsiehtlicb 
dieser  Potenzen.    Das  Vorhaudenseiu   dieser  Potenzen, 

**)  lu  Roschers  Aufl'aMUng  §.  11,  12,  bei  llcruiann  S.  44  fl.  sind  zu  cü- 
seilis  nor  diese  Potenseii  dem  Selbstintercsse  gegenüber  gestellt.  Die  unter  K.  - 
genannten  schlechten  Potenzen  sind  ebenfalls  zu  beachten.  Hier  liegt  \ried?r  die 
Fictiou  der  Sc  hule  der  freien  Coneurrenz  vor,  bei  Jedermann  ein  richtig  rcl* 
staudenes  und  richtig  wirksames  Selbstiatereäse  anzonehmen. 

*^  8.  MiU,  Logik,  dentsdi  tob  Schiel,  Hh  6t9  ff. 
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flberall  wnä  allzeit  mehr  oder  weniger,  so  aiieb  heute  bei  nnseren 

CuIturvölkerD ,  ist  eine  so  unbestreitbare  Tbatsache,  dass  deren 
Bedeutung  und  Berechtigung  auch  die  Anhänger  des  Systems  der 
freien  Concnrrenz  nicht  verkennen  können  und  nur  ausnahmsweise 
ferkaoAt  haben.  Sie  steilen  indessen  zwei  unrichtige  Forde- 
rungen. Sie  vindiciren  nemiicii  in  der  Theorie  die  WOrdigiing 
dioacr  Faetoren,  insbesondeie  anoh  der  Liebe  and  dea  Pfliehtge- 
fliUs,  anasehlieaslieh  für  die  Moral:  die  Wirthaehaftslehre 
btbe  sieh  damit  nieht  zu  besebiftigen.  Sodann  verlangen  sie 
für  die  Praxis  des  Wirthschaftslebens ,  dass  jene  Potenzen,  als 
dem  Gebiete  der  Moral  angehörig,  nur  durch  freie  sittliche 
That  entwickelt,  beziehungsweise  unterdrückt  werden,  nicht  durch 
den  Zwang  des  StaatSi  der  sich  durchaus  auf  die  mit  der 
niodemen  Eechtsbasis  des  privatwirthsciiattiicben  Systems  zusammmi- 
büngenden  Pnnote  besohräniLen  mflsse.  £8  wird  dabei  gern 
Iwtonty  dass  „die  waebaende  wirthsehaftliebe  Einaicbt^'*^)  schon 
von  selbet  die  Ansartongen  des  wirtbsebaftliehen  SelbstinteresseB 
QDterdrttcken  und  die  Gorrector  der  ans  dem  Walten  des  letzteren 
kervorgehenden  Schäden,  soweit  nöthig,  bewirken  werde,  während 
jeder  Zwang,  als  dem  Lebensprincip  der  Moral  widersprechend, 
uaeh  das  sittliche  Verdienst  einer  iiaudlaug  oder  Unterlassung 
aatbebe. 

I)  Der  Irrthoffl  der  ersten  Ansieht  beruht  auf  einer  ancb 
iheoretisch  unstatthaften  vollständigen  Trennung  des 


**)  Eine  Lieblingsphnse  der  deutseben  Anhänger  der  freien  Concnrrenz  und  ein 
ui  practiäciuui  Fragen  g«ni  gebrauchtes  ^'oit  auch  auf  den  deutschen  roHawirtbschnft- 
liehen  Congressen,  wenn  maa  einsieht,  da&6  N;i«  litiieile  der  freien  Goiicurrenz  in  einem 
g^ebeaea  Falle  nnläugbar  sind,  Abhilte  uiivurmcidüch  ist,  aber  man  nicht  jcugesetz- 
Heben  Beformen  gnifen  will,  welche  den  Priocipien  der  freien  Concnrrenz  wider« 
9Kdken  oder  welche  man  doch  auch  ftlr  unwirksam,  wenn  nicht  für  schädlich  halten 
n  müssen  glaubt.  Ein  characterislisches  Bcbpiel  sind  die  Bci<  liia:^3c  iles  volkswirth- 
ifhafüichen  Congresscs  in  Maiii£  ^IbG'J)  ubur  das  Actieugcsulischaitswu^eu,  \  erhaudl. 
iBeri.  1870)  S.  13  ,  vergL  nach  mein  Befemt  Uber  Actienwesen  in  Eisenach  1873, 
Uiidebr.  Jahrb.  X3U.»  271  ff.  Der  Trost  beruht  aber  nicht  nur  in  zahlreichen  ein- 
ithth  Fällen  auf  einem  Irrthum,  sondern  mitunter  überliaupf  auf  einer  p  r  i  u  c  i  ji^c  1 1 
falschen  Voraussetzung,  so  z.  B.  wenn  die  liüUnuug  ausgesprochen  wird, 
dl«  schwindalhafte  Fon<b-,  Effecten-,  Wanreuspecnlation  nicht  so  leicht  wioder- 
hehnn  werde,  weil  die  ,.Lehrcn  der  Krisib  '  Krachtet  werden  wurden,  (ierade 
•Ji^^jenigcn,  z.  B.  viele  Private,  die  in  I>  ut>chl;uid  an  dem  Etlectenschwindel  der 
Jaiire  l!>71  ü.  schlieasiich  viel  rerlorcu  haben,  worden  die  Ersten  sein,  die  bei  einer 
aenea  SpecnlaiioDs&im  wieder  sa  gewinnen  hoffen.  Und  noch  mehr!  Solche  Hoff- 
aaag  täuscht  factisch  nicht,  wenn  eben  nur  in  der  neuen  Aera  rechtzeitiger  die 
Ueschifie  abgewickelt  werden.  In  diesem  letzten  Tunct  thut  sich  die  ..wachsende 
vinhschaiüiche  £m»icht'*  kund,  mittelst  deren  aber  höchstens  einzelne  früher 
Geschädigte  dJaamal  boaser  darchkommen ,  w&hrend  der  Schaden  im  Gauen  derselbe 
und  Andere  Veriaste  eileiden. 
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Gebiets  der  Ethik  und  der  Oekonomik.  Es  kann  wohl  eriaabt 
UDd  für  die  theoretische  Analyse  zweckmässig,  selbst  noth wendig 
sein,  von  der  Hypothese  einer  solcheu  Trennung  aaszugehen,  um 
zu  untersuchen,  weiches  die  wirthschaftlichen  Uandlongen  der 
Menschen  und  danach  die  wirthschaftlichen  Vorgänge  sein  werdeii 
wenn  bloss  das  Selbstintensse  die  Mensohea  leitet  Aber  es  iit 
dnrohans  vnsnlttssig,  den  rein  bypothetisehen  CharMtar 
solcher  Untersndhnngen  sn  vergessen  nnd,  den  Thatachen  des 
Lebens  entgegen,  anzunehmen,  dass  wirklich  ein  solches  Handefai 
bloss  nach  dem  Triebe  des  Selbstiuteresses  erlblgc  oder  vullends, 
dass  es  so  erfolgen  solle.  Dieser  Schluss  läul't  immer  auf  die 
unrichtige  Auffassung  des  Selbstinteresses  als  Naturkraft  und 
auf  diejenige  des  Menschen  nicht  als  ein  Wesen,  das  von  einer 
Menge  verschiedener  Triebe  und  Motive  bestimmt  wird,  sondaa 
das  blind  einem  einseinen  Triebe  mit  Nothwendigkeit  folgen  misS| 
hinaus.  Die  Berttcksichttgnng  der  das  Selbstinteresse  thatoieUiefa 
modifieirenden  moralischen  Potenzen  in  der  Whrthsehaftslelm  ftthrt 
daher  nicht  rn  einer  Confusion  von  Ethik  und  Oekonomik, 
sondern  ordnet  die  wirthschaftlichen  iiuudluiigen  nur  unter  die 
ethischen  ein,  für  welche  eine  individaeile  Verantwortlichkeit 
besteht'») 

Die  Auflassung  des  Sclbstinteresscs  ah  constante  Ursache,  der  «ndereo, 
dasselbe  moditicirundcn  oder  nebcu  ihm  zur  GcltuDg  kommendea  Potenzen  th 
siif&llife,  aoeidentelle,  stftrende  (caases  partvrbatrioai),  in  UebMtnguv 

einer  Aullasaun^  und  Terminologie  der  Physik  in  Quetelct'sclier  Weise  auf  cbi 
Gebiet  der  monbchlich-'n  Handlungen  (StatistiC,  NationalOlkOnomie^  ist  zulässig,  woni 
davon  für  method  uiogiäcUe  Zwecke,  nenilich  l'Ur  die  Anwendung  der 
Methode  der  DeductioD  auf  diesem  Gebiete  Gebfaneh  geaaehC  wird«  wtkä  • 
dann  die  erforderlichen  hypotlieti-schen  Annahmen  hin^ichtli(■h  (\cr  Causalrerhiltniss«  ' 
aufgestellt  werden.  AI»or  es  darf  auch  hier  nicht  wieder  der  unrichtige  Schluss  »bje- 
leitet  werden,  als  ob  in  der  Wirklichkeit  das  Verhältni^s  dieser  Potenzen  zu 
einaoder  dasjenige  von  constanter  vnd  von  störenden  Ursachen  wlre  oder  voUendi  Mb  { 
müsse.    Ob  es  so  ist  und  ob  es  so  sein  soll,  niQSS  vielmehr  immer  erst  wieder  iw 
concretcn  Falle  untersueht  werden.    Selbst  in  einem  Kalle,  in  welchem  das  reine  j 
wirthschaftlichü  Interesse  wiikt,  ungestört  durch  andere  Puten/cu,  und  in  welchen  I 
auch  keine  wesentlichen  Bedenken  vorliegen,  dass  es  so  virltt,  gestaltet  sieh 
CaufkUcrhdtniss  hier  doch  immer  anders  als  in  reinen  N  a  t  u  r  verh.iltnissen  (xkr 
in.  a.  W".  das  wirth^chaltliche  Selb^tinteresse  ist  eben  nicuial-'  eine  reine  Natur-  . 
kraft,  wirkt  niemals  blind  mit  der  Nothwendigkeit  einer  solchen.    Eine  wirkli^ 
Hatnrkraft  muss  nnter  gegebenen  Umständen  stets  da  se in  nnd  stet« ihrem e vif 
gleichbleibe  n  d  o  n  Wesen  gemäss  wirken.    Das  Selbstinteresse  kann  »l>e^ 
sogar  in  bestimmten  Fällen  ganz  als  wirkende  Ursache  ausser  Spiel  gesetzt  seift« 
z.  B.  durch  Furcht  oder  durch  Pf  lieh  tge  fühl,  wenn  wirklich  beide  allgeüsi* 
wirken.   Man  denke  etwa  an  das  bekannte  ««Gesetz**  der  Geld  verd  rang un«;  bei 
Doppelwährung,  bei  Papierwährung,    (ielinjrt  es  hier,  was  doch  als  Möglichkeit 
zugegeben  werden  muss  und  wofür  annähernd  practische  Beispiele  ForÜegen  (<•  A> 
in  England  1797  ff.  patriotische  Haltung  des  Kaufmannstands  ge^^euQber  den  nneWit* 
bar  gewordenen  Banknoten),  nach  nur  einigermaassen  allgomeln,  Spoenlntttmoanoeami»  , 
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2)  Der  Einwurf  gegen  den  Zwang  des  Staats  überschiesßt 
das  Ziel.  Er  beruht  einmal  aut  der  schon  abgewiesenen  Annahme, 
als  sei  das  Gebiet  der  Btaatliohea  RegeluDg  der  Wirthschaftsrer* 
hütnisse  natargemftss  nothwendig  aaf  die  Aafreebthattang  der 
nodenen  VerkehrsreehlBbaBui  besebrSnkt,  —  immer  die  alte  petitio 
principiL  Im  Zoflammeiibaiig  hiermit  steht  sodann  die  weitere 
fai8che  Annahme,  als  sei  in  Bezug  auf  volkswirthschaftliche  Ver- 
hältnisse Recht  und  Moral  ein  lilr  ullenial  fest  geschie- 
(len,  während  gerade  hier  grosse  Grenzgebiete  liegen,  auf 
welchen  geschichtlich  und  von  Land  zu  Land  bald  die  recht- 
liche nnd  eventuell  zwangsweise^  bald  die  freie,  sittliche 
fi^long  Yorkommt  mid  riohtig  iit.^)   Esdlieh  aber  wird  hier 


TilitafBscliifte ,  Arbitragen  v.  s.  w.  durcli  Pnrelit  ror  f^esetzlieli«?  Strafe 

(deroi  rolle  Un^rirksumkeit  in  solchen  Füllen  aiiziniühmen«  auch  eine  OeW- 
treiKune  «lor  S<  hule  der  fnMcn  Concmrenz  ist)  oder  durch  mächtigcnPatriotismns 
lg  baadigen:  so  wird  »otort  das  ,^atorgosetz''  gar  nicht  eziütiron,  weil  dio  ihm 
a  Qnmdd  Hegonde  Ursacho  gar  nicht  oxistirt;  ein  Fall,  wie  er  in  reinen 
Nttoiphänomenen  nicht  denkbar  ist,  denn  hier  kann  immer  nur  die  Wirkung  einer 
Cr^cbe  dnrch  diejeiii«r»3  einer  anderen  paralysirt  wenlon ,  a1)er  vorhr\nden  und 
virkend  ist  jene  erste  Ursache  immer,  was  dagegen  in  dem  erwähnten  rolks- 
vinbehaftUclien  Beispie!  nicht  der  Fall  ist  Denn  dass  im  Heixen  rieler  Indiridnen 
doch  Ae  selbstsüchtige  Nei^ung^  nach  jenen  Specolatioosgeidttnen  bleibt,  widerspricht 
dem  nicht:  in  der  Praxis  <les  Verkehrs  kommt  davon  in  unserem  Beispiel  nichts  zum 
Vonchein.  Die  Nutzanwendung  auf  andere  pracUsche  ?olkswirthschaflUche  Fragen 
Kegt  nahe.  —  In  meiner  Anh.  Uber  Oeeets  n.  s.  w.  in  meiner  Gesetzmäsisff^keil 
d.  mcLsrhl.  Handlungen.  I,,  63  C,  ist  bei  der  üntersuchong  der  Causalfactoren  die 
saturwi;«ienschaftlich-mechanistische  Auflassung  des  SL'll)>tintere9ses  in  wirthsciiaftliehen 
Dingen  üüch  zu  vorherrschend.  Yergl.  Abth.  3,  v.  d.  Methode.  Die  „unzähligen 
Katargeaetze**  Roacfaer's  §.  13,  sind  nach  dem  Gesagten  anch  nicht  haltbar. 
D  r  stricte  Vergleich  der  volksirirthschaftlichen  Gesetze,  in  denen  das  bewnsste 
ItMinteresae  der  Einzelnen  wirkt,  mit  gewisson  statistischen  Ge^ef/en  iBckt^lkerunsrs- 
iUUät,  auch  z.  Th.  M.oralstatist.)  ist  Uberhaupt  nicht  so  unbedingt  zulässig,  wie  Koscher 
in  Ann.  §.28  anzunehmen  scheint,  wo  er  selche  Gesetze  benntzt,  nm  den  Ausdruck 
•Xatorgesetze"  auch  in  der  Volkswirthschaft  zu  rechtfertigvn  Literatur  Uber  die 
fi^e  in  meiner  ,,(jc!<<'fzmiissi<fk<'it"  a.  a.  O,  I  ,  75,  Qa6telctt  phys.  soc  (2.  6d.) 
L.  54  ff,,  A.  F.  Oettingen,  Muralatatiötik,  J.  Aufl. 

")  Die  Tollstindige  Vermengnng  ron  Becht  nnd  Menü,  wie  bei  den  endlmo- 
lisdschcn  Philosophen  des  vor.  Jahrhunderts,  besoiul«  rs  bei  Chr.  Wolff,  war  gewiss 
direhaos  fehlerhaft.  Aber  eine  so  v  ö  1 1  i  g  e  T  r  e  n  n  u  n  g,  wiesle  unter  K  a  n  t '>rli.'n 
Einflössen  in  der  neueren  Zeit  angenommen  wird,  besteht  ebensowenig.  üeraJc  die 
«irenzen  f«n  Becht  nnd  Moral  «ind  anch  geschichtlichem  Wechsel  aotenrorfen. 
NordamericaDischc  Temperance- Gesetze  erscheinen  uns  als  fal^  her  Einirrilf  in  das 
iloralgebiet,  aber  ist  unsere  AnfrasMiiiir  drnn  die  allein  allc/eit  entselicideiide? 
Bm  gewis&e  W'iederauutihorung  an  jene  altere  Auiiassung  halte  ich  nicht  iur  unrich- 
tig. Der  richtige  Kern  in  der  endftmonistischen  Staatsautfassung  ist  hentzatage  viel* 
£ach  bereits  wieder  zur  (ieltuncr  gekommen  (z.  B.  im  ölTentlichen  Gesundbcit-wescn, 
ia  Maasäregelu  zur  Schonung  der  Arbeitskraft,  wo  Chr.  Wolff 's  Ideen  wicdur  zu 
ttmn  gelaogeo).  L.  Stein  in  s.  Vcrwaltungalehrc  sagt  ganz  mit  Uecht:  den  Inhalt 
kil  die  imuen  Verwaltaug  ans  der  Wohlüihitastaatatheorie,  die  Garanticen  für  die 
Frenzen  ihrer  Thatigkoit  aus  d-  r  Kechtsstaatstheorie  zu  entnehmen.  Der  Vorwurf 
«MK  gewissen  eudamonistiäuheu  Tendenz,  den  z.  B.  II.  r.  Treitschke  gegen 
Sehmolle r  ausspricht  (Preuss.  Jahrb.  ISTÖ  Aprilheft;  iat  m.  E.  gar  kein  Vorwurif 
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der  Zwang  als  geschichtlich  erprobtes  und  oft  uaentbehrliches  Ele- 
ment derErziehung  zurCultur  und  damit  erst  zur  Vornahme 
dessen  als  freie  sittliche  That,  was  bisher  erzwungen  geschAfa, 
nicht  gebührend  gewürdigt.^®)  ! 

Die  Innerei  principieile  Beieohtigang  des  caritativen  und  j 
des  gemeinwiriJisehai'tlichen  SystemB  der  BedttrfiiisBbefinedigug  | 
in  der  Volkswirthsebafk  neben  dem  privatwirthaeliafilichen  er  I 
giebt  eieb  ans  dem  V<»iiergeb«iden  von  Neuem  (§.  120). 

3.  Abschnitt. 

Die  MachlheUe  Im  System  der  firelen  Gonenmaa. 

IHe  Polemik  gegen  die  freie  Goncarrenc  sacht  natmiicli  deren  KtdrtiHlIe 

aufzudecken.  Sie  hat  im  Wesentlichen  einen  dreifachen  Aosgangspunct  genommoik 
(i.)  Sie  ist  einmal  die  uoth  w end  i  pe  Folg»;  einer  tlicils  mehr  theo- 
logischen, —  wie  in  Adam  Muller  b  Vöries,  über  d.  iiUcmeute  d.  Staatskimät, 
8  Berl.  1809  —  theils  mehr  ethischen  Antfassung  des  Wiithschnftslebens  ldM^ 
haupt ,  weil  diese  Auifussiing  dem  individuellen  Eigennutz  gar  keine ,  dem  dazD  M 
leicht  ausartendea  Selbsliiitcresse  nur  eine  bc><  lir.iükt'-  W  irksamkeit,  jcil-üf  iIl«;  nur 
eine  socuudi&re,  nicht  wie  im  Sy«tem  deriieieu  Coucurreuz  cme|irimäre,  den  \  äriek, 
die  Prodnction,  den  Absatz  oehenschende  iColle  tusehrdben  kann.  A.  MaUef*i  I 
Meinung  z.  B.,  dass  der  Landwirth  in  erster  Linie  aus  Liebe  zur  Sache,  um  Gottes 
Willen,  in  zweiter  wegen  d«;r  Frucht,  in  dritter  wegen  des  Reinertrags  arbeiteu  »olle 
widerspricht  dum  Ctrundgedaukuu  des  «Systems  der  freien  Goucurreuz  schnuistracia. 
Diese  und  ihnliche  Anttassnngen  enthalten  die  tiefste  principieile  OppssitiM  I 
gegen  dks  System«  sind  aber  weder  in  der  Literatur,  noch  in  der  Praxis  ^^Gesetz- 
gebung)  zu  besondrer  «IcUuug  gelangt,  jedenfalls  bedeutend  weniger  als  die  b«ideii 
anderen  polemischuu  Kiciiiuiigen  in  der  Literatur,  welche  sich  direct  gegen  die  Folgen 
der  ftalen  Goncorrenz  wenden.  i 

(2.)  Die  eine  dieser  Richtungen  geht  von  der  Opposition  gegen  die  Con Se- 
quenzen der  freien  Concurrenz  auf  den  einzelneu  wichtigen  Productions- 
gebieten  aus,  wünscht  die  alten  bestehenden  Ordnungen  in  Bctreü'  de»  hioti- 
Uchen  Gnndeigenthams  and  der  alten  Agnrrerfiusnng,  z.  B.  die  Geschlossenheit  der  i 
Bauerguter  statt  der  von  der  individualistisch -atomistischen  Doctrin  der  freien  Coa- 
eurreiiz  golorderieu  frcieu  Theilbarkeit,  ferner  die  alte  (jowerbevt'rfassuug  (Zuiiftü)  er- 
halten oder  huchstcns  rcformirt,  aber  nicht  gruudaäuüch  bcsuitigt;  verlangt  cbeü:>ö  lux 
die  Indnstrie  Schatzzolle  und  ist  daher  dem  intematMoalen  Freihandel  entgeges.  i 
Zu  dieser  Kii  htung  goliOren  die  Schriften  der  eCBSerratiren  Agrar-  und  (iewerbepoli- 
tikcr  — ,  wie  z.  Ii.  Ij.  Hanssen,  StUvo,  Bernhardi,  Helferich,  Funke, 
J.  (i.  lioffmauii  u.  A.  m.  ^Literatur  bei  Uau,  Vuüt:>wiithschaftspolit. ,       TO,  iTb). 
andreneits  der  principiellen  SchntzzftUner,  wie  namentlich  Fr.  I^ist'a.    AUewKsgii  l 
wird  hier  die  Opposition  gegen  das  ganze  System  der  freit-n  Concurrenz  nur  selten 
eine  principieile,  öfters  wird  selbst,  wie  z.  £.  bei  den  Schutzzöliuem  gerade  im  IntertfM 


sobald  eben  nnr  Maass  gehalten  wird  in  allem  SudimonismQs.  Aach  hier  dnkt 
sich  der  berechtigte  Streit  wieder  nur  um  dies  Maass,  um  das  „Wie  weit**« 

nicht  um  da^  Ob.  Sehr  gesunde  Ansichten  über  Staat  und  Staatszwang  aach  bei 
dem  Schweizer  H.  Esch  er,  Handb.  d.  pract.  Puhtik,  Lpz.  bes.  L,  §.  l—Ü 

^)  Die  AofiasBong  des  Zwangs  als  nothwendiges  Erziehongsmittel  in  Tiden  FIHm 
bestimmt  mich  Z.  B.  in  der  Frage  der  Arbeiter -luvalideu-  und  Alterspensionscass« 

für  Cassenzwang  zusein.  S.  Eisen,  sor.-polit.  Verband].  1874,  S.  120.  Treitschk« 
in  seiner  Polemik  gegen  die  laralidencasse  „fOr  Millionen  Arbeiter"  a.  a.  O.  ubeisieju 
diese  Seite  der  Fnige. 
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derMridAtflf  derlndiutrie  dte  fiwle  Gmeorrenz  „hn  UeVrifen**,  nur  eb«ii  niclit 

der  Uiigleieliheit  der  ökonomischea  Lajfe  der  v  r-i  lii<  deucii  Vülkor  im  intt-raatio» 
üilen  Handel,  sosrar  gefordert,  z.  B.  in  der  <ii  \v»'i Ix^pulitik  ((lewerbetreiheiti.  Aber 
sau  kaoA  diene  |jractiacbe  Poleioik  gegen  die  Poätulatc  deü  bystcuu»  der  freien  Cou- 
cimBs  auf  den  einzelnen  Gebieten  leicht  anf  ihren  gcmeinsunen  Ansgaogspnnct  zn- 
rddifilkiHi  nnd  findet  al-^dann,  dass  eben  in  jedem  solch«!  Falle  die  „oaturliche 
UrdaQQg".  die  aus  dem  Walten  des  individuellen  Sclbstintcrosses  lienorgeht.  nicht  für 
die  YiUüchensverthe ,  sondern  eine  kunstliche  Kecht^urdnuag,  wie  z.  Ii.  die 
gwUchttich  flberlu>nunene  Agnr-  n.  Gewerberer&ssnng,  Itlr  richtiger  q.  zveckmiadger 
gdiattaa  vird:  Das  ut  die  Grundanschanong,  welche  principicll  derjenigen  der 
Atihän«.'*'!  des  Systems  der  freien  ('■Hiftirron/  R-cgenüber  ««t'-lit.  Vw  I-'t/tcre  wird 
iüMiierQ  Fom  conscrrativeu  Agrar-  und  (iewerbe|>olitiker  und  dem  Schutzzoliuer  doch 
scUMieh  selbst  angegrilfen,  ireÜ  aie  die  (wiiUich  oder  fenneintiich)  gute  Uber- 
licffirte  Ucchfsordnunjä^  der  Haupttr.  hiete  der  Volkswirthschaft  zerstört 

(3)  Die  letzte  oppositionelle  Kicljtunf^  und  zugleich  diejenige,  welche  die  freie 
Cwcarretix  vegeu  ihrer  Folgen  fur  die  Volkäwirtlischaft  am  Meu>teu  ^rincipieli 
ttglrift  und  vdche  gegen  vi  rüg  ans  ihancborlei  OrQnden  am  Schftribten  herrortritt, 
T^ndet  sich  gegen  dies  System,  ireifdie  freie  Concorrenz  zu  einseitig  die  kräftigeren, 
bciiribt  T'-n,  vielfach  'auch  die  gewissenloseren  Elemente  auf  Kosten  der 
bcLiTdchercn  begünstigt  (§.  135  —  137,'  und  daher  zu  mehr  oder  weniger  sihlimmcn 
Äaibeotangs-  und  monopolistischen  Herrschaftsrerhiltnissen  und  zu 
Moakhclien  Gegensätzen  der  ökonomischen  und  socialen  Lage  nnd  der 
fi'Zi^-i  Interessen  zwischen  nichtbesitzeiiden  und  besitzenden  Classen  wenijrsfcMs 
fJixcii  kaan  u.  der  Annahme  nach  zum  Thcil  wirklich  fuhrt.  Diese  Kichiiuig 
viRl  rertreten  dnreh  die  Soeialisten  nnd  durch  diejenigen  NationalSkonomen«  welche 
d;»5en  W'  nigpstcns  in  di-^sor  Auffassung  nahestehen.  Diese  Schriftsteller  leiten  ans  der 
freieo  Coucurr«  nz  iii  ht.  wie  die  Freihändler,  Bastiat  u.  A.m.,  eine  gesunde  nrifanisatiou 
Qod  Intereäscuüaruiuuie,  sondern  eine  wahre  Desorgauiautiuu  und  Anarchie  der 
VolkswlTthschaft  als  nothwendige  Folge  ab  nnd  suchen  dies  durch  den  thatsAchliehen 
NicbweLs  zu  begründen.  Prägnant  tritt  die  grundsätzliche  Polemik  gc}?en  diu  freie 
Concorrenz  bei  L.  Blanc,  Organisation  du  travail,  Par.  isto,  hervor,  der  dann  auch 
poaitire  GegenfurUerungen  aufstellt.  Aber  auch  Sismondi  in  s.  uouveaux  principes 
ulmnt  die  tiefe  Schattenseite  der  freien  Concorrenz  dnrchnns«  s.  s.  B.  L,  407.  Die 
pfincipiellc  Polemik  vieler  Socialisten,  besonders  Fourier's,  gegen  den  Handel,  den 
J*rilcn  ßetrujr^*,  fuhrt  in  ilin  r  ('onsequcnz  ebenfalls  zur  principiellen  Polemik  gegen 
<Üc  treie  Cuucurrcnz.  Vergl.  Mario  i,\V  iukelblech),  Syst.  d.  Weltökon.,  Cassel  1850, 
i-  B.  I.,  Kap.  3—5,  L,  156  IT.  (Blanc  u.  Sismondi  ganz  beigestimmtK  246  IT.,  dann  IL, 
Kap,  S.  S.  .jO  ir.  Rodbertus"  Sc  hrift 'ii  r.mch  die  Aufs,  über  altröm  Verh.iltiiisse), 
ilarx,  Kaf».  Ii.  I..  Engels'  Lage  d.  arl».  (fassen  in  Kii}::l:inil  u.  Diihring's  tniw;Uz., 
bes.  Abschn.  3.  Schäffle,  Soc.  Korper  III,  117  Ii.       Ivntik  der  kapitalist.  Periode". 

Die  richtige  Ansicht  ron  der  freien  ('oncurrenz  kann  man  wohl  mit  Brentano 
Ärbeitergildcu,  II..  'AM  u.  Inhalt  S.  XIV)  so  fornuiÜren:  die  Concurrcnz  ist  nur 
»i»s^rincip  der  Starkcii;  die  Verbindung,  tii^t  er  hinzu,  ist  das  Princip  der 
Sehwachen,  —  gewiss,  so  weit  eben  spontane  Verbindung  der  Schwachen  ausreicht, 
^raber  hinaus  muss  zwangsgemeinwirtlischafkliche,  bcsondexs  staatliche  FOnoq^ 
<ia-,  bez.  der  freien  Conourrenz  entgegen  treten 

In  diesen  Fragen  in  Bezug  auf  d.  Nachtheile  der  freien  Oncurrcnz  ist  die 
Hethode  der  Deduction,  richtig  gehandhabt,  beweiskräftig  genug  nnd  ist  ander- 
>«its  bei  dem  noch  bestehenden  Mangel  einer  aasreichenden  und  zurcrlässigen 
"'»onomischen  und  sociakn  Statistik  die  freilich  unvollkommene  „tägliche  Beobachtung" 
«ü  mit  zuzulassendes  Mittel  der  Bestätigung  der  Deduction.  Vergl.  Abth.  -i.  v.  d. 
Methodik.  Die  Deduciruug  der  nachtheiligen  Wirkungen  der  freien  Concurrenz  ist 
m  SD  mehr  statthaft,  weil  z.  Th.  mit  den  best  erforschten  nationalökonomischen 
•  'csetzcn,  besonders  mit  dem  (lesctze  der  Preise  und  der  Productionskosten.  der  Beweis 
fur  die  Kichtigkeit  jener  Deductioneu  gefuhrt  werden  kann.  Auch  ist  zu  beachten, 
dw  die  Gestaltungst enden zen,  welche  diese  Methode  zunächst  nur  sicher  abzu- 
leiten rermag,  hier  besonders  in  Betracht  kommen:  man  muss  darauf  aasgehen,  sie  in 
'ier  Wirklichkeit  nicht  zur  Geltung  kommen  zu  lassen  und  demgcmäss  nach  Gegen- 
mitteln forschen,    I);is^  sie  nft<^rs  noch  nicht  so  FolUt&ndig  zur  Verwirklichung  gelangt 

A.  Wftgaer,  Oruaillegung.   2.  Aull.  IG 
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•lod,  ist  gewiss  liolitlff,  aber  kein  genttgendar  Elnwaiid,  wi«  die  isMiiigtai  Y«» 

treter  der  freien  GoncnrreDz  und  auch  manche  Vertreter  der  histor.  Statist.  Riditng 

in  (1.  Nat.Mkon,  mitunter  anncLmen.  Wenn  sich  erst  einmal  der  ganze  Process  der 
Zersetzung  des  W  irthscbafislebcns  durch  die  freie  Concairenz  mehr  oder  weniger 
▼olktlDdig  ToUxegen  bat,  wird  licb  das  freilioh  aoeb  windnctir*  genau  emdttda 

lassen.  Aber  dann  wird  es  meistens  zu  spät  zur  Abhilfe  sein.  Das  Qbersehen  z.  K 
Diejenigen,  welche  bei  uns  tröstend  darauf  hinweisen,  wie  der  GrossbeHieb  ia  der 
deutächeu  Industrie  noch  gar  nicht  so  im  Vordergrund  steht  (Engel).  ' 

1.  —  §.  184.  Die  herrortreteDden  UebeUtftnde.  Im 
priyatwirthscbftfklichen  System  auf  der  Basis  der  freien  Coneaneni 
entstehen  mancherlei  Uebelst&nde  fflr  die  Masse  der  Beff^lkmog^ 

theils  in  u  otb  vveu  dige  r  Folge  der  nicht  zu  läugnenden  Yor- 
theile  des  Systems  (§.  127),  theils  als  weitere  begleitende 
Erscheinungen  und  als  mehr  zufällige,  aber  häufige  Fol- 
gen desselben.  Selbst  diejenigen  Personen,  welche  durch  daa  System 
begünstigt  werden  und  wirthschaftlich  emporkommen,  werden 
leicht  moraliseh  gesoh&digt  Namentlich  aber  zeigen  rieh  die 
nngUnstigen  Folgen  des  Systems  am  Meisten  anf  dem  Gebiete  der 
Vertheilnng  der  Gtiter  in  der  Volkswirthschaft,  ferner  fai  des 
theils  hierdurcli,  theils  schon  durch  die  technische  Ge- 
staltung des  Productionsprocesses  wirthschaftlich  bedingten 
socialen  A  h  hängigkeits-  und  llerrschaftsverhiiltnissen 
in  der  Bevölkerung ,  endlich  wieder  in  Zusammenbang  mit  dieses 
Momenten  in  den  Einflüssen  anf  die  Moralität  des  ganzen  Volka 
Es  ÜUst  sieh  dies  Henrortreten  Yon  Härten  ond  Dishanno]iiee&  w 
System  der  freien  Goncurrenz  schon  ans  dem  Wesen  nnd  des 
natfirliehen  Entwicklungstendenzen  dieses  Systems  m- 
mittelst  der  Methode  der  Dednction  ableiten.  Schon  jetzt 
aber,  ol)gleich  das  System  noch  nicht  nach  allen  Seiten  streng  durch- 
geführt und  noch  nicht  lange  in  unseren  Culturstaaten  in  Wirksam- 
keit ist,  gestattet  die  Erfahrung,  d.h.  die  Induction  ans  den 
Beobachtungen  der  Wirklichkeit  mittelst  Statistik  und  Geschichte, 
manche  Bestätigungen  der  Dedactionsschlttsse  nnd  zeigt  sie  ihrerseiti 
immer  allgemeiner  neue  Uebelstände. 

Mit  den  Vortheilen  des  Systems  der  freien  Goncurrenz  illr  die 
Technik  nnd  Oekonomik  der  Prodnction  ist  nothwendig  eine  Ge- 
staltung des  Productionsprocesses  verbunden,  welche  mehrere 
der  genannten  Uebelstände  unvermeidlich  mit  sich  bringt.  Es  siegen 
neralich  im  Coucurrenzkampf  einmal  die  für  diesen  begabteren, 
dann  aber  auch  häufig  genug  die  gewissenloseren  Elemente 
unter  den  Privatwirthsehaften  über  die  schwächeren  nnd  serupnlö- 
seren.  Endlich  fUhrt  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs,  welchor 
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^rade  unter  dem  Einflass  modenier  Technik  (Dampf!)  auf  immer 
Bebr  Gebieten  besonders  der  indnstriellen  Production  ebenfalls 
nun  Siege  gebuigt,  weitere  Okonomisehe  und  sociale  Gefahren 
mit  lieh,  fttr  welche  die  technischen  Vortheile  keineswegs  immer 
eine  genOgende  Compensation  bilden. 

II.  —  §.135.  Die  einzelnen  Nachtbeile  und  Gefahren. 
A.  Der  Sieg  der  begabteren  Elemente,  insbesondere  der 
betreffenden  Vorstünde  von  Privatwirthschal'ten  führt  ohne  Zweifel 
einen  grossen  Theil  der  oben  (§.  127)  schon  zugestandenen  Vor- 
theile des  Concurrenzsysteras  auch  ftlr  das  Ganze,  fUr  die  Volks- 
wirthschaft,  mit  sich.  Aber  einmal  entsteht  gerade  dadurch  so  leicht 
die  Gefahr  des  factischen  Monopols  (§.  127)  nnd  sodann 
erfolgt  dieser  Sieg  yielfach  nm  den  Preis  grosser  materieller, 
socialer  nnd  moralischer  Schädigung  der  Masse  der 
Bevölkerung.  Man  hat  mit  Hinweis  auf  das  Darwin  sche 
Gesetz  des  „Kampfs  um's  Dasein"  diesen  Sieg  der  Begabteren  ftir 
eine  unvermeidliche  Noth  wendi  gkeit,  aber  zugleich  auch 
für  einen  Vortheil  des  Ganzen  angesehen,  wenigstens  wenn 
die  Erscheinung  im  grossen  weltgeschichtlichen  Zusammen- 
hang betrachtet  wird.^)  Alleini  abgesehen  selbst  von  dem  so  stark 
bd  der  Entscheidung  dieses  Kampfes  mitspielenden  moralischen 
Factor  der  Gewissenhaftigkeit  (§.  136),  leidet  diese  Auffassung  wie- 
der an  dem  schon  mehrfach  gertigten  Fehler,  dass  die  wirthschaft- 
lichen  Handlungen  und  Erseheinungen  als  reine  T  Ii  a  t  s  a  c  h  e n 
der  Natur  gelten.  Dies  ist  aber  schon  hinsichtlieli  der  körper- 
liehen Begabung  der  Menschen  (verschuldete,  ererbte  Krankheiten!), 
vollends  hinsichtlich  der  geistigen,  sittlichen  Eigenschaften, 
der  Kenntnisse,  des  Characters,  des  privaten  Vermögens- 
besitses  (Erbrecht!)  falsch. 


')  In  AnkDUpfung  au  die  Darwin  sehe  Lohre,  in  diesem  Fuocte  eine  Yerall- 
feveineriiDg  der  Maltlms'tohen,  liftt  Lange  in  s.  Arbeiterfnge  diese  leMere 

iud  implicite  das  Problem  der  Yertbeilung  und  <lor  freien  Concurrenz  behandelt, 
besondonj  Kap.  1,  2,  4.  Er  vortritt  denselben  Standpunct  wie  ich  im  Texte.  Schäffle 
legt  gewisse  Pancte  dieser  Lehre,  spec.  .das  Cicsctz  der  „natUrlichcn  Auhuse"  dem 
Jkm  «.  Leben  des  See  Karpen^  za  Qninde  u.  gelangt  trotzdem  lo  einer  glaiclieD 
kritischen  Beurthcilnng  der  freien  Concurrenz,  s.  bes.  III.,  308  ff.  Die  naturwissonsch. 
Dartrinianer  (II  ä  c  k  e  1  gegennber  V  i  r c  h  o w ,  0 s  c a  r  S  r  h  m  i  d)  verw.ihren  ihre  Lehre 
sehr  dagegen,  dass  sie  sich  zur  Stutzung  des  von  ihnen  freilich  wenig  genug  gekann- 
tm  SodaHsmos  bnveben  lasse  o.  H.  t.  Treltscbke  nimmt  daron  a.  a.  0.  sofort 
gm  Act.  Lange  a.  Schäffle  n.  die Socialisten  werden  aber  durch  diese  Einwurfe, 
WiS  wenigstens  die  Kritik  der  freien  Concurrenz  bctrillt,  nicht  widerlegt  In 
der  M.enschenwelt  unserer  Culturperiode  wird  der  „Kampi  um's  Dasein''  eben  nicht 
■adi  dem  rohen  u,  sehmiungslosen  ConeiineDiprincip  gefabit  werden  dtlribn. 

16» 
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1)  Allerdings  sind  die  Menschen  schon  von  Natur  nicht  gleich, 
perBön liehe  oder  individuelle  Ungleichheit  ist  wie  bei 
allen  Organismen  einer  Gattung  oder  Art,  so  vollends  bei  der 
„höchsten  Form  des  Stoffs"  (Ca reyj,  beim  Menschen,  das  Natur- 
gesetz. Daraus  Hesse  sich  Uberall  sonst,  aber  gerade  nicht  beim 
Menseheiii  der  nothwendige  und  erwtinachte  Sieg  der  schon  Ton 
Natur  bevorzogtBn  Individnen  ableiten.'}  Denn  bei  den  Menaeheo 
ist  eine  Ausgleiohnng  dieser  natttrliehen  Ungleichheit 
dnrch  Ersiehnng  und  Gnltor  nnd  dnroh  den  Schote, 
welchen  die  G  e s a ui m t h  e i t  auch  den  schwächeren  Ele- 
menten gewähren  kann  und  jedenlalls  nach  dem  Volksbewusst- 
sein  unserer  Culturperiode  gewähren  soll,  wenigstens  theilweise 
möglich.  Die  natürliche  üngleichheit  der  Individuen  fuhrt  vielmehr 
an  der  Forderung,  dass  nicht  alle  Elemente  in  der  gleichen  Weise 
rQeksichtslos  dem  Concnrrenskampfe  ansgesetst  nnd  soaH  die 
Bchw&cheren  in  demselben  geopfert  werden.  Eine  weitere  Be- 
scbrftnknng  der  freien  Conenrrens  ist  gerade  hieraos  abanleileB 
und  in  der  Praxis  neuerdings  immer  mehr  wieder  dnrchgeiührt 
worden  (Einrichtungen  der  Kinder-,  der  Altersllirsorge  u.  dgl.  m.). 
Die  natürliche  l  n^leichheit  der  Individuen,  selbst  in  körperlicher 
Hinsicht,  wird  aber  durch  das  System  der  Ireien  Concurrens  sogar 
anf  Generationen  hinaus  gesteigert  (englische  Erfahrungen  mit 
Fabrikkindem),^}  erscheint  also  insofern  selbst  wieder  als  nicfato 
„rein  Natttrliches",  sondern  mit  als  ein  Prodnct  der  wirtli-  ■. 
scbaftiicben  nnd  socialen  Verhältnisse,  insbesondere  anel 
der  Rechtsbildnng  nnd  Gesetzgebung  Uber  diese  letzteren. 

2)  Zur  natürlichen  Ungleichheit  tritt  lerner  alsdann  die 
durchaus  in  ernter  Linie  auf  veränderlichen  mensch-  ' 
liehen  Institutionen  beruhende  Ungleichheit  der  Kennt- 
nisse undBildang,  des  Characters  und  des  Vermögens- 
besitzes hinzu,  wodurch  die  angeborene  körperliche,  geistige  nnd 
sittliche  Ungleichheit  der  Individuen  noch  gesteigert  oder  rarmindert  I 
wird.^)  Die  Möglichkeit,  Kenntnisse  nnd  Bildung,  nnd  damit  wieder 

')  Lange,  a.  a.  0.  Kap.  2,  b.s.  S.  54  fT. 

£b.;  Marz,  Kapital  I.,  lUS  il.,  s.  auch  o.  Anm.  4  zu  §.  96  S.  139.  Die 
sogen.  Fabrikgesetzgebong  imn  Schatz  der  Kinderarbeit  knfipfte  t.  Tb.  diract  aa  die 

ungünstigen  Wabrnehmiingen  hinsichtlich  der  körperlichen  Beschaffenheit  der  jnagea 
Fabrikarht'itcr  an.  so  in  Preussen.  Treitschke  in  s.  Aufs,  ühor  den  SociaiiSfflBS 
hat  die  Möglichkeit,  gerade  unter  den  Menschen  den  Darwiu'^chen  ICampf  am 's 
Dasein  wesentUcb  zn  beeiniOBsea,  ftbeiseben,  a.  n.  0.  S.  87.  Vergl.  Lange,  a.a.  0. 
l>es.  8.  55  ff*. 

♦i  Wenn  II.  v.  Treitschke  die  nothwendige  Classcn  ord  nii  n  ^  der  Gesell- 
behalt  äü  bcdoiidcra  stark  gegen  Schiuoiler  betont,  äo  mag  mau  mit  ihm  über  die 
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Tielfach  ^össere  oder  geringere  Erwerbsfähigkeit/)  ferner,  abge- 
sehen davon,  die  Möglichkeit,  Vermögen  zu  erlangen,  wird  durch 
die  allgemeinen  wirthschaftlichen  und  socialen  VcrbUltnissc  auch 
für  den  Einzelnen  maassgebend  mit  bedingt:  insbesondere  auch 
durch  das  Maass  and  die  Art  des  directen  EingreifeiiB  des  Staats 
(Unterrichtswesen!  Bestenernngl).*) 

d)  Soweit  aber  der  „Kampf  nm's  Dasdn'*  lind  der  „Kampf  ain 
die  beronngte  Stellang  nnd  um  deren  Erhaltung^'  nnd  soweit  die 
„nstSrKolie  Auslese''  ancb  in  der  Mensobenwelt  nnd  speciell  im 
wirthschaftlichen  Verkehr  zur  Geltung  gelangen,  wird  doch  nach 
der  vernü  n  fti g- geistige n  Natur  des  Menschen  ein  ungemeiner 
Unterschied  unter  allen  Umständen  anzuerkennen  sein,  auch  beim 
Veigleich  selbst  mit  den  höchst  organisirten  Thieren.  Die  Menschen 
empfinden  als  vernünftige^  der  Erinnerung  nnd  der  Beachtung 
d«  Erfabmng  ilUiige  Wesen  die  Pein  dieser  Kämpfe.  Dnreb 
Assbfldiuig  der  Geisteskrilfte,  anob  der  Okonomiseb-  nnd  soeial- 
Mtstebenden  Glassen  nnd  Indifidnen  tbnn  die  CnltnnrOlker  Alles, 
nm  das  Bewnsstsein  des  Menschenthums  in  jedem  Individuum  zn 
wecken.  Dadurch  wird  aber  Jeder  auch  eni p Ii ndl i c he r  gegen 
die  Pein  jener  Kämpfe  und  unvermeidlich  wird  sein  Verlangen 
nach  ökonomischer  und  socialer  Hebung  lebhafter.  Es  wäre  die 
grösste  Grausamkeit,  dies  Bewnsstsein  metbodiscb  zu  wecken 
(^chslwesen!)  nnd  dann  den  Massen  dennocb  znznmfen: 
„Lsaset  jede  Hoflbnng  fabren,  „„natnrgesetzlieb^''^  können  mir 
Eintelne  von  Eneb  wurtbseliafkUcb  empor  kommen,''  —  eine  Be- 
hauptuDg,  die  ohnedem  im  Zeitalter  boebentwiekelter  Prodnetions- 

Sofhrcnfliirk(!it.  ja  Natiirgrcniässhcit  einer  solchen  rin'^>^i^'iir>r<lniing^  an  nii'!  für  sich  u:anz 
einrereUndeu  sein.  Aber  daraus  folgt  nicht  im  Minderten,  dass  eine  bestimmte, 
gerade  bestehende  Classenordnung  nicht  durch  menschliches  absichtliches  Ein- 
rreifen  in  iMhem  Maasse  rerandcrt  tind  rerbMMTt  vcrden  kann,  —  gerade  in  der  von 
den  jüngeren  deutschen  Nationalölconomen  angestrebten  Richtung.  Das  erweist  sirh  in 
UMcrem  Zeitalter  auch  durch  den  Stand  der  Productionstcchnilc  in  höherem 
Vusie  möglich  als  jemals  froher  (§.  104»).  S.  uch  Lange,  Kap.  8  Aber  du  GlOck. 

^  Der  sehr  beliebte  Einwand  in  den  gebildeten  Gesellschaftskreisen«  z.  B.  bei  den 
^Kopfarbeitern"  der  liberalen  Professionen,  pcfren  die  .JJnjr.Terhtiirkcit"  hi^lx^nT  I.ohn- 
fordemngea  der  gewöhnlichen  Handarbeit  ist  deshalb  so  wenig  zntretiend,  weil  er  die 
ysbm  geistige  Bildung  n.  s.  ▼iederain  riel  m  sehr  ab  iDdifidnelles  Verdienst 
beOidnsL  Sie  ist  aber  weit  mehr,  wenn  auch  mit  einzelnen  gllastigen  Ausnahmen,  eine 
nothvon'li •T'^  Folge  der  Yenheilung  des  Pnvat?«nnOgeiis  und  EinkommeDS.  Jener 
Lifiwaod  lauft  also  auf  einen  Girkelschluss  hinaus. 

KanentHeh  Proitrestivhestenerong  des  Elnkonmens,  Erbschaf tssteaero, 
Besteuerung  der  Conjuncturengewinne .  besonders  am  Grandeigen thum.  nnd  Qberhaopt 
sociales  neben  dem  bloss  fiscalischen  Steuerprincip!  —  Selbst  so  conscrvatiTo 
und  cemissigte  Bechtsphilosophen ,  wie  z.  B.  A.  Trendelonburg  in  s.  „Naturrecht 
wf  w  Qnnde  der  Etliiit**,  2.  Auf.,  Leipz.  ISSS,  g&üiiikm  hier  dem  Staate  und  der 
Mnmag  gewicbtlfe  Aufgaben  n,  vergL  s.  B.  §.  15S  (S.  869)  und  §.  160. 
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teohnik  stets  in  viel  beschränkterem  Maasse  bingestellt  werden 
muBSy  als  etwa  ehedem.  Auch  nach  dieser  Seifte  betrachtet,  iit 
mit  dem  »iSiege  der  Begabteren''  die  Frage  der  freien  Conernien 
nicht  endgiltig  entschieden.^) 

§.  186.  —  B.  Sieg  der  gewissenloseren  Elemente. 
In  der  freien  Coucurrenz  siegen  aber  nicht  allein  die  tttebtigereD, 
sondern  oft  genug  nur  die  gewissenloseren  Elemente,  welche 
die  ihnen  günstigen  ökonomischen  Verhältnisse  rücksichtsloser 
aasbeuten  (Ausartung  des  Selbstinteresses  zum  Eigc n uutzi. 
Ihnen  kommt  das  System  der  freien  Concnrrenz  dadurch  zu  Gute, 
dass  es  das  Gebiet  des  Wirthschaftsrechts  einengt  und  ?iele 
Entscheidungen  dem  Belieben  des  Einzehien  flhedissti  s.  B.  im 
Betreff  des  Inhalts  der  Verträge.  Daraus  ergeben  sich  swei 
grosse  Gefahren:  einmal  werden  die  Ton  vornherein  gewisiea» 
loseren  Elemente  noch  schlechter,  denn  der  wirthschaftlicbe 
Erlbig  lockt  sie  und  mir  zn  leicht  wird  das  Strafgesetzbuch  ihr 
alleiniger  Moralcodex/)  Aher  auch  die  hcsseren  Elemente  werden 
sodann  theils  durch  den  Erfolg  der  Anderen  in  Versuchung  geführt, 
theiis  unmittelbar  durch  die  Coucurrenz  gezwungen,  ähnlich  gewisieih 
los  zn  verfahren.*)  So  Tcrschlechtert  sich  fast  unrer- 

Die  im  Text  berührte  bcitc  der  Frage  des  allgemeinen  Volksuntorridits  iat 
Udler  selten  in  ihrem  Zasammcnhange  mit  der  ,^ialen  Frage"  bebuddt  voriai. 
Wir  dtkrfen  nicbt  Tergeä^en ,  dass  auch  in  dieser  Hinsicht  unsere  Zeit  röllif 
verschieden  von  jeder  früheren  (Jeschif^htsperiode  ist:  ElcmentarbildoDjt: 
der  Massen,  bis  zum  letzten  Proletarier,  die  Buchdruckerkuost  erst  so  £ai  das 
ganze  Volk  wirksam  gemacht.  Und  dann  wundert  man  sich,  dass  die  Miwei  nidt 
bei  Fibel  und  Katechismus  stehen  bleiben,  —  worüber  allein  sich  zu  renranden 
wäre!  Die  aUgemeiiid  Sclmlpjlicbt  enreist  sich  liier  eben  «k  eio  gewAfUi 
Experimcntl 

*)  Ueitte  Bede  ttber  die  sociale  Frage,  S.  6.  „M«n  enrirbt  bevtzntage  dis 
Ifilttenea  nicht,  dhoe  mit  dum  Aecmol  ans  Zuchthaus  zu  streifen",  wie  jener  Witioer 

Börsenmann  sagte,  s.  Sc  hm  oller,  so-.  Fnip:e.  in  den  Preuss.  Jahrb.  1S74.  Di<^>e 
Aeusserung  h»t  Schmoller  höclilich  verübelt,  auch  als  von  ihm  selbst  herrtthreAu 
faeidduMt  ▼erden ,  während  er  sie  nur  jenem  Böndnner  ^tnommen  hat  Fiedel  äe 
nicht  eine  volle  Besti^nng  in  folgendem  Satze  der  National/.eitun  g?  Ein  Siu, 
von  dem  die  Zeitnng  zwar  ,.hoHt,  dass  diese  Praxis  ni<  ht  viel  Anliauger  hat  ',  seltW 
aber  durch  die  Zeilen  lc»cn  laasen  muss,  wie  trugeri.^ch  dicäe  Hoilnung  i&t:  „Wer 
ttberhanpt  an  der  BOise  specnlirt,  nnss  immer  mit  gegebenen  Verhiltnissea 
besonders  damit  rechnen,  dass  an  derselben  jedes  Mittel,  dessen  Auwondunj 
nicht  offen  mit  dem  Strafjreset/buch  in  CuufHct  l)rinL'^t.  erlaubt  ist".  (Wocheo- 
bOrüenber.  d.  Natioualztg.  v.  5.  Juui  lb75;  das  Uurchschosseue  auch  im  Originaltext  so.; 

*)  Die  Lage  ist  im  allgemeinen  Verkehr  oft  Ihnlieh  wie  in  dem  specieQen  Falk 
des  Schmuggels:  auch  der  reelle  Kaufmann  wird  durch  die  Schmuggclconcurreiu 
gezwungen,  ebenso  zu  handeln,  oder  er  muss  das  Gc!<chaft  aufircben,  wo  dann  «ii'? 
Schmuggler  vollends  freies  Spiel  haben.  — 'In  England  gingen  Anreguugen  lu 

Sesetzlichem  Einschreiten  des  Staats  in  Fabriksachen  Ofteis  fon  humanen  FthA- 
anten  aus,  web  he  durch  die  Concuncnz  an  der  freiwilligen  Einfuhrung  von  Reformen 
gehindert  worden  waren.  Mehrlache  Beispiele  bei  r.  Plener,  en^  FahnkgeaeOi^ 
Wien  1S71. 
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meidlieb  der  ganze  MaasBetab  der  gesehäftliehen 
Mortlitftt,  wovon  s.  B.  in  VerfSUtohaDgen  der  Qoalitttt  der 
Waaren,  io  unrichtigem  Maass  und  Gewicht  derselben,  in  Unred- 
lichkeiten in  den  Creditverhältnissen,  in  schleuderhal'tcm  ,,Au8ver- 
Uni""  u.  s.  w.  so  deutliche  Belege  heutzutage  vorliegen. 

§.  137.  —  C.  Der  Sieg  des  Grossbetriebs  Uber  den 
Kleinbetrieb.^^)  Anob  dieser  stebt  im  Cansalnexna  mit  dem. 
System  der  freien  Oonevrrens.  Dies  tritt  in  den  Yersobiedeaen 
PkiodnetioaskreiBen  swar  niebt  glmebmftssig  bervor,  zeigt  sieb  aber 
ia  dem  ftr  die  Fragen  der  freien  Concnrrens  wiebtigsten  Zweige, 
IB  der  Industrie  (Stoffveredlung),  besonders  frappant.  Denn  hier 
kommen  die  einwirkenden  Factoren ,  die  Ersparung  an  General- 
kosten, die  Vortheile  der  Arbeitstheilung  und  des  Muvschiuenwesens, 
die  rechtliche  Zulässigkeit  und  thatsilehiiche  Möglichkeit,  beliebig 
viel  Arbeitskräfte  jeder  Art  herbeizuziehen,  in  einer  Unternehmung 
sa  Tsreinigen,  im  Lobnsystem  abzufinden,  ebenso  beliebig  viel 

Mehrfach  wird  darüber  in  den  dcutächuii  Haudciäkammcrburichten  seit 
Jakfu  gekla^,  dis  grosse  Uebel  zogestaadea«  die  ToUstindigc  Rathloslgkeit  aber 

"b^nso.  da  „nattjrlich"  nicht  von  einer  Rüclkchr  zo  den  „voraltetun  Beschränkungen'* 
die  Rede  sein  könne.  Aber  ..dl.-  <  inene  bessere  wirthschaftlichc  KiiHirht" ,  dio 
..Sdbtithilfe'*  reicht  oben  nicht  iujiuur  auä.  VgL  die  preussiscben  Haudukkaumerbur. 
f.  (Bert.  1870),  x.  B.  Magdeburg«  S.  138,  we  Uber  die  Schwindeleien  im 
^haft  mit  baumw.  Strickgarn  gesprochen  wird  niii  es  lici-st:  ,,vnn  Scito  der 
Kefienmg  diesem  Ucbelstandc  entgcffonzntn  ten  .  lialton  wir  tUr  u  n  au  ^  t  u  h  rbar,  da 
^  ZwaDg  iii  liaudtilsaugolegc  nhciten  wohl  kaam  noch  dem  Zuitgoihte 
atipricht**  0.  t.  w.  —  Eb.  S.  555  Ber.  ?.  Wesel:  Klage  nbcr  die  „Unsltt^\ 
«iass  man  bei  Waaren ,  welche  in  Packet-  oder  anderen  Formen  verkauft  werden,  die 
das  Gewicht  eines  Pfunds  darstellen,  im  Ktcinhaudel  gowcihniich  ein  geringeres  (icwiclit 
etkäit;  Auäfuhruug  am  Buiäpicl  der  Stearialichtc  utit  „i'i'uudcu  '  von  2b,  26,  24  Loth 
Qn<i  aaderen  BetrOgereien.  „El  ist  dies,  sagt  der  Bericht,  ein  Uebel«tand,  den  die 
*»-'chrift8 wuth  der  Concurrcuz  h'rbcij?''fiihrt  hat,  uui  dem  fJcg^ucr  «lurch  bil- 
itfcre  Preise  die  Kundschaft  zu  entziehen  und  dennoch  ^ul  verdienen  zu  können". 
WiUttoh  nach  einem  abhelfenden  Gesetze.  —  Eb.  S.  9üS  Bor.  r.  Hildesheim, 
Bit  AnftÜimDg  der  Klagen  ttber  das  Ueberhaadnehmen  des  Hausirhandels  und  die 
VcranstaltQDg  Ton  Auctioncn  von  Kaufmannswaaren.  Aelitilirho  Berichte  von  Lilne- 
borg  S.  567:  „mehr  oder  weniger  schwiudclhafte  freiwilli>je  Aui  iionen".  In  den 
fetitefi  Jahren ,  besonders  seit  der  Weltkrise  v.  1873  ff.,  sind  die  Klaijt  u  iumjer  alJ- 
S^meioer  geworden,  nur  oft  tendenziös  Übertrieben  oder  einseitig  gewissen  Ländern 
Hnrtlrfe  gemacht  iz.  B.  v.  Keuleati  \  in  s.  bekannten  \\'ort :  ,.8cli!rrlit  u.  billig" 
f.  (1.  deutsche  Industrie),  wahrend  wesentlich  Gleiches  von  der  Übrigen  Welt 
fiLt  {engl  BaiunvoU waaren.  die  ordin.  Sorten  wegen  d.  schlechten  Qualit.  vom  indischen 
llarkt»  reidiiogt;  selbst  französ.  Seidcnwaaren).  Vgl.  die  Citate  aus  engl.  Zeitungen 
M  Jagor  a.  a.  0.,  d.  Verhandlungen  lUxr  Vi-rlVilsrli.  d.  Lel)en^mittel  im  AnscM. 
u  d.  bezagL  Gesetzentwurf  im  D.  Keichstage  lbT7 — 7b.  Kein  Mensch  läugnet  die 
CM  mehr,  aber  auf  die  Uisachen,  die  liberale  individualistische  Wirth- 
'^lui'^MIRhuuig .  wagen  die  Venigsten  hinzuweisen.  Man  begnügt  sich  mit  dem 
Kariren  an  den  Symptomen  des  Ueb^l-.  1-t  doch  das  ..sociaiistische"*  Tabak- 
loooopol  bei  usu  nicht  selten  deshalb  mit  empfohlen,  um  gute  unverfälschte 
Wsaie  m  eriialten:  also  das  TerpOnte  Becept  der  ,,planmass.  Regelung  der  Prodactton** 
satserhalb  des  Concorrenzsystems! 

")  Vergl.  hierzu  Schmoll  er 's  deatschc  Kleingewerbe. 
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Kapital  (Credit H  zu  verwenden,  vorncmlich  zur  Geltung.")  Die  i 
günstigen  teelinisolicn  und  ökonomischen  Folgen  der  freien  Con- i 
carrenz  für  die  rroduction  zeigen  Bich  deshalb  auch  in  der  Industrie  , 
am  Meisten  y  freilich  aach  die  erwähnten  Gefahren  des  Compro- 
misses  der  GononrrenteD  und  des  factischen  Monopols  Einzelner , 
(§.  127).  Aber  die  Verdrängung  des  Klein-  dnrch  den  GrosB- 
betrieb  hat  nothwendig  anoh  xnr  Folge,  dass  die  Zahl  der  Bko* 
nomtseh  nnd  soofal  selbständigeren  Personen  (UntB^ 
nebmer,  Meister"  u.  s.  w.)  relativ  und  mitunter  selbst 
absolut  ai)nimmt  und  die  industrielle  Gesellschaft  sieh 
immer  mehr  in  zwei  nur  ephemer  durch  den  Lohnvertrag 
lose  verbundene  Classen  der  grossen  Unternehmer 
nnd  Priyatkapitalisten  einer-  nnd  der  Lohnarbeiter 
andrerseits  scheidet.  Uebergttnge  von  letzterer  in  die  ente 
Classe,  obwohl  rechtlich  durchaus  znlftssig,  finden  thatsidilieii 
wegen  der  Macht  der  ökonomischen  Verhältnisse  nicht  häufig  statt*') 
Die  Folge  ist  eine  grosse  dauernde  Ungleichheit  der  öko- 
nomischen und  socialen  Lage,  des  Bildungsstands  der 
beiden  Schichten,  ein  schroffer  Gegensatz  der  Interessen, 
eine  l'e  i  n  d  1  i  c  Ii  e  Spannung,  wie  sie  nur  jemals  in  einem  anderen 
Systeme  des  Wirthscbaftsrecbts  yorhanden  war.'^) 

'»N  Wesentlich  andere  Lac;«  als  im  chciiialip^oii  ziinfti^on  Handwerk,  mit 
sciucm  vurgcschriebeoen  tcclinischen  Bildung;sgang  des  JSIcisturä,  mit  der  Bcächraaksog 
der  Lehrling-  und  GeteUenailil,  der  Bescbrinkung  «of  die  Gesellen  der  Zonft  n.  d^. 
m.  Ycrgl.  S'  hönbcrj?,  z.  wirthsch.  Bedentung  d. Zunftwesens  im  Mittolalter.  BcrL  IS^*» 
fanrh  in  lliUl-'lir.  Jnlirb.U  (»ierke,  deiitsclies  (lenossensrhaftsrccht,  I..  §.  3^,  Stahl, 
deut^chcä  Ilaudwerk,  I.  (1S74).  Jutzt  bcü.  Schmoller,  Stra^üb.  Tücher-  u.  Weber- 
zonft,  875  ff*.  459.  Dazn  die  Klnstaxen,  Often  Lohn-  und  Preistozen:  Alk»  du« 
grundverschiedene  Lage  im  Vergleich  z«  heute  be\rirkend. 

")  Ueber  die  optimistischen  Ansichten  der  Seliiil«'  fi<^r  freien  Coiicurronz  in  dicsea 
Puncto  s.  Lange,  Arbeiterfrage,  Kap.  ^  ^Gluck  und  Ciluckseligkeit.  Darlegung  der 
geringen  Wahrscheinlicldteit  der  Chancen  des  Gelingens). 

Die  (ibrigens  vielfach  auch  zu  allgemein  und  in  zu  Itcdeutendcm  (Jrade  anc-- 
nommene  absol  ute  H<'hiMiu;  der  wirthschaftlirhen  Liir*^'.  des  Lohneinkommens  unserer 
arbeitenden  Olasüen  von  heute  gegen  früher  wag  mau  dabei  zugeben.  Vgl.  z.  B.  d. 
oben  112  S.  185  achon  angeflUirte  SliMst.  am  einer  Hamburger  Fabrik,  die  eben 
ntir  (\n  ^lifsteigeti  des  (leldlohns  mit  dem  Steigen  der  wichtigsten  Ausgnbepostfn 
(Wohnung,  Nahmng'i  seit  ls:iü -10  zd'St.  WichtipT  fnr  diese  Fra;;en  ist  aber  noch, 
dass  die  Differenz  in  der  OlkOnouüschcn  Lage  und  im  Eiukommeu  sich  rcrgrOocit, 
die  Aassicht  des  Arbeiters,  in  die  höhere  sociale  Schiebt  anfeosteigcm,  ilbb  rer- 
rinperf  ]iat.  lier  ..ArbeiterstniHl"'  nirht  mehr,  wie  doch  im  (iro^sen  und  fianzen  i» 
zUnftiffcn  Handwerk,  eine  Durch  ga  ngsstufc,  eine  A'orbildunsrsstufe  für  die  i 
höhere  Stellung  war,  sondern  ein  Lebensstand  ist,  mit  der  Aussicht,  es  in  xltfi  ' 
Tagen  noch  schlechter  zo  ha))cn ,  —  m.  £.  auch  eine  EMcllrong  der  vielfach  wahr- 
genommenen Verschlechterung  der  technisch<Mi  Bildung-  nnd  Leistung  der  imiiistri'-!!« 
Arbeiter,  die  nicht  so  starkes  Interesse  wie  früher  an  besserer  Ausbildung  haben. 
Die  Behauptung,  dass  der  Arbeiter  wenigstens  nicht  das  Kisico  des  Geschäfts  tra^. 
ist  ebenfalls  nur  sehr  bedingt  richtig.  Jene  bestftndlgen  Wechsel  zwischen  Spe 
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Die  Vertbciliuig  wenigstens  des  aus  der  Industrie  her- 
rührenden Einkommens  und  VtM  niö^ens  in  der  Volks wirthschaft 
wird  dadarcb  unglcichmässiger,  die  Production  nimmt  eine 
ftngttnstigere  Eichtang  an,  denn  sie  arbeitet  in  grossem  Umfang 
mrfllr  den  Lnzns  derReielien.  Das  Einkommen  der  letzteren 
lekwankt  aber  selbst  wieder  sehr.  Aach  deshalb  ein  sehwanken- 
derer Gang  der  Geschäfte,  periodischer  Wechsel  von 
Ueberspecnlation  and  UeberprodactioD,  Krise,  flauer 
Zeit.  Der  Gesammtbedarf  des  Volks  an  wirthschattlichcn  Glitcni 
wird  freilich  gerade  in  dem  System  der  freien  Concurrenz  voll- 
kommener befriedigt,  aber  er  gestaltet  sieb  selbst  wegen  der  er- 
wlhnten  Verhültnisse  weniger  den  Interessen  der  Gesammtheit 
gemäss  mid  oft  in  hohem  Grade  nnr  nach  den  Interessen  einer 
Ueiaen  Minorität  (§.  100  ff.,  187).  Schlimme,  allen  Bethdligten 
lehldliche  sociale  Herrschafts-  und  Abh&ngigkeitSTerhftlt- 
niBse  zwischen  öffentlich  rechtlich  gleichberechtigten 
Staatsbürgern  sind  bei  dieser  Gestaltung  der  Volkswirthschaft 
Qüvermeidlich.   Sie  bilden  neue  Quellen  schlechter  Moralität.^^) 


fulatioii,  L'ebcrspccalation,  Krisis,  Flauluit,  wesontli«  h  mit  eiiu-  Folge  der  „Concnrrenz- 
»ath**  a.  der  „Conjunctar",  fallen  zu  Zeiten  mit  grösster  Schwere  auf  den  Arbeiter, 
der  dadarch  sehr  empfindlich  am  Hiüico  des  Geschäfts  Thcil  nimmt.  Dies  Alles 
trurt  zur  StcigcruDg  der  feindlichen  Spannung  zwischen  besitzenden  und  nicht- 
besitzenden  Clausen  bei.  Gegen  diese  AufTass.  z.  Sfltbeer  in  d.  Aufs.  d.  Gesammt- 
eiiüuuBmen  o.  dessen  Vertheil.  im  preuss.  Staat,  im  „Arbeiterfreund"  1875,  Xlll, 
2%  ff.,  mit  Anführung  eines  Worts  des  Engländers  Harrison  Uber  d.  social  q. 
•Unom.  Ii-  ilsame  iL  nothwcndige  Funktion  des  grossen  Privatkapitals  in  d  Industrie, 
^.  295.  Eben  nur  die  eine  Si'it--  ili-r  Fra<_'»'!  Wie  mnn  aber  rollmds  den  britischen 
\  erhältoiiäscn  libcriuiissigstcr  Vennögensconcentnition  gegenüber  —  worauf  ja  freilich 
neben  der  indnstr.  Grossbctricbstendenz  andere  ümsUnde,  die  lüuidelsstiprcmatic, 
'ic  (in^grundbcäitzverhältnisse  mitidlluin  -    lux  h  dem  OptimismoB  huldigen  kann, 

„freie  Verkehr"  schade  die  beste  Vertheilung.  ist  mir  nnverständlicli.  Nadi 
Baxter'ü  freil.  unsicheren,  aber  schwerlich  za  ungünstigen  Zahlen  beziehen  böUO 
SeTbitthltigo  ron  13,720,000  im  Quam  252S  Mill.  Mtit  Einlommen  fon  16.2S2 
Mill.  M.  NationaleinkomiBen,  d.  h.  ().<M",2"-  „  «ier  >rll)sttbiit  Bevölkerung  verfügt  Uber 
15.4%  des  VolLseinkommens,  über  57<»  MiII.  M  in  ehr  als  4*',  Mill.  der  Selbstthaiigcn 
(ako  meist  der  FamilieD)  der  untersten  Classe.  Wie  ungleich  soll  denn  diese 
TeiflMiloiii^  noch  weidra.  bis  sie  diesem  Optimismus  „bedeokiich**  erselieint!  S.  a 
1  0.  S.  292  selbst  die  Daten. 

**)  Die  Darl-  cnntr  im  Text  bezeichnet  gerade  hier  mir  die  Gestaltuiigsten  df^nzen. 
Es  ist  die  Aufgabe  der  Geschichte  und  besonders  der  Statistik,  für  das  einzelne 
Isad  und  Telk  umI  ftr  eine  bestimmte  Zeit  niber  nacbzoweisen ,  vie  veit  diese 
Tendenzen  sich  hier  Terwirltlicht  h.i)»-'ii.  Verschiedenheiten  werden  sieb 
hi'^r  immer  manche  erg'^beii ,  nainenflieh  auch  <i(!sb:ilb.  weil  das  System  iler  freien 
CuDcurreaz  in  verschiedenem  Umfange  durchgeführt  wird,  ihre  tiefere  theoretische 
B«fTtbiding  findet  die  Grossbetrielntendenx  in  der  bdnstrie  besonders  in  dem  Pro- 
'octionskostengesetze  ftlr  Fabrikate  und  in  der  in  der  Industrie  zeitweise  vorkommenden 
Bildung  von  Renten  oder  Extragewinnen  d.'rjenigen  Produccnten  ,  welche  wohlfeiler 
podncircn,  aber  zu  dem  dem  höheren  Kostensatz  anderer  Producenten  entsprechenden 
Pnise  absetieo  können,  eine  Lage,  velcbe  dnnn  die  Mittel  und  Wege  zu  einer  Ans* 
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dduung  du  Betriebe  gewihrt  S.  o.     127  Anm.  4  8.  327.  BeubtoMveMlie  äm- 

fahrungen  hierüber  bei  Schftffle,  Soc.  Körper,  III,  433  fT.  —  Statistisch  findet 
die  Grossbftri(;l)steri(l(  iiz  eine  iriite  Hc-täti>;uiig  iu  der  wenii^stcns  für  cinijre  Industrie- 
zweige vorliaiideueu  Statistik  der  Mabchineu,  be^ondcrä  der  kr&fte  der 
Dampfmaschinen,  der  Spfndelialil  der  Spinnereien,  der  Webst« hie,  Mdain 
der  Menpre  des  verarbeiteten  Rohstoffs  (z.  B.  Ruben  in  der  Zuckcrfabrikitioi, 
(Juart  Mai>chrauni  iu  der  Branntweinbrennerei)  und  endlich  der  Zahl  der  Arbeiter 
der  Fabriken.  Für  einzelne  Arten  vcu  Fabrikaulagen  liegen  technü>ch-statii>tischd  Ver- 
suche vor,  die  Abnahme  der  ProdBCÜontkesten  nach  I^eiteB  der  BetriebekfiffeB  ete 
bestimmten  Betriebsuierkmalcn  mit  der  Vergrösserung  der  Anlagen  ziffcrmässig  nich- 
zuweisen.  Die  Preise  der  DampfmaM  hincn  i  Dampf  kessel  u.  s.  w.).  sowie  die  Konten 
der  Bedienung  und  der  Feuerung  ueliucu  regolmk>aig  mit  der  (irösüM:  der  Masckiueu 
rcrhältnissffl&ssig  ab,  «rorin  eine  starke  Bcgttnstignng  des  Graesbetrkbs  Uecti 
Beispiel  aus  eiixjin  Circular  einer  cn|;Iischen  Firma  in  Reading:  eine  transportWB 
Dampfmaschine  mit  1  Cylinder  kostet  bei  einer  Starke  von  3  Pferdekraft  p.  1  KnSk 
1020,  bei  einer  solchen  von  4  956.  von  6  7G5,  von  10  Gl 2  Fr.  —  Engel  hat  sclioa 
vor  l&ngerer  Zeit  far  sächsische  Baumwollspinnereien  eine  KostenberechniiDg  ange> 
stellt,  wonach  1  Thaler  Anlagekapital  bei  Spinnereien  bis  1000  Spindeln  c.  17  Sd..  bti 
1  —  2000  Sp.  c.  28  —  20,  bei  5  —  6000  31  —32,  bei  über  9000  und  über  12,000 
36—37  Sgl.  Werth  producirt  (Sachs.  Stat  Zeibchr.  1S56,  S.  146).  —  Im  ZollYercia 
verarbeitete  1  Bankelrttbenznoker&brik  1848/44  durchschnittlich  54,000,  18S3/5I 
81,000,  lSt)!)  70  170,000  Centner  rohe  Runkelrüben,  oiler,  da  die  Ausbeute  an  rohem 
iiubenzucker  mittlerweile  von  5  auf  wenigstens  $Vo  g:<''sticgcn  ist,  anfangs  6U0Ü.  zu- 
letzt 14,000  Centner  Rohzucker.  Die  Zahl  der  Fabriken  war  nur  ron  80  aof  296, 
die  verarbeitete  Rübenmenge  von  4.35  auf  51.69  Mill.  Centner  geatieffen;  jene  hatte 
sich  noch  nicht  ven'ierfaclit,  diese  sicli  verzwJ^lffacht  (ilhrip-ons  wirken  auf  die><" 
Entwicklung  die  SteaerverhiUuiiase  mit  ein,  wie  noch  mehr  bei  der  ähnHchea  £nt- 
widdunif  der  Bnnntveinbrcnnerei).  —  Die  Baumwollindustrie  und  die  Wolliodostne 
(irossbritannicns  and  Irlands  steigerte  ihren  schon  lange  besonders  stark  entwickelten 
GrosbiK  tiiebscharactcr  ron  1850 — 70  noch  in  folgender  Weise  (Martin*»  stalonnali 
yearbook  f.  Ib72  p.  268): 

fiMBWoIUkbriken  WolUabriken 

1860        im        ZonaluB«    1S60         1810  tuüm 

Anzahl  der  Etablissements  ....  1932      2483         2b     1497  1829 

^   Albeiter  (in  lOOOen)    331       450         96       74       125  62 

  auf  1  Anstalt    171        181  6        50  68  37 

Pferdekräfte  Dampf  (in  lOOOenj  .     71       300        322        13.4       52.2  2&S 

Desgl.  Wasser   11.5        8.4   (—27)        S.7       10.1  16 

Spindclzahl  (Million.)   20.98     88.22      82         1.595      2.693  69 

Kraftsttthle  (in  lOOOen^   250       441  76  9.4       48.1  41i> 

Die  so  ausserordentlich  viel  stärkere  Vermehrung  der  Dampf  kr&fte,  der  Zahl  der 
Spindeln  und  der  Stuhle  Terglichen  mit  der  Vermehrung  der  Zahl  der  beschkfilgtea 
Arbeiter  zeigt  gleichzeitig,  dasa  die  vermehrte  Nachfrage  nach  Arbeitern,  wcnigsiteBi 
im  jetzigen  Stidium  dieser  zwei  grossen  britischen  Industriezweige,  auch  schon  nichi 
mehr  so  nachhaltig  ist,  wie  es  sonst  unter  den  Vortheilen  der  maschinellen  luditstne 
gerühmt  wird.  Die  kleine  TabeUo  beweist  Tielmehr,  dasa  es  den  Fabrilten  gelingt 
relativ  immer  mehr  vom  ArbeittÜM^tor  zu  emancipireu.  —  Die  neue  GewerbeIihl(U>{ 
V.  1**75  im  Deut^rhen  Keich  u.  specicll  in  Prenssen  hat  die  noch  vorhandene  gross« 
Bedeutung  des  Kleinbetriebs  in  der  Industrie  ergeben.  Aber  die  Schlüsse,  weide 
ans  dieser  Thatsache  —  wonach  z.  B.  in  Preonen  vom  aimmtL  Personal  ?.  3.625,^1S 
Personen  2,246.959  Pers.  auf  die  Kleinbetriebe  (bis  incL  5  Gehilfen)  n.  1,378,959  Fer& 
anf  die  Grossbctriebo  (mit  mehr  als  5  Gehilfen)  fallen  —  mitunter  ß:esren  die  im  Text 
vertretene  Ansicht  gezogen  wurden,  z.  Th.  auch  von  Engel,  sind  nicht  wohl  haltbar. 
Theils  Hast  dio  Art  der  Anfiiahme  das  Kleingewerbe  za  grosa  ersehenen  (78  % 
Kleinbetriebe  arbeiten  in  Prcussen  ohne  Gehilfen),  thcils  arbeiten  auch  von  de& 
Kleinbetrieben  viele  nn^  im  Dienst  des  Grossindustrieilen,  theils  handelt  es  sich  in  der 
Frage  überhaupt  um  die  Bich  tu  ug  der  Entwicklung,  wo  es  an  brauchbarem  fruheiei 
lUteilal  nun  Veigleioh  Idilt,  die  Richtnng  zam  Gxoasbetrieb  aber  dncb 
manche  Thatsachen,  die  die  GeverbezShlnng  constatiitc  and  dorch  andere  ThatndMi 
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ebenso  erfakmiigigemlss  bost&ti^  wird,  wie  andeiswo  ( Vergrösserang  der 
Itiblissements  im  Darchschuitt,  io  wichtigen  Zweigen  der  lüdostrie  u.  A.  in.). 

a  40  d.  preass.  uutL  Sutiüt  üb.  d.  üeverbez&hL,  Berl.  1878,  bes.  aoch  Einleit. 
BAd  Earers  voftr.  indnitr.  Enquete  n.  t.  w.*",  Berl  1878  (taeh  in  Betr.  des 
StgOM     Adbchwongi  1871  ff.  so  tyHmiatiwh,  8.  48). 

III.  —  §.  138.  Nothwendige  Correctur  und  Ergänzung 
des  Systems  der  freien  Conciirrenz.  Alle  diese  Umstände, 
flicht  zum  Wenigsten  aber  auch  die  Thatsache,  dass  die  sehwäche- 
ren  Elemente  unter  den  Privntwirthaebaften  die  nngehenre 
Mekrsahl  in  einem  Volke  bUdeui  führen  sn  dem  Sehloss,  dass 
die  freie  Conenrrena  nieht  anssehliesBlioh  naeh  ihren 
ofl^  wenn  auch  nicht  immer  tiberwiegend  gtlnstigen  Folgen 
fflr  die  Production  und  lllr  eine  Minorität  der  Privatwirth- 
schaften  beurtheilt  werden  darf.  Vielmehr  ist  ihr  theilwiise  sehr 
Daclitheiliger  Einfluss  auf  die  Verthcilung,  auf  die  socialen 
Verhältnisse  und  die  Moralität  des  Volks  noch  wichtiger.  Es 
wird  demgemiUs  das  moderne  System  der  freien  Concnrrenz  am 
Allerwenigsten  als  Absehlnss  der  wirthsohaftlichen 
Entwicklang  zn  betrachten  sein.  Das  privatwirthschaft- 
liehe  System  anf  dieser  Orandlage  aber  verlangt  auch  wegen  der 
notorischen  Nachtheile  der  freien  Concurrenz  theils  eine 
Correctur,  theils  eine  Ergäu zung,  welche  ihm  besonders  durch 
daö  gemein  wirthschaftliche  System  werden  moss.^'^; 

d.  Hauptabschnitt. 

We  Gemeinb«dAi>fttiiM  und  die  FAx«orge  fOr  ihre 

licfrietliguiig. 

Ein  noch  wenip  untersuchtes  und  doch  hochwichtiges  Gebiet.  Von  I?;<u.  §.  75 
Boch  gau  onbeachtet,  ?oa  Koücher  iiauiu  berührt«  dagOKCu  scboa  ctwaä  näher  be* 
^ncket  in  Hdrmiiiii*s  Abb.  It.  Ton  den  Bedorfniseeii ,  S.  78  ff*.,  pass.,  bes.  94  ff., 
l'^O  tr..  auch  90,  92,  ihnlich,  aber  sdir  kurz,  in  der  Lohre  von  den  Gemciuwirth- 
Kluftcn  mohr  nur  voraasgesetzt,  von  Schiifflo.  Syst.  :^.  Aufl.  I.,  102,  lOli.  —  Ran, 
^75,  Dimint  den  Ausdruck  „individuolle  Bedürfnisse'*  in  einem  anderen  engeren 
»■w.  im  Gegeosati  za  den  aUgemein  meosohUcbeo,  ontionnlen  and  geseUsohaffts- 
■"Vilischen.  Für  die  Lehre  ron  den  ficmeinwirthschaften  ist  die  ünterauchung  der 
UirieinMtlrfnis.se  fundamentHl.  Die  Kinbcziehung  der  (icmcinbcdürfnisse  in  die 
i  jhtiuaalökonoinie  hMgt  übut^cui  auch  wieder  mit  der  AnerkennunK  der  Productivität 
«r  DiensdeistoDgeo  und  mit  der  Einreihong  denelben  und  der  „VerhIItniaBe**  (§.  15  ff.) 
'mf'^r  die  wirthschaftlichen  Guter  zusammen,  weshalb  Rau's  Stillschweigen  Uber  diese 
^>*Jttrfnisse  und  rlie  für  ihre  Befriedigung  bostiuimten  (itUer,  die  (Jetnoin-  oder  Collertiv- 
Q<ilcr,  bei  seinem  Staudpuncto  in  der  Frage  nicht  auffaileu  kann.  Uermann's 


Vgl  die  Ueimit  fielfMh  ttberdnurtmmende  Ansicht  Ton  Bob.  ?.  Hohl,  nach 

den  Auszügen  aus  verschiedenen  Aoftitzen  lehr  gat  daigMteltt  fon  Umit  Meier, 
Tob.  Ztadu;  1S7S,  S.  495  £ 
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„GoUectivlMdftrfoiase**  sind  im  WesentUolieii ,  aber  nicht  darduiw,  mit  im  im  Tuto 

behandelten  Collectivbedürfnisson  identiscli.  In  don  (lemeinbcdarfiiissen  tritt  der 
Character  des  Mensrhon  als  oines  to>or  no).ixixov  nach  der  Aristotelisch-^n 
Auffassung  besooders  hervor.  Leber  Ii,  7.  Mohl's  Theorie  der  gesellsch.  Leben^kkrei^e 
8.  u.  §.  144  Anm.  14.  VetgL  sonst  besonders  anch  Akrent,  MatnneGlit,  9.  Aul, 
Wien  1871,  bes.  IL,  276  IC,  38«  £,  319  ff.  lud  pairim. 


1.  Abflohnitt. 

IMe  GenielnMIIrftilm, 

I.  —  §.  139.  Individaal-  und  Gemeinbedttrf oisse. 
Die  Bedürfnisse  des  Menschen  lassen  sich,  ausser  in  der  im  §.  96 
d^elegten  Weise^  in  IndiTidualbedttrfnisse  des  Eincelnen  als 

^^^olehen  und  in  Gemein-  oder  ColleetivbedflrfniBse»  welche  ans 
dem  socialen  (gesellschaftlichen)  Wesen  des  Menschen 
oder  aus  dem  menschlichen  Zusammenleben  hervorgehen^ 
unterscheiden.  Zu  den  Individualbedürfnisscn  gehören  die  mate- 
rielle n  Bedürfnisse,  welche  durch  Sac  hg  Ute  r  lieiriedigt  werdcu, 

.     fast  ganz,  nur  dass  die  Art  und  Weise  der  BclriedigUDg 

^  (selbst  bei  der  Nahrung,  mehr  noch  bei  der  Kleidang,  Wohuung 
n.  s.  w.)  auch  schon  dorch  das  sociale  Wesen  des  Menschen 
etwas  beeinflnsst  wird  (Sitten,  Mode,  „Anstand"  n«  s.  w.,  also 
besonders  bei  den  ExistenzbedHrfnissen  zweiten  Grads,  §.  96). 
Die  BedOrfnisse  nach  persönlichen  Diensten  sind  zwar  aneb 
vielfach  noch  Individualbedürfnisse,  so  namentlich  bei  der  Jugend, 
beim  Alter,  (Pflege  u.  dgl.),  aber  sie  stehen  noch  mehr  als  die 
materiellen  Bedtlrluisse  unter  dem  Einflüsse  der  socialen  Natur  des 
Menschen.  Die  Individualbedürfnisse  sind  selbstverständlich  beim 
Menschen  anders  geartet  als  beim  Thiere,  aber  doch  jenem  nicht 
speoifisch  eigenthttmlich.  Sie  finden  sich  yiehnehr  ähnlich  anck 
bei  den  Thieren,  besonders  hei  den  höheren  Thierarten,  Erst  die 
Gemeinhedflrfnisse   sind   echt   oder  ansschliesslieli 

^  menscblic  he  Bedürfnisse,  zu  welchen  man  in  der  Thierwelt  doch 
nur  in  einzelnen  wenigen  Fällen  ganz  entfernte  Analoga  findet.*) 
Sie  kommen  in  immer  grossartigerer  Weise  mit  der  Entwick- 

C^lüiiQ  des  Volkes  selbst,  namentlich  mit  dem  Heraos- 
wachsen  aus  dem  Familien  verbände,  zum  Vorschein,  sind 
Folge  und  ihre  Befriedigung  ist  wieder  Voraussetzuag  stei- 
gender Gultnr.  Sie  zeigen  am  Deutlichsten  die  Unhaltbarkeit  jener 
radical  individualistischen  und  atonustischen  Auffassung,  welche  in 


Vgl.  darttber  Scbiffle,  80c.  KSiper  II,  40  IT. 
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der  Volkswirthschaft  ein  blosses  NebeneinaDder  von  Einzelhausbalteii, 
keinerlei  orgauiscbe  Verbindung  sieht  (§.  129)  und  weisen  schoa 
dorch  ihre  Natur  aal'  ein  andres  System  der  BedUrfnissbefrie- 
(ligaDg,*)  als  das  privatwirthschafUiche^  bin:  auf  das  gemein- 
wirthsehaftliehe  (§.  150  ff.),  welches  bei  den  Gemeinbedttrf- 
wmm  nur  in  geringem  Haasse  dnroli  das  privatwirthschaftliche 
($.  145,  146)  und  durch  das  caritative  (§.  147  ff.)  ersetst  werden 
kami.  Das  privatwirtbschaftliche  System  bat  seine  Hauptlunctiou, 
wenigstens  in  unserer  Culturperiode  und  nach  dem  bisherigen 
SUnd  der  Froductionstechnik,  in  der  Fürsorge  lUr  die  Befriedigung 
der  materiellen  Indi v idualbedUrfnissc,  das  caritative  in  der 
ii'ünoige  iUr  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  nach  gewissen 
eigens  gearteten  persönlichen  Diensten  der  Pflege  n.  s.  w. 

Die  Gemeinbedttrftiisse  lassen  sich  in  folgende  Kategorieen 
briogen: 

Ä.  Das  allgemeine  nnd  prineipale  Oemeinbedttrfniss^ 

der  Rechtsordnung. 

B.  Specielle  GemeinbedUrfnisse,  welche  aus  bestimmten 
^Jenieinscbafts Verhältnissen  hervorgehen.  Tbeils  specia- 
lisirt  sich  danach  das  Gemeinbedürfniss  der  Rechtsordnung, 
tbeils  entwickeln  sich  solche  GemeinbedUrfnisse  auch  selbständig 
unter  dem  Einfloss  eines  Qemeinschaftsmoments.  Hierhm  gehören: 

1)  die  „rftomlichen*'  oder  „örtlichen^', 

S)  die  „seiflieben'', 

3)  die  im  engeren  Sinn  so  zu  nennenden  ,,gcsellfichaftlicheu'' 
oder  „Klassen-GemeinbedUrfnisse". 

II.  —  §.  140.  Das  wichtigste  Gemeinbedürfniss,  welches  aus 
itm  menschlichen  Zusammenleben  entspringt,  ist  dasjenige  nach 
einer  festen  Rechtsordnung  im  Volke,  sowohl  für  die  per- 
•oDlichen  Besiehnngen  der  Individuen  unter  einander  nnd  fUr 
&  Sichenuig  der  politischen  Unabhängigkeit  des  Volks 
tt»d  seines  Staats  nach  Aussen, als  namentlich  auch  fUr  den 
wirthschaftlichen  Verkehr  der  Einselwirthsehaften. 
Die  Entwicklung  der  Persönlichkeit  der  einzelnen  Volks-  und 
^Staatsangehörigen,  diejenige  des  Volks  als  Ganzen  und  die  Aus- 

Aach  ron  H«niianii  «.  a.  0.  angedentAt 

*)  Von  HTinann  ebenso  betont,  besonders  mich  was  den  Punct  der  Selbstfindig- 
idt  der  Nation  anlaugt,  cbaractcriätiüch  t'ur  Ilcnuaim'ä  uatioualökouomische  Eutwiok- 
kig:  M&arfcs  Herrortreten  des  «.nationalen  Machtzwecks*'  in  allen  neaeren 
']?Qtschen  StaatswissenschiJlao.  S.  auch  v.  Holtzcndorff.  Principicn  der  Politik, 
B^ri  ig69.  Kap.  8  Hermann  specialiiirt  indessen  die  weiteren  Ctemoinl»cdurfiiis8e 
\.t  Ui  ff.)  nicht  genUgeod. 
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biWung  des  privatwirthschaftlichen  Verkehrssystems  selbst  haben  r 
das  Vorhandensein  und  die  Sicherung  einer  solchen  festen  Rechts  ? 
ordnang  zur  anamgängliobea  Voraussetzung.   Diese  RecbtsordnaDg  j 
miiBS  die  näheren  Bestimmangen  für  die  Verkehrerechtsbasis  des  j 
privalwirthsefaaftiieheii  Systems,  bm  den  modernen  CnUurvdlkern  | 
also   namentlich  die  Bestimmungen  Aber  persOnliehe  Freiheit 
nnd  Priyateigenthnm  n.  s.  w.,  Uber  fireie  Ck>nearrenz  und  dem 
etwaige  weitere  Beschränkung  treffen  (§.  124).    Die  AufstelloDg 
und  Wahrung  dieser  Rechtsordnung  bat  im  Wesentlichen  der 
Staat  zu  tlbemehmen,  welchem  die  nothwendigen  Macht-  nnl 
Zwangsmittel  datUr  zur  Verfügung  stehen  müssen  (Kap.  4).  Die 
Theorie  der  unbedingten  AUgemeingiltigkeit  der  freien  Concorreoz 
leidet  an  der  Ineonseqnenz,  dass  sie  für  diese,  von  ihr  freiüeh  ?iel 
zn  einseitig  formnlirte  Verkebnreehtsbasis  doch  den  Staat  nielit, 
entbehren  kann.^) 


Die  Einriebtungen  fttr  die  Befriedigung  des  Gemeinbedürfbissei  | 
der  Rechtsordnung  in  der  V'olkswirthschaft  lassen  sich  auch  als  die  i 
socialrechtlichen   Bedingungen  der  Volkswirthschattj 
bezeichnen  und  sind  für  die  Production  und  Vertheilung  des  Ertrag  | 
der  Voikswirtbschaft  oder  des  Volkseinkommens  und  Volksver- 
mOgens  gleich  wichtig,  snm  Theil  gradezn  entscheidend.   Sie  hän- 
gen natttriieh  von  der  Zeit  nnd  dem  Ort  wieder  wesentüeh  tb^ 
sind  historische,  keine  absolnte  Kategorieen,  nnd  können  ib 
diesem  Werke  yomehmlich  nnr  für  die  moderne  Zeit  der  west-i 
und  mitteleuropäischen  Völker  untersucht  werden  (§.  166  ff.  uud  j 
überhaupt  Abth.  2). 

III.  —  §.  141.    Die  speciellen  G emei nbed ü rf nisj^e. 

1)  Die  räamlicben''  oder  „örtlichen":  Gemeinbedört- 
nisse,  welche  aus  den  Beziehungen  der  Menschen  tnm  Boden,; 
als  ihrem  Wohngebiete  nnd  Arbeitsfelde,  oder  m.  a.  W.  an 
der  rftnmlicben  Bedingtheit  nnd  örtliehen  VertbeiloDg 
der  BevOlkernng  hervorgehen.  Die  Versehiedenartigkeit  dieser 
Örtlichen  Vertheilung  bedingt  verschiedenerlei  Örtliche  Gemein*' 

*)  Vcigl.  0.  §.  129,  bes.  die  Antiehteii  ron  Prinee-Smith  nnd  seiner  ScM> 

die  eben  doch  den  Staat  wie  einen  deas  ex  machioa  brauchen,  um  „gegen  Vei^e«^^ 
tiguiig  zu  schützen".    Die  neueren  Naturrechtslchrer  Rechtsphilosophen}  und  theön>*j 
üächcu  Politiker  der  orgauiscbeu  Staatsaufl'aääun^ ,  wie  2.  B.  Ahreos,  a.  a.  Cu. 
dum  «icli  A.  Trend elenbnrg  a.  a.  0.  §.  93  C,  lOS  ff.  (Yeriielir),  §.  150  ff;  157  ff^ 
162  ff.,  H.  Escher  a.  a.  0.  haben  die  £inäeitig:koit  der  naticualökoDomischen  Schölt 
der  freien  funcurrenz  auch  in  dieser  Hinsicht  seit  lange  abgewieien.  Trendclori* 
bnig  irrt  nur,  wcuii  er  die  Ansicht,  geven  welche  er  polemisirt,  kurzweg 
iiational0kon<nni8ebe*%  statt  „eine  natioMUlioiioniscbe**  nennt 
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Schaftsbeziehungen,  an  welche  sich  dann  bestimmte  Gemeinbedürf- 
nisse anknüpfen :  solche  des  Hanses  fin  der  Grossstadt),  der  Strasse, 
des  Stadttheils ,  der  Gemeinde,  des  Kreises,  Bezirks,  der  Provinz, 
des  Staates  selbst,  als  des  grös^ten  Kreises  ränmlicher  Gemein- 
lehalbbesiebiiogeii  io  der  Volkswirthschafty  ond  darttber  noch  fain- 
MM  der  StaatennaehlMurscbaft,  Für  die  Bechtsordnang  stellt  sich 
Uer  die  Aufgabe,  diese  mannigfaltigeii  GemeinsohaftsbeziehQogei] 
w  regeln.  Die  darans  hervorgehenden  Gemeinbedürfnisse  sind 
Fornehmlich  durch  das  gemeinwirthschaftliche  System  zu 
befriedigen,  wobei  die  besonders  wichtige,  aber  auch  schwierige 
Aotgabe  darin  besteht,  die  bezüglichen  Functionen  zwischen  den 
freien  und  den  Zwangsgemein wirthschaften  und  wieder  zwischen 
den  einzelnen  Arten  der  letzteren  (Staat  einer Selbstver- 
waitnngskOrper,  Provinz »  Kreis ,  Gemeinde  andrerseits),  richtig  zn 
Tertbeilen*(]>eeentralisation  der  Staatsverwaltung,  Selbstregierung 
der  kleineren  ränmiiehen  Kreise). 

§.  142.  Die  wichtigsten  einzelnen  Arten  der  räumlichen 
Gemeinbedürfnisse  sind:  die  En tei gnungs- (Zwangs enteignungs-) 
Bedürfnisse^),  betreffend  die  Mittel  und  We;j:c  zur  Beseitigung  der 
dem  allgemeinen  Interesse  entgegenstehenden  Privatrechte  (Eigen- 
tboms-  nnd  dingliche  Rechte  Uberhaupt)  am  Gmnd  und  Boden.  — 
OemeinbedHrfnisse, welche  sieh  an  die  geordnete  Benntznng 


•)  8.  n.  Abth.  2,  Kap.  5  darttber.  L.  Stein,  VenrahnngBlehre  VII.,  67;  Handb. 
i.A.,  S.  144,  nennt  das  bezttgl.  Qebiet:  Entwähroiig.  Er  versteht  darunter:  „das 
Rcrlit  ii:ifi  Jas  Verfahren  des  Staats,  vcrmöt:»'  d-Tcii  dersi'lbe  diirrh  seine  Vcrwaltting 
eiü  vohlerworbenos  Fmatreoht,  dessen  Auliiübang  als  eine  uuabirciäbar  gewordeoe 
BediDfQog  der  allg^einaii  Entiricklung  aneriuumt  ist,  g(^en  RUckentattang  seines 
Verths  oder  gegen  Entschädigung  und  nach  gesetzlichen  Formen  aufhebt".  Es  ist 
*lÄä  zTOiSfi  Verdienst  Stein 's,  hier  für  eine  I^eihe  hochwichtiger  einzelner  Staats- 
eio^rüle  in  dss  Privateigentham  ein  oberstes  leitendes  Fhucip  in  der  Wissenscliait 
M^wtcflt  tmd  begrflndet  m  hsben.  Tor  Stein  vir  nsmentKcli  bei  den  National- 
ftkonometi  die  Untersuchung  gewöhnlich  auf  die  isolirten  Fälle,  (jrundentlaätang 
0-  dergl.,  beschränkt.  Die  Ent*>ignung  bezieht  sidi  nif  ht  auf  den  Boden  alluin.  aber 
i>t  bei  diesem  Torzugswei^e  wichtig.  Im  Texte  kommt  an  dieser  Steile  die  Boden- 
KsteigniiDg  besonders  in  Betracht  —  Es  ist  wieder  ein  Felder  der  ftiteren  Nstiontl- 
i^konoiDic,  Fälle  wie  die  Grundcntlastang  als  ganz  einzig  dastehend  anzusehen.  Aehn- 
Üches  kann  und  wird,  bald  zur  Herstellung  wirthschaftlicher  Vcrkehrsfrtihf'it  (siehe 
Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen,  Ueid.  1855.  S.  106  und  passim),  bald  zur  llinUber- 
ttmag  der  prifstwirthschafttichen  Einrichtung  fttr  die  BedQrAiissbeilriedignng  in  die 
?emeinwirthscbafUiche  in  jedem  Zeitalter  eines  fortschreitenden  (yultnrroUcs  und  Gnltnr- 
Staats  Torkommen.  Privattelegrarhie .  Privatcisenbabiien,  Privatwasserleilungen  in 
iH^dteo  u.  dgl.  m.  können  in  einer  baldigen  Zukunft  dieselbe  Kollu  im  Enteignunga- 
'  9mm  wfMun^  wie  Zehnten  In  de»  30er  und  4i^r  Jahren  in  Dentsohland.  Eben  des* 
▼egen  sind  die  EnteignungsbedOrfiiisse  als  wahre  GemeinbedOrfnisse  im  eminenten 
Sinoe  des  Worts  zu  bezeichnen. 

*)  Aach  ^r  das  Folgende  ist  L.  Stein  s  Verwaltungslehre  zu  vergleichen, 
Handb.  8.  IM      Ich  habe  seine  TemliKdogie  xom  Tbeil  adoptirt,  ttbngens  priratim 
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der  Elemente  Wasser  und  Fener  anknUpfoi.  —  Oemeiiibe- 
dttrfnisse  des  Versicherangswesens,  um  snfäUig  den  Einid 
nen  treffende  Schäden^)  von  einer  C^esammtheit  tragen  in  lassen.— 

GemeinbcdUHuisse  des  Verkehrswesens  (iu  diesem  Sinne), 
uemlich  des  Umlaufs wesens  (Maass  und  Gewicht,  Geld  and 
Münze,  Credit  und  Banken j  und  des  Communications-  und 
Trausport  Wesens  (Wege,  Transportleistungen,  VerkelirsanstÄi- 
ten),  um  in  den  arbeitsgegliederten  Volkswirtbschafteu  dem  Ver- 
kehr die  Mittel  und  Wege,  deren  er  zn  seiner  Entwicidnng  bedarf^ 
zn  gewfthren.  —  Gemeinbedttrfnisse  der  Gesundheit  und  Rein- 
liehkeit  (Ofifentliehes  Gesnndheits-  oder  SanitiUswesen,  Reinigungs- 
wesen). —  Gemeinbedurfnisse  der  Religionsttbung;  der  Sitt- 
lichkeit; der  Bildung  und  des  Unterrichts;  der  H uinanitat 
(Ililfs-  und  Armenwesen);  der  Vergnli^aingen  (z.  B.  Theater)  und 
selbst  Gemeinbedüriuisse  hinsichtlich  der  gemeinsamen  Versorgung 
mit  gewissen  Sachgütern,  wenn  die  T e c h n i k  der  ProductioD 
und  Vertheünng  dieser  Güter  dem  Indiyidnaibedttrfniss  die  Katar 
eines Gemeinbedttrfnissesgiebt (Gas,  Wasser  n.A.  m.ingroBsea 
Städten)*).  Die  rcgelmSssige  Herstellung  der  Guter  inr  B^e- 
digung  soleher  Gtomeinbedfirfnisse  (GemeingOter)  verlangt  oft 
besondere  grosse  Anstalten  hiertür,  deren  Uebernahme  und  Betrieb 
durch  einzelne  Arten  der  Gemeiuwirthschalten  statt  durch  Privat- 
wirthschailten  dann  vielfach  wieder  durch  die  Rechtsordnoag 
geregelt  werden  muss.^) 

§.  143.  —  2)  yyZeitliche^'  Gemeinbedürfnisse,  d.  Ii.  solche, 
welche  sich  ans  der  „seitlichen  Vertheilnng  der  Bevdlke- 
rnng'',  d.  h.  ans  der  Gemeinschaft  gleieben  Lebensalteri 
und  ans  der  Zusammengehörigkeit  zu  Generationen  ergeben. 

a)  Das  Volk  setzt  sich  ja  aus  Individuen  verschiedenes 
Lebensalters  zusammen  und  zerfällt  dadurch  in  Altersgruppen 

ia  den  Vorlesungen  seit  lange  eine  ähnliche  Systematik  wie  er  in  der  sog.  Volks- 
wirthschaftüpolitik  «mI.t  wirthschaftlichen  Verwaltungslehre  befolgt.  S.  meine  nach- 
trä^Uchen  Buinerkuugeu  m  dem  Kcferat  Uber  Actiengesciisch.  in  llüdcbr.  Jabrb.  XXL. 
835.  Neben  Stein  vergl.  auch  H.  Bösler,  aoa  YerwaltangBredit  I.,  2.  Bocb. 

^)  Zu  solchen  Scbüdcu  gdiOrt  für  den  Einzelnen  und  die  Familie  auch  die  LebcBS- 
vcrsicberung  Dritter  auf  den  Todesfall,  der  eben  fUr  jene  zonidtst  aiatoiieU  auch  ab 
„Schaden*'  erscheint 

*)  S.  auch  a.  §.  146  und  mein  Referat  ttber  ActiengeeeOach.  auf  d.  Eisen,  tot* 
pol.  Versammlung  1873,  besonders  in  Uildobr.  Jahrb.  XXL«  S.  272,  These  5  and  0.  | 
urtil  die  Widerlegung  der  Eiairendungen  Engel  s,  eb.  &  397.  JeUt  meine  F!n.vi«^ 
iL,  Ö.  314. 

*)  Yengl.  mein  gen.  BefSsrat,  beaondeis  Abth.  L  d.  Thesen  (1—7)  nnd  dk  Im  i 
gehörige n  AusfUhiongea,  sowie  die  Debatte  Uber  diese  Puncto  in  der  Eisen.  Tc^ 
»amuiluug  1S7S. 
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mit  gewissen  CJemeinBchaftsintercssen  und  speciellen  Geinciube- 
dflrfnissen.  Von  besondrer  IkMlciitnng  sind  hier  diejenigen  Alters- 
gruppen, deren  Angehörige  unlühig  oder  nngeuUgend  fähig  sind, 
illr  sich  selbst  in  wirthschaftlicher  Hinsicht  zu  sorgen.  Hier  ent- 
stehen eigenthUmliche  zeitliche  Gemcinbedlirfnisse ,  besonders  fttr 
die  Unerwachsenen  oder  die  Kinder  nnd  znm  Theil  auch  ftlr 
die  erwerbsnnfftbigen  nnd  yermOgenslosen  alten  Personen 
oder  die  Greise. 

ff)  Die  Ctemeinbedarfnisse  der  Kinder  bestehen  im  Unter- 
richts- und  BildungsbedUrfniss  (Frage  des  Schulzwangs), 
in  dem  Schutz  vor  frühzeitiger  übertriebener  Ausbeutung 
ilurch  die  Erwerbsarbeit  (Fabrikgesetzgebung  (Iber  Kinder- 
arbeit), im  Vormundschafts-  und  Pflegschaftsbedürfniss  bei 
Waisen  Fttr  die  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  allein  die  Eltern 
und  die  erwachsenen  Verwandten  sorgen  zu  lassen,  hat  sich  * 
erfsbrongsgemllss  als  nnznlttnglich  erwiesen.*^  Es  mnss  eben 
deshalb  wieder  eine  eigenthttmltche  gemeinwirthschaftliohe,  eventnell 
eeritative  Fürsorge  eintreten.  Ein  verwandter  Fall  ist  die  Fürsorge 
liir  Geisteskranke. 

ß)  Bei  den  Greisen  (Wittwen)  fehlt  die  privatwirthschaft- 
iiche  Erwerbslahigkeit  des  Alters  oder  der  Lebensstellong  wegen 
(s.  B.  bei  Wittwen)  vielfach,  ohne  dass  RentenV)czng  immer  Abhilfe 
gewihrt  Insofern  liegen  hier  wieder  Gemeinbedttrfhisse  der 
Ältersrersorgong  (Arbeits- Inyaliden,  Alters-,  Wittwen-Pensions- 
Wesen  n.  s.  w.)  Tor,  fttr  welche  das  priTatwirthsohatiaiche  System 
Mf  der  Basis  der  freien  Concurrenz  keine  ansreichende  Fürsorge 
trifft,  weshalb  abermals  das  gemeinwirtlischaftliche,  eventuell  das 
earitative  System  eintreten  muss  (Fragen  des  Arbeiter-Cassenwesens, 
des  Cassenz Wangs  *^). 

b)  Das  „Volk"  umfasst  nicht  nur  das  gerade  lebende  Geschlecht, 
«ondern  seinem  Begriff  nach  anch  die  späteren  Generationen, 

Der  nrsprüngliche  WitlTstand  der  englischen  und  confinentalcn  nationalökono- 
ttiscliea  Theoretiker  der  sputcrou  Smith 'ächeu  Schule,  Senior 's  a.  a.  m.  ist  jetzt 
ilMdieh  Terstummt.  Aber  die  innere  principielle  Abneigung  z.  B.  eines  so  ehrlich 
Mnseqoenten  ManneB  wie  Priuce-Smith  gegeu  die  Fabrikgesetze  betr.  Kinder- 
»rbi'it  ist  ein  chararti  ristiscli-  s  Z.  i(  hen  jener  ilteren  Auffassung,  die  mit  Unrecht 
Ukdere  deat^be  Freihändler  als  niemaU  vorhanden  bezeichnet  haben.  Yenrl.  Prince* 
ShÜIi,  in  d.  Anfs.  Jacoby*s  Ziel  der  Arbeiterbewegung  in  d.  Beri.  Vierteljahrs- 
ichrift  ISTO,  L 

"i  Venjl.  darüber  die  Erörterungen,  i,  Th.  au<  h  prinripieller  Natur,  auf  dem 
v(>lksvirthäclL  Congress  in  Crefeld,  lb74,  und  auf  der  socialpoUt.  Vcrsammlunt^  in 
liienteh  1S74.  Jetst  Brentano,  Ariwitorrenicherang,  Lpz.  1878. 
A.Waft«r,  OnmdUfmf.  t.  Aafl.  17 
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die  »yiioeh  angeborenen  Geschleohter"  mit  Anch  diese  haben 
bereits  Ansprach  aaf  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  und  Bedürf- 
nisse in  der  Volkswirthschaft  des  jetzt  lebenden  Clesehkehts: 

insbesondere  an  mö^lielister  Erhaltung  und  richtiger  (schon- 
sanier) Benutzung  der  Naturschätze  des  Bodens,  der  Vorzüge 
des  Klima 's.  Das  privatwirthscbaftliche  System  bringt  hier  die 
Gefabr  einer  einseitigen  Rücksichtnahme  aal'  die  Bedürfnisse 
der  Jetztlebenden  and  oft  selbst  nur  der  aagenblicklichen 
Privateigenthttmer  des  Bodens  mit  sich,  was  snr  Verwirth- 
schafhmg  der  Natarsohätze  des  Bodens  fahren  kann.  Es  moBS 
daher  wiedentm  dnrch  die  Reehtsordnnng  des  Staats  nnd 
zum  Theil  durch  directes  Eingreifen  des  gemeinwirthschaftiiehea 
Systems  (Uebernahme  des  Eigenthums  an  den  Staat,  an  diCj 
Gemeinde,  Controle  des  Staats  über  das  private  Grundeigenthum) 
,  diesen  Gefahren  im  Interesse  der  ktinftigen  Geschlechter  vorgebeugt 
werden:  so  im  Forstbau,  Bergbau,  in  der  Jagd  und  Fischerei, | 
vielleicht  später  selbst  in  der  Landwirthschaft  (Gefahr  der 
Erschttpfong  des  Bodens  an  Mineralsabstanzen,  ohne  Garantie  dei  | 
TViederersatzes). 

§.  144.  ^  3)  Gesellschaftliche  oder  Glassen-Gemein* 
bed ürfii  issc,  d.  h.  Gemeinbedürfuisse  der  Gesellschaftskreise 
und  Interesseugruppeu  iu  der  Bevölkerung.^^)    Die  Gemein- 

**)  Yergl.  auch  Escher,  PoHük  L,  §.  3,  der  mit  Becht  betont,  d«M  Mcb  dar 

Staat  die  „noch  ungeborenen  Geschlechtt^r*'  mit  umfasse.  —  Die  Forst-  und  Berg-  j 
hoheit,  nicht  zu  rerwechsehi  mit  dem  liäcaliächen  Bergregal,  findet  in  diesen 
volkäwirlhächaftlich  dorchaas  richtigeu  Gesichtspuncten  ihre  principielle  Berechtigiuij;, 
was  die  Schale  der  freien  Goncorreiiz  und  des  absohiten  PrlTateigentbuiis  nck  aickt  | 
immer  ztigcstande^i  liat. 

Ii.  V.  Mohl's  Theorie  der  gesellschaftlichen  Lebenskreise,  d.  h.  „der 
einzelnen  je  aus  einem  bestimmten  Interesse  sich  entwickelnden  natUriichen  Genossea- 
schaftL'n"  ((i<  srh.  u.  Lit.  d.  Staatswiss.,  Erl.  1855,  I.,  101)  ksnn  hier  im  WesentUcheu 
mit  als  1{.  gründuni;  «iicsi-r  Kategorie  von  Gemeinbedurfnissen,  thcilweise  auch  d-T 
räumlichen  und  zeitlichen  dienen,  unbeschadet  der  von  Blnntschli,  Escber. 
?.  Treitschke  n.  A.  m.  wohl  mit  Recht  ifcäussertcn  Bedenken,  ob  Mohl's  aas 
dieser  Theorie  i;czütr<  nc  Conscquenzen  fUr  die  Systematik  d»-r  Staats-  und  Gesdl- 
schaftswissenschai'tcn  nicht  uiilialtbar  sind.  Vergl.  R.  v.  MohTs  beztlgliehe  AbhandL 
in  d.  Tub.  Zcitschr.  f.  Staatfiwiss.  1851  und  bes.  d.  1.  Monogr.  io  d.  Geschichte  i 
StastswiBS.  L,  69  ffl,  namentlich  88,  89  ff.,  auch  dess.  Encyclop.  d.  Staatsräs. 
§.  5.  Er  hebt  besonders  folgende  Interessen  bei  Vi5lkeru  der  Keozeit  und  von  ecr. 
päi^clier  'i'--itfiing  ali»  "Mittelpunete  geriellschaftlicher  Kreise  liervor:  (i''meiiisi:bal"t  i- r 
Natiüuaiitut  und  der  Sprache,  gemeinschaftliche  Abstammung  von  geschichtlich  aus- 
gezeichneten oder  rechtlich  beroizngten  Familien,  gemeiusdiaftUdie  MtsttaUdM  Be» 
deutuug,  gleiche  Beschäftigung,  gemeinschaftliche  Verhältnisse  des  Besitzes  (GMoe, 
Art  di'Sbelben ' ,  (iemeinsrhaft  der  Religion,  enges  räumliches  Beisammenwohnen.  Ftr 
die  Theorie  der  Gemein bedurinisse  in  der  politischen  Üekonomie  wird  man  noch  mekx 
specialisiren  mOasen,  aber  die  im  Text  aufgcftihrten  OemdnbedHrfiiiaBe  ftgea  lick 
wohl  alle  unter  eine  oder  die  andere  der  Mohl'schen  Gruppen  der  gesellacfcalffickea 
Lebenskreise.  YergL  auch  Ahrens,  Natorrecht,  IL,  §.  HO,  S.  319  ff. 
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samkeit  eines  wichtigeren  InteresseH  verbindet  hier  eine 
Anzahl  Personen  zu  einer  luterefisengruppc  und  trennt  dieselben 
eben  dadurch  von  anderen  Grappen  und  Einzelnen.  Es  entstehen 
dann  in  einer  solchen  Grnppe  Gemeinbedttrfnisse  and  ge- 
meiDsame  Veranstaltungen  und  Einrichtungen  zu  ihrer 
Befnedigung.  Die  mannigfachsten  physischen,  wirth schaft- 
lichen, geistigen,  sittlichen,  religiösen  Interessen  führen 
ZQ  einer  solchen  Gruppiruiii::  der  Bevölkerung  iiiid  damit  zum  Her- 
vortreten solcher  gesellschaitlicher  Gemcinbedürtiiisse.  Als  beson- 
ders wichtige  Fälle  erscheinen  die  kirchlichen  Ocmeinbe- 
dfirfuisse  der  Gl  an  benage  mein  sc  haften;  die  GemeinbedUrfnisse 
der  wirthschaftlichen  Berafsgemeinschaften  (mit  den 
laUreichflten  Specialisirangen);  dictjenigen  nach  Bildung,  Un- 
terricht einer  speciellen  Art  (z.  B.  Fachschulwesen);  nach 
geselliger  Erheiterung  und  Unterhaltung  (Clubs  u.  s.  w.) 
and  viele  andere.  In  manchen  Fällen  können  gesellschaftliche  und 
örtliche  Gemeinbedürfnisse  in  einander  übergehen,  z.  B.  bei  kirch- 
lichen, Bildungs-,  Unterhaltungsbedürl'nissen.  Die  Rechtsordnung 
des  Staats  hat  auch  im  Gebiete  dieser  GemeinbedUrfnisse  und  der 
Vorkehrungen  und  Anstalten  zu  ihrer  Befriedigung  wieder  wichtige 
Aoigaben  xu  erfüllen.  Der  Staat  muss  insbesondere  allen  be- 
rechtigten* Interessen  der  Gesellschaftsgrnppen  die 
Möglichkeit,  sich  geltend  zu  machen,  gewähren,  wozu  eine 
richtige  Gesetzgebung  über  Vereins  wesen  und  Uber  die  Erlangung 
selbständiger  Vermogensrähigkeit  solcber  Vereine  u.  8.  w.  besonders 
iiuthig  ist^*).  Aber  er  niuss  auch  Uber  sie  alle  seine  Sou- 
veränetät  bewahren  und  uuter  den  verschiedenen,  vielfaeh 
gegnerischen  Gruppen  das  Trincip  der  ausgleichenden  Ge- 
rechtigkeit vertreten  (Glaubensgemeinschaften,  wirth- 
lehaftliehe  Classenvereine!). 

Das  Gemeinbedflrfniss  der  Rechtsordnung  speoiaiisirt  sich 
nitbm  auf  den  Gebieten  der  örtlichen,  zeitlichen  und  gesellschaft- 
lichen Gemeinbedtirfnisse  in  der  That,  aber  es  geht  in  letzteren 
keineswegs  auf. 

Ob  und  wie  weit  das  gemeinwi rt hschaftliche  System 
die  Fürsorge  für  die  Befriedigung  der  GemeinbedUrfnisse  über- 
nehmen muss,  lässt  sich  erst  entscheiden,  wenn  uniersucht  worden 
ist,  ob  und  wie  eventuell  das  priTatwirthschaftliche  und  das 


&  v.  9.  Ifi2,  158,  AhreuB,  IL,  §.  62. 
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caritativc  bestem  hier  eine  passende  Function  llbernehmen.  Dies 
wird  zuuächst  iu  den  tolgeudeu  beiden  Abschuitteu  erörtert  werden. 

2.  Abschnitt. 

Prlvatwlithscliallliche  Fllnorfe  für  ISemelnbedftrIhisse. 

Ihr  nciguii  »ick,  uach  iliroo  ürunüaatichauuugän,  die  Aubäuger  des  Sy»temi 
der  freieu  Goncnrrenz,  also  im  OrosMA  and  (lanzen  die  Schma  von  Ad.  Saitl 

zu.  mit  der  einzigen  principiellcü  Ausnahme,  dus  für  die  Fürsorge  für  das  erste  aBs 
(jciiuiiibedürfnisse,  das  der  Kechtsonlnunfr,  der  Staat,  also  die  hiVchste  Form  der 
Zwaugbgeinciuwirthiicliaft,  iii  Aua|jiucii  guuuuimcu  wird.  Die  Socialistc-n  umgekehn 
wollen  venigBtana  fDur  solcbe  Oemeingttter  pTindpiell  and  möglichit  atels  in  der  Wbl- 
licbkeit  oino  gemein-,  bo Wunders  zwaugsgemeinwirtkschaftliche  FUlMttge.  Die 
Vertreter  n  liLnöser,  kirchliclicr  Aii>' hauungcn  bofürworton  in  ^össerom  Umfanye 
die  Auweuduug  des  cari tat iven  Systems.  Üliaractcristittch  i:>t  gegenwärtig  beaonden» 
die  Stellung  der  einzeben  wirthschaftlielien  Parteien  in  Betreff  dieiea  Fanctea  in 
Untenichts-,  im  Verkchrsresen:  dort  der  Streit  Uber  kirchlidie  and  bez.  staatlicli'. 
und  gemeindliche,  hier  Uber  private,  resp.  actienffesell-chaftsmässig'e  und  andeiseic 
staatlicho  imd  gcinoindliche  (proviucielio  u.  a.  w.)  Ueborualime  uud  Leitung  der  btitrefieadeü 
Anatatten.  HinrichtUch  des  2.  Gebiets  and  verwandter  Pnncte  s.  die  Debatte  anf  den 
Eisen,  soc.-polit.  Congrest>  IST.^  in  Alümflpflmg  an  meine  Tliesen  aber  die  Bi- 
engong  des  Aoticn;rLsellsrliaffvwesens  zu  Gunsten  liesonder»  j>taatli<  her  und  conimuoaJer 
Austaltea«  wo  u.  A.  bchmoiler  mehr  auf  meiner,  Eogcl  uud  Gneist  auf  d:: 
privatwirtbschaftlichen  Seite  standen.  In  einzelnen  practiBcben  Fragen,  i.  E  «kl 
Staats-  oder  Privatbahneii ,  ob  Staats-  oder  Privatzettelbaukcu ,  ob  Cassenzwang  f^r 
Arbeitcrinvalidcncasscn  oder  nicht  u.  A.  m..  haben  sich  die  Ansichten  auch  soiistigcr 
priiicipieiler  (iegner  übrigens  Fiuilach  geuaburt.  Ueber  daä  Detail  Tgl.  meine  Fiit* 
wias.  L  2.  A.,  Kap.  v.  Privatenrerb  n.      Kip.  t.  d.  GebObma. 

1.  —  §.  145.  Zalässigkeit  und  Gebiet  dieser  FQrsorge. 
Die  Befriedigongsmittel  fflr  die  Gemeinbedflrfnisse  oder  die  Ge- 
meingüter" mflsseDy  wie  sieh  ergeben  wird,  zwar  II  her  wiegend 
durch  das  gemeinwirthschaftliehe  System  beschafft  und  deo 

BetlUrltigcn  znr  Verfügung  gestellt  werden.  Doch  kann  in  be-! 
s c b r ä u k t e ni  M a a s s c  auch  das  j) r i v a t w i r t h s c b a f t Ii c h e  ood 
da8  caritativc  System  interveniren.  Die  üncntbehrlichkeit  dei* 
gemeiuwirthäcbaltlichen  System«  wird  doreb  den  Nachweis  hierfli^er 
am  Besten*  begründet  | 
Eine  priTatwirthschaftliehe  HersteUnng  yon  Gemds- 
gtttem  kann  in  der  Weise  in  Frage  kommen,  dass  sieb  einzeliie^l 
Privatwirthscliaften  dieser  Aufgabe  nach  den  GmndsStzen  derj 
Arbeitsgliederung  („berufsmässig")  und  in  der  Absicbtj 
des  Erwerbs  widmen  und  daher  die  Gemeingüter  gegefll 
Speele  11  eil  Entgelt  den  Hedlirltigen  im  Tausche  (Verkaufli 
überlassen.  6o  ist  auch  tbatsächiicb  früher  uud  jetzt  fUr  manche 
r'cnieingüter  gesorgt  worden.  Sogar  Fälle  des  Reohtsschutze!» 
haben  zn  Zeiten  hierher  gezählt,  solange  der  Staat  nicht  selbst 
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ameUiessltGli  fttr  die  Reehtsordnmig  sorgte ,  ^)  nnd  werden  sieli 
nter  dieser  Voraussetznng  wiederholen.   Namentlich  aber  werden 

die  Güter  znr  Befriedigung  mancher  örtlichen  und  gesell- 
schaftlichen sowie  einzelner  zeitlichen  Gcmeinbediirfnisse 
aof  diese  Art  hergestellt.  Beispiele  sind  rrivatschulwesen,  specu- 
lAti?es  Versicherungswesen,  Verkehrsanstalten  als  Er\i'erbsunter- 
nebmnngen  (Privateisenbahnen ,  DampfscbifTfahrt) ,  Creditanstalten 
(Buken),  Gasanstalten  yon  firwerbsgcÄellsebaften  betrieben,  Privat- 
dwsler  Q.  A.  BL  Namentlioh  fungirt  die  Kapitalassooiation, 
beionders  die  Aetiengesellschaft  hier  als  Vertreterin  des 
privatwirthschaftlichen  Systems,  wenn  es  sich  um  Anstalten  eines 
^'cwissen  Kisicos  nnd  grösseren  Kapitalbedarfs  handelt. 
In  technischer  und  ökonomischer  Hinsicht  reicht  diese  privat- 
wirthschalUiche  Herstellung  von  Genicingtitern  öfters  aus,  selbst 
die  Actiengesellschaft  steht  darin  nieht  immer  der  Gemeinwirtb- 
^haft  ttaeh,  mitanter  voran, ')  Dennocb  Ittsst  sieh  auf  diese  Weise 
licht  in  irgend  umfassender  nnd  genügender  Art  FQr- 
lorge  Ar  die  Befriedigung  der  Gemeinbedtfrfnisse  treffen. 

II.  —  §.  146.  Beschränkte  Anwendbarkeit  nnd  Be- 
denken der  }) r i vatwirthschaftlichen  Fürsorge  für  Oe- 
meinbedtirfnisse.  Diese  ergeben  sich  jeder  unbefangenen 
Untersuchung  der  einschlagenden  Verhältnisse. 

1)  Ueberhaupt  nur  ein  beschränkter  und  niobt  der  wich- 
tigste Theil  dieser  Bedürfnisse  lässt  die  Befriedigung  nach  dem 
privatwirthscbaftUeben  Systeme  zvu  Namentlioh  verlangt  das  wieh- 
tigste  Gemeinbedflrfniss,  da^enige  der  Reohtsordnnng,  dnreh* 
aas  die  Wahrnehmnng  dnreh  den  Staat  selbst  Denn  nnr 
dabei  besteht  die  Garantie  einer  richtigen  und  gerechten  Befrie- 

*)  Hierher  gehörigt-  Falle  von  allgeinoinerer  BcdLHiunn  sind  i.  B.  die  riüttelalttT- 
lichea  Lebergabcn  des  eigenen  Büdens  an  weltliche  (iro^se  und  an  dio  Kirche,  mit 
BielempCuif ,  aber  unter  Beschverdeng  des  Bodens  mit  NataraUbgeben  und  Diensten 
?e{ren  (i»  w;ihrung  von  Rechtsschutz,  Ahnahnu)  des  Wehrdiensts.  (S.  Kap.  1,  d.  2. 
Ablh.  §.  2o3.)  —  Abfindungen  der  Privaten  mit  Käubern,  wie  im  alten  (Friedländer, 
fttteogesch.  II.,  42  If.)  und  wie  noch  im  neuesten  Italien.  —  Tribute  an  Seeräuber 
n.  dgL  m.  —  Aber  auch  in  geovdneteren  Staatsrerhältnissen  ist  der  im  Texte  genannte 
Fall  mflerlich  und  vorgekommen,  z.  H.  <  »riranisation  prirater  Sriiutzwarhon  fiir  W'aaren 
auf  Hessen  u.  ügl.  Allgemeiner  in  neuen  KolouiaUaadern,  America,  Australien  /eitwoiso. 

*)  Beide  hatten  h&olig  gewit^e  gom ei  nsamc  Vorzüge  und  Nachtheile  gegenttber 
••em  Priratgeschlll  des  einzelnen  Menschen,  z.  ß.  Staats-  und  Actiengesellschafts- 
k'trieb  v.,n  Transportanstalten,  weshalb  di<'  tiblirbfii  rtkoiKiiiiisch-tcchiiisrli.  n  Kinwiiiide 
<ier  Schule  der  i'reieu  Concurrenz  gegen  Staatsbetrieb  oii  gar  nichts  beweisen,  z.  Ii. 
b  dsr  Fuge  der  Staats  bahnen,  wo  eben  ansser  dem  Staate  nur  AcÜengeaeU- 
schaflsD,  nicbt  reine  rrivatunternehmungen  in  Betracht  kommen  kOonen.  S.  Raa- 
Vagaer,  Fbiaiiz.  6.  Aal  U  g.  229,  2.  A.  §.  244. 
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diguiig  (lieseb  Bedürfnisses  lUr  alle  Staatsangehörige  Ebenso 
bewährt  sich  bei  den  wichtigsten  örtlichen  nnd  zeitlichen 
GemeinbedttrfDisseii  meistens  nur  das  gemeinwirtiuchaftliche  Systm^ 
das  um  so  aasschliesslieher  eintreten  mnss,  je  grossere 
Kreise  der  BeyOlkemng  an  dem  OemeinbedHrftiiss  betheOigt  sisd. 
Nor  die  Gemeinbedtlrfnisse  kleiner  rftnmlieher  Kreise  tmd 
besonders  diejenigen  der  gcsellscbaftliehen  Interessen- 
grnppen,  welche  immer  nur  grössere  oder  kleinere  T heile  oder 
C lassen  der  Bevölkerung  betretlen,  werden  häutiger  ohne  Nach- 
theil  oder  selbst  mit  Vortheil  nach  dem  privatwirthschaftlichen 
System  befriedigt.  Aber  auch  hier  ist  Ton  Fall  zu  Fall  zn  onter-, 
snoben.  8elbst  gewisse  Verändemngen  der  Technik  der  Pro- 
dnetion  kOnnen  s.  B.  mitunter  jeden  Vonng  der  PriTatwirtbsohift 
vor  der  Gemeinwurtbsebaft  beseitigen  nnd  den  Uebergang  mm 
gemeinwirthsebafUicben  System  riUbliob  macben  (stSdtiselie  Gti- 
nnd  Wasserversorgung,  Omnibus-  nnd  Pferdebahnwesen).*) 

2)  Der  privatwirthschaftliche  Erwerbsgesichtspunet  bietet  zwar 
auch  bei  der  Herstellung  und  dem  Gebrauch  von  Gemeingütern 
Vortheile  in  technischer  und  ökonomischer  Hinsiebl. 
Aber  die  Beschaffenheit  vieler  Gemeingüter  wird  gerade  unter 
diesem  Gesiehtspnnete  besonders  leicht  leiden ,  weil  diese  Gtiter 
nach  anderen  als  rein  Okonomisehen  Rfleksichten  benrtlieilt  werdes 
müssen,  —  so  s.  B.  die  Leistungen  der  Scbnlen,  selbst  der  Ver- 
kehrsanstalten. ^) 

3)  Die  betreffenden  Vorkehrungen  zur  llerstellnng  solcher 
Gemeingüter  verlangen  häutig  einen  grossen  Arbeits-  und 
K a]) italau l'w und,  concentrirt  in  einer  oder  wenigen 
Anstalten.  Daraus  ergiebt  sich  im  privatwirthscbaftliehen  System 
die  besondere  Gefahr  faetischer  Monopole  gerade  hier  (§.1S7X 
worunter  die  Versorgung  der  Consumenten  dann  bei  diesen  Gtten 
in  noch  schlimmerer  Weise  l^idet^  als  in  anderen  Fällen  der  gewShs- 
liehen  Saehgüterprodnetion.    Dieser  Umstand  spricht  namentlieb 

^)  Nur  deshalb  die  prin  ri  pii-lh*  Rpscitijpnng-  aller  patri m onialen  Justiz 
in  neucäter  Zeit,  —  ein  Umstand,  der  in  X'retiüüen,  Oesterreich  u.  a.  L.  seit  1S4$  die 
Steigerang  der  Ausgaben  im  JnstizdepaTteinent  iriclit  imwefleBtllcli  ndt  vennebit  hL 
Vergl.  über  Oesterreich  meine  Ordnung  des  Ost6iT.  Slutahaadialli,  Wies  18CS, 
S.  44  tf.,  und  Bluntschli's  Staatswörterb.  VII,  (ilT. 

*)  S.  0.  §.  142  Anm.  S,  besonders  meine  Widerlegung  KngeTs. 

Ein  typisches  Beispiel  Ist  du  Eisenballiiireiieii:  die  Fra^e  Staats-  oder 
Priratbahncn.  Vergl.  darober  die  einR:ehend«,  lieUetcbt  dem  Privatbahn wescn  eher 
norh  7U  iriinstlL'-e  Errtrt'Tung  in  Kau- Wagn  er.  Finanz.  6.  Aufl.!..  §.  228  fl.  Jetzt 
noch  etwas  mehr  auf  Seite  d.  Staatsbabnen  stehend,  die  Behandl.  d.  Frage  in  d.  Fiii. 
2.  A,  I.  §.  248  ff. 


Digitized  by  Google 


I 

I 
I 

PriFatwiitbäch.  Fiirsorge  für  Gem.b&dürfa.    Zulo^i^igk.    Bcäciiiaiik.  263 

dagegen,  die  Versorgung  mit  manchen  wichtigen  Gütern  des  ört- 
lichen GemeinbedUrlnisses,  z.  B.  grosse  Verkehrsaustalten 
(Eisenbahnen),  Anstalten  fUr  städtische  GemeinbedUrfnisse 
0.  dgl.  m.  den  Actiengesellschaften  zu  tiberlassen,  o])^'leich 
letztere  technisch  and  ökonomisch  wohl  im  Stande  sind,  die 
erforderlichen  Gemeingüter  herznstellen. 

4)  Ein  grosser  nnd  der  wichtigste  Theil  der  Gemeinbedflrf- 
me  besteht  ans  Bedtfrfnissen  so  allgemeiner  Bedeutung  für 
die  ganze  Bevölkerung,  dass  eine  sichere  Bürgschaft  dafür 
vorbanden  sein  nuiss,  einem  Jeden  die  Befriedigung  zu  ermr»g- 
lichen.  Diese  Bürgschaft  fehlt  oft  bei  der  privatwirthschaftlichen 
üentellong  der  betreffenden  Gemeinguter.  ^)  Nach  der  ö  k  o  n  o  mi- 
schen Lage  nnd  nach  dem  niedrigen  Biidangsstande  und 
dem  onznl&nglichen  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  der 
Masse  der  BevOlkernng  Iftsst  sich  vielmehr  mit  Gewissheit  behaap- 
ten,  dass  ein  Theil  des  Volks  nicht  im  Stande  oder  nicht 
Willens  (Unterrichtswesen!)  ist,  die  Kaufmittel  zu  verwenden, 
dnrch  welche  ihnen  die  Befriedigung  wichtiger  (lemeinbedürfnisse 
nach  den  privatwirthschaitlich  notbwendigen  Kosten  oder  Preisen 

^  Dias  iäast  sich  an  folgendom  pracüsch  wichtigen  und  theoretisch  lehrreichen 
Beiniel  «ufIftliTCin.  Eim  wientifer,  ^eichirohl  noch  wenig  gewiirdigtor  GemehtBpnnct 
io  der  Frage,  ob  das  Eisoubahnwcsen,  das  städtische  Pferdebahn-  und 
Omnibus  wo  seil  als  öffentliche  Unternehmung,  des  Staats,  der  (ieincinde,  oder  als 
prirate,  thatsächlich  daher  meiüteus  der  Actiengesellschaften.  eingerichtet 
Verden  soll,  ist  der  folgende,  der  nahe  genug  liegen  sollte,  veil  er  im  Postresen, 
Tdegn^heniresen  >choa  aar  OekllBg  gelangt  i^it.  In  jedem  Eisen))ähn-,  Omnibtis- 
liniennetzc  sind  Curse  von  verschiedener  Hentaliilität  enthalten,  wahre 
Activ-,  aber  auch  wahre  Passivcurse.  Bei  einheitlichem  Eigenthums-  und 
BeliielfrorlilJtliJsB  (tb  er  tragen  sicli  die  finanziellea  Resultate  dieser  Corse  gegen- 
^<itig,  80  dass  dadurch  auch  die  Fähigkeit  wächst,  ungünstige  Curse  mit  auf- 
zaaehmen  oder  m.  a.  W,  in  enüegcnero  Gegenden  schwächeren  Verkehrs  das  Netz 
au&zadehüeu  und  dadurch  immer  weiteren  Kreisen  die  Befriedigung  des  betreffcudeu 
TerisdiBrtMditrfiiisses  sn  ermöglichen.  Darin  liegt  der  grosse  Vorzug  eines  um- 
fassenden Staatseisenbahnnetzes  n.  s.  w.  Wird  ein  solches  Netz  einer  Äctien- 
ffesellschaft  übertragen,  so  entsteht  wi«'d«  r  eine  nicht  leicht  zu  bekrimpfende  Tendenz 
cmes  factischen  Monopols  und  anderseits  doch  eine  immer  neue  Schwierigkeit ,  das 
Kete  sach  bei  hoch  rentablen  Hanptctirsen  auf  schlecht  rentirende  Nebenlinien  ans- 
rud'hucn.  Denn  es  ist  kaum  möglich,  einer  (JesL-llschaft  in  dieser  Beziehung  strin- 
.'^ute  Verpflichtungen  aufzulegen.  Die  zukünftige  (ie^taltunc:  liisst  sich  nicht  so  weithin 
<ibcn*ehen.  Das  Ergebniss  ist  dann  oft  das,  welches  wir  iu  i'reussen  im  Eisen- 
Mmwesen  sehen:  die  guten  Aetircarse  gehören  alten«  varhUtnissrnSssig  kleinen  Ge- 
sellschaften, die  schlechten  Curse  miiss  (1»t  Staat  übemehmon  oder  mit  Zinsgaranticcn 
versehen.    Lst  das  Netz  einmal  etwas  mehr  ausj^diant ,  so  wachst  an<li  das  Kisico 

der  Uebemahme  neuer  Strecken  und  dalur  muss  dann,  gemäss  den  <irund- 
ätzen  des  prifatwiftteehafUidien  Systems,  wiederum  einer  Actlengesellachaft  eine 
'*sondre  Vergütung  zu  Theil  werden.  f)dcr  m.  a.  (!•  r  Ausbau  unterbleibt  od<T 
wird  Terthcuert  und  die  allircmcine  Rcdürfiii>b})''i"rie'Jigung  wird  erschwert,  vielfach 
Uunöglich  gemacht.  \  gl.  meine  Fiu.wiss.  2.  A.  L,  2.  B.  2.  K.  5. 1I.-A.  v.  (Jomm.  u. 
1^niisp.wes.  |.  231  ft,  bes.  Uber  Eisenbahnen  §.  249  (f.,  ober  Post  II.«  §.  308  ff. 
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ermöglicht  wird.   Eben  deshalb  mngfl  wieder  das  gern  ein  wirtb- 

scLattlicbe,  insbesondere  das  z  wangs gern  ein  wirtbschaftlicbe, 
mindestens  aber  das  c aritat ive  System  diese  Bedlirfnissbefrie- 
digungen  vermitteln.  Jeder  Zuscbuss  aus  üffent  lieben  Mittebi 
zur  Kostendeckung  des  Schulwesens  über  die  etwaigen  Schulgelder 
hinaus  birgt  das  Zugeatändnise ,  dass  nach  rein  privatwirth- 
eehafUichen  GmndB&tsen  hier  eine  hochwichtige  BedttrfniaBbefrie- 
digung  schlechterdings  nicht  zu  erzielen  ist 

I 
I 

3.  Abschnitt. 

Fürsorge  für  Genidnbedürfnisse  durch  das  caritative  System  und 

Function  des  letzteren  flberbaopt 

In  der  systematisdieii  NstionaldkoBomie  tind  betonden  Sohftffle's  EfSitonng« 

auch  lürr  hervorzuheben.  Sie  stehen  noch  sehr  vereinzelt  in  dieser  Literatur.  Siek 
Syst.  .H.  Aufl.  I..  2-1,  83  fl..  HO.  II..  12.  besonders  S«  H.,  177  H".,  325  IF.,  1^6.  Soc. 
KOrper  III.,  371  IT.  Schulfie  bozuiclmet  daä  i^aazo  (iebiet  mit  dem  teduuiichefi 
Namen  „Hingebung**  und  zwar  in  der  Form  der  Sinseitigkeit  als  Liberalit&t  I 
S.  Vorbem.  zu  folg.  Abschn.  Hermann,  Untersuch.  S.  44  ff.,  kurz,  aber  principiell 
gut.  Es  ist  sonst  namentlich  auf  dif  Literatur  über  Wohlthäti^^kcits-  uail 
Armen we^eu  zu  verwebou,  sowuhi  aui  diu  Spcciallitcratar  als  auf  die  Bebandla&g 
dieser  Fragen  in  der  Yenraltongslehre  oder  PolizeiwiBsenscbaft  S.  be-  I 
sonders  L.  Stein,  Handb.  d.  Verwaltungslehre  S.  411  IF.,  419  fT.,  R.  v.  Mohl,  Polizei- 
wiss.  3.  Aufl.  I.,  307  ff.,  ,'{52  fl'..  Kau,  Volkswirthschaftspolit.  II,  §.  '^24  tf.  Bei  Raa 
und  Mohl  auch  die  Specialliteratur.  A.  Emminghaus,  Armeuwcseu,  Bert  liö'i. 
Ygl.  aach  K.  Siegel,  Uber  d.  YertheiL  d.  Liebeegaben,  einBeitr.  i.  MwÜL  Anaea- 
pflcgc,  Hci<ielb.  1S77.  Manche  branchbaro  Materialien  und  wicbtigo  Flogeoeige  il 
d.  jährl.  ..Uerirhten  d.  Vaterland.  Frauenvereins".  Berlin. 

Die  Schule  der  freien  Coucurrcnz  mubs  natürlich  im  Humanität^-  und  Armen- 
vesen  eine  Verletzung  ihres  Haap^riocipe :  Leistang  und  GegeolelBtiiBg,  aehea  and  I 
betont  daher  auch  mit  Recht  die  grossen  Gefahren  joder  nicht  streng?  individualisiren- 
den,  Erwerbsfaliit;*!  und  Faullcn/.er  niclit  unbedinp^t  ausschliessenden  ullentlichen  um! 
pri?atüu,  bcsuudurs  auch  kirchlichen  Armenpflege.    Aber  sie  trugt  dabei  wieder  der 
inneren  prindpiellen  Berecbtigang  und  Nothwendiglteit  der  liberaleren  Uatantltmif  [ 
nicht  iniuKT  vollständig  Rfchnung.  Verpl.  das  gen.  Sammelwerk  von  Emmingh»u^. 
Die  Manchesterrichtung  und  die  katholist  h  -  kirchliche   K'ichtuug  stellen  hier 
Extreme  dar,  innerhalb  deren  das  Richtige  wohl  ziemlich  in  der  Mitte  liegt 

1.  —  §.U7.  Zolässigkeit  und  Gebiet  dieser  Fflreorge. 
Der  am  Behloss  des  vorigen  Abschnitts  genannte  Mangel  ftOt  fort, 
wenn  statt  des  privatwirthschafllichen  das  oaritatire  System 

die  Fürsorge  für  die  Versorgung  mit  Gemeingütern  übernimnit 

Dieses  System  kann  in  der  That  Bedeutendes  auf  diesem 
Gebiete  leisten,  für  zahlreiche  und  wichtige  ürtliche, 
gesellschaftliche  und  auch  selbst  für  zeitliche  Gemein- 
bedUrfuisse^  namentlich  solche,  welche  in  pflegenden  persOn* 
liehen  Diensten,  in  Werken  der  Barmherzigkeit  liegen. 
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Die  Erfahrung  bat  ganz  besondere  grossartige  und  erfolgreiche 
Wirkungen  des  caritativen  Systems  nuter  dem  Impulse  religiöser 
Tendenzen  und  in  der  Form  kirchlicher  Veranstaltungen  auf- 
zQweiseD,  vielleicht  niemals  mehr  als  in  der  christlichen  Kirche, 
besonders  katholischer  CoDfession.  ^)  Ausserordentliche  Leistungen 
für  Hilfs-y  Armen-,  Kranken-,  Waisen wesen,  für  Unter- 
rieht und  Bildung  n.  s.  w.  sind  hier  zu  veneichnen.  Anch 
Loitimgen  im  Gebiete  des  Beebtssobntzes  nnd  selbst  in  der 
•  ntteriellen  Cnltnr  (Strassenanlagen,  Rodungen,  Verbreitung 
besserer  Technik  des  Ackerbaues  und  der  Gewerke)  haben  nicht 
gefehlt.*)  Ausser  und  neben  religiösen  und  kirchlichen  Impulsen 
haben  freier  Gemeinsinn,  Liebe  für  Wissenschaft  und  Kunst, 
Hnmanität  im  besten  Sinne  des  Worts  vorübergehend  und  blei- 
bend freiwillig  die  Mittel  gewährt  nnd  die  Anstalten  ge- 
eebsffen,  mn  die  Befiriedigung  von  GemeuibedtIrfniBsen  nach  den 
Prineipien  des  caritativen  Systems  den  Bedürftigen  nnentgeltlicb 
oder  gegen  einen  geringerenEntgelt,  als  es  privatwirthschaft- 
lich  oder  selbst  gemeinwirtböchaftlich  anginge,  zu  ermöglichen 
'Armen-  und  Krankenversorgung,  Kunstsammlungen,  Bibliotheken, 
Scholen  u.  s.  w.).^)  Hier  treten  eben  jene  sittlich  guten  Po- 
tenzen, deren  Berechtigung  oben  (§.  132)  betont  wurde,  zur 
Ueberwindung  des  wirtbschaiUichen  Selbstinteresses  in  Wirksamkeit 
Der  Privatreicbthum  erhält  eine  sittliche  Weihe  nnd  da- 
mit eine  neue  Bechtfertigung. 

Soweit  es  sieh  hierbei  um  mehr  dauernde  und  von  der 
physischen  Person  des  Gebers  unabbäugig  gestellte,  daher  womög- 
lich mit  dem  Rechte  der  juristischen  Person  ausgestattete  und  zu 

0  £8  wird  dieä  auch  der  Protestant  unzweilUhaft  aneikcniiün  mttssen.  Ob  und 
«ie  vflit  Mar  die  kt&oÜselie  Lebre  von  der  Bedeatong  der  ^aten  Weike  Ton  Einflnss 

^f.  bestimmt  den  sittlichen  Werth  dieser  Leistungen  mit,  ist  jedock  für  die  hier 
ui  Betracht  konimi  ri«lc  Auffassung  gleichgiltig-.  —  Auch  das  Judonthnm  steht  notorisch 
in  Leintangen  auf  dem  (iebietc  des  Hil£i-  und  Armen wosens  sehr  hoch. 

*)  KlStter  in  den  enten  Jftbrhnnderten  nach  der  Einfftbrung  des  Chrirtenthnm» 
besonders  in  Mittel-  nnd  Nordeuropa  (Deutschland);  christliche  \rission»re  in 
AfricÄ,  America  noch  heute.    Vpl.  auch  Brentano.  Arb.versirh.  S.  37  H", 

')  In  einzelncu  alten  deutschen  Stildten,  Fiaukt.  a.  M.,  Cöin,  Leipzig,  Hamburg 
IL  A.  im  Groasen  und  Ganzen  in  der  Gegen Mrart  wohl  am  Meisten  in  den  reichen 
■'chveizer  St  idt'm  (Basel I)  ist  Dergh-iclion  zu  finden.  Die  republikanische  Einfach- 
iicil  des  Privatlebens  reicher  Schweizer  verbunden  mit  solchen  Leistungen  sticht  hier 
Wrtheilhaft  ab  gegen  einen  grossen  Theil  der  reichen  Classen  der  tlbrigcn  Welt. 
Uebrigens  kann  doch  anch  in  Nordameiica,  England  an  die  Aster  (dentBchen  Ureprungs), 
I'eaI>ody  (nordamcricaniacher  Gebart)  erinnert  wcnlen.  Jener  Sinnspruch  im  Zopfstyl, 
dea  Joeeph  II.  1775  über  den  in  Wien  dem  Publicum  zur  Verfüguni,^  »gestellten 
it-Garten  setzte:  ,^en  Menschen  gewidmeter  Erltistigungsort  von  ihrem  Schatzer", 
Wzdchnec  da«  innen  Wesen  solcher  Leistungen  recht  gut. 
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selbständigen  E  in  zelwirth  sc  haften  werdende  Veranstal- 
tangen  zur  Fürsorge  für  Gemeinbedttrfnisse  handelt,  kann  man  das 
ganze  Gebiet  der  Thätigkeit  des  oaritativen  Systems  als  Wid- 
iniings-  und  Stiftnngswesen  bezeichnen. 

Es  ist  nnn  von  gleicher  Wichtigkeit^  einerseits  die  allge-  { 
meine  Berechtigung,  ja  Nothwendigkeit  der  FmelioB' 
des  caritativen  Systems  gerade  im  Gebiete  der  G e raein be- 
dUrfnisse  neben  den  beiden  anderen  Systemen  und  insbesondre 
auch  noch  neben  einem  bestmöglichen,  d.  b.  der  Zeit  und 
dem  Orte  gat  entsprechenden  gemeinwirtbschaftlichen  System,  lo 
begründen;  andererseits  aber  die  anv  er  meid  Ii  eh  engen 
Schranken,  in  denen  das  caritative  System  in  der  Begel  alleio 
dnrchflihrbar  ist  mnd  in  denen  es  sich  allein  anf  die  Daner  wohl- 
thfttig  bewährt,  festzustellen,  nm  so  wiedemm  die  Berechtigung  und 
Nothwendigkeit  des  gemeinwirtbschaftlichen  Systems  auch  von 
dieser  Seite  aus  zu  emeisen. 

II.  —  §.  148.  Die  Berech ti{^un g  und  Nothwendigkeit 
des  caritativen  Systems  liegt  darin,  dass  es  in  der  Volkswirtbscha!^ 
immerLttcken  in  der  fiedttrfhissbefriedigung  geben  wird,  wekhe 
sich  weder  privat-  noch  gerne  in  wirthsohafilich  genttgead 
ansfttllen  lassen.  Das  privatwirthschaftliche  System  reieiit 
nicht  ans,  well  oft  gar  kein,  mindestens  aber  kein  hinlänglich 
starkes  Interesse  besteht,  hier  Vorsorge  zu  treffen.  Das  gcmcin- 
wirthschaftliche  System  aber  muss  nach  bestimmten  festen 
Regeln  operiren  und  kann  auf  die  Verschiedenheit  der 
concreten  Fälle  häufig  nicht  ausreichend  Rticksicht 
nehmen. 

Oerade  hier  zeigt  sich  die  Stärke  des  caritatiTen  Systems: 
es  kann  individnalisiren.  Dies  ist  aber  oftmals  onbedüigt 
nothwendig,  nm  allseitig  ftlr  genttgende  BedärihlssbeftiedigUDgen 
zn  sorgen.  In  dem  grossen  Gebiete  des  Hnmanitäts-,  Armen-, 

Hilfs-  und  Woblthiitigkcitswesens  und  in  verwandten  Zwei- 
gen wird  daher  das  caritative  System  schwerlich  je  zu  entbehren 
sein.  Oeffentliche  Armenpflege  z.  H.  wird  immer  der  Er- 
gänzung durch  Pri vatwohlthätigkeit  bedürfen.  Ein  neues  ver- 
wandtes und  sehr  characteristisches  Beispiel  liefert  auch  in  Deutsch- 
land die  Grttndnng  priyater  HUfsvereine  fttr  die  KriegsinvalidsD 
neben  der  grossartigsten  OffenÜichen,  d.  h.  also  gemeinwirthsdisft' 
liehen  Invalidenversorguug  (Kaiser  Wilhehn-Verein);  ähnlich  die 
private  Untersttttzung  der  Krieger  während  der  FeldzQge  selbst 


Digitized  by  Google 


I 


BerechtigODg  n.  beeduinktfi  Foncdon  des  caritati?en  Systems. .  267 

darch  Gaben  aller  Art  (,,Liebe8gabeu'')  neben  einem  so  umfassenden 
und  gut  organisirten  Offentliohen  Yerpfleg^ngsweseD,  wie  es  in 
froheren  Zeiten  nnerhOrt  war. 

Das  caritatiye  System  führt  hierdurch  zn  dner  Sittliehnng 
des  privaten  Vermögensbesitses  O^mit  dem  anverlranten  Pfnnde 
wachem der  Rente  neinkommen  nnd  damit  znr  yolkswirth- 
BchaftlichcD  Rechtfertigung  dieser  Institutionen  von  der  Seite 
derVermögensvertheilung  aus.  Es  giebt  ausserdem  den  be- 
sitzenden Classen,  ähnlich  wie  in  einigen  Fällen  das  gemein- 
wirthscbaftliche  System  (Ehrenämter  nnd  Selbstregierung  u.  s.  w.), 
Gelegenheit  nnd  Anreiz,  arbeitsfreie  Zeit  doeh  passend 
im  Dienste  der  Gesammtheit  za  verwenden.  Die  privatwirth- 
flchsflliehe  Vermögens  gl  eichheit  darf  Ton  diesem,  gewöhnlich 
Ibenehenen  Gesichtspnncte  ans  als  Ökonomische  Voraus- 
Setzung  mancher  der  edelsten  und  auch  mancher  der  Allge- 
meinheit nützlichsten  menschlichen  Handlungen  bezeichnet 
werden.  Eine  TöUig  communistische  oder  extrem  socialistische 
Gleichmacherei  des  VermOgensbesitses  würde  hier  Wenig  yerbessem, 
Vieles  yerderben. 

DL  ~  §.  140.  Die  nothwendfge  Beschränktheit  der 
Fsnetion  des  earitativen  Systems  ist  auf  der  anderen  Seite  doch 
ebensowenig  zn  yeikemien. 

Ij  Schon  auf  den  erwähnten  Gebieten  des  Ililfswesens 
n.  8.  w.,  wo  dieses  System  an  und  für  sich  am  Besten  fungircn  kann, 
reicht  es  notorisch  vielfach  nicht  aus,  weil  die  materiellen 
Mittel,  über  die  es  Tcrfttgt,  zu  klein  sind,  gegenüber  dem  Be- 
darf oder  nur  in  gewissen  Zeiten,  z,  B.  einer  tiefer  greifenden 
dffentlieben  Erregung,  reichlicher,  aber  nicht  nachhaltig  genug 
ffiessen.  Mancherlei  Beispiele  aus  dem  Wohlthfttigkeitsyereinswesen 
liesm  sieh  dafHr  anfHbren.  Stärkung  der  sittlichen  Impulse 
ist  hier  freilich  die  Aufgabe,  aber  das  wirthscbaftliche  Selbstinteresse 
lässt  sich  dadurch  doch  nur  in  einem  beschränkten  Maasse  über- 
winden. Auch  bleibt  es  dem  gemeinwirthschaftlichcn  Zwange  jregen- 
Ober  ein  Nachtheil,  dass  die  Last,  welche  die  Herstellung  der  Güter 
im  earitativen  System  mit  sich  bringt,  sich  sehr  ungleich  auf 
dierermOgenden  Privaten  Tcrtheilt,  indem  die  egoistischeren  Elemente 
unter  letzteren  sogar  yon  der  Freigebigkeit  der  Anderen  indirect 
arit  Nutz«n  ziehen. 

2)  Auch  das  caritatiye  System  kann  yomehmlich  nur  für  die 
oben  hervorgehobenen  Bedürfnisse  sorgen.   Selbst  hierbei 
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aber  und  vollends  bei  einer  weiteren  Ansdebnimg  geiner  Fnne- 
tion  zeigt  sich  erfahrungsgemäss  eine  Gefahr,  welche  unter  Um- ^ 
ständen  ein  prin c ipiel les  Hedenken  gegen  das  ganze  System! 
hervorrutt:  nemlich  die  Gefahr  einer  grossen  Abhängigkeit 
Deijenigfeni  welchen  die  Leistungen  des  Systems  zn  Gute  kommeoi  i 
von  Denen,  welche  dieses  System  ansflboi,  so  yon  der  Kirche,! 
Stiftnngen,  reichen  Friyaten  (Patronage,  Klientel).  Der 
Vortbeii  fttr  die  Bedttrfnissbefriedigung  wird  dabei  leicht  dnreh! 
Nacbtbeile  fttr  die  ganze  sociale  Lage  nnd  fttr  die  geistige 
Freiheit  des  Volks  aufgewogen.  Ein  Punct,  welcher  z.  B.  bei  der 
Würdigung  der  caritativen  Leistungen  in  der  katholischen  Kirche 
doch  sehr  mit  ins  Gewicht  lallt. 

3)  Das  caritati?e  System  bringt  besondere  Gefahren  eines  Ver- 
stosses gegen  das  ökonomische  Princip  mit  sieb,  zamal 
in  seinen  danerhaften  Veranstaltungen.  Misswirthsehaft,  Verschwen- 
dung ist  die  Folge  (Mängel  der  Stiftnngsverwaltnng).  ^) 

4)  Das  System  gereicht  keineswegs  immer  Denjenigen, 
welche  ihm  eine  unentgeltliche  liediirfnissbefriedigung  verdanken, 
zum  wirklichen  nachhaltigen  Vortheil.  Ja,  die  Gefahr 
des  Gegenthcils  liegt  öfters  vor.  Dadurch  ergeben  sich  wesent- 
liche ökonomische  und  sittliche  Bedenken.  Die  eigene 
Thatkraft  und  vernünftige  Selbsthilfe  und  Vorsiebt 
erlahmen  (Gefahren  bei  der  Armennnteisttttznng,  bei  der  caritativen 
Beihilfe  in  UnglttcksflUlen:  z.  B.  Untergrabung  der  Orondlageo 
richtigen  Versicherungswesens).^)  Faules  Schmarotsen  verbreitet  sich 
(Bettelei,  Gefahren  der  kirchlichen,  klösterlichen  Unterstötzungen). 
Eine  Missleitung  der  Arbeitskrät^e  kann  die  Folge  sein  (Eintritt 
Unbegabter  in  die  geistigen  Berufsarten  bei  Stipendienwesen 
n.  dgl.  ni.).  Der  Werth  der  frei  genossenen  Vortheile  wird  in  den 
Angen  der  Geniessenden  selbst  herabgedrUckt  (Bedenken  bei  unent- 
geltlichem Unterricht).  Allderdings  sind  alle  diese  Gefahren  bei 
einer  riebt  igen  Function  des  caritativen  Systems  sn  verrnddcD, 
insbesondere,  wenn  das  Princip  der  sorgfältigen  Individnalisirnng 
bei  der  Zulassung  zu  den  BedUrfnissbefriedigungen ,  welche  dai 
System  gewährt,  streng  gewahrt  wird.  Aber  von  vorneherein  i?t 
CS  begreiflich  und  alle  Erfahrung  bestätigt  es,  dass^  Fehler  m 

*)  Verjfl.  z.  B.  die  Mittheilungen  von  Emiiiingliaii^,  Armenvcseo,  afll  d» 
Berichton  der  liaJischen  Landesrnmmissäre.  S.         z.  B.  über  Ueberlinsren. 

^)  Ein  von  frcihändicriäohcr  Seite  nicht  mit  Unrecht  Afturs  henorgehobener  Fnoct, 
SO  in  A.  Meyer's  Bemerkang  ab«r  die  froasartige  private  Wehlth&tigkeit  bei  Qelqgte- 
lidt  des  grosseo  Heininger  Biands  ron  1874,  D.  HsndelsbL  1874. 
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dieser  Beziehung  nicht  immer  v  e  r  ni  i  e  d  c  n  werden  und  i  m 
Laute  der  Zeit  sich  eher  vermehren  als  vermindern, 
z.  B.  bei  Stit'tnngen  besonders ,  wenn  die  selbstrerwaltenden 
Stifter  dahingegangen  sind,  nnd  ganz  allgemein,  wenn  die  nr- 
ipillngiich  leitenden  und  vieUeicbt  ganz  berechtigten  Ideen,  welche 
die  Anregung  gaben,  sich  nmgestalten  oder  Terschwinden  und  damit 
an  Stelle  der  individualisirenden  Leistung  eine  mechanische 
liaudhabung  überkommener  Satzungen  tritt:  Geiahren  bei  allen 
auf  religiöse  Ideen,  ki  rc h  1  i  che  A  nsc  ha  u  u  n ge n  nnd  auf 
die  gehobene  Stimmung  einer  versc  h  wunde  neu  Zeit  ge- 
grfindeten  Yeranstaitangen  des  caritativen  Systems.  ^) 

4.  Hauptabschnitt. 
Dm  gem^mwlrtluieluiftllehe  Sjrstem. 

1.  Abschnitt. 

iu  ü^neiBWlitlisdufllielie  System  im  Allgemeinen.  Besenders 

die  freien  GmeinwirtliMlMften. 

Litmtarnachweiä  za  diesem  AbscUniUe  s.  o.  S.  156  Ii.,  bes.  Schäffle,  «.  a.  O. 
Er  nteiBcbeidet  (II.,  177  ff.,  326  ti.  und  mehrfiKh)  bei  der  Hingebung  die  Ein- 
seitigkeit uud  die  Wechselseitigkeit,  danach  LiberaliUt  und  Solidaritftt 
Zu  letzterer  rechnet  er  (iegenseitigkeitsvereiue,  ünterstützung^frenosscnschaft<M),  Staiides- 
geBoaaensf.haften  ((ieverkreieine  u.  a.  m.).  Alle  diese  auf  einseitiger  uud  wechsel- 
leitigtf  Hingebung  berahenden  freiwilligen  Verbindungen  bilden  bei  Schiffle 
(IL,  104)  die  ein«  Glnsse  der  Gcmeinvirthschaften,  zu  denen  dann  als  zweite 
Oisse  die  Zwangs  Verbindungen  (Staat,  Gemeinde,  Curporationen)  liinzu  treten.  Die 
bmppirung  im  Text  triÜl  also  nicht  ganz  mit  dieser  Scbäfüe  bchen  zuaammeu 
^  Ai».  1).  Vergl.  jetit  nieli  Sehlffle,  Soc.  Körper  III.,  365  ff.  Die  nmh«  V«v- 
»Mdtschaft  der  Wirthschaften  des  caritativen  Systems  (auf  einseitiger  Hingebung  be- 
nibend)  mit  einigen  freien  (lemeinwirthschaften  habe  ich  im  Text  ebenfalls  hervor- 
^Itobea.  £s  giebt  t^berhaupt  Uebergangsformen  und  Grenzgebiete,  die  sich 
sieht  fltreng  in  das  Scbena  fügen.  Das  gilt  noch  wieder  ron  manchen  freien  Gemein- 
virthschaften  und  Prlvatwirthschaften  (z.  B.  Gegcnseitigkfli1«reIiicherun^^  mit  specola- 
tiviT  Versicherung  verbunden),  sowie  von  freien  und  Zwangsgomeinwirthschaften. 

Für  die  freien  Gcmeiuwiithschal'teu  ist  sonst  besonders  auf  die  Specialliteratur 
tlier  das  iltere  OildeireBen,  vdchss  shemahi  aneh  Recbtasebotzdienste  mit  leistete, 
*hn  Ober  das  neuere  deutsche  Genosienso h n  f t  s  w es •  n  i Erwerbs-  und  Wirthschafts- 
genoiBeiischafteni ,  über  Gewerkfereine  und  auch  Uber  das  Versicherungswesen 
laf  Gegenseitigkeit  zu  verweisen.  Die  phncipielle  Stellung  dieser  Formen  der 
(ioBflinwbthaehafl  in  der  Organisation  der  Yolkswirthsebnft  wird  in  dieser  Literatnr 
ill-^rdings  nur  ausnahmsweise  etwas  genauer  erörtert,  wie  z.  Th.  in  Hubcr's 
Schriften  und  im  2.  Ii.  des  Werks  von  Hr<>ntano  Uber  .Vrbeiterfjildcn.  I>ie  meisten 
^:hhften  sind  mehr  technischer  Matur.  \ergl.  V.  A.  Uuber,  Art.  Association  uu 
Staatavftitorb.  I.,  4S6—  500,  ders.,  Bdsebriefe  ans  Franlor.,  Bdg.  o.  Engl,  S  B., 
Uaab.  1855,  ders.  in  s.  Zeittchr.  „Conooidia*',  bes.  1.  Heft,  Aber  d.  allgem.  Tolks- 

•)  Wer  z.  B.  die  Stiftungsverwaltung  einer  alten ,  mit  viel  Stipendienfonds  ver- 
gebenen Universität  kennt,  wird  zugestehen,  wie  schwer  es  ist,  Fehler  in  der  Vertheilung 
der  Stipendien  zu  vermeiden« 
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wiithicliaflliche  und  sociale  Bedeutong  des  Genossenschaftswesens,  Lcipz.  1861,  andb 
H.  6  —  S.  Scholzc-Dclitzsrh,  Associationsbuoh  fllr  doubrhc  Handwerker  und 
Arbeiter,  Leipz.  1853  und  öfter,  ders.,  die  Entwicklung  du^  (ieuossensch&ftsweseos  iü 
Deutschland  (Ausz.  aas  d.  Blättern  f.  (tcnossenschaftswosen),  BerL  ISTO,  ders..  di« 
Genossenschaften  in  einzelnen  Gewerbzweigen,  Lcipz.  1S73,  ders.,  Jahresberichte  Ob^,r 
die  auf  Selbsthilfe  gcgrüud.  deutschen  Erwerbs-  ninl  >\'irthschaftsgenossenschafteü  seit 
lb59  jabrlirb.  —  L.  Brentano,  die  Arbeitcrgilden  der  Gegenwart,  2  B.,  Leipzig 
1871  —  72.  bes.  II.,  Kap.  1,  5.  Ders.,  d.  Arbeitsverh&ltniss  gemäss  d.  heut.  Recht. 
Lpz.  1877  (rgL  darüber  weine  Recens.  in  d.  Jen.  Lit.zt^.  IS78,  No.  r.  5.  Mai);  dersw 
Arbcitcrrersirbcr.,  Lp/..  1S7S  u.  über  „d.  Arbeiter  u.  d.  Troductionskrisen"  Jahrb.  f. 
Ge8.geb.  u.  s.  w.  d.  D.  Reichs,  1878,  S,  101)  ff,  iJcr  Verf.  überschaut  den  Werth  der 
freien  Arbeiterorganisationen,  bes.  der  engl,  üewerkf ereine ,  eine  Ansicht,  ron  der 
mich  seine  äuiTi^mte  Polemik  in  d.  let/ti^an.  Aufs,  nidit  abbiingi  —  M.  Hirsch, 
d.  fregenseit.  llilfscassen ,  Ii,  rl.  1*^7.'».  L.  Bamherf^er,  d.  Arbeiterfrage  unt.  d. 
Gesichtspunct  d.  Yereinsrechts ,  Leipz.  1^73.  —  Die  Zeitschrift  „Mittheilaugen  da 
OffentL  Feaenrcrsichemngsaiutalten  Deutschlands'',  seit  1868,  mehr£uh  mit  An&itiei 
Ober  Principi<mfrageii  (olfr-ntl.  oder  Acti- n  uistalten). 

Für  die  gosch i<  h  t  Ii  r h e  Eiitwirkliing  des  Gcnosscnschaftsprinrips,  aller- 
dings in  der  ihm  von  Gierke  beigelegten  aasserordentlich  weiten  Aosdehnong,  was 
jedoch  ftr  die  principielle  nitioiiitlAkoiioaisohe  Betnohtong  der  Wirthsehaftsfefmai 
und  Systeme  und  der  Bedeutung  des  Plindps  tta  die  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft  von  besonderem  Interesse  ist,  s.  das  grossartige  Werk  von  Gierke,  deutsches 
Genossenschaftsrecht,  bisher  2  B.,  Bcrl.  18G8  u.  1873,  worin  auch  über  die  £ot- 
wiekloDg  des  Gilden wesens  Näheres.  VergL  daittber  tiich  Brentano  L,  Gikki 
EinL,  Schm oller,  Strassb.  Tucher-  u.  Weberzunft,  Strassb.  1879,  bes.  S.  375  ff.. 
Schanz,  z.  (Jüsch.  d.  deutschen  GeseUenverbiinde ,  Leipz.  1S7(>,  Stieda,  z.  Entsteb. 
d.  D.  Zunftwesens,  Uildebr.  Jahrb.  27,  1.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  Eat- 
wicklnng  der  Prindpien  der  Freiheit  („freie  Einnngen")  nnd  des  Zwmags  in  dieses 
Gcnosäcnschaf't>u'<  -eil  fiir  die  volhswiithschaftliche  Betttohtang  imd  ipedeli  fitr  das 
Yerhiltniss  der  freien  und  Zwangsgemdnwirthsdiafteii  m  einindtf. 

I.  —  §.  150.  Die  Aufgabe  des  gemeinwirthscbaft* 
liehen  Systems  ist  nach  dem  Vorausgehenden  einmal,  Lücken, 
UnYoUkommenheiten  und  Härten  anssngleiohen,  welche 
in  der  Bedflrfnissbefriedignng  des  Volks  ans  dem  Walten  des  pnnt' 
wirthschafUiehen  Systems  nnd  insbesondere  der  freien  Conewrai 
hervorgehen;  sodann  fllr  die  Befriedigung  der  Gemein- 
bedUrt'nissc  zu  sorgen,  weil  und  soweit  als  das  privatwirth 
schal'tlicbc  und  das  caritative  System  dafür  nicht  ausreichen.  Es 
handelt  sich  also  im  gemeinwirthschaftlichen  System  um  dieOrgSDi- 
sation  eines  richtigeQ  Correctivdiensts  neben  dem  pTvni' 
wirthschaftlichen  nnd  eines  Ersatsdiensts  statt  dieses  nnd  d« 
caritatiTen  Systems. 

Verwirk  lieht  wird  diese  Aufgabe  dnreh  die  einzelnen 
Gern  ein  wirthsehaften,  welche  zn  diesem  Zweck  wieder  in 
der  Form  von  Einzelwirthschaftcu  gebildet  werden. 

Von  solchen  Gemeinwirtbsebaften  sind  nach  dem  E  ntste buni:.^ 
gründe  zwei  wesentlich  verschiedene  Classen  zu  unterscheideE: 
die  freien  und  die  Zwangsgemeinwirthschaften  (Abscbo. 
deren  innere  Verwandtschaft  aber  anderseits  in  vielen  PoneteD, 
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Q.  A.  in  der  Regelung  der  Entgeltlichkeit  und  Kosten- 
deckung des  gemeiuwirthfichaltlicbenrroductiousprocesseä  1 16  a) 
benortritt 

II.  —  §.  151.  A.  Wesen  der  freien  Gemeinwirthschaften. 
Dieselben  werden  durch  die  freie  That  der  bei  ihnen  zunächst 
interesnrten  PriTatwirthBcbaflen  gebildet  ond  entstehen  dnreh  einen 
Vertrag  derselben.  Es  liegt  ihnen  demnach  ein  bewnsstes  Motiy 
des  Vortheils  tu  Gmnde  oder  m.  a.  W.  sie  bemhen,  wie  die 
PriTstwirthschaften ,  in  letzter  Linie  auch  auf  dem  wirthschaft- 
lichen  Selbstiuteresse,  welches  die  Privaten  in  der  Ver- 
eioigung  Kräfte  und  damit  bessere  oder  in  manchen  Fällen  (Iber- 
baupt  erst  mögliche  Befriedigung  bestimmter  Bedürfnisse  gewinnen 
lehrt  Das  Vorhandensein  des  Beweggrands  des  privaten  Vortheils 
is  diesen  Gemeinwirthsohaften  schliesst  jedooh  nicht  das  gleic;h- 
leitige  Mitwirken  gemeinnlltaiger  Motive  ans.^) 

1)  Das  Selbstinteresse  kann  sich  in  den  freien  Oemein- 
wirthschaflen  nicht  in  derselben  Weise,  wie  im  privatwirth- 
•ehaftUchen  Verkehr,  geltend  machen.  Insbesondere  muss  die 
Privatwirtbschaft,  welche  einer  solcben  Gemcinwirtliscbaft  beitritt, 
Von  vorneherein  darauf  verzichten,  Jenes  Princip  der 
t^peciellen,  vollständigen  und  genauen  Entgeltlichkeit 
von  Leistung  und  Gegenleistung,  welches  dem  privat- 
wirthschaftliehen  Verkehr  eigenthtfmlich  ist  (§.  121),  in  ähnlicher 
Strenge  fttr  die  Beziehungen  zwischen  sich  und  der  Gemein- 
wiidMchalty  zu  welcher  sie  gehört,  durchzufilhren.  Dieses  Princip 
ilt  schon  wegen  der  immer  mehr  oder  weniger  za  berlicksichti- 

^)  Vergl.  oben  die  Vurbeini  rl.  /u  Kap.  S  S.  11)7  ff,  Grade,  weil  nadi  meiner  Auf- 
i«i«uif  die  Potenz,  welche  zur  Bildung  freier  (ieineinwirthschafton  fuhrt,  doch  eine 
Weidicb  andere  die  m  dcu  Leiätungcu  des  caritativen  Syateuiü  wirksame  ist, 
scUii-sse  ich  mich  der  frOhenn  Sch&ffle  sehen  Gruppirang  nicht  ganz  an.  Brcn- 
lano's  üntersnchungon,  a.  a.  ü.,  i.  B.  Arl>.jjilden  I..  12  fl'.,  ulvr  die  Krits^trliunt,'  der 
aitea  Uildea  und  der  jieucn  englischen  Gewerkvereiiie  gipfeln  in  dem  KesuUate,  dass 
banaden  in  Zeiten  des  Ucbergangs,  bei  Auflösung  alter  Ordnungen,  die  schwächeren 
IkacBle,  weiche  unter  der  IsoUrasg  und  der  DeaoTgaaiaatiou  leiden,  sich  zu  Gildea 
TOsammen  thnn.  Die  Gilden  können  hier  als  ein  Beispiel  fn  ii  r  (iemcinwirthschaften 
g^tea.  Das  Beispiel  zeigt  dann  eben,  dass  das  Interesse  de:>  Einzelnen  doch  der 
Mitfe  Entstehuugsgnmd  solcher  Vereinigungen  tat  Befriedigung  gewisser  (remein- 
b«darfiiiM  (Schutz,  geordneter  Gewerbetrieb)  ist  ond,  wo  uiui  insow  eit  al>  Freiheit  ftlr 
i^in  Zotammefitritt  bestand,  auch  ehemals  immer  war,  wie  l'<  i  d>  i\  ■ihoUtn  kauf- 
i&Äanischen  und  Uandwerkergilden  in  Deutschland.  VcrgL  Gicrkc  I.,  IbO  und  Uber- 
kiopt  daselbst  §.  26,  27  Ober  die  freie  Einung.  37,  38  aber  die  kaufmännischen 
^läiSak  ond  die  Handwerkerzünfte  verglichen  mit  ^  21  iiber  die  hofrechtliohen  (ie- 
noasenschaften.  Das  iiitwirken  des  gemeinnützigen  Moments  nehen  dem  Einzel- 
lAterease  ist  daneben  gerade  in  der  Geschichte  der  alten  Gilden  nicht  zu  verkeniien.  — 
iKa  ^Tertragstheoric",  welche  jetzt  beim  Staate  als  aufgegeben  gelten  kann,  ist 
bei  dai  freien  Gemeinwirthsehalkea  ganz  richtig. 
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genden  iDCommensiirabilitftt  der  gemeinwirüischalüielieii 
Leistungen  und  des  davon  anf  die  einzelne  betheiligte  Priyatwirtlh 

Schaft  etitfallenden  Vortheils  gegentlber  den  priratwirtliseliaft- 

licheu  Gegenleistungen  unanwendbar.*) 

2)  Vermittelst  des  pri  vatwirtli sc  h  aftlichen  Preisreg: n- 
lators,  Angebot  und  Nachfrage,  lassen  sich  ferner  die  Be- 
ziehuDgen  zwischen  der  betret!'cndea  Üemeinwirtbschaft  und  dea 
zu  ihr  gehörigen  Privatwirthschaften,  und  demgemilst  auch  die 
Bemessung  der  Gegenleistungen  der  letzteren  ftlr  die 
Leistungen  der  Gemeinwirthsehaft  nieht  reguliren.  Es  mnss  viel- 
mehr ein  andres  Entgeltliohkeits-  oder  Werthbestimmungs- 
princip  nach  der  Natur  auch  der  freien  Gemeinwirthschaft  nnd 
ihrer  Leistungen  obwalten:  es  werden  Hei  träge  der  betheiligten 
Privatwirthsehaften  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Gemein- 
wirthschaft (also  der  lierstellungskosten  ihrer  Leistungen) 
erhoben,  diese  Kosten  mithin  im  Effecte  auf  diese  Weise  repartirt 
oder  umgelegt  nach  einem  vereinbarten  Maassstabe. ^) 
Letzterer  muss  keineswegs  nnd  kann  oftmals,  wegen  der 
Unmessbarkeit  der  Einzelvortiieile ,  gar  nicht  der  aus  derj 
(remeinwirthschaft  durch  die  einzelne  Privatwirtbschail  gezogene' 
Vortheil  sein,  und,  wo  diese  Schwierigkeit  selbst  nicht  entgegen 
steht,  kann  doch  von  einer  gleich  genauen  Correspondenz  der 
Kinzelvortheile  aus  der  Gemeinwirthschaft  und  der  Gegenleistuni: 
der  Trivatwirthschaft  in  den  Beiträgen  an  die  Gemeinwirthschaft, 
in  der  Art,  wie  sie  im  privatwirtbsehaftlichen  Verkehr  erstrebt 
wird,  nieht  die  Bede  sein.  Denn  es  wird  gar  nieht  in  jeden 
Einzelfall,  wie  bei  freier  Concurrenz,  tlber  das  VerhUtniss  von 
Leistung  und  Gegenleistung  eine  Bestimmung  getroflfen,  sondern 
dies  Verhältniss  wird  generell  regulirt.  Daraus  ergiebt  sich,j 
dass,  wenn  auch  der  Vorth  eil  der  IVivatwirthschaften  das  Moti^ 
zur  Bildung  der  Gemeinwirthschaft  ist,  dennoch  das  wirth- 
schaftliche  beibstinteresse  eine  Einschränkung  erfahren  an4 
erdulden  muss. 


*)  Aach  für  die  heutigen  Erwerbä-  und  W  irthschaftageuossenscbaftcu,  lur  Coasuai'» 
SobstoS*-«  MagazinTereioe,  VolkslMuikeii  u.  s.  v.  ißt  dfaM?  Satx  imiDer  eCwM. 

*)  Dies  tritt  auch  g;aiu  liUMrlich  formell  henor  bei  gewissen  Alten  der  Vereb4 
zur  (icg«?ns<  iiig^keitsvei^irh(  ruiig-.  z.  B.  bei  lli'in'Ton  Ilagelversicherungsverbänilen 
Postnumcrando-Zahlung  der  „rrämien"  nach  Maaasgabe  der  wirklich  eiDgetretoata 
Schlden.  VergL  die  treflTenden  ErOrterangen  Uber  Beiträge  im  Gegensatz  so  ei^t* 
liehen  Stenern  von  Nenmann  (Tab.)  in  s.  progress.  EUikcnimeiisCeQer,  LeipL  l$74t 
bes.  S.  6$  und  vorher;  meine  Fin.vi8S.  11^  g.  325. 
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3)  Aach  die  freie  Gemein wirthschaft,  wenn  auch  nicht  in 
deuiselben  Grade  als  die  Zwangsgemeinwirthschaft,  unterscheidet 
">icli  von  der  Privatwirthschaft  daher  schon  durch  ciueu  gewissen 
(Cummunistischeu"  Characterzug  (§.  lOya):  an  die  Stelle 
des  privatwirthscbaftlichen  Princips  der  speci eilen  Entgelt- 
lichkeit tritt  das  gemeinwirthsolialtliche  Princip  der  generellen 
JuilgeUliehkeit  von  Leistoog  nnd  Gegenleietong,  an  die  Stelle  des 
isolirenden  Princips  des  Einzelinteiesses  tritt  das  ver- 
einigende  Princip  der  SolidarltHt  Hierbei  wird  nnr  eine 
gewisse  Uebereinstimmung  des  Geb ra u ehs wert h s  der 
Gesammtheit  der  Leistungen  der  Gemeinwirthschatt  und  der 
Oesammtheit  der  Gegenleistungen  der  Privatwirthsc haften  in  den 
Beiträgen  erstrebt.  Die  einzelne  Privatwirthschaft  aber  begnligt 
sich  mit  dem  Bewusstsein,  auch  Vortheil e,  wenn  auch  bei 
f  kieher  Gegenleistnng  (Beitrag)  vielleicht  nieht  genau  in  demselben 
ICassse  wie  andre  betheiligte  Privatwuihschaften»  ans  der  Gemein- 
wiithscliafl  an  ziehen,  weil  ihr  das  etwaige  itissverhftltniss 
«wischen  ihren  Vortheilen  und  Leistungen  nicht  zu  störend,  die 
griissereo  Vortheile  der  anderen  nicht  zu  bedeutend  erscheinen. 
An  den  einfachsten  Heispielen,  an  einem  Lese  verein  u.  dgl.  m., 
eiuem  Club  lässt  sich  die  Eichtigkeit  dieser  Auseinandersetzung 
sofort  leicht  beweisen. 

4)  Ausserdem  wirken  aber  in  der  That  gemeinnfltzige Motive 
oad  ra  manchen  FiUlen  mftchtiges  sittliches  Pflichtgeftthly 
religidse  Beweggründe  n.  dgl.  m.  Öfters  mit,  wodurch  sich  dann, 
Ökonomisch  betrachtet,  bei  der  auf  solchen  Motiven  beruhenden 
Gemeinwirthschaft  in  ausgeprägterer  Weise  ein  „commu- 
nigtischer"  Character  ausbildet.  Eine  solche  Gemeinwirthschaft 
gleicht  dadurch  thatsächlich,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  mehr  den 
Zwangsgemeinwirthscbaften.  Auch  geht  sie  unter  Umständen  in 
die  Form  einer  Wirthschaft  des  caritativen  Systems  Uber: 
4ie  Beiträge  werden  etwa  nach  Wohlstandsverbftltnissen  auf 
die  einseinen  Betheiligten  umgelegt,  wobei  die  Reichen 
mit  ihrer  freien  Zustimmung  hoch,  die  Aermeren  vielleicht 
absichtlich  gar  nicht  getroffen  werden,  während  auch  sie,  und 
iü  gleichem  Maasse  wie  jene,  an  den  Leistungen  der  Gemein- 
wirthschaft theilnehnien.  Dadurch  wird  das  privatwirthschaft- 
liche  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistang  immer  weiter 
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eiliges  ehr  änkt  Die  BeligioiiageDoseeiisebafkeiii  die  Kireben 
sind  grossartige  Beispiele  dieser  EDtwicklimg.^) 

§.  158.  —  B.  Das  Gebiet  der  freien  Gemeinwirthsehaften  ist: 

1)  voiDeralich  dasjenige  der  gesellschaftlichen  oder! 
Classen  ^'craeinbedUrfnisse  (§.  144).  Die  hier  obwaltenden  Inter- 
essen eignen  sieli  in  der  Kegel  nicht  für  die  Wahruehninng  durch 
Zwangsgemein  wirthschal'ten,  öfters  verbieten  sie  dieselbe  sogar, 
weil  sie  nicht  Interessen  der  ganzen  Bevölkerung  eines  Bta&tfi, 
einer  Gemeinde  vu  s.  w.  sind.  Aber  gescbiebtlieh  haben  metn^i 
fach,  z.  B.  in  dem  hochwichtigen  Falle  der  Kirchen,  Zwaogsr 
gemeinwirthsehalben  auch  hier  fungirt  Die  Ersetzung  der  letsteieo 
durch  freie  Gemeinwirtbscbaften  ist  alsdann  das  Postnlat,  desses 
Verwirklichung  freilich  gegenüber  altgewohnten  \'erbiiltiiisseu 
Schwierigkeiten  finden  und  Wir  die  ganze  Genieinwirtbschait  kritisch 
werden  kann,  wie  sich  bei  den  Kirchen  zeigt.  Auch  gewerbliche 
Verbindungen,  wie  die  Zlintte,  Arbeitervereine  (Gewerkvereine)  sind 
hervorznheben.  Uebergänge  in  Zwangs  Verbindungen  sind  dabei 
gleichfalls  vorgekommen,  indem  z.  B.  der  Beitritt  eine  Bedugnig 
der  BefognisB  zur  Ansttbnng  des  Gewerbebetriebs  wird  (ZflnfleV 

2)  Ausserdem  k((nnen  anch  einige  der  oben  (§.  141^143)1 
genannten  örtlichen  und  zeitlichen  Gemeinbedttrfnisse,  selbst' 
specielle  Hechts  sc  hu  tzbedürlnisse  (z.  B.  Schutzwachen-Orga- 
nisation für  Sonderzweckc)  durch  freie  Genieinwirthschaften  passeud 
wahrgenommen  werden.  Wichtigere  und  allgemeiner  vorkommende 
Fälle  dieser  Art  liegen  im  Gebiete  des  Versicherungs-, ')  Credit- und 
Bank-,^)  Communications-  und  Transportwesens  u.  dgl.  m.  vor.^) 

*  Alle  solche  Puncto,  wie  dir  im  'J  - \f"  ))ebandolten .  häiiLren  mit  «l-  n  'ireriJ- 
|)nuci|iiuii  der  Bustcuciung  eng  zuaauiuiou.  £s  zeigt  bicii  daijci  über  am  Bestcu, , 
dass  die  Stoaerprincipien  nicht  nur  elDe  finanzielle,  sondern  stets  aneh  tat 
80  (•  i  a  1  p -)1  i  t  is  che,  a  11  tr  e  m  e  i  ii  -  v  olksw  irthscha  ftl  i  ch  e  Seite  haben,  -fi' 
bisher  vii-l  zu  wenig  beachtet  worden  ist  Erörterungen  Uber  iHese  Principien  gehör  ;5 
deshalb  nirht  nur  in  die  Finanzwiäsenschaft,  äoudern  in  den  gruiullcgcudeu  Theil  örr 
ganzen  KatiunalOkonomie,  wie  andrerseits  in  die  rec]itq>hilosophische  (nataiTM&tliclie) 
Analyse  des  Staats  und  seiner  principicllen  Stellung  zum  Privat-  iirenthum.  s.  z.  B. 
Trendeleub  urg,  Naturrecht,  §.  159.  —  Vergl.  aucli  meine  Fiu.wiss.  1.  k. 
L,  §.  26,  27,  IL,  Kap.  1  üb.  Gebühren,  u.  Kap.  2,  1.  Abth.  (allgemeine  Steuoriehre). 
Neu  mann,  Progr.-St,  S.  47  ff. 

*)  Verhi'  herunK^vrrciii'!  auf  (fcfi^cnscitigkeit,  gegen  Feuersgefahr,  auf  den  Todö- 
fall  (Lebensversicherung,  Hegrabnisscasäen ,  Wittwcn-  und  Waisencassen;,  Sentenre^  , 
sicberung  (InTaliden-  und  Alterspension). 

*)  Pfandbriof-Intititute  des  Ofondbedtzes,  sof^.  VeUcsbaDlten  nach  dem  Sclithe'- 
sehen  Muster. 

^)  Strassenanlagcn  von  (irundbesitzervereinen ;  ürnnibusliiiien  von  freien  Verdaeo 
akcbst  inteteisirter  Personen;  Schulvereine.  —  Genossenschaften  fur  Wohnoii^}- 
beschaffang. 
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Gemeinde,  Kreis  und  Staat,  d.  h.  eben  die  wichtigsten 
Zwangsgemein  w  irth  sc  h  afteu  einer-,  die  speculativen 
Hrwerbsgesellschaften  (ActiengesellschaiteD)  andrerseits  lassen 
ireilich  den  freien  Gemeinwirthscbatten  hier  sowie  auf  dem  Gebiete 
wichtigerer  geBellsobaftlioher  GeraeiiibedttrfniBse  oft  nur  einen 
kleinen  Rma  tibrig:  ein  eharacteristischeB  Beispiel  ist  bei  uns 
fPSeawMg  die  Lage  im  VenioberongsweMn  anf  Gegenseitigkeit 
Du  neoerdings  sogen.  Gebiet  der  „soefalen  Selbstbilfe''  gebOrt 
imücbrigen  principiell  vornemlich  den  freien  Geineinwirthscliaften, 
nur  das8  Uebergänge  in  Privatwirtbscbal'ten  auch  hier  vorkommen 
i^.  122).  Nach  einer  ein  llir  allemal  giltigen  Formel  lUsst  sich  die 
Sphäre  der  freien  Gemeinwirtbsciialten  gegenüber  derjenigen  der 
ebcD  genannten  beiden  anderen  Wirthschaftsformen  und  der  ge- 
wGhiüichen  Privatwirthsehaften  natttrliob  nieht  bestimmen.  Die 
Angabe  in  diesem  speeiellen  Falle  ist  dieselbe  wie  bei  der  Com- 
bmtüon  der  drei  Wirtbscbaftssysteme  flberbaupt  (§.  120).  Die 
eoDcrelen  Verbftltnisse  mUssen  entscheiden.  Daher  tritt  geschicht- 
lich und  örtlich  auch  viel  Veränderung  auf  diesem  Gebiete  ein^ 

§.  153.  —  C.  Die  j  uri stische  Form  der  freien  Gemeinwirth- 
schaften  hängt  vom  geltenden  Rechte  ab.  Sie  pflegt  theils  die 
freiere  des  Vereins,  theils  die  strengere  der  Corporation 
ZD  sein.  Es  können  aber  auch  durch  das  Recht  ganz  besondere 
juitüache  Formen  für  die  Zweeke  des  freien  Gemeinwirthschafis- 
wesens  geschaffen  werden,  wie  z,  B.  hn  Falle  der  neuen  deutschen 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgcnossensohaften.  In  privatrecht* 
Hcher  Beziehung  ist  alsdann  von  besonderer  Wichtigkeit,  ob  die 
Mitglieder  der  freien  Gemeinwirthschaft  solidarisch  für  letztere 
baften,  bez.  bürgen,  wie  bei  den  genannten  deutschen  Genossen- 
^'baften,  oder  ob  das  Mitglied  mit  der  Zahlung  seiner  Einlage  oder 
leiucs  Beitrags  (Umlage)  seiner  Verbindlichkeiten  gegen  die  Ge- 
neinwurthschaft ledig  ist  Diese  und  die  Übrigen  Vorschriften  des 
Kechts  ttber  die  Bildung,  die  innere  Einrichtung,  die  VermOgens- 
▼erhlUnisse,  die  äussere  rechtliche  Stellung  und  die  wirthschaftliche 
Verkehrsfähigkeit  der  Vereine  und  Corporationen  sind  daher  ftlr 
das  freie  Gemcinwirthschaftsvvesen  mit  entscheidend,  hemmen  oder 
t'^rdem  seine  Entwicklung,  begünstigen  oder  scliä(li,:;en  sein  Ge- 
deihen und  seine  Function  in  der  Volkswirthschaft.  Die  Hcmühungen 
^chalze-Delitzsch's  u*  A.  um  eine  zweckmässige  privatrecht- 
liche Stellung  für  das  neueste  deutsche  Genossenschaftswesen 
Kigen  in  einem  guten  Beispiel  die  hohe  Bedeutung  dieses  reeht- 
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licheu  Moments  ftir  die  Bildung  freier  Gemein wirthsobaften.')  l5eD  ' 
letzteren  eine  pasBcnde  Rechtsform  und  Rechtsstellung  zu  ver- 
schaffen, ist  aber  von  so  grosser  volkswirthschaftlicher  Wichtig- 1 
keil,  weil  alsdann  das  privatwirthschaftlicbe  iSysteni  leichter  richtig  j 
ersetety  das  oaritative  passend  ergänzt  und  dadurch  die  Function  j 
der  sonst  nothwendigen  Zwangagemeinwirthsoballen  in  oft  e^! 
wflnsebter  Weise  eingesehriUikt  werden  kann. 


2,  Abscbnitt. 
Die  Zwanf  s^emeinwlrthseliallai. 

Es  entspriclit  nur  dem  Character  der  neueren  Volkswirthschaftslehre  der  phy- 
siocratischon  und  Smith'schen  Richtung,  wie  andererseits  der  uaraliul  gehenden  oü«! 
ge&M  correspondirendcn  Eotwicklnng  der  neueren  Yervaltunguehi«  noter  den  Ein- 
flüssen der  Kant'schen  Kcchts-  und  StaatsphiIos«i'hie,  dass  es  an  pri  n  r  ellei 
Erörterungen  Uber  den  Zwang  in  der  Volkswirtbscliatt  last  ganz  fehlt,  und  zwar  nicht 
ftllein  in  der  sog.  theoretischen,  sondern  sogar  in  der  practischcn  Nationalökonomie 
oder  in  der  sog.  Volks wirthschaftspolitik,  in  welcher  doch  das  wohl  «der 
übel  stattfindLMjdt'  Ein;^reif<  ii  ilcs  Staats  die  I"ra;2-('  iia<  h  der  jtrinripiollen  Bcrc^htijrnnj 
des  Zwangs  nahe  legen  musste.  Diese  Frage  hangt  natürlich  auf  da.s  Engste  mit  der- ' 
jenigen  nach  der  richtigen  Fnacllon  des  Staats  in  und  für  die  V'oUn- 
wirthschaft  und  demgi-ma^  mit  der  Prago  nach  den  (irenzen  der  Staats* 
thätigkoil  auf  <liescni  (icbicte  znsamnicn.  Eingehende  riifersnchunp<*n  darüber 
fehlen  in  der  \  ulkswirtiischaftslohre  ebenialls  viel  zu  sehr,  während  die  Kestiltate  der 
rechtsphilosophischeo  Forsohiingeii und  deijen.  der  theoretischen  Politik 
keineswegs  immer  in  der  Nationalökonomie  einfach  anzunehmen  sind,  gerade  weil  sie 
die  ökonomische  Seite  zu  wenig  beachten.  Soweit  die  Frage  rom  Zwaiigsprincip  in 
der  Yolkswirthschait  mit  derjeuigcu  von  der  richtigen  volkswirthächaftlichcn  Steliaag 
und  Aufgabe  des  Stsats  ttbenwupt  znssinmeaflUt,  ist  auf  des  nichste  Kapitel  4  imd 
Mf  die  literarische  Vorbemerkung  dazu  zu  verweisen« 

Die  bedeutendsten  Erörterungen  wWt  d;us  Zwangsprincij)  speciell.  nament- 
lich auch  Uber  die  Grenzen,  in  welchen  auch  nur  der  Zwang  rom  Staate -in  der 
Simeren  Yerwaltang  augevendet  verde«  daif,  sind  in  den  Wenea  Hiber  Peliiei- 
visteasohftft  oder,  wie  diese  Disciplin  neuerdings  richtiger  genannt  wird,  aber 
innere  Vcrwaltungslehrc  enthalten.  Pic  älteri'  Polizei  Wissenschaft  der  sr-c. 
Wohlfahi't;>ätaatt>thcorie  oder  der  olff  bchcn  Kechtäphiiosophie  hat  dem  Cbaiacter 
dieeer  Philosophie  und  demjenigen  der  mercantilistischen  Theorie  und  der  Slaalspniis 
des  Zeitaltere  des  aufgeklärten  Despotismus  gemäss  nar  risl  tu  allgemein  auf  d  l 
Zvsng  gerade  auch  im  Wohlfahrfs-  und  ('Ulturinterc^t-c ,  ja  selbst  /u  Zwecken  der 
indiTiduellen  Muial  und  Religiosität  rccurrirt  und  dadurch  begreiflicher,  aber  nulil 
dnrdhans  berechtigter  Weise  die  „Polizeithltiglteit"  in  der  inneren  und  in  der 
ToUtswirthschaftlichen  Verwaltung  theoretisch  und  practisch  in  Misscredit  gebracht. 
Den  Physiokraten  und  A.  Smith  auf  dem  volksirirthschafUichen,  der  Kant'sches 


•)  Norddeutsches  Gesetz  über  diese  Genossenschaften  vom  4.  Juli  1S68.  Schulze» 
Delitzsch.  (je>et/frebnii!r  über  die  |»rivatrechtliche  Stellung  der  Erwerbs-  tJ»<? 
Wirthschaitsgeuusdenschaftun ,  Bcrl.  J^ti'J.  —  Ueber  die  englischen  GeweiiTeTtiiiK- 
(Trsde-Dnions)  b.  Brentano,  a.  a.  O.,  und  Jannasch,  in  der  Zeitschr.  f.  s^veii. 
Statistik,  1S71.  Ueber  die  deutschen  Bestrebungen  zur  Fortbildung  des  Vereinsn^chts. 
insbesondere  in  Beiretf  von  Vereinen  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  (Gesetzentwurf  iiß 
deutschen  Ueichstago  1S72)  s.  diu  auf  der  Seite  der  Gegner  dieser  (iesetzgebuaj 
Stehende  in  d.  Vorbem.  gen.  Schrift  ron  L.  B  am  berger. 
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BtebtapUiQSopMe  «if  dem  politischen  Gebiete  ist  die  Reaction  gegen  die  ron  Chr. 
Wolff  and  der  Bechtsphilosophie  and  Polizeiirissenschaft  seiner  Zeit  gebilli<rte  odar 
«clb?t  geforderte  maasslosf  Aiistb'hnun'!^  der  Staatsthälifkeit  und  sog^r  des  Zwangs, 
nerst  in  der  Theorie,  nach  und  nach  aach  in  der  Pnois  zu  ferdanken  gewesen. 
Ähff  diese  Reaction  ging  viel  lo  wdt  So  berechtigt  das  Forschen  naeli  Orenxen 
der  Staatsthätigkeit  und  des  Zwangs  speciell  rar,  so  notiiwendig  Garanticen  für 
iit  Innehaltang  der  jeweilig  gesetzlich  bestehenden  Grenzen  Fon  der  Theorie  p-pfnrdert 
weriiea  mussten«  so  einseitig  war  die  alleinige  Betonung  des  Kechtsschatz- Zwecke  des 
Stais  nnd  so  bedenUich  wsr  es,  eigentlich  den  ganzen  Inhalt  der  inneren  und 
rolbvirthschsfilichen  Verwaltung  preis  za  geben.  Darin  lag  citt  unverkennbarer 
Bttckschritt  gegen  die  Wohlfaiirtjj.staafsMit'orie ,  dor  theoretisch  und  practisch  nach- 
theihg  genug  gewirkt  hat.  Die  phyätukratisch-Smilliiäclio  Nationalökonumio  und  die 
EvtlKMRochtsphilosophie  haben  Toreint  hier  nur  zu  entgegongcsetsten  Einseitigkeltaii 
vie  der  Merrantilismus  und  der  politische  Kadämonismas  geführt  Dadoich  ging  der 
Bück  far  die  Unentbehrlichkeit  des  Zwa&fsprincips  aach  in  der  Yolks- 
Tirthschaft  Terloren. 

Die  Aufgabe,  welche  in  der  Wissenschitft  tob  der  letzteren,  in  der  Politischen 
"'konomie  TorÜegt»  ist  wesentlich  dieselbe,  welche  in  der  auf  die  neuere  organische 
'ani  historische  Staatsauffassnng  begründeten  inneren  Verwalttniüslehre  zu  lösen  ist 
iui  welche  L.  Stein  doch  auch  K.  f.  Mo  hl  gegenüber  in  suiuuin  System  der  Vor- 
vihongdehTB  m  grossartig  gefördert  hat  Aus  der  Theorie  des  VohJfkhrtsBtaats  ist, 
Ti''  Stein  die  Aufgabe  für  die  innere  Verwaltongslehrc  fonnulirt.  dor  Inhalt  dor 
Vemaltong  zu  entnt^hnien  (s.  auch  oben  §.  Anm.  29  S.  2H\i).    Man  kann  ahnlich 

^a^ca,  aus  dieser  Theorie  und  aus  der  luercantilistischcn  Theorie  und  l'iuxis  iät  die 
principielle  BerechtiguBf  der  amfsssendsten  Staatsthltigkelt  in 
der  V  0 1  k  s  w  i  r  t  h  s  1-  h  a  f  t  und  die  gleich.'  p  r  i  n  c  i  p  i  e  1 1  e  B  e  r  c  c  h  t  i  g  n  n  g  dos 
Zwangs  in  v  ol  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  ic  h  e  n  Verhältnissen  zu  entnehmen:  der  Gnind- 
-Mz.  dass  die  V o  1  k s wirthsciiaft ,  zumal  fortschreitender  Culturvölker,  auch  Staats- 
*irthschaft  ist  n.  immer  mehr  werden  muss  (Rodbertus,  s.  o.  §.  54.  55).  Aus 
ier  Kan t 'schon  Rechts-  und  Staa(>philosophie  hat  di»- Vrrwaltungslehre  dagegen  das 
Anerkenntniss  principiollor  Nothwcndigkcit  eirur  verfassungsmässig  festge- 
ttellteu  und  dur'  h  geeignete  Organe  geschützten  (Jrenze  zwischen 
8la^«  and  Privatthfltigk^dt  und  ein<-r  (i rc nze  des  Zwan gs  /.u  holen.  Aehnlich 
010^9  wieder  die  V  n  1  k  s  w  i  r  t  h  s c  ha  f  t  s  1  eh  r  c  ans  jfncr  Thilosoi)hie  und  aus  der 
phfsiokratis'h- Smithischen  Nationalökonomie  die  Lehre  von  der  principiellen 
Berechtigung  dor  Priratth&tigkeit  md  ron  der Nothw^endigkeit  einer 
priicipi eilen  B^-schränkung  des  Zwangs  aufnehmen.  Zwischen  dem  Staat 
nnd  dem  Individuum  aber  bedarf  es  in  der  Volkswirthschaft  der  Zwischenglieder, 
welche  theils  in  den  freien  Gemeinwirthschaften,  theils  in  den  übrigen 
Arten  der  Zwangsgemeinwirthsehnften  (neben  dem  Staate)  oder  den  pottosch 
H^rj.  S.  lbst Verwaltungskörpern  zu  finden  sind.  Die  Politik,  die  VerwBltllllgS» 
Ifthre  (ind  die  Politische  (^ekonomie  venianken  hier  der  (J  n  eist 'sehen  Lehre  von  der 
Selbstverwaltung  die  bedeutendste  Förderung.  Spccieli  über  das  Z wangsprincip 
is  der  innenn  "^ennlfODg,  d.  h.  eben  tber  die  Polizei,  welche  das  Zwangs- 
B-^iii'  iit  in  aller  Verwaltung  darstellt,  s.  R.  v.  Mehl,  Polizoiwiss.,  3.  Aufl.. 
Tub.  1866,  I..  §.  7.  namentli.h  aber  L.  Stein,  Vcrwaltungslehre,  I.  (1.  Anfl.\  196  ff., 
IL,  62  ft.,  lY.  Einieit.  1  11.,  z.  Th.  1— b8.  Vergl.  auch  Ahrens,  Naturrocht  IL, 
f.  «0,  bes.  8.  61  IT.  S.  sonst  bes.  wieder  Schiffle  sn  d.  in  d,  Yoibem.  z.  Ksp.  3 
S.  196.  gen.  Stellen  s.  Syst.  o.  jetzt  im  8oc  KSrper  III,  865  ff. 

I.  —  §.  154.  Wesen.  Die  zweite,  ungleich  wichtigere 
Clagse  der  (renieinwirthsclialten,  von  wahrhaft  fundamentaler  Be- 
deutiiDg  für  den  Aufbau  der  ganzen  Volkswirthschaft,  sind  die 
Zwan  gsgem  ein  wirthschaftCD. 

Sie  beruhen  anf  zwangsweisem  autoritativem  Ein- 
greifen einer  höheren  Gewall,  in  letzter  Linie  immer  des  Staats 
oder  des  Inhabers  der  „Offentliehen  Gewalt'^  in  die  SphSre 
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der  übrigen  EingelwirthBehafteD ,  insbesoBdeie  der  Privatwirtlir 
Schäften,  oder  m.  a.  W.  auf  der  ,|BewftItigQng  der  Gesell- 
schaft durch  den  Staat'S  anf  der  Bengnng  des  wirth- 
Bchaftlichen  Selbstinteresses  der  IndWidven  nnter 

die  Interessen  der  Gemeinschaft,  unter  die  Zwecke 
der  menschlichen  Gcsammtheiten.^)  Diese  Zwecke  lassen 
sich  nur  zum  Theil  unter  den  Bcgritf  des  Vorth eils  (Intcressea) 
des  Einzelnen  bringen.  Sie  betreflcn  Überwiegend  Existenz- 
bedingungen der  Gattung  und  des  Einzelnen  als  Mitglieds 
derGattnngy  £ntwickiangsbedingnngen  der  ganzen  Volks- 
wirthschaft  und  anch  des  priTatwirthschaftlichen  Systems  in  fkr, 
endlich  sittliche  Zwecke  der  Gesammtheit  wie  des  Eintebeii, 
nnd  demnach  ergeben  sich  für  letzteren  Pflichten  gegen  die 
Gesammtheit,  spcciell  gegen  den  Staat.*)  Die  Fürsorge  fiir  die 
wichtigsten  Gcnieinbedürfnissfc  (§.  140  flf.)  ist  nur  durch  die  Zwaugs- 
gemeinwirthschalten  zu  erlangen. 

II.  —  §•  155.  Unter  den  einzelnen  Arten  der  leti- 
teren  ist 


')  Gn eist's  Schriften  Uber  englisches  Veifiusiings-  und  Yenraltungsreclit,  sovii 

seine  mehr  (loguiatiächeii  Schrifteu  auf  üem  Gebiete  des  öfTentliclieD  Kechts  siud  für 
das  leitende  Princip,  die  Bewälligunsr  der  (icsellscliaft  durch  den  Staat,  hier  ror  «Il-n 
zu  Uüuuüu.  Yergl  a.  A.  Gneist,  Kcchtäütaat,  Berl.  Ib72,  bes.  Absclio.  L,  IL,  IX. 
180  ff.  Gedanken  der  Stahrschen  RechtspliUosopbie  kommen  übrigens  in  derTbeom 
der  Zwangsgemeinvirthächaften  auch  wieder  vielfach  zu  Ehren  („Autoritlt,  nicht 
Majorität").  —  Die  Zurückführung  der  Zwanirsgeineinwirtlisi  haften .  voran  des  Suits 
als  CoUectivwirthbchaft,  auf  den  Uemciuäiau  habe  ich  oben  schon  in  der  Vorbemeri.  ; 
zn  Kap.  S,  S.  199  als  m.  E.  anbaltbar  und  nor  auf  einer  Fiction  bemhend  beidcksat  > 
Darin,  dass  die  von  ihm  so^en.  „öffentlichen"  Wirth8ch.sorganisationen  nicht 
auf  d.  Gemcinsinn.  sundern  auf  d.  öffeoti  Gewalt  zu  begründen  sind,  «üanuSdi. 
mir  jetzt  bei,  Soc.  KOij'oi  III,  acü. 

*)  Es  ist  hier  m.  £.  fon.  jedem  politischen  Standpnncte  ans  nnf  ermeidliek, 
wieder  an  antike  Anschaanngon  anzukntijifrii.  trotz  und  wegen  unserer  modcrna 
atomiätiäch-individualiütiächen  Staatäaaffassung  und  Vorauäteilung  der  ßerechtiguog  d«t  . 
Einzelnen.  Die  Grundgedanken  in  Aristoteles'  Politik,  ja  selbst  in  Platos  ! 
Staat  hiiiiiichtlich  der  naturnothwendigen  Unterordnung  des  Einselneu  unter 
und  Einordnung  desselben  in  den  Staat  sind  in  der  That,  rirliti?  verstanden,  ni  I' 
nur  berechtigt  für  altgriechische  Verhäituisso ,  sondern  unbedingt  wahr,  nicbt 
Sätz<>  von  historischer  Relatiritit,  sondern  ron  logischer  Abaolutheit 
Die  Nationalökonomie  hat  dies  viel  zu  sehr  aus  den  Augen  verloren.  Namentlich  dk> 
1.  Hucli  von  Aristoteles'  Politik,  bes.  K.ip.  2  (od.  Bekkeri  darf  daher  auch  hier  nicht 
unerwähnt  bleiben.    Jene  berühmten  biitze :  öio  naacc  .loÄi^  tf  vati  torir.  fhff 

xal  al  TtQ&rat  xoiVMvtca  qrtvtifov  ^6xt  (fvoti     :i6Xtg  iari ,  xcl 

&iß^(fioTioq  ffvoti  TxoJ.ittxor  L,ipoy .  xal  h  Snaktg  dia  tf  vaiv  xal  ov  ^la  Tv^y 
fjTOt  tfavXoi;  Ajr/r  xithlxTioy  )]  f"»  '>(;<y.io>".  und  eiidlii  Ii :  ort  iilv  ovy  ^  ,toÄ(- 
xal  ipvoft  xal  n(f6Tt(Jov  i'i  t'xaoTo^  ÖTj/.ov'  ti  v«(>  fn)  uviaoxrj;;  txaGioj 
XütQia^Blq,  hptotmg^  xoiq  a?.Xoiq  fihgtaiv  i^'^fi^  ngoQ  ro  H?.Xor'  h  «J^  dirtf 
fievog  xoivujvtiv  iitii^lv  (hoiti-yo^  t^t-  an (t()y.tiav ,  6v^\v  fi^Qog  nolfoi* 
San  t]  Hrjoi'oy  rj  i}io^  (Arist.  de  re  publ.  ed.  min.  Bekkcr  p.  ^,  4),  —  dies-'Sifie 
sind  sämmtlicb  auch  Fundamcntaiprincipicn  fur  die  Volkswirthschaftsidirc 

I 
I 


I 
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1)  der  Staat  die  weitaus  bedeutendste.  Er  erscheint  als  Aul- 
steller, Fortbildner  und  Garant  der  Rechtsordnung, 
insbesondere  auch  der  Recbtsbasis  des  privatwirtbschaft- 
licben  Verkehrs  (§.  123),  er  ist  femer  der  gr()8ste  Kreis 
örtlicher  und  aeitlicher  Gemeinsohaftsbeziehangen 
nod  der  diraos  herrorgfehenden  Gemeinbedttrfiiissey  er  mmmt  nach 
der  geschichtliehen  EntwickloDg  vielfach  Theil  an  der  Fürsorge  ftlr 
gesellschaftliche  Gemein bedUrfnisse  und  überwacht  die 
Einrichtungen  und  Massregeln,  welche  die  freien  Gemeinwirth- 
sihaficn  zur  lictricdigung  dieser  gesellschaftlichen  Bedürfnisse 
treffen.  Die  FunctioD  des  Staats  in  der  Yolkswirtbschaft  wird  im 
1  Kapitel  noch  näher  dargelegt  werden. 

2)  Neben  dem  Staate  fmigirt  in  mehr  oder  weniger  selb- 
I  fündiger  I  flbrigens  geschichtlich  mannigfach  wechselnder  Sph&re 

als  sweites  Hanptglied  der  Zwangsgemetnwirthschaften  die  Ge- 
meinde, als  wichtigster  Kreis  der  engeren  rtlnmlichen  Gemein- 
i^chaltsbezieluingen.  Zwischen  der  Gemeinde  und  dem  Staate  stehen 
in  vielfach  wechselnder  Form  und  Wirkungssphäre,  bald  mehr  nur 
als  räumliche  Abtheil nn gen  der  staatlichen  Zwangsgemein wirth- 
aeiuift,  bald  als  mehr  oder  weniger  selbständige  räumliche  Zwangs- 
gemeinwirtbschaften  der  Kreis  (Grafschaft),  der  Bezirk,  die 
FroTinz  (Hersogtbnm),  auch  der  Particnlarstaat  (£inzel8taat| 
Kanton)  im  Bundesstaat  (Reich).  Alle  diese  Körper  fuhren  als 
politisch-administratiTC  selbstilndige  Einheiten  den  Namen 
„Selbstverwaltuugskörper". 

3)  Aber  auch  für  einzelne  bestimmte  Gemcinschafts- 
zwecke  aus  der  Kategorie  der  gesellschaftlichen  Gemein- 
bedürfnisse hat  die  geschichtliche  Entwicklung  Zwangsgemein- 
wirthschaften  gebildet  und  bestehen  deren  gegenwärtig  mitunter 
noch  in  den  Cultorstaaten  oder  treten  selbst  nene  Formen  solcher 
Ocmemwirthsohaften  hervor.  Das  grossartigste  schon  erwfthnte 
geschichtliche  Beispiel  sind  die  Kirchen,  deren  Umbildung  von 
der  Zwangs-  in  die  freie  GemeinwirthschafI  seit  Jahrhnnderlen 
eines  der  grössten  Probleme  der  Culturvölker  ist.  Auf  dem  Gebiete 
des  Ve rsicher u ng »Weesens,  des  Bankwesens  liegen  in  den 
Assecnranzvcreinen  mit  Zwangs  beitritt,-')  in  den  öffent- 
lichen Banken,  deren  Benutzung  zur  Zahlungsvermittlung  für 
die  Kaafleate  eines  Ortes  obligatorisch  war  (iütere  Girobanken) 

Aeitere  Iioiuobüiariutöcourauz;    Peutiioitscasbun ,  Wittwencabseu  für  bestimmte 
Sünde;  wacilie  ArbeUerfcnolen-  nod  InralidencasHen ;  Knappscliaftscusen  im  BergbM. 
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Beispiele  von  ZwaugsgemeinwirUiflehAfteD  Tor,  welehe  bis  in  anaen 

Gegeuwart  hineinragen.  Die  mittelalterlichen  Handwerkersflnfte 
und  kaufmännischeu  Gilden  trugen  ebenfalls  wesentliche 
Merkmale  solcher  Gemeinwirthschaften  au  sich.  *)  Endlich  bilden 
Deichbau  verbände  und  mancherlei  ältere  und  neuere  Vereine  für 
Isndwirthschat'tliche  Meliorationen  (Ent-  und  Bewässe- 
mngBanlagen  n.  dgl.  m.)  Beispiele  von  Zwangsgemeinwirtliaehaften 
fttr  spedelle  Zwecke ,  welehe  hentsatage  eine  grosse  praetiseho 
Bedeutung  haben.  Auch  die  ftlteren  AgraryerhSltnissey  beson- 
ders bei  den  germanischen  Völkern,  wie  sie  sieh  ans  dem  Ge- 
meineigenthum am  Boden  in  Feldgemeinschaft  und  Flurzwang  ent- 
wickelten, haben  mancherlei  Gestaltungen  mit  sich  gebracht,  welche 
mitunter  Merkmale  von  Zwaugsgemeinwirthscballten  wahmehmea 
lassen. 

III.  —  §.156.  Begrttndang  des  Zwangsrooments.  Staat 
nnd  Gemeinde,  dann  Kreis,  Bexirk  nnd  ProWns  sind  diejenige 
Zwangsgemeinwirdisehafteni  bei  welchen  fllr  irgend  absehbare  Zeit 
nnd  nnter  allen  in  Betraeht  kommenden  Verhaltnissen  der  Zwang 

nnentbehrlich  erscheint.  Der  Zwang  ist  bei  ihnen  also  ein  abso- 
lutes Existenzmoment,  die  Zwangsgemcinwirthschaft  mit  Rücksicht 
auf  .sie  eine  absolute  („natürliche")  ökonomische  und  recht- 
liche Kategorie  der  Wirthsehai'ten  in  der  Yolkswirthschatt  Hei 
der  vorgenannten  dritten  Gruppe  der  Zwangsgemeinwirthschafien 
erseheint  der  Zwang  dagegen  nicht  in  demselben  Maasse  als  Existess- 
nnd  Gedeihensbedingnng.  Der  Ueb ergang  dieser  Wirthsohaftea 
in  freie  Gemeinwirthsehaften  nnd  umgekehrt  letzterer  in  Zwangs- 
gemeinwirthschafien ist  geschichtlich  vielfach  vorgekommen.  Die 
Hauptfrage  ist  daher  hier  immer,  ob  und  inwieweit  überhaupt 
Zwang  interveniren  soll:  eine  niemals  allgemein,  soudern 
nur  nach  den  coucreten  Umständen  zu  entscheidende,  also  eiue 
örtlich  und  geschichtlich  relativ  zu  beantwortende  Frige. 
Die  Zwangsgemeinwirtbschaften  der  dritten  Gruppe  sind  daher  asr 
historische  Kategorieen  des  WirtbsebaftslebeDS,.  das  Zwangs- 
moment  ist  bei  ihnen  nicht  allgemein,  sondern  nnr  bedingnngs- 
weise  berechtigt,  nnd  zwar  dann,  wenn  die  Bedingungen  wesestSdi 
bei  ihnen  ebenso  liegen,  wie  bei  den  natOrlichen  nnd  noth- 

*)  S.  Gierke,  Genossenschaftsrorhi  I.,  §.  3S.  bot«.  Ab-(  Im.  III.  (die  Zunft  als 
Gemeinwesen  im  Kleineu ,  S.  3S3  II.  i ;  eine  Menge  dieser  l- uuctiontn  der  Zunft  ge- 
atattan  es,  ihr  doi  Character  einer  Gemein-  and  ZwangsffemeinwirÜischaft  im  8ini 
Tests  beizulegen.  Toigl  «och  SchOnberg  v.  Scbinoiler  Uber  ZnoftveMn  a.  a.  0. 


Digitized  by  Google 


Begründaog  des  Zwaogsmomeuts. 


281 


wendigen  Zwangsgemeinwirthschaften  des  Staate,  der  Gemeinde 
0.  s.  vv.  (§.  15y). 

g.  157.  Die  Nothwendigkeit  des  Zwangsmomento  bei  den 
geDumten  Gememwirthschaften  erklärt  sich  aoB  folgenden  Um- 
sttnden: 

1)  Theils  itt  das  priyatwirthachaftliche  Selbstinter- 
esie  tn  mäcbtig,  tbeils  mangelt  es  aiieb  an  den  PriTatwirtb- 

schaflen  in  vielen  Fällen  an  einem  richtigen  Verständnis 8 
ihres  durch  Vereinigung  am  Besten  zu  wahrenden  eigenen  Inter- 
ems,  endlich  fehlt  auch  der  erforderliche  sittliche  Gemeinsinn, 
so  dass  ohne  Zwang  die  Bildung  der  unentbehrlichen  Gemein- 
wirthschaften  unterbleiben  oder  letatere  niobt  genügend  fongiren 
wlliden.*) 

2)  Die  Katar  jeder  nnd  Tollends  der  genannten,  auf  Zwang 
bembenden  G^einwirtbsebaften  bringt  es  nnvermeidlieb  mit  sieb, 
dass  die  zu  einer  Gern  ein  wirthschaH;  hinzutretende  Priratwirtbsobafl 

vielfach  ihr  specielles  Interesse  theils  gar  nicht,  theils 
wenigstens  nicht  in  gleicher  Weise  wie  im  privatwirth- 
''chaftlichen  Verkehr  gewahrt  sieht.  Was  hierüber  im  vorigen 
AiMcbnitt  (§.  151)  hinsiolitlicb  der  freien  Gtomeinwirthsobaften 
SMtgt  worde,  giU  noeb  in  verstärktem  Maasse  Ton  den  Zwangs- 
gttneinwirtiiaebaften.  Insbesondere  kann  bei  diesen  der  Regel  naeh 
Doeh  weniger  eine  genaue  Deeknng  der  Vorth  eile,  welehe  die 
beitretende  Priyatwirtbschaft  etwa  erlangt,  nnd  der  Gegen- 
leistungen derselben  an  die  Gemeinwirthschaft  statttindcn. 
Ueberhaupt  aber  handelt  es  sich  gerade  in  den  Zwangsgemeinwirth- 
schaften  vielfach  gar  nicht  um  individuelle  Vorth  eile  der 
Betheiligten,  sondern  um  Pflichten  der  letzteren  gegen 
die  Gesammtbeit  Der  privatwirthschaftliohe  Gesichts- 
pati  reieht  eben  deswegen  für  die  Beziehungen  swiseben  den 
Prirat-  und  den  Oemeinwirtbsehaften  niebt  aus.') 

3)  Die  Besehaffenbeit  derjenigen  GemeinbedflHhisse  und 
Gemeingüter,  um  welche  es  sich  bei  den  wichtigsten  Zwangs- 

*)  HiiMiTtMKftii  der  Kodivendifkeit  des  Zwangs  bei  einzelnen  Vennstaltangen 
xoi  Dmehlbhiiuig  des  WoUfahrts/wccks  des  Staats  geben  dio  Eröi-tcrungen  der  Polizei- 
•chrifbteller  genauer  die  leitenden  (je^sichtspuncte  an.    S.Mo  hl  und  L.  Steina.  a.O. 

(iat  betont  mit  Rücksicht  auf  die  Steucrprincipien  ^Abweisung  de»  Piin- 
np«  Ton  Ldstong  und  Gecenleistonr  bei  den  eigentlichen  allgemeinen  Stenern  nnd 
Befürwortung  des  richtigen  Princips  der  Leistungsfiihigkeit  für  die  Höhe  dieser  Steuern 
bei  dem  Einzelnen)  ron  Neu  mann  (Tab.)  in  den  schon  ritirten  Erorterun!;<'ii  in 
seiaer  Schrift  über  progressiFO  Einkommensteuer,  S.  47  IL,  bes.  S.  5S — ü5.  S.  jetzt 
adne  Ffn.wi«.  II,  3.  B.  2.  Kap,  1.  Abth.  AUgem.  Stenerlehre, 
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gemeinwirthsclial'tcn ,  Staat  und  Gemeinde,  handelt  —  ähnlich 
indessen  auch  bei  den  übrigen  —  erklärt  dies  auch  einfach  nnd 
vollständig  genug.  An  dem  Beispiel  des  staatlichen  Rechtsschutzes 
im  Innern  und  nach  Aussen  (§.  166),  der  Uaaptfimctio&  des  Slaa^ 
ist  dies  am  Besten  nachzuweisen.^) 

Der  Reehtssoliats  nnd  die  wichtigsten  tthrigen  Leistugen  der 
▼omehmsten  Zwangsgemeinwirthsehaflen  sind  immaterieller  Art 
An  dnem  Maassstahe  ihres  Okonomisehen  Werths  ind 
desjenigen  Vortheils,  welchen  der  Einzelne  etwa  von  diesen 
Leistungen  hat,  fehlt  es  durchaus.  Die  letzteren  können  femer 
ihrem  inneren  Wesen  nach,  dem  Zwecke  des  Staats  und  der 
Übrigen  Zwangsgemeinwirthschaften  gemäss,  meistens  nicht  spe- 
ciell  verkäuflich  sein,  also  dem  Preisregulator  von  Angebot 
nnd  Nachfrage  gar  nicht  onterstellt  werden.  Zahlreiche  nnd  wich- 
tige Leistungen  des  Staats  lassen  sich  endlieh,  wie  gesagt,  siwh 
nicht,  oder  nnr  durchaus  geswungen,  als  Vortheile  filr  des 
Einzelnen  hinstellen,  z.  B.  die  grossen  und  kostspieligen  Leistmigen 
„zur  Durchfuhrung  des  nationalen  Machtzwecks".  Ja,  für  dea 
Einzelnen  werden  diese  Leistungen  nicht  selten  zu  Nachtheilenj 
(Militärpflicht!)  Sie  sind  jedoch  insgesammt,  die  Kechtsschotz- 
leistnngen  voran,  anentbehrliche  Bedingungen  des  socialen 
Zusammenlebens  der  Menschen  und  damit  auch  jedwedei 
wirthsehaftlichen  Verkehrs.  Ihre  Herstellung  oder  auch  nnr 
den  Beitritt  zu  deijenigen  Gemeinwirtfaschaft,  welche  diese  H»-  j 
Stellung  tlbemimmt,  dem  freien  Ermessen  und  damit  der  Willkfdur 
der  Indiyiduen  zu  tiberlassen,  hiesse  die  Bedingungen  des  soeisko 
und  volkswirthschaftlichcn  Organismus  dem  Zufall  preisgeben  nnd 
practisch  oft  genug:  diese  Bedingungen  gar  nicht  erfüllen.  Eben 
deshalb  muss  eine  mit  der  nöthigen  Zwangsgewalt  ausgerüstete 
Autorität  bei  der  Bildung  und  Einrichtung  der  Zwangsgemeio- 
wirth  sc  haften,  Toran  des  Staats,  interveniren.  ^) 

IV.  "  §.  158.   Folgerungen  fflr  die  Kostendeekang. ; 
Steuerwesen  im  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Sjsteo. 
Der  Staat,  die  Oemeinde  und  mehr  oder  weniger  jede  sodie 
Zwangsgemeinwirthschaft  erlangt  dadurch  freilich  jenen  „commn- 
nistiticheu^^  Grundzug,  welcher  den  Gemein wirthscbaften  anklebt 

Gute  Krortenuigeil  bierflber  und  ttber  Tenrandte  Puncto,  besonders  der  S(M** 
theorie,  In  K.  Lftspeyres'  Anis.  SUattwirdiMhAft  in  Staatsvöiterb.  B.  2.  VmsL 

bes.  S.  77  Ü. 

*)  Yeifl.  Eioher,  Politik  I.,  1.  E,  Trendelenbnrg,  Nttnmcht,  §.  IM 
Gneist,  Bechtsstaat,  N.  DL 
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f§.  151,  109a),  in  noch  viel  stärkerem  Maasse.  Der  privatwirth- 
•chaftlichc  Widerstand  gegen  den  Staat  und  die  übrigen  Zwangs- 
gebilde der  Volkswirtbschaft  und  die  Abneigung  der  Anbänger  des 
Systemg  der  freien  OoDcurrenz  oder  der  Vertreter  der  „Gesellschaft" 
im  Stein-Gneist'sehen  Sinne  gegen  Einmischnng  des  Staate  in 
die  Yolkswirihscbafl  finden  in  diesem  commnnistlseben  Gharacter 
ilire  ErklUrung. 

1)  Das  Prineip  der  speeiellen  Entgeltlichkeit  von 
Leistung  und  Gegenleistung  ist  in  der  Zwangsgenieinwirthschaft 
selbst  in  den  Fällen,  wo  noch  ein  bon  der  vortheil  für  den  Einzel- 
nen nachgewiesen  werden  kann,  noch  weniger  anwendbar, 
als  in  den  meisten  freien  Gemeinwirthsobaften.*)  Die  Unml^lioh- 
keit  ab«  y  einen  solohen  Sonderyortbeil  irgend  genan  nach  seinem 
Okonomiseben  Werthe  in  messen,  bringt  es  mit  sich,  bei  der 
Kostendeckung  der  zwangsgemeinwirthscbafilioben  Leistungen 
von  dem  Principe  gleicher  Leistung  und  Gegenleistung  grossentheils 
abzusehen:  daher  die  bescbriinkte  Anwendbarkeit  des  sog.  Ge- 
bührenpriucips  in  der  Finanzverwaltung  des  Staats. 

2)  Bei  denjenigen  Leistungen  der  Zwangsgemeinwirthschailten 
eidlich,  welche  sich  gar  nicht  als  Einzelvortbeile  qaalificiren  lassen, 
mms  natUrlich  Ton  diesem  Principe  vollständig  abgesehen 
werden.  Die  Kostendeckung  des  Staate  n.  s.  w.  hat  daher  hier 
dnch  ZwangsbeitrUgc  (Stenern)  der  zwangsweise  im  Ver- 
ltode der  betreffenden  Gemeinwirthschaft  stehenden  Einzelwirth- 
Schäften  zu  geschehen. 

3)  Die  Snmme  dieser  Beiträge  liisst  sieh  ökonomisch  als 
<Tesammtgegenlei8tung  lür  die  Gesammtheit  der  Leistungen 
derZwangsgemeinwirthschatt  auffassen    und  hier  wird  auch  wieder 


Neu  mann,  a.  a.  0.  S.  48  ff.,  hobt  m.  E.  auch  bei  seinem  ganz  richtigen 

Xvhw-  is  einer  freilich  mir  sehr  bcsrhrinktcii  Anwendbarkeit  des  Prinrips  von  Leistung 
oud  Gegenleistung  im  Stüuerwcscn  die  unvermeidlichen  Fictionon,  welche  auch  in 
Amm  fUen  b«i  der  Berechnung  der  bondervorthoUe  immer  onterliuifen«  nicht 
gnBg«ad  herror. 

^  Bau- Wagner,  Ein.  L,  §.  95  C«  106  C,  2.  A.  I.  |.  137  ff.  n.  IL  B.  3. 
lK»p.  1  V.  d.  Gebühren.   Auch  Neumann  a.  a.  0. 

")  Diesel  Ansicht  iNommt  durchaus  nicht  wieder  einfach  auf  die  alte  AuflasMiiii«? 
der  Steuer  ah»  „Tausch"  hinaus,  gegen  welche  sich  z.  B.  A.  Held,  Kinkommcn- 
st«Q<r.  Bonn  1872,  S.  2$  ff.,  31,  wendet  Sie  halt  aber  den  richtigen  Kern  in 
ilicser  Auffassung  fest,  was  Held  nicht  thut  und  was  man  vom  volkswirthschaftlichcn 
Standpancte  aas  thun  darf  und  muss,  ohne  die  ,.ti»  for  j^edachie.  vom  wahrhaft  histori- 
idiMi  Geiste  getragene"  Anschauung  vom  Staate  preis  zu  geben.  £s  müssen  und 
iftrf  -n  freilich  nnr  dto  Getnmmtheiten  der  Stenern  und  der  Lotetnogen  des  Staats 
nter  den  Akononisohen  Gesichlaininct  von  Leislong  vnd  Gegenleittong  gebracht  werden. 
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mit  Rffcksiebt  aaf  die  mO^iobite  Okonomisebe  Wertbeorrespondein 
eine  Vergleicbnng  stattfinden  dürfen  und  mÜRsen,  z.  B.  der  Leistungen 
des  Staats  mit  der  Summe  der  Steuern  überhaupt  wie  in  bestimm- 
ten Fällen  in  der  „constitutionellen  Budgetwirtbschaft". 

4)  Aber  dem  Einzelnen  gegenüber  kann  von  solcher 
Wertbcorrespondenz  der  LeiBtiugen  desselben  an  die  Gemein wirth- 
Bchaft  und  der  Yon  letzterer  anstehenden  LeistnngeD  fttr  Geeammt- 
beiten  (und  fitr  den  Einselnen  als  Mitglieds  daron)  Diebt  die 
Rede  sein.  Die  Kosten  der  Zwangsgemeinwirtbsebaft  müssen  Tid- 
mehr  nnr  anf  die  Einselnen  an  ibr  Betheiligten  naeb  einem  allge- 
meinen Maassstabe  gleicbmässig  umgelegt  werden.  Dieser 
Maassstab  kann  aber  nicht  in  dem  Wertbe,  Genüsse  und  Vor- 
theil, welchen  die  Verbindung  mit  der  Genieinwirthschaft  dem 
Einzelnen  bietet,  liegen,  denn  theils  ist  dieser  Werth,  wie  gesad, 
im  Einzelfall  nnmessbar,  theils  fehlt  er  hier  ToUständig  und  ist  Dur 
eine  P flieht,  kein  Vortheil  des  Einzelnen  anzuerkennen  oderdoeh 
zn  beaebten.  Daraus  folgt  einer  der  wiebtigsten  Gmndsfttse  der 
Steuerpolitik:  die  Vertbeilung  der  Stenern  gleiehnütorig  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Einzelnen.**)  Der  commvsi- 
stiscbe  Character  der  Zwangsgemeinwirthschaft  und  besonders 
des  Staats  erscheint  hiernach  aber  als  natürlich  begründet. 

V.  —  §.  159.  Die  Berechtigung  des  Zwangs  auch  ftir 
bestimmte  e i n z e  1  n e  Gemeinschaftszwecke  und  die  Bildnugvoo 
Zwangs-  statt  freier  Gemeinwirfchsehaften  hierfür  ist  hienack 
unter  folgenden  zwei  Bedingungen  vorbanden: 

1)  wenn  das  Widerstreben  der  Einzelnen  den 
Wohl  einer  Gesammtbeit  (Gruppe)  geforderten  Gemeii- 
scbaftszweek  vereiteln  würde,  zumal  in  dem  Falle,  dass  dai 


niemals  die  Steuer  des  Einzelnen  nnd  die  ihm  zu  Gate  liomniende  Staatsleistmif 
Ohne  den  erstcrcn  (iesichtspunct  ist  eine  geordnete  Fiuauzwirthächaft  uicht  deoibv- 
Die  rechtsphilosophischen  Vertreter  der  organischen  Stnatnultaiaf  gehaa  ihalieh  w ; 
hier  Held  öften>  wieder  ein  venig  m  wdt  in  der  Benotion.  8.  meine  Fin.  2.A.  I. ; 
§.  143  lt.,  II,  3.  B.  K.  1  n.  2. 

")  Verpl.  Neu  mann,  a.  a.  0.,  mit  dem  ich  fn'f»ssentheil8  Übereinstimme.  S.  niein-^ 
Fin.  II,  §.  331  IT.,  359  S.,  wo  f.  die  Dnrchfabrung  dos  Postulats  der  Gieichm&ä&i^kdt  i 
Q.  Allgemeinheit  der  Bestenening  nber  die  Nodnrendigkeit  der  prindi».  OntencMdof  I 
des  rein  finanz.  u.  des  socialpolit.  Standpuncts  der  Betrachtung  nachzuveist^ 
jj:esucht  wird.    Aelinli<h  wie  im  Text  Trendelenburg,  a.  a.  0.       159  3<''' 
Besteuerung  Aufgabe  der  disthbuL  (ierecbtigkcit ;  ihr  Maass  zuerst  die  Lcistuo;.-- 
ffthif  Iceit  des  Einzelnen :  UreUich  mit  zn  nnsicheter  AUeitnng  Ton  Gonseqoenzea  vai 
/.  u  allgemein  bleibenden  Sätzen).    S.  auch  Laspey res ,  a.  a.  0.  X-,  106  ff.  Anier^ 
besonders  E.  Nasse,  Gutachten  über  Personalbesteuerung.  1S73,  S.  3  H.,  und» 
Ganzen  auch  A.  il  c  1  d ,  Einkommensteuer  und  Gutachten  über  Personalbesteueruog,  iSTS.  ■ 
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Wohl  des  Einzelnen  durch  den  Zwangsbeitritt  nicht  irgend  wesent- 
iieh  verletzt,  vielleicht  sogar  selbst  gefördert  würde 

2)  wenn  anderseits  die  Theiluahme  des  Einzelnen  an 
den  Leistungen  (Vortheilen)  der  Gemein wirthschaft  nach  der 
Natur  der  betreffenden  Gemeingllter  nicht  wohl  behindert 
weiden  ktaakf  so  dm  es  billig  eneheint,  den  Einseinen  aneh 
iwangsweise  sun  Beitritt  nnd  snr  Mittragong  der  Kosten  der 
Ganeinwirthsebaft  sn  nOtbigen.^) 

Nacb  diesen  (^esiebtspuncten  wird  die  Znlftssigkeit  des  Zwangs 
lü  den  oben  (§.  155  N.  3)  erwähnten  Fallen  von  Classen-Gemein- 
bedärtnisi^eu  zu  entscheiden  sein. 

VI.  —  §.  J6Ü.  Postulate  für  Z wangsgemeiu wirth- 
•ehaften.  Die  Natur  dee  Zwangsprincips  bringt  es  endlich  mit 
sich,  dass  an  alle  ZwangBgemeinwirtbscbaften,  insbesondere  hin- 
«ehtiieb  der  Ansdebnang  nnd  Art  nnd  Weise  ihrer  Thittig- 
keiten  anch  an  den  Staat  und  die  Gemeinde,  folgende  Anfor- 
derungen zu  stellen  sind: 

1)  Die  Not h wendigkeit  und  Gemeinnützigkeit  des 
Zwangs,  seiner  Stiirke  und  seines  Umfangs  niuss  möglichst 
objectiv  testgestel It  werden.  Das  Ziel  ist,  den  Zwang  nur 
da  und  nur  soweit  eintreten  zu  hissen,  wo  und  wie  die  ein- 
sichtige, ihr  eigenes  Beste  richtig  verstehende,  aber  aueb  vom  rich- 
tig sittlichen  Gemeinsinn  und  Pflichtgefühl  getragene  Privat- 
wirthsobaft  freiwillig  der  Gemeinwirtbschaft  sieb  anscbliessen 
und  alle  Lasten  derselben  mit  tragen  würde.  Der  Zwang  muss 
daher  immer  auch  als  ein  Erziehungsmittel  betrachtet  werden 
und  als  solches  angewandt  selbst  darauf  hinwirken,  sich  all- 
mählich entbehrlicher  zu  machen.  ^'') 

*')  So  in  den  ebenso  |»riiiiM']iii  ll  jiractiscli  wicbtigcii  Moisjuelrn  ans  dn  Agrar- 
politik: Zwang  bei  Zusammunioguii^  der  (irunüätttcke,  bei  (ieinoiiibeibtheiluiig  gegen 
•lue  diäseniirendü  Minorität,  Bau,  Vulkäwirtbschaftspolitik,  5.  Aufl.  L,  §.  ül,  100, 
Koscher,  NationalOkonoiDie  des  Ackerbaos,  ^.  78,  82;  Bildung  von  Zwangsgenosäcn- 
»cliaftcn  fUr  Hewäsaerung  un<l  Entwässerung,  Hau,  eb.  ij.  101,  Koscher,  cb.  §.  M9, 
B.  (igi.  m.  —  Zwangs  beitritt  zu  Brandassecu  ranzen,  zu  Pensionscasbcn  und  liilduug 
idbständiger  Wirthschaften  dafür  (Arbeiterrersicherangswesens ,  Frage  des  „Gassen- 
nrang^b  .  der  „ZmagscasBo^  des  Zwangs  fttr  Arbeiter  oder  anch  f.  Arbeitgeber)  sind 
andre  Beispiele. 

Diese  zweite  Bedingung  gilt  bei  den  agrarischen  Beispielen  gewöhnlich  auch, 
imer  z  B.  bei  Deicbbao.  Ueberbaupt  öfters  in  d.  FÜlen  Ten  „Beitrigen**  statt  Ge- 
buhren oder  richtiger  ab  GebQbronfenn.  8.  Nenmann  a.  a.  0.«  meine  Fin.  2.  A.  I. 
|.  140,  IL  §.  :v2-.. 

^  In  Fragen  der  Y ersicher uagspolitili,  z.  B.  Brandassecuranz,  Lebens-  und 
Reatenrersichening,  dann  In  der  VnterricbtspoUttt  (Schalsirang)  ein  besonders 
pnctiBcber  Gesicbt^ancC;  mehiftch  schon  die  Enraitong  erfftUt. 
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2)  Zq  diesem  Behnfe  ist  auch  die  mOgliohstefiiitwioklang 
des  Gemeinsinns  und  des  sittlichen  Pflichtgefflhla 
geboten,  nm  den  Zwang  thnnlichst  besehrinken  sn  kOnnen.  Da- 
durch wird  es  namentlich  möglich,  das  caritative  System  an 
Stelle  des  ge lueiii wirthschaftlicheu  z.  H.  im  Ilumanitäts-  nnd 
Armeiiwesea,  und  die  freien  Gcmeiiiwirth.sclialteii  anstelle  der 
Zwang  »gemein  wirthscbafteUy  z.  B.  im  iSchul-,  Versicherangsweseo, 
in  grösserem  Umfange  treten  zn  lassen,  den  Zwang  durch  den 
Rath,  die  £mpfehlnng  zn  ersetzen  nnd  aneh  die  Staatsthi- 
tigkeit  unter  Umstunden  ttber)ianpt  zn  beschränken. 

3)  Da  es  einen  natürlichen,  ans  dem  „Wesen''  der 
Zwangsgemeinwirtbscbafty  besonders  ancb  des  Staats  nnd  der 
Gemeinde  abzulciteiulcn  (»der  einen  auf  eud gütige  Erfahrung 
gegründeten  schlechtweg  „richtigen'*  Bereich  der  Thätigkeii 
der  Zwangsgcmeinvvirthschaften  nicht  giebt,  so  müssen  besondre 
Organe  in  solchen  VVirthschaftcu  geschaffen  werden,  welcbe  diesen^ 
Bereich  im  concreten  Falle  möglichst  richtig  bestimmen' 
nnd  Noth wendigkeit,  Umfang  nnd  Art  des  Zwangs  olycctivl 
feststellen.  So  ergiebt  sieh  aneh  vom  Tolkswirthschaftlidhen  Stand- 
puncto  ans  die  politisehe  Forderung  einer  Vertretung  der  bei' 
einer  Zwangsgemeinwirthschaft,  wie  Staat  und  Gemeinde,  bethei- 
ligten Privaten  (Volksvertretungen). 

4)  Eine  Hauptaufgabe  ist  stets,  den  wechselnden  Bedürfnissen 
gemäss  in  wechselnder  Weise,  die  z  wangs  gemein  wir  thschaft- 
lichen  Functionen  zwischen  dem  Staate  einer-  nnd  den 
SelbstverwaltungskOrpern  andrerseits  und  wieder  unter 
den  letzteren  richtig  zu  vert heilen:  zugleich  eine  Vonaa- 
setzung  fttr  die  möglichst  richtige  Erfüllung  des  folgenden  fttnftea 
Postniats.  Besonders  wichtig  ist  eine  solche  Theilnng  der  Fnnc- 
tioncn  in  Bezug  auf  die  Anstalten  der  Fürsorge  für  örtlicLci 
Geineinbt'dürliüsse  (§.  141,  142).  Die  politischen  Fragen  der 
Decentralisatiüu  der  Staats-  und  der  Einrichtung  der  localec 
Selbstverwaltung  müssen  demgemäss  auch  hier  als  bedeatungsroU 
bezeichnet  werden. 


Die  y  erfassnngsfrigeii  in  Staat,  Profinx,  Kreia,  Oaneinde,  die  „Ord  nun  gen" 
dieser  drei  Gruppen  aatODomcr  Glieder  des  Staats  werden  demnach  au<  h  für  die  Vofc* 
wirthschaft  in  (loppclt^'r  \Vci>o  wichtig:  einmal,  weil  erst  durch  diese  Ordnongeo  Ji' 
hchügen  GeiuuiuwirUiächaftcu  organisirt  werden,  sodaon  weil  die  Organisiruof  lic: 
VaitretUDgeii  di«  Garantie  Air  möglichst  ricbtife  Beattaunnng  und  AnafÜhnag  dci 
diesen  Wirtliächaften  zu  übertragenden  Leistungen  znr  BedOrfninÄMfiriedlgmf  *^ 
jn.  a.  W.  für  die  bestte  f  roUacüoa  der  betreUienüen  (itttei  liefert 
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5)  Jede  Zwangsgemeinwirthscliaft  muB»  als  Einzelwirth- 
lebaft  mOgfichst  riehtig  ökonomisch  und  tecbniseh  geleitet  and 
eisgeriehtet  werden.  Namentlich  ist  anch  in  ihr  das  Princip  der 

Wirthschaftlichkeit  streng  durchzufahren.  Da  das  Steuer- 
recht  der  Zwanf^sgemcinwirthschaft  hier  besondere  Gefahren  her- 
Torrult,  80  ist  wiederum  eine  Controle  des  Subjects  der  Wirth- 
schaft  (z.  B.  der  Regierung  des  Staats)  durch  die  Vertretung  der 
BetfaeiligteD  ein  nothwendiges  volkswirthschaftliches 
Postulat:  Enrichtnng  unabhängiger  Finanscontrolorgane, 
System  der  constitationellen  Bndgetwirthschaft  im 
Staate. 

Dorch  die  Erfüllung  dieser  Forderungen  wird  dann  auch  so- 
weit dies  überhaupt  erreichbar  ist,  eine  Garantie  geschaffen,  dass 
Iii  ökonomischer  Hinsieht  zwischen  dem  Werth e  der  gesamniten 
Leistungen  der  Zwangsgemcinwirthschaft  und  der  Gegenleistungen 
der  Privaten  in  Beitrügen  und  bteuern  ein  möglichst  richtiges 
Yerhältniss  bestehe.^®) 

Welche  Postnlate  an  die  Entwicklung  des  zwangsgemein- 
wirUisehaftlichen  Systems,  an  sich  und  mit  Rücksicht  auf  die 
Bedürfnisse  ond  auf  die  Prodnetionstechnik  der  modernen  Gultur- 
▼9lker,  sowie  dem  privatwirthschaftlichen  System  gegenflber,  zu 
stellen  sind,  das  wird  in  Ankntipfung  an  den  llauptvertreter  aller 
Zwangsgemeinwirthsehalt,  den  Staat,  im  nächsten  Kapitel,  u.  A. 
namentlich  im  3.  Hauptabschnitt,  von  der  wachsenden  Aus- 
dehnung der  ötTentlichen  Thätigkeiten,  eriirtert.  In  der  2.  Ab- 
theihug,  Yon  Yolkswirthscbaft  und  Recht,  haben  diese  Untersn- 
ehoD^n  dann  ihren  Absohluss  zu  finden.  Dadurch  wird  zugleich 
die  Aufgabe,  welche  in  $.  80  der  Conjnnotur  gegenüber  hervor- 
gehoben wurde,  ihrer  Lösung  entgegenzufUbren  gesucht 

")  S.  dAfOber  auch  Schiffle.  Syst  2.  Aalt.  §.  20a.  216,  3.  Aufl.  II,  371  IT. 

S.  0.  Anm.   11.    Aiirh  hier  z<'iprt  si' h  frcilicli  wie<ler  die  Taust  Ii  w.  rtli- 

><:liätZQng  als  unzureichend:  die  (icbrau  c  hsw  e  r  thschiiUuog  ist  die  allgemeiiiere 
tnd  die  in  vielen  Fällen  allein  anwendbare.   S.  u.  §.  40. 
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Viertes  Kapitel. 

Der  Staat»  volkswirthschaftlicli  betrachtet 

Yoibciuerkuiig  uud  Litcraturnaciiweis.  Vergl.  die  \ urbemcrkuugen  xub 
S.  Kapitel  oben  8.  196  und  die  Vorbemeifcongea  mm  letEten  Abschnitt  des  S.  lUpiteb 

S.  27»'.,  auch  Note  2  S.  278. 

Die  beste  unniittell>;ir<*  Vorarbeit  aus  iler  systematischen  iia( ion alr»koa<»« 
iiiischea  Literatur,  labt  Uie  einzige,  weiche  den  Namen  einer  uationalök.  Voraibat 
abev  den  Staat  als  Games  rerdient,  rahrt  wieder  ?on  Schlffle  ber,  s.  sanMadick 
dessen  national-ukonomisohe  Analyse  des  Staats  in  s.  gesclLchaftl.  System,  2.  AaL. 
Kap.  .•!l-3i,  3.  Aufl.,  I..  2«^  II'.,  II.,  s;{  Ii.  („öffentliche  Organisation  der  Vcll- 
winhäcbalV).  Jetzt  auch  Soc.  KOiper  III,  305  S.  457  Ii'.,  bes.  lY,  21 G  pa^uüi 
auch  Tielfach  in  B.  I  n.  II,  s.  Index. 

Aus  den  mehr  erörterten  GUinden  konnte  die  Nationalökonomie  der  {>h>'Biokrati>l- 
Smithischen  Schule  nicht  zn  einer  prinripiellen  vulkswirthsdiaftlichen  Würdigung  d-i 
Staats  kommen.  Die  AuUassung  des  Staats  als  blossen  „licchtsschutzproducenten"  ha 
gocade  auch  voUnwirtbsebaftlicb  Tiel  m  enge.  YeigL  Uber  diese  Avtfbssiuig  ind  die 
Gonsequeuzeu  daraus  besonders  den  Abschnitt  des  vorigen  Kapitels  Uber  freie  Concar- 
renz,  126,  129,  S.  225,  2M0  H.,  und  die  dort  auf^:eführte  Literatur.  S.  dazu  tudn 
noch  (junsel,  Art.  Staat  in  Kcntzsch'  Handwörterbuch,  wo  es  bei  alier  Massiguai 
dieses  SchrifisteUers  doch  noch  heisst:  Der  moderne  Staat  soll  anerkennen,  dass  dk 
(wirthschaftlichen)  Dinge  „durch  dl.-  eigene  Einsicht  der  Betheiligten  und  durch 
lebendige,  im  freien  Verkehr  walt-  iul.'  Naturgesetz  -i<  herer  und  besser  geregelt  werd  rj, 
als  durch  seine  (des  Staats)  Einmischung  und  Bevormundung  mit  ihrer  menschäclicii 
Knrzsichtigkeit**  (S.  827).  Für  das  Mftbere  fenreist  Gensei  aof  das  genannte  WMe^ 
bui  h,  das  in  der  That  in  den  meisti  ii  Artikeln  ein  characteristischer  Beleg  der  Stelloug 
der  deutschen  Freihandelsschule"  /u  der  l'rage  vom  volkswirthschaftlichcn  Beruf  :  -i  ^ 
Staats  ist.  (kleine  schon  damals  abweichende  Stellung  ergiebt  sich  aus  den  Art.  SuAb' 
hansbalt  nnd  StaatSKbnlden  in  diesem  Wörlerbttdu)  S.  ancb  Ren  tisch,  Slaat  «ad 
Volkswirthsrliaft,  Leipz.  1S63,  besonders  N.  IL,  Compctenz  des  Staate,  ein  ganz  ?  n  ' 
Abriss  der  Lehre  der  Freihandel^^schulc  über  die  Stellung  de>  Staats  in  und  zu  . 
Volkswirthschaft,  ubrigena  in  einzelnen  Puucten,  z.  B.  in  der  Staatswaldfrage,  tu  c  ' 
Bergins  nocb  den  reinsten  Mancbesterstandpnnct  rertritt  n.  den  klimatolog.  Gesicliis- 
punct  ganz  vcntachlässigt,  doch  für  die  Jetztzeit  wenigstSOS  fittr  Beibehaltung  der 
Staalswülder  als  „der  Lehel  Ueiu^tes"  (ß.  200). 

Yergl.  sonst  fiir  die  Smith'sche  Schule:  A.  Smith,  wcalth  of  uation^,  B.  3. 
1.  Kap.  (Ausgaben  des  Staats),  worüber  die  Späteren  im  Gmnde  wenig  hinaosgekeusw*  ' 
sind.  J.  St  Mill.  polit.  Oekon.,  B.  ö.  Kap.  1,  8 — 11,  und  ders.,  on  liberty,  destsdt 
von  (iomperz  i^Leipz.  IbGUi,  besonders  Kap.  1,  4.  5.  Carricatur  des  Appells  and« 
„Staat''  in  der  Volkswirthschaft  vonBastiat.  oeuvres  IV,  p.  327  fil  (petits  pamphloli: 
i'^tat).    Weitere  Literatur  s.  bei  Kautz,  Nationalökon.  I,  241K  . 

Besonders  bemerkenswerth  ist  die  SttUuiig  der  deutschen  nation alökooo- 
mischen  Systematiker  znm  Staate.  Ii  au  geht  nirgends  principicll  auf  die  Be- 
trachtung des  Staats  aus  dem  rolkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte  ein.  Bezeichoeid 
dafür  ist,  dats  in  dem  ansfuhrlichen  Iudex  zum  ganzen  System  (Finanzwias.  5.  Aai. 
XL,  521)  zwar  aof  alle  möglichen  einzelnen  Staatsthfttigkeiten  nndStaatsanstalteA 
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Tcrriesen  irird,  Dirgendä  aber  aul  deu  IStaat  alä  boicheu  oder  als  (iauzuä.  La  der 
Tlttt  kaut  Ran  »of  ihn  Mich  ▼cnemlioh  nv  bd  den  einzelnen  MMamgebi 

des  Finanzwesens  und  der  Yolkswirthschaftspolitik  zu  sprechen.  In  der  Einleitung 
nun  theoretischen  Theile.  §.  r<  H'.,  wird  (i«-r  Staat  nur  eben  kurz  als  Thatsach«' 
berührt  Aua  diesem  Maugel  einer  pnucipiclleu  KiOrtcrung  ist  Kau  iudessou  kein 
Torwitf  zu  machen.  Denn  seine  BehtndluDg  ist  wieder  eine  nothwendige  Folge  feiner 
m  en»en  BegrifTsbestimmung  der  wirtht^chaftlii  hen  Güter  und  des  Ausschlusses  der 
Dieastleistungeü  aus  letzteren.  —  Hermann,  der  kein  vollstandictjs  System  in  seinen 
Mttsvinhschaftlicheo  Untersuch ungen  giobt,  liat  doch  wenigstens  in  der  Kurze  den 
Stiat  in  seiner  prindpiellen  Bedeatang  vnd  Unentbehriiohkeit  fUr  die  Volknrirth* 
^chaft  gewUrdig-t,  sowohl  in  seiner  Lehre  von  den  CoUectivbedürfnissen  (S.  47  If.,  100  fl'.), 
aiä  in  einer  kurzen  Erörterung  über  die  Aulgabe  des  Staats  (S.  71—77).  —  Roscher 
könnt  aach  nar  nebenbei  ganz  kurz  auf  den  Staat  zu  sprechen  (I.,  §.  42.  II.,  §.  1,  vgl. 
äbri^ns  I.,  §,  84K  obwohl  seine  Einbeziehung  der  DieustleiitQngen  nnter  die  wirthschnft- 
lichtn  Güter  n».  E.  eine  einfrchende  prinripii'lh'  Erörtening  mit  sic  h  fufin-n  iiiüsste. 
Fictisch  kommt  diese  nebensächliche  Berührung  des  Staats  in  den  volkswirthschaitlichen 
>vstweB  doch  nnf  ein  Ignoriren  desselben  ni  leicht  hinaus.  Erörterungen  wie  die- 
jeoigiin  von  Dupont- White,  Tindiridn  et  ViiM,  Par.  1857  (rgL  z.  B  das  Kcsumf 
p.  M\  ff.,  der  Staat  „Ic  g.rant  des  intörets  coUectifs"  p.  345),  und  von  C.  Dietzel 
m  seinem  System  der  Staatsanleihen,  Heid.  Iböö  (,z.  B.  S.  18  lt.,  1».,  der  Staat  als 
Orgia  der  Gesunrntwirthschaft,  welche  „die  allgemeinste  Grundlage  und  Form  mensch- 
Bchör  Gulturentwicklnng"  ist),  ferner  (in  Krause-Ahrens'scher  Richtung)  von  Kautz, 
i  a.  0.  Kap.  9  blieben  in  der  ncin^ren  Nationalökonomie  der  mächtis:en  vorherrschen- 
(ien  Strömung  in  der  Wissenschaft  geg<  nuber  so  isolirt  und  ohne  nachhaltigen  Einfluss, 
wil  in  der  literai  etwn  die  sehr  richtigen  und ,  bei  aiiaetaer  Oeberschwängllchkeit, 
Ml  an  guten  volkswirthschafUichcn  Gesichtspuncten  reichen  Elemente  der  Staatskunst 
ron  Ad.  Müller  IstM)).  der  dem  Staate  in  seiner  roUuwirthaohnfklichen  Function  die 
fTöflste  Bedeutung  zuschreibt. 

Seine  Srklimng  findet  dieser  Maogel  principieller  rolkswirthsohaftlicherEr- 
'Mmnptu  aber  den  Staat  ~  ausser  Ui  der  Engheit  imd  Schiefe  der  physiokratisch- 
Smithischcii  Lehre,  besonders  in  deren  moderner  (Jestalt  in  der  Schule  der  freien 
Coocarrenz,  —  in  der  gleichzeitigen  und  parallel  gehenden  Entwicklung 

tfatnrrechtt-eder  dw  Rechts-  und  Staatsphilosophie  auf  Bonsseaa  - 
S'iber  uad  Kant 'scher  Grundlage.  Erst  die  nettere  historische  und  organische 
.\Qlfas8ung  von  Recht  und  Staat  hat  in  dieser  Kechtsphilosophie  einen  Umschwung 
beviikt,  der  wenigstens  in  einzelnen  principiellen  Kauptpuactea,  z.  B.  in  dem  vOlUgeit 
Aii^sben  der  Lehre  ron  der  Begründung  dee  Staats  anf  den  Staatsvertrag  (contrat 
ndal).  ein  Tollstlndiger  ist,  —  jener  Staatsvertrag,  der  wie  Ahrens  mit  üecht  sagt 
rtar  ein  möglicher,  geschichtlich  auch  öfters  vorgekommener  Entstehungsgrund  eine« 
•^oncreten  Staats  ist,  aber  nicht  der  innere  rechtlich-sittliche  Grund  des  Staats  Uber- 
i^-iopt,  Hstnrrecht  274.  Ans  diesem  Dmschwang  gilt  es  tat  Becbt  und  Staat  und 
VoikäTirthscbaft  jetzt  wieder  die  Con8e<iuenzen  nach  aUen  Seiten  zu  ziehen,  was  allein 
•iiOL'ä  auch  in  der  Kechtsphilosophie  noch  keineswegs  allgemein  geschehen  ist,  in  der 
Natiooalökonomio  aber  bisher  kaum  auch  nur  versucht  wurde. 

IiscIiwereBd  fBr  die  nationalOkonomische  Betrachtong  des  Staats  ist  es,  dass  nnter 
i-n  neaeren  rechtsphilosophischen  Systemen  noch  keines  entfernt  zu  so  allgemeiner 
An^bildung  und  (iiltigkeit  gelangl  ist,  als  s.  Z.  die  Kant 'sehe  Lehre.  So  erfrcuoii 
»cti  z.  B.  die  i'ar  den  Natioualökouomea  besonders  buachteuswerthen 
Beitrebingen  der  Kravse*sohen  Schule  (Ahrens,  Röder,  t.  Leonhard i 
1.  A.)  noch  keineswegs  einer  einigcnnaassen  allseitigen  Zustimmung  unter  den  Philo- 
Npheo,  wenigstens  in  Deutschland  nicht.  Der  Erfolg  dieser  Philnsophie  in  Spanien, 
balieo,  z.  Th.  in  Frankreich,  den  ihre  Anhänger  rühmen  (vergi.  z.  B.  v.  Leouhardi, 
i  hohe  Bedeotnng  d.  neueren  Reohttphilosophie  im  AUgem.  n.  bes.  für  den  Rechts- 
staat, Separatabdruck  aus  der  „Neuen  Zeit"  H.  0,  Prag  1S74,  und  vielfach  Ahrens 
la  Natarrecht  pas>im,  z.  R.  IL,  27t)  Anui.).  hat  nicht  verhindert,  dass  deutsche  Phi- 
llBophen,  wie  z.  B.  Zeiler  (Gesch.  d.  deutsch.  Philos.,  München  1873,  S.  Ü05),  von 
einer  ..fast  sectenaitig  in  nennenden  Geschlossenheit  und  Solidarität**  der  Mftnner  der 
Kraose'schen  Schule  sprechen  und  bemerken,  dass  die  Verbreitung  dieser  Lehre  im 
Auslände  z.  Tb.  wenigstens  darin  ihre  Eiklirong  hnde,  dass  die  Ausländer  Kiaase 

.V.  Wagnrr,  Gruadlegong.  2.  Aufl.  lU 
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1.  Abth.  4.  K.  Staat 


Vieles  za&cbreibcn,  was  er  fon  anderen  deutschen  Philosophen  entlehnt,  wenn  tack 
Tieliach  selbstiiid%  veiter  geffthrt  habe.  Für  die  Natiooalökonomie  ist  eine  geUoterte 
Rechtsphilosophie,  ^reiche  ftlr  das  Staats-,  Rechts-  und  WirthschafLslobrn  die 
ConseqQenzcD  aus  der  organischen  Aatiassung  des  Staats  und  der  Voliuvirthäclttft| 
zieht,  ein  wesentliches  Bedtlrfniss.  Nationalökonomie  und  Rechtsphilosophi«: 
mttssen  sich  dabei  aber  gegen seitig  als  HilfswissenschAften  betrachten. 

Wir  bedürfen  der  Rechtsphilosophie  bosonders  in  den  Fragen  Uber  die  prin- 
cipielle  Noth woudigkeit  des  Staats  für  das  Zasammenlcben  der  Menidiea; 
aber  die  Competenz  des  Staats  oder  Ober  seine  Zwecke  und  die  Grenzen  bmmtI 
Wirksamkeit  gegenüber  der  Sahire  des  Individuums  und  der  Vereine;  Ober  diSj 
lierechtigong  des  Zwangs  (s.  o.  Kap.  'A  Vorbem.  z.  d.  Abschn.  über  d.  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  S.  27C)  gegenober  dem  Einzelwillen;  Ober  die  Ordnong  defj 
persönlichen  Freiheit,  des  Eigenthnms,  des  Vertrags-  n.  Erbreekti 
durch  den  Staat  (Abth.  2)  :  über  die  Darchfuhning  des  Priiiei|N  an  vertheileidei 
(Jerechtigkcit  in  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  (Kinkommen- und 
Auskommenlehre  Kap.  2  Uauptabschn.  5  S.  134*)  und  in  der  Besteaeranr.  In  dei> 
ReehtsphilosopUe«!  afler  Zeta  wo.  PlAt0't  8la«t  imd  ArisUtolftt'  MÜk  a  1*1 
aof  die  neneste  Literatur  findet  der  üntiimalokonom  fOr  seine  eigene  IMici^  dikrj 
eine  Reihe  der  wichtigsten  prru nd le gend en  Erörtern ngon.  Das  wird  wcBig^l 
stens  in  der  heutigen  deatächen  Wissenschaft,  die  sich  ron  den  Einseitigkeiten  derj 
splteren  physiobn^ch-SmitUsobeB  Sebnle  m  emtDcfpiren  snobt,  Nismniid  mtkt  tmj 
kennen  (s.  auch  o.  §.  154  Ain.  2  S.  278).  Die  endlosen  theoretlM^eD  Discussionen  t)b<t 
und  Controvcrsen  in  der  sogen,  „sori  den"  und  speciell  in  der  „Arbeiterfrage'*  hefeni 
ftir  dies  rechtsphilosophische  BedOrfniss  der  Nationalökonomie  einen  neoesten  zotreffes-i 
den  Beleg;  zeigen  mieb  wieder,  dass  die  nai  der  bleiwn  JktMOtuntikmf^  abfe*! 
leiteten  Special forderungen  ohne  prindplelle  n.  zusammenfiiaMiide  Behandloog  der 
alljrcmeinen  rroblemo  (z.  B.  in  Bezug  auf  di<'  Borcchtigung  einet  stnetlicben Eis* 
greil'cns  in  die  Vcrtheilaog)  der  sicheren  BcgrUuduug  entbehren. 

Aber  wie  die  Kntfocudkonomie  der  Fttbinng  mit  der  Bechtspbilosophie,  se  bedsif 
umgeltebrt  gewiss  in  demselben  Maasse  um  ihrer  selbst  willen  die  Rechts* 
Philosophie^  der  Fttblung  wie  mit  dem  poeitim  Rechte  so  tadi  mit  der 
Nationalökonomie. 

In  dieser  Hinsicht  enwhelnen  die  bexOglieben  Bestrebongen  der  Krnnse'icki 
Schule  von  unscr<  in  Standpnncte  ans  besonders  erfreulich,  äsber  bewegt  sich  tber 
auch  diese  Rechtsphilosophie  in  der  nationalökonomischen  Seite  ihrer  üntersnchungea 
doch  noch  sehr  in  Tagen  Allgemeinheiten,  aus  welchen  der  Mangel  tieüesiei 
nntionaldkonomiecben  Yerstlndnissee  ebenso  nnfeikenniwr  bei?eitilU,  ib 
Haagel  an  Beherrschung  des  rcchtsgeschichtlicben  und  des  positiFrechtHcben  Sliit> 
Eine  solche  Rechtsphilosophie  kann  den  Nationalökonomen  noch  zu  wenig  als  Lfiteris 
dienen,  weil  sie  die  eigentlichen  Schwierigkeiten  der  Probleme  meisteiii 
ongelBst  ÜMt.  je  sie  oft  gar  nicht  em]ifliidet  nnd  lormnlirL 

FreiUcb  g^t  dies  Fon  anderen  philosophischen  Richtungen  noch  ungleich  mf'l' 
Hegelianer,  wieMichelct  in  seinem  Naturrecht,  kommen  dabei  kaum  noch  ru  etn» 
Anderem  als  zu  einer  Rechtsphilosophie  fur  den  reinen,  atomistischen  SmithiaaiyDU> 
mit  ihrem  Princip  der  „Freiheit  der  PerMnlichkeit  im  sitliiehen  Bande**  (L,  M)  od 
ihrer  Construction  eines  immer  noch  fast  absoluten  Ei2:L'nthnmsrochts  und  YertBgH 
rechts  <I.,  172  ff.,  210  ff.,  vergl.  auch  über  die  Volkswirthschaft  II.,  5—58). 

Aber  auch  Autoren,   wie   A.  Trendelenburg,   der  in  seinen  Omdu- 
sehnniingen«  in  seinem  Anfba»  des  Vntnimchts  „nnf  dem  Ormde  der  IMiÜt**  und  ii 
manchen  schönen  principicllcn  Krörtcninj^pn  über  Person,  Eipenthnm.  Staat,  Verhilt* 
aiss  des  Staats  zum  Eigenthinn .  Kcgimenl,  Besteiienin<r  sich  nahe  berührt  mit  der' 
deutschen  „ethischen"  u.  socialpolit.  Schule  der  Natioualökonomie ,  gelangt  dock  ii 
Hauptpancten  und  Gontrofersen  mehr  nationelOkonomischer  Art  ttber  eine  tage  A§- 
gomeinheit  und  Schematisirung  auch  noch  nicht  hinaus.    Was  nfltzt  es  z.  B..  stets  j 
„den  Menschen",  „den  menschlichen  Willen"  schlechtweg  d.T  ..Sache"  gegenüber  n  | 
stellen  und  dann  das  Eigenthum  einer  Person  zn  bestimmen  „als  Dasjenige  aQ5.^rj 
ihr,  was  ab  WerltEeng  ihres  Willens  aneritannt  wird**  (8.  305),  wlkremi  in  ii' , 
Wirklichkeit  eben  ,,dic  Menschen"  in  dieser  Abstractiun  trar  nicht  existiren.  sonden  | 
die  AngehOrigkeit  za  einem  wirthschaftlichen  Stande,  die  «^eseiisohalUichen  Vsitlli' 
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aitte"  Mch  ontscheidea  Uber  die  Möglichkeit,  sdcho  „Werkzeuge  de»  Wilieos"  zu 
«fvwbea  md  sn  benutno?  Wi«  liait  licli  ilberliMpt  aiicli  rachtqiUkMOplüsoh  die 

Eifenthnmslehre  und  die  Stelliing  des  SUali  ZOm  Eii^unthuin  erörtern,  ohne  aaf  die 
verschiedenen  wirthsch aftlichen  Zwecke  und  »lemnach  auf  die  grundver- 
sciiiedeneii  wirthschaftlichen  Folgen  der  Kigcothumäarten  einzugehen: 
Onadeifeatkii» ,  gelheilt  wieder  neoh  MSieii  Spedal-Zweckeii,  wo  etw»  oor  dbis 
ReriJ: recht  in  seiner  principiellen  Sondermrt  einige  Beachtung  findet,  aber  nicht  nur 
■^i  Mi<  h«"let,  sondern  auch  bei  Trendolen bu  rp  (S.  'Mt))  doch  keine  tieferen 
Irurteruugeu  über  die  Nothwendigkoit  einer  principiellen  Unterscheidung  der  Arten 
OmdeigeDthmns  ntoii  Arten  seiner  Zwecke  gepflogen  werden;  —  KnpiUl- 
«genth'im  und  riebratichsvcrmögen-Eiifenthtim.  \ro  die  \*irthschafUirhe  Fanction 
tb  ^Weriizeug  des  Willens**  sich  so  vollständig  verscliieden  »re^taltet?I  Was 
bedeatet  die  eingehende  Erörterung  Uber  die  Begründung  des  Jtigcuthuuiä  auf 
Ocenpntion,  eine  nvr  in  prinitifen  YerhlilniMen  wichtige  SrwerbM  des  Eigen* 
ihtuns,  während  si«  h  Alles  dreht  um  die  Roirninduni^  des  Eigcnthums  an  den  ning-e- 
formten  Stofien.  wo  dann  ohne  Weiteres  mittelst  des  Lohnvertrags  der  Arbeiter  als 
&bg:efunden  und  nach  der  römisch-rechtlichen  Auffassung,  in  Widerspruch  mit  der 
Behandlung  der  Spedfication  (wenigstens  in  dem  practisch  wichtigsten  Falle)  in  diesem 
Ü-^hte,  der  Eie-enthürner  des  verarbeiteten  Stotl's  aurh  als  solcher  d--^  iimirffonnten 
btoös  betrachtet  wird  (Michelet,  Naturrecht,  l.,  191,  ähnlich  wieder  I  reitsc  hke 
io  s.  Aufä.  Uber  Socialismus)?  —  jener  «JCigenthUmer'' ,  der  sich  dann  den  vollen 
^Mehrwerth**  des  umgeformten  Stoft  Uber  die  rennsgnbten  Kosten  ind.  Lftline 
ineigTiet?!  Wenn  aber  alle  solche  S&tzc.  weil  sie  in  dem  positiven  Rechte  ent- 
halten sind ,  wenn  weiter  z.  H.  die  in  letzterem  stets  unterlaufende  Fiction  von  der 
..Freiheit**  der  Vertragsschliessn  n  g,  unter  ganz  unzulässiger  Glcichsetzung  der 
rein  formalen  (jetzigen  jnrbtischen)  und  der  realen  (ökonomischen  und  sodilen) 
Freiheit,  einfach  von  der  Rechtsphilosophie  ohne  nähere  Prilfung  als  Axiome  für 
ihre  Deductionen  übernommen  werden,  —  wozu  braucht  es  dann  noch  einer  besonderen 
..Rechtsphilosophie*',  eines  „ N a t u r rechts'*,  in  dem  Sinne,  wie  auch  die  neueren 
Vertreter  der  organischen  Stents-  nnd  RechtsanffiHsnng  diese  Disdplin  sonst  mit 
Re<  ht  norh  aufrecht  erhalten? 

Nur  eine  nationalökonomische  Vertiefung  der  Rechtsphilosophie,  wie 
ne  wenigstens  fon  der  Krause'schen  Schule  in  der  Gonsequenz  ihrer  Grundan- 
'«-haamgen  tttier  Indlridnnm,  Gesellschaft  nnd  Staat  eistrebt  werden  muss  nnd  fon 
Ahrens  n.  A.  erstrebt  wurde,  wird  hier  von  <ler  immer  norh  zu  abstracten ,  zu 
formalistischen  Behandlung  der  Lehren  vom  Staate  und  Kochte  zu  einer  wahrhaft 
frsebtbsren  and  der  Nationalökonomie  zur  Ergänzung  nnd  znr  Leitung  dienenden 
Hechtqilülosopliie  Unfiber  fuhren.  Eine  Rechtsphilosophie  freilich,  welche  in  der 
Lehre  vom  Eigenthum  die  ökonomisch«'  Sfit.'  der  Ei^cnthumsfragen  unberührt 
Üüst,  kann  nur  etwa  mit  einer  Theorie  der  schneidenden  Werkzeuge,  Messer  u.  s.  w. 
T<^r^ichen  werden,  in  welcher  Ton  der  Klinge  nicht  geredet  wird.  Ans  d.  Kranso'schen 
Schule  ist  der  Nationalökonom  auf  Ahrens'  „organische  Staatslehre*'  nnd  anf  dess. 
Natnrrerht,  Aufl..  2  B. ,  Wien  ISTO  vorläufig  noch  vomemlich  angewiesen,  was 
die  rechtsphilosophiachc  Betrachtung  des  Staats  und  der  „socialen 
Bedingungen  der  Tolkswfrtliscliaft**  (Verkelnersolit ,  Eigenthum  n.  s.  w.) 
anlangt  S.  auch  Ahrens'  Abh.  Qbox  Recht  u.  RechtswisssnsdL  im  Allgem.  in 
T.  Holtze ndorff 's  Encyclop.  d.  Rechtswi'^^enseh.  B.  1. 

Bei  Tolier  Anerkennaug  der  Verdienste,  welche  sich  Alircns  aach  am  die 
tiebie  Bogrflndnng  natlonswkenemfsclier  Plindpienfragen  darch  seine  Rechtspliilo- 
io^ie  erwoitten,  muss  ab>  i  ^^eradc  gegen  seine  rolkswirth schaftlichen  Gon- 
sequenzen  mancheu  Bedenken  erhoben  werden.  Ausser  den  Abschnitten  über  das 
Bsdigtkterrecbt  and  Forderungsrecht  (11.,  99  ff.,  188  ff.j  kommt  hier  namentlich  seine 
Slattflittlire  fn  Betracht  (Natnmcbt,  IL,  26S  £).  Hier  bieten  die  £rOrtemngen 
•her  den Stnatsz weck  §.  105  0*.  Vorzügliches,  aber  die  AufTassnng  der  Aufgabe  des 
Staats  im  gcellschaftlichen  nnd  voikswirthschaftlichen  Leben 'II..  'iST  fl*. 
SQch  919  if.,  465,  510  oder  %.  135,  14b)  genügt  nicht,  trotz  der  berechtigtesten  lieaction 
gegen  die  nbstfncC^indifidnalistlsche  Frelhettslehre  der  radicalen  Smitbianer  (IL,  291), 
wie  nach  der  riel  zu  weit  gehenden  Znstimmang,  welche  Ahrens  den  Basti  at 'sehen 
lad  iknUeben  „Wideflegongen'*  der  Soolnlisten  zn  TbeU  werden  Hast,  (bes.  L,  §.  27, 

19» 
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bes.  8.  206,  aadi  IL,  378,  bei  flehr  guten  BenettoDgen  I.,  198  ffjtSktßagiamk^ 
80  tebr  anlMlMi  kann.   Ahrens  koupft  hier,  um  die  Anfgnbe  des  Sttatt 

g'egenflber  den  anderen  gesellschaftlichen  Lcbunskreisen  zu  Ijestimmen,  an  »eine  sonst 
ganz  brattchb&re  ForiaaÜraog  des  Begriii»  Bedingung  im  Unterschied  roa  Ctt- 
sftlitftt  an  (IL  287,  L  270):  „doreh  eine  Urinehe  wird  etvM  nnaittelber  virk- 

lieh,  durch  eine  Bedingung  dagegen  wiid  es  mOglich  gemacht,  daas  etv^s 

Anderes  durch  eice  innere  oder  äussere  Ursache  wirklich  werde."    Der  Staat 
soll  demnach  nur  die  Bedingungen  der  virthfichaltlicheu  Entwicklung  schadea, 
seine  Anljsabe  sei  noch  bier  nnr  eine  formell  ordnende,  nicht  eine  aaoidicl 
schafieode,  materiell  productive.   Man  kann  höchstens  zugeben,  dass  damit  anter 
bestimmten  geschichtlichen  Verhältnissen  ein  richtiges  Ziel  for  di« 
Gestaltung  und  Begrenzung  der  iStaatsthatigkeit  aufgestellt  wird ,  so  im  Ganzen  etva 
in  den  VerhUlniBBen  eines  TolkswiitbschafUieh  sdhon  entviekeHen  Goltnifelb  dar 
Geg^enwart.    Aber  das  obige  Princip  ist  nicht  für  alle  Verhältnisse  des  Volkslebebs 
richtig,  kein  absolutes,  sondern  doch  auch  nur  ein  historisch -relatives.  Ks  l&sst  ferner 
wegen  der  Schwierigkeit,  ja  oft  der  üumöglichkeit,  im  concreteu  Falle  des  rolkswirtk* 
sehafUicben  Lebens  Bedingung  nnd  Oraaobe  in  der  erwibnten  Art  n  QBla*> 
scheiden,  vielfach  ganz  im  Stich.    Ahrens'  Verwerthung  seines  leitenden  Principv 
zur  Feststellung  der  richtii^en  Staatsthätigkeit  und  zugleich  der  (irenzen  dafür.  II. 
288  if.,  510  ü. ,  liefert  dalUr  selbst  den  Beweis.    Manche  Thätigkeiten  werden  bicn, 
zwar  gans  richtig,  ab«r  kaom  In  foUer  Uebereinstinunnng  mit  jenem  Piinoip,  de«, 
Staate  zugesprochen,  z.  B.  das  Strassenwescn  (S.  2StO,  selbst  das  Postwesen  (S.  513). 
wahrend  Ahrens  in  seiner  Polemik  gc«ren  die  Sucialisten  den   einmal  bei  um 
bestehenden  Bereich  der  Staatsthätigkeit  doch  noch  viel  zu  sehr  ah»  den  okue 
Weiteres  liehtlgen  anerkennt    Oerade  hier  liegen  ohne  Zweifel  wichtig»  Oreat' 
gebiete,  auf  welchen  bald  die  staatliche,  d.  i.  zwangsi;eineinwirthschaftlic.he .  b'i 
die  priratwirthschaftliche  Herstellung  und  Vertheilung  der  betrelieuden  (iuter  angez-  u- 
ist,  in  unserer  Zeit  aber  die  erstere  uiit  Kecht  mehr  henortritt,  d.  h.  m.  a,  \\ .  gtwiif 
Ideen  des  Sodalismns  sich  rsaliairen.   Ähren s'  Princip  selgt  sidi  nach  lüeriwak 
ein  zu  absolutes,    Vergl.  auch  II.,  §.  60.  62.    Meine  Stellung  zu  der  Frage  a.  s.  ia 
§.  16b.    Neben  Ahreus'  verweise  ich  auch  auf  Köder,  (irundzüge  d.  Natnrrecbtt, 
oder  d.  Rechtsphilosophie  2.  A.  2  Abth.  Lpz.  IböO,  1863,  bes.  d.  2.  Abth.  (Bes.  Theü.  | 
Anwend.  d.  Bechtsprinca  auf  d.  Lebensirerhftltniase,  n.  A.  Uber  d.  Eigen^  S.  236  iX : 
Die  vielfach  zutrcHende  Erörter.  über  den  Staat  in  d.  1.  .A^th.  S.  213  fT.  leidet  docls 
in  natök.  Bezieh,  ebenfalls  darunter,  dat«s  gewisse,  durchaus  nur  relativ  hchtisri 
Postnlate  in  Betreff  der  Beschränkung  des  Staats  in  Eingnfleu  in  das  virth:^! 
Leben,  als  allgemein  giltige  Sätze  hingestellt  werden,  vergl.  z.  B.  I,  232.  — 
fern-  r  Jetzt  v,  Ihering,  Zweck  im  Kecht  I,  Kap.  &..  bes.  305  ff,    i..Die  sociife 
UrgauLsation  des  Zwanges  ist  gleichbedeutend  mit  Staat  u.  Kocht",  S.d06).  Zum  VL-nrlcich 
einer  in  einigen  Puncten  t.  d.  meinen  ebenso  abweichenden,  wie  in  anderen  ubcreu* 
stimuK  iiden  AnfiasB.  T.  Staate  a.  A.  Lasson,  ?.  d.  Nator  d.  Staats,  pliüos.  Mm. 
hefte  VI.  105. 

Mancherlei  Bausteine  fUr  eine  volkswirthschaftlich  Probe  haltende  KechtsphiloäopW 
hat  Lange  geliefert,  besonders  in  seinen  „Ansichten  liills"  (bes.  Kap.  2),  in  seiner 
„Arbeiterfrage"  (bes.  Kap.  6).  Aber  die  principielle  Hauptfrage  tlber  den  „Staat 
nnd  die  Volkswirthschaft"  erfährt  hier  noch  keine  eingehende  Betrachtuiur. 

Manche  brauchbare  Geaichtspuncte  fUr  Einzelnes  hnden  sich  auch  in  Stahl: 
Bechtsphilesophie  (vefgl.  z.  B.  II.,  2.,  2.  Aufl.,  2.  Abschn.,  1.  Kap.,  4.  Abschn.,  2.  Ktf. 
Finanzen,  so  die  trefflichen  Erörterungen  über  daa  eine  d«r  beiden  Besteuerung^»!»* 
cipien.  welches  in  dem  „Verhältnias  der  Vofml^n  erMQgonden  Societit  ak  eiatf 
organischen  Ganzen*'  liegt,  S.  420). 

Unter  den  SchiiAen,  die  mehr  vom  politischen,  als  rem  reohtsphilosophitcba 
Standpuncte,  aber  doch  auch  von  diesem  aus  die  Stellung  des  Staats  auch  zur  Volkswirtk- 
schaft  erörtern,  ver»'eisc  ich  für  die  Gesa  mm  tauf  fassu  ng  besonders  auf  H.  Escber 
Politik,  1.,  1.  B.,  Staatäuetaphyaik.  Neuere  französische  Literatur  &.  beiAbrea», 
Nntortecht,  IL,  277  Anm.,  so  Psscal  Dnprat,  de  l'^t,  sa  place  et  son  vftlo  dsw  h 
Tie  des  soci6t^,  1852,  E.  Labonlaye,  f^tat  et  ses  limites.  Rev.  intennt,  libr.  ISM» 
Ducpetiaux,  mission  de  l'ätat.  ses  r^gles  et  ses  limites,  1S62. 

Für  die  im  folgenden  Kapitel  angestellte  nationalökouomische  Analjrs« 
des  Staats  kann  die  alte  Schnlnage  aber  den  Entstehnngsgrund  des  Staats  ih 
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stIdMi  bd  Seite  gelassen  Warden.  Dagegen  treten  die  beiden  anderen  eng  zo- 

aameogebOrigen  Ilauptf rai^en  über  den  oder  die  Zwecke  um!  über  die 
(irenzen  oder  den  Bereich  der  Staatatlkätigkeit  auch  für  die  nationalökonomifcho 
Betrachtung  besonders  henror. 

Der  neoefen  OTganiBchen  AnffiMtung  des  Staats  widerspricht  die  insaerliche 
Trennung  Terschiedener  StaatbZwecke  ebenso  sehr  als  die  Annahme  des  alleinifren 
Kechtsschotzzu'ecks  der  Kant 'sehen  und  der  Smith 'sehen  Schule  oder  als  die  gewalt- 
»ame  Sobsumption  aller  im  concreten  Staate  vorkommenden  Thätigkeiten  auter  dun 
Befrif  dieses  «Jtecbtszwecks'*,  wie  er  aach  genannt  wird.  Es  handät  flieh  aber  aneh 
aicht  um  eine  äusserlicbe  Trennung:  des  einen  einheitlichen  Stnatszwecks,  sondern 
am  eine  Gliederung  desselben  und  hier  wird  die  Unterscheidung  des  Kech  ts- u nd 
Hachtzwecks  einer-  und  des  Cultur-  oder  Coltur-  und  Wohlfahrts- 
zweeks  andrerseits  aufrecht  erhalten  werden  dürfen,  ganz  in  der  Weise,  wie  es 
neuere  Rechtspbiloäophen  und  theoretische  Politiker  der  organischen  Staatsaufiassung 
ebenialls  noch  thun;  s.  z.  B.  t.  Leonhardi.  a.  a.  0.  S.  10,  und  Ahrens,  IL,  303, 
veu  er  sagt,  der  Staat  ist  nicht  abstracter  Rechtsstaat,  sondern  ein  Cultur-  und 
Homauitätsrcchtsstaat.  Vgl.  auch  Uöder  I,  214  U'.,  223  ff.  Im  Grande  bt 
illes  Wesentliche .  auch  für  die  nationalökonomische  AiiÜassung  des  Staats,  schon  in 
dem  Satz e  des  Aristoteles  enthalten:  hnoXig  yivouivti  xov  evsxfv ,  ovaa 
Htov  tl  ^^Lv  (de  re  publ.  i,  2,  ed.  Bekk.  p.  S).  Gate  Erörterungen  darüber  von 
M.  Eicher,  I.  §.  7—11,  bes.  10. 

Filr  die  nationalökonomische  Betrachtung  werden  aus  dem  Zweck  und 
B«mch  des  Staats  dann  nur  die  speciell  ökonomischen  und  finanziellen 
CoMecnienzen  genauer  aboüeiten  Mio,  wie  dies  im  Texte  basonders  im  S.  und  4.  H.- 
ikschnitt  dieses  Kapitels  geschieht  In  den  Systemen  der  Finanzwissenschaft, 
und  hier  in  der  Lehie  von  den  Staatsansgaben,  pflegen  sich  auch  gewöhnlich 
tlieüs  fieschreibangen  der  Staatsthätiekeiten,  theils  Erörterungen  principieiler  Art  Uber 
InA  md  Bereidi  des  Staats  za  Snden,  so  schon  bei  Ä.  Smith,  0.,  vergl. 
Raa,  Finanzwiss.  5.  Aufl..  I.,  §.  44,  und  Kan-Wagner,  Finanzviss.  L,  |.  42  ff.« 
besonders  S.  77 — 80.  2.  A.  §.  7  —  11.  §.  .SO  (F.  Fur  diese  Erörterungen  ebenso  wie 
loi  die  Phncipien  der  Besteuerung  gilt  jedoch  der  Satz,  dass  sie ,  gerade  soweit  es 
dek  dabei  om  prin  eipiel  1  e  Unteisachnngon  handelt,  mehr  in  den  grundlegenden 
Tbeil  der  ganzen  politischen  Oekonomie,  als  speciell  in  die  Finanzwissenschaft  (oder 
lach  als  nach  Stein  u.  A.  m.  in  die  Verwaltungsl<'hre')  gehören.  In  diesen  letzteren 
l^iüuplinen  ist  die  Bestimmung  der  Staatszwecko  und  die  Festsetzung  des  Bereichs  der 
StaiMhktigkcit  vnd  der  obentea  Stenerprindpien  dann  als  scbon  erfolgt  Tonns- 
?n>etzen  und  sind  nur  speciell  die  finanziellen  Q.  z.  W.  Gonseqnenzen  darsos  ZO 
aeheu.  So  jetzt  in  d.  2.  A.  meiner  Fin.  i?.  MO  d". 

Die  Erörterung  Uber  die  richtige  Bestimmung  des  Bereichs  oder  der  Grenzen 
der  Slaslsdiitigkeit  gehört  aodeneits  auch  in  die  theoretische  Politik  und  in  die 
allemein c  Staatslehre.  Die  Autoren  entscheiden  dann,  je  nachdem  sie  mehr 
ibitrai  t  dujruiatisch  oder  concrct  hiNtorisch  und  statistisch  ihren  Gegenstand  behandeln, 
(ii<j  f  ngcü  auf  ürund  eines  bestimmten  rechtsphilosophischen  Systems  oder  nach  einem 
fluMi  Torschwebeoden  Ideal  eines  bestimmten  geschichtlichen  Staats,  fflerher  gehören 
»fci  noch  heute  besonders  beachtenswerth  W.  v.  Humboldt 's  Ideen  zu  einem  Ver- 
»ach,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staats  zu  bestimmen,  zuerst  1702  (nenc  Aufl. 
Bfcäl  1851),  eise  Schrift  auf  dem  ganz  iudividuaUätiaeheu  btaudpuucte  des  Jvant  sehen 
liisea  Bechtataats,  und  insoHam  auch  anf  jenem  A.  Smith'sohsa  SlaDdpnaete,  wie 
etwa  von  spfiten  volkswirthschaftlichen  Nachläufern,  z.  B.  einem  Prince-Smith 
(Ö-  129).  vertreten  wird.    Mit  dieser  Schrift  H.'s  ist  besonders  Mill's  Schrift  Uber 

Freiheit  zu  vergleichen,  ebenso  J.  Simonis  liberte.  Aus  der  neueren  Literatur 
aeke.  0.  Waitz,  Politik.  Kiel  1862,  bes.  Absdm.  1  und  6,  v.  Holtsendorff, 
Pohl,  Berl.  1869,  bes.  B.  8.  auch  fUr  Gesammtaufgaben  des  Staats  v.  Koch  au. 
(innds.  d.  Kealpolit,  2.  Th.,  Heid.  1869;  besonders  aber  R.  v.  Mo  hl,  Encyclop.  d. 
Slaitswissensch. ,  nam.  §.  11  und  12,  und  ders.,  Staatsrecht,  Völkerrecht  u.  Politik, 
l$60ir.,Tiel&eh,  bes.  im  3.  B.,  Ausfuhrungen  des  Rechtsstaatsideals  Mohl's.  Blnntschlji, 
Lehre  v.  mod.  Staat.  1.  Tli.  .\llgem.  Staatsl.,  5.  A.  Stuttg.  1S75,  bes.  IJ.  1.  über  d. 
iitutsbegrilt,  B.  5  üb.  d.  Staatszweck,  auch  Th.  3.  Politik  pass.  Bedeutender  n.  f.  d. 
mtiiBalflk.  Betracht,  branchbarer  als  diese  Werke  der  Juristeu  jetzt  Sch&ffle,  Soc 
lAiper  K  4.    Wie  venig  fthrigeos  «ater  den  ilteren  Avtoieo  der  Politik  v.  s.  w. 
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R.  V.  Mohl  auf  d.  einseitigeQ  Standpanot  d.  Smith'scben  Schule  in  nat-ül; fOdilpiL  I 
Fra^^en  iu  Bezug  auf  Staatsinterrention  stand,  ergiebt  sich  aus  den  neuerdingi  f.; 
£.  Mtiiür  in  ü.  bchöneii  Au£s.  Uber  £.  r.  M.  (TUb.  Ztscbr.  1878  B.  34)  wieder  heiffl^ ' 
gezogenen  Aulls.  Mohl's  «ber  Fftbr.weMn  (Raii't  Aieh.  d.  Pol  Oek.  16SS.  IL  141  C 
Botterk  u.  Weloker's  Staatslex.  1.  A.  VI,  775)  u.  über  d.  Polit  Oekon.  in  d.  D. 
Viertelj.schr.  Ib40,  H.  3  S.  1  ff.    Vgl.  Meier  a,  a.  0.  S.  41»4  11".  —  Vgl.  ferner  das 
vorhin  genannte  Werk  von  Es  eher  und  die  frauxös.  Schriften,  sovio  Kautz  a.  a.0.  | 
L,  240,  361;  anaenlem  die  obeD  S.276  wlioa  gvuumte  pollseiviiieiisehtft-i 
liehe  und  Yerwaltmif  slitentOE. 


1.  Hauptabsohnitt. 

Der  Staat  im  Allgemeinen« 

L  —  §.  161.  Der  Staat  als  volkswirthsohaftliobe 
Potenz.  Der  Staat  ist  in  neuerer  Zeit  von  den  NationalökonomeD 
öfters  nnter  die  Kapitalarten  gereiht  und  als  das  wiehtigate 
(stehende)  Immaterialkapital  der  Volkswirthsebaft  beseiehnek 

worden.^)  Diese  Auffassnng  ist  nicht  unrichtig  und  entspricht  der 
Einreihung  des  Staats  als  wirthschaftliches  Gut  in  die  Classe 
der  „Verhältnisse'*  (§.  15)  und  unter  die  Bestandtheile  des  Volk*- 
Vermögens  (§.  23).  Aber  der  universalen  Bedeutung  des  Staats 
an  und  fUr  sich  und  speciell  wieder  tUr  die  Volkswirthsebaft  wild 
nnr  die  Auffassung  des  Staats  als  hi^ehste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthsehaften^  (§.  155)  in  der  Volkswirthsebaft  ab 
der  Wirthsehaft  des  staatlieh  organisirten  Volks  (§.  53,  55, 
116)  gereeht  Der  Staat  fungirt  alsdann  anf  den  beiden  gfossen 
Gebieten,  in  der  Prodnetion  und  in  der  V^ertheilung. 

1 )  Im  volkswirthschaftlichen  Productionsprocess  erscheint 
er  als  einer  der  „Productivfactorcn*',  neben  Natur  und  Arbeit, 
Kapital  und  Unternehmung,  deren  Zusammenwirken  für  die 
Prodnction  der  Gttter  erforderlieh  ist')  Die  Mitwirkung  des  Staiti 

^)  S.  Roscher,  Nationalökon.  1.,  §.12,  und  besondere  die  guten  Erörtcnmgea 
von  Dietzel,  Syst  d.  Staatsani.,  Heid.  18dd,  S.  11  fl.,  16  ff.,  bes.  71  If.  und  pu^ 

*)  Der  Audniek  ist  Im  bisherigen  Veifoiif  «dum  oft  gebraucht  vorden.  M  « 
den  fewOhnlicheii  Sprachgebrauch  widerspricht,  Staat,  Kirche  v.  s.  ,,Wixt]ischafttt" 
zu  nennen  and  zwar  in  «ffni  Sinne,  dass  sie  regelmässig  gewisse  Leistungen 
.«produciren",  weiche  mau  oft  ganz  dine  fittcksicbt  auf  den  sogen,  wirthschaft- 
Hchen  Gesichtsptmet  belutodelt,  so  niAf  hier  dann  erinnert  werden,  da«  die  As* 
dehnmif  des  Begrifis  Wirthsehaft  selbet  anf  Staat  und  Kirche  eine  nothveftdigi 
Conseciucnz  der  Einbeziehung^  aller  Arten  I) i c n s tl eis t un  gen  in  <li* 
wirthschaf tlichen  Guter  iüt.  Auch  Staat  und  Kirche  sind  als  „Veranstai' 
tungen  fftr  die  regelmässige  Herstellung  von  ^meist  Immaterletlsi) 
Leistangen  aller  Art"  für  gewisse  Bedtirfbisse  Tom  volkswirthschaftlichen  Stic^- 
puncte  aus  „Wirth  sc  haften",  worin  aber  in  keiner  Weise  eine  HerabzieluiDsr  üi^^ 
Leistungen  in  die  Sphäre  des  mateiieUen  Interesses  gefunden  werden  kann.  S.{i.  l'i'- 

^  Unter  dem  Ausdnek  »Piodiiottoiisbotor*  wM  hiev  sovdhl  das  bediagsi^^ 
als  das  vrsichllche  Moment  in  der  Prodnction  rersttndon.  Katar  nnd  iiWt 
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ds„Vef mögen  erzeugende  Societät'^  (Stahl)  muss  in  den  Stenern, 
welebe  somit  eineii  Theii  der  nothwendigen  ProdnotioiiBkosteii  bilden, 
veigeltoB  werden.*) 

3)  Im  YoIkswirtlMoliaftliehen  Vertheilnngsproeess  ist  der 
Staat  gleiehiialbr  ein  nothwendig  mitwirkender  Vertheilnngs- 
regulator,  neben  den  Regnlatoren  Concnrrenz  und  Her- 
kommen (Sitte),  vermittelst  der  vom  Staate  ausgehenden  und  von 
ihm  garantirten  Rechtsordnung  des  Verkehrs,  vermittelst 
•einer  Steuerpolitik  und  seiner  directen  Uebernahme 
anderer  wirthaehaftlicher  Leistungen  in  der  von  ihm 
npriiientirten  Einaelwirtbeehatt  (§.  99).  Inabeaondere  giebt  der 
Staat  In  der  wirtfasehaflliehen  Beehtaordnmig  dnreh  seine  Beatimmon- 
gea  Uber  peraOnliehe  Freiheit,  Eigenthnm,  Erbreoht, 
Vertragsrecbt  nnd  Oiltigkeit  erworbener  Rechte  dem 
Princip  der  Concnrrenz  erst  seinen  genaueren  Inhalt  und  Umfang 
(§.  124,  125). 

II.  —  §.162.  Zwecke  und  Leistungen  des  Staats.  Um 
die  Bedeutung,  welche  der  Staat  hiernach  tHr  die  Volkswirthschaft 
iial,  richtig  an  würdigen,  ist  es  auch  in  der  Politischen  Oeko- 
nomie  nothwendig,  wenigstens  in  der  Kttrae  orientiremd  anf  die 
Zwecke  nnd  Leistungen  des  Staats  ttberhaupt  einsngehea 


iusea  sich  ab  die  unjicblidien,  Kapital  und  Uoternehmiiog  —  letztere  ak  rein 
AkoBOBiBclie,  nicht  Uon  als  historisch-reehtliehe  KM«goiie  elnM  beatimmtan 

Volkivirtlischaftsäy Sterns  betrachtet  —  alä  die  bedingenden  Momente  im  Productions- 
process  ansehen,  wenngleich  auch  hier  Ursache  und  Bedingung  sich  nicht  immer  scharf 
»cbeideu.  Dasselbe  gilt  vom  Staate,  welcher  in  der  Prodaction  zwar  uberwiegend  als 
Bediogung,  besonden  gegenober  dem  pvintirirdischafUiehen  Syttem,  aber  doch 
aodi  sogleich  als  Ursache  fungirt.  Ich  halte  an  der  Bezeichnung  des  Staats  als 
»,Prodtirti?factor"  fest  Coordinirt  ist  er  do.n  andren  vier  Momenten  aller- 
diBfi  nicht,  aber  auch  diese  sind  sich  nicht  courdinirt,  insbes.  ist  das  Kapital  den 
fukmä  Kniar  nnd  Arbeit  enbordttniit  EUnreodnngen  gegen  diese  Anfflm.  de» 
Staats  als  Productionsfactor  Ton  v.  Scheel  in  s.  Anzeige  d.  1.  Aufl.  d.  (irundlcg.  in 
Hildebr.  Jahrb.  l^TH,  B.  2t)  S.  V.)  (s.  darüber  schon  in  d.  1.  Aufl.  S.  474  Note)  u. 
Polemik  dagegen  von  r.  Skarzynski,  Ad.  Smith,  Berlin  Iblb.  Die  Betrach- 
tnog  de«  Stents  nis  Prodncti? fnetor,  wma  «oA  nicht  imm«  in  dieser  bestimmten 
Fonnalirung,  ist  doch  .schon  häufiger  zu  finden  und  entspricht  der  in  niirhstor  Anm. 
crvihnten  AuGassiiiit,' M  uUer's  und  Stahl's.  Aber  nicht  minder  wesentlich  ist  diu 
Aallassuiig  des  btaats  als  Yertheilungsregulator,  ein  wenigstens  in  der  Theorie 
Iwher  n  wen%  beachteter  Ponet 

*)  Stahl,  Rechtsphilosophie,  2.  Aufl.,  II.,  2,  S.  420.  Die  Cousequenz  dieser 
Auflassung  fur  die  Würdigung-  der  Steuern  ist  eine  weittmg:ende  :  der  Staat  nimmt 
ebea,  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes  aufgefasst,  den  besteuerten  Einzelnen  gar  nicht 
etWM  ihnen  (ieböriges,  nur  Ton  ihnen  Erworbenes,  sondern  er  nimmt  in  den  Stenern 
seinen  Antheil  am  Prodnctionsertrage  der  Einzel wirthschaften,  ebenso  wie  ein  stiller 
' '«isellschafter,  nach  der  schönen  Ad.  M  itller'schen  Aufrns.sung  (Klem.  d.  Staats- 
«Biist  IIL,  75)  gleichsam  als  „Zinsen  des  unsichtbaren  und  doch  schlechterdings  noth- 
vaidigcD  geistigen  Nationalkapitals",  welches  der  Staat  reprisentiit. 
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196        l.Ablh.  4.K.  Staat  i.H.-A.  la  Al%M«iiMii.  9.  162,  169. 

A.  Die  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  volkswirthsehiftr 
lieh  QDfter  dem  Gesicbtspimot  der  Arbeitstbeiliing  betraohten. 
Der  Staat  ftlbrt  als  Zwangsgemeinwirtbscbaft  eine  AibeitstbeSmig 
durch,  indem  er,  anssohliessKch  oder  neben  anderen  Eiinädinrth- 

schaften  y  die  Fttrsorge  für  gewisse  Bedürfnisse , '  insbesondere  ftf 
Gemeinbediiriniöse  Itberninirat,  dadurch  anderen  Einzel wirthschallten 
die  sonst  hierfür  nothvvendigc  Thiitigkeit  (Arbeits-  und  Kapitalauf- 
wand) abnimmt,  diese  Tbätigkeit  also  für  andere  Zwecke  frei  macht 
nnd,  nach  dem  ihm  als  Zwangsgemeinwirthschuft  eigenthtimlicheo 
Princip  der  Kostendeckung  mittelst  Stenern  (§*  158),  den  £iDzel- 
wirthscbaflen  oder  der  ganzen  Volkswuihscbaft  Stenern  aafkgt 
und  seine  Leistungen  daAr  snr  Verfügung  stellt  Je  nach  der  Art 
und  BesebaiFenbeit,  nach  dem  Umfang  und  Bihalt  dieser  Ldstunges 
{;e8taltet  sich  dann  auch  das  Arbeitstheilungsverhältniss  zwischen 
dem  Staat  und  den  tibrigen  Einzelwirthschaften  verschieden. 

In  (lieser  Hinsicht  zeigt  nun  der  geschichtliche  Staat 
nach  Zeit  und  Land  grosse  Verschiedenheiten,  je  nach  der  Aal- 
fassung  und  der  DurohfUbrnng  der  Staatszwecke  überbaapt 
und  der  einseinen  Staat sU ist nngen  insbesondere.  Diese  duck 
Beobachtung  sicher  constatirte  Tbatsache  beweist  schon,  dam  ei 
ein  mflssigcs  und  nothwendig  yerfehltes  Beginnen  ist,  den  Bereicl 
der  Staatsthätigk eit  oder  die  Grenzen  der  letzteren  und 
damit,  volkswiilhschaftlich  ausgedrückt,  die  Arbeitstheilung  zwiscbtn 
dem  Staate  und  den  anderen  Einzelwirthschaften,  sei  es  der  Privaten, 
der  Erwerbsgesellschaften;  der  freien  oder  der  übrigen  Zwangs* 
gemeinwirthschaüen  (Selbstverwaltungskörper),  besonders  der  Ge- 
meinde, principiell  ein  fttr  allemal  feststellen  zu  wollen. 
A  priori,  ans  dem  „Wesen^  des  Staats,  19sst  sich  ein  Frincip 
hierfür  nicht  ableiten,  dmin  dieses  „ Wesen ist  selbst  wieder  eb 
Product  der  Geschichte.  Ebenso  wenig  ISsst  sich  ans  deo 
Wesen  der  Einzelfreiheit  ein  für  allemal  eiuc  untiberscbreit- 
hare  Grenze  der  StaatsthUtigkeit  bestimmen,  da  eben  auch  hier  da.^ 
Individuum  durchaus  im  Fiuss  der  Geschichte  steht.  ^)    A  poste- 

')  Die  Beätrobaiigcji  der  Bcchtsphiiosophea  und  Poliükor,  z.  B.  wieder  fOft 
W.  T.  Hnmboldt  bis  tnf  J.  8t  Mill,  Uefom  einen  Bdei;  Itir  diefeSais&  Si  wirf 

daher  aach  jedem  neuen  Versuch,  mit  dem  eine  nene  philosophische  und  poIiü*<  h 
Schule,  ■wie  z.  B,  dieji'iiige  von  Krause  und  Ahrens  (s.  0.  Vorhein.  S.  292)  dcbütirt. 
hierüber  etwas  endgiltig  Abschliessendes  zu  sagen,  nur  die  gr&ste  Skepä» 
entgegen  m  steUen  sein.  Die  Wideispraehe  selbst  zwischen  PliOosopbeii  md  Pelitfbn 

verwandter  Klchtung  sind  bo/j  ichncnd  genug  und  auch  unvermeidlich,  weil  hier  ei» 
(it'biet  immer  zugleich  melir  oder  weniger  subjectiver  Ansicht  vorliegt  und  andre^ 
keib  die  schliesslich  im  einzelnen  Zeitalter  und  Staat  jedesmal  cntscheidoodca  rcUgiösen. 
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rittrif  aiuideD  Beobaehtaqgen  der  wirkliehen  Staaten,  sind 
woU  Meikmaie  für  einen  Minimalbereioh  von  Thätigkeiten  zn 

^-e.s-iüüeD,  desseu  Vorhandensein  die  Bedingung  fUr  das  Vorhanden- 
niü  jener  Form  menschlicher  Gemeinschaften  ist,  welche  mit  dem 
Xaraen  „Ötaat"  bezeichnet  werden  soll.  Aber  für  die  über  diesen 
Minimalbereich  hinanagebenden  Leist angen  and  fUr  die  den  letzteren 
so  ziehende  Grenze  ist  ans  den  Beobachtungen  der  Vergangenheit 
and  Gegenwart  niehts  Endgiltigea  zn  entnehmen.  Man  kann  darans 
Dar  gewisse  Hanptsweeke  des  Staats  und  Grundformen 
staatlicher  Leistungen  und  hieraus  wieder  allgemeinere 
Regeln  für  muthraasslich  in  bestimmten  geschichtlichen 
Verhältnissen  richtige  iStaatsthätigkeiten  abstrahiren.  Aber  der 
Wirklichkeit  wird  es  immer  vorbehalten  bleiben  müssen,  durch 
die  That  za  beweisen,  dass  eine  weitere  Aasdehnung  des  Bereichs 
der  Staatsthätigkeit,  vielleieht  anf  ganz  neue  Gebiete,  zulässig  ist 
uui  anderaeits  auch,  dass  unter  Umsttndra  eine  Besehrftnkung  dieses 
Beteiehes  unter  das  yielleicht  schon  ttbliohe  liaass  ebenfalls  richtig 
oder  nach  den  gegebenen  geschichtlichen  Verhftltnissen  nothwendig 
leio  kann. 

§.  163.  —  B.  Für  die  vulkswirthschartliche  Betrachtung  des 
Staats  lassen  sich  hieraus  folgende  wichtige  Sätze  ableiten,  welche 
in  der  Praxis  die  Bedeutung  von  Axiomen  der  Staatspolitik 
and  folgeweise  speciell  auch  der  Finanzpolitik  erlangen: 

1)  Es  Ittsst  sich  nicht  begrifflich  noch  durch  Erfahrung  end- 
gUtig  feststellen,  welche  einzelne  Leistung  allein  Sache 
des  Staats  und  ebenso  wenig,  welche  nicht  Sache  des  Staats 
Min  soll ,  —  ein  Satz ,  welcher  z.  6.  mit  vielen  mbreiteten  An- 
schauungen in  der  modernen  Volks wirthschaft  in  Widerspruch  steht 
(Staatshilfe  —  Selbsthilfe,  in  der  Ai  beiterfragej  Staats-  oder  Privat- 
thäügkeit  im  Verkehrswesen  u.  dgL  m.).^) 


ätdicbeo  and  rechüichen  Anschraiiagen  (M^er  WUlc  der  erhabenen  Autorität t-n'\  wie 
f.  Kirchmann  es  formalirtt  so  ausserordentlich  wechseln.  Die  nationalen  Ver- 
hlhnisM  äussern  zudem  noch  ihren  besonders  berechtigten  Einfluss.  S.  Esc  her, 
VüUk  I.,  11.  Dk  den  Pngon  der  Deoentnliflatioii  der  YenreltiiDir  und  des  Seif- 
^orernments  wird  diel  oft  zu  sehr  ve^jenen.  Ahrons,  Natnrrccht  IL,  §.  60,  105  bis 
107,  62,  110,  ist  ein  neuer  Beleg  ftlr  die  Kichtigkcit  der  Behauptung  im  Texte,  bei 
i&er  Zustimmong,  die  ich  ihm  gebe.   AehnJiches  gilt  v.  d.  Aosluhrungeu  ?.  Böder, 

n.  1  c 

*)  Die«  ist  von  den  Publicisten  und  Rednern  der  dcutsrlicn  Freihandelssehulc,  von 
4«B  SccretAren  diT  Handelskammern  u.  A.  m.  z.  B  in  dem  Streite  zwiselien  Schulze- 
Delitzsch  und  Lassalle  so  oft  gänzlich  ubersehen  worden.  Mit  dem  Schlagwort 
JStutAaSif*  wfden  Ulme  jede  weitere  PrOfling  die  liesItB  BMtrelraiigen  Temitiieilt 
S.  aeiae  Rede  ober  die  todale  Frage  8.  11.  Yeigl.  ancli  Abrent,  Katarroclit  IL, 
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2)  Die  Aosdehniing  der  StMitedAügkeit  ohne  Wahl, 
„ans  Princip'S  anf  Kosten  der  privatwirtlischaftKelien  und  um 

Theil  auch  der  caritativen  und  übrigen  gemeinwirthgchaftlichen 
Thätigkeit  ist  theoretisch  falsch  und  practisch  verwerflich.  Daher 
ist  gegen  die  Wohlfahrtsstaatstheorie  des  vorigen  Jahrhun- 
derts/) gegen  die  Praxis  der  Staatsomnipotenz  des  ^Staats 
des  aafgelLlärten  Despotismas  und  des  reisen  Polisei- 
staatSi  aber  aaeh  gegen  den  rein  eommnnistisehen 
Gharaoter  des  Staats  (ft.  109a)  Stellnng  an  nduneo. 

8)  Die  principielle  Besehrftnknng  des  Staats  auf  eiaea 
einzigen,  mehr  oder  weniger  eng  und  willktthrlieb  gefasst«D 
Zweck,  z.  B.  anf  den  Rechtsschntzzweck  des  abstracteii 
Hechtsstaats,  und  demgem'äss  die  Proclamirung  des  Laisser  faire 
et  passer  in  allem  Uebrigen  für  den  Staat  ist  ebenso  theoretiscii 
falsch  und  praetiseh  nnsnlässig.  Daher  ist  die  sog.  Manchester- 
theorie der  extremen  Snüth'sehen  yolkswirthsehaftlieken  Sebals 
mit  ihren  Postolaten  für  die  Staatspolitik  gmndsitelieh  an  ver- 
werfen.*) 

4)  In  die  Thätigkeiten  zur  Beschaffung  der  Güter  fllr  die  B^ 
dltrfnissbefriedigung  und  zur  Herstellung  der  Einrichtungen  und' 
Anstalten  für  letztere  haben  sich  nach  dem  Früheren  (§.  120)  die 
Einzelwirthscbaften  des  privatwirthschatliichen,  des  caritativen  und 
des  gemeinwirthsobaftliehen  SystemSi  also  einschliesslich  des  Stasli 
nnd  der  SelbetrerwaltangBkörper,  passend  an  theiien.  Die  hiem 
nothwendige  Combination  ist  wieder  einem  beständigen  Weehsel 
unterworfen  (§.  120).  Der  Staat,  wdeber  luraft  semer  Sonyerl- 

293.  Selbst  Ahrens,  Röder,  Blnntschli  o.  die  meiiten  tlaoisL  MMObk  der' 
orgfftn.  fitaatsauffassung  Tersehcn  es  hierin  immor  noch,  indem  sie  x.  B.  in  flusD  ft" 

ftrt'  TiinL'-en  über  die  Stellung  des  Staats  z.  Volkswirths<  h.  cino  g^pidsse  rermittelnd? 
Aullasaung,  einen  „gemääsigton  Smith iani8inua"  Fertreten;  in  geifebenea  F&lleoo^ii 
gMix  richtig,  aber  mitlTnrecht  irird  diese  Anffossung  wieder  als  dne  ^endgiltige*" 
liingestellt,  auch  in  Widerspruch  mit  d.  wahrhaft  histor.  Aofiassung.  Die.>  rilt 
z.  B.  Y.  Röder  I.  232.  Fn  i-  r  ist  auch  hier  H.  v.  Mohl  in  d.  o.  gen.  Abhandloogsa 
Die  (ireu/en  zwischen  Staat  und  „(juäcUschaft",  die  u.  A.  Böder  bes.  betont, 
asoh  füessende,  nicht  prlndpielle. 

*)  Sehr  gut  dai^estellt  in  Funk's  Aufs.  (Über  Auffassung  und  Begriff  derPoli^ 
im  vor.  Jahrhundert,  Tüb.  Zeitschr.  B.  1?)  u.  20.  Besonderb  Ixachteusw^rtli  ist  CU 
Wolff's  Theorie,  die  sich  in  ihren  practischen  Gonse<^ucnzeu  ao  merkwürdig  mi 
den  nodenstes  Fordenugea  «oseNr  «itremen  AiMtenNmen  ia  chaiaoterisfiMki 
Details  berührt  Les  extremes  se  touchent!  Roscher  in  d.  Gesoh.  d.  Nationalist d. 
S.  347  ff,,  wird  in.  K.  der  Redeatung;  Wollfs  nicht  durchweg  gerecht.  Veigl.  »Bei 
Zell  er,  Geschichte  d.  deutschen  Philosophie  S.  2U  IL,  bee.  257  IL,  2N.  267,  Bai 
Blvntschli,  Gesoh.  d.  Staainechta  v.  d.  Felitik,  MOnoh.  1S64,  8.  SIS  C 

■j  Die  nahe  Verwandtschaft  der  Smith 'sehen  Telbwifihschaftlichen  und  ^ 
Kant  sehen  politischen  Doctrin  tritt  hier  wie  Qbenll  hervor.  —  S.  BOder  I,  214.  | 
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netät  zwangsweise  eingreifen  kann,  wird  gerade  hierbei  leicht 
Fehlgriffe  begehen.  Deshalb  ist  die  möglichst  unbefangene  Prüfung 
von  Fall  zu  Fall  zu  verlangen  und  diese  durch  die  Einrichtung 
von  Volksvertretungen  und  Finanscontrolorganen  der  Re- 
^emg  gegenüber  (§.  160)  ni  garantiren,  —  eine  pitineipielle 
Fotderong,  xnmal  fttr  imseTe  Cidtiirperiode  absolut  und  rdotl? 
(q.  A.  aveb  ans  teehnischen  Orttnden)  stetgender  Ausdehnung 
<er  „öffentlichen''  Thätigkeiten  (§.  171  ff.). 

5)  Der  Staat  muss  namentlich  seinen  eigenen  Thätigkeitsbereicb 
nach  den  concreten  Verhältnissen  richtig  gegenüber  demjenigen 
der  anderen  Zwangs  gemein  wirthschaften  oder  der  Öelbstvjer- 
wiltnngskörper  (§.  160  Nr.  4),  die  Sphäre  aller  Zwangs- 
gcgnliber  den  freien,  nnd  diejenige  aller  freien  Gemein- 
wirdisehafien  gegenüber  den  priyatwirtbsehaftlichen  nnd 
etritatiyen  Thätigkeiten  besthnmen:  Aufgaben  der  Deeentra- 
lisition  der  Verwaltung,  der  Selbstregierung  der 
kleineren  räumlichen  Kreise,  des  Vereins weseus,  der  Grenz- 
ziehnng  zwischen  den  gewöhnlichen  Erwerbsthätigkeiten  des  Staats 
and  der  Privaten,*) 

6)  In  finanzieller  Hinsicht  kann  der  Grundsatz  der  Spar- 
samkeit niemals  für  den  Staat  (ebenso  wenig  fttr  andre  Zwangs- 
gememwirthsehaften)  eine  absoIntOi  sondern  nnr  eine  relative 
ssd  iberbanpt  nicht  die  Bedeutung  haben,  dass  enie  Ausgabe 
inbedingt  unterbleiben  mttsste.  Denn  das  hängt  immer  Ton 
dem  Zweck  derselben,  daher  von  der  mit  ihr  herzustellendeu 
StaatsleistUDg  ab.  Die  „Sparsamkeit"  kann  mithin  niemals 
ein  leitender  Grundsatz  des  Staatshaushalts  werden, 
sondern  ist  bloss  eine  selbstverständliche  Klugheitsregel 
in  Betreff  der  Durchführung  des  ökonomischen  Princips  im  Staats- 
iausbalte,  wie  in  jeder  Einzelwkthschaft.^*) 

7)  In  finansieller  Beziehung  isrt  weiter  nach  der  Natur  des 
Stsats  als  Whrthschaft  eine  grundsütsliehe  Stabilität  der 
Einnahmen  und  die  Anweisung  des  Staats  bloss  auf 
Solche  Einnahmearten  nnziilässig,  welche  wie  die  privatwirth- 
scbaftlichen  und  wie  stabile  Steuern  dem  veränderlichen  und 

*)  Die  früher  14t),  152,  156)  berUbrtoD  Fngen  Uber  die  Einengung  det> 
Mete  der  Actiengesellscbafton  mittels  Ausdelmiinf  der  Offentliehan  Dnter- 
ichmongeii  gehören  aucb  hieTher  wieder. 

»•)  Rau-Wagner,  Finanzwiss.  L,  §.  28  —  38,  2.  A.,  §.  34.  v.  Malchus, 
FliuBzwiss.,  SlQttg.  u.  Angab.  1830,  TL,  13,  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatii- 
haoslialtf,  Wien  1S6S,  8.  S. 
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in  Culturstaaten  im  Ganzen  steigenden^  von  der  Veränderan^ 
und  der  Ausdehnung  des  Bereichs  der  StaaUthätigkeit  abhin- 
gigen  Bedarf  (§.  171  ff.)  des  Staats  sich  nicht  anschmiegen  können.^*) 
§.  164.  —  C.  Allgemeine  Schlüsse  in  Bezug  auf  Staats- 
zwecke und  Leistungen.  Giebt  es  nach  dem  Vorausgehenden 
thatsttehlich  und  prinoipieil  keinen  ein  fttr  allemal  fest 
stehenden  Bereieh  der  Staatsthätigkeit,  so  lassen  sieh  doeli: 

1)  hei  aller  nach  Zeit  nnd  Ort  wahmehmharen  Versehiedea- 
heit  der  letzteren  Sherall  nnd  alleseit  twei  eigentliche  orga- 
nische Staatszwecke  nnd  demgemäss  zwei  Hauptgruppcn 
von  Leistungen  des  Staats  erkennen.  Mindestens  Ansätze 
zu  solchen  Leistungen  müssen  vorbanden  sein,  wenn  überhaupt  die 
Zwaogsgemeinwirtbschaft  ,,Staat^^  vorhanden  sein  soll  (Il.-A  '2). 

2)  Femer  kann  erfahmngsmttssig  ans  der  Geschichte  l'ortr 
schreitender  Onltnrytflker,  also  ans  seitlichen  Vergleiehen  sowoU 
als  auch  ans  der  Vergleichnng  der  Staaten  nnd  VolkswirÜisebafieD 
anf  verschiedenen  Entwieklnngsstnfen,  mithin  ans  rftnmlieheD 
Vergleichen,^*)  eine  bestimmte  Entwicklungstendenz  cdsri 
ein  sogen.  „Gesetz^'  der  Entwicklung  der  Staatsthätigkeiten  fir 
Cultur\'ölker  abgeleitet  werden:  das  Gesetz  der  wachsenden' 
Ausdehnung  der  „öffentlichen",  bez.  der  Staatsthätip- 
keiten  bei  f ortsc breitenden  Culturvölkern.  Dieses  Gesell 
—  das  Wort  im  alleini  aber  aaoh  im  snlilssigen  Sinne  bei  „volkt- 
wirthschalütchen  Gesetzen'*  genommen,  Ahth.  3,  —  giebt  wenigst«! 
dieBichtnng  an,  in  welcher  sich  im  concretm  Falle  mnth mass- 
lich ebenfalls  nnd  mit  Recht  die  Staatsthätigkeit  bewegen,  dsbar 
namentlich  die  staatliche  Gesammtwirthschaft  gegenüber 
den  anderen  Wirthschaften  ausdehnen  wird  (H.-A.  3).  I 

3)  Ebenso  lässt  sich  durch  solche  Beobachtungen  ein  Gesetz  | 
für  die  Art  and  Weise  feststellen,  in  welcher  der  Staat  seine 
Thätigkeiten  ansftthrt,  ein  Pnnct,  welcher  fUr  die  volkswirtb- 
schaftiiche  Beftracbtnng  des  Staats  von  besonderer  Wichtigkeit  ist: 
das  Gesetz  des  Vorwaltens  des  Präventivprineips  m . 
entwickelten  Rechts-  nnd  Gnltnrstaat,  statt  des  bksien  i 

Repressivprincips  (H.-A.  4). 



")  Wagner,  eb.  8.  8.  Fin.  II.  §.  356  IT.  I 
**)  Es  wird  Seitens  der  sog.  historischen  Schale  oft  zu  wenig  beachtet,  ^> 

di«:  riminlirlir  Vt-rdcirlitiii^r  der  zeitlichen  in  methodologischer  Hinsicht  rerwanJt,  . 

ftiu  äuääeren  üruudea  aber  oft  rorzazieheii  ist,  woil  uemlich  dai  Material  reicblichtf  ' 

forkanden ,  die  Einflnn  flbeod«B  FMtona  leichter  n  ennitlelii  eiiid.  8.  die  Yimdi 

zu  meinem  Syst  d.  Zettelbenlcpolit,  Freib.  1878,  S.  XI 
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4)  Endlich  kann  man  ans  der  Erfafarnng  auch  die  Bedin- 

jUugen  ableiten,  welche  muthmasslieh  vorhanden  sein  müssen, 
um  eine  Staatsthätigkeit  statt  einer  Privat-  oder  einer  ThUtig- 
keit  andrer  Wirthschaften  Überhaupt  passend  erscheinen  zu  lassen. 
Daraas  kann  man  einige  allgemeine  Begeha  i^r  die  Feststellung 
dtt  Bereieha  der  Staatsthätigkeit  bei  unseren  Cnltarrölkem  ableiten, 
worus  sieh  dann  wieder  eine  Biehtsohnnr  ftUr  den  einielnen  Fall 
ogieU  (H.-A.  6> 

Da  von  dem  Umfange,  dem  Inhalte  and  der  Aasfflh- 
rnngsart  der  Staatsleistungen  der  Bedarf  des  Stants  an  nia 
teriellen  Mitteln  oder  der  Fi  na nz  bedarf  abhängt,  so  haben  die 
folgenden  Erörterungen  namentlich  auch  fllr  das  Finanzwesen  und 
ftlr  die  Wissenschaft  von  dcmnelben,  die  Fin&nzwissenschaft, 
ibre  prineipieile  Bedeotang. 

2.  Hanptabsehnitt 

Zwecke  und  lieiMtiing^en  ilen  NtaatM  iiiiil 
DlircliimuHMgwMilttel  diiiYlr.  FiiianBWirtlisehaft« 

Vgl,  R.  V.  Mohl,  Encyclop.  d.  Staatswiss.  §.  11,  i2.  Waitz.  Polit.,  Absihn. 
■Kap.  2,  und  Absrhn.  ö.  v.  H  o  1  tze  ud  o  r  f  f ,  Princip  der  Politik.  :i  B.,  s.  bes. 
A^p.  7  0.  b  ^uat.  MachUweciij,  namcutUch  aber  Esch  er,  PoUu  7 — 12.  Biuatücbli 
I-  B.  5  S.  S45.  —  Trend elenbnrir«  V&tnrreclit  |.  151,  162,  154,  155,  Ahrens. 
N'itorrecht  §.  105  —  107  (IL,  276  ö.),  auch  §.  60,  T.  Leonhardi  a.  a.  0.  S.  lu. 
Hodcr  I,  213  ff.,  Ihering  Zweck  I,  3o:>  ff.  —  Hermann,  staatsw.  Untersuch. 
^  47  72  ff.,  95  ff.  Schäffle  ao  d.  in  d.  Vorbem.  S.  2S8  gen.  Stellen.  — 
Meile  Fln.  3.  A.  L  §.  81^55. 

I-  —  §.  165.  Die  eigentlichen  organischen  Zwecke 
der  Zwangsgemeinwirthschaft  „Staat"  sind: 

A.  Der  Rechts-  und  damit  Terhnnden  der  Machtzweck, 

B.  Der  Cnltnr-  und  Wohlfahrtszweck. 

Beide  Zwecke  sind  nicht  änsserlich  zu  trennen,  auch  bei  ihn  r 
Verwirklichung  erscheinen  sie  häufig  mit  einander  vcrl)nn(U'n  in 
der  einzelnen  Leistung,  z.  H.  vielfiich  in  der  Polizeitliäti<i:keif ,  so 
ini  Gesundheitswesen.  Sie  bedingen  sich  auch  gegenseiti«;  und 
'iod  der  Aosfloss  der  sittlichen  Angabe  des  Staats  als  der  höchsten 

")  Kau  -  Wagner,  Finajuwiss.  I.,  §.  42 — 44,  wo  bereits  in  meiner  Neubearbeitung 
^  im  folfeoden  2.  Abtchn.  ähnliche  Darstellung  gegeben  wurde,  welche  iodeescn 
syitcmatisch  richtiger  in  diesen  grundlegenden  Theil  gehört,  s.  o.  Vorbeonerk. 
^-  293.  In  d.  2.  A.  d,  Fin.  ist  demgeiniisä  in  d.  betreti".  Abschnitt  mit  Bezug  auf 
ÜMse  Erörterungen  in  d.  Urundlegung  die  AbhiUigigkeit  der  Finanxwirthbch.  7.  i>taats- 
dargestellt  Verden.  Pttr  &  finnsiielle  Sette  der  Fnge  ist  diese  Pantell. 
a  Tcisleielien,  I.  §.  30—37. 
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Form  menschlicher  Gemeinschaften.  Aber  gerade  für  die  volki  | 
wirthsobaftlioheBetraehtiuig  des  Staat»  (und  ftlr  die  finaii  | 
wissenschaftliclie  seines  Bedarfs)  empfiehlt  sieh  die  Dnti  \ 
seheidnng  der  beiden  Zweeke. ' 

§.  160.  -  A.  Der  liechtszweck  des  Staats  besteht  in  d  ^ 
Fürsorge  für  das  erste  aller  Gemeinbedürfnisse  d; 
menscblicheDy  völkerweisen  Zusammenlebens,  für  die  Rechtsor  • 
nnng  im  Inneren  des  Staats,  des  Volks  nnd  der  Volks wirtbsclu  t 
und  nach  Anssen  zu  gegen  andre  Staaten,  Vdlker  und  Yofi  j 
whühsehaflen.  Der  Reehtssweck  nach  Anssen  su  gerichtet  enebd  l 
namentlich  als  (nationaler)  Machtzweck:  Anfrechthaltnng  dr 
Unabhängigkeit  oder  der  eigenen  Soaveränetftt  von  >u  t 
nnd  Volk.  ^) 

1)  Im  Einzelnen  handelt  es  sich  bei  dem  Recbtszweck ii 
die  bei  dem  prineipalen  Glemeinbedtlrfniss  der  Kecbtsordnnng  i 
§.  140  angeführten  Pnncte.  Im  Inneren  muss  die  Reehtsoidno  c 
flir  die  Beziehungen  der  Privaten  zum  Staate,  fHr  die  persOnHcli  | 

Beziehungen  derselben  unter  einander  und  für  den  wirthschaftlicli  i 
Verkehr  (§.  124)  festgestellt,  ge^en  Bruch  gesichert,  bei  erfolgti  ü 
Bruch  wiederhergestellt,  aber  auch  nach  den  Bedürfnissen,  wek  9 
die  Weiterentwicklung  des  Volks  und  der  Volkswirthscbaft  mit  si  i 
bringt,  fortgebildet  nnd  reformirt  werden.  Zur  Verwirkliehung  die  i 
Aufgabe  dient  theils  die  gesetzgeberische  Thätigkeit  des  8tt  I 
überhaupt,  theils  von  den  grossen  Verwaltungsabtheilungen  de«  1 1 
wickelten  Staats  (den  „Ministerien'')  das  J u s t i z wesen,  gevM  c 
Theile  des  sogen.  Inneren  Departements  und  der  Polizei.  1^ 
Macht-  und  Zwangsmittel  zur  Durchführung  des  Staatsvrilk  | 
auf  dem  Gebiete  der  inneren  Rechtsordnung  stellen  Organe  1 1 
Justiz  und  der  Inneren  Verwaltung,  insbesondere  aber  | 
Polizei,  nmbigeofalls  endlich  die  bewaffnete  Macht,  dasMilit  I 

2)  Nach  Aussen  zu  handelt  es  sich  um  den  Schutzes 
Staatsangehörigen,  in  Hetrett  ihrer  Personen,  ihres  Eigenthums  £  ö 
besonders  auch  ihrer  wirthschai'tiicheu  Interessen,  wozu  Staa  f 
Verträge,  diplomatische  und  consnlarische  Thätigk  i 
eventuell  die  bewaffnete  Macht  dienen;  sodann  namentlich  1 

*)  In  Deutschland  braucht  man  nach  der  Erfahrung  ron  .Talirhoiiderten  til  q 
(leschichtc  die  Bcdrntnntc  des  nationalen  Machtzwecks  auch  für  die  materi«!  fii 
die  Sachgute rproduction  nicht  mehr  besonders  zu  erweisen.  Der  Verifleich  ^ 
Grossbritannien  liegt  nahe.  S.  besonders  ron  Holtzendorff  und  Hera!  | 
1.  %,  Om  auch  <Ue  m  dm  nblichen  adivelMftochen  UhnioBeii  giu  M«b  traf«  M 
ErOrtenrogcn  ron  Esch  er,  L,  §.  13,  13.  ' 
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jeM  nttionftleii  Maehtsweek,  der  vornehinlieb  dnreh  die  be- 

wafihete  Macht  oder  die  Kriegsmacht  (Heer  und  Flotte)  gesichert 
wird. 

§.  167.  Der  Rechts-  und  Machtzweck  darf  als  erster  und 
liaaptzweck  des  Staats  betrachtet  werden.  Seine  richtige  Ver- 
wirklichung gewährt  aber  zugleich  die  bedeutendste  Ft^rderang 
liier  Cnltnr-  und  Woblfahrtsinteressen  und  iet  die  Vorans- 
lettnog  ffir  die  Erfttllnng  des  CnltarsweekB  des  Staats 
od  ftr  die  Entwieklung  selbst  des  pri?atwirthsoliafdiehen  Systems 
II  der  Veikswirthsehaft. 

1)  Wichtig  gerade  auch  für  die  volkswirthschaftlicbe  uud 
fioanzielle  Betrachtung  des  Staats  ist  die  Wahrnehmung,  dass 
alle  Thätigkeiten  zur  Verwirklichung  des  Rechts-  und  Machtzwecks 
welche  der  Staat  irUber  vielfach  mit  den  Privaten  (Selbsthilfe)  ond 
mit  kleineren  autonomen  Organen,  d.  h.,  volkswirthschaftlich  aus- 
^rflekl,  mit  anderen  OrtHoben  Zwangsgemeinwirtbsoballen  (Ge- 
Misde,  Kreis)  I  mit  freien  Vereinen  (Gorporationen)  und  be?o^ 
nefateteo  Privaten  (Grundeigenthfimem)  tbeilte,  principiell  und 
imer  consequenter  auch  thatsächlich  ausschliesslich  dem 
Staate  vorbehalten  werden  und  von  Anderen  nur  in  beschränk- 
tem Maasse  im  besonderen  Auftrage  des  Staats  („übertragen*') 
ausgeübt  werden  dürlen.  (Gerichtsbarkeit,  Friedensbewahrung, 
Fehderecht,  Kriegsrecht;  —  Justiz,  Polizei,  bewaffnete  Macht)*) 
Die  Nothwendigkeit  der  einbeitliehen  Gestaltung  und  Iieitnng 
^Mer  Thftti^eiten  und  der  Coneentralion  der  Kräfte  eines 
gioien  Staatsgebiets  snr  Dnrebfttbmng  dieser  Thätigkeiten  trägt 
dm  wesentlich  bei.  Entscheidend  aber  ist,  dass  das  Reeht  ein  eines 
•ein  und  einheitlich  gehaiidbabt  werden  muss. ^) 

2)  Im  Rechts-  und  Machtzweck  kommt  das  eigentliche  Wesen 
(ier  als  „Staat''  bezeichneten  Zwangsgemeinwirthschait  am  Hchärf- 
^eo  sniii  Vorschein.  Der  Gultur-  und  Wohlfahrtszweck  kann  er- 
fabraogsgemäss  auf  ein  Minimum  in  der  Praxis  rednoirt  sein.  Der 
iteekls-  und  Machtzweck  muss  immer,  l>ei  aller  Versobiedeoheit 
•eber  DnrchfUbrung  und  bei  aller  Theilung  der  dazu  gehörigen 


*)  Daher  z.  B.  die  Beseitigung  aller  PatrimoDialjustiz.  —  Sehr  bomerkens- 
verth  der  BUckUldangsprocaiB  In  den  denttelMii  Particidftnoafarloatttai  g«nde  in 
Iriegswesea  la  snserem  neuen  Deutschen  Reiche. 

•)  Die  Voi^&nge  in  unserer  deutschen  (lesctzgebung  Uber  (icrichtsorjrnnisation, 
Proceas  und  gesammtes  bürgerliches  Kecht,  wie  früher  schon  im  U  echsel-  uud  Handels- 
*wkt,  dte  dto  Wzoglich«  A«Ml«luuui|  der  SdtohfOMpetoBX  dncli  YerfiMmiiss- 
MeivigHi,  M  wiedemn  chiiMiwiitfiGb«  Bel^g«. 
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Lefttnngeii  mit  AndcreD,  In  wiefatigeren  Eioriofatiingen ,  Ansltita^ 

und  Thätigkeitcn  hervortreten,  wenn  Uberhaupt  ein  „Staat"  vor- 
handen sein  soll.  Daraus  erklärt  sich,  dass  weder  zeitlich 
noch  räumlich  die  Leistungen  des  Staats  auf  diesem  Gebiete 
eUcDSO  grosse  \'  c r  s  c  h i  e  d  e  n  h  c  i te  n  in  Umfang,  Inhalt  und  Fom^ 
«eigen,  als  auf  dem  Gebiete  des  Cultarzwecks. 

§.  169.  —  B.  Der  Galtar-  und  WohlfahrtBsweek  dei 
Staats  besteht  In  der  FOrdernng  der  Staatsangehörigen  in  da 
Verfolgung  der  Lebensaufgaben,  der  physisdien,  wirthsohaMebei^ 
sittlichen,  geistigen,  religiösen  Interessen,  namentlich  soweit  dsbei 
G emei nbedUrfnisse,  örtliche  und  zeitliche,  mitunter  auch  gesell- 
schartliche  (§.  141  —  144j,  ins  Spiel  kommen.  Das  Ziel  des  mo- 
dernen Culturstaats  der  europäischen  Civilisation  wird  dabei 
sein  mlissen:  möglichst  nur  die  allgemeinen  Bedingungen 
Air  die  £ntwicklang  des  selbstthfttigen  Indiyiduams  Seitens  des 
Staats  zu  erftlllen  und  dadurch  unter  Erhaltung  der „Elgenthllmliehkeit 
der  Kraft  und  der  Bildung^' ^)  des  EInxelnen  einen  Immer  grösseres 
Theil  der  Bevölkerung  zam  Mitgennss  an  den  Cultnrgllteril 
zu  erheben.  Die  Beschränkung,  welche  sich  der  Staat  hier- 
nach auferlegen  soll,  lässt  siib  aber  freilich  nur  als  ideales  Ziel 
bezeichnen,  im  wirklichen  Leben  nicht  immer  festhalten.  Jede 
Staatsthütigkeit  soll  aber  bei  uns  darauf  hinausgehen,  es  immer 
mehr  zu  ermöglichen,  dass  der  Staat  sich  derartig  beschränken  könM. 


Die  Leistungen  des  Staats  sind  hier  dann  doppelter  Art: 


1)  sie  fbrdem  indlrect  die  genannten  Interessen,  Indem 


Hindernisse  beseitigen  oder  beseitigen  helfen,  welche  die  Kim 

andrer  betheiligter  Wirthschaftcn  übersteigen,  z.  B.  Wasserbantcfl, 
Strassenanlagen ,  um  eine  Gegend  bebiedluugsfäbig  zu  macbeo, 
sanitäre  Vorkehrungen. 


2)  Die  Leistungen  des  Staats  bestehen  femer  in  der  Her-| 
stellang  yon  Einrichtungen  und  Anstalten,  welche  roi 
den  Staatsangehörigen  unter  bestimmten  Bedingungen  nnmitteibti! 


*)  W.  V.  üumbolüt's  Satz,  den  Miil  zum  Motto  fur  seioe  ,4iberty"  bmkUJ 
Itnii  hier  mch  Ton  dner  rnndena  StaMMofl^ung  aas  alt  Leitstern  djenee: 
vorauf  die  ganze  OrBase  dee  UenscIieD  zaict/.t  ))'Tuht,  wonu  Ii  der  einzelne  Men^b 
ewig  ringen  muss  und  was  der,  welcher  auf  Meux  lien  wirken  will,  nie  ans  d  -n  Aui-es 
Terlieren  darf,  int  Eigeuthtimlichkeit  der  Kraft  und  der  Bildung".  Ceb<r 
die  PormoUrattg:  des  PriBcipB  für  die  OreBzen  der  8tMlitfaatiskeit  bei  Alnü. 
Naturrecht  IL,  286  IT.,  auch  61  ff.,  s.  o.  Vorbea.  10  diesem  Kapitel  S.  292.  Dfc 
P'onniilirnn?  im  Texte  ruhrt  aus  einer  Zeit  her,  wo  ich  ron  Ahrena'  FonDolimf 
noch  keine  Einsicht  genommon. 


•)  &  0.  3.  Kap.  HaaptabeÄB.  6,  §.  94  n.  ff.  S.  1S4  ff.  SchmoUorli  bsneb* 
tigter  Standpnnct  in  s.  Sendschreiben  an  H.  t.  TieÜMhke. 
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zur  BedürfnissbefriediguDg  benutzt  werden  können,  z.  B.  Schulen, 
Verkehreanstalten.  ^) 

Die  Gesammtheit  dieser  Leistungen  zur  Verwirklicbung  dicBes 
zweiten  Staatsswecks  steht  an  niiiTeraaier  Bedeotaog  den  LeistnngeD 
in  Gebiete  des  ersten  Zwecks  nach,  schwankt  anch,  zeitlich  nnd 
linmlieh  Torglichen,  im  geschichtlichen  Staate  st&rker  als  letztere 
Leütongen.  Ansitze  selbst  zo  allen  einzelnen  Hanptkategorieen 
pflegen  sieb  aber  schon  in  sehr  primitiven  Vci  liültuissen  des  Volks- 
lebens und  der  staatlichen  Verbindung  zu  finden.  Und  der  Staat 
fortschreitender  cult  u  rfähiger  Völker,  so  namentlich  der 
modernen,  hört  immer  mehr  auf,  einseitig  Rechtsstaat,  im  Sinne 
der  mögliciist  alleinigen  Verwirklichung  des  Rechts-  und  Macht- 
iweeiu),  sn  sein  nnd  wird  immer  mehr  Cnitnr-  nnd  Wohlfahrts- 
itial^  in  dem  Sinne,  dasir  gerade  seine  Leistungen  anf  dem  Gebiete 
im  Cttkop-  nnd  Wohlfahrtsswecks  sieh  bestilndig  mehr  ausdehnen 
lod  einte  reicheren  nnd  manni^^talti^^eren  Inhalt  gewinnen  (§.  175). 
Aoeh  die  naturwissenschaftlichen  und  productionstech- 
nf leben  Fortschritte,  z.  B.  in  Hetret!*  der  erlangten  Kenntniss 
<ier  allgemeinen  Bedingungen  der  öfi'entlichen  Gesundheit,  tragen 
dazu  mächtig  bei..  Dadurch  erlangt  der  Staat  jenen  „commu- 
nistischen"  Character,  wdoher  ihm  noch  vor  den  übrigen 
tottinwirthschaften  besonders  zu  eigen  ist  (§.  158),  in  immer 
•nageprilgterer  Form. 

§.  169.  DieStaatsleistnngen  znr  Dnrchf flhrnng  des  Gnltnr-  nnd 
Wofalfahrtszwecks  bilden  im  entwickelten  Staate  das  grosse  Gebiet  der 
inneren  V^erwaltuug  (i.  w.  S.).  Einzelne  hierher  gehörige  ThUtig- 
keiteu  iastien  sich  von  Thätigkeiten  zur  Verwirklichung  des  Rechts- 
iwecks  nicht  immer  trennen,  so  mannigfach  im  Gebiete  der  Polizei 
(Gesundheits-,  Wirthschaftspolizei  u.a.m.)  und  der  im  engeren  Sinne 
Mg.  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  (wirthscbafitiiche  Becbts- 
onboDg  oberfaani>t,  Agrargesetzgebung,  Gewerbeordnnng,  Handels- 
peKtik  n.  s.  w.>  Ein  absolutes  Princip  fttr  die  Eintheilnng  der 
Uiitangen  des  Staats  anf  dem  Cnlturgebiet  giebt  es  nicht.  Weebsel 
•ich  Zeit  und  Ort  ist  naturgemäss.  Eben  deshalb  gehören  auch 
m  den  modernen  Coltarstaaten  die  einzelnen  Leistungen  oft  zu 

^  Die  „allgemeinen  Bediogangen'*  für  die  Kutwicklung  der  Persönlichkeit  werden 
in  Qtaiei  nakr  dmeli  die  entoAit  der  SttatrieiitaBgen  geschaffen.  Aber  aach  riele 
Löstunjen  zweiter  Art  Verstössen  nicht  gegen  dieses  Princip  ftir  die  Beschränkung 
tier  Staatsthätigkeit    Ahrens'  Unterscheidung  zwiscbua  Bedingung  und  Causalität 
Vorbem.  S.  292)  berührt  sich  mit  derjenigen  im  Texte,  fällt  aber  nicht  ganz 
^  mtaaeo. 

A.  Wif  «er,  Umadlefang.  t.  AirfL  2U 
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verschiedenen  Verwaltungsabtheilungen  (Ministerien  mit  verschie- 
denen Ressorts).  Die  Eintheilung  in  folgende  drei  Haiiptgruppen 
entspricht  im  Ganzen  den  modernen  Verhältnissen  Mitteleuropas:') 
1)  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne,  mit  den  Thätig- 
kehen  der  amtlichen  Statistik,  des  öffentlichen  Gesundheitswesens, 
des  HilfB-  und  Annenwesens  v.  s.  w.,  in  den  Ministerien  d« 
II  Inneren",  der  Polisei. 

*  9)  Volkswirthsehaftliohe  Verwaltung  im  engerenl^miei 
mit  der  Handhabung  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  — 
deren  Feststellung  zum  Rechtszwecke  gehört,  —  mit  der  gänz- 
licben  oder  tlieilweisen  IJebernahme  gewisser  allgemeiner,  die 
ganze  Volkswirthschat't  angehenden  Angelegenheiten  auf  <ien  Staat: 
„Verkehrswesen*'  (Maass  und  Gewicht,  Münzci  Banken,  Ver- 
siehemngs-,  Communications-  and  Transportwesen),  endlich  mit  der 
„ Volkswirthsehaftspflege''  im  Qebiete  der  priyatwirtksebsA- 
Heben  Thitigkeit  (Aekerban,  Gewerbe,  Handel)i  —  in  des 
Mbisterien  des  „Inneren^',  der  „Volkswirtbsehaft'S  d«; 
,,Handel8,  der  Gewerbe  und  Öffentlichen  Bauten"|  der 
„Land  wirth  Schaft". 

3)  Verwaltung    des    Unterrichts-    und  Bildungs- 
Wesens,  sowie  des  öffentlichen  Cultas.   £s  handelt  sich  hier 
öfters  um  gesellschafUiche  GemeinbedQrfnisse,  wo  dem  Staat  mehr 
nor  die  Regelung  der  Thätigkeiten  der  betreffenden  andren  Oe-; 
meinwirthsehaften  als  die  direete  Uebrnnahme  sofUllt   In  der; 
Hauptsaehe  geboren  die  bezflgiieben  Staatstiifttigkeiten  su  den 
Unterriebts- und  Cnltusministerinm  mit  seinem  llbMeD| 
Ressort  in  den  modernen  Staaten.    Einzelne  Thätigkeiten  sind  aber 
öfters  auch  andren  Ministerien  Ubertragen |  z,  B.  bestimmte  Arteo  | 
Fachschulen.^) 

II.  ~  170,  Die  Durchftlhrungsmittel  der  Staat«- 
tbätigkeit  Den  unmittelbaren  Thätigkeiten  zur  Durchfflhriu; 
der  beiden  organiseben  Staatssweoke  stehen  di^enigen  Thitagkeilsi  i 
gegenttberi  welebe  hierbei  als  DurohfübrnngsmiUel  dineB:! 
dnmal  die  Oentralleitung  oder  oberste  Handhahnng  der 
Staatsgewalt,  sodann  die  Finanzyerwaltnng  mit  de« 
Staatshaushalte. 


')  Vergl.  auch  L.  St  ein 's  Verwaltungrslehre  und  Handb.  besondeis  S.  14«  t 
Ahrens,  Natarrecht  IL,  2!»7  if.,  blO  ff.   Meine  Fin.  2.  A.  IL  §.  32. 

*1  Ueber  d.  fiaanz.  Seit»  d.  «iiizeliMa  Zweig«  a.  meiae  Fla.  2,  A.  L,  li^  1 
Kap.  3  (fin.  Bedarf),  ancli  passim  B.  2  Kap.  2  (Priratenrerb)  a.  IL,  Kap.  I  {OfMami 
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,  CcntfftUeUann;.   FinanzviithschafL  ^7 

A.  Die  Centraileitung  fällt  der  Keiricrung,  welche  als 
das  Rechts-  und  WirUiflchaftasabject  der  (Uaatiicüen  Zwangsgemein- 
wirthsebafl  fungirt,  zn,  unter  eventueller  verflusiiiigsiiiilisiger  Tbeil- 
nähme  der  Volksvertretung,  insbesondre  an  der  Gtosetzgebnng  nnd 
Omtrole.  In  der  Centnüleitnng  vereinigt  sich  der  Rechts-  nnd 
Cnkorsweek  des  Staats  volktiindig. 

B.  Zar  Henrtellniii;  der  von  ihm  verlangten,  der  Centralleitung 
uüd  der  Durchführung  der  heiden  ori^anischen  htaatszwecke  dienen- 
den Staatsthiitigkeiten  muss  der  Staat  eine  eigene  Productions- 
oder  Erwerbswirthschaft  führen  (§.  69),  welche  ihm  die  für 
jene  Zwecke  und  Thätigkeiten  nothwendigen  wirthschaftlichen 
Güter,  insbesondere  SacbgUter,  zur  Verfügung  stellt  Diese  Wirth- 
aehsit  heisst  Finanswirthsehaft  oder  Staatsbanshalt  nnd 
wbd  von  der  Finansrerwaltnng  geführt.  K&heres  ttber  sie 
gehört  in  die  specidle  Lehre  von  ihr,  in  die  Finanzwissen- 
sehaft.*) Hier  muss  nur  das  Verhältniss  der  Finanz- 
wirthschaft  zu  dem  selbst  wieder  als  Wirthschaf tsart 
aufgefassten  Staate  richtig  verstanden  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  sind,  wie  in  §.  (U)  bei  den  Privatwirthschalteii ,  in  der 
staatlichen  Gesaromtwirthschaft  verschiedene  Abtheilnngen 
vk  imterscheiden,  welche  in  vieler  Hinsieht  wieder  die  Natnr  selb- 
ständiger Wirthschaften  annehmen. 

1)  Der  Staat  in  seiner  eigentlichen  Function,  d.  h. 
m  der  Handhabung  der  Staatsgewalt  und  in  der  Ausflihrnng  der 
Staatazwecke  mittelst  der  bezüglichen  Leistungen  begriffen,  ist  in 
HUcksiclit  auf  die  Herstellung  dieser  Leistungen  Pro- 
dnctionswirth Schaft.  Die  Mittel,  welche  er  dazu  verwendet, 
werden,  —  soweit  es  sich  nicht  um  gewisse  persönliche,  theils 
zwangsweise  reqnurirte  (Heer),  theils  unentgeltlich  erlangte  (Ehren- 
dienst) Dienstleistungen  handelt, —  von  der  Finanzverwaltnng 
beschafft,  sind  sachliche  Mittel  (Saehgttter,  Geld),  erscheinen  in 
der  Finanzwirthschaft  als  Ausgaben,  in  der  von  ihr  getrennt 
gedachten  Staatsverwaltung  als  Einnahmen,  bes.  Eingänge 
und  wieder  als  Ausgaben  zur  Herstellung  der  StaatsthUtigkeiten 
oder  als  deren  Productionskosten.  Dies  tritt  deutlich  in  dem 
Begriff  der  Dotation  der  einzelnen  Verwaltungsabtheilungen 
hervor,  daher  auch  in  den  Specialrechnungen  der  letzteren.  Der 

»)  Ran -Wagner,  Fin.  I..  §.  1  II.,  ij.  44.,  2.  A.  §.  5,  7  — 11,  U-  1.  B.  1.  Jüip. 
^"j  S.  auch  oben  Ujibscim.  1,  ^.  löl,  Äum.  2, 
**)  FiB.  I,  (2.  A.)  §.  1  If. 

20* 
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Staat  in  seiner  eigentlichen  Function  ist  mithin  auch  Ansgabewirth- 
schalt,  mit  Rücksicht  auf  die  Verwendung  der  ihm  vuu  der 
Finanz  Verwaltung  Überwiesenen  Mittel  zur  Herstellung  seiner 
Leistungen. 

2)  Der  Staat  als  Ganzes  und  zwar  als  Wirthschafts- 
Ganses  betraehteti  in  welcher  Eigenaehaft  er  auch  die  Fintnx- 
verwaltnng  in  aicli  begreift,  ist  aber  noch  in  einem  aweiten  Sinne 
Prodnctions-  oder  Erwerbswirthschaft,  weii  er  dordi  sdne 
Wirtbscbaftsabtlieilnng ,  die  Flnanzwurtbsobaft,  Ollter  fOr  die  Ver- 
wendung zu  seinen  eigentlichen  8taatszwecken  erwirbt. 

3)  Die  vom  Staate  getrennt   gedachte  Finanzwirth- 
schaft  hat  endlich  ebenfalls  wieder  die  beiden  Abtheilungen:  die 
Erwerb 8 wirthschalt,  soweit  Güter  eingehen,  die  Ausgabe- ^ 
wirthschafty  soweit  Q Itter  iiir  Staatsswecke  und  Leistungen  aus 
gehen.  Die  Gestaltung  der  Ausgabewirthsebai't  hängt  natllriich 
von  letzteren  Leistungen  ab  nnd  ist  deshalb  das  finanzielle  Spiegel-  i 
bild  der  Prodnetlonswirthschaft  des  Staats  in  dem  ersten  (unter  1 
festgestellten)  Begriff:  das  System   der  Staatsleistnngen  wiid 
zugleich  zum  System  der  Ausgabewirthschait  oder  des  Finaoz- 
bedarfs. 

3.  Hanptabsehnitt 

1>UK  Oefiiet/.  «1er  waohMciKU'ii  AiiHilehnimi^  der 
öffeiitliclieii,  bez.  der  6»taatMtliällgkeit«ii. 

Vergl.  Srhäfflc.  Syst.  2.  Aafl.  §.  2->l,  222,  178,  180,  welcher  jedoch  mehr- 
fach die  abnehmend'-  T>'iuieu/  der  Staatäthätigkeit  in  der  Sph&re  des  priratwiitluduft- 
licheu  llrwurbt»  noch  cUaä  zu  bUik  betont. 

Vom  finanziellen  Qesichtspnncte  ans  ist  die  Encheinong  seit  I&ngerer  SSeit  a%t • 

meiner  beachtet  und  hier  au(  h  frapi)ant  g^eniig  und  ziHerm.'isvit;  zu  belegen.  Man  hu 
daher,  wie  ich  sellist  es  fniher  gctlian,  ein  Gesetz  des  wachsenden  Siaatsbe- 
darfs  bei  fortschreitenden  Völkern  aufgestellt.  Dies  ist  jedoch  nur  die  finanzielle 
Forinulirung  des  allgemeineren  (iesetzes  der  Ausdehnung  der  Staatsthitigkeiten.  Letztem 
ist  die  Ursache,  jenes  die  Wirkuuj?.  S.  ümpfenbach,  Finanzwiss..  Erl  lS5t*. 
i,  25,  meine  Ordn.  d.  Osterr.  Staatshaushalts,  W  ien  1863,  S.  2  tt.,  wo  die  im  Texte 
aufgestellte  Theorie  bereits  im  Kern  vollständig  gegeben  ist,  mein  Art  Staatsbaashalt 
in  Kentsch'  HjUldwörterb. ,  Kau- Wagner,  Fin.  I.,  §.  1  Anm.  a-,  2.  A-  L  §.  56. 
Schul  oller  vens  ahrt  sich  gegen  d.  Aut'>t«  lliiiig  t  iiies  solchen  tinanz.  Entwick!  gesetz«. 
ohne  iodeüseu  etwas  Sachliches  dagegegeu  vorzubringen  (.Jahrb.  d. D. Boichs  Ibll  S.  llü> 

V.  Maugoldt  verwechselt  diese  rerschiedeoen  Abthellimgen  oder  Seiten, 
welche  der  Staat  als  Wirthschaft  hal,  Venn  er  die  Flnansvisseuchaft  nenat:  die 

Lehre  von  der  Proiltiction  der  öffentlichen  Dienstleistungen  i Staatswörterb.  XI,  IIS. 
Da!S  ist  die  Verwaltungsiehre,  wahrend  die  Finanz  Wissenschaft  die  Lehre  voo 
Ucschaliung  und  Verwendung  der  sachlichen  Mittel  lai  die  Zwecke  dieser  Verwaltuas 
oder  dieser  ProdactioA  der  Oifentiicben  PiensttoiftiingeD  Ist   Kaa-WacAOi't  ^ 
5,  2.  A.  §.  6. 
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Vergl.  die  Daten  für  Oesterreich  in  meiner  Ordn.  d.  Osterr.  ^utdunuhalt», 

ptss..  r.  Czörnig,  Osterr.  Bodg.  rergl.  mit  demjenigen  anderer  enrop.  Staaten  U., 
555,  femer  die  Daten  in  verschiedenen  Jahrgängen  des  (ioth.  Alinanaohs.  —  Eine 
am  fassende  Verarbeitang  des  Materials  znr  rergleicbendon  Finauzstatistik 
(rioaUche  und  zeitliche -Veiflelelie)  feUt  leider,  wire  »ber  ein  groases  Bedorfhim 
Irschirert  wird  eine  solche  Arbeit  durch  die  Verschiedenheit  der  Ressorts 
der  einzelnen  Vorwaltnn^abtheilangen  (Ministerion")  in  den  ver3chi'  <len  r-n  Staaten 
und  durch  die  Veränderungen,  welche  auch  in  einem  und  de msel ben  Staate 
im  Lauf  der  Zeit  mitunter  in  den  Bessorts  rorgehen.  Bei  rftomlichen  und  zeitUcben 
Vergleichen  muss  daher  besondre  Vorsicht  angewandt  «reiden.  Oft  sind  selir  detaillirte 
Vorarbeiten,  bei  welchen  die  Ausgabeposten  der  Ministerien  and  grösseren  Ministerial- 
dcpartemeots  in  ihre  einzelnen  Bestandtheilu  aufgclO:it  werduu,  uöthig.  —  Dass  keines- 
w«gt  etvn  nnr,  wie  eft  behanptet  wird,  die  Ausgaben  für  Heer  ond  Flotte  nnd 
fikr  die  Stnat^schuld  in  den  letzten  Jahrzehnten  gestiegen  sind,  sondern  auch  und 
in  einzelnen  Fällen  relativ  noch  starker  diej.  für  die  wichtigsten  sonstigen  Gebiete  der 
(^friedlichen",  „productiven'')  Staatsthätigkeit,  ergiebt  jede  unbefangene  genauere  Dntor- 
sadniBg.  So  stieg  z.B.  inPrenssen  <for  Jnstiz^tnt  von  1850— 67 (alte Provinzen) 
JOD  9.04  auf  12.64,  der  Unterrichts-  und  Cullus6tat  von  3.37  auf  5.17,  der 
Etat  dtiA  Inneren  von  auf  r).i*r>.  frei!i<  h  aber  derjenige  des  Krieg sminist-Tiums 
von  25.2  auf  44.1  Miil.  Thaler,  1  luauzsutiat  Preussens  für  1860  —  60  im  3.  B.  d. 
Jahrb.  d.  amtl.  Statist  (1669).  Dann  Blenclt  in  d.  Zeitschr.  d.  Statist.  Bnr.  1871 
S.  156  (V'ersrleirh  der  Ausgabegruppen  1S41>.  .55,  67,  61»\  Der  preuss.  Staatshaush.- 
etat  V.  1670  D.  Ih7b  7'J  ergiebt  f.  Min.  d.  Just.  51.57  u.  »)M.46.  d.  Inneren  25.37  u. 
36.bl,  d.  Cuh.  u.  Uuterr.  ib.'ü  u.  45.90,  d.  Handels  2b.l5  u.  19.91  (Abnahme  wegen 
Debertrag.  d.  Staatscbansseen  an  d.  Provinzen),  d.  Landwirthscli.  7.16  n.  10.48  Mill.  M. 
In  Baiern  betrug  die  Ausgabe  für  Justiz  etc.  1SI9/51  i.  J.  H.0[.  1872/73  jähr).  B/il, 
für  das  Innere  (incl.  Sichcrbeif-.jJolizei)  bez.  1.75  und  9.40.  lar  Dnterricht  und 
Caltns  und  7.95  Mill.  Fl.    i^Üie  Kcsj-ortverschiebungeii  gestatten  nur  einen 

approximativen  Vergleich.)  Der  Etat  v.  1869  u.  Ib79  zeigt:  Just.  8.47.  n.  11,86, 
Inneres  9.84  u.  17.70.  Cult.  u.  Unterr.  8.20  u.  19.Ss.  Hi,.r.  wi.-  in  Preti>sen  u.  and. 
deutschen  Staaten  ISTl  tt.  besond.  starke  Steigerung,  jetzt  wieder  mehr  Stabilität  — 
Ebenso  zeigt  ein  Vergleich  mit  Grossbritannien,  Kord- America,  der  Schweiz, 
daas  nieht  nur  in  den  contineotalen  Milit&rmonarchieen  und  bureaukrati^clien  Staaten, 
Tie  man  gleichfalls  gern  behaupten  li^'irt,  ein«-  strirk*'  Zunahme  aller,  der  Kriegs- 
ond  Friedeusausgabcn,  erfolgt  ist,  sondern  dass  allgemein  auf  fast  allen  Uebieten  eine 
Zunahme  der  Staatsthätigkeiten  eintrat  Die  Verminderung  des  Oeldwertbs, 
»'Iche  allerdings  zur  Erhöhung  der  Ausgaben  für  dieselben  Thätigleiten  fast 
überall  mit  führte,  erklärt  die  Steigerung  des  Bedarfs  doch  nur  zum  Thcil.  In  Gross - 
britannieu  z.  B.  betrugen  die  S taatsausgabeu  fur  Rechtspflege,  Polizei 
etc.  1847/48  1.02,  1861/62  2.66,  1878/74  4.85,  1876/77  5.08,  ftr  Unterriclit, 
Wi-isen»chaft,  Kunst  bez.  0.35,  1.36,  2.48  n.  8.58  Hill.  Pfd.  St 

Zum  TLeil  noch  schärfer  tritt  die  Ausdehnung  der  öfTentl.  Thäfiirk.Mfen  bes.  neuer- 
dings in  Deutschland  in  der  Steigerung  des  Co  mm  unalbudget»  uud  der  Gommuual- 
steiern  finanzstatistisch  hervor.  Vgl  für  Premsen  die  Zasammenateilnngen  von 
BlencV  in  d.  ZUchr.  d.  preu>s.  stat  Bur.  1871,  S.  160  über  -  Beiträge  aller  Art 
m  Prorinzial-,  Kreis-,  örtlichen  Gemeinde-.  Pfarr-  und  Schul/*'N  k,.n  1S49  —  67.  In 
diesen  18  Jahren  stiegen  die  directen  Staats»-  und  :die  Mahl-  uud  Schlachtäteuer 
fon  23^$  Mf  36.24,  die  Loca labgaben  (Provinzial-,  Kreis-,  Gemeinde«)  von  16  anf 
46  MüLTUr.,  von  1S57  —  67  allein  jene  um  30,  diese  um  61°/o-  l^>e  Localsteucm 
betrugen  von  den  dH  e(  ten  Staats  steuern  1849  71.59,  1S67  126.95"/o,  auf  den  Kopf 
Uamalä  29  Sxr.  6  Pf.,  Ib67  70  Sgr.  5  Pf.,  die  Staatssteuern  bez.  41  Sgr.  2  Pf.  uud 
55  Sgr.  6.  Pf ,  jene  waien  also  aboolnt  nnd  relativ  bedentend  starker  gestiegen,  üeber 
d.  (iemeiudeabgabea  in  Preussen  s.  Herrfurth,  in  Engels  Statist  Zbchr.  1878 
^.  1.  ff.  Hier  wie  überall  bes.  in  den  grösseren  Städten  grösste  Zunahme.  1868, 
1^69  u.  1876  Summe  d.  üem.bteueru  in  Berlin  3.28,  10.21,  19.99  Mill.  M.  odor 
f.  Kopf  8.1  S,  18.98,  20.67  M.  In  82  einen  selbetiad.  Stadtkreis  bildenden  grösseren 
Städten  (incl  Berlin)  bez.  9.09,  26.79  u.  49.06  Mill.  M.  od.  r  p.  Kopf  7.15,  10.56  u. 
15.40  M.  (eb.  S.  21'.  -  Aebnlich  in  Baiern,  z.  B.  im  ict/toii  Jahrzehnt  ausserord. 
Zanahme  der  Verwendungen  der  Selbstverwaltkörper  fUr  Schulwesen.  —  Alle  weiteren 
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Fortschritte  auf  der  Bahn  der  DecentTalisatiou  der  Vervaltanf  ud  der 
S  (5 1  b 8 1 r e p i  e rn  n g ,  wie  sie  durch  die  Kreis-  und  Provinzialordnung  gemacht  irerden. 
bewükou  eine  Weiterbeweguug  in  der  eben  augedeutettta  iüchtung,  d.  b.  eine  fielloicht 
noch  grrAssere  Zunahme  der  Gemeinde-,  IMs*  md  PMvinxtaltbUigfcelt  •]•  der  diiwlm 
Stutethätigkeit,  aber  andeneiti  im  Gemen  eine  imißcr  stlxfcere  Zonahme  der 
i;emein-,  besondexe  der  zvengigemeinvirthichaftlicheB  Sphlie. 

I.  —  §.  171.  Gescbicbtliche  (zeitliche)  und  räumliche, 
verschiedene  Länder  umtassende  Vergleiche  zeigen,  dass  bei  fort- 
schreitenden Culturvölkern  regelmässig  eine  Ansdehnong  der 
Staatsthätigkeiten  und  der  gesammten  öffentlicheiii  dureli  die 
SelbstverwaltODgsk^^rper  neben  dem  Staate  ansgeftthrten  1111% 
ketten  erfolgt.  Dies  offenbart  sich  in  extenslTer  nnd  inten- 
Biver  Hfosiebt:  der  Staat  nnd  diese  KOrper  Ubemebmen  immer 
mehr  Thätigkeiten  und  sie  fuhren  die  alten  und  neuen  Thätig- 
keiten  immer  vollkommener  aus.  Es  werden  auf  diese  Weise 
iimner  mehr  wirthscbaftliche  Bedürfnisse  der  Bevölkerung,  nament- 
lich Gemein  bedtlrfnisse,  zugleich  stets  besser  durch  den  Staat 
und  jene  Körper  befriedigt  Der  deutliche  Beweis  dafttr  liegt 
ziffermässig  in  der  Steigerung  des  finanziellen  Staats^  nnd  Oommmuil' 
bedarfs  vor. 

Der  Staat  speciell,  als  Wirtbscbait  znr  FUrsorge  fllr  gewisw 
Bedfirftiisse  anfgefasst^  wird  dabei  absolut  immer  wichtiger 

ftlr  die  Volkswirthschart  und  für  die  Einzelnen.  Aber  auch 
seine  relative  Bedeutung  steigt,  d.  h.  eine  immer  grössere 
und  wichtigere  Quote  der  Gesammtbedürfnisse  eines  fortschrei- 
tenden Culturvolks  wird  durch  den  «Staat  statt  durch  andre  Gemein- 
nnd  Privatwirthschaften  befriedigt,  —  ein  Satz,  der  nur  den  abrig^ea 
Zwangsgemeinwirthscbaften  (Gemeinde,  Kreis,  Provins)  gegenüber 
in  Folge  der  Deoentralisation  der  Olfontücben  Verwaltung  ond  der 
Organisation  der  Selbstverwaltung  mehrfach  eine  wirkliche,  sooft 
meist  nur  scheinbare  Ausnahmen  erleidet.  Fasst  man  aber  den 
Staat  mit  diesen  anderen,  seine  ThUtigkeit  ergänzenden  Zwaügir 
gemeinwirthscbaftcn  zusammen,  was  für  mancherlei  Zwecke  noth- 
wendig  ist,  so  ergiebt  sich  auch  eine  Zun  ahme  der  gesammten 
zwangsgemein wirthschai'tliohen  oder  „Of i'entlichen'S 
besonders  der  staatlichen  und  communalen,  auf  Kosten 
der  fibrigen  gemein-  nnd  priyatwirtbschaftlichen  Thfttigkeit,  mithis 
eine  Steigerung  des  „communistisohen'' Gharacters  der 
ganzen  Volkswirthschaft^) 


S.  auch  Koscher,  I,  §.  S4.  Und  oben  §.  109a. 
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Die  typiaolie  £mbeit  des  WirtbaclutftBlebeDBy  die  Familie,  be- 
friedigt also  waehsend  einen  grosseren  Theil  ihrer 
Bedarfnieee  nieht  mehr  naeh  dem  priyatwirthsohaft- 
liehen  Prineip  der  speciellen,  sondern  naeh  dem 
^emeinwirthschaftliehen,  mehr  oder  weniger  ,,commu- 
üistischen"  Prineip  der  generellen  Entgeltlichkeit 
von  Leistung  und  Gegenleistung.*)  Oder  m.  a.  W.  eine 
grössere  Quote  der  Ausgaben  des  Familienbudgets 
entiäiit  auf  Steuern,  besonders  an  Gemeinde  und  Staat, 
aneh  anf  Gebtthr.en  an  sie,  auf  Beiträge  an  freie  Ge- 
meinwirthsohaften,  Vereine  n.  s.  w. 

Die  Ausdehnung  der  tf£fenüiehen  Thatigkeiten  zeigt  sieh'  auf 
den  €kbielen  beider  Staatssweeke,  im  Grossen  und  Ganzen  gleich- 
massig.  Productionstechnische  Gründe  führen  dabei  immer 
mehr  zu  einer  gesteigerten  Thätigkeit  des  Staats,  der  Gemeinde 
ti.  8.  w.  selbst  in  der  Sphäre  der  materiellen  und  der  indivi- 
daalbedUrfnisse  (§.  146  und  152.).') 

Die  inneren  Gründe  für  diese  Ausdehnung  der  Staats-  und 
der  zwaogsgemeinwirthsohatUichen  oder  „Offentliehen''  Thätigkeiten 
iberhanpt  lassen  sieh  sum  Theil  ans  dem  erfahrungsmftssig 
feststehenden  Wesen  des  Staats,  der  Gemeinde  bei  fortsehrei- 
fenden  GulturyOlkern  (a  priori)  ableiten,  zum  Theil  ergeben 
sie  sich  inductiv  aus  den  einzelnen  Thatsachen,  in  welchen 
die  Ausdehnung  jener  Thätigkeiten  hervortritt.  Ihre  Kenntnis»  be- 
»erechtigt  uns,  von  einem  (volkswirthschaftliehen)  Gesetze  der 
wachsenden  Ausdehnung  der  öffentlichen  und  s])ccicll 
der  Staatstbätigkeiten  za  sprecheni  ein  Gesetz,  welches  fUr 
die  Finanzwirthscbaft  als  Gesetz  des  waehsenden  öffent- 
liehen  Finanzbedarfs  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs* 
kttrper  tu  formuliren  ist 

Hand  in  Hand  mit  der  Entwicklung ,  welche  dieses  Gesetz 
veranäcbattlichty  geht  in  der  Volkswirthschait  und  dann  wieder 

^)  Es  ergiebt  sich  auch  hieraus  wieder,  vria  ungi^nügcnd  die  Taust  Inv er th- 
^hätZQDg  ist  Letztcrc  ist  in  sehr  vielen  Fallen  in  «Irr  Tliat  keine  stety  nothwendip  vor- 
kommoade,  sondern  eine  bis  toris che  Erscheinung,  an  deren  Steile  in  einer  anderen 
G«8tadtiiner der YotkswirfhBchaft  die  Gebrauchs irerdi-  and  Kosten irertbsch&tzang  tritt, 
lo  welchem  Umfange,  —  das  ist  nur  durch  die  spätere  E  r f a Ii r u  n  ir  s  I h s  t  zu 
beantworten.  J  ed e  Erweiterung  des  gemein-,  besonders  zwaDirsgemcinwirthschaft- 
licheu  Systems  verengt  aber  die  Sphäre  der  Tausch werthschätzuug.  S.  jetzt  oben 
in  §.  35  metaie  AuWmi.  d.  Warfhi,  nsch  Bodbertvs'  Vorgang. 

*)  Gas-  und  W a s s e r anlagen  der  St&dte  u.  s.  w.  «Jcrado  in  solrhen  Beispielen 
icigt  sich,  dass  das  Ahrens'sche  Prineip  der  rcststellung  der  Staatsthätij,deit  aach 
für  unsere  heutigen  Culturstaaten  nicht  ausreicht,  s.  Yorbem.  zu  Kap.  4  S.  2'.)2. 
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speciell  im  Staate  eine  gewisse  centralifl tische  Richtung.  Diese 
ist  bis  za  einem  bestimmten  Grade  nnvermeidlich  nnd  berechtigt, 
erst  darüber  hinaiu  wird  sie  bedenklich,  ist  aber  aaeh  Aber  ein 
solches  riohtiges  Maass  hinaos  nicht  dnrch  die  an  nnd  für  sieh 
richtige  Aosdehnang  des  swangsgemeinwirthsehafttichen  Systomi 
geboten.  Insofern  gilt  es,  dnrch Decentralisation,  namentheli 
in  der  Richtung  vom  Staate  zu  den  kleineren  räumliehen  Zwangs- 
gemeiuwirthschaften  bis  zu  den  Gemeinden  hin,  und  durch  Selbst- 
regierung und  Ehrenamtssystem,  femer  durch  ErleichteniDg 
and  Begünstigung  der  freien  Gemeinwirthscbaften,  des  Yereins- 
wesensy  der  Veranstaltangen  des  earitativen  Systems  n.  s.  w.  hier 
gewissen  Gefahren  möglichst  zu  steuern.  Die  gemeinwirth- 
Schaft  liehe  Bedflrftiissbefriedignng  bleibt  dabd  aber  meist  bestehsi 
and  nimmt  nar  mannigfaltigere  Formen  an.  Im  Folgendes 
wird  die  Ausdehnung  der  öffentlichen  Thätigkeiten  speciell  benn 
Staate  näher  verfolj^t.  Die  Ergänzung  in  Bezug  auf  die  anderen 
öffentlichen  Körper,  besonders  die  Gemeinde,  ersieht  sich  leicht.*) 

n.  —  §.  172.  Die  Ausdehnung  der  Staatsleistungen 
auf  dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks  zeigt  sich 
einmal  in  der  Ersetzung  andrer  Thätigkeiten  dnrch  dicjenigei 
des  Staats,  sodann  .in  Tcrmehrter  Staatsthätigkeit  weges 
neuer  Bedürfnisse  (§.  173).  Im  wachsenden  Finansbedarf  liegt 
die  Wirkung  dieser  Entwioklong  und  der  Beleg  daftlr.  Ihie 
Erklärung  und  Begrttndung  tinden  diese  Vorgänge  anf  folgende 
Weise:  ' 

A.  Ersetzung:  von  Privat-  und  sonstiger  gem ei nwirth- 
schaftlicher  durch  btaats-Thätigkeit  bei  gleichbleiben- 
dem Bedtirfnissstand.  Es  wird  immer  mehr  Princip,  die  . 
bezüglichen  Leistungen  allein  dem  Staate  zu  übertragen  ond  I 
sie  nur  in  einzelnen  Fällen  in  seinem  Auftrage  und  unter 
seiner  obersten  Leitung  und  Controle  von  anderen  Gemein- 
wirthschaften  oder  Einzelnen  ausüben  zu  lassen  (§.  167):  der 
Staat  allein  Webrherr,  Polizeiherr  und  Friedensbewahrer,  Kriegs- 
lierr,  Gerichtsberr  u.  s.  w.  Diese  Entwicklung  erklärt  und  recht- 
lertigt  sich  dadurch,  dass  nach  der  Idee  vom  entv>'iekelten  Staate 
gerade  in  diesen  Leistungen  das  Wesen  des  Staats  liegt  and 
dass  die  gute  Qualität  der  Leistungen  von  ihrer  ausschliess- 
lichen Uebertragung  auf  denStaat  bedingt  erkannt  wird  (§.167).  | 

*)  S.  Uber  d.  CommiuiallebeD  Schäffle,  Soc.  Körper  IV,  203  ff.  Aach  filn&t- 
Bcbli  n.  (Staatsrecht),  B.  8. 
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1)  Die  Uebertragung  von  Staatsau i gaben  aut"  diesem 
Gebiete  an  kleinere  autonome  Organe  (Provinz,  Kreis, 
Gemeinde)  ist  nur  in  beschränktem  Maasse  (Polizei)  zulässig, 
in  den  wichtigsten  Fällen  (Justiz,  Heer)  unterbleibt  sie  durchaus. 
Aber  soweit  sie  auch  mit  Recht  im  Interesse  der  Decentraliaation 
kt  Verwaltong  stattfindet,  bewirkt  sie  doch  nmr  den  Uebergang 
ffmmr  Tbtttigkeiten  von  einer  auf  andre  Zwangsgemeinwirtli- 
•duften.  Eine  EinBchrftnknng  des  gemeinwirtbsehafiliehen  Systems 
in  Ganzen  erfolgt  also  nicht.  Dies  ist  auch  fUr  die  finanzielle 
Seite  der  Decentralisationsfrage  nicht  zu  tibersehen. 

2)  Das  System  ganz  oder  grHsstentheils  unentgeltlicher  Ehren- 
ämter im  lySelfgovernment'^  nimmt  zwar  in  einer  Beziehung 
der  Zwangsgeraelnwirtbschaft  etwas  von  ihren  characteristischen 
Etgenthflmliebkaiten ,  nemlich  in  Betreff  der  Kostendeokang  der 
Lostongea  dieser  Wirthsobaft  mittelst  Stenern  (§.  158).  Aber  dieses 
System  ist  liier  wie  aof  anderen  Gebieten  nnr  einer  begrenzten 
Anwendung  fUhig.  Denn  die  steigenden  Anforderungen  an  die 
Qualität  der  Staatslcistungcn  verlangen  immer  mehr  qualificirte 
Arbeit,  d.  h.  die  Arbeit  berufsmässig  gebildeter  Kräfte,  für  die 
Herstellung  dieser  Leistungen.  Ein  andrer  Theil  der  nothwendigen 
Arbeit  ist  so  mechanischer  Art,  dass  er  wiederum  nur  von 
berufsmässigen,  allein  binlängliob  geübten  Organen  ordentlich  ge< 
leistet  werden  kann  oder  wenigstens  freiwillige  Ehrenamtsdiener 
ttch  dafür  niebt  in  gentigender  Menge  finden.*)  Im  Ehrenamts- 
System  liegt  weiter  eine  an  sieb  sebr  wobl  an  rechtfertigende 
Stenerpr'ägravation  für  die  Ehrenamtsdiener:  %n  den  Geld- 
«teucm  treten  Steuern  in  der  Form  von  Dienstleistungen,  eine 
partielle  Verwirklichung  von  Progressivsteuerprincipien.  ^)  Aber 
p'erade  in  dieser  Wirkung  des  Systems  liegt  auch  wieder  eine 
wesentliche  Schranke  seiner  Anwendbarkeit.  Für  die  v oi k s  wirth- 
schafUiobe  Betrachtung  ist  endlich  nicht  xu  Übersehen,  dass  die 
Ehrsnamtsarbeit  doch  eben  anoh  Kosten  macht') 

Das  neoe  deutsche  System,  freiwillige  Züblagenten  bei  der  Y olkszähluac 
a  iMntm,  Uefait  etnen  neaen  Beleg.  MÜ  kann  tolclie  Personen  wohl  finden  nnd 
l)nDchea  fttr  die  Austragung  und  Einsammhuf  und  für  die  AusflUlnDg  der  Listen 
oder  Karten,  nicht  aber  für  die  Arbeit  des  sogen.  Depouillernctit  n.  s.  w. 

*)  You  den  Yertretem  des  Selfgo?erameot  bat  dies  in  Deutschland  besonders  K. 
Valeker  in  teinen  aUreidien  Sehrabn  mif  Öneist'sdierOniDdtnMliniiang  geltend 
gcueht 

^  Xemlich  stets  dann,  wenn  die  Arbeitszeit  des  Ehrenamtsarbciters  sonst  nicht 
mUch  massig  rerlaufen  ist  War  dies  aber  der  Fall,  so  wird  die  Arbeit  einer 
«olckflB  Penoii  im  Ehvenamtedienit  wenif  wirfh  sein.  ^  üeber  dna  Yerhlltnl«  d. 
atenuDtndieaits  z.  beeold.  Staatsdienerth.  s.  aneli  meine  Pin.  I,  3.  A.  §.  71.  72. 
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§.  178.  —  B.  Anftreten  neuer  BedttrfiiiBie,  welche 
Termebrte  Staatsth&tigkeit  nöthig  maeben,  in  gt^mtm 

Umfange  als  Wegfall  von  solchen  Bedürfnissen  einer  niedrigeren 
Entwicklungsstufe  auf  einer  höheren.  Als  die  nothwendige  Folge 
fortschreitender  Cultur  ist  nicht  selten  gerade  eine  verminderte 
Tkätigkeit  des  Staats  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  zwecks  a 
priori  hingestellt  worden.  Die  in  dieser  ThätiglLeit  mit  enthatoe 
„oiTiliBatorieehe''  Tendenii  ak  Erslehnngimittel  n 
wirkeni  aolle  und  maase  anch  eine  solche  Folge  haben.  Aneh  die 
Erfahrung  ist  aar  Bestfttigung  der  Biohtigkeit  dieser  Annahne 
benutzt  worden:  offene  gewaltsame  Störungen  der  Rechtsordnung 
im  Inneren,  gewaltthiitige  Verbrechen,  nach  Aussen  zu  die  Kriege 
würden  seltener  mit  der  Erhöhung  der  Gesittung.  Diese  Aof- 
lassung  ist  nicht  schlechtweg  falsch,  aber  einseitig  und  zu  opti- 
mistisch, auch  verJLennt  sie  die  wichtigste  Ursache  der  etwaigen 
wirlüichen  Verbesserungen.  Die  entg^engesetste  E^twicklaogs- 
tendens  in  vielen  hierher  gehdrigen  Ersobeinnngen  bleibt  dabei 
gana  nnbeaehtet 

1)  Die  Gestttnng  der  BevOlkernng  and  die  BtOmngen  der  ii- 
iiereu  Rechtsordnung  lassen  sich  durch  die  Cultu rge schichte ' 
und  genauer  und  vollständiger  durch  die  Moral« tatistik,  u.  A. 
namentlich  durch  die  Criminal Statistik  und  die  Statistik  der 
Gi?Uprocesse,  in  ihrer  Entwicklung  verfolgen.  Das  vorliegende 
und  verarbeitete  Material  ist  aber  za  dürftig  und  zu  jong,  am  zu 
sicheren  Seblttssen  hinsiehtlieh  anch  nur  der  wichtigeren  Memente 
der  Gesittnng  an  gelangen.  Die  Beobaebtnngen  der  Mondslatiirtik 
reichen  dasn  schon  deshalb  nicht  ans,  weil  sie  viel  in  kleme  SSsü- 
räume  und  zu  kleine  Theile  der  Welt  umfassen,  abgesehen  davoi» 
dass  sie  doch  nur  einzelne  frappante  Thatsachen  betreffen.  Die 
ursächlichen  Momente,  welche  in  den  Thatsachen  zur  Geltung 
kommen,  bieten  dabei  noch  besondere  Schwierigkeit  illr  die  Be«ot- 
wortung  der  Frage  nach  der  Verbesserung  oder  Verschlecbtemog 
der  Gesittung.  Immerhin  aber  haben  es  cultorhistorische  nnd  moni- 
statistische Untersnehnngen  wahrseheinlioh  gemadit)  was  aaek  a 
priori  zu  vermuthen  war,  dass  z.  B.  die  Verbrechen  mehr  nur  eine 
Formverftnderung  als  eine  wirkliche  Abnahme  oder  voDeod^ 
als  eine  sittlich  weniger  bedenk  Ii  oh  eQualitftt  zeigen:  weniger 
gcwaltthätige,  aber  mehr  feine,  iistigei  tUckische,  geheime  Verbrecbeo.^) 

")  S.  die  Utmarlächon  Nachweise  oben  §.  IIS,  &  1S4,  Ana.  7.  WappaQ^. 
BerAlkenioswtiitiatik,  besoiiden  IL.  416  C,  445,  meine  GflMlnilailsk  U  3»*  ^ 
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%)  Im  Uebrigen  aber  sind  die  etwaigen  gtlnstigeren  £r- 
lebeinaDgeD  im  Gebiete  der  inneren  Recbtsstörungen,  ebenso  wie 
die  grössere  Seltenheit  von  Kriegen  nicht  immer  auf  höhere 
GesittUDg,  also  namenüioh  aaf  sittlicheren  Willen  zurück- 
uHlhreD ,  obgleich  es  gewiss  das  grosse  erhabene  Ziel  der  Givili- 
sadon  ist,  dies  zu  emiohen  und  damit  den  Staats  swang  ent- 
bekcüeh  sn  maehen,  das  Beohtsgebiet  n  Gunsten  des  Gebiets 
der  Sitte  und  Sittliehkeit  einmengen.  Aber  thattik)hlieh  ist 
meht  SB  verkennen,  dass  vielftMb  nnr  die  vermehrte,  verfeinerte, 
glossartig  organisirte  Präven tiv thätigkeit  des  Staats,  in  der 
Polizei,  in  dem  Organismus  der  Justizbehörden,  in  der  be- 
waffneten Macht  eine  Verminderung  der  Rechtsstörungen  be- 
wirkty^)  —  ein  System,  welches  eine  intensiv  ausserordentlich 
Sesteigerte  Staatstbätigkeit  bedingt  (§.  179  ff.). 

d)  Die  Entwiekinng  der  Voikswirthsobaft,  so  na- 
neoflieh  die  immer  wdter  gebende  nationale  nnd  internationale 
Arbeitstbeilnng,  femer  das  System  der  freien  Goncnrrens 

Wite«  Tolbtiiidigito  vaä  un  Weitesten  (d.  h.  docb  nur  Ui  182SD  sarQcknleheDde 

Criminalstatistik  ist  im  Gauzen  immer  noch  die  französische  mit  ihren  jührlichon 
Comptes  reiidus  (ebenso  auch  fUr  die  Ciniproccssc).  Eine  eiitsi  liiedeue  Abnahme 
itT  Verbrechen  selbst  im  Durchschnitt  längerer  Perioden  zeigt  aich  nicht,  wenn 
um  nur  die  ministeriellen,  unter  K^>oleon  III.  sehr  schOnftrbeiiden  Berichte  genauer 
khtisirt  nach  den  Details  der  Zahlenstatistik.  Die  Qualitätsrcränderung  ist  iibcrvricgend 
(heia  Text  penaiuitc  ungünstige.  Ein  günstiger  Ei  nfluss  der  vermehrtea  in  teil  ec- 
tnellen  Bildung,  wio  sich  letztere  etwa  in  der  vermehrton  Elementarkenntniss  (Lesen 
ttd  Schreiben)  zeigt,  iit  kioii  wabiznnehmen,  was  schon  Weppins  mit  Recht  her- 
Torhob.  Das  ist  Mch  nicht  zu  verwundern.  Weit  wichtiger  muss  gerade  hier  die 
Verbesserung  der  sittlichen  Bildung  und  der  Keligiosität  wirken.  Die  That- 
Mche,  dass  unter  den  Verbrechern  Personen  der  höher  gebildeten  St&nde  nur 
äcbvacb  vertretffil  sind,  ist  allerdings  richtig.  Aber  einmal  fallen  hier  wegen  dnrch- 
'ritflir  h  lies^erer  nkonomischer  T.ago  virle  Versuchungen  fort,  soflrirm  gestattet  die 
luTOÜioumenheit  der  Berufsstatistik  noch  nicht  immer  sichere  Vergleiche  zwischen 

steht  genügend  bekannten  Zahl  der  Angehörigen  der  höheren  Berufe  und  der 
Zahl  der  unter  denselben  rorkommenden  A^erbrechen  mit  den  Erscheinungen  unter  der 
'^^rig«n  Bevölkerung.  Die  neueste  Behandlung  der  Frage  der  Veränderung  der  Crimi- 
i^ahtit  8.  bei  r.  Oettingen,  MondsUtist,  2.  Aofl.*  §.  48,  bes.  S.  579;  wesentliche 
OdbsieinstimmQng  mit  Wappäns  nnd  meiner  llteren  Schrift  Manches  spricht  daftUr, 
beiYdUkem  mit  ^eigMdcr  wirthschafUicher  Cultur  eine  Shnliche  Aeuderung  (aber 
keineswegs  Verbesserung I)  der  Criminalitat  für  wahrscheinlich  zu  halten,  wie  sie 
Quctelet  in  seiner  berühmten  Darstellung  der  Yeränderong  des  penchant  au  crime 
>it  iMgendeB  Leboiiielier  der  Tei^reeher  naehgenrieBen  hat,  —  eine  Darstellung, 
•leren  Richtigkeit  alle  späteren  Untersuchungen  nur  bestätigen  konnten.  Quctelet, 
I '"-r  den  Menschen,  1.  Ausg.,  deutsch  von  Rierko,  S.  517,  meini>  (iesctzin.i>si<;)veit 
I  .  36.  Vgl  jetzt  auch  U.  Mayr,  Ges.m4s8.  S.  327  Ii'.  —  Bedenklichste  Zunahme  der 
ogfli.  Sitaifihfceitirerbfechen  wA  dem  aUanideii  Henschen  und  in  «naerer  heutigen 
MV.  —  Grosse  Zunahme  der  Verbrechen  und  Vergehen  im  D.  Keich,  Preussen, 
B^iiera  in  den  letzten  Jahren.  Wohl  Uberwiegend  verursacht  durch  den  Bttckgang  der 
^rverbsrerh&ltiuääe,  nach  den  speculativen  Excessen  ?oa  1871 — 73. 

*)  &  auch  r.  Dettingen,  a.  a.  0.  678.  mit  dem  lehr  zatrefionden  dtat  ans 
T.  partmfton*«  Fliiloa.  d.  Unbennaitai  (S.  Aofl.  &  714). 
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schaffen  immer  eoroplieirtere  Verkehrs-  und  ReehtSYer* 

hältnisse.  Daraas  ergeben  sich  wieder  leicht  vermehrte  Rechts- 
streitigkeiten und  Rechtsstörungen,  sowie  Interessen- 
gegensiitze  von  Einzelnen  und  Gesellschaftsgruppen  oder  Classen 
aod  demgemäss  grössere  Anforderungen  an  die  repressive  and 
präTenÜTe  Thätigkeit  des  Staats  zur  Verwirkiichang  des  Rechts- 
zweeks,  an  seine  gesetzgeberische,  die  Gegensfttse  ansgleielieDdA 
oder  versöhnende,  wie  an  seine  riebterliche  Wirksamkdt  IN» 
vermehrte  Reibnng,  die  anderseits  wohl  nicht  mit  Unrecht  ak; 
besonders  günstige  cnltnrliche  nnd  wirthsehafUiche  Folge  dei! 
grösseren  Bevölkerung  und  Volksdichtigkeit  bezeichnet  wird,  hat 
sicher  doch  vor  Allem  auch  diese  Wirkung. 

§.  174.  —  C.  Die  extensive  und  intensive  Steigerung  derStaats- 
thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks  ist  hei 
Cttltorvölkem  daher  eine  hegreiflicbe,  ja  nothwendige.  In  der  in' 
längeren  Jahresdurohschnitt  ttberall  fast  nnnnterbroehenen  Ver-; 
mebrnng  des  finanziellen  Staatsbedarfs  fttr  die  grosBCi 
Verwaltnngsabtheilungen  der  Justiz,  des  Inneren,  der  Polizei,  dal 
Heers,  der  Flotte,  des  diplomatischen  Diensts  findet  sie,  auf  den 
Generalnenner  „Geld'*  zurückgeführt,  ihren  ziffermUssigen  Ausdriuk 
und  damit  ihr  Maass,  wenn  die  durch  Veränderung  des  Geld- 
werths und  bessere  Bezahlung  der  Staatsdieuer  bewirkte  Erhöbang 
des  Bedarfs  in  Abzug  gebracht  wird.  Diese  Vermehrung  des 
Staatsbedarfs  erlangt  umgekehrt  aber  auch  durch  diese  in  der  W 
mehmng  der  Staatstbütigkeit  liegende  Ursache  ihre  Begr  II ndunfj 
nnd  ihre  oft  angezweifelte  Rech tf  er ti  g  u  n  g.  (S.  die  Yorbemerkungji 

III.  §.  175.  Die  Ausdehnung  der  StaatsthfttigkeiteB 
auf  dem  Gebiete  des  Cultur-  und  Wohl fahrts zwecks.  Aach 
sie  ist  im  Grossen  und  Ganzen  bei  fortschreitenden  Völkern 
eine  ebenso  regelmässige,  wenn  auch  im  Einzelnen  Aenderungen 
auf  diesem  Gebiete  und  daher  mitunter  Einschränkungen  öfters 
vorkommen  und  die  zeitlichen  und  örtlichen  Verschieden- 
heiten bedeutender  smd.  Anch  theilt  gerade  hier  der  Staat  die 
„OffentUehen''  Fanetionen  thatsftchlich  nnd  dnrehans  passend  mit  des 
Selbstverwaltungskörpem. 

Der  Grund  ftlr  diese  Gestaltung  der  Dinge  liegt  darin,  das 
es  sich  im  Einzelnen  hier  nicht  um  so  durchaus  wesentliche  Staate- 
zwecke,  wie  im  ersten  Falle,  handelt  und  von  der  ausschliess- 
lichen Uebertragung   der  bezüglichen  Leistungen  auf 
Staat  niemals  emstlich  die  Rede  sein  kann.   Die  Anigabe  ist  riei- 


I 
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mehr  gerade  hier:  die  richtige  Combination  der  drei  Systeme, 
deä  privat-,  des  gemeinwirthschattlichen  und  des  caritativen  120), 
UBd  die  Einräumung  der  richtigen  Stellung  an  den  Staat  inner- 
halb (nicht  wie  bei  dem  Eechta- und  Machtzweck  au 88er halb) 
dar  beitiglielieiiThltigkealeii  der  andren  Wirthschaften.  Im  einseben 
Falle  wird  daher  nieht  nor  die  Anffassnog  mehr  darttber  anseinander- 
geben,  ob  mid  wieweit  eine  Leistung  gerade  vom  Staate  tiber- 
iiominen  werden  soll,  —  was  bei  dem  Rechts-  und  Machtzweck 
schon  dadurch  principiell  eutschiedeu  wird,  dass  die  ciuzclue 
LeistUDg  uothw^endig  zu  desseu  Verwirklichung  gehört,  —  sondern 
es  ist  auch  einzuräumeu,  dass  nach  Zeit  und  Ort  und  IJmBtäuden 
eine  Lieistung  bald  besser  vom  Staate,  bald  von  einer  anderen 
Zwtags-  oder  von  einer  freien  GemeinwirtliSGliaft  oder  von  einer 
Priratwirthachaft,  nnd  hier  wieder  bald  nach  dem  priyatwhrthscliaft- 
fiekoiy  bald  nach  dem  caritatiren  Princip,  ttbernommen  werden 
kann.  M.  a.  W.  die  Frage,  ob,  wann  and  wie  gerade  der  Staat 
«be  Tliätigkeit  übernehmen  soll,  ist  hier  doch  gewöhnlich  mehr 
eiue  Opportunitäts-,  eine  Zweckmässig  keits Trage,  im 
aüdereo  Falle  eine  Princip ien frage.  Selbst  die  Fälle  sind  nicht 
selten,  dass  unter  Übrigens  gleichen  Umständen  eine  Leistung  in 
der  That  ebenso  gut  Ton  einer  anderen  Wirtlischaft  als  Yom 
Staate  aosgellbt  werden  luum.  Namentlich  kann  sieh  etwa  der 
Staat  in  dieser  Hmsicht  ökonomisch  und  technisch  nieht 
■ehr  und  nicht  weniger  zur  Uebemahme  einer  Leistung  eignen, 
ah  eine  einzelne  audrc  VVirthschalt,  nicht  nur  als  eine  Gemeinde, 
sondern  als  z,  B.  auch  eiue  Actiengesellschaft,  und  es  wird  zwcilel- 
liaft  bleiben,  ob  andre  KUcksichten,  politische,  sociale, 
die  Entscheidung  iür  oder  wider  mit  Sicherheit  räthlich  macheu 
(z.  B.  Uebernabme  grosser  Central-Zetteibanken,  Eisenbahnen). 
£s  kommt  daher  bei  der  Frage,  ob,  wann,  wie  und  inwieweit  eine 
«efaie  Thätigkeit  im  Gebiete  der  Cnltnr  and  Wohlfahrt  vom 
Staate  ttbernommen  werden  soll,  auf  die  möglichst  unbe* 
fangene  Prüfung  des  eoncreten  Falls  an.  Zu  diesem 
Zwecke  muss  wieder  die  Noth wendigkeit  einer  liuanziello  u 
Controle  derKegierung,  welche  letztere  meistens  leichter  zur 
Ausdehnung  als  zur  Einschränkung  der  Staatsthatigkeit  geneigt  ist, 
(loreh  eine  schon  aus  tinanziellen  KUcksichten  gewöhnlich  mehr  zum 
üegeutheü  neigende  Voiksvertretang  betont  werden  (§.  160).^^) 

^"i  Bei  dem  bedcut&oiuuu  Mibpieien  dcü  finauz.  Muueub  luüä&eu  alle  diese 
fnsci  weh  in  d.  FiD.wia8.,  bet.  in  d.  Lehre  r.  Priraterwerb  n.  f.  d.  Uebtthren 
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Eine  allgemeine  Entwicklungstendenz  der  Staate- 
und  der  gesanimten  „öffentlichen"  Thätigkeit  auf  dem  Gebiet«  de« 
zweiten  Staatszwecks  lässt  sich  indessen  dennoch  durch  Beobach- 
tung constatiren  und  aus  den  Verhältnissen  des  Volks- 
lebens auf  höheren  Cultarstufen  auch  erklären  und  begründen, 
nnd  diese  Tendena  ist  wie  gesagt  im  Ganzen  anch  hier  die  einer 
stetigen  AnsdelmnBg  der  Offe&tiiehen  ThSligkeit 

§.  176.  —  A.  Am  Wenigsten  trat  dies  bisker  in  den  modemeB 
Staaten  (ebenso  wie  im  Altertbnm  nnd  Mittelalter)  in  der  gewOhs* 
liehen  Sachgllterproduction  hervor.  Hier  ist  vielroehi 
mannigfach  eine  gerade  entgegengesetzte  Entwicklungstendeni 
wahrzunehmen.  Der  Oriind  und  Hoden  geht  immer  mehr,  und 
zum  Tbeil  aus  inneren,  mit  der  Steigerung  der  Intensivität  dei 
Landwirthschaft  zusammenhängenden  Gründen  in  Privathände 
nnd  bei  diesen  in  volles  Priyateigenthnm  ttber.^^)  Haid- 
werke, Fabriken,  Handelsgeseh&fte  werden  hti  wm 
sebliesslieh  von  den  Privatwirtbsebaflen  betrieben.^*)  Aneh  dk 
Finanzverwal  tu  ng  erwirbt  ihr  Einkommen  immer  wenigei 
privatwirthschaftlich,  immer  mehr  steuerwirthschatt- 
lieh**)  und  der  Realbedarf  des  Staats  an  gewissen  naluraieo 
Gütern,  z.  B.  selbst  derjenige  für  die  Kriegsmacht,  wird  auch  vielfach 
nicht  mehr  eigens  producirt,  sondern  mittelst  der  Stenereinnahmeo 
von  anderen  Prodneenten  eingekauft.^*)  Man  hat  ans  solobd 
Wahmehmnngen  mitunter  selbst  ein  Gesetz  abnehmender  Statt» 
thätigkeit  im  entwickelteren  Volke  ahgeleitet  Allein  dies  M 
eine  nnrichtige  Verallgemeinernng  von  Beobacktnngen  ail 
dem  engen  Gebiete  der  Sachgüterproduction  und  selbst  auf  letzteren 
sind  schon  jetzt  viele  andre  entgegengesetzte  Erscheinungeu  ii 
verzeichnen.  ' 

berührt  werden.    S.  darüber  jetzt  meine  Fin.  2.  A.  I.,  Buch  2.  Kap.  2  n.  IL,  Bach  ^ 
Kap.  1 ;  bet.  aber  Baiüud  §.  221,  B«hii«a  g.  244  ff^  Qebtthnmeige  IL,  §.  2831, 
297  ff.  I 
**)  S.  daiHber  «.  in  Abth.  2«  Kip.  4  ?om  Gmodeigeiitliiuii*  Audi  achoB  %.  ^ 

Rau- Wagner.  Fin.  L,  §.  202—209;  2.  A.  §.  221  ff. 
")  Eb.  1.  A.  §.  122,  2<;i ;  2.  A.  §.  149—157.   IL,  §.  Sd6  £ 

Eb.  1.  A.  §.  6t»;  2.  A.  §.  88,  b9.  , 
**)  So  viod«fQiii  sehr  «UfeiMiB  in  der  spUeren  SmilVeoheii  Schule,  ImwOT 

auch  in  der  Fi  n  a  n w  i  s  s  en  sch  aft  derselben.  Vergl.  z.  B.  Pf  ei  f  fers  Sfaat*- 
einnahmen,  I„  !»1  Ii.:  j)riu( ipielle  Forderung  der  Beseitigung  aller  privatw-irthsclaft* 
UcLqq  Eiüuahinca  des  Staate.  S.  dagegen  Kau -Wagner,  Fin.  L,  ^.  2til .  2.  A< 
§.  275.  Aber  aelbet  bei  Schftffle  findet  sieb  der  Inom  baltbare  Sats  in  der  2.  A&i. 

3.  Systems  noch:  „im  Allgemeinen  ist  zu  bemerken,  dass  da«;  priv.itirirthsrhaftlich* 
System  in  steigendem  (irade  fähig  wird ,  immer  mehr  Aufgaben  wirthschafUich  a 
lOsen,  als  es  bbhcr  far  dieselbe  Aufgabe  durch  Gemcinwirthschaften  geschah",  §• 
&  385. 
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Ein  entscheidendes  Hauptmoment  aber,  die  Umge- 
staltung der  Produetion  stech  nik  (Dampf!  u.  a.  m.  §.  104  a), 
i^t  gerade  zu  Gunsten  „  0  ff  e  n  1 1  i  c  b  e  n  Grand-  und  Kapitaleigen- 
tfanms  und  „öffentlicher'^  Saebgttterprodncdoii  bereits  gegen- 
wirtig  tfftera  ansvflthren:  wegen  dieees  Moments  und  wegen  der 
damit  in  Verbmdnng  stehenden  Einrichtung  des  gcsammten  Wirtb- 
sehallsbetriebs  eignen  sieh  theilweise  der  Staat  selbst,  theilweise 
andere  öfFentliche  Körper,  namentlich  die  Gemeinde,  schon  jetzt 
uüd  vermuthlich  wachsend  immer  mehr  für  die  Uebernahme  anch 
von  Zweigen  der  Sac  hg  titer  produetion,  neben  und  statt  der 
Privatwirtbsc  haften.  Die  letzteren  werden  auch  bereits  mehrfach 
dnreb  diese  öffentlichen  Körper  verdrUngt  (Verkehrsanstalten!)  nnd 
zeigen  sieh  in  vieler  Hinsieht  nnflihigi  die  nugeheoren  K^italien 
4m  Bodemen  Prodnetionsproeesses  richtig  sn  verwalten:  Zenge, 

die  speenlatiTe  Vergeudung  und  Ifissleitnng  der  Kapitalien  in 
in  Perioden  der  Ueberspeculation ,  die  furchtbaren  Rlicksehläge 
in  den  Absatz-  und  Creditkrisen  hinterher,  die  Wechselfälle  der 
Conjunctur  (§.  76  ff.)  —  lauter  Momente,  welche  der  Staats-  und 
Commnnalthätigkcit,  d.  h.  der  gemcinwirtbBcbaftlichen  Productions- 
weise  indirect  Vorschub  leisten ! 

Der  entwickelte  Staat  wählt  nur  mit  Becbt  sorgfältiger 
<ii^ieiugen  SachgllteiprodactionsEwidge  ans,  für  wdohe  der  Staats- 
beMeb  in  teehniseh-Okonomischer  Hinsieht  sieh  am  Meisten 
eignet,  gewisse  Vontige  besitzt,  gewisse  Nachtheile,  verglichen  mit 
•ndren  Wirthschaften  nicht  besitzt. So  sehen  wir  den  Staat 
allerdings  bis  in  die  neuste  Zeit  vom  L  a  n  d  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  s  - ,  Fabrik- 
üud  Handelsbetrieb  immer  mehr  zurücktreten.  Aber  den  Forst- 
betrieb zieht  er  um  so  mehr  an  sich,*^)  einzelne  Arten  des 
ßergbaas  behält  er  wenigstens  mitunter, manche  Bank-  nnd 
Yersiehernngsgeschälle,**^)  welche  sich  an  den  Handel  zunächst 
«Btehliessen,  «hernimmt  er.   Seinen  Finansbedarf  deckt  der 


S.  0.  §.  104  ir.,  1091)  meine  Fio.  IL,  §.314.  Yortieflüch  entwickelt  von 
^DgeU,  Dohhngs  Umwälz. 

")  Vergl.  IdeRn  ttbeiliaiipt  die  DarBteUnng  in  RaQ-Wsgaer,  Ilii.  L,  §.  117 
fciB  261;  2.  A.  2.  B.  2.  K.  a.  II.,  B.  8.  K.  1. 

")  Eb.  I.A.  §.  168-175.  2.  A  191—194. 

"j  Eb.  I.A.  §.  176»  2.  A.  §.  213. 

*)  Sk.  1.  A.  §.  209:  iroU  d«r  StsatsliMik  noeli  etwss  zn  onfOnstig.  S.  Uber  di« 

Pn^c  mein  -  soitdem  erschienenen  Schriften:  System  d.  Zettelliankpolitik.  Freib.  1873, 
8.  594  ff.,  und  die  Zettelbankrcform  im  Deutschen  Reiche,  Berl.  IS75,  S.  140.  Die 
coacreten  politischen  Verhältnisse  eines  Staats  und  einer  Zeit  spielen  bei  der 
EitMMmg  diwMr  Ffag»  WMMilich  mit  Hleratch  nvamtHa  Fül  2.  A.  L,  §.  224  tt» 
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Staat  aUerdings  mit  Beeht  immer  mehr  dnreh  Stevers,  tkr 

die  UeberschttBse  der  Forsten,  StaatseiBenbabnen  tnid 
andren  Verkehrsanstalten  sind  und  bleiben  ein  wichtiger 
Einnahmeposten.*^)  Die  Erhebung  von  Vei brauchsstenern  in  der 
Form  eines  Monopols  (Salz,  Tabak)**)  bewirkt  weitere  umfassende 
Thätigkeiten  des  Staats  in  der  Sachgttterprodaction ,  ja  die  Ein- 
richtung moderner  Tabakregaiverwaltangeni  wie  z.  B.  der  fniizO- 
siaehen,  stellt  fiirmlieh  ein  Stttek  gelungener  i^soeialietieoher  Ofgam- 
sation  der  Arbeit dar.^  Oer  Bedarf  an  Sacbgtttem  wird  ftr 
viele  VerwaltmigBsweige  aUerdings  durch  Einkauf  bei  Privat- 
wirthschaften  gedeckt,  aber  in  grossem  Umfange  immer  noch  durch 
Eigeuproduction,  so  in  der  Verwaltung  des  Heers  und  der  Flotte! 
noch  vielfach,  in  neuen  Zweigen,")  z.  B.  dem  Eisenbahnweseii, 
aus  Zweckmässigkeitsgründen  Öfters  ebenfalls  (Maschinenfabriken  l 
fttr  einzeUie  Gegenstände  des  Bahnbedarfs,  Reparaturwerkstätten). 
So  ,mOehte  im  Ganzen,  namentUeh  unter  Bertteksiehtigang  der 
Gebiete  der  Verkehrsanstalten,  des  Wegebaus,  Eisenbahnbasi, 
im  eotwiekelten  modernen  Staate  sehon  jetzt  eine  grossere  Staati- 
thätigkeit  in  der  Sphäre  der  materiellen  Prodnction  stattfinden, 
als  früher.  Es  ist  dies  u.  A.  deshalb  noch  besonders  wichtig  und 
beachtenswerth,  weil  hiernach  der  Staat  auch  als  der  weitaus 
grösste  Arbeitgeber  im  Gebiete  der  materiellen,  physischen 
Arbeit  in  der  Volkswirtbscbaft  erscheint,  nicht  nur  in  demjenigeo 
d«r  geistigen  Arbeit,  wo  er  oft  fttr  bestimmte  Arbeitsarten  der 
einzige  oder  fast  einzige  Arbeitsgeber  ist^)  (Beamtentiiam),  eine 
Thatsaehe  von  nieht  zu  untersehfttzender  Bedeutung  Ar  die  so|^ 
Arbeiterfrage,  besonders  die  Lohnfrage  Je  mehr  aber  jese 
productionsteclinischen  Momente  zur  Geltung  kommen  und  je 
weniger  sich  ökonomisch,  technisch  und  socialpolitisch  das  privat- 
wirthschaftliche  System  bewährt,  desto  mehr  werden  Zweige  der 
SacbgUterproduction  in  den  dann  immer  häutigeren  geeigneten 
Fällen  an  den  Staat  und  wohl  besonders  an  die  Commune  flber- 


")  Rav Wagner,  Pin.  I.A.  I«  §.  361,  aock  g.  102—106«  2. A.  §.  275. 
Tabakmonopol  u.  s.  w.  ist  Steuerform,  wie  nanMütUoh  L.  Stein  beeoaden 
betont.    Meine  Fin.  2.  A.  §.  145  tt..  II.,  §.  338  ff. 

*■)  Vgl.  meiaeii  Aufs,  über  d.  bcliwcb.  D.  Kiuanzfragen  in  d.  Tüb.  Ztschr.  l^'T* 
B.  S5  S.  8Sff.,  Mor.  Mo  hl,  Denksckr.  f.  eine  Kcichstab.regie,  Stuttg.  1878.  l'ebe* 
d.  wirthacli.  gescUchd.  Bedeoi  d.  Finaniregale  meine  Fin.  2.  A.  In  1^  ^ 
IL»  Ö.  389. 

^)  Rau-Wagncr,  Fin.  §.  66,  2.  A.  §.  88  ff. 
^)£.  Laspoyresim  StaaltirOrterb.  X.,  77. 

**j  Mit  Becbt  bea.  betont  von  B.  Meyer  in  ■.  Emanclpationakaapf,  L,  M7* 
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gehen.  Bezügliche  Bestrebungen  treten  neuerdings  immer  öfter 
hervor. 

§.  177.  B.  Auf  allen  anderen  Gebieten  tritt  die  Tendenz 
einer  extensiven  and  intensiven  bteigeruog  der  btaats- 
tkitigkeiten  YoUends  nniweifelhail  henror. 

1)  fiiiie  üiissere  Angdehnang  erfolgt  io  groBsem  Unttaage 
tif  eine  doppelte  Wdse:  es  werden  bisherige  Thfttigkeiten 
ler  PriTatwirthsoliafleii  oder  andrer  Gern  ein  mrtbsehailen 
vom  Staate  ttbernommen  und  es  entstehen  ganz  neue  BedUrf- 
iiissCj  für  welche  der  Staat  allein  oder  vorzugsweise  die  Fürsorge 
trügt.  So  nimmt  die  zwan^sgcineiuwirthschattliche  Bedlirfuiss- 
befriedigung  durch  die  Vermittlung  des  iStaats  absolut  und  oft 
aach  relativ  in  der  Yolkswirthschaft  za.  Beide  genannte  Fälle 
tretsD  besonders  dann  dn,  wenn  eine  grosse  rttnmliche  nnd  seit- 
liebe Ooneentration  nnd  STStematisehe  Einheitliehkeit  der  Thfttig^ 
Ifiten  erforderlieh  ist  Dasn  eignet  sieh  theils  allein  der  Staate 
tttils  hat  die  Uebertragung  solcher  Thtttigkeiten  an  die  Privat- 
inrthschafteu,  z.  B.  an  Erwerbsgeselischaften,  ihre  Bedenken,  weil 
leicht  factische  Monopole  entstehen,  z.  B.  im  Bereiche  der  Verkehrs- 
ustalten. 

Die  Ansdehnang  der  Staatsthätigkeit  hängt  auch  öfters  mit 
demfiedllrfniss  naeh  höheren,  vollkommeneren,  feineren 
Leistnngen  zusammen,  als  sie  Private  nnd  andre  Gemeinwirth«> 
adiaften  liefem  können,  nnd  mit  derNothwendigkeit,  den  Erwerbs- 

gesiehtspunct  in  der  betreffenden  ThStigkeit  im  sachlichen 
Interesse  hinsichtlich  der  Qualität  der  Leistung  oder  mit  Rücksicht 
anf  die  grosse  allgemeine  culturliche  Bedeutung  der  Thätigkeit 
zurücktreten,  mindestens  ihn  nicht  zum  beherrschenden 
werden  zu  lassen,  z.  im  Gebiete  des  Unterrichts-  und  Bildungs- 
we8ens,'der  Verkehrsanstalten,  wo  statt  des  rein  privatwirthsehaft- 
MehenYerwaltiingsprlneips  nor  das  sog.  Qebflhrenprinclp  angewendet 
winL*^  Aneh  der  Umstand,  dass  ein  grosser  Kapitalaufwand 
ftr  die  Einriehtungen  nnd  Vorkehmngen  tnr  Vornahme  der  be- 
treffenden Leistungen  erforderlich  ist  und  dass  hierdurch,  sowie 


*^  Und  keineswegs  nar  in  socialist.  Kreisen.  Beispiele  biad :  Einriebt,  der  Apo- 
theken als  öfientlicher  Anstalten,  womit  man  der  aasserordeatlich  schwierigen  Regelung 
der  Frage  der  Apotheken  elf  piiretwirthich.  Untemehmiingeii  enthoben  wttrde;  locale 
Verkehrsanstalten  (PfefdebnlineB)  in  d.  Gemeiiide;  VenichenugBweaen  nn  den  8u«t 
D.  Verbände  u.  a.  m. 

Eiörteraiig  der  Frage  ftlr  die  Yerkehrsanstalten  in  Bau-Wagner, 
L  f.  SM— 227  ;  2.  A  §.  291^242;  aber  d.  rersohied.  Oebidireiizirelge  IL,  §.  295  fL 
A.  Waf  ■•r,  OniaJl«f>ay.      Aal,  21 
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dnrcli  die  gante  Teehnik  des  Betriebs  die  AtuAhmiig  der  Leistiai« 
durch  die  gewöhnlichen  Privatwirtheeheflen  der  Einielnen  aehi 
oder  weniger  ansgeschkHnen  wird  nnd  etwa  neben  Staat  and 

Gemeinde  nur  die  Erwerbs-,  besonders  die  Actiengesellsihafl 
Uberbaujjt  als  Concurrentin  in  Betracht  kommt,  führt  im  loteieft»« 
der  Sache  und  um  den  sonst  dominirenden  Einfluss  solcher  Gesell 
schatten  zu  beseitigen ,  zur  Uebemahme  der  Leiatungen  auf  dei 
Staat y  z.  B.  bei  den  groaeen  modernen  Verkehrsanstalten ,  od« 
wenigstena  anf  die  Proras,  den  Kreia,  die  Gemeinde.  Oanil 
drftngt  auch  die  Wahrnehmung  hin,  daaa  das  apeeolatiTe  Prirat« 
kapital,  besondera,  aber  nicht  allein,  in  der  Form  der  Rapitali 
association  (Actienwesen)  oftmals  selbst  zu  Vergeudungeo, 
gewöhnlich  aber  wenigstens  zur  (irt liehen  und  zeitlichen  De« 
placirung  der  Kapitalien  zu  führen  droht.  Die  Kapitalbewegung 
wird  von  der  Börse  und  von  der  momentanen  €oi\junctur  gm 
abhängig,  wendet  sich  Verwendungen  zu,  die  überhaupt  nicht  odef 
nicht  in  diesem  Umfange  wahrhaft  volkawirthflchafttich  prodMlif 
aind  nnd  iat  seitlioh  anaeerordenüieh  nngleichm&aaig,  eim 
Zeit  lang  fieberhaft  erregt,  nm  hinterher  gans  an  eneUaffen:  kuilH| 
höchst  nachtheilige  Verhältnisse  fUr  den  Gang  der  Prodnction  ml 
des  Erwerbs.**) 

Wichtigere  einzelne  Beispiele  sowohl  für  die  Uebertraguug 
bisheriger  Privatthätigkeiten  auf  den  Staat,  die  Gemeinde  u.  s. 
als  für  die  gleich  anfängliche  Uebernahme  von  Leistungen  lür  neue 
Bedttrlhisse  aoi'  den  Staat,  in  welehem  Falle  öfters  die  Anaiogii 
der  erforderlichen  neuen  an  alten  bestehenden  Einriehtuigeii  bim* 
gebend  ist,  sind:  Schulen,  besonders  höhere  oder  8peeialschsli% 
technische,  Real-,  neben  classischen  Scholen  nnd  üniverriüUSi 
Telegraphen^^)  und  Eisenbah nen^V)  neben  Posten;  städtische 
Verkehrsanst  alten  (Pferdebahnen),  Gas- und  Wasser  werke"); 
Hanken  i^Zettelbankeu,  Sparcassen);  Versicherungsanstalten 
(Feusionscassen,  Lebens-,  Feuerversicherung)  und  viele  andre  mehr. 

2)  Eine  intensive  Steigerung  der  Staatathätigkeiten  ast 
diesem  Glebiete  liegt  noch  mehr  in  der  nothwendigen  fintwicUmg 

**)  Anf  diese  viel  zu  wenig  beachtete  Seite  der  Fnc«  der  „öffentlichen'*  C!«te^  | 
ndimangsfona  komme  ich  in  der  2.  Alidi.,  a.  A.  ancli  W  den  ^^uMirn  Bwifcrt» 
rediten'%  in  K.  1  weiter  zu  sprecheB.  Bes.  widitig  iit  d.  Puul  beim  EitflnbikiwMa 

S.  Fin.  2.  A.  L,      ^33,  230,  25r,. 

^)  6chi  characteriütiiM^hüä  Beiwiel:  die  Uebernahme  der  Teiegimphie  waxtiM 
Abktnfii  der  PrintgesellscIiifkMi  rar  den  Staat  sogar  in  Oroisbritannion  IMI- 

»')  Nähere»  in  Bau -Wagner,  Fin.  I.,  §.  239,  bes.  Anm.  k  S.  535,  2.  A.  §.2M. 
So  in  Berlin  mittelst  Aoskanla  der  betxeffeaden  Geiellschaft,  Fin. IL,  f. dl4> 
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auf  der  eiomal  betretenen  Bahn,  als  die  äussere  Ausdehnung  jener 
Thätigkeiten.  Denn  der  Civilisirungsprocess  bewirkt  immer  steigende 
ALfordemugen  hinsichtlich  der  liefriedigung  der  l)eztiglichen  Gcmein- 
ond  ColturbedUrtiiisse:  dieselben  müssen  allgemeiner,  reich- 
licheri  Yollkommener  befriedigt  werden,  daher  z.  B.  mehr 
Sebaleii,  mehr  und  glmohzeitig  schwächer  bMetste  ClMBen  darin, 
oehr  wisBeiiflchaftliche  ArbdtotbelliiDg  unter  den  Ldirkrftften ;  feinere 
lasbildmig  der  Verkehrsanttalten,  mehr  Post*  nnd  Telegraphen- 
boreanx,  häufigere  Befördemngsgelegenheiten  ^  raschere  und  siche- 
rere Beförderung;  sorgfältigere  Wahrnehmung  aller  Gesundheits- 
interessen  der  Bevölkerung,  namentlich  der  unteren  Classen,  welche 
sich  nicht  allein  schlitzen  können  (Öffentliches  Gesundheitswesen, 
Fabiikaufsicht);  wachsende  Tbeilnahme  der  Masse  der  Bevölkerung 
SB  wichtigeren  Coltargtltem  (Unterricht,  Bildungsmittel)  n.  s.  w. 

IV.  —  %.  178.  Zeitweilige  Stabilität  in  der  Entwick- 
lung der  Öffentlichen  Thätigkeiten.  Anch  in  den  modernen 
Statten  kommen  Zeiten  grosserer  Stabilität  der  Staatsthätig- 
rieitcn,  besonders  auf  dem  Cnltnr-  und  Wohlfabrtsgebiete ,  vor. 
Daran  pflegen  politische,  sodann  namentlich  finanzielle  Ver- 
hiillnisse  Schuld  zu  sein.  Denn  eine  schwierige  Finanzlage  hemmt 
natttriich  einen  Entwicklungsprocess ,  welcher  gewöhnlich  noth- 
wendig  mit  dem  stilrkeren  Hervortreten  der  Stenerwirthschaft  yer- 
bnnden  ist,  soweit  nicht  Qebflhrenertrilge  sichere  Kostendeckung 
verfaeissen.  Aber  auf  solche  Perioden  der  Stabilität  pflegen  Zeiten 
tiner  nm  so  rastloseren  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  zn  folgen 
(in  West-  und  Mitteleuropa  1848  ff.  verglichen  mit  1815— 1848j.3a) 

Umgestaltungen  der  wirthschaftlichen  iicchtsordnung  und  Ueber- 
nahme  bisheriger  Privatthätigkciteu  durch  den  Staat  (die  Gemeinde 
Q.  s.  w.)  aind  ieraer  öfters  mit  bedeutendem  einmaligen,  in  kurzer 
Zeit  sich  ansammendrängenden  Finanz  bedarf  verbunden,  weil 
wohlerworbene  Privatrechte  gegen  Entschädigung  abgeldst 
weiden  (§.  141  u.  2.  Abth.  Kap,  5).  Fälle  dieser  Art  sind  in 

**)  Nicht  selten  wird  vou  ihren  Gegueru  der  sogen,  coustitutiouellou  peirtnüber 
der  klteren  absolatiätischen  Aera  unserer  modernen  Staaten  der  Vorwurf  grosserer 
HosttpuU^teit,  4.  b.  stark  steigenden  Staatsbedarfs  und  daher  zonehmender  St«uer- 
Wastong  gemacht.  Die  bezüglichen  That-aclien  sind  nirlit  falv  Ii,  aber  die  Erklärung 
tat  aoricbtig  und  tendenziös:  die  constitutionelle  Aera  begUudtigt  und  ermöglicht  die 
Mtbwendige  und  im  Qesainmtinteresse  liegende  Entwicklung  der  staatlichen  (iemein- 
vinhschaft  und  darf  die  Beschatfung  der  Mittel  dafür  durch  Steuern  leichter  ab  die 
absolutistische  Zeit  wagen.  Aehnlicht^s  gilt  vom  Einfluss  der  neueren  ncniciii  le-. 
Kreis-,  Prorluzialordnongeo.  Wie  sofort  iinauz.  üemmungen  einen  momentuiien  iStill- 
MMd  oder  ein  laugsamem  Tempo  der  dargeetellten  Bewegung  bewirken,  zeigt  i.  B. 
&  gifMiwirlise  Lage  (1878)  ia  DeulsoUiiid,  Bpeo.  in  PreoMen. 

21» 
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unseren  Tagen  in  besondere  grossem  Cfnifange  vorgekommen  tir 

Herstellung  volkswirthschaftlicher  Verkehrsfreibeit,**) 
wobei  dann  immer  neben  finanziellen  Leistungen  umfassende 
ThUti^keiten  des  Stnats  im  Oebiete  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung zur  Durchtühruüg  der  erforderlichen  Massregeln  zeitweilig 
oder  bleibend  geboten  sind."^)  (Ablösung  von  Feudallasten,  bäner- 
lieben  Grandlasten,  Zehnten,  Realgerechtsamen,  Monopolen,  ZoU- 
reohten  n.  s.  w.,**)  Ton  Selayereiaafhebnng  nicht  so  reden.)**) 
Die  Uebemahme  von  Privatposten  (Thum-  nnd  Taxis),  ^)  -Tete- 
graphen  (England),  -Eisenbahnen  (DentEM^hland),'*)  -Canlleo, 
-Dampfschiff fahrten*^)  u.  s.  w.  bewirkt  dann  auf  einmal  eine 
grosse  Ansdelmung  der  StaatsthUti^keit  und  Steigerung  des  Finanz- 
bedarfs.  Aehnliche  Ereignisse  werden  immer  wieder  von  Neuem 
vorkommen,  wenn  bestimmte  Arten  des  Privateigenthams, 
besonders  des  Grandeigenthnms,  und  gewisse  privatwirth- 
schaftliche  Unternehmungen  in  der  Fortentwieklong  der 
Volkswurthschaft  mit  dem  Offbutlichen  Interesse  in  Confliet  komu« 
und  die  genügende  Rechtsregelung  der  Objecto  und  Betriebe  ii 
Privathanden  zu  viel  Schwierigkeiten  macht  oder  ganz  nnmOgliek 
ist.  Solclie  Verhilltnisse  werden  a})er  durch  die  Consequenzen  des 
absoluten  Privateigenthuras  und  der  rücksichtslosen  freien  Con- 
currenz  stets  von  Neuem  in  wichtigen  Fällen  heraufbeschworen 
^  (flisenbahnen!  Auch  grossstädtisches  Grundeigenthum,  Kohlenberg- 
werke Englands).  Die  augenblickliche  Finanzlage  mag  den; 
Process  des  Uebergangs  des  betreffenden  Eigenthnms  auf  dtf 
Staat  (und  die  Gemeinde)  vorübergehend  hemmen,  wie  sich  t.  B. 
heutzutage  in  der  verachiedenen  EisenbahnpoUtik  finanziell  gflmtj^ 
wie  Deutschland,  und  ungünstig,  wie  Oesterreich  und  Italien,  sito- 
irter  Staaten,  im  Augenblick  (18 7 ö)  auch  in  dem  Stocken  der 

^)  Dietzel,  Syst.  d.  btaati»anlei]iea  S.  106;  meine  ÜrdniLug  d.  öaterr.  Staat»- 
liMishalts  S.  5. 

Z.  B.  Einrichtung  von  Commissionen  für  die  Regelang  der  gutsherrlich-bln'r- 
liehen  Laoten,  für  Zehnlablösun^r,  t'iir  „AuseinandenetZQDf",  fUr  f^m^^nhAiwImilDng 
und  Zusammenlegung  der  Grundstucke  u.  dgi.  m. 

Z.  B.  Ablösung  der  Sund-,  Stade-,  ScheldezOlle  mittelst  Intematioiialflr  Teitrif«: 
Knts«  hiuiigung  MecUanboigB  Ali  die  Aufbebuig  der  EUMiöBe  anf  Kosten  desM* 
deutschen  Bunds. 

")  Verwendang  von  20  MilL  Pfd.  St  Seitens  Englands  zur  Entschädigoiig 
Sclarenbesitzer  in  seinen  westindischeD  Gdonieii  ftbr  die  Anfhetang  der  Sdim 

im  Jahre  1S33. 

Ablösung  der  Thum-  und  Taxis'schen  Postrechte  in  Theilen  des  öebieö«!«. 
Norddeutschen  Bands  mit  8  Mill.  Thlr  durch  Gesetz  rom       Pebniar  1867. 

S.  B-ispiele  in  Kau -Wagner,  Fin.  I.,  §.  289  Anm.  k.  2.  A.  §.  251. 
^)  Z.  B.  Auskaaf  d.  Bodensee-Dampfschfr.  Oesellschaften  darch  soddeatsche  SisaM. 
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.Veretaatlichuug"  der  Privatbahueu  selbst  in  Prenssen  zeigt ,  aber 
aul  die  Dauer  gewiss  nicht.  Deshalb  wird  immer  wieder,  unter 
Voraussetzung  dauernder  Fortschritte  der  Cultur  und  Volkswirth- 
Schaft  eines  Yolkfli  das  GeseU  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  Staats-  und  andrer  zwangsgemeinwirthschaftliclieu 
Tbätigkeit  Oeltang  erlangen. 


4.  Hauptabschnitt. 

Dm  Geseta  des  Vorwalten»  des  PHLveBtiTpiteelpe 
im  entwiekelten  Beehto-  vnd  Onltimtaate« 

Auch  hier  handelt  es  sich  um  eine  eminent  politische  I'rage,  die  vom  volks- 
virthsch&ftlichefi  und  iiaatmcUcn  Ciuäichtspuuct  noch  viel  zu  wenig  erörtert  ist.  Einzelne 
Beaerlniigai  paMim  bei  Bohiffle,  L.  Stein  und  in  BealpoUtiken ,  wie  derjenigen 
foa  H.  Escher.  Für  den  H»uptpunct,  das  Heerwesen,  st.  L.  Stein,  Lehre  vom 
Htcrwesin,  als  Theil  dt-r  Stantswirthschaft.  Stutt^  1^74,  wo  aber  die  mir  weaentlich 
eßcheinendeü  volkswirthbciiaitiiclieu  Gesichtspujicte  dieses  Abschnitts  4  fehlen.  Die 
TervaUng  im  Heenreietts  wird  fon  Stein  hier  doch  überwiegend  von  ihrer  formelleu« 
nicht  von  iliier  materiellen  Seite  behandelt  Die  Erörterungen  üb<'r  „Nationalftkonoijiie 
nad  Militarwirthsrhaff  S.  215  lY.  sind  viel  zu  einseitifi:,  —  wenn  z.  B.  daa  Heer 
.jiötbväüdig  und  imuior  nur  ein  couaumirender  Körper'*  genannt  und  gesagt  wild, 
«8  gebe  .Jkeine  Nationalökonomie  des  Heerwesens"  (S.  'ilfiV  Das  Hcor  als  wesentlich- 
jt'T  Garant  der  Sicherheit  und  UnabhJlnf,n<;k«it  des  Volks,  dos  Staats  und  der  Volks- 
«mbscbaft  ist  im  eminenten  Siiinu  ein  pruductivor  Körper.  VergL  Kau- Wagner, 
fin.  L,  §.  72—77,  auch  §.  36  Anm.  b.,  bes.  in  d.  Betrbeit.  d.  2.  AnH  §.  106  ff., 
t.  A.  Uber  die  eigenthUmliche  zeitliche  Vertheil.  des  Heerenaufwands  bd  d.  Prä- 
TentiTprinc.  §.  lüs.  Lehrreich  als  grossartiges  Beispiel  der  Praxis  für  einige  der 
»ichtigsten  (iesichtspuncte  des  4.  Abschnitts  ist  das  eigentliche  Kriegsfinanzwesen, 
ii  der  Zeit  der  Kriegsfbhrang  nnd  der  Wiederherstellung  der  Kriegsmacht  nach  dem 
Flieden.  Eine  eingehende  quellenmässige  DarsteUong  des  deutscheu  Kriegsfiuauz- 
»«ö«ns  im  letzten  dellf^<  li-frHii/.t1siseh''n  Krii  gc  von  1S70 — 71  liefert  der  betr.  .\b- 
acluitt  in  meiner  Abb.  Keichstinanzweseu  in  v.  Uoltzendorff's  Jahrb.  des 
tamhen  Beichs,  HL,  1874,  S.  62  bis  166.  VeigL  hier  q.  A.  die  ErOrtennr  «ber 
Prireotion  and  Repression  im  Heerwesen  S.  120—12:?.  Das  legislative  und  Ver- 
»rdnnnjrsmatcrial  für  das  deutsche  Heer  stellt  übersichtlich  zusammen:  v.  Briesen. 
i  fieichskiiegswesen  u.  d.  preass.  Militäxgesetzgebung,  DUsseid.  1872.  —  Heerwesen 
mi  militirlsehe  Leistungen  sind  der  wichtigste  Fall,  welcher  zur  Erllatemng 
'^cr  im  Texte  aufipssteUten  Grundsätze  und  Regeln  dienen  kann.  Bei  Justiz,  Poli/ci. 
luderaeits  bei  Gebieten  wie  dem  öffenti.  Gesundheitswesen  liegt  aber  im  Princip 
dieselbe  Entwicklung  vor.   S.  jeUt  auch  Fin.  2.  A.  L  ^.  37. 

L  —  §.  179.  VerAndernng  in  der  Art  der  Dnrehl'tthrnng 
der  Staatssweeke.  In  der  Art  und  Weise,  in  weleher  der 
Staat  seine  Thätigkeiten  ausführt,  zeigt  sich  der  Beobachtung 
dasselbe,  wesentlich  unter  dem  Einfluss  der  fortschreitenden 

Technik  stehende  Gesetz  wie  im  Productionsprocess  der  ganzen 
Volkswirthschalt  überhaupt:  der  Kapitalfactor,  besonders  das 
stehende  Kapital,  hier  in  dauernden  testen  Einrichtungen  und 
Voranstaltungen  bestehend,  und  die  qualificirte  Arbeit  treten 
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immer  mehr  hervor.  Die  steigendeo  Anfbrdenmgen  an  die  Qualitit 

der  Leistungen  bedingen  dies  mit.  Bei  den  Thätigkeiten  des  Staats 
im  Gebiete  der  Sacbgüterprodnction  bedarf  dies  keiner  weiteren 
Erklärung.  Schon  die  gewöhnlich  zugelassene  Concurrenz  der 
Privatwirtbscbaften  jiöthigt  hier  zur  gleichen  Eutwicklung  der 
Technik.  Die  Leistungen  zur  Durchführung  des  Callar-  und  Wohl- 
fahrtssweckB  erfordern  aber  gleiehfalla  vielfach  grosse,  kapitalbe- 
dttrflige  Yeranstaltangen  (Verkehrswesen,  Untemchtswe86ii)|  wobei 
dieselbe  Entwicklong  nOthig  wird. 

Besondre  Beachtung  verdient  indessen  der  Entwicklungsgang 
der  Production  derjenigen  Leistungen,  welche  den  Rechts-  und 
Machtzweck  durchführen,  liierbei  waltet  aus  zwingenden  wirth- 
schaftlichen  und  diesem  Zweck  entspringenden  Grtlndcn  im  fort- 
sohreiteDden  Volke  und  Staate  immer  mehr  das  Präventiv-  statt | 
nnd  neben  dem  blossen  Bepressivprinoip  ob.  Die  Verwirküohnng 
des  Präventivprinoips  aber  fahrt  nothwendig  wieder  an  YorwaUenderl 
Wirthsehaft  mit  Kapital,  stehendem  Kapital  nnd  qnalifieirter 
(b'ernfsmftssiger)  Arbeit  (Beamtenthnm,  stehendes  Heer).  Der 
Erkläruugsgrund  für  das  Hervortreten  der  Prävention  liegt  in  der 
Dringlichkeit  des  Bedürfnisses  im  entwickelten  Volks-  und  Staats- 
leben, dass  Rechtsst(]ru ngen  tlberhaupt  möglichst  vermieden, 
nicht  erst  hinterher  durch  liepression  wieder  beseitigt  werden. 

n.  —  §.  180.  Prävention  nnd  Bepression.  Die  Idee  des 
Rechts  nnd  der  Bechtsordnnng  stellt  das  Abhandensein  vod 
BechtsstOrnngen  im  Inneren,  wie  nachAnssen  an  «wischen  den 
Völkern  and  Staaten  als  das  nothwendige  Ziel  der  EntwieUnng 
hin.  Dieses  Ziel  wird  am  Vollkommensten  durch  die  Gesittung 
erreicht,  indem  der  freie  Wille  der  einzelnen  Menschen  rechts- 
storende  Handlungen  unterlässt.  Soweit  aber  die  Gesittung  (Sitt- 
lichkeit, Sitte)  hierzu  nicht  ausreicht,  ist  das  Zwangsprincip  deSj 
Hechts,  in  der  Staatsmacht  verwirklicht|  anentbehrlich »  am  sich 
dem  Ziele  soweit  als  möglich  za  nähem. 

Der  Staatszwang  kann  nnn  indireet  nnd  direct  emwiiken. 

1)  Jenes,  indem  der  Staat  Vorkehrongen,  Einrichtmigen  vai 
Anstalten  schafft,  nm  ReehlsstOrangen  Ton  ▼omherem  zu  verhllteii: 
der  aa{  solche  gerichtete  Wille  der  Menschen  schreitet  ans  Pnreht^ 
oder  aus  der  Ueberzeugung  der  Aussichtslosigkeit  des  GeKi-l 
gens  gerade  wegen  der  Massnahmen  des  Staats  nicht  zu  den 
rechtsstörenden  Handlungen  selbst.  (Mitunter  handelt  es  sich  auch 
um  den  Fall,  dass  bedenkliche  Unterlassangen  anf  diese  Weise 
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unterbleiben ).  Der  Staat  kommt  hier  den  Kechtastörungen  zuvor 
und  bandelt  nach  dem  Prävcntivprincip. 

2)  Im  Gegensatz  dazu  wirkt  der  Staatszwang  direct  ein 
miUeUt  der  Kepression,  indem  er  die  eingetr etcuen  Kechtfl- 
stornngen  wieder  gat  nutoht,  stthDt,  begtraii,  die  Beohtsordnang 
irioder  berateUt 

Die  gehmgeae  Prft?eiitioii  lat  fom  Standpimcte  des  Reebte 
IM  dae  böbere,  yoih  Staadpimete  der  NflliUebkeit  und  des  prae- 
tiwben  Interesses  der  fiiiiseliieii  und  der  gtiisen  Velkswfrthsebafl 

m  gleichfalls  das  wichtigere  Moment.  Das  Streben  niuss  daher 
darauf  hinausgehen,  die  Prävention  möglichst  richtig  und  aus- 
reichend zu  machen,  damit  die  Repression  gar  nicht  ncithig  werde. 
Je  böhsr  die  Volkswirthscbaft  und  die  Cultur  eatwickelt  sind,  je 
«eher  namentlich  ancb  die  Arbeitstbeilung^  national  und  Inter- 
utiMisl,  gediebeoi  je  eomplieirter  die  VerbttltDiise  und  Formen 
d«  Verkebrs  werden  (Creditwiribsebaft!  §.  114,  WeltwirOisebaito- 
iciUbrl  57  ff.),  desto  nothwendiger  wird  die  Mvention,  weil 
ik  einmal  eingetretene  Reebtsfltömng  viel  schädlicher  wirkt.  Das 
Bedürfnis 8  nach  um  1  a s sc nd s ter  Präventivthätigkeit 
les  Staats  wird  daher  mit  dem  Fortschritte  des  Volks  und 
seiner  Wirthschaft  immer  dringlicher  (störender  £infla88 
TOD  Kriegen  auf  die  ausgebildete  Volkswirthschaitl). 

Die  PräventivthUtigkeit  ist  aber  auch  schwieriger  als  die 
himt  fiepresdfon»  Die  Bedingangm  fttr  die  Zweekmässigkeit  der 
«Haien  trelen  ersi  bei  hOberer  Eatwiekhmg  des  Volks  ein.  Dann 
M  aieb  die  ErfWlnng  der  Anforderungen  der  PrilYention  erst 
nSglieb.  Die  Prävention  erheischt  ein  umfassendes  System  yon 
Einrichtungen  und  Veranstaltungen.  Schon  die  Entwerfung,  vollends 
die  Ansführung  des  Plans  dafür  setzt  eine  grössere  Entwicklung 
der  Bildung  voraus,  theils  der  intellectuellen  Bildung  tiber- 
baopt,  theils  der  technischen  insbesondere.  Jenes  System  muss 
einheitlieh  mögliohst  weit  räumlich  und  zeitlich  ausgedehnt 
Wüte,  Aber  das  ganze  Gebiet  der  Volkswirtbsebaft  nnd 
ibcr  die  anfeinander  folgenden  Alterselassen  nnd  Oene- 
TStisnen  der  Beyölkernng  (z.  B.  im  Heerwesen).  Demgemftss 
•Istendie  Einzelnen,  die  kleineren  autonomen  Organe  (Gemeinden), 
die  „kleinen  Herren"  und  Herrschaften  erst  dauernd  und  ausreichend 
dem  Staatswillen ,  der  Gesetzgebung  und  der  Zwangsgewalt  des 
Staats  Unterworten  sein,  bevor  ein  solches  System  einheitlicher 
i^Tsntiymasssegeln  nbüglieh  wird.  Der  Sieg  der  Präventivpolitik 


I 

I 
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fttUt  daher  in  der  neveren  OeBobiehle  seitiieh  mit  dem  Siege  der 
absoluten  Fdrstengewalt  (17.  Jabrbnnderty  sosammen.  Ifit  d«l 
Fortentwicklong  des  Volkslebens  nnd  der  VolkswirtbicM 

speciell  wachsen  di e  Schwierigkeiten  für  die  Prävention  aber 
wieder,  weil  die  Verhältnisse,  welche  geregelt  und  überwacht 
werden  müssen,  immer  complicirter  werden,  während  gleich- 
zeitig die  Anforderungen  an  die  l^istungen  der  PriMrention. 
steigen.  Das  System  von  Massregeln  nnd  EUnriebtongea  sia: 
Zweek  der  Pritvention  wird  dadnreb  selbst  immer  grossartiger,. 
eomplieirter,  kflnstlieber,  branebt  immer  mebr  und  bessere! 
Arbeitskräfte  nnd  Kapitalien,  erbeiscbt  deswegen  ^nea  iuser 
grösseren  regelmässigen  Finanzbedarf  und  eine  dieMi* 
beschaffende  umfänglichere  Anwendung  der  Besteuerung, 
setzt  daher  auch  stärkeres  Volkseinkommen  und  Volks- 
vermögen voraus.  Endlich  muss  aber  das  Präventivsystem  aach 
so  eingerichtet  sein,  dass  der  Uebergang  zur  kräftigsten 
Repression,  wenn  er  etwa  doeb  noeb  nötbig  werden  sollte^ 
mögliobst  raseb,  obne  Störungen  nnd  sieberen  Erfolg 
verbeissend,  eintreten  kann.  Die  Bepreesivtbltigkeit  mnss  dslier 
organiscb  an  diePräventivtbätigkeit  sieb  ansobliessev, 
aus  ihr  heraus  wachsen.  Sie  wird  dadurch  selbst  wieder  ganz 
anders  gestaltet,  als  auf  früheren  Stufen  des  Volkslebens,  wo  die 
Prävention  noch  wenig  ausgebildet  ist. 

§.  181.  Das  Präventivsystem  auf  den  einzelnen  Ge- 
bieten. Das  grossartigste  Beispiel  für  eine  rationelle  Entwioklsog 
in  der  dargelegten  Riebtnng  liefert  das  moderne  Heerwesee 
ttberbanpt,  die  prenssiseb-dentsebe  WebrTerfaasnng  iBf- 
besondere,  Das  Gesagte  gilt  dab«  Tontlglieb  Ton  der  Dnreh- 
fflbrnng  des  nationalen  Maebtzweeks,  wosn  das  ilee^! 
wesen  das  Mittel  ist,  aber  es  ist  principiell  ebenso  richtig  aof  den 
anderen  Gebieten  des  Rechtszwecks.  Gleicbniässig  zeigt  sich 
tiberall,  dass  der  Staat  bei  der  geschichtlich  voransgebenden 
vorherrschenden  Repression  mehr  nur  sporadisch  von  Fall 
zn  Fall|  wenn  Rechtsstörnngen  bereits  wirklieb  erfolgt  sind  oder 
wenigstens  unmittelbar  droben,  Thätigkeiten  tmn  SebntM  der 
inneren  Beebtsordnnng  nnd  rar  Siebemng  der  Unabbängigkeit  des 
Volks  naeb  Aussen  zu  ergreift.  Bei  der  später  Torwatteadea  M 
vention  dagegen  schafft  er  feste  stehende  Einrichtungen 
und  Anstalten  für  alle  auch  nur  möglichen  Fälle  von  Rechte 
Störungen,  —  EinricbtaDgen,  welche  einerseits  solebe  Störoogen 
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verhüten ,  anderseits  sie  sofort  im  Keim  erdrücken  und  bei  weiterer 
Eotwicklnng  sie  niederschlagen  sollen. 

Solche  Einrichtungen  sind:  die  gesammte  Jastizorganisa- 
tion  im  Inneren,  mit  ihren  stehenden  Gerioblshöfen  verschiedener 
InstaiiMo,  statt  der  gelegentlicheoi  böehsteoB  periodiBchen  richter- 
lioheD  FimetioneD  firtther;  die  Prilraitiv-  und  BepressiTorganiBaftton 
dtr  Felis  ei  (BehOrdeiii  Gesadannerie,  Peliseieorps)  statt  der  ▼e^ 
«nelten  Thttigkeiteo  zur  FriedenslMiwahrnDg;  das  Gefftngniss- 
»jTBtein  mit  seinem  grossen  Gebäudekapital,  seinen  Abstufungen  der 
Strafarten  statt  der  freilich  „viel  einfacheren"  Abstrafung  der  Diebe 
lind  andrer  Verbrecher  durch  die  rasch  wirksame  Repression  des 
Galgens;  der  stehende  diplomatische  und  Consulardienst 
statt  der  einzelnen  GesandtBchaftssendnngen;  endlich  namentlieb 
die  grostartige  FrilTentir-  nnd  Bepressiyorganisation  der  stehen* 
den  Heere  (mindeetens  Cadres)  nnd  Flotten,  in  Verbindnng 
mit  grossen  bleibenden  Befestigungen,  Lagern,  Arsenalen,  Kriegs- 
bäfen,  KriegssohiiTen,  nnd  mit  Einrichtungen  zur  vorherigen 
kriegerischen  Einübung  und  eventuellen  Einberufung  einer  Reihe 
von  Altersclassen  der  militärisch  geschulten  männlichen  Bevölkerung 
zum  wirklichen  Kriegsdienst,  —  statt  der  technisch  unvollkomme- 
neren, nicht  für  die  vorherige  kriegerische  Einübung  sorgenden 
älteren  militärisoben  Einrichtungen  (Heerbann-Aafrnf,  lehensstaat- 
tiehe  Wehrrerfassang  n.  s.  w.),  statt  der  Requisition  der  Kanffisbrtbei- 
aebüfo  snm  Kriegsdienste  wie  im  Hittelalter  nnd  statt  der  FQrsorge 
ftr  die  AnsrIlstnBg  (Bewaffhung),  Verpflegung  der  Mannschaft  nicht 
MM  Öffentlichen,  sondern  ganz  oder  grösstentheils  aus  den  Privat- 
mitteln  der  dienstpflichtigen  Leute  selbst. 

III.  —  §.  182.  In  Volk 8 wirth schaftlicher  und  damit 
oDg  zusammenhängend  in  finanzieller  Beziehung  hat  dieses 
Von^alten  der  Pr&Yention  noch  einige  besonders  beaobtenswerthe 
Folgen.  Es  mnss 

1)  einefbimliebeOrganisation  des  Staatsdiensts  eintreten, 
rndsm  sieh  eioe  Beihe  von  Personen  nach  dem  Gmndsatae  fester 
BemfsarbeltsMlung  ansschliesslich  dem  Staatsdienste  widmen, 
rieh  ftlr  denselben  eigens  kostspielig  ausbilden,  damit  sie  den 
hohen  Anforderungen  an  die  Qualität  der  8taatsleistungen  ent- 
sprechen können.  Die  Anzahl  dieser  Personen  wächst  mit  der 
Ansdebnung  der  Staatsthätigkeiten  und  mit  der  Einbürgerung  der 
Pr&Teotion  beständig.  Die  Anforderungen  an  die  specifische  Ans- 
bOdung  steigen  gleichfalls  fortwährend,  besonders  auch  mit  der 
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Benutzung  jener  grossen  Kapitalien  in  Heer  und  Flotte,  welche 
wieder  eigens  qualificirte  Arbeiter  zn  ihrer  Leitung  und  Benutzung 
voranssetzen.  Der  Staatsaufwand  an  Löhnen  (Gehalten)  wächst 
ebenso  relativ  und  absolut,  zumal  je  aiuMohlieasIicher  die  Arbeiter 
im  Dienste  des  Staats  sieh  cüemi  Dieule  widmen  mllMeD.  Der 
ßteat  wird  Beamten  Staat'',  arbeitet  mit  fest  angesteUtoi, 
bemteittssig  gebildeten,  besoldeten  Beamten,  —  eine  EmhriddiaK^ 
welehe  gerade  dttreh  die  Pritventirtlifttigkeit  am  Meisten  notwendig 
(Heer,  Justiz,  Polizei),  und  durch  die  Ausbildung  des  Ehrenamts- 
diensts  und  Selfgovernments  doch  nur  in  beschränktem  ^laasse 
aufgebalten,  kaum  positiv  zurückgedrängt  wird.  *) 

2)  Ebenso  muss  der  Staat  mit  immer  grösseren,  kostspieligeren, 
techniseh  vollkommeneren,  künstlicheren  und  öfters  erst  dorob 
Uebnng  ordentfich  zu  handhabenden  Kapitalien,  besondea 
stehenden,  wirtlisf^ften,  nnd  Bwar  wiedenon  snmeist  wigen 
des  Vorwaltens  der  Privention.  Hier  handelt  es  sieh  theäs  nm 
Grnndstlleke  (Tnippentlbnngsprätze,  Sefalessplltse)  naA  hesontei 
um  Gebäude  und  deren  I  u  v  e n  t  a  r  e  für  die  mannichfaltigsten 
Einzelzwecke  der  Staatsverwaltung  (u.  A.  Kasernen  statt  des  früheren 
Privatquartiers);  tbeils  und  namentlich  um  Werkzeuge  und 
Maschinen,  mittelst  deren  auch  der  Staat  die  Kräfte  seiner 
Arbeiter  und  der  Natur  auf  den  bestimmten  Productionszweek 
binleitet  Am  Wiebtigsten  ist  wiedonm  das  System  der  Kriegs- 
masehinen,  Werksenge  nnd  Yorkehrnngen  in  den  Angriffii' 
nnd  Vertbeidigungsmitteln  des  Land-  nnd  Seekriegs  (Vorwalten  der 
Fernwatfen,  der  Artillerie,  anderseits  die  Vertheidigungsmitid 
im  Festungsbau,  in  der  Panzerung  u.  s.  w.).  Getlbtes,  specifiscli 
ausgebildetes  Personal  ist  dann  besonders  wieder  fUr  die  Hand- 
habung dieses  Kriegsmaterials  erforderlich.  Werden  nun  ancb 
die  Kriege  seltener  und  kürzer,  so  werden  sie  dooh  viel  wuchtiger, 
intensiver  gefuhrt  nnd  verlangen  einen  nngeheneren  Aufwand  ai 
Menscbenkrftften  nnd  Kfq)itai  für  die  Ftthraag  selbst  nnd  hinterher 
Kom  Wiederersatz  der  serstOirtsn  Kapitalien  nid  inr  Wiedsignt> 

^)  S.  auch  u.  §.  189.  Nlhtres  Aber  den  moderneo  Staatsdienst^  mit  bosonderei 
Kiicksiclit  auf  die  HesoMung;spolitik,  in  R;\u- \Va<;iier,  Fia.  I.,  §.  53  fT.  2.  A.  §.  71  ff. 
von  mir  entwickelt.  Vgl.  nainentUch  auch  die  schönen  ErörtaruDgeik  von  IL  v.  Mehl. 
Politik,  in  der  Monographie  «,der  Staalsdietist"  IL,  347  ff.  —  Aoeh  Laspeyres« 
Art.  Staatäwirthschaft  im  StaatswOrterb.  X.,  passim.  Scbäffle,  gcsellsch.  Syst  2.  Aoi, 
IL,  209  IT.  Stein,  Yenraltnng-slehro ,  CJrieist,  Verwaltung,  Jostiz  und  Recbtswff 
(B«rL  1868)«  passim.  Auch  der  ,vBe«xateastaat*'  ist  daher  in  viel  iiOherun  Jiliiiiie 
nodiweDdiget  Eatwicklnngsprodact,  ab  oft  ugenommeii  vbd,  wm  räch  jB«  T«^ 
fanuBgifortt  auf  ICmw  und  Art  dfeaer  EuhrleUvag  Ibfeii  Bnflni  nMbt 
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roachung  der  geschädigten  menscbUoheii  Existenzen  („Hetablisae- 
amV^j  Invalidenpensionswesen). 

Auch  in  Bezog  anf  das  Vorwalten  der  Prävention  und  auf 
die  damit  Terbnndene  „Kapitalwirthschaft''  und  „Wirthschaft 
DÜ  qnalifieirter  Arbeit"  ist  der  Einflnss  der  fortsehreHenden 
Nttnrerkenntniss  (n.  A.  aneh  im  Gesondbeitswesen ,  wo  man 
die  EinfltlBse  der  „elementaren  Lebensbedingungen"  (Stein)  der 
Bevölkerung,  Luft,  Liebt,  Wasser  u.  b.  w.  immer  mehr  kennen 
lernt  und  alsdann  angemessen  das  „Prävenire"  zu  spielen  sucht^ 
Qod  der  Einfluss  der  fortschreitenden  Tecbnik  augenscheinlich 
von  entscheidender  Bedeutung.  Man  muss  dies  erkennen,  um  uobe- 
fangen  grossen  gesehiohtiichen  firscbeinnngen,  s.  B.  dem  System 
der  stehenden  Heere  nnd  ihrer  teobnisehen  Einriobtnngi  gerecht 
tu  werden  nnd  den  mitwirkenden  Einflnss  persönlicher  Verbilt- 
nisse  in  diesen  Dingen  nicht  zn  ttbersehfttzen,  z.  B.  den  „Macht- 
habem  und  Regierungen''  nicbt  eine  Schuld  am  „Militarismus"  zu- 
zuwälzen,  welche  sie  nicht  haben.  Hier  und  in  anderen  ähnlichen 
Fällen,  Uberhaupt  im  „bureaukratiscben"  Staate  der  Neuzeit  handelt 
es  sich  um  mächtige  entwicklungsgesetzliche  Erscheinungen,  denen 
gegenflber  der  Wille  der  Einzelnen  ein  Factor  von  untergeordneter 
Bedentong  ist*) 

§.  188.  —  8)  Die  wichtige  Folge  des  PrttventiTprincipB  ittr 
die  Höhe  nnd  besonders  ftir  die  zeitliche  Vertheilnng  des 

Finanzbedarfs  besteht  dann  im  Unterschied  von  der  Repression 
darin,  dass  dauernd,  hinsichtlich  der  bewaffneten  Macht  auch  im 
Frieden,  ein  verhältnissmässig  hoher,  im  Ganzen  gleich- 
bleibender Bedarf  Jahr  für  Jahr  wiederkehrt,  welcher  auch  in 
Zeiten  grösserer  BechtsstOrnngen  (bürgerliche  Unruhen,  Kriege 
IL  B.  w.)  doch  nor  mftssig  durch  die  alsdann  stärker  eintretende 
Repression  gesteigert  wird.  Bei  vorwaltender  Bepression  ist  dagegen 
der  laufende  Bedarf  geringer,  ungewöhnliche  StOmngen  der 
Reehlsofdnmig  treten  aber  leiebter  ein  und  steigern  sodann  direct 
imd  indirect  den  Bedarf  austierordentlich.  *)   Die  Prävention  führt. 


*)  VergL  Beispiele  fai  meiner  Abhandl.  RdchffinanzveMB  Holtzend.*8 

J»hrb.  B.  S  ».  a.  0.  S.  121,  125  II  .  141  ff. 

')  S.  meinen  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztschr.  l'^TO  S.  75,  82,  wo  aus  dieser  Auflasa.  die 
FolgeraBgen  far  die  FiBanzen  gezogen  werden.  —  Auch  £ngel8,  Duhring's  Um  wälz., 
tat  diiM  Frage  ganz  richtig  benrlhelh,  nur  dos  er  n  Mk  etne  DeberqMBeang 
L  B.  des  Militarismus  annimmt,  worauf  dann  wieder  der  Rückschlag  eintreten  würde. 
Iki  eotschetdenden  Einäuss  der  Technik  entwickelt  er  auch  hier  meisterhaft,  8.  140  fK 
£b.  &  121  C  —  Bau- Wagner,  Fin.  L.  §.  72  b,  bee.  S.  166  der  Vergleich 
nwhm  Pim—m  imd  XoidMMrlee,  2.  A.  §.  108. 
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weil  sie  in  rabiger  Zeit  systematisch  eingerichtet  wird,  auch  zu 
viel  grösserer  Sparsamkeit  in  der  BeschajSnng  und  Ver- 
wendung der  Mittel.^)  Ebenso  ermöglicht  sie  eine  geordnete 
Besteuerung  und  damit  die  beste  organische  Verbindung  zwischen 
der  staatlichen  Gkmeinwirtbschaft  und  den  Privatwirthschaften.*) 
Sie  verdient  somit  volkswirthscbaftlich,  trotz  der  mehft  sa  Iftognea* 
ddD  Gefahr  fttr  die  Volksfreibeit  und  einer  flbertriebenen 
Ansdehnmig  in  einielnen  Fällen,  wie  s.  B.  im  Miliarwesen,  den 
Vorxng  nnd  entspricht  den  Bedürfnissen  der  hoher  entwickelten 
Volks wirthschaft.  Jene  Gefahren  aber  müssen  vornemlich  wieder 
durch  eine  ordentliche  constitntionelle  Budgetwirthschalt 
und  mehr  noch  durch  ein  richtiges  Erziehangs-  und  Unter* 
richtssy Stern  beschworen  werden.^) 


5.  Hauptabschnitt 
Die  Festetellmiir  des  Bereichs  der  StaatüUi&U^kelU 

Die  Ansichten  hierüber  gehen  uothweudig  nach  dem  rechtsphilosophischen. 
poUtiüchen  und  ?olkawirthäch&ftlichen  Standpuuct  aa&eiuaiider.  Insofora  ist  Mif  die 
allgemein«  Litentar  ttW  den  Staat,  naoeotlich  Aber  im  StaatsKweck  n  wv- 

weisen,  s.  o.  die  Vorbemerk,  zu  Kap.  4  S.  293.  Vergl.  besonders  Ahrens  a.  a.  0. 
Auf  jedem  Standpuncfe  ergeben  bieli  aberStrL'itfragen  hiosichtlich  der  Grenzzichonj 
für  die  Staatätbiitigkcit  im  concretcu  Kalle,  wenn  an  und  für  sich  (.,iui  Princip")  die 
Slaalsthitigkeit  für  berechtigt  anerkannt  wird.  Fttr  die  liditfge  objecdTe  EmaeidMg 
solcher  Streitfragen  lassen  sich  Regeln  aufstellen,  wie  dies  im  folgenden  Abschn. 
geschieht:  ein  Punct,  welcher  gerade  für  die  v  ol k s  wi rth  schaf  1 1  i  c  h  e  (ußi 
finanzwissenschaftliche)  Betrachtung  des  Staats  wichtig  ist  und  bisher  ui 
der  deutschen  ToIkswirthMhanliolien  Literatur  vohl  am  BeMen  ron  Scbiffle 
behandelt  wuhIl'.  Ahrens  a.  a.  0.  enthält  im  Einzelnen  trotz  seines  m.  E.  nicht 
durchweg  ausreichenden  leitenden  Priucips  (s.  o.)  viel  Vorzügliches,  besonders  II..  2S4  tf. 
Sein  Versuch,  den  Staatszweck  qaalitatir,  nicht,  wie  auch  im  Texte  von  mu 
geschieht,  qnalitatif  und  quantitativ  zn  bestimmen,  ist  beachtenswerth ,  aber 
doch  nicht  ganz  gelungen,  s.  IL,  2S4  vergl.  mit  801.  Für  das  Ausland  (England. 
Frankreich)  ist  in  der  Theorie  der  Standpunct  W.  t.  U  u  m  b  o  1  d  t  k  noch  beute  äeaück 
maassgebond,  wie  z.  B.  J.  St.  Mill  zeigt. 


6ambetta*8  Kriegsfübrong  1870  ^711   Verdatt^riea  im  BOigotoieg.  & 

T.  Hock,  Fin.  Kordamericas  Stuttg.  1S66,  S.  442  ff. 

•)  L.  Stein,  Heerwesen  S.  26  ff.,  ist  etwa*>  zu  leicht  über  die  Schwierigkeitra 
der  Militarfinanzen  hingegangen.  Daher  wohl  auch  das  mangelnde  V erstand niiw  für 
eine  gerade  kriegsfinansiell  ao  wlobtige  Function  einer  (lo  spanaaM)  Ba- 
richtung  wie  der  Staatsschatz  (Finanzwissensch.  S.  Aull  &  IM).  Veij^  dagogai 
Kaa-Wagner,  §.  b3  ff.,  2.  A.  §.  66,  106  fl'. 

')  Das,  was  Plate  so  tiefsinnig  durch  die  sorgfältige  Erziehung  der  „Wächlef 
in  seinem  „Staate**  emichan  woOto,  ist  bente  eben  wegen  des  Prlrentirsyiteiu  isd 
der  stehenden  Heere  ein  grösseres  praotisclies  Bedürfniss  als  jemals.  Sein  Systea 
(II..  Kap.  14  ff.)  ist  auch  ein  System  geregelter  Prävention  gerade  gegenüber  as»- 
wärtigen  Kriegen.  Bei  aller  Ueberspanntheit  des  socratitich-platon.  Standpoocts  in 
,3ltste**  sind  die  AnscbainuigMi  in  «nesem  Poncte  Wied«  m  «wigem  Wvtkt, 
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S.  sonst  Schäffle.  gesellsch.  Syst  2.  Aafl.  bes.  Kap.  29,  31  if.,  namentlich 
^  S3S,  199,  nil  mehifadi  b.  E.  noht  gltteUidMii  FtemiiliTiiiiismi  der  Omndallnt 

Ton  im  Texte  in  einigen  Puncten  nninittelbar  Gebrauch  gemacht  wurde.  Jetzt  aach 
^üc.  Körper  IV,  .H2T  ff.  R.  v.  M  o  h  1 .  Polizeiwiss,  3.  Aufl.  I..  §.  3  ff.  Für  Einzelnes 
Laspeyres'  Art  Staatswirth^chait  im  Staatswürterb.  X.  —  FUr  rieles  Einzelne  u. 
t  d  finani.  Seite  der  Spodalfingea  s.  vieder  die  Fin.wiss.,  hts,  d.  Lehren  r.  Ftn-Iiedaif 
n  Piif.«nrerb  in  1.  B.  v.  ?.  d.  OebtUiND  im  3.  Band.  * 

L  §.  184.  Bedingnngen  und  Regeln  fllr  die  Fest- 
iteUnng  des  Bereichs  der  Staatsthfttigkeit   An»  der 

principiellen  ansschliesslichen  Uebertragung  des  Rechts-  und  Macbt- 
zwecks  auf  den  Staat  und  aus  den  Erfahrungen  hierüber  und  Uber 
die  Thätigkeiten  des  Staats  zur  Durchführung  des  Cultur-  und 
Wohlfahrtazwecks  lassen  sich  fUr  die  Feststellung  des  jeweilig 
richtigen  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  folgende  BediDgungen 
udErfahrnn g sreg el n  ableiten.  Um  die  Fornmlining  derselben^ 
wie  um  die  ganze  naüonalOkononusche  Analyse  des  Staats  hat  rieh 
luuBentlieh  SehUffle  wesentiiohe  Verdienste  erworben. 

A.  Die  allgemeine  Regel  lautet:  der  Staat  hat  diejenigen 
Thätigkeiten  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  seiner  Angehörigen 
selbst  zu  übernehmen,  welche  weder  die  Privatwirthschaften, 
noch  freie,  noch  andere  Z  wan  gsgemein  wirthschaften 
(SelbstverwaltuDgskörper)  Überhaupt  oder  nur  weniger  gnt 
oder  kostspieliger  ausüben  können. 

Die  Leistungen  im  Gebiete  des  Rechts-  nndMaehtsweoks 
sind  auch  hiemaeh  wieder  principiell  dem  Staate  za  Aber* 
tragen.  Denn  dieser  kann  hier  aUein  naeh  dem  Erfordemiss  der 
Einheit  nnd  der  einheitlichen  Handhabung  von  Recht 
und  .Macht  das  Nothwendige  leisten.  Im  Einzelnen  ist  es  aber 
auch  hier  mitunter  zweifelhaft,  theils  ob  eine  bestimmte  Leistung 
gerade  allein  zum  Gebiete  dieses  Rech  tszwecks  gehört,  theils  ob 
der  Staat  direct  und  allein  sie  ansflben  oder  die  Austtbung 
etwa  andren  Wirthschaften,  namentlich  den  Selbstver- 
waltungskOrpern  ttbertragen  soll.  Noch  schwieriger  wird 
die  Entscheidung  bei  Leistungen,  welche  zur  Durchführung  des 
Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks  gehören,  bei  diesen  muss  ge- 
wöhnlich ein  Zusammenwirken  der  verlschie denen  Wirth- 
schaftsarten  vorkommen. 

B.  Für  die  Staatsthätigkeit  spricht  nun  in  solchen  einzel- 
nen Fällen  die  Vermuthung,  wenn  besonders  folgende  vier 
Bediagnngen  yorliegen:^)  nemlich  wenn  die  tüchtige  Her- 

Zun  Theil  irörtlich  nach  Schäffle,  besonders  §.  185,  199.   Er  kommt  zu 
der  EfSitennf  nar  fon  ein«m  etirai  »nderan  Gesichtspnncte  ms:  er  will  nemlich  die 
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Btellong  (Produotion)  der  betrefbnden  Lmtang  to&  der  | 
möglichsten  Keitliehen  Naehbaltigkeit,  rimnllelieii  Ava- 1 

dehuuDg  uud  Einheitlichkeit  oder   selbst  Ausschliess- j 
lichkeit  der  erforderlichen  Thätigkeiten  abhängt,  und  wenn  die  i 
Benutzung  (Consumtion)  der  Leistung   entweder  unver-j 
meidlich,  nach  der  Natur  der  letzteren,  eine  gemeinsame! 
ist,  oder  ohne  besondre  Schwierigkeiten  znm  Vortbeii  Vieler  imd 
mit  wenig  oder  gar  nicht  yergrOsserten  Kosten  eine  gemeinsame 
werden  Isann:  die  Leistung  aneh  so  beschaffen  iat,  dass  sie  einer 
Hehrsabl  Einselner,  jedem  in  nnmessbarem  Oiade,  ni  Gste 
kommt 

§.  185. —  1)  Die  zeitliche  N acbhaltigkeit  und  die  räum- 
liche Ausdehnung  einer  Thätigkeit  ins  Auge  zu  fassen,  i>t 
recht  eigentlich  Sache  des  Staats.  Er  ist  für  unbegrenzte 
Dauer  berechnet  und  souverän  in  seinem  GebietCi  er  nmiasst 
nicht  nur  die  jetst  lebende  und  wirkende  Generationi  sondern  dsi 
Volk  in  seiner  gesebiobtlieben  Entwicklung,  nidil  ur 
die  hier  und  dort,  sondern  die  llberall  in  seinem  Gebiete  lebeaden 
Menseben.  Daher  ist  der  Staat  auch  der  geborene  Vertreter  aller 
Derjenigen,  welche  sich  nicht  selbst  zu  schützen,  ihre  Interessen 
nicht  wahrzunehmen  vermögen  (§.  143):  der  unerwachsenen  und 
der  greisen  Generation,  der  zukünltigen  Geschlechter,  der  abseits 
vom  grossen  Verkehr,  in  unentwickelteren  privatwirthschaftiichen 
Verhältnissen  Lebenden^),  der  im  Concurrenzkampf  Schwächeren. 
Der  8taat  wird  mitbin  besonders  passend  da  eintreten,  wo  eine 
einzel-,  namentlich  eine  privatwirtbschaftliebe  JProdnetionsait 
einseitig  bloss  das,  oft  auch  nur  augenbliokliebe,  inleiesse  dei 
Wirtbsebaftssnbjects  wahrnimmt,  auf  Kosten  dauernder  all- 
gemeiner Interessen  und  zum  Schaden  der  eben  genannten 
Elemente  des  Volks.  Er  wird  thcils  die  Leistung  ganz  auf  sich 
nehmen,  theils  die  bezügliche  Thätigkeit  der  anderen  Wirthschalten 
regeln  und  controliren,  um  diese  nacbtbeüigen  Folgen  zu  verhtitea. 

Am  Kotbwendigsten  ist  dies  in  jenen  besonders  wichtigen  Filki^ 

•-  , 

Umstände  nachweisen,  „unter  welchen  die  Tauschconcurrcnz  nicht  durchaus  der 
hOohsteü  WirthschaftUchkcit  dient,  also  Ökonomisch  oder  auch  uatUrlich  tmgt- 
schlosBen  ist**,  8.  846. 

Ein  wicLtigt'i  Punct  im  Grossstaat,  wo  mit  follem  Rechte  öfters  mit 
Staatsmitteln,  d.  h.  mit  den  Mitteln  der  (iesammtheit  und  daher  mit  einem  Terhilt- 
nissm&ssig  bedeutenderen  Beitrag  der  reicheren,  steoerfähigeren  LandesUieüe  die 
B»\img  von  inneren,  in  der  EntiricUang  rarackseUiebenea  Thdlea  det  Gehiett 
eiÜDlgt.  Ein  in  Preussen  mehrfach  zwischen  dea  poUtiichtii  BRit^den  «ad  dai 
Vertretern  des  Westens  und  Ostens  erörterter  Punct 
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wo  eine  systematische  zeitliche  AneiDanderreihung 
nnd  ränmliche  Ausdehnung  der  organischen  Einrichtungen 
zur  Productionsthätigkeit  die  Vorbedingung  des  Erfolgs  dieser 
leUteren  überhaupt  oder  doch  ihres  grösseren  Erfolges  ist. 

Die  HeiBteUnDg  and  Wahrnng  der  Bechtsordnnng,  die 
Gewährang  yon  ReohtSBehntZy  besonders  naeb  dem  Prilyentiy- 
prineip,  erweist  sieh  aaeh  naeh  diesen  Gesiehtspnneten  wieder  als 
das  Hanptgebiet  unmittelbarer  und  aassebliesslicber 
Staatstbltigkeit  (Daber  b.  B.  beim  Uebergang  yom  Staaten- 
bund zum  Bundesstaat,  wie  jüngst  bei  uns,  vor  Allem  das  Militär- 
Wesen  Reichssache).  So  werden  im  präventiven  Wehr  System 
die  Bewohner  des  ganzen  Staatsgebiets  und  die  ganze  Reihe 
gewisser  Altersclassen  systematisch  für  den  sonst  nicht  zu  erreichen- 
den grossen  Zweck  verbunden.  So  debnt  sieh  die  Jnstia-  nnd 
Poiiaeioiganisation  ttber  das  ganse  Land  ans  nnd  gewährt 
dsdvreh  eist  die  Bttrgsehaft  für  ihre  dnreh  den  Zweok  der  Institu- 
tion yerlangte  genügende  präyentiye  nnd  repressiye  Leistang  (Qe- 
gensata  zn  Asyfa^chten  n.  dgl).  So  yerhtttet  der  Staat  mit  der 
Beschränkung  oder  dem  Verbote  der  Kinderarbeit  in  den  Fabriken, 
mit  den  Vorschriften  über  gewisse  Vorkehrungen  gegen  Gefahren 
(sanitäre  Massregeln  u.  s.  w.)  die  Ausbeutung  der  Arbeitskraft  zu 
Gunsten  des  momentanen  Vortheils  der  Arbeitgeber,  aber  auf  ikosten 
des  physisehen,  sittlichen  nnd  geistigen  Wohls  der  schutzlosen  nn- 
teran  Classen  nnd  der  heraawaohsenden  nnd  snktlnftigen  Genera- 
tionen des  Volks. 

Aber  aneb  yiele  wiehtige  F&lle  der  Staatstbätigkeit  im 
Gebiete  der  Cultnr-  nnd  Wohlfahrtsförderung  sind  mit 
Rücksicht  auf  die  nöthige  zeitliche  Nachhaltigkeit  und 
räumliche  Ausdehnung  der  Leistungen  geboten.  So  erfolgt 
in  der  Uebemahme  der  Forsten  in  Eigenthum  und  Verwaltung 
des  Staats  nnd  in  der  Gtesetzgebnng  und  Controle  ttber  Privat- 
forsten (^äehntzwaldnngen  n.  s.  w.)  nnd  Gewässer  sowie  in  der- 
jenigen über  den  Bergbany  die  Jagd,  dieFiseherei  dieWahr- 
nehmnng  der  Interessen  der  kflnftigen  Gesohleehter.  So  werden 
in  der  staatlieben  Fürsorge  für  die  systematisebe  rftnmliche  Aus- 
dehnung des  Strassennetzes,  der  Verkehrsanstalten,  der 
•Schulen,  der  Einrichtungen  im  Gebiete  des  Huraanitäts-, 
Armen-,  Medicinal-,  öffentlichen  Gesundheitswesens 
iL«,  w.  die  Interessen  der  iiewohner  aller  Theile  des  Staats- 
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gebiets  und  aller  socialen  Classeu  gleichmässiger  wahrge- 
uommen.  ^) 

§.  186.  —  2)  Viele  Leistimgen  für  die  Befriedigung  der  Be- 
dttrfiusse  des  Volks  erheischen  ferner  eine  einheitliche  oder  selbst 
eine  aasscbliessliche  LeitUDg  durch  ein  Wirthschafkssalyeel, 
theilSy  weil  nur  so  das  betreffende  Gut  ordentiieb  berzostelien  is^  — 
der  Hanptfall  ist  wieder  die  Reebtsordnung  — ,  tbeib  wdl  gleieb- 
faUs  nur  so  oder  doob  so  am  Besten  für  die  «rforderfiebe 
Nachhaltigkeit  und  Ausdehnung  der  hergehörigeu  Thätig 
keiten  gesorgt  werden  kann,  wie  in  vielen  der  vorher  genannten 
Fälle.  Zur  ausschliesslichen  Ueberuabme  einer  Leistung  Iii 
der  Volkswirthschaft  erscheint  der  Staat  allein  berech tigi|  zur 
einbeitlicben  Leitung  er  am  Besten  berufen. 

Demgemäss  ergiebt  sieh  wiedemm  naob  diesem  Gesiebtspnncte 
eine  wichtige  Bogel  für  die  Bestimmong  des  Bereicbs  der  ätaats* 
tbätigkeit:  wo  durch  die  Katar  der  Leistung  eine  ans- 
schliessliehe  oder  einheitliche  Leitung  von  einer 
Hand  aus  geboten  oder  sehr  zweckmässig  ist,  gleich- 
zeitig aber  die  Ueberlassung  dieser  Leitung  an  Andre, 
besonders  an  Privatwirtbschaften,  wesentliche  Bedenken 
bietet,  weil  leicht  ein  Gewaltmissbrauch,  ein  factisches 
Monopol  eintritt  oder  ein  rechtliches  niithig  wird,  nnd 
anderseits  die  Staatscontrole  die  daraus  herTorgehendea 
Gefahren  nichtgenttgendausschliesst,  dawirddieStaats* 
tbätigkeit  am  Platse  sein.  So  wiederum  yor  Allem  im  Gebiete 
des  Rechtsschutzes  im  Zutjammeuhaug  mit  der  Verwirklichnug 
der  Rechtsidee  überhaupt.  So  aber  auch  öfters  im  Verkehrswesen: 
bei  Eisenbahnen,  Posten,  Telegraphen;  im  Geld-  und  Mtlnzweseo; 
z.  Tb.  im  Bankwesen,  besonders  im  Zettelbankwesen;  im  Schul- 
wesen: Staats-  statt  Kircbenscbulen  u.  dgl  m.,  kerne  kirohlieben 
Universitäten. 

Aus  dieser  Regel  sind  auch  Folgerungen  für  „OffenfUehes'' 
und  gegen  Privat eigenthum  an  gewissen  Grundstöcken  und  ge- 
wissen Kapitalien  zu  ziehen,  Puncte,  auf  welche  im  2.,  3.  und  4. 
Kapitel  der  2.  Abtheilung  zurück  zu  kommen  isL 

Jb^  lu  bui^eichneud,  wie  daher  gerade  auf  diesen  Gebieten  der  moderne  Smi 
Thitigkditen  imner  mehr  an  lich  lidit,  reiche  fimher  etva  den  Gemeiadea 

Privaten  mehr  uberlassen  waren.  Neben  dem  Militärwesen .  der  obersten  Gcrichfi* 
OlganLuttion,  sind  es  gleichfalls  die  genannten  (iebiete,  wo  die  Cen tral ge wal t  de) 
Bandesstaats  gegenüber  den  Particuiarstaaten  mannigfach  ihre  Competeuz  begründet; 
JOeatschea  Beich,  z,  Th.  Mich  Schireiz.  Vgl.  meiiie  Fiii.  2.  A.  L  §.  40. 
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§.  187.  —  3)  Die  Natur  der  Leistungen  für  manche  Arten  der 
BedürfnissbefriedigQDg  bringt  es  mit  8ich,  dass  Einzelnen  die 
T  heiin  ahme  an  dem  betreffenden  Vortheil  oder  Gennss  (die 
CoBinrntion)  nieht  TorEuenthalten  ist,  wenn  die  Leietmig 
RMtapt  einmal  erfolgt  Die  Herstellong  der  Leistung  maeht  hier 
fener  Ofteis  Kosten y  welehe  wenig  oder  garnieht,  jedenfalls 
nieht  im  Verbältniss  des  grösseren  Umfangs  der  Theilnabme 
in  den  Vortbeilen  der  Leistung  wachsen.  Die  X'orthcile  lassen  sich 
är  den  Einzelnen  auch  nicht  genau  messen,  ein  Tausch- 
wert han  s  c  h  1  ag  dafür  erscheint  unausführbar.  Hier  ist  dem- 
t^mUs  das  gemeinwirtbsobaftliche  Princip  der  BedUrtbiss- 
)efriedignng  angebracht:  gemeinsamer  Consam,  bez.  freie 
/oniamtion  für  den  Einseinen,  aber  gemein  wirthsehaft- 
iehe  Prodnetion  der  Leistungen  miitelst  Beiträgen  oder 
lUiern  (§.  118,  ]50ff.,  158).  Der  Staat  selbst  wird  aber  hier 
Heder  passend  solche  Leistungen  von  allgemeiner  Bedeutung 
ür  die  Bevölkerung  Ubernehnicn,  bei  welchen  gleichzeitig  jene  drei 
ndren,  vorher  erörterten  Bedingungen  vorliegen.  Das  Gebiet  des 
lechtsschutzes  erscheint  auch  hiernach  als  wahre  Staats- 
Dgelegenheit,  denn  nach  der  Idee  des  Rechts  muss  Allen  der 
'ortheil  des  Reohtsschatzes  sn  Theil  werden.  Dieselbe  jndieielle, 
«liieiiiehe,  militärische,  yolkswirthsehaftliche  Thätigkeit  vermag 
itsn  aber  auch  ohne  oder  nur  mit  relativ  kldnerKostensteigernng 
uerfaalb  gewisser  (kensen  einer  grösseren  Ansahl  Personen  so 
Hrte  tn  kommen.*)  In  letzterer  Beziehung  ist  zu  beachten,  dass 
jch  die  für  Repression  bestimmten  Einrichtungen,  wie  Justiz  und 
olizei,  nicht  bloss  Demjenigen  nützen,  welcher  zu  seinen  Gunsten 
ine  Hepressivthätigkeit  des  Staats  erlangt,  sondern  indirect  allen 
»äderen,  welchen  dies  BedUrfuiss  wegen  der  präTentiyen  Wirkung 
aner  Einrichtsngen  erspart  bleibt  ^)  Auch  andre  Leistungen ,  wie 

Hier  liegt  auch  ein  bekAonter  wichtiger  ökonomuicher  Vortheil  der  Arbeits- 
bciliDf  vor:  iodeni  sieh  eine  kleinere  Amehl  Penoneo  bemftmlfsip  ms- 

■h!ie»lich  und  vollst&odig  einer  Arbeit  (z.  B.  dem  Militärdienst  daa  Heer,  dem  Po^t- 
^eost  die  Postbeamtonscliaft  u.  den;!,  m.)  vridinet,  producirt  sie  das  betrctlen(]e  Ciut 
die  Dieoätiebtuug  im  erforderlichen  üinlang  und  xnOgÜchst  gut  uud  ökonomisch 
•d  Bimmt  »leiehMitig  allen  Änderen  die  (»ecttglicbe  Arbeit  gens  ab«  so  de«  eine 
n>sbäni(^e  Ockonomie  derKr&fte  und  eine  allseitig  bessere  Ausnutzung 
«r  Kräfte  im  höchsten  rolkswirihschaftiichen  Interesse  vom  Production8>taii(ipunct<* 
erfolgt  1A.UX  denke  etwa  an  die  7,  sage  sieben  selbitUudigen  Poatverwaliungen 
i  Htabnrg,  an  deren  SteUe  ent  im  Norddenticben  Bande  die  eine  dentselie  Ver> 
»loiBp  trat  1 

•)  Ein  wichtiger  Gesichtsponct  for  die  Frage,  ob  und  wie  weit  die  Kosten  dor 
Iviljastiz  von  den  J  u»titgebuhren  gedeckt  werden  oder  die  Justiz  unent- 
•Itlieh  ftngiren  eolL  Vgl  in  Fln.  IL  d.  Oebnbfenldiii,  §.  291  ff. 
A>  WaffBtr,  Orudlaftuf.  S.  Ami.  22 
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die  Herstellung  und  der  Betrieb  von  Schulen,  Verkehrsanstalten 
eignen  sich  wegen  der  Vortheile,  an  denen  ausser  den  Benutzern 
mehr  oder  weniger  die  ganze  Bevölkerung  Theil  nimmt,  besondere 
fUr  die  Uebernahme  durch  den  Staat  ^) 

IL — §.188.  Ldsiing  weiterer  Schwierigkeiten  in  der  Be- 
stimmung der  StaatBthätiglLeiten.  Die  richtige  Entseheidoiigi 
ob  Staats-  ob  ThStigkeit  einer  andren  Wirthschaft,  besonders  wa 
Privatwirthsehalt  emtreten  soll,  wird  irelHefa  dnreh  dieNaftordci 
Staats  selbst  und  seiner  Leistungen  auch  im  einzelnen  Falle  erschwert. 
Denn  der  Staat  steht  kraft  seiner  SoiiveränetUt  hinsichtlich  der 
Bestimmung  seiner  Leistungen  und  kralt  seiner  Finanz  hobeil 
hinsichtlich  der  Mittelbeschafi'ung  zur  JsLostendeckung  aasserhalbj 
der  freien  Concnrrenz.  £r  kann  also  auch  anpassende 
Thätigkeiten  übernehmen  und  festhalten  oder  llbermissige  Kosten 
dftftlr  verwenden,  ohne,  wie  die  Privatwirthschafit,  dorch  Absatimsagel 
oder  zn  thenre  Prodnetion  nnd  zn  hohe  Preise  zur  £änstellvng  seiner 
Thätigkeit  gezwungen  m  werden.  Die  Regierung,  als  Wirthscbaib^ 
subject,  wird  ferner  leicht  geneigt  sein,  die  Ikdeutung  oder  dea 
Werth  ihrer  Leistungen  zu  Uberschätzen,  ihre  Thiitigkeiteu  zu  weit 
auszudehnen,  zu  sehr  nach  alter  Schablone  auBzuführen,  unpassend 
alte  Thätigkeiten  beizubehalten,  statt  sie  ganz  einzustellen  oder  sie 
andren  Wirthscbaften  zn  ttberlassen.  Die  EigenthttmÜobkeit  der 
meisten  Staatsleistnngen,  nm  die  es  sich  handelt,  di^Immaterialitit,! 
die  speoielle  Unverkllnflichkeit,  dieArt  derHerstellosil 
Termittelst  eines  grossen  Aemter Organismus  erschwert  imaioi 
und  hindert  oft  gänzlich,  Werth  nnd  Kosten  einer  einzelnen 
Leistung  genau  zu  bestimmen.  Berechnung  nach  dem  Tausch-  oder 
Geldwerth  ist  gewiibniich  ganz  ausgeschlossen.') 

Die  vollständige  Ueberwindung  aller  dieser  Schwierigkeiten 
fttr  die  richtige  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  ksDij 
auch  durch  Benutzung  der  obigen  Kegeln  natürlich  nicht'  immer! 
gelingen  und  in  einzelnen  Fällen  werden  F^ier  hinsiebtUeh  der 
Bestinunung  der  Gompetenz  des  Staats  stets  Torkommen.  Die 
zweekmttssige  Organisation  der  constitntionellen  Bsdi 
getwirthschaft  muss  in  dieser  Beziehung  auch  \vieder,  nicht  al? 
das  ausreichende,  aber  als  ein  principiell  richtiges  und 


")  Für  die  Frage  der  ünentgcltlichkcit  und  anderseits  der  Höhe  'i^ 
Schulgelds  der  öUenÜichen,  besonders  der  niederea  Scholen  gilt  daaielbe  vie  iü 
die  Frage  der  Deckung  der  JoftlzkoMiil.  S.  eb.  §.  296. 

*)  VeigL  Lftspeyret,  Art  Stutowiriliscb..  StiulnrSrterb.  X.,  70  C  und  fmtüB, 
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relativ  bewährtes  HilfimiittftI  zur  Lösung  der  Aufgabe  be- 
idchnet  werden.®) 

Günstig  ist  dabei  der  Umst^ind,  dass  es  sich  bei  der  Fest- 
stellung des  Bereichs  der  8taatstbätigkeit  und  der  Einriebtung  des 
Verwaitnogssystoms,  nach  welchem  diese  Thätigkeit  ausgeführt,  die 
Staatszweoke  verwirklicht  werden ,  nicht  om  einen  vollständigen 
Kenban,  sondern  höchstens  am  einen  Um-  nnd  Weiterban  sn 
htndefai  pflegt  Bei  diesem  ist  die  Masse  der  altttberkomme- 
oen  Staatsleistnngen  gar  nicht  in  Frage.  ^)  Die  Einschränkung 
oder  AusdehuuDg  der  8taat«thätigkeit  und  die  Aeuderung  des  Ver- 
waltuugssystems  im  einzelnen  Falle  wird  dann  doch  immer  bei 
einiger  Fähigkeit,  Tact  und  gutem  Willen  der  Kegieruog  und  der 
\  olksvertretang  leichter  richtig  entschieden  werden.  Die  geordnete 
Herbeiziehung  der  Übrigen  antonomen  räumlichen  Zwangsge- 
meinwirthsehalten y  der  Provinz ,  des  Kreises,  der  Gemeinde,  znr 
IGtwuknng  nnd  die  Ausbildung  der  Selbstregierung  und 
des  Ehrenamtssystems,  soweit  es  sich  bewährt,  femer  die 
^ute  Einrichtung  des  Vereins wesens,  der  Gesetzgebung  Uber 
Krwerbs-,  besonders  Actiengesellschaften  hebt  weitere  Schwierig- 
keiten. Die  Sphäre  der  Privatwirtbschaften  wird  dann  auch  im 
Grossen  und  Ganzen  richtig  bestimmt,  nicht  zu  sehr  eingeschränkt, 
Jucht  zu  weit  ausgedehnt  werden,  aber  nothwendig  immer  wieder 
Ton  Zeit  an  Zeit  Veränderungen  unterliegen. 

ÜL  —  §.  189.  Einfluss  des  Beamtenthums  fttr  die 
Feststellung  des  Staatsbereichs.  Die  Thätigkeiten  des 
SisilB  mflssen  dnrch  eine  besondere  Art  von  Arbeitern,  dorch  das 
Betmtenthum  ausgelührt  werden.  Die  Leistungsfähigkeit 
dieses  Heamtcuthums  ist  daher  schliesslich  auch  noch  ein  hoch- 
wichtiger Punct,  welcher  bei  der  Feststellung  des  Bereichs  der 
Staatsthätigkeit  und  bei  der  Einrichtung  des  Verwaltungssystems 
Biit  berttcksichtigt  werden  mnss.  Diese  Leistungsfähigkeit  hängt 
lomTbeil  von  dem  System  der  Besetzung  der  Staatsämter, 
besonders  im  sogen.  Civildienst,  selbst  wieder  ab,  zum  Theil 
Mt  sie  aneh  bei  ein  und  demselben  Beamten^stem  vom  Stande 


Üchäffle,  ges.  Syst.  2.  Aufl.  §.  205,  216. 
*)  nnfn  liegt  die  priocipielle  Bef^tlndoiig  derForderang  einer  Treu nang  ein« 
stabilen  und  wandelbaren  Budgets  und  der  Ausscheidung  des  entsven  aas  der 
J4lirlichen  parlamentarischen  Bewilligung,  nach  englischem  Vorg:anp:e.  S.  Rau- 
Wagaer,  Fin.  L,  ^.  41  d,  2.  A.  §.  56  und  die  dort  citine  Literatur,  besuuders  Uueist 
^  8.  daitbar  dio  Litsntiiroschireise  obea  in  Annsfk  1  za  Abschnitt  4.  §.  ]82, 
ä  sao.  Vmukn  XokL 

22* 
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der  Cultur  nnd  der  Sittlichkeit  und  Sitte  des  ganzen 
Volks  und  Zeitalters  mit  abhängig.  Je  mehr  es  gelingt,  ein 
den  Verhältnissen  einer  Zeit  und  eines  Landes  besonders  richtig 
EDgepasstes  Beamtensystem  auszubilden  und  je  tüchtiger  dieses 
npter  dem  Einfluss  richtiger  Eniebnng  nnd  gtinstiger  Cultar-  nnd 
Sittenznstftnde  fangirt,  desto  grosser  ist  natttrliob  die  Leistung«- 
fthigkeit  des  Beamtenthnms  nnd  desto  mehr  Anfgaben  kOnnen  ihm 
nnd  somit  dem  Staate  gestellt  werden.  Hebnng  des  Beamten- 
thnms in  technischer  nnd  geistiger  Fähigkeit,  in  sitt-| 
licher  Integrität,  in  unabhängiger  Gesinnung  neben  voller, 
vom  Staatsdienst  geforderter  Su bord in ation  wird  damit  zu  einer 
weiteren  wichtigen  Voraussetzung  der  erfolgreichen  extensiv  und  i 
intensiv  gesteigerten  Staatsthätigkeit.  Die  Einrichtang  des 
Systems  der  Besetzung  öffentlicher  Aemter  erhebt  sich 
dadnreh  sn  einer  hochwiehtigen  Anfgabe  fhr  das  Staatsleben  und 
fOr  die  Volkswirthschaft  nnd  ist  nioht  nnr,  was  oft  sn  einseilig 
beachtet  wird,  von  Bedentnng  für  die  im  engeren  Sinne  politisdie 
(d.  h.  formal-politische)  Seite  des  Staatslebens  und  für  die  persön- 
liche Stellung  der  Beamten. 

Unter  den  Hauptsy-stemen  der  Besetzung  ot^entlieher  Aemter 
in  den  modernen  Staaten  zeichnet  sich  das  in  Deutschland  ge- 
schichtlich eingebürgerte,  auch  in  anderen  Ländern  bemerkens- 
werther  Weise  gerade  für  Richter  gleichfalls  ttbltehe,  beaonden 
dnreh  die  Leistnngsfähigkeit  des  Beamtenthnms  ans.  Es  be- 
steht darin,  dass  bernfsmässige  Organe  nach  ErfWlnng  gesell* 
licher  Vorbedingungen,  dnreh  welehe  die  Geeignetheit  znr  Bekleidung 
eines  Staatsanits  nachgewiesen  werden  soll,  in  systematischer  Ord- 
nung vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  zu  besoldeten  Aemte  rn  er- 
nannt werden.  Die  Ernennung  giebt,  sofort  oder  nach  einer  Probe- 
zeit, einen  Rechtsanspruch  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez. 
anf  dessen  Besoldung  (Gehalt) ,  theils  ftir  die  Lebenszeit,  theili 
itlr  bestimmte  längre  Perioden,  woranf  alsdann  Ansprach  auf  Bnhe* 
gehalt  (Pension)  eintritt^*) 

Die  Kostspieligkeit  dieses  Systems  ist  nur  ein  seheiB- 
barer  Nachtbeil  verglichen  mit  andren  Systemen.   Solche  sind: 

Aach  in  dieser  Frage  niMi  woU  wl«d«r  mehr  «n  aatike  Ide«n,  vi«  ii 
Plato's  ,,Staat",  ansrekofipft  werden.  DerPanct  deriichiigen  StaatsdienererziehoBf 
bei  Tins  noch  niclit  genügend  antenuclit  Worden,  was  Cifil-  und  wis  MititinliM^ 
anlangt  (Frage  der  Cadettenli&uäer!). 

^)  Kingelieiide  piincipiell«  vod  systflinarttclie  Behaadhiag  der  Beaoldaags- 
poHtik  ioi  Staatadientte  io  Ran-Wagiivr.  I.,  §.  67  11.,  2.  A.  §.  75  £ 
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besoldete  Berufsbeamte  ohne  Recht  auf  das  Amt  (Frankreich); 
rtir  kürzere  Zeit  durch  Volkswabl  (direct  oder  indircct)  ernannte 
besoldetei  nicht  nothwendig berofsmä^sig gebildete  Beamte  (ä ch  weiZ| 
Xordamerica);  freiwillig  und  ganz  oder  fast  ganz  anent- 
::eltlich  dienende»  gieiehfalls  nicht  immer  bemfemässig  ansgebil- 
dete  Beamte  wenigstens  Itir  gewisse  Aemter,  meist  auf  Zeit: 
System  der  Ehrenämter.^)  Die  Verbindung  des  letzteren, 
soweit  es  gebt,  mit  dem  deutschen  System  der  Aemterbesetzaog, 
welches  aber  nothwendig  vorwiegt,  bietet  wohl  in  unserer 
Zeit  die  beste  Bürgschaft  für  ein  Icistunglahiges  Beamtenthum, 
welchem  immer  mehr  und  grössere  Aufgaben  des  Staats  zur  Aus- 
j^iurang  Ubertragen  werden  künnen.  — 

IV.  —  §.  190.  Die  speoielien  Aufgaben  des  Staats 
als  Untersnchnngsgegenstand  der  systematischen 
Volkswirthsohaftslehre.  Im  Vorausgehenden  ist  der  Staat 
in  seiner  universalen  Bedeutung  fttr  die  Volks wirthsehaft  be- 
trachtet worden,  jenem  Standpnncte  gemäss,  wonach  wir  es  in  der 
Volkswirthschaftslehre  zu  tbun  haben  mit  der  V^olks wirthsehaft 
etaatlich  organisirter  Völker  (§.  53,  11(5).  Nach  dieser 
allgemeinen  Würdigung  des  Staats  und  der  generellen  Fest- 
»lellung  seines  Bereichs  müssen  in  der  systematischen  Volkswirth- 
sehaft^lehre  folgende  vier  vom  Staate  zu  lösende  Aufgaben  noch 
speeieller  untersucht  werden: 

1)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  anf  die  Gestaltung  des 
allgemeinen  wirthsehaftliehen  Verkehrsreohts^  d.  b. 
auf  die  Regelung  der  grossen  Rechtsinstitnte  der  personlichen 
Freiheit  (nach  principieller  Beseitigung  aller  Zustände  der  per- 
sönlichen Unfreiheit)  und  des  Eigenthums,  bez.  der  ge- 
sammten  Higcnthumsordnung,  einschliesslich  des  Vertrags- 
rechtSy  des  Erbrechts  und  der  Behandlung  wohlerworbener  Rechte 
(Enteignungswesen),  (§.  123  —  125):  jener  Verhältnisse  des  öffent- 
lichen und  des  Privatrechts,  welche  die  Rechtsbasis  anoh  des 
privatwirthschaftlichen  Verkehrs  bilden.  Die. Untersuchung 
der  dem  Staate  auf  diesem  Gebiete  gerade  nach  dem  volkswirth- 
icbaft liehen  Gosichtspuncte  obliegenden  Aufgabe  erfolgt  in  der 

")  Wir  Dentseliaa  werden  nItBecht  docbrach  «n  die  Ebrai^BeiBteii  liSlieie 
AüfordeniDgen  hinsicbtUch  der  Berafsbildong  stellrn.  YergL  KOnifs,  nir  AotbUdoiig 
■od  Stcllang  der  Beamten  io  Preussen,  Herl.  lS7o. 

^)  Eine  eoge  Greuze  liegt  u.  A.  schon  in  dem  uocutbehrlichea  und  stets  steigen- 
des Bedarf  techniseli  gebUdcter  Beamten,  eelbetredead  am  Wenigsten  dnidl 
die  Selbitfenralmng  enetzt  werden  kSnnen'\  KOnlfS  a.  a.  0.  S.  S. 
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nSehsten  Abtbeünng  der  Onmdlegnng :  von  „Volkswirtbicbftft 

und  Recht,  besonders  Vcrmöj^ensrecht" 

2)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  des 
speciellen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts,  d.  h.  anf 
die  Kegelang  der  Kechtsordnung  der  einzelnen  grossen  Zweige  ins 
besondere  der  materiellen  Production  oder  auf  die  NormimDg  der 
speoieilen  wirthscbaftlichen  BerafBordnnng  ist  iilher 
zu  nntersiiobeii  in  dem  xweiten  Hanpttbeil  des  System«  der 
Politieebeik  Oekonomie,  d.  b.  in  der  sogen,  speeiellen  (praeti- 
sehen)  Volkswirthschaftslebre.**) 

3)  Mehrfach  ist  im  bisherigen  N  erlaiil"  bereits  generell  die  Frage 
erörtert  worden,  ob  und  inwieweit,  wo  und  wann  theils  Zwangs- 
gemein wirthsc  haften  Uberhaupt,  theils  insbesondere  der 
Staat  selbst,  als  wichtigste  Form  derselben,  direct  die  FtUrsoige 
fUr  die  Herstellung  und  die  Vertbeilang  von  Gütern  neben  oder 
aneb  anssebliesslicb  anstatt  anderer  Wirtbschaften,  namentlich 
der  Priyatwirtbscbaften  nnd  freier  Gemeinwirtbsebaften,  in  Tolkt- 
wirtbsebafUicb  sweekmftssiger  Weise  ttbemebmen  sollen.  Diese 
Frage  ist  speciell  fUr  die  einzelnen  in  Betracht  komtnenden 
Fälle  vornemlich  ebenfalls  in  dem  zweiten  oder  speeiellen 
Theile  der  Volkswirthschaftslehre  genauer  zu  untersuchen.  Sie 
muss  aber  nach  ihrer  priucipiellen  Seite,  namentlich  nach  ihren 
Folgen  für  die  Eigenthumsordnung,  auch  in  der  folgenden 
Abtbeilung  noch  mebrfaeb  berührt  nnd  nach  ihrer  finanziellen 
Seite  in  der  Finanzwissensebaft,  besonders  in  derLebreTOffl 
Priyaterwerb  nnd  von  den  Gebttbren**)  erOrtert  werden. 

4)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  anf  die  Fflbrong  sraier 
eigenen  Productions-  und  Erwerbswirthschaft,  d.  h.  der  Finani- ! 
wirtlischaft  oder  des  Staatshaushalts  (§.  170),  ist  im  dritten 
Theile  der  Politischen  Oekouomie,  in  der  Finanzwissenschaft, 
zu  untersuchen.^^)  j 

^)  S.  Uber  d.  Systematik  ob«a  a  6,  n.  la  d.  8.  AMh.  d.  Grondlef.  (te  1  &) 

Abschn.  rom  System. 

")  S.  darüber  mcino  Fin.wiss.  2.  A.  I,  Kap.  vom  rrivatcrwcrb,  11,  Kap.  voü  d« 
Qebühren. 

Ebeadas.  I,  Einleit  n.  1.  Bacb. 
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Zweite  Abtheilung. 

Ytlkswirthsehaft  nnd  Recht, 
besonders  Verm&gensreelit 

Vorboinerlconc.  Diese  Abtheilanfi:  entspricht  dem  5.  Kapitel  in  der  1.  Auflag^, 
Teiches  deu  Titel  fahne :  Da»  ailgomeiue  \rirthschaftliche  Verkehrsrecht 
Mit  nimm  Anadroek  wird  zwar  dasjenige  Recht ,  welches  hier  forneiiilieh  betraohtot 
Verden  soll,  nemlich  das  Recht,  welches  die  Grundlage  des  p  r  i  v  h  t  v.  i  1 1  h  s  c  haft* 
liehen  Verkeh  rs  bildet,  w  ohl  im  Hirhtijrsten  bezeichnet.  Da  der  Ausilruck  ab<ir  ebenso 
veaig  wie  der  roQ  U.  Köslcr  in  uhniichcm  Sinne  gebrauchte  des  „Erwerbsrechtt** 
iflgemefai  tkblieh  noch  ganz  nnzveldentig  ist,  habe  ich  ihn  hier  in  der  üebeMchrift 
Äcser  Abtheilung  vermieden  u.  fflr  letztere  eine  allgemeiner^  lU  zeichnang  gew&hlt, 
»dch*«  den  Inhalt  des  Folt^enden  knnd  piebt.  Ks  haml-  lt  -^irli  ilnin  um  die  genauere 
Darlegang  dos  Zusammenhanges  von  Voikswirthschalt  (^allerdings 
DUMitlich,  aber  nicht  aossehliesslich,  des  privatvirthschaftlichen  Systems)  und 
Kecht;  und  das  Vermögensrecht,  specioU  die  gesammte  Eigenthumsordnung 
(Prirat-  und  öffentliches  Eigenthum),  nimmt  in  diesen  Erörterungen  nothwendig 
eine  so  bevorzugte  Stelle  ein ,  dass  es  pas^iend  erscheint,  darauf  in  dem  Titel  der 
AbtheiluDg  selbst  gleich  anfneilnam  zu  machen.  VergL  A.  Held,  HUdebr.  Jahr* 
hech  27,  S.  172. 

Für  die  folgenden  Vorbemerkun2:en .  welche  über  den  Standpunct  und  die  Be- 
hndlangsweise  orientiren  sollen,  ist  zunächst  auf  die  früheren  Vorbemerkungen  S.  1  ff. 
and  n  den  Knpiteln  (bes.  2,  S  n.  4)  der  rorigen  Abtheilang  Bezug  m  nehmen, 
^'eitere  Ausführungen,  besonders  literarischer  Art.  erfolgen  in  den  Vorbemerkungen 
za  den  einzelnen  Kipiteln  dieser  2.  Abtheilung  und  zu  einigen  Abschnitten  dieser  Kapitel. 

Der  bisherigen  systematischen  Nationalökonomie  ist  eine  zusammen- 
fassende  Erörterung  über  das  „wirthschaftliche  Verkehrsrecht**  ab  die 
Rechtsbasis  der  Entwicklung  der  VolkswirthN'  h.Tft  und  spcciell  des  privatwirthschaft- 
hchen  Systems  fremd,  sogar  in  noch  höherem  Grade  als  eine  solche  Erönerung  über 
den  Staat.  Aach  monographisch  ist  der  Gegenstand  dieser  Abtheilung,  wenig- 
iteas  als  GftBzas  nad  in  dem  organischen  Zusammenhange,  vle  es  hier 
jetzt  versucht  wild,  rom  ToUswiithschaftUchen  Standpvncte  ans  nodi  lüeht  be- 
handelt worden. 

Darin  liegt  ein  Mangel  der  bisherigen  Nationalökonomie,  der  in  neuerer  Zeit, 
bd  dem  Ringen  nadl einer  mehr  socialrechtlichcn  statt  der  Mshefigen  indifi- 
alrechtlich  cn  und  oinor  cit^cntlirh  v  o  1  k  s wirthschaftlichen  statt  der  bisher 
^onraltend  priv at wirthschaftlichen  Autiassung  auch  in  der  ökonomischen  Th eo ric, 
wohl  allgemeiner  empfunden  wurde,  besonders  seitdem  die  ..sociale  Flage**  nicht  mehr 
nur  in  den  Bachem  der  Alteren  Socialisten,  eines  St.  Simon,  Fourier  u.  s.  w, 
behandelt  ward,  sondern  mAchtig  an  die  Pforten  des  Staats  der  modernen  Erwerbs* 
Gesellschaft  schlägt. 

Die  Beseitigiing  dieses  Mangeb  ndsr,  positir  ausgedruckt,  die  Herstellung 
«iner  Tolkswirthschaftlicli  linltbnren  Theorie  des  allgemeinen 
wirthschaftlichen  VerkehrsTochts,  als  der  Rechtsbasis  der  Volks- 
Tirthschaft  nad  des  priTatwirthschaftlichen  Systems  insbesondere,  ist 
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die  grotse  und  schwierige  Aufgabe,  deren  Lösung  hier  für  die  syiteiiatfsche  Nadoiul- 

ökonomie  —  innerhalb  der  einem  Lehrbuch  noch  etwa  n>r»tatteten  ,  schon  ziemlich  ! 
weit  ge£ogeaea  Ureoien  —  in  dieser  2.  Abtbeilung  t ersucht  wird.    Denn  am  mdir  ' 
als  cuidi  yermeh  kann  es  sich  gegen  wirtig  bei  dem  Mangel  geeigneter,  das  gaue 
Gebi^  umfassender  Vorarbeiten  noch  nicht  handeln. 

Dtt'scr  Versuch  kann  bti  dit>cr  oii-  iikundijreii  Sachlape  ron  foniherein  dem  Ein- 
wände begegnen,  da^s  die  Zeit  noch  nicht  gekuuimeu  üci,  die  Lehre  TOm  allgejneineo 
wirthschaftlichoi  Yerkehrsrecht  in  die  systematische  NatlonalökoDomie  und  speciell  ia 
die  Lehrbflchcr  aufzunehmen.    Hier  sei  F'ertigfes,  Festes  zu  geben.    Eine  solch« 
f  Lehre,  soweit  >ic  ubciliauiit  ein  iJedürfniss  dt  r  \\  isscnschaft  der  Politischen  OckoDomi« 

sei,  was  noch  heute  viellach  beätritton  werden  wird,  könne  vorläuiig  höch^teuä  G^tfi- 
Staad  MtionalMteiiemischer  Monograpliie  sein. 

Das  BedUrfuiss  der  monographischen  Buhandlong  dea  Gegenstandes  dieser 
Abtheilung  wird  pc\vi>s  Derjenige  am  Bereitwilliü:>ti'n  zugeben,  welcher  wie  der  Ver- 
fttbser  bei  seiner  Bearbeitung  die  grossen  sachlichen  Schwierigkeiten  des  (iegea- 
eiandct  reUauf  erkannt  hat  und  durch  die  formellen  Schvierigkeiten,  de&  limigeB : 
Stoff  bereits  in  dogmatischer  Weise  und  im  IJahuien  eines  Lehrbuchs  ii: 
behandeln,  noch  mehr  boeri;:!  worden  ist.  l>i  r  <;ru>-e  Imfanp  diot?er  Abtheiluß^'. 
welche  erst  im  2.  Bande  abgeschlossen  wird,  ündet  iu  diesen  sachlichen  und  furmciloi 
Schwierigkeiten  der  Beaiheitung  des  Stofls  und  in  dem  Mangel  attsreichender  moae- 
graphischer  Vorarbeiten,  auf  weiche  für  man-  hcs  \\\  ilcre  hätte  hingewiesen  werden 
können,  seine  Krkiarung  und,  wenn  nur  der  U a ii jtt p u  n c t ,  die  Aufnahme  dieser 
Lehre  bereits  jetzt  iu  die  syatcuiatise  he  Nationalökonomie,  als  richtig 
zngegeben  wird,  wohl  auch  seine  Entschnldigiing; 

Was  aber  diesen  Hauptpunct  anlangt,  so  konnte  einer  systematischen  Dar- 
stellung der  rolilischen  Oekonomie  ron  dem  in  dic-i  -m  \\  erke  vertretenen  und  in  diesen 
1.  Theile,  in  der  „Grundlegung"'  besonders  zum  Ausdruck  kommenden  Slandpuncte 
ans  eine  Abtheilung  wie  diese  zweite  nicht  fehlen,  welche  für  diesen  Standpunct  luit 
dem  2.,  3.  U.  4.  Kapitel  der  vorigen  Abth.  znsamin<;n  den  wissenschaftlichen  Eck- 
und  Grundstein  bildet.  Die  letzte  Kechtfertigung  der  Aufnahmt^  der  Lehre  voio 
allgemeinen  wirthschaftlicheu  Verkehrsrecht  liegt  also  iu  den  Grundanschau ungea 
Uber  Politische  Oekonomie,  wie  sie  in  diesem  Werke  und  speciell  in  der  Grund» 
legüng  rcrtrefen  sind.  Der  Einwand  der  U  n  fe  rt  igke  it  jener  Lehre  trcht,  wie  über- 
haupt, so  besonders  in  unserer  Wissenschait  zu  weit:  welcher  Xheil  de«  Gebiets  der» 
selben  kann  denn  auch  nur  mit  einigem  Rechte  als  „fertig"  bezeidinet  weidmi? 

Ein  Eingehen  auf  das  wissenschaftliche  Veritehncecht  ist  aber  auch  am  eines 
practischen  GeJ'icht>i)uncte  gerade  in  der  Gegenwart  geboten:  der  Character  der 
heutigen  sociaiistibcheu  Bewegung  als  einer  gleichzeitig  ]>olitiächen  lüsst  sich  im  Ver*  i 
gleich  mit  den  politischen  Bewegungen  der  £ranzteisch«i  Revolntionsperiode  ein&ch  ^ 
darin  finden,  das»  heute  diu  Grundlagen  des  bestehenden  Priratrechts,  besonden 
das  (irund-  und  K  a  j)  i  t  a  1  e  i  g  en  t  h  u  ra .  das  Vertragsrecht,  das  Erbrecht,  wi« 
ehedem  das  bestehende  öffentliche  Kecht,  die  unumschränkte  königliche  Gewalt, 
die  heronechteten  Stände  v.  s.  w.,  principiell  augegriffen  werden.  Jeae» 
Plifalrecht  ist  aber  die  Kechtsbasis  für  die  (Jestaltung  der  Volkswirthsohaft  und  l'< 
sonders  des  privatwirthschaftli.  hon  Systems  (§.  12."<^:  letztere  sreh.  ti  und  fallen,  blcibt;i. 
und  verändern  sich  mit  ieuem  Kochte.  Die  theoretische  Nationalokunomio  kann  md 
darf  ebensowenig  die  Volkswirthschaft  ohne  Rflcksicht  auf  diese  Rechtsbaain«  wie  «hae 
Bockaicht  auf  den  Staat  betrachten.  In  beiden  Fällen  kommt  man  sonst  eigentlich  n 
..undenkbaren  Zuständen".  Einfach  aber  etwa  das  gegebene  Kecht  in  Betreff  de? 
Personenstandes,  der  persönlichen  Freiheit,  der  Eigcuthumsordnung  u.  s.  w.  als  gegebene 
Thatsachen  in  der  Nationalökonomie  noch  femer  wie  bisher  hinnehmen,  tot  icboi 
wogen  der  grossen  geschichtlichen,  zeitlichen  und  räumliehen  Wand  elba  r k  c i  t  dimd 
Kechts  und  seiner  Institute ,  und  we>;en  der  Wandelbarkeit  wesentlich  mit  in  Felge 
ökonomischer  Veränderungen,  unzulässig. 

Ein  gunstiger  EinÜnss  hinsichtlich  der  Behandtmg  wenfgileM  einzelner  Pude 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  in  der  Nationalökonomie  ist  wiedeCQB,  wie  » 
Vieles  in  dieser  Wissensi h.tft,  d»'tii  Socialisuius  zu  verdanken. 

Die  ältere,  besonders  Smiüi  sehe  Nationalökonomie  hat  die  pcrsunliche  Unfreiheit 
pandaitzllGh  nach  ihrer  rechtsphilosoj^hischen  Anachaanng  rerworfen,  nber  die  Ca- 
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frnkeit  lelbst  unr  als  Arbeitssystem  geprüft  and  hier  zu  einseitig  rerartfieilt 

><:hoD  die  grosse  geschichtliche  Verbreitung,  der  buigtt  Bestand  von  Unfreihcitäver- 
hiltnissen  rerbchiedenster  Art,  von  d<  r  Sdavi  ivi  Itis  zur  Frolinpflicht  und  Abgabe- 
pflicht, uttsste  die  OLonomisclid  VenirtheiluDg  der  Unfreiheit  schlechtweg  als  irrig 
enchdnen  lassen,  von  der  grundsätzlichen  Vertheidignng  der  Institution  selbst  doTcn 
PhUoiophea  vi«  einen  Aristoteles  gani  abgesehen.  Die  persönliche  Freiheit 
Türde  sodann  von  der  Natiuiiali'^konotnie  wie  von  der  I*erhtsphilo50i»hie  einfach  als  ein 
Axiom  betrachtet,  mit  welchem  in  einseitig&ter  Weise  operirt  wurde,  während  sie 
ToOeadt  TOB  ihr  als  „Problem*^  höchster  und  sehwierigster  Art  hitte  aufgefasst 
werden  müssen.  Die  Nationalukoiiomie  u|ierirte  wie  die  Philosophie  [mit  einem  ab- 
Mract-absohitoii  Krrtheitsbegrritr  fur  das  Individuum  nnd  vert^ass  vollstand i::^  die 
Coose^ueuzen  lu  ziehen,  weichu  auf  volkswirthschaftlicheui  (iebiete  aus  der 
XaziBo  der  Coexiatenx  der  IndiTidoen  nnrenieidlieh  herrorgeheo  müssen.  Nor 
so  erfcUrt  es  sich,  dass  die  Nationidftkooomie  der  Siiiith*Bcbea  Schule  mit  der  Her- 
»telloD?  der  persönlichen  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung  wenigstens  anf  dem  Kerhts- 
gebiete  der  Freiheit  oder  des  Persoueustandcs  alles  £rfurderliche  fUr  die 
Mamen  erreicht  ^aobte.  Alles  Weitere  erwartete  man  ron  der  allgemeinen  roUts» 
winhschaftlirhen  Hebung,  daher  möglichste  Zunalim*-  des  Kapitals,  „atli 
«reichem  dit-  Massen  beschäftiu't  werden",  und  der  P ro d uc tio ri .  „deren  Erzeugnisse 
»ich  unter  das  Volk  als  Eiukoiumen  vertheilen":  keiu  grosseres  Durcbschnittsoinkommen 
«hae  rerherige  grflosefe  Prodoctioo.  HOctaateBS,  dass  mao  aasserdem  „Vexhreitoiif 
der  Bildung"  für  das  ganze  Volk,  daher  selbst  AnwendoBg  OfEuktUcher  Mittel  dafhr, 
VerbtSiserun^  des  S'  hiilwesens  a,  s.  w.  verlangte. 

Das  Bemerkenawertbeste  bleibt,  dass  sich  bei  dieser  AuÜk»>ung  nicht  nur  die 
fiiwfe  Smith'ache  Schule  und  etwa  deren  Yertreter  in  Dentschhwd,  die  llteren 
N'itionalOkonomeD ,  wie  Ran,  die  spätere  „deutsche  FreihandeUschule"  beruhigten, 
Fildern  dass  selbst  Männer  einer  anderen  wissensrhaftlichen  Ki<  htung,  wie  von  der 
tiistomchea  Kuscher,  von  einer  schon  mehr  socialpolitiächeu  lüchtung  J.  Mill, 
darüber  nicht  hinaosgekommen  sind.  Roscher  widmet,  wenn  aneh  an  systematisch 
»ohl  nicht  pniiz  richtiger  Stelle,  nämlich  im  Boche  von  der  Produition,  ein  vortrefiT- 
üches  inhaltreichcd  Kapitel,  das  vierte  li?.  67  ff.),  der  „rufrciheit  und  Kn  iht  it"  nach 
der  üebersch  rift,  aber  das  Kapitel  handelt  cigentlicli  nur  von  der  l  nf  rciheit 
aad  vom  Cebergang  ans  denelben  zur  Fl:mheit,  nicht  aber  von  der  Rechts- 
rdnuiiir  der  letzteren  selbst,  als  ob  diese  ohne  Weiteres  aus  dem  Princip  oder 
i't.stulat  der  Freiheit  fulge.  Naturlii  Ii.  dass  Roscher  in  seinem  Werk  vielfach  später 
aof  einzelne  Fra^M-n  zu  sprechen  kummt,  welche  die  Rechtsordnung  der  pei^öulicheu 
Frdhdt  betrelTeii .  und  mit  dem  ihm  eigenen  eminenten  Tacte  des  Historikers  diese 
Fmsren  nicht  nach  der  Schablone  der  Schul '  der  freien  Conrurrenz  lr»st  Aber  die 
principielle  und  deshalb  zusammen fa>sende  Bchandluni;  der  Fragen 
frUt  (s.  o.  Vorbem.  zu  Kap.  2,  S.  62).  Und  nicht  anders  bei  Mill.  Dieser  erörtert, 
iameridn  richtiicer  als  in  der  Lehre  von  der  Production ,  die  Institution  des  Eigen- 
thoms  und  der  Sclaverei.  die  bäuerlichen  Ilalbpachtverhiiltnissf.  u.  s  \v.  in  der  Lehre 
voa  der  Vertbeiluug,  und  stellt  hier  der  Goncurrenz  das  Herkommen  aU 
Begnlator  la  Seite  (B.  U,  Kap.  4).  Aber  zu  einer  principiellen  Behandlang  nnd  einer 
PotmidiroDg  der  Lehre  von  der  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit 
»as  dem  politisch -ökonomischen  Sfandpuncto  gelangt  er  ebenfalls  nicht.  Ja.  selbst 
äch&ffie,  der  für  die  natiouaiökouumiscbe  ürundleguug  zumal  sonst  fielfach  Epoche 
smchend  int,  hat  hier  in  seinem  gesdlschafttichen  System  noch  weseadiche  Lücken, 
trotz  mancher  vortrefflichen  einxelnett  AnsfUmiDKea  über  Puncto  des  wirthschafilichen 
Verkebrsrechts.  Sein  Sociali^ürnns  nnd  Kapitalismus  ergänzt  dieselben  noch  nicht.  Krst 
tu  seinem  neuen  grossen  Werk  „Buu  und  Leben  des  socialen  Körpers"  wird  vielfach 
prlndpiell  aof  die  allfesMlnen  Fragen  der  Freiheit  n.  des  Eigenthnms,  in  Ihnlieher 
Weise  wie  im  Folgenden,  eingegangen  (rgl.  die  Stellen  nach  d.  Index  in  B.  4  unter 
diesen  tenn.  techn.).  Eine  zusammenfassend<  re  Behandlunir  des  Gegenstands  schloss 
vnhl  der  (Jharacter  des  Schaff  loschen  Werks  aus.  Sonst  beschäftigen  sich  die 
HattsnalökoneBeD ,  selbst  Bescher  ond  finiher  Sehiffle.  noch  an  einseitig  mit 
blossen  Conse  juenzen  des  PVeiheibprincips,  oder  mit  Conse<iuenzen  der  freien 
Concurrenz,  wie  (iewerbefreiheit.  Handelsfreiheit,  Zinsfreiheit,  Freiheit  des  Grundeigon- 
uiums  u.  s.  w. ,  wobei  zu  wenig  beachtet  wird ,  dass  die  freie  Coucurreuz  selbst 
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wieder  als  ConsequeDZ  der  höheren  Principien  der  absoluten  Indindualfreiheit  und 
absoluten  Privateigcuthums  erscheint  (s.  §.  125).  SchmolleT,  Grundfragen,  bes.  Es|p. 
3  a.  4  bleibt  zu  aphoristisch  u.  bei  den  auch  von  ihm  hier  erörterten  Fragen  ,judii 
dem,  was  sein  soll?*'  öfters  in  der  Beantwortung^  da  stehen,  wo  die  dgwdidks 
Schwierigkeit  des  Probleai  dar  Pruris  gegeoaber  erst  beginnt  Vgl.  für  weitm 
Literatur  und  dornti  Stellung  in  den  angedeuteten  Puncten  des  wirthadufUicliee  Tsf- 
kehrsrcchts  die  Vorbem.  zu  Hauptabschu.  2  u.  3  des  folg.  Kap.  1. 

Die  durchaus  individualistische  Auflas&ung,  welche  alle  BitOUflBflOli 
der  EtcliQlo  der  freien  Concurrenz  durchdringt  und  nach  deutschen  StbiinfUhrera  der* 
seihten,  wie  Priace-Smith,  durchdringen  soll  (§.  129),  bringt  es  dann  beider 
Erörterung  der  wirthschaftiicben  Seite  der  persönlichen  Freiheit  mit  sich,  dass  selbst 
fUt  freie  Gemeinwirthschaften,  wie  sie  ans  der  neueren  AssooUtieis» 
bewegang  hertoigiiigeB,  mindattens  kein  ganx  sympathisches  Verst&ndniss  geiade 
bei  den  consequentesten  Vertretern  der  Kichtanp,  wio  z.  dem  ebcngenanotcfl 
Prince- Smith,  zum  Durchbrach  kommt:  mit  £echt  nicht,  weil  alle  gemeinvirth- 
echaftliche  Organisation  dem  abstruten  Begriff  perrtolieher  Preilieit  und  DnabUagig- 
keit  widerspricht  (§.  IIS,  151,  154).  Man  übersah  nur,  dass  von  solcher  Freiheit  io 
„System  der  freien  Contracte"  zwischen  social  und  ökonomisch  uneleich 
sehenden  Personen  noch  riei  weniger  die  Bede  ist  —  Im  Grande  stellt  sich  m 
jüngerer  detitseher  NatfonalSltonoin,  vdeher  ror  wenigen  Hham  den  etwaa  pritenliltea 
Titel  der  „realistischen"  Schule  für  Sieh  ond  seine  Gesinnungsgenossen,  der  „abstractea- 
Schule  der  radicalcn  Freihändler  gegenüber  in  Anspruch  nahm,  nunmehr  bereits  tof 
einen  principiell  gleich  abstract- individualistischen  Standpunct:  L.  Brentano,  ia»> 
«Ulrbeitsferblhn.  gemiaa  d.  bent  Beehr  LpK.  1877  n.  In  a.  JLibeiterveniokttuir' 
Lpz.  1879.  Auch  hier  wird  fon  einem  ganz  abstract-absolntcn  Prciheits- 
begriff  und  Bcc^riff  der  rechtl.  Gleichheit  ausgegangen  u.  werden  daraui 
die  Conse^uenzen  abgeleitet  so  abstract  u.  so  wenig  realistisch  als  möglich.  Durch  di« 
«OeverictereinsorganiMtion  der  Arbeltei**  solt  dann  aUes  Mögliche  n.  Wünaoheaaviills 
erreieht  sein.   Vgl.  dagegen  meine  Recens.  in  d.  Jen.  Lit-Ztg.  v.  5.  Mai  1877. 

Es  ist  nun  das  wissenschaftliche  Verdienst  des  modernen  Socialis- 
mus,  auf  die  Bedingtheit  der  ökonomischen  Lage  des  Individunui» 
gerade  dnreh  das  bestehende  Becht,  bes.  dnroh  das  sogen.  PrlTatrochi 
hingewiesen  zu  haben.  Während  nach  der  herrschenden  nationalökon.  Lehre,  velck« 
dieses  Hecht  einfach  als  gegebene  Thatsache  hinnahm,  das  Individuum  diese  Lage 
sich  selbst  schafft,  —  eine  Auflassung,  welche  wie  die  Lehre  von  der  Goa* 
jnnetnr  teigt  (§.  76),  schon  der  wesentliehston  Elnsehrialmng  bedarf  —  Wirde  jetzt 
auch  noch  gezeigt  dass  diese  eigen  c  Thätigkeit  des  Individuums,  selbst  wo  ernsdich 
von  ihr  zu  sprechen  ist,  das  sccundäre.  das  Recht  (Unfreiheit,  Freiheit,  Gestaltoag 
der  letzteren,  Eigenthumsordoung,  Vertrags-,  Erbrecht  n.  s.  w.)  das  primäre  MosMBt . 
Uorfhr  sei  Wlhrend  dieses  B^t  bisher  meist  nur,  wenn  überhaopt,  ao  in  sösm  * 
Einfluss  auf  die  Production  von  den  Nationalökonomen  betrachtet  worden  rar. 
wurde  nunmehr  sein  maassgebendcr  Einfluss  auf  die  Vertheilung  des  Volkseui- 
komuions  und  Voiki>vermögeus  nachgewiesen.  Daraus  aber  folgte  die  Nothwe&di|käl  i 
gessde  eintr  Prüfung  dieses  Bechts  aneh  Tom  Tolkswirthschaftliehon  Sasd- 
pnnete  ant 

Allerdine^s  sind   die  Leistungen  des  wissenschaftlichen  Socialismus  ungleich  | 
bedeutender  hinsichtlich  der  Kritik  der  Eigenthumsinstitntion,  als  da  | 
BeoTtheilang  der  persAnliehen  Freiheit  Aach  diese  wird  von  den  Socialistea 
fast  allgemein  ebenso  wie  von  ihren  Gegnern  kurzweg  als  Axiom  hingestellt,  währen! 
sie  gerade  für  jede  von  ihnen  erstrebte  sociale  Gestaltung  des  Wirthschaftalebeas  aod 
ungleich  mehr  als  für  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  auf  der  lisilehsnitii 
Bechtsbasis  sohvierigsles  Problem  ist   In  Foorier'b  Phantastereien  ist  AM 
weni^-stens  erkannt,  wenn  hier  das  Bedürfniss  der  Production  nach  Arbeitskräften  nui 
das  Bedürfniss  des  Individuums  nach  Freiheit  durch  ein  allerdings  unsinniges  i^J^^  < 
der  Vertheilnng  der  Arbeiten  mit  nach  der  persönlichen  Neigung  (freilieh  lUlbAlKKrl  | 
der  Wahl  dorch  die  Genossen)  ausgeglichen  weiden  soll  Aber  ausserhalb  dieses  sonst 
ja  ganz  unbrauchbaren  Gedankenkreises  begegnet  man  auch  bei  den  Socialisten  keia« 
erastlichen  Beschäftigung  mit  dem  Problem  der  persönlichen  Freiheit  in  wirthichiA* 
lieber  Beziehnng,  ein  Vorwarf,  welcher  St  Simon  so  gut  wio  aUffdlafs  «aeh  Man. 
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Elf  eis  und  LatMlU,  selbst  Rod  beriae  triflt  üeWr  dt«  GoBÜiote  d«  Ihdivfdiial- 

'reibcit  mit  den  EdMernissen  einer  ucb  nach  socialistiscben  Crnndsitsen  organisirtan 
D^nthamsordnon^-  an  Prodactionsmittcln  (Boden  und  Kapital)  ond  einer  Ordnung 
der  Prodactkm  und  Vertbeilnug  gehen  sie  *Ue  sehr  leicht  hinweg,  wie  sich  xl  A. 
neh  in  d«r  SteUimr  m  HalthntMen  Berftlk«niogsleIire  teigt  (§.  97  a,  bes.  Aom. 
14  8.  145V  Existenz  solcher  Couflicte  ist  aber  gar  nicht  zu  bestreiten.  Kommt 
üian  schon  in  der  heutigen  Volkswirthschaft  mit  der  pensönlichen  Freiheit  nach  der 
bchsblooe  des  abatracten  Individualismus  uicht  aus,  so  vollends  nicht  in  einer  socisr 
IMMh  «fsgeriebtot»!!  oder,  was  dentnf,  vio  wir  nheo,  teliljeBsUeh  hlMiialinft,  ia 
einer  im  stärkeren  Maa»se  gemein«,  besonders  zvangsgemeinwirthächaftlich  oricanililtni 
Volkstrirthschaft  (§.  lOyb  ff.,  171).  Der  Vorwurf  der  Theorie  der  freien  Conrnrreni 
n|ea  den  Socialismus,  dass  er  die  Einzelfrciheit  vernichte,  kann  nicht  einfach  daroll 
Sluiehweifeii  daiaber  widerieft  werdoD,  da  eine  «ehr  veeendiehe  BeBchTinknBg  dieier 
Freiheit  In  jeder  sodslistischen  Organisation  gans  ausser  Frage  iht  Was  sidi 
frift,  ist  nur.  ob  diese  Beschränkung  zulässig:  nnd  ob  nicht  gerade  die 
Cfibeschränktheit  im  modernen  Rechte  unhaltbar  ist,  so  dass  auch  beider 
Fsdiallmg  der  OriodUfen  der  heotlgen  VoUfwirfhschsft  (§.  128— Itt)  elM  ihnUdio, 
Venn  auch  nicht  so  weit>:<  hende  Freiheitsbeschränkung  unumgänglich  ir&re. 

Für  diese  Fragen  kann  man  siih  also  so  weni?  auf  socialistische  als 
aational ökonomische  Werke  —  wenn  dieser  im  Wesentlichen  veraltete,  weil  an 
fliestende  und  in  eiunder  Ubeigebeiide  Begriffe  aiüniiipfiBiide  Unteneliled  liier 
bdbehalten  werden  soll  —  beziehen.  Es  wird  sich  u.  A.  zdgen,  dass  die  weitere 
Aasdehnung  des  pcmein-,  bez.  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen 
Systems,  z.  Th.  auch  au!  das  (iebiet  der  materiellen  Production,  ein  wesentliches 
Ifitlel  ist,  «m  grosse  Debebtlnde  einer  sbsolnt  geftssten  virthsehslUieben  FreQieiC 
d«s  Indifidunms  zu  beseitigen  oder  einzuschränken  (§.  229\  —  eine  bisher  z.  B.  in 
l'^r  Frage  des  Sfaatseisonbahnwesens  kaum  beachtete  und  doch  hochwirhtiire  Seite, 
iinzelnes  Uierhergehöhgo  bietet  daher  die  Literatur,  welche  theiis  vom  allge- 
■eineien  philosopU^en  nnd  potttiflolien ,  thelLi  fonf  nntionAlAkononiischen  Stsnd- 
pnncte  aus  das  Verhaltniss  des  Individuums  und  des  Staats  zu  einander 
'lehandelt  Vergl.  darüber  oben  V'orbem.  zu  Kap.  4  ,  S.  2«^9 .  292 ,  bes.  die  französ. 
Schriften.  Unter  den  wenigen  Werken,  welche  in  ähnlicher  Allgemeinheit,  wie  im 
folgeodeB  lüpitel,  die  pen5nliohe  nnd  Eigenthnmsffeibeit  vom  voOnwfrtbschaftlichen 
^•a[u^p^ncte  neuerdinsrs  behandeln,  ist  Maurus,  über  die  Freiheit  in  der  Volks- 
»"inh-  h.ift,  Heidelberg  1873.  hervor/.uheh'n.  Freilich  neben  mannigfach  uberein- 
^ummeudea  auch  mit  sehr  abweichenden  Kcsuhaten,  welche  sich  namentlich  daraus 
«lUmn«  dnas  mh  Mnnrns  noch  fiel  tn  sehr,  wenn  ancb  in  Widerspruch  mit  seinen 
sonstigen  Anschauuneren ,  an  der  abstract  abscinten  Freiheit  <\^s  rn'iivi<Jnnms  festhält. 
Vgl.  Anm.  5  zum  folg.  Hauptabsrhn.  1  des  1.  Kap.  Ueber  Mario  u.  Dunoyer  s.  u. 

Auch  die  Rechtsphilosophie,  sogar  diejenige  der  organisch en  Auflassung, 
bietet  for  die  virthscliafiliche  Becbttordnung  der  persönlichen  Freiheit  sehr  venlf. 
Theils  berührt  sie  die  nationalftkonomisch  wichtisren  Puncto  kaum,  thcils  bewegt  m 
nch  auch  hier  wieder  in  zu  va^ren  AJlgemeinheiten ,  wie  noch  so  vielfach,  weil  sie 
iteine  gentlgende  Ftthlung  mit  der  Nationalökonomie  hit  föehe  Uber  diesen  Mangel 
(be  Vorb.  zu  Kap.  4  oben  S.  200  ff.  und  u.  die  Vorbem.  ta  Hjtbschn.  2  u.  8  d.  1.  Kap. 

Am  Meisten  Werth  haben  für  die  Krrhtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  die 
£rOrtemngea  der  neueren  Verwaltungslehre,  besonders  Stein's,  U.  BOsler's. 

Bereits  riel  mehr  als  mit  der  persAnlichen  Freiheit  und  deren  Gonseqnemen  im 
Btehte  hat  sich  auch  die  Yolkswirthschaftslehre  mit  der  Kritik  und  mit  der  Frage 
narh  r^er  Berechtigung  des  Privateigcnthums,  des  Grün  d  ei  g  n  r  h  um?  speciell 
ood  des  Erbrechts  beschäftigt.  Die  Anregung  der  socialistischen  Kritik, 
aber  sack  die  geseliiebttiohe  Betnohtnng,  besonders  ton  so  wmadelbaren  Instttn» 
denen  wie  Ornndolgeithttm  nnd  Erbrecht,  ferner  z.  Th.  mit  dieser  gesohidi^ 
liehen  Betrachtung  eng  zosaromenhängend,  die  nationalokonomische  Beschäftitrung  mit 
(1er  Agrnrverfassnng  und  ihrer  Keform  haben  dazu  geführt  So  huden  sich 
SMfc  in  den  Waksii  der  ifsteanlisclien  NsHonslAkonomie.  venigsleBS  sns  nenersr 
Zeit,  besonders  bei  Roscher,  Schäffle,  Mill  u.  A.  m.  schon  beztirliche  besondere 
Abschnitte  o<ler  mehr  oder  weniger  eingehende  Erörterungen  Uber  das  Prirateigenthum, 
iiniDdeigeothum,  Erbrecht  als  Institution  der  Rechtsordnung.  S.  fur  die 
UHm,  die  YmlMaB.  z.  Kn|i.  2  nnten. 
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Für  die  Aelteren,  wie  R«a,  mit  der  Satz  von  Knio>,  Polit  Oekon.  S.  IM: 
Das  thafsächliche  Vorhandensein  und  die  rechtliche  Anorkennnng  und  Aufrechthaltnni; 
des  PriFateigcuthums  dorch  die  allgemeine  Staatsgewalt  sah  man  in  der  Yoiliswirtb- 
^haftHlehre  als  eine  sich  ron  selbst  verstehende  Voranssetzniig  »a. 
Eben  deshalb  fand  in  der  nationalOkonomischen  Theorie  eine  Erörterung  Ober  äa 
Prirateigenthuui  für  sich  k  e  i  n  e  Stelle.  Es  kann  dihor  nicht  an ffallon.  dai>s  auch  noch 
neuere  Systematiker,  wie  z.  B.  M.  Wirth,  in  dein  Kapitel  vom  £ij(ontham  vorzagv 
weise  nar  die  Frage  nach  dem  sogenannten  geistigen  Eigenthnm  erörtem,  Gnndilffe. 
3.  Aal,  I.,  334  ftU  IL,  74  ff.  Eine  principielle  Erörterung  Ober  die  iBttttQtiaa  m 
Privateic^enfhums  an  SaohErfifem  wird  in  d<T  N'ationalökononiie  um  ?o  weniger  unter- 
bleiben dürfen,  da  die  Üblichen  rechtsphilosophischen  „Begriiodungen"  des  Eigenthiunä 
nicht  genügen  (§.  254  ff.)  and  dn  nnter  den  EigenthamstbeorieA  diejenigen,  vvlebe 
das  Privateigendinm  »of  die  wirthBchaftUclie  Natur  dos  Menschen  und  tat  cUeAibeii 
zurückfulircn.  wesentlich  n  a  t i o  n  a lö k on  o m  i s  r  h Rri.^ ruudungen  sind,  welche  nul 
den  Grundsätzen  dieser  Wissenschaft  geprüft  werden  müssen  (§.  255,  265  ff.,  274  ff.> 

Der  besondere  Man  IT  el  der  bisherigen  nationalOkonoinlflchen  Untemchnngen  der 
Eigentbuiii'^in^titution  ist  die  angenOgende  Unterscheidung  von  Eigentbams- 
arten  nach  Zwecken,  denen  das  Ei^enthum  dient,  daher  nach  den  Objectea. 
welche  es  nmfasst,  namentlich  die  fühlende  Untorscheidtuig  von  Gebrauc hsver- 
fflögen-Eigenthnn  nnd  Ktpitaleif enthnm:  femer  die  einfache  Bernhi* 

Snng  bei  dem  wesentlich  römisch-rechtlichen  (absoluten)  Eigenthumsbegriff  qdI 
en  daraus  für  den  Inhalt  und  Umfang  des  Eigcnthuinsrechts  gezogenen  Conse- 
a Uenzen.  Gerado  hier  ergiebt  sich  die  Nothwendigkcit  von  Beschränkangea 
4es  Privateigenthamsrechto  nnd  erentnell  irieder  diejenige  einer  weiteren  Abi- 
dehnaog  des  gemein wirthschaftlichen,  besonders  des  zwangsgeincii- 
wi  rth s ch a f tli c  h e  n  Systems,  ibdom  gewisse  Arten  Eiifciithum  dem  Staate,  dtr 
Gemeinde  u.  s.  w.  theils  rechtlich  vorbehalten,  theüs  thatsächlich  in  grösserem  Cmfuige 
überwiesen  werden:  die  Pnge  rem  „öffentlichen**  neben  nnd  statt  dii 
Pri  va  teigenthums.  Die  hochwichtigen  und  schwierigen  Fragen  der  Privatei?cnthn«i- 
ordnunp  sind  von  den  Socialistcn  durch  die  Fordernng  der  rollständicen 
Aufhebung  der  Institution  des  Privateigenthums  au  Prodactions- 
mitteln  (Boden  und  Kapital)  zn  Iteen  gesncht  worden  (§.  109c):  Fragen,  ta 
denen  die  Nationalökonomie  nicht  langer  stills.  hw  .igend  vorbeigehen  darf.  >i 
liöthigen  aber  /u  einer  ecnaueren  Untersuchung  der  Theorieen  für  die 
Begründu  Dg  des  Privat  ei  genthums,  desgl.  des  Eigcuthmsbegriffs,  sowk 
des  Inhalts  nnd  Urafanirs  des  Eigenthnmsrechts  vom  nationalOkonomisch«a 
Standpu"hcte  ans  (Kap.  2  iint-MiV  Selbst  das  Bcdürfniss  nach  solchen  üntewu- 
chungen  ist  bi>hcr  kaum  emiifuii«l^n  worden.  Das  zeigt  die  Vereinzelung  ron  ErW* 
ternngen,  wie  die  Mill's  im  2.  Kap.  des  2.  B.  (vom  Eigenthum). 

Der  Grundfehler  in  der  Behandlung  aller  Verhältnisse,  welche  sich  auf  die  per- 
sönliche Freiheit  und  das  Eigenthum  nnd  das  V  e  rm  ö  gensrc  cht  iiK-rlis'^' ■ 
beziehen,  ist  in  der  Nationalökonomie  der  Schule  der  freien  Concurrenz  derselbe«  wk 
in  der  individualistischen  Bechtsphilosophie  und  in  der  Jurisprudenz  ?  es  werden  m 
abstracter  absoluter  Freiheits-  und  Eigenth u msbegriff  nprleri- 
stisch  aufgestellt  und  aus  demselben  die  Ionischen  Conseq Uenzen 
gezogen.  Ergiebt  sich  alsdann  in  der  Wirklichkeit  mit  den  Thatsacben  und  nut 
Anderen  geschichtlich  überkommenen  Reehtsrerh&Itnissen ,  wie  es  gar  nicht  antai 
möglich  ist,  ein  Widerspruch ,  so  sollen  sich  Thatssehea  nnd  Bechtsferhiltnisse  jenes 
Freilieits-  und  Eisrentbumsbegriff  und  ihren  Cooseqoenzen  accommodiren.  Daher  dss 
Postulat,  dass  das  Becht  dementsprechend  eingerichtet  oder  verindert  werde.  AUän 
gerade  der  umgekehrte  Schhns  ist  richtig:  jener  Widerspruch  beweist  die  pfsetfichi 
Onanwendbaiheit  jener  absoluten  Begriffe  nnd  daher  auch  die  theoretische  Unhaltbar 
derselben.  Namentlich  die  Nationalökonomie  hat  hier  die  Aufgabe,  welche  Donoyff 
in  »,  Werke  do  la  libertö  du  travail  (Paris  1845,  Brüsseler  Nachdruck  1S46.  p.  8)  td: 
.gut  fomulirt  hat:  maa  darf  sieht  in  degnatiseher  Welse  fon  dem  AzIoa 
gehen,  die  Ifenschen  haben  das  Beeht,  frei  zu  sein,  sondern  man  mnss  ttBte^ 
suchen,  wie  erreicht  man  es,  dass  sie  es  sind?  Unter  welchen  Bedingung-en  kAnöcn 
sie  es  sein  ?  Durch  welche  Verbindung  von  Kenntnissen  und  sittlichen  Gewohnheites 
konmon  sie  dahia,  fr«!  die  und  die  PrIratiBdustfid  aosKUBbea?  Trefllcka  BAile> 
xungea,  welche  Dunoyer  zn  dem  oft  citirten  Weite  fhhiea:  «.je  a'impose  liea.  jeie 
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ptDpose  m^e  rien,  j*expose.**  Und  weiter:  ,vS(aU  die  Freiheit  als  Do^ma  za  betnchten 
Kelle  ich  sie  ab  Resultat  dar.  Statt  ans  ihr  ein  Attribot  des  Menschen  za  machen* 
asfhe  ich  aas  ihr  ein  Attribut  der  rivili^afion."  Dieser  Standjuinct  ist  der  richtige* 
£i  verschliß  nichts,  dass  ihn  Dunoyer  i^autn  immer  inuc  gehalten  hat.  Denn  is' 
erueh  kein  so  einseitiger  Anhänger  der  freien  Coucarrenz  wie  ein  Basti at  u.  A 
n..  so  feht  doch  seine  Tendenz  daranf  hinaus,  die  ^Ffetheit**  und  ihre  Folge,  die* 
freie  Conen rrenz,  als  das  rirhtigre  System  für  die  (lesrenvart  hinzustellen  (vergl. 
bei.  B.  4,  Kap.  S,  9,  nam.  lU).  i>er  nothwendigcn  Beschränkung  dieser 
Melt  vnter  allen  Wirthschafta-  und  Culturrerh&ltiiiaseii  durch  die  Forderungen  des 
Gemeinschaf tsinteressei  bleibt  auch  er  dabei  riel  zu  wenig  eingedenk,  obgleich 
rerade  diese  B''■^^}l^.l[lk^ln^r  aus  den  Verhältnissen  des  I.-'bens  am  Besten  zu  „eipouircn" 
tsL  bein  Werk  bietet  daher  fdr  die  llrörterungcn  dieser  AbtheiL  u.  ihres  1.  Kap. 
itA  tont  nicht  rieL  Aber  der  richtige  Studpnnct  zur  Freiheitsfrage  ist  von  Kieman- 
km  besser  bezeichnet  worden. 

Dieses  F  o  rm  verdienst  kann  dem  Franzosen  auch  vor  dem  I>euts<  licn  Mario 
(WiDk  ei  blech)  eingeräumt  werden.  Aber  in  sachlicher  Beziehung  hat  letzterer 
^  Pnblene,  wenn  nach  nicht  in  geordneter,  systemntischer  Weise,  gerade  im  GeÜete 
du  virtbschaftlichen  Yerkehrsrechts  am  Allseitigsten  und  Besten  behandelt,  namentttdi 
»ach  den  oben  bezeichneten  Grundfehler  des  l^äsonnements ,  das  abstract  apriorische 
Coastrairen  richtig  hervorgehoben.  Vergl.  seine  „Untersuchungen  über  die  Ürgani- 
iid«  der  Arbdt  oder  System  der  WeltOkooomi«^,  Cassel  1850  ff.  (Itidw  nnfoUendet 
(rebliebco).  Schäffle  hat  in  seinem  Kapitalismus  und  Socialismos  mit  vollem  Rechte 
Mario  wieder  in  den  Vordergrund  E:eschoben.  S  bes.  I,.  1,  S.  211  (über  die  ab- 
:>inicte  Freih.  und  üleichh.,  mit  der  rieht.  Bern.  b.  212  Uber  die  rOm.  Juristen);  Uber 
die  Anflasrangen  der  „gmnzliberalen**  Schule  in  Betreff  der  socialen  Ordnung  S.  391, 
desgL  der  „halbliberalen  Schule"  S.  .S13,  der  „ganz  communibtischen"  S.  328,  da- 
j^fen  die  Forderungen  der  „Föderalisten"  S.  347,  bes.  505  11".,  hier  mit  einem  viel- 
iach  brauchbaren  positiven  Programm,  dessen  Kichtigkeit  die  Oegeuwart  bereits 
mAt  aneilmint,  als  die  Zeit  m  25 — SO  Jahren.  Weitere  Ansfdhrongen  in  I., 
2  Absch.,  dann  in  IL  eine  Art  Systematik.  Nicht  das  unmittelbar  hier  Ge>rebene, 
wohl  aber  die  (i  e  si  ch  ts  p  u  ii  c  t  e  und  di-*  «iriindauffassungen,  ähnlich  wie 
(hej.  Schäffle 's  bes.  im  Kapitalismus  u.  im  ganzen  Soc.  Körper,  sind  für  den 
(iegeosund  dieoer  Abihell,  das  Beachtenswertheste,  wu  die  nnt  Okon.  Literatur  daraber 
bietet.  Vgl.  sonst  noch  H.  Rösler's  gen.  Sehr,  tkber  d.  SnithianisiiL  0.  deas.VoflM. 
ih,  Volkstrirthsch.  Th.  2.  Kap.  2,  d.  „Besitz". 

In  der  Kechtsphilosophie  nehmen  die  Erörterungen  Uber  das  Vermögens* 
^echt,  besonders  Qber  das  Privatelgenthnm,  gewöhnlich  einen  ziemlich  p^rossen  Raooi 
ein.  Aber  selbst  die  brauchbarsten,  ncmlich  Diejenigen  der  Krause  sehen  Schule 
lAhrens,  Köder),  obgleich  von  einer  organischen  Auflassung  auch  des  Wirth- 
Kbaftilebens  und  des  Hechts  ausgehend,  huldigen  immer  noch  zu  sehr  der  iudi- 
Tidnalistischen  Richtung  und  entbehren  der  tieferen  and  schärferen  national- 
ölionomischen  Dnrclidringung  des  Gegenstands.  Gerade  hier  gilt  wieder,  was 
y-hon  oben  in  der  Vorbemerk,  zu  Kap.  4,  S.  290  herrorgehoben  wurde:  die  Kechts- 
i^Lilosophie  mnss  ebenso  sehr  mit  der  Nationalökonomie  Ftlhlung  gewinnen,  um  zu 
ftdeihen,  als  dtesa  mit  jener.  Wo  sie  bisher  an  die  Natökon.  anknöpfte,  hat  sie  sich, 
salbst  wenn  sie  gegen  manche  Folgerungen  polemisirte,  wie  es  die  Krause 'sehe 
Schale  thut,  doch  noch  nicht  unbefangen  genug  kritisch  dem  Individualismus  der 
ftiidi'schen  Theorie  gegenüber  gestellt,  nicht  das  indiridvalistische  Princip 
selbst,  sondern  nur  einzelne  be^nders  extreme  Consequenzen  desselben 
bcklmpft.  Zur  Entschuld i^ung  kann  sich  die  Rechtsphilosophie  freilich  auf  die 
Mängel  nad  Lacken  der  bisherigen  Natökon.  mit  berufen.  Wenn  z.  B.  wirklich 
Ar  die  Ökonom.  Lage  d«  IndlTidinuns  Min  Wille,  sein  Thun  und  Laasen,  s«lii 
Arbeiten  und  Sparen  so  allein  entscheidend  wären,  wie  die  ältere  Theorie  annahm, 
•0  TQrJe  auch  die  übliche  rechtiphilos.  Begründung  des  Eigenthums  und  die  rechts- 
pküos.  CoDstruction  des  Inhalts  und  Lmfan^is  des  Eigenthumsrechts  und  des  Vertrags- 
nehM  genügender  eiaeheinen,  ab  es  Jetzt  lugegeben  werden  kann,  wo  die  „Conjunc- 
tu**  10  wesentlich  mitbestimmend  «tegfeift  (rgl.  oben  §.  63  ff.,  76  ff.).  Der  Fonschritt 
der  i)at.ökon.  Theorie  bedingt  daher  an  sich  schon  auf  diesem  Gebiete  entsprechende 
Verindcrongen  auch  der  recbtsphilosoph.  Auffassungen  und  Begründungen.  Im 
J'tigndfli  mm  «hei  damgeD  Mir  tn  die  B«chtsphilosophio  sogleich  out  Toige* 
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arbeitet  werden,  als  dass  sich  die  mtfmiatet.  EfBrtewng  «tf  Iwwitt  fwlBiiitMiiii) 
philos.  Ergebnisse  stutzen  kutintc. 

Aus  dem  Allen  ergicbt  sich,  dass  iu  der  folgenden  zveiten  Abtheilung  te 
.Grandlegung  fast  durchweg  rechtsphilosophische  and  Ökonomische  («,6keie- 
mitoll-philosophische'*)  Untersuchungen  nehea  einander  hergehen  und 
sich  gegenseitig  ergänzen  und  durchdringen  müssen.  Diese  Bebandlnngs- 
weise  steht  mit  der  bisher  üblichen  in  den  W  erken  der  indiridualistischen  brlL  aatioBaU 
I  ftkenom.  Schale  in  Widersprach.  Zu  ihrer  Rechtfertigung  mm  ich  nieh  aif  die 
ronosgehenden  Erörterungen  der  1.  AbtheiL«  bes.  auf  das  2.  3.  a.  4.  Kap.  und  auf 
die  sp»'rielle  Darstelhing;  des  Zusammonhani^  von  Oekooomik  bes.  SoriaJökonomik  und 
ßecht  im  folgenden  iMsziehen.  Die  bisherige  Nationalökonomie  betrachtete  die  hier 
za  erledigende  Arbeit  ab  schon  gethan  oder  alt  anoMthalb  ihrer  Competenz  Uegend. 
Aber  die  Arbeit  ist  grdsstentheils  noch  zu  thun  and  die  Nationalökonomie  hat  dadn 
in  amfasscndstcm  Maassc  Tlieil  zu  nehmen.  Denn  nicht  nur.  dass  die  Rechtsphiloso- 
phie für  sich  allein  die  Aufgabe  nicht  gelöst  hat:  sie  kann  sie  auch  ohne  Mit- 
virkong  der  KatlonalOkoDomie  gar  nicht  lOsen.  Bechtererhlltniae  wie  die  eInniBflB 
penOaUchcui  Freiheitsrechte,  Bcobtsinstitute  wie  Eiffenthum  und  Ezbredit  a.  8.  w.  be- 
trefl'en  zwar  nicht  allein,  aber  wesentlich  »ökonomische  Vorhältnisse.  fassen  ciDfH 
Ökonomischen  Inhalt  nur  in  eine  rechtliche  Form.  Diesen  Inhalt  unbentci- 
sichti|[t  laaeen,  ist  grondfeikehrt  Was  aber  der  „Inhaltes  daher  auch  die  Folge  der 
betrodenden  Verhältnisse  und  Elnrichtuii<ren  für  das  gesellschaf tl ich-menschUeht 
Leben  sei,  —  und  nur  mit  diesem  beschüftipt  sich,  wie  alles  Kecht,  so  auch  die 
Philosophie  des  Hechts  —  kann  bloss  die  nationalökonom.  Untersuchung  fcststeiiea. 
EiBO  UnteiBQehung,  welche  wieder  eine  principielle  aynthetiache,  viel&ch 
deductiv  rerfahrende  sein  ronss,  zu  welcher  aber  wirth^chaftsgcschichtliche  und 
statistische  „Forschungen"  das  Material  mit  zusammentragen  und  vorbereiten  müssen. 

Der  eigentlich  ökonomische  Theil  der  folgenden  Untersuchungen  bezieht  ück 
anf  rolkswirthschaftliche  yerhiltnisse.  daher  aar  diejenigen  der  Prifatwirttsebift 
nor,  soweit  letztere  ein  tilied  der  Volkswirthschaft  ist  :  wir  haben  es  hier  mit  im 
„gesellschaftlichen"  System  menschlicher  Wirihschaft  (Schaffle\  mit  wahrer 
Volkswirthschaftslehre  und  Social  Ökonomie  zu  thun.  Jener  von  der  phyaio- 
kratisch-Smith'schen  Nationalökonomie  to  arg  Tornaehlissigt« 
Gesichtspu  nc  t  des  „Socialismus"  als  des  Gegensatzes  des  „Indiri- 
dualismus"  («5.  lOHbi  ist  daher  hier  voranzustellen.  Auch  darin  liegt  eia 
principieller  Unterschied  von  der  Auliassang  der  neueren  Kecht&philosophie.  Du 
letztere,  in  rider  Hinsicht  doch  nach  no<di  die  Kransische,  erOrten  die  Ftafcen  ws 
der  Freiheit  luifl  von  der  Ordnung  des  Verm«^ipensrechfs  ..individualistisch'*,  indem  ?ie 
ihren  An>ir;ingspunct  im  Individuum,  und  in  dessen  Interessensphäre  nimiDi. 
Nach  den  hieraus  sich  ergebenden  Anforderungen  wird  das  Kecii  t  coustruirt;  daher 
der  nindiridnalistisch-absolnte*'  esellsohaftswidrigC  Gharad« 
des  modernen  Freiheits-.  Eigcnthums  -  und  Vertragsrechts  der  ,, liberalen"  (.„'itaat«- 
bürgerlichen")  Periode,  ein  ('harafter.  den  die  neuere  Hechtsphiloso[ihie  wiederspiefeit 
und  den  bic  selbst  theoretisch  mit  vorbereitet  hat.  Auf  deia  verwandten  üebiete  dtr 
Staats  Philosophie  nnd  des  bezüglichen  Off  entliehen  Rechts  fiuHl  dien  iadind»* 
listische  Ri'  htung  ihren  Ausdruck  in  der  Theorie  vom  „Staatsvertraee."  Hier  i-* 
diese  Kichtuug  wissenschaftlich  durch  die  neuere  Philosophie  und  die  historisch« 
Rechtsbchule  überwunden  worden,  im  (lebiete  der  Privatreclitsorduuog  und  der 
Freiheitsrecbte  des  Individuums  ist  dieselbe  Aufgabe  erst  noch  zn  erledigen.  Die 
leidige,  viel  zu  weit  getriebene  Trennung  des  öffentlichen  und  des  Privatrechts 
^  in  unserer  iiechtswisseuschaft  ist  wohl  vornemlich  daran  schuld,  dass  auch  die  Kecht>- 

Philosophie  hier  noch  nicht  einmal  das  Problem  richtig  und  scharf  formuiirt,  ge- 
schweige zu  seiner  Lösang  den  Weg  beschritten  hat.  Unter  den  Juristen  Bolhst  fodet  eiM ; 
solche  Aufi;al)e  meistens  noch  nicht  einmal  ein  Verständniss.  Um  so  grösser  ist  du 
Verdienst  Ihering's,  welcher  mit  seiner  neuen,  zwar  schon  im  „Geist  des  römisches 
Rechts"*  eingeschlagenen,  aber  erst  in  seinem  jüngsten  Werke,  dem  ,,Zweck  im  Hecbtr. 
zum  vollen  Durchbruch  gekommenen  „■oeialen**  Richtnng  der  UsberigM  ,4adin- 
dtfalistischen"  auch  im  Privat  recht  entgegen  getreten  ist.  ^Vie  wenit^  in  gewtsjei 
joxistischen  Kreisen  freilich  ein  solches  Verdienst  anerkannt  wird,  zeigt  eine  aa  nch 
■nbedeatende,  aber  characterist  Thatsaohe:  in  einem  nenen  „Krit  Liter.-B.  t  Bsoha- 
«nd  StaaiswisMnscb.**,  dat  sieh  eiit  «Inen  Kreis  tob  ABbttgem  gvwinooi  will,  IM 
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mxn  in  d.  ersten  Kummer,  in  d,  ersten  Keccns.  v.  Ihering's  neues  Werk  durch  einen 
so  kriuiJaäcü  ZusauiuicQato|)|>lur  von  Lesefruchten,  wie  es  Dr.  K.  W  al<  ker  kider 
Dank  dea  Mangel  jeder  Zucht  in  Methode  and  Arbeit  immer  mehr  geworden  ist, 
ar  Anzeige  bringen l  (Heyniann's  Lit  BI.  1879  N.  !.)• 

Die  t'rage  ist  nicht:  welches  sind  tiic  „natürlichen"  Frcihcitsrechtc  des  Indivi- 
(looms  und  welche  (iestaltung  des  Eigenthumä-  und  Yertrag^rechb ,  aoyfiQ  des  ganzen 
VeimOgeBmchtt  fordert  das  ak  absolnt  gedachte  Individonm,  und  danach  eist, 
reldie  Rechte  stehen  dar  „Gesellschaff*  dem  Einzelnen  and  seinem  Eigenthnm  gi^pen* 
üher  za?  Sondern  umgekehrt:  welches  sind  die  Bedingungen  des  ge- 
sellschaftlichen Zasammenlebens,  hier  specicll  des  wirthschaftlichen 
Gemeinschaftslebens,  wfo  es  die  Yoll^swirthscha^t  schon  begrifflich  mit  sich 
bringt?  Wie  muss  daher  die  Freiheitssph&re  des  Indiriduums,  das  Vermögens- 
recht, die  Eig^enthums-  und  V'crtragsordn  u  nj^  mit  Kacksicht  auf  jene  vor 
Allem  zu  crfuileuden  Üedinguugen  des  gesellschalüichen  und  wirthschaftlichen  Zu- 
nsuaenlebens  geregelt  werden?  Die  QesMbchaft,  die  Yolltswirthschaft,  der  Staat 
uDd  ihr  Recht  ist  das  Höhere,  im  aristotelischen  Sinne  das  Frühere;  der  Einzelne, 
sfin  Recht  das  Niedrigere,  das  Spätere.  Diese  Aulla>sung  uiuss  auch  in  der 
pluloi»ophischen  Begründung  und  Ausbildung  des  VeruiOgensrcchts  und  der  indivi- 
duellen (peisAnlichen)  Freiheitsreehte  zor  Oetaing  gelangen.  Sie  wird  in  der  folgen- 
den Abtheilunp  der  Grundlegung  vertreten,  wo  d:ihcr  „aus  den  Bedingungen 
ües  (jcmeiuschaftalebens  heraus"  die  Freibeits-  und  Eigenthnmafc^gien 
cröiiert  werden. 

In  derselben  Weise  feifthrt  vielfach  im  „Gesellsch.  System"  nnd  im  ^Socialen 

Körper"  Schäfflo  und  speciell  auf  dem  Gebiete  der  Pri v atrechtsfrapcn  r.  Ibcring 
m  d.  2.  Hälfte  des  ..Zwerks  im  KeclU  '.  I)<■^.  im  Kap.  9,  vom  ..Zwange  ".  Ganz  in 
lebereinsümmiiug  mit  meiner  druudaaschauung,  wie  ich  sie  in  dieser  Abtheii.  zu 
begrindoi  sodia,  definirt  Ihoring  das  Recht  selbst  als  „die  Sicherung  der 
Lebensbedingungen  der  Gesellschaft  in  Form  des  Zwangs"  (S.  4^4)  u. 
werden  daraus  auch  für  die  „Kechtsverhällnisse  an  iSachen'"  (S.  457  11.)  u.  für  das 
ligeothum  (S.  506  Ii.)  die  Consequenzen  gezogen ,  im  stricten  Gegensatz  gegen  die 
«bliche,  die  Wissenschaft  des  Privatrechts  noch  fast  ganz  beherrschende  indiridna- 
listischc  AufTa.-sung,  Vgl.  bes.  S.  '»Ol  II.  den  Abschn.  v.  ,.den  Heclitsdruck  auf  d. 
lüdiriduum".  Ihering  spricht  dahor  auch  ausdrucklich  von  der  „gesellschaft- 
lichen" Bestimmung  des  Rechts,  auch  des  Privatrechts.  Er  betont,  wie  das  Recht 
nach  Massgabe  der  gesellschaftlichen  Zweckmässigkeit  zu  gestalten  n.  wie 
Recht  D.  Zwci-krn:i.ssigkeit,  richtig  verstanden,  identisch  seien  (S.  517).  Er  .spricht 
Dir  aus  der  Seele  heraus,  wenn  er,  den  Inhalt  seiner  Auslul^rungen  Uber  die  Be- 
schränkung des  Individuums  auch  in  der  Priratrecbtssphäro  in  ein  Wort  zusammen- 
äaMtd,  sagt:  „es  ist  der  Gedanke  det  gesellschaftlichen  Characters  der  Privat- 
rechte. AUe  Rechte  des  Privatrechfs,  wenn  sie  auch  zunächst  nur  das  Individuum 
tm  Zweck  haben,  sind  becinflusst  und  gebunden  durch  die  Rücksicht 
auf  die  Gesellschaft;  es  giebt  kein  einziges,  bei  dem  das  Stibject  sagen  könnte: 
dies  habe  ich  aussciiliesslich  für  mich,  die  Conscquenz  des  RechtsbegriUs  bringt  es 
»it  sich,  „dass  die  Gesellschaft  mich  nicht  beschränke",  worauf  Ihering  dann  die 
1  jlgerongen  aas  der  gesellschaftlichen  Bestimmung  auch  des  Eigcnihumsrccbts 
t:egen  die  herrschende  absolate  Aaffassnog  des  letzteren  zldit  (S.  5lv).  —  In  ähnlicher 
Weise  hat  auch  I.  Baron  bes.  zum  Erbrecht  .seine  Stellung  genommen,  m.  E. 
durchaus  richtig,  vgl.  den  Aufs,  in  Hildebr.  Jahrb.  ISTO  B.  20  S.  275;  dors.  An- 
rrifie  auf  da:i  Erbrecht,  (lieft  85  d.  Zeit-  und  Streitfragen)  BerL  1677;  ders.  in 
ms  Krit  TlerteQ.  Sehr,  aber  meine  Orandleg.  Vgl  anch  t.  Scheel  Aber  Erhseb.- 
'eaer  u.  Erbrechtsref.,  ders.  in  Hirth's  Annalen  1S77  S.  97;  ders.  Eigenth.  u. 
Erbrecht  (N.  06  d.  Zeit-  u.  Streitfn),  JBeii  1877.  A.  Samter,  £igenth.begrilf  in 
Hildebr.  Jahrb.  1878,  B.  I,  S.  269. 

Heben  Ihering's  Werk  nehme  ich  noch  hier  besonders  Bezog  auf  Lassalle*s 
SyiltB  der  erworbenen  Rechte ;  hier  wild  ebenfiJlB  principiell  8<marf  Front  gegen 
ms  ,4ödiTiduali8tischc"  Privatrochtsordnung  gemacht  und  der  gcs  el  1  s  c  Ii  a  f  1 1  i  c  h  e 
(ftsäkcter  des  Beohts  durchaus  richtig  botonL  Man  braucht  manche  einzelne  Bcweis- 
Ühmg  tnd  Polgerung  Lassalle't  nicht  anznnehmon,  aber  der  Gnndgodanko,  der  im 
9mm  wk  fwtnttich  darohgoflüirt  woidan  ist,  darf  auf  BilUgoig  AMpnch  «adiaB, 
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Vgl.  bes.  den  wichtigen  §.  7  im  I.B.  über  H.  ^.absolnten  GoMtuT*,  wumsf  ddi  iOek 
der  Briefvecbsel  roa  Lassalie  mit  Kodbertus  z.  Th.  btx^ieht. 

Den  gvseUsebalUichea  Ghanoter  sUmi  Baebts  entwickeh  Id  gelangenen  AwMh 
Tongen  auch  G.  Jellinek,  soci&lcth.  Bodent.  v.  Recht,  Unrecht  i.  Stnfe,  Wien 
bes.  Kap.  2.   £r  üiast  das  Itodit  objMtlr  als  die  «^iebeiitbedmgwigeii  d.  GeteHechaft*, 
S.  42,  55. 

Von  dieeem  eocialeD  Staadpoiiete  am  ersebeineD  diiiD  aoeh  eelbel  die  gnaee 

GrQod institute  des  Privatiecbtt  und  die  Hechte  des  Personenstands  als  historische, 
nicht  als  absolute  Kategorieen  überhaupt  und  im  Wirthschaftsleben  specielL  Wu 
fon  allen  Übrigen  insututeu  do«  Kechtä  läogsl  allgeioein  anerkannt  worden  nit,  l  B. 
auf  nateiiellviRhflchaftlicbem  (ieblete  foa  gewiftieii  Instttotea  der  AfianrerCunag.  I 
des  üewerberechts  (^unft!i,  dass  sie  solche  „historische"  Kategorieen  ^in  i  .  dis  wird 
seltsamer  Weise  soirar  vun  Historikcrii  noch  hentc  in  Betreff  von  Instituten  wie  dem 
i'nvatuigeuthum  au  gauzeu  Kategorieen  von  Ubjectou  ^Bodeo,  Kapital),  dem  Erbrecht, 
balb  beetrittea,  balb  anr  wider  Willen  und  mit  allen  möglieben  Gantelea  Ter  da  I 
bedenklichen  Folgerungen  zugegeben  (i.  B.  von  v.  TreiUch  k  e  in  d.  Auf>.  über  d-  '- 
Sucialismuä).    Als  ob  der  practiäch  mögliche  und  Torgekommene  Mis^brauch  eiaer 
richtigen  wisdenschaltlichcn  Wahrheit  die  letztere  selbst  berühre  oder  gar  aofbebe!  I 
Der  wiMeaecb.  SociatismuB,  mit  beeondrer  Schirfe  Rodbertnt  nad  Lassalle,  hat 
den  bist  oris  r  11 L- n  Ciiaracter  auch  solcher  ümndiiistitnte  mit  vollctn  Kocht  sehr 
betont.    Wie  kann  man  ibn  pcpenüber  der  handgreiflichsten  Erfahrung  z.  B.  auch  bei 
der  per^öul.  i^icihcit,  beim  üiuiideigentbum  bestreiten!    Die  Socialisten  haben  ab«r  ^ 
aileidings  Miwbraach  mit  dieser  riebUfMi  Aafiaeong  getrieben  a.  in  den  speciellea  | 
Fällen,  mit  denen  sie  sich  bcschhftiutcn .  bei  dem  priraten  timnd-  und  Kapitaleisreu- 
thum,  die  geschichtliche  Vergänglichkeit  lür  unsere  Zeit  practiach  aniicipirea 
wollen.   Die  historischen  NationalOiouomen  sind  umgekehrt  wieder  auch  hier  kkhl 
in  quietfartliieh  und  warneu  sebr  bequem  vor  theoretischen  und  practischen  Hei»> 
•pMuen,  denen  nichts  schnell  gcniig  gclic  und  die  das  Wesen  allen  hi>tor.  Leben« 
iwrltennen,   (bch moller),   damit  es  rcrmeideud,  aas  der  bistor.  Auäa&suof  eine 
pnctische  Consequeuz  zu  ziehen. 

Die  ricbtige  Folgerung  aas  dem  Charaeter  aller  RechtsinsÜtate  als  bkteriitber 
Katcgorii-en    lieiit   wiv'dor  in   der  Mitte   zwischen   den  Meiuungrcn   der  extrcBJca 
^ocialiaten  und  der  4uietistl>chen  Uistuiiker  des  Kechts  und  der  \^  irthscbaft ;  «aer- 
kanut  wird  mit  jener  Aotiasaung,  dass  die  Rechtslnstitate  sieb  ft&dem  vi 
eTentneil  selbst  verschwinden,  um  andren  Platz  zu  machen,  Venn  die  beiftg" 
liehen  g  ei  <  1 1  ^  c  h  a  f  tli  c  h  cn  Verhältnisse  dies  bedinsren.  also  selbst  sich 
entsprechend  gewan^/eit  haben,   üb  und  wie  weit  dies  der  Fall,  muss  aber  iauner 
genas  ntiterencbt,  nicbt  nur,  wie  Seltene  der  Sodalisien,  als  Gonseqaeax  dai  i 
absoiaten  Princips,  behauptet  oder  fon  ihren  Gegnern  in  gleicher  Einseitigkeit  geliogiet 
werden.    i>ind'  bezugliche  Foiderutigen ,   wie   z.  B.  jetzt  diejenigen  des  extremen 
Sociuiisfflus  in  Betretl  der  allgemeinen  Beseitigang  des  privaten  Grund-  und  Kapittl«  , 
eigentbums     109  c),  aber  einmal  aofgestelh  und  mit  mancherlei  Gründen  nntentittit,  | 
•e  müssen  mc  wohl  oder  übel  geprtll't  werden.   Dies  geschieht  in  der  folg.  Abtbeil. 
auch  möglichst  objectiv,  im  Ganzen  mit  einem  die  socialist.  Forderungen  ablehnen- 
den  l^rgebuiss.   Iriudet  sich  aber  eine  oder  die  andere  Forderung  in  Bezug  aach  (nl 
tiefergr^ende  Umindemng  ron  Recbtoinstltoten  be^rlindet,  dann  mn»  auch  die  WIMM*  I 
fchalt  gerade  in  echt  historischem  Sinne  and  iu  der  Conseqacnz  der  Anscbaoon^ 
Ton  der  gesellschaftlichen  Bedingtheit  des  Kechts  diese  Forderung  unterslützen 
Sie  dar!  nicht  „den  Beruf  der  Zeit  zur  Gesetzgebung"  bezweifeln,  das  „Werdeo  iui<l 
Waebien  des  Recbte"*  lebiend  nicbt  die  coieeMle  Verweebehing  begeben,  ab  eb  di« 
Werden  und  Wuchsen  ein  wirklicher  Naturprocess  sei.  während  «  s  iiur  durch  mensch- 
liches Thun  sich  ToUzieht.    Die  historische  Kechts-  tinl  W  inh^.  liaft^schoie  neift 
hier  zu   einer  mechanisch-  naturalistischen  Auiiassung,  die  sie  sonst  mit  voilea 
Recht,  s.  B.  beim  SmitbiaiuemuB,  bekämpft. 

In  Betreu  der  formellen  Seite  der  üntersnchungen  über  Volkswirth«ch.  v.  Rechl 
bemerke  ich  noch,  dass  im  Folgenden  absichtlich  das  geltende  Recht  unserer 
Zeit  zum  Ausgaug^punct  der  Betrachtung  gemacht  wird.  Ks  hat  ja  schon  al^  ^ 
bestehende  Zuetand  die  .Vermutbnng  fttr  ideh  «ad  findet  in  den  nodemea  reehtt- 
pUloeopUioben  v.  ftkenoinlecben  Tbeerieen  dee  ladifidmUenai  «•  libemlinns  idi« 
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sgrOadang,  in  veiten  Kreisen  seine  Becbtfurtigung.   Das  «sociale''  oder  das  „Gemeiu* 
toflq»iiadp**  ihm  einbeh  entgegen  za  stallen  d.  ans  demselbeii  ohne  Weiteres  die 
dgerungen  zu  ziehen ,  wurde  diu  petitio  principii  mit  Recht  angefochten  werden 
anen.    Es  wird  daher  möglichst  durch  die  Kritik  dos  geltenden  individualistibchtn 
tckxs  en>t  der  Boden  for  die  «^geseilscbaftiiche"  AuÜa&tung  vorzubereiten  und  als- 
Ai  die  lelMe  nih«r  dmolefen  iL  m  begrOnden  sein.  So  wird  z.  B.  im  folgen- 
n  1.  Kapitel  nicht  sofort  Tom  „Zogrecbt*',  sondern  zunächst  von  dessen  modern 
dividualist.  Gestalt,  von  der  „Freizügigkeit"  gehandelt,  dies  Recht  mit  seinen  Folgen 
mch  geprüft  und  alsdann  die  richtige  Stellung  der  Volks wiitb>chaftslchre  zum  Zug- 
eht, b^  die  gesellschaftliche  Auflassung  des  Zugrechts  begründet.   Bei  diesem 
iifahren  halte  ich  auch  den  Üinwand  des  „Dogmatüunns^  fOr  nnzutreilend.  Ich 
ile  kein  unbewiesenes  absolutes  Princip  an  die  Spitze,  aus  welchem  dann  bloss  die 
riechen  Fulgerungen   gezo>ren    werden,   wie   es  z.  B.  Brentano,  ganz  wie  ein 
riuce -Sni  ith ,  in  Betr.  des  Princips  der  Freiheit  und  rechtlichen  Gleichheit  in  s. 
UbeÜsrTMbichenuig**  that,  sondern  ich  snche  nadurowelsen,  dsss  das  ^difidoal- 
tecip*'  ein  solches  unbewiesen  angenommenes  und  viel  zu  absolut  forumliltea  Princip 
ü.  dass  sich  dasselbe  nicht  haltbar  in  der  Praxis  zeige.    Ich  suche  ebenlalls  aus 
D  Xiiatsachen  des  Lebens  den  Beweis  gegen  dieses  u.  für  das  „üemeinschafia- 
indp*'  wa  Ähren.  Ich  vendo  mich  wielhering  gegen  die  besonders  in  der  Mftt- 
:ht»wi5senschaft  herrsohrado  Tendern,  etwas  für  .Juristisch  richtig"  zu  halten,  weil 
die  logische  Conseqnenz  eines  meist  viel  zu  absolut  hingestellten  Princips  oder 
es  allgemeinen  juhsuschen  BegriUs  ist,  der  eben  mit  Unrecht  ganz  abstract  iudivi« 
ilistisch  fonnnmt  mirde.    Ich'  scheue  aber  anderseits  anch  for  der  logischen 
Bseqaeoz  eines  Princips,  wie  des  Gemeinscbaftspriucips ,  nicht  znrQok,  srenn  die* 
he   in    Widerspruch   mit  landläufigen   individualistischen    Ansichten   steht,  aber 
D  Lebensbedingungen  der  Gesellschaft  zu  entsprechen  scheint. 
d  ich  verlasse  mich  dann  nicht  mit  quieiistischen  Historikern  dar«iuf,  dass  ,^ch  die 
mImb  einmal  gssehichtlioh  «ntwickeln  werden**. 


i.  »'if^iT.  Or««dl i'  A«S. 
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Erstes  Kapitel. 

Binidtang:. 

Insbesondere 

der  PersonenstandL   Unfreiheit  und  Freihe 


1.  Hauptabschnitt 
£ml6itimg. 

Dm  wirtliseliaftliehe  Terkel&rsreclit  iin 

Allgemeinen* 

I.  —  §.  191.  Verkehrsrecht  und  Technik  in  Wechs 
Wirkung.  Die  Gestaltung  der  Volkswirthscbait  überhaupt  i 
diejenige  des  privatwirthschaftliehen  Systems  insbesondere  bä 
Tom  Zustande  des  wirthsohaftlichen  Verkehrsred 
(§.  123  ff.)  and  yon  der  Entwieklang  der  Teohnik  ($. 
wesentlich  mit  ab.  2nm  Yerständniss  jenes  Rechts  und  semerl 
Wicklung  ist  es  nothwendig,  von  vornherein  eine  nicht  immer 
ntigend  beachtete  folgenreiche  Thatsache  zu  constatiren:  V 
kehrsrecht  und  Technik  üben  selbst  wieder  eio 
wechselseitigen  Einflnss  auf  einander  ans.^)  So  i 

Das  Studinm  der  T*^  ch  nologic,  Lau  d  wi  rthschaftsleh  re,  Forstwir 
scLaftsIohre,  Bergbaukuade  iL  ä.  w.  hat  fur  den  NationalOkonomai  wtsm 
dio  Bedeutung,  ihm  das  Yerständniss  der  Okonomisoben  und  rechtliclieij 
der  wirthschaftlichen  Fragen  zu  erleichtern.    Zu  warnen  ist  nur  vor  der  Venrcctel 
der  Technik  und  der  Oekonomik,  s.  §.  50.    Die  technischen  Disciplinen  köoncn  k 
immer  nur  entferntere  Hilf sdiscipünen  fUr  den  Xaüonalökonomen  sein, 
innere  Ausbildung  einer  jeden  derselben  und  die  gr«>3sere  wi^scnsehafiliche  Art» 
theUoDflT  machan  es  ausserdem  ksam  mdir  mOglich,  das  technische  Gebiet  roUstn 
zu  übersehen,  geschweij^o  es  zu  beherrschen,  zumal  für  den,  welcher  d^s  techM 
Studium  nicht  zum  Hauptberuf  macht.    Bemerkeusworth  und  im  Allgemeinen  i 
begründet,  aber  deswegen  doch  nicht  ganz  ohne  Nachtheile  ist  es  ubiigens,  d«:ä 
Tolksvirthschaftslehre  in  nenerer  Zeit  auch  in  Deutschland  immer  mehr  im  1 
tretern  der  Geisteavtrisäenschaften .  seltener  von  solchen  der  NaturwisseoschifieB 
der  techni"«rhon  THsoiplinen  als  Kachwissenschaft  gepflegt  wird.    Die  Siteren  Ca» 
listen  hatten  hier  vor  den  neueren  deat8chen  NationalOkouomeu  einen  Vonog.  A 
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indert  sich  das  Verkehrsrecht  mit  in  Folge  von  Veränderungen 
der  Technik  u.  A.  namentlich  im  Rechtsgebiete  der  persönlichen 
Unfreiheit  und  Freiheit  und  im  sogen.  „Arbeitsrecht^*  (§.  206  ff.) 
der  treieu  Arbeit,  lerner  im  Recht  des  Grundeigenthoms  (§.  268) 
(Bild  im  Hecht  des  Kapitaleigenthums,  wo  z.  B.  die  sogen.  Fabrik* 
sesetzgebimg  at^  in  doppelter  Weise  als  eigenthttmiiebe  Gestaltuig 
iJnluüto''  des  EigenthiimsreclitB  an  bestimmten  Objecten  nnd 
Inghsdi  als  eigene  Oestaltang  des  besftglieben  Vertragsrecbta  an- 
lehen  ttsst  Und  umgekehrt  entscheidet  aiieb  die  Oestaltang  des 
Verkehrsrechts  vielt'ach  darüber,  ob  uud  welche  V^eränderungen 
der  Technik  Uberhaupt  eintreten.    So  veranlasst  z.  B.  die  persön- 
liche Unfreiheit,  wenn  sich  Sclaven  wohlfeil  genug  anschaffen  und 
unterhalten  und  unfreie  Arbeit  Uberhaupt  sich  hinreichend  techniscb 
fVerweiKlen  läsat,  ein  Vorwalten  des  Arbeitsfactors  im  Productions- 
proeoBS  vor  dem  Werkzeug-  nnd  MasehinenkapitaL  Daduroh  wird 
littB  wieder  die  Verbesserong  der  Teebnik  gebemmt,  woillr  nna 
!<ki  elassiaehe  Altertbnm  den  Brieg  liefert*)  Andrerseits  spornt 
^egen  der  gesetzliche  Schutz  der  freien  Arbeiter  yor  übermässiger 
oder  der  Kinder  vor  zu  frühzeitiger  Ausnutzung  der  Arbeitskraft, 
^e  z.  B.  in  der  modernen  sogen.  Fabrikgesetzgebung,  gerade  zu 
Versuchen  an,  die  menschliche  Arbeit  mehr  durch  Maschinen  zu 
ersetzen,  führt  also  zu  Fortschritten  der  Technik.    Mancbe  Belege 
daüu  bietet  die  Geschichte  der  britischen  indnstrieUen,  namentlich 
^  masehineUen  Teebnik  seit  der  Dnrohflttbrong  strenger  Fabrik- 
lesetie.*) 

m  Raa  and  bes.  von  Hermann  dies,  in  Fmikieich  ron  M.  Ghefalior.  Unter 
^•:n  Xeocren  ist  E.  Eugcl  von  der  Technik  aus  au  die  Behandlung  naiionalökono- 
B'i^är  Fragen  gegangen.  Dem  Techniker  und  Naturforscher  fehlt  nar  mei»t  wieder 
^  Vtntlttdni»  ond  die  Neiffong  za  der  schliesslich  doch  wichügvrwi  Seite  dar 
rmh&chaftifraKcn,  der  rechtlichen.  —  Für  den  im  Text  behandelten  Panct  ist  die 
fietchichte  der  Technik  und  der  technischen  Disciplinen  wichtig.  Vergl.  a.  A. 
Fraiä,  (jcäch.  d.  Landbaa-  uud  Furstwiää.  Münch.  Ibüo;  Karmarsch,  (icsch.  d. 
Techuologie,  «h.  1S72.  Femer  die  Berichte  Uber  die  WeItindnstrie«issteUongen. 
M  Cheralier,  Veldsdiistrie,  dentsch  r.  Horn,  Stuttg.  1869.  Von  neneran  nat-Ok. 
^hniten:  Em.  Herrmann,  Principlen  d.  Winhsch. ,  Wien  1873.  Von  speciellem 
lAterc&!»e  far  don  angedeuteten  Fuuct  ist  die  Liter.  Uber  Bergwesen  und  Berg- 
i*«hL  S.  dieselbe  Im  spec  Theile.  —  Vgl.  jeui  noch  Engels  ,  IMIhiing's  Umirlte., 
»orin  der  Einfluss  der  Umgestaltung  der  Technik  auf  die  Lmgestaliung  der  Organi- 
fItioQ  der  Volkawirthsch.,  also  auf  einen  dfin  im  Ti  ^^t  b(  liand<  lt''ii  vt-rwaudten  Punct, 

r trefflich  entwickelt  wird  (s.  o.  §.  104a),  dann  Schallie,  Suc.  KOr|)ur  IIL,  13, 
Technik,  &  S49  £ 

''i  V'ergl.  Büchsenschdtz  a.  a.  0.,  Rodbertas  in  s.  ünter^uch.  über  die 
S»t.-Oek.  d.  claa:j.  Aherth.  in  Hildebr.  Jahrb.,  bes.  II.,  206       Koscher  in  d^n  An- 
licktea  d.  VoUavirthsch. ,  Leipz.  u.  üeidelb.  Iä61 ,  tiber  d.  Verh.  d.  liau-Uck.  im 
Am  Alterth.  baa.  8.  15  tf. 
•  ")  Piasar,  ani^  Fabr^ClaB,  &  61,  94. 
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Nicht  minder  äussert  die  Technik  der  Production  auch  indirect 
einen  grossen  Einfluss  auf  das  (Privat-)  Rechtsgebiet  des  privat- 
wirthschaltliclien  Systems:  der  Fortschritt  der  Technik  kann  die 
Ausdehnung  dieses  Gebiets  beschränken,  indem  Eigenthumsobjecte, 
welche  als  sachliche  Prodactionsmittel  dienen,  in  das  ,,öffentlicbe^ 
Eigentbnm  der  Zwangsgemeinwirthschaften  Übergehen  können, 
lieber  die  Bedentnog  der  Technik  nach  dieser  Seite  ist  bereili 
mehrfach  in  der  vorigen  Abtheiiang  gehandelt  worden  (g.  104a, 
109d,  176). 

II.  —  §.  192.  Das  Verkehrs  recht  der  modernen  Calttr- 
Völker.  A.  Wesen.  Die  grossen  Rechtsinstitute  des  wirthschaft- 
lichcn  Verkehr.srechts,  deren  volksvvirthschaltliche  Bedeutung  in  der 
politischen  Oekonomie  zu  untersuchen  ist,  sind:  die  persönliche 
Unfreiheit,  die  Freiheit,  das  Eigentham  mit  dem  Ver- 
tragsrecbt  nod  Erbrecht,  die  Beohtsnormen  binsichüieh  d« 
eyentaeU  swangs weisen  Beaeitigang  wohlerworbener 
Bechte  (§.  124).  Die  leitenden  Principien,  nach  wdelien  diese 
Institute  nod  Normen  geregelt  werden,  sind  nicht  nnverilnderlicbt 
sondern  unterliegen  selbst  einem  geschichtlichen  Wandelungs-  and 
Entwicklungsprocess.  Der  letztere  äussert  dann  auch  wieder  aui 
den  Zustand  des  Verkehrs  und  die  Lage  der  Volkswirthschaft, 
namentlich  anf  die  Gebtaltung  der  l'roduction  und  der  Ver- 
theilnng  des  Volkseinkommens  und  Volksvennögen8|  stets  einea 
eingreifenden  flinfluss.  Wesentliche  Veränderongen  jener  Principiea 
nnd  der  Art  nnd  Weise  ihrer  Verwirklichung  im  geltenden  &cht 
fuhren  daher  zu  den  wicbtigeten  Verftndemngen  des  wirthschafiliebea 
nnd  weiter  des  davon  mit  abhängigen  socialen  Volkslebens. 

Ans  diesem  Gesichtspuuct  betrachtet  ergiebt  sich  erst  die  wahre 
Bedeutung  jener  Gestaltung  des  Verkehrsrechts,  welche  wir  als  vor- 
Ululiges  Endergebniss  der  Entwicklung  bei  den  modernen  europäi- 
schen Culturvolkern  ansehen  können  (§.125):  die  (formal  wenigstens) 
volle  persönliciie  Freiheit  der  ganzen  Bevöikerang  an  fitelie 
der  verschiedenen  Formen  der  Unfreiheit  eines  grösseren  oder 
geringeren  Theils  der  letzteren;  ein  nach  Inhalt  und  Umfang 
allseitig  und  conseqnent  und  möglichst  gleichmftssig  fUr  alle  wirtb- 
scbaftlicheD,  besonders  für  alle  Sacliguter  ausgebildetes,  EimdBesj 
zustehendes  Privateigenthum;  ein  materiell  oder  inhaltlich 
fast  unbeschranktes,  formell  möglichst  vereinfachtes  („form- 
loses") freies  Vertragsrecht,  die  gemeinsame  Consequenz  der 
voiieu  perböuliclieu  Freiheit  und  des  vollen  Privateigenthamsi  eis 
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testamentarisches  und  Intestaterbrecht,  welches  höchstens 
dnrch  raUssige  Stenern  beschräukt,  sonst,  bis  anf  das  etwaige 
1  dicbttheilsrecbt  bei  ersterem,  so  gut  wie  unbeschräokt  ist;  endliob, 
wenigateoA  als  Regel,  die  volle  ADerkennang  der  einmal 
erworbenen  Yermi^gensrechtey  daher  deren  Beseitigung 
nr  Tertragsmilssig  (§.  125). 

Die  Tragweite  YolkswirthsehafUieber  Oesicbtspnnete  fttr  das 
Beeilt  und  fttr  die  socialen  Verhältnisse  des  Volks  zeigt  sich  in 
^ossartiger  Weise  darin,  dass  die  eben  erwähnte  geschichtlich  ge- 
wordene Gestaltung  des  modernen  Vcrkehrsrechts  nachweisbar 
vielfach  das  P r o d  u c t  der  B e  d ü  r  i  n i h  s e  des  Verkehrs  in 
der  fortschreitenden  Vol k swirthschaft  ist.  Und  die 
Bedeatung  der  Volkswirthschal'tslehre  ergiebt  sich  ebenfalls  ans 
der  unbestreitbaren  Thatsache^  dass  jene  Gestaltung  des  Yerkehrs- 
leebtB  als  Postulat  von  Anhängern  einer  Riehtuog  dieser  Wissen- 
tthaft  aufgestellt  wurde  und  wird,  nemlich  von  der  physiokratiseh- 
Smith'seben  Sehnle  der  freien  Coneurrenz.  Jene  Reehtsinstitute  und 
Normen  des  heutigen  wirthschaftlicben  Vcrkehrsrechts  schatten  eine 
grijssere  Freiheit  des  Verkehrs,  für  die  Tersonen  wie  für 
die  Guter.  Sie  grelten  in  ihrer  heuti^^cn  Beschaflfcnhcit  als  noth- 
wendige  Grundpfeiler  der  wirthschaftlicben  und  socialen 
Hechtsordnang  in  der  entwickelten  Volkswirtbschaft  und  als  un ent- 
behrliche Bedingung  der  Volkswirtbscbaft  solcher  Völker, 
idehe  wie  die  modernen  europttisehen  nebst  deren  transoceanisehen 
Abkömmlingen  auf  eine  hohe  Stufe  des  Volksreichthums  und  der 
Cakar  gelangen  und  sich  darauf  erhalten  wollen. 

Es  bandelt  sich  in  diesem  grundlegenden  Theile  des  Systems 
ikr  politischen  Oekonomie  darum,  diese  Auffassung  von  Werth  und 
Xothwendigkeit  des  heutigen  wirthschaftlicben  Verkehrsrechts  w-enig- 
jtens  einer  generellen  Prüfung  zu  unterziehen.  In  dem  speci- 
ellen  oder  practiscben  Theile  des  Systems  oder  in  der  Volks wirth- 
scbaftspolitik  and  wirthsohafUichen  Verwaltungslehre  ist  diese 
frflfung  dann  im  Einzahlen  weiter  durohzufllbren. 

|.  198w  —  B.  Begrflndung  des  modernen  Verkehrsrechts. 
Jene  Auffiusung  tou  der  Nothwendigkeit  der  heutigen  Gkstaltang 
des  Verkehrsrechts  fttr  die  entwickelte  und  weiter  fortschreitende 
Volks  wirth  sc  halt  und  dadurch  für  die  moderne  Cultur  Uberhaupt 
pflegt  man  auf  eine  doppelte  Weise  zu  begründen,  einmal  im 
Einzelnen  durch  die  geschichtliche  Erfahrung  unserer 
ColtorTölker,  sodann  ganz  allgemein  durch  die  Analyse  der 
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einwirkenden   wirtheehaftspsycholt^giBohen  MotlT«, 

welche  das  wirthschaftliobe  Thun  und  Lassen  theils  der  Mensebea 
Uberhaupt,  theils  der  Menseben  iu]5>erer  Völker  in  der  Neuzeit  der 
Meinung  nach  bestimmen.  In  diesem  allgemeinen  Theile  der  Volks 
wirthschaftslehre  haben  wir  es  vornemlich  mit  dieser  letzteren 
BeweisfÜbrong  zu  thun,  welche  darohaus  deductiv  yertUhrt  aod 
sich  nor  ganz  im  Allgemeinen  znr  Probe  anf  die  „tilgliehe  Ei- 
fabmng''  beruft 

1)  Dieae  Beweisftbrung  greift  nnn  in  letzter  Linie  atels  trf 
das  wirtbsebaftliehe  Selbstinteresse  znriiek.*)  Dies  gilt 
in  der  Hanptsache  als  die  einzige  mUchtig  wirksame  Okonomisohe 
Potenz,  kann  sieh  aber,  so  wird  gesrhlossen,  zum  Heile  des  Ein- 
zelnen wie  der  ganzon  Volkssvirthscbaft  nur  genügend  wirksam 
erweisen  in  der  modernen,  möglichst  freiheitlichen  Gestaltung  d« 
wirthschaftlichen  Yerkehrsreohts.  Denn  nur  hier  kann  der  Eiozebe 
möglichst  grosse  Vorth  eile  von  seinen,  anob  durch  das  InteresM 
der  ganzen  Volkswirtbscbaft  Ton  ihm  geforderten  wirtbeebaftlicben 
Handinngen  und  Unterlassungen  erreieben.  Nur  diese  Hoffniiig 
anf  wirtbsebaftliebe  Vortheile  und  nur  die  Furebt  vor  wirth-i 
sobafUicben  Nacbtheilen  treibt  den  Einzelnen  zu  einzelmrtbsebsfUieb 
und  volkswirtbschaftlich  richtigem  Handeln  (Arbeiten,  Sparen,  ,.Pro- 
duciren'^j  und  Unterlassen  (Coiisumiren)  an.  Allerdings,  so  wird  wohl 
zugegeben,  spielen  auch  andere  psychologische  Factoren  im  Wirtb- 
scbai'tsleben  mit  (§.  206),  aber  theils  sind  sie  nicht  wirksam  genug 
neben  oder  vollends  gegen  das  Selbstinteresse,  wie  namentlich  Pflicbtr 
gefbbl,  EbrgetUbl,  theils  lassen  sie  sieb  ölionomiscb-tecbniseb  nicht  m; 
lur  praetiscben  Wirksamkeit  bringen^  dass  ein  ebenso  gttnstiger  Erfo|| 
erzielt  wird.  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Factor  der  Furek^ 
vor  Strafe  und  von  allem  Zwange,  welcher  z.  B.  bei  der  peraöi»! 
liehen  L'utreiheit ,  ähnlich  auch  in  einer  nach  den  Ideen  des  rtifr 
calen  bocialismup  (§.  10^^ c)  organisirten  Volkswirtbscbaft  Eor  An* 
Wendung  kommt  und  kommen  muss.  Hier  wäre  ein  umfassendes 
System  von  Zwangsmaassregeln,  Strafandrohungen  nod 
Strafansfflbrungen,  directer  Anleitung  und  Controle  m 


*)  Zum  Belaf  i«t  anf  clie  ganz«  Smith'sche  NattmialOkonoBia  uid  betonden  s« 

auf  die  Literatur  nbor  einzelne  practiscbc  Speciaifratren  zu  rerveitM.  Man  irird 
z.  B.  bei  den  Erörterungen  über  irgendwelche  Beschränkungen  der  persönlichen  freJji 
und  des  Eigeiithums,  stets  die  Abweisung  mit  dem  Uinireis  auf  die  „tirirtbschaftbco 
Naturgesetze''  motivirt  finden,  d.  h.  schliesslich  toU  immer  das  allgenaiii  r«riK)*4 
and  doch  jeden  Widerstand  brechende  Selbstinteresse  solche  BeschlinklUgM  Batbfl 
lieh  machei).  S.  d.  Uter.  in  d.  Yorbem.  auf  S.  212  o.  &  223. 
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oben  ,  von  einem  herrschenden  Wirthschaftssnbjecte  aas,  hinsichtlich 
der  wirthscbattlichen  Handlangen  and  UnterUssoDgen  des  Einzelnen 
erforderlich.  Jedoch,  selbst  abgesehen  von  allen  prineipiellen 
nttüeiiett  nnd  recbüiehen  Bedenken  hiergegen ,  so  lässt  sich  eben 
cb  solcheB  System  des  Zwangs  nnd  der  Leitaog  niemab  teebniseh 
artipreebend  einrichten  nnd  noch  weniger  so  ansiUbren,  nnd  je 
grössere  Anforderungen  in  Hetreff  der  Qualität  der  Arbeitslei- 
stQDgen  und  der  Art  der  Kapitalverwendung  in  der  Production 
gestellt  werden  müssen,  also  auf  den  hölieren  Stufen  der  Volks- 
wirthschaft,  desto  weniger.  So  niuys  man  auch  für  die  wirth* 
dchaAlicben  Zwecke  der  Gesammtheit,  d.  h.  fUr  die  Interessen  der 
Volkswirtbschaft  dem  Selbstinteresse  genflgenden  Spiebranm 
fenehaffen.  Dies  geschieht  aber  nnr  dnreh  die  moderne  GestaUnng 
des  wirthschaffliehen  Yerkehrsrechts. 

S)  Diese  Beweisftbrang  wird  dann  im  Einzelnen  etwa  folgeader- 
maassen  näher  begrtlndet. 

a)  Ohne  persönliche  r  ei  hei  t  ist  kein  hinlänglich  starkes 
M  tiv  vorhanden,  Uber  jenes  geringe  Maass  hinaus  zu  arbeiten, 
welches  durch  Zwang  und  Furcht  zu  erzielen  ist. 

b)  Ohne  Freiheit  und  Privateige ntham  aach  an 
Kapital  (d.  h.  also  ohne  Kapitalbesitz,  §.  28)  ond  an  Gr  nnd- 
ittlcken  besteht  keine  Neigung,  dem  unmittelbaren  Consnm  zum 
Gennss  Güter  yorznenthalten  nnd  dnroh  den  Sparproeess  Kapital 
n  biUen,  noeh  dem  Boden  Kapital  nnd  Arbeit  in  vermehrter  Menge 
maftlbren,  d.  h.  ihn  intensiver  zn  bebanen,  wie  es  regelm&ssig 
Döthig  wird,  um  ihm  für  eine  grössere  und  bedUri'nissreichere 
Bevölkerung  mehr  und  bessere  und  mannigfaltigere  Früchte  abzu- 
gewinnen. Damit  aber  fehlt  es  also  an  volkswirthschaftlichem 
Kapital  (^^Kapital  an  sich"  §.  28)  nnd  an  Boden prodncten,  folglich 
an  den  Voraassetznngen  besserer  ökonomischer  Lage,  reichlicherer 
BedOrftiissbefHedignng,  schliesslieh  aneh  höherer  Cnhnr  der  Be- 
vMkemng:  das  erste  grosse  Tolkswirthsehaftliehe  Problem,  daiyenige 
genügender  Prodnetion,  wird  nieht  ordenüieb  gelOsi 

c)  Ohne  Vertragsfreiheit  ferner  keine  Möglichkeit  der 
vom  Einzelvortheil  geforderten  besten  V'erwerthung  der  persönlichen 
Fähigkeiten,  der  Arbeitskraft,  des  Eigenthums,  daher  kein  gentigen- 
'ier  Sporn  wirthschaftlicher  Tbatkraft;  ebenso  keine  Möglichkeit 
^ossartiger  Entwicklang  der  Arbeitstheilung  nnd  des  Grossbetriebs. 

d)  Ohne  Erbrecht  jedenfalls  viel  geringere  Neigung  snm 
Spsien  nnd  daher  weniger  Kapitalbildnng,  vielmehr  grossere  Ve^ 
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zebrQDg  des  Einkommens.  Dadnrdh  ftUt  das  sitüioh  bereditiglsto 
Motiv  des  Sparens,  die  Wahrnehmung  der  Interessen  der  Familie, 

also  Anderer,  wenn  anch  Nahestebender ,  fort  and  rein  persön- 
liche, egoistische  Interessen  greifen  vollends  Platz.  Gleichzeitig 
wachsen  die  Mittel  znr  weiteren  Vermehrung  und  Verbesserung  der 
Production  und  hiermit  zur  Hebung  der  Wirthschaft  und  Cultur  des 
ganzen  Volks  viel  langsamer  und  der  Spielraum  der  nachhaltigen 
Volksvermehrong  wird  enger,  obgleich  die  Geburtenzahl  wahr- 
soheinlieh  stark  steigt,  da  die  Motive  anr  BesehriUikong  derseibea 
geschwioht  sind« 

e)  Endlich  ohne  feste  Anerkennung  der  einnsl 
erworben en  Rechte  und  desPiincips,  dass  dieselben  nurver- 
tragsmässig  beseitigt  werden  können,  keine  Sicherheit  des  Eigen- 
thums und  des  gesaramten  Verkehrs  und  statt  dessen  die  volks-: 
wirthschaftlich  nachtheiligste  Macht  des  Staats,  durch  nene,! 
rttokgreifend  wirkende  Gesetze  Privatvermögen  „rechtmässig'^  &b 
confiseiren  und  die  Existenz  der  davon  Betroffenen  %n  mitergraben. 

§,  194.  —  G. Einwandangen  gegen  dieseBegrandan; 
des  modernen  Verkehrsreehts.  Die  voransgehende  Beweii- 
fhbmng  Bttttzt  sieh  anf  Dednction  ans  der  wirthschaft-' 
liehen  Natur  des  Menschen  (§.  4)  und  enthält  sicherlich 
viel  Richtiges.  Sie  erlangt  auch  im  Grossen  und  Ganzen  vielfache 
Bestätigungen  durch  die  Erfahrung  im  Verkehr.  Dennoch  erheben 
sich  gegen  die  Tragweite  der  auf  diese  Weise  gezogenen  Schlüsse 
wesentliche,  aber  bisher  selten  gehörig  beachtete  Ein  wen  dangen, 
gerade  vom  volkswirthsohafUiohen  Gesichtsponcte  ans. 

1)  Jene  Beweisführung  sneht  zwar  die  persönliche  Freihail^ 
das  volle  Privateigenthnm  nnd,  die  Conseqnens  beider  fie^ 
Institute,  die  volle  Vertragsfreiheit  als  nothwendige  Postnlate 
gerade  auch  vom  volkswirthschaftlichen,  nicht  bloss  vom  privat- 
wirthöchal'tlichen,  vom  gesellschaftlichen  oder  socialen, 
nicht  bloss  vom  individualistischen  Gesichtspuncte  aus  hin  ' 
zustellen.  Aber  es  wird  dabei  doch  viel  zu  sehr  von  voraherein 
die  erst  noch  zu  erweisende  volle  Identität  des  privat- nnd 
volkswirthsohafUicheni  des  gesellschaftlichen  und  des  Individnilr 
Interesses  voransgesetzi  Dies  zeigt  sich  namentlich  in  zwei  Pnnotea. 
Einmal  werden  die  Nachtheile,  welche  eine  so  ganz  absotato 
Formnlurung  der  Freiheits-,  Eigenthnms*  nnd  Vertragsreehte  fb 
die  Gesammtheit  und  für  einzelne  grosse  Classen  der  Bevölkemn^ 
so  leicht  and  erfabrungsmässig  so  oft  mit  sich  bringt,  meist  gaii^ 
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fibersehen,  z.  B.  in  der  Frage  der  Freizügigkeit,  des  Grundeigen- 
ihnms,  zumal  des  städtischen,  des  Arbeitsvertrags,  des  Zinsvertrags. 
Sodann  wird  zu  wenig  beachtet,  ob  die  Vortheiie,  weiche  die  neae 
Gestaltung  des  Verkebrsrechts  allen  £iDzeliieii  zwar  bieten  kann, 
loch  wirklich  nach  der  Erfahniog  Allen  nnd  eintgennaaseen 
gieiebmäBsig  so  Gnte  kommen.  Aach  diet  wird  ohne  Beweis 
a  allgemein  angenommen. 

S)  Freiheit  und  Eigenthnm  werden  ferner  zn  einseittg  nur  als 
individuelle  Rechte  angesehen,  die  damit  in  der  Gesellsch  aft, 
in  der  Volkswirthschaft  nothwendig  verbundenen  (socialen) 
Pflichten  kommen  zu  wenig  zur  Geltung.  Erst  mit  der  Aner- 
kennung dieses  socialen  Pfiichtmoments  nnd  damit  der  Kehr- 
seite jener  beiden  Rechtsinstitute  verlieren  dieselben  den  rein 
iodividnalistischen,  privatwirtbecbaftiichen  nnd  erhalten  ihren 
soihwendigen  socialen^  yolkswirthsohafUiohen  Character.  Das 
Eigenthnm  tritt  erst  dadaroh  ans  der  Torherrsehend  rein privat- 
reehtliohen  Auffassung  heraus,  um  als  grosses  Rechtsinstitut 
des  Verkehrsrechts  nothwendig  mit  unter  den  öffentlich-recht- 
lichen Gesichtspuuct  zu  kommen. 

§.  195.  —  3)  Die  social  und  volkswirthschaftlich  bedenkliche 
Folge  dieser  Aaffassang  der  persönlichen  Freiheit  nnd  Eigenthums- 
Ordnung  seibat  ans  dem  Gesicbtspunete  des  Interesses  und  Rechts 
des  Individnams  fuhrt  nnr  sn  leicht  so  einer  änsserlich  forma- 
listischen Bdiandlnngy  einer  anhaltbar  absolnten  Forma- 
linittg  nnd  rein  apriorischen  Gonstrnction  jener  Bechts- 
institatey  ohne  dass  diese  letzteren  an  ihren  Wirkungen  ge- 
prüft werden.  Die  Entwicklung  des  römischen  Rechts  und  alle 
neuere  Erfahrung  bestätigt  dies.  Besonders  schädlich  erweisen  sich 
vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  die  rein  apriorische 
Constrnctiou  des  Begriffs  der  persönlichen  Freiheit  und 
des  Eigenthumsbegriffs,  sowie  dessen  absolate  Forma- 
lirong  nnd  die  gleiche  Behandlnng  des  Vertragsreehts  nnd 
Erbrechts. 

a)  Apriorisch  wird  ein  Begriff  der  persönlichen  Freiheit  ans' 
demWesen  des  ganz  selbständig  gedachtenlndividaams 

abgeleitet    Dies  hat  zwei  schlimme  Folgen.^) 


'i  Die  Nationalökonomen  der  freihändlerischen,  d.  h,  der  physiokratisch-Smithisf  hen 
Bichtuug  haben  zwar  selten  genug  ihre  Theoreme  auf  ihrou  icUtou  Au^gang^punct 
zvQekgefUiTt,  tbor  ito  aignmentiieii  Biels  so^  äm  dn  SftBS  Bolhitindlg  ge- 
dacbte  Indiridnom  th  stillsohwdgMide,  wlbetronUtaidUolie  Yvoamümg  tag«- 
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a)  Allerdings  ist  eine  solche  Freiheit  mit  dem  gesellschaft- 
lichen Zusaniraenleben  und  den  volkswirthschaftlichen  Anl'orderungen 
schlechterdings  unvereinbar  und  kann  daher  auch  in  der  Wirk- 
lichkeit niemals  vollständig  im  poöitivea  Jßechte  anerkannt  werden 
(§.  219  ff.).  Aber  die  Folge  jener  apriorischen  Begriffsconstrootioii 
eines  atomistieeli-iDdividiialieliBcheii  Natiurreobto  bt,  daas  immdr 
wieder  neue  ForderaDgen  bindohüieb  der  Geetaitong  des  positifeii 
Beebts  bervortreteo»  wonacb  mOglicbst  sbsolate  persOnltebe  Freibeit 
und  ein  dementspreebeDdes  Vertragsrecht  gewftbrt  werden  soIL  Jede 
weitere  Beschränkung  der  Freiheit,  welche  etwa  im  geschichtlich 
Überkommenen  geltenden  Rechte  noch  fentgchalten  ist,  oder  volleods 
eine  solche,  welche  im  Interesse  der  Oesammtheit  neu  eingeführt 
werden  soll,  begegnet  dann  ohne  Weiteres  einer  principielleu  Oppo- 
sition^  weil  sie  dem  abstracten  Freiheitsbegriff  widerspriolU. ')  Ea 
ist  nnr  sn  begreiflieh,  dass  desbaib  radieale  Fordemngen  mtor 
(Jmständen  in  einem  filr  das  Gesammtinteresse  bedenklioben  Um- 
fange gesetsliebe  Sanetion  erlangen:  als  blosse  Conseqnensen 
des  PrtDcips,  ohne  ünteranobnng  der  tbatsSohlieben  Verhittaisse 
und  der  daraus  folgenden  Bedlirfuisse. 

ß)  Andrerseits  wird  die  Freiheit  doch  wieder  so  äusserlich 
formal  gefasst,  dass  sie  nebst  ihrer  weiteren  Consequenz,  der 
formalen  Gleichheit  (§.  220  ff.),  practisch  im  Leben  und  be- 
sonders im  wirthscbailiioben  Verkehr  für  die  grosse  Masse  der 
Beyölkemng  nur  eine  geringe  Bedeotong  bat,  materiell  eigeatliek 


kührlich  erscheinen  soll.  £s  offenbart  sich  hier  die  allgemeine  philosophitcke 
Grundlajre  des  Smith'schen  Systoms,  die  Annahme  „natürlicher  M  enschenrech^?" 
des  liidiridaums  als  solchen,  auch  in  den  DatioualökoDomiscben  BeireisfahraD^eo. 
Die  bescbiiokende  lltere  Geweriwrerfeionng,  doo  PnlilliHiT-  md  Bofcitaolliyoiw.  i 
Agrarvcrfa>siinir  und  m.  e.  W.  die  (ranze  ältere  Wirthschaftsordnong  ?ors>tö»>t  ^  *: 
dipse  natürlichen  Rechte  des  Individnuins ,  und  dies  ist  der  letzte  p r i  n  r  i  p  i 1  le 
Grund  ihrer  Verwerfung  auch  Seitens  der  V'olksirirthe.  Der  Nachweis  uachtbei- 
liger  Wirkungen  der  BesehrinkongeD  für  den  Veikehr  konat  dann  nur  noeb  ab  en 
practischcr  Grand  dam.  —  liier  lieurt  der  Gru ndlrrthom  der  Schale,  ron  deo 
es  bich  loszusagen  gilt.  Wie  schwer  dies  ist,  zeigt  z.  B.  der  sonst  auf  einem  eirngtr* 
maassen  verwandten  Standpuncte  mit  diesem  Werk  stehende  Maurus  in  s.  „Freihat 
in  d.  Volkswirthsch.",  Heid.  1878,  wo  sogar  im  1.  Kap.  nnsdrttcklich  gesagt  viid: 
„nicht  die  Individualfreiheit,  sondern  die  Wohlfahrtsvertnehrun?  ist  das  ober^ite  Prindp 
für  die  wirthsch.  Organisation  der  Gesellschaft",  S.  t2,  gleichwohl  ahei  z.  B.  selW 
die  heutige  deutsche  Froizttgigkeitsgcsetzgebung  noch  als  eine  die  indindnelle  P^«fteft 
EU  eehr  beschränkende  bezeicbnet  wird,  S.  1511- VergU dagegen  unten  §.234f 
•)  Man  denke  an  die  Ojijiositiorv  po^en  Schulzwang,  Militairzwaog,  VersichcruniS- 
xwang,  Impfzwang  u.  s.  w.,  —  stets  mit  dem  Argument,  dass  die  „penöoliche  Frti- 
ketr  dtdereb  beecbTinlt  werde,  wm  ifcblig,  aber  n  md  fbr  rieb  kelii  Segeagnod 
iit;  vielmehr  umgekehrt,  weil  solcher  Zwang  nicht  ganz  zu  entbebnii,  Iii  die  loke^ 
Bcbrinkte  individiieUe  Freiheit  ein  nnhahbaree  Postalat. 
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nur  eine  Fiction  ist.  Sie  reicht  für  sich  allein  nicht  aus,  um  für 
«   alle  Betheiligten  im  Verkehr,  vor  Allem  bei  den  Vertrags- 
^  Schliessungen,  wirk  liehe  Freiheit  und  Gleichheit  zu  verbürgen. 
Die  einmal  bestebeode  Fiction  hat  aber  gleichwohl  wichtige  prao- 
tebe  CoDseqaensen.    So  wird  z.  B.  prinoipiell  die  Forderang 
einer  Beeehrftnknng  der  Staatethfttigkeit  in  allen  wirtb- 
Beliaftiiehen  Angelegenheiten  gestellt,  weil  die  formal  freien  nnd 
^eieben  Personen  vermeintlich  allein  richtig,  aber  auch  ans- 
reicheud  für  sich  sorgen  könnten.    Es  entsteht  dann  wohl  die 
:  Ansicht,  als  ob  die  Kechtseutwickhing  mit  der  Gewähr  der  persön- 
lichen Freiheit  und  Gleichheit  der  Individuen  und  mit  der  vollen 
Vertrsgsfreiheit  ein  fUr  allemal  ihren  Ahschluss  gefanden  babe.^ 
:  Eine  nicht  bloss  theoretisch  und  practisch  faisebei  sondern  auch 
eine  Boeialpolitiseh  nnd  yolkswirtbsehaftlieb  geradezu  gefährliohe 
Ansieht    Denn  die  persOnliohe  Freiheit  überhaupt  und  die 
Vertragsfreiheit  speeiell  muss  Inhalt,  Umfang  und  daher 
tnch  Besebrftnkung  mit  nach  Bedürfnissen  der  Gesammt- 
heit  erhalten.  Da  diese  Bedürfnisse  selbst  wieder  dem  geschichtlichen 
Wechsel  unterliegen,  so  kann  die  Thäti^'keil  des  Staats  und  der 
Gesetzgebung  auch  auf  diesem  Gebiete  niemals  auf  die  Dauer 
abgeschlossen  sein :  am  Wenigsten  in  dem  Falle ,  wenn ,  wie  jetzt 
bei  uns,  einseitige  Conseqnenzen   atomistisch- individualistischer 
Auffassung  der  persffniichen  Freiheit  ohne  Rtteksiebt  auf  die  gesell- 
sebailliehe  Rflekwirkung  im  geltenden  Rechte  über  Gebtthr  zur 
Anorkennuog  gelangt  sind. 

f.  196.  —  b)  Das  vornehmste  Princip  der  Eigenthn  ms  Ord- 
nung ist  das  rein  individualistiscb  anfgefasste,  möglichst 
absolute  Privateigenthum  an  allen  Arten  von  Sachglitern. 
Der  Eigenthumsbegriff  wird  dabei  wiederum  apriorisch  construirt, 
iudem  das  Weseu  des  Eigenthums  in  unnmscbrMnkter  Befugniss  des 
Eigenthtimersi  über  die  Sache  zu  verfttgeni  gefanden  wird.  Dieser 

')  So  wird  z.  R.  in  Dentsrhland  der  Versieh  erongrszwanfr  e-esTf?!!  erwach- 
sene Arbeiter  oder  die  Eiufuhrung  eines  gesetzlichen  Normalarbeitstags 
fiö"  «rieho,  venigstens  Iter  die  Mino «r,  ans  aoldien  (le8ichb<pQncteii  Doch  fielfaeh 
ib^ewiesen,  z.  B.  von  den  Vertretern  der  deutschen  Gewerk vereine,  M.  Hirsch, 
Fr.  Dancker.  Vergl.  die  Debatten  auf  d.  Eisen,  soc.-poht.  Congr,  1S7-J.  Ganz  in 
derselben  Kinseitigkeit  wie  die  liberalen  Oekonomisten  der  Neuzeit  verfährt  in  s.  Sehr. 
«JkibinterreRdcb.**  L.  Brentano.  Wie  jene  annehmen,  daas  die  peraOnl.  Freiheit 
aosreiche.  ri^litige  u.  (rerechte  Vorthciliinp^  zu  verbürg-en.  so  Tlr(^ntano,  da^s  dies  bei 
freier  Gewerkvereinsortranisafion  der  Arbeiter  geschehe.  Diese  ist  ihm  das  Complement 
dts  Freibeits-  u.  Gleichhcitsprincips.  Alle  andren  cinwirkendeu  Factoren  werden 
iSMvtat  «.  bU  der  Ableltiing  der  Otnseqnens  aoa  dem  Frfncip  erscheint  die  Anl^inbe 
erledigt  Eine  eigeodiOmliche  „lealisiiflciie'*  Methode  der  Bewoltftüinuig. 
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EigenthQiDsbegriff  soll  dann  im  geltenden  Reehte  Terwirkfidit 
werden.  Danach  wird  der  Wille  oder  rfobtiger  selbst  die  Will* 

ktihr  des  EigenthUmers  (jus  utendi  et  abutendi  re  sua!)  als  das 
Moment  anerkannt,  welches  allein  über  die  Verwendung  der  im 
Eigenthum  stehenden  Güter  entscheidet.  Dieser  Auffassung  ent- 
sprechend giebt  das  Eigentbum  Uberhaupt  eigentlich  nur  Hechte. 
Aach  Pflichten  ab  Ausfluss  desselben  aufsoBtellen,  erscheint 
dagegen  von  vorneherein  als  Widerspruch  gegen  den  EigenthunS' 
begriff,  als  „nigaristisch"y  wie  die  Priratrechtsvertreter  dies  dsna 
formnliren,  ohne  die  petitio  principii,  die  sie  dabei  begehen,  auch 
nnr  zn  merken.  Dasselbe  gilt  von  Besch  rftnknn  gen  des  Eigen- 
thums,  welche  sich  mit  der  principiellen  Schrankenlosigkeit  der 
Verfll^ungsbefugnisse  des  Eigcnthllmers  nicht  vertragen.  Soweit 
sie  etwa  geschichtlich  Uberkommen  sind,  werden  sie  daher  möglichst 
beseitigt.  Unter  die  Schablone  des  einen,  absoluten  Eigen- 
thunshegriffs  werden  ferner  alle  Arten  Sachgtiter  (mitanter 
auch  gewisse  Verhältnisse *S  §.  15,  wie  anderseits  ehedem  die 
Unfreien,  die  SclaTcn)  möglichst*  gleichm Assig  gezwangt.  Daher 
werden  die  etwa  noch  bestehenden  Verschiedenheiten  des 
Eigenthnmsrechts  nach  der  Art  der  Gttter,  welche  das  EigeDtfami 
umfasst,  verworfen  und  thunlichst  beseitigt,  weil  sie  dem  ange- 
nommenen Eigenthiimsbe^riffe  widerstreiten.  Dies  zeigt  sich  u.  A. 
namentlich  in  dem  Streben  nach  rechtlicher  Gleichstellung  des 
Grnndeigenthums  mit  dem  Ei<^euthum  an  beweglichen  Gutern  und 
der  verschiedenen  Arten  des  Grundeigenthums,  z.  B.  an  Agrar- 
nnd  Forstboden,^)  unter  einander.  Ebenso  unterbleibt  in  der  Haopt- 
aache  im  fieohte  jede  Unterseheidnng  des  Eigenthnma  aach  des 
Zwecken  der  beweglichen  Gflter  nnd  damit  fehlt  dem  Rechte  die  i 
▼Olks-  nnd  einzelwirthscbaftlieh  so  wichtige  Untersoheidnng  fos  ' 
Kapitaleigenthum  und  Eigentbum  an  Gebraucbsvermögen  (§.  27) 
vollständig  (§.  256,  257). 

Die  Eigenthumsordnung,  welche  sich  dergestalt  ergiebt,  ist 
sonach  nur  ein  Product  der  Abstraction  und  eine  logische 

")  Die  Folgo  der  AüiTassuQg  ist,  dass  z.  B.  jede  aus  dem  ökonomischeB 
Wesen  des  Foretbodens  folgende  „Beschränkung"  des  Forsteigenthums  rom  WaU- 
betitzer  als  ein  Eingriff  in  sein  „natürlicbeä'*  Eig^cDthumsrecbt,  ja  als  cioo  Ver- 
letzung seiner  Frciheifssphärc,  initliiii  seiner  treibst  gilt.  Daher  die  öfters  auf^e- 
taacbte  Forderung  der  Waldbesitzer,  nicht  nur  for  neue  Beschränkungen,  soadea 
HßM  tta  altbeittthende,  aber  dem  abeolaten  EigenthumsbegiilT  wideispieckaB^s 
entfcliftdlgt  zu  werden;  erenmeU  die  Foiderung,  dass  der  Staat  expropriire. 
wenn  anch  nv  die  Beibehaltung  eoleher BeachxiAkaiigeB  im  ofteatlidicii  umrm 
geboten  sei. 
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Consequenz  einer  absolut  gefassten  persönlichen  Frei- 
heit des  Individuums  und  eines  apriorischen  absoluten 
Eigenthumsbegriffs,  nicht  ein  Product  der  realen  RedUrlnisse 
des  gesellschattlicben  ZusammenlebeDS.  Sie  wird  aber  in  jener 
Weise  am  Ewei  Gründen  gans  nnbedenkiich  ftir  die  Praxis 
poatolirt. 

a)  Einmal,  weil  sie  sich  im  rOmisohen  Rechte  im  Wesent- 
liehen  Tolkogen  hat*)  Das  römische  Privatrecht,  das  Recht  eines 
yoU[s,  dessen  Volkswirthschaft  anf  dem  Herrscbaftsprincip 

der  Eroberung  und  Sclaverei,  nicht  auf  dem  Princip  des  Erwerbs 
dorch  eigene  Arbeit  beruhte,  wurde  und  wird  aber  vielfach  als  das 
„Musterrecht'',  als  das  „wahre  Recht",  ja  kurzweg  als  „das 
Recht''  Uberhaupt  betrachtet:  eine  eigenthUmliche,  geschichtlich 
erklärliche,  aber  deswegen  nicht  weniger  unrichtige  Ansicht,  weiche 
anf  eine  petitio  principii  hinaoslLommt 

fi)  Sodann  mehit  man  die  a  priori  geforderte  Gestaltnng  der 
£%enthnm8ordniing  anch  a  posteriori  rechtfertigen  nnd  als  die 
sUein  richtige  nnd  erspri essliche  begründen  tu  können. 
Sie  soll  nemlich  nicht  nur  mit  dem  Interesse  des  Individuums  und 
der  Privatwirthschaft,  sondern  auch  mit  dem  Gesammtinteresse 
des  Volks  und  seiner  Volkswirthschaft  vollkommen  über- 
einstimmen. Aber  der  Beweis  dafür  wird  nicht  genügend  geführt 
Es  wird  dabei  nur  wieder  von  yornelierein  die  Interessensoli« 
dsritat  des  Individnoms  nnd  der  Gesellschaft,  der 
PriTat-  nnd  der  Volkswirthschaft  angenommen,  statt  sie  erst 
ta  beweisen.  Die  Wirkungen  aber,  welche  eine  solche  Eigene- 
thnmsordnnng  anf  das  ganze  Volk  wie  anf  die  einzelnen  Classen, 
besonders  anf  die  besitzlosen,  sogen,  unteren  arbeitenden  Classea 
ausübt,  werden  nicht  ernstlich  geprüft.  Sie  gelten  entweder  als 
einmal  unveränderlich,  die  daher  selbstverständlich  einfach  hinge- 
nommen werden  mttssen,  oder  sie  werden  auch  mit  taischem  Opti- 

*)  Vergl.  unten  §.  283  ff.  Uber  den  Eigcnthumsbegriif,  bes.  Ihering,  der  gerade 
so  bestimmt  wia  ic  h  den  absoluten  EiguutUumabegriÜ  u.  die  Identifiriraug  des  rOmisch- 
rechtlichen  mit  luUterem  abirebt.  Die  Duhaltbarkeit  der  FormuliruDf  eine«  «bio* 
lutea  Eigenthamsbeghtls  folgt  übrigens  auch  im  rOmischeu  Rechte  aus  dem  zum 
^üs  utendi  et  abutendi  re  sua"  hin/ugufugten,  wenn  auch  gewöhnlich  i>,^norirten  Satze: 
qaatenos  juris  ratio  patitur.  Die  Juristea  ziehen  mciäteiis  die  erfurderlichen  Conse* 
qoenzen  ans  der  BeschriokQOg  dat  Ü^jeothoms  für  den  Begritl  selbst  nicht.  Ots 
,.abuti'*  bedeutet  allerdings  nicht  noiliwendig  „  m  i  s  s  brauchen"*,  sondern  auch  — 
QAd  wie  Manche  behaupten  aliein  —  „  v  o  r  braacheu",  oder  Kccht  zur  Aufzehrung 
^Substanz  (Knies,  Geld  S.  88,  mit  Btuieh.  auf  SftliBAsiti  fiuil  es  nooE 
tivis  anders).  Aber  die  Hindeutong  anf  ein  Bedit  „Ms  nun  Miislmildi**  ist  nil 
(iem  WoA  doch  noch  beabsichtigt  voiden. 
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mi8mii8atodiirohaii8(irlliiitighiog«stdlt.  So  wird  a&  dem  tdinuikai- 
los  willktthrliehen  eigenen  Gebraache  der  Ottter,  den  das  ESgenthnn 

gestattet,     und  an  der  Freiheit,  beliebig  dnroh  Verträge  ttber  das 
Eigenthum  zu  vertUgeu,  uicbts  bemangelt, 

§.  197.  —  c)  Nicht  anders  ergeht  es  dem  Erb  rechte.  Auch 
dieses  wird  ebenso  schrankenlos  und  absolut  hingestellt  wie  das 
Eigenthum,  indem  gewissermassen  die  schroffsten  Consequenzeo  des 
dentsch-rechüichen  wid  des  römisoh-rechtiichen  Erbrechtsprincips 
Tereinigt  werden.  So  wird  im  Intes tater breeht  die  sitttiehe^ 
soeiale  und  Okonomisebe  Bedeatnng  der  Familie  ajssserordentiidi 
flbertrieben  mittelst  Festhaltung  emes  Erbreehts  der  «, JPamSlie*'  bis 
za  den  entferntesten  „Verwandten"  hin,  —  im  Widerspnieh  mit  der 
sonstigen  individualistischen  Auffassung,  welche  im  wirtbsc haft- 
lichen V^erkehrsrecht  zur  Geltung  gelangt  ist  und  den  Familien- 
verband oft  wenig  genug  beachtet.  Und  daneben  wird  dem  Erb 
lasser  im  testamentarischen  Erbrechte  öfters  eine  VerlUgungs- 
befngniss  über  sein  Vermögen  Uber  den  Tod  hinaus  gegebeOi  welche 
nur  etwa  durch  das  Pflichttheilsreeht  beschränkt,  sonst  praetisch 
so  gnt  wie  unbegrenzt  ist  So  kann  Aber  einen  Theü  des  Volks- 
yermOgens  in  der  Form  Ton  Priyatyerm($gen  ganz  nach  individneika  ' 
Ermessen,  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Folgen  fÄr  die  ganze  Volks- 
wirthschaft,  der  Wille  hm^öt  Verstorbener  massgebend  entscheiden. 
Damit  wird  aber  das  schöne  pietätvolle  Princip  der  „Achtung  vor 
den  Todtcn"  so  Ubertrieben,  dass  es  unhaltbar  wird  und  dass  das 
Ergänzungsprincip :  „dem  Lebenden  gehört  die  Welt'',  notbwendig 
nach  Geltang  ringt  Auch  der  in  der  Frage  mitunter  angemfese 
'  Glaube  an  die  persönliche  Unsterblichkeit  gebietet  ebe  sowot 
gehende  BerQoksichtigung  des  Willens  Verstorbener  im  testames- 
tarisehen  Erbrecht  in  den  echt  irdischen  Dingen  der  Vermögenswsk 

^  S.  die  Aasfuhniiig  gegen  das  ju  almteDdl,  dtM  das  Recht  der  ZenUknuig  aM 
eothält,  TOD  Val  Mayer,  £ig«nt)u  nach  d.  verschied.  Weltanachaniuireii,  FWK 

1871,  S.  11. 

Die  NatioDalOkoDomio  der  physiokratiäch-SmitL'ächüQ  Schale  hat  sich  in  dtf  i 
Regel  uut  die  BegrODdnng,  Erkl&ning  und  Kechtfertifriuig  der  EigentbamsiDstitotioi  | 
trar  ni( iit  gekümmert  und  die  lelzuro  einfach  als  scibstverbtändliclie  Tliatsache  bia-  ' 
geuommea.   ti.  d.  Vorbem.  obcu  8.  34b.    Diut»  hing  auch  mit  der  einseitig  privat* 
wirthacliaftlicheii  Bebandlungsweise  der  Di»ciplin  zusammen.    So  kann  es  aick 
Wunder  nehmen,  liass  in  einem  Werke  wie  Rcntzsch'  Handwörterbuch  der  VoUiSwiith' 
•chaft>Ii']ire  der  Art.  Ei^^'UHhnm  (vun  FrUhauf)  ^ioh  anf  die  diirftij,'-!>te  f'  rinsdrfrbt- 
tichü  Behandlung  des  Kigeuthums  bebchr&okt.    W  o  die  Nationalökonomiü  etwa»  tielct 
auf  die  InartitQtton  einging,  hat  sie  aieli  die  BegrQudtuig  mit  der  natOrUch-OkotMi- 
sehen  Theorie  (s.  u.  §.  263  tt.)  oder  mit  der  ArlieUstbeorie  (§.  271  ff.)  za  leicht  ge- 
macht, was  auch  von  Bastiat  gilt,  s.  dess.  liann.  6o4ML  Gh.  8,  S,  uivft  paiipfciiitt 
propri6t6  et  loi  (oeorros,  1854,  IV,  275  ff.) 
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!  f«Bllaft%er  Weise  selbst  Ahr  Dii(}eiiigen  niehl,  welehe  diesen 
Olaiben  hegen.») 

§.  198.  —  d)  Die  volkswirtliBeliaftlfebe  Rechtfertigung 

eines  möglichst  absoluten  Eigeuthuius-  uiid  Erbrechts  wurzelt  mit 
iü  der  Ansicht  von  der  Unentbehrlichkeit  dieser  beiden  Institute 
für  die  Kapital  bil  dun  g,  —  sowohl  lUr  die  Erhalt  unj^  des 
vorhandenen  aU  für  die  weitere  Vermehrung  des  Kapitals,  — 
sowie  für  die  Kapital verwend ung  im  Productionsproccss. 
Dim  Ansiebt  beruht  indessen  auf  der  fUschliehen  Identifieirong 
TOB  Nationaikapital  oder  Kapital  an  sieh,  ab  rein  Okono> 
flusehe  Kategorie,  mit  dem  Privatkapital  oder  dem  Kapital- 
besits,  als  historiseh  leehtliche  Katei^rie  (§.  98).  Es  wird  hier 
stets  ohne  Weiteres  angenommen,  dass  eine  Bildung,  Erhaltung 
und  Verwendung  des  Kapitals  im  ersteren  Sinne  unbedingt  nur 
in  der  Form  des  Privatkapitals  möglich  oder  sogar  nur 
so  denkbar  sei.  Dies  verdient  mindestens  erst  eine  Unter- 
sachaog,  welche  die  Nationalökonomie  bisher  ganz  unterlassen  hat 
(§.  267  n.  unten  Kap.  8).  Aber  wenn  der  Sats,  der  sonach  toi^ 
läaCg  eine  blosse  These  ist,  auch  nicht  bestritten,  oder  wenn 
wenigstens  angegeben  wird,  dass  die  Entstehung,  Erhaltang,  Ver- 
Buhrang  und  Verwendung  des  Kapitals  im  Vkonomisehen  Sinne 
tm  Besten  in  der  Form  des  Privatkapitals  vorsieh  geht 
(Kap,  3  unten,  bes.  307),  so  folgt  daraus  nicht  der  übliche 
Schluss  zu  Gunsten  absoluten  P^igenthums  und  Erbrechts.  Die 
Kothwendigkeit  und  volkswirthschal'tliche  Nützlichkeit  eines  solchen 
wird  vielmehr  wiederum  ohne  jede  weitere  Untersuchung  axiom- 
utig  angenommen.  £s  lilsst  sieh  aber  z.  B.  gerade  beim  Erbrecht 
uiicbwer  nachweisen ,  dass  ein  unbegrenztes,  wie  das  heutige, 
umentUoh  ein  Erbrecht  ohne  alle  oder  wenigstens  oime  irgend 
erhebliehe  Erbsehaftsstenern  fttr  Erhschaften  unter  den  näch- 
sten Verwandten  (Ascendenten ,  Descendenten),  die  ihm  zuge- 
schriebene besonders  günstige  Wirkung  ftlr  die  Vermehrung  selbst 
nur  des  Privatkapitals  in  geringerem  Grade  besitzt,  als  ein  durch 
ein  richtiges  sociales  firbschattssteuersystem  begrenztes  Erbrecht. 


Vergl.  Lange,  Arb.-Fr.  3.  Aüfl.  S.  285;  Lassall«,  Syst.  d.  erworb.  Rechte 
U,  6<)4  ff.,  mit  <ler  Darlegung  von  Leibnitz's  Theorie  des  testatnentarisch.'n  Erb- 
rechts imd  der  Bugruuduog  des  letzteren  auf  die  Anuahme  der  Liu>terbliclikcit. 

^  Aehiüiok  wie  der  zeitige  Inhaber  eines  Fideicommiases,  welch«»  an  den  tite- 
lten Sohn  übergeht,  im  Interesse  der  Ausstattung  seiner  übrigen  Kinder  mehr  sparen 
»^ird  nnd  nach  englischen  Erfahrungen  wirklich  aus  diesem  ürundc  mehr  spart,  wird 
iuch  der  Familienvater,  welcher  weiss,  dass  bei  seinem  Tode  sein  Vermögen  durch 
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Und  ebenso  liast  sich  am  Gnindeigentham  und  am  KapitnleigcB- 

tfanm  ans  den  VerhSltnissen  der  bentigen  Praxis  die  naebtbeilige 

Wirkung  der  abso Inten  Formnlirung  des  EigentbnmBrecbts  vielr 
lach  ableiten,  z.  B.  im  Falle  willkUhrlichen  Gebrauchs  oder 
^icbtgebraucbs.^^) 

llI._-§.  itit).  Die  Aufgabe  für  die  Volkswirtbschaits- 
lehre  gegenüber  dem  Verkehrsrecbt.  Sie  liegt  demgemiti 
darin,  die  gesobicbtlicb  ttberkommene  nnd  die  in  Geltang  steboido 
Beebtsordnnng  des  Personenstands  nnd  des  £igentbania  einer 
Prttfnng  anf  ibre  nationalökonomiseben  Leistungen  od 
Wirkungen,  anf  ibre  Zweekmftssigkeit  nnd  Beformbedttrftigksit 
zn  nnterzieben.  Bei  dieser  Prüfung  muss  vor  Allem  nicht  der 
privatwirtbschaftliche  Standpunkt  in  der  üblichen  fehierbatten 
Weise  mit  dem  volkswirthscbattiichen  obne  Weiteres,  sondern  erst 
nach  getuhrtem  Beweise  ideniilicirt  werden.  Ferner  bat  zwar  der 
Gesichtspunkt  der  Production  und  das  Interesse  an  einer  mög- 
lichst gesteigerten  Production  bei  der  Prüfung  gewiss  eine 
wohl  bereebtigte  grosse  Bedeutung  aueb  flir  die  ganse  Volfcswirth* 
schalt  Aber  daneben  mttssen  der  Gesicbtspnnet  der  Vertbeilnng 
des  Volkseinkommens  und  VolksvermOgens  nnd  die  Anforderungen 
beachtet  werden,  öfters  selbst  dominiren,  weiche  hinsicbtlieh  einer 
möglichst  günstigen  Vertheilung  der  individuellen  Finkom- 
men  nach  den  früher  entwickelten  Grundsätzen  (§•  94— lüde)  z& 
Stelleu  siud. 

Was  den  Einflnss  des  Verkebrsreehts  anf  die  volkswirth- 
sebaftliebe  Production  anlangt,  so  darf  den  einaehien  Hechts- 
Instituten  bei  den  yersohiedenen  Prodnetionsfactoren  nnd  Prodao* 
tionsgebieten  von  yomeberein  eine  verschiedene  Bedeutung  heig^ 
messen  werden.  Der  Personenstand,  die  Unfreiheit  in  ihres 
verschiedenen  Formen  und  die  Freiheit  in  den  verschiedenei; 
Reclitssystenien,  besonders  die  Gestaltung  des  Vertragsrecbts  über 
haupt  und  des  Arbeitsrechts  der  sogen,  unteren  Klassen  speciell, 
daher  auch  des  Lohnvertrags,  kommen  in  erster  Linie  iu  Be- 
tracht hiDsiehtiicb  ihres  Einflusses  auf  die  Arbeit  als  Productiooa- 
faotor,  sodann  erst  wegen  ihrer  Einwirkung  auf  die  Büdnog, 

ErbschaftsstcDcrn  verkleinert  Ttrird,  muthmasslich  mehr  Trieb  zum  8|Mma  hsban«  disit 
trotz  des  Steuerabzugs  noch  ein  genügendes  Erbe  Übrig  bleibe. 

W  ie  L.  B.  in  dea  beute  ächou  in  England  vorgeiioinmeuea  F&llea,  d*&i  cui 
reicher  BergwerlabedttOT  auch  Mdi  eilblgter  Utoligiebigkait  mSmst  alt  ita  !■ 
I.ohnstroit  liegendeD  Arbeiter  avt  EigenwiJles  dea  Betrieb  lelnfli  Weilt  ein' 
gestellt  \im\. 
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Vennehrung  und  Verwendung  des  Kapitals  und  auf  den  Boden- 
anbau.  Das  Privateigentbum  im  Allgemeinen,  das  darauf 
bezügliche  Ve  rt  rags recht  und  das  Erbrecht  sind  zunächst 
bedeotsam  für  die  Bildung  und  Verwendung  des  ökonomischen 
oder  des  NationalkapitaJs,  welche  Bich  in  der  Form  von  Privat- 
ka{»tal  ToUzieht;  aledann  erst  kommen  sie  als  Momente  für  die 
fntwieklang  des  Arbeitsfactors  und  der  Bodenprodnetion 
ii  Betracht  Das  Grnndeigentbam  endlich  hat  zoTOrderst 
eine  entscheidende  Wichtigkeit  ftlr  den  Bodenanban  nnd  danach 
steht  es  auch  im  Zusammenhange  mit  der  Entwicklung  des  Ar- 
beitsfactors und  des  Kapitals. 

Freilich  kann  nun  das  wirtbschaftliche  \'erkebrsrecht  nicht 
augschliessiich  y  oft  nicht  einmal  vorwiegend  nach  nationalökono- 
mischen  Bttcksicbten,  seien  es  diejenigen  der  Production  oder  der 
Vertheilnng,  gestaltet  werden.  Aber  vollkommen  berechtigt  ist  die 
Forderongy  solche  Rücksichten  soweit,  als  nicht  andre  höhere  da- 
ngen sprechen,  beachtet  zn  sehen.  So  kann  s.  B.  die  Unfreiheit 
eiDM  Tbeils  der  Bevölkerung  volkswirthschaftlich  mitunter  weniger 
Bedenken  und  selbst  gewisse  V^irtbeile  bieten,  ja  eine  Art  Cultur- 
iiiis>ion  erfüllen  (§.101,  107,  20^11'.).  Aber  die  Entscheidung,  ob 
sie  beizubehaltt'U.  kann  niemals  allein  oder  vorwaltend  nach  wirth- 
scbaftlichen  Gesichtspuncten  erfolgen.  Dagegen  dürfen  letztere 
wieder  bei  der  Wahl  des  Zeitpancts  für  die  ICmanoipation  nnd  bei 
(iea  Modalitäten  der  Dnrchitihrnng  mitsprechen. 

IV.  —  §.  200.  Nothwendiges  Compromiss  zwischen 
dem  Individnalismus  nnd  Socialismns  Im  Verkehrs- 
recht. In  unserer  modernen  Culturvvelt  ist  die  Fiage  der  ünfrei- 
lieit  prineipiell  verneinend  entschieden  wordtn.  Es  handelt  sieb 
daher  fUr  uns  nur  noch  um  die  (iestaltuug,  d.  b.  um  l'mfang,  In- 
lialt,  Grenzen,  des  Kechts  der  persönlichen  Freiheit  und  um 
die  Eigentbnmsordnung,  einschliesslich  des  Vertrags-  nnd 
Erbrechts  und  des  Enteignnngsrechts. 

In  der  hierauf  bezttglichen  Bechtsordnnng  stehen  sieh  zwei 
Sroise  Prineipien  von  welthistorischer  Bedeutung  seit  Uralters 
bei  unseren  GultnrvOlkem  gegenttber  und  ringen  um  den  Sieg  mit 
wcchseludem  Erfolge:  das  Princip  der  niüglicbsten  Selbstän- 
digkeit des  Individuums  und  das  entgegengesetzte  der  He- 
scliränkung  dieser  Selbständigkeit  nach  Interessen 
und  Zielen  menseblicher  Gemeinsohaiteny  das  Indivl- 
dual-  uod  das  Gemeinschaftsprincip,  oder  wie  wir  sie  kurz 
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nennen  können:  der  „Individualismns"  und  der  „Socialis- 
mns'^  in  dem  früher  (§.  109b)  festgestellteü  allgemeinereD 
Sinn  dieser  Ausdrucke. 

Beide  Principien  sind  tief  in  der  Natur  des  Menschen  b^ 
gründet.  Anch  das  sweito  wird  nicht  kttnstlicb  und  gewaltthitig  i 
dem  Individaam  anfgenöthigt,  sondern  es  folgt  für  den  £inseliieB| 
ohne  Weiteres  ans  setner  angeborenen  sooialen  Katar,  ans  denj 
Umstand,  dass  er  in  nnd  fttr  die  Gemeinschaft,  die  Gtosellschtftyi 
„flör  Andere"  mitgeboren  wird.  Keines  von  beiden  Principien  darf 
daher  auch  vollständig  allein  auf  Kosten  des  anderen  in  der  Rechts 
Ordnung  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums  znr  GeltUDg 
kommen,  und,  mehr  noch,  keines  vermag  dies,  weil  es  „gegen  die 
iNatar'^  wäre.  Möglich  und  nothwendig  ist  immer  nur  ein  Com-| 
promiss  zwischen  beiden  Principien  und  zwischen  den  Conse- 
qnensen,  weiehe  ans  ihnen  für  die  Beehtsordnnng  abzaleiten  sind.! 
Dieses  Gompromiss  kann  mehr  an  Onnsten  des  einen  oder  des 
anderen  Priocips  ausfallen.  In  der  antiken  Welt  nnd  im  Mittel- 
alter war  auf  dem  Gebiete  der  persönlichen  Freiheit  die  Unter- 
ordnung des  Individuums  und,  mit  Ausnahme  des  römischen 
Privatrechts,  auf  dem  Gebiete  der  Eigenthumsordnung  die  Be- 
schränkung des  Eigenthums  vorherrschend.  In  der  moderneo 
Welt  ist  das  andere  Princip,  die  möglichste  ünumschränktheit  des 
Individnnms  nnd  seines  Eigenthnms,  die  möglichste  Freiheit  des; 
Vertragsreehts,  immer  umfassender  nnd  allgemeiner  auf  allen  eifr 
seinen  Gebieten  im  Reeht  sn  einer  nnr  an  anssohliessliolien  Geltoo; 
gekommen.  Der  Sieg  des  modernen  ,;Systems  der  freien  Gooenneni" 
ist  ein  Beleg  hierfür. 

Die  bedenklichen  Seiten  dieser  Gestaltung  sind  neben  den 
günstigen  nicht  zu  verkennen  und  auf  dem  Gebiete  der  Politik| 
nnd  der  Yolkswirthschaft  deutlich  hervorgetreten.  Mancherlei  Rfiek- 
sehritte  in  einer  Jahrhunderte  alten  Bewegung  sind  jedoch  bereits; 
SU  verzeichnen:  sie  bilden  eine  Wiederannäherung  an  dt« 
zweite  Frinoip,  an  die  Beschränkung  nnd  Unterordnung  da 
Individuums ,  seiner  Freiheit,  seines  Eigenthumsi  unter  die  Into^ 
essen  der  Oesammtheit  nnd  leiten  damit  die  nothwendig«  Ver- 
söhnung der  Gegensätze  ein.  Unsere  Zeit  hat  die  allgemeine  Wefcr- 
pflicht  zum  Staatsgrundgesetz  gemacht;  den  Schulzwang  durcbge- 
ftlhrt;  die  persönliche  Freiheit,  die  Eigentbunisbenutznng,  die 
Vertragsfreiheit  schon  mannigfach  beschränkt,  z.B.  durch  eine  schart' 
eingrmfende  Fabrikgesetzgebung  und  durch  Haftpflichtgesetie  mit 
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der  Ungiltigkeitserkrärnng  von  Vertragsciauseln  zum  Ausschluss 
der  Haftpflicht  (Deutsches  Gesetz  v.  7.  Juni  1871,  §.  5);  hat  das 
Eigeotbum  durch  gewaltig  eioschneidende  Steuern  getroffen  und 
dadarcb  eine  immer  weitere  Ausdehnung  des  gemeiuwirthschai't- 
liehoo  auf  Kosten  des  privatwirthschaftlichen  Systems  eingeleitet; 
lastet  prioeipiell  wichtige  Schritte  sam  richtigen  Ziei6. 

So  kttndigt  sich  eine  neue  Richtung  «ii  welche  das  Compro- 
auN  iwiechen  den  beiden  genannten  Gmndafttzen  wieder  mehr  zu 
Onnsten  des  Gemeinschaftsinteresses  verschiebt.  Diese  Richtung 
kann  natttrlich  in  ein  anderes  Extrem  führen,  zu  einer  unerträg- 
lichen Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit,  wie  sie  bei  der 
Verwirklichung  gewisser  extremer  socialistisch  -  communistischer 
Ideen  (§.  10^  c)  ertblgeo  mUsste.  Aber  vernUnttig  mit  stetem 
Anhalt  an  die  eoncreten  Verhältnisse  durchgeftthrt  hat  sie  ihre 
TolMndige  Berechtigung,  wie  sich  vom  yolkswirthschatUichen 
StiDdpancte  aas  zeigen  U&sst  nnd  in  den  folgenden  Abschnitten 
Biber  nachgewiesen  wird.  Die  wachsende  Ansdehnnng  der  Gemein- 
wirthschaft,  besonders  der  .Staatsthätigkeit,  die  in  der  ersten  Ab- 
theilung wiederholt  berührt  wurde,  wirkt  ihrerseits  ebenfalls  auf 
das  stärkere  üervortreten  des  (jremeinschai'ts-  vor  dem  Individual- 
priocip  hin. 

2.  Hauptabschnitt 
Ber  Peraenenatand.   I«  Die  Unfreiheit. 

Literaturnachweis.  Di«  Kationalökonomeo  haben  die  Unfreiheit  und 
Freiheit  vomeinlich  als  Arbcitssysiem  (a.  folg.  1.  Absclin.,  §.  2i)6  If.)  betrachtet, 
vobei  die  weitcro  allgemeine  rolkswirtb»chal'tiichü  und  sociale  Bedeutung  der  Institution 
T^u  ttiif«iiiicidlic]i  mit  berflckrichtigt  werden  mon,  »ber  doch  zoradttritt.  Ran  hat 
sich  Dirgcndä  in  seinem  Sysrem  mit  einer  principiellcn  Uutersuchuiig  der  Unfreiheit 
^►«chäftigt,  und  dieselbe  kaum  anders  als  gelegentlich  erwähnt;  z.  B.  ähnlich  wie 
aadere Schhftbteiler  der  alteren  bchule,  in  den  Erörterungen  Uber  Arbeit8lu:it  und 
FleisB,  so  §.  113.  etwas  eiBfOhender  IL,  §.  19.  Zur  Bertthmof  einzelner  Ponneo, 
▼ie  der  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft,  giebt  die  Betrachtung  der  Agrarverh&lt- 
ßisse,  der  biiucrlirhtn  Lasten,  der  Prohn  den  Anlass;  s.  Rau,  IL,  §.  479, 
Roscher  macht  lur  diu  ^ybtematiäche  Nationalökonomie  den  grotiscn  Fortschritt,  der 
«Unfreiheit  und  Freiheit**  eine  eingehende  ErOrtening  (Eapu  4,  §.  67  —76  des  1.  R 
1  L  R)  zu  widmen,  jedoch  ist  die  Stellung  dieses  Kapiteb  in  der  ProdllCtions- 
lehre  wohl  nicht  richtig  und  die  Betrachtunir  der  ..Freiheit"  als  System  des  Pcrsonen- 
Itaudä  entfallt  fast  ganz.  S.  die  Vorbcm.  oben  S.  '6\b.  Dagegen  hat  t.  Mangoldt 
^  1.  Tolkswinhschaftslehre  schon  in  mehr  prindpieller  Weise  hei  der  Unteiraehanf 
«ier  gcsellsrh  a  ft  li(  heu  Bnlingimgcn  des  Erfolgs  der  nationalen  Arbeit  der  Lehre 
»on  der  Unfreiheit  und  l'reiheit  eine  Stelle  in  der  systematischen  Nationalökonomie 
SegeböD,  s.  Kap.  5  u.  6  a.  a.  0.  Schaf fie  in  s.  Geselhich.  System  gicbt  keine  zu- 
anunenfastende  Erörterung  über  die  Unfireihelt  und  Freiheit,  bespricht  nb«r  dis  encare 
»h  ArbeiMystetn ,  (so  3.  Aufl.  IL«  807,  §.  370)  nnd  mehi&ch  ftmAm  die  einzdoen 
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CoBseqDeBMB  der  penönlieheii  Frefliett  (t.  xl  §.  220  IT.),  ol»woU  Boob  Inam  «iiigehaod 

und  priucipiell  gcnag.  In  scinom  groBMn  IMOan  Werke  „B^Q  n.  Leben  des  soculen 
Körpers"  tindi't  s^ich  im  1.  Baiid^^  (Tab.  1S75^  mehr  Hieliprirehöriges  über  Eigrcnthom, 
aia  über  Pcr^uJicuäiauU.  b.  li^7  Ii.  z.  B.  wird  die  ,audi^.  t'reüicit  and  Ciicichbeir'  lu 
etnem  uideren  Sinn  geDomman,  als  der  ist,  io  welcbeni  im  FolgeDden  ?oo  ihr  ge« 
handelt  wird,  wenn  auch  die  Erörteninjren  sich  berühren.  Mehr  gchr.ren  hieltet 
Schaffle's  Au^fiihrungcn  im  B.  II  d.  Soc.  K.,  S.  'JÜ  U.  und  HL,  90  11.,  uberall  d.^r 
wcrthvolle  (ieMcht^punct,  die  Unfreiheit  in  den  entwitklungsge^ieuL  ZvnAmmcüi^^ 
der  gcselbchefU.  Encheinongen  zo  bringen.  H.  R0>>ler,  Vöries.  8.  101.  —  Ans  der 
fremden  nationalOkonomischen  Literatur  s.  hau.  de  Sismondi,  noar.  prisc 
2.  6d.  L,  1.  3,  ch.  4  (L.  p.  177  ff.),  6,  7,  auch  IL,  415;  J.  St  Mi  11,  pol.  Ocion. 
2.  B..  Kap.  5.  In  der  englischen  und  americaniachen  Literatur  i^t  aus  nahe- 
liegeiuiea  practiscben  Griknden  auch  nenerdings  noch  OAers  ein  Ki^itei  der  lystem.; 
Welke  der  Srlavcroi  u.  s.  w.  gewidmet,  s,  z.  B.  Fawcett,  man.  of  pol.  econ.  3.  ed. 
Lond.  a.  Cambr.  1869,  p.  25ä  tf.  —  S.  auch  Maurus,  Uber  d.  Freih.  in  d.  Yolka- 
wirthäcb.,  Hcidelb.  1873,  bes.  EinL,  1 — 3,  6.  Abschn. 

Für  die  geschichtlichen  Thatsachen,  welche  die  Unfreiheit  und  dennl 
yerscliiedf-ne  Funncn  upd  Entwicklnngsphasen  betrellen,  ist  zunächst  auf  die  all?i?- 
meiue  Geschichtsliteratur,  besonders  über  das  Alterthum  (Sclarerei),  aber 
das  Hittelalter  nnd  z.  Th.  noeli  die  folgende  Zeit  (Leibeigenschaft,  Uöngkdt, 
bäuerliche  Lasten,  Frobnden),  nnd  über  das  überseeische  Golonlal fresen  dtf 
Europäer  (Nogersclaverei)  zu  ?erweison.    Besondere  Beachtung  verdienen  die  rassi- 
schen Verhältnisse«  weil  hier  die  Unfreiheit  bis  in  unsere  Üegeuwart  hinein  dcuthcber^ 
vor  Angen  liegt.  Die  Werlte  Uber  die  Lage  der  arbeitenden  Classen  in  firftkonri 
Zeit  «ttthalten  ebenialls  bieriieitiiehOrigei  KateriaL   S.  bes.  Lernsaeur,  bist  d« 
clat>ses  ouvrieres  en  France  «depuis  la  conquetc  de  J.  Cesar  jusqu'A  la  rerolution,! 
2  tom.  Par.  Ib59,  mit  der  Fortsetzung  duss.  Verf.:  bist,  des  cl.  ouvr.  en  Fr.  depois 
178»,  2  tom.  P.  IbOT.  —  Dn  Celller,  bist  des  cL  labor.  en  France  depnis  la  eaa-l 

Sucte  de  la  ^ule  par  J.  Cesar  ju?qu*ä  uos  jours,  Par.  ISßO.   Yergl.  auch  Marx, 
apital,  pnss..  Las  Salle,  Kap.  u.  Arb.,  pass..  z.  B.  S,  100,  169.    Auch  die  Literatari 
Uber  altere,  bes.  germau.  Agrar vcriassuug,  über  bäuerliche  Lasteft' 
behandelt  die  Verhiltnissie  der  Dnfroiheit  und  Verwandtes  mehr  oder  weniger  da- 
gehend.  S.  Bau,  Volkswirthächaftspolit.  5.  Aufl.  §.  46  H.,  Roscher  iL  (Nat-OsLd. 
Ackerbaus),  §.  54  ti.,      107  (1.,  beule  auch  f.  Spec-Liter. 

Von  aligeuciiieren  öchrilteu  Uber  Sciaverei  u.  s.  w.  und  deren  Geschichte  s. 
Onrowski,  sela?ery  in  histonr,  Newy.  1800  (knrze  Uebers.  Uber  die  eimelBei 
Völker,  mehrfach  nach  deutschen  Historikern).  —  Wiskemann,  Sclarerei  (von  der 
Haagcr  Ge>cll5<  ]i.  f.  d.  N'crl)reit.  d.  cliri-^tl.  Relig.  gokröiite  Preisschr.\  Leiden  1^66 
(bes.  über  d.  bclaverei  bei  den  Juden,  Stellung  des  alten  und  neuen  TestAm.  iL  da 
Ghristenth.  x.  8cla?erei,  aber  anch  mit  einer  guten  ErOriemng  ttber  das  Anf  hOien  der 
Sciaverei  in  Folge  volkswirth->ch.  Fortschritte,  S.  I"'."  fl.).  Vgl.  auch  Rotcber  in  d. 
Antdchten,  Aufs.  Uber  d.  Verb.  d.  Nationalökonoinit;  z.  cla>s.  Alterihum. 

bpecieli  Uber  die  Sciaverei  des  Alterthuuis,  bes.  auch  Uber  das  Sciarei* 
recht  8.  ausser  d.  Werken  ober  griech.  u.  rOm.  Staats-  nnd  Priv.-Alterth.  ?.  Herr- 
nann,  Becker,  Marquardt  u  A,:  nl)L'r  Griechenland  Böckh,  Staat^haash. 
d.  Athener,  I.,  2.  Ausg.  I .  B.  §.  13,  S.  95  H.,  448,  bes.  aber  HüchsenschUlz  a.  a.  U~ 
I.B.  3.  Kap.  (reicühalt.  u.  vorzttgL,  weit.  Lit.aug.  das.  S.  104),  Forbiger,  Hell»i. 
Lpx.  Ib76,  I.,  7;  über  Rom  bes.  die  Werke  Uber  römische  Rechtsgeschichte. 
Puchta,  Institut.,  IL,  §.  211  ff.  (4.  Ausg.  S.  428  ff.),  auch  §.  220  (S.  497  ö".),  dr.: 
I.,  107  iS.  526),  über  den  röm.  Colon at  ob.  IL,  §.214  (S.  458),  Ihering,  üc^-i 
d.  rOm.  Rechts  IL,  1.  Abtb.,  3.  Autl ,  34  pass.;  über  die  röm.  scrri  pubüci 
Hommsen,  rOmiMihes  Staatsrecht,  L,  Lpz.  1871,  S.  250  (f.,  Fricdländer,  rfto. 
Sittengcsch  passim.,  L.  371  ff.  (4.  Aufl.);  Druraann,  Arbeiter  und  Couimunisten  in 
Griech.  n.  Korn;  Bucher,  Aufstände  d.  uufr.  Arbeiter,  Fraukf.  1874,  bes.  S.  12  C; 
Heisterbegk,  Entstehung  des  Colonats,  1877;  nam.  aber  Rod  bertns,  Aphoriflscn 
in  s.  verschied.  Schriften,  i.  soc.  Frage,  Creditnoth  u.  s.  w. ,  bes.  s.  Lntersuch.  »sf 
d.  (iebicte  d.  N';it.-Oek.  d.  class.  Alterth.,  in  Hildebr.  Jahrb.  L,  206  ff.,  eine  clfcs 
Abb.  Uber  den  Colonat,  wichtig  auch  id.  Methode  solcher  Untersuch.  (Aostellaof 
fon  letzteren  durch  nationalOkonomisoh  und  landirlrthschaftlich  gehfldeie 
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'  Mriko):  ttber  d.  nadfuliiil  eb.  XX,  241  ff.;  Tgl.  raeh  die  andeni  AHiettiii  lAer 

rtBÜche  Tribotsteueni. 

üebcr  die  U  n  freiheitSTcrlillltnisse  des  enropäischen  Mittelalters,  bes. 
Dcatschlands,  Dameotlich  wieder  Uber  die  rechtliche  Seite  dieser  Verhält« 
VM  Ii  in  AUg.  die  Werte  Aber  denteehe  Rechtsgescbichte,  i.  Th.  aaoli 
loA  ftbtt  deatsc  hcs  PriTatrecbt  and  Uber  ältere  Agrarrerh&Itaisse. 
Wi«  9chvierlf^ie  Entwinun?  d-r  verwickelten  Verhältni<-<  «  ist,  zeigen  die  Forschungen 
der  oeuerea  Bffbhtahiätohker,  wie  z.  B.  Maurer,  G.  Waitz,  Uierke  u.  A.  m.  Die 
ahlrdcben  Abttu fangen  des  Standes  im  Mittdi^ler,  die  oniiclienn  und  wechaelnden 
ktBinischeu  und  deutschen  technischen  Ausdrücke  und  Namen,  von  denen  die  erstcren 
nicht  immer  der  Sache  und  dem  l{eclltsverhiiltni^s  a<iä<|uat  sind,  die  im  Laufe  der  Zeit 
ei&fctretenen  Veränderungen  der  standibchcn  Vcrhaltni:>äe,  machen  es  oft  sehr  schwierig, 
ttek  Hv  feiitnMeUen,  ob  eine  bestimmte  Kategorie  ?on  Personen ,  z.  B.  die  HOrigeo 
tlberhaupt,  diejenigen  der  Kirche  (Kin  hcnlcute)  spcciell,  die  Censualen  u.  s.  w.  in 
eiaer  bestimmten  Zeit  und  in  einer  bestimmten  (Jesij.Mnl  /.ii  den  Unfreien  zu  rechnen 
Kid  oder  nicht  (vgl.  z.  B.  v.  Maurer,  Frohnh..  IL,  78;  Waitz,  Verf.-ljesch.  V, 
Itp.  4.  X.  B.  S.  21S,  218.  219,  Aber  die  Ministerialen  eb.  8.  810).  Die  Ansichten 
saoh  der  neuesten  Forscher  sind  daher  vi  •!f  i<  h  no<  h  pcthoilt,  nicht  einmal  über  die 
Icrmixiologie  herrscht  Einigkeit.  Die  Emtlieilung  der  Unfreien  oder  Abliän)(iireQ, 
welche  v.  Maurer  macht  t^l'rohnh.  II,  26  IF.),  wird  für  die  Periode  vom  0. — 12.  Jahi^ 
hcodert  in  der  neaesten  Arbeit  des  ersten  Forschers  auf  diesem  Gebiete,  G.  Waits, 
ils  in  die^ser  Weise  undurchführbar  he/.eichnef,  V.  193.  Waitz  l:ls><t  es  öfters  unent- 
iduedea,  ob  eine  fj^ewi^s«*  Kat  'tforie  von  Personen,  namentlich  Abgabepflichtigen  zu 
dm  ünfraieo  zu  z&hlcn  ist,  s.  Kap.  4  des  B.  V.  Dies  erschwert  natürlich  auch  die 
DmtdloBg  der  Unfireiheitsvcrhftitnissc  für  die  Nationalökonomie.  Es  ist  jedoch  nicht 
n  vergessen,  dass  es  sich  in  dif^rr  nicht  um  eine  Geschi  cht  e  der  Unfreiheit  und 
der  rervandten  Abhängigkeitsverhältnisse  handelt,  soaderu  nur  um  die  typischen 
^italtnngen,  welche  mit  nnter  dem  Einfloss  Olronomiseber  Potenzen  In 
'heier  Gesdlichtc  und  daher  namentlich  in  den  Verändern  n^M-n  jener  Verhältnisse 
htTvortroten.  Die  Ergebnisse  der  geschichtlichen  Forsclum;:  lassen  sich  hier  als 
Beleg  deductir  abgeleiteter  oder  als  Material  fUr  inductiv  abzuleitende  Sätze  bo- 
ntMi,  auch  wenn  ^e  Dntioberiieit  der  Fonchnngsergebnlsse  binsichtUch  des  reebt- 
lichea  Characters  des  Verhältnisses  sich  nicht  bweitigen  lässt.  Vergl.  über  Waitz* 
Staodpnnct  in  solchen  Fingen  abrigeos  die  Eocens.  fon  Sohm  in  der  Jen.  Ut-Zeitg. 
1576,  Nr.  3. 

teber  dieünfretbeit  im  Mittelalter  im  Allgemeinen  s.  bes.  Sogenheim,  Gesch. 

der  AofhebunR  der  Leibcifrenschaft  und  Hörii^keit  in  Europa  bis  um  die  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts,  Petershnr^  1^01  (firekrrtnte  Prcis>chriftK  mit  reichem,  der  neueren 
FoTitchoDg  entnommenen,  wenn  auch  nicht  immer  k&uz  kritisch  benutztem  Material  und 
«ft  «twu  einüeidgem  Urthell.  Dasn  als  OegenstQck  ftlr  ein  einzelnes  Gebiet  die 
flbe&falls  auf  die  bei  Gelegenheit  der  russisclien  Emancipation  p^estellte  Preisfrajfo  ein- 
fcheferte  und  gekrönte  Preisschrift  von  G.  Hanssen,  Auf  heb.  d.  L<  ib 'iirensch.  in 
Schleüw.-HolsL,  Petersb.  1861;  Art.  Leibeigenschaft  von  Dahn  im  biaat^wörtcr- 
b«*  VI  874. 

Ccbcr  Deutschland:  Kraut.  Gnindriss  z.  Vnrl'^-.  über  d.  deutsche  Privatrccht, 

3.  Aufl..  Gött.  1S45.  8.  65  —  (iS  (mit  vielen  Literaturantraben  über  spätere  Rechts- 
Terb&ltai^.  S.  Eichhorn,  deutsche  btaats-  u.  Hecht->gesch.,  §.  15,  49  tf.,  303  £, 
3)9. 343,  348, 4t)9:  Grimm,  dentsche  Rechtsalterthtkmer;  Zöpfl,  deutsche  Rech^sicesch., 

4.  Anfl..  IL,  1.32  ff.  (Brannschw.  1871);  Anton,  Gesch.  d.  teutschen  Landwirthsrh., 
S  B.,  Görlitz  1799  ff.;  Kindlin^jer,  Gesch.  d.  Höngkeil.  Berlin  Iblb;  ß.  Moser, 
b^oerhche  Lasten  der  Wuncmbcrger,  Stuttg.  18:!2.  S.  91  ff.  (etwas  zu  moderne  Auf- 
gang); "StttFO,  Weaen  n.  Vorfimsi  d.  Landgem.  in  Niedersachsen  D.  Westfalen,  Jen» 

pass.  Bes.  aber:  v.  Maurer,  Einleit.  z.  Gesch.  d.  Mark-,  Hof-  u.  s.  w.-Ver- 
fwäVüjg,  München  1^54  (das  kleinste,  aber  für  das  bcate  der  M.'schen  Werke  (reitende), 
isrielbc,  Gesch.  der  Frobnhöfe  o.  s.  w.,  4  B..  Erl  lb62  ff.,  bes.  I.,  5  iE,  II.,  26  ff., 
51  ff..  78  ff.,  IIL.  294  ff.,  spec.  Uber  Leibeigene  L,  320,  II ,  »>0,  IV.,  500,  sehr  reiches 
t>'.'tail.  r  nicht  immer  Herrscliaft  tlher  den  Stoff  und  die  Er^<  bni-sc  nftcr>  anfecht- 
bar, bes.  V.  Waitz  angefochten;  derselbe,  Go^ch.  d.  Dorfvorfass.  in  Deutschland, 
i     Erl  1865,  66.    Dann  Gierke,  Gonossenschaftsrecbt,  L  v.  U.,  passim,  bes.  L, 
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§.  15,  21,  53,  55,  grosses  Material,  leider  Rcjrister  noch  fehlend,  Gmndan«chjinnBf 
nicht  ohne  Anfechtung:.  Endlich  G.  Waitz,  deutsche  Verfaisunjrsgeschichte ,  S 
Kiel  1844—1878,  8.  bes.  I.,  184.  II.,  149,  V.,  1874,  Kap.  4;  die  beate  und  klaret« 
DarätelloDg  f.  die  wichtige  Periode  vom  9. — 12.  Jabrh.  v.  luama-Sternegf ,  die 
Ausbild.  d.  grossen  Grundherrsch.  in  D'^utschl.  wahr.  d.  Carol.zcit,  in  Schmollcr'* 
Forsch.  B  1,  Lpz.  ISlS.  Vjfl.  «uch  Nitzsch,  Minihterialität  und  liargerth.,  Lcipi 
1859:  Scb moller.  Strassb.  Tucherzunft  pass.,  z.  B.  3bÜ;  Lamprecbt,  Beitr.  I. 
Gesch.  d.  franzOs.  Wirthsrhaftidebens  im  11.  Jahrb.,  in  SchinoUer  :»  Furlib.  B.  1.  1876; 
Stieda,  Ent,->teb.  d,  Ziiuft^es.,  pass.,  bes.  S.  9  IF.  in  Hild<  br.  Jahrb.  B.  27,  überhaupt 
die  bist.  Liter,  t^bcr  ältere«  Giidcwesen  u.  hofrechtl.  Innungen.  Bcseler,  d.  Prirat- 
recbt,  §.  185;  Gerber,  d.  Privatrecht,  §.  38,  143.  —  Deber  Frankreich  s.  auch 
de  Tocqaerille,  l'an«  i«-n  regime  et  la  rcvolotioil. 

üebor  russisch«;  Verhältnisse  s.  den  Art.  russ.  Leibeigenschaft  des  njss 
Historikers  Tschitücborin  im  Staatswörterb.,  VI,  393,  mit  dem  Nachweis,  dm 
L^beifenaehaft  (irenigstens  die  grundhenllche)  und  lindliches  Gemeineigentlium  erst  seh 
dem  Ende  des  16.  Jahrb.  zu  Sraats^ftocLen  cingofuhrt  vurde  (nicht  unbestritten);  roa 
Haxthausen.  Studien  ubi-r  Rll^^Und.  3  B.,  llannov.  1S47.  derselbe,  die  ländliche 
Verfassung  Kusalands.  Lpz.  1866;  die  Litoiatur  aber  die  vielfach  connexe  Fn(e  des 
lindL  ran.  Geffleineigeathnnis  s.  n.  im  Kap.  4  t.  Gnindeigeiitli.  in  AbeelMb  r.  i 
geschichtl.  EntvicU.  de«.  (§.  324).  r.  Baschen,  EototeL  d.  LeibeigiaiisclL,  A. 
XVIL,  540. 

lieber  die  moderne  Negersclaverei  s.  n.  A.  die  Keiseverke  aber  die 
eorop.  Golonieeo  mit  Sdeveroi,  freilich  nicht  immer  objective  and  zo? eriiasige  Vad> 
richten  gerade  tnch  über  die  ökonomische  SeUe  der  Frage.  Ueber  die  aoihropoL 
Seited.  Frage,  bes.  was  die  natürlichen  Fähigkeiten  der  Neger  anlanirt.  s.  bes. 
Th.  Waitz,  Anthropol.  d.  Naturvolker,  Lpz.  1859,  L,  368.  393,  Kogerrölker,  IL. 
1660,  S.  222.  271;  Barth.  Art  Neger  im  StaalmrOiterb.,  VU.  21».  Wiskemani. 
a.  a.  0..  S.  135  ff.;  Peschel,  Völkerkunde,  8.  A.,  Lpx.  187«,  S.  2  .3,  315.  —  üehr 
die  Verhältnisse  bes.  Nordamericas  Fr.  K:ii)j»,  Geschichte  d.  Sclaverei  in  dm 
Ver.  Staaten,  llamb.  I8(il;  Y.  A.  Hub  er,  die  uurdam.  Sclaverei,  NordK.  1864  (m. 
Fragen  IL).  Nam.  aber:  Olmeted,  onr  ila?e  ttatea.  a  jeirney  in  tbe  aeahMi^ 
slavi^,  States,  Newy.  1860,  a  jonmey  in  the  back  country,  Lond.  1860,  journeys  »• 
explorations  in  the  Cotton  Kingdom,  Lond.  1*^01,  2  vol..  «ine  Art  Keiseberi'-hte  rt 
vielen  practischen  Notizen,  bes.  Uber  Sclaven-  und  freie  Arbeit,  den  meisten  andercii 
nenerea  americanischen.  engliichea  nnd  deotsoben  Werften  nli  Qaette  dienend,  m  \ 
Cairncs,  the  slave  power,  Newy,  1S63,  bes.  ch.  2—4,  dann  Hei  per,  impendia; 
crisis  of  the  South,  Newy.  ISHi).  deutsch  v.  Gittermann  bearbeitet  als  „Kerolot. 
u.  Abolit.'',  Stuttg.  1861;  darüber  mein  Aufs,  die  Sdaveufrage  iu  N.-A.  in 
Kolatsebek's  Stimmen  d.  Zeit.  1861,  310  if.  £ndl.  bes.  noch  A  de  Tocqoeville, 
dömocr  en  Amte.,  14.  ed.,  Par.  1864,  IL,  301 C  Aach  Andrea,  N.-A^  BEMüdiv. 
1851,  S.  4M  iL 

i 

1.  Abschnitt. 

I.  —  §.201.  Oekonom ische  Begründung.  Die  persön- 
liche Unfreiheit  beruht  von  ganz  unwesentlichen  Ausnahmen  abge- 
sehen, in  letzter  Linie  allgemein  auf  einem  ökonomisch eo 
Grunde,  welcher  ftlr  alle  Formen  der  Unfreiheit  die  Bedestong  | 
des  eigentlichen  inneren  Entstehongs-  ond  Erklaiiingsgnmds  bsi: 
die  Unfreiheit  ist  nemlieh  fast  immer  und  ttberaH  zmückznfUneB 
anf  das  ökonomische  Bedttrfniss  nach  persönliches  I 
Dienateii  und  nach  Arbeitskräften  in  der  Sachgüter 
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prodaction,  insbesondere  in  der  Bodenprodaction.  Dieses 
Mgfftiiiw  kann  notoriaeh  —  wofür  gerade  das  Bestehen  und  die 
Diaer  der  Unfreiheit  als  Reehtsinstitat  den  Beleg  liefert  —  an 
Zeiten,  nemUeh  vor  Allem  bei  vorherrsehender  Natural- 

wirtbschat't,  am  Besten  durch  unfreie  Meuschen  befriedigt  wer- 
den (§.  2U8,  209).  Es  giebt  der  Unfreiheit  auch  in  denjenigen 
Fällen  ihre  ökonomische  Grundlage,  wo  die  EigenthUmer  der  Un- 
freien, wie  oftmals  bei  der  strengsten  Form  der  Unfreiheit,  der 
Scla?erei|  nicht  selbst  die  Dienste  oder  Arbeiten  der  Sciaven  be- 
dflrfeni  sondern  durch  den  Verkauf  von  solohen  wie  im  eigentlichen 
SelsTenhaadel  und  in  der  Sclayenzttchtung  oder  durch  die  Ver- 
ffliediung  der  Unfreien  einen  Gewinn  erstreben. 

Es  erklärt  sich  auch  auf  diese  Weise  die  Tbatsache,  dass 
Völker  in  den  primitivsten  wirthsehaftlichen  Lebensverhältnissen 
keine  oder  last  keine  Unfreiheit  (Sclaverei)  kennen  und  letztere 
im  Allgemeinen  erst  auf  der  Stuie  der  Sesshaftigkcit  und  des 
Ackerbaues  beginnt:  ökonomisch  erklärlich,  weil  erst  hier  unfreie 
Arbeit  sich  entsprechend  yerwerthen  Ittsst  Daher  fehlt  die  Sclaverei 
bei  JftgerTtflkem,  kommt  sie  nur  sehr  Tcrelnaelt  bei  Fischer- 
rOlkem  vor,  erscheint  die  Unfreiheit  in  verschiedenen  Formen  der 
Dienstharkeit  mehr  schon  bei  Hirtenvölkern  und  Nomaden, 
gelangt  sie  aber  erst  zur  vollen  Entwicklung  bei  s esshaften  Acker- 
bauvölkern,  besonders  mit  GrosBgrundbesitz  und  „llerren- 
stand'*  (Adel)  und  fürstlicher  Domanialwirthschaft,  Erst 
hier  besteht  hinläuglicbe  Productivität  der  nationalen  Arl^eit,  um 
Uofceie  z,  £.  für  persönliche  Dienste  mit  erhalten,  und  eine  Ein- 
riehtoag  der  Prodnction,  um  die  unfreie  Arbeit  angemessen  ttbe^ 
wachen  zu  kOnnen. 

Die  Unfreiheit  muss  demgemttss  als  eine  eminent  wirth- 
•ehaftliehe,  einzei-  wie  volkswirthschaftliche  In- 
ttitntion  bezeichnet  und  stets  mit  als  solche  benrtbeilt  werden. 
Iure  Rolle  in  der  Weltgeschichte  als  grosse  sociale  Institution  er- 
fährt daher  auch  vom  wirthschaftUchen  Standpuucte  aus  zwar  nicht 
die  alleinige,  aber  eine  sehr  wesentliche  Beleuchtung:  Unfreiheit 
erscheint  zugleich  als  die  wichtigste  erste  Eechtsformi 
durch  welche  die  Einzelwirthschaft  die  ihr  nothwen- 
digen  Arbeitskräfte  zum  Zweck  der  Prodnction  an  sich 
heranzieht,  soweit  die  eigene  Arbeitskraft  des  Wurthschafts- 
isbjeets  und  seiner  Familienglieder  ftlr  dies  Bedttrfriiss  nicht  aus- 
nidit  Die  Unfreiheit  stellt  sich  mithin  auch  als  eine  Form  der 
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Arbeitstheilang  und  als  ein  Mittel  der  Ansdebniing  der 
EinselwirthBohafti  besonders  der  Privatwirthsebaft  und  ihr» 

ProdnetioDsbetriebs  dar.  Sie  ist  ^schichtlich  der  erste  grossarlifs 

Versuch,  die  Bezieliuiigen  zwischen  Arbeit,  Kapital  und  Grund  und 
Boden  rechtlich  zu  regeln,  sobald  einmal  diese  Factoren,  der  An- 
erkennung des  Vrivateigonthunis  zufolge,  zur  Vciiliginig  verschie- 
dener Personell  stehen  und  die  Entwicklung  der  Production  die 
ökonomische  Verwertbnng  fremder  Arbeitokräite  erwttnscbt  macht 
Sie  erhäit  sieh,  soweit  rein  ökonomische  Grunde  ent- 
sebeideni  daher  regelmässig  mOgliclist  so  lange,  als  sie  sieh  ii 
der  eben  genannten  Function  nnd  Tor  anderen  Arbeitssystemen 
bewShrt  Sie  verändert  ihre  Formen  (Selaverei,  Leibeigensebaft, 
Hörigkeit  und  Schollenpflichtigkeit,  Frohnarbeit)  unter  dem  Eiutlas.> 
veränderter  ökonomischer  Bedlirliüöse,  naraeutlich  wenn  ganz 
andere  und  bessere  Arten  der  Arbeit  ertorderlich  werden 
(intensive  Landwirthschaft,  industrielle  Arbeit,  antikes Oeken-,  mittel- 
alterliches Probnhofsystem).  In  solehen  Fullen,  daher  besonders 
mit  der  Verdrängung  der  Natoralwirthschaft  darch  die  Oeidwiith* 
Schaft,  geht  sie  ans  Ökonomischen  Grttnden  gern  immer  mehr  m 
ein  System  von  Natural-  nnd  schliesslich  yon  Geldabgaben  Aber. 
Soweit  es  nieht  gelingt,  ein  solches  durchzuführen,  wird  sie  da- 
gegen schliesslich  unter  vollständiger  Veränderung  der  \Virtlit»chafts- 
verhUltnisse,  besonders  des  Productionsbetricba,  ökonomisch 
werthlos  und  practisch  bedeutungslos,  oft  lange  bevor  sie 
aus  dem  geltenden  Rechte  formell  vollständig  verschwunden  ist.') 
Freilieh  tritt  dieses  Stadium  bei  einmal  bestehender  Unfreiheit  selbst 
gewöhnlich  spät  ein,  weil  die  Entwicklung  der  Technik  bei  den 
hier  fehlenden,  im  System  freier  Arbeit  so  wirksamen  Impulse  flr 
den  Arbeitsberm,  sieb  vom  Arbeitsfaetor  unabhängiger  su  maebes, 
viel  langsamer  vor  sieh  geht  (§.  191):  wohl  mit  ein  Erklärnngs- 
grund  für  die  geringen  Fortschritte  der  Technik  im  classiscben 
Alterthum,  wie  wcchselwirkend  der  niedrige  Stand  der  Technik 
mit  ein  Grund  für  die  Dauer  der  Fnfrciheit. 

IT.  —  §.202.  Geschichtliche  Entstehnngsursaohen  der 
Unfreiheit.  Von  dem  ökonomischen  Eotstehnngsgmnde  der 
Unfreiheit  sind  die  äusseren  oder  geschichtliehen  Ent- 


So  ist  z.  B.  In  En  Irland  di«  Leibeifenschaft  und  Hörigkeit  nocli  Uf  ha» 

nicht  durch  ein  besondres  Gesetz  aufi^ebobcn,  sondern  seit  dem  16.  JalnlWitet 

obsolet  K'ew.irdeii.  S.  Sagen  heim,  S.  2^)5  £,  2tf9.  £benfO  m  Korwef*** 
D&nemark,  Niederlanden,  eb.  S.  502,  532. 
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stehunprsnrsachen  zu  unterscheiden.-)  Diese  sind  im  Finzelnen 
niannigtaltig,  lassen  sich  aber  Uberall  in  der  Geschichte  auf  zwei 
Haoptarsachen,  was  die  Entstehung  der  Unfreiheit  bei  bis- 
ker  Freien  anlangt  und  auf  ein  all  gemeines  Rechtsprincip, 
was  die  Nachkommen  Unfreier  betrifft^  snrflckftlbren.  Jene 
beiden  Unsehen  sind  Gewalt  nnd  nngttnstige  wirthsebaft- 
liehe  Lage,  dieses  Recbtsprincip  ist  Vererbung. 

A.  Die  allgemeinste  originäre  Entstehungsursacbe  der  Unfrei- 
hot,  besonders  in  ihrer  schärfsten  Ausbildung,  der  Sclaverci,  war 
geschichtlich  tiberall  die  Gewalt  und  das  auf  sie  begründete 
,, Recht"  des  Stärkeren.  Hierher  gehören  namentlich  drei 
wichtige  Fälle.  In  den  beiden  ersten  entsteht  die  Unfreiheit  der 
Regel  nach  durch  das  „Recht*'  der  stärkeren  „öffentlichen" 
Gewalt,  in  dem  letzten  dnieh  die  ttberlegene  Gewalt  der 
Privaten. 

1)  Die  Kriegsgefangenen,  insbesondere  die  in  der  Seblacbt 

besiegten  nnd  mit  dem  Tode  verschonten  Feinde,  dann  auch  mit- 
nnter  die  sämmtlichen  Bewohner  eroberter  Orte  (Städte) 
«erden  unfrei,  und  zwar  Sclaven.  Gegenüber  der  älteren  und 
^er  sonst  eintretenden  Praxis,  den  besiegten  Feind  zu  tödten, 
immerhin  ein  humaner  Fortschritt  Als  solchen  bat  man  auch  die 
ÜDfreiheit  öfters  gerühmt  Anoh  er  ist  erst  möglich,  wenn  die 
OkoBomiseben  Bedingungen  gegeben  sind,  unfreie  Arbeit  zu  ver- 
weithen,  daher  im  Allgemeinen  nicht  yor  der  Ackerbaustnfe. 
Mannigfaeb  bürgert  sich  spftter  die  noch  mildere  Praxis  ein,  die 
Feinde  nur  dann  zu  Sclaven  zu  machen,  wenn  sie  nicht  gegen 
Lösegeld  freigekauft  werden. 

2)  Die  unterworfenen  Landesbewohncr  müssen  oft  allen 
oder  einen  Theil  des  Bodens  an  den  Sieger  abtreten  und  ge- 
ratheo  ausserdem  vielfach  in  ein  Unfreiheitsverhältniss  verschiedener 
Form  und  Strenge,  gewöhnlich  jedoch  nicht,  wenigstens  nicht  so- 
fort, in  eigentliche  Sclaverei  von  Privatherren  ans  dem  siegreichen 
Volke  der  Eroberer.  Am  Hftnfigsten  ist  neben  der  Landabtretung 
ein  System  von  Abgaben,  tbeils  an  dteRegtemng  (Fürst),  theils 
m  Privatgrundbesitzer  aus  dem  Stamme  der  Sieger,  womit  nicht 
nothwendig  immer  persönliche  Unfreiheit  verbunden  ist,  abor  woraus 
>ie  sieb  doch  leicht  entwickelt,  z.  B.  in  der  Form  der  Gebunden- 

*)  S.  z.  B.  Bachsenschutz,  S.  111  fL,  Zöpfl.  IL,  §.  24  (II).  26  (VUl),  27  (01), 
Eichhorn  §.  15,  50,  Dahn  a.  a.  0.  Die  Bdege  f.  d.  AiHfbbr.  im  T«it  bes.  b«i 
Hamrinui  Q.  Waiti.  Vgl  aocb  r.  Inama-Stern.,  GmocUiemchaft. 
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beit  AD  die  Scholle.  Auch  erscheint  die  perBönliche  Abgabepflichtig- 
keit (Kopfabgabe)  nach  antiker  und  mittelalterlicher  AnaebanuDg 
allgemein  bereits  als  eine  Ifindening  der  yolien  FreihMt  und  mit 
letzterer  nnTerträglicb.    Femer  kommt  ein  .  Arbeits »waag 

(Frohnden)  für  die  UnterwortVuen  auf  dem  GrundbcsitB  des  Uerm 
vor,  allenfalls  auch  für  gewisse  persönliche  Dienste  (Gesindedienste), 
welche  dem  Herren  zu  leisten  sind.  Namentlich  bei  vorherrschen- 
der Naturalwirthschal't  und  extensiver  Grossgüter- 
ealtnr  sind  die  Frohnden  wichtig.  Die  Frohnpflichügen  sind 
anch  hier  nicht  unbedingt  nnfrei,  wenigstens  nicht  immer  von  vorn- 
herein. Aber  aas  solchen  Verhältnissen  entwickeln  sich,  in  ähn- 
licher Weise  wie  bei  ursprünglich  Freien,  wekhe  auf  Herrenlaad 
sitzen,  bei  nianj^eluder  Rechtssicherheit  leicht  weitere,  wieder  etwsi 
strengere  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Schollenpflichtigkeit  (glebss 
adscriptio),  Hr.ri-keit  und  Leibeigenschalt,  im  Einzelneu  bei  ver- 
schiedenen Völkern  und  in  verschiedenen  Zeiten  mannigfach  ver- 
schieden, in  der  Hauptsache  Ubereinstimmend.  Der  8claverei 
gegenüber  besteht  gewöhnlich  bei  den  milderen  Formen  der 
Unfreiheit,  su  denen  tlbrigens  die  der  Sclaverei  oft  sehr  nahe- 
stehende Leibeigenschaft  nicht  immer  gehört,  der  wesentliche 
und  fttr  den  Unfreien  Uberwiegend  gttnstige  Unterschied,  dass  der 
Unfreie  in  einer  näheren,  nicht  willkürlich  vom  Herren  su  lUseodos 
Verbindung  mit  dem  Boden  bleibt,  welchen  er  zur  eigenes, 
Be])auung,  wenn  auch  mit  der  \'erptlichtung  zur  Leistung  von  Ab- 1 
gaben,  inne  hat  oder  mit  dem  Herreulande,  welches  er  bearbeiten  i 
mu8S.  Hier  tritt  daher  eine  Beziehung  der  gemeinen  Arbeitskraft  j 
zum  Boden  hervor,  welche  auf  niedrigen  Wirthschattsstufen  bei 
Yorhemohender  Naturalwvthsehait,  Agrarprodnetion  und  extensiver 
Bodeneultnr  flberhanpt  eine  entscheidende  Wichtigkeit  itlr  die  Ub> 
freiheit  der  unteren  Classen  besitst.  Die  Aehniichkeit  der  Gertst 
tungen  mit  denjenigen,  welche  aus  der  unten  genannten  sweites 
Hauptursache  der  Unfreiheit  hervorgehen,  wird  im  Laufe  der  Zeit 
mitunter  eine  so  vollständige,  dass  im  einzelnen  Falle,  öfters  auch 
in  Deutschland,  die  eine  oder  die  andere  der  beiden  Entstehungs- 
ursachen  der  Unfreiheit  gar  nicht  mehr  nachzuweisen  ist,  —  ein 
Beleg  fttr  die  „Macht  der  Nator  der  Dinge",  wenn  einmal  eis 
Beehtsprincip  wie  dasjenige  der  Unfireiheit  oder  der  Fesselung  der 
Arbeitskraft  an  die  Seholle  anerkannt  ist 

8)  Privatgewalt  führt  zur  Sclaverei  hi  der  Poi«  dei 
Menschenraubs,  welcher  bei  rohen  Völkern  oft  das  Ziel  dm 
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Krieges  Bdbtt  itt.  Er  erfolgt  z.  B.  ra  8e1aveiijag(Ien,  im  Seeranb, 
in  der  Freiheitsberaubimg  selb^st  vou  Laudsleuten  durch  Räuber 
Dod  Grosse  zum  Zweck  der  eigenen  Benutzung  dieser  Personen  als 
Sclaveu  oder  um  sie  als  solche  zu  verkaufen  ^)  Auch  der  Verkauf 
der  Kinder  als  Sclaveu  durch  die  freien  Eltern  gebort  hierher. 

203.  —  B.  Die  zweite  origiDilre  Hanptarsache  der  Entr 
itehmig  der  Unfreiheit  lie^^  in  der  ungflnatigen  wirthscbaft* 
liehen  Lage  der  bieherigen  Freien  (y,Gemeinireien*').  Diese  Ur- 
iMhe  taaert  sieh  in  mancherlei  verechiedenen  Formen,  ist  aber 
in  jeder  derselben  leicht  nachzuweisen. 

Ij  Am  Deutlichsten  tritt  die  üble  wirtlischattliche  Lage  als  Ur- 
sache der  Unfreiheit  hervor,  wenn  der  arme  Schuldner  in  die 
Herrschaft  des  Gläubigers  wegen  seiner  Unfähigkeit,  seine  Schuld 
zn  berichtigen,  geräth,  wie  verschiedene  Kechtssysteme  vor- 
ichreiben/)  Aoch  die  Verspielung  der  Freiheit  kann  nut  in 
diese  Kategorie  zlhlen.^) 

2)  Üngldeh  wichtiger  ist  der  Fall,  dass  ane  Mangel  an 
Erwerbsgelegenheit  ein  AbhängigkeitsyerhlUtniss  eingegangen 
werien  muss,  welches  entweder  von  vornherein  Unfreiheit  bewirkt 
oder  leicht  und  geschichtlich  hiiulig  dazu  führt.  Hierhin  gehört 
aof  frühen  Wirthschaftsstufen  der  Mangel  an  eigenem  Grund 
und  Boden. Damit  fehlt  die  practisch  weitaus  bedeutsamste 
friedliche  Erwerbsgelegenheit  bei  AckerbanvöllLem.  Dieser  Mangel 
Qötbigt  die  Grundbesitzlosen  dazu,  von  Grandherren  gegen  die 
Vsbenahme  bestimmter  Veipflichtangen,  besonders  der  Liefening 
m  Katnralabgmben  und  der  Leistung  von  Arbeiten  anf  dem  ia 
4er  Bewuüischaftmig  des  Herren  bleibenden  Boden  (Ilofgut) ,  die 
Eriaubniss  zu  erwirken,  sich  auf  Herrenland  niederzulassen  und 
lür  das  eigene  Bedürfniss  Boden  anzubauen.  Geht  hieraus  nicht 
fwfort  Unfreiheit  hervor,  so  entwickelt  sie  sich  daraus,  im  Einzelnen 
wieder  nuumigfach  versohieden,  im  Ganzen  gleichartig!  besonders 

*)  Im  alten  üom,  auf  deu  grossen  SclarenplantageD,  nicht  so  selten  TOigekomuen. 
Vgl  Bttchcr  a.  a.  0. 

*)  So  im  älteren  römischen  Kecht  nach  dem  Executionsrecht  der  12  Tafeln, 
Püchta,  Instit  II.,  §.  17'.>  S.  232  ff,/S.  457:  Verkauf  des  Schuldknochtti  nach 
gewisser  Zeit  als  Sclave  an  Fremde.  Mehrfach  auch  im  älteren  deutschen 
Beehte,  z.  B.  bei  den  Langobarden,  s.  ZOpfl,  II.,  S.  140.  Aehnlich  der  Fall, 
dsäs  im  10.  Jahrh.  in  Deutschland  die  Censoalen  bei  aasbieibender  Zinszahlung  die 
Freiheit  Verl ii-ren  konnten.  Wait/.  V.,  23().  Auch  im  Ütem  rassischen  B6Cbl, 
^  Tächitscheria  im  StaatswOrterbuch,  VI,  394. 

^  Tscitns,  Genn.  c.  34. 

^8o  vielfach  im  Mittelalter,  gegenüber  den  groMen  Ginndhwren  xmi  der 
iurchs^e.  Vnits.  V.,  261.  t.  Innan,  S.  62  C 
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unter  Mitwirkung  andrer  nngUnstiger  Verhftitnisse,  wie  der  bei  den 
folgenden  Punkte  erwähnten.  Hörigkeit,  Scliollenpflichtigkeit,  Leib- 
eigenschaft sind  dann  öfters  der  Abschioss  der  Entwicklang  selbst 
fUr  ursprünglich  Freie. 

3)  Mitunter  ist  die  Schntzbedflrftigkeit  in  Zeiten  der 
BeohtsuDsicherheity  wenn  die  Staatsgewalt  nicht  ausreichende  Hiife 
gewährt,  ferner  die  Unfähigkeit  oder  Sehwierigkdt,  gewiM 
Öffentlichen  Verpflichtungen,  besonders  der  pmOnliekea 
Leistung  des  Wehrdiensts,  naohsnkommen,  eine  Ursaehe  der 
Unfreiheit  gewesen,  so  im  europäischen  Mittelalter.')  Diese  Schut^ 
bedUrftigkeit  ist  in  letzter  Linie  wieder  auf  Armuth  oder  auf  zn 
geringes  eigenes  Vermögen,  zu  kleinen  Grundbesitz 
zurückzufilliren.  Auch  hier  ist  abermals  besonders  der  Fall 
characteristiscb ,  dass  kleine  Grundbesitzer  ihr  Land  eiDem 
Herren  I  im  Mittelalter  vielfach  der  Kirche,^)  gegen  €^währnog 
▼on  Schutz  Übergeben  und  es  mit  der  Verpflichtung  so  Abgabea 
und  Arbeitsleistungen  zurflekempfangen,  —  ein  VerbSltniss,  welches 
dann  in  ähnlicher  Weise  wie  in  dem  vorerwähnten  Falle  zu 
terer  Unfreitieit  fuhren  konnte  und  oft  genug,  ja  beinahe  regel- 
mässig dazu  geführt  hat.  ' 

Neben  diesen  geschichtlich  bedeutsamen  Ursachen  der  Eni-, 
stehung  der  üni'reiheit  sind  einzelne  hier  und  da  sonst  etwat  noch 
vorkommende^  wie  z.  B.  Unfreiheit,  Sclaverei  als  Strafe*)  oder 
Straffolge,  Ton  geringer  Wichtigkeit 

C.  Um  so  folgenreicher  ftür  die  ganze  Institutioii  war  du  { 
Beobtsprincip ,  dass  die  Unfreiheit  regelmässig  auf  die  Naeh- 
kommen  vererbt  wird,  wenn  beide  Eltern  unfrei  sind,  md 
dass  das  Kind  der  schlimmeren  Hand  folgt,  wenn  selbst  nor 
ein  Elterntheil  unfrei  ist.^°)   Denn  nur  durch  dieses  Princip  wird 

'')  Die  Ausfuhnmgen  von  Moser«  S.  115  ö.,  ubortreibeD  etwas.  S.  bes.  Wftits. 
IVm  452  ff.,  V..  219.  221,  26S  ff.  t.  Inftma,  8.  55      58,  59. 

')  Gerade  bei  diosen  ,.frei willigen  Er^ebnngoil**  an  die  Kirche  wirkten  oft 
religiöse  Motive,  üeberrcdungskünste  mit,  tob  Moser  S.  101  ff.  als  ..miss?e!eite<i 
Frömuii)(keit"  wobl  etwas  zu  stark  botoiit.  Die  Hauptursacbe  war  docb  die  m 
Texte  bezeichnete.  Watts,  V..  220  (Uoberf^aben  ohne  Baekklebt  auf  Land,  oar  far 
Schurz).  Laiidauftragongen  cb.  S.  2Ri  ff.,  v.  Inama  S.  56,  1*0  Vergl.  auch  Zöpfl. 
Alterthüiner,  1860,  II..  208  tf.  Wie  die  Ucbcrsabc  eines  Hörigen  an  die  Kirch« 
anfan)(ä  an  sich  tibrigens  nicht  aU  Kecbtsmiiidening  galt,  s.  bei  v.  Maurer.  Fnlilki 
n..  78:  anders.  Einleit.  S.  211.  Waitz,  V.,  21».  iipriclit  ron  «iiMr  «,s«wlM  H» 
dfirnng  der  Freiheit,  ohne  doch  diese  ganz  za  verlieren". 

•)  So  in  d.  L.  Dajuv.  —  Zöpfl,  IL,  1-40.  —  Auch  noch  später. 

Im  römischen  wie  Im  älteren  deutschen  Rocht  allgemeines Beeklf 
princip.  wenn  auch  mit  einzelnen  Ausnahmen,  8.  Puchta,  II,  420.  ^Vererblichkeit 
dar  Unfceiheit  fentaad  lich  (im  iltastan  deatiohen  Becht)  von  lelbir,  ZOpCl.iU 
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die  Unfreiheit  eine  bleibende  Institution  des  Volkslebens  und  in 
ihrer  jeweiligen  praetischeu  Bedeutung  unabbänj;iger  von  jenen 
eiozelnen  Ursachen,  aus  welchen  Uol'reiheit  für  Freie  geschichtlich 
entsteht. 

III.  —  §.  204.  Relative  Kech tfertigong  der  Unfrei- 
keit Die  Uofreiheit  lässt  sich  in  ihrer  homaoen,  socialen  und 
wirtlMehaftliehen  Seite  nicht  unbefangen  würdigen,  wenn  sie  nor 
Bit  dem  Auge  und  dem  Gefühle  des  modernen  Hensehen  betrachtet 
wirl  Von  Tomberein  ist  es  nicht  wahrscheiolich ,  dass  eine  In- 
stitQtion  von  solcher  geschicbtliclien  Bedeutung  nur  aus  dem  Miss- 
braoch  der  Macht  des  Stärkeren  hervurgegangen  und  sieh  nur 
dadurch  erhalten,  dass  sie  nur  bchattenseiten  besessen  haben, 
also  immer  und  Überall  durchaus  verwerflich  in  sitt- 
licher nnd  ökonomischer  Beziehung  gewesen  sein  soll.  Un* 
befangenere  Geeehichtsbetraehtnng  und  die  Untersuchung  gerade 
der  Tolkswirtbschaftlichen  Seite  der  Unfreilieit,  wobei  die 
htitere  in  ihrem  Zusammenhange  mit  allen  sonstigen  Wirthscbalts- 
Qod  Caltnrverhältnissen  des  Zeitalters  aufgefnsst  wird,  flihreu  denn 
anih  zu  einem  anderen  Ergebniss.  Die  L  ntit  iheit  ist  nicht  uoth- 
wendig  immer  und  thatsäcliiich  auch  in  der  Wirklichkeit  nicht 
stets  mit  jenen  schweren  Nachtheileu  für  die  Lulreien  verbunden 
gewesen,  von  welchen  wir  sie  uns  kaum  auch  nur  frei  denken 
küDDen.  Ebenso  wenig  war  ihre  ökonomische,  sociale  und  sitt> 
liehe  Wirkung  auf  das  Volksleben,  ihr  Einflnss  auf  die  Cultur  im- 
aer  unbedingt  ungflnstig.  Vielmehr  erscheiot  sie  in  gewissen  Zeii- 
tltero  als  eine  relativ  nothwendige  Durcbgangsstufe  der 
Entwicklung  der  Volkswirthschatt  und  Cultur,  wofür 
•chon  ihre  allgemeine  Verbreitung  und  Dauer  spricht.  Jedenfalls 
aber  lagst  sich  geschichtlich  nachweisen  und  sogar  aus  den  ge- 
^benen  Umständen  selbst  ableiten,  dass  die  Untreiheit  gewisse 
ökonomische  und  dadurch  wieder  gewisse  Vortheile  lür  die  Ent- 
wicklang der  Cultur  wirklich  gehabt  hat  und  in  primitiven  Ver- 
t^älioisaen  eigentlich  nothwendig  haben  muss. 

135.  Ebenso  bei  den  Hörigeu  (iidi,  aldioncs)  der  Volksrechle,  cb.  S.  143,  uni  boi  den 
IhfMai  ia  der  späteren  Zeit,  seU  dem  IS.  Jahrhundert,  ob.  S.  169.  Auch  die  Ver- 
^leirtthung  Freier  mit  Unfreien  fahrte  nach  deutschem  Bechtc  mehrfach  zur  Un- 
freibcit,  eb.  S  140.  142 •.  später  fraglich.  —  Selbst  der  Satz.  <la^:?  „die  Luft  unfrei 
Bacbe"*  and  daher  die  >iiederl«ssung  Freier,  besonders  Ürt^iiremder  und  herrenloser 
uite  (.,Wtldfiuiereehr,  ?.  Maurer,  Frohnb.  IL,  93  II'.)  In  einer  unfreien  (iemeinde 
Unfreiheit  fahre,  wurde  ein  Boätaudiheil  des  Hechts  der  Unfreiheit  in  einigten 
Gcfendcn,  ygi.  z.  B.  Zöpfl,  IL.  16«,  Anm.  34;  R.  Moser,  S.  16H;  v.  Manrer. 
^ühoh.  lU.,  59;  hier  kann  man  immer  die  ungünstige  wirtbscbaftiiche  Luge  und  den 
mgil  aa  EecIitiicliaU  ab  Eattrtoiiangsanaclie  anaeheo. 
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Es  sind  yomigsweise  swei  OrOnde,  welebe  dies  hi  Zeitaltav, 

wo  wir  die  üiifreiheit  hauptsächlich  iu  Function  sehen,  erklären: 
eiDmal  der  Mangel  an  Müsse  und  an  Freiheit  von  un- 
mittelbarer physischer  Arbeit,  welcher  bei  noch  sehr  nied- 
rigem Stande  des  Volkseinkommens  yoilends  durch  eine  gleich- 
massigere  Vertheilang  des  letzteren  Jedennann  träfe,  wobei 
Cnltarbedllrfnisse  und  damit  die  Gaitar  selbst  nur  Tid  | 
langsamer,  wenn  flberbanpt  entstehen  konnten;  sodann  der 
Mangel  genügenden  Sobntzes,  nnter  welehem  die  schwfteberen 
und  ärmeren  Elemente  der  Bcv5lkerang  anch  im  Zustande  persOn*  I 
lieber  Freiheit  leiden. 

§.  205.  —  A.  Culturhistorische  Mission  der  Unfreiheit 
Die  bedeutsame  geschichtliche  Function  der  Unfreiheit  in  ersterer 
Hinsicht  ist  oben  im  2.  Kap.  d.  1.  Abth.  schon  dargelegt  worden.") 
Die  Unfreiheit  wurde  dort  als  ein  mitunter  indispensables  Mittel 
fttr  einen  nothwendigen  Zweck  des  Volkslebens  in  gewissen  Zeit- 
altem bezeichnet  und  damit  für  nicht  unbedingt  yerwerflieli 
erklärt  (§.  101).  Hier  seigt  sieb  die  hohe  Bedeutung,  welche  diese 
Institution  als  eine  freilich  erzwungene  Form  der  Arbeits- 
theilung  hat.    Sie  dient  als  Mittel,  das  Volkseinkommen  un- 
gleich zu  vertheilen  und  hierdurch  der  Herren c lasse  Müsse 
für  höhere  und  feinere  Arbeitaarten  und  fUr  die  EntwickluDg 
und  Pflege  ron  CulturbedUrfnissen  zu  gewähren.   Es  ist  der  an- 
yerkennbare  tiefe  sittliche  und  Ökonomische  Schaden  der  Eht  | 
richtUDg,  —  auch  wenn  man  Yon  jedem  principieUen,  ans  dem  | 
Wesen  des  Menschen  entnommenen  Einwände  gegen  die  Untreibeit 
an  sich  absieht,  wie  man  wenigstens  bei  historiseher  Betraebtong  ! 
thun  muss,  —  dass  sie  einseitig;  und  irowaltthätig  die  Last  der 
Production  auf  den  einen  Thcil  der  Bevölkerung  walzt,  währeud 
sie  die  Genüsse,  welche  ant  diese  Weise  beschafft  werden,  niid 
die  Genussmöglichkeiten,  welche  die  Folge  freier  Zeit 
sind,  dem  anderen  Theü  allein  oder  überwiegend  zuwendet.  Aber 
einmal  ist  die  hierdurch  geschaffene  Ökonomische  Lage  nicht  immer 
nothwendig  so  ausserordentlich  yerschieden  selbst  zwischen  Herren 
und  Selaven,  wie  meistens  nur  die  moderne  Phantasie  ausmiH 
(„patriarchaler"  Character).    Auch  unterscheidet  sich  vollends  die 
Lage  der  Sclaven  ökonomisch  wenig  und  mitunter  nicht  einmal 

Vergl.  bes.  den  5.  Hauptabscho.  im  2.  Kap.  Uber  „d.  Bedarf  oder  d.  Eia- 
lEommcolflliro  r.  yertheU.9tMidpuicte*S  nuD.  dm  dort  Abachn.  2  ,,aber  die  angleiche 
TertheilQiig  des  YoUaeinlunnDeM«  ihn  Beroditlg.  n.  8diniik»i**,  S.  187  C  b.  &  IMl 
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darcbaus  zum  Nachtheil  von  derjenigen  kleiner,  ärmerer  „Gemein- 
freier". ")  Sodann  ist  jene  bedeniiliche  »Seite  doch  nur  die  Kehr- 
seite der  Institution^  neben  welcher  die  andere  nicht  tibersehen 
werden  darf.  Diese  andere  Seite  ist  die  Entstehung  einer  höher 
gebildeten  So  hiebt  der  Bevölkerung,  an  welohe  sieh  die  Cnltn^ 
entwiekliuig  des  Volks,  ja  weiterhin  dic||enige  der  Mensehhett  an- 
kaSpft.  In  der  antiken  Weh,  besonders  in  Grieohenland, 
wtr  dies  anbestreitbar  der  Gang  der  Dinge.  Die  Institntion  der 
Sclaverei  hat  hier  iu  der  Tbat  für  die  Cultur  der  ganzen  Mensch- 
heit auch  viel  gute  Früchte  getragen. In  dieser  grossartigen 
Weise  steht  das  Beispiel  aus  der  hellenischen  Gesellschaft  aller- 
dings einzig  in  der  Weltgeschichte  da.  Aber  auch  .in  Rom  fehlt 
diese  gate  Seite  nieht  Töllig,  obgleich  die  Sclaverei  hier  ein 
Bdilimmeres  O^rftge  tr&gt'*)  Der  von  Aristoteles  n«  A.  m.  so 
riehtig  Terstandene  Znsammenhang  swischen  Sclayenarbeit  nnd  on- 
estwiekelter  Technik  in  den  Werkzeugen  nnd  Maschinen  zeigt 
SQcb)  dass  die  Alten  diese  Function  der  Sclayerei  richtig  erkannt 
haben.  ^^^)  Selbst  in  den  abschreckendsten  geschichtlichen  Bei- 
spielen, wie  bei  der  Negersclaverei  in  America,  bei  der  islamiti- 
schen und  sogar  bei  der  innerafricaniscben  Öclaverei  lassen  sich 
wenigstens  Spuren  einer  in  der  angedeuteten  Richtung  günstigen 

**)  Ein  patriarchalisches  Moment  lässt  sich  in  der  Sclarerei  früherer  Zeiten 
bä  einigen  Völkern,  so  bei  den  Griechen  (weniger  bei  den  Römern),  nicht  ver* 
kennen.  Es  f-  blte  auch  den  mittelalterliclion  l  iifrL'ilifithverh&ltiii^sen  in  d.  älteren 
Frobohofvrirthschaft  wie  später  noch  nicht.  Die  üufrcihcit  bot  ferner  dem  Unfreien 
idbst  nicht  nur  einen  gewissen  Schatz,  sondern  auch  eine  gewi:ise  wirthschaft- 
liche  Sicherong,  bes.  in  Krankheit,  Alter  und  Sicclithum.    S.  Schir*benspie|foI 

c.  71.  das  Citat  bei  Zi»i'fl  IL,  167.  Sclion  antike  S'^hi ift^tolLr  hüben  es  nicht  mit 
Unrecht  aobgesprocben,  dass  die  Lage  freier  vermögensloser  Arbeiter  leicht 
Khlechter  ah  diejenige  ron  Sdaven  werden  könne,  lüuicbe  moderne  Erfahrung  dient 
zur  BestAdgnng  dieser  Ani>icht,  was  die  Sicherheit  der  Nahrung  und  Nothdurft,  die 
VcnorgTing'  bei  Krankheit,  im  siechen  Alter  ü.  s.  w.  anlangt,  üeber  die  Lästigkeit 
der  Verpflichtungen,  welche  der  Leib-  und  Hof  herr  hinsichtlich  der  Ernährung  seiner 
Leute  im  deutschen  Hittetelter  hatte,  sfebe  r.  Maurer.  Piohnh..  L,  814«  IL,  90. 
Wir  Modernen  denken  bei  der  Cufreiheit  /.u  leicht  nur  an  die  Negersclaverei, 
lon  der  Th.  Waitz  (Anthrop.  IL,  271  11.)  aber  auch  bi-nierkt,  dass  sie  in  den  prijni- 
tireren  Verhältnissen  der  Ucimathländer  der  Sclaven  weniger  schlimm  als  bei  den 
dTitUrtcn  Vslkera  sei.   Tncitna  unterscheidet  noch  schuf  zwischen  Unfreiheit  bei 

d.  OeiBanen  n.  d.  Römern. 

**)  Büchsenschutz' ürtheil  S.  2or»  hior  wnhl  etwas  zu  ungünstig.  Tr*  itsclike 
riel  zu  optimistirich.  Fr.  Engels  verkennt  die  guten  Seiten  u.  die  relat  Nothwendigkeit 
oieht,  sber  weist  Tie!  sohlrfer  sIs  Treitschke  die  Ol[on.>techn.  Schmnken  nach,  inner- 
halb derer  nur  eine  Rcclitferti>rung  möglich  ist. 

**)  Kamentlich  im  Laufe  der  Zeit,  bei  mehr  „kapitalistischer"  Wirthschaft  wird 
die  Sclaverci  immer  schlimmer.    S.  Bücher,  S.  12  fl'.;  Th.  Waitz,  Anthr.  a.  a.  0. 

^)  Aristoteles,  Pol  L.  c  4  in  der  berohmten  SteUe  von  der  Entbehrlichkeit 
der  Sclaven,  „wenn  die  Weberschitfchen  von  selbst  gingun  nnd  die  Plektren  die  Zithern 
selbst  ^rhlogen'*:  Antipater'<t  Epigramm  auf  die  Erfindung  d.  Wassermilhlen.  S,  auoh 
Wiftkemann  a.  a.  0.  S.  Ibö;  Koscher  Ausichtun,  S.  10  tl. 
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Wirkung  der  Unfreiheit  naebweiaen.  Es  ist  in  allen  diesen  FUton 
nicht  schwer  zu  zeigen ^  dass  ohne  Sciayerei,  welche  zum  Theill 

auch  wieder  die  Grundlage  der  grösseren  politischen  Macht  des 
Herrschers  und  der  llerrenelasse  uud  insofern  die  VoraussetziiDg  | 
wenigstens  des  Beginns  einer  staatlieben  Reehtsordnung  und  eines ! 
Recbtssehutzes  ist,  die  Lage  des  Volks  oder  der  Gemeinlreien  und 
sogar  der  Sclaven  seibot  unter  den  gegebenen  Umständen  wahr*  | 
sobeinlieb  eine  nooh  schlimmere  wäre.  Dies  führt  anf  den  I 
zweiten  Panct 

B.  Gewöhnlich  wird  die  Unfreiheit  nnr  als  widerrecht- 
liebe,  d..h.  dem  ^^Natnrrecht"  widersprechende  Freiheiti- 1 

beraubung  von  Personen,  welcben  es  als  Freien  in  ökonomischer ! 
und  socialer  Hinsieht  viel  besser  geben  würde,  angesehen.    Diese  : 
Auffassung  ist  in  solcher  Allgemeinheit  jedenfalls  falsch.  Sie  wird  j 
durch  die  deutlichsten  geschichtlichen  Thatsacben,  welche  sich  am  [ 
die  Ökonomische  und  sociale  Lage  der  Masse  des  niederen  freies  > 
Volks,  in  ganzen  Zeitaltern  selbst  der  kleinen  Grundbesitzer,  be-  \ 
ziehen I  widerlegt  Sie  steht  auoh  nicht  in  Einklang  damit,  dssi 
Freie  sich  wiederholt  freiwillig,  wenn  auch  unter  emem  Druck  der 
allgemeinen  socialen  und  politischen  Verhältnisse,  zu  Grossen, 
Grundhencu  und  Corporatiouen,  wie  der  Kirche,  in  ein  AL»bängig- 
keitsverhältniss  Ijcgabeu.    Denn  dieses  bat  sofort  oder  mit  leicht 
ersichtlicher  Notbwendigkeit,  selbst  trotz  etwaiger  Vorbehalte  und 
Cauteien       später  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche  Mindemog 
der  Freiheit  und  selbst  die  Unfreiheit  mit  sich  geführt  Aber  aoch 
dieser  Preis  war  nicht  zu  hoch  für  das  erlangte  Gut:  Rechts- 
schutz für  die  Person  und  die  Habe,  für  das  Leben  und  dss 
Erwerben.    Es  giebt  kaum  einen  schlagenderen  Beweis  fbr  die 
eminente  Bedeutung  dieses  Guts.   Dieses  aber  fehlte  in  den  Zeit- 
altern; in  welchen  wir  die  Entstehung  der  Unfreiheit,  besonders 
auch  in  ihrer  mihlereu  Form  der  Gcburidenheit  an  die  Scholle,  der 
Hörigkeit,  der  Abgabe-  und  Oieustpiiieht  sehen,  sehr  allgemeio  uod 
damit  fehlte  die  Voraussetzung  dafUr,  dass  die  blosse  „Freiheit'' 
für  die  Masse  der  niedrigen  Classe  einen  grosseren  Werth  besitzen 
konnte.    Die  Unfreiheit  als  sociale  Institution  wird  hier  für  die 
Betroffenen  zur  Organisation  wenigstens  einigen  Reohtssehutiefl, 
z.  B.  selbstverständlich  ftir  die  rechtlosen  fremden  KriegsgefangeDeo, 
aber  auch  für  Landesbewobuer,  welebe  ein  erobernder  Stamm  sieb 


^  S.  G.  Waitz  pass.  ttbei  dio  Aoftragoosen  tob  Land,  z.  B.  V.  263  £,  266. 
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nitemirft,  und  für  die  untere  Schicht  des  eigenen  V^olks  in  einer 
h&i  nur  auf  Ackerbau  angewiesenen  Volksvvirthschaft.^") 

Der  Dioderuen  Anschauung  ist  eine  solche  Auffassung,  so  sehr 
m  nüt  den  gcschichtlicbea  Thatsachen  in  Einklang  steht,  fremd- 
irtig,  weil  wir,  doFchans  tinhistorisch,  zu  leicht  es  als  selbstyer- 
lUUidlieh  ansehen,  dass  Organe  wie  die  Staatsgewalt  da  sindi 
,  weiche  fUr  den  BeehtssobiitSE  sorgen  (freilich  auch  nieht  nnentgeltlich, 
sondern  gegen  den  Entgelt  der  Bestenemog!).  Es  kOnnen  aber 
OTch  analoge  Fälle  aus  unserer  Zeit  als  Beleg  und  zugleich  als 
urkiäruug  für  die  Richtigkeit  jener  Auffassung  und  für  die  psycho- 
logische Wahrheit  des  Käs()nneiiicut8  dienen,  auf  welciies  sie  sich 
stützt.  So  die  bekannte  Thatsache,  nüt  welcher  Bereitwilligkeit 
die  besitzenden  Classen,  selbst  trotz  ihrer  politisch  freisinnigen 
Tendenzen  y  den  ganzen  Druck  einer  starken  Staatsgewalt,  sogar 
m  der  Form  des  despotischen  Absolntismos  der  MilitHrdictatori 
tnigeni  wenn  ihnen  dadurch  nnr  gleichzeitig  „Bettang  der  Gesell- 
Behalt''  Yor  den  reyolationftren  Leidenschaften ,  also  m.  a.  W* 
Rechtssicherheit  für  Gut  und  Blut  zu  Theil  wird.i«) 

Man  darf  hiemach  wohl  annehmen,  dass  in  Zeitaltern 
iin entwickelten  .Sta.'itslebcns  und  n ied r iger  Cu It ur  die 
Lufreiheit  auch  nicht  immer  als  ein  so  schwerer  Druck  von  den 
Unfreien  selbst  empfunden  wird.  In  den  Ländern  der  Negersciaverei 
zeigt  sich  dies  zum  Theil  noch  beate.  Auch  fUr  den  folgenden 
Ponet  ist  es  wichtig,  hiervon  Act  zu  nehmen.  Denn  es  erklürt 
sich  darans,  dass  die  Unfreiheit  nicht  allgemein  nnd  ttberall  die 
Leistung  der  Unfreien  so  ansserordentlich  berabdrttckt,  me  man 
Torausznsetzen  pflegt. 

Andrerseits  ist  die  geschichtliche  Thatsache,  dass  Unfreiheit 
und  Zwang  zu  Diensten  und  Abgaben  an  private  Grosse  und  Cor- 
porationen  oft  aus  mangelndem  Rechtsschutz  hervorgegangen 
iat,  ein  wichtiger  nencr  Beleg  fllr  die  Unentbehrlichkeit  des  Staats 
and  seiner  Fanctionen  gerade  auch  illr  die  unteren  Schichten  des 
Volks,  —  ein  anch  nationalOkonomisch  hoehwicbtiger  Pnnet  snr 
richtigen  Wflrdigung  des  zwangsgemeinwirthscbaiUichen  Systems 


Der  Uurr  hatte  iu  der  mittcialturlichen  Hörigkeit  und  LcibcigeDschaft  die 
•Pflieiit,  Schutz  m  gev&hien.  Weno  er  dieser  Pflicht  nicht  naohkui,  fielen  «ach 
iie  VerpSichtangeo  dee  Unfreien  lom  Theil  fort  H anrer,  Ftohnh..  L,  813,  IL,  90, 

Waitz,  V..  251. 

^)  Mau  deuke  aa  die  neuere  Geschichte  Frankreichs  und  daa  Verhalten  der 
doRlfMi  Bougeeilie! 

A.  Waga«r,  Oran41«iwir.  2.  Aufl.  2h 
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und  gpeciell  des  Stenerwesens,  ein  Pnnct,  welchen  ancb  der  neuere 
ökonomische  SociaiiBmua  viel  zu  wenig  beachtet  hat 

2.  Abschnitt. 

Die  llBfrellieit  als  Arbeitesystem  und  ihre  allmUlge  Ungeitaltiii 

mit  wn  ükomMBlseiieii  ClrllBieB. 

Die  neuere  Naüonalulfouoinie  hat  die  Unfreiheit,  wie  schon  bemerkt,  meistens  nur 
als  Arbeitssystem  niher  betrachtet  nnd  tio  za  einseitig  als  solches  rerartheilL 
Dif'se  Einseitigkeit  war  ab'T  oine  Con^dinrn/,  des  leitenden  Ged anL  !.s  der  Smith  - 
»chen  bchule :  denn  wenn  wirklich  da^  wirthüchafiliche  Selbstinteresäa  des  lodiri- 
dnoms  so  atutechliesslich  oder  doch  so  (tberwiefcend  die  treibende  Kraft  in  der  winh- 
schaftlicben  Thätigkoit  des  Einzelnen  wlire,  wie  es  diese  Schnle  annimmt,  so  liease 
sich  irgend  eine  auch  nur  leidliche  Productivität  von  Sclaveiiarbeit  in  der  That  nicht , 
Toraoflsetzen.  Der  Fehler  ist  in  diesem  specieliea  Falle  wie  in  allen  B&sonnemeots : 
der  Schiile denelbe :  die  mOgliehe  nnd  Oners  thatsicbliclie  Hitwirkong  anderer 
Motire  (s.  §.  207)  wird  untarsohat/.t  und  die  necinnussuiig  des  wirCkschaftlichen 
Seibätinteresses  diirch  die  äusseren  Lebeusvcrhälluisse  wird  i^norirt    Dieses  Seiltet- ; 
Interesse  ist  oben  auch  hier  wieder  keine  so  constantc  ürösi^e,  wie  im  lUsonne-  \ 
nent  der  Schale  angenommen  wird.    Es  ist  daher  »ach  ftkr  diesen  Gegenstand  auf 
ErOrterangen  wie  di-  jcuiiren  von  Knies  hinzuweisen,  poUt  Oekon.  S.  147  ff.  —  Vgl  1 
sonst  fiir  Ah-si-w  AKschuitl  Kan,  Volkswirthsch.polit.  II..  §.  19  lauch  für  weitere' 
Litcraturangabcuj,  Koscher,  Aubichten,  2.  A.,  1.  Abschn.,  bes.  §.  S  S.  15  Iii,  ders.,  | 
Syst.  L,  §.  71,  Sehiffle,  Gesellsch.-Syirt.  8.  Ani.  IL.  §.230.  WIskemnnm,  t.«.0.| 
8.  179,  Tucker,  progr.  of  the  Unit,  statcs  (mir  nicht  rorliegend),  bes.  p.  III  £  osd 
die  oben  in  der  Vorb  tu.  zn  di&,«'tn  Haaptabsrhn.  S.  374  gen.  Schriften  über  nord« 
nmericanische  Sciav'crei,  bes.  Ülmsted,  Cairnes  p.  3b,  49  ti.  u.  Uber  rassische 
Terhiltnisse. 

I.  —  §.  20G.  Einfluss  der  Unfreiheit  anf  die  dkono- 
miBch-technisebe  Leistung.  Der  allgemeinste  und  sohwente 
Einwand  wird  vom  rein  wirthBebaftiiehen  Standpnncte  au  gegen 
die  Unfreiheit  wegen  ihrer  Einwirkung  anf  die  Okonomisehe 
nnd  tecbniaehe  Leistung  des  unfreien  Arbeiters  erlidbeB. 
Man  deducirt  hierbei  zunächst  wieder  wirthschaftspsychologisch 
und  sucht  die  iiachtheiligen  Schlüsse,  welche  man  auf  diese  Weise 
gewinnt,  durch  die  Erfahrung  zu  belc^j^eii.  In  der  Hauptsache  sintl 
diese  Schlüsse  auch  thatsächlich  richtig  und  werden  sie  namentlicli 
mit  steigender  Wirthschafts-  und  Cuitnrentwicklnag 
immer  riehtiger,  so  dass  zuletzt  gerade  ans  dem  Ökonomiaekei» 
bes.  dem  i^konomiseh-teobnisehen  Standpnnete  ein  ToUstibidig« 
Verdiot  gegen  die  Unfreiheit  mit  Recht  geftllt  werdes 
kann.^) 

^)  Roscher  und  nach  ihm  Wiskcmann  legen  dem  Process  des  Unpro<iactir- 
werdcns  der  unfreien  Arbeit  die  bekannte  Schablone  von  der  Reihenfolge  unter,  ia 
welcher  die  drd  Prod.-Factoren  Kntar,  Arbeit  nnd  Kapital  die  rorwaltende  Role  i» 
der  Wirthschaft.  bez.  im  Productionsproccss  spielen.  Mit  dem  Beginn  der  grösaenn 
Bedeotang  des  Arbeitsiacton  fiüigt  jener  Process  nn,  mit  dem  Siege  der  Kajätn^.  bsi. 
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IndfiMen  kämmen  swei  Umstftiide  erffthranggmtolg  in  Be> 
tneht)  welche  bei  der  Benrtheilaog  des  ökonomiscb-techniscben 
Einflusses  der  Unfreiheit  nicht  tibersehen  werden  dürfen,  weil  sie 
die«e  Institution  in  weniger  nngtinstigem  Lichte  erscheinen  lassen. 

1)  Einmal  zeigt  die  imtrcie  Arbeit  in  primitiveren  Wirtb- 
schaftsverbültnisseu  wegen  der  Art  der  hier  Überhaupt  erforder- 
lichen und  meistens  aweichenden  Arbeit,  femer  wegen  der  Mittel, 
welehe  hier  mr  Anspannung  der  Leistung  des  Unfreien  ver- 
ftgbor  sind,  weniger  MingeV  als  ihr  natargenittss  in  anderen  Ver- 
biltnksen  ankleben.  Es  Iftsst  sieh  daher  mit  ihr  nnter  Umständen 
doeh  ein  ansrdehender  technisch-ökonomischer  Effect  erzielen. 

2)  Sodann  bietet  sich  auch  später  bei  höheren  Anfor- 
derungen an  die  Qualität  der  Arbeit,  bei  dem  Erforderniss  ganz 
andrer  Art  der  Arbeit  und  bei  dem  Obwalten  humanerer  Auf- 
imuüs  des  Unfreiheita?erhältni8ses  ein  erfolgreiches  Hilfsmittel: 
die Zolassmig  von  Compromissen  zwischen  den  practischen  Con- 
•eqienien  der  Qnmdideen  der  Unfreiheit  nnd  der  Freiheit  Dar 
dneh  erfolgt  allerdings  eineModifieation  der  Unfreiheit^  welche 
mit  deren  innerer  Idee  in  Widerspruch  steht  Aber  die  Ökonomi- 
schen and  die  humanen  Bedenken  gegen  diese  Institntion  verringern 
sieh  durch  solche  Abstufungen  wesentlich.  Die  längere  Beibe- 
haltung, häufig  selbst  die  erste  Entstehung  der  Unfreiheit  finden  in 
einer  solchen  Modification  der  letzteren  zum  Theil  ihre  Erklärung. 
In  wirthscbaftlioher  Hinsicht  ist  es  namentlich  der  Uebergang  von 
der  Natural-  zur  Geldwirthsehaft,  die  Entwicklung  des 
Stidtewesens  und  der  grossere  Bedarf  stftdtiseh  eoneen- 
triiter,  reieherer  Bevölkerung  nach  mehr,  mannigfaltigeren  nnd 
feineren  Bodenproducten,  das  hiermit  und  Überhaupt  mit  grosserer 
vnd  dichterer  Bevölkerung  zusammenhängende  Bedttrfniss  inten- 
siveren Ackerbaus  und  deshalb  zum  Theil  der  KleingUter-  statt 
der  Grossgliterwirthschaft,  ferner  das  Bedtirfniss  nach  feinerer  in- 
dustrieller und  nach  geistiger  Arbeit  (bessere  Stellung  der 
Sclaven  der  Kunst-,  Kunstgewerbe-  und  geistigen  Arbeit  im  Alter- 
thum,  Uebeigang  der  Frohnhofwirthsehaft  in  die  städtische  Zunft> 
arbeit  freier  Bürger),  was  Alles  zusammen  aueh  die  Modificationen 
der  Unfreiheit,  besonders  die  Veränderung  der  vom  Un- 
tier Maschinenwirthsrhaft  cmhit  ct.  In  der  Uuiptsach«;  ricbtig,  aber  za  Schablonen- 
ii^ft.  Der  Versuch  T  ucker 's,  Uie  6küuuuiidch  ^wcckiua^^ige  Beseitigung  der  Dn- 
fräheit  mit  dar  8t«ier«Bden  BefOlkerangsdichtigkeit  in  Bexiehoog  ni  setzeo, 
«athält  auch  oin  richtiges  ^^lomcnt,  abcf  ist  eMolUls  m  adwblonfliihaft,  wieBotoher 
Khoii  oAchweist,  Ansichten  S.  21. 

25» 
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freien  geforderten  Leistangen  (Dienstei  NatnralabgabeD,  Geld- 

abgaben)  mit  erklärt.') 

II.  —  §.  207.  Psychologische  Motive,  welche  die 
Höhe  der  Arbeitsleistung  bestimmen.  Um  die  Bedeutung 
und  speciell  die  ökonomischen  Wirkungen  der  vorausgehend 
genannten  Umstände  richtig  zu  verstehen,  ist  es  nothwendig,  wenig- 
stens in  Kürze  auf  die  psychologischen  Motire  einsogebeo, 
▼on  welchen  die  Höhe  der  Arbeitsleistnng  des  einsdnen 
Arbeiters,  abgesehen  yon  dessen  Arbeits fähigkeit,  abhftngt 
Diese  Motive  erklären  aneh  die  innere  Okonomisehe  Noth- 
wendigkeit  der  Entwieklung  des  zweiten  Stadiums  unfreier 
Arbeit,  sowie  des  allmüligen  Uebergangs  zur  freien  Arbeit. 
Zugleich  wird  dadurch  der  Entwicklun^'sgaug  in  den  sogen.  Lobu- 
sy  Sternen  der  freien  Arbeit  und  der  innere  Zusammenhang  dieser 
Entwicklung  mit  der  Behandlung  des  Arbeiters  im  System  unfreier 
Arbeit  aufgebellt.  Es  wird  auf  diese  Weise  auch  der  wichtige  Nach- 
weis geliefert,  dass  die  Arbeits-  und  Lobnsysteme,  vom  Meoseben- 
dgenthom  nnd  Selaverei  an  bis  snm  Eigenthnm  an  Prodoetions- 
mitteln  oder  an  Kapital  nnd  den  modernen  Lohnsystemen,  bis  snm 
Stücklohn  nnd  selbst  zur  industriellen  Theilhabersehaft  hin,  die 
Glieder  einer  grossen  Kette  bilden  und  in  einem  viel 
engeren  psychologischen  Zusammenhange  stehen,  ab 
gemeiniglich  angenommen  wird  (§.  213). 

Die  Motive,  welche  den  Willen  und  daher  die  Arbeitsleistoog 
bestimmen ,  sind  folgende  vier.  Bei  einem  jeden  lässt  sieh  eme 
doppelte  Seite,  die  man  die  positive  nnd  negative  nennen 
konnte,  nnterseheiden. 

*)  So  hat  sich  im  röuiischen  Alterthum  wie  in  der  ueoen  Weit  ifi 
moderoer  Zeit  die  Unifwirthschaftlicho  Arbeit  durch  eigentliche  Sclaven  be- 
wAhrt  bei  extensirer  Cultur  und  hri  äolchen  Culturen,  vo  ein  masscnveises 
Zusammenarbeiten  nnd  daher  nber  die  Sclaven  <'ine  entsprechende  Aufsicht 
ütatttmden  J^ann,  zumal  ao  lauge  eine  massige»  im  Allgemeinen  eine  geringe 
Qnalit&t  der  Prodocte,  welche  mit  SclarenarbeiC  allein  zn  eiziden  i^t,  gcuogt  S» 
sind  die  eif^entlichen  nordamericaoischcn  SclaTenproducte  Baumwolle,  Zneker. 
Reis,  Tabak  gewesen.  Vergl.  liodbertus  tibor  d.  Colonat  a.  a.  0..  Cairnes. 
I.  Ct  8.  Q.  Aiim.  5.  Im  europaii>cbcu  Mittciuiter  und  biä  in  die  neueste  Zeit  hioeia 
waren  «.Dienste**,  Frohnarbdten  ebenfalls  Ökonomisch-technisch  loidlich  aanreieheDd 
bei  Naturalwirthschaft  und  extensiver  (irodsgutercultiir  in  der  Landvirtb- 
schaft.  Ein  System  von  Naturalabgaben  bot  den  Vorzug?,  wenn  zwar  Katoral- 
wirthächaft  noch  vorwaltete,  aber  doch  schon  etwas  grösserer  Absatz,  z.  B.  nad 
Stftdten,  möglich  war  nnd  die  Pflichtigen  hier  mehr,  mannigfaltigeres  und  besseres 
Prodnct  auf  dem  eigenen  Lande,  als  im  Frohndienst  auf  dem  Herrenboden  erzielten. 
Verwandliitii^  der  Natural-  in  Geld  abgaben  war  für  alle  Hetheiiigtcn  gtlnstiger  h« 
llbcrhandnehmcndor  Geld wirthschaft.  Manche  Belege  f.  d.  Entwicklung  bei  Maorcr 
u.  Waitz.  so  y.,  269  IT.  Analog  die  Entwicklang  der  indostriellon  Arbelt  aos  der 
Frohnhofwiithschaft  znm  st&dtischen  Gewerbe  freier  Handwerker.' 


Digitized  by  Google 


! 

Motfre,  welche  di«  Hnhe  der  Arbcitsleistang  bcstimmon.  389 

1)  Der  wirtliBchaftliche  Vortheil,  den  der  Arbeiter  durch 

die  Arbeit  erlangt,  anderseits  die  Furcht  vor  dem  wirth  sc  haft- 
lichen Nachtheil  (vor  der  „Noth")  bei  unterbleibender  oder 
schlechter  Leistung. 

2)  Das  Ehrgei'ttbi  einer-,  die  Furcht  vor  Schande 
I  anderseits. 

1      3)  Die  Furcht  vor  Strafe  oder  vor  der  Strenge  des 
!  Arfoeitsliemi  Überhaupt,  und  wieder  die  Hoffnung  auf  Aner- 
kennung, Dank,  Belohnung,  womit  dann  derUebergang  zum 
!  z waten  und  ersten  MotiT  erfolgt. 

4)  Das  IM'I ichtgefülil,  etwa  noch  verbunden  mit  Liebe,  Sym- 
pathie und  Dankl)arkeit  im  Dienstverhältnisse, auf  der  anderen 
hielte  peinliche  Gewi  nsensregung  f,,  Ge  wi  ssen  sbiss*'). 

Man  ersiebt  leicht,  dass  die  ersten  drei  Motive  nälier  unter 
^ich  znsammenhängen,  ein  egoistisches  Moment  —  das  Wort  hier 
ohne  flble  Nebenbedeutung  genommen  —  enthalten  und  dem  vierten 
Motir,  dem  selbstlosen,  g^nttber  stehen. 

§.  208.  —  A.  Die  Unfreiheit  in  primitiveren  Wirthsohafts- 
verhsltnissen. 

In  wirthsehaftlicher  Hinsicht  ist  die  Unfreiheit  hauptsächlich 
ein  Mittel,  über  fremde  Arbeit  zu  Zwecken  der  Production,  beson- 
ders der  SachgUtererzeugung,  zu  verfügen.  Sie  kommt  dann  als 
(las  Arbeitssystem  erzwungener  Arbeit  in  Vergleich  hin- 
sichtlich ihres  (»konomisch-technischen  Nutzeffectes  mit  dem  System 
der  freien  Arbeit  £s  lässt  sich  nun  psychologisch  leicht  ableiten 
and  wird  durch  die  reichste  Erfahrung  bestätigt,  dass  die  er- 
swungene  Arbeit  regelmässig  allgemein  der  freien 
Arbeit  im  Leistungseffect  nachsteht.  Aus  diesem  Grunde 
wird  sie  theoretisch  verworfen  und  mit  der  Fortbildung  der 
Volks wirthschaft  in  der  Praxis  öfters  ohne  jeden  gewaltsamen 
oder  gesetzlichen  Eingriff  durch  die  Concurrenz  der  freien  Arbeit 
verdrängt.  Ein  typisches  Beispiel  dafür  ist  das  immer  weitere 
Zurückweichen  der  Sclaverei  vor  der  freien  weissen  Arbeit  in 
Xord-America  schon  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts.^) 


*)  Aach  der  oigcDcn  Fnniilie  gegoaUbef;  ÜUb  dem  rnfreion  das  Recht  der  ehc- 
iicbett  Verbioduo^  >r<  \vril)rt  wird  (Sclavenehe>,  kommt  das  F  flieh tgefa  h  1  des  üq- 
freien,  dessen  lauuliciiaijgi?h5rige  wieder  dum  Uerra  gchuruu  und  daher  eveutucll 
Mdi  fon  dkwm  za  fonoigeii  ab4,  oft  nicht  fiel  in  Bettndit 

^  So  var  die  Zehl  der  Sdnran  in  den  lahm  dei  Geoina: 
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DcDDOch  lässt  sich  für  gewisse  wirtbHcbaftliohe  Verhältnisse 
auch  die  unfreie  Arbeit|  selbst  di^enige  des  Scia?en,  Okonomisek 
nnd  rein  rom  Stuidpnnete  des  rechnenden  Prodooenten  ans,  wdeher 
den  Unfreien  bloss  als  Prodnctionsmittel  behandeHi  billigen.  Der 
Beweis  fUr  diese  Behauptung  erfolgt  mittelst  einer  Analyse  des 
Einflusses  jener  vier  Motive. 

Der  geringere  ökonomische  Werth  der  unfreien,  besonders  der 
hier  zunächst  zu  betrachtenden  Schiveuarbeit  beruht  oßenbar  in 
allen  Wirthschaitsstufcn  darauf,  dass  bei  dieser  Arbeit  gewöhnlich 
die  beiden  ersten  Motive,  Vortheil  und  Ehre,  so  gut  wie  gar  nicht 
mitwirken.  Des  erste  Motiv  wird  höchstens  in  der  bei  dem  dritten 
erwähnten  verwandten  Form  der  Hoffnung  auf  Belohnung,  dsi 
zweite  Motiv  bei  etwas  humanerer  Behandlung  der  Selaven  em 
wenig  mit  wirksam.  Kaum  stärker  wird  das  vierte  zur  Ckltnog 
kommen,  das  Pflicbtgelühl.  Daher  muss  tbeoretiseb  und  practl^eh 
die  Benutzung  unlreicr  Ar])eit  unvermeidlich  in  erster  Linie  am* 
das  dritte  Motiv,  auf  die  Furcbt  vor  Strenge  und  Strafe,  gestützt 
und  demgcmäss  zweckentsprechend  geleitet  werden. 

Dieser  Auffassung  widerspricht  es  jedoch  nicht,  wenn  auch  ein 
Zurttckgreifen  auf  die  anderen  Motive  ttberhaupt  und  selbst  bloM 
nach  den  eigennfltsigen  £rwägnngen  des  reohnenden  Sdaves- 
besitzers  für  ratfasam  gilt  So  ist  auch  in  der  Praxis  aUgemein 
verfahren  worden,  und  nicht  ganz  ohne  Erfolg.  Denn  die  Auf- 
fassung der  .Selaveu  als  Sachen  war  doch  stets  nur  eine  rechtliche 
Fiction,  weiche  kaum  jemals  vollständig  zur  practischen  Geltung 


1790  Maximum  1860 

Kew  Hunpsh.  15S  l  J.  1700  0 

Vermont  t7  „  „  0 

Rh.  Uluid  952  „  0 

CoDMcctic.  2,759  „  „  0 

Ne^ork  21,324  „  „  0 

Ncw-JiTbcy  11,423  ,.  ISOO:    12«422  0 

rennsyivan.  3,737  „  1790  0 

Delaware  8,Sb7  „  „  1708 

Maryland  10S«03tt  ^  1810:  111,502  87,108 

Di^tr.  Colomb.  —  „  ISl'O:     ('.,377  3,1  Sl. 


Die  Abnahme  geht  ?oa  Jahnehnt  zu  Jahraebut  regelmässig,  meist  schon  in  den  entei 
Jabizehnteo  des  JabrhmiderfB  so  nBch  vor  sich,  dass  in  den  meisten  der  genasstei 
Staaten  die  Sdarenl  schon  1S20,  in  Ne«ryork  1830,  in  Ner-Jersey  1S40  ganz  cnbe- 
deutend  geworden  war.  In  einz«^lnen  der  iibri^en  Staaten  hielt  sie  sich  vomcmliik 
nur  noch  mit  zum  Zwecke  von  Zucht  und  Handel  mit  Selaven.  Die  Gesaramtahl  der 
SelareD  war  dagegeii  ran  «07307  in  1700  anf  8,953,587  in  1860,  die  Zskl  der 
freien  Farbigen  waf  schon  bis  l'^40  auf  38fi,343  von  59,466  in  1790  gestief«. 
S.  St  ein -Wappaus,  Geogr.  r.  Nordain..  is').'),  S.  l',).')-.  Andree.  Nordamcr..  S,  455. 
Zahlreiche  gute  Beispiele  des  Vergleichs  zw  iäclieu  weisser  und  schwancei  Aibeit  ii> 
Hordamerica  bei  Olmsted,  z.  &  Gotton  KiiigJuffl  IL,  388. 
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kam.  Die  Modificationen,  welche  die  UnfreiheiU  bei  ihrer  Fort- 
bildung aus  der  Sclaverei  zu  milderea  Formen  erfährt,  und  die 
ficitaltangen,  welche  sie  oft  Ton  Tomherein  in  eoloben  mildeien 
Formen  erbauten  bat,  beruhen  weaentHoh  mit  anf  dem  leiten* 
den  Princip,  ausser  oder  neben  der  Furcht  diese  anderen, 
die  Arbeitsleistung  beeinflussenden  Motive  auch  im  Interesse 
des  ökonomischen  Effects  dicBcr  Leistung  mit  in  Wirk- 
samkeit oder  in  stärkere  Wirksamkeit  treten  zu  lassen. 

Man  folgt  hierbei  den  Erfahrungen  mit  der  freien  Arbeit.  Diese 
wird  in  ihrer  Leistung  von  den  ersten  beiden  und  von  dem  vierten 
Motiv,  tbatsächlich,  was  besonders  die  Handarbeit  und  zum  Theil 
ftberhanpt  die  Arbeit  in  der  materiellen  Prodnotion  anlangt,  wohl 
gewöhnlich  ttberwiegend  von  dem  Motiv  des  Yortheils  bestimmt 
DienenereWirthschaftslehre,  besonders  die  physiokratisch-Smith'sohe 
Nationalökonomie  hat  auf  diese  Annahme  vorzugsweise  ihre  Theorie 
der  Wirthschaft  und  der  Volksvvirthschaft  begründet,  jedenfalls  eine 
fehlerhafte  Einseitigkeit.  Dass  die  beiden  anderen  Motive,  Ehr- 
Qnd  Pflichtgefühl,  lactisch  auch  selbst  in  der  niedrigsten  freien 
Arbeit  etwas  nnd  umfänglich  bei  allen  höheren  Arbeitsarten  (fie- 
aontenthnm,  Militär)  mitwirken,  lehrt  die  tUglichc  Erfahrung.  Es 
moss  auch  besonders  hinsichtlich  des  Pflichtgefühls  von  der  Theoria 
poitnlirt  werden,  entsprechend  jener  Forderung,  dass  neben  dem 
wirtfasdiaftliehen  Selbstinteiesse  sittlich  gate  Potenaen  mitwirken 
(§.  132). 

§.  209.  Die  Analyse  dieser  Motive,  welche  den  quantitativen 
und  qualitativen  Nutzeflfect  der  Arbeitsleistung  bestimmen,  ermög- 
licht es  dann,  wie  in  einer  Formel,  die  Bedingungen  anzu- 
geben, unter  welchen  die  unfreie  und  selbst  die  Sclaven- 
arbeit  der  freien  Arbeit  im  ökonomischen  Effect  nicht 
wesentlieh  nachstehen  wird.  Je  niedriger  nemlich  das 
tUgemeine  GnlturniTean  des  Volks  noch  steht  nnd  je  weniger 
daher  die  swei  ersten  nnd  das  yiert  Motive,  —  das  erste, 
der  wirtbschaftUohe  Vortheil,  insbesondere  auch  wegen  mangelnder 
Rechtssicherheit,  —  auf  die  freie  Arbeit  vorzugsweise  günstig 
wirken;  ferner  je  niedriger  nach  den  gesammten  materiellen 
Verhältnissen  des  Volks  die  Arbeitsart  auch  der  gemeinfreien 
Bevölkerung  ist,  und  je  geringere  Anford er ungen  eben  des- 
halb an  die  Qualität  der  Producte  und  der  unfreien  Arbeit  ge- 
stellt werden,  .also  im  Allgemeinen:  bei  vorwaltender  Natural- 
wirthschaft  nnd  extensiver  Landwurthschaft,  bei  geringer 
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Entwicklung  de8*Werkzeügkapital8 ;  mitunter  arch  in  besondereo 
Fällen  in  der  industriellen  Arbeit  bei  zweckmässiger  Leitung 
dnrob  den  Herrn  nnd  seine  Vertreter  und  bei  dem  Mitwirken 
anderer  Antoritätsverhältnisse  (mittelalterliehe  Kloster-  nnd  Frohn- 
hofswirtbschaft,  aber  aneb  antike  Oeken?nrtbsebafl,  besondoB 
in  Griechenland,  weniger  in  Rom);  endlich  je  rücksichtsloser 
nach  dein  .Sitteiizustande  des  Zeitalters  die  Strenge  des  Herrn  dnreb 
Fnrcht  und  Stralinittel  das  allein  erlordeiliche  Quantum  roher 
Arbeit  dem  UntVcien  abprcsst:  desto  weniger  rein  ökonomische 
Bedenken  bietet  die  unfreie  Arbeit. 

Wir  finden  dieselbe  daher  besonders  in  solchen  Zeitaltern^  wo 
diese  Bedingungen  zusammentreffen ,  z.  B.  in  primitiTcn  Ve^ 
httltnissen,  wo  Natnralwirthsehaft  dnrebans  Torberrscbt,  bei 
geringer  Volksdiehtigkeit  eine  ganz  extensive  Land* 
wirthschaft  ausreicht  und  wo  die  paar  weni*;  veredelten  Pro- 
ducte  in  der  Ilauswirtbschalt  unter  dem  Anp^e  des  lierrii  her- 
gestellt werden.  Die  Grossen  können  hier  den  in  solcher  Lage 
erforderliehen  extensiven  Betrieb  aut  grösseren  Gütern  schwer 
anders  als  mit  unfreier  Arbeit  ausfuhren.  Auch  die  moderne 
Neger-  und  Plantagenselayerei  fjlgt  sieh  in  die  Hegel  ein: 
sie  lohnte  und  lohnt,  wo  für  rohe  Plantagenproduete  ein  gewissei 
Quantum  roher  Handarbeit  zur  Noth  ausreiehte.^)  Grade. die  Ab- 
pressung  einer  solchen  Arbeitsleistung  gelingt  der  Strenge,  die 
vor  keinem  Znchtroittel  znrtickbebt  nnd  nach  Reeht  und  Sitte  in 
der  Anwendung  keines  cinzi^^en  gehindert  wird,  selbst  bei  dem 
widerspUnstip:sten  Sclaven,  bei  welchem  keines  der  drei  anderen 
Motive  irgendwie  mitwirkt.  Milderung  der  Strenge  mnss  dann, 
wenn  nicht  zugleich  eines  dieser  Übrigen  Motive  wirksam  oder 
wirksamer  als  bisher  wird,  nothwendig  den  Effect  der  Arbeits- 
leistung yersohlechtem.  Dies  hat  die  Erfahrung  auch  gezeigt,  so- 
wohl auf  den  Plantagen  „gOtiger*'  Herren  bei  der  Negexselafera 
als  bei  Frohnarbeitem ,  welche  die  Herren  nach  dem  hnmanm 

*)  S.  oben  Anm.  2.  rnirnes  a.  a.  0.  Er  safi:t  von  d'-r  S<  lavenarbcit:  sie  li«t 
die  roliätändigstc  Organisatioa  za,  d.  b.:  it  may  be  combuiud  ou  an  exteosiTe  scaie 
fe.  directod  hy  »  Controlling  mind  to  «  sinf^e  end.  Aber  ihre  inhArattan  Mliffd 
sind:  it  is  given  rcIuctaDÜy,  it  is  nnskilfull,  it  iä  wanting  in  vcrsatilitf.  Ab  wdtel» 
Bedingungren  der  Srlavenarbeit  nennt  er:  Fruchtbarkeif  un<\  w -ito  Ao5d<»hnnn? 
Bodoas.  Cairaes,  Oluiätod,  Uelper  o.  A.  m.  thcileu  charaoturiäliäcbc  Beispiel« 
für  die  flberlegene  Goncnrrenz  der  freien  weissen'  Arbeit  selbst  in  JSthm' 
productcn"  wie  der  ßaamwollc  mit,  z.  B.  dass  Baumwolle  von  dcutscben  Colonisten 
in  Neu-Braunfels  im  westl.  Texas  wegen  der  besseren  Qualität,  sorgfältigeren  Reini^tiog 
sieb  pruiäwurdigor  ah  alleä  Sclafrenproduct  erwies,  bei  welohcui  eben  sokho  Qaälitit 
sieht  za  erreichen  war.  Olnsted,  Baclc  coontry,  p.  547. 
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Mtt  der  neaeren  Zeit  milder  behandeln  mnssten  and  welchen 
gegenüber  ihr  Zflohtignngsreeht  etwa  gesetzlich  hesehränkt  wnrde.^ 

Je  mehr  dann  gleichzeitig  dio  anderen  Motive  bei  freier 
Arbeit  wirksam  werden  und  je  mehr  die  Anforderungen  an  die 
Qualität  der  Leistun^^  steip-en,  daher  beim  Uebergang  zur  Geld- 
wirtbscbaft  und  zu  intensiverer  Landwirtbschatt,  bei  stärke- 
rem Hervortreten  des  Bedürfnisses  nach  besserer  Arbeit  und  bei 
überhandnehmender  Wirthschaft  mit  Werkzeug-  und  Maschinen- 
kapital,  bei  wachsender  Schwierigkeit  der  einheitlichen  Leitung 
der  Arbeit  In  der  Landwirthschaft  nnd  im  (Jewerke  von  oben  her: 
desto  nachthelliger  mnss  anfreie  Arbeit  ausfallen.  Denn  hinsichtlich 
der  QnalitHt  der  Leistung  ist  Strenge  über  eine  nahe  Grenze 
hinaus  fast  machtlos:  es  müssen  hier  andre  Motive  als  blosse 
Furcht  zur  Wirksamkeit  kömr.icn.  Dann  tritt  notlnvcndig,  wenn 
aacb  nur  rein  ökonomische  Zweckmä^sigkeitsrllcksirbten  obwalten, 
das  zweite  Stadium  in  den  Verhältnissen  der  Untrcihcit  ein:  es 
muss  ein  Compromiss  mit  ihr  geschlossen,  sie  eben  dadurch  selbst 
in  ihrem  Grundwesen'modifioirt  werden:  der  Herr  mnss  im  eigenen 
Interesse  an  das  Interesse  nnd  an  den  guten  Willen  des 
Unfreien  appelliren.  Auch  die  sorgsamste  Leitung  und  Aufsicht 
kann  nicht  ersetzen,  was  diese  letzteren  Momente  bewiricen. 

§.  210.  —  B.  Die  Modification  der  Unfreiheit  auf 
höheren  Wirthsohaftsstufen. 

Mit  der  Fortentwicklung  der  Volkswirtbschaft  und 
Cultur  ändern  sich  somit  nothwendig  jene  Bedingungen,  unter 
welchen  die  unfreie  Arbeit  ökonomisch  haltbar  ist  und  erfolgreich 
mit  freier  Arbeit  concnrrirt  Theils  führt  die  Veränderung,  Ver- 
vielOUtigitiig  und  Verfeinerung  der  Bedürfnisse  nnd  Gttter  an 
anderen  Arbeitsarten,  theils  wird  allgemein  eine  bessere 
Qualität  der  Arbeitsleistung  verlangt.  Beides  hängt  wieder  mit 
der  Einbürgerung  der  G  eldwirthschaft  und  mit  der  Entwicklung 
intensiveren  Ackerbaus  nnd  der  Technik  im  Werkzeugkapital 
zusammen.  In  beiden  Fällen  reicht  wenigstens  die  gew()hiilichc 
Sclavenarbeit,  von  welcher  nur  durch  Furcht  und  Strenge  ein  ge- 
wisses Quantum  von  Leistungen  erpresst  wird,  nicht  aus.  Bleibt 
trotidem  die  Unfreiheit  oder  das  System  gezwungener  Arbeit  be- 
stehen, so  nOthigen  innere  Ökonomische  Gründe  zu  einer 
Umgestaltnng  der  Unfreiheit  in  der  Weise,  dass  jene 


*)  S.  Bosch  er,  I.,  §.  39  mit  deo  Beispielen  and  Belegen  in  den  Aninerkang;en. 
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anderen  Motiyei  welche  den  Willen  des  Arbeitenden  beetinmaBi 
zweekentspreehend  mit  wirksam  werden.  So  entsteht  aneh  wkto 

mit  unter  wirthschaftlic heu  EiulUissen  eine  mildere  Sitte 
in  der  Behandlung  der  Sclaven  und  ein  andres  Recht  der  Un- 
freiheit. In  diesem  weicht  immer  mehr  die  Auffassung  des  Un- 
freien als  Hache  derjenigen,  wonach  er  als  Mens c h  mit  einer  in 
bestimmter  Weise  beschränkten  persönlichen  Freiheit  nnd 
beschränkten  VermOgensfähigkeit  behandelt  wird.^  Dareli 
eine  Reihe  Ton  Mittelgliedern  hindorch  entwickelt  sieh  scIdieBslkh 
die  Tolle  persönliche  Freiheit,  wiederum  wesentlich  mit 
unter  dem  Impuls  des  Ökonomischen  Bedürfnisses,  wie 
sehr  auch  der  äussere  Verlauf  der  Erscheinung  durch  zufällige 
geschichtliche  Verhältnisse  und  durch  politische,  religiöse  und  philo- 
sophische Anschauungen  bestimmt  wird. 

Diesen  Entwici^lungsprocess  der  Unfreiheit  bedingt  auf  der 
einen  Seite  namentlich  das  Bedflrfniss  intensiTCrer  Boden- 
bearbeitung, mannigfaltigerer,  geschickterer  Arbeits-  und 
EapitalTcrwendung  auf  den  landwirthschaftlichen  Boden;') ^ 
auf  der  anderen  Seite  das  Bedürfniss  grösserer  Arbeits-' 
theilung,  mehr  individnalistischer^  feinerer  Arbeitsqnslittt 
in  der  8to  ff  Veredlung,  grösserer  Vcrselbstaudigung  der 
dazu  dieuenden  Unternelunungen  und  Los  trennung  derselben  von 
der  gewöhn  liehen  Hauswirthschaft,  mehr  Hervortreten  des  Werk- 
zeugkapitals, Entwicklung  und  Auflösung  der  Frohnhofwirthschafl^j 
Diese  Umgestaltungen  gehen  aus  grösserer  Volksdichtigkeit»  höherem 
Beichthum,  feinerer  Cultur,  besserer  Technik,  neuer  nnd  Termehiter 
ArbeitstheUung  henror,  sind  wie  deren  Wukungen,  so  umgekehrt 
auch  wieder  deren  Voraussetzungen  und  lassen  sieh  in  der  Foimel 
zusammenfassen:  Uebergang  von  der  Natural wirthsehaft,  als  vo^ 
herrsehende  Eigcngewinnun^  der  Güter  (§.  113),  zur  Geldwirth- 
schaft  mit  entwickelter  Arbeitsgliedcrung.  Der  volkswirthschaftliciie 
Fortschritt  ruft  also  einen  Process  des  allmäligen  Unpro- 
ductivwerdens  der  unfreien,  gezwungenen  Arbeit 
heryor.   Dieser  Process  aber  ToUaieht  sich  durch  eine  succei- 

^  Ueber  Mildcruag  der  deutächco  Leibeigensch.  s.  Maurer,  FroliuL  IL,  'U, 
ly.,  494,  4S0;  Waitx,  Y.,  359,  269,  272  ff.,  2S»;  Sogenheim,  bei.  die  SitnckL 

in  Frankreich,  S.  70  IT. 

•)  Vgl.  bcH.  Kodiert  US  in  IlUd.  Jahrb.  II.,  207,  212  ff.,  230;  deutsche  Hisw- 
riker  wie  /..  B.  Maurer  betonen  diese  Ökonom.  Seiten  zu  wenig. 

*)  YgL  d.  gen.  Liier.  Uber  nitteialted.  Oewerbeweeen,  Frohnhofwirthsch. ,  £at* 
etehun!^  der  froicti  Innangcn.  Gilden,  HMidweikenSiifte.  Gierke,  Stieii». 
i:>chmoUer,  Brentano  o.  a.  m. 
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sive  Modifieation  des  Wesens  der  Unfreiheit  oder  m.  a. 
W.  dvreh  immer  weitere  Verleihung  von  Persönlich- 
keitsrechten an  die  Unfreien. 

§.  211.  Die  Gestaltung'  dieses  Pronesses.  Die  Ent- 
wieklnng")  geht  nicht  leicht  irgendwo  ununterbrochen  vorwärts, 
weil  eine  Menge  anderer  Gesichtspuncte,  Ideen  und  Interessen  mit- 
einwirkft  nnd  zufällige  gesohichtliehe  Ereignisse  bei  einem 
bsstimmten  Volke  ihren  Einflnss  anattben.  Aber  daraus  ergebmi 
steh  doeh  nnr  Verse hiedenheiten  im  Einzelnen  nnd  in  der 
Zeitdauer  der  Entwieklongsphasen.  Femer  wird  aueh  nur  in 
seltenen  Fällen  jenem  ökonomischen  Prineip  bewnsst  Rechnung 
getragen.  Aber  die  Ideen,  weiche  die  VerUndet nnpren  ver- 
ursachen, lassen  sich  doch  deutlich  mit  auf  jenes  «»konomische 
PriDcip  zarücklUbren,  obwohl  nicht  nur  die  Kächstbctheilif^ten,  die 
Sclareniierren,  die  Gmndhenren,  die  sich  emanoipirenden  Linfreien, 
sondern  selbst  die  Gesetzgeber,  die  Historiker  und  die  Philosophen 
die  innere  bewegende  Unache  der  Umgestaltungen  Tielieieht  nioht 
erkennen. 

Die  Bntwieklang,  welche  wir  geschichtlich  in  einem  be- 
stimmten Volke  verfolgen  können,  vollzieht  sich  auch  nicht  immer, 
ja  sogar  nur  selten  in  der  Weise,  wie  es  hier  zum  Zweck  der 
theoretischer  Analyse  hypothetisch  vorausgesetzt 
wurde :  dass  nemlich  zuerst  eigentliche  Sciaverei  voran  geht, 
ils  schärfste  Form  der  Unfreiheit,  mit  der  AnfTassnug  des  Sciaven 
als  „beseeltes  Besitsthum''^)  und  mit  so  gut  wie  aussohiiess- 
Ueher  Geltendmaohung  des  Motivs  der  Fureht  im  Seiaren,  und 
dass  sich  aus  der  Sciaverei  alsdann  die  milderen  Formen  der 
Unfreiheit  wie  die  Leibeigenschaft,  die  Ckbundenheit  an  die  Scholle, 
die  Hörigkeit,  die  Frohuarbeit  alhnülig  entwickehi.  Dieser  Verlauf 
zeigt  sich  allerdings  in  einem  goRchichtlich  wichtigen  und  gerade 
"konomisch  sehr  lehrreichen  Beisi»icl,  das  fllr  diese  Fragen  als 
Typus  dienen  kann,  nemlich  in  der  Entstehung  des  römischen 
Colonats  aus  der  älteren  SclaYcreii  wenigstens  wie  sie,  allerdings 
sieht  unbestritten,  Rodbertus  auffasst.^*)  Aber  bei  den  Haas- 


**)  y^L  saclk  Air  die  «etbodologische  Seite  <l«r  Frage  d.  mo.  Abb.  ?.  Rodbertus. 

")  Wie  bei  den  Griechen  oder  wie  Aristoteles  aegt,  Pd.  L,  6,  der  SclftT  sei 
▼ie  ein  für  -^ich  bestehender  beseelter  Theil  th  s  Herrn. 

**)  S.  Kodbcrtuä  a.  a.  0.  Uber  d.  Culouat.  Die  Anijicliten  der  ilistoriker  üind 
aHeidings  g«ibeiK,  besonden  wss  die  anprOngUehe  Entsfebviig  des  GoloBtts  t&- 
langl  Vgl.  V.  Savigny,  über  d.  röm.  Colonat  in  d.  Berl.  Akad.  Abhandl.  1822, 
ib23,  q^ter  Toa  ihm  modificirt  in  s.  Yermiscbtea  Schziften.        iL  Paciitft,  Insütnt. 
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seUven  und  bei  deiuenigen  SclaYen»  welche  za  mdnstrielleiiy  ktlnst- 
lerisehen,  wissensebaftlichen  Fmictioneii  yerwendet  werden  solleD, 

bildet  gewöhnlich  Ton  vorDherein  sehon,  factiscb  nach  der  Sitte 
oder  selbst  rechtlich,  ein  Compromiss  zwischen  der  Autlassnog 
des  Sciaven  als  Sache  und  als  Mensch  den  Anfang  der  Ent- 
wicklung. 

Femer  beginnen  die  Beziehuogen  der  Unfreiheit  zur  Boden- 
bearbeitung, welche  im  Ganzen  doch  die  praetuch  wichtigsten 
Fälle  jener  InetitQtion  in  der  Qesehichte  umfassen,  gar  niehi  immer 
mit  der  Bebanang  des  Herrenlands  mittelst  eigentlieher  SclaTen- 
arbeit  H&ofiger  wird  vielmehr  Herrenland  bei  unseren  eoropSisehoi 
Gultnrvölkern,  besonders  im  ^[ittelalter,  an  Unfreie  oder  an  unfrei 
werdende  Freie  mit  der  Verptlichtiuig  dieser  Porsonen  zu  Diensten 
auf  dem  llerrengutc  und  zn  Al)^^1ben  aus  dem  Ertrage  des  eigen 
bewirtbschaf toten  Bodens  überlassen  (Colonen System).  Dabei  fehlt 
die  reine  Behandlung  der  Unfreien  als  Sachen  und  als  ganz  rer- 
mtfgensunfäbige  Menschen  von  vornherein.^') 

Aber  fllr  die  bkonomiscbe  Auffassung  ist  es  nieht  der 
äussere  gesohichtliche  Verlauf  und  nieht  einmal  die  Beiheufolge  der 
Phasen  der  Unfreiheit«  welehe  zunftehst  zu  beachten  sind,  sondern 
das  innere  Ökonomische  Princip,  welches  den  einzelnen  Ge- 
staltungen zu  Grunde  liegt  und  jenen  Verlauf  doch  auf  die  Dauer 
beherrscht,  sowie  die  Wahl  einer  bestimmten  Form  der 
Unfreiheit  nach  den  gegebenen  ökonomischen  Be 
dingungen,  namentlich  nach  den  Productionsbedlirf nissen 
herbeifahrt  So  wird  z.  B.  nieht  oder  doch  jedenfalls  nicht  alleiD 


n.«  458.  Die  BeweisfillinDf  von  Bodbertnt.  dam  zun  ddonat  luuiptsiclilioli  MbIb 

„der  üebergang  aus  dor  Latifundienwirthschaft  in  die  Parcellen-  uud  Zwcr^Tirth- 
sch.ift.  diT  sirh  in  dor  Z*'it  zwiM-lu  n  dem  ährren  und  jüngeren  Plinius  so  machte, 
da^ii  die  üruodbcsnUcr  PaiccUcn  ihrer  bisherigen  Gro*>guter  an  eigene  ScU?eji  ge^n 
liaturtl]wcht  ttberliessen'',  a.  a.  0.  S.  207,  und  die  weiteren  Erörterongea  ttber  Ad- 
rij'ticii  n.  8.  w.  sind  voh!  landwirthsrhafilirh  und  natioualokonom  isch  sehr 
überz-eutjend.  Auch  Puchta  S.  4Öl  betrachtt  t  den  Colonat  als  M.ittel«  „den  Eifer 
und  die  Betriebsamkeit  der  unfreien  Arbeiter  anzuspornen,  den  Herren  aber  eine  e^ 
heblichere  Rente  vom  Gute  zu  hichtrn'".  Andre,  ric  Zumpt,  Haschke,  Savieny 
'•rklar.-n  si<-h  ureg-en  die  Entstehung  des  ("i'l  aus  dem  Inneren  des  röm.  KechtblekKii^ 
und  für  die  Ableitung  aus  wiederholten  Ansiediungeu  nach  Land  verlangender  Bai* 
baren  in  d.  röin.  Pronnzcn.  S.  Radorff's  Zusatz  z,  Puchta,  II.,  462.  Vgl  jeta 
Heist«  rb  c'L'k 's.  gen.  neueste  Sehr,  über  die  Frapre  o.  darüber  Scliaffle's  Receiß 
in  d.  Tab.  Zbchr,  1*^77,  S.  171  —  ls4.  Hf  ist-^  r  h- vi  iwirft  d.  KodbertusVi« 
Theorie  u.  äucht,  höchst  umsichtig,  die  Entstehung  u.  Ausbreitung  des  Ck>iöuats  ia 
d.  Provinzen,  dann  aach  in  Italien  mit  den  SteaerreclilltniateB  des  BObl  Baicbi  nl 
mit  dem  die  letzteren  berührenden  Inteiwte  der  agfif.  Bodencoltnr  inVefUndoof  n 
Vliogen.    Schäffle  stimmt  ihm  bei. 

**)  Vgl.  Maurer  u.  Waitz  a.  a.  ü.  pasdm. 
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ans  hnmanen  Rücksichten,  sondern  wegen  des  bestimmten  Be- 
darfs eines  unifassendereu  iiodenan  baus  ntatt  der  reinen 
öclaverei  Itir  unterworfene  Landesbewohuer  oder  lür  Ansiedler  auf 
Herrengraiui  die  mildere  Form  der  Gebundenheit  an  den  Boden 
oder  auch  nur  der  Pflicht  zu  Arbeiten  und  Abgaben  gleich  anfäng- 
lich Torgezogen.  Die  hier  nothwendigen  Arbeiten  Tielleicbt  roheater, 
emfaehater  Art  kOnnen  ebensowenig  als  höhere  and  feinere  in  der 
IndiiBtrie  nnd  in  den  liberalen  Berufen  dnrch  *  Furcht  und  Strenge 
dem  Unfreien  abgezwungen  werden,  schon  weil  sich  keine  genügend 
wirksame  Aufsicht  ausüben  lässt.")  Deswegen  miUseu  die 
anderen  genannten  Motive,  von  denen  die  Arbeitslust  abhiingt, 
herangezogen  werden.  Und  dies  nOthigt  schon  anfangs  oder  später 
zu  einer  anderen  Gestaltnng  der  Unfreiheit  als  sie  in  der  Sclaverei 
Torliegt. 

Wenn  in  der  Volkswirthschaftslehre  daher  ein  bestimmtes  Ent- 
wickluDgsgesetz  oder,  nnzweideatiger  aosgedrttekt,  eine  be- 
itbDmte  Entwicklungstendenz  in  den  Zuständen  der  Unfrei- 

Iwit  —  in  der  Richtung  immer  weiterer  Modiiication  des  eigent- 
lichen Wesens  der  ünfreihtit  —  nachgewiesen  wird  ,  so  darf  dies 
Dicht  so  verstanden  werden,  als  ob  wir  in  der  Geschiciite  der  Un- 
freiheit auch  nur  bei  einen?  bestiunnten  Volke  jenen  Entwick- 
laogsgang  im  Einzelnen  genau  wicderlinden  mUssten.  Das  wird 
Hiebt  leicht  der  Fall  sein,  aber  es  ist  auch  hier  nicht  das  £nt- 
ttheidendei  d.  b.  nicht  das,  was  uns  allein  berechtigte,  von  einer 
lotehen  Entwicklungstendenz  des  Verhältnisses  zu  sprechen.  Dies 
liegt  viehnehr  darin,  das  wir  bei  einem  Volke,  in  welchem  die  Un- 
freiheit als  Arbeitssystem  besteht,  unter  dem  hervortretenden  con- 
creten  Bedürfniss  nach  bestimmten  Arten  von  Arbeit  —  bald  der 
laüdwirthschaftlichen  Arbeit  in  extensivem  Grossgüterbetrii  l) ,  bald 
in  intensivem  Kleinbetrieb,  bald  industrieller,  bald  liberaler  Berufs- 
arbeit, bald  häuslicher  Dienste  —  regelmässig  diejenige  Form 
(1er  Unfreiheit  auf  die  Dauer  Geltung  gewinnen  sehen,  welche 
«»konomiseh  hier  die  geeignetste  ist,  weil  sie  neben  oder  statt 
der  blossen  Furcht  mit  Erfolg  andere  Motive  zur  Arbeit  in 
den  Unfreien  wachruft.  Bei  aller  Verschiedenheit  im  Einzelnen 
fadct  sich  denn  auch  eine  grosse  Aehnlichkeit  in  den  typischen 
Gruudiügeu  der  Entwicklung  oder  der  nach  dem  obwaltenden  öko- 

Ein  u.  A.  V.  Cairaeä  S.  31)  bcäoudoi'ä  betonter  Uuibtand,  deäsentwcgen  die 
Sckrenarbeit  so  bMcbilnkt  anwendbar  sei.  Denn  die  AnfrichtBkosten  vQrdon  za  groas, 
sobald  nicht  eine  giOaseie  Anzahl  Arbeiter  auf  engem  Baume  znsammenarbcitcn. 
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nomischen  BedflifDist  geordneton  GeaialtODg  der  UnMIieil  in  der 

antiken  Welt,  besonders  bei  den  ROmern,  im  Mittelalter  bei  den 

Germanen  und  Romanen,  und  noch  bis  m  die  neueste  Zeit  bei  den  i 
Slaven,  besonders  den  Grossrassen. 

§.  212.  —  G.  Negerselayerei.  Fast  in  jeder  HiDsieht  sogt ' 
nor  die  Negerselayerei  der  enropäisehen  Colonieea  in  der| 
neuen  Welt  ein  andres,  ungünstigeres  Bild  nnd  wenig  Spuren  einer 

Entwicklung.  Beides,  besonders  das  Letztere,  erklärt  sich  wohl 
aus  dem  verhältnissmässig  kurzen  Bestand  der  Insti- 
tution und  aus  dem  tiefen  Kacen unterschied  zwischen i 
Herrschern  und  beherrschten.  Nur  ausnahmsweise  war  ein  i 
solcher  Unterschied  anderswo  vorhanden.  Gewöbnlleh  stammten! 
auch  bei  den  Alten  selbst  die  Sclayen  zwar  Ton  anderen  „barbari- 
sehen",  aber  nieht  von  so  weit  in  Cnltnr,  Sitte  nnd  Verwandtschsft 
fernen  Völkern  ab,  besonders  was  die  Masse  der  Selaven  betriflt") 
Die  sonstige  unfreie  BevOlkemng  war  aber  vollends  tbeils  nnr  die 
untere  Classe  des  eigenen  Volks  der  Herren,  theils  die  unter 
worfenc  Urbevölkerung  des  LaiuU's,  mit  welcher  der  einwandernde, 
erobernde  Uerrenstamm  allniälig  zu  einem  neuen  Volke  ver.schmo[z. 
Für  eine  solche  Verschmelzung  zwischen  Weissen  als  den  Herreo 
nnd  den  Negern  fehlte  bisher  schon  die  hinlängliche  Zeit,  selbst 
abgesehen  von  der  schwierigen  Ueberwindnng  desRaeennntersebieds 
nnd  der  problematischen  MOgliehkeit,  ein  nenes  MisehTolk  sns 
Weissen  nnd  Negern  zn  bilden.  Die  wirklichen  oder  yermeinttielieD 


Vgl.  die  Literatur  in  d.  Vorbcm.  S.  372.  Eia  geoanores  Eingehen  anf  & 
geadiiebü.  Yerh&ltDiBse  der  Unfreiheit  zar  niherea  DorchflUiniiig  dm  Yeigleieli  i« 
hier  nicht  möglich  und  nicht  nöthig.    Für  einige  Ilauptpuncte  s.  u.  §.  214. 

(ii  f<  lilt  linf  (li(-'  liio  (iriinoch  nii  lit .  auch  u.  A.  in  Norilanicric.i  nirht,  v\>^ 
denn  selbst  hier  ein  gcA  iä^er  Kigenthumserrerb  der  Kegerschiveu ,  einige  freie  Zdi 
for  eigenes  Arbeiten,  sogar  die  n.  in  §.  214  unter  Nr.  4  erv&hnten  Abfisdnngiy«* 
trige  zvnschen  Herrn  und  Sdaven  nnkamen.  S.  Andree,  NonUm.  S.  456. 

")  Letzteres  hebt  auch  Tocqnerillc  besondci-s  herror,  d^mocr.  II-,  302.  B^i 
dor  Sclaverei  der  Alten  hätte  es  sich  vomemlich  um  die  Veränderung  des  Gesetzes 
bei  doijenigcn  der  Modemen  um  die  Veränderung  der  Sitten  gehandelt,  nin  die 
Sdafen  zn  erbeben.   S.  ancb  Gnirnes  8.  67  ft.  Ausser  jenem  Moment  wiid  aicb 

Yon  ihm  das  Wachsthoin  des  Hanflels,  wodurch  grössere  Nachfrage  nach  mbo 
Producten  der  S<  lavenarbcit  hcrrorgerufen,  und  der  Sclavenhandei  als  erschweresii 

fttr  die  Negersclaveiifrugc  erwähnt. 

'*)  Tocqaeville  a.  a.  0.  nimmt  wohl  zn  weitgehende  Racengleichbeit  zvisdis 

Herron  und  Sciaven  im  Alterthum  an.  Vgl.  dagegen  die  Daten  über  die  Abstanunonf 
der  Sclav-a  in  (iri<  (  ]icnland  hd  BüchsenschUtz,  S.  117  ff.,  die  meisten  ^rii<h 
Sclavea  waren  Barbaren.  Aehulich  in  Kom,  z.  B.  masseniiaft  Jdeinasiatische  Sclareit- 
8.  avcb  Bacher,  S.  86  AT.,  Wiskemann,  S.  132  ff. 
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SiBlIlue  d€0  Klimas  aof  die  ArbeitsfUbigkeit, die,  mit  Recht 
oder  Unrecht,  jedenfalls  einmal  weit  verbreitete  Annahme  von  eiDem 
tieferen  J^tande  der  geistigen  Fähigkeiten  der  Neger- 
race*^)  benunten  ebeut'alls  eine  Modificatiuu  des  Negersclavenrechts. 
Der  selbst  bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  genügend  unterdrückte 
grossartige  Sclaveuhandel  endlich  machte  es  möglich,  gerade 
itei  Arbeitsarten,  bei  weichen  es  nur  auf  die  Abpressnng  eines 
gewissen  Qaantams  rohester  physisclier  Kraitleistong  ankam,  nach 
dem  GMehtspnnete  rein  ökonomischer  Berechnuig  die  Sclaven 
noh  anmensehlich  einfach  „anfarbeiten'^  zn  lassen.  Wie  sehr  aber 
sneh  die  Negersclaverei ,  wo  sie  in  Concnrrenz  mit  freier  weisser 
Arbeit  trat  und  wo  es  allraälig  mehr  auf'  die  Qualität  als  auf 
die  blosse  Quantität  der  Leistung  anzukommen  begann,  trotz  der 
graasaiusten  Strenge  ökonomisch  unzureichend  wurde,  dafür  liefert 
die  schon  erwähote  Zurückdrängung  der  ISclaverei  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Kordamerica  and  liefern  sigDificante  Beispiele 
selbst  bei  Haoptprodacten  der  amerieanischen  Schiven-Plantagen- 
wiiChschaft,  wie  der  Baomwolle,  einen  ttberaeogenden  Beleg. 

§.  213.  —  D.  Es  ist  mithin  Milderung  und  UmgestaN 
tnng  de r  Unfreiheit,  ökonomisch  betrachtet,  das  Mittel, 
unfreie,  erzwungene  Arbeit  leistungs-  und  verwen 
du ngs fähiger  zu  machen.  In  der  rohesten  KSclavcrci  wird 
nur  die  thierische  Seite  des  bclaven,  seine  physische  Kraft 
und  seine  Fortpflanzungsfähigkeit,  in  Ansprach  genommen. 
Mehr  und  mehr  mnss  die  seelische  nnd  geistige  Seite  des 
ädaven  rom  Herren  amtgenatzt  werden:  mit  daher  dann  in  Siite 
nnd  Becht  die  Umgestaltung  der  Unfreiheit,'*)  nm  dem  ökono- 
nuBchen  Bedtlrfhiss  gemäss  die  anderen  Motive,  welche  die 
Leistnng  unter  dem  Impulse  der  Arbeitslast  bestimmen,  in  Wirk- 


^)  Voü  Olmstf  d  passiin  vielfach,  ('airnes  p.  3').  H.  Iim  t  imp«m(l.  cris.  '2\)S  If., 
Tocqoe Tille  a.  r.  a.  m.  wnrdc  die  Uamögiidikeit  Ireier  weisser  Arbeit  ia  den 
früheren  nordamer.  Sclarenstaateu,  wegen  des  heissen  Klimas,  immer  bestritten. 

*>)  S.  Th.  Waitz,  Antbrop.,  IL,  229  ff.,  I.,  ff.,  der  einen  tpecifischen 
Cnterschifd  der  Kac€n  in  gcist.  Hinsicht  Ixst reitet. 

S.  0.  Anm.  2,  4  u.  5,  bes.  Olmsted  u.  Cairnes. 

Die  Mitirirkang  der  ehrlstL  Kirche  im  Mittelalter  znr  linldenrng  und  Anf- 

l'liung  der  I  nfreiheit  ist  freilich  nicht  MiBcr  Acht  zu  lassen.  Vgl.  v.  Maurer, 
Frohnh.,  II ,  SO.  Aber  auch  ihr  Einfluss  wurde  durch  solche  ökonomische  Moinenft; 
wterstQtzt  Wenn  man  feroer  licdcokt,  dass  die  Kirche  selbst  £^  riclc  Unfreie  besass 
Qul  loch  ihr  der  Verkanf  cigcii3r  Leute  ohne  das  Gut,  also  die  Behandlong  ihrer 
Leute  als  Waarc,  noch  besonders  verboten  werden  masste  (s.  t.  Maurer,  Frohnh,, 
II-,  sy,  mit  dem  Citat  aus  einem  Kdict  von  1031),  so  wird  man  jenen  EinfloM  der 
Kirche  auch  nicht  aberschätzen.   S.  auch  Waitz,  Y.,  266. 
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Bamkeit  treten  zu  laasen.  Dadurch  sollte  die  Leistang  eben  dem 

veränderten  höheren  Wirthschaft8'/.weck  gemäss  in  ihrem  qnantite- 

tiven  und  besouderä  in  ihrem  ^uaiitativeu  Autzetlect  gesteigert 
werden. 

Es  ist,  wie  schon  oben  augedeiitct  wurde  (§.  207),  nicht  nur 
Zill'  ökonomischen  Würdigung  des  Ö^-stemiS  erzwungener  Arbeit, 
sondern  auch  zur  richtigen  Würdigung  der  verschiedenen  Lohs- 
systeme bei  der  freien  Arbeit  und  der  Angriffe,  welche  von 
socialistisober  Seite  s.  B.  das  Stttd^lobnsjstem  und  die  industrielle 
Theilhaberschaft  erfahren  haben,  wichtig,  diesen  leitenden  Ökono- 
mischen Gesicbtspnnot  des  „rechnenden  Arbeitsgebers"  zn  erkennes. 
Er  lässt  si(  Ii  in  der  Thal  wie  der  rothe  Faden  durch  die  ganse 
Reihe  der  Arl)eits-  und  Lohns\  stenie  von  der  Sclaverei  bis  zur  Gc 
winnstbetlieiligung  des  Arbeiters  verlblgen:  ibrtscbreiteud  werden 
immer  mehr  und  geeignetere  Mittel  angewandt,  um  anüangs  durcb 
Furcht  und  Strenge,  dann  durch  Anregung  des  Interesses,  des  Ehr- 
und  des  Pfliohtgefhhls  des  Arbeiters  ein  Maximnm  qnantitatirer 
und  qualitativer  Leistang  zu  erzielen.  Gewiss  liegt  dies  niefatnnr 
im  Interesse  des  Besehältigers  der  Arbeit,  sondern  kommt  aoek 
der  Steigerang  and  Verbesserung  des  Prodnctionsertrags  nnd  dsr 
durch  der  Gesammtbcit  der  Bevölkerung  zu  Gute.  Möglicher  und 
wabrscheinliclier  Weise  liegt  es  auch  im  Interesse  des  Arbciterx 
vom  Sclaven  bis  zum  modernen  Fabrikarbeiter,  hinsichtlich  seine^ 
Antheils  an  jenem  Ertrage  und  seiner  socialen  Stellung  und 
homanen  Behandlung.  Ob  und  wieweit  aber  in  Wirkiiohkeit 
des  Arbeiter  eme  ökonomische  und  sociale  Verbesserang  an  and 
fttr  sich  nnd  verglichen  mit  seinem  Besebttftiger  aof  diese  Art 
erlangt,  das  hängt  jedenfalls  nicht  allein  von  dieser  seiner  qosa- 
titativ  nnd  qualitativ  gesteigerten  Leistung  ab,  wie  man  zu  voreilig 
zu  behaupten  pflegt.^-') 

An  dieser  Stelle  ist  nur  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Eiit 
wicklungspro  cess  in  den  Verhältnissen  der  Unfreiheit 
seine  auf  demselben  ökonomischen  Princip  beruhende 
Fortsetzung  in  den  Lohnsystemen  der  freien  Arbeit 
findet.  Diese  letzteren  und  die  ünfreiheitsznstände  können  sieb 
daher  in  manchen  Pnncten  gegenseitig  zur  Erklärung  dienen.  £• 

liitm-  «leii  Noiicrt'ii  hat  nauieutli«  Ii  vvi4  .1.'r  Hodlx-rtus  in  soiner  Fordernaj. 
didsi  Liiuichiungen  getrotleu  wUrden,  um  dcji  ArbeitsJoha  mindestens  im  Ver* 
hiitoiss  des  gesteigerten  Prodacdonsertrags  der  Volksvirthschaft  mit  steifes  ^ 
hss^n.  hier  am  Schärf^tDu  <i<-n  r^rhwarhen  Pun''t  des  SysteiBS  der  tnAtu  Coeeontsi 
bczci«  Iluct.   S.  oben  ^.  1U7.  Aniu.  24,  i».  16b. 
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ergiebt  sich  daraas  auch,  welches  hohe  practische  Interesse  für  die 
wichtigste  sociale  und  wirtbschaftliche  Frage  der  Ge^^enwart  sich 
noch  an  die  ökonomische  Analjse  der  ÜDlreiheit  al«  Arbeitssystem 

lÜ.  —  §.  214.  Die  Phasen,  welche  die  Modifieationen 
I  der  Unfreiheit  dnrehlaofen.  Dayon  yerdienen  folgende  ans  dem 
;  Skcnomisehen  Gesiehtspuncte  besondre  Beachtung. 

I  1)  Eine  Milderung  der  Sclaverei  und  das  erste  Mittel,  zu 
welchem  man  statt  und  neben  der  Furcht  und  Strenge  greift,  be- 
stellt gewöhnlich  darin,  das«  Belohnungen  in  Aussicht  gestellt  wer- 
den. Es  ist  characteristisch,  dass  schon  die  Alten  hier  namentlich 
die  üoffinnDg  auf  Freilassnng  als  Mittel  empfehlen,  um  bessere 
Leistong  des  Unfreien  zn  erlangen,  obgleich  selbst  ein  Aristo- 
teles sogar  eine  prin ei pielle  Rechtfertigung  der  Sdayerei  ans- 
gesproehen,  indem  er  sie  anf  einen  Natnmnterscbied  der  herrschen- 
den ond  beherrschten  Menschen  zorttckfUhren  und  damit  tiefer  be- 
gründen wollte.*^) 

i  2)  Weitere  Milderungen  der  Sclaverei,  —  ebenso  viel 
Abweichungen  von  ihrer  inneren  Idee,  als  Zugeständnisse,  dass 
man  mit  der  Strenge  nicht  ausreicht,  sondern  andere  Motive 
wntsam  machen  mnss,  —  bestehen  m  der  Anerkennung  gewisser 
persönlicher   Rechte'^)   nnd   gewisser  Vermögens- 


Dmmit  rechtfertige  ich  auch  die  Ton  A.  Held  bamftiigeUe  eingehende  Bc- 

hiBdllinip  der  Unfreiheit  hier  in  der  (irundlef^iii^. 

**)  Vgl.  für  die  griechische  Sclaveni  l.<s.  Büchsenschütz  a.  a.  0.,  für  die 
römische  Fachta«  Insüt.«  für  die  so  luanoigfach  abgestuften  ünfreiheibverUältnisse 
m  formaiiitchen  lfitteJ«lter  t.  Maurer  und  0.  Waitc,  tut  die  rassische 
LabeigeiiSchaft  Tschitscherin  an  den  oben  S.  372  Ii.  genannten  Stellen.  Es  ist 
nicht  zu  rer^sen.  dass  es  sich  im  Text  bloss  um  die  Hervoihebuii!^  der  typischeii 
öetftaltongen  handelt,  während  sich  die  Verhältnisse  im  Einzelnen  natürlich  sehr  ver- 
schieden in  der  GeseMehto  eines  ooncreten  YoUis  henos  und  ireiterbilden ,  voM 
üirgeuds  mannigÜBdtiger  uls  iui  Mittelalter,  bes.  bei  den  Germanen.  Im  Folgenden 
daher  nur  Beispiele  als  Bclc^. 

**)  Arist.,  PoliL.,  I.,  5.  Ganz  dieselben  Auäcbauungen  wieder  bei  den  nordamcr. 
BasmvoUloids,  s.  Wiskemann,  Selar.,  B.  185. 

So  bei  den  Sclaren  in  Rom:  „sie  werden  erstens  als  Sachen  behandelt: 
inäofem  stehen  sie  im  Eicronthuni;  zweitens  als  Menschen:  insofern  sind  sie  zu- 
gleich der  Potestas  unterwürfen."  Puchta,  iustit.,  Ui.,  145,  Ii.,  434.  —  Ueber 
die  Sda? en  in  Griechenland  und  ihre  Anf&ssnng  als  Menschen  s.  Bfichsen- 
^chutz,  S,  143.  —  Im  Mittelalter  wirkte  besonders  die  christliche  Keligion  uu«l 
iurche  in  dieser  Hin^^icht  s:unsti<r.  Die  alte  strenge  KntM^htschaft  milderte  sich  uixi 
eine  Menge  neuer  l'ni'reiheibiurmeu  kam  auf,  bei  weichen  ?on  einem  ?ölligen  Felileu 
von  PefsOnlichkeitsrechten  von  fomberein  keine  Bede  war.  Waitz  lesomirt  für  die 
Peliode  des  9. — 12.  Jahrh..  V.,  289:  c^  hat  zunächst  unter  der  landbauenden  Bcvftl- 
lerUDg.  besonders  in  den  Besitzungen  der  geisll.  Stifter,  (.iiic  Ausgleichung  d.r 
beitebcnden  Kecbtsuntcn>chiede  stattgefunden,  im  Grossen  und  Uaazen  angeschen  in 
der  Iticbtiiaf,  dass  tasik  ein  Zustand  milderer  HOriskeit,  die  auf  Zinspflicht  thcih» 

A.  Wsfaer,  Ckaadlegnttg.  2.  Avfl.  26 
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rechte**)  des  Unfreien:  er  wird  also  nicht  mehr  rein  als  Sache  be 
handelt,  sondern  geschlitzt  gegen  seinen  Herrn,  dem  das  Recht,  deo 
Unfreien  zu  tödten  oder  ihn  grausam  zu  behandeln,  genoramen  oder 
beschränkt  wird.^^)  Die  eheliche  Verbindung  des  Unfreivii  mid  niii 
Familienrerbandy^)  sowie  ein  Anrecht  auf  die  von  ihm  erworbene 
fahrende  Habe,  aUrnftUg  aaob  ein  Erbroehty*^  innSehst  ein  In- 
testaterbrecht fttr  sdne  FamiUe,  dann  mitnnter  selbst  ein  teste* 
mentarisches  Erbrecht'*)  wird  anerkannt   Verträge  über  Ytx- 


der  Peraoa,  theils  der  Güter  bemhte  and  raannigfache  Abstufungen  hatte, 
zwischen  dif>  alte  Freiheit  und  die  bäuerliche  Koechtacbaft  eingeschoben,  jene  grosMD- 
theils  beseitigt,  aber  auch  diese  in  nicht  geringem  ümfange  absorbirt.  —  Die  älteret 
Yerhältnisse  der  eigeutlirhcn  Knechte  (Cholopeii)  in  RnwlMid  meh»  bd 
Tschits  che  rin,  Staatswörterb.,  YL,  394. 

**)  Tob  besonderer  Bedeutung  ist  hier  die  Ausbildung  des  peculinm  dosSdarai 
bei  den  Römern,  s.  Puchtft,  Inst,  III.,  5(>,  145.   Das  pei  ul  ;lu  wmr  ^ dem Sdaves 
tibergebencs  oder  ein  ihm  von  seinem  Er-yeib  überlassene^  ^  ■  rmOgen,  welches  recht-  i 
lieh  nicht  aus  dem  Vermögen  des  ileiru  ausgeschieden  war,  daher  z.  B.  vom  Qiia-  ' 
bfger  des  letzteren  als  Befriedigungsobjoct  in  Anspnicb  genommen  weisen  looiiite.  , 
»her  doch  „wie  ein  besonderes  Vermögen  vom  Sclaven  besessen  und  verwaltet  werden  i 
^Ute".    L'eber  das  peculiiim  des  Coloin'ii  s.  -'h.  II..  4'>S.    Auch  in  Griechenlan  !  j 
spec.  in  Athen  ist  jcdcntails  ein  besondres  Vcruiügen  ?on  Sclaven  vorgelcommen,  be; 
duicli  «igenen  Erwerb,  wenn  es  »ttch  der  Herr  Jederzeit  entziehen  konnte.  Bachsen- 
sch atz,  163.  —  Am  Sclarcn  oder  eigentlichen  Knecht  halte  der  Herr  auch  iu 
späterer  Zeit  in  Deutschland  ihmH  wahres  Eigenthum  {v.  Maurer,  Frohnh..  IL. 
85;  Waitz,  V.,  IHl)  und  w  u  tormiicher  Sclavcnhandel  im  Sc4iirunge  (eb.  192). 
WO  denn  auch  von  einer  Venn •v^  iKsfähigkeit  im  reehtUcben  Sinn  beim  Unfreien  »idit 
zu  sprechen  ist    Aber  die  meisten  Unfreien  kamen  im  Mittelalter  in  eine  milder«^ 
Form  der  Abhantrig-koit,  hier  bestaiul  dann  durchweg:  eine  wenngleich  durch  die  Rechte 
des  Herren  mehr  oder  weniger,  schliesslich  oft  nur  noch  unwesentlich  beschränkte 
YermAgeosfthigkeit  des  UnfirdeB. 

Das  Kecht,  den  Unfreien  zu  züchtifOB,  besteht  wohl  nllgemein  fKt  dn 
Herren,  wo  einmal  Unfreiheit  in  irgend  einer  Form  vorlianden.  Es  ist  im  Mittelalter 
ein  Knteriou  iur  das  Vorhandensein  von  Unfreiheit.  Waitz,  Y.,  1B9.  Das  Beck 
den  Unfreien  zu  tftdten,  besteht  regelmiSBig  nur  bei  ScltToroi  und  nach  hier 
gewöhnlich  nur  in  früherer  Zeit.  Bescitigun^r  desselben  in  Athen  und  Schatz  des 
Sclaven  ^e;^en  Misshandlung:en  Frenider  und  bedingt  des  Herren,  s.  BQchsen- 
schUt2,  Jöl  Ii.,  158.  In  iiom  ähnliches  Vorgehen  unter  den  Kaisern,  PuchtA, 
IL,  436,  L,  525  ff.  (Lex  Petronia  gegen  wUlkUhriichen  Gebrauch  der  Selafon  an 
Thierkampf).  —  In  Russland  auch  bei  den  alten  Knechten  das  TOdtBngHseli 
zweifelhaft,  Tschitsche ri n .  S.  .*{«»4. 

**)  In  Griechenland  hing  die  Entscheidung  ganz  rom  Herrn  ab.  BUchsen- 
schatz,  164.  In  Rom  eltenso.  Die  Solarenehe  h.  oontabeminm.  Staatasdnfw  wahr- 
scheinlich mit  freien  Frauen  in  Ehe,  Mommsen,  röm.  Staatsr.,  I..  2.53.  Im 
deutschen  Mittelalter  vielfach  ein  Kecht  des  Herrn,  die  Ehe  zu  genehmigen,  bean- 
sprucht, selbst  bei  den  (freien)  Censualisten ,  dafür  dann  die  Abgabe  „Beddemuacf* 
(vadiuiouium),  Waitz,  V,  236  ff. 

Waitz,  S.  241.  halt  es  far  möglich,  dass  der  Herr  früher  ein  allgemeinere? 
Erbrecht  auch  bei  Zinsleuten  beeass,  ö%a  später  beschränkt  wurde,  bes.  auf  die  Fük 
der  Ehen  mit  Fremden. 

")  In  Rom  ist  es  allerdings  eine  SitiKularität  geblieben,  dass  die  Sttats- 
sclaven  Uber  di«-  Hälfte  ihres  Vermögens  durch  Testament  verfllgen  konnten«  Pnc hts. 
IL,  436,  Mommsen,  ötaatsr.,  I.,  253.  Er  meint,  dass  das  jährliche  Yerpäegaafs- 
geld.  welches  den  Stsiatssciaren  (nebst  eigener  Wohnung  auf  öffentlichem  Boden)  ge- 
wahrt watd,  »ich  nicht  wesentlich  ron  einer  Bosoldoog  ontorschiod.  Uoberd.f  riech 
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iDögensverhältnisse  und  Leistungen  zwischen  dem  Unfreien  und 
seinem  Herrn,  so^^ar  Uber  den  LoHkaiif  aus  der  UnlVeiheit, ") 
kommen  Tor.  Das  Erbrecht  des  Herrn  wird  immer  mehr  be- 
tehr&Dkt^  nm  nach  uod  nach  aaf  eine  Fonualität  zusammen  %u 
sohiumpfen.^) 

3)  Am  Bemerkenswerthesten  entwickelt  sieh  wieder  das  Un* 
MheitsyerbSttniss  im  Zasammenhang  mit  dem  IftndliohenGrnnd- 

eigenthnm  und  seiner  Bearbeitung.^)  Das  ökonomische  Be- 
dlirfniös  zeigt  sich  hier  besonders  deutlich  als  causa  movens.  Die 
Sclaverei  geht,  etwa  wie  im  römischen  Colonat,  in  eine  Art  scholien- 
pflichtiger Leibeigenschaft  Uber,  -^^j  Die  innigere  wirthschaitliche 
and  rechtliche  Verbindung  mit  dem  Grundeigcnthum  enthält  nnr 
scheinbar  eine  weitere  llerabdrUckung  der  Lage  des  Unfreien,  der 
hier  zum  Appendix  des  Bodens  wird.  In  Wahrheit  kommt  der 
BeebtssatZy  dass  die  Liente  nnr  mit  dem  Boden  zusammen  ver 
äussert^  Terpfllndet  werden  kOnnen,  dem  Unfreien  selbst  in  socialer 


Stutssclaveu  Buchsenächtttz  S.  166,  uach  welchem  in  Athen  ihre  äuBsore  Lage 
wenig  TMi  der  der  Hetökoi  veiichieden  geweeen  sei. 

^)  Man  kann  die  eigenthumliche  Lagu  der  römischen  ätatuliberi  aach  für  solche 
Verhältüii»e  wohl  ab  Bebpiel  anfuhren,  l'uchla,  IL,  437.  Die  unten  unter  Nr.  4 
im  Text  erwähoteu  Abhnduugä vertrüge  gohöruu  auch  hierher.  Wie  weit  ailurdiügs 
TM  eineT  GelteodmadiaDg  dnes  soicheii  Yenngs  ?or  Gericht  vnd  demnach  wie 
«eit  ron  einem  oigeattichen  Recht  zu  sprechen  iat,  muss  nach  den  coocroten  Ver* 
hältnisscn  dt's  T,ande^  und  der  Zeit  entschieden  werden.  Bei  der  Sclaverei  ist  ein 
solches  Kecht  Iwuum  zu  conätatiren. —  Im  Mittelalter  haden  sich  viultach  genaue 
Festeetzangen  der  Dienste  nnd  Abgaben,  deren  Verletzungen  Seitens  des  Herren 
Wenigstens  bei  gewissen  Classen  ?on  Abhängigen,  wie  den  (von  Waitz  allerdings  nicht 
zu  den  t'ii:«  iitlich  Unfreien  g-erechnctcti»  Ci  fisualisten ,  auch  auf  gerichtlichem  Wege 
üchou  Iruii  wieder  gut  gemacht  werden  Ituimtcu,  s.  Waitz,  ¥.,  257.  Auch  iu  Euds- 
Und  Loekiofe  nicht  selten. 

**)  Eine  solche  ist  thatsachlich  öfters  das  Mortuarium  (TodfalD  geworden, 
dessen  Beziehung  /.um  Erbrecht  des  II<:rrii  allerdings  auch  in  den  älteren  dcttt- 
ächcn  VurhaUuisseu  vielfach  noch  unklar  iat  Ein  Anspruch  auf  den  ganzen  liiach- 
lifls,  dann  auf  grössere  Quoten,  schliesslich  auf  einzelne  Stflcfce  des  Nachlssses  teh^t 
mehrfach  die  Entwicklung  zu  sein.  Vergl.  am  h  Wait/. ,  V.,  247,  über  den  auf  der 
Person  ruhenden  Todfall.  Z.^pfl.  11.,  H.s.  lUi^eler.  Privatrerbt,  2.  Aufl.,  S.  777. 
Vgl  bes.  Waitz,  V.,  201  Ü.,  2^3  tt:   Kodberius  über  d.  Golonat 

**)  S.  oben  Anm.  12,  bes.  Kodbertus  und  Puohta  a.  a.  0.,  bes.  IL,  458, 
anders.  H  e  is  t  e  r  b  e  gk.  Die  Colonen  sind  Menschen,  welche  mit  einem  Ornndstück 
zom  Behuf  der  Cuitur  desselben  untrennbar  verbunden  sind.  iSie  sind  in  beschränkter 
Weise  rechtsfähig,  aber  gewissermassen  Sclaveu  des  Grundstücks.  Daa  \  crhaltnias  zum 
Gtite  vermittelt  die  Unterwerfung  des  Colonen  unter  den  Herrn.  Wenn  auch  in  einer 
Hinsicht  Sriave,  steht  der  Colone  doch  zum  Herrn  in  andrer  Hinsicht  auf  dem  freien 
Fuss  eines  V erpäichteten  in  Beziehung  auf  den  jährlichen  Kanon,  dessen  Höhe  ver- 
tragsmässig  oder  nach  Herkommen  festgesetzt  wird.  Wegen  widerrechtlicher  Er- 
höhung muss  der  Colone  gegen  den  Herrn  vom  Gericht  gehört  werden.  — ^  Aach 
Freie  konnten  in  Italien  durch  gerichtlich  br-tfifigten  Vertrag  Colonen  werden.  — 
Ceber  die  Yieldeutigkoit  des  Ausdrucks  C'olonus  im  truhercn  deutschen  Mittelalter, 
s.  Waiti,  200  S,  Freie  und  unfreie  Colonen.  —  Ueber  die  interess.  russ. 
VefhUtniHd  b.  Tiehitscherin.  . 

26* 
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und  ökonomiflcher  Hmsicht  zu  Gute.  Seine  Leistmigen  fUr  den 
Herrn  hOren  dann  ftllmftlig  anf,  nnbeaehrftnkt  so  sein,  rein  naeb 

der  Willkühr  des  Herrn.  Sie  verwandeln  sieh  in  nach  Menge 
und  Art  bestimmt  begrenzte  ArbeitsleistUDgen  auf  dem  Felde  des 
Herrn  und  in  ebenso  begrenzte  Naturalabgaben  von  dem  Bodeu, 
welchen  der  Unfreie  etwa  zur  Nutzniesauug  Uberlassen  erhalten  hat. 
Auch  persönliche  Dienstleistungen  erlangen  ihre  Begrenzung.  Der 
Unireie  erblüt  ein  Recht  an  seiner  fahrenden  Habe,  die  er  selbst 
erworben.  Aneh  ein  £rbreehl  daran,  anfange  mit  weitgebendeo 
Beaehränknngen  dnreh  vorgehende  Reehte  des  Herrn  an  der  Hinter 
lasBensebafty  bürgert  sieh  für  die  Familie  ein  nnd  dieses  FamiUeD- 
erbrecht  verdrängt  wieder  das  Herrenerbrecht  oder  beschränkt 
dessen  practische  Bedeutung  auf  ein  Minimum.  Wichtiger  noch  ist 
es,  dass  das  Nu tziiiessungs recht  des  Unfreien  an  dem  ihm 
überlas senen  Boden  eine  immer  festere  Gestalt  annimmt 
Die  willkuhrliche  Ausweisung  seitens  des  Herrn  tallt  fort  oder  ^wird 
besebränkt  nnd  eine  Art  Erbpacht  entsteht. iBeim  Tode  des 
Unfreien  bleiben  dann  wohl  noch  Reehte  des  Henm  anf  das  Land 
selbst  bestehen,  aber  dieselben  werden  dtfrch  immer  mehr  sieb  ver  , 
mindernde  Abgaben  ersetzt.*^  Die  Ablösnngsgesetzgebung  nnsrer  ' 
Tage  endlich  macht  deu  ehemals  Unlreieu  zuui  EigenthUmer  uuil 
beseitigt  in  den  Frohnden  und  Naturalabgaben,  Mortuarien  u.  s.  w. 
die  letzten  Reste  der  Unfreiheit,  und  zwar  wiederum,  neben  ande- 
ren und  höheren  socialpolitischen  und  sittlichen  Grliuden^  auch  mit 
aus  dem  ökonomischen  Gmnde,  um  möglichst  die  Bodespro- 
duction  zn  steigern  und  deswegen  das  eigene  Interesse  des  Be-  | 
baners  anzuregen,  wie  sich  s.  B.  besonders  in  der  Beseitigung  der 
Zebntlasten  bei  nnd  wegen  intensiverer  Bewirthschaftnng  zeigt 

4)  Zu  den  characteristischsten  Fällen  der  Regelung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  dem  Herrn  und  dem  Unfreien,  mit  der  deutlicb 
ausgesprochenen  Tendenz,  das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Vor- 
theils,  ähnlich  wie  beim  Freien,  im  Interesse  des  Herrn  beim 
Unfreien  wirksam  werden  zu  lassen,  gehören  die  ,,Abf indangs- 
verträge^^,  —  wie  man  das  Verbältniss  wohl  bezeichnen  kann--, 
dnreh  welche  dem  Unfreien  gegen  Zahlung  einer  Abgabe  an  den 
Herrn  eine  fast  völlig  freie  Verfügung  ttber  seine  Leistungen  ein- 


")  Beispiele :  abhaug.  Lauii  der  Fiscaliueu,  zu  erbl.  lUiclit;  Uauabeditt 
denelb«ii  in  den  Stidtea  ni  Erbzins«  Waiti,  Y.«  211.  —  UnbebttOlM,  in  Calni 
zu  nehmend««  Ltnd  anf  Erh7.ins  gegeben,  cb.  274. 

**)  Ueber  das  Mortuarium  alt>  auf  dem  Land^  iicKeude  Abgabe  ».  Waiu,  277. 
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geräumt,  er  also  zur  grösstuiöglicheii  Verwerthung  der  letztereu 
angespornt  wird.  Unter  Umständen  kann  sich  daraus^  ähnlich  wie 
bei  starkeD  Steuern ,  die  Nothwendigkeit  einer  im  Vergleich  zur 
freien  Arbeit  selbst  gesteigerten  Leistnng  des  Unfreien  ergeben. 
FiUe  der  Art  sind  in  der  altgrieohisoben  Solayerei,  wie  in  der 
Dodenen  mssisehen  Leibeigensehaft  Torgekommen,  hier  wie  dort 
wohl  besonders  bei  Unfreien  in  der  indastriellen  und  kanfmAnni- 
sehen  Arbeit.  Selbst  bei  der  Negersclaverei  findet  sieb  hier  und 
da  Aehnlicbes. 

Wieweit  alle  solche  Modificationen  der  Unfreiheit  ein  eigent- 
liehes  Recht  bilden,  für  das  eventuell  gelbst  ein  gerichtlicher 
iiiebotz  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  das  lUsst  sich  nicht 
s&gemein  be8timmen>^)  Hierin  weichen  die  Verhältnisse  der  ein- 
seinen  Völkw  nnd  der  Zeitalter  wohl  nntereinander  mehr  ab,  als 
in  der  materiellen  Seite  jener  Modificationen:  begreiflich,  weil  in 
letzterer  das  rei n  ro  ensch  1  i che  Moment  mehr  zur  Geltung  kommt. 
Für  die  ökonomische  Auffassung  ist  es  aber  auch  nicht  der 
entscheidende  Punct  in  Bezug  auf  die  Würdigung  des  Verhältnisses, 
ob  und  wie  weit  formelles  Recht  oder  mächtige  Sitte  die 
L'nfreiheit  modiiicirt,  zumal  in  Zeitaltern,  wo  die  Sitte  mannigfach 
da  mächtigerer  Factor  ist  als  das  Recht,  welches  sich  hier  doch 
immer  nnr  schwer  geltend  machen  lAsst*^) 

IV.  —  |.  215.  Abschlnss  der  Entwicklung.  Ihren  for- 
mellen Absehlnss  findet  die  immer  tiefer  greifende  Modification 
der  Unfreiheit  alsdann  dnrch  den  schliesslicben  völligen  Ueber- 
gang  zur  persönlichen  Freiheit,  den  die  Gesetzgebung 
io  der  Emancipation  dccretirt:  öfters  und  häutig  in  ökono- 
mischer, mitunter  selbst  in  socialer  und  sittlicher  Hinsicht  am  Besten 
—  erst  dann,  wenn  die  ökonomischen  Voraussetzungen 
zweckmässiger  Verwendung  der  unfreien  Arbeit  verschwunden  sind. 
Das  Eigebniss  des  Processes  .des  Unproductiywerdens  erzwungener 
Arbeit  wird  im  wirthschaftlichen  Verkehrsrecht  anerkannt^) 


*)  In  Griechenland  ava^opa,  in  Kus^land  Specialfall  den  Obrok.  Bei 
Negern  Andrie  e.  a.  0.    Auen  in  mitteUlterlichen  YerhXltniaseii  rorge* 

kommen,  so  Ablösunj;  der  Dienste  gej^en  Geld  bei  Liten,  Waitz,  V.,  206,  io  der 
1.  Hüfte  des  11.  Jahrh.  im  Cambrai'schen  bei  Fiscaliucu,  eb.  S.  213. 

Selbst  der  Colone  hatte  in  Kern  ein  Klag  recht  nur  bei  ▼ideirecbtücher 
CrhOhnng  der  Abgebe  uad  bei  Verbrechen  des  Horm.  In  Kussland  hatte  der  Leib- 
dgene  bis  in  d.  ncocst(>  Zeit  kein  Klagrecht  gegen  den  Hem.  Tschitscherin,  &  407. 
")  S.  V.  Maurer,  Frohoböfe,  IL,  88  C 

^)  Obsoletwerden  der  Leibeigenschaft  in  England,  Nerwegen,  D&ne- 
mark,  KiederUnden  s.  e.  Aud.  1, 8. 976.  Gesetzt  Aufhebung  der  Lsibeigenschaft 
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So  lange  Sclaverei,  Leibeigenscbail  und  FrohnarbeH  als 
Institute  des  positiven  Rechts  bestehen,  haben  folgende  Regeln  zu 
gelten : 

1)  Die  Herren  können  dafUr  den  Rechtsschutz  des  Staats, 
daher  die  geriohtliche  Hilfe  in  Anspruch  nehmen.^) 

2)  Eine  zwangsweise  geseUliche  Aafhebnog  dieser  Lh 
stitate,  nicht  blos  eine  vertragsmässige,  oder  die  Anwendnng  des 
sogen.  Enteignnngs rechts  (n.  Kap.  5)  ist,  weil  es  sich  eben 
nm  Eigenthnm  an  Menschen  oder,  wie  bei  Frohnden,  am  erbliche 
Zwangsarbeitsleistungen  handelt,  principiell  noch  unbedingter  als  in 
allen  anderen  Fällen  von  f^igontluMi  lUr  zulässig  zu  erklären. 

3)  Ol)  dabei  eine  Entschädigung  der  Herren  stattHnden 
soll,  ist  theils  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Enteignung  zu 
entscheiden,  tbciU  nach  dem  Umst&cde,  ch  überhaupt  practisch 
die  Rechte  des  Herrn  zur  Zeit  noch  einen  ökonomischen  Werth  be- 
sitzen. Fehlt  letzterer,  so  kann  schon  wegen  der  Unmttgtiehkett, 
die  £ntschädiguug8samme  zn  snbstanziuren,  von  keinem  solchen 


and  der  vcrwandt.in  VerlifUtnisse  die  R'-ird.   Wichtigere  Gesetze:  In  Preussea 
ältere  Veror.In.  v.  1702.  daan  AH^^  Laadrocht.  Th.  II.  Tit.  7,  §.  148  (Aufhebung  der 
Leibeigenschaft        eine  Art  der  persönlicheo  Sdaverei**) ;  KU.  r.  U.  Oct  1S07.  dea 
erlcicbt  Besitz  n.  freien  Gebrauch  des  Grnodeig^entbams  sowie  d.  persOoI.  Verbiltnise 
der  LsndbowoLner  betr.,  bes.  §.  Ii»,  11;  Ed.  ?.  2>.  Oct.  1807,  die  Aufhebung  der 
ErbooterthäoiRkeit  auf  sämmtlichen  prcuss.  Doinan<m  betr.     Nähere  RcstimmoDt'  für 
Schlesien  ?.  S.  Apr.  IbuU.   Aufhebuug  der  >^rbuotcr(hauigkcit  im  CottbuscT  Kreii, 
Lnnsitz,  ehem.  sSchs.  Luiden  ?.  18.  Inn.  1819.    Bestimni.  t.  Theile  des  ehsm.  KOo. 
Westfalen,  v.  25.  April  1S25.     Im  K.  Westfalen  V.  v.  ■2'^.  Jan.  1808;  Baien 
Ed.  r.  ?\.  Aug.  ISOS;  Würtombcrj^,  Verf.-ürk.  v.  l^l'.t      25;    Baden,  (les.  r. 
23.  Juiii  17b3,  V.-U.  k'on  I>20;  tir.  Hessen,  Ges.  v.  31.  Aug.  IhOb;  Mecklea- 
hniK  22.  Febr.  1820:  Ohnr-Hessen  5.  Jan.  1831;  K.  Sachsen  17.  Hin  1832: 
K.  IIann.,vcr  M.  Nov.  1S31.  —  Oest.  rreif  h .  Pat.  v.  I.  Nor  !7S2  f.  Böhmes 
und  Miihren.  v.  20.  Der.  17S2  f.  gnn^  D<  ii'^  li-ri.  sterroich.  —  Fr :« nkrci h,  nncnt- 
geltUchc  Aufhebüug  alli^r  bestehenden  Abii.uigigitcibverbaltniiäe,  Dienste  n.  Abgaben 
in  der  Berolution,  1789,  1791,  1799.  —  Aoifhebiioir       Leibeijgenschaft  in  Boss- 
land  durch  Ges.  v.  10.  Febr.  l^R!,  aus?eftlhrt  von  1*»63  an.  beirillt  ca.  20  Millionen 
Kopfe.  —  Aufhebung  der  Xus-er-Scla  verei  Inden  brit.  Colonieen  1833  pejfea 
20  Mill.  Ff'].  St.  Entschädigung.  —  Aufhebung  der  Sclaverci  in  den  Vereinigten 
Staateu  v.  Nord-.\merica  durch  Ges.  f.  1H.  Aug.  1861  (Aufhebung  der  Sda?erei  bei 
deu  Robellen  in  beschränkt. t  Weise),  19.  Juni  ISiVi  (Aufhebung  d.  Sciavtrei  in  allen 
Territ.  d.  Ver.  St.),  17.  Juli  ls62  (Befreiung  d.  confisc  Solaren),  rrocl.  v.  22.  Scpl. 
1862  (Freicrkhlrung  aller  Sclavcn  in  den  Rcbellenstaaten  ?.  I.Jan.  1863  an\  28. Joni 
1^''.,"!  (.\minilinin^^  der  Selavenfluchtling.sp-setze  v.  12.  Febr.  1793  und  18.  Sept  1S50). 
Ver«cl.  f.  daa  Niihere  (iodel.  Sclav.  u.  Emancip.  in  d.  A'er.  St:iaten ,  Zur.  Ib66,  bes. 
S.  b6  tl.   S.  sonst  Sugenheim  f.  Weitere«.    Auch  Koscher,  L,  §.  73;  Dahn, 
Art  Leibeigenach.  im  StaatswOrterb.,  VL,  887  ff. 

^  Der  fluchtige  Colone  war  im  römischen  Recht  dem  seims  fhffltiraB  gUeb- 

gestellt,  Puchta.  II.,  45 S.  —  Bes.  Gonilicte  in  Betr.  der  fluchtigen  Scuren  und  dtt 
Vorschublei.stung  bei  der  Flucht  in  Nordamerica  zwischen  den  freien  und  dee 
Sclaveu.staaten.   S.  die  Gesetze  in  der  ror.  Aumerkung. 
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Ansprodi  die  Rede  sein.^)  Selbstveratttiidlich  werden  aber  gerade 
solcbe  Fragen  nicht  immer  nach  den  Grundsätzen  des  formellen 
MstB  entsehieden.  In  mbigen  Zeiten  llnssem  Opportnnitiltsrllok- 

sicbtcü,  in  bewegten  Zeiteu  Machtfactoren  ihrcu  befitimmenden  £in- 
floBs  darauf. 

3.  Hauptabschnitt. 
Der  Pct— mfnatamd»  F^rtoetemmg«  II«  Me  Freiheit« 

1.  Abschnitt. 
Dto  persOnliehe  Frdhelt  im  AUgemeinen. 

8.  0.  Vorbem.  zu  Abth.  2,  S.  343  und  Literatürnachv.  zn  HaaptebKlm.  2«  8.  87f . 
Die  Lehre  von  der  pen>Onlicben  Freiheit  nach  ihrer  volkswi  rthscbaftlichen 
Seite  ist  bisher  in  der  Politischen  OeiiönoHiic  f:ist  ^^r  nicht  oder  hö(thsteiis  in  nctrefT 
einiger  einzelner  Puncte  ganz  duchtig  bohaodclt  worden.  £&  ist  nothwendig,  diesen 
Xasg«!  zn  erfinzeii.  wenn^dch  mvch  die  tpeeiellere  ErSitenng  der  Fragen 
des  Personeiidtands  und  der  ßevölkerungsordaong  in  die  Innere  Venraltungslehre  ge- 
hört, so  ist  doch  eine  Behandhing  dieser  Fragen  gerade  in  dorn  grundlegenden 
IheÜe  der  Polit.  Üekon.  sachlich  geboten  und  mit  Unrecht  bisher  meist  unterblieben. 
Denn  dletei  nBeeht  der  Ber Olkerong^^  bildet,  ebenso  wie  das  Eigen- 
thnrnsrecbt«  die  Gründlage  der  rolks  wirth^^ch.  Entwicklung.  Es  darf 
nicht  länger,  so  wenig  als  das  Eigcnthumsre(  ht,  einfach  als  Tliatsarh«-  liingenoinmcn, 
soadem  muss,  gleich  diesem,  hinsichtlich  seiner  vulks  wtrthschat  tlichen 
Wiritongen,  dinher  tnch  mit  nach  sociaUlu  Gericht^fponeten  kritiscb  geprüft 
werden.  Fur  die  Verwaltn ngfllehre,  bez.  das  Yerwal tun gsrccht  sind  die 
Rr^'ebnisse  einer  solchen  Kritik  ebenso  wichtig,  wie  fttr  dag  Pri ratrecht  die 
aationalökon.  Kritik  des  Eigeothums. 

Insbesondre  aussen  die  wichtigen  Gonseqnenxen,  welche  ans  der  per- 
>önl,  Freiheit  im  Verfassungs-  und  Ve  r  w  al  t  u  n  gs  r  e  r  h  t  e  (nur  z.  Th.  auch 
iri  der  Kechtsphilosophie)  fUr  die  w  i  r  t  Ii  s c  h  a  l't  I  i c he  Freiheit  abgeleitet 
Verden,  einer  naiionalökonumiscben  Prüfung  unterzogen  werden.  Man  darf  auch  hier 
lücht  einfach  nach  der  logischen  Gonseqvent  des  abstntcten  Princips  vorgehen,  wie 
die  rein  individualistische  Rechts-  and  Staatslehre  thut.  Die  Nationalökonomie  kann 
al>er  auch  nicht  di--  i)ei-sCinliche  Freiheit  mit  allen  ihren  wirklich  oder  vermLsintlich 
aothwendigeu  wirthschaftlichen  Gousei^uenzcu  einlach  als  Xhatsacheu  hinnehmen,  mit 
denen  sie  rechnen  mnss ,  über  die  sie  aber  nicht  weiter  discatiren  darf.  Gerade  snf 
dem  rolkswirth  Schaft  liehen  Gebiete  zeigen  sich  erst  die  Bedenklichkeiten  der 
in  der  Theorie  der  persönlichen  Freiheit  unterlaufenden  Fictionen,  z.  B.  hinsichtlich 
4er  „Freiheit"  und  „Gleichheit  *  der  Parteien  in  der  Vertragsschliessung,  sowie  die 
Frtichte  der  rein  individnaÜstiBGhen  Gestaltang  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit 
fur  den  Verkehr  und  für  das  ganze  gesellschaftliche  Leben  der  Bevölkerung,  z.  B.  die 
Fruchte  der  radicaien  Freizugigkeitsgesetzgebung.  üefters  ist  es  erst  der  Zusam- 
aenhang  zwischen  Rechten  der  persönlichen  Freiheit  und  der  Rechts- 
ordnnns  der  Ottterprodnction,  z.  B.  zwischen  der  Freizllgigkeit,  dem  Ein- 


^Beispiele:  Die  preoss.  Ansfhhr.-Verordn.  betr.  die  Aufhebung  der  per- 
s'jnlicbeu  Erbunterthänigkeit  in  Schlesien  t.  8.  Apr.  IB09,  bes.  §»7  (einmche  AndT- 
hebuog  der  hier  aufgezählten  Rechte^.  Ferner  d.  prouss.  Ablösungsgc«  v.  2.  März 
1850,  bes.  §.  2  und  3  über  die  Berechtigungen,  welche  ohne  Entschädigung  aofge- 
kobsn  weiden.  8.  im  üebrigen  die  Regelang  der  gntsherrlieh-biverlichen 
Verhältnisse  u.  das  AblOsungswesen,  Rau,  Vwsch.polit.,  §.  46—75;  Boscher, 
IL,  2,  Kap.  9,  anch  fOr  die  Speciailiter.  und  Gesetzgebung, 
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wanderunjrsT'V'ht  einer-,  ünd  der  Gexscrbefreiheit ,  dem  Froihandel,  der 
„Freiheit  der  Speculation''  aadorcr^eiu,  «reiclier  die  wz^iire  Bedcataog  eiaei 
jeden  'einzelnen  solchen  Rechts  offenhart.  Deshalb  nnss  die  Nationalökonomie  fer> 
langen,  da^  ihre  Kritik  and  ihre  PostuIatL^  vom  Bechte  tliunlicbst  beachtet  werden, 
sowoit  nicht  andero  schwerer  wiegende  Kuclisichtcn  entscheiden.  Wenn  die  bisherig« 
Nationalökonomie  z.  B.  Fragen  wie  diejenige  der  (jewerbererfasüung  oder,  ia  der 
modernen  einseitigen  FormiSimng.  der  Geirerbefreibeit  unter  stiUsebveigendär  aelbil- 
rentindlicher  Voraii»sctzang  der  Frcizii^f^k«  it  li<  haiidoIt  hat,  wie  auch  Raa,  lo  bat 
dazu  ficilich  wuhl  die  irrige  ReS' hninkunf^  der  Disciplii)  auf  die  Untersuchongen  des 
Sachgutcrwocns)  mit  beigetragen.  S.  o.  §.  10  —  20.  Um  so  mehr  muss  rom 
jet^.ifren  Standponcte  nnserer  Wissenschaft  ans  eine  Prüfung  des  Rechts  der  penöi- 
licL  .i  Froihtit  erfulg^on.  Meine  Auffassunir  «Ii.  >  r  I  i  i-m  in  diui  Nachtrag  zu  melnea 
Referat  iiber  Actienjfcjscllschaftswusen  in  llihiebr.  .1  ilul'.,  XXL.  ü2\\ — HAU. 

buhl  «unig  Auübeute  gicbt  für  diese  Prüfung  die  Literatur  der  Rechtsphilo- 
sophie, noch  weniger  als  far  die  Kritilt  des  Eigenthans.  Die  abstraet-lodiri- 
dnalistische  Rechtsphilosophie,  also  insucsonderc  Kaut^s  und  seiner  Schale,  bat 
sich  vollends  auf  dem  (Jebiete  des  Hechts  der  persönlichen  Freiheit  des  Individuam* 
meistens  darauf  beschrankt,  aus  der  in  abstracter  Absulutbeit  gefastiteo  Freiheit  oiufacii 
die  iorischon  Gonsequenx^n  zn  ziehen,  im  Weüentlicben  nnbeirtimnert  nm  die  Ko^ 
wendigkeit  einer  Beschränkung  dieser  Freiheit  nach  Gemeinschaftsintcresjk'n. 
Whiim  lilwili  iMMi  .-iiier.  fto  ist  vuii  <;loii  (i*M.iHiii>elMfr>krt"i'v''ii  noch  am  Ersten  Kainilif 
mit  ihren  Aufürücrungcn  den  Postulatcn  der  Freiheit  des  Individuums  gegeuaber 
gestellt  worden;  die  tlbrigen  Gemeinschaftskreiso  wenig  oder  gar  nicht:  gmde  de 
kommen  aber  far  die  v  ol  k.^  w  ir thschaft  1  ie  Iic  .Auffassung  bMouden>  in  Hetracht 
Gcmeiude.  Landest  heil  Iiidii-tricgejrend .  a^-fraris»  h<'  Gegend),  Staat.  Wo  der 
„Maxime  der  Coexiatenz  mehr  Rechnung  getragen  wird,  geschieht  es  doch 
nicht  hinsichtlich  der  rolkswirthscbaftlichen  nnd  der  davon  bedingtes 
socialen  Wirkunp  der  Reehtr  d  r  ]^ersönlirh'Mi  rreilieif. 

Die  organische  Rechtsplulosophie  geht  zwar  nicht  ebenso  abstract  vor,  aber, 
sei  es  auch  wegen  mangelnder  Erkcnntniss  der  volkswirthschaftlichen  und  socialen 
Tragweite  der  bezQfflichen  einzelnen  Rechte,  sie  berührt  dieselben  kaum  weiter.  Aoch 
hier  zeigt  sich  wieder,  dass  die  Tv  'ilifsiliiln'.opliie  mindi'sfen:^  in  demselben  Maa^se 
der  Fühlung  mit  der  Nationalökonomie,  als  um^Tei^ehrt  di-^e  mit  jener  bedarf.  £» 
sind  daher  andere  Seiten  der  Freiheit  and  andre  (Jonsivjaenzen  der  letzteren,  fh 
die  liier  in  Betracht  zu  zieli  Midcii .  mit  denen  sich  auch  die  oriranische  Rechts- 
philosuphic  be-if  hfiftig^t  (^Frciiieit  der  Geistesthktigkeit,  rnterrichtsfreiiieit,  gewisse  poli- 
tische Freibeibrcchie  u.  s.  w.).  Vergl.  Trendelen  bürg,  Naturrecht,  §.  S^,  umI 
selbst  Ahrens,  Natnrrecht,  IL,  §.  56  ff..  i*2  ff.,  urenn  auch  hier  das  Beeht  des  fra- 
geselligen  Verkehrs,  der  Dreien  Vcrt^a^^^sehliessung .  der  Bem&waU  (8.  71«  65)  od 
die  Noth  wendigkeit  eines  .,  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  Ii  c  hen  A  r  b .  i  ( r  o  r  h  ts"  cnrihnt  wild, 
^welches  in  vieler  Hinsicht  erst  noch  besser  und  rollatändiKer  zu  entwickeln  sei" 
(S.  68).  Aoch  Ahrens,  Art.  Freiheit  Q.  Freiheitsrechte,  L.  StaattvOnatk,  IIL,  TSO, 
Röder.  Naturrecht  II..  S5  ff.  Auch  Stahl  ^iebt  in  seinen  ErOrtenugea  ftb«  dss 
Recht  der  Pers..n  (Phil.  d.  Rechts,  II.,  1.  3.  Aufl.,  S.  .Ml 2  ff.)  kanm  mehr  als  hi* 
und  da  eine  Bemerkung  Uber  die  wirthsch.  Freiheitsrechte  (z.  B.  S.  32ü).  Den  pris- 
eipiellen  Hangel  der  Kant 'sehen  Rachtslehre  hat  Ahrens  in  der  Küne  gut  ds^ 
geleift  im  Art.  Kant  im  StaatswOrterb.,  V.,  473  ff.,  womit  zu  verjfleichen  desseH^n 
Schriftstellers  Charakteristik  der  Krausc'schen  Herhtslehrc,  eb.  VI,,  46.  Das  hier 
Gesagte  llsst  sich  auf  die  Lehre  von  der  richtigen  winbschaftUcheu  Freiheit  und  ros 
der  Eigenthnmsordnung  sehr  gnt  tnireBdeii. 

Die  Werke  über  positires  Staatsrecht  (Yeifisssungs-  und  Verwaltungsrwitt 
und  über  K  eehtsjreschichto  (deubchc)  betrachten  gewöhnlich  die  unten  in  §.  219 
dargelegten  wirthschaftlich  wichtigen  Couseuueuzen  des  Princips  der  persOnÜchefl 
Freiheit  ohne  Weiteres  als  nothwendige  Gonseqnenzen  dieses  Princips,  und  den- 
gemäss  eine  Beschränkung  der  einzelnen  Freiheitsreehte  als  diesem  Princip  zovidr« 
Beschranknntron  der  Freiheit,  ohne  sich  ihrem  Standpuncte  ffem.iss.  weil  sie  de  Iflge 
bta  und  nicht  de  lege  ferenda  handeln,  weiter  auf  das  Für  und  Wider  solcher  Be* 
schrftnknngen  einzolsuäsen.  Es  ist  for  die  GesammtanlbsmiBf  dun  nur  benfchseod, 
welche  eiszelae  Conseqneueii  die  Antoran  ans  dem  Prindp  liebeii  imd  wie  sie  ik 
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ftimliieo,  da  das  fMsHire  Becht  z.  B.  die  YerfiuiuifSttilniidsD,  bier  dodi  der  Auf- 

fissuD^  meist  einen  freien  Spielraum  Uast.  Vijl.  Zacliariä,  D.  Staatsrecht.  2.  Aafl, 
»59.  bes.  L.  423,  nam.  r  IMnne,  preuss.  Staatsrecht,  3.  Aufl.  I..  2,  S  DO  — 92, 
i  48  f.  „ron  Joa  eiozeioen  aus  der  (v'erf.iäsuo^miissig  gcwahrteu)  F reiheit  der 
PertOD  eatspringenden  Bechtea**,  als  velche  hier  ans  dem  Princip  Frei* 
Xßcipleit  und  freie  Wahl  des  Aufenthaltsorts,  A  «i  s  .v  a  n  d  eru  ng^s  rec  h  t 
and  freie  Wahl  von  Beruf  und  (levrerbe  abgeleitet  werden.  Wesenil.  ebenso 
der».  Verf.  in  8.  Staatsrecht  d.  b.  Reichs,  2.  Aull.  Ji>70,  1.,  110.  Vergl.  auch  die 
poatireo  B<'«liiDman)^n  der  Verfabsangsurkunden  tiber  diese  Flraibeibfecbta, 
B.  A  io  den  gen.  Werken,  nebst  den  bezi>fi:li(  hen  Ausfahningsfresctzen.  antrefbbrt  — 
S.  aoch  r.  Holtzendorffiu  dessea  KucycL  d.  ßecbtswitis.,  Abh.  d.  Verfass.-fieeht, 
1.  And.,  I.,  664. 

Mehr  als  in  der  eben  genannten  Literatur  ist  eine  kritische  Prüfung  der  einzclnea 
vinhs-  haftlich  wichtitren  Frrihi'!t>re<-hte  des  Individuums  in  den  Werken  Uber  allire- 
ffleioe  Staatslehre  und  (.theoretische)  Politik  zo  erwarten.  Allein  eine  derartige 
Profnog  allgemeinerer  Art.  wo  <iie  einzelnen  Rechte  simmtlich  n^her  und 
im  oriranischeD  Z usam  lue  n  h a n  i;<>  bctraciitct  wcrdec,  fehlt  bisher  meistens  nocb. 
Die  Erklärung  liejrt  wohl  in  zw.  i  l;in>tiiiid('i! ,  einmal  in  der  auch  hier  noch  zu  aus- 
äcnliesslich  FonraUend;n  Bchr'ndiung  sclchc"  Fragen  au3  dera  FreihoitcslamJpuncte  des 
Indlfidaans.  statt  gleichzeitig  aos  dem  Standpnnete  der  Interessen  and  Postalate 
der  «»^nc'in^aft:  sodann  in  dor  vivberrtichend  dcductiron  Bchandlun^^jwci.^e  aller 
«olcher  Frnir»^n.  statt  <ler  itiductiven.  wlIcIic  mindestens  ergrmzend  und  muditicirend 
tiiaebeu  hurgehcn  mass.  Die  Entüchuldigung  fUr  diese»  einseitige  Verfahren  z.  B.  bei 
d(>r  Bebandlong  so  schwer  wiegender  Pragea,  wie  der  Freizügigkeit,  liegt  freilidi 
.  renwärtig  nocb  sabo:  die  moglicliät  freibeitUcbe  Fassung  der  bezüglichen  Rechte 
ijt  meist  noch  jung  und  die  Wirkungen  lassen  sich  noch  nicht  immer  an  ge- 
üUgeadeio  statistischen  Material  und  au  sonstiKcn  Thatsachen  prüfen.  Doch  7cr- 
sdiwindet  letzterer  Mangel  tigiicb  mehr,  besonders  durch  die  Ansbildnng  der  Ort- 
Jchafts -Bevölkerungsstatistik.  Die  bisherige  Bohandluni,'  solcher  Puncte  srenug^t  daher 
DO<"h  nirht.  z.  B.  bei  v.  H  o  1 1  z  e  n  d  orf f,  Politik,  bes.  1).  Kap.  pass  .  b.-s  S.  2<>2  neben 
sehr  rieht.  Bern.  Uber  d.  Wirthsch.- Polit.  S.  259),  ß.  v.  Mohl,  Politik,  IL,  667  ff. 
\n  eiiiseitfg  fOr  die  freie  Beweffong,  trotz  dee  sonst  meist  in  solchen  IHngen  so  rich- 
tigen Standpuncts  des  Verf.  und  trotz  der  rieht.  Bern.  S.  ofih\  Escher,  Politik,  II., 
?;.  T  ff.  Am  Richtigsten  noch  Bluntschli,  allg.  Sfaatsr.,  2.  Aufl.  II.,  47t>  Ii.. 
wo  z.  B.  das  Recht  der  freien  Niederlassung  nicht  als  individuelles  Frciheits* 
recht  an^fnsst  wird,  weil  die  Gemeiitschaft  bei  der  Regelang  der  Fraxe  betheiligt 
»ei,  weshalb  sii  das  Recht  haben  mOase,  bei  der  Feststellung  der  Bedingungen  ihr 
Interesse  zu  fragen. 

In  einzeloeu  Theilen  der  Politik,  bes.  in  der  Be Völker uugspolitik, 
L  R  hinsichtlich  des  Ehesehliessangsrechts  und  in  der  Politik  des  Armen - 

»■esens  hinsichtlich  dieses  IvV  - lits  und  des  eiip  damit  zusammenhängenden  Ri^chts  der 
Nicderlassunsf.  ist  die  Forderung  einer  concretcren  Behandlung  solcher  Fragen  des 
Hechts  der  personlichen  Freiheit  und  demgemilss  die  Forderung  der  Prüfung  einer 
';>estiaimlen  Fassung  der  einzelnen  hierhergehOrigen  Rechte  an  don  Wirkungen  der 
letzteren  auf  ^V\^^  Gemeinschaft  frascliere  utid  langsamere  Volksverm.  hrting,  i'irtlii-h^  Ver- 
Ibeüong  der  Bcvfilkerunj? ,  Zahl  der  unehelichen  Geburten,  Zahl  und  Art  der  Armen 
n.  s.  w.)  seit  lange  üblich.  Gewiss  nur  zum  Vonheil  der  unbefangenen  wissenschaft- 
lichen BoutbeUnng  dieser  Reciite  und  der  Gestaltung  der  letzteren  danach  Die  abstracto 
Bcveisfnhning  mit  axiomatisch  angenommenen  alljremcinen  Menschenrechten  ist  zwar 
aeaerdings  auch  in  die  Behandlung  der  bevölkerungspolitischen  und  Armenfragen 
dagedrangen,  z.  B.  in  der  einseirigen  Reaction  gegen  „Malthusianismus",  aber  noch 
niemals  mit  danemdem  Erfolge.  Die  Literatur  8.  in  den  Spedalabschnitten  und  in  der 
lolgenden  Kategorie  von  Werken. 

Ohne  Zweifei  am  Wichügsteu  ist  wenigstens  fUr  einen  grossen  Theil  der  Fragen, 
welche  die  wlrtbschafUiehen  Gonsequeozen  der  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit 
WtnffiM,  die  Literatur  Uber  innere  Yerwaltungslehre  (/.  Th.  ulicr  Polizei- 
wissenschaft i.  ä.  S.).  Den  grossen  Fortschritt  gegen  alle  Früheren  hat  hier 
L  r.  Stein  in  s.  Yerwaltnngslehre  gemacht,  namentlich  in  seiner  Lehre  Fom  Bovöl- 
keriBgswesaii  und  dessen  Yervaltnng,  in  seiner  Berittkoiugspolitih  und 
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Bovölkening;so  r '1  II  u  11  ,  hinsichtlich  welcher  letztoren  Ausdrücke,  wie  bei  andoreji 
Stein 'sehen  Terininolo<;io<'n  ,  abweichende  Anffassnnsren  erlaubt  sein  werden;  TCTfL 
Vorw.l.,  II.,  106  11.,  auch  1.  d.  lUrlcguog  der  IrUhuron  Behandlung  der  Berölkenugs* 
lehre  in  d.  Wisseosch&ft  Handl».  d.  venr.L.  S.  57^1.  Ferner  H.  Bösler,  LeM^ 
d.  Verwalt.rcchfs .  bes.  R  1,  Erl  1^72.  Roch  1  Personen  recht,  u.  A.  aasgozeichfiet 
durch  reiche  u.  surs:liiltiu:e  Liior.nai  hwci>e  u.  Releg-e  aus  d.  Gesetzgreb. ,  nam.  der 
deutscheu  particularstaatlicheu,  worauf  hier  f.  d.  Specialliter,  verwiesen  wird.  Mohl's 
Polizei  Wissenschaft  bietet  in  diesen  Pnncten  noch  sehr  wenig  and  OerttBer  ta  t. 
Bev ">lkf;rufis?>!.  lir<' .  War/b.  lSf»4,  berilhrt  diese  von  mir  als  ..R»  V('lkeran?sorduan]r'" 
(?ou  Stein  al>  Hcvölkerungs  politik)  zusanunen^ofasst«'n  Fragen  des  BevölkeruDg»- 
wescnü  nur,  soweit  sie  von  Bedeutung  für  die  Zahl  der  Bevölkornng  sind.  —  Liter. 
Nachweise  für  die  einzelnen  persönlichen  Freiheitsredite  t.  Q.  ift  den  tplteien 
Abs<  hniften. 

Kur  die  formelle  Behandlung  des  Folgenden  und  für  das  Maass  des  Eingehens 
auf  die  einzelnen  Fragen  der  RevOlkerangsordnung  in  der  Politischen  Ockonomie  aber- 
hnnpt  und  in  dieser  Grandicgung  speciell  s.  d.  Bern.  u.  in  §.  229,  betreffind  Iii 
Erörterungen  über  di^  socialen  Freibeitsr»ichte.  Es  lii-gt  hier  ein  GreKXf  eblet  der 
Politischen  OeJtonomie  und  der  Inneren  Yerwaltongidehre  vor. 

L  —  §.  216.  Das  Freiheitspostnlat  aU  volkswirth- 
scbaftliebe  Forderung.  Die  Anerkennung  der  persOnlicben 

Freiheit  aller  Menschen  im  Staate  entspricht  wcnig^stens  nacb 
der  Anschannng  der  moderneu  Culturvölker  allein  dem  sittlichen 
Wesen  des  Menseben  und  ist  für  das  Zusammenleben  eine  Hn- 
manitäts-  und  Oulturforderung  ersten  Ranges.  Der  im  Vorausgehen 
den  geführte  Nachweis,  dass  sich  diese  Forderung  wesentlich  mü 
unter  dem  Impalse  ökonomiBcher  Motive  nnd  Gesicbtspnnote  zu 
erfbUen  pflegt  nnd  dass  sie  gleiobseitig  eine  bocbwicbtige  Okono- 
miscbe  Forderung  selbst  ist,  bat  eine  allgemeinere  Bedeutung  flir 
die  richtige  Wtlrdigung  des  wirtbschaftlichen  Lebens  nnd  der 
Wissensehaft  von  demselben,  der  Politischen  Oekonomie.  llnvcr 
kenubar  tritt  hier  die  Uebereinstimmung  wirthschaltlichcr  Einzel- 
und  volkswirthschaftlieher  Gesammtinteressen  unter  einander  unil 
mit  den  höchsten  Uumanitätsinteressen  hervor.  Der  Nationalökonom 
nnd  insbesondere  auch  der  der  Schule  der  freien  ConcnrTens  id- 
gebärende  darf  darauf  mit  besonderer  Oenngthnnng  binweiseD. 
Die  Beseitigung  des  Sclaverei  bei  cbristlioben  V9lkm  in  des 
Colonieen  der  Neuen  Welt,  die  Unterdrückung  des  SelaTenbandeli, 
die  Aufhebung  der  letzten  Reste  von  Unfreiheitsverhältnissen  nnd 
der  Frohnden  in  West-  und  Mitteleuropa,  die  Kmancipation  der 
Leibeigoiien  in  Russland  ist  unter  dem  Beifall  und  auf  das  Ver- 
langen der  Nationalökonomie  mit  erlblgt  and  mit  den  triftigsten 
wirthschafUichen  Gründen  untersttltzt  worden. 

Die  „persönliche  Freiheit'  ist  aber  zunächst  ein  formaics 
Rechtsprineip,  dessen  sociale  nnd  wirtbschaftiicbe  Wirkung' 
von  dem  Inhalt  nnd  Umfang  abhängt,  weleher  diesem  Princip 
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»  Rechte  gegeben  wird.   So  wenig  die  „Unfireihelt''  etwiis  naeh 

Inhalt  and  Umfang  ein  für  allemal  begrift'lich  Fcsres  ist,  ebenso- 
wenig die  persönliche  Freiheit.  Die  Freiheit  ist  daher  auch  auf 
dem  wirthschaftlichen  Gebiete  „kein  Axiom'',  sondern  ein 
Problem  (G.  Cohn).  Die  Geschichte  zeigt  dies  in  dem  Pro- 
eess,  welchen  die  Unfreiheit  und  die  Freiheit  durchlaufen.  Jedes 
Volk  und  fast  jedes  Zeitalter  eines  Volks  hat  einen  veränderten 
Zestsnd  der  Unfreiheit  nnd  der  Freiheit,  und  liat  dann  auch  einen 
loderen  Begriff  nnd  selbst  ein  anderes  Ideal  der  Freiheit. 

In  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  persVoliehen  Freiheit 
offenbart  sich  der  Einfluss  jener  oben  ei  wähnten  beiden  Princijiien, 
weiche  um  den  Sieg  ringen,  besonders  eharactct'istisch :  des  Princips 
der  möglichsten  Selbständigkeit  des  Individuums  und 
udÄ  anderen  Priocips  der  Beschränkung  dieser  Selbständigkeit 
Bach  Interessen  nnd  Zielen  von  Gemeinschaften 
2(K))y  des  Individnal-  nnd  des  Socialprincips,  des  Indiyidoalis- 
mos  nnd  des  Socialismos*  Je  mehr  das  letzte  Prineip  in  Qeltong 
steht,  desto  „besohrftnktere"  perstJnliehe  Freiheit  des  Indivi- 
(loa ms  und  umgekehrt.  In  der  Geschichte  der  modernen  Caltnr- 
Völker  kommt  diese  absolutere  Freiheit  wenigstens  in  der  Sphäre 
Its  privatwirtaschattlioben  Systems  nnd  des  damit  in  enger  Ver- 
bindung stehenden  Privatrcchta  zu  immer  grösserer  Anerkennung. 
Die  frttheren  Ijcschränkungen  dieser  Freiheit  durch  die  Gemein- 
schaften der  Familie,  des  Standes,  der  Gemeinde,  des  Berufs,  des 
Stamms  und  Volks,  des  Staats  n.  a.  m.  sind  immer  mehr  for1ge> 
ftUen.  Als  sogenannte  nothwendige  Gonseqnenzen  der 
])cr85n]iehen  Freiheit  sind  im  Rechte  eine  gsnze  Reihe  von  einzelnen 
Rechten  des  Individuums  zur  Geltung  gelangt,  wodurc  h  das  allge- 
uieioe  Prineip  der  persönlichen  Freiheit  erst  seine  alkeitige  prac- 
tiscbe  Bedeutung  ixewonnen  hat. 

Es  ist  nun  zu  untersuchen,  weiche  Stellung  vom  vvirth- 
schaftlichen,  d.  h.  vom  einzel-  und  volkswirthsehaftlichen 
Standpnnete  ans  an  der  Frage  vom  Inhalt  nnd  Umfang  der 
persönlichen  Freiheit  euiznnehmen  oder,  mit  Rtteksieht  aof 
dss  sociale  Zusammenleben  der«ja  nioht  isolirt  für  sieh 
stehnden  Individnen  ansgedrtlekt:  welche  gesellschaftlieh- 
wirthscha f tl i che  (socialökonom  ischc  )  Bevölkerungs- 
ordnnng  zu  gehen  ist    Letzteres^)  heisst  hier:  Regelung  der 

Diesen  Ausdruck  also  hier  in  einem  gtnz  umfiMNiiden  Sinne  nnd  etwM  anden 
alt  rw  Stein  (Venr.l.  U.,  106  ff.)  genommen. 
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einzelDen  ans  der  peraOnlicben  Freiheit  abgeleiteten  Recbte  der 

Individuen  mit  Rücksiclit  auf  das  volkswirthschaftliche  Zu 
sammenwirken  und  das  gesellschaftliche  Zusammen- 
leben der  die  Bevölkerung  des  Volkswirthschaftsgcbiets  bildenden 
Individuen  und  Familien.  Oder,  um  einen  älteren  bekannten  rechts- 
philosophiBohen  Ausdruck  zu  braaohen:  Regelung  jener  Rechte  der 
Individuen  nach  den  Anforderangen  der  Maxime  Tolkewirth- 
sohaftlicher  nnd  sooialer  Goexistenz.  Die  VerhiltDine 
im  modernen  System  der  freien  Goncnrreni  nnd  dabei 
besonders  ins  Auge  zn  fassen  (§.  126  ff.). 

II.  —  §.  217.  Unumschränkte  individuelle  Freiheit 
als  Forderung  der  modernen  Vo lks wirthschaftslehre. 
Die  persijnliehe  Freiheit  in  dem  atouiistisch-individualistischen  Sinne 
möglichster  U n umschränlLtheit  des  Einzelnen  ist  bei 
den  modernen  Völkern  einerseits  ein  Pro  du  et  Jahrhunderte 
langer  geschichtlieher  Entwicklung.  Denn  sie  ist  T0^ 
bereitet  worden  durch  die  allmälige  aus  mancherlei  ▼ersehiedeD- 
artigen  Grttnden  erfolgende  Zersetzung  und  Auflösung  der 
alten,  beschränkenden  Gemeinschaftsbande  der  Gescblccbtsordnnn^. 
der  Stündischen,  der  Bernfsordnungen  (wie  der  älteren  Agrar-  und 
Gewerbeverfassungen),  des  Genieindewesens  u.  s.  w. ,  ohne  das« 
ilClr  diese  zerfallenden  Ordnungen  und  Bande  ein  Ersatz  eintrat 

Die  persönliche  Freiheit  in  diesem  Sinne  ist  jedoch  andeneite 
ein  Product  der  neueren  und  neuesten  Zeit.  Demi  ent 
hier,  d.  h,  in  der  Hauptsache  in  den  letzten  hundert  Jahren  und 
bis  in  die  letzten  Jahrzehnte  nnd  Jahre  hinein,  ist  sie  abBiehtlieb 
herbeigeführt  und  consequent  ausgebildet  worden.  Mit 
Bewusstsein  wurden  jetzt  die  alten  Gemeinschaftsordnungen 
mit  ihren  das  Individuum  nach  Interessen  und  Zielen  von  Gemein 
schatten  mehr  oder  weniger  beschränkenden  Satzungen  vollends 
beseitigt.  Oft  war  freilich  nur  noch  mit  den  letzten  derartigen 
Kesten  aufzuräumen.  In  bewusster  Absicht  unterblieb  eine 
Reform  oder  vollends  ein  Neubau  dieser  Ordnungen.  Anf  den 
eingeschlagenen  Wege  wird  gegenwärtig  noch  immer  weiter  ge- 
schritten in  allen  Fällen,  wo  etwa  noch  nicht  sämmtliohe  Coiue- 
quenzen  des  absoluten  Freiheitsprincips  im  Rechte  zur  Geltoog 
gelangt  sind.  Der  leitende  Gesichtspunct  bei  diesem  i)ositiven  und 
negativen  Verhalten  aber  war  und  ist  der,  dem  Individuum  so 
auch  im  wirthschaftlichen  Verkehr  zu  seinem  „natürlichen 
Rechte zu  verhelfen.  Hierin  liegt  ein  Unterschied  von  trOhereii 
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'ürgängen,  wo  etwa  die  Staategewalt  in  ihrem  politischen  Inter- 
esse andere  Gemeinschaftskreise  und  die  daraus  für  das  Individuum 
hervorgebenden  Beschränkungen  und  Pflichten  heseitigt  hat,  wie 
riehach  im  17.  und  18.  Jahrhundert,  als  sie  die  politisch -ständi- 
icäen  und  berufs- ständischen  Ordnungen  brach  oder  schwächte, 
in  das  Zonftwesen  eingriff  die  oommimale  SelbsUlndiglLeit  herab- 
drfifikte  n.  s.  w. 

Jener  leitende  Oeeiehteponet  ist  durch  die  nenere  Philo- 
sophie eingegeben  nnd  durch  wirthschaftliehe  £rwägun<>:en 
anterstUtit  worden.  Letztere  sind  in  der  Lehre  der  Plivsio- 
kraten  und  A.  Sniith's  in  engem  Zusammenhange  mit 
nnd  stets  beeinl'lusst  durch  diese  Philosophie-;  in  ein 
System  gebracht:  dasjenige  der  ,yTheorie  der  freien  Con- 
turrenz",  unter  welchem  Ansdrnck  man  wohl,  unbeschadet 
<ler  MBseinen  Ahweiehongen,  die  Lehre  der  Pbysiokraten  nnd  . 
A.Siiiith'8  als  ein  in  denHaaptpnncten  einh^tliehes  System  sosammen- 
ftnen  kann.*) 

Dem  radical  individualistisch-atomistischen  Character 
dieser  Theorie  entsprach  nur  ein  solcher  Begritf  der  persönlichen 
Freiheit,  nach  weichem  das  Individuum  möglichst  auf  sich  selMt 

')  Wie  selir  gende  die  physiokrttische  und  alsdann  die  Smithische 

Ns'it ualikonoitie  auf  dem  "oJen  ilc.  Philobopuie  ihrer  Zeit  entsprossen  sind  und  in 
Skier  Hiubicht  ntir  Anwendungen  all^'oni« m»  r  i'hilobophischer  Lehren  Ul)er  das  liidi- 
Wdoin  und  »eine  „naturhcben  Kechte"  aul  das  volkäwirtbbcbaftÜchu  (iebiet  dan>teilen, 
hl  bis  in  die  neoeate  Zeit  hinein  von  Seilen  der  Madonaiökonomen  za  wenig  anerkannt 
»onicn,  obgleich  es  nicht  schwierig  nach/^uwciscn  ist  und  niemals  ernstlich  bestritte« 
ierden  konnte.  Die  Aneikennunp  dieses  \  <  rhiiltnisses  wurde  auch  namentlich  nur 
IMigl,  iia  die  aLsdann  nothweuuige  Cuuse<|Ueu/  nicht  ^uzogetiteben :  dasü  die  biaberige 
faionalftfconoaie  an  denselben  (irundgebrcchen  leide  wie  die  Philosophie,  deraieent« 
sprangen  ist,  an  falschem  oder  einseitigem  Individnali-mns  luirl  Atumismus,  an  der 
Aaiokflie  ganz  unsicherer  Axiome  u.  ^  w.  hin  bolcbes  ZugeätaudniäS  hütte  dann 
^er  ZV  Anerkennung  der  bloss  relativen  Giltigkcit  der  nationalökonomischen 
v4üe  gefithrt  und  davor  scheute  man  zurtick,  Vergl.  auch  hier  die  trellliche  Aus- 
'llining  von  Abrens  Uber  Kant's  Kcchtsi)bilosophic ,  Staatswörterb.  V..  474,  worin 
he  Verwandtschaft  dieser  Icuteren  mit  den  (jrundanschauungeu  des  Smithiauibmmi 
komtritt  8.  ferner  iL  A.  Hfldebrand,  Nat.-Oek.  I.,  27  tt.;  Knies,  pol.  Oekou. 
1*1.,  S.  17  fl.,  147  ff.,  178  Ii.;  Kautz,  gescbichtl.  Entwickl.  d.  Nat.-Üek.,  §.  54,  57, 
W  fF..  P)6~G1>,  bes.  §.  67;  Koscher.  Gesch.  d  Nat.-Oek..  §  i;{5  IL.  bes  S  .^!)5. 
^  Allgem.  namentlich:  H.  liösler,  Uber  die  (irimdlehren  der  Smith  scheu  Volks- 
'mhickalbtheorie,  3.  AoÜ.,  £rL  1871,  bes.  Kap.  1.  Aach  R.  r.  Mobl,  Gesch.  d. 
itutäwiss.,  III.,  299  ir.;  Schmoller,  Grundfragen,  Kap.  2  ond  S;  Hettner,  Lit- 
»♦^h.  I..  3T0.  Braunschw.  1S56.  An  einer  Arbeit,  welche  genauer  den  Zusamnien- 
^  bes.  des  Smith'üchen  Werks  und  der  Smithüchen  Schule  Überhaupt,  u.  A.  mit 
{erocksichtigung  von  Smith'  tbeory  of  mofal  sentiments,  mit  der  Philosophie  der 
üpoche,  bes.  mit  Home,  Roasseau,  Kant  nach  wir-,  int  es  bbher  gefehlt.  Ein  Ver- 
uch  in  dieser  üacbtang  ist  Oncken,  Smith  und  iiant,  1.  Abth.  £tbik  a.  Politik, 
4^  IS77. 

')  Vgl  die  oben  8.  226  Yorbem.  gen.  Arbeiten  ron  r.  Scheel  nnd  v.  Sif  ert 
Ik«  Tvrg ot;  «wh  Loser  n.  n.  0.  und  r.  Skariynski,  A.  Sadtb. 
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gestellt  war  uiul  einer  möglichst  uunmschränkten  Freiheit  genoss, 
insbeüoudere  in  allen  Verhältnissen  des  wirthschaftlichen  Verkehrs. 
Von  diesem  wi<*tbscbattlichen  Staudpuncte  aus  wurden  demgemäss 
alle  jene  alten  Ordnungen  nunmehr  principiell  angegriffen, 
welche  die  freie  wirthschaüüiclie  Bewegung,  „das  freie  Spiel  der 
wirthschattlichen  Kräfte^,  das  will  sagen  die  freie  (Mtendmaehaog 
des  privatwirthsohaftUehen  Selbstinteresses  des  Indindnums  irgend 
beschränkt  hatten.  Die  möglichste  Entfesselong  des  Selbst- 
Interesses  wnrde  daher  als  Aufgabe  hingestellt  und  ökonomisch 
begründet.  Diese  ökonomische  Forderung  aber  gelangte  aus  zwei 
anderen  Gründen  um  so  leichter  und  vollständiger  zur  Geltung: 
einmal  weil  sie  ohnebin  durch  die  geschichtliche  Entwicklung  be- 
reits seit  lange  in  der  Verwirkiiehnng  begriffen  war;  sodann  weil 
die  alten  anf  Gemeinsohat'tsinteressen  begründeten  Ordnungen  Tid- 
fach  wirUieh  yerrottet  gewesen  sind,  nnd  mithin  das  philoaopfaiflelie 
Freiheitspostnlaty  welches  vom  Standpnnete  der  natttrliehenMensebeo- 
rechte  ans  gestellt  ward,  nun  auch  durch  eminente  Ntttzliolikeits- 
gründe  wirksam  unterstützt  wurde. 

Die  Wirthschaitslehre  suchte  zu  zeigen  nicht  nur,  dass  jene 
dJk  Freiheit  des  Individuums  beschränkenden  Ordnungen  weder 
dem  Einzelnen  noch  grösseren  Gemeinschaften,  noch  der  Gesanunt- 
heit  des  Volks  etwas  nützten,  sondern  dass  sie  umgekehrt  allge- 
mein nachtheiiig  wirkten  nnd  dass  der  Einzelne  wie  die 
Gesammtheit  bei  iMester  Bewegung  am  Besten  gediehen.  Je  mehr 
aber  wirthschafüiche,  nnd  zwar  namentlich  materiell-wirthscbsft' 
liehe,  auf  die  Vermehrung  des  Sachgüter-Vermögens  und  ReidK 
thums  gestützte  Interessen  in  der  Neuzeit  grundsätzlich  zur  Geltung 
kamen,  desto  mehr  niusste  wieder  die  möglichst  unumschränkte 
persönliche  Freiheit  des  Individuums  als  eine  Voraussetzaug 
wachsenden  Keichthums  anerkannt  werden.  Die  in  der  Wissen- 
schaft ttbliche  Identiticirung  des  einzel-  and  privatwirthsehafUichei< 
mit  dem  volkswirthsehaftlichen  Standpnnete,  des  Privatreichthinff 
Einzelner  mit  dem  Volksreiehthnm  trog  znr  Verbreitung  dieser  kt^. 
siebt  noch  weiter  bei.  I 

Die  heutige  Gestaltung  des  Reehts  der  persönlichen  Freiheit 
berulit  daher  vielfach  mit  auf  bestimmten  ökonomischen  Ot- 
aichtspuucten ,  wie  sie  gerade  der  Theorie  der  freien  Concnrrem 
eigenthtlmlich  sind.  Nach  diesen  Gesichtspuncten,  nach  wirklicbeo 
oder  Tcrmeintliehen  Interessen  der  Priyatwirtbscbaft  nnd  —  miti 
der  eben  genannten  Begriffsidentifieimng,  —  der  Volkswirthsobaii^ 
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i>t  der  Inhalt  und  Umfang  der  persöulichen  Fivilieit  in  der  Regel 
rzugsweise,  Öfters  ausschliesslich  festgestellt  worden  und  Bind 
die  Caaseqaenzen  davon  ün  wirtbscbaliiichen  Verkehrarecht  zur 
OekiiDg  gelangt,  —  gelegentlich  mit  bewnsster  HintansetzQDg  an- 
derer, aneh  politischer  nnd  nttlieher  GeBichtspnncte.  Beispiele 
enterer  Art  sind  die  radieale  Freisttgigkeitsgesetzgebung,  die 
„liberale''  Ordnung  des  Ein-  nnd  Answanderurgsrechts;  zweiter 
Art;  der  Wegfall  oder  wenigstens  die  l>ekämptung  von  Be- 
schränkungen des  Schankgewerbes,  des  Gastbausgewerbes  über- 
iiaupt  und  besonders  fUr  gewisse  Vergnü-xungen  u.  dgl.  ni. 

Die  freie  Concurrenz  selbst  aber  gewinnt  natürlicli  eine  sehr 
Tcrschiedene  Bedeutung,  je  nachdem  die  persönliche  Freiheit,  wie 
anderseits  das  Eigenthom,  mehr  oder  weniger  absolat  gefasst  oder 
besöhriünkt  sind.  Denn  daron  hängt  es  wesentlich  ab,  wie  die 
Sehranken,  welche  Freiheit  nnd  fiigenthnm  flir  die  PrivatwirA- 
sehaften  im  Verkehr  darstellen,  als  solche  wirksam  werden  (§.  126). 
Die  Concurrenz  kann  in  gewissem  Liiitange  regulirendes  Princip 
des  privatwirtbscbal Illeben  Systems  auch  bei  einer  viel  bescbrünk- 
teren  persönlichen  Freiheit  und  Eigentbumsordnuug  bleiben.  Sie 
bat  auch  in  früherer  Zeit  bei  einer  nach  Gcmeinschaftsinteressen 
beschränkten  Freiheit  ^e»  Einzislnen,  z.  B.  im  Zunftwesen,  keines- 
ganz  gefehlt  Aber  das  oben  so  bezeichaete  moderne 
Sjrstem  der  freien  Concnrrens  erhält  eben  erst  dnreh  die  Unnm- 
•ohrftnktheit  des  Freiheits-  nnd  Eigenthnmsprincips  seine  charactc- 
ristische  Eigenlhllndicbkeit  (§.  12')  n.  ff.) 

Je  wichtiger  nun  die  RUckwiikungen  einer  so  unumscbiUukteu 
Freiheit  des  Individuums  auf  das  ganze  sociale  Leben  und  nicht 
zum  Wenigsten  auf  das  sittliche  Wesen  des  Individuums  selbst  sind, 
desto  bedeutsamer  erscheiat  wieder  die  UntersuchuDg  des  Rechts 
der  persönlichen  Freiheit  ans  dem  ökonomischen  Standpnncte, 
weil  dieser  einen  so  wesentlichen  ESinfloss  anf  die  Gestaltang  des 
Rechts  der  Freiheit  ansttbt 

§.  218.  Dieser  Einfluss  unterscheidet  sich  von  demjenigen, 
welcher  im  vurij^en  Abschnitt  in  Bezug  auf  die  Unfreiheit  und  auf 
deren  Umgestaltungen  nachgewiesen  wurde,  vonienilich  dadurch, 
•lass  im  letzteren  Falle  mehr  unliewusst  ökonomische  Motive  zur 
Geltung  kommen,  die  inneren  treibenden  Kräfte  werden.  Jetzt 
wird  dagegen  in  bewnsster  Absiebt  die  persönliche  Freiheit 
anch  mit  wegen  bestimmt  gewollter  ökonomischer  Ziele 
mOglielist  nnnmsehrftnkt  gestalte^  in  der  Voranssetsting,  dass  dann 
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dieee  2Me  sieber  erreieht  werdeo.  Um  so  iiotiiweDdiger  sber  itt 

die  Lutersucbung  der  beiden  Fragen,  einmal,  ob  denn  wirklich 
diese  Ziele  so  unbedingt  günstig  sind,  und  sodann,  selbst  weuu 
dies  ali^eniein  oder  wenigstens  aui'  bestimmten  wirtbsc haftlichen 
Gebieten  der  Fall  ist^  ob  diese  Folgen  wiridioh  auB  einer  so  im- 
imiBchränkten  Freiheit  sicher  hervorgehen. 

1)  Die  erale  Frage  iat  oben  im  d.  Kapitel  der  1.  Abtbeilugi 
beeonders  in  den  Absehnitten  vom  modernen  Syalem  der  'fteiea 
Conenrrenz  and  dessen  Naehtbeilen  (§.  186  ff.,  134  ff«),  sehen  be- 
antwortet worden.  Es  hat  sich  dabei  ergeben ,  dass  die  aofge- 
stellten  Ziele  keineswegs  unbedingt  richtig  sind,  sondern  manche 
wesentliche  Hedenken  bieten.  JSchon  aus  diesem  Grunde  erscbeini 
die  unumschränkte  persönliche  Freiheit,  als  Mittel  zur  Erreichung 
dieser  Ziele ,  gleichfalls  von  dem  Standpancte  einer  weniger  opti- 
mistischen Aoffassong  des  modernen  ConenrraissyBtems  ans  nicht 
in  80  dorehans  günstigem  Liebte. 

2)  Die  ftweite  Frage  ist  in  jenem  3.  Kapitel  ebenfalls  schon  bertthit 
worden.  Sie  kommt  aber  noch  genauer  im  weiteren  Verlaufe  dieses 
Werks  zur  Beantwortung.  Es  lääst  sich  nachweisen,  dass  selbst 
das  an  sich  berechtigte,  wenn  auch  zu  einseitig  in  den  Vorder 
grund  geschobene  Hauptziel  des  Systems  der  freien  Concurren?. 
die  möglichste  ^Steigerung  der  Production  in  quantitativer  and 
qualitativer  Hinsicht  und  die  möglichste  Verwohifeilening  der  Fro- 
dncte  durch  Verminderung  der  natttrliohen  ErzeugungukosIeD 
(§.  127,  §.  83),  nicht  durch  blosse  Entfesselung  des  ,,irelett  Spids 
der  wirthsohaftllchen  Kräfte"  vermittelst  einer  mOgliehal  unam- 
schränkten  persönlichen  Freiheit  im  Verkehr,  wobei  die  OtM-  \ 
schalt  in  ihre  Atome  zertällt,  erreicht  wird.  Vielmehr  ist  selbi?t 
hierfür  eine  rntiTstellung  der  Freiheit  unter  und  eine  rechtliche 
Ordnung  derselben  nach  Gemeinschafts-  statt  bloss  nach 
Individual-Iuteressen ,  oder,  was  auf  dasselbe  hinauskommt,  nach  i 
wirklich  volkswirthschaftlichen  statt  bloss  nach  privatwirth- 
schaftlichen  Gesichtspuneten  geboten.  Werden  die  Okonomisebeo 
Ziele  aber  im  wahren  yolkswirthscbaftliohen  und  damit  is- 
sammenhängend  im  socialen  und  humanen  Interesse  berichtigt 
nach  dem  Gesichtspuncte  einer  günstigen  Vertheilnng  des  ; 
Productionsertrags  der  \ Olkswirlhschaft  (§.  94  ff*.),  so  erweist  sieb 
vollends  die  Forderung  einer  müglichst  unumschräukteu  persöo- 
lichen  Freiheit  anhaltbar. 
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ni.  —  §.219.  Die  wirthsc  haftlich  wichtigen  Co ü Se- 
quenzen des  absoluten  Freiheitsprincips.  Die  principielle 

,  Formoiirang  und  Postulirung  einer  solchen  Freibett  hat  nach  fol- 
genden vier  Seiten  zu  Conseqnenzen  von  besonderer  Wichtig- 

1  keit  fllr  die  Primtwirthsebaft  and  fttr  die  ganze  Volkswirthscbaft 
gefthrt 

1)  Einmal  ist  ans  dieser  Freiheit  unmittelbar  die  weitere 

Forderung  der  persönlichen  Gleichheit  der  Menschen  tlber- 
i  aupt  nnd  im  wirtbschaitlicben  Verkehr  speciell  abgeleitet  worden 
220  flf.). 

2)  Sodann  hat  man  dem  Individuum  eine  Keihe  einzelner 
Freiheit  Brechte  anerkannt,  Ton  zunächst  mehr  socialer,  in- 
direct  aber  von  sehr  weittragender  wirthschafUicher  Bedentang: 
„sociale  Freiheitsrechte''  (§.  224  ff.). 

8)  Femer  ist  eine  mOgUchst  nnamschränkte  Vertragsfrei* 
heit,  was  wenigstens  die  materielle  Seite,  den  Inhalt  der 
Verträge  anlaugt,  dem  Einzelnen  eingeräumt  worden,  unter  dem 
Einfluss  der  neben  dem  Princip  unumschränkter  persönlicher  Frei- 
heit mitwirkenden,  ebenfalls  principiell  absolut  iormulirteu  Eigen- 
Uumsordnung. 

4)  Endlich  ist  —  gleichfalls  eine  gemeinsame  Ck>nseqaenz 
einer  [solchen  Freiheit  nnd  emes  solchen  Eigenthnmsrechts  —  anf 
den  verschiedenen  Gebieten  der  gttterprodacirenden  Thätig- 
keit,  namenüich  anf  demjenigen  der  Sachgttterprodaction,  dem 

Individonm  das  freie  „Recht  zu  arbeiten",  freie  Erwerbs- 
und Berufswahl  zugestanden,  und  ~  wieder  eine  Consequenz 
dieses  Kechts  und  ein  Mittel,  es  zu  verwirklichen,  —  das  wirth- 
schal'tliche  Verkehrsrecht  ftlr  die  Verhältnisse  des  Grund-  und 
Kapitalbesitzes  und  für  die  grossen  Produ ction sgruppen 
des  Ackerbaas,  der  Gewerbe,  des  Handels,  der  liberalen  Berufe, 
der  niederen  persönlichen  Dienstleistangen  möglichst  freiheitlich 
gestaltet  worden:  das  sogenannte  System  der  Freihandelspolitik, 
letsteren  Ansdrnck  hier  als  CoDectiTbeaeiehnung  fttr  alle  die  ge 
nannten  Gebiete  verstanden  (§.  121). 

Diese  vier  Consequenzen  sind  in  der  Grundlegung  in  ihrer 
generellen  wirtiischaftlichcn  Bedeutung  zu  untersuchen,  und 
zwar  die  beiden  ersten  in  diesem  Kapitel.  Die  beiden  letzten 
werden  später,  nachdem  die  allgemeine  volkswirthschaftliche  Be- 
trachtang der  Eigenthnmsordnnng  Yorangegangen  ist,  in  den  Schloss- 

A.  Wftgs«r,  OniBdl«fiinr.  S.  Auü.  27 
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abBchnitten  der  2.  Abtheiinng  von  Becht  und  VolkswirUiflcluft  (]m 
2.  Bande)  erOrtert  werden.    Bei  der  yierten  Oonseqaens  liegt  der 

Schwerpunct  der  L'ntersuchung  aber  iu  den  speciellen  Ve^häl^ 
nissen  der  ciuzelnen  Produciionsgebiete.  DalUr  iöt  auf  die  2.  Haupt- 
abtheilung des  Lehrbuchs,  auf  die  specielle  oder  practische  Volks- 
wirtbsehaftslehre,  besonders  aiii'  deren  2.  Tbeii,  die  Agrar-, 
Gewerbe-  und  HandelBpoUtik,  la  verweieen. 

2.  Absobnitt. 
I.  Me  del^Udt 

Vgl.  V.  Scheel,  Theorie  d.  soc.  Fraßre.  1871.  Auch  Lang:«,  Arb. -Frage.  Kap.  2, 
S.  105  IT.  Mario  passim,  bes.  iü  d.  Lrürt,  über  d.  halb-  u.  ganzcommunibt.  Schule, 
I.,  1,  31 S  ff.  Schäffle,  Kapitalismus,  S.  1S2  ff.  ;  Soc.  Körper  I.,  197  ff.,  IL,  1S4C 
(„Die  Socialthcor.!tikcr  begehen  meist  den  Fehler,  Freiheit  n.  (ileichheit  als  „Princ^iaif* 
zu  heischen,  oder  sie  ia  das  18.  u.  19.  Jahrhundert  als  Ideen  hineinfallen  zu  lassoi, 
statt  sie  dynamisch  zu  erklären  und  ihr  geschichtliches  Wachsthum  scbrittircise  2d 
rerfolgen/'  £b.  S.  137):  UL,  38S  iE;  lY.,  8tl6.  Qua  abstract  an  dem  Princip 
Rechtsi^loi»  hheit  de'iu'  irt  L.  Brentano  in  s.  „Arbeiterversirherung",  Leipz,  1S79. 
Schmoller,  Uruudiragen,  Kap.  6,  bes.  die  Ausführungen  gegen  Treitschke, — 
Zv  TeiflekheD  sind  auch  rechtsphilos.  Erörterungen,  z.  B.  Rod  er,  Natnrrecht«  II.. 
lOS  ff.,  Ahrens,  Nat.recht,  IL,  46  ff.,  Stahl,  Philos.  d.  Rechts,  IL.  S.A.  S.  321 
331.  S.  auch  Bill  ritsch  Ii,  Politik,  Stuttg.  ISTi),  S.  52  ff.  Die  Ökonom.  S^ite  -1« 
üleichheitsprincips  kommt  iu  den  Betrachtungen  der  Rechtsphilos.  o.  tbeoret.  Poätiket 
meistens  zu  kan.  Mit  der  AWeismig  der  TemögousgleicUieit  iL  dgl  Itt  das  Problea 
gerade  auch  auf  Okon.  Gebiete  nicht  enchSpft 

I.  —  §.  220.  Die  Gleichheit  als  ökonomische  Forde- 
rung. Die  Forderung  der  peraönUcben  Gieicbbeit  scbliesstTor 
Allem  diejenige  der  Gleichberechtigung  im  persönlichen  uod 
wirtbsebafUicben  VerlLebr  oder  der  Gieicbbeit  des  Becbts  ut 
gicb.  Fttr  uns  bandelt  es  sich  hier  am  die  Gonseqnenxen  des 
Gleiebbeitsprincips  auf  socialOkonomisohem  Gebiet 

Die  Forderung  der  Gleichheit,  insbesondere  des  gleichen  Rechts 
entspricht  einer  iudividuiilistisch -atomistischen  Volkswirthschiiit, 
welche  auf  dem  Grundsatz  der  fioiLMi  C'oncurrenz  aufgebaut  ist, 
vollständig.  Sie  ist  daher  auch  von  der  modernen  Volkswirth- 
Rcbattslchre  principieil  gestellt  worden.  Von  Allen  wird  hier  die 
höchstmögliche  Krätteanspannung  im  Gesammtinteresse  erwartet 
und  dazn  soll  durch  die  freie  Cononrrenz  angespornt  und  genOthigt 
werden.  Alsdann  aber  erhält  ein  Jeder  den  Antheil  am  Volksehl- 
kommen  und  Volksvermögen,  welehen  er  nach  der  GrOsse  und  Art 
seiner  Leistungen  ökonomisch  verdient,  —  den  schlechtweg  „ge- 
rechten Antheil"  (v?.  129).  iSoU  die  dieser  Auffassung  zu  Grande 
liegende  1-  iction  nicht  noch  schärfer  hervortreten,  als  sie  es  ohne- 
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hin  tbnt,  wenn  nioht  snfolge  optimistiMlierllltisionen  unbeitreitbare 

Thatsacben  verkannt  werden,  so  nius8  wenigstens  in  allen  übri- 
gen Verhältnissen  der  W  i  rth  seh  alt  und  des  Lebens, 
mit  Ansnahme  des  Besitzes  selbst,  namentlich  in  dem  be- 
zügiicbeo  Erwerbsr  echt  und  Besit  zr  ec  ht  mügiic  h  sie  Gleich- 
heit bestahen.  Dies  fordert  die  Gcrecbtigkeit|  damit  derCon- 
cmeMkaiapf  unter  gleichen  Bedin gangen  geführt  werde. 
Ungleichheiten,  welche  nicht  auf  Veracluedenheiten  der  indi- 
Tidiiellen  wirthachaftlichen  Leistungen  snrttckaafUhren  sind,  vor 
Allem  RecbtsQDgleicbbeiten  werden  daher  grnndsiltzlieh  yer- 
worfen:  als  ungerecht,  weil  sie  die  Bedingungen  der  Con- 
currenz  von  vornherein  ungleich  machen;  aber  auch  als  cinzel-  und 
volkswirthschaltlich  nachthcilig,  weil  sie  für  die  Bevorzugten 
den  Sporn  der  Concorrenz  beseitigen  oder  sohwäcben  und  so  mutb- 
naniich  die  Leifttongen  derselben  zum  allgemeinen  Nachtfaeil  ver- 
mindern.  Denn  da  nach  der  hier  hemchenden  Aneicht  nur  oder 
wesigsteiia  weit  flberwiegend  der  Vortheil,  das  wirUischaftliche 
Sslbstinteresse  die  Individuen  in  der  Wirthschait  wirksam  antreibt, 
die  anderen  Motive  (§.  207)  bei  Freien  kaum  berücksichtigt 
werden,  so  muss  l'olgerichtig  eine  Verminderung  der  Leistungen 
angenommen  werden,  wenn  in  Folge  von  Bevorzugungen  (i'rivi- 
legien ! ;  Jemand  nicht  ebenso  wie  alle  Anderen  der  Coucurreus  aus- 
gesetzt ist. 

Nivellirnng  aller  geschichtlich  ttberkommenen  Hechts» 
Ungleichheiten  der  Individnen,  wenigstens  deijenigen  Un- 
gleiehlieiteny  welche  irgend  denkbarer  Weise  einen  wirtbschaftlichen 
Einflnss  ansllben,  ja  darflber  hinaus  womöglich  sogar  Nivellirang 

der  rein  natürlichen  Ungleichheiten  (Geschlecht,  Alter!)  welche 
eiuen  solchen  Einfluss  erlangen,  ist  die  nothwendige  Forderung, 
zn  welcher  die  Theorie  der  treien  Concurrenz  gedrängt  wird.  Diese 
Forderung  wird  daher  in  der  pbysiokratisch-smithischen  2satioual< 
Ökonomie  aneb  mit  aller  Energie  vertreten,  worans  sich  die  ünter- 
stütBung  bekannter  reehtsphüosophischer  und  politischer  Postulate 
der  Nenseit  auch  wieder  vom  wirthsohaftlichen  Standpuncte  aus 
ergiebt 

II.  —  §.  221.  Bedenken  gegen  extreme  Durchführung 

des  Gleichheitsprincips.  In  einer  Hinsicht  geht  hier  nun  die 
Nationalökonomie  nur  einen  Schritt  weiter  auf  der  Bahn,  welche 
sie  in  der  Bekämpfung  der  Unfreiheit  mit  wirthschaftlichen  Gründen 
beschritten  hat  (§.  207  ff.).   Sie  darf  auch  ein  ähnliches  Verdienst 
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beansprachen,  soweit  es  sieh  um  rerrottete,  uugereehte  oder 
unpassende  Vorrechte,  Privilegien  einer-,  Benachtheili- 

11  geil  andrerseits  im  wirthscbaftlicheu  Erwerb  und,  wie  immer 
mehr  oder  weniger  darauf  rückwirkend,  in  der  sonstigen  socialeu 
und  politischen  Sphäre  handelt.  Das  Princip  der  Gleichheit  uud 
der  Gleichberechtigung  eatliält  ebenso  wie  das  Priucip  der  pereöo- 
lichen  Freiheit  ittr  höher  entwickelte  Völker  die  Ertlülimg  einer  der 
wichtigsten  Hnmanitttts-  und  Cnltartbrdemngen. 

Oer  nnbedingten,  rtteksiehtslos  individaalistisehes 
Dnrchftlhrnng  des  Gleichbeitsprineips  stehen  jedoeh  selbst  bei 
solchen  Völkern,  gesehweige  bei  roheren,  gerade  vom  rein  volki 
wirthschafllicbcn  Standpuncte  aus  erhebliche  Heden ken  gegen 
Uber.  So  die  Gefahr  einer  Aullösung  der  Gesellschaft  in 
Atome  und  die  Gefahr,  dass  eine  niUchtige  extrem  communistisch- 
sooialistische  Tendenz  xur  Nivellirung  der  Besitz  Verhält- 
nisse entsteht.  Und  nnr  zn  leicht  verbreitet  sich  die  Meimmg» 
dass  die  „sohwttoheren'<  Elemente  (§.  135)  durch  Gewäbraog 
der  znnttehst  rein  formalen  Reehtsgleichjieit  Alles  erlangt 
hätten,  was  sie  branehen,  nm  den  Ooncarrenskanipf 
unter  gleichen  Bedingungen  anssnfeobten. 

1 )  Die  erste  Gefahr  ist  unläugbar  und  hat  schlimme  Folgen. 
Keinerlei  SolidaritUt,  keinerlei  organische  Verbindung  mehr,  das  ist  die 
nothwendige  Consequcnz:  nicht  „Einer  fUr  Alle  und  Alle  t\lr  Einen", 
wie  es  der  Grundsatz  in  gesunden  socialen  Organismen  ist,  son 
dem  umgekehrt  „Keiner  Ittr  Alle  nnd  Jeder  für  sich"  wird  die  Parole. 
Die  Theorie  der  freien  Conenrrens  Sebent  vor  dieser  Conseqnent 
ansgesproehener  Maassen  keineswegs  inrttek,  sondern  verlangt  viel 
mebr  deren  weiteste  Verwurkliehung.  Aber  nnvermeidHeh  tretes 
dann  anch  Erscheinungen  im  wirtbschafllichen  Leben  hervor,  wie 
sie  oben  unter  den  „Nachtheilen  des  »S}  stems  der  freien  Concurreui'* 
(§.  134  Ü.)  liereits  dargelegt  wnirden.  ^) 

Die  Durchfuhrung  des  Gleichbeitsprineips  hat  ohne  Zweifel 
viele  vollständig  berechtigte,  im  wahren  Sinne  zeitgemässe  Refor- 
men bewirkt,  wie  die  Beseitigung  privilegirter  Stände ^  die  Her- 

^)  Am  Meiäteii  zeigen  sich  diese  Folgen  bei  der  Durclifdliniog  des  Phiicips  der 
Freibeit  qbcI  Gleichheit  in  den  modernen  Oeverbererfnstnngen  anf  der  Bttni  dtr 

Gevirerhcrreiheit.  Es  wird  hier  immer  feifessen,  dass  alle  Schranken,  vMcltt 
Zunftzwang,  (lewt  rlM Mrcst  tz  .  tc  hilden  .  ..vor  allen  Dingen  auch  S(  hranVec 
fUr  die  volle  EutJaltung  der  Kapitaluiacht  i>ind'\  Lange,  S.  ÜO.  VgL  die 
drut.  Schildeningen  der  Geverbererhiltnfaee  in  Anchen  nuter  d.  Eiiifiut  der  weeh- 
!$e1iid<ii  Coniunctar  u.  f.  ir.,  ron  A.  Thun,  Industrie  am  Niederrhein,  Lpx.  1879, 
bes.  b.  47  Ü. 
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Stellung  allgemeiner  und  gleichmässiger  Besteuerung'  f wenigstens 
im  Princip,  wenn  auch  noch  lange  nicht  in  der  practiscben  Durch- 
ftthmiig),  die  Anfhebang  von  ReobtanDgleiehheiten»  auch  im  Gebiete 
des  wirtiuchafttioheD  Verkehrsrecbts,  in  Folge  von  VerBohieden- 
heiten  der  Religion,  der  Spraobe  und  Abstammung y*)  die  Ab- 
sefatffung  unnOthiger  und  nnbilliger  reobtlicber  Bescbrftnknngen  und 
Benachtheiligungen,  welche  das  weibliche  Geschlecht  und  welche 
Classen  oder  Einzelne  von  geringerer  allgemeiner  und  technischer 
(Berufs-)  Rildun^^  trafen. 

Aber  das  richtige  Maass  in  den  Retoimcn  ist  nicht  immer 
innegehalten  worden  und  an  prineipiellen  Fehlgriffen  hat  es  nicht 
gemangelt  So  wird  z.  B.  ein  so  natttrl icher  Unterschied,  wie 
der  gesehleohtliche,  auch  im  wirthschaftliohen  Verkehrsreeht 
oiemals  ganz  beseitigt  werden  dürfen.  Die  Hineinziehnng  der  Fraa 
in  jede  Art  des  Conenrrenzkampfs  der  Erwerbsarbeit  kann  so 
ungünstige  sittliche  Folgen  haben,  dass  die  etwa  glinsti;L;cn  wirth- 
schaftlichen  Folgen  der  völligen  rechtlichen  Gleichstellung  der  Ge- 
schlechter im  Verkehr  nicht  allein  in  Betracht  kommen  diirtcn. 
Die  Hedeutung  der  Altersunterschiede  wird  verkannt,  indem  in 
ibertriebenem  Gleiehheitsstreben  die  unreife  gewerbliche  Jugend 
«ieb  mehr  oder  weniger  selbst  oder  höchstens  der  unzureichenden 
eiterliehen  Aufkieht  tiberlassen  wird,  wobei  die  sittliehe  Zueht  und 
die  ordentliche  teohnisohe  Ausbildung  der  jüngeren  Generation  in 

*)  Vgl.  abn'fi^ens  a.  §.  259  über  Einwaudorung  fremdartiger  Elemente:  wmb 
Miut.  inut.  unter  CirivtruKJcii  in  ciii'-rn  Strxate  auch  hinsichtlich  solch-  r  in  il  insclHf^n 
bereits  «uhneodur  Bevölkeruugäclcuicntc  gultOD  kann,  welche  durch  Al)stuuiiuuii^  und 

sehr  rentohieden  Bind  (GhinesenfraiBre  in  N.- America,  Juden  frage  in  (Osteuropa). 
Die  erheblich  günstigere  Griminalfroquenjt  deb  weiblichen  Geschlecllto  ist 
jcdcüfalU  auch  mit  auf  dessen  geringere  Bethciliiruiisr  am  wirthschaftlichen  roiicnm'n/- 
kaapf  zarttckzafuhrcn.  Vgl.  Qoetelet,  phys.  aoc.  Brüx.  IbO'J,  IL,  2S8.  (iaerry,  ^tat. 
BW.  de  ]' Anglet  et  de  Praace,  1%64,  die  meisten  Karten,  Wappaeus,  Rov.stat,  II,  i2n, 
meine  Gesetzm&ssigk.  I.,  31,  v.  Oettingen,  MondstaL,  2.  Aufl..  511  if.,  auch  451, 
4^5.499.  Ebenso  heim  Selbstmord,  s.  meine  (JesetzmJbs.,  I.,  2'K  II-,  l'^S  bis 
142,  272.  Dgl.  wird  iu  dun  im  Ein/einen  gewiss  vielfach  berochtigteu ,  im  Uanzen 
aber  sehr  oft  ftbortreibenden  Beetrebungon  ftlr  die  sog.  Emancipation  der  Frao 
Qor  zn  leicht  ubonehoi  oder  nntoMch&tzt  Die  Hiueinziehang  der  Frau  in  die  niede- 
ren Arten  der  materiellen  Errcrb*?arbeit,  in  die  Fabrik,  oder  vollends  in  das  Bergwerk 
▼ird  mit  Recht  als  ein  Überwiegend  ungünstiger  Unterschied  des  modernen  Gewerbe- 
betriebs im  Vorgleieli  mm  zOnftigen  Handwen  gelten  mossen,  ilulicli  wie  die  Hinein- 
ziohuDg  der  Kinderarbeit  (über  das  Voriraltea  des  männl,  Geschlechts  in  der  Zunft 
^  Stahl,  Haixlw.,  I.,  42  ü'.).  Für  die  unbemittohen  Frauen  di  r  liölier  gebildeten 
Stände  mag  luau  mit  Becht  dsm  Princip  der  (ilcichheit  mehr  durchfuhren,  indem  das 
„Blnnliebo  Arbeitsmonopol'*  gebrochen  oder  beschrtnkt  wird ,  zumal  in  L&ndem  mit 
gr/Jsserer  (mei'^t  'Ii»-  Mäimur  stärker  betroflJMldor)  Auswanderung,  ungünstigerer  Heimtha- 
chanrc  o.  s.  w.  Das  alte:  est  modus  in  rebus  wird  freilich  trotz  J.  St.  Mill  hier 
oiemalb  lu  ?crgesscu  sein.  Formale  (ileichheit  wird  nur  t\i  leicht  wieder,  auf  naturlich- 
Cngleicbartiges  angewandt,  selbst  znr  realen  üngleicbbeit. 
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die  Brüche  ^eht  (Lebrlingsvvesen  ,*)  Herabsetznng  des  Grenze  de« 
Volljährii^keitsalters^);  von  den  Einwänden  ^^e^en  das  Princip  des 
gesetzlichen  Schul  zwange  gar  nicht  zu  reden,  durch  welches 
man  vieltach  die  „Freiheit''  der  Kinder  und  Eltern  lür  zu  sehr  be- 
schränkt erachtet  bat,  wie  in  England  und  Frankreich  noch  heute. 
Die  80  einflnssrelohen  Bildungs unterschiede  der  Erwachsenen 
werden  in  falschem  Freiheits-  und  Gleichheitsstreben  in  ihrer  masss- 
gebenden  Bedentuu^;  ignorirt,  indem  man  allen  Eltern  als  s<^hes 
ohne  Weiteres  die  gleiche  Fähigkeit  und  den  gleichen  Willen  m 
traut,  gcnllj^cnd  für  ihre  Kinder  zu  sorgen  (Frage  der  Fabrikge- 
setzgebung und  der  gesetzlichen  Beschränkung  der  Kinderarbeit): 
oder  indem  man  es  als  demiithigenden.  die  Freiheit  und  Gleichheit 
verletzenden  Zwang  bezeichnet,  erwachsene  Arbeiter  zum  Eintritt 
in  Versicheriingscassen  gesetzlich  anzuhalten  (Frage  des  gewerb- 
lichen Hilfscaissenwesens,  des  Cassenzwangs  und  der  ZwangscassSi') 
oder  dieselben  gesetzlich  gegen  die  Ansbeutong  dnrcb  sn  lange 
tttgliche  Arbeitszeit  schlitzen  zu  wollen  (Frage  des  gesetsUchen  Nor- 
malarbeitstags u.  Jgl.  m.).  ' 

Das  übertriebene  Gleichheitsstreben  hat  es  auch  mit  verschuldet, 
dass  die  alten  Wirthschat'tsordnungen  eingerissen  worden  sind  und 
jeder  Versuch  eines  Neubaus  oder  einer  grtindlichen 
Reform  unterblieben  ist.  Denn  auf  der  Basis  völliger  mecha- 
nischer Gleichheit  der  Individuen  war  ein  solcher  Versuch 
unmöglich.  Jetzt,  nachdem  endlich  das  Beditrfniss  wieder  mehr 
anerkannt  wird,  zeigt  sich  die  Schwierigkeit,  die  „entfesselten 
wirthschaftlichen  Krftfte'<  der  atomisirten  mordenen  ErwerbsgeseU- 
scbaflt  von  Neuem  organisch  zu  verbinden. 

§.  222.  —  2)  Fast  noch  gewichtiger  ist  das  zweite  Bedenken 
gegen  die  Durchführung  des  Gleichheitsprincips  im  modemeu  Ver- 
kehrsrecht und  im  modernen  Recht  überhaupt. 

Die  erlangte  rechtliche  und  politische  Gleichheit  ist 
iUr  einen  grossen  Theil  der  Bevölkerung  nur  von  verhältnissmässig 
geringem  Werth ,  ohne  Gewfthmng  einer  weiteren  Consequens  des 

*^  Vgl.  die  VerluuidlllllSMI  übet  die  Lehrlin  fsfraj^o  auf  d.  Eisen.  socialpoIiL  , 
Congress  1*^75.    Gntacliten  (ib.  d.  Hcforoi  d.  Lehrlingäweseas,  Schriften  d.  Ver.  fl  SöC- 
pol.  N.  X.    Jetzt  Noircllc  z.  D.  Reichsgewerbeges.  v.  17.  Juli  1879,  htß.  §.  126  C 

*)  AUgemeiiie  GldduteUuDg  des  mehrfach  bisher  höheren  yoUjihiigkeitsalten  nf 
21  Jahre  jetzt  im  D.  Reich. 

•)  Vgl.  die  Verhandl,  uber  das  gewerbl.  Ililfscasseuwcscu  auf  dem  sociilr>olJi 
Eisen  Cougr.  1S74.  Klageu  über  „Classengesetzgebuug",  wenn  der  Arbeiter  fe- 
rwjkügm  werden  boU,  eich  n  rersicheni.  8.  oifesea  meine  Ansftihnuis  in  <L  TeiL 
(Lpz.  1S75),  8.  126. 
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'tleichheitepriooips^  Bemlioh  ohne  Gleichheit  der  ökonomi- 
lehen Lage  oder wenigsteDB  derErwerbsbedingnngen.  Diese 
Polgemng  hat  aber  die  NatioDalOkonomie  so  wenig  als  die  Reehts- 

)hilo8ophie  und  die  Politik  ziehen  wollen.   Die  Theorie  des 
Kommunismus  und  des  Socialisnius  haben  sie  dagegen  ge- 
ogen,  und  logisch,  wenn  einmal  die  Prämissen,  aus  denen  die 
xleichheitsforderung  hervorging,  anerkannt  werden,  mit  vollem 
techte.   Die  unteren  Classen  femer  haben,  psjehologiseh  be- 
ireiflich genng,  diese  Oleiehheit  zur  praotischen  Forderung  er- 
roben.  Daher  folgerichtig  der  Kampf  gegen  die  gesehiehtlieh 
b  e  r  k  0  m  m  e  u  e  u ,  b  e  s  t  e  b  e  n  d  c  ii  B  c  s  i  t  z  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e ,  welche 
livellirt,  gegen  Privat«;rundeigenibnm,  Privatkapital, 
Erbrecht,  welche  beseitigt  werden  sollen.  Dabcr  m.  a.  W.  das 
lerFortreten  der  modernen  „socialen  Frage",  die  man,  von 
lieaem  Gesiehtspnnete  ans  wenigstens,  formnliren  kann  als  „den 
ium  Bewnsstsein  gekommenen  Widerspruch  der  Yolks- 
rirthschaftliehen  Entwieklnng  mit  dem  als  Ideal  vorschwebenden 
od  im  politischen  Leben  sich  verwirklichenden  gesellsclialtlichen 
ditwicklungsprincip  der  Freiheit  und  Gleich hcit"(v. Scheel).') 
Die  communistisoh-socialistische  Theorie  wird  gerade  von  den 
'ertretem  der  Theorie  der  Iraen  Concurrenz  am  H^tigsten  be- 
Bhdet   Aber  yergebens  sträuben  sieh  dieselben  gegen  das  Aner- 
csrntniM,  dass  die  soeialistiseh-eommanistische  Theorie  mir  die 
onseqnentere  Fortbildung  des  Freiheits-  und  Gleiehheits- 
rincips  ist,  die  consequentere  gerade  auf  dem  Boden  der 
Virths  c  ha  fts  Verhältnis  sc.     Es  erscheint  ferner  bei  unbe- 
uigener  Prüfung  nur  als  eine  Fiction  der  Concurrenztheorie, 

&di6  Yon  dieser  geforderte  Gleichheit  des  Wirthschaftsrechts 
ch  in  der  Sphllre  der  wirthsehaftliohen  Conourrenz  die  Be- 
InguBgen  gleioh  stelle,  Sonne  und  Whid  gleich  Tertbeile.^)  Und 
los  als  eine  weitere  Fiction  erweist  sich  die  AuflTassnng,  dass 
rerb  te  Productionsmittel  (Boden  und  Kapital),  welche  dem  einen 
l  

')  r.  Scheel.  Theorie  d.  soc.  Frage,  S.  16.  Ueber  die  allgemeinere  Formn- 
mng  der  soc.  Frage  überhaupt  s.  meine  Aasfubrung-  in  Hildebr.  Jahrb.»  XXL,  329. 
1  •)  S.  o.  §.  129.  bes.  die  Theorie  von  Pri  nee -Smith.  Eine  solche  Fiction  bleibt 
Ml  die  ««Gleicliheie*  der  in  Oeverlreretneii  orgtslsiTten  Arbeiter  gegenüber  dem 
'riratkapital  Die  neoeren  Arbeiten  Brentano 's  über  Arbeitsvcrhältniss ,  Arbciter- 
er^ichening  ijbersohen  dies  ?iel  zu  sehr.  Auch  wenn  eine  so  volI'>tändige  Orgaui- 
«OD  der  Arl)eiter  gel&nge  und  wenn  man  sich  völlig  Uber  die  politischen  u.  s.  w. 
fedeoken  dabei  hinwegsetzte,  bliebe  die  Lege  der  Arbeiter  im  ConcuTreiizlnmpf  eine 
llgleiche,  wie  sich  namentlich  in  jeder  etwas  Unger  dauernden  absteigenden  Gon» 
iMtar,  gy^a  und  Sauen  Zeit  xeigt 
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ConetUTenten  den  Kampf  erleiobteni»  wieder  mir  auf  wirtliachtft- 
liebe  Leistnngen  der  Vorgänger  zarflekziif)lhren  eeieo,  —  ganx  ab- 
gesehen \oii  dem  \\'idcrsprucb,  welcher  zwischen  dieser  Hoch- 
Schätzung  des  Familienverbands  und  der  atoniistisch-individnalbti- 
schen  Auffassun^r  des  privatwirthfjchaftlicheü  Verkehrs  liegt. ^) 

Man  kann  auch  in  keinem  dieser  Fälle  einwenden  ^  dass  die 
sociaiistisch-communistisehen  Forderongen  noch  begründeter  im 
System  der  alten  Wirtbaebaftsordnangen  mit  ibrer  grösseren  Ua- 
gleicbbeit  der  Stellnng  der  Einseinen  gewesen  seieui  als  im  Sjsten 
der  hentigen  freien  Conenrrena.  Denn  jene  Ordnungen  sdniftn 
▼ielfaeb  einen  Scbntz  aneb  ftlr  die  Sebwfteberen  und  die  IV 
gleichheit  der  Vermögen  war  bei  ihnen  im  Einklang  mit  allen 
anderen  V  erhältnissen  z.  B.  mit  der  ganzen  politiseh  ständischen 
und  berufsständischen  Ordnung  der  ßevölkerungy  während  sie  beate 
damit  im  Widersprach  steht. 

3)  Endlich  ist  es  eine  ftlr  das  practisehe  Wirtbsebaftsleben  und 
für  so  yiele  Fragen  der  wirtbsebafiUoben  Ctoaetsgebong  geHUiilieiie 
Illnsion,  ans  der  formalen  Reebtfigleiebheit  eine  reale 
Gleiebbeit  der  Kampfbedi ngnngen  in  der  freien  Con- 
en rrens  absnleiten.  Die  Verschiedenbeiten  der  natttrlioben  Be- 
gabung, der  Bildung,  des  Charaeters,  des  Besitzes,  der  ganzen 
socialen  Stellung  u.  s.  w.  sind  immer  noch  so  ausserordentlich  gross 
und  üben  auch  bei  voller  Rechtsgleichheit  —  so  selten  sie  noch 
besteht  und  so  häufig  sie  von  der  Sitte  in  ihrer  Wirksamkeit  durch 
broeben  wird  ^  einen  so  entsebeidenden  Einflnss  auf  den  Aas- 
gang des  Goncorrenskampfes  ans,  dass  man  darüber  aiob  nnmOg- 
lieb  tftnsoben  kann.*  Trotzdem  ist  gerade  dem  Prineip  der  BeebH- 
gleicbbeit  gegenflber  anob  yon  KationalOkonomen  so  oft  der  Seblms 
gezogen  worden,  dass  mit  seiner  Gewübrnng  alles  Notbwendige  er- 
reicht und  z.  B.  jede  weitere  Einmischung  der  Staatsgewalt  und  der 
Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  unteren  V'olksclassen  eine  „UDgc- 
recbte*'  und  „unzweckmässige''  Politik  sei.  Es  bedarf  angesichts 
der  klaren  Thatsacben  des  Lebens  und  der  Erscheinungen  des 
wirthschatUichen  Concnrrenskampfs  keiner  Beweisfttbmng  fltr  die 
Einseitigkeit  dieser  Anffassong. 

ni.  —  §.223.  EntBebeidnngbinsiebtliebdeaGleieh- 
beitsprincipes.  Die  bervorgebobenen  Bedenken  reebtfertigen 
die  Forderung,  dass  ancb  das  Oleiebbeitsprincip  so  wenig  als  dis 


*)  Oben  %.  129,  bc9.  Priucc-bmitb  im  Art.  Uandoklrdb.  bei  Reutzscb^S.  Hl 
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Freiheitsprincip,  dessen  ConBeqnenz  es  ist,  abi^olnt  hiogeslelltiind 
durchgeführt  werde  uiul  dab.s  man  mit  der  GewahruDg  der  Rechts- 
gleichheit die  Aufgabe  der  wirthschaftlichen  Gesetzgebung  und  der 
üö'eutlichen  Verwaltung,  die  für  den  Concurrenzkampf  schwächeren 
Kiemente  zu  sttitzen  und  zu  beben,  nicht  fttr  abgescblossen  halte. 
Da»  Gleichheitsprineip  moss  yielmebr  seinen  gpeciellen  Inbalt  nnd 
ümiang  wieder  nar  nach  genauer  Untemchnng  der  oonereten 
Verlüütniasey  namentlieb  aneh  der  Ökonomischen  Folgen  er- 
halten ,  welche  bei  der  Darehfnhmng  des  Prineips  im  bestimmten 
Falle  zu  erwarten  sind.  Es  darf  dabei  vor  Allem  nicht  einfach 
nach  der  logisc  he n  Conseq uen z  eines  in  abstracter  Ab- 
solutheit formnlirten  Begriffs  vor^egange  n  werden.  Be- 
sonders hervorzuheben  t^ind  auch  hier  bei  dieser  blos  generellen 
Prüfung  des  wirtbscbaillicben  Verkebrsrechts  wohl  folgende  ein- 
sdhie  Puncto: 

1}  So  natttrliche  Unterschiede  wie  das  Oescblecht,  das 
Alter,  nnd  die  —  ron  der  Kindheit  ganz  abgesehen  —  durch  das 
AHer  bedingte  Reife  anch  in  wirtbschaftlichen  Dingen,  mitunter 
auch  heute  noch  nationale  Verschiedenheiten (§.250),  ferner  solche 
der  Bildung  und  hier  und  da  selbst  noch  solche  der  socialen 
Stellung  und  des  Berufs  bedingen  nothwendig  auch  manche  Ver- 
schiedenbeiten  des  wirthschaftlichen  Rechts,  wenn  nicht  bedenk- 
liehe Folgen  anch  lUr  das  Wirtbscbaftsleben  wie  für  das  ganze  * 
ibiige  Volksleben  entstehen  sollen. 

%)  In  Grossstaaten  wird  man  davor  warnen  müssen,  in 
•deinbar  nothwendiger  Conseqnenz  des  Gleicheitsprincips  dorohans 
immer  ftlr  das  ganse  Staatsgebiet  wirtbschaftliche  Gesetze,  beson* 
ders  solche,  welche  sich  auf  die  Production  und  den  Verkehr  von 
SachgUtern  und  zumal  auf  Grundeigenthum  beziehen,  schablonen- 
haft gleich  zu  machen.  Solche  „gleiche  Gerechtigkeit"  ist  mitunter 
die  ungerechteste  Ungleichheit  und  führt  zur  Verletzung  jeder 
historisch  gewordenen  und  berechtigten  individuelleren  Gestaltung, 
in  der  Gleichstellung  städtischer  und  ländlicher,  agricoler  and 
industrieller  Verhältnisse,  volkswirthschaülich  wenig  und  hoch  ent- 
wickelter Proyinzen  hat  man  in  der  modernen  Gesetzgebung  oft 
i^efeblt  und  der  geschichtlichen  Entwicklung  ihr  Recht  ungebttbr- 
lich  entzogen. 

3)  Andrerseits  darf  man  aber  auch  richtige  und  billige  For- 
derungen einer  Gleichstellung  der  Individuen  und  der  Classcn  den 
unteren  Classen  nicht  verweigern,  bloss  weil  die  Verleihung 
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Bolclier  Rechte  an '  sie  Nacbtheile  fHr  die  höheren  Classen  oder 
seihst  socialpolitische  Bedenken  mit  sich  bringen  könne.  Vollends 
dann  nicht,  wenn  diese  Rechte  nach  dem  positiven  Rechte  den 
hr)heren  Classen  gewährt  sind  oder  factisch  nicht  versag-t  werden 
können:  z.  B.  das  Coalitionsrecht,  das  Recht  zn  gemeinsamen 
Verahredangen  tlher  die  Lohnhöhe  n.  s.  w.  nnd  das  weitere  Beeht^  in 
Bolchen  Zwecken  vornhergehend  oder  danemd  InteressenTereine  n 
hilden  (Gewerkvereinsfrage).  Lanier  Fordemngen,  welche 
recht  eigentlich  eine  nnyermeidliche  Conseqnens  des  Systems  der 
freien  Coneurrenz  nnd  seines  Rechts  der  persönlichen  Freiheit 
sind,  und  deren  V^erweigernng  allerdings  dann  auch  eine  unge- 
rechte Verletzung  gerade  des  Gleichheitsprincips  in  sich 
schliesst.  Diese  Verletzung  wirkt  aber  ökonomisch  um  so  drücken- 
der, je  mehr  das  System  der  freien  Coneurrenz  die  unteren  Classen 
in  andrer  Beziehong  schotslos  der  AQsbeutnng  preisgieht  SoU 
jene  Conseqaenz  zn  Gunsten  der  Arheiter  nicht  unbedingt  gelogen 
werden,  woftlr  Vieles  spricht,  so  mnss  flherhanpt  eine  allgemeinere 
Beschrilnknng  der  freien  Goncnnrena  stattfinden,  —  u.  A. 
indirect  mittelst  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlichen 
Systems  auf  das  Gebiet  der  SachgUterproduction  (§.  229). 

4)  Eine  wenigstens  in  gewissem  Umfang  bestehende  wahre 
(reale)  Gleichheit  der  Parteien  ist  die  Voraussetzung  einer  leidüch 
gerechten  Gestaltung  des  Inhalts  der  wirthschaftlichen  Verträge 
(Kauf-,  Creditgeschäfte,  Darlehen,  Lohnrertrag,  Pacht-,  Miethve^ 
trag  n.  s.  w.).  Die  Wirthschaftspolitik  hat  die  Aufgabe,  bei  den 
einzelnen  Kategorieen  von  Flllen  das  Vorhandensein  dieser  Vorn» 
setznng  nnd  speciell  zu  prttfen,  ob  letztere  schon  durch  die  Ge- 
währung der  formalen  Rechtsgleichheit  erfltllt  sei.  Wenn  nicht,  so 
darf  sie  sich  nicht  bei  dem  Gleichheitsprincip  beruhigen,  sondern 
rauss  in  zweckmässiger  Weise  einzugreifen  suchen.  Insoweit  kann 
die  Einmischung  der  Gesetzgebung  and  Verwaltung  in  den  lobalt 
des  Kaufvertrags  (laesio  enormis),  der  Creditverträge  (Wucber- 
frage),  des  Lohnvertraga  n.  s.  w.  auch  trotz  des  allgemeinen  Prii- 
oips  der  Rechtsgleichheit  nicht  immer  beanstandet  werden. 

Vgl.  Bainberger,  die  Arbeiter&age  unter  dem  Oesichtapunct  des  Vereios- 
rechfs,  Stottg.  1S7M.  worin  zu  einseitig  den  Arbeitern  Conc^ssiouen  im  Yeraiosrecbt 
vuräagt  werden,  nur  well  sie  gegen  das  Interesse  der  andren  GUusen. 
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d.  Abschnitt 
IL  Die  socialen  Frelheitsreehte  im  AUi:emeinen. 

S.  bes.  Stoin.  Y-w.-Lehre.  II.,  110— 209  (Revölkon]n{rq)olitik\  245— 352.  auch 
ftlrdie  Liter.,  Geschichte,  Gesetz^ebun/?,  Handb.  S.  63— Sl,  Kösier,  Verw.-Uecht,  l.  1, 
§.  45— Ö4»  auch  fUr  Liier,  u.  cicd.gcb.  Wo  die  Kcchtaphilosophen  u.  theoret.  Poli- 
tiker QberlMii|it  auf  diew  Secbte  eingehen,  —  am  Meisten  noch  aaf  das  Recht  der 
IheschiicssuQ^  —  than  sie  es  gcwOhDÜch  ohne  jede  Beachtung  der  socialökonom. 
Seilö  der  Frage.  Ahrens,  Na^.rccht  IL,  52  Ii,  pass.,  Köder.  Nat.r.  IL,  S.  221  paas., 
Trendelenbarg,  Nat.r  §.  123  fF.  (Eherocht\  Blontachli,  allgem.  Staatsr.  (L.  r. 
Smi»  IL),  S.  6  7  Ii.  Auch  die  NationaluLuiiomen  haben  gevAhDÜch  diese  Recht», 
eotgi^gen  der  gcichichtliclien  Eulv  icklunfr,  als  cinfai  lie  Coii!>e«iucnzcii  der  ]>ers ■^lllichon 
Frdheit  aufg«£a&it  o.  sich,  mit  tlteilweiser  Ausiiahme  des  EbedcliUeäsungsrechbi,  wooi|f 
dioil  bflKBiftigt  Am  Wichtig>«ten  ist  die  vervaltjechtl.  LitoTMor.  VielfiUtife 
fpedelie  Beetfttigiuig  meiner  KiCitei.  uln^r  sociale  Freibeitsrechte  and  Uber  die  dimit 
in  Zusainmcnh.anu:  <.u  betrachtenden  Verhältni5.he  der  Conjunctiir.  Spcciilation,  der  notb- 
rebilig  laciu  gemeiuvirthsch.  OrgaaiMtioa  d.  VollLSviitkicli.  ia  d.  schOnoa  Arbeit  v. 
A.  Thin,  laditttfie  d.  Kicderrbeins.  —  Veitere  liter.  Angaben  s.  B.  In  den  Ab- 
rJinitten  von  den  einzeben  soc  Fniheittreohten. 

I.  —  §.  2Ä4.  üeVertleht  derbferber  gehörigen  Rechte« 

Ocwisse  Rechte  des  Individuum.s  sind  als  u  othwendige  Conse- 
qnenzen  der  persönlichen  Freiheit  anfgelasst  und  als  solche 
dann  in  bewusster  Absicht  von  der  Geset/j^^ebunj;  der  modernen 
Culturstaaten  anerkannt  und  gewährt  worden.  ^)  Wegen  ihrer  allge- 
meinereD  Bedeotong  fUr  das  gesellschaftliche  Zusammenleben  kann 
man  sie  als  sociale  Freiheitsrechte  des  Individuums  be- 
tdchneo.  Dahin  gehören 

A.  fttr  den  Staatsangehörigen  folgende  rier: 

1)  das  Recht  der  freien  Eheschüessnng, 

2)  drei  Rechte,  welche  sich  auf  die  freie  örtliche  Be- 
wegung oder  auf  den  Ortswechsel  des  Individuums  wie  seiner 
Familie  beziehen,  sowohl  zur  Ernichnn«;  allp:emeiner  persönlicher, 
aU  insbesondere  auch  wirtbscbaftlicber  Zwecke,  nemlieh: 

a)  das  Recht,  beliebig  nach  eigener  Wahl  an  jedem  Orte  des 
Inbinds  zeitweilig  seinen  Aufenthalt  oder  dauernd  seinen  Wohn- 
sitz (Domieü)  zu  nehmen,  mit  oder  ohne  den  Zweck  des  Erwerbs 
daselbst,  und  hier  allen  anderen  Staatsangehörigen,  also  auch  den 
OrtsgebUrtigeu,  im  Wesentlichen  im  Rechte  gleich  zu  stehen;*)  oder 

>)  Aneb  hier  M  es  vfeder  fttr  die  Nenseit  chaivcterlsHseh ,  dm  euch  die 

♦"»esetxgcbung  scIcIm  Rechte  immer  mehr  als  Co n se  (|  neu  z e n  des  allge- 
meinen  Princips  der  persönlichen  Freiheit  atilTas«,!.  l>al)ii  Jie  prin- 
cipit'llcre,  aljer  auch  die  doctrinärere  Behandlung,  im  Vurgieich  zu  der  con- 
creteren  der  froheren  Zeit,  in  welcher  diese  Rechte,  wenigstens  rar  gewisse  Classen 
(Stände),  auch  nicht  iinmor  fehlten  und  z.  B.  das  Recht  der  Aiiswanderong  fttr  den 
Freien  meist  allgemein  vorhand<'n  war,  wie  im  f^ermaii.  Mittelalter. 

*)  In  welchem  Umfange,  das  bestimmt  immer  noch  das  Gesetz  spcciell.  Das  etwa 
noch  bestehende  besondre  QemeindeuigehOrigkeits-  oder  Oemdindebaigerrecht  bmucht 
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da«  Prelzflgigkeits-  oder  freie  AnfenthalU-  und  Nieder- 

lassungsrccht. 

b)  Das  Hecht,  beliebig  im  In-  und  Anslande,  also  eventuell 
mit  Passirung  der  Staatsgrenze,  l'rei  zu  reisen  oder  das  freie 
Reiserecht. 

c)  Das  Recht ^  dauernd  sein  Vaterland  zn  verlassen,  seinen 
Wohnsitz  im  Ausland  sn  nehmen  and  aaeh  ans  der  heimisehen 
Staatsangehörigkeit  anssnsoheideny  oder  das  freie  Ans- 
wandernngsreeht.*) 

In  diesen  vier  Fullen  liegt  also  eine  indiyidnalistiseh- 
Ireiheitlichc  (., liberale")  Gestaltung  des  allgemeinen  Ehe- 
schliessungs-,  Zug-,  Reise-  und  Ausvvanderungsrechts  vor. 

B.  Alle  diese  Rechte  hat  zunächst  nur  der  Inländer*)  oder 
der  Staatsangehörige.    Dem  Ausländer  sind 

1)  die  correspondirenden  Rechte  der  Kbeschiiessnng  mit 
Inländern*^)  und  an  einem  inUUidisehen  Orte,  der  Einwandernng, 
der  Niederlassung,  aneh  snm  Zweck  des  Erwerhs,  nnd  des 
Reisens  im  Inlande,  eventnell  ehenfalls  %u  diesem  Zwecke,  xwir 
in  der  Regel  nieht  als  eigentliche  persdniiehe  Rechte  ge- 
geben worden. 

2)  Aber  es  stehen  ihm  dieselben  Befugnisse  theilvveise  nach 
heutigen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  oder  nach  be- 
sondren internationalen  Tractaten  zo. 

z.  B.  nicht  obne  Weiteres  doreli  Anfeuthalt  oder  Niederlassung:  erworben  za  werden. 
Vgl.  d.  deutsche  Ges.  über  Freizüg^igkcit  ?.  1.  Nov.  1S67,  §.  21. 

')  Bei  der  Auswaritleruitg  ist  die  facti  seht'  und  rorhtliche  Seite  l>esoudcr5 
za  uutorecheideu ;  das  tbatsächlicbe  Hinaus wau deru  und  VerlcKeu  des 
Wolmsittes  und  du  Aosscbeiden  tos  dem  Stnntererbnnd.  Jane«  Laao  des 
Individuum  freistehen,  ohne  nothwendig:  das  zweite  mit  sich  zu  fuhren,  auch  wenn  M 
der  Ausgewanderte  will.  Hier  lässt  si<h  daher,  wie  z.  B.  im  Allgemeinen  in  Eng- 
land, nicht  unbedingt  von  einem  Auswanderung r e c h t  des  Staatsangehörigea 
sprechen,  wenn  damnter  gleichzeitig  ein  Recht  der  Aa%nbe  des  StMt^Orgvrrsckli 
verstanden  werden  soll.  Letzteres  ist  hier  ein  character  indelebilis,  den  aufzuheben 
sich  die  (Jemeinsehaft  noch  besonders  vorbehält,  evenJncI!  nur  im  Wege  eines  Special- 
gesotzcs:  fiir  die  Aulfassung  des  Verhältnisses  des  Individuums  znr  Gemeinschaft  m 
immoihin  bemerkenswertber  Panct.  Vgl.  P(»2l,  Art  StastsbOiger,  StMtswb.,  CL,e51 
Die  engl.  Statistik  z.ihlt  daher  ihre  Staats»ageh5rig«n  in  deo  Norduner.  V«r.  Stasten 
noch  nach  Millionen  (1S71  3."*  Mill.V 

*)  In  Bundesstaaten  und  /.  Th.  in  Staatenbünden  gewöhnlidl  noch  der  AAgehUfifft 
eines  an  deren  Einzelstants,  noch  wenn  nicht  ohnehin  ein  nügemeines  Bond«- 
indigenat  bestttht 

*)  Die  ausländische  Krau  erwirbt  nach  unaien  (jesetzen  gewöhnlich  durch  die 
Heirath  mit  einem  Inländer  das  Staatsbürgerrecht.  Ein  persönliches  Recht  liegt  hitf 
aber  eigentlich  nur  fUr  den  inländischen  Mann  vor,  eine  Fremde  mit  der  rechtÜchfli 
Folge,  dass  dieselbe  durch  die  HeLmth  Inlftndeiin  mit  «Uen  Rechten  einer  ssichcn 
wild,  heirathcn  zu  dürfen. 
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I      3)  Soweit  dies  nicht  dar  Fall  ist,  pflegt  wenigstenB  that- 

sächlich  und  als  Kegel  der  Ausländer  in  der  Elicschlicssuiig, 
Niederlassung  und  im  Reiseverkehr  dem  Inländer  gleich- 
^stellt  zu  sein  und  seiner  Einwanderung,  auch  zum  Bchui'e 
der  geweibiicben  Niederlassang,  nichts  entgegen  zu  stehen, — 
Aasnahmen  ungerechnet,  wozu  auch  Repressalien  gehören  ktonen. 
Aneh  kann  der  Ansländer  gewöhnlich  unter  bestimmten,  nioht 
lehwierigen  fiedingugea  das  inUndisehe  Staatsbllrgerreoht, 
'  «eon  auch  niebt  immer  sofort  ond  niebt  flbenül  mit  allen  politi» 
i  sehen  ßeehten,  ^)  erwerben. 

4)  Ausdrücklich  werden  endlich  mitunter  gewisse  Be- 
nign is  sc  vvirthschaftlicher  Art,  welche  den  Wohnsitz  oder 
Aalenthalt  im  Inlande  voraussetzen,  z.  B.  hinsichtlich  des  Gewerbe- 
betriebs, dem  Ausländer  ebenso  wie  dem  Inländer  eingeräumt,  so 
dass  der  entere  hier  also  ein  eigentiiohes  persönliehes  Kecbt 
erwirbt. ') 

II.  ^  §.  226.  Bedentang  der  liberalen  Gestaltung 
dieser  Beebte.  Diese  vier  hoohwiofatigen  soeialen  Freibeitsreehte 
der  freien  Ebesebliessnng,  der  FreisUgigkeit  nnd  fireien 

Niederlassung,  des  freien  Reisens  und  der  freien  Aus-  und 
Hin  Wanderung  haben  auch  für  die  vvirthschal'tl  icheu  Ver- 
üaltuisse  die  grösste  Bedeutung. 

1)  Das  freie  Hecht  der  Eheschliessung  und  damit  das 
Hecht  der  Gründung  einer  eigenen  Familie  ist  nicht  nar  wegen 
der  Folgen  der  £be,  der  Kindererzengong  und  Volksvermehrnng, 
Ar  das  Individnnm  and  fllr  die  Gesammtbeit  wirtbsebafUiob  so 
wiebtig,  sondern  ttberbaapt  wegen  des  Einflnsses  des  ebelieben  und 
&nulienweisen  Zasammenlebens  der  Bevölkerong  auf  gesunde  soeiale 
vnd  sittliche  Verhältnisse  nnd  auf  das  Heranwaobsen  der  Jngend 
ui  der  Zucht  des  Elternhauses:  eine  der  wichtigsten  Bedingungen 
eines  gesunden  Volkslebens.  Indem  das  freie  Hecht  des  Indi- 
viduums ,  nach  seiner  Wahl  eine  Ehe  einzugehen ,  gewährt  wird, 
ipornt  die  Aussiebt  auf  diese  Möglichkeit,  auf  die  Gründung  eines 

•)  So  in  England  und  Frankreich  hldhr'nd,  in  Nor<l;\iiierica  zeitweilige 
rdüende  passive  Wahlrechte  für  die  rarlameutc.    Vgl.  Pözl  iin  Staatswb.,  IX..  652. 
Nftcli  §.  1  d.  deutschen  Oeirerbeordoimir    21.  Joef  1869  itl  der  (lowerbe- 

''ctriei)  Jedermann  gestattet,  soweit  nicht  das  Gesotz  Aiisnahinon  o«lcr  B-'Si  In  iiikungon 
'>';stiinint.  Solche  bestehen  für  Ausländer  hinsiclitli>  h  des  (iewerlicbetrichs  im 
Cffiherziehen  und  den  Marktverkehn»,  nach  nähereu  Vor&chriften  des  d.  Bundusrathä. 
i.  jAcebl«  Oew.-Gesetzgeb..  S.  91,  99.  —  In  England  darf  nach  dem  Fremdengos. 
■  1^44  Aneeh^rijT'^r  nnes  hcfreundeten  Staats  (also  Suspension  im  Krieifsfall !) 
m(  21  Jahre  Laad  uud  iiaUKr  uictbeu  und  alle  Oewerüe  botreibou.   iS.  l'Oii  «b, 
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^genen  Heerds  imd  befriedigenden  Hausstands  —  notoriseh  einer 
der  mächtigsten  sinnlioh-sitdiehen  Impnlse  im  Menseben  aller  GidtBr- 

stul'eii  und  aller  Nationalitaten  —  zugleich  iu  hohem  Maasse  st 
wirtlisclialtlicher  Tüchtigkeit  au,  um  dies  Ziel  zu  erreichen.  Und 
ist  es  erreicht,  so  dient  die  Sorge  lür  Weib  und  Kind  auch  wieder 
zum  weiteren  Ansporn  dauernder  wirthschafUicher  Tüchtigkeit  und 
wirthschaitlichen  Vorwärtsstrebens  und  Vorwärtskommens,  im  Ge- 
biete des  £rwerbs  wie  des  Verbraoebs  der  Gttter.  Die  familien- 
wirtbsebaftiiobe  Lebensweise  der  Be?Olkenmg  wird  dsber 
anob  im  Allgemeinen  wirtbsebaftlicb,  z.  B»  binsiebllieh  der  Dsrefa- 
fttbrnng  des  ökonomiseben  Princips,  besonders  beim  Verbimoeb  der 
.Güter  (Sparsamkeit!  wirthschat'tliche  Function  der  Hausfrau!) 
vor  der  rein  individualwirthschattlichen  Vorzüge  bieten,  welche  llir 
die  Volkswirthschal't  grosse  liedeatung  gewinnen.  Nicht  gering 
anzuschlagen  ist  dabei  auch  der  Ersatz  des  egoistischeren  Erwerhv 
and  Spartriebs  des  Einzelnen  durch  das  von  £goismas  zwar  nicht 
ganz  .freie y  aber  doeb  ancb  sittlich  anders  sn  beortbeilende  nnd 
anders  wirkende  Stieben,  fttr  die  AngebOrigen  sn  erwerben  nnd  so 
erflbrigen. 

§.  236.  —  2)  Von  den  drei  Freibeitsreobten  der  räsm- 

liehen  Bewegung  stehen  die  Freizügigkeit  und  zum  Tbeil  iu 
freie  Ein-  und  Auswanderuiij^.srccht  mit  dem  Eheschliessungsrecht 
in  Verbindung.  Erstere  ist  oft  dessen  Voraussetzung.  Auch  aas 
diesem  Grunde  sind  diese  Rechte  wirthschaftlich  wichtig.  Aber 
davon  abgesehen  sind  alle  drei  Keohte  oftmals  die  Voraas- 
Setzungen  einer  ordentlieben  Verwertbang  der  Arbeits- 
kraft nnd  des  £igentbams  fttr  den  Einselnen,  sowie  di« 
Bedingungen  der  ioealen  Coneentration  gewisser  Aitoo; 
der  Prodnotion  nnd  der  Ansdebnnng  der  Grösse  der  Unter 
nebmnngen,  der  weitergehenden  Arbeitstheilung,  m.  a.  W.  der  Büt- 
faltuni?  des  Grossbetriebs  (§.  137),  damit  aber  vielfacher 
grosser  ükonoinischer  und  technischer  Vortheile  auch  für  die  ganze 
Volksw  i  rthsc  haft. 

Namentlicb  verlangt  das  Interesse  der  Industrie  das  freie 
Ehescbliessnngsrecht,  die  Freizügigkeit  und  je  nacbdem  auch  die 
Freibeit  der  Ein-  and  Answandemng  fttr  die  anteren  arbeites- 
den  Olassen,  am  Aber  die  erforderlicben  Arbeitskrilfte  leicht  u 
den  Orten  des  jeweiligen  Bedarfe  yerfttgen  so  kOnnen.  DieMT; 
Bedarf  der  Industrie  an  Arbeitskräften  pflegt  mit  der  Entwickinnf  j 
der  Industrie  selbst,  wenn  auch  in  Folge  der  oft  noch  bedeutea*  | 
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ton  EntwickloDg  der  mascliiiiellen  Teobnik  nieht  imiiior  in  dem- 
selben Verhältniss,  zu  wachsen.  Er  schwankt  aber  nach  vorüber- 
gehenden Conjuncturen  erheblich  und  veräudert  sich  besonders  iu  ein- 
zelnen Zweigen,  je  nach  deren  Blüthe  und  Verfall,  und  demgeraäss 
in  einzelnen  Oertlichkeiten  auch  dauernd.  Die  Industrie,  bez.  auch 
die  iudustriellen  privatkapitalistischen  Unternehmer  sind  daher  sehr 
dabei  interosairti  dass  ihr  Bedarf  an  „üänden"  jederzeit  leicht  ge- 
deckt werden  I  aber  die  Arbeitennenge  sieh  aneh  dem  Weehsel 
des  Bedarfs  kdoht  anaohmiegen  kann:  eben  dies  wird  dnreb  jene 
Bechte  gleiebxeitig  bewirkt  (§.  839  ff«).  Hieraus  erklärt  sieb,  dass 
die  volle  Anerkennung  dieser  Rechte  in  den  moder- 
uen  Staaten  auch  regelmässig  ein  dringendes  Ver- 
langen der  industriellen  Interessen  und  der  Vertreter 
derselben  ist 

III.  —  §.  227.  Voikswirthschattliche  Becbtfertigung 
dieser  Rechte.  Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  oder  die 
Bodeme  Volkswirthsohaftolebre  phjsiokratisch-Smitbiseber  Biobtnng 
bat  dieses  Verlangen  mit  besonderem  Eifer  nnd  mit  ibren  besten 
Beweisgründen  nntersttttst  Hier  kommen  wieder  wiebtige  Inter- 
essen der  persönlichen  Freiheit ,  in  der  modernen,  durchaus  indi- 
vidualistischen Auflassung  der  letzteren,  zur  Geltung,  und  damit 
wichtige  allgemeine  Culturinteressen,  ja  wahre  Humaui^ätsinteressen. 
Die  früher  bestandenen  Beschränkungen  der  Eheschliessung,  des 
Zagrechts,  der  Ein-  und  Auswaudenmg,  des  Keiseverkehrs  waren 
Tielfach  ein  Ausfloas  des  reinsten  bnreaukratischeu  Polizeistaats 
ond  der  engherzigsten  oommnnalen  Kirehtbormpolitik  nnd  ebenso 
kleinlieh  als  drttekend  geworden.  Indem  die  Voikswirthsehaftslebre 
aaehwiesy  wie  nacbtheilig  solehe  Besehrilnkungen  aneh  in  wirth- 
sebaftlicber  nnd  zwar  in  volks-  nnd  einzelwirthschaftlieher 
Hinsicht  einwirkten,  hat  sie  mächtig  dazu  beigetragen,  die  öffent- 
liihe  Meinung  noch  mehr  dagegen  einzunehmen  und  ihr  Angriflfs- 
waffen  in  die  Hand  gegeben.  Der  Nachweis,  dass  solche  nationale 
Productionszweige,  welche  man  iu  neuerer  Zeit  für  die  Entwicklung 
des  Volksreichtbums  allgemein  für  besonders  wichtig  hielt,  wie  die 
Industrie,  das  Fabrikwesen,  der  Bergbao,  dass  femer  die  Bildung 
grosser  Städte»  der  Brennpnnote  höheren  Wirthsehalts-  nnd  Gnltnr- 
lebens,  wesentlieh  dnreb  Freizügigkeit,  freies  Ehesebliessnngsreeht 
Q.  8.  w.  bedingt  seien,  hat  dabei  besonders  sehwer  gewogen.  So 
sind  unter  dem  Beifall  und  auf  das  Andringen  der  Volkswirth- 
scbaiUlehi'e  jene  alten  Hemmungen  und  Beschränkungen  der  per- 
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fiOnlieheD  Freiheit  ^er  Individnen  in  Bezug  auf  Bheeebliessniig  und 
r&mnliofae  Bewegung  gefaUen.  Die  VolkewirthsebaftelelEre  hat  sieh 

dies  zu  besonderem  Verdienst  angerechnet  und  abermals  konnte  sie 
an  einem  p<)i)ulärc'n  Beispiel  zeigen,  wie  die  Erfüllung  wiebtiger  wirth- 
schaftlicber  Forderungen  zugleich  die  ErtHlIung  bober  Freibeits-  und 
Culturl'orderungen  sei.  Die  Harmonie,  ja  die  Identität  aller  gesunden 
wirthscbatUichen  Interessen^'  und  aller  Freibeits  ,  Cultur-  und  Mama- 
nitttteinteressen  schien  hei  diesen  socialen  Freiheitsrechten  noch 
nnverlLennbarer  als  fai  anderen  Fällen  Torhanden  sn  sein. 

In  der  That  ist  anoh  bereitwillig;  ansnerkeonen,  dass  diese 
Rechte  in  einer  Hinsieht  wirklieh  eine  wichtige  nnd  bereehtigte 
Freibeitsfordening  sind.  Ebenso  darf  die  Volkswirthscbaftslebre, 
insbesondre  die  Tbeorie  der  freien  Concurrenz,  mit  Fug  bebaupten. 
dass  die  Gewährung  dieser  Recbte  äbnlicb  wie  die  Entwicklung 
der  persönlichen  Freiheit  und  wie  die  Durchführung  des  Gleich 
heitsprincips  durch  ökonomische  Gründe  wesentlich  nnterstutxl 
worden  sei  nnd  dass  sie,  die  Nationalökonomie,  die  Bedeotang 
dieser  Qrflnde  mit  snr  Geltung  gebracht  habe. 

IV.  —  §.  228.  Kehrseiten  dieser  Rechte.  Leider  smd 
aneh  hier  nnr  die  Kehrseiten  jener  ftwt  ansscbliesslteh  naeb 
dem  Gesichtspnncte  des  Indiyidnal Interesses,  und  daher  sebr 
absolut  formulirten  Rechte  von  der  modernen  Gesetzgebung 
und  von  der  (theoretischen)  Politik  und  der  Volkswirthscbaftslebre 
raeist  ganz  übersehen,  jedenfalls  zu  wenig  gewürdigt  worden.  Es 
ist  für  eiue  unbefangene  wissenschaftliche  Prüfung  nothwendig, 
jene  Rechte  auch  von  der  anderen  Seite  ans  nnd  sie  überhaupt 
nicht  nnr  7om  Gesichtspnncte  des  Individonms,  nicht  nnr  ^indiri- 
dnalistisch",  sondern  anoh  yon  dengenigen  der  betheiligtei 
Gemeinschaftskreise  nnd  der Gesammtheit  ans,  d.h.  „ge- 
sell schaft  Ii  cb^'  („socialistisch")  zn  betrachten.*)  In  dieser  Hni* 
siebt  verlangen  folgende  Puncte  besondre  Erwägung. 

1)  Die  früheren  Beschränkungen  der  Ebeschliessung  und  der 
örtlichen  Bewegung  der  Individuen  sind  neuerdings  stets  nur  al> 
Verletz uu gen  der  ,,natUrlichen^'  persönlichen  Freiheit  der  Ein 
seinen  und  als  Benacbtheiligungen  der  auch  an  fireier  Be 
wegnng  interessurten  Volkswirthschaft  betrachtet  worden.  Die 
Unhaltbarkeit  dieser  Beschränkungen  wurde  dabei  jedoch  gewQbn- 
lieh  zn  einseitig  an  einigen  solchen  Fällen  nachgewiesen,  wcWie 

So  wonitrHtt;n>  lunsu  htJicb  dor    r  e  i  z  u  g i gkeit  Mcli  filantscbli,  afiftSL 
btaatsrccht,  2.  AiiÖ..  U.,  4S9,  s.  o.  Vorbciu.  S.  4ül». 
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tbeik  Dur  Entartungen,  theiU  Uebertreibungen  einer  an  und 
för  sich  nicht  unrichtigen  lierlicksichtiguug  gewisser  Gemeinschaft«- 
interesseu  bei  der  gesetzlichen  Kegnlirnng  jener  socialen  Rechte 
der  Eheschliessung  und  der  örtlichen  Bewegung  waren.*)  Die  Ver- 
werflichkeit der  Beschränkangen,  welohe  in  diesen  F&Uen  öfters 
pm  beiprttndeft  war,  ist  dann  ohne  Weiteres  veraUgemeinert  worden, 
10  dass  jetet  mr  eine  radieal  indiWdoalistiseli-atoniistisehe  Fasiiing 
jener  Beehte  riehtlg  ersebien. 

%)  Die  volkswirthsehaftlieb  naehtheiligen  Wirknngen 
solcher  Beschränkungen  und  umgekehrt  die  volkswirthschaft- 
lich  gttnstigen  Wirkungen  der  rai^glichst  freiheitlichen 
Fassung  jener  Rechte  sind  zwar  vielfach  in  richtiger  Weise 
von  der  Nationalökonomie  abgeleitet  und  durch  die  Eriabrang 
bestätigt  worden.  Jedoch  nicht  in  dem  Umfang  und  mit  der 
prineipielien  Tragweite,  wie  es  gewöhnlich  behauptet  wurde. 
Die  NationalOkonoinie  hat  fieeht,  wenn  sie  den  Einflnss  der  Ge- 
ataltong  jener  Beehte  anf  die  Prodnetion  im  AUgemeinea,  anf 
gewisse  Prodnetionsiwelge  wie  das  Fahrikw^sen  insbe- 
sondere, in  der  oben  dargelegten  Art  nachweist.  Aber  wiederum 
(Ibersieht  sie,  dass  zum  Thcil  unmittelbar  und  nothwendig  mit  dieser 
Wirkung  verbunden,  zum  Theil  nie  wenigstens  regelmässig  beglei- 
tend eine  andre  ungünstige  Wirkung  einhergeht:  nicht  nur  auf 
die  Vertheilung  des  Productionsertrags,  sondern  auch  auf  die 
Sicherheit  und  Gleichmassigkeit  des  Gangs  der  Pro- 
dnetion und  des  AbsatseSi  besondeia  in  der  Industrie  und 
hn  Handel  (§.  £29,  839),  sowie  anf  die  ökonomische  Lage 
der  an  diesem  Gang  der  Prodnetion  snnftchst  interessirten  nnd 
dsTon  am  Meisten  abhingigen  Personen,  nemlieb  eines  grossen 
Theils  der  arbeitenden  Classen,  namentlich  der  Fabrik 
arbeiter  und  kleinen  Hausindustriellen.  Hier  gelten  die 
Sätze,  welche  früher  über  die  Nacbtbeile  des  Systems  der  freien 
Concan'eD2  abgeleitet  wurden  (§.  134  ff.).  Oefters  erfolgt  hier 
auch  wieder  die  falsche  Identificirang  des  einzelwirth- 
Bchaftlichen  Prodncenteninteresses,  z.  B.  an  der  En^ 
wieUang  eines  Indnstriesweigs,  nnd  des  ▼olkswirthschaftliehen 
GesammtinteTesses. 

•)  Üie  Bcwt'isfuhrunjf  der  Volkäwirthe  der  sog.  tlcutschdii  Freihaiidelsscliulo  auf 
(1cm  TolJiswirthtich.  Coogreas,  in  der  Poblicisük,  im  ParUiaeate  ibt  meiütenä  iu  dle^u 
vto  tai  MditB  ihalieh«  Wnm  w>  erfolgt,  OteiMliisHt  »ber  eben  deewegea  das  Sei, 
ToUeods  vaSB  der  Einzelfall,  die  Anecdotc,  wio  Often  bei  K.  Brens,  das 
(snze  B*>weismKiehal  gegen  die  bescbrinkenden  Gesetze  ifft 

A.  W  kg aer,  Ur«adUKiins.   i.  Aull.  2S 


Digilized  by  Google 


434  2.Abth.  I.K.  PeMitiod.  1I.H.-A.  Frailwit  3.A.  Soe^FrdLrockte.  §.228,129. 

3)  ImZnsaiiiiDeiihaug  biennitstehtdie  Verkenniing  sckwerer 

wirthscbaftlicher,  socialer  an d  sittlicher  Bedenken  und' 
mancher  unbestreitbar  ungünstiger  Folgen,  welche  eiue 
Fassung  jener  socialen  Rechte,   besonders  desjenigen  der  Ehe- 
schliessung und  der  Freizügigkeit,  rein  nach  dem  wirklicheu 
oder  selbst  nur  nach  dem  vermeintlichen  „Freiheits'^-Intereftse 
des  I n d i  V i dnams  fVüt  wichtige  Gemeinschaftakreiaey  wie  Fanttiej 
und  Gemeinde,  fllr  die  znmeist  bertthrten  anteien  CUaeen  der  Be- 
Tölkemog  and  BohUeBslieh  für  das  ganse  Volkslebes,  wonlgateu 
in  der  Gestaltnng  des  modemeo  priTatwirthachailKchea  Produ-I 
tionsbetrieba  bei  freier  Conenrrenz  mit  sieh  ftthrt    Bine  soleke 
Fassung  dieser  Rechte  wäre  für  den  Einzelnen  und  für  kleinere 
und  grössere  (iemeinschaftskreise,  denen  derselbe  angehört,  immer 
nur  unter  der  Voraussetzung  segensreich ,  dass  der  Einzelne  stets 
richtig  sein  eigenes  bestes  Interesse  verstände  und  dass  dessen 
Befolgung  für  diese  Gemeinschaftskreise  und  damit  für  alle  andenB| 
Volkaangehörigen  und  tHr  das  ganze  Volk  gtlnstig  wirkte;  ferner 
daaa  alle  Besohränkongen  der  individaellen  Freiheit,  welche  Baeb{ 
Geaichtspuneten  and  Zielen  ?on  Gemeinaohailen  eintreten,  den  Eia- 
seinen  nnd  dieae  Gemeinaehail«!  and  damit  wieder  alle  AndereB 
und  das  ganze  Volk  schädigten.    Alles  dies  wird  zwar  von  der 
Theorie  der  Ireien  Coucurrenz  behauptet,  aber  nicht  genügend  be- 
wiesen.   Die  Argumente  lauten  zum  Theil  nur  auf  dieselben  peti- 
tiones  principii  jener  Theorie  hinaus,  welche  früher  schon  nachge- 
wiesen worden  sind  (  §.  126  ff.). 

V.  —  §.  229.  Die  socialen  Freiheitarechte  als  Ge- 
genstand nattonaiökonomiaeher  Unteraaehnng.  Die 
bedenklichen  Wirkungen  der  abaolnten  Faaanng  jener  Beehte  laam 
aich  nicht  nar  mit  Sicherheit  dednetiv  als  Geataltnngatendentea 
ableiten,  sondern  aohon  liegen  dieaetben  imverkennbar  für  die 
Beobachtung  zu  Tage.  Es  gilt  dies  von  allen  vier  ohnehin  io 
engem  Zusammenhang  stehenden  socialen  Freiheitsrechten,  wenu 
auch  nicht  von  allen  in  gleichem  Maasse,  am  Meisten  wohl  vom 
iiechte  der  Freizügigkeit  in  dessen  heatiger  Gestaltung. 

Mit  HUfe  der  Statistik,  als  der  Methode  der  systematischen  Massen-  j 
beobachtung,  besonders  für  sociale  und  volkswirthschaftliche  Ph&AOinene  (a«iB(! 
Abb.  Statistik  im  Staatswb.,  XI.,  469;  l&sst  sich  dies  schoa  jet2t,  trotz  immer  ooci 
rieUkch  sehr  wmillBtiiidigeii  und  niifoUkoiunttieii  Mitteriiis,  HAtanndMB.  Ym  W*  i 
aoädrer  Wichtigkeit  ist  die  Statistik  der  Eheschliessangen,  des  Heirathsalter: 
der  Ehescliliessenden,  welrho  l-'idor  gewöhnlich  nicht  nach  Be ru  f  s  '  la * ses 
(biuudcu)  ape<  iaiiäirt  ist;  die  bUttistik  der  ürtäbuvüikcruug,  mit  der  Vergicicitiü^ 
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Eine  speciell  auf  das  Eiuzelue  eingelieude  Dar- 
legung der  wirthschaftlicbeD ,  socialen  und  sittlichen  Wirkungen 
jener  Rechte  nnd  demnach  der  modernen  Gesetzgebong,  welche 
<tieielbeo  so  absolut  individnalistisch  fonnulirte,  gehOrt  nicht  an 
äm  Stelle  und  flberfaanpty  wenigstens  nach  der  in  diesem  Werke 
festgehaltenen  Systematik,  niebt  in  die  politische  Oekonomie,  son- 
dern in  die  freilich  nahe  verwandte  Wissenschaft  der  Inneren 
Verwaltangslehre  (im  WeseutlicLeu  die  alte  rolizeivvissea- 
schaft 

Wegen  der  all  gemein  wirthschattlicheii  Bedeutung  dieser 
Rechte  ist  es  jedoch  auch  die  Aufgabe  der  Politischen  Oeko* 
Domie,  sich  mit  denselben  au  beschäftigen.  Dies  wird  besonders 
in  diesem  grundlegenden  Theile  nicht  unterbleiben  dürfen,  um 
^  badenklioben  Wirkungen  einer  absolut  individualistischen  For- 
■sliruDg  dieser  Rechte  wenigstens  im  System  der  freien  Coneurrens 
aoeh  rom  volkswirthsehafüichen  Standpunete  zu  prUfen. 

Denn  die  Bedenkeu,  welclic  eine  solche  Fassung  der  Rechte 
euitl(i88t ,  beleuelitcn  wiederum  in  eigenthünilicher  Weise  die 
Principienfragen,  welche  sich  an  die  Organisation  der 
ganzen  Volkswirthsohatt  und  an  das  Verhältniss  des 
privat-  zum  gemeinwirthschaftlichen  System  kntlpfen 
(Kap.  3  d.  1.  Abtb.)  £s  ist  daher  Yom  volkswirtbsobafUiohen 
Staödpunote  aus  ßteUnng  au  der  Gesetsgebung  ttber  die  socialen 
MbÄsieehte  au  nehmen  und  demnach  mit  su  entseheideny  ob  und 
wie  den  bedenklichen  Wirkungen  dies€^  Rechte  in  ihrer  modernen 
ebeohiten  Fassung  etwa  durch  eine  Veränderung  der  Gesetz- 
gebung zu  begegnen  sei.  Wegen  des  innigen  Zusammenhangs 
iwischen  diesen  Rechten  und  dem  privatwirtbschaltlichen  auf  der 
<jrandlage  freier  Coucurrenz  beruhenden  System  lässt  sich  indessen 
leicht  zeigen,  dass  eine  einfache  Beschränkung  der  socialen 
Freiheitsrechte,  mehr  oder  weniger  naoh  der  Schablone  der  frttbe- 
wo  &it|  nnr  bedingt  in  sehr  begrenstem  Umfange  gerade 

<i«A  Zuvadues  der  leutereu  in  Stuten  (uach  deren  üröüseukategoriceu)  und  aul  deui 
plttt«  Lude  (liBdliclie  Oemdiidcn,  DOrfsr,  Gntibeitzke)  nach  den  periodisefcen  VoOts- 
zahianftt;  die  (noch  am  Meisten  mangelhafte,  gevOhnlich  aar  far  einzelne  Gross- 
stäJie.  wie  z.  D.  Berlin,  vuiliegende,  s.  d.  Vorbem.  zu  Abgilt).  '»  unten)  Statibtik 

Örtliche n  Zu-  und  Abzug»  der  BevOlJ^erung  nach  Zeiträumen  (Jahren); 
tttteh  die  Stadttik  der  Ein-  und  Avtwanderong«  welche  ebeafklls  inilieh 
■anche  Lt^en  enthält ,  bebonden  was  die  Anavauderang  ohne  Entla^äungäurkundeu 
•alanzt.  In  den  Werken  über  Ber  ölke  r  u  n  gs-  and  Moralstatistik,  bes.  bei 
W&pf4us,  Qu^telet,  t.  Dettingen  viel  hierhergehöriges  \rerarbeitetes  statiät. 
^l^teiiaL  Spea  literatnnachweiae  u.  atatist.  Daten  8.  u.  bei  den  einzelnen  Abachnitten. 

**)  &  bea.  Stein,  Yenrt^  II 

2b» 
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auch  wegen  der  Bedürfnisse  einer-  und  der  Wirkungen  des  privat 
wirthscbaftlicheu  Systems  andrerseits  in  Frage  kommen  kann,  von 
allen  anderen  Gegengründen  gegen  solche  Wiederbeschränkoog  in 
hentiger  Zeit  abgesehen.  Diese  Rechte  sind,  wie  eine  Vonos- 
BetzQDgy  80  eine  Conseqnens  des  privatwirtliiehaftlioheii  Systems, 
wie  es  sich  in  der  modernen  Wdt  gestaltet  hat 

Eine  Abhilfe  gegen  die  Nachtheile,  welche  diese  Beehte  ftr 
die  Oemeinsehafl  and  sehHesslieh  doch  aneh  wieder  Air  die  Familie 
und  das  Individuuni  hervorrufen,  ist  daher  auch  viel  weniger 
von  einer  veränderten  Socialgesetzgebung,  als  von  einer 
veränderten  Organisation  der  Volkswirthschaft,  nament- 
lich von  einer  zweckmässigen  Ausdehnung  des  gemein  ., 
besonders  des  zwangsgemeinwirthscbaftlichen  anf  Kosten 
des  pri?atwirthschatlÜiohen  Systems  zn  erwarten.  Neben  den  grosses 
Gebieten  der  immateriellen  Prodnetion,  den  Tfallligkeitan  flri 
Reohtsschota  nnd  allgemeine  Cnltnr-  nnd  Wohlfahrtsfttrderongf  wo 
obnehiny  nach  dem  ^yCksets  der  wachsenden  Ansdehnnng  der  Öffent- 
lichen Thätigkeit^'  (§.  171  ff.)  das  gemeinwirtbscha Gliche  System 
sich  immer  mehr  absolut  und  relativ,  gegenüber  dem  privatwirth 
schal'tlichen,  entwickelt,  ist  auch  auf  die  immer  weitere Herübernahuie 
passender  Zweige  der  S  ach  guter  prodnetion,  wie  z.  B.  Eiseo- 
bahnbau  im  ätaatshahnsy stein  ii.  v.  a.  m.  Bedacht  zu  nehmeu. 
Dadurch  wird  es  gelingen,  den  Gang  der  Production,  deshalb 
den  Bedarf  an  Arbeitskrftften  seitlieh  Qndr&amlieh  gleiehmissi- 
ger  zn  gestalten  nnd  mir  einem  Sehlage  einen  guten  Thefl  dsr 
heutigen  Bedenken  gegen  die  moderne  Fassung  jener  FreiheHs- 
rechte  zn  beseitigen.  Der  gleichmftssigere  Oang  des  Eisenbaht^NUD, 
wie  ihn  z.  B.  ein  rationelles  Staatsbahnsystem  statt  des  bald  fieber- 
haft  übertriebenen,  bald  ganz  stockenden,  weil  vom  Gange  der 
Speculation  abhängigen  Privatbahnsystems  ermöglicht,  wird  alle  die 
zahlreichen  und  wichtigen  industrieen  und  Arbeiter,  welche  direci 
und  indirect  Air  die  Bahnen  arbeiten ,  ebenfalls  gleichmässiger  io , 
Gang  halten,  Ueberspecnlation  hier,  Krise  dort,  wenn  nicht  ver- 
htlten,  so  weniger  intensiv  gestalten,  dadurch  die  Ökonomische  Lsg« 
grosser  BcTOlkerungsmassen  mehr  in  gleichem  Zustande  erhsHes, 
in  Folge  dessen  die  Schwankungen  in  der  natttrlichen  Bewegosg 
(Eheschliessungen,  Geburten,  Todesfälle)  und  in  der  örtlichen  Be- 
wegung (Ein-  und  Auswanderung,  Ah-  und  Zuzug  in  den  Industrie 
sitzen  u.  s.  w.)  wünschenswcrth  einengen,   und  demgemäss  im 
Uaiizcu  die  Wirkungen  der  heutigen  socialen  Frei* 
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hei tsr echte  ?iel  weniger  bedenkUcb  maeben.  Natttrlieb  desto 
mehr,  je  mehr  es  so  gelingt,  den  Einflnss  der  Coignnctor  nnd  Specu- 
btion  zn  beiohrilnken,  die  Gemeinwirthschaft  aonndehnen,  den 
Gang  der  materiellen  Prodnction  fester  zu  regeln. 

Erst  diese  weiteren  Folgen  einer  mehr  gcnieinwirtliHchat't- 
lichen  statt  der  heutigen  mehr  privatwirthschattlichen  Organisation 
der  Volkswirthschalt  zeigen  die  grosse  Tragweite  einer  solchen 
UmgestaltUDg,  wie  sie  ohuehin  nnter  dem  Einiluss  der  moderneu 
Technik  sich  vollziehen  muss  (§.  104  a,  109  b  ff.)  Das  vorliegende 
Beispiel  belegt  aber  von  Nenem  die  Wichtigkeit  nationalökono- 
miseher  Unteranehnngen  der  socialen  Frdheitsrechte  auch  fttr  die 
Verwaltangslehre.^)  Die  nach  dem  modernen  Lebensbedflrfhiss  so 
erwilnschte  möglichst  liberale  Gestaltung  dieser  Rechte  kann  bei 
einer  im  stärkeren  Maasse  genieinwirthschat'tlichcn  Organisation  viel 
hesser  zugegeben  werden,  weil  üie  dann  nicht  von  solchen  Schattcu- 
beiteu  begleitet  ist 


4.  Abschnitt. 
DL  Die  duelneii  socIaleB  Pretheltsreelite. 

1.  Ihm  Eecht  der  Eheschlietiang. 

Stein.  Venr.-Uhie,  II.,  124—162,  Handb.  S.  73 -76 ;  H.  Röslcr,  Yerw.recht, 
L,  1,  S.  115  fi. ,  auch  f.  Liter,  u.  Gu8.geb.  K.  v.  Mohl,  Folizeiwi^ä.,  3.  Aufl.,  I., 
130  ff.,  152  ff.  passim;  Ger  sin  er,  Grundlehr.  d.  Staatsverv.,  Wiirzb.  Ib64,  II.,  1, 
BerOlkeningslehre.  S.  US  IT.,  180  ff.,  201  ff.  —  v.  Rönne,  Staatsrecht  d.  D.  Reicbl, 
2.  Aai!.,  S.  121  ff.,  ders.,  prenss.  Staatsrecht^  3.  Aufl.,  L,  2,  S.  170  ff.;  Friedberg, 
Recht  d.  Ebeschliess.  in  s.  gescbichtl.  Entwickl.,  Lpz.  1865. 

Ran,  YolkmeliiMl^  L,  §.  11  ff.,  bes.  §.  16  ii.  15a  (auch  f.  Uter.X  Boscher, 
U  5.  Bech  BefdUmiig,  bes.  §.  266,  26S.  .Sehiffle,  System,  8.  Aul,  IL,  666  ff., 


Diese  Seite  des  Staatsbahnwcscus  ist  bisher  viel  /.w  wrniir  hLarhtct,  VergL 
iedoch  schou  meine  Darlegung  in  Rau-Wagner,  iinauzv.,  I.,  231,  bes.  öub  b 
liebst  Anm.  k  u.  §.  232,  2.  A.  §.  233,  236,  24G,  256,  „ZeitpUn^^  £.  d.  Eiücubahu bau. 
Aus  der  neuesten  Specnlationsperiode  1871 — 73  a.  Krlrit  1878 — 74  ff.  wird  der  ton- 
angebende Eiiifluss  des  Eisenbahnbaaes  auf  einen  grossen  Thell  der  ge->ammteil 
Luiastrie  (^darch  das  Medium  der  Arbeitslöhne  auch  auf  die  nicht  direct  lilr  die 
Bahneo  arbeitenden  Zweige)  allgemein  hcnorgehoben,  rozu  allerdings  ein  wegen  der 
fraozAsischen  llillUrdeu  fieberhafter  Staatsbahnbau  diesmal  mit  beitrug.  Yp,  z.  B. 
Oechelhrtuser,  wirthach.  Krisis,  Berl.  1S76.  Dieser  fehlerhafte,  weil  zu  ungleicli- 
(Binige  Staatsbabuban  Usst  sich  aber  vermeiden  244a).  Zu  beachten  ist  nur,  dass  der 
StaattlMliiibe«  Uon  ein,  wenn  auch  besonders  wichtiger  Belügfall  für  die  Richtig- 
keit der  Beweisführung  im  Texte  ist. 

**)  Die  socialen  Freiheitsrechte  haben  noch  ihre  besomlerc  ncdeutunjr  fUr  die 
einzeln en  grossen  Gebiete  der  materiellen  Prodacüon,  Ackerbau,  Bergbau,  ludoetrie. 
In  des  SrOitaningen  bierftber  und  über  Agrar-  nnd  Gewerbererfassnng  nnd  Handelt- 
DoUtik  im  practischen  Theile  der  Yolkswirthschaftslehre,  bez.  im  i.  Bande  des  Lebr^ 
Vachs  wird  eyentuell  weiter  auf  den  Gegenstand  der  folgenden  Abschnitte  einzugehen 
«ein.  —  Yg^.  u.  Uber  die  Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  die  Freizügigkeit  ^.  244. 
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Kapitalismus,  S.  671  IT..  vielfach  im  Ansohluss  an  Mario,  WehOkon.,  der  cinirebeiid 
die  Bevölkerungslehre  behandelt,  IL,  376—422.  III.,  (VJ  -  13S.  Vpl.  auch  Schäffle. 
Soc.  Körper  U.,  234  ü'.,  III.,  1—51;  Peschel,  Völkerkunde  S.  227  11.  Wappaus, 
Ber.stet,  11^  215  ff.  A.  t.  Oettingen,  MonlBtat,  2.  Aufl.,  S.  75  ff.  Meine  6»- 
fictzmäss.  d.  scheinbar  willltührl.  menschl.  Handlangen,  Hamb.  1S64,  II.,  90  ff.  ■ 
Ü.  BUmelin,  Reden  u.  Aufs..  Tüb.  1S75,  Uber  die  Malthus'schen  Lehren,  S.  305  £  i 

(ieüetzgcbung:  Ges.  d.  Norddeutschen  Bundes  r.  4.  Mai  ISGS  Uber  d.  Aafbeb.  ' 
der  poUzeiL  Beecbrftiikniigeil  der  Kheschlicss.  Beichsges.  r.  6.  Febr.  1S75  über  1 
Beurliund.  d.  Persoiicnbtands  u.  die  Elieschliessung,  be.^.  §.  2S  ff.  Baier.  Ges.  über 
Ueimath,  Verehelich,  u.  s.  w.  vom  IG.  Apr.  I86b  u.  2.3.  Febr.  1872.  üeber  d.  nettere 
dratsche  Reichs-  u.  die  aasftihr.  Partic-Ges.geb.  aaf  diesem  Gebiete  sind  maachedei 
Commentare  TL  dg\.  en>chieuen.  S.  a.  A.  P.  Hinschius,  Bfliclisges.  Olk  Bemknl  | 
d.  Pers.st.  u.  <«.  w.,  2.  A.  Berl.  lS7t5  a.  d.  umfass,  Werk  von  v.  Sicherer,  Peis.- 
stand  u.  Eheschliess.  in  DeutschL,  £rl.  Ib79.   S.  aoch  Vorbem.  zu  Abachn.  i  Oiitea.  ' 

Es  ist  iiielit  die  Aufgabe  dieses  Weite,  tof  diA  OescUdita  und  das  heotig»  Bacht  \ 
der  EhcüchliesBong,  noch  aof  die  bevOlkernngsstatittlBelieB  f^Mfen,  irelche  steh  aa  die 
Eheschlicssunsr  knüpfen,  näher  einzug-ehen.  Weiteres  Htoiar.  imd  kgidat  sowie  flatilL 
Material  s.  daher  in  den  gcnauntua  W dketi. 

I.  —  §.  230.  Das  ältere  Hecht  und  seine  Keiorm. 
Characteristisch  für  das  Eberecht,  welches  wir  in  nnseren  modernen 
Staaten  ans  dem  Mittelalter  überkommen  haben^  ist,  dass  nicht  nur 
die  reehts giltige  Form  der  Ehesohliessnng  dem  indiridadien 
Belieben  entrttekt,  sondern  aneh  das  Reeht,  dne  Ehe  einzngebeo,  j 
in  materieller  Hinsicht  an  gewisse  allgemeine  reohtliehe 
Bedingungen  und  an  die  Zustimm ung  von  Gemeinschaf- 
ten oder  von  Vertretern  solcher  geknüpft  war.  Darin  lag  die  recht- 
liche Anerkennung  der  unbestreitbaren  Thatsache,  dass  jede  nene 
Ehe  nicht  nur  das  Interesse  der  Gatten,  sondern  direct  als  solche, 
als  Lehensgemeinschaft  der  Gatten,  und  indirect  wegen 
der  Folgen  der  £he  ftir  die  Kindereraengnng  und  die  Be- 
völkernngsyermehrang,  das  Interesse  engerer  und  weitersr 
Gemeinschaften,  denen  die  Gatten  angehBien,  nnd  sdilieaslieb  dei 
ganzen  Volks  berühre. 

A.  Die  Volksgemeinsohaft  nahm  ihr  Interesse  insbesondere  ni  . 
den  Rechtsnormen  über  die  Ehehindernisse  wahr.    Im  henti-  ! 
gen  Eherechte  der  modernen  Culturstaaten  sind  diese  Ehehiuder-  ^ 
nisse  mit  Kecht  gegen  trüber  vielfach  beseitigt  und  beschränki 
worden.   Aber  bekanntlich  fehlen  sie  auch  jetzt  keineswegs  ganx. 
Indem  namentlich  das  unbedingte  fihehindemiss  des  verheirs- 
theten  Stands,  mithin  die  Monogamie,  sowie  dasjenige  ein«  \ 
nahen  Verwandtschaftsgrads  festgehalten  wird,  trilgt  du 
Beoht  gewissen  sittlichen  Anschanungen  des  VolksbewnssCseiDS 
gebührend  Beehnang.^    Indem  ein  bestimmtes  Alter  der  Kbe- 


')  S.  Eeichsges.  r.  6.  Febr.  Ib75,  §.  SS.  Auch  der  hier  geaanato  Fall,  dasi 
She  verbeten  ist  zvisdien  ejnem  wegen  Shebnebs  GssdMenea  oad  aeiao»  Mih 
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lündigkeit  verlaugt  wird,  werden  aach  sanitäre  Interessen  der 
esammtheili  weiehe  beim  EhehiodeniiM  der  Verwandtoohaft  eben- 
lUe  -dn  wenig  mitspieleii,  wahinenommen.*) 

B.  Die  Einmisehung  der  grössten  Gemeinsehaft,  derjenigen 

BS  Volks  und  ihres  Vertreters,  des  Staats,  in  die  Gheschliessnng 
i  geschichtlich  nicht  hUufig  und  namentlich  selteu  aus  eigentlich 
opnlationistisch en  Tendenzen,  nemlich  um  die  Elieschlies- 
aigen  wegen  ihres  Eiaflusses  auf  die  Volksvermehrung  zu 
•l'ördern  oderza  beschränken,  yorgekommeii,  obwohl  es  an 
tafaeteristischen  Beispielen  dafftr  nieht  gefehlt  hat^  Princi- 
iell  wird  in  dem  praetiseh  wiehtigsten  FMe,  dass  etwa  nach 
m  Uniständen,  besonders  nach  der  Höhe  des  Volkseinkommens, 
ne  Beschränkung  der  Eheschliessungen  und  dadurch  implicite 
U  Volks  Vermehrung  vom  Gesammtinteresse  gefordert  würde,  dem 
ante  ein  EinmischnngBreeht  nicht  vorznenthalten  sein  (§.  97). 
^mn  der  moderne  8taal  darani*  meielens  ?erziohtet  bat»  so  ist  dies 
I  Gmtan  wohl  m  billigen,  wefl  die  Beiehr&akang  der  ,yEhe- 
eiheit"  wenigstens  nach  nnserer  heutigen  Änsehaming  am 
hwersten  empfunden  und  wirklich  als  eine  Verletzung  der 
rsönlichen  Freiheit  betrachtet  wird,  und  weil  die  Gemeinschaft 
vielfach  in  der  Gegenwart  ein  Interesse  an  Vermehrung  der 
ben  und  der  Bevölkemng  hat  Aber  damit  kann  und  darf  sich 

bMigen.  gehAfC  hiefte.  b  dSam  M  nach  eiB«m  In  du  Qesetz  gebncbtea 
satze  aliordijigs  Dispenntioii  ZQlin%,  ais  Sieg  des  Indifidnalprindps  Uber  die  «Itt- 

kb  Anschaating. 

*)  Beispiel:  d,  preuss.  Laudrecht  setzt  IS  Jahre  für  den  Mann,  14  für  das  Weib  fa^ 
«  ein  preudte.  Ges.  v.  Dec.  1872,  um  der  Rechtsgleichheit  Willen,  im  ganzen  Staate 
ifübrte.  Das  neue  Reichsgesetz  vom  6.  Febr.  1875  bestimmt  mit  Recht  v\ie*]er 
bere  ZifTern:  vollendetes  20.  und  16.  Jahr,  mit  Zulassung-  von  Dispensation.  In  der 
böhuDg  des  Alters  der  Ehemündigkeit  wie  in  allen  solchen  Bestimmungen  des  Rechts 
er  die  Ehehiuderoissc  zeigt  sich  die  uubcsoitigbare  Berücksichtigung  des  Gemein- 
aaftciateVMMt  ror  detjoDlgea  des  IhdlfidaaliiileieMeB:  aekr  mit  Becht,  aber  im 
Iderspxveli  mit  der  sonst  beliebteii  abaolnten  Faaniog  der  persönlichen  Freiheit 
i  Indiridmuns. 

[  *)  Ueber  £be beförderung  s.  Roscher,  I.,  255.  Das  bedeutendste  Bel- 
li MW  delB  AHefthira:  die  aagnsteisoiie  OMetigolnuig  in  der  Lex  JoHa  et  Papia 

I^MK,  Sw  darüber  Pochta,  Institut,  L,  520  ff.    Kifiderprim iensystem  Gol- 
trt's.    ahnlirh  in  and.  Ländern  im  17.  .lahrh.    Stein,  Verw.  1.,  143  ff.  (kurzweg 
er  vom  ..überwundenen  Standpunct"  bei  Ehebefördemng  sprechend,  was  einseitig 
d  uitbistorisch).   S.  Mohl,  Oerstner  a.a.O.  —  Ueber  Ehebeschriiikiiiigen , 
Oerdings  die  practischere  Seite  der  Frage,  Rau,  VwschpoL,  IL,  §.  16  £L,  Boscher, 
§.  25b,  Stein,  Vwl.,  IL,  S.  146  fl.   Die  Frage  des  Eheverbots  lür  gcwis«!*^  Kranke 
d  Schwächhche.  nach  sanitäre n  J'ücksichtcn  wegen  der  Uebertragung  von  Kränk- 
sten und  KranUieitskeimen  aui  die  Nachkommenschaft,  ist  wohl  noch  nicht  fUr  alle 
H  eodgiltig  eBfaddaden.  Aveli  Idar  hmmm  gewichtige  QemeinichaftsiiiteieMeD 
wBemcht  —  Btein  a.  a.  0.  8.  149  wieder  m  apodietisch  fom  Standponcte  dev 
ilgoiwait  ans.  •         ■  .  .  .• 
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der  Staat  niobt  anbedingt  ein  fflr  allemal  die  Biade  ge- 
bunden haben.  Am  Wenigeton  würde  in  einem  aoeiaiistiBehen 
Gemeinwesen  prineipieU  Ebefreibett  oder  Freiheit  der  KiBderer 

zeugUDg  gewährt  werden  könncD,  ein  von  den  socialistischen 
Schriftstellern  viel  zu  wenig  beachteter  schwacher  Punct  ihrer 
Theorie,  Uber  den  eine  einseitige  Polemik  gegen  Malthug  und  Mal- 
thosianismus  nicht  hinweghilft.^) 

C.  Häufiger  and  allgemeiner  waren  und  sind  x.  Tb.  bis  io 
ansere  Zeit  hinein  die  Eheconsensreehte  kleinerer  GemoB- 
sebaflskreiee,  dnreh  weiebe  die  letsteren  ihre  (wirlüicbeD  oder  m- 
meintlieben)  Interessen  den  Ebesobliessenden  gegeniber  m  Gel- 
tang brachten  oder  dnreb  welehe  aneb  Interessen  der  fihesebHesseii-  i 
den  selbst  nach  dem  Princip  der  Bevormundang  wahrgenommen 
werden  sollten.  Solche  Rechte  der  Zustimmung  besass  die  Familie  I 
(das  Geschlecht),  bez.  das  F am ilen haupt  (Vater,  Eltern),  der 
gesellschaftliche  (und  damit  oft  zusammenfallend  der  poli- 
tische) Stand,  welchem  ein  oder  beide  Nupturienten  angehOrteBi 
die  Gemeinschaft  gleichen  Besitzrechts  (wie  in  Lehens- 
nnd  in  Grnndberriiehkeitsverh&itaissen),  die  Religions- 
gemeinsehaft,  der  Bernfs-  nnd  Erwerbsstand,  endMsk 
'  namentlieb  die  Gemeinde,  besonders  als  die  eventneU  nur  Armea- 
nnterstütsnng  verpflichtete  Gemeinschaft.  Manche  dieser  Gon- 
sensrechte  sind  mit  den  Einrichtungen,  an  welche  sie  sich  knüpf- 
ten, obsolet  geworden,  andere,  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  be- 
stehende, sind  ausdrücklich  vom  Gesetze  aufgehoben  worden.  Nnr 
kleine  Reste  haben  sich  erhalten,  wie  in  dem,  sehr  beschräokteo, 
elterlichen  und  wie  im  staatlichen  Consensrechte,  welche! 
bei  Givilstaatsdienem  and  besonders  bei  Militttrpersonen  in  einigsr 
Hinsiebt  das  ältere  Gonsensreoht  des  gesellsehaftliehen  Standes  Tcr- 
tritt  In  der  Haaptsaehe  ist  also  gerade  Un  EhesehUessnngsrsdit 


^)  S.  oben  d.  AvsMiraiig  in  §.  97,  bes.  Amn.  14,  8.  145.  Fen«r  M«t1«,  UL 

85,  der  ebenfalls  den  Socialibtoii  den  Vorwurf  einor  p^eradc  von  ihrem  SUndpunct'  r.- 
unreranlwortlich  optimistischen  Behandlang  der  Bevölkerongsfrage  macht.  V;.'!  ub-- 
gens  auch  De  Lareleye,  propri6t6,  P&r.  1&74,  p.  iJS  Uber  die  scheinbar  enigefea- 
gesetzte  Erfahning  in  Bnttland:  da«  nemtteh  die  hnlfaeoeUiet  lladl.  OifuiintiM 
doch  nicht  zo  einer  rascheren  VolksTermehrung  führe.  Indessen  sind  einmal  dk 
Daten  Uber  die  rass.  Volksvermchrung ,  soweit  sie  aus  den  pcriod.  „ZiiUInngen  "  *ifr 
Be70lkerang  entnommen,  nicht  genau  genug  l'ur  die  Eutächeidong  der  Frage  qkJi 
der  ▼irklichen  Vermehrung:  und  todaiin  weist  De  Laveleye  selbtt  auf  den  Mh* 
stand:  starke  (ieburtenziflor.  aber  unerhörte  Kindersterblichkeit  hin.  S.  Uber  letzter« 
Uebel  Bumelin,  a.  a.  0.  S.  331.  Ich  halte  den  Einwand  ans  der  BorOlkeraogjKbag« 
ftlr  eioen  der  trifUgstcn,  den  man  dem  Socialismus  machen  kann. 
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dit  Individnalprinctp  statt  de«  Gemetnachaftsprincips  (§.  200) 
sa  nmlabsendster  Geltung  gelangt/') 

II.  —  §.  231.  Gründe  für  die  Verändernng  des  älteren 
Eherechts.  Diese  Gestaltung  gerade  des  Ehe  rechts  ist  auf  die 
Mttiinigi'^i^igftA  VVeise  begründet  worden.  Voruemlicb  in  ihr  sah 
man  eine  notiiwendige  Gonseqnenz  der  persönlichen  Freiheit.  Eine 
BeachrinknDg  der  leltteren  auf  diesem  Gebiete  aller  peisttidiehsteii 
Intoresses  des  EiBxelnen  galt  daher  yollends  als  ausserhalb  der 
Cempeteni  des  Staats  liegend.  INe  gflnstigeu  soetalen  nnd  wirth- 
tebaftHeheo  Folgen,  welche  oben  anerkannt  worden  (§.  225),  fielen 
schwer  ins  Gewicht,  Der  nicht  zu  läugnende  Znsammenhang 
zwischen  dem  Eheschlicssungs-  und  Niederlassuugsrccht  und  der 
absoluten  und  relativen  Mäutigkeit  der  unehelichen  Geburten  wurde 
benntzt,  um  auch  vom  sittlichen  Standpuncte  aus  eine  möglichst 
freiheitliche  Gestaitang  dieser  Hechte  zu  fordern.^)  Die  oft  sehr 
klanliche  and  ehieanflee  Handhabung  der  geltenden  Besehr&nknngen 
der  BfaeseUiessttiigsfreiheit  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
Beobte  der  Niederlassang  und  Freiztigigkeit  und  des  Gewerbe- 
betriebs, UUifig  im  engherzigsten  Interesse  der  betbeiligten  Kreise, 
der  Concurrenteu,  der  Gemeinde,  diente  ebenfalls  nur  zur  Discre- 
ditirung  dieser  Beschränkungen  in  Bauseh  und  Bogen.  Dem  Ein- 
wand, dass  der  Missbrauch  den  richtigen  Gebrauch  nicht  autlieben 

begegnet  mau  mit  der  Bemerkung,  dass  bei  solcher  Gesetz- 
gebung ein  Missbrauob  unTermeidlich  sei.  Die  zunächst  berührten 
unteren  nnd  ärmeren  Classen  sebienen  dabei  endlieh  besonders  be- 
naobtheiligt  au  werden,  im  Widerspmeh  mit  der  Forderung  niobt 
nur  formaler,  sondern  realer  Beehtsgleiehbeit.  Die  Bevormnudung 
dieser  Classen,  welehe  in  dem  flüheren  Ehereehte  mit  enthalten 
war,  wurde  aber  aus  allgemeinen  uod  hier  noch  aus  besonderen 

S.  bei.  Stein  a.  ■.  0.,  bei  tUer  Efnseitigkeit  wtd  nitmiter  Schiefheit  seiner 
Sohabloaisirnif  Bieb  Geschicchterordnung.  st.^ndis<  lu  r.  stnatbbar^rerlicher  Ordnung:  doch 
hi^r  wie  in  a.  ganzen  Venrtllungslehre  viol  Trell  Hohes :  Act  Hauptmangel  bleibt  nar 
bei  ätein,  vie  bei  den  Volkswirtbeu  der  liberalen  Schule,  daos  sie  keine  Fort- 
bildung über  die  heutige  steetsbarferliche  Periode  hinans  ftlr  inl&ssig,  kanm  ftr 
mAglicb  anzunehmen  scheinen.  Uebor  die  Beseitig,  d.  meisten  Eiteren  Ehehindernisse, 
resp.  Ehebeschränkongen  privat-  u.  öllentL-rtJchtl.  Art  im  neneston  D.  Recht  s,  d.  (io>. 
T.  Id6b  u.  V.  Sicherer  S.  32S  iL  In  Baiern  int  dieses  liesotz  nicht  eingcfuiirt. 
Bitoft  hat  seine  aparte  Oes.febw  in  einigen  Poncten  behalten. 

*)  Siehe  A.  v.  Octtingcn.  Moralstat.  2.  Aufl..  S.  2S2  IT..  der  den  EuiMiiss  d.;r 
^iesetzsrebung  tib*  r  Ehesf'hliessuii<r.  N'iederlassung  und  (iowerbebctriob  zu  wenig  betont. 
Vgl.  übrigens  S.  liü.  Wappkud.  Bev.  sUt.,  iL,  385  11.,  389.  Maximum  unchel. 
Kinder  (bei  Vergleich  nach  Staaten)  in  Dentsehinnd  im  rechtsrhein.  Baiem  mul 
Mecklenburg  mit  den  l&ngst  dauernden  und  strengsten  Niederlassungs-  n.  s.  w.  Er- 
schwemogen.  Verbesserong  seit  der  neaeren  Ueaetzgebaag  be».  in  Baieru,  8.  o,  Anm.  1 1. 
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Gründen  in  einer  so  peiBöniichen  Sache  wie  der  Eheachtowag 
yerworfen. 

Das  endgUtige  Urdieü  ttber  die  Triftigkeit  dieser  OiCnde  ul 
Uber  den  Werth  nneeres  heutigen  Ehereehts  hSngt  notfawendi;  fn 

der  gesammten  Auflassung  des  socialen  und  volkswirthschaftlicheii 
Lebens  und  danach  von  der  Ansicht  Uber  das  für  letzteres  aut/a- 
stellende  Ziel  ab.  Dafür  ist  auf  den  Inhalt  dieses  ganzen  Werkt, 
besonders  dieses  gmndlegenden  Theils,  nod  anf  die  Erörterung, 
welche  unten  spedell  an  die  Betraohtnng  der  Freisllgigkeit  wä 
Kiederlassongsfretheit,  des  Tolkswirthsehafdieh  wiohtigsten  der  ner 
socialen  Freiheitsrechte,  angeknüpft  wird  (§.  242),  zu  verweiwn. 
Hier  können  folgende  Erwägungen  genügen. 

III.  —  §.  232.  Socialükonomische  Bedenken  geger 
das  heutige  Eherecht  Vom  volks wirthschaftlichei 
Standponcte  ans,  von  welchem  hier  das  Ehereeht  in  erster  Lmie  n 
betrachten  ist,  entspricht  die  heutige  Gestaltung  desselben  durebis 
den  philosophischen  und  politischen  wie  den  besonderen  Okonoi» 
sehen  Grundanschauungen  der  Theorie  der  freien  Concurrenz.  Die 
Vertreter  dieser  Lehre  handeln  daher  als  Anhänger  des  beatigeft 
Eherecbts  nur  folgerichtig. 

Von  dem  soeialökonomischen  Standpuncte  dieses  Weriis  m 
bieten  sich  dagegen  manche  Bedenken,  welehe  sdion  beute,  saeki 
▼erhftltnissmttssig  kunsem  Bestände  des  neuen  Ehereohts  hi  doj 
europäischen  Cnitnrstaaten ,  ihre  vielfache  practische  Bestätigoog 
durch  die  Erfahrung  finden.  ' 

1)  Das  heutige  Eherecht  bildet  einen  bedeutsamen  weiteren 
Schritt  zur  vollen  Autlüsang  uothwendiger  and  heilsamer  Geroeu^ 
sehaftshande  und  insofern  snr  weiteren  Atomisirung  der  Ctosellschaftj 
Das  Individualprineip  ist  darin  xu  unbedingt  sum  Siege  über  du 
Gemeinschaftsprincip  gelangt,  welches  bei  solchen  socialen  BeeM 
institnten,  wie  die  Ehe,  seine  Beachtung  gebieterisch  im  Interes« 
des  socialen  und  wirthschaftlichen  Organismus  fordert. 

2)  Jenes  IJecht  ermöglicht  und  begünstigt  bei  den  unterer^ 
ärmeren  und  ungebildeteren  Classcn  eine  frühzeitigere  VM 
Schliessung,  ohne  die  genügende  Geistes-  und  Gharacterreife,  mi 
unter  selbst  ohne  die  erforderliche  körperliche  Beife  der  Gattsj 
und  ohne  hinlänglich  gesicherte  Ökonomische  Grundlage  des  BmM 
Stands.  Es  wird  dadurch  indirect  eine  der  wichtigsten  Ursad» 
der  Verarmung  und  materieller  wie  sittlicher  Noth  verstlirkt,  weicht 
in  leichtsinniger,  zu  frUher  Heirath,  zu  grosser  lüuderzahl  in  ^ 


i 
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Ehe  liegt,  und  ein  Thcil  der  neuen  Generation  wird  physisch  und  ^ 
psychisch  untüchtiger.   Die  Generationen  folgen  rascher  auf  eiu- 
aoder,  die  Geburtenzahl  schwillt  starker  an,  der  Tod  hält  aber 
unter  den  Kindern  nur  eioe  um  so  reichere  Ernte.  ^) 

Die  Bicfatigkeit  dioser  Satze  lässt  sieh  bereits  mit  doto  jetzigen  bevöIkerungS' 
statistischen  Material  erhärten.  Di«'  Consr^iu^^nz,  welche  iiu  Text  aas  den  statistischen 
Tbatsaohen  far  die  Frage  dos  Eherechts  gezogcu  wird,  wird  Zustimmung  oder  Ab- 
vdsuDg:  je  Bteb  der  Stellang  des  Einselneii  tu  den  Mtlt1iiis*8oheo  Lenren  inden. 
Ueber  die  im  Kern  uuumstOssliche  Malthus'sohc  Lehre  s.  o.  §.  97.  Anm.  14, 

5.  14.5.  Im  Wesentlichen  Ubereinsfimm-  nd  Ktlmelin.  Auf-^.  S.  :!01  Uber  d.  Malthiib*- 
sche  Lehre.  lu  dieser  und  der  vorauägeheudeu  Abhandlung  „über  den  BeghÜ  und 
die  Ihtver  einer  Genention**  mehr&cb  Ertftemngen  nnd  tUdttiedie  Deten  zur  Be- 
>^tritii£rang  des  im  Text  Gesagten,  bes.  der  Scbloässätze.  S.  bes.  über  die  Kinderstcrb- 
lichlieit  S.  330  fl".  und  über  die  Red'^iikeri  eines  raschen  Wachsens  der  Berölkerang'  in 
alVtD  Cdturläudeni ,  gauz  in  Kiuiiiang  mit  dem  kern  der  M. sehen  Lehre,  S.  324  if. 
Die  bedenkliche  sofortige  statte  Steigerung  der  Tnaangen  nnd  Geborten  in  günstigen 
Jahren  (bei  gutem  Erwerb,  miesigen  Pn  irien  der  Lebensmittel),  das  Herabgehen  des 
Heirathsalters  in  solrh<*n  Jahren  (Belgien,  s.  meine  Gesetzmässigk..  II.,  94,  96,  Eng- 
laud),  das  uuverbaltiiisdinaääig  niedrige  Ueirathsalter  auch  der  Männer  in  England 
(ÜHt  die  Hilfte  der  «retranten  Kinner  anter  2S  J.  elt,  selbst  nnter  20  /.  2.4  Free, 
trotz  des  nördlichen  Landes I  WappÄus,  IL,  276),  die  tiberall  imr  h  so  grosse  Kinde r- 
stüirblichkeit .  die  solortijre  Steit^eninjr  der  Sti-rblii  hkoit  in  lJn;:nli^til;l'Il  Jahren  sind 
nicht  nur  Tollgiltige  Beweise  fiir  die  starken  Teuden^n  der  Volksvermchruug,  für  die 
■lehtige  Wirksamkeit  der  repressiven  Henuninittel  ond  ftr  die  immer  noch  so 
ungenügende  \\irk>;anik'  !'  »incr  rii'hfii,'en  F'rävention  und  damit  eben  für  die  Rich- 
tigkeit der  M.Vh'  !i  I.<  lir>-  im  Kern,  twtz  der  ünhaltbarkeit  der  Formel  (s.  oben 

6.  146,  Anra.  14):  mc  /.eigen  aui^erdem  auch,  dass  hier  grössto  Gemeiuschafts- 
Interessen  vorliegen,  wchho  man  nicht  ohne  Weiteres  grnmis&tzlich  preisgeben 
kann,  selbst  wenn  sie  ni-dir,  als  es  der  Fall  ist,  mit  Individualinteressen  in  Wider- 
sprach Stauden.  Ob  und  welche  B&ichräokuog  des  Ebeschliessoiigsrecbts  des« 
vscen  statthaben  soll,  mnss  immer  mit  Hücksicht  anf  die  Erfordeniisee  der  per- 
sOaucben  Freiheit  und  ausserdem  nach  der  concreten  Sachlage,  aber  darf  nicht 
allein  nach  jenen  Erfordernissen  eiit>eliie«bti  werden,  sondeni  stets  zugleich  mit 
Hacksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  (icmeinschatt:  dies  gilt  es  festzuhalten,  gerade 
dies  wird  aber  ron  der  modernen  FMheitstheoTie  bestritten.  >-  Dass  freilich  aaf 
'Vuisem  schwierigen  Gebiete  die  Sitte  mehr  ab  das  Recht  es  sein  s<^te,  ron  welcher 
A'diilfe  gegen  Ucbelstände,  wie  die  in  Betr.  der  Ehe^chlicssung^  n.  s.  w.  angedeuteten, 
zu  erwarten  wäre,  soll  mit  den  vorausgehenden  Bemerkungen  nicht  bestritten  werden. 
Anf  die  Fdgen  einer  sehr  lasehen  YolksvermehmBg ,  Tollends  wenn  sie  in  Zeiten  Qtt> 
^;!>stii;en  Erwerbs  hineindauert,  ist  aus  den  bevOlkor.statist.  Daten  Deutschlands  im 
V  r>^li  ich  zu  Frankreich  in  den  letzten  Jahren  leicht  ein  SchIus^  zu  ziehen.  In  den 
5  Jahren  1872 — 76  wurden  in  Frankreich  bei  einer  Bevölker.  von  36.1 — 36.9  Mill. 
1.587  MUL  Ehen  geeehkMsen,  5.004  Mül.  Kinder  find.  Todtg«h.)  geboren,  starben 
4.520  Mill.  Pers.  (incl.  Todtgeb.) .  also  ein  IVbcrsf^huss  der  Geborenen  T.  0.684  oder 
jShrl.  0.1.37  Mill.    Im  Deutschen  Reich  war  bei  einer  Volkszahl  von  41.06  —  42.7 

Urtsanwes.  15*71,  1875)  die  Zahl  (b-r  Ehen  in  diesen  5  Jahren  1.994  Mill.,  der  Ge- 
borenen (incl.  Todtgeb.)  S.791  Mill.,  der  Gestorbenen  (incl.  Todtgeb.1  6.148  Mill,.  der 
L'ebersrhuss  2.64.1  Mill.,  also  jährl.  0.52*^  Mill.  In  Frankreich  war  <]\o  Zahl  d.  Khen 
natttrL  in  den  2  Kriegirjahren  1870—71  sehr  gesunken  (1^69  :  303,000,  1870:  224,000, 
1871:  262.000),  stieg  1872  auf  852.000,  sank  aber  dann  sofort  wieder  ziemlich  auf 
die  alte  Nonn,  1^*73—76:  821,  .«ioa,  HOC.  291  Tausend,  die  Zahl  der  Geburten 
schwankt  wenig,  c.  1  Mill.  Im  Deutschen  Reich  haben  wir  eine  jremeinsame  Be- 
TOlLstatistik  erst  seit  1872.  Die  Zahl  der  Ehen  hat  sich  zwar  fortwährend,  aber 
laagiiiB  rermlndort,  1872  —  76  :  423  ,  416  ,  400.  S87,  367  'Aitisend,  <Ke  der  Ge- 
burten ist  sogar  in  den  letzten  Jahren  des  Rückgangs  immernoch  gestiegen.  1S72 — 76 
iaTameodeH  1.693,  1.715,  1.753,  1.799,  1.831!  Ueber  die  Kehrseite  solcher  in  and. 
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3)  Das  neae  Ehereeht  steht  anch  im  Widerapraeh  mit  Often 
'  nooh  aaerkjuuiteo  priyatreobtlioheii  Pfliehten  dar  Familiei 
bez.  der  näheren  Verwandtschaft^)  zur  Hilfsleistung  an  be- 
dürftige Aiigebörige  und  vor  Allem  mit  der  öft'eutlich-recht- 
lichen  ArmenunterstU tzungspflicbt  der  Gemeinden.*) 
Entweder  muss  man  auch  diese  Pflichten  nunmehr  beseitigen, 
was  folgerichtig,  aber  practisch  schwierig  ist,  weil  eine  anderweite 
Begalang  der  UnterstUtzong  schwer  hält  oder  den  Gmndsätzen  der 
berrsohanden  Theorie  widerspricht ,  wie  dicsjaBige  mittelst  al%e- 
mainan  Cassanswangs  fttr  den  Eintritt  in  Hilftoassen,  oder  endBeb 
selbst  principieUe  Bedanken  bat,  wie  dla  Uebertragung  der  Pflieht 
direct  auf  den  Staat.  Oder  man  erhält  folgewidrig  jene  Pflichten 
aufrecht,  welche  nur  innere  Berecbtigiiug  haben,  wenn  die  be- 
treflfenden  Gemeinschaftsk reise,  wie  Familie  und  Gemeinde,  ein 
Zustimmungs,  bez.  ein  Widerspruchsrecht  gegen  leichtsinnige  Ehe- 
schliessung besitzen.  Dann  gerätb  man  aber,  wie  in  unserem 
beutigen  Annenrecbt,  welches  rornemlich  die  Gemeinde  tiir  Unter- 
sttttanng  yarpfliohtety  und  swar  die  Gemeinde  das  kors  daaemdeo 
Anfentiialts,  bes.  der  Geburt  (§.  8d4),  In  einen  gans  nnbaltbares 
Commnnismns,  da  den  Mitgliedern  der  Gemeinschaft  jede  Ein- 
wfarkung  anf  das  ihnen  snr  Last  fkUende  Individuum  fehlt,  — •  was 
in  jeder  eigentlich  socialistiscb-communistischen  Organisation  des 
Gemeinwesens,  welche  auch  nur  auf  einige  practische  Durchführbar- 
keit Anspruch  macht,  undenkbar  wäre. 

IV.  —  §.  233.  Die  Frage  einer  Reform  des  Eechti 
der  Eheschliessung.  Eine  Veränderung  des  Eherechts,  weldie 
diesen  Bedenken  Rechnung  trägt,  bietet  ohne  Zweifel  grosn 
Schwierigkeiten,  weil  das  jetsiga  Beeht  mit  dem  gesammten  naoero 
socialen  und  wbrtbschaftlichen  Beeht  eng  Eosammanbtagt  Eine 

Hijt>i<-ht  ja  erfrcol.  raschoii  Volkszunahme  (abgesehen  v.  d.  furchtb&rea  Kindenterb- 
liclikeit'  bclir  beachtenswcrthc  Bemerk,  in  d.  Augsb.  AUg.  Ztg.  Jan.  1878  in  d,  Artikcli. 
„UübebagUcbo  Zeitbetracbtuugea'\  Vgl.  auch  JuJ^heft         d.  D.  BeichistaL  S.  1—50. 

*l  IMese  Veipdichtiing«!!  sliid  soeh  durch  di«  neoest«  deotoolw  Annengetetzgebaag 
nicht  beneitigt  worden.  D.  Ges.  über  d.  UnterstUtzungswohnsitz  vom  6.  Juni  ISTO. 
4^.  61,  Alin.  2.  Vgl.  Rocholl,  Syst.  d.  D.  Annenpflegerechts,  B«rL  1873,  S.  245ff. 
1.  Preusseo  Bruch  in  Emminghaus'  Armenwcseo,  Berl.  Ib70,  S.  ib  ff. 
im  L»ndrecbt  iMSteht  in  PreniMii  eiae  Untenttttniiigs-  mid  AlimentattoBapliell 
unter  Gatton.  fur  Kinder  und  deren  Dcsccndentcn  gegentibor  den  Eltern,  für  Ehen 
and  Grosseltem  gegenüber  den  Kindern  und  Enlieln,  fttr  toU-  und  bnlbboitife  G** 
lichwiätur  anter  einander. 

*)  S.  d.  D.  Gesets  Aber  den  Untorrtfltranggwohnnts  r.  6.  Jmii  1870.  D.  CM 
über  Freizügigkeit  vom  1.  Nor.  18G7.  Die  nach  ^.  2  des  ersten  Gesetzes  bestehend« 
öffentliche  Unterstützung  ist  von  OrtiS-  und  Lauilarmcnverbänden  zu  leisten.  Die 
ersteren  können  ans  einer  oder  mehreren  Gemeinden  (oder  GuLübezirkenj  botehcu,  3« 
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einzelne  Massregel  zur  Beschränkung  der  Freiheit  verspricht  auch 
kaum  grossen  Erfolg.  Man  wird  ferner  auch  von  dem  hier  ein- 
genommenen Standpuncte  aus  zugeben  dtirfeu,  dass  die  Ehefreibeit, 
als  unmittelbarste  Conseciuenz  der  persönlichen  Freiheit  in  deren 
beutiger  Auffassung,  das  ftlr  das  Individuum  werthvollste  der  socialen 
Freibeitorechte  ist  and  ans  gaten  Gründen  weniger  als  eines  dieser 
anderen  eine  direete  Wiederbesehrllnkiing  nach  dem  Stande  der 
Qffentliehen  Meinang  bei  unseren  CnltorrOlkem  vertragt 

Von  einzelnen  direeten  Massregeln  znr  Verhfitnng  leicht- 
sinniger Eben  ' verdient  noch  am  Meisten  eine  allgemeine  Er 
höhnng  des  gesetzlichen  lleirathsalters besonders  bei 
dem  männlichen  Gescblechtc  eine  Erwägung.  Demi  eine  solche 
Massregel  vcrstösst  nicht,  wie  fast  jede  andre,  gegen  die  materielle 
Kechtsgleichheiti  sondern  trifft  alle  Classen  gleichmässig.  Der  Ein- 
wand, dass  duiD  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  nur  am  so 
flttrker  sein  werde,  beweist  nioht  so  viel,  als  gewöhnlich  ange- 
nommen wird,  wenn  er  auch  nicht  ttbmehen  werden  darf.^<)  Un- 
bedingt ist  mindestens  vor  so  früher  Heirath  anch  bei  der  Geltang 

Mario,  III.,  9S,  befürwortet  25  J.  für  Männer,  i.'  J.  fiir  Wti»Mr. 

S.  0.  §.  U7,  Anm.  14,  S.  146.  —  Die  Zahl  der  uuchelicheu  (ieburtuu  ruicbt 
oeiüich  nieht  ans,  um  selbst  in  Itaden,  wo  sl«  naeh  der  Gesetzgebung^  ober  Niedef- 
laaioii;  a.  s.  w.  sehr  gross  ibt  (Baiero:  Uber  2Ü  Proc.  aller  (leburten.  selbst  die  gün- 
stiger dastehende  Pfalz  eingerechnet,  in  1841— 50,  Wappäus,  II,,  SSI .  451),  die 
Lücke  in  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  auszugleichen.  Dies  zeigt  z.  B.  der  Vergleich 
Haiems.  Uannoreis,  MecUenbaigs  mit  Preossen,  Sachsen,  s.  Wapp&as,  L,  150. 
Ziemlich  allgemein  bewahrhei*'  t  sich  anch  der  Satz,  dass  in  Jahren  ungunstigen  Er- 
werbs und  hoher  Preise  di  r  Nahrungsmittel  mit  <ler  alsdann  cintret-ndcn  Vermin- 
derung der  Trauungen  und  ehelichen  üobuneu  keine  Steigerung,  sundern  selbst 
eine  Abnahme  der  oDchelichen  QeVniten  Schritt  hllt:  die  erschwerte  Ver- 
hdirathung  führt  also  nicht  immer  zu  einer  vermehrten  Zahl  unehelicher  (jebiirtcii 
Vgl.  f.  Oettingen,  Moralstatist.,  2.  Aufl.,  S.  2S9.  Mül  Ii.,  Wappäus,  II.,  U'Js  ti. 
mppante  Daten  f.  Wttrtemberg  in  Hiidebr.  Jahrb.  IX.,  (1867^  .Ht»4  ,  wo  in  der 
lehttmmen  Periode  ron  1852 — 55  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  von  über  9000 
in  184S— 51  auf  unter  »^000.  in  1855  sojrar  auf  7112  sinkt,  obgleich  liie  Traunngs- 
ahl  ausserordentlich  abnimmt:  1851  1  Trauung  auf  161,  1852— äü  auf  bez.  1U7,  202, 
297,  208,  188  Ptoiwnen  der  BerOlkemng.  Vergl.  anch  Tflb.  Ztschr.  1868,  XXIV., 
620,  623.  Die  entgegengesetzte  Erfahrung  in  Lindem  mit  «  rs«  Inv  itor  Nieileriassuog 
ist  auch  desw<»!fen  nieht  so  ungtinstig,  als  man  r«*in  narh  der  absoluten  und  relativen 
Zahl  der  unehelichen  Geburten  geneigt  ist,  anzunehmen,  w&ü  ein  grosser  Theil  dieser 
titbviai  wilden  Ehen  entsproeeen  tot  und  spiter  legitimirt  wird.  8.  r.  Oettingen, 
S.  284«  Leider  gestattet  die  Statistik  der  unehelichen  Geburten  nicht  die  wichtige 
Unterscheidung  zwischen  sol<  hcn  „ilIogitim<'n*'  und  „eigentlich  unehelichen",  d.  Ii.  ans 
gani  roru hergehender  Geschlechtsverbiudung  stammenden  Kindern.  Uuter  den  Lebend- 
gebereneo  in  gsos  Baiern  (also  incl.  P&Ii,  mit  schon  froher  niedrigerer  Proportion 
der  unehel.  Geburten'»  waren  uneheliche  Kin-lcr:  1S35  —  60  durchschnittlich  21.1, 
1S60— 1)8  22.2,  186S— «9  17.9,  lS«9-70  16.4.  1^71—76  bez.  15.2.  14.4,  1^.9,  13.0. 
12.6.  12.9%  (Kolb,  Sutist.,  7.  Aufl.,  S.  198,  8.  Aufl.,  S.  96).  Hierin  zeigt  sich  der 
io  dieser  Hinsicht  günstige  Einfloss  der  neaeren  Sodalgesetzgebnng.  Die  Abnahne 
beweist  aber  auch  die  starke  Proportion  der  bloss  illegitinien  Kinder  unter  der  Qe- 
iMuamthcit  der  onehelichea. 
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des  heutigen  Rechts  zn  warnen  nnd  die  Oflentüehe  Meitiii|iB 
dieser  Beziehung  anftnklftren:  —  freilich  ein  ttherfaaapt  nnd  ToUndi 

in  (liebem  Falle  immer  uur  langsam  und  schwach  wirkendes 
Uilt'snüttel. 

Um  so  mehr  wird  aber  wieder  auf  den  ZusamoienbaDg 
der  Organisation  der  Volkswirtbschaft  und  der  Orgtai» 
sation  der  gewerblichen  Arbeit  mit  der  BevdlkemigS' 
bewegnngundspeoiellmitderEheBchliessnDg  hinsnweiseii  seil. 
Durch  eine  mehr  gemeinwirthschafUiehe  Organisation  und  dordi 
Schaffung  neuer  Organisationen  im  Gewerbe  (Innungen  u.  Ui:.,) 
wird  indii  eet,  besonders  in  ungünstigen  Zeiten,  auf  eine  facti>H)C 
Beschränkung  der  P'heschliessungen  hingewirkt  werden,  ohne  üei 
Zwang  des  •  Rechts.  In  derselben  Richtung  kann  eine  andere 
Regelung  der  Armenuntersttttsung  mittelst  des  auf  dem  Prindp  dei 
Cassenzwangs  beruhenden  Hiliheassenwesens  ftlr  die  arbeitowkl 
Classen ,  ancb  eine  etwaige  Verpflichtnng  der  Eltern ,  ihre  Kind« 
in  UnterstUtzungs-  und  Ausstattungscassen  einzukaufen,  wirken  *) 
Auf  diese  Verhältnisse,  besonders  auf  den  günstigen  EinflusSj 
welchen  eine  andere  und  festere  Organisation  der  nadonalei 
Arbeit  auf  die  Bewegung  der  BeviMkerung  ausüben  mttsste,  wii^ 
am  Schluss  des  folgenden  Abschnitts  etwas  nSher  eingegangen. 

5.  Abschnitt. 
IIL  Die  einiebien  soeialen  Freiheitsreehte« 

2.    Das  Zagrecht. 

Steiu,  VerwI..  II.,  272—352,  Haiulb.  1.  A.  S.  66— Ü8  2.  A. ,  S.  136  ff.  tbi 
Ueimathswcsüii  ttud  Verwandtes;  Vcrwl.,  iL,  S.  245 — 272,  Haudb.  1.  A.  S.  7U-il 
2.  A.  S.  14S  (F.,  ftber  Pass-  and  Freuden vescu ;  Uber  Armenwesen  UAfidb.  1. 1^ 
S.  419  ff'..  2.  A.  S.  796  tr.;  H.  B Osler,  Yerwaltungsrecht .  L,  1,  S.  152  ff.  M 
Heimath,  S.  136  f!'.  über  Aufeullialt.  wiederum  aucli,  neben  Stein,  bes.  f.  d.  SjKMiil« 
u.  Gesctzgobuiiijf.    K.  ?.  Mo  hl,  PoIi/ciwi>5..  3.  Aull.,  I.,  352  über  ArmcuwescQ  (Li 
S.  351  Anm.),  III..  S.  103  if.  Mabaregcin  in  lieüiehung  auf  Fremde  (Aufenthalt  o-  <ifl 
iDcl.);  Rao,  Vwscbpol.,  IL«  §.  15a.  —  ?.  BSnne,  deatschM  Staatireekt,  1 
S.  III  IT.  (Lit.  über  d.  D.  Freizügipk.  ges.  das.  Anm.),  dors.,  preaas.  Staatsr.,  lAw 
I.,  2.  §.  fO.  S.  IS  fl.,  II.,  1.  S.  545  fl.   Uebcr  Baiern  mit  seiner  theilweis*»  mhm 
weichenden  (je^etzn^ebun^  ».  Vo^i,  Baier.  Verw .recht,  3.  AuÜ^  Manchen  lb7l, 
(Promdenpolizei),  w  ft,  (Anneairesen).  Ueber  die  lehrrdcheii  YedilUtDisse  in  MerklM 
burg-Schwerin  s.  den  Aufs.  v.  R (Mi lau,  d.  Wandelung  des  HeimathrecLti  1 
M.-Schw.  in  Hildebr.  Jahrb.  1872,  XIX.,  321.    Von  alteren  Arbeiten:  Schul:. 
Verehelich,  u.  üeberbicdl.recht,  mit  Kuck».  auf  Wurtemberg,  in  d.  Tub.  Zt^chr.  1 
(mh),  vgl.  aach  Uildebr.  Jahrb.  1867,  IX..  327  ood  bes.  Tub.  Ztschr.  186S,  XHC 
S17  £  tiber  die  Wiikangen  dei  Beschr&nkaof  d.  YenheÜdiiuignMhto  in  WoM 

>*)  S.  Mao  ras,  Preib.  in  d.  Volinwseh.,  S.  136. 
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I 

^ag.  —  Die  Artikel  von  Pözl  im  D.  Staatswörterb.:  Aufenthaltsrecht  I.,  508,  Fremde 
n.  Fremdenrecht  HL,  755  fT.,  t.  Medicus  Uber  Niederlassnug^,  FreizQgigk.  VIL,  298, 
r.  Stahl  u.  Brater  über  Arincnpflei^e ,  Armoiipolizei ,  I.,  369 — 4H>;  v.  Lette  im 
:ltttteidxictiu  (Uotteck  and  Welclkcr,  3.  Auii.)  Ub^r  Freizügigkeit,  V.,  700  H.;  im  Staats- 
I  ud  Gesdlschaftslezicoii  r.  H.  Wageoer  d.  Artikel  ttlm  Anneniresen  IL.  51*4  ;  in 
r  Bentiscli' HandvOrtorbnch  d.  VoIkswirtlii»chaftälchre  diu  Art.  ^\j*muth  v.  M 1 1 1  <  i .  51. 
Freizügijrkeit  v.  Kcntzscli,  MY.)\  v.  K.  M  i  •>  r  Art.  Kreizügigkeif .  in  lloU-jiniorll 's 
lucycL  d.  Kechtüvisa.  üior  uud  in  den  audereji  genannten  Sammeiwerkun  auch  die 
AiL  flflBüdiidtt. 

Mit  der  (iesetlfeblliig  Uber  Fteizügii^keit,  Aufenbalt  und  Niederlassung  staht  die- 

'  j«iig:e  über  Armenpflege  in  autrennbarer  Verbimiunir.    Vj^I.  darüber  ausser  den 
I  gen.  LiL  Aoch:  Emminghaus,  Armenvreseu  u.  t>.  w.  lu  den  europ.  Staaten,  Berlin 
1670;  Roeholl,  Syst  d.  D.  AnneDplIcgereohta,  Beil.  187S;  Kries,  Belncht  Ober 
Armenpflege  u.  Heimathsrecht,  mit  bes.  Kücks.  auf  Prousseo,  2  Art.  Tub.  Ztschr.  IX. 
;1S53  •,  Bitzer.  Recht  auf  Armcnuntenitiitzung  n.  Frei/ügigk,,  Stuttg.  18ö3;  Kau, 
Vvdchuol.,  IL,  §.  324  U.    Eier,  bei  bteiu,  Kösler,  Mohl  veitero  SpecialUt. 
'  Vgl  (Iber  EofUnd  bae.  Kriet,  eogl.  Ameiipflege,  Beii  1863.  Ueber  engl,  und 
i'-iitarhe  < jireu^siiische)  Verhältnisse:  üncist,  Verwalt.,  Just.  u.  Rechtsweg,  Berl.  1881, 
34ü  If.,  l.'-.i  (1.    Der^. .  S<  lfgoverament  in  Engl.,  H.  Aufl.,  Herl.  Is71,  ah.  d.  (^m- 
muDal-AruieuverwalL  ^.  117 — 130,  S.  üS4  U.  i^eb.  über  Niederlas:iungärccht  in  Eogl. 

718  C),  Ober  FrendeBpoUxei  etc.  S.  360  ff.'  Ders.,  engL  Venriltangtreelit,  2.  Avil. 
Bed  1S6T.  IL.  IISO  fr. 

Gesetzgebung:  Deutsches  (um.  über  Freizügigkeit  v,  1.  Nov.  l8H7,  über  Unter- 
»tatzungswohnsitz  r.  6.  Juni  1870,  preuss.  Auäfuhrungsgeset/  dazu  v.  8.  Marz  1871, 
llteres  preasi.  Gesetz  über  die  Anfuliffle  neu  anilebender  Personen  v.  31.  Dec  1842. 
flber  .\rmenpflege  v,  deins.  Datum,  ferner  Ges.  v.  21.  Mai  1855,  Städteonln.  v.  30.  Mai 
18Ö3  (ö8ti.  Prov.),  .Marz  185b  (Weätlalen;,  15.  Mai  1>>5G  (Rheini.)  über  Recht  zur 
Erhebung  von  Einzugsgeldem  für  Anziehende  und  Hausstandsgcldern  bei  Errichtung 
eines  selbst.  Hausstands,  (ies.  v.  14.  Mai  1860,  Ges.  v.  2.  März  1S<>7  (hebt  des  Recht 
'ler  'iemeinden  ,  Kinziiirs^^t  ld  hlos  fiir  den  Erwerb  der  Gemeindeangehörigkeit  (nicht 
des  Borgerrcclib)  zu  erhoben,  wieder  auf).  Baiern:  Ges.  Uber  üeimath,  VcreheL  u. 
Anftndnlt  t.  16.  Apr.  1868,  Oes.  r.  22.  Febr.  1872,  Ges.  t.  29.  Apr.  1869  aber  Off. 
Armenpflege.  Oesterreich:  Gemeindeges.  v.  5.  Marz  1862,  Ileim.ges.  f.  8.  Oeo. 
1883.    S.  weitere  Gesetzgel».  bei  Stein,  Uösler.  Könne,  Mohl,  Rau  a.  a.  O. 

Ueber  den  Zusammenhang  zwischen  Freizügigkeit  uud  Geverbefreiheit  Jacobi. 
Geverbegesetzgeb.  i  D.  Betche,  S.  11,  20,  K.  Brenn,  Geverbefireihdt  nnd  Freizügig- 
keit, Pr&nkf.  a.  M.  1880.  Ders.,  Studien  über  Freizügigkeit  in  Faucher's  Viertel- 
jihrschr.  \^{>H,  III,;  ders.,  die  I-Veizügigkeitsgesotzgel).  der  Schweiz,  1864,  1.  Ueber 
di«  socialpolit  Bedenken  gegen  die  Freizügigkeit  s.  den  Aufs.  v.  Stttlpnagei  und 
Sobvabe  im  Beii  Stidt.  Jabrb.  1872,  VL,  94  ff. 

Statistik.  Man  ist  vornemlich  beschränkt  auf  dif  den  Volkszahlungeu  ent- 
ooumeueu  Daten  aber  die  (irösso  und  Veränderung  der  Ortsbevölkerung  (wobei 
wieder  der  nicht  immer  gehörig  beachtete  Unterschied  zwischen  der  BeTöikerung  des 
(ieae4ndebeslrts  und  des  „Orts*%  in  dem  Sinne  von  rlnmlich  znsunmenhingeiidaak 
Wühngebäudecompli  t,  Schwierigkeiten  fur  die  Vergleicluing  macht,  besonders  z,  B.  in 
Italien  .  S.  Wappaus,  IL,  479  ff.,  bes.  1".)3,  v.  Ucttingen,  2.  Aull.,  S.  377  ff., 
Hea.  ßehui  u.  Wagner,  d.  Bevölkerung  d.  Erde.  III.,  1874,  mit  der  Einleitung  von 
U.  Wegn  <•  r  über  den  Begrilf  des  „Orts**;  M.  IV,  lh76.  S.  75  11'.  Hauptdaten  fur  die 
fTösseren  Städte  im  Ciotb.  Almanach,  auch  in  Kolb's  Statistik,  in  d.  einzelnen 
Art.  der  Staaten,  auch  Ges.  Ubers.,  z.  B.  7.  Aufl.  1875,  S.  778.  Leider  fehlen  meist 
yergleiche.  welche  sieb  Uber  Ungere  Perioden  erstrecken:  der  fUr  die  Fragen  im 
Text  wichtigste  Punct.  In  dieser  Hinsicht  s.  Scbwabe,  StatiAt.  d.  preuss.  Städteves., 
in  Hilde'ir.  .lahrb.  1S66,  VII.,  1  ff.,  mit  Tab.,  s.  au  Ii  ihiselbst  Uber  die  Wirkungen 
der  Eisenbahnen  auf  die  St&dte,  S.  25  ff.  Dann  Preuss.  SutisL  Jahrb.,  L.  IIU.  Auch 
Jannescb,  Wecbsdi.  v.  Coneentr.  d.  Bes.  In  Prenssen,  Prsoss.  Stet  Ztscbr.  1S78, 
"262.  Eine  vortreffl.  Arbeit  ..Zur  Eisenl).-  u.  Bevölk.statist.  d.  Deutschen  Städte,  bes. 
I.  I).  Klein,  n.  Landet.,  r.  1887  —  75*'  im  Oct.-Ueft  d.  Mon.-Uefte  z.  Stetist.  d.  D. 
Kelchs  1878. 

Dtlen  ober  die  loctie  Bewegung  der  BerOlkemng  durch  Ab»  und  Znzng 
nach ehren  nmd  Jahresperledeu,  bei.  Abschnitten  im  Jahre  sind  ftar  die  social- 
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polittBohan  und  mlbirlrthscluittiolMB  Fmgen,  welche  sieli  «n  du  NleiliilMwmiiiMilil 

und  die  Freizügigkeit  knüpfen,  von  besonderern  Werthe.    Der  blosse  Passtnten- 
uder  Keiseverkuhr  mui>ä  davon  abgesetzt  sein.    Solche  D.uen  setzen  ab«r  eine 
)<enaue  amtliche,  bez.  polizeiliche  Controlc  des  Ab-  und  Zuzugs  ronas. 
Eine  solche  Gontrole  fehlt  jedoch  vielfach  oder  die  geführten  Listen  werden  nicht  a 
Tabellen  concentrirt  oder  die  Listen  sind,  /.uinA  It^i  dt  n  lieutig-eii  Verkehrsvcrhälinisscii 
BACh  dem  Wogfall  der  Passpfiichtigkeit  lückenhaft,  auch  wo  ein  polizeilicher  Melde* 
zwang  für  Ad<  tind  Abmeldungen  besteht,  wie  meistens  noch  in  DevtachUnd,  speddl 
in  Prensseu  auch  neben  der  Frei/cügigkeit.    Vergl.  darüber  MeitseB  in  d.  Ztschr. 
d.  preoss.  Stat.  Bur.  1874,  S.  Sl  fi.    her  ilas  i>oIi/eili«  he  Meldewesen.  —  In  einzebea 
k>taaten  besteheu  förmliche  Bevölkuruugsregister,  namenweise  Kegiiter 
itt  AneehluB  «i  die  Tolkssihhiiif  für  eile  Kaadultungen  «od  FkiiiilieB  ind  Rf  4ie 
natttllichen  (Gebart,  Tod'  wie  für  die  aus  Ab-  und  Zuzug,  Domicilvech&el  o.  a.  v. 
hcn'or^ehond'ii  Veränderungen  (bes.  in  Belgien  nach  Ges.  v.  2.  Juli  1S56,  mit  Aus- 
führuiigäiustructiou  v.  14.  Joli  lb5ti,  s.  Boll,  de  la  commisa.  centi.  de  la  »tatiiL  eu 
Belgique  VIL,  119,  IST).   Schon  der  Brttaeeler  etaHstische  GongiiM  hat  ile  ib 
jeder  Gemeinde  uunmg&nglich"  befürwortet.    Aber  sie  haben  sich  aas  begrdflichei 
Gründen  wenig  verbreitet,  bieten  g^rosse  Schwierigkeiten  niid  sind  unvermeidlich  lücken- 
haft, auch  wenn  man  strengere  btrafbcbtimmungen  für  uutcrla&ieue  Maidongea  tritfl 
In  Berlin  hat  man  aelt  einiger  Zeit  an  die  Einrichtung  ron  „Hanabachern**  g»- 
dacht,  welche  die  Hausl)esitzer  ÜUuen  sollten,  doch  ist  der  Plan  bisher  nicht  ^■e^ 
wirklicht  worden  und  hat  viel  Opposition  gefunden.    Alle  Ab-  und  Zugänge  der  in 
Hause  wohnenden  Bcvöikurung,  incl.  der  vorubcrguhcnd  als  Gäste  u.  s.  w.  sich  auf- 
haltenden ,  sollten  hier  oontrolirt  werden.   Bei  <toiB  poKiefl.  MeMeveien  afnd  enm 
zuverlässiger  meistens  die  Daten  für  den  Zuzog.    IM^enigen  für  den  Abzug  sind 
gewöhnlich  zu  klein,  weil  mehr  polizeiliche  Abmeldungen  als  Anmeldungen  untc^ 
bleiben.    Dies  hat  /,.  B.  noch  jüngst  wieder  seine  Bestätigung  gefunden  in  Berlia. 
deesen  BevOlltening  zu  Ende  1S75  nach  den  Listen  Uber  Gebarten  and  Sterbelalle. 
Zu-  und  Abzüge  auf  Uber  I  Million  veranschlagt  wurde,  während  die  Zählung  rom 
1.  Dec.  1875  nur  ca.  1»67,00Ü  E.  ergab.    Deshalb  bleibt  man  für  die  FreizOgigkdts- 
frage  doch  hauptsächlich  auf  die  0  r  t  s  c  h  a  f  t  s  6 1  a  t  i  s  t  i  k  und  die  Zusammenstellanfei 
ftbor  die  Veränderung  der  städtischen  und  ländlichen  Bevölkerani; 
angewiesen.    Für  Berlin  vgl.  den  gen.  .Vufs.  von  ?.  Stulpnagel  und  Schwabe 
über  den  Zu-  und  Wegzug  ron  Berliu  in  1871,  Städt.  Jahrb.  f.  Statist.,  VL  {\S'ii\ 
S.  94  If.,  auch,  wie  oBen  bemerkt,  fdr  cKe  prlncipielle  Seite  der  Freizügigkeit, 
worauf  diese  Berliner  Verhältnisse  ein  frappantes  Licht  werfen  (S.  Ii6  fL).  Wätere 
JDaten  in  d.  fulg.  Jahrg.  Jetzt  auch  in  d.  Verölfentl  d.  Berl.  stat.  Bureaus  wöchentlici 
Von  Interesse  für  die  im  Text  behand.  Fragen  ist  endlich  auch  die  Gebarti- 
statistilc  der  Ortsbevftlkerung,  welche  zeigt,  in  weldiem  Maaese  ddi  UlUbm  t» 
Personen  venchicdcncn  Geburtsorts  und  -Landes  zusammensetzt.    Vgl.  K.  Brimer, 
Ueimatlisinn  u.  Wandertrieb  d.  Bevölk.  d.  l>reuss.  Staats,  Preuss. Stat. Ztschr.  1S73.  S.33'' 
Bes.  aber  d.  Werk  d.  baier.  stat  Vorstands  G.  Mayr,  d.  baier.  BerOlk.  nach  d.  üe- 
btmigkeit  (H.  82  d.  Beitr.  z.  baier.  Statist.),  MUnch.  1876,  in  d.  VbML  mit  ipet. 
IrOfter.  d.  einwiilr.  ümstinde. 

I.  —  §.  234.  Aelteres  und  neueres  Zagrecbt.  Üas 
Zugrecht  bezieht  sich  auf  das  Recht  des  Aufenthalts  wechsele 
im  Inlaude,  der  Wahl  des  zeitweiligen  Aufenthaltsorts 
(„  A  u  f  e  n  t  h  a  1 1 8  r e  c  b  f  im  engern  Sinne,  anch  sneainmenbfiogeDd 
mit  dem.£ei8ereeht)  nnd  bleibenden  KiederlAsaanf^sorts  oder 
DomieiU  d^NiederlaBBangsreebt*'  in  dieeem  Sinne).  Et 
bat  neben  seiner  eminenten  Bedentnng  fUr  die  rein  persOnliehei 
Interessen  des  Individnums  nnd  der  Familie  eine  ganz  besondre 
wirthbchaf tliche  Wichtigkeit.  Denn  die  allgemeinste  Ur- 
sache des  Wccbselä  des  Aufeubalts-  und  Wohnorts  nud  der  daiuit 
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veriNmdffiieii  Niederlawimg  ist  eine  wirthschaftliohe:  ,die  Aaa*- 
flbuDg  des  Berufs,  der  Erwerb,  bez.  der  bessere  Erwerb. 

Hier  liegt  für  den  Eiozelnen,  vom  Grossimternebmer  hin  zum  letzten 
Handarbeiter,  daher  olt  ein  wirthschattliches  BedUrfniss  ersten 
Rangs  vor,  sich  möglichst  frei  bewegen  zu  können.  Und  soweit 
die  ßefriedigung  dieses  Bedürfnisses  die  Voraussetzung  von  wirth- 
scbafUichen  Leistungen  des  Einzelnen  Uberhaupt  oder  von  besseren 
LeisbiDgen  desselben  is^  —  handle  es  sieh  am  die  Errichtang  und 
Ldtang  einer  Unternehmung,  um  eine  Kapitalanlage  oder  um  die 
Verwerthung  der  Arbeitskraft  sehleehtweg,  —  besteht  hier  aueh 
wieder  ein  allgemeines  und  grosses  volkswirthsehaftliches 
Interesse  und  daher  ein  solches  des  Staats  au  der  Gestaltung  des 
Zugrechts. 

Das  Zugrecht  in  liberal-individualistischer  Gestaltung, 
80  dass  der  Staatsangehörige  sich  müglichst  frei  nach  seinem  Be- 
lieben örtlich  bewegen  und  niederlassen  kann,  heisst  Recht  der 
Freizügigkeit  In  den  Caltarstaaten  unserer  Zeit  ist  dieses 
prineipiell  gewährt  worden,  sowohl  als  nothwendige 
Consequenz  der  persönlichen  Freiheit,  als  aueh  speeiell 
ans  einzel-  und  volkswirthschaftli che n  Gründen.  Be- 
dingungen und  damit  Grenzen  dieses  Kechts  fehlen  zwar  auch 
heute  nicht,  sie  sind  aber  auf  ein  Minimum  reducirt  worden. 

Insbesondere  sind  die  meisten  geschichtlich  Überkom- 
menen Beschränkungen  der  freien  Wahl  des  Aufenthalts- 
uud  Wohnorts  .im  ülteren  Zugrecht,  welche  ans  den  dem  Indivi- 
dualinteresse en^egenstehenden  Interessen  von  Gemeinsehaftskreisen 
hervorgegangen  waren/  fast  vollständig  gesetzlieh  aufgehoben  wor* 
den,  soweit  sie  nieht  ohnehin  bereits  verschwunden  waren. 

A.  Rechte  zur  Beschräiikuii^^  des  Zugrechts  existirten  früher 
mannigfach,  besonders  zu  Gunsten  der  Gemeinde,  welche  die 
Gefahr,  Schutz  gewähren  oder  ArmenunterstUtzung  leisten  zu 
luUsseu,  bei  dem  Zuzug  neuer  Aukümmlinge  (wie  bei  der  Ver- 
heirathnng  und  Niederlassung  zur  Gründung  eines  Hausstands 
»Seitens  schon  Heimathberechtigter)  seheute;  ferner  im  Interesse 
einzelner  Berufs-  nnd  Besitzstände,  wie  der  zttnftigen  Ge- 
werbetreibenden, der  Grandbesitzer  n.  dgl.  m.,  wobei  nicht  nur  der 
Zuzug,  sondern  bisweilen  aueh  der  Abzug  der  Personen  reehtlioh 
beschrUnkt  war.  Auch  Interessen  der  duicli  den  Staat  vertretenen 
ganzen  Volksgemeinschaft  spielten  bei  diesen  Beschränkungen 
mitunter  mit,  nemlich  Hücksichtcu  auf  iaugsamere  Volksvermehruug, 

A.  VVAgn«r,  (iroudleguiig.   1.  Aiid.  3tt 
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auf  ruhigere,  stabilere  Lebensrerliftltiiisse  der  BevSlkemng,  anf 

Erhaltung  der  Glaubeuseinheit,  wie  in  den  Zugs-  und  Nieder- 
lassungsbeschränkungen wegen  Religionsverschiedenheit  (Juden, 
£yangeiische  in  iiatholiflohen  Ländern  und  umgekehrt.^) 

Vgl  bes.  Stein,  Vervl.  a.  a.  0.   Mit  theilwciser  Benatzang  Stein*tcli«D 
Dantelluni;  >r«'be  i("h  fdlf^ende  Ut;))<'rsi(  ht  über  die  älteren  Verliiiltnisse. 

Am  W  ichtigsten  waren  in  den  let/.ten  Jalirluindeitcn  die  Keclite  dor  (iemeiudea, 
Beschränkungen  der  Freizugigkei  t  und  Niederla6äung  für  Ortsfremde  wid 
der  Ehesohliessnng  und  derGrllndung  eines  Havsitands  für  Einheimische 
eintrt'ten  zn  lassen,  Itez.  Hediriji^unu'eii  für  die  Erlangung  der  Erlaubuiis  zur  ^e^- 
heirathung  und  zum  Einzug  zu  ätclicn.  Mehrfach  hingen  diese  Vcrhaitnisae  in  den 
Stedten  mit  den  Rechten ,  fast  immer  mit  den  InterMsan  der  HMid««rkenttBib 
sammen.  In  früherer  Z&ii  hg  es  mci^iteiis  im  Interesse  der  Städte,  zur  Mehroog  der 
St&dtischcn  Bevölkerung  und  /.ur  Krbini^ung  ?on  Arbeitskräften  für  niedere  Dienstr 
den  Zuzug  zu  erleichtern.  Angehörige  der  Landgemeinden,  der  Gnindhernchafteii 
vaoch  unfreie)  und  andrer  Stidte  worden  daher  gern  ab  SchatzbOrgef  an%en<MUM». 
selbst  gegen  den  Willen  der  Urundherrschaften,  ja  im  Kampfe  mit  ihnen. 

Später  schlössen  !>ich  Zonfte  und  Städte  mehr  ab,  das  Interesse  wurde  in  lang- 
samerer Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung,   daher  in  Er- 
schwernng^en  der  Heirfttll,  der  Begründung  scJbsttadigen  Hanastandl  nd  dei 
Zuzugs  von  Aussen  {|;ese]ieii:  theib»  um  die  gewerbliche  Concurrenz  fern  20  ■ 
halten,  theiis  und  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr,  um  sich  gepen  Verarmte  oder 
leicht  einmal  Verarmende  zu  schützen.   Daher  das  commuuale  Eheeonsens- 
recht,  die  Fordening  ?on  VermOf eninacbweisen,  futem  Lenmaad,  eines  > 
bestimmten  Alter  (auch  Uber  die  Grossjährii^keit  hinaus  ,  besmulcrs  für  den  Mann. 
Zuzugsgeld  von  der  ortsfremden  Prau  n.  dgl.  m.;  und  analog  fiir  diejenigen,  m 
Orte  nicht  heimathberechtigten  Personen,  aelche  sich  daselbst  niederlassen  wollt«^. 
Ihnliche  Bedingungen  und  gemeindliche  Znstimmongsrechte,  bes.  Vermögens*  eder 
Erwerbsnachweise,  Zahlung  von  Ei  n  zu  l' s;:e!d  <•  ni ,  Verptlichtuntr.  da>  Rilr^er- 
rccht  zu  erwerben  (unter  weiteren  erschwerenden  Bedingungen),  nam.  iur  den  selbst-  I 
Ständigen  Gewerbebetrieb;  endlich  besonders  auch  von  Personen  der  arbeitendes  I 
Classe  t Lohnarbeiter,  Dienstboten)  und  von  allen  Fremden,  welche  sich  auch  n« 
kürzere  oder  längere  Zeit  am  Orte  aufiialten  wollten,  du  Forderung,  sich  durch  imt-  | 
liehe  Documente  i^Ueimathscheine,  Pässe)  über  den  unbestrittenen  B^tz  einea 
anderen  Heimathorts  ansznirelsen,  naeh  welchem  sie  erentnell,  bei.  im  FUle  der  Te^ 
annong,  zurückgeschoben  werden  könnten;  demgemiLds  auch  strenger  Anmeldezwssg  | 
im  neuen  (Jrte.  eventuell  Verpflichtuiifr ,  hier.  z.  'Ih.  wiederum  gegen  eine  Gebühr, 
die  (widerrufliche)  Erluubniss  zom  Aufenthalt  (evcntueU  nur  auf  Zeit)  und  darab«r  ; 
eine  amtliclM  Beeelieinigung  einiaholen  (System  der  Anfenthaltskarten).  > 

Die  autonomen  Kechte  der  Gemeinde  als  solcher  sind  auf  diesem  Gebiete  | 
zwar  seit  dem  17.  Jahrliundert  durch  die  aufstrebende  Staatsgewalt  vielfach  be-^chrä  A 
worden,  Lheii»  schon  etwas  zum  Schutze  der  Einzelfreiheit  des  Suatsaugehöngen  [mi- 
kommende  Idee  der  stnatsbOrgerlichen  Bechte>,  theils  ans  sicherbeita-  und  betlelpoliiBt* 
liehen  Rücksichten,  indem  die  Staatsgewalt  nichtansässige  Personen,  um  sie  deai 
Vagantenthum  zu  entziehen  den  Gemeinden  zur  Armeuunten>tUtzung  zuzuweisen  »uckte. 
Aber  diese  beiden  Tendenzen  führten  notliweudig  zu  einer  allgcm einereu  Staat»- 
geaetzgebang  aof  diesem  Gebiete,  worin  in  Anknttpfting  an  die  genchiolilttck  uber- 
Icommenen  Veililltnisse  durch  ein  Compromiss  die  sich  so  vielfach  kreazejida 
Interessen  leidlich  ,iU5ge«:li<  hen  werden:  die  Interessen  des  Individuum»  an  Kici- 
zugigkeit,  freier  LhcächJicäsuug  und  Niederlassung;  der  Productiou  au  freier  Be- 
wegung der  Arbeitskräfte  und  Kapitalien;  d^  Staats  an  sicherer  Yenorgung  «kr 
V^erarnn  rid-  ii .  sowie  an  Wahrung  der  sicherheitspolizeilichen  Rück^ichten  .  andeiviö 
auch  an  Durchführung  des  Priucips  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit;  der  GemeindeB- 
bes.  der  Städte  uud  einzelner  Interesseutenkreise  in  ihnen,  wie  der  Zünfte, 
an  Beschränkung  der  Bevolkeningsrermehrung ,  des  Zuzugs  nnd  der  EheacbÜemmf 
Dürftiger,  an  Minderung  der  gewerblichen  Concurrenz  und  •ebliemUcii  an  mMif 
bleibender  Armenlast. 
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B.  Das  jetzige  Recht  der  Freiztigigkeit  enthält  dagejren  ge 
wohnlich  ausdrücklich  und  sonst  als  ohne  Weiteres  folgende  Con- 
seqoenz  fUr  Jeden  kralt  seiner  Staatsangehörigkeit  (Staats-, 
bei.  Reicbsbflrgerreeht,  lodigenat)  neben  dem  —  in  Deutsehland 


Dieses  Gompromiss  wurde,  besonden  früher  und  in  ainzfllnea  Lindern,  wie  in 
Eügküd,  Silddeotschland  bis  in  die  ncMicro  Zeit  hinein,  unter  stärkerer  BcrUcksich- 
tigohg  des  Gemeiodeintereäses  i,der  panhücs  in  Englaadi,  ge^clilüäsen.   Daher  hier 
fialli^  noch  eine  Beibehaltung,  selbst  eine  weitere,  jedoch  einheitlichere 
Asibildang  der  älteren  beschränkenden  Rechte  i  r  ^mmeiAden  auf  di(.>cin  (lebiete« 
nor  ein»'  nothdilrftiu'«-  RiTiioksirlifigung  dos  Individualinteresses  und  des  Princips  der 
soatsburgeriichen  üieichheit    Die  commanalen  Kechtc  waren  aber  nicht  melir  ein 
AufeuB  der  Autonomie,  aondein  der  Stantagesetzgebung  aber  Heimathrecht, 
Aofeotbalt»-«  Niederlassuugs-,  Zug-,  Armenrecht,  und  die  Kcehte  wurden  auch  nicht 
mehr  immer  ?on  den  Gemeinden  und  ihren  Org:nnen  selbst,  sondern  von  Staats- 
behörden, insbesondere  von  der  Polizei  ausgeübt,  aber  doch  im  Interesse  und 
voU  anch  unter  einer  gewissen  Mitwirkung  der  Gemeinden.  Gharacteiistische 
Beispiele  fikr  diese  Gesetzgebung,  welclie  zwischen  den  älteren  Verhältnissen  der 
communalen  Autonomie  und  der  heutigen  Freizügigkeit,  aber  sachlioh  den  älteren 
Vorschriften  näher  steht,  bind  die  süddeutschen  Gesetze  auf  diesem  Gebiete.  VgL 
bei.  die  bnierisohen  Gesetxe  ober  Amenweien  r.  16.  Nor.  1816,  Hetmath,  Ans&ssig- 
michung.  Verehelichung  v.  11.  Sept.  Is25,  1.  Juli  1S34,  25.  Juli  ISöü,  die  badischen 
v  .31.  Dec.  18'n,  15.  Febr.  1S51,  1.  üct.  lS<i2,  in  Würtemberg  v.  15.  Apr.  Ib2*s. 
rend.  Burgerrechtsgcs.  v.  4.  Dec.  lbt(3,  Ges.  v.  5.  Mai  lb52  u.  a.  m.,  z.  Th.  die 
taeiadeordnongen.   S.  darftber  Bits  er 's  o.  gen.  Sehr.,  Becht  anf  Armenonter- 
stützong-  und  Freizügigkeit.  .,Beitrage  zur  Frage  eines  allgem.  d.  Hcimathr  j -hts"  ;  über 
Würtemberg  spec.  Tüb.  Ztschr.  XXIV.  U868),  S.  G17  tf.  —  In  Frankreich, 
Preussea  ist  das  Princip  der  staatsbugerlicheu  Gleichheit  und  das  Frei- 
heitsinteresse des  Individunrns  früher  zur  Qeltiing  in  der  Gesetzgebnng  ge- 
lingt, das  —  unvermeidliche,  s.  §.  235  —  Compromiss  /.^Tisrhen  den  oben  ge- 
aanaten  sich  kreuzenden  Interessen  oder  m.  a.  W.  wieder  zwischen  dem  Individual* 
tind  dem  Gomeinschaftsprincip  wurde  daher  hier  seit  langer  mehr  zu  Gunsten  des 
Einzelnen  und  des  Pfodnetlonsinteresscä  un<l  /.u  Ungunsten  der  Gemeinde  gB- 
!><  hlüssen.    Ueber  Preussen  s.  bes.  Stein  II..  .112.  Bit/.er  S.  Is2.  Könne,  preuss. 
Slaatsr.,  L,  2,  S.  50  If.,  IL,  1,  545,  Ernst  Meier  im  Holt/.ead.  Kechtslexicon  S.  439. 
h  Vmmtn  mr  prnctisch  Freizügigkeit  seit  lange  begünstigt,  aber  die  einschlagenden 
Fugen  in  den  Städteordnungen  von  IbOS,  1*^.H1  und  im  Public,  vom  8.  Apr.  1809 
nicht  ausreichend  geregelt.    Daher  die  beiden  (Jesetze  v.  31.  Dec.  1842  nber  Auf- 
iidhme  neu  anziehender  Personen  und  Uber  Verpflichtung  zur  Armenpflege.    Das  all- 
^reastoe  Piineip  ist:  Iteinem  selbstindigen  Preussen  darf,  der  Bogel  nach,  der 
AofeBthnlt  rerwoigert  oder  durch  lästige  Bedingung'  n  erschwert  werden  an  dem  Orte, 
wo  er  eine  eigene  Wohnung  und  Unterkommen  sich  selbst  verschafl'en  kann.   ,,lni  Sinne 
der  Freiztigigkeit  gegeben,  hat  es  (das  1.  Ges.  v.  31.  Dec.  1842)  die  Vertheidiger  der 
Freizügigkät  nicht  befriedigt,  und  den  Widerspnioh  der  Gegner  derselbeii  hervor- 
gerufen, welchen  es  bes.  in  seiner  Verbindung  mit  dem  Armenrecht  nicht  genttgte*S 
T.  Rönne  a.  a.  0.    Der  zeitweilige  Rückschritt  in  der  Richtung  au  1  Freizügigkeit, 
veicher  gegen  die  Gesetzgebung  von  1842  m  den  btadtcorduuugeu  der  50  er  Jahre 
und  noch  In  den  (wieder  etwas  libenderen)  Gesetze     14.  Mai  1860  hinsiehdich  des 
oommunalcn  Rechts  zur  Erhebung  TOn  Einzugsgeldern  u.  s  w.  gemacht  wurde,  (ähnlich 
B.  in  der  we^tfal.  Landgemeindeordnung  v.  24.  Juui  IbGl)  wurde,  schon  vor  der 
Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  auf  diesem  Gebiete,  durch  das  Ges.  v.  2.  März 
1967  wieder  beseitigt    Die  norddeutsche  bez.  deutsche  Reichsgesetzgebung  ist  eine 
ziemlich  consequente  Fortbildung  der  preussischen.    Ein  specieller  Punct  des  Streits 
ist  gegenwärtig  die  Dauer  der  Erwerbung  des  neuen  Unterstutzungswohnsitzes  fUr 
den  Neuangezogenen.    Hier  kreuzen  sich  manche  Interessen,  bes.  zwischen  grösseren 
Stadtgemeinden  und  Landgemeinden,  zwischen  Indnstriesitzen  und  Ackerbsnotton.  — 
Deber  Snglnnd  s.  Oneist  n.  n.  0,,  auch  D.  Meier  bei  Emmi ngh ans. 
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l)lo88  von  der  Bedin^ng,  im  Orte  eine  Wolinnng  nnd  ein  Unter 
kommen  zu  finden,  abliUngig  gemachten  —  Rechte  der  freien  Wahl 
des  Aufenthalts-  nnd  Wohnorts  das  Recht  der  Niederlassung  ancb 
xmn  Zweck  des  Gewerbebetriebs  nnd  das  Becbt  des  Grund 
eigen thnmserwerbs  unter  denselben  Bedingungen  wie  fttr  die 
Ortseinheimiseben.  In  den  Stenern  nnd  Abgaben  sieben  die  Zn* 
siebenden  den  Einbeimiseben  gleicb.  Besondre  Abgaben  anf  den 
Aet  des  Znzugs  sind  fortgefallen.  Das  Olanbensbekenntniss  des 
Zuziehenden  ist  gleichgiltig. -)  Die  Rechte  der  Gemeinde,  Zu- 
ziehende wegen  wirklicher  Armuth  abzuweisen,  sind,  wie  in 
der  neusten  deutschen  Gesetzgebung,  sehr  beschränkt  worden.  Der 
Ansprncb  auf  ArmenunterstUtzung  (der  sogen.  Unter- 
stütz UDgs  wohn  sitz)  in  der  neuen  Gemeinde  wird  gleichwohl 
in  ?erbältnissmiUsig  sebr  knner  Zeit  erworben,  in  JOentscbland  jetit 
nacb  2  Jabren  nnnnterbrocbenen,  nacb  znrttekgelegteni  24.  Jabre 
anf  freier  Selbstbestimninng  bombenden  Anfentbalts  im  ^yOrtsarmeo- 
Verbandes  während  weleber  Zeit  keine  Unterstfltsnng  seitens  des 
letzteren  gewährt  sein  darf.  Die  ortsfremde  Frau  erlangt  den 
üntersttltzungswohnsitz  sofort  durch  Verehelicliung  mit  einem 
beimathberechtigten  Manne,  die  Kinder  durch  die  Abstammung. 

II.  —  §.  235.  Der  »Sieg  des  Individualprincips  im 
heutigen  Recht.  Das  Recht  der  Freiztigigkeit  in  dieser  Gestalt 
ist  ein  besonders  cbaracteristisehes  Beispiel  der  neuesten  Becbts- 
bildnngen  anf  dem  Gebiete  der  persOnlieben  Freiheit  Die  frllhereo 
Gemeinsebaftsinleressen,  welebe  fireilieb  manehe  harte  Besehrinkoog 
fttr  das  Indiridnnm  mit  sieh  brachten  nnd  nicht  selten  gerade  in 
dem  wichtigsten  Falle ,  demjenigen  der  Gemeinde,  in  neuerer 

*)  Die  Folge  dieser  BestfuuDimg  ist  pracHwh  bes.  Tollstindiire  Gleich- 
stellung der  Juden  mit  den  GllTisten,  also  in  Deutschland  allgemeine  Frei- 
ztigigkeit dersellieti ,  da  die  neuere  fJosetzgebnng  n^^or  di<'  Juden  in  letzt-Ten  stet- 
nur  eine  Religionspartei,  keine  besondre  Nationalitat  sieht  In  einem  Lu'^< 
mit  521,000  oder  1.35  Proc  IsneUtea  unter  der  BerOlkerang  und  daranter  eioea  » 
starken  Theil  meist  auch  in  nationaler  ii.  culturlicher  Hinsicht  h-m  Ii  immer  sehr  m' 
Poutschthum  abweichend»^r  polnischer  Juden  in  den  ohomals  poln.  (iebieten  Preossen? 
und  deren  Nachbarschaft  (in  1S71  Pror.  Preusscn  41,UU0,  l'oscn  t'»2,(>üO,  Sdiiefi<» 
47,000)  tat  diese  FreizOgigkeit  der  Juden  ron  nicht  zu  unterschätzender  virtfasebit- 
licher  und  sociaipolitischcr  Redentunp  im  Deutschen  Reiche.    Vgl.  unten  §.  24^. 

')  Die  Punctc  im  Toxi  meist  nach  don  deutschen  Gesetzen  tll)er  Freizusriffkeit  Oflii 
UnterstUtzungswohnsitz.  Einige  Beschränkungen  der  Freizügigkeit  sind  noch  für  ge«i^* 
bettrafle  Penonen  (s.  Th.  wegen  Betteins,  Lindstreicherel)  geblieben.  Heoe 
schr&nknngen  von  einschneidender  I^edeutunp  ^ind  aus  den  jflngtten  KÄmpfen 
lieichs  gegen  den  Ultramnntanismus  und  pepcn  ilie  Socialdemolrmti^  her^'oi^esranirfi: 
(Internirungen ,  Ausweisung  selbst  aus  dctn  Wohnort),  (ies.  betr.  d.  Jesuiteoonldii  < 
4.  Juli  1872.  Ges.  betr.  Verbind.- d  nnbefoften  AnsQb.  t.  Klrchenlmtem  w,  4.  Mai  1$<1 
Oes.  Iietr  d.  Hestreb.  d.  Socdenokr.  v.  21.  Od.  1^78. 
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Zeit  in  ttbertriebener  Welse  zur  Geltnng  kamen,  sind  nnumehr  den 
lodividiialiiiteressen  und  den  damit  vermeintlich  ganz  zusammen- 
lalleiideu  volkswirthschaftlicben  Interessen  (der  Production)  so  viel 
als  möglich  geopfert  worden.    Wenn  noch  nicht  völlig,  wie  die 
Kegeloog  der  Kechte  in  Bezug  aal'  die  Erwerbimg  des  Uuter- 
«tützangsanspniohs  und  auf  die  ArmenanterstUtzangspflicht  der  Ge^ 
meinde  xeigt,  so  lag  dalUr  der  Grund  weniger  in  prinoipiellen  fie- 
denken,  noeh  weiter  anf  der  betretenen  Bahn  zn  gehen |  als  in 
der  Yorläatig  noeh  onrermeidliehen  Kothwendigkeit,  jene  Pflieht  an 
die  Gemeinde  zQ  knüpfen ,  so  lange  keine  anderweite  Vorsorge 
f^etroffeu  und  das  Hiltskassenwesen  nicht  entsprechend  organisirt 
war.    Im  Ganzen  sind  sonst  die  Standpuucte  im  lleimaths-',  Zug- 
und  Niederlassungbiechte  einlach  umgekehrt,  und  wenn  früher  die 
iieiueiiittchaftsinteressen  sehr  viel,  die  Individualinteressen  sehr 
wenig  beachtet  wurden,  so  ist  jetzt  das  Entgegengesetzte  der  Fall>) 
Schon  der  innige  Oonnex  des  üeimaths-y  Zog-  nnd  Nieder- 
Isssangsreehts  mit  dem  Beeht,  bez.  der  Pflicht  der  Armennnter- 
stfltsnng  zeigt  jedoch,  dass  es  ein  yergebliohes  Beginnen  ist,  jenes 
ersiere  Recht  nnr  naeh  dem  Gesichtspnnete  des  Indiridnalinteresses 
als  Conse(iuenz  der  persönlichen  Freiheit  und  den  vermeintlichen 
wirthschaftlichen  Anforderungen  gemäss  zu  gestalten.  Man  kann  die 
Pflicht  der  Armenunterstützung  anders  regeln,  z.  B.  sie  direct  dem 
iStaate  als  solchem  aai'erlegen ^)  oder  Interessentengruppen, 
wie  die  Vereinigungen  von  Arbeitgebern  nnd  Arbeitern, 
loeal,  provinziell  oder  im  ganzen  Staatsgebiete  organisirt,  mittelst 
enies  umfassenden  Hilfseassenwesens  znr  Tragnng  wenigstens  eines 
wesentlichen  Theils  der  jetzigen  Armenlasten  heranziehen:  immer 
wird  sieb  die  Kothwendigkeit  ergeben,  ein  Oompromiss  zn 
schliessen  zwischen  den  Forderungen  des  Individuums  nach 
nnumscbränkter  Freizügigkeit  und  den  Forderungen  irgend  welcher 
Gemeinschaften  nach  einer  gewissen  Beschränkung  dieser  Frei- 
zügigkeit.   Es  muss  das  Recht  des  Individuums  auf  Zug-  und 
Niederlassangsfreiheit  mit  solchen  Pflichten  desselben  gegen  die 
Gemeinschaft  hinsichtlich  der  Ausübung  dieses  Rechts  verknüpft 
werden^  dass  sieh  nayenneidlioh  eine  Besehrftnknng  der  Individnal- 
freiheit  daraus  ergiebt 

*)  Vgl.  (l<'ii  in  d.  Vorbcui.  gfu.  Auls,  vuii  Schwabe  ubor  Herlin. 

*)  Vgl.  £wuiiughauä,  Armcuwcü.,  S.  22  Ii'.,  Plan,  ^aiu  bei  der  ^c^cUUchuu 
Aneopilaife  Tom  Erwerb  eioM  UntemtfktzoiifiWcluiiitiM  •bauehea  imd  nur  die  Stafttt* 
aQgch&rip:k<it  als  VorbodiogQog  fur  Untentatnos  ToizQbehilteii ,  <o  lange  iifebi 
uttenutüiiude  (rägeiuKÜtigkoit  bevteht. 
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Die  Oestaltnng  dieses  Compromisses  und  daher  des 

Zog-  und  Niederiassnngsrecbts  miiss  yod  dem  Ei^bniss  der  Prtftnug 

der  socialen,  ÖkoDomiscben  uud  sittlichen  Folgen  der  radicalcD 
Freizü^i^Hvcit  abhängen.  Das  Urtheil  über  diese  Folgen  wird  frei- 
lich nothweudig  wieder  von  dem  socialpolitisehen  und  wirthschaft- 
licben  Standpunct  des  Urtheilenden  selbst  mit  bedingt  werden  und 
demnach  verschieden  ausfallen,  je  nachdem  idealen  Ziele,  welches 
fUr  die  ganse  £ntwicklimg  der  Volkswirthschaffc  and  Coltiir  als 
erdtrebensirerth  gilt  Die  Wirkmigen  der  Freiillgigkeit  küBBea 
aber  andererseits  selbst  gnt  mit  znr  Prttfong  der  Biehtigkdt  dieser 
Ziele  nnd  jener  Standpnncte  in  einem  besonders  wichtigen  nnd 
characteristischen  Falle  dienen  (§.  242,  243). 

III.  —     236.  Die  Freizügigkeit  im  Zusammenbang 
mit  der  modernen  Communicatious-Teehnik.    Die  Frei-  i 
zügigkeit  unseres  heutigen  Rechts  ist  die  personal -rechtliche 
Voraussetzung  des  massenhaften,  häufigen  und  leichtes 
Ortswechsels  der  Individuen,  wie  die  Benutznng  der  Dampf- 
krafti  die  Eisenbahnen  nndDampfsehiffei  dafttr  die  tech- 
nische, die  moderne  Oestaltang  des  Prodnctionsprocessei 
(§.  329)  und  der  wirthschaftliehen  Erwerbsordnang  die  ' 
ökonomische  Voraussetzung  sind.   Das  grosse  Maass  der  B^ 
schrUiikun^en  des  älteren  Zug-  uud  Niederlassungsrechts  wäre  bei 
den  heutigen  Communicationsmitteln  nicht  mehr  aufrecht  zu  er 
halten,  —  ein  Umstand,  welcher  auch  oft  zur  Begründung  der  er 
folgten  Reform  benutzt  worden  ist.    Man  kann  jedoch  mit  dem 
flinweis  auf  das  Zeitalter  der  Eisenbahnen  wohl  eine  Reforsii 
aber  nicht  gleich  jede  Beseitigung  der  älteren  BeselirftnknngflB 
ausreichend  begrflnden.  Viehnehr  hätte  man  umgekehrt  gerade  in 
diesem  Zeitalter  doppelt  vorsichtig  sein  mttssen,  den  leichten  Ortt- 
Wechsel,  welchen  die  nenen  Gommnnicattonen  unvermeidlich  00 
stark    begünstigten,    nicht   zu    einer  noch   fieberhafteren  Be- 
wegung mittelst  einer  radicalen  Gesetzgebung  über  Freiztlgigkeit  in 
steigern. 

Denn  freilich  sind  die  grossartigen  prac tischen  WirkuDgeii 
der  Freizügigkeit  erst  durch  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe  er 
mttglicht  worden.  Fttr  den  Staat  und  die  Volksgemeinschaft 
die  Freizligigkeitsfrage  eist  dadurch  ihre  weittragende  BedeotSBg 
erlangt  Bei  unvollkommenen  Gommnnioationen  kann  der  be- 
;  stäiidige  Ortswechsel  der  Individuen  kaumDimensfonen  annefaseD, 
welche  für  weite  Kreise  oder  gar  für  das  ganze  Land  und  ToB^ 
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kritisch  werden.  Das  Bettler-  und  Vagantentbum  tiel  uod  i^äi 
doch  anter  einen  anderen  Gesiohtspanct,  wenn  sein  Auftreten  aneh 
mit  der  GestaUnng  des  Zag-  und  Niederlassnngsreehts  in^Ver- 
iMBdvng» stellt  Höchstens  konnte  frttlier  ein  einmaliger  Orts- 
weehsel  einer  grosseren  Anzahl  von  Personen,  also  z.  B.  eine  Ein- 
and  Answandemngsbewegung  von  Land  cn  Lsind,  ein  beständiger 
Znzag  von  Lenten  aus  dem  platten  Lande  iu  die  Städte  .statt linden. 
Aber  diese  Personen  blieben,  dann  auch  an  dem  neuen  Wohnort 
einigermassen  sesshaft.  Erst  die  Massenhaftigkeit  einer 
solchen  Bewegung  berUbrt  allgemeinere  Volks-  und  Staatsinteressen , 
ohne  Unterstfltsang  durch  gute  Communicationen  wird  sich  die  Be- 
wegong  nnverm^dlich  immer  in  etwas  engeren  Grenzen  halten 
mOssen.  Die  Freizügigkeit  in  Verbindung  mit  hochentwickel- 
tem Conunnnicationswesen  steigert  dagegen  nicht  nnr  die  Mass en- 
haftigkeit  des  Ortlichen  Ab-  nnd  Zuzugs  der  Bevölkerung,  son- 
dern macht  den  Ortswechsel  grosser  Massen  zu  einem  beständigen 
and  fuhrt  hierdurch  zu  einem  Zustande,  welchen  man  ganz  richtig 
mit  dem  hierllir  schon  zum  technischen  Ausdruck  gewordenen 
Worte:  „modernes  Nomadenthum''  bezeichnet  hat. 

Die  Freizügigkeit  in  Verbindung  mit  den  Dampfcommunica- 
tionen  hat  demnach  zwei  wohl  zu  unterscheidende  wichtige  Folgen 
filr  das  Volksleben  und  auch  fUr  die  Volkswirthschaft,  einmal  eine 
grosse  Ver&ndernng  in  der  Ortlichen  Vertheilnng  der 
Bevölkerung  im  Staatsgebiete,  sich  in  verhältnissmftssig 
rascher  Zeit  vollziehend,  und  sodann  auch  wegen  des  häufigen  Orts- 
wechsels eines  Theiis  der  J^evölkeruug  eine  beständige  Verän- 
derung in  der  Zusammensetzung  derBe\  ölkeruug  der 
Wohnorte.  Auch  wenn  man,  einseitig  genug,  jener  ersten  Folge 
nur  günstige  Seiten  tHr  die  Volkswirthschaft  und  Cultur  abgewinnt: 
die  zweite  Folge  hat  um  so  augenfälligere  und  für  das  Ganze  tiber- 
wi^nde  Schattenseiten.  Sie  ist  aber  für  die  unvermeidlichen 
Wnkungen  einer  atomistisch-individualistischen  Gesetzgebung  noch 
characteristiseher. 

g.  237.  —  A.  Die  veränderte  örtliche  Vertheilung  der 
Bcviilkerung,  welche  die  Freiztlgigkeit  und  die  Dampfcomniuni- 
cationen  ermöglichen,  hat  für  den  Staat  und  das  Volk  im  Ganzen 
nnd  wiederum  fttr  Stadt  und  Land  und  ftlr  gewisse  Classen 
vonStädtenibre  verschiedene  Bedeutung.  Die  wichtigsten  hierher 
gehörigen  Erscheinungen  kann  man  schon  mit  Hilfe  der  neueren 
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BeTölkemngSBtatistik  genauer  verfolgeiL')  Es  wird  dadaieh  aber 
nnr  im  Einielnen  beetiitigt,  was  aieh  alt  nothwendige  Qestal- 
tnng Stenden 8  des  modernen  Wirthsehaftslebenfl,  besondofsder 

iudastriellen  Entwicklung,  der  ganzen  neueren  Gestaltung  des  Wirth- 
schaftsrechts  und  specicil  wieder  der  Einfltlsse  des  FreizUgigkcits- 
recbts  im  Zeitalter  des  Dampfes  von  vornherein  deductiv  ableiten  lässt 
1)  Es  zeigt  sich  ein  ungemein  starker  Zuzug  der  Land- 
bevölkerung in  die  Städte,  beBon4er8  in  die  Grossstädte  und  die 
Sitae  der  Industrie  und  des  Bergbaas.  Die  Folge  ist  simidMt 
Öfters  sehen  eine  absolute  Abnahme,  wenigstens  distrietwelBe» 
oderdoeh  eine  schwaeheZnnahme  der  Landbevölkerung.^) 


*)  8.  Yorbem.  Vgl.  über  die  städtisclie  und  lindlicho  Bcrölkorung,  ihn 
Vertheilong  in  einzelnen  Ländern  und  Uber  die  Vennehrang  jeder  Kategorie  Wappäo?. 
Be?.  sut.  IL,  476  If.,  bes.  487,  492,  497.  Daten  mu  den  40er  and  50er  Jahna. 
V.  Oettingen,  Monüstet,  2.  Aufl.,  S.  879  ff.  llenen  Berechnungen  der  Vertheiliiof 
der  Berölkening  der  einielnen  europäischen  Staaten  auf  Stidtekategoriecn  (nach  der 
Grösse  der  Ortsbevölkcrang  rlassificirt)  v.  TL  Wajrner  im  (iotli.  Almana«"h 
S.  1000  11.,  Ib71,  S.  $12.  Specielieres  darüber  für  die  einzelnen  Lande  im  Jahig. 
1870.  EiD»lo«  Bereehnungen  Ober  die  periodische  Yeiftnctoning  des  YtrtiiHntaeB 
der  Stidt-  und  Landbe?Olkerang  in  Kol b 's  Statistik,  so  in  d.  7.  Aufl.  t  Preitses 
S.  105,  f.  Frankreich  S.  323.  Grossbritannien  S.  398.  Ftlr  Preosscn  rcr 
1816^58  8.  SUL  Jalxcb.«  L,  S.  110;  öcbwabe  in  Ilildebr.  Jahrb.  a.  a.  0.  ta»i 
Pnnot  f.  Pnnct  finden  d.  Atuführang^n  im  Text  BeslltiguDg  donh  Than*s  DsnlelL 
der  industr.,  allgem.  wirthsch.  u.  sodnlen  Vfirtiiltniwe  $m  Niadonliein,  s.  bei.  du. 
ttber  Aachen,  S.  47  ff..  Gl,  r>9  ff. 

^  Wappaus  a.  a.  0.  berechnet  fUr  12  europliiehe  Staaten  ^sehr  ungkichcr. 
daher  in  seleheD  Fingen  nicht  unbedingt  nnter  einander  n  vergleichend«')  Staaten  Miit 
für  Endo  der  40er  und  Anfang;  der  50cr  Jahre  überall  eine  stärkere  Znnahme 
der  tt&dtischen  als  der  ländlichen  Bevölkerung;.    So  mittlere  jährliche  Zanahme  in 
Frankreich  1851—56    1.53  "/^  stadt.,  —  0.35  ")o  Be^» 

Preossen  1840—55   1.S8  „    „         0.76  ^  «• 

Grossbritannien    1801—51    1.87  ^    n        *1*00  ^    •«  <• 

Belgien  1846—56    0.78  „     .,  0.81  

Niederlande        1849—59    0.81  „     „  0.74  „  „ 

Sachsen  1846—49   1.46  „     „         0.81  „ 

Hannover  IS52— 55    «»..S9  ..     ,.      —  0.05  

In  Preussen  (alten,  vor  66er  Umfange)  stellt  sich  folgende  Vermehrung  heraus, 
wenn  die  Bevölkerung  ron  1816  »>  1000  gesetzt  wird: 

1822    18S1    1840    1849    1858  1864 
St&dto  1099    1240    1411    1590    1S17  2077 

plattes  Land       1142    1269    1461    1575    1672  1774 
Staat  IISO    1265    1447    1579    1702  1847. 

Die  stlifcere  Vermehrung  der  BevOlkemng  des  platten  Landes  zu  Anfang  mag  wohl 
etwas  mit  auf  allmälig  vollständiger  werdende  Z.'ihliing  znrückzufuhren  sein.  Vos 
1871—75  ist  die  Bevölk.  d.  St&dte  in  Preuäsen  um  9.10  %  (Max.  Stadt  Berlin  Hil 
Max.  nach  Regier.bez.  etc.  Osnabrück  16.35,  Hannor.  15.69,  Amsb.  15.09),  die  Bw. 
d.  ländl.  Ortschaften  aur  Tim  2.83  7o  (Abnahme  in  7  Reg.bez  )  nach  d.  Ergebe,  i 
Volkszihlang  gestiegen  (Preuss.  Stat  Ztschr.  1870,  Beil.  z.  II.  1  u.  2  S.  59). 

In  Frankreich  betrug  die  Zahl  der  Einwohner  in  Orten  ron  mehr  ali  200i< 
Einwohnern  m  der  QesninmtbefOllterong  1846  24.72,  1861  25.52,  1856  27.31. 18^1 
28.86,  1866  30.46,  1872  81.06  7«.  In  Englnnd  nnd  Wnlei  wtr  die  nbMtatoSe 
rOlkenng  in  Tausenden 
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Dtrans  geht  gelegentlich  ein  förmlicher  Mangel  an  Arbeitskräften 
hervor,  besonders  in  Gegenden,  wo  etwa  gleichzeitig  die  Aus- 
wanderung, d.  h.  bei  uns  fast  nur  die  Uberseeische  Auswanderung, 
bedeutend  ist.  Dieser  Mangel  an  Arbeitskräften  wird  kritisch  ftlr 
Gegenden  des  Grossgrandbesitzes,  besonders  aeitdem  wiederum  die 
£iienbahneii  und  der  Freibandel  die  Goooarrens  billigeren  Getreides 
av  sehwach  bevölkerten  Lttndem  eztensivor  Bodenenltar  in  West- 
■Dd  Hitteleiiropa  ermöglicbt  haben.  Kommen  daza  nooh  klimatische 
Qndm  der  Bodenbeschaffenheit  liegende  Erschwemngen  des  Wechsels 
der  Productionszweigc ,  wie  bei  uns  zum  Theil  im  nordöstlichen 
Deutschland  in  Hinsicht  des  üebergangs  zu  intensiverer  Wirth- 
schaft  und  zur  Viehproductiou,  so  wirkt  die  Freizügigkeit  hier 
schliesslich  aach  für  die  ganze  nationale  Prodaction  nicht  unbe- 
denklich. 

2)  Die  kleinen  Landstädte^  welche  nicht  besondre  Er- 
werbsquellen in  grosserer  Indostrie  and  Handel,  in  Behörden  und 
wiebtigeren  Staatsanstalten  haben ,  stagniren  besten  Falles  und 
kommen  dadarch  wenigstens  relativ  zurück. 

3)  In  den  Gr oss.s  lildten ,  in  den  Sitzen  der  Industrie, 
in  den  B  ergbau  d  ist  rieten  drängen  sich  dagegen  immer  grössere 
BeTöikeningsmasseu  zusammen.^)    Kasch  herbeigezogen  bei  zu- 


im  Ganzen  ind.Städton  oderVo 
17,928  8,9«U  50.01 

Ibtil        20,060        10,U01  54.62 
1871       23.712        14,041  61.82. 

AlicrfJings  eine  Vcrmchrang,  welche  /..  Tli.  mit  auf  VermeliruufC  der  Zahl  der  St&dte 
uüd  auf  Ausdchuung  von  Städten  beruht,  was  aber  eben  nur  die  immer  stärkere  städt, 
Coocentration  der  Bevölkerung  zeigt.  —  In  einzelnen  Laudestheileu  beobachtet 
maa  anch  in  Deatschland  sclion  wiederholt  trotz  der  Veimeliiang  der  Geaunrntboröl- 
"'^rung  eine  absolute  Abnahme  der  Landbevölkerung,  so  z.  B.  im  prcti^sischon 
Kcgierangsbez.  Düsseldorf  und  Minden  schon  in  den  50er  Jahren,  vie  in  der 
obigen  neuesten  Zäblungsperiode. 

■)  Die  Zahl  und  die  üuäamuitbuvölkerung  der  Städte  von  A.  Uber  100,000  Jrlm- 
vebner  nnd  B.  Ton  50 — 100,000  Eimrohner  wnr  z.  B.: 

A.  Zahl,  Be?oIk.  in  iDOOeo.    B.  ZaU,  Berölk.  in  lOOOen. 


Engiand     1851  9  1041  16  1078 

1871  14  6002  21  1462 

ftuknieli  1861  6  1661  10  692 

1866  8  3138  16  'JS7 

1870  9  3513  16  1029 
Preussea     1855  3  653  5  316 

1867  4  1106    ,  0  611 

1871  5  1889  10  671 
lb75  5  1587  11  SIÜ. 


Prenssea  auch  nach  1SG7  ohne  die  neuen  Provinzen;  Magdeburg  mit  Nebeuorten 
zusammengezogen  (dann  über  100,000  £.  in  1871).  Franknicb  1876  obne  £l8.-Lothr. 
(Stnab.,  MohUunsen).  S.  andi  n.  Ado.  11. 
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föUigen  gttnstigeo  Gonjnnctiuen  der  Indnetrie,  des  Handeis  «.  i.  w. 

verursachen  sie  die  schlimmste  Wohnungsnoth,  weil  der  Häuser- 
bau dem  Bedarf  nicht  sofort  nachkommen  kann.  Aus  der  Wohnungs- 
noth aber  gehen  wieder  die  bedenklichsten  weiteren  wirthschaft- 
lichen,  socialen  und  sittlichen  Uebelstände  hervor:  nicht  nur  die 
vielfach  elende  und  doch  enorm  theare  Befriedigung  eines  der 
wichtigsten  Bedürfnisse,  sondern  öfters  sehr  peinhehe  sodste 
AbhftngigkeitSTerhttltnisse,  imwirthschaftliefa8(e  —  wenigstens  nm 
Standponcte  der  Volkswirthsehail  ans!  —  SpeonlatioB  m  Ge- 
bäuden nnd  Bangrflnden,  sehliesslieh  eine  feindliehe  Spensssg 
swischen  Hausbesitzern  und  Bevölkerung,  ein  „Classengegensatz'^, 
wie  sie  ähnlich  kaum  in  anderen  Kreisen  und  wirthschattlichen 
Gebieten  sich  finden.^)  Unter  dieser  dicht  zusammengedrängten 
Bevölkerung  wachsen  für  die  Staats-  und  Stadtverwaltung  die 
Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Erhaltong  der  Ordnung,  der  Er- 
hebung der  Stenern immer  mehr,  vollends  bei  dem  sttndigen 
Ortswechsel  eines  Theüs  der  Berölkerong  (§.  288). 

4)  Die  Bevölkerung  vertheilt  sich  so  nach  nnd  naeh  sof 

Land,  Stadt,  Städtckategorieen  ganz  anders.  Die  Quote  der 
Städter  und  Gross  Städter  wäcbst^^)  Neben  den  oft  gerühm- 


*)  FOr  «U  dgL  sind  die  neueren  YeililltniHe  Berlins  typisch.  Yg^L  den  oben 

genannten  Aufeatz  von  Schwabe  u.  Stulpnagel  über  Freizügigkeit,  von  Schwsbe 
Uber  die  , .Volksseele  Berlins",  St&dt.  Jhrb.  B.  4,  uud  über  die  \Vohnung>jverhältnis8C 
Berhns  Bruch  im  Stadt.  Jahrb.  IbTl  14  Ii.    Die  Einwohuerzahl  von  Berlii 

inet.  UilitiT  war:  1820  303,000,  1831  340,000,  1840  839,000,  1852  433,000,  1S5$ 
450.000.  1SG7  702.000.  1871  826,000,  1875  967,000:  allerdintrs  Imben  klein« 
Annexionen  von  Nachbargenieindcn  stattgefunden.  —  Ueber  die  Wohnungsnoth  &. 
u.  im  Kap.  4,  vom  städt.  Grundeigenthum,  bes.  §.  355  £,  wo  der  Zosammenhang  nit 
d.  prif.  stidt  Gnmdoigttnlli.  naohgewiaeea  wird. 

**)  Eine  der  Hauptschwiorif keiten ,  welche  der  Einftlhning  der  Cbasensteitf  ii 

den  grosseren  prenssisohcn  Städten  entgegenstand.  Dieselbe  macht  sich  auch  jetzt 
nacb  erfolgter  Kinfübrang  fühlbar  genug.  In  Berlin  waren  im  T.  I87.5  4.336.000  M. 
Staatüclaäsensteuer  zu  erheben,  wovon  im  Laufe  des  Jahren  nur  3,116,000  M.  od<i 
72*/o  eingegangen  waren.  14'LVo  wurden  in  Folge  Ten  Tod,  Ywtag  nadi  aii0H^ 
halb,  Rcclaination  u.  s.  w.  in  Abzug  gebracht,  8';^%  fielen  ans  in  Folge  frodldiRt 
Execution ,  Auswandorunfr  u.  s.  w. ;  der  Rest  von  lO'/^"  ,,  wird  muthmasslich  HB 
grossen  Theil  auch  ausbleiben,  da  von  vielen  unbemittelten,  nacb  ausserhalb  fa^ 
zogenen  PerMmen  die  Steuer  andi  mit  Hilfe  fininder  BehOrdm  schwerlich  zn  edaagn 
ist  nnd  «userdem  Tiele  Bestanten  gar  nicht  m  ermitteln  sind.  (Offic  MittheiL) 

")  Es  eigiebt  sich  dies  schon  ans  den  obigen  Daten  in  den  ronnsgeh.  Abb. 

l.ehrreirh  ist  auch  der  Vergleich  zwischen  verschiedenen  Staaten.  Je  naclidec 
dieselben  in  der  modernen  Wirthschaftseutwicklung  mehr  oder  weniger  ?orgeschnnti> 
sind,  p£egt  anch  die  Quote  der  groesstädtischeB  und  der  städtischen  BerODtenug  fiber- 

liaupt  stärker  oder  schwÄchcr  zu  sein  nnd  rascher  oder  langsamer  zu  wachsen.  So 
stellt  sich  in  den  beigefügten  Jahren  die  Qoote  der  Bewohner  A.  von  Orten  über 
50,000  nnd  B.  von  Orten  von  10—50,000  £.  in  Proccnten  der  Gesammtbevölkenug 
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ten  gflnstigen  Folgen  ftlr  die  VolkswiriliBehaft  nnd  Gnltur  ,hat 
dies  nnverkennbar  auch  viele  üble  Folgen,  für  die  Sitte  und  die 
CharactertUchtigkeit,  für  das  politische  Leben,  für  die  wirthschaft- 
iiche  Lage  und  Zutriedenheit  des  ixanzen  Volks,  üurulii^c,  dem 
demagogii^ebea  Agitatorentbum  leicht  zugängliche  städtische  Proie- 
tariennassen,  rast-  und  rabeloses  Treiben  in  den  Mittelclassen, 
Jagen  nach  Qewinn  um  jeden  Preis  und  ohne  jedes  Bedenken, 
unnnigey  gewiaeenlose,  nnprodnetiTe  Gonenrrenawnth,  nnd  Unbe- 
bagen  fast  überall,  —  das  sind  die  Sdiattenseiten,  welehe  die 
Vertreter  der  Theorie  der  freien  Gonenrrens  nieht  nnbefangen  genug 
neben  den  Lichtseiten  des  modernen  Wirthscbat'ts-  und  Culturlebens 
erkannt  haben.  Diese  Schattenseiten  erscheinen  wegen  der  zweiten 
Folge  der  beatigeu  Freizügigkeit  noch  bedenklicher. 


A. 

B. 

Ziia. 

GroMMtutnien  a.  blaad 

1881 

25.4 

10.5 

85.9 

Frankreich 

1866 

10.8 

8.1 

19.9 

Deutschland 

1S67 

7.8 

S.U 

spec.  Norddeutschlaud 

M 

8.7 

8.2 

16.9 

SoddentoeUaad  , 

4.0 

6.9 

11.8 

ProniooH 

1875 

10.5 

Vereinigte  Staaten 

1860 

9.S 

5.4 

15.2 

Italien 

1861 

6.9 

11.8 

18.7 

(Mmeicli-Ungan 

J869 

4.1 

5.5 

9.6. 

IHe  gesammto  städMsrhc  Bevölkerung  bctnifr  in  Preusscn  m49  2(5.5.  185S  29.6. 
Ib64  31.1  ,  lb7]  liucl.  neue  Pro?.)  32.33,  1875  34.18  7o-  Von  1867—75  stieg  in 
Preuaocn  (jetz.  Umfaags)  d.  Ber.  d.  Gem.  mit  Uber  100, üuu  K.  um  51.35,  v.  50  bis 
100,000  um  23.80,  v.  20—50,000  um  56.96,  T.  5—20,000  um  16.22.  t.  2—5000  nm 
^74.  r.  Uber  2000  £.  ubcrh.  um  20.47,  v.  unter  2000  £.  sank  ite  HIB  0.28,  d.  ganxo 
Staatsberolk.  stieg  nm  7.18 7o  (<I<^i^uasch  S.  275). 

Besonders  characteristisch  ist  die  riesige  Entwicklung  der  Hauptstldte:  In 
Frankreich  war  1801  der  49ste.  ls21  der  42ste,  1841  der  :t7stu.  1851  der  S48te. 
l'^fiH  d'T  "Jlsto,  1872  der  20ste.  1876  der  IS.tJsto  Franzose  »  in  Pariser  iu  den  3  lt;tzten 
Perioden  unter  ELorechnune  der  italienischen  Annexionen  und  in  den  2  letzten 
PofodeB  «Bter  Abrecluiiiog  der  daotochen  Aanezionea,  ferner  unter,  bier  anch  wegen 
des  sUdtischen  Characterä  der  betrefTendcn  Orte  zulässiger,  Berücksichtigung  der 
Stadterweiterung  unter  Napoleon  III).  In  (Irossbritannlen  und  Irland  war  ISol 
der  nta,  1821  der  löte,  l^U  der  i4tu,  Iböl  der  12te,  1861  der  10.5te,  1871  der 
9.Ste  Brite  ein  Londoner.  In  Preaasen  war  xm  1820  der  57Bte,  1840  der458te. 
1858  der  3Uste.  IsOl  der  30.5te,  1871  der  30ste,  1875  der  26.Cte  Preusse  ein  Ber- 
liner [in  don  letzten  2  Jahren  unter  Einrerhnung  der  neuen  Provinzen,  ohne  diese 
der  24.7ste,  1875  c.  der  21 — 22ste).  Natürlich  sind  auf  die  Berliner  Entwicklung  die 
potttitcheii  Exdf^Uase  der  Nenieit  fon  beeonderem  Eufluas  geveaen. 

>*)  So  sagen  Schvabe  n.  StOlpnagel  in  Ber).  Stidt  Jahrb.  1872,  VT.,  97: 
..Die  Freizügigkeit  erhebt  das  unstete  Wandern  zum  Prindp,  ate  macht  Individuen 
flüssig,  die  nichts  haben  und  deshalli  w.indern«!  Alles  gewinnen  wollen,  die  den  Boden 
verlaffiea,  wo  die  naturlichen  Verhältnisse  sie  heranwachsen  Hessen,  und  sich  auf  ein 
nabekawrtea  Temin  begeben,  wie  weiland  die  Ooldraclier.  ....  Sie  rermdiTen  oft 
-einlach  die  catiUaariKhen  ^istcnzen,  tragen  zur  persönlichen  Unsicherheit  bei  und 
beginnen  Krieg  gegen  die  geordnete  tiesellschaft"  (mit  eini-m  rlimirteristischen  Bei- 
spiel Ton  einem  Berliner  Tumult,  wo  sich  unter  84  Ycrhatteten  nur  6  —  8  Berliner 
befimden,  die  meisten  nnr  Woeben  oder  Monate  bier  gewesen  waren). 
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§.  288.  —  B.  Eine  Ortsbevölkenmg,  in  welcher  ein  nielit  Uh 

beMohtlicher  Theil,  besonders  der  unteren  Classen,  anf  der  Wauder- 
Schaft  von  Ort  zu  Ort,  in  den  Grossstädten  ausserdem  noch  von 
Haus  zu  Haus,  von  Strasse  zu  Strasse  ist,  bietet  nothwendig  in 
socialer,  ökouomiscber  und  sittlicher  Hinsicht  viele  unerlreuliche 
leiten.  Ein  solches  zusammeDgewUrfeites ,  jedes  organiBoheB  2a* 
sammenhangs  entbehrendes  Conglomerat  kann  keinen  gesnndtt 
Gemeingeist  in  sieh  entwickeln.  Ein  grosser  Theil  dieser  BerOl* 
kemng  wird  wie  Staub  vom  Winde  von  jedem  Wechsel  der  grosaa 
wirthsehaftlichen  Gonjnootnren  von  einem  Ort  znm  andern  gejagt-  ' 
Seine  ökonomische  und  sociale  Lage  unterliegt  den  grössten 
Schwankungen,  ist  bald  unvcrhiiltnissmässig  über  den  mittleren 
Stand  empor,  bald  ebenso  unter  denselben  herabgedrückt.  Eine 
derartige  Bevölkerung  ist  namentlich  ungeeignet  für  eine  tüchtige 
Selbstverwaltung  der  Gemeinden,  schon  weil  ihr  Interesse  und  Ver- 
ständniss  dafttr  fehlt  Förmlich  darauf  hingewiesen,  immer  nur 
dem  eigenen  materiellen  Interesse  oder  dem»  was  angenbUeklieh 
[dafttr  gilt,  zn  folgen,  wird  ein  zahlr^cher  Theil  der  Bevdlkenuig, 
der  Arbeiterstand  voran,  aber  anch  solche  Untemdimer,  welche  ndt  { 
wenig  stehendem  oder  fixirtem  Kapital  arbeiten,  wie  die  handel- 
treibende Classe  und  ein  Theil  des  Handwerkerthums  und  der 
Hausindustriellen,  systematisch  zum  höchstmöglichen  wirthschall- 
liehen  Egoismus  erzogen  und  fühlt  sich  aller  Pflichten  gegen  die 
Gesammtheit,  vollends  gegen  die  Gemeinde,  deren  zufälliger  Auge- 
höriger  der  Einzelne  oft  nur  so  kurze  Zeit  ist,  ledig.  Fieberhafte 
Rahelosigkeit  ist  die  Folge.  Jeder  ökonomische  Misserfolg,  jede 
ungünstige  Conjonctnr  treibt  znm  Wechsel  des  OrtSi  oft  des  Bemfr  I 
Dem  „Glocke'^  jagt  Jeder  nach  und  sieht  sich  doch,  selbst  wenn 
er  es  erreicht,  meistens  enttäuscht.  Das  Glück  selbst  heisst  aber 
nichts  Andres  als  möglichst  leichter  und  möglichst  grosser  Geld 
er w erb.  Die  Erwerbsart  wird  gleichgiltig.  Ist  die  Conjunettir 
danach,  so  wird  alle  Welt  zum  Börsenspieler,  vom  Grossgrnnd- 
besitzer  bis  zum  Hausknecht,  der  üppigste,  frivolste  und  änsser 
liebste  Loxns  macht  sieb  dann  in  allen  Classen  brei^  beim  glttek* 
liehen  Parvenfl,  der  plötzlich  reich  geworden,  wie  beim  Arbeiler, 
dessen  Lohn  yorttbergehend  anf  das  Doppelte  steigt.  Und  wess  j 
der  Erwerb  einmal  zn  anrttchig  geworden  oder  gar  „mit  dea 
Aermel  das  Zuchthaus  gestreift  worden",  so  ist  das  Verschwinden, 

^  \$l  Thun,  lud.  am  Niederrh.,  2>.  7ü,  t»b. 
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das  Fortziehen  in  einen  anderen  Ort  oder  schliesslich  das  Ans- 
wandem  ja  so  leicht.  Ohnehin  aber  kann  in  der  „MenschenwUste*^ 
der  Grossstädte  ein  Jeder  nach  seiner  FaQon  leben,  anbelio11i<rt 
durch  fremde  Controle,  aber  anch  ohne  den  Halt,  den  eine  solche 
so  yielfaeh  gewährt.  Die  nnrnbigen,  unsteten  Massen,  welebe  die 
Freisflgigkdt  so  m  den  Gross-  nnd  Indostrieslldten  znsammenfllbrt, 
sind  natflrlieh  aneh  jedem  demagogischen  Umtrieb  extremster  Art 
(soeialdemoeratisehe  Agitation!)  willlcommene  Bente.  Die  „gefUhr- 
licbcn  Classen",  die  Verbrecherwelt,  breiten  sich  nur  um  so  nngc- 
st^irter  ans.  Wohin  man  anf  dieser  Bahn  treibt,  das  zeigt  uns  am 
Schlagendsten  so  manche  furchtbare  Seite  des  socialen  Lebens  und 
der  Volkswirthschaft  Nordamericas,  ein  Vorbild,  dem  wir  in 
Westeuropa  und  nunmehr  auch  in  Dentschland  mit  allen  Kräften 
naebeifem.^') 


8.  .^mn.  13  und  fkir  Berlin  Oberhtiipt  die  genannten  Arbelten ,  bei.  in  Beif. 

Stidt  Jahrb..  Jg.  4,  1878,  S.  00.  Bevölkerung  ca.  8IH)— OftO,000  Personen  in  den 
Jihrcn  IST] — 74.    Poli^eiIi(•h  (hmh  das  Meldewesen  controlirte  fievegong  des 
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Diese  ZabK^n  spiegeln  den  Gang  der  wirtlischaftlicheD  Bewegung  ab.  Der  Abzog  war 
j*>denf&lls  in  den  letzten  Jahren  noch  grösser,  da  wnit  die  Zälilang  v.  1.  Dec.  1875 
>'iuc  stärkere  Zahl  der  ort-sanwcs-  iKlrn  Hcvolkitninfr  ronstatirt  liatt<-.  Im  (Kanzcn  ptliört 
sonach  gegen  ein  Achtel  der  Berliuer  Bevölkerung  zum  .^omadeuthum'',  daä  auf  der 
Wanderschaft  ron  Ort  za  Ort  ist.  —  Innerhalb  der  Stadt  etdlt  Mk  dieser  noma- 
discbe  Charart^r  der  Bi-vrilki  ninc  wittdcr  in  andrer  Wei»<'  dar.  im  steten  Wohn ungs* 
▼  frhsel.  Vgl.  darulier  Kul'oIV  und  meine  Hede  in  der  Debatte  über  Wolinung-s- 
Dotb  im  Eis.  Congr.  1872,  auch  unten  Kap.  4,  g.  352  tf.,  bes.  aber  den  Aufsatz  „datt 
Neaadentlion)  in  der  Berliner  BerOlkerong''  von  Schwabe  im  Berl.  Stadt  Jahrb.. 
VII..  29  ff.  Danach  wechselt  jihrlich  ungefähr  die  Hftlfte  der  d i recten  Mietlier 
fim  Untei-^^rhied  von  Aftennifthern.  (v'hamljrejrarnist.-n  0.  9.  w.)  ihre  Wohnung,  —  b«-- 
inerkenswcrther  Weise  am  Häufigsten,  wenn  mehr,  etwas  seltener,  wenn 
weniger  Wohnungen  leer  stehen  (resp.  53.7  "i„  in  1867  bei  5.5  Vo  leersteh.  Wobnungen 
ind  88*/o  in  ^^'^  1-2  Vo  Icerat.  W.),  d.  h.  wenn  etwas  mehr  Wohnungen  leer 
stehen,  ist  das  ruldicuin  no<  h  etwas  weniger  scsshaft,  um  sich  in  l'rei^  und  Qualität 
der  Wohnung  ein  wenig  zu  verbcivsoru.  Meine  Ausführungen  in  l:liseuach  S.  237 
werden  dorch  diese  damals  noch  nicht  belcannte  Tbatsache  sonst  nicht  modifidrt.  — 
\Verthvoll  fiir  die  Characteri^tik  und  Messung  der  örtlichen  Bewej^ung  der  Be- 
vülkemng  ist  auch  die  mit  Hilf''  des  neueren  Volks/;ihiuiig.-mat('rials  ermöglichte 
^'ta(istik  der  Ortsberölkct  u ng  nach  den  (ie bu riaoi  le n,  woraus  man  sieht, 
v^ie  stell  diese  BerOlkemng  ans  £ingel>orenen  und  Fremden  nnd  ans  welchen  Fremden 
»e  sich  zosamnienselzt  S.  Ar  Prenssen  in  1871  K.  Briner  in  d.  Ztsrhr.  d. 
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IV.  —  §.  239.  Die  Freizügigkeit  im  Zusammenhaag 
mit  der  moderaen  wirthschattiicheu  Hechtsordnas^, 
nnd  Gestaltang  des  Prodnctionsbetriebs.  Die  einnb» 
Theüe  des  modernen  Personalrechts  bilden  mit  dem  gestniBl« 
wirtbsehaitliclien  Verkebfsreoht  die  Glieder  einer  groaeen  Kette 
lassen  sich  nicht  ausserhalb  dieses  Znsammenhangs  aosreMMl 
würdigen.  Die  Freizügigkeit  speciell  steht  hier  in  enger  VerbiD 
dung  mit  der  Gewerbefreiheit  und  dem  internationalen 
Freihandel.  Sie  ist  eine  Mitbedingung  itir  die  höhere  practittki 
Bedeutung  dieser  beiden  Tbeile  des  Verkehmeehto,  wie  disie  wiel 
der  der  Frdzflgigkeit  erst  ihre  groeae  praelieelie  Wiohti^ett  nü 
sehaffen.  Die  Blntheseiten  der  Industrie  und  des  Handels  sisd  t| 
nun  besonders,  iu  welchen  der  starke  Zuzug  der  kleiustädtischea 
und  der  Landbevölkerung  in  die  Grossstädte  und  in  die  Industne- 
und  Montanbezirke  erfolgt.  Die  Freizügigkeit ,  als  recbtüche  Vor- 
aussetzung dieser  Bewegung,  wird  daher  auch  vor  Allem  im  Int» 
esse  der  Industrie  und  des  Handels  verlangt  und  als  CensaqMi 
der  Gewerbefreiheit  und  des  Frdbandels  aufgefasst  (§.  2S6).  Na 
wechseln  aber  periodisch die  Bltttbeseiten  mit  ZeHes  dq 
Krisis,  der  Stagnation  und  Flauheit  in  unserem  heutigen  Wirt^ 
schattsieben  ab.  Wiederum  ist  dann  die  Freizügigkeit  hier  di^ 
Panacee,  um  den  schlimmen  Folgen  dieses  periodischen  „nam 
gesetzlichen'^  Umschwungs  iUr  Unternehmer  und  Arbeiter  tbn 
helfen.  Denn  nunmehr  kOnnen  die  unbesehftftigten  ArbetansiMil 
^e  bankerotten  Unternehmer  dank  der  IVeizügigkeit  und  Geweite 
freiheit  wieder  in  ihre  ursprüngliche  Heimath  ziehen  oder  ad 


! 

Preu».  Stat.  Bnr.  J,  1S73,  S.  341.  Ei  wanm  Uenwch  geboren  m  d«  orti: 
anvesttuden  Be?Olkeniiig  Prenssens  unter  je  10,000  Penonen  jedes  Gesckltehtt- 

m&nnl.  weibL 

in  der  Zähluugsgcmuiudc  5727  5642 

Iii  andern  Gemeinden  des  nemlichen  Kreises  1759  2132 
in  anden  Kreisen  denelben  Pro?inE  1642  1605 

in  andern  prtMissisrhcn  Proriozen  60T         306  , 

in  andom  deiit.sclicn  Staaten  17ü  159 

iu  audcru  europäischen  Staaten  86  62 

ausserhalb  Eoropas  2.9  2.8 

ohne  Angabe  4.6. 
Diese  Vermischung  der  Bevölkerung  hat  freilich,  neben  den  Bedenken,  »ück  il 
Gutes  und  ihr  Grossartigeä  iu  politiäcber,  socialer,  nationaler  Hinsicht  and  ist  (oq 
nichtigsten  Folgen.  Ueber  Berlin  s.  Statist.  Jahrb.  167S,  S.  8  C  Unter  d.  g«zlkM 
BevOUc  waren  1S64  19.6,  1871  48.8,  1S75  41.3  geborene  BeiUner,  die  obri^cc » 
gezogen:  ans  w.  !<  hen  Provinzen  nnd  Ländern  eb.  S.  13.  üeher  Baiern  s.  d.  ia  1 
Vorbem.  gen.  W  eri^  v.  Mayr,  mit  Juurtogiapb.  Darstell,  n.  grOsster,  sehr  lehxrucki 
Specialisirung. 
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anderen  Orten  und  Industriezweigen  zuwenden.  Oder,  wenn  sie 
nicht  wollen,  so  zwingt  sie  schon  die  Noth  dazu,  und  „die  Har- 
monie ist  herge8telIt'^  So  wird  also  der  beständige  Orts- 
wechsel eines  Theils  der  Bevölkeroogi  besonders  der  unteren 
Classen,  mit  seinen  oben  angedeuteten  ungünstigen  Folgen  f^nn- 
iich  ein  nothwendiger  Bestandtheil  in  dem  grossartigen 
Meehanismns  des  modernen  Weltverkehrs.  Er  erscheint 
asf  diese  Weise  gerechtfertigt  nnd  ist  entweder  keiner  Ahttndemng 
fthig  oder  würde  seiner  günstigen  wirthschafUichen  Folgen  wegen 
einer  solchen  nur  zum  Nachtheil  des  Ganzen  und  der  nücli^stbe- 
iheiligten  Kreise  unterliegen.  Eine  Beweisführung,  womit  mau  in 
der  Theorie  der  freien  Concurrenz  die  Frage  der  Freizügigkeit  dann 
als  erledigt  ansieht. 

§.  240.  in  dieser  lieweisttihnmg  zu  Gunsten  radicaler  Frei- 
zügigkeit (wie  ebensolcher  Gewerbefreibeit)  bewegt  man  sich  aber 
in  einem  logischen  Cirkel,  aach  wenn  man  anf  die  bedenk- 
lichen Seiten  nnd  Folgen  des  Andranges  der  Bevölkerung  in  die 
Sfildte  nnd  Indnstriesitze  nnd  des  mhelosen  Ortewechsels  keine 
Rlleksicfat  nehmen  will  oder  sie  durch  die  günstigen  Seiten  und 
Folgen  des  modernen  Wirtliscbaftsrechts  aufgewogen  betrachtet. 
Der  Angelpunct  der  Argumentation  liegt  in  zwei  Sätzen,  in  welchen 
die  Anhänger  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  sich  scheiden. 
Die  Einen,  die  tiarten,  aber  ehrlichen  Pessinüsteni  geben  von  der 
Annahme  aus,  dass  die  Periodicität  der  Bewegung  des  Wirtii- 
achaftslebeas,  des  Anf-  nnd  Niedergangs  der  Specnlation,  des  Auf- 
schwungs der  Industrie  und  des  Handels-  und  der  Krise,  der  Hausse 
nnd  der  Baisse  eine  Naturnothwendigkeit  sei,  welche  sich 
ans  der  nnabänderlicben  Organisation  der  Volkswirthschatlt  Uber- 
haupt, jedenfalls  der  modernen  Volkswirthschaft  ergebe.*'^)  Die 
Anderen,  die  sanguinischen  Optimisten,  wollen  zwar  eine  solche 
Nothwendigkeit  nicht  zugestehen,  weil  danach  die  beste  dieser 
Volks wirthschaften  an  einem  organischen  Fehler  leiden  mUsste, 
aber  sie  erwarten  alles  Heil  von  „fortschreitender  wirth- 

'*)  Diese  rückläufige  Bewegung  dient  den  Anhängcni  der  unbediiig-tcu  Freizügig- 
keit Widerlegung  der  Bedenken  gegen  letztere.  Ebenso  die  Wiederabnahme  de» 
ZaiMgs.  S.  z.  B.  die  Bemerk  des  8.  Jahn.  d.  Bert  Stadt  Jährt»,  (nach  Schwabe*8 
Tode  her.geg,  v.  Hupp 6),  S.  23.  Dieser  Trost  will  venig  besagen.  Dass  die  Ver- 
andoruiigcu  in  Berlin  auch  so  gnm  nicht  waren«  zeigt  die  in  Note  14  nütgetheilte 
Matjstili. 

■*)  Dnianf  länft  die  Theorie  der  Specolation  und  Kiise  Ton  J.  St  Mill  n.  A.  n. 

iiinauü.  s.  n.  Anni.  Gleiche  Anschauung  bd  Brentano,  Arbeiter-  und  ProdJcrlsen 
Jahrb.  d.  D.  Seicha,  lb78  U.  4  b.  Utf. 
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schaltlicber  Bildung",  freiwilliger  Vorßicbt  der  Bethel- 
ligten,  also  von  höherer  Intelligenz  und  moralißch  besserem 
Willen  u.  dgl.  m.,  nur  nicht  von  Aenderungen  des  Wirthschafts 
rechts,  noch  von  staatlichem  swangsmässsigen  Eingreiien.^') 
Die  Freizügigkeit  fnogirt  nun  wesentlich  als  Ansgleicbnngs* 
mittel  «wischen  den  beiden  StrOmnngen  des  WirthsehailsgaBss 
und  wird  dadurch  begründet. 

In  letzter  Linie  liegt  der  Irrthnm  dieser  Auffassung  in  ihm 
beiden  Abarten  in  der  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  eigen- 
tbilmlicben  Identificirung  der  Volkswirthschaft  mit  dem 
privatwirthscb  alt  liehen  System  und  in  der  Verkennung 
der  Function  des  Rechts  und  des  Staats  im  Wirthschatts 
leben.  Man  braucht  aber  im  vorliegenden  Falle  gar  nicht  bis  auf 
diesen  Grundirrthnm  zurückzugeben,  um  die  BeweisiUhrmig  n 
Onnsten  der  Freizttgigkeit  zu  widerlegen.  ,,Natarnothwendig" 
ist  nemlieh  eine  solehe  Periodicitilt  des  Gangs  der  Yolkswirtfasdiaft 
wenigstens  in  dem  jetzigen  Maasse  nur  auf  dem  Boden  dei 
he  utigen  Wirthschal  tsrceht  8  und  spceicll  unter  Voraus- 
setzung der  Freizügigkeit.  Wenn  letztere  allerdings  al;? 
Ausjjleichungsmittel  in  diesem  Proccss  fungirt  und  in  mancher  Hin- 
sicht vv  o  h  1 1  b  ä  t  i  g ,  daher  hier  auch  so  muss  fungiren  können,  so 
ermöglicht  sie  doch  erst,  dass  eine  solche  AusgleichoDg 
in  diesem  Umfange  nothwendig  wird,  weil  sie  eine 
Mitbedingung  der  Ueberspecnlation  und  der  aas  dieser 
freilieh  natnrnothwendig  herrorgehenden  Krise  nt 
Diese  „Natumothwendigkelf'  Hegt  aber  nicht  in  der  „Natur  der 
Sache'',  nicht  in  der  natürlichen  Organisation  der  Volkswirtb- 
schalV',  sondern  in  der  Bcehtsbasis,  welche  man  dieser  Volks- 
wirthschaft in  der  Freizügigkeit,  Gewerbefreiheit  u.  s.  w.  frei-  , 
willig  gegeben  hat.  Aul  dieser  Basis  muss  sich  dann  alierdings 
die  Bewegung  des  Wirthschaftslebens  zwischen  den  Extremen  extra- 
vaganter Ueberspeculation  und  der  Krise  vollziehen.  Man  kann 
auch  nicht  Alles  auf  die  „Conjuncturen'*  schieben  und  danit  j 
entschuldigen,  weil  sie  das  ursftc bliche  Moment  würen,  sondern  i 
diese  Conjunctnren  selbst  sind  auch  wieder  als  das  durch  unser 
VVirthschaftsrecht  im  grossen  Lnilang  erst  ermöglichte  Moment 

")  So  arguuicutirt  z.  B.  im  Ba§tiat*iclien  Optimismus  eiD  Tlieil  der  deubclie- 
Kreihandelsschulc  in  solchen  Fragen,  z.  Th.  auch  ü.  Michaelis  in  s.  Arhoiteii  uU: 
Krise  und  Spcculaüou.   BezeicUneod  ist  liameutlich  die  Stellung  dieser  Schul« 
Frage  des  ActiengesellscIiaftBiresens,  z.  B.  auf  dem  Mainzer  rolksv.  Cotp- 
1869,  s.  0.  §.  133.  Anm.  27,  S.  297. 
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'  toznerkennen  (§.  76 — 81  j.  Die  Erwartung,  dass  die  „tbrtschreiteude 
wirtliöchaftliche  Bildung"  hier  Abhilfe  scbaffeu  wird ,  iat  nur  eine 
optimistisclie  Selbsttäuscliung  und  widerspricht  der  Logik  der  That- 
!«:achen,  welche  den  in  der  Krisis  Ruinirten  nicht  die  Betheiiigung 
au  der  Speculation  bei  der  nächsten  gttnstigen  Conjunctur  wider- 
rilth,  sondern  die  geschieklere  Ansnatzung  soleber  Conjanctar  mid 
daher  doch  die  neue  BetheUigimg  an  der  Speonlatioii  gerade  amAfth. 

§•  241.  Wie  die  Freizügigkeit  in  die  periodische 
Bewegung  des  Wirthschaftslehens  YerhftngniflsvoH  ein- 
greift, ist  leicht  an  den  einschlagenden  Thatsachen  nachzuweisen. 
^  Verfolge  man  z.  ß.  den  aufsteigenden  Gang  der  Bewegung 
nach  einer  Krise  und  einer  an  diese  sich  knüpfenden  längeren 
i'eriode  der  geschäftlichen  Stagnation.  Allmälig  zeigt  sich  wieder 
ein  grösserer  Bedarf  des  In-  und  AuslandSi  der  willige  und  billige 
Credit,  die  Folge  stark  angesammelten  d^ponibien  Kapitals  und 
wiederhergestellten  Vertrauens,  kommt  su  Hilfe,  die  Coigunctur 
gestaltet  sich  gflnstiger.  Kurz,  wie  dieser  Znstand  im  heutigen 
Wirthsehaftssystem  nur  su  dauern  pflegt,  gilt  es,  den  Coneurrenten 
züTonnkommen  und  die  Zeit  auszunutzen.  Nun  wird  mit  ver- 
stärkter Kraft  gearbeitet,  es  steht  mehr  Gewinn  in  Aussicht,  durch 
höhere  Löhne  zieht  man  Arliciter  aus  der  Fremde  heran  oder  ent- 
lockt sie  den  Coneurrenten  oder  aiidereu,  von  der  aufsteigenden 
{Bewegung  nicht  oder  noch  nicht  berührten  Geschäftszweigen,  die 
„Eeservearmee^'  der  Arbeiter  kommt  jetzt  zur  Action,  die  Kinder- 
arbeit wird  in  höherem  Maasse  benutzt.  Nunmehr  wird  die  Frei- 
attgigkeit  von  praetischer  Bedeutung.  Zwar  die  inländische  Kund- 
schaft ist  hald  versorgt,  ihr  Bedarf  lässt  sich  auch  richtiger  schätzen, 
aber  am  so  mehr  lockt  der  weite  Weltmarkt,  die  Uberseeischen 
I^änder  mit  grossem,  liingre  Zeit  nur  schwach  befriedigten  Bedarf 
üu  Fabrikaten  und  mit  geringer  eigener  Industrie.  Hier  steigert 
sich  aber  noch  die  Coucurrenz,  weil  alle  Industrieländer  diesen 
Markt  auszubeuten  suchen.  Um  so  mehr  gilt  es  zuvorzukommen  und 
non  wird  zum  Zweck  der  Froduction  fttr  den  Weltmarkt  vollends 
an  Arbeitskräften  herangezogen,  was  zu  haben  ist,  dem  „Frei- 
iiandelsprincip''  zu  Ehren.  Ein  Theil  der  Bevölkerung,  der  Arbeiter 
ist  aus  seinem  gewöhnlichen  Wohnort  und  semer  bisherigen  Be- 
schäftigung fortgezogen,  die  Froduction  bat  eine  andre,  momentan 

  • 

8.  d.  Kftohwdsa  ans  d.  joiifrstea  Sp6ciiLp«riode  in  A.  Thmi't  Aufs,  in  d. 
Ztschr.  d  K.  Preuss.  Stat.  Bur.  1877.  8.  54  IT.;  ders.,  Ind.  d.  Niederrheins,  S.  47,  48, 
loit  d.  Dat^n  ü\y*^T  d.  ji^rosse  Abnahmti  dor  KiliderböflCbAftig.  Dach  d.  Uuckschlag  lö7ft  fl. 
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sefar  rentable  Blebtoiig  erliAlteii.    Aflein  bald  kommt  der  Baek- 

schlag.  Der  Überseeische  Absatz  stockt,  weil  die  dortigen  Märkte 
dank  der  allgemeinen  Conciirrenzwuth  tiberfüllt  sind,  die  Coii- 
sunitiouykraft  überschützt,  die  Kichtung  des  Consums  nicht  gehörig 
berücksichtigt  worden  —  und  wie  sollen  solche  Fehler  aal'  einem 
Markte  ganz  vermieden  werden,  dessen  Bevölkerung  anderer  Saoe 
oder  Nationalität,  anderer  Sitte  und  Cnltnr  angehört,  anter  anderen 
natlliiiehen  klimatischen  BediDgnngen  prodncirt  and  eonauairt? 
Verloste  statt  Gewinn  erfolgen,  die  Prodaction  wird  eingeaehiiakl, 
Halbzeit  gearbdtet,  die  Löhne  werden  gekürzt,  Arbeiter  entlasieo 
und  nun  „dient  die  Freizügigkeit  als  Aasgleich  unge- 
rn Ittel*',  um  in  den  verschiedenen  Productiouszweigen  und  ao 
den  verschiedenen  Orten  Nachfrage  und  Angebot  von  .Arbeitskrältcu 
wieder  ins  Gleichgewicht  zu  setzen  —  wenigstens  für  einen  neueu 
Augeabliok.  Aber  wäre  denn  diese  ganze  Ausgleichaag«- 
l'anetion  erforderlich  gewesen,  wenn  nicht  zuvor  dzs 
moderne  Wirtheohaftsrecht  nnd  speeiell  die  Frei- 
zügigkeit selbst  die  Bedingongen  geschaffen  hftfcteo, 
dass  eine  Uebertreibnng  and  daher  wieder  ein  Rflek- 
schlag  stattfinden  mnssteV!  Hier  liegt  der  logische  Cirkei, 
in  welchem  sich  die  Beweisführung  der  Theorie  der  freien  Cod- 
currenz  bewegt.^") 

Anrh  li.ifiir  reichste  u.  bohlajjendste  Belege  bei  TLuri  a.  a.  0. 
**)  Die  im  Text  behandelte  Fräse  ibt  näher  zu  nntcrbucheu  in  der  Lehre  tob 
der  Specalation«  OeberspecaUtion  und  ITrisis,  Vorginge,  velche  in  der 
Biodemen  YoUanrinbsdimft  nit  der  „Tendeiu  ifcb  Kapitalgewinuä  auf  ein  Minimusi 
MXL  sinken"  zusammenhängen  und  vebentlicji  dun  Ii  die  Mitwirkung  dcü  Treditä  ih'^; 
Ecklärung  hnden.    S.  darüber  meinen  Alt.  Krisen  in  Keutzüch'  Uandvörttfb.  ± 
T^lswinNolwftBl.,  S.  526-~5$7,  mit  den  dort  Ut  mg.  S.  5S7.  In  dem  A^tedkn.  im 
Ursprung  der  Krisen  S.  529  11'.  bin  ieh  noch  durchaus  Mill'b  Lehre  \ou  der 
sinkenden  Tendenz  de»  K;ijiitalg('\\'inns  und  den  Schlüssen  gefolgt,  welche  derselbe  acs  . 
dieser  Tendenz  fUr  die  bpeculution  und  Kiinc  ableitet,  s.  Mill,  (irund&  B.  IV.,  Kap.  4. 
bes.  §.  5.  Ibtn  kann  dieee  Lehre  ab  eine  ^«Theorie  der  DeberBpeenlatlon  und  Kriie'* 
bezeichnen.    Mill  u.  A.  m.,  auch  ich  in  dem  gen.  Aufs,  begeben  nur  dcu  Fehl 
diese  Gestaltung  der  Dinge  als  durch  die  Natur  der  Volkswirthschaft  l«?-  . 
gründet  aiuuächen,  wahrend  tde  nur  im  System  der  freien  Concurrenz  lud 
»peciell  flir  die  Rechtsbasis  der  Volkswiruischaft im  modernen  wirthschaft-  [ 
liehen  Verkehrsrecht  sich  in  der  angedeuteten  Weise  verlaufen  muasea.  Daaicb  \ 
bedarf  auch  meine  Heweisfiihrung  a.  a.  0..  freilich  aber  aacli  diejenige  aller  bisheri^fii  ; 
Schrifbteller  der  bmiih  scheu  Nat.ök.  Uber  Speculation  und  iürise  einer  durch-  | 
l^reifenden  Modification.    Eäne  weitere  Folge  der  AuffiMtoa^  im  Tmds  Ü  j 
da&s  die  übliche  Zurückfuhruug  einer  bcbtiuinit'  ii  Krise,  bez.  Ueberspeculation  anf  'i:- 
und  die  ein  meinen  Pactoreu.  z.  B.  die  Bewegung  von  IbTl — 73  11.  auf  die  Actit- 
geöetzgcbung ,  die  ö  Milliarden  zwar  nicht  unrichtig,  aber  einseitig  ist   Das  lelKi 
sitzt  bedeutend  tiefer:  in  der  heutigen  Uechtsbasis  des  priratWirduMliatticbM 
Sy">t«'m'^.    Das  wird      B.  in  dnr  ffut^'n  S-liriff  von  Occhelhauser  über  di-  wirJ; 
acliüitltche  Krisis  doch  wieder  ganz  ubei'^^heu,  ähnlich  m  den  zahlreichen  Bro  &di4itik 
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V.  —  §.  242.  Entscheidung  Uber  das  Zngrecht  nach 
lieu  sc  hliesslicheu  privat-ökonomischeu  Wirkungen 
freierer  und  beschränkender  Gesetzgebung.  Wenn 
man  sich  die  im  Voraasgehenden  dargelegten  Wirkangen  der  Frei- 
iflgigkeit  vergegenwärtigt,  so  wird  man  unb^angen  sogestehen 
f  nOnen,  dass  die  Bedenken  gegen  dieeee  Reeht,  gerade  aaeli  rem 
i  wirthsebaftUehen  Standpnncte  ans,  schwer  genug  wiegen.  Aneb 
eine  Abwftgmig  der  Vortheile  and  Nachtheile  fuhrt  mindestens  nicht 
sicher  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  ersteren  unbedin«:t  vnrwalten 
und  deshalb  die  letzteren  eben  einmal  mit  in  den  Kaut"  genommen 
werden  müssen,  eine  Beweisriihrung,  welcher  sich  objectivere  An- 
hüDger  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  mitunter  bedienen.  Für 
die  sohliesslicbe  Entscheidung  und  daher  fUr  die  Gestal- 
tnag  des  Compromisses  swisoben  den  Fordemngen  der  Einzei- 
freiheit  and  der  Gemeinsebaftsinftenssen  (§.  S85)  müssen  deshalb 
nm  so  mehr  die  letzten  socialen  nnd  (ökonomischen 
Wirk  nn  gen  einer  mehr  das  IndiTidnnm  beschränkenden  nnd  einer 
freieren  Gesetzgebung  auf  dem  (rebiete  des  V'erkehrsrechts  im  All- 

i  r  ncutotcn  Zeh.  Ii.  v.  berliner.  Krisis,  Ilannov.  l*^7^,  Lfthiiis.  Marasm.  in 
iLuidei  u.  lüdnfiti.  1^77,  Loiid.  IbTS  ^bei  rieleii  rieht.  Auül'ubr.  bcü.  147  Ii.).  Der 
tiefen  Naehweto  des  ZosuDmenbangs  der  Oeberepecal.  d.  Krisen  mit  dem  hemcli. 
Wirth&chaftssystem  der  freien  Coucarreuz  u.  der  luodernen  Productioustechnik  ist  den 
äocialisten  zo  rcrdanken«  von  deueu  hier  mit  ihrer  unter  sich  wieder  abweich'Mideii,  aber 
sich  richtig  crgäuzenden  fieweufuhruug  einers.  beä.  Kodbertuä  ia  d.  Hoc.  Briefen 
u.  d.  Handelskriee  Ton  1^7,  anders.  Marx,  d.  Kapital,  u.  Fr.  Engels  in  Dtthring's 
Lmvilz.,  S.  236  IT.  hen'orzuheben  sind.  In  der  schönen,  an  interess.  Daten  u.  Gc- 
sichtspuücten  reichen  Abb.  v.  Kos<  lier.  Abs.krisen.  in  <l.  Ansichten  d.  Vülksw.sch. 
11..  fehlt  cbtiu  duch  diese  Zuruckfuhruug  der  müderuen  hrUen  aui'  die  ticferuu  ür- 
stachen.  Die  Yeigleidie  mit  iltwen  Krisen  fahren  hier  mehr  irre,  als  dass  sie  belehren. 
Vgl.  Zeller,  über  «J.  il^tzl,  u.  zeitweisen  Stockungen  d.  volksw.sch.  Bewegung,  Tüb. 
Zcitachr.  1S7S  u.  1S7U.  Dann  hcs.  Thun  a.  a.  0.,  durch  dessen  Ausführungen  ich 
dorchaiu  in  ueincr  Ansicht  bcatürkt  bin.  Mit  blossen  Bühauiitongen ,  ohne  den 
Vtfneh  eines  Nachweises  v.  ohne  die  geringste  objectiTe  Berftcksichtigung  der  Gegen- 
aiifomeüte ,  hat  jüngst  Brentano  die  Abs;U/.kriscn  als  etwas  unbedinc^t  Nothwondig^ea 
Miinuteüen  gesucht:  „sie  seien  unzertrennlich  von  der  Individualität  des 
Consams.  So  lange  diese  bestehe,  so  lange  wurden  ßechenfcdüer  Derjenigen,  welche 
i>e  Prodaction  so  zu  leiten  haben,  daa^  d.  fert  Pcodacte  einen  eoncr.  Gebrauchswerth 
ti.iben.  irelcher  den  aufgcwcnd.  Prod.ko8ten  ent.-^preche,  unTcrmeidl.  sein."  Jahrb. 
1»7h,  S.  119,  Ueft  4  Arb.fersich.  S.  21<>.  Diesti  Aufi'säsuug  ist  unrichtig  u.  Uber- 
iieht  TSlIig,  dass  der  Consnm  selbst  wioder  nach  den  Prodnetions-  und  Absatz- 
Mgebni^en.  daher  nach  der  jeweiligen  Höhe  der  Löhne.  Gewinne,  Renten,  in.  a.  W. 
nach  den  ..Conjnnrtiiren"  schwankt.  Das  massgebende  Moment  der  Speculation 
u.  die  dieselbe  befördernden  Umstände  der  heut.  SV  irthschafbordnuug  ^u.  A.  Actien- 
wen),  irerden  ganz  bei  Seite  gesetit  Nicht  ans  der  JlndiridaaL  d.  Gontnms**, 
sondern  aus  der  „Indiridualisirnng  der  Production"  gehen  die  Krisen  zomniat 
hervor.  Der  Fehler  ist  diese  individualistische  ..  l'i.an  losig  keif*.  Das  muss  man 
Wättigstena  offen  anerkennen.  £ine  partielle  Abhilfe  üegt  in  einer  p ar tie Ii 
ttif liehen  ^pianmiss.  Begelong  der  Prodaction**  —  etwas  Weiteres  habe  ich 
nie  beforwortet  —  ..von  Oben",  wutnit  das  Spoculationsmoment  weni^tois  auf 
einigen  GeUetea  enlf&Ut  u.  damit  die  Uauptuisache  der  Krisen. 
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gemeinen  und  des  Eherechts  und  des  Zug-  und  Niede^lafi8UIlg^  , 
rechts  im  Besonderen  mit  in  Betracht  gezogen  werden.  ' 

A.  Eine  beschränkende  Oesctzgebnng  macht  die  Bevül 
keraug  sesflbaiter,  ihre  Vermehr ung  langsam er^  weil, selbst  | 
abgesehen  von  direoter  Heirathserschwernng  oder  üinderung,  die 
GrOndiing  emea  neuen  Hanaatanda  im  alten  HeimatbMit  dnieh  <ik 
ErwerbsmhUtaiMe  schwieriger  ist*')  Das  soeialey  wirthsehafilielie, 
politisefae  Leben  ist  eonserraHvery  Alles  behäbiger.  Die  BerOl- 
kening  der  Städte  wftehst  nicht  so  rasch.  Aber  der  wirihsebalt^ 
liehe  Fortschritt  ist  auch  leicht  auf  allen  Gebieten  langsamer,  weil  I 
die  Concurrenz  nicht  so  stark  wirkt.  Die  Industrie  insbesondere, 
der  Grossbetrieb  speciell  entwickelt  sich,  wenn  Überhaupt,  so  jeden  i 
falls  schwerer,  langsamer.  Viele  energische  und  tüchtige  Elemente 
kommen  auch  gegen  das  Gesammtinteresse  nicht  so  znr  Geltung, 
anm  wirthschaftlichen  prodoeti?en  Sohaffen,  wie  bei  freierer  Gesett* 
gebnng.  Gerade  sie  Terkllmmem  dann  wohl  oder  germthea  snf 
Abwege  oder  werden  snr  Answandemug  gedrängt  Viele  Unbin% 
keiten  nnd  Härten  der  Besehränknngeo  treffen  femer  Einselne,  be- 
sonders zahlreich  aus  den  untereu  Urmeren  Classen,  und  dies  be 
reitet  Erbitterung.  Denn  nicht  nur  wird  unvermeidlich  bei  der 
Handhabung  beschränkender  Gesetze,  besonders  solcher  auf  deiu 
Gebiete  des  Eherechts  und  des  Zag-  und  Niederlassnngsrechts,  iiu 
Einzelneu  oftmals  gefehlt  und  kommen  unlautere  NebeneinfltlsM  | 
leicht  mit  znr  Geltung,  selbst  bei  scharfer  Gontrole  der  oofereo 
Ezecotivorgane  von  Oben  ans.  Es  ist  anch  abgesehen  dayon  od 
mOglicb,  selbst  bei  dnrchaus  gesetsmässiger  Anwendung  des  Bedrts 
auf  den  einzelnen  Fall  immer  Härten  nnd  Unbilligkeiten  aosni- 
schliessen.  Wie  alles  Recht,  muss  auch  das  hier  in  Vrnge  stehende 
Ehe-  und  Zugrecht  u.  s.w.  schablonenhaft  verfahren  nnd  kann 
nicht  casiiiistisch  jeden  einzelnen  Fall  berücksichtigen.  Die  EiD- 
wendungeu,  welche  die  8chule  der  freien  Concurrenz  aus  solchen 
Verhältnissen  gegen  Beschränkungen  des  Verkebrsrecbts  entnimmt, 
sind  daher  anch  nicht  anrichtig,  nnr  beweisen  sie  zuviel,  weil  sirb 
mit  ähnliehen  Argamenten  ein  grosser  Theil  des  Reohts,  >•  fi.  asek 
des  Griminalreehts,  des  sonstigen  Verwaltnngsrechts,  als  iinhaltbtr 
hinstellen  lässt.  Schliesslieh  handelt  es  sieh  immer  um  die  grosses 
Durchschn ittswirknngen.  Diese  sind  bei  der bescbränkendeo 
Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrsrechts  doch  wohl  an^ 

")  Ein  Beispiel  UeM  Sflddevtsclilancl,  besondei«  Baiern  Ms  in  dl«M««tr 
^eit,  eh«)mak  Uanoorer,  gegenüber  Pranssen. 
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dem  einfachen  Grunde  im  Ganzen  g  11  n  s  t i g e r  zu  b  e  u  r t  h ei  1  e n 
al?  bei  der  radical  freiheitlichen  Gestaltung  dieses  Rechts  nach 
Jem  blossen  Indindualinteresse,  weil  die  grosse  Mehrzahl  der 
Menschen  aus  Mittelschlag  besteht  und  den  Voraussetz  uugen 
der  Concurrenztheorie  nicht  entspricht.  Für  diesen 
Xittelflchlag  ist  «ach  ein  regelmässiger  Gang  der  Prodnction, 
wie  er  hier  stattfindet,  günstiger. 

§.  248.  —  B.  Die  freiere  Gestaltung  der  Gesetzgebung  tther 
die  socialen  Freiheitsrechte  bildet  zugleich  mit  die  rechtliche  Vorans- 
setzung  der  Zustände,  welche  im  3.  Kapitel  der  1.  Abtheilung  als 
günstige  (§.  127)  und  als  nachtheilige  Folgen  (§.  134  ff.)  des  Systenis 
1er  freien  Concurrenz  nachgewiesen  wurden.  Siebt  man  in  letzterer 
Beziehung  auch  von  dem  gerade  besonders  häutigeu  und  bedenk- 
lichen Siege  der  gewissenloseren  Elemente  ganz  ab  (§.  136),  so  hat  der 
Siegder  begabteren  Elemente  und  des  Grossbetriehe  anch  neben  seinen 
giflnstigen  Folgen  Ihr  das  Gesammtinteresse  überwiegende  Bedenken 
gerade  für  das  Wohl  jener  M  asse  der  Bevölkerung,  welche  dengrossen 
IGttelsehlag  in  Bezug  auf  körperliche,  geistige  und  Charaotereigen- 
schaffen ,  auf  Leistungsfähigkeit  und  wirkliche  l^eistung  bildet. 

Die  Ehefreiheit,  die  Freizügigkeit,  die  Gewerbefreiheit  und  so 
viele  andre  „Freiheiten"  des  moderneu  Verkehrsrechts  stellen  au 
Jeden  die  Zumuthung  höchstmöglicher  Intelligenz  und 
T  bat  kraft,  der  Fähigkeit  sein  eigenes  Ökonomisches  und  sociales 
Interesse,  seine  eigene  Begabung,  seinen  eigenen  Gharacter  richtig 
and  jedenfalls  richtiger  als  irgend  ein  Anderer  zu  beurtheilen;  die 
Zufflothmig,  sich  auch  nach  eingetretener  Enttäuschung  nicht  ent- 
mutlugen  zu  lassen,  um  immer  wieder  das  wenigstens  relativ 
Richtigste  zu  wählen.  Diesen  Zumuthungen  entspricht  aber  nur 
ein  Theil,  eine  Minoritilt  des  Volks,  ein  andrer,  weit 
grösserer  Theil  entspricht  ihnen  nicht. 

1)  Diejenigen  Elemente  der  Bevölkerung,  welche  an  sich  oder 
darch  das  Glttck  begünstigt  diesen  Znmuthungen  wirklich  ent- 
spreehen,  gedeihen  gewiss  im  Allgemeinen,  wenn  man  von  den 
Versachungen  der  Gewissenhaftigkeit,  denen  gerade  sie  leicht  aus- 
gesetzt sind,  absieht,  bei  einer  mOgUehst  freien  Gestaltung  des  Ver- 
kefarsrechts  am  Besten.  Und  ihr  Ökonomisches  Gedeihen  kommt 
auch  mehr  oder  weniger  nnd  wohl  fast  immer  doch  in  Etwas  der 
(Tcsammtheit,  also  auch  den  tibrigen  ndnder  befähigten  Elementen 
Lü  Gute.  Sie  sind  die  Pioniere  des  wirthschaftlicheu  Fortschritts, 
die  Männer  des  to  go  ahead-spirit,  sie  werden  die  GrUuder 
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und  Leiter  der  groaien  neaen  WirAeohaflieiperimeiitey  die  ISaH- 
deoker  und  Erfinder ,  sie  erriohton  die  groneE  UBtemehmoBgen, 

sie  bilden  die  neuen  Privatvermögeu  ^  ans  ihnen  geht  die  neae 
(ikoDomische  Aristokratie  iiervor.  Sie  fordern ,  wie  die  Schule 
rühmt,  iu  iiusserordeutlichem  Maasse  die  Production  und  wenn  ihr 
eigenes  Einkommen  und  V^crmögen  davon  auch  iu  erster  Linie  den 
Vortheil  hat:  die  ganze  Bevölkening  nimmt  daran  „mehr  oder 
weniger'^  mit  Theil. 

2)  Aber  andereneiti  unterliegt  es  aoeh  keinem  Zweifel^  dass 
die  grosse  Masse,  der  Mittelsohlag,  jenen  Zornnthnngea 
nieht  entspricht  und  dass  das  radical  Me  Verkehmeeht  ftr 
dieselbe  daher  doch  tiberwiegend  bedenklieb  wirkt,  namentlich, 
ökonomisch  betraf  htet,  in  Bezug  aul  die  Verth  eilung  de«  Pro- 
ductionscrtrags.  Wird  von  den  natürlichen  Eigenschaften  und 
Fähigkeiten  selbst  abgesehen,  so  würde  die  grosse  Masse  jener  Zu 
muthung  nnr  dann  entsprechen,  wenn  die  individuelle  Selbst- 
erkenn tn  iss  ebenso  Terbreitet  wäre,  wie  sie  es  bekanntlich  nicht 
ist  Jeder  pflegt  an  seine  Befiüiignng  für  den  Bemf  seiaer  Wahl, 
an  sein  Glflck,  an  die  Biohtigkeit  seiner  Sehriftte  im  Leben  st 
glauben.  Das  freie  Yerkehnrechty  die  Freitügigkeit  speddl  ermögliebt 
nieht  nur,  sondern  TerfUhrt  aneh  znr  Vornahme  desjenigen  Schrittes, 
welcher  gerade  lockend  erscheiut.  Das  städtische  Leben,  die  bessere 
Verwerthung  der  Arbeitskraft  in  der  Stadt  und  in  der  Industrie  bei 
zugleich  meistens  leichterer  Arbeit  und  grösserer  Ungebundenheit 
des  ganzen  Lebens,  die  Uoffnong^  sein  Glück  sa  machen  und  Ver- 
mögen sn  erwerben,  lockt  hinaus  und  treibt  eine  Zeitlang  rastlos 
weiter.  Die  vom  Glttek  begünstigten,  die  begnbteraiy  oft  aneh  die 
gewissenloseren  Elemente  wissen  gesohiekt  in  *die  Speiehen  dsi 
Rads  an  greifen  nnd  sieh  auf  den  Wagen  der  Fortana  an  Bokwlngai. 
Die  grosse  Mehrsahl  bleibt  snrflck ,  wird  znr  Seite  nnd  unter  die 
Räder  geworfen,  verkümmert,  verwahrlost,  stirbt  und  verdirbt. 
Einmal  von  der  heimischen  Scholle,  von  Verwandten  und  Bekaon 
tcn  losgeblst,  vom  Misserfolg  verbittert,  nur  über  sich,  nicht  unter 
sich  sehend,  stets  den  Verhältnissen,  den  Anderen,  den  Höhe^ 
stehenden,  den  Keicheren,  niemals  sich  selbst  die  Schuld  zd 
sohieb^id  wird  ein  soieher  fievtflkentngstheil  dareh  die  Freisigig- 
keit  nnd  ihnliehe  Beefate  in  der  That  anm  Nomadenthom  imd  m 
Plage  für  die  GeseUscbaft  wie  fttr  sieh  selbst  Eine  sobhe  Eat- 
wteklnng  der  soetalen  Verhältnisse  ist  ein  thenrer  Preis  für  die 
etwaige  Steigerung  des  Productionsertrags,  für  die  Blüthe  einzehier 
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ladMlffkiweige  und  für  das  erwUnaehte  Emporkommen  einiger 
Mitiger  Elemente,  welehen  ein  besobrilnkende»  Verkehrsreebt  den 
Btden  Hbr  aeine  Entwicklang  verengt  oder  wegnimmt. 

VI.  —  §.  244.  Statthaftigkeit  einer  Beschränkung 
der  Freizügigkeit.  Das  Facit  aus  dem  V^orausgeheiuleii  ist, 
dass  ans  dem  volkswirthschaftlicheu  uud  socialpolitischen  Gcbichts- 
pnncte  wegen  der  Folgen  für  die  Gemeinschaft  und  die  Einzelnen 
eine  Beeehränknng  der  Freizügigkeit  als  principiell  be- 
reebtigt  erscheint  Eine  solobe  Besebränkong  wirkt  bier  weiter 
sie  bei  daem  der  drei  anderen  socialen  FreibeitBrecbte.  Sie  ist 
sber  aoeb  notbweadiger  nnd  bat  dabei  weniger  Bedenken  als 
Qsmentlich  die  directe  Beschränkung  der  Ehefreibeit,  während  sie 
mittelbar  zu  einer  Beschränkung  der  letzteren  führt  (§.  233).  Sie 
bewirkt  ausserdem,  dass  andere  nachtheilige  Consequenzen  des 
tuixlerncu  \Virthschafts rechts  und  Wirthschaftslebens  nicht  so  stark 
hervortreten  können.  Eine  Beschränkung  der  Freizügigkeit  be- 
deutet soviel  wie  die  Einführung  eines  Hemmnngsrads  in 
den  Meobanismns  des  Verkebrs,  aamentUob  in  den  Gang 
der  specnlatiTen  Prodnetion.  Die  dadnrcb  bewirkte  V*er* 
längs  am nng  der  Bewegung  jenes  Hecbanismns  ist  überwiegend 
mfteiihaft  ftlr  alle  BetheiUgten,  besondere  fHr  die  arbeitenden 
'  lassen  und  scbliesslich  fUr  die  ganze  Volkswirthscbaft.  Denn 
diese  Verlangsamung  führt  zur  grösseren  Gl  ei  chm  ässigkeit 
der  Production  und  Consumtion  und  der  wirthschaftlichcn  Lage 
der  ganzen  Bevölkerung.  Die  Ueberapeculation  auf  der  einen,  die 
Krise  auf  der  andern  Seite  wird,  wenn  niobt  verbttteti  so  doch  in 
ihrer  Intensität  gelindert  nnd  der  in  kurzen  Perioden  regelmässig 
nebyoUnebende  Weebsel  erschwert  Damit  wird  eine  der  scblimmsten 
Seiten  unserer  bentigen  Volkswirthscbaft  gebessert 

Von  der  Bescbrilnkuig  der  Freizügigkeit  gilt  aber,  was  oben 
von  derjenigen  der  socialen  Freiheitsrechte  im  Allgemeinen  gesagt 
wurde  (i^.  229):  sie  kann  und  darf  nur  in  begrenztem  Um- 
tange  eineeinfache  directe  Beschränk  ung  in  dcrWcise 
der  fr  Uhe  r  e  n  Z  e  it  sein.  Das  ist  aber  für  den  Zweck  auch  gar  nicht 
nöthig,  welcher  durch  eine  reale,  aus  den  gesammten  Lebensver- 
hältnissen der  BeviUkemng  benrorgebende  Beschränkung  der  Frei- 
zllgigkdt  am  Besten  nnd  ohne  die  harten  Stdmngen  fttr  das  Indi- 

")  Vgl  zu  Obif^iui  im  Allg<!iu.  Sohffio llf  r's  Kleingewerbe,  bes.  den  Schlass- 
a6s4  hnitt  S.  652  Ü„  (»GG  ii  Auch  Rront.ino,  Aibeitergildeii  II  .  pass.,  bes.  S^K  6. 
Natu.  Thuirs  gen.  Arbeiten.    Lauüwirtiiäch.  Jahrbücher  1S7S,  8,  308  ff. 
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yidaom  wie  im  alteren  Zngrecht  enreieht  wird.  Die  Besebiiikiig 
mm  eich  daher  hauptsächlieh  indireet  ate  nothwendige  Felipe 
theils  einer  veränderten,  mehr  gemein-,  besondere  swang«« 

gemei  n  wirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirtb- 
schaft, theils  anderer  tiefgreifender  Kefo rnien  im  Gebiete  ; 
des  p  rivatwirthscbaftlichen  Systems,  namentlich  in  den  Be- 
ziehungen zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  iD 
der  Gewerbeverfassnng,  endlich  im  Armenpflegerecht  er-  , 
geben.  Nmr  soweit  die  Anfordernngen  dea  letsteien  es  notiiwendig  , 
machen  tmd  soweit  nicht  auf  andere  Weise  Torgesorgt  werden  I 
kann,  wird  wieder  auf  einseliie  der  anderen  Beschrftnkangen  smrleic- 
zukommen  sein.^) 

VII.  —  §.  244a.  Reale  Beschränkung  der  Freiztigig- 
keit  dnrch  wirtbgchaftsorganisatoriscbe  Maassregeln. 
Der  leitende  Gesiehtspunct  fttr  die  Erreichung:  des  angegebenen 
Ziels  muss  in  unseren  Volkswirthscbaften  technisch  und  ökonomisch 
hoch  entwickelter  Industrie  sein:  %n  verhindern,  dass  jede 
gttnstige  Conjnnctnr  gleieh  übertrieben  ausgebeutet 
werde,  denn  dies  filhrt  nothwendig  stets  an  Rtleksohligen.  Dsher 

"*)  ElQe  nähere  Aasfuhrong  dieser  Puncte  gehört  nicht  in  dieee  Qrandlegtu^. 

sondern  in  Innere  Verwaltungslehre  and  i.  Th.  in  den  speciellen  oder  practischea 
Theü  der  Politischen  Oekonomie,  namentlich  was  die  Kegeluug  des  Hilfscassenweseoi 
nnd  der  Annennntantainnff  tnlnngt  TA»  Ertfterang  in  §.  344»  eaHiilt  dahar  nek 
nicht  eine  erschöpfende  Behandlung  der  Frage.  Zu  beacht^^n  ist  anch  dnftr  nar 
wieder,  dass  die  Frei^agigkeitsfrage  in  »«.iner  Zeit  immer  stärker  vorw  altender  städtischer 
Bevölkerung  und  industrieller  Production ,  zumal  bei  den  heutigen  Gommumcatia&s- 
mitteln,  eine  ganz  andie  Gestalt  nnd  Bedentonfr  adugt  ab  frohar«  bei  rariiainehei- 
dem  Ackerbau  und  unentvvirkelten  Communicationcn.  —  Die  Ausdehnnni^  zwingv 
gemeinwirthschaftlicber,  staatlicher  and  communaler  Production  fuhrt  practiäch  nan^nt- 
lieh  zu  einer  Einengung  des  Gebiets  des  ActieugcselUchaftäwest^ai», 
dessen  höchst  nachtheiliger  Einfloss  aaf  die  Specalationsbewegung  1871  ff.  InDevtKk» 
land  und  Oesterreirh,  wie  früher  in  anderen  Ländern  so  besonders  starit  herrorgetrsteii 
ist,  ?gL  Üechelhäuser,  wirthsch.  Krise.  S.  31  ft.,  M.  Wirth,  Oesterreichs  Wieder- 
galmrt,  Wien  1975,  pasa.,  S.  30  £  Alles  weitere  Stndinm  und  alle  neoere  ürtheile 
Ikbar  das  Actienwesen  und  Yondillge  zur  Verbesserung  desselben  liaben  mich  oor 
immer  mehr  in  der  üeberzeugung  bestärkt,  die  ich  im  Jahre  1S73  in  meinem  Refent 
über  die  Actienfrage  auf  dem  Eiden,  soc-pol.  Congresse  vertrat  :  dass  die  Befera 
des  Actienraclitt  erat  in  2.  Linie,  die  principielle  Einengung  daa  QMIidfli 
Aetienwesens  mittelst  Aasdehnuiig  der  ötrentl.  Unternehmangtfann  dnrcliaiis  in  1.  IMt 
steht.  Oben  im  Texte,  bes.  in  §.  229,  24  4.  24 in  werden  mir  weitere  Conspqoeaai 
ans  dieser  Ansicht  gezogen,  durch  welche  die  Wahrheit  und  die  practische  Tragvtit» 
der  letzteren  noch  schftrfer  herrortritt  Vgl.  im  Uebrigen  die  gen.  Eisen.  Yeife.  1811 
und  mein  Referat  mit  Anmerk.  in  Hildebr.  Jahrb.  1S73,  II.  —  Man  kann  einvendez 
da.<ks  die  Yorschläge  im  Tuxt  auf  L.  Blanc's  Ideen  und  Pläne  in  seiner  Organisatloi 
du  travail  znrtlckgehen ,  die  freie  Goncurrenz  der  Privaten  durch  die  stärkere  Co&- 
cnrrenz  des  Staats  za  belinipfen.  Diese  Ideen  enthalten  aber  auch  einen  riehtigea  K<n. 
den  ich  ircm  adoptire,  Sie  gehen  nur  zu  weit,  indem  die  Fähigkeif  des  Staats,  Cnte^ 
nehmuii<!;en  /u  betreiljen.  Uberschätzt  wird;  deshalb  sind  gewiaae  patiead« 
Gebiete  auszusuchen,  wie  ich  es  versuche. 
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Momal  soweit  als  es  technisch  and  ökonomisch  mdgiich, 
a  Stelle  der  privatwirüisehaftlielieii  gemeinwurthBobaftMche  Pro- 
iodioii,  wodurch  der  Specnlation  immer  mehr  Gehiete  entzogen 

werden.  Sodann  Anbringung  von  Hemmungen  im  privatvvii  th- 
rhaftlichen  System,  damit  da,  wo  es  fungiren  muss,  ein  gl  eich - 
Qässigerer  Gang  der  Production  ione  gehalten  werde.  Erst  in 
Iritter  Linie,  soweit  die  beiden  genannten  Mittel  nicht  wirksam  zu 
ndiensindy  darf  an  eine  formal  rechtliche  Beachränknng  der 
l^izflgigkeit  In  der  Weise  des  Siteren  Zogieohts  gedacht  werden. 

1)  Die  weitere  Ansdehnnng  des  gemeinwirthsohaftliehen  Systems, 
leionders  auch  auf  passend  gewählte  Gebiete  der  Sachgtlter- 
irodnction,  ist  eben  deshalb  mit  zu  fordern,  weil  sie  zugleich 
:fln$tige  Folgen  tUr  die  Bevölkerungsbewegung  mit  sich  bringt 
gil^  Gebiete  wie  vor  Allem  das  Commnnicationswesen  and  die 
Mehnanstalten,  namentlich  den  aof  alle  Zweige  der  Tolkswirfh- 
ihalttiehen  Production  so  stark  einwirkenden  Eisenbahnban 
löglichst  der  privatwirthschaftlichen  Speculation  zu 
ntziehen,  neben  den  anderen  Gründen  auch  um  die  zeitliche, 
arch  Eheschliessungen  und  Geburten  vermittelte  und  die  örtliche, 
arch  Ab-  nnd  Zuzug  bewirkte  Bevölkerungsbewegung  gleich- 
iftssiger  zn  machen.  Dies  zu  bewirken  liegt  sehr  wohl  in  der 
Iscbt  und,  wenn  man  sich  die  günstigen  Folgen  der  bezeichneten 
iit  rergegenwHrtigt,  aneh  in  der  Pflicht  des  Staats.  Natürlich 
Inf  der  Staat  und,  soweit  sie  mit  eintritt,  die  Gemeinde  nicht  den 
'ehler  begehen,  die  von  ihr  übernommenen  Gebiete  der  materiellen 
rodaction  zeitlich  ebenso  ougleichmässig  zu  oultivireu,  als  dies 
eitens  der  Privatspecnlation  geschieht  ^)  Aber  es  ist  nicht  unmög- 

ih,  diesen  Felder  an  vermeiden.*^)  Die  erforderlichen  Finanz- 

/ 

'  **)  Dies  var  öftttl  ein  Fehler  beim  biaatüüisenbahiibau  auch  iu  deotscheu  Staatco, 
■Mden  Beiordiiigs.   So  warai  2.  B.  io  Prevsten  Anftiig  1876  ans  CroditeD  Ar 

^■^^vi^enbahnanlafn  nocli   \'^9.'2  Mill.  M.  verfügbar,   deren  gleich m&ssigere 
rTendong  an  sich  erwünscht  gewesen  wäre,  aber  auch  nirht  so  erfolgte.  Wäre 

der  ^iiedeiKaug  der  sonstigen  gewcrbl.  Thätigkeit  gewesen ,  su  hatte  sich  das 
Le<ier  uehtheifig  enHesen.  Jetzt  war  es  Tektif  glls^g.  Ancli  darin  zeigt  sich 
koa  ein  Vortheil  der  gemeinwirthsch.  Production:  sie  kann  u.  hat  hier  die  zeit- 
chen Schwankun  sro  n  <1  r  privatwirth srh.  Prodaction  etwas  ausgleichen 
»Ifen,  Fttr  Eisenbaliuzw<;ckc5  sind  der  preuss.  Regierung  1872  —  78  an  Crediten 
WA  WSi  M.  gewährt.   Der  BauTcrwaltung  wniden  ttberwieeen  1872 — 76  bez.  47.8, 

91.  S1.6,  110  l.  im  1.  Quart  1877  16.0,  1.  Apr.  1877—78  116.8,  1.  Apr.  bis 
H  Not.         ^1.5  Mill.  M. 

•)  Dies  ist  mir  beblritten  wonlen  im  Hinblick  auf  d.  Abh:ingigkt:it  d.  Kepicrung 
•  polit  Stimmungen,  Parlamenten  u.  s.  w.  (iewiss  liegen  hier  Schwierigkeiten  For. 
Wia  dem  auMBgebenden  Poocte  besteht  ein  Uotenchied:  die  Regierung  u.  die 
o&srertretoiig  wie  die  PrifatopecaUnteii  kdoseo  die  Cansalzwsamineiihtoge  erkettoen. 
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operatioiieii  lassen  sieh  tebr  wobl  dieser  Fofdenmg  entspreelMad 

einrichtcu.  Namentlich  bietet  hier  eine  rationelle  Benutzung  des 
öffentiiehen  Credits  nüthigenfalls  eine  gute  Mithilfe.*^)  Auf  allen 
Gebieten  seiner  ThUtip:keit  muss  der  Staat  ferner  Hjpercentrali- 
sation  und  Concentration  aller  obersten  Behörden  in  der  Haupt 
Stadt  oder  starke  Arbeitermaseca  beeebäftigender  Productioosbe- 
triebe  an  wenigeo  Orteo  yermeideiiy  um  nieht  dadarcb  den  Zuzug 
der  BevOlkeniiig  naeb  nnd  die  ttbermtaig  starlLe  und  xaadie  An- 
btnfung  derselben  an  einzelnen  Orten  senerseito,  wenn  aieb  wo 
indirect,  zu  begünstigen.*')  Eine  richtige  Verwaltnngspolitik,  welche 
weh  des  Einflusses  ihrer  einzelnen  Massregeln  auf  die  zeitliche  nnd 
örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung  bewusst  ist,  kann  hier  viele 
der  heute  vorhandenen  Uebelstände  beseitigen. 

Wird  in  dieser  Weise verfabren,  so  fällt  ein  grosser 
Theil  der  Bedenken  gegen  das  jetzige  Reobt  der  Frei- 
2ttgigkeit  fort  Denn  wenn  dieses  Beobl  aoch  nach  dem  Is- 
teresse des  IndiTidtmms  gestaltet  Ueibt,  so  kann  sieb  dieses  In- 
teresse bei  der  dargelegten  Einengung  des  CMbieta  des  piiratwirib- 
sebaftlichen  Systems  nicht  mehr  so  einseitig  nnd  znm  Nachtbeil  | 
der  Gemeinschaft  und  schliesslich  so  vieler  Individuen  selbst  geltend 
machen.  Gerade  dies  zu  verhüten,  ist  die  Aufgabe.  Und  so  wirkt 
die  erörterte  Umgestaltung  der  volkswirthschaftiichen  Organisation 
segensreich  als  indirecte,  aber  reale  Beschränkung  der 
Freiztigigkeit  Die  BevOlkeningsbewegnng  wird  wenigstens  theil* 
wmse  dem  sie  sonst  so  stark  beberrsebenden  Dinflnsse  des  Gangs  der 
privatwirtbsebalUieben  Speenlation  entiogen. 

3)  Anf  dieses  Ziel  ist  aneb  anf  dem  grossai  Gebiete  der  Pro- 
dnction  hinzuwirken,  welches  dem  privatwirtbschaftlichen  System 
definitiv  oder  wenigstens  für  unabsehbar  lauge  Zeit  verbleiben  wird. 
Es  muss  hier  eine  Erschwerung  der  Speculation  eintreten, 
80  dass  der  Gang  der  Production  gleichmilssiger  wird  und  die 
wechselnden  Conjuncturen  weniger  tiefgreifende  und  omfasseude 
Verändemngeo  in  diesem  Gange  herbeiführen.  Dieses  lässt  sich 
doreb  die  directe  Besebränknng  der  Freiatigigkeit  in  der  Weiie 
des  frflberen  Zng-  nnd  Anfentbalts-  und  Niederiassnngsreebte  e^ 

aber  die,  btiden  ersteren  vermögen  allein  demgeniäss  zu  handeln,  wahrend  dl' 
Speeulatiou  die»  niemals  vermag,  weil  sie  den  giUistigcn  Augeublick  für  sich  wibr- 
nehmen  miiss  od«r  ftberiiaiipt  nicht  fungiren  kann.  Dies  wende  ich  aach  MPgtt  die 
Ausführungen  r.  Nasse  ein  in  s.  mir  leider  erst  bei  d.  Correctur  dieses  Bogens  znfeh 
Aufs,  „über  VerbUt.  d.  rrod.krisen  u.  s.  w.",  .Tahrb.  f.  Cos.gcb.  u.  s.  w.  1 879,  IL  1 ,  S.  167 1  ^ 
Vgl.  Rao-Wagner.  1.  A.  Finanz»..  I..  §.  231,  232;  2.  A.  L,  §.  2it\,  t». 
*^  Vgl  (He  ElBen.  Debatte  Uber  Wobniugniotb  1872. 
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reicheu.  Soll  diese  directe  Beschränkung  aber  aus  andern  Gi  linden 
nnd  wegen  der  nothwendigen  und  berechtigten  Rücksicht  auf  die 
individuelle  Freiheit  in  unserer  Culturperiode  vermieden  werden,  so 
mdMen  umgekehrt  Mittel  gewährt  werden,  welche  die 
Specülation  nnd  die  Aasbeatnng  der  Conjonctaren 
dareh  sie  ersehweren  und  dadaroh  wiederum  iodireet, 
aber  gleiefaftlki  real  sa  einer  timtoftcblieheii  Beseliriüiikiiog  der 
Freizügigkeit  ftbrea.  Als  das  passendste  dies«  Kittel  erscheint 
eine  Einrichtung,  durch  welche  die  Lasten,  welehe  die  Freizügig- 
keit mit  sich  bringt,  möglichst  aufdie  Schultern  Derjenigen 
gewälzt  werden,  welche  zumeist  die  wirklichen  oder 
die  ihrer  individuellen  Meinung  nach  vorhandenen  Vor- 
theile von  der  Freizügigkeit  haben:  die  Arbeitgeber 
and  die  Arbeiter.  Zu  dieBem  Zwecke  mnss  namentlich  die 
Armenlast  in  den  betiieiliglen  Kreisen  von  der  Gemeinde 
fortgenommen  und  anfdie  in  einem  umfassenden  Hilfsoassen- 
wesen  mittelst  des  Prinoips  des  Cassenswangs  ver- 
bundenen Arbeiter  und  Arbeitgeber  Übertragen  werden-^): 
eine  Forderung,  welche  allerdings  mit  der  weiteren  Forderung  einer 
wieder  mehr  corporativen  Organisation  der  Gewerke 
zusammenhängt,  aber  auch,  richtig  verwirklicht,  einen  worth- 
vollen  practischen  Anfang  zu  einer  solchen  Organi- 
sation bildet  Es  wird  dadaroh  einmal  die  Armenlast  viel  ge- 
leekter  Tertheilt^  während  die  jetsige  Verpflichtang  der  Gemeinde 
ssr  Armennntersttttsnng  im  Gmnde  efaie  im  sohlechten  Süme  wahr- 


**)  Man  L<\nnt«^  'Miiwcndoii,  da-ss  tli'»  c;r<'Ssr»rtifr>f<^  'ind  erfolirr<  i<  )i>«t<'  Onraiii'Jatinn 
der  An,  welche  wir  biiber  besitien,  das  Kuappschat'tscasäeuwesen  des  Berg- 
bftiit,  nicht  di«  im  Text  abgolalteten  Folgen  für  die  giOraere  Gleicliiniflaigkeit  d«r 
ProdDction  hatte.  Aber  hier  wirkt  bisher  der  Speculationsfactor  ungewöhnlich  stark. 
w*mI  die  anderen  Fordernniren  des  Text;^  nicht  erfüllt  sind :  der  Bergbau  ist  uher- 
viegchd  rhvat-  uud  ücucrüiugs  bcLhai  Aclienborgbau  und  die  wichtigsten  Couaumciiten 
dar  Ben^bauprodaete*  die  EiseiMneii,  antentehen  v^Iende  stnrii  dem  Specnlatioiis- 
factor  des  privatwirthschaftlichen  Systems  Die  grossen  Schwankungen  auf  diesen 
Sp(.>calationsgebieten  Ubertragen  sich  dalior  notli wendig  auf  den  Bergbau,  das  IlUttcn- 
vesen  trotz  der  Institution  der  Knapp^chaftscassen ,  welche  aber  auch  noch  weiter 
«tviekelt  veideii  mm.  —  Der  Text  wOitL  tos  d.  1.  Aug.  Den  WideiB|inidi  zwieoheii 
Vnserer  Armenpflege  ii.  der  heut.  Wirthsi  liaftsordnung,  deren  wesenü.  Bostandtheil 
hier  die  Freizügigkeit,  u.  die  Nothwendigkeit  eines  allgemeinen  Versicherungswehens 
der  Arbeiter  hiabe  ich  hier  u.  oben  in  j:;.  233  schon  lb7t>  herrorgebobeu.  Hierin 
«tinme  ich  adt  Brentano  in  d.  gen.  Aufs.  Uber  Prod.kri8eft  o.  bi  s.  Arb.ventich. 
überein.  In  meiner  Fin.  2.  A.  I.,  §.  Ii..  SO  ff.  habe  irh  anch  bereits  auf  die  Noth- 
weudigkeit  hingewiesen,  nach  ähnlichen  Grundsätzen,  wie  es  im  Staatsdi«  iist  geschieht, 
daher  namentl.  mit  Backü.  auf  d.  nothw.  Deckung  der  Selbstkosten  d.  Arbeit,  ebenfalls 
im  Anachlus«  an  Engel,  die  Arbeiter  zu  sichern.  £b.  ist  ftudi  gezeigt,  dais  ISugors 
Sätie  io  einigen  Paocten  zo  modificirou  sind. 
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hftft  ,,commani8tigehe'*  Binriohtung  ist  Bs  wird  sodann ,  was  ftr 
UDsere  Frage  noch  mehr  in  Betracht  kommt,  hierdurch  die  leichte 
Heranziehung  von  Arbeitskräften  bei  jedem  speculativen  Aufschwung 
und  folgewcise  die  Uebertreibung  der  speculativen  Production  er- 
schwerty  wenn  der  Unternehmer  umtaaseudere  VerptiichtuDgeu  io 
grosseren  Beiträgen  sn  den  Hilfscassen,  eveotneU  auch  in  Fflrsoigs 
fttr  ArbeiterwobniiDgen  iL  dgL  n.**)  trageo  niiisa.  Denn  geweib- 
liohe  Krisen  werden  stets  am  Biehtigsten  veililNieli  wenn  retar- 
dirende  Gewiehte  in  der  Periode  des  speenlati^en  Alf- 
sebwnngs  angebracht  werden.*^)  Dazu  gehOrt  dann  aneh  snie 
richtige  Organisation  des  Credit-  und  Bankwesens  und  eise 
richtige  Discontopolitik.^^) 

3)  Unterbleibt  ein  Vorgehen,  wie  das  hier  empfohlene,  so  wird 
ein  Zurtlckgreifen  auf  einzelne  der  frtlheren  formal  rechtlichen 
Beschränkungen  der  Freisflgigkeit  schwerlich  gans  sn  yermeideii 
sein.  Von  solchen  i^b«  nnter  der  Voranssetnmgy  dasa  die  Ge- 
meinde die  in  erster  Linie  zur  ölfentUclien  ArmennnlwsMUiiuig 
yerpflichtete  Qemeinsehaft  ▼erbleiht*'),  die  Erhebung  von  Bia- 
zugBgeldern  am  Meisten  m  erwftgen.  Sie  würden  in  gfinstiger 
industrieller  Conjunctur  doch  leicht  und  ganz  erwünscht  auf  den 
Arbeitgeber  tiberwälzt  werden,  bez.  gleich  von  ihm  HbernommeD 
werden  müssen. Die  Consequenz  des  modernen  Freizügigkeit»-  | 
rechts  ist  freilich  wohl,  dass  der  Staat  direct  in  erster  Linie, 
nicht  nur  subsidiär,  die  Annenlast  übernimmt,  da  das  Recht 
der  Freisflgigkeit  als  staatsbürgerliches  gilt  Aber  dadurch  würde 
nnr  eine  gerechtere  Vertfaeilung  der  Armenlast  erfolgeni  die  flbriges 
Bedenken  gegen  die  Freizügigkeit  bleiben  bestehen.  Sie  lassen  I 
sich  nnr  dnreh  die  Einengung  des  Gebiets  des  priTatwirtbschsft-  ' 
liehen  Systems  und  die  Belastung  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  ia 
der  dargelegten  Weise  in  umfassenderem  Maasse  beseitigen. 


**)  Vgl.  die  £iäeo.  Debatte  über  WohnuQguaoth.  Auch  Maurns,  kreih.  d.  Arbeit, 
S.  240  C 

**)  mt  Rocht  betont  Oechclhäuser  a.  a.  0.,  dass  die  Krise  oigwiÜid)  in  <ler 
Httisseperi ode  schon  latent  vorhanden  sei:  übrigens  durchaus  keine  neue  Lehrt 
'*)  Mein  Syst.  d.  ^ttelb.poiiL,  bes.  8.  ölb     542  ti.  —    ass e  in  d.  gen.  Aa£i.  IbTi 
*^  Die  Fnge  einer  Terinderong  der  Frist  für  die  Enrerimng  dee 
■tiltaingr^wohnsitzcs,  die  in  d.  1.  Au6.  hier  mit  erw&hnt  w.  betrifft  die  Vertheilaa^ 
der  event.  Anoeula^t  auf  die  Geburtb-,  bez.  bi^hcr.  Wohngemeinde  (Heimath)  oud  dit 
Zuzugsgemeinde.   Ob  man  die  Frist  liurzer,  wie  die  eratere,  länger,  vie  dio  leOtere 
Gemeinde  aeiet  wflnselit  beitbuiit,  ist  ftr  die  toi  Text  MiMid.Fiiffe  vea  Mciad.BeM 
Vgl  Than,  Ind.  d.  Niadjlieiiw,  8.  47,  d.  Beiqiiel  ? .  Amroib.  t,  AiImMmm 
dorcb  Agenten. 
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6.  Abschnitt 
ID.  M«  ctaMtam  toctelin  Vnlhettsmhte. 
8.   Bat  Am-  und  Smwanddningireolit 

üeber  Aus-  uinl  Ei  nwtndoru  s.  Stein,  V'enrI..  IL,  163—209,  Ilatidb. 
S.  76  bis  SJ.  H.  Kösler.  Verw.  recht,  1.,  1,  S.  127  fl.  über  Staatsangehörigkeit.  H.  r. 
Mohl.  Polizeiwiss.,  3.  AuH.,  1.,  §.  Ib,  pass.,  g.  20.  Bau,  Vwächpol..  L,  lü.  17. 
R^seher,  Gol  Gol.-Potit  n.  Amvand.,  1.  AiMm  1S56;  n.  ders..  System.  L,  §.  256, 
259—261.  (ierstiuii,  Bevl..  S.  191  IT.,  217  fr.  —  v.  Könne.  D  Staatsrecht,  ??.  II, 
S.  9.1,  Tom  Keichs-  und  SuatsbürgeiTccht.  :\.  A.  I.,  lo.",.  II.  2.  .Vbth.,  S.  224.  ders., 
preoss.  Staatsrecht,  L,  2,  §.  86 — 6b  u.  91.  La  band,  btaabrecht  d.  D.  Keichs  I., 
9.  13  ff.  Gaeitt,  engl  Yenrr.,  3.  Aufl.,  f.  «8«  IL,  9S9.  —  Die  Aitikel  im  StaatB- 
wMttriiDch  Ton  Bluntschli:  Aiuwuderan;^ärccht  ron  Pözl.  I.,  579.  Auswandürungs- 
poKtik  V,  Brater  I.,  ,582,  Fremdenrecht  III.,  757  fl,,  EinwanHeniii)?  IL.  3r»ü,  Deutsche» 
fiO^errecht  UL,  üb;  Staatsao^öhgu  IX.,  649,  alle  vun  Foii;  in  HolUoadot&'b 
Encfdop.  Alt  Katonlisation  r.  £.  Meier.  —  Ans  der  Oeietzgebang  e.  bei.  die 
deutsche  GeseU  über  Erverb  und  Verlust  der  Boodes-  und  Staetaugehörigkelt  fom 
.  1.  Juni  lb70  und  Kcichsverfa^s.  Art.  8. 

Die  Aas-  und  Kuiwandurung  aiud  /uuächät  Thataachcn  der  ürtlicben 
BefOlkernogsbeireganf  wd  zu  antencheideo  von  den  danüt  xoeamnienliiiiifeiideii, 
Alt^r  nirht  notliwendig  damit  unmittelbar  verbundenen  R  ec]ite?erkiltoieseil,  dem 
Verlu:>t  und  dem  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit. 

Auf  Geschichte  und  Statistik  der  Ein-  und  Auswanderung  und  aui  U>ioui- 
airung  und  Colonialpolitik  iet  hier  nicht  die  Aufgabe  näher  einnge^ML  Allgemeinen 
Werke  tiber  die  moderne  europäische  Auswanderung  und  americanische  Ein- 
vaadefung  aind:  Legoit,  r^migration  europeeune,  Par.  Ib61,  Dural,  hist.  de  r^migr. 
«mp.  elc.  an  19.  sii>cle.  Par.  1862;  Fr.  Kapp,  Geschichte  d.  deutschen  Einwande- 
rung in  America,  Lpz.  186S.  Bromwell,  hist.  of  emigration  to  the  United  atatea  fr. 
1M9— 55,  Kedlield  i*^56.    S.  auch  Koscher,  Col.  Col.pol.  u.  Ausvrauderung. 

Officielle  Statist.  P u blicationeu  aber  die  Ein-  und  Auswanderuog  iu 
im  helNftBdeB  vichtigeren  Abfahrt-  und  Anknnftihifen,  s.  B.  Bremen, 
Hnrnhnrg,  Liverpool,  Kcwyork  und  in  Haa)>t>taaten  der  Massen-Aus-  und 
Einwanderung  wie  Grossbritannien  und  Irland,  Deutschland,  andrerseits 
die  Verein.  Staaten  ?on  l^ordauerica.  Australien  und  einzelne  andre  uber- 
teeiiche  Gelonieen  ond  Golonialitnaten,  z.  E  die  Aigentinieche  Republik,  erBoheineii 
aeoerdings  meistens  j&hrlich  und  gehen  mehrfach  einige  Jahrzehnte  zurU^.  In  Nord- 
america  beginnen  die  amflichen  Kegister  mit  dem  letzten  Quartal  IS  19.  Die  hanpt- 
^cblichsten  und  stets  neuesten  Daten,  zuverlässig  und  roUsiaudig,  s.  in  den  neueren 
Jahrgängen  dee  Geth.  Hefkalettders;  tgL  ioiMt  Wappiiie,  L,  100,  1S3  o.  f. 
Deutschland  Statist  d.  kais.  stat.  Buream,  Abschnitte  in  den  Monats-  bez.  Viertel- 
jahrsheft«: .  Nessmann  in  Hirth's  Annalen  1S78,  S.  1455  u.  1876,  S.  1099. 
Bödiker  in  d.  preuss.  statist.  Ztschr.  Ib73,  S.  1  Ii.  Uber  Preussen. 

Auch  Uber  den  Erwerb  und  Verlust  der  Bnndee-  und  Staataangehörig* 
Uit  (and  den  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  von  Bundesstaat  zu  Bundesstaat)  er- 
folgen seitens  des  kais.  Statist.  Bureaus  nunmehr  VerötleiitlitLungen,  vh  in  «1.  Monats- 
heften. Ausserdem  gestattet  die  neuere  Volkszählung  in  Folge  ihren  detaiilirten  Auf- 
nahmen nach  eine  statistische  Zusammenstellung  der  ortsanvesenden 
Bevölkerung  nach  der  Staatsangehöri^rkeit  und  mitunter  nach  dem  Geburfs- 
iande.  Daten  der  Art  li^en  für  Deutschland,  Frankreich,  üesterro  i  <  h - 
Ungarn.  Italien  (Geburtsort)  u.  a.  m.  in  den  amtlichen  AtatistLschen  Publicationui 
aber  die  Volkszählungen  aosfllhrUch  vor  und  sind  for  die  im  Texte  behandelten  Pmgen 
TOB  Wichtigkeit.    Die  llauptdaten  s.  ebenfalls  im  Goth.  Jahrbuch. 

^othwondig  ist  au  dieser  Stelle  nur  eine  Kritik  des  Werths  oder  der  Kich- 
tigkelt  der  Daten  tat  die  Ein-  und  Auswandernng.  Die  Statistik  der  Häfen 
ist  wohl  die  BOmrlässi^e.  was  wenigstens  die  Zahl  der  Aot-  und  Einwanderer  an- 
langi.  wenipTcr  wjts  dit-  Nationalität  betrifit .  obgleich  grosse  Feblei  auch  dabei 
mcht  auzunebmeu  sind.    Kleinere  Fehler  enthalt  die  nordam.  StatiaUk  auch  bei  der 
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NattonaUtift  der  EiDwanderer,  wo  z.  6.  die  I>feaiisch-Ii&inb.  und  die  dort  Daten  nicht 
ganz  stimmen.  Zweifelhafter  mi^geu  die  neueren  nordamericanischen  An^ben 
hinüichtiich  der  Uatentdieidung  von  Kinvanderern  und  Auiiömmlingen  M.-iA. 
bei  leuteren  reieeftde  KoidameiicaiMr  and  Passanten  nach  andern  Staaten  inbe^ffea. 
Von  Interesse  sind  in  den  europäischen  Häfen  auch  die  Daten  über  die  RQck* 
wandtning  Americamüder ,  wobei  aber  auch  die  Abtrennung;  de-)  Heise \ erlehr? 
Schwierigkeiten  macht  Soweit  die  Einwanderung  iu  den  überseeischen  Staaten 
zur  See  erfolgt,  bei  ^seinen  Lindern,  vie  Aistnlien,  Sadanericn  «mehBwBirh. 
bei  >;ordamenca  weit  ttbenriegeud,  kann  man  sieh  v<^  aiüf  die  Kicbtigkeit  der  StMliA 
diT  Gesamiatzablcti  /.iomlich  Terlassen.  Weniger  ist  dies  der  Fall  bei  der  Einwan- 
derung aus  und  tlber  Brit  Nordamerica,  bcü.  Ganada  nach  den  Verein.  Staaten  ood 
Qfligekehrt,  eine  aieiit  «nbedentttuitt  Bewegung. 

In  den  europäischen  A ii  s wand e run gsl&ndern  fährt  manz.Tk.  noch  listeii 
ab«r  die  Auswanderer  unabhängig  von  den  Listen  der  Verschiflftingshäfen ,  so  hes.  in 
Dötttschiaud.  Diese  Listen  sind  sehr  lückenhaft,  wo  für  die  AMSwanderoAg ,  «'le  der 
Regel  nach  bei  um  (Nofdd.  Ges.  r.  1.  Joli  1870,  §.  14  IT.)  neck  eine  Anneldnag 
der  Auswanderung,  eventuell  eine  f<irmlichc  Entlassuntr  j^efordert  wird,  weil  dieser 
Vors<:hrift  theilb  au?.  XachliissigkfJt.  th»;iL  und  hauptbiichlich  aus  der  Absicht  geheim 
aus/.nwandcrn ,  um  sich  den  Militär-  und  anderen  Pflichten  m  entziehen,  vieU&ch 
gar  iddit  nachgekommen  wird.  Erst  sp  iter  kann  eine  Srglaiong  dieser  Urtsn  diveh 
specicUc  amtlich«  Nachforsehungen  erfolgen ,  wie  dies  f.  Preussen  ,  Baiem  goüchitbL 
naturlich  ohii«'.  das»  absolute  Vollständigkeit  erreicht  wird.  Die  unangemeldete  Aos- 
wanderung  ohne  Entlassung  hat  bei  uns  nach  den  Kriegen  v.  1866.  1870 — 71  anat 
a&eit  lang  sehr  zugenommen.  Die  Haf enstatistik  ist  immer  snr  Erglnznag 
erforderlich.  Nach  einem  Ruinl'  sbcx  hl.  v.  7.  Dec.  187J  erfolgen  jetzt  in  den  detit- 
schon  Einschili  häfen  Aufnahmen  nach  gleichem  Schema.  Leider  lä&<it  sich  anch 
dadurch  eine  genaue  Statistik  der  d eilte chen  Auswanderung  nicht  encicheu,  weil 
die  Auswanderung  Uber  nichtdeutsche  Ufifcn  nicht  gantgtod  fli  CMtlolbW  imd  der 
Antheil  der  Deutschen  in  den  über  solche  Hafen  Ausgewanderten  nicht  genan  f-M 
zustellen  ibt  In  den  letzten  15 — 2U  Jahieu  lat  aber  jedenfalls  wachsend  in  grö«(icrci 
Progressi<m  die  AtMwnndening  über  deQlMdM  Hite  gegangen. 

Auch  die  EinwanderSBg  im  «vropilsehe  Staaten,  bez.  die  übeneeiscb'- 
RUckwantlerung  ist  nicht  ganz  genau  zur  Ziffer  zu  bringen.  Die  Statistik  der  Äaf- 
nahmen  in  das  Staatsburgerrecht  (Naturalisationeu)  und  der  £ntlassangen  aus  denuelben 
ist  freitteh  «»st  tob  Interesse,  aber  die  gaaie  Ein*  und  Avfwindeniagibewegnn^ 
umfa^st  sie  bei  Weitem  nicht. 

Beachtenswerth  sind  namentlich  die  K 1  n  «•  t  n  a  t  i  o  n  e  n  der  Bewegung  der  Massf^t»- 
aoswanderimg,  wie  sie  die  Statistik  zeigt.    Denn  et»  iMat  sich  daraas  etwas  auf  die 
Oisachen  ^rocikseUieeMn  oder  tngenommeDO  UnBobea  kaim  man  danll  wld>risgea>  I 
Deutlich  zeigt  sich  z.  B.  der  Einfluss  der  SchwanlmgeD  der  americanlacktn  wirth- 
schaftlichen  Vorhältnisse.    Deutsche  wanderten  uber  Hamburg  und  Brein«'r 
1870—77  aus;  bez.  59,100,  7ö,U00.  U4,600,  1U0,00U,  42,000,  2b,400,  25,700,  2tt,lU«'  , 
Man  hat  dem  Kriege  ron  1S70/71  indireot  viel  SohvM  an  der  nMli  dMuelbei  sMk 
gestiegenen  deut.schen  .\oswandenuig  beigemessen,  weil  die  Furcht  vor  neuem  Krieo- 
dienst  die  Lcutt;  wegtreibe.    Es  mag  mitgewirkt  haben,  aber  in  andern  Ländera  ist 
die  Fluctuation  der  Auswand. bewegung  eine  ganz  ähnliche  in  diesen  Jahren,  vk  < 
Mcb  Keetmann  sohoii  hervorgehoben  hat  (Annaien  1^6,  8.  1104).  8o  «awiHtit  { 
au»  Grossbritan  n  ien  und  Irland  aus  1870 — 77:  bez.  lincl.  Fremde)  "JoT.  252 
295.  81  1,  241,  174,  Kib,  120  Tausend,  aus  Dänemark  (bis  76)  3525,  3906.  liS9:i,  72tW. 
8822,  2088,  1581,  aus  Norwegen  14,900,  12,500,  13,900,  10,400,  4600,  89W. 
4400,  S200.    Dieeelbe  Fluctuation  zeigt  die  Einwanderung  in  den  Verein.  Staates 
356.  347.  4"{S,  42:< ,  2r>l  ,  IUI,  157.  131  Tausend.    Sehr  bemerkcnswerth  ij«t  anrh.  | 
das»  die  deutsche  Auswanderung  sich  mit  der  Zeit  ganz  regelmftssig  immer  atekr  ^ 
von  Westen  nach  Osten  ainlyreilet,  aber  ahoolat  und  relatir  im  Weeten  and  der  Mine  | 
abgenommen  hat:  sie  culminirto  in  Rheinland  mid  Weetfiden  Iii  den  50er,  tnHawMVtf 
und  Hessen -Nassau  in  den  60  er,  in  Pommern,  PoMB,  PretWI  in  4m  OTSlSa  7i«r 
Jahren,  Tgl.  Preoss.  Statist  Ztschr.  I87j;,  S.  4. 

Hit  Sur  «Bzigen  Anmabme  fOB  IrUad,  ii  weloiMBi  das  kelL  BImBB&t  M I« 
•tark  an  der  Answauderung  betheüigt,  bi^MB  BQI  germanische  LiBder  eine  Au»- 
wandorang,  welche  sich  als  ^assoBaafwaadeniBg  bezeichnoB  Uksst:  £oglaa^. 
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Schottland.  Deutschland,  Scandin aviou ,  Dänemark.  Schweiz,  Holland. 
Die  AuswanJerung  des  Verein.  Könij^reichs  wini  von  1815 — 77  auf  8.54.  dii*- 
jeni^e  Deutäciilaud:»  5uit  Begiiui  dur  2 Oer  Jahre  bi.->  lucl.  1^77  aufc.  3.34  Miliioueii 
ivovon  c.  2.01  Mill.  nach  den  VeniD.  StMten).  diejenige  Schweden»  rem  1851 — 76 
auf2]3.U0U.  dicjcuig'^  Norweireii^  von  IS')»'.  -77  aof  1S6,500,  diejenige  D  ine - 
mariü  vou  IbüS — 7t>  auf  33,000  amtlich  ungcgebeu. 

Die  Statistik  der  Einwanderung  und  der  Geburtsorte  der  BerOlkerung  in 
tberseeiächeii  Landern  zeigt  duiclbe  Resultat  noch  schlagender.  Die  c.  lO.O  Mili. 
Bnwanden'r  in  d.  Verein.  Staat-' n  Iii".  1877  incl.  (seit  o.  Isl9,  bl^  daliiii  h:u  die 
£bv.  tu  einzelnen  J&hruu  meist  nur  einige  Tauaend  betragen,  lbl7  bei  der  Thcuernng 
•bar  aelK»  2t,000)  ferfheilen  lich,  nach  Abzof  ?<m  c  600,000  nicht  specificirten  oder 
Ter  1820  eingewanderten  Personen:  auf  \  eroiu.  Kdnigreich  mit  4.50,  Deutsch- 
land  2.''1   Mill.,  Frankreich   (notoris'h  aui  den  deutschen  DeitarternfTits, 

£lsa68  u.  St.  w.)  305,000«  Schweden  und  >ior wegen  273,000.  Schweis  70,uOO, 
Holland  43,000,  Dineaark  48,000,  Pyron.  Halbinsel  49,000,  Italien  00,000. 
Belgien  22.000,  Oesterreich  55.000,  Kussland  und  Polen  46,000  (in  den  leisten 
Jahren  starke  Zunahme,  z.  Th  »leuts.  h.-  Mcnn<»niten).  im  (ianzen  ans  Knropa 
M6  MüL,  der  Keet  van  America  und  andren  Weitthcilcu.  tuter  den  IHI.OOO  Ein- 
«anderem  ans  Brit  Vordamorioa  jedenlaUs  anch  Qbonriegmd  Germanen.  In 
Caoada  fanden  sich  nach  dem  Censuä  von  1S71  unter  3,480  Mill.  Einwelinem 
(Total:  3.72):  im  Lande  ir'boien  2.Ü  i^der  Nationalität  nach  allerdings  noch  über- 
wiegend Franzosen  und  Iiiunder,  von  3.4b6  nemiich  l.Ui>3  und  O.S40  MiU.),  in  üross- 
britannien  geb.  486,000,  in  Dontsohland  24,010,  in  Frankreich  nur  2899 
trotz  der  vor/ulindcnden  Stammesgenossen  I).  Der  klein«;  Kcst  verthcilt  sioh  auf  Fcr- 
scJiiedene  Länder.  In  den  Oolonieen  in  Australien  waren  nach  dem  Census  von 
1S71  unter  1.92  Mill.  Einwohnern  in  Grossbritannien  geboren  !)0S,000,  wovon  in 
Irland  c  240,000,  in  Deutschland  36,500,  Voreinig.  Staaten  5600,  Frank- 
reich 3000.  Relativ  üb  twii;gt  das  romanische  Element  nii.  Ii  noch  heute  bei  der 
Einwanderung  nur  in  einigen  sUdam  eriranischen  Landern,  aber  die  absolutcu 
Zahlen  sind  riel  kleiner.  So  gehörten  unter  212,000  Fremden  in  der  Arguu- 
tlna  in  1S()9:  Italien  71,400.  Spanien  34,100,  Frankreich  32,400,  England 
nur  10,700,  Schweiz  5900.  !>  i' u  txc  bland  5000  an  und  so  ungefähr  ist  dam  Ver- 
ikiknisi  auch  noch  in  der  lilinwanderung  der  letzten  Jahre.  Die  obigen  Daten  grossenth. 
aas  dam  Ooth.  Alm.,  bes.  Jg.  1869.  1874,  1875,  1879.  wo  die  amtlichen  Quellen 
JelM  ngelma>>i<c  citlrt  worden.  Etwas  stärker  ist  zeitweise  die  dentsche  Au^wande- 
runc:  nach  Brasilien  arewesen,  185S — <iO  /..  IL  c.  12.000  I'ersonen.  In  der  I'mvinz 
Kio  Uraode  do  Sui  »ollen  1872  unter  250,000  Einwohnern  ca.  35,000  deutsche  £in- 
wohaor  geraea  «ein,  in  ganz BrasLUen  46,000  (wohl  ohne  Naohkommonsch.  gerechnet!). 

Das  Fadt  an«  diesen  Daten  ist,  dsas  die  Hauptonlturgebiete  der  Neuen 
W  elt  eine  »ranz  «berwie^'-end  ge r ni a n  i s he,  nur  mit  etwas  iri^«^hein  Kelten- 
ihom  versetzte  Bevölkerung  erlangen.  La  wird  far  spatere  Gettchlecbter  sehr  intureäsant 
sein,  die  MiirJiiingByeril6m>two  der  neu  sieh  biUonden  Nationaliat  lUlbmmiseig  ror- 
folgen  zn  können,  worftber  uns  far  Alterthum  und  Mittelalt<  r  leider  allei>  Material 
fehlt.  In  der  cnropiiisf-lien  Mn-s^'-nans Wanderung  otTinbart  si'  h  al^er  auch  eine  neue 
veltgeschichiiichu  Mi^aion  de»  German  unih  um»,  ein  Phänomen  von 
«eleher  Bedentimg,  dass  sich  anch  mit  Bttcksicht  darauf  schon  eioe  freie  GesmHong 
unseres  Aus  Wanderungsrechts  rechtfertigen  lässt.  Lm  so  mehr,  als  bisher  wcnigsteas. 
w^nii  m:ui  von  dem  Ausnahmefall  Irlands  absieht,  die  Nacht  heile  der  Auswanderung 
lur  diu  davon  betruÜencu  germanisihcn  Lander  Europas  doch  niciit  so  allgeuu  inc 
sind,  srie  oft  von  oiniehien  Intorsssenten  (lindl.  Arbeitgeber,  Milit&rs)  angenommen  wird. 

Allen! in irs  verlieren  jene  Län<ier  regelmilssig  einen  Theil  ihres  VolLszii wachsen 
und  noch  da/u  eine  Volksmenge,  welche  »ich  stiirker  aus  dem  productiveren  Theil 
der  Nation,  dem  männlichen  Geschlecht  und  den  krktiigstun  Altersdasbeu ,  recruütt. 
Es  geht  also  auch  das  grosse  Erzieh nngs-  nnd  Bildungskapital,  das  aum 
für  einen  1  öjahl  iifon  Menschen  au«  h  der  unteren  Classen  jettt  wohl  mindt;stens  zu 
3000  Mark  annehmon  kann  (Engel  schätzte  es  lbt>0  auf  750  Thlr.;  grosseutheils  iur 
das  Mutterland  rerioren,  da  es  hier  durch  die  Arbeit  des  Auswanderers  gewöhnlich 
ttn  in  kk-üK-m  Lmfange  oder  nuch  gar  nicht  amortisirt  ist.  Die  neue  üeimath  gSr- 
wimit  doppelt.  <-in  Luistaiid .  .  der  den  r.täclioh  .\nrs«.hwung  d>:i  ( 'uluniallander  mit 
erklärt.   Der  im  G«uizen  auch  nicht  unbedeutende  V  erlust  und  Gewinn  am  Materiai- 
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kapital  kommt  dauu  schliesalidi  noch  in  Rechimng;  (eiac  irgend  geüaaen  Bc« 
ziffemng,  die  hier  und  da  selbst  tod  der  amtlichen  Statistik  veisacht  wiude,LE 
inBaden,  ist  naturlich  unmöglich).  Einzelne  Localitäten  aiidGewerbzTei|S, 
hier  und  da  die  Landwi  1 1  hs ch aft  leiden  auch  ohne  Zweifel  unter  der  ÄUsTUi« 
derung  bei  uns,  obwohl  der  Abzug  der  LandbeFölkenug  in  die  Stidte  stiiker 
nachtheiliger  einwirkt. 

Aber  der  Gesammtrerlnst  in  poUtischer,  rolksvirdiflGliafUiclMr  and  mak 
Hinsicht  dai-f  auch  nicht  übersch&tzt  werden.  £s  ist  doch  sehr  bemerkenswertli,  hst 
Grossbritaunieu  und  Deutschland  Millionen  Landsleute  in  weuigcn  JahrKLic 
zur  Gründung  neuer  germanischer  Reiche  hergegeben  haben  und  trotzdem  rui  oek 
grossen  enroptiscben  Lladem  die  stirksto  VolktTermelirong  uatwtam,  4mi 
viel  stärkere  als  Frankreich,  das  fast  gar  nicht  zu  colonisiren  versteht  hi4^ 
Zeit  nach  den  französirsrhen  Kevolutionskriegcn  bis  in  die  ÖOer  und  60er  Jahre  hab4 
diese  und  andre  Auswandcrungbl  uKiei  meistens  die  stärkste  Volks^ürmehning  ia  lam 
gehabt,  80  vaien  die  V erdoppl un gsperioden  nach  Uenn.  Wagner  M 
Alm.)  für  England  und  Wales  von  lS21--ßl  53.8.  Sachsen  ton  IS34— 64(u« 
Einrechnung  früherer  Jahre  sicher  noch  günstiger'  .'iC;.!.  Nt^r wegen  1S25— 65  öT7, 
Preussen  1h22— Ül  :)'J.^>,  Dänemark  IMU— 00  111.3.  Schweden  Ibiä— 6510i 
Schottland  1821—01  72.3,  Niederlande  lh2ü— öl)  120.7,  dagegen  Fnnkreidi 
1821—61  147.6  Qttd  allerdinge  anch  Sttddentschland  1S84— 64  167.]  ictM 
günstiger  auch  hier  bei  Einrcchnung  früherer  Jahre,  da  ziemlich  allgemein  der  2a 
wachs  von  l^l.'j — 20  bis  is:;t  stärker  als  der  spätere  war\  In  SüddentschUai^  14 
die  Auswanderung  freilich  vorübergehend  (Baden,  Wurtembcrg,  Baieriache  Pi^k  li 
18$0  schon  die  natttriiche  VolksTennehning  Qbefstiegea,  in  kMnerai  MMtaüa 
des  Qibrigen  Deutsdilands .  /..  B.  in  Mecklenburg,  und  Grossbritannien  ist  dAs  iiidj 
vorerekommen  und  Irlands  Bori^lkornng  hat  sich  wesentlich  in  Folge  der  ADsTi»- 
derung  (über  den  Ocean,  aber  auch  in  immer  grösseren  Massen  nach  tirossbr 
von  b,197,000  in  1S41  anf  6,516,000  in  1851/5,799,000  in  1861  nnd  5,413,000 
1S71  (nach  dem  Gensos)  fermiiHlLit  und  wird  amtlich  far  Mitte  1S75  anf  iv 
5,208,000,  seitdem  etwas  steigend,  Mitte  I'sTh  auf  5.3.j1,000  Einwohner  vei 
In  den  letzten  Jahren  hat  die  gestiegene  Auswanderung  auch  in  anderen 
den  Ueberbchuss  der  Geburten  Uber  die  Todesfalle  melu*  reducirt,  aber  es  ist 
m  boMhten,  dass  in  den  grosseren  Gebieten  noch  immer  selbst  die  stlrl 
Auswanderung  hinter  diesem  Ueberschuss  zarUckblieb.  So  war  let 
im  Verein.  Königreicli  1^71 — 74  durchschnittlich  jährlich  415,500,  dir 
Wanderung  desgl.  275,000  (in  beiden  Fällen  Irland  inbegriffen),  1875 — 77  jäii:!. 
450,000  nnd  115,000.  Das  bisheiigc  Mmrinrnw  der  Answanderung  abeihaopt 
368,000  in  1S52.  Dabei  ist  gerade  in  den  letzten  Jahren  die  Einwanderung  (Iwt. 
RückwaiHleriing)  nach  Grossbritannien  nicht  viel  kleiner  als  die  Auswanderanf . 
bis  1874  82,000,  1875—77  9Ü,Ü00  jahrlich.  In  Schweden  war  der  Geburti-Ua 
schoss  1861^70  durchschnittlich  50,200,  die  Auswanderung  12,245,  1871—76 
bei.  65,700  11.  12,300,  in  Norwegen  der  Ueberschuss  1868—  70  c  22,600. 
Auswanderung  1S06— 70  lö,2sO  und  auch  1S72  (Maximum  neuerdings^  nur  13J 
1874  —77  d.  Ueberscli.  23,7.)0,  d.  Auswander.  nur  c.  4U00  jährl.  Im  Peut«ck< 
Beiche  fehlt  uns  leider  eine  vollständige  Statistik  der  Auswanderung,  die  üi: 
answanderung  ttber  Hamburg  (incL  indirecte  über  England)  und  Bremen 
die  nicht-deutsche  mit,  bleibt  aber  >e]i\verlich  viel  hinter  der  Ziffer  der  wirlÜc 
deutüchen  Gesammtatiswandernng  zurück  und  ubersteigt  sie  mitunter  wohl  iwic  L 
1871).  Die  ganze  Auswanderung  Uber  Hamburg  und  Bremen  betrug  jahrL  l^dU 
77,000  (Max.  1854  128,000),  1855—59  54,000,  1860-4M  42,000,  18A5~60  W 
1870—74  100,000  (Max.  IST 2  155,000),  1875—77  49,000.  Im  J.  IS'2  wir 
Deutschen  Kelch  nach  d.  Statist,  des  Kais.  Stat.  Amts  der  Ueberschuss  der  (Jeba 
Uber  die  Sterbelälle  431,000,  also  noch  fast  dreimal  so  hoch  als  die  hödute 
Wanderung.  Auch  nach  Abzug  der  letzteren  blieb  wohl  eine  Vennthnnf  m 
destens  270,000,  d.  h.  von  <  100,000  mehr,  als  in  demselben  Jalire  für  FraDkr^ 
wo  sie  173,000  betnig,  obgleich  hier  die  Geburtenzilier  1S72  ungewöhnlich  htxi:. 
Sterblichkeit  ungewöhnlich  gering  war.  Und  seit  1872  ist  die  deutsche  Ausws 
aubscrordcntlich  gesunken.  Im  D.  Keich  war  d.  Ueberschuss  d.  Geborenen  abtf 
storbenen  1872—76  jfthrl.  528,000,  d.  constat  Aoswaoder.  1872—75  jlhiL  Ti.« 
anch  mit  Zuschlag  der  nicht  r4>ttstatirten  n.  fierttcksicht  d.  weiteren  Abnahm«  der. 
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lA  1876  sicher  nicht  Uber  7««  valirscheini.  Latun  7«  Uebeßchusikss,  die  reelle 

I  Tefiwhr.  jihd.  wdt  ttber  400,000 ,  gegen  einen  finuiz.  6eb.libencb.  1872—76  tob 
hhsi  137,000!  S.  auch  oben  §.  232.  Note  7,  S.  443.  la  Preussen  allein  war  die 
Zunahme  ehr  Bevölkeronfr  nach  den  Zählungen  v.  1.  Üec.  1871  u.  1875  1,060,843, 
der  UebeRichu&ü  der  Oeburteu  Uber  die  TodeäMe  in  den  4  J.  1872—75  1,261,480 
!  oder  Jihitieh  815,370,  hiernach  die  Melmnisinuidening  (unter  BerOckBichtigung  einer 
kldiiea  Gebietanutthme)  202,390  oder  j&hrlich  nur  50,598  Personen. 

Es  scheint  demnach  die  Auswanderung  viel f ach  nur  einen  grösseren  Spiel- 
uum  fttr  die  nachhaltige  Yolküvermehruug  zu  üchaffeu,  nicht  die 
Ittdere  reell  veseiitUeli  in  fermiDdem:  d.  h.  ohne  Avswudenuif  würden  wir  echwer- 
hch  im  Durchschnitt  längerer  Perioden  eine  grössere  Zunahme  der  Bevölkerung  haben, 
:N  mit  d'.TselbtJu :  sie  wäre  auch  kaum  wünschenswerth.  Jf^Jciifalls  sind  die  pessi- 
iiii:>U:>ciieu  Auäcliauungen  hinsichtlich  dieser  Frage  in  Deutächiaud  kaum  allgemein 
be^rändet,  wenn  aaeh  einzebie  Theile,  wie  die  ohnebin  dOnn  berOUnrten,  aber  eben 
mh  kUmatiBch  sehon  denlich  ungOnsligeB  norditodichen  Gebiete  Deutschlands  etwas 
leiden. 

I.  —  §•  245.  AuBwanderiingBreoht  A.  Entwicklung 
und  moderne  Gestahnng  desselben.  Diese  Entwioklnng 
kft  ein  nener  Beleg  daftlr,  dass  im  BeehtsgeUete  der  persOnliohen 
Freiheit  des  Indiyidnalprincip  gegen  das  Gemeinsohafts- 

princip  immer  yollständiger  zur  Geltung  gelangt  ist.  Zwar  war 
die  Answandemug  im  Mittelalter  und  spilter  für  den  Freien  der 
Regel  nach  frei. ^)  Aber  das  ihr  widersprechende  Gemeinschafts- 
interesse trat  in  der  Ausbildung  des  sog.  Abzugs  rechts  (Detract 
recht,  Nachsteuer,  gabella  emigrationis,  detractus  personalis) 
wirksam  hervor.*)  Dasjenige  Gut  oder  Vermögen,  welches  airf 
homisehem  Boden  nnd  in  der  beimischen  Gemeinsebaft  (Gemeinde) 
enrorben  war,  galt  naeb  der  Grundidee  dieses  Beebtes  nicbt  als 
leuies  Priyateigentbnm)  worüber  nar  der  Wille  des  Eigentbflmers 
wrfUge.  In  Folge  dessen  wurde  das  Auswanderungsgut  zu 
Gunsten  der  Gemeinschaft,  wie  dieselbe  im  Gemeindeverband  durch 
die  Gemeinde,  im  gruudherrlichen  Verband  durch  den  Grundherrn 
und  späterhin  im  Staatsverband  durch  den  Landesherrn  repräsentirt 
wird,  mit  einer  Abgabe,  der  sog.  Nachsteuer  oder  dem  Nacb- 
sehoss,  belegt  Verwandter  Art  war  der  Ab  sc  hos  8  oder  die 
Erbstener  ftlr  an  Fremde  fallende,  ans  der  Gemeinsebaft  hinaus- 
gehende Erbschaften.  Das  Absngsreebt  wurde  sp&ter  von  der 
Staatsgewalt  auch  noch  besonders  aus  dnem  Staatsobereigenthnm 

AusdrttcUicb  wird  ein  Beobt  xnr  Ausvanderang  den  Dissidenten  im 
Westfäl.  Frieden  zuerkannt;  udeneits  auch  dem  Landesherm  das  Recht,  ilmen  «He 

Auswanderung  zu  befehlen. 

*)  S.  (ierber,  D.  Privatrecht,  4.  Atlfl.,  §.  48;  Beseler,  D.  Privatr.,  §.  65.  III. 
T  RJinne,  Preuss.  Staatsr..  §.91,  I.,  2,  S.  77.  Pftzl,  Steatswörterb.,  I.,  581;  Brunn  er 
in  Holtzend.  Kcchtslexicon,  Art.  Nachsteuer,  l'rsprnniß:  wohl  in  vogteilichon  Vurhiilt 
ussen.  Die  einseitige  Verurtheilung  des  Kecbb  selbst  bei  Historikern  und  Juribteu 
Tric  den  gensoateii  beweist,  dass  die  tiefere  wirthschafUiche  Seite  selcber  Kechte  nicht 
erkannt  wiiU.    Vgl.  dagegen  bes.  Stein,  IL,  IUI  IT.«  195  ff. 

A.  W»xii«r,  €lnuiill«giin|f.      Aufl.  31 
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abgeleitet  imd  mitunter  in  die  Classe  der  sogen,  niederen  oder 
nutzbaren  Regalien  eingereiht.'')  Es  diente  stets  practisch 
als  Mittel  zur  Erschwerung  unliebsamer  Auswanderungen.  Es  ij^t 
indessen  der  Idee  der  persönlichen  Freiheit  und  des  absoluten 
PriTateigenthuniB  schon  im  18.  und  im  Beginn  des  19.  Jahrhunderts 
geopfert  worden,  zum  Theil  bevor  noch  das  moderne  Yerkebrsreehi 
seine  yolle  Ansbildnng  erhalten  hatte.  Gewöhnlich  erfolgte  die 
Anfhebnng  durch  yOlkerrechliiche  Verträge  oder  auch  durch  ein- 
seitiges Gesetz,  unter  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit,  also 
eventuell  Retorsion  vorbehalten.*)  In  dieser  lie.seitigung  des  Rechts 
liegt  der  iSieg  des  Individualinteresses  über  das  Gemeiusehatt*- 
Interesse  besonders  deutlich  in  den  practisch  wichtigsten  FiÜleu, 
wo  die  Auswanderung  nicht  durch  eine  ebenso  starlLC  und  vei- 
mOgende  Einwanderung  ansgeglichea  wird. 

Die  sonst  freie  Auswanderung  ist  aber  in  den  letsten  Jahr- 
hnnderten  der  mercantilistischen  Wirthschatepolitik  und  des  Ahse- 
lutismus  ans  populationistischen,  wirthsehaftliehen  und 
militärischen  Grttnden  i^fien  auch  direct  yerboten  oder 
an  schwer  zu  erlangende  Erlaubniss  geknüpft  worden  ^) ;  theil» 
allgemein/')  theils  l'ür  gewisse  Altersclassen  (das  söge 
nannte  militärpflichtige  Alter  in  den  Staaten  mit  Conscriptiou'i, 
theils  Itir  geschickte  Gewerbetreibende,  Unternehmer  und 
Arbeiter.*)  Die  allj^emeineren  Verbote  blieben  freilich  selten  laoge 
aufreeht  erhalten.  £s  wurde  dann  die  J^inholung  der  Bewilligasg 
des  Staats»  später  wenigstens  die  Anmeldung  der  Auswanderung 

AiicrkeDniing  des  Rechts  fur  den  Landeshcrni  in  d.  Keichsabsch.  r.  1555  un-i 
1594.  Auffassung-  als  Regal  im  Preuss.  Landr.  Th.  II..  Tit.  17,  Abschn.  2,  vosi 
AbfOurtsgelde  (in  der  Kegel  10  7,  ^-  Vermögen)  ^.  141  fl'.,  t.  Abschoss  §.  161  t 
Die  Hobe  sdiwaiikte  sonst  in  DeQtsdüand  und  andeiswo  zwisolien  &Vo^  83  Vs^^'r  ~~ 
In  Pienssen  zerfiel  das  Abzugsrecht  in  das  ausländische,  wenn  Vermöfes 
ausser  Lnndes  ging:  der  hierher  gehörige  Fall,  wo  theils  der  Staat,  thoiii 
Fri?ate  in  lolge  fon  Verleihung  da^  Hecht  hatten;  sodann  in  das  inliiu dische. 
für  das  vom  ein«i  in  einen  anderra  Jnrisdict-bez.  gehende  YennOgen:  es  wvide  nr 
von  PriFaten  ausgeübt. 

*)  Zwischen  den  deutschen  Staaten  unter  einander  hob  die  Bond-  sai  te  in  Art  1* 
und  der  Bundesbeschluss  r.  23.  Juni  1S17  aUes  Abzugsrecht  auf.  lu  Preusscn  i^^t 
das  inlindisclie  Abzognecht,  nach  früherer  rorübergehender  Aofhebang  t.  1177— »7. 
durch  Ges.  7.  21.  Juni  1816.  das  ausländische  durch  Vertrüg:e  aufgeho^a  vad  dvck 
Y.  0.  r.  11.  Apr.  lb'J2  auf  den  Fall  der  Retorsion  beschrankt  worden. 
S.  bes.  btein,  II.,  197  fl". 

*)  So  im  18.  Jahrh.  in  Oesterreich,  in  Preusscn  im  Ges.  2.  Jnfi  IMt 
das  durch  Ges.  r.  15.  Sept.  ISlS  wieder  aufgehoben  wurde. 

')  Vgl.  y.  Rönne  Uber  Preussen,  1.,  2,  S.  76.  Verf.  t.  l&öU,  Art.  11;  0* 
r.  11.  März  1850. 

*)  So  in  Oesterreich  für  Glasmacher  1752,  Sensenschmiede  1781*  Dei|^  is 
England  im  IS.,  Frankreich  im  17.  ond  Ib.  Jahrhundert 
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absieht  verlangt  und  nur  die  unbewilligte,  bez.  unangemeldete  Aus- 
wanderung verboten  und  mit  Strafe  bedroht.  Die  letzte  Entwick- 
lung aber  war  ein  nahezu  yolistHndiger  Sieg  des  Indivi- 
daalinteresses  in  der  Erlangung  voller,  durch  Abzugsgelder 
licht  erwhwerter  Answanderangsfreiheit  Awidrttcklich  wurde  hierin 
dae  Conseqnenx  dee  Beclits  der  persOnlichen  Freiheit  erkannt 
Nor  eine  wichtigere  Ausnahme  blieb  als  Rest  der  nach  Interessen 
end  Zielen  der  Gemeinschaft  erfolgenden  Ordnung  des  Auswan- 
ilenmgsrechts  in  den  Beschränkungen  für  militärpflichtige 
Personen  in  den  Staaten  der  Conscription  und  der  allgemeinen 
Wehrpflicht. In  den  stark  bevölkerten  Ländern  Europa's  trug 
zam  Siege  der  Answanderungsfreiheit  auch  wohl  der  Einfluss  der 
Maithns'schen  Anschauungen  in  der  Bevölkernngslehre  und  die 
8ehwieri|^eit  genügender  Versorgung  der  dürftigeren  Classen  beL 
Die  allgemdne  Tendens  der  Zeit,  alle  VerhSitnisse  des  Lebens 
der  jiriTatwirthsohaftlichen  Behandlung  su  unterstellen,  kam  in  der 
Kntwicklnng  der  überseeischen  Auswanderung  als  grosses  Incratives 
i  rans'portgeschäft  characteristiöch  zur  Erscheinung.^*^)  Durch 
die  Verbindung  eines  Netzes  von  Aus  Wanderungsagenturen 
mit  diesem  Geschäft  ist  die  Uberseeische  iMassenauswanderung 
ToUends  ein  Object  gewöhnlicher  privatwirthschaftlicher  Specolation 

')  Beispiel:  Deutsches  Keicbsges.  vom  1.  Juli  1S70  §.  15,  17,  2o.  Die  Ent- 
o&äung  aoä  der  Staauangebörigkeit  wird  verweigert:  W'ekrpliichtigeu  vom  vollendeten 
11  Ml  folie&deten  25.  lüat^  wenn  tie  nicht  efn  Zeagnto  beibringeii  kOnnen,  diM 
MC  nicht  Mos,  um  sich  der  Dienstpflicht  zu  entziehen,  entlassen  werden  wollen; 
MiIi;äq)erfonen  .  wciclie  zum  stehenden  Heer  oder  der  Flotte  gehüron .  Ofticiercn  des 
Btoriaubtenätand»  und  Beamten,  bevor  sie  aus  dem  Dienst  entlassen  siud ;  l*ersonen  in 
der  BflMnre  des  Ueerw  und  d«r  Flotte,  oder  in  Land-  vnd  Seevehr  und  nicht  «Is 
0£Bciere  Angestellte  Personen,  nachdem  sie  zum  activcn  Dienst  einb«^n]f'-ii.  Aui 
indren  GrQndcn  darf  in  Fried onszeit  die  f^ntlassnng  nicht  verweigert  werden. 
Bei  Krieg  ader  Kriegsgefahr  bleiben  aber  dem  Kaiser  andre  Anordnungen  ror^ 
:>ehalten:  die  durchaus  richtige  Betonung  des  Gemeinschafts-  vor  dem  Indivi- 
iaalinteresse.  Die  im  Preuss.  Landrechte  angedrohte  Strafe  der  Vermögonsconfis- 
'Jition  ist  darch  das  Ges.  r.  U.März  1850  und  Strafgesetzbuch  v.  1851  auf  Geldbusse 
f.  50 — 1000  Tblr.  oder  Gefangniss  von  1  Monat  bis  1  Jahr  ersetzt  worden.  Ebenso 
«tzt  im  guiien  Deutschen  Reiche  nach  dem  Strafgesetzbuch  von  1871,  f.  140. 
Oks  Vermögen  des  AngeschuMigtcn  kann  eventuell  in  Beschlag  genommen  werden. 

Von  Bremen  wurden  von  —  incl.  IST 7  Auswanderer  über  See  befördert, 
•eist  nach  Nordamerica:  1,184,809  Personen,  durchschnittlich  1850—54  51,361,  (Max. 
S54:  76,875),  1855—59  32,541,  1860—64  21,580,  1865— (»2.093.  1^70—74  56,318 
Mix.  1872  80.41S),  in  1S75  —  77  nur  21,782,  von  Hamburg  1836  ~77  911,724 
Max.  1872  74,406),  ia  1875—77  j&hiL  27,704,  incL  indirecte  Auswanderung  Uber 
England  (1 872  z.  B.  21 ,188).  %  Amwanderer  «her  beide  Orte  sind  Deutsche. 
5.  Th.  nach  Ncssmann  a.  a.  0.  in  Hirth's  Annalen  u.  Goth.  Alm.  (wo  sich  in  d.  2 
etzten  Jahrg.  in  d.  Ges.zahl  f.  Bremen  ein  Felilf  r  eingesclilichfn  hatV  Einzelne  Bremer 
>eschäftS2veige,  wie  z.  B.  Baumwolle,  sind  ludirect  mit  durch  das  Auswanderergeschäft 
imporgekomsMa :  MOgUohkeit  billigerer  BQokfraehlen.  In  Bremen  betehiftigten  sieh 
ib7S  20  Himer  mit  der  Answanderefexpeditfon. 

31» 
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geworden.  Theils  ans  hnmanen  Ettckaichten  des  Zeitalton,  thift 
wegen  der  aohreienden  Miasbrftnehe,  welche  das  speeoliihi 
AnswandererbransportgeBcbäft  besonders  in  den  Ein-  nnd  kxm^ 

bäten  und  auf  den  Schiflfen  sich  in  Handlungen  und  ünterlassuL^ 
hatte  zu  Schulden  kommen  lassen,  hat  der  Staat  dann  den  Aa; 
wandernden  seinen  Schutz  gewährt  und  eine  Controle  tiber  di 
Transportmittel  (Schiffe)  u.  dgl.  m.  eingeführte^)  £ine  Erleiebtenn^ 
oder  selbst  eine  Begflnstigang  der  Answandemng  ist  öfters  dntl 
Ermilssignng  der  Tarife  der  Verkehrsanstalten  (Eisenbahnen)  erfolg 

§.  246.  B.  Fttr  die  volkswirthschaftliche  Benrthd 
lang  des  freien  Aus  Wanderungsrechts  ist  bei  uns  in  d< 
Gegenwart  die  Uberseeische  Massenauswanderung  d< 
unteren  arbeitenden  Ciassen,  der  Ideinen  Gewerbetreibenden  oi 
Bauern  und  die  Einzelauswandernng  grosser  Unternew 
und  reieher  Kapitalisten  zu  unterseheiden« 

1)  Die  erstere  hat  snnftehstin  tieferliegenden  Versehi 
denheiten  der  gesammten  socialen  und  Wirthschiflj 
Verhältnisse  der  Ein-  und  Auswanderungsläiidcr  ihren  GrimdJ 
Kleine  und  vollends  kleinliche  Beschränkungen  der  Aaswandemn^ 
freiheit  werden  hier  eben  deshalb  ihren  Zweck  verfehlen,  von :  !li 
prineipielleui  ans  der  peisdnliehen  Freiheit  abg^iteten  Eiuwisbi 
abgesehen.  Sie  werden  sich  im  Zeitalter  der  Dampfoonunsrii 
tionen  auch  undurchführbar  erweisen.  Hat  die  beimische  Gora 
Schaft  ein  wesentliches  Interesse ,  dass  die  Massen  aus  waDdenu 
unterbleibe,  was  jedenfalls  nicht  immer  und  selten  in  der  Ai 
dehuuüg  der  Fall  ist,  wie  es  häuüg  von  einzelnen  Interessirt 
behauptet  wird,  so  gilt  es  vor  Allem,  den  Auswandeningaliutiä 
die  Heimath  lieber  und  wurthsehaftlieh  yortheilhafler  zu  mam 
Einzelne  hierhergehöri^e  Naassregelo,  besonders  hlnsfebtiicb  ij 
Erwerbung  von  Land,  sind  nützlich  und  zweckmässig.  Allisü 


")  Vgl.  bes.  Stein,  II.,  20G.  v.  Rönne.  Preuss.  Staatsr.,  IL,  2,  S.  407.  Prci: 
Ges.  y.  7.  Mai  lb53,  Bad.  Verordn.  v.  7.  Nov.  1865,  Hamb.  Verorda.  f.  2a  W 
1665  «.  28.  Apr.  1868,  Brem.  Verordn.  v.  14.  Joli  1854,  9.  Juli  1866,  27.Kof.ii 
7.  Dec.  1868,  10.  Juli  1S72.  Engl.  Acte  v.  1825,  franzOs.  y.  1855.  Dm  M| 
Reich  Übt  jetzt  ebenfalls  von  sich  aus  eine  Uebervaohoog  ILber  d.  AniwndeiH 
weaen  durch  einen  Keichscommi^sar  aus,  seit  1874. 

Vgl.  o.  d.  Vorbem.  Stein,  IL,  a.  a.  Ü.  Dann  die  Verh&ndl.  der  VewuLodl 
lindlidier  Arbeitgeber  in  Berlin  1872,  Danzig  1872. 

")  Wie  die  Zerschlagung  der  Domänen  in  Bauergüter,  womit  auf  Anreftaif  J 
Kauin)»Tn  (Miquel)  in  ]?ommern  beg^onnen  wurde,  aber  ohne  bes.  Erfolgt-  f 
Sombart,  d.  Fehler  im  Parcyerfahren  d.  preoas.  Staatsdomänen,  BerL  1876.  Ti^ 
&cb  ▼iid  der  Eilnlg  solcher  Masaefeln  vereilelC  dnrdi  die  lieatige  YfliieiiW>| 
form  des  Gmndbetitzee  (KapittlyerscholdDDg,  stttt  Bodbertns'  RenteiifaieliMi 
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^ird  man  sieh  aach  von  ihnen  nicht  versprechen  dtirfen,  snmd 
oidit  in  den  HanpÜ&ndem  der  enropiiechen  Massenanewandeningi 
in  den  germanischen,  wo  m.  E.  anch  ein  alter  angeborener 
Wiuidertrieb  mitspielt   Im  Princip  darf  daher,  wie  in  unserem 

seneren  Rechte,  Answanderungsfreiheit  beibehalten  werden.") 
Um  80  mehr  müssen  aber,  besonders  in  den  Ländern,  wo 
das  Gemeinschaftsinleresse  durch  die  ^lassenauswanderang  verletzt 
wird,  folgende  Grundsätze  zur  Geltung  kommen. 

a)  Die  Auswandernng  darf  nicht  noch  künstlich  durch  das 
•peculatiye  Answanderungs-Agentnr-  nnd  Transport- 
feschäft  gesteigert  werden.  Dies  geschieht  wenigstens  in  Etwas 
notorisch  anch  bei  uns.  Dadnrch  werden  öfters  anch  die  wahren 
bdividnalinteressen  verleiteter  Einzelner  verletzt.  Das  speenlative 
Agenturwesen  wird  passend  ganz  ausgeschlossen  und  die  Fürsorge 
iür  den  Transport  der  Auswandernden  und  für  den  Abschluss  der 
UeberfahrvertrUge  öffentlichenßehorden  oder  untinteressirten 
Beamten  tibertragen. 

b)  Eine  Begttnstignng  der  Auswanderer,  selbst  Dürftiger,  durch 
^'e^kehrBerleichtemngen|  wie  billige  EisenbahntarifCi  ist  anstatthait 
ÜM  Individualinteresse  mnss  hier  hinter  dem  Gemeinschaftsinteresse 

nad  dorcJi  die  wohlgcmemte ,  aber  zu  weitgeheude  principicUc  Bes<:itiguüg  der  Erb- 
PMht,  Mttt  velcher  Kcchtsform  nur  der  Yorkauf  der  Guter  zugelassen  irird.  Deber 
Erbpacht  und  deren  Zweckm&ssigkcit  s.  meinu  Fin.  2.  A.  L,  §.  17S  ff.  n.  bes.  Nasse, 
ii  «i.  Laudwirthsch.  Jahrli.  1*^7^.  Im  Jaii.  IsT!)  ist  im  pri^uss.  Landcsökon.collegium 
Auf  Aülaas  des  Ministers  Friedenthal  d.  Wiedereinfahr.  der  Erbpacht  od.  ähnl. 
BechtsiMtItttt«  eiOrtert  md  gutgeheissen  worden. 

In  allen  solchen  Fragen  neigeo  die  Practiker  zn  dem  Fehler,  einzelnen 
ihnen  gerade  augenfälligen  ErsrheiniinErcn  nnd  rr>achen,  sowh"  momentanen  Verhilt- 
i^imn  eine  fiel  za  grosse  und  zu  ailgemeine  Bedeutung  zuzuschreiben.  Die  (iross- 
«nadbeiitter  des  noraOstL  Deatacbland  haben  in  den  J.  1871—73  die  Aosvanderung 
benehlftzt  und  z.  B.  dem  Agentorwesen  einen  Qbcrtriebenen  Einfluss  darauf  beigelegt. 
Andere  ftJhren  die  Answandorung  in  *\\^m'U  miisslL'^  bevfMkorten  Landesthellen,  beson- 
itrrs  in  Pommeni,  einseitig  auf  die  Verha.llais»e  des  ürundbesitzes  zurück,  während 
Mktt  gende  im  Mdvesd.  Dentsehlind  bei  freier  BodentheUnng  die  Äntwanderung  am 
Stirksten  war.    Vgl.  die  Statist.  Daten  n.  Erörter.  in  d.  Vorbem. 

")  Aehnlich,  aber  noch  nicht  soweit  e^fhnnd  K.  v.  Mo  hl.  Poliz..  8.  Aufl.,  1.,  169. 
Aach  bei  Stein,  IL,  207  diese  Seite  des  Agcnturweseus  noch  nicht  gewtirdigt,  ebenso 
veoig  bei  Oe ssler«  Aber  Anmnder.  n.  s.  w.  Tob.  Ztsehr.  XYHL  (18S3),  375.  bes. 
401  ff.  Ernstlirbtr..'  Erörtcrunjr  iti  M  ocklcn^urg-.  Die  norddeutschen  (irundbesitzer 
•cliiebeu  oft  eins'  iliir  die  Schuld  den  Agenten  /.u  uud  übersehen  die  ticler  liegenden 
«ichtigen  allgemeinen  Ursachen.  Die  Bremer  uud  Hamburger  Rheder  läugnon  um- 
irt kehrt,  wie  z.  B.  im  Winter  1S73  — 76  bei  Gelegenheit  der  Strafgeset/novelle  im 
Fi-:!!  hst.ijr,  dif  anrh  das  Auswandeningswescn  bcrtlhrtc.  jeden  Miteinfluss  des  Agenten  : ' 
ebeitso  einseitig  gcurtheüt.  Es  ist  eben  principiell  verfehlt,  dass  Jemand  ein 
(tewerbe  daraus  machen  darf,  eine  ihm  gauz  gleichgültige  dritte  Person  zur  Aas- 
wADil^rung  mit  zu  veranlassen ,  Wohl  und  Wehe  eines  Mmschen  ron  einem  kleinen 
Piovisionsverdienst  eines  Andern  abhängig  zu  machen :  ein  neues  Beispiel  fur  den 
inneren  inhärenten  Mangel  des  freihindlenschen  Concarrenzsystems  bei  der 
Anwendang  auf  solche  FiUe. 
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zurückstehen.  Anden  natürlich ,  wenn  die  Answanderong  er- 
wünscht ist. 

o)  Es  iat  strenger  und  nrnfassender  dafür  zn  sorgen,  das«  der 
Answanderer,  bevor  er  das  Maehtgebiet  des  Heünathstaats  vetlM, 
seine  Offentlieh-reehtliehen  und  privatreehtliehen  Vc^ 
pfliebtnngen  gegen  sein  bisheriges  Land  nnd  dessen  Angehörige 
erfüllt  oder  für  die  Erfüllung  genügende  Bürgschaft  leistet  Die 
Beschränkungen  der  Auswanderungsfreiheit  Wehrpflichtiger 
sind  hiernach  principiell  durchaus  gerechtfertigt  und  können  weder 
als  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  noch  aus  dein  Griuide 
angefochten  werden,  dass  sie,  wie  alle  solche  Eechtssätze,  in  ein 
zelnen  Fällen  zu  Härten  für  den  Betroffenen  führen.  Aach  die 
Erfttlinng  der  Stenerpflichten  ist  ernstlich  sn  controliresi.  Dasselbe 
gilt  von  den  privatreohtlichen  Pflichten  gegen  die  Familie  (Kmd«, 
EhefraOy  Eltern)  nnd  Ton  denjenigen  Pflichten,  welche  aas  gewissen 
Gontracten,  auch,  besonders  für  ländliche  Arbeiter,  aus  dem 
Arheitsvertrage  herrühren. 
*  d)  Zur  Durchführung  dieser  Grundsätze  ist  eine  schärlere 

Staatliche,  hez.  polizeiliche  Controle  der  Auswanderung,  theils 
am  Wohnorte,  theils  und  namentlich  an  den  Einschiffhäfea  i 
und  an  den  Grenzen  des  Landes  geboten.  Die  darans  henro^ 
gehende  Beschränkong  des  persönlichen  Verkehrs  kann  in  des 
Formen  so  mild  als  möglich  sein,  ist  aber  nicht  ganz  sn  yenneiden. 
Sie  lässt  sich  jedoch  in  dem  allein  lästigen  Falle,  an  den  Orensei, 
nnd  daher  für  den  grossen  Reiseverkehr,  fast  ganz  beseitigen,  wem 
dnreh  internationale  Verträge  eine  ('(tiitiole  an  allen  wichtigeren 
europäischen  Elinschiffhäfen  erreicht  wird,  worauf  jedenfalls  hinzii- 
streben  ist.***) 

2)  Die  Einzelauswanderung  reicher  Leute  kann  wegen 
Collision  des  Individnal-  nnd  Gremeinschaftsinteresses  zu  einer  be 
sonderen  Frage  des  Aoswandemngsrechts  werden.   Eine  soklie  > 

'<)  S.  Mo  hl,  I..  16S.  Dio  Aufhchang  dor  i)illig«ai  Btluitelills  ftr  Aumida« 
aaf  den  prenss.  Bahnen  seit  1*»7L'  ist  gerechtfertigt. 

")  S.  oben  Aum.  9.  Maurus,  treib..,  S.  UU,  kommt  in  der  Polcmii  gtfei 
diflse  BMchrinlningiMi  wieder  in  Selbirtwidenprnoli  mit  Minea  ilchtigeii  BarnftfuSaiäf 
ß.  12,  8.  0.  i?.  V.Kk  Notr  5  S.  362. 

*•)  Bes.  Klagen  hierüber  in  roinmcrn  uiul  rmden»  uordöstl.  preuss.  Ländern  il 
der  neuesten  Zeit  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  Bestrafuuj^  des  ContriictbrudA 
sondern  nor  um  SichersteUmig  dafilr,  dass  ereotoeU  cirilrechtlicb  «ine  Eniselil* 
digno^  erlanc^t  werden  kntm*'. 

Uier  wie  in  manchen  anderen  Fällen  i Fabrikgesetzgebung!)  stö&it  mu 
wieder  auf  die  Nothwendigkeit  internationaler,  statt  bloss  nationaler  KegdaK 
solcher  Yerblltnisse.  8.  den  Text  dieses  §.  a.  Nr.  2. 
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CoUisioii  liegt  vor,  wenn  die  Auswanderer  ihr  Heimathland  ver- 
laMen,  um  sich  einer  danemden  Belastung  durch  die  heimische 
fiestenervng  in  entliehen.  Practieoh  spielt  dieser  Fall  bisher* 
kioffl  eine  Bolle. Aber  oft  ist  damit  anoh  vom  theoretisehen 
Standponete  ans  s.  B.  in  der  liberalen  Presse  gedroht  worden  in 
der  Frage  stärkerer  Progressivbesteuernng  und  der  Erbschafts- 
steuer, was  natürlich  in  keiner  Weise  eiue  Widerlegung  der  Be- 
rechtigung solcher  Steuern  ist.  Je  mehr  daher  in  einzelnen  Län- 
dern Steuern  dieser  Art  nach  dem  socialpolitischen  Steuerpriucip 
zur  Geltung  kommen  sollten  ^  desto  leichter  wird  die  practische 
Bedeatnng  jener  Collision  hevortreten.  Alsdann  erweist  sich  wie- 
demm,  wie  so  oft,  gerade  bei  den  heutigen  Verkehrs-  nnd  Goitnr- 
yerfailtniSBen,  das  Hinstreben  auf  vOlkerreohtliehe  Begelnng 
•okher  Fragen  nothwendig.  Andersdts,  nnd  yollends,  wenn  diese 
Regelung  nicht  zu  erreichen  ist,  wird  wenigstens  principiell  im 
G e m e i n s c h a f t s interesse  auch  heute  wieder  eine  Abzugssteuer 
zu  rechtfertigen  sein.  In  allen  übrigen  Beziehungen  ist  auch  für 
die  Einzelauswanderung  die  Erfüllung  der  itffentlich-rechtlicheu  nnd  • 
piivatrechtlichen  Pflichten  in  der  vorhin  angegebenen  Art  sicher 
sa  stellen.  Besondrer  Schutz  ist  erforderlich  gegen  die  Gefahr 
ror  Seheinanswandemngy  um  sieh  den  öffentliehen  Beohtspfliohten 
in  entliehen.'^) 

IL  —  §.  347.  Das  Einwandernngsreeht  A.  fiBnsichi- 
Kcb  desselben  dürfen  zuvörderst  die  that sächlichen  Ver- 
bältnisse der  einzelnen  Stiiaten  entscheiden. 

1)  üie  Einwanderung  hat  in  den  enropUischen  Staaten 
der  Gegenwart  nirgends  den  Charactcr  der  Massenhaftig keit. 
Die  Rechtsfragen,  welche  sich  an  sie  knüpfen,  gestalten  sich  daher 
aueh  thatsächlich  anders,  als  bei  der  Answandemng  und  als  in 
den  grossen  Überseeischen  Lllndem  der  Masseneinwanderung.  Es 
handelt  sieh  bei  uns  meist  um  die  Einwanderung  einzelner  Per- 
sonen ans  den  verschiedensten  Berufen  nnd  um  den  zeitweiligen, 
wenn  auch  oft  längeren  Aufenthalt  Ton  fremden  Arbeitern  im 
Inland.  Im  Allgemeinen  besteht  kein  Interesse  der  Gemeinschaft, 
in  solchen  Fällen  Schwierigkeiten  gegen  die  Niederlassung  und 
den  Aufenthalt  mit  und  ohne  Absicht  des  Erwerbs  der  btaatsange- 

In  der  Schweis,  bes.  im  K.  Zttriob  mU  «r  sich  zu  zeigen  betonen. 
•*)  Wie  z.  B.  1866  fL  sdtens  Frankfurter  Burfrer,  die  Schweizer  BUrjfT- 
reclit  (Schafihausen  n.  a.  m.)  erlangten,  um  sich  der  preuss.  Militärpflicht  zu  ent- 
ziehen, waa  luit  iiucht  abgestellt  wurde.   Aehul.  öpater  in  Elsaiis-Lotbiingen.  Hier 
ist  du  richtige  Rechtq|»riiicip,  frcÜBcbe  Yeilegnog  des  Domicilt  tn  rerlangeD. 
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hörigkeit  und  mit  und  ohne  Ansflbniig  tob  Erwerbsthitigkeit,  n 
erheben.  Ob  und  unter  welchen  Bedingangen  das  einheimieehe 
Staatsbtirgerrecht  dem  Einwanderer  gewShrt  wird,  das  be- 
rührt hier  mehr  nnr  die  politischen,  als  die  wirthsehatUiehen  Ve^ 

hUltnisse  und  wird  wieder  bloss  in  Ländern  der  Masseneinwan- 
derung  eine  Angelegenheit  von  grösserer,  indireet  auch  von  vnlks- 
wirthschaftlicher  Bedeutung.  Bemerkenswerth  ftir  Deutschlands 
Kosmopolitismus  und  fttr  die  starke  Neigang  unserer  Gesetzgehong» 
alle  solche  Fragen  bbss  nach  dem  Individualinteresse,  hier  sogar 
des  AnslilnderSi  zn  entseheiden,  ist  es  flbrigens  inmohin,  dass  bei 
uns  die  Erwerbung  des  vollen  Staats-  nnd  Beiehsbtligemehli 
leiohter  fast  als  in  aUen  anderen  Staaten  ist**) 

8)  Die  überseeischen,  sehwach  bevölkerten  Goloniallinder 
europäischer  Nationalität  sind  dagegen  gegenwärtig  in  derselben 
Lage  wie  Mitteleuropa  und  speciell  Deutschland  im  Mittelalter,  al* 
es  auf  neu  erobertem  oder  auf  heimischem  Boden  zu  colonisiren 
galty  wie  KuHsland,  Ungarn,  Preussen  noch  im  letzten  Jahrhundert 
nnd  wie  durch  Krieg  herabgekommene  (s.  B.  Deutschland  nach 
dem  30j&hrigen  Kriege)  oder  in  (ihrer  gewerblichen  Entwieklimf 
inrüekgebliebene  Länder,  wie  Tbeile  Yon  Dentsehland,  Englaad  hn 
17.  nnd  18.  Jahrhundert  (hugenottische  Einwandernng)**):  ne  be- 
günstigen  speciell  auch  aus  volkswirthschaftliehen  Grflii- 
den  im  Gemeinschaft  sinteresse  die  Massenein  Wanderung 
und  erleichtern  deshalb  die  Niederlassung,  den  Landerwerb  und 
die  Erwerbung  des  Staatsbürgerrechts.  Das  wichtige  Beispiel  vor 
Nordamerica  (Vereinigte  Staaten  und  Britisch-Nordamerica)  zeigt 
jedoch,  dass  man  selbst  hier  das  Einwandernngsrecht  nicht  reit 
naob  dem  Gesiehtspnnete  des  Individualinteresses  des  Einwaadenn 
gestaltet  hat,  wie  sieb  aus  den  Anforderung^  hinsiehllieh  einei 

**)  Deutsches  Gesetz  t.  1.  Juni  1S70.  Die  Bedingungen,  unter  denen 
ländern  nur  die  NaturalisationHurkiindt-  ertheilt  wer  leii  darf,  in  §,  Ili<T  wird,  an^er 
der  Dispositionüfahigkeit,  nur  Ferlangt:  ciü  aabeschoheuer  Lebenswandel,  Finden  tiua 
aig«aan  Wohning  oder  eines  UntenommeDs  nn  dem  Orte,  wo  sie  sieh  niederisMi 
woUen,  Fähigkeit,  sich  and  ihre  Angehörigen  an  diesem  Orte  nach  den  hier  be^tebeJ^ 
den  Verhältnissen  zu  ernähren.  Vor  der  Ertheilunp  der  NatnraUiiationsurkunde  nies- 
die  betrefleode  (iemeinde,  bez.  der  Armenrerbaod  über  die  Erfullimg  dieser  lurfordtf- 
nii«e  gehört  veiden.  Nich  §.  10  b^grflndet  die  NntnraUsatioiiBOite&de  mit  de» 
Zcitpnncte  der  Aushundigang  alle  mit  der  Staatsangehörigkeit  rcrbondeiMi 
Kechte  und  l'flichten:  ein  weitgehendes  Zogeständniss,  welches  Frankreich.  Gross- 
britauuien  und  die  Verein.  Staaten  io  Betrefi'  der  politischen  Wahlrechte  oicttt 
oder  Bicht  sofort  gowihreo.  NatOTnUsirt  wurden  Rdchsfiemde  im  DeafsehoB  Beicke 
1872— TG  2-290,  23S1,  <)5.^2.  %01.  HiUH,  wieder  rerliehen  wurde,  die  Keich<5-  uni 
Staatsangehörigkeit  (Rückwanderer)  iu  den».  J.  an  b'J7,  12^,  1514,  5735«  20U7  Fet>. 

**)  Vgl.  Stein,  IL,  m  11.,  bes.  17U  «. 
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gewissen,  wenn  auch  sehr  niedrigen  Vermögensbesitzes,")  aus  dem 
Aasschlnss  verbrecherischer  Elemente  und  aus  den  Bedingungen  für 
den  Erwerb  des  Staatabürgerrecbts ergiebt.  Hierin  tritt  tiberall 
der  mit  Recht  zunächst  massgebende  Gesicbtspunct  hervor,  das 
Recht  der  Einwanderung  in  erster  Linie  mit  RttckBicbt  anf  das 
Interesse  der  heimisehen  Gemeinschaft  zn  ordnen.  Das 
Isterosse  des  einseinen  Einwanderers  steht  erst  in  zweiter  Linie. 

§.  i48.  —  B.  Die  Tlieorie  der  freien  Concnrrenz  hat  aher 
Mieh  principiell  vom  yolkswirthsehafUiehen  Standpnnete  ans 
internationale  Freizügigkeit  in  der  Form  eines  möglichst 
liberalen  Einwanderungsrechts  verlangt.  Diese  Forderung 
entspricht  dem  kosmopolitischen  Character  jener  Theorie,  wie  dem 
Geiste  unserer  neueren  Socialgesetzgebung.  Die  internationale 
Freizügigkeit  erscheint  hier  nnr  als  eine  Ergänzung  der  nationalen 
und  als  eine  weitere  Oonseqnenz  des  Rechts  der  persönlichen  Frei- 
heit Die  Gewfthmng  solcher  Freizügigkeit  führt  nicht  nothwendig 
m  der  Forderung,  dass  den  Einwanderern  auch  die  sogen.  Natn- 
ralisation  sofort  oder  sehr  leicht  zu  Theil  werde.  Die  poli- 
tische Seite  dieser  Frage  ist  selten  ganz  übersehen  worden. 
Aber  dem  volkswirthschaftlichen  Interesse,  welches  die 
Theorie  der  freien  Concurrenz  hier  vertreten  will,  genti^^t  es  auch, 
wenn  nur  dem  Fremden  der  Aufenthalt  und  die  Niederlassung, 
insbesondere  diejenige  zn  Erwerbszwecken,  in  gleicher  Weise  wie 
dem  Inländer  zosteht,  dem  fremden  Arbeiter  z.  B.  das  Recht,  im 
Inhmde  sdne  Arbeit  zn  yermiethen.  Dem  nicht  nataralisirten 
Fremden  gegenüber  behiUt  der  Staat  dann  noch  das  Answeisnngs- 
recht,  womit  alle  politischen  Bedenken  in  der  Frage  abgewiesen 
werden. 

Practische  Bedenken  hat  eine  solche  internationale  Frei- 
zügigkeit in  unseren  Ländern  gegenwärtig  allerdings  nur  in  ge- 
ringem Maasse.  Die  allgemeinen  Vortheile  der  Freiztigigkeit 
kOanen  ihr  zwar  selbst  bei  den  hentigen  Verkehrsverhältoissen 


**)  So  darf»  f.  B.  nach  einer  brit  nordamer.  Yeroidiuiiiff  r.  20.  Jon!  ISSS 

nor  solrhe  Einwanderer  hndon,  w.-Irhe  die  Mittel  zur  WeitemiBe  biiben,  5—10  DoU. 
pr.  Kopf,  für  die  Uebrigen  hat  d<*r  Si  hilisfülircr  (Mn/ustehen. 

•)  In  den  Verein.  Staaten  von  Nordamerica  wird  fur  die  Erwerbung  des 
Bürgerrechts  ein  5jihr.  Qnvnterbrochener  Aufenthalt  in  der  Union,  wovon  mindestens 
1  Jahr  in  demjenigen  Staate  oder  Territorium  .  M-elolitnii  dor  Betreflende  angrehören 
»ill,  verlangt  Die  Absicht,  die  Naturalisation  zu  erwerben,  niuss  3  Jahre  vor 
Ablauf  dieser  5  Jahre  beim  coort  of  record  angemeldet  werden.  Nachwels  unbe- 
•cholteneD  Lebenswandels  wird  gdindert.  —  Sudamer.  Staaten,  auch  Avstraliea 
rerveDden  Staatnoittel  zur  Oewinnnng  und  fiefi^ideronf  enrop,  £üiwanderer. 
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nicht  ebenso  wie  der  nationalen  Freizflgigkeit  nachgertthmt  werdeii} 
weil  sie  eben  von  geringerer  practischer  Bedeatong  ist  Dafir  kt 

sie  aber  auch  die  früher  dargelegten  Nachtheile  nicht  in  gleichem 
Grade. 

Der  priucipiellen  Forderung:  müssen  jedoch  trotzdem 
zwei  principieile  Bedenken  entgegen  gestellt  werden.  Die- 
selben beginnen  aach  bei  nns  schon  mitunter  practiaeb  zn  werden 
und  werden  dies  ohne  Zweifei  aiimiUig  immer  mehr«  Anch  hier 
seigt  Bich  daher  sohlieaalieh  wieder,  daaa  nnbedingte  inter- 
nationale Freisllgigkeit  unter  Umstitaiden  sehr  wohl  wichtigen  Ge- 
meinschaftsinteressen  widerspricht,  selbst  wenn  sie  noch  viel  all- 
gemeiner vom  volkswirthschat'tlichen  Interesse  gefordert  würde. 
Auch  in  letzterer  Hinsicht  wird  diese  Frasre  jedoch  wie  gew?)hnlicb 
zu  einseitig  ])loss  nach  dem  Vortheil  der  Production  oder  gar 
einzelner  Producc utenkreise  beartheilt  Die  Wirkimg  aat 
die  Verth  eil  ang  des  Productionsertrags  nnd  auf  die  Masse  der 
unteren  Classen  erßUirt  dabei  ebensowenig  eine  genflgeade 
Berflcksichtigang,  als  die  schliessliehe  Wirkung  dieser  internatio- 
nalen Freizügigkeit  auf  ;die  gesammten  Zustände  des  Volks  und 
auf  dessen  dauerndes  Wohl. 

Die  beiden  priucipiellen  Bedenken  siud  die 

i'olgeuden. 

1)  Einmal  können  bei  solcher  Freizttgigkcit  auch  sehr  fremd 
artige,  besonders  nach  der  Nationalität  oder  selbst  nach  der 
Baee  ganz  verschiedene  nnd  einer  völlig  verschiedenen  Lebens 
weise  und  Cnlturbeschaffenheit  angehttrige  Elemente  ins  Inlaml 
kommen  oder  absichtlich ,  z.  B.  von  den  grossen  Arbeitgeben 
hereingezogen  werden.  Auch  darauf  wirken  die  modernen  Cooi* 
municationsmittel  nnd  ttberbanpt  der  Kosmopolitismns  der  neuen 
Zeit  mit  hin.  Die  Ausgleichung  der  Sitten  und  der  gesammten 
Lebensverhältnisse,  die  Gewährung  vollen  Rechtsschutzes  ftir  den 
Fremden  äussern  ihren  Einfliiss.  Ein  wichtiges  Beispiel  emer 
solchen  Einwanderung  in  der  Gegenwart  ist,  vom  Import  von 
Negcrsclaven  und  von  der  nicht  sehr  versoliieden  zu  beartheiieBden 
Herbeiziehung  Ton  Koolies  in  die  Plantagen  der  Europäer  abge- 
sehen, die  freie  chinesische  Einwandenug  nach  Nordamerieti 
besonders  nach  Galifomien. ")  Aber  z.  B.  auch  die  irische  Wn- 

^)  Die  Zahl  der  Cbinosen  i,iocl.  wenige  Japauesen)  war  in  den  Verein. ätaata 
nacb  dem  Oeiiiiii  fm  1870  63,254,  worim  63,042  Dodi  iadoiia  Mitat  s^lMtw*  IK» 
Zahl  der  EinwandreT  aus  China  war  bis  incl.  1^74  UfnÜb  100,979,  bis  iacL  IST? 
schon  207,270,  ans  Japan  im  Gaasen  ent  341. 


Digilized  by  Google 


I 


Bedenken  der  £inwandemng  ganz  fremder  Elemente.  491 

Wanderung  nach  England  und  Schottlaud,^")  die  Ausbreitung  der 
Jnden  von  den  ehemals  polnischen  Gebieten  aus  ins  innere 
Deutschland  und  Russland  ist  ebenfalls  hier  zu  erwähnen,  weil 
gerade  im  poluischcn  Judenthum  das  jüdisch- nationale  Element 
sieb  noch  aasgeprägter  erhalten  hat,  als  anter  dem  Einiluss  einer 
ia  der  Ctetehiehte  beispiellosea  Abgeaohlossenheit  und  Beinheit  der 
NatiooalitiU  ttberhanpt  mehr  oder  weniger  noeh  hente  allgemein 
uier  den  Juden.**)  Femer  fUlt  die  anhaltende,  wenn  anoh  nieht 


Von  22,712,010  £invohnern  in  England  and  Wales  in  1871  waren  nach 
dem  Gensiis  in  Irland  geboten:  566,540  Personen  oder  2.49*/«*  Ebenso  Ist  das 
iliic^  Element  neuerdings  immer  st&rker  in  Schottland  vortreten,  nach  dem  Genius 
ron         waren  207.770  PeiBonen  in  Schottland,  in  Irland  geboren,  6.1&4  7o  der 

B^rOlkerang,  s.  u.  Anm.  31. 

Im  prenss.  Staate  alten  (ror  1866er)  Umfangs  (nnd  ezcl.  Hobenzollem,  in 
1871  aber       ganze  Zahl  der  in  Frankreich  befindlichen  Trappen  auf  die  alten  Pro- 

Tinzen  berechnet,  was  das  Gesammtresaltat  indessen  wenig  ändert)  haben  sich  von 
£.  IMG  —  £.  1S71  nach  der  Volkszählung  folgende  Veränderungen  in  der  Bo- 
rtikerong  Uberhaupt  nnd  naeh  den  Olaabensbekenntnissen  ergeben  in  Tarnenden: 

1S46      •  1871         1S75      Zunahme  «Z«  1846— 76 

Bcvölkcrun-        10.113       20,219       21,117  31.05 
da?.  Evang.         H,&36       12,303       12,707  80.11 
KathoL        6,(»46        7,59S        7,921  81.01 
Juden  2!  5  272  2*^4  32.27 

Die  VermehraDfr  der  Juden  war  also  günstiger,  als  die  der  Christen  (nur  die  hier  nicht 
uiitgereckucteu  Disaiilcuten  ausgcnouimen).  Wie  weit  dies  von  grösserer  Einwanderung 
von  Jaden  nnd  von  der  notorisch  gOnstigeron  nattirlichea  Vermehrang  derselben  (anrosse 
neburtenzahl,  niedrige  Sterblichkeit)  herrUlirt,  liisst  sich  mit  dem  vorhandenen  Material 
aicbt  bestimmen.  Sehr  bemerkenswcrth  ist  aber  die  Örtliche  Verschiebong  deb 
Udiächen  Elements.   £ü  war  die  Zahl  der  Juden: 

in  den  Fror.  bei.  Beilrken:     1S46       1871  1S75 
Preussen  29,621      11.057  41,48» 

Posen  Prov.  81,299     61,982  62,438 

(  „    fi.-Bes.  55,844     46,224  40,479) 

Schieden  30,650     4(>,r>29  47,048 

Pommern  s,487     l.'iü.ifi  1.H.240 

Brandenburg  16,965     41,484  56,987 

(B.-B.  Potsdam  v.  Berlin        11,815    40,668  50,012) 
Sachsen  4,r)Sr,      5,!)  17  fi,187 

Westfalen  14,771      17.24.=)  17.H2.H 

Bheinland  28,388     38,423  39,243 

Hannorer  (in  1845  :)  11,208     12,799  13,519 

R.-B.  Wiesbaden  (in  1851:)  o.  11300  18,360  18,831 
KOn.  Sachsen  9S8       3,357  5,.^fiO 

„    Baiern  (in  1840:)  52,288     50,662  51,335 

Grooth.  Baden  28,258     25,708  26,493 

R.-B.  Wiesbaden,  d.  h.  Kassau  und  Stadt  Frankfurt  a.  M.  Nach  der  Zlhhmg  von 
1871  hat  besonders  in  1*^72 — 73  diese  Vorschiebung  noch  weiter  augedauert.  Aus 
ob.  Daten  in  d.  preuss.  Fror.  u.  Be^rkcu  ergiebt  sich  das  far  1875  nicht  correct, 
weil  hier  mit  Ansnahibe  ron  Berlin  (45,464  Joden  bei  968,634  Fers.  i.  Ganzen)  keine 
ffenaue  Auszahluntr  der  ronfessionsangchörigen  erfolgte,  sondern  bloss  eine  Berech- 
nung derselben  nach  \  erh  iltniss  der  allgemeinen  Volkszunahme.  Sonst  wurden  wohl 
Posen  eine  weitere  Abnahme,  die  mittl.  ü.  westl.  Prorinzen  eine  stärkere  Zunahme 
der  Joden  zeigen. 

Aehniiche fieiregang  in  der  Otterroieh.  Mooaidiie,  wobei  aUofdings  die  üruheten 
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als  eigentliche  definitive  Einwanderung  zu  bezeichnende  Beschäf- 
tigung deutscher  Arbeiter  in  Frankreich  und  Russland,  pohlischer, 
scandinavischer,  italienischer,  böhmischer  in  Deutschland  —  und 
ähnliche  Verhältnisse  in  anderen  Ländern  —  zum  Theil  mit  unter 
den  hier  in  Frage  stehenden  Gesichtspunet 

2)  Sodann  können  dnrob  diese  internationale  FreisVgigkMt 
auch  in  unseren  Landern,  wenn  aneh  nieht  in  so  koner  Zeit  anf 
einmal  nnd  in  soloher  lütssenhadigkeit  wie  in  den  fiberseeiBeliai 
Einwandemngslllndem,  so  doch  nach  nnd  nach  oder  in  einsebwn 
kritischen  Zeitpuncten  und  in  einzelnen CfCgenden,  so  viele  fremde 
Arbeitskräfte  aus  der  Spliäre  der  Handarbeit  herbeigezogen 
werden,  dass  dadurch  die  unteren  arbeitenden  Classen  des  Inlands 
eine  lästige  Concurrenz  erfahren  und  die  Löhne  herabgehen.  Dieser 
Fall  kann  sich  leicht  mit  dem  erstgenannten  combioiren,  indem 
z.  B.  nicht  nnr  Arbeiter  ans  einem  Lande  mit  niedrigeren  Lohn- 
Sätzen  einwandern  oder  herbeigezogen  werden,  sondern  zsgleldk 
Arbeiter  einer  anderen  Baoe  oder  Nationalität  mit  einem  von  Nator 
oder  nach  der  erreichten  Gnltnr  niedrigeren  Maassstab  der  Lebess- 
ansprttche,  selbst  in  Bezug  auf  den  Nahrungsbedarf,  nach  desscD 
Qualität  und  Quantität  (Italiener  in  Deutschland,  Chinesen  in 
America).   Durch  eine  solche  Concurrenz  droht  im  lolande  daä 


Zahlen  wohl  nicht  ganz  jBrenau  (ein  Fehler,  der  ia  den  deatschen  Prorinxen  »btf 
nicht  ütark  gewesen  sein  kann): 

1846  1870 

Gcsammtes  Deutsch-Oostemich  c  119,000  199,621 

Ni.vlpr-Oesterreich  4^96  52,850 

Ober-Ocüterr.,  Kkruüien,  Kraiu,  Steiermark,  Tirol  980  l,9bS 
Bölimen  70,037  89,9SS 

Mähren.  Schlesien  40,064  49.041. 

Die  Stärke  des  Zuzugs  aus  Russ.  roieu  und  Galizien  und  Ungarn  nach  Deotsci- 
land  und  Deutsch-Oesterreich  iäfi&t  sich  nicht  genau  angeben.  Die  Statistik  zeigt  ein« 
«UBMOidendich  staifce  Znnalime  der  jOdlschen  BerOlkernng  in  Galizfea  und  Ungut, 
vas  aber  jedenfalls  auf  grosse  Cnvollätändigkeit  der  älteren  Daten  mit  zurücLraftihreo 
ist.  Die  ökonomische  und  sociale  Bedeutung  jener  Vorschiebung  des  polnischen  JudeJs- 
thums  nach  Berlin  und  Wien  ist  bekannt  Dabei  ist  hier  Fon  dem  relatir  staike^' 
Gontingent  getaufter  Joden  in  Staaltdieniit,  Uber.  FrofeailODen,  «icli  im  HandebfeicL, 
m  a.  \V.  in  der  hOberen  GeeeUseh.  (Beiiin  n.  ^eot)  nnTeimeidUcb  in  der  SMiKä 
ganz  abgesehen. 

**)  Die  Daten  der  neueren  Volkszählungen  Uber  die  Staatsangehörigkeit  der  oit»> 
anwesenden  BerOlkernng  geben  keine  ausreichende  Kenntniss  dieser  Elemente ,  d»  äc 
die  Reisenden  nicht  ausscheiden,  auch  nach  den  Berufen  meist  niciit  geMKC 
trennen.  Im  Deutschen  Reich  fanden  sich  z.  B.  tS7I  In.lO'l  österr.-urisrariscke 
Personen,  14,535  Kassen,  12,435  Schveden-Norveger,  4019  Italiener,  voronter  vohl 
eine  grOvere  AozaU  selcber  Arbeiter,  In  1875  wnrdeii  in  D.  Raioli  a&vet.  Brich»- 
ausländer  200.799  gezählt.  In  Frankreich  1S72  1 1 2,579  UaUener,  M^l  DMtoele 
(exd.  £l8aa8-Lothxinger),  52,954  Spanier,  42,634  ScbweiMr. 
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ganze  Niveau  ber  ökonomischen  Lage  und  dci'  Lebensverhältnisse 
der  Masse  des  Volks  zu  sinken. 

§.  250.  Das  erste  Bedenken  ist  bisher  kaum  auch  nur  er- 
wogen, das  zweite  seiteo  gebührend  gewürdigt  worden.  Nach  4em 
individualistischen  Princip  der  Socialgesetzgebung  erscheint  eine 
Internationale  Freizügigkeit,  anch  wenn  sie  die  beiden  angedeuteten 
Folgen  haty  allerdings  nur  conseqnent.  Eosmopolitisohe  und  humane 
Godehtspancte  in  dem  ersten,  wirthschafttiche  in  dem  letzten  Falle 
werden  zn  Gnnsten  einer  solchen  Freizügigkeit  geltend  gemacht. 
Insbesondere  gilt  es  für  hart,  in  der  Frage  der  Gleichstellung  der 
Juden  auch  für  religiös  intolerant  —  obgleich  hier  nicht  die  reli- 
^'iöse,  sondern  nur  die  nationale  Seite  der  Frage  in  Betracht 
kommt  und  es  sich  weniger  am  die  bereits  heimischen,  als  um 
nea  einwandernde  Personen >0  handelt  —  den  Fremden  nieht 


^)  S.  Anm.  26— S9  o.  bes.  d.  fiplg;  Anm.  31.  —  Belg.  StutsuigeMrig»  in 

Frankreich  1872:  347,558.  Wie  wenig  es  auf  die  Naturalisation  in  der  Fri« 
diesen  §  ankommt ,  zeigt  Frankreich ,  wo  1 872  nur  1 5,303  n  a  t  u  r  a  I  i  s  i  r  t  Fremm« 
(Uge^eu  730,844  nicht-uaturalisirte  sez&hlt  wurden,  2.03      der  Büvölkeruii>^. 

In  GroBSsUaten  iri«  Riunuuid,  Deutschland  kommt  hier  ailerdiogs  nicht  nur 
'iie  Einwanderung  aus  dem  Auslande,  sondern  in  (Einigen  Lainlcstheilcn  auch  diejenige 
aas  anderen  Promzen,  nach  der  Sachlage  in  diesen  beiden  Ländern :  aus  der  ehe- 
mals polnischen  in  die  rein-russischen  und  deutschen  mit  in  Betracht.  In  Euss- 
Und  sind  in  dieser  Hinsicht  nodi  innerhalb  des  Reichs  Beschränkungen  geblieben, 
deren  unbedingte  WegT.ininnne:  jedt-iifalls  nicht  nur  nach  dem  Princip  der  ijtaats- 
burgerlichen  und  coni'eääioneüen  üloichheit  erfolgen  darf,  sondern  nach  Erwägung  aller 
einschlagenden  Interessen  nnd  Würdigung  der  Polgen  Äir  alle  Beth^gten,  d.  h.  eben 
für  die  ganze  Gemeinschaft,  Ii^  Königr.  Polen  wurden  1867  783.000  Juden,  18.7% 
Jtr  Bevölkerung,  im  u)trit,n'ii  Hussland  1>2!>,000  gezählt,  davon  aber  1 ,7^4.000  in  den 
üogen.  westlichen  ehemals  jpolnischen  Gouvernements  und  einigen  benachbarten  (wie 
Gnland,  Bessaxahien).  Ui«r  wnunen  meist  10—12  %  BeTAuerang  auf  die  Jnden. 
Vollständige  Freizügigkeit  deneUMll  ini  Rom.  Reiche  ist  daher  eine  Frage  von 
trrosscr  Tragweite.  Bisher  hat  man  nur  denjenigen  Juden  in  ixussland  Freizügigkeit 
gewahrt,  welche  kaufmännischen  Gilden  angehörten  oder  Zeugnisse  Uber  die  Ab- 
solrinug  höherer  Sehnlen  benosen,  also  das  s.  Th.  pmletariache  Jadenthnm  der  pohi. 
ProTinzen  auägeecbhween.  Von  Erweiterung  der  Freizttgigkeit  war  neuerdings  die 
Rede.  —  Im  Deutschen  Reiche  betnlgt  die  Zahl  der  Jnden  in  1871  5 12, DUO  oder 
1.25  *>/o  der  BerOlkerung,  davon  auf  Preussen  326,000,  in  1875  bez.  520,675  u.  33U,79U, 
a  0.  Anm.  28.  In  Oesterreich-Ungarn  l^TB^ODO  oder  S.8%,  woron  554,000 
III  Ungarn  u.  s.  w.,  3.0"/,,,  822,000  in  der  and.  Reichshälfte,  4"o  der  Bevölkerung, 
wovon  auf  Galizicn  ,')7(».0ü(>.  —  Ueher  die  nachtheiligen  Folgen  der  Ein waiulcrung 
der  Iren  nach  Schottland  für  die  Lage  und  Cultur,  die  Sitten  der  einheimischen 
Arbeiterelaaie  mbreitet  sich  der  jtingste  schottische  Geiwasbericht  in  sehr  hemeiitei»- 
werther  Weise.  Bei  d  r  grossen  principiellen  Bedeutung  der  Frage  möffen  die  betr. 
Ausführungen  liier  Platz  finden.  Sie  stehen  im  h.  decennial  census  of  tho  popul.  of 
Scotland,  taken  3.  Apr.  ls71,  with  report,  vol.  I.,  Edinb.  Ib72,  p.  XIX.  u.  vol.  iL, 
Ed.  1874«  p.  XXXIY.  ^Mit  dem  J.  1820  begann  die  Inrasion  oder  Einwandemng 
der  irischen  Race,  welche  allmälig  anwuchs,  bis  sie  nach  ISIO  enorme  Dimensionen 
erreichte,  als  sich  der  Ki^enbahnbau  über  das  Land  auszudehnen  begann.  Diese 
irische  Invasion  kann  leicht  ernstere  Wirkungen  auf  die  schottische  Bevölkerung  aus- 
üben, als  selbst  die  Invasion  der  kriegeriechen  Horden  der  Sachsen,  Dänen  und  Nor* 
maanen.   Schon  bilden  in  manchen  unserer  Städte  die  in  Irland  geboronon  Personen 
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mnkuMen  und  für  nngereofat  gegen  den  Unternehniery  ibi  im  Bezug 
beliebiger  Arbeitskräfte  zu  beschr&nkeD,  zumal  etwa  in  einer  Zeit, 
wo  die  einheimischen  Arbeiter  „tlbertriebene*^  Lohnforderungen 
stellen,  sich  gewerkvereinlich  zur  Durchsetzung  dieser  und  ilbo- 
licher  Forderungen  organisiren  und  die  „Concurrenzfähigkeit"  der 
heimischen  Production  gefährdet  ist.  Allein  diese  Glegenbewei»- 
fuhrung  widerlegt  theils  die  Bedenken  in  den  beiden  genannten 
FttUen  gar  nicht,  ftheik  seigt  sie  nnr,  dus  hier  CoUisionen  iwisehen 
TerBchiedenen  partiell  berechtigten  Prineipien  yorliegeny  wekhe 
nicht  einseitig  sn  Gnneten  des  Individnalismns  und  KosmopolitiaMi 
oder  des  Untemehmerinteresses  oder  des  vermeintlichen  IntereM 
der  beimischen  Production  entschieden  werden  dürfen. 

1)  Die  Einwanderung  ganz  fremdartiger  Elemente  kann 
vom  hier  zunächst  niaassgebendenlnteressenstandpuncte  der  heimi- 
schen Volksgeni einschalt  aus  nicht  unbedingt  freigegeben 
werdeUf  weder  als  Consequenz  der  persönlichen  Freiheit  des  Ein- 
wanderers, noch  als  solche  der  Freiheit  derwirthsehafUichenStelfanig 
des  Unternehmers.  Eine  solche  Einwanderang  lumn  dnreh  Ve^ 
mischnng  mit  dem  heimisehen  Volke  den  gansen  Stamm  yerd^besi 
durch  Einmhmng  nener,  anch  wirthschaftlicher  Sitten  das  Volks- 
leben und  den  Verkehr  schädi;;en  und  mit  dem  (ikonomischen  das  i 
Culturniveau  der  Nation  herabdrücken.  Verhältnisse  herbeizuführen,  | 
welche  solch  weitreichende  Einfltisse  ausüben ,  darf  nicht  ohne 
Weiteres  als  Hecht  des  Individuums,  weder  des  Einwanderers  nock 
des  inländischen  Unternehmers  gelten.  Die  Staatsgesetsgebnng 

5 — 15  und,  wenn  wir  ilin-  lii-  r  geborenen  Kinder  einschliessen.  10 — 30  ®  o  der  Be- 
TölkeroAg."  (Die  in  Irland  ücborcnen  butragcu  207, 77ü  oder  6.1  b4%,  die  GeauiUQt- 
berAlkernn;  irischer  Abstmainng  an  400,000  ~  zerrtreut  aber  alle  Thdl«  Sdrattbidi. 
bes.  im  Westen,  wo  sie  in  den  meisten  Gra&chaften  G.3.  7.8,  8.4«  10.5,  13.3,  in  ßeofrer 
14.43  der  Bevölkerung  ausmachen.  Von  den  grösseren  Städten  haben  Abenlecn 
0.bt>3,  Leiüi  3.735,  Kdinbargh  4.U7h,  Paisley  9.749«  Dondee  11.931,  Glasgow  Uil 
Greenok  16.558  ^/o).  ««Die  Einwendening  einer  ealdien  Maase  Arbeiter  der  niedentee 
(/lasse,  mit  kaum  irgend  welcher  Erziehong«  kann  nur  nachtheilige  Wirkungen  auf 
die  Bevölkerung  austlben.  Bis  jetzt  scheint  der  grösste  Theil  dieser  Irl.nnder  Mch 
durch  ihren  Aui'euthalt  bei  uns  nicht  gehoben  zu  haben,  aber  es  ist  gewiss,  dass  dw 
mit  ihnen  Twbnndenen  Sdiotten  sich  wesentlich  feischlechteTt  haben.  Es  ist  ciae 
peinliche  Erwägung,  welches  die  s.  hliesslichen  Wirkungen  dieser  irischen  Eintran- 
derung  auf  Sitten  und  Gewohnheiten  des  Volks  und  auf  die  zuklinfligen  Anssichtea 
des  Laude»  sein  weixien."  U.  in  voL  IL,  a.  a.  Ü. :  ,4^er  hohe  Autheil  der  ihächea 
BeTOlkerung  in  Schokland  hat  nnzweilalhaft  ongOnstige  Felgen  gehabt«  die  KsnJilit 
der  unteren  Classcn  sehr  verschlimmert  und  die  Nothwendigkeit  polizeilicher  fui 
sanittrer  Zwangsmassregeln  sehr  vermehrt,  wo  sich  die  Irläiider  /ahlreicli  nie^ 
gelassen  haben.''  —  Solchen  V'erhkltuissen  gegenüber  steht  die  individualistbche 
Politik  rathlos  and  liest  auch  hier  ,«die  Dinge  gehen".  Freilich  sind  die  ZnstäiHie 
dun-h  'lie  VcrnachlHssipuncr  Irlands  so  arg  geworden.  Aber  daraus  folgt  auch  fördi« 
schuldigen  Unten  nicht,  dass  man  nnn  das  ganze  Volk  in  der  Ueinath  inhciien  iäsit. 
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miiss  hier  nach  den  conoreten  Umstände n  entscheiden», 
aber  kann  aus  diesem  Grunde  sehr  wohl  Beschränkungen 
der  Freizügigkeit  festlialteii  oder  einfuhren.  Im  Falle 
>  Ton  Chinesen  einwanderung  nach  America  oder  gar  nach  Europa^ 
'  worao  in  Untemehnerkreisen  (selbst  fierlinsl)  aach  sebon  ge- 
dieht worden,  wird  die  Riebtigkelt  dieses  GmndsatseSy  weil  sie  sa 
sehr  auf  der  Hand  liegt,  kanm  allgemeiner  bestritten  werden.  Aber 
in  den  andern  Fällen  liegt  die  Frage  im  Princip  ehenso,  wenn 
'  auch  eine  gradweise  Verschiedenheit  gewöhnlich  bestehen  wird 
und  in  obigen  Beispielen  besteht,  weil  keine  Kacendifferenz  vor- 
liegt. Jener  Grundsatz  besagt  auch  nur,  dass  Beschränkungen  der 
Kreiztigigkeit  statthaft  sein  kOnnen,  also  mit  dem  Hinweis  auf 
allgemeine  Menschenrechte  oder  auf  die  Conseqnenzen  der  Prin- 
cipiea  der  persOnlieben  Freiheit  und  der  Verkebrsfreiheit  nicht  ohne 
Weiteres  abanweisen  sind.  Ob  sie  wirklich  eintreten  sollen,  ist 
naeh  special  1er  Untersnehnng  an  entscheiden.  Anch  kann 
die  Sache  sehr  wohl  so  liegen ,  dass  absichtlich ,  z.  B.  nm  die 
heimische  Bevölkerung  durch  die  Concurreuz  der  Fremden  anzu- 
spornen, trotz  dieses  oder  jenes  Bedenkens  keine  Beschränkung 
der  Freizügigkeit  eintritt.  Aber  die  Entscheidung  soll  immer  ge- 
troffen werden  nach  der  Beurtheilung  der  Wirkungen  der  Frei- 
zfigigkeit,  nicht  nach  einem  absoluten  Princip,  dem  ein  apriorisch 
eoDstruirter  Inhalt  su  Grunde  gelegt  wird. 

§.  851.  —  2)  Die  freiwillige  oder  durch  die  Unternehmer  ein- 
geleitete Einwandemng  fremder  Arbeiter  ist  nach  dem  soeben  er- 
örterten Grundsatz  zn  behandeln,  soweit  sie  sich  ans  ganz  fremd- 
artigen Elementen  recrutirtj  wie  /.  B.  in  Euroi)ii  (und  America)  aus 
Asiaten,  Africauern,  Uberhaupt  aus  l'ersonen  anderer  Kace.  In  dem 
bei  uns  noch  practisch  wichtigeren  Falle,  dass  Arbeiter  aus  einem 
anderen  Staate  oder  Volkswirthsehaftsgebiete  und  daher  der  Kegel 
nach  auch  anderer,  aber  doch  in  den  Lebensverhältnissen  nicht 
aUzn  yerschiedener  Nationalität  snr  Concurrens  mit  der  heimischen 
ArbeiterbeyVlkerung  herangezogen  werden,  wird  man  sich  jedenfalls 
über  die  Consequenz  der  vollen  Einwanderungsfreiheit  klar  sein 
mllseen.  Gilt  dieselbe  anch  als  nothwendige  Folge  des  ganzen 
modernen  wirthschattlichen  Verkehrsrechts  und  als  Postulat  des 
Productionsinteresses  und  dos  l  nternehnierintcresscs:  sie  richtet 
eben  entschieden  ihre  .Spitze  gegen  die  Arbeiterclasse.  Die  Oerech- 
tigkeit  und  das  Interesse  dieser  Classe  verlangt  dann  wenigstens 
im  System  der  freien  ConcnrrenZ|  dass  die  einheimischen  Arbeiter 
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tolle  Coalitiouslrciheit  mit  allen  Cousequenzen  der  letzteren 
geniesseu,  daher  uamentlich  Vereine  für  die  Geltendmachung 
ihrer  Interessen  bilden  dürfen  (Gewerkvereius frage);  fenier, 
dasA  ihnen  speciell  als  Correlat  der  gegen  sie  gerichteten  inter- 
nationalen  Freizügigkeit  and  des  Freihandels  die  volle  Freiheit 
internationaler  Vereinigung  werde,  am  den  ^rbdtsmaikt 
dnreh  eine  Begelang  der  Ein*  and  AoBwandernng  nach  ihren 
Interesse  za  gestalten.  Werden  dagegen  diese  Rechte  Tersagt  odir 
beschränkt^  wie  denn  neben  ihrer  Berechtigung  nnd  ihrem  Matzen 
die  socialpolitischen  und  politischen  Bedenken  voller  Coalitions-, 
Gewerkvereins-  und  internationaler  Vereinsfreiheit  nicht  zu 
läugnen  sind,  so  kann  auch  internationale  Freizügigkeit, 
welche  za  einem  Druck  auf  die  Lage  der  heimischen  Arbeiter  fuhrt, 
nicht  nnheschränkt  gewährt  .werden.  Die  Theorie  der  freien 
Goncnnenz  and  der  wirthschaftlichen  Verkehrsfireiheit  siehl  also 
entweder  nicht  alle  Conseqaenzeny  wenn  rie  vor  der  CtewShnmg 
YoUen  nationalen  and  internationalen  Coalitions-  and  Arbeite^ 
Vereinsrechts  zurllckschreckt,  oder  sie  zieht  zu  weit  gehende  Con- 
Sequenzen,  wenn  sie  volle  internationale  Freizügigkeit  proclamirt 
Auch  gewisse  Forderungen  des  kosmopoiitischeu  Soeialismus  lassen 
sich  übrigens  leicht  au  einem  Beispiel  wie  der  iuternationaiea  Frei* 
zttgigkeit  als  viel  zu  einseitig  and  so  absolut  erweisen ,  so  s.  & 
im  Falle  von  Chineseneinwandernng.*') 

7.  Abschnitt. 
III.  Die  einzelnen  socialen  Freiheit&rechte, 
4.  Das  Beieereoht 

b.  Stein,  II.,  245  —  271  ,  Handb.  S.  70  —  73.  H.  Röaler,  Venr.  r«oht.  L 
1,  §.  55,  Mohl,  Poliz.,  III.  (PrÄFentiFjosO,  §.  11.  Pözl,  Art  Fremde,  Fremdenrecbl, 
im  StÄÄtswb.  V.  HliinfsrliH .  m..  755,  bes.  Tül  fl'.,  Art.  Aufeiilhaltsrecht  eb.  I..  50«  . 
Patter,  pract.  europ.  Freuidenrecbt,  Lpz.  Ib45,  Ueffter,  europ.  V&ikerreckt  <k{ 
Gegenw.«  5.  Aafl.  Berl.  1867,  S.  US  ff.  —  T.  Rönne,  Deutsches  Steilsr.,  2.  Ali. 
I.,  117;  ders.,  Prenss.  Stsstsr.,  8.  Aufl.,  I.,  2,  §.  90,  bes.  IL,  3,  §.  S7S^1.  , 

Selb&t  im  Osten  der  Verein.  Staaten  b^innt  die  chineäisclie  Concurrenx  bei  . 
gewöhnlicher  Hendarbeit  mittosiiielen  und  Ton  unternelimeni  wird  dies  nidit  «tgen  | 

gesehen :  eine  hOchst  kurzsichtig  egoistische  Auffassung  eines  Verhältni»es,  das  oidK 
nur  für  die  Volkswirthschaft  und  für  die  Lage  der  Arbeiter  der  europäisch -am ericABi- 
schen  Kace,  sondern  für  die  ganze  occidentalische  Cultur  Fon  unberechenbv 
BcUlmmen  Folgen,  ja  geradem  rerhlagiiitsroU  weiden  kAnnte,  wenn  die  Sache  pneiiKk  I 
sich  ausdehnte.  Eine  gUnstige  Seite  gewinnt  der  chines.  An»-  und  Hückwandmcf 
Sturz  ab,  in  d.  Srhr.  dieses  Titels,  Bcrl.  ISTG,  bes.  S.  12.  S.  dag-egren  in  rollst'-'' 
Uebereinstimuiung  mit  d.  obigen  Auifiassung,  Kirch  hol  üb.  d.  Ühin.  Frage  in  Oii- 
fonüen  in  d.  „Gegenwart"  (r.  Lindaa)  1876  H.  24—26.  Im  Allg.  BatI,  d.  chiP«> 
Att:twander.  Berl.  1S76. 
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S.  13S  ff.  Pdzl,  Baier«  Yenr.  ncht  §.  90—92.  Prtdier-Fod^ri,  preds  di 
droit  administratif,  7.  id.,  P»r.  1967,  p.  337.  310  f.  Frankreich.  Für  Groi»- 
britannien  s.  Gneist.  enirl.  Vcnr.  recht,  IL,  913,  919.  —  Qesat2gebiing: 
s.  d.  uorddeotsche  Ges.  aber  Passweseu  7.  12.  OcL  1S67. 

Statistik  des  FremdenTeitelirs  Öfters  in  Bade-  und  timUebeii  Orten  public, 
lüch  mitunter  nach  d.  polizcil.  Meldungen  in  andren  St&dten.  Allgemeine  Stati- 
stiii di's  persönlichen  G  ren  z  verke  h  rs  existirt  in  Hussland,  in  den  Anhängen 
IUI  auitl.  Uaadeiiibtatiätik,  iät  aber  natürlich  ebensowenig  vollständig  als  diejenige  des 
Wiareafeilnkffi.  AwOg«  s.  im  Gotb.  Alm.  1875,  S.  787.  Di«  Staigeraag  des 
Veritehrs  zeigt  den  Einfluss  der  Eisenbahnen  und  des  lib<  raleren  Passreohts.  So 
p&ssirten  die  russ.  Grenze:  eingehend  1830  —  84  i.  G,  :<><>. iiiio.  ausfrcheiid  2S9.000,  \ 
1850—54  bez.  dlb.OOO  u.  276,000  ^Nicolais  Kegime,  Kruuuiirieg),  1855—59  879,000 
0.  SSS,000,  1860—64  1,676.000  Q.  1,790,100,  1865—69  2,272,000  n.  1.996.000,  im 
(hnzen  1S90— 60  6,334.000  u.  5,994,000,  wovon  Russen  1.911,000  n.  2,315,000.  die 
übrigen  Ausländer,  und  auf  der  europäischen  Grenze :  5,7*^9.000  und  5,374,000,  die 
andern  auf  der  asiatischen  Grenze.  Sehr  entwickelt,  im  engen  Zusammenhange  mit 
der  Kopfsteuer  und  mit  dar  commanalen  Haft  für  dieselbe,  ist  in  RusslaM  noch 
das  inländische  Passwesen.  Vgl.  darüber  K.  Walcker,  Selbstverw.  d.  Sleuerirea.  • 
Q.  10«.  Steaerref.,  Berl.  Ibö9,  S.  275,  278  if.    Eine  Reform  soll  in  Absicht  sein. 

I.  —  §.  252.  Auch  das  moderne  Reise  recht  hat  im  Ver- 
gleich ZOT  früheren  Zeit  eineo  sehr  freiheitlichen,  den  IndiTidnal- 
inteiessen  entsprechenden  Gharacter  erhalten.  Dazn  haben  neben 
minderten  politischen  Verhftltnissen  nnd  neben  den  Einwirkungen 
wie  den  Anforderungen  der  neneii  Commnnicationsmittel  aach 
Tolkswirtbdcbaftiicbe  KUcksichtcn  beigetragen.  Das  freie 
Reiserecht  des  Individuums,  zunilchst  eine  Consequenz  der  persön- 
lichen Freiheit  in  deren  heutiger  individualistischer  Auffassung,  be- 
rührt allgemeinere  Interessen  der  Volkswirtbsehait,  weil  auch  von 
ihm  die  Verwerthnng  der  Arbeitskraft  und  des  Kapitals  mit  ab- 
hängt nnd  weil  die  grössere  Arbeitstheilnng,  der  Femabsatz  der 
ProdnctCy  der  Handel  eine  nicht  nnr  in  technischer  Hinsicht  leichte 
ind  wohlfeile,  sondern  anch  in  rechlicher  Hinsicht  freie  Reisebe- 
wegung erfordert  Gegen  eine  freiere  Gestaltnng  des  Reiserechts 
erheben  sich  auch  nicht  solche  Bedenken,  wie  {;egen  die  moderne 
Gestaltung  der  drei  anderen  soeialen  Freiheitsreclite.  Die  älteren 
BescbrUnkungen  des  Reiseverkehrs  sind  meistens  aus  anderen  als 
aus  socialen  und  volkswirtbscbaftlicheu  Gesicbtspuncten  hervorge- 
gangen. Sie  hingen  gewöhnlich,  was  den  Ausländer  betrifft,  mit 
antiqairten  Rechtsaosohannngen  hinsichtlich  der  Rechtlosig- 
keit des  Fremden,  was  den  Inlftnder  betrifft,  mit  ebenfalls 
antiqairten  politischen  Anschannngen  nnd  mit  sicherheits- 
poliaeilichen  Rtteksichten  zusammen.  Knr  letztere  sind  im 
heutigen  Reise-  und  Fremdenrecbl  vielleicht  etwas  zu  sehr  zurück 
getreten.  Auch  fiscaliscbe  Interessen  haben  mitunter  bei  der 
Gestaltung  des  Reiserechts  mitgespielt  (gebührenpflichtige  Pässe 
und  Visa  bei  Pass-  und  Visirzwang),  können  jedoch  nur  in  Aus- 

A.  W»f  Bcr,  Qnuidlevug.  2.  AulL  92 
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nahmt'fUllcn,  iieiiilich  in  Verbindung  mit  den  socialpolitLschen  hJteuer 
System,  auf  JierechtiguDg  Anspruch  macbeu  (§.  253).  Strengere 
Controie  des  Kciseverlcehrs  an  den  Grenzen  hing  hier  nnd  da 
auch  mit  dem  strengerea  haodeläpolitischen  System  der  Prohibitiou 
und  des  Schotzzolls  zusammen,  ist  aber  jedenfalls  damit  nicht  notfa-  | 
wendig  und  namentlieh  nieht  unbedingt  in  der  Ittatigen  Form  des  | 
allgemeinen  Päse-  nnd  Visirzwangs  verbanden. 

Man  wird  daher  im  Garnen  aneb  vom  soeialea  nnd  ?olki-  | 
wirthschaftlichen  Standpuncte  ans  als  Regel  ein  möglichst' 
freies  Ii ciserecht,  wie  das  moderne  deutsche  billigen  künueu  | 
daher  die  Beseitigung  der  Unterscheidung  zwischen  reisenden  In 
und  Ausländern,  die  Aufhebung  der  allgemeinen   Controie  der 
Reisenden  an  den  Grenzen  und  diejenige  des  allgemeinen  ?m- 
and  Visirzwangs  sowie  des  Zwangs,  £rlaubniss  in  Betreff  des  Reiae- 
anfenthalts  am  einzelnen  Orte  nnd  Anfentbaltskarten  an  nehaeB 
n.  dgl  m. ;  statt  dessen  nnr  die  Anerk^innDg  der  Pflieht  des  Reisai- 
den,  sieb  anf  amüiehes  Erfordern  der  snstftndigen  BebOrden  ud 
ihrer  Organe  Uber  seine  Person  zu  legitimiren,  zn  welchem  Zwecke 
einem  Jeden  auf  sein  Verlangen  Legitimatiousurkunden  aoszastelleii 
sind  (System  der  Passfreiheit.*) 

Von  diesen  Regeln  werden  indessen  zeit  und  ortsweise  allge- 
meine oder  auf  besondere  Classen  von  Individuen  sich  beziehende 
Ausnahmen  aus  sieherheitspolizeilichen  und  dergleieh«! 
Gründen  und  daher  stets  anob,  riehtige  Handhabung  solcher  Mass- 
regeln  voranogesetzt,  in  einem  eminenten  Gemeinschafts-  und  spedeD 
Volkswirthscbaflsinteresse,  statthaft  sein.  Die  Geschichte  auch  der 
freiesten  Völker  zeigt,  dass  Ausnahmen  nicht  immer  zn  vermeiden 
sind.*)  Eine  besondere  Bedeutung  können  sie  aus  sanitäts- 
polizeilichen  Rücksichten  gewinnen  (Pestcordon !) 

II.  —  §.  253.  Frage  der  Beschränkung  der  Reise- 
freiheit  aus  volkswirthschaftlichen  Grflnden.  Schwieriger 
nnd  bestrittener  ist  die  Frage,  ob  Ausnahmen  Ton  der  allgemeuMB 
Reiseireiheit  wenigstens  unter  Umstiiiden  eintreten  dttrfcB  w4 
sollen,  in  zwei  anderen  Fttllen,  welche  die  VolkswiiChschaft  »* 
mittelbar  bertthren.  Der  eine  betrifil  die  Ausfibung  tob  Ge- 
werben im  Umherziehen  oder  den  sogen.  Haus ir band eluid 

*)  S.  das  gen.  deutsche  Ges.  v.  1S6T. 

•j  Auch  die  Vereinigten  Staaten  führten  wahrend  des  Burgerkriegb 
zwang  cio.    Lilaää  der  allgciA.  Fasspäichdgkeit  in  Berlin  auf  Gniud  d.  Ges.  r.  IMT 
im  Sommer  187S.    Passzwang  an  d.  dcutsclicn  a.  Meir.  CSrenze  f.  d.  BefMiiden  tv 
HuMduid  wegeü  der  Peatgeiahr,  F«br.  1879. 
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die  Wanderlager,  der  andre  den  längeren  Reiseaufeiithalt 
der  reicheren^  beBonders  grundbesitzenden  Classen  zu 
I  Zwecken  des  Lebensgennsses  im  Auslande  (sogen.  Frage  des 
I  Absentiismus).  Dort  liegt  also  eine  bestimmte  Art  des  gewerb- 
lichen, bier  des  Vergnllgens-ReiseyeikehrB  vor. 

1)  Die  wichtige  Frage  des  Haasirliandels  n.  s.  w.  ist  nilier 
in  der  Handels-  nnd  Gewerbepolitik  zn  erörtern.  Hier  mass  nur 
darauf  hingewiesen  werden,  dass  dieselbe  und  die  ihr  Jetzt  zu  Theil 
gewordene  Entscheidung*)  —  eine  Conseqiienz  voller  Reiselreiheit 
and  Gewerbefreiheit  —  eine  Bedeutung;  nicht  nur  speciell  für  das 
Gewerbewesen,  sondern  auch  weiter  ilir  allgemeinere  Verhältnisse 
des  Wirthschaftslebens  bat  Auch  wenn  man  nicht  allen  Klagen 
der  mter  der  Concmrrens  nmhmiehender  Händler  leidenden  Ge- 
sehlüslente  Olanien  sehenkt,  so  wird  doch  niekt  in  bestreiten  sein, 
dsss  luer  der  tllebtige  sess hafte  Gewerbebetrieb  dnreb^eine  nn- 
solide  nnd  nnebrKehe  Oonenrrens  leieht  nntergraben  nnd  maneherlei 
Schaden  gestiftet  wird.*)  Es  kommen  daher  gerade  hier  wieder 
öfters  besonders  dunkle  Schattenseiten  der  freien  Concurrenz  zur 
Geltung  (§.  136).  Deshalb  kann  die  Eventualität  von  Be- 
schränkungen des  Verkehrs  wenigstens  nicht  so  ohne  Weiteres 
mit  dem  Hinweis  darauf  abgewiesen  werden,  dass  es  sich  hier  nnr 
im  selbetrerständliche  Gonseqnenzen  des  freien  Beisereohts,  der  ge> 
wcrbliehen  Freisflgigkdt  nnd  der  Gewerbefreibeit  bandle. 

2)  Die  Ffage  des  Absen tiismns  hftngt  mit  der  Frage  des 
Eigenthnms  llberbanpt  nnd  des  Grnndeigenthnms  speeiell 
zusammen  und  ist  an  dieser  Stelle  ebenfalls  nur  kurz  zu  berühren.^) 
Dem  Grundsatz  des  absoluten  Privateigenthums  entspricht  es,  dass 
der  Besitzer  eines  solchen  und  der  Bezieher  von  Renten  daraas 

*)  Y^.  TiL  S  der  deatschen  Oewerbe-Ordnang  ?.  21.  Juni  1869.  Dazu  Jacobi« 

Oew.  ges.  geb.  im  D.  Reiche,  S.  SßlT. :  v.  Rönne,  prcuss.  Staatsr,  II.,  2,  §.  452, 
413,  D.  Staatsr.  §.  15.  —  Das  Halten  von  Wauderlagorn  nimmt  zwischen  dem 
stehcQiieu  iLud  dem  Hauäirgewurbcbetrieb  eine  Mittelstellung  ein,  s.  Jacobi,  S.  S8. 

^  Oeflaiv  Kbfen  in  den  Handelskammerberichtea,  s.  B.  schon  länger  aus  der 
Prorinz  Hannover.  Neuerdiii[?8,  bes.  seit  dorn  Kückgan^  der  <ieschäfte  1874  ff.,  fast 
aus  allen  Theilen  Deutschlands.  Daher  auch  Anregung  amtlicher  üntersuchungen  der 
Veit&ltniase. 

*)  Oftmalige  Erörterungen  darüber  in  Kngland,  bes.  in  Verbindung  mit  Steuer- 
projecten  ftlr  die  abwesenden  Grundherren  Irlands,  aber  auch  allgemein  für  die  im 
Angl  and  lebenden  Inländer.  Vgl.  schon  A.  Smith,  wealth.  of  nations,  B.  V.,  ch.  2. 
M'Gnlloch,  iiTine.  of  pol  «cor.  ed.  1843,  p.  152.  der  KacbtheUe  (wenigstens  hin- 
lioliitloh  der  Ausgabe  des  Einkommens)  bestreitet.  Senior,  der  sie  bedingt  zagiobC, 
s.  d^.  polit.  econ..  4.  ed.,  p.  155 — KU  Auch  M.  CuUoch  gesteht  indessen  m, 
da»  das  improvement  of  the  estates  nnd  die  Verfeinerung  der  Sitten  unter  dem 
khmniämm  leides  kSoiM.  &  raoh  Hermann,  Untam  3.  AvlL,  8. 617  C,  bes.  S2S, 
Ann.  Bts,  TolkMrjeh.lflbfe  §.  MO,  Anin.  Boacher«  IL,  |.  6S,  57. 
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mit  diesem  seinem  Eigentham  nach  seinem  Belieben,  seinem  Interesse 
gemäss  schalten  kann,  unbekümmert  um  die  Folgen,  welche^  deraus 
für  Andre  hervorgehen,  wenn  diese  Andren  und  deren  Gesammtheit  ' 
nur  nicht  in  ihren  Rechten,  wenngleich  in  ihren  Interessen, 
verletzt  werden.  Qui  jure  suo  otitnri  neminem  laedit.  Die  Yer- 
zehnmg  von  Einkünften  aus  dem  Eigenthum  im  Auslände  oder 
ttberliMipt  fern  von  den  Orten,  wo  jene  Einkflnfte  gewonnen  odcf 
reell  prodnelrt  wurden,  Ulsst  ineh  also  ans  dem  Standpnnete  dei 
absoluten  Eigenthums  so  wenig  als  aus  demjenigen  der  persönliebeB 
Freiheit  anfechten.  Das  Recht  dazu  ist  vielmehr  eine  Conseqaeoz 
dieser  beiden  Principien  (§.  34*J). 

Aber  für  die  Gesammtheit  und  speciell  für  diejenigen  Kreise, 
welche  an  der  Production  jener  Einkünfte  betheiligt  sind,  ferner 
namentlich  für  den  Grund  und  Boden  oder  die  Landgtiter,  al& 
deren  Beuten  jene  Einkünfte  bezogen  werden,  ist  die  regelmässige 
yersehrnng  der  letiteren  in  der  Fremde  und  sum  Theil  ttberhaiipt 
entfernt  yom  Ftoduetionsorte  mit  manehen  Nachthdlen  ▼erbunden. 
Das  PriTateigenthum  (der  Boden,  aber  Öfters  auch  das  Kapital) 
wird  in  der  Abwesenheit  des  Herrn  nicht  immer  in  der  besten 
Weise  verwendet.  Die  fortfliessenden  Renten  dienen  nicht  einniai 
theilweise  zur  Vermehrung  des  localen  oder  heimischen  Kapitals, 
noch  zu  neuer  Kachfrage  nach  Arbeit  an  Ort  und  Stelle,  noeb 
kommen  sie  dem  Landgnte  zu  Statten.  Das  private  Grund-  und 
Kapitaleigenthum  verliert  daher  hier  manche  seiner  günstigen  allge* 
mein-TolkswirthschaftUehen  Wirkungen  und  damit  den  beattti  Titel 
seiner  ▼olkswirthsohaftUehen  (mcht  nur  privatwirtli8chafUidie&) 
Bereebtigung. 

Unter  diesen  Umständen  lässt  sich  eine  Intervention  dei 
Staats  im  Gemeinschaftsinteresse  prineipiell  recht- 
fertigen. Dieselbe  kann  eventuell  auch  in  einer  Erschwerung 
des  Absentiismus  mittelst  einer  entsprechenden  Besteuerung  dea 
ausserhalb  verzehrten  Einkommens  bestehen.  Eine  solche  Be- 
steuerung hat  Aehnliohkeit  mit  dem  Abzngsrecht.  In  den  8teuen 
auf  Beisepässe,  besonders  auf  Auslandspässe  (Bussland)*)  ist  aiit- 


*)  Unter  Nicolaas  war  dal  WatmttiB&ä  thdb  Teiboleii,  MÜb  dnrdi  labe 
Paassteoeni  (einige  luO  K.)  erschwert.  Jetzt  wird  tüi  den  Auslaadspass  5  R.  goa^ 
fttr  jedes  b&lbe  Jahr  der  Abwesenheit  eines  Russen  im  Auslände  weitere  5  B.  Der 
£rtrag  der  Passsteuer  ist  jetzt  2.5  MilL  R. ,  wozu  aber  die  iul&ndiscliea  BMuempkt» 
daa  Mdate  beitragen,  s.  den  Tuif  bei  Walokar,  8.  379.  Eine  AbveMokfllMaMr 
ab  Ersatz  für  die  entgehende  heimische  SCener  baben  auch  en|d.  KatfonaldkonoMt 
nebrfadi  günstiger  beuthaiit,  so  A.  Smitb..  S.  neine  fin.  U.,  f.  390  &  dO. 
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anter  ein  solcher  nicht  unberechtigter  socialpoh'tischer  Steuer- 
Gesicbtopunct  mit  zur  Geltang  gelaugt.  Aas»erdem  kann  im  Falle 
des  Absentiismiis  von  grosseren  Gnindeigenthtlmem ,  deren  Grand 
ond  Boden  verpachtet  ist,  die  Frage  dner  anderweiten  gesetzlichen 
Regnlirong  der  Verhältnisse  des  Gmndeigenthiims  besonders  practisch 
nnd  auch  hier  die  Staatseinmischnug  nicht  kurzweg  mit  dem  Princip 
absoluten  Eigentimms  abgewiesen  werden.  (Vgl.  Kap.  4  mUm^ 
bes.  §.  340  ff.,  349  ff.) 
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Die  Eigenthumsordnung. 

Einleitung. 

Begrflndiiiig  «nd  Begriff  des  PriTafteigentlmiiis. 

YoTbemerkQnf  nod  Li  t  erat  «m«  eh  weis.    YogL  dan  oban  die 

bemerkong  zo  Kap.  4  d.  1.  Abtheil.,  .bes.  S.  290,  nnd  la  dieser  2.  AbiM,  b«. 

8.  347,  auch  zu  Hauptabscbn.  ',i  d.  vor.  Kaj>.  S.  407. 

Dor  Zweck  dieses  und  der  folgendeu  Kapitel  ist  die  AufstcUung  einer  national- 
QkonoBiitch   und   soeitlreehtlich    beltbtren    Eif eatfinmslebre  md 

Kigenthumspolitik  statt  der  bloss  Individaalistischen ,  rein  priratrechtUchcri 
Eigenthum -lehre  der  heutigen  Jurisprudenz.  Es  sollen  daher  die  i^esrhicbtlich  uKt- 
kommcnu  und  bestehende  Eigenthumsinstitution  und  ihr  Hecht  einer  generellen  Profiu^ 
vom  Standpimcte  der  VoUnwirtihschifl  mid  der  SodalpoUtik  eiu  miteiaogvD,  fener  die  ! 
Anforderunp^cn,  welche  hiemach  hinsichtlich  der  rechtliclien  Zulassung  des  Prirat- 
eigenthums  überhaupt  und  desjeni?eri  an  den  verschiedenen  ObjectL-n  (Eigenthnms- 
arten,  —  Frage  der  Ausdehnung  des  Eigcuthums)  a.  hinsichtlich  den  Inhalts  diese» 
EigendmineTechtB  so  stellen  sind,  erOrteit  Verden.  Nach  dem  Eigebnise  dies«  Vllte^ 
suchang  sind  dann  nationalOkonomische  otier  socialökonomische  Postn« 
late  für  die  socialrechtliche  (iestaltung  der  Eigenthameordnani^ 
aobottellen. 

Diese  Aufgabe  fuhrt  zu  den  mannigfachsten  Berührungen  mit  der  Rechts* 
Philosophie,  besonders  in  der  Frage  der  BegrQndang  des  Privateigenthonw  ab 
Bechtsinstitm,  mit  der  Kechtsgeschichte .  besonders  in  Bezug  auf  die  £at' 
irieklvng  dieses  Institois  und  des  Eigenthumsrechts  (AnsdehDungr  vaA  Iihslt 
des  Eigenthums),  wobei  das  Gmiideigenthum  und  seine  Rechtägesohix^  aa 
Bedeutnng  allem  anderen  Eifrenthuin  voransteht  •.  nnd  jene  Auf^be  fahrt  endlich  und 
vorzugsweise  auch  zur  Berührung  mit  dem  bestehenden  Privatrecht,  ni 
nafflentUch  die  Frage  der  Zolassnng  von  PrivatoigeDthiia  an  allen  in  BeOiekt  | 
kommenden  Objecten  und  die  Frage  des  Inhalts  des  Eigenthnmsrechts  Qberhiapt  | 
und  bei  den  einzelnen  Eigcnthnmskatogorieen  anlangt.     Vom  volkswirthsohaff- 
lichen  und  socialpolitischen  Standpunctu  aus  ergeben  sich  nun  gewisse  A&- 
findemngen  an  die  Elgenllranisordnung,  irelohe  eine  Anseinandersetsvng  ift  i 
lechtsphilosophischen  Lehren  und  Thesen  und  mit  Siteen  des  geltenden  Rechts  nH&f  ' 
machen     Die  Aufgabe  in  diesem  Werke  beschränkt  sich  nach  dessen  Zweck  durcha«  ' 
darauf,  die  rechtsphilosophische,  die  rechtsgeschichtliche  und  die  positiv-rechtliche  Seite  : 
der  EigendramiMire  nnr  soweit  in  die  Crfirteninf  liineinxaileh«i,  als  es  eis«  | 
solche  Auseinandersetzung  erfordert.  Die  sich  hiernach  fUr  die  DanlcDs^ 
ergebeudt'ti  (iren/cn  sind  im  Folp^enden  möglichst  streng  innegehalten  worden.  j 

Diu  uatioualOkoQomische  und  socialpolitische  Untersuchung  des  Eigenthums  Bid  , 
seiner  Ofdnnng  mnss  namentiieh  dieFksfen  beantworten,  ob  und  wie  weit  Privat* 
eigenthum  an  und  für  sich  und  Privateigenthum  bestimmter  Kategoricen. 
wie  Kapital-,  Grund-.  ..pfeisti^^ts"  Eigenthum.  als  eine  noth  wendige  Be- 
dingung der  Volkswirthschaft  und  ihrer  höheren  Eut Wicklung  und  daher 
leicUichen  BedQrfiiiasbefHedigang  des  ganzen  Volks  anmsehen,  mithin  insherndtfe 
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im  volLsvnrflisrhaftlichen  Produ  ctionsinteresso  f::elcgon  i'-t:  frrner  ob  und  wie 
«eitnebün  dem  Prirateigenthum  „öffentliches"  („gcselLicli&ftücbeä"  „tiemeiii-") 
un  Gesammtinteresäe  auch  bei  uusereu  Culturvöü^eru  bestehen  iK>ll;  endlich  wit  das 
Privat  eigenthnm,  wenn  dasselbe  als  eine  Existenz-  nnd  Gcdeihenabedingiuig  der  Volks 
»irthsrhaft  einmal  anerkannt  ist.  nach  dem  Interesse  der  letzteren,  daher  namentlich 
uater  Beachtung  des  roliisvirthiichaftlicheu  Vertheilungsinteresses  (§.  *J4 — lOüei, 
zireckmässig  gestaltet  «ad  wie  die  Gollision  zwischen  dem  Indiridnal-  oder 
dem  eigenÜiclMli Privat intttflMe.  welebee  ein  absolutes  Eigenthumsrccht  verlangt, 
and  dein  Gesammtiuteresse,  welches  nur  <iii  beschränktes  und  mit  PfiichttMi 
verbnndeaes  PriratdganÜuunscecbt  zugestehen  kann,  aasgeglichen  werden  soll;  Fragen, 
welche  lidi  naammtaAmtn  laeien  au  Fragen  nach  der  Existent  (Znlassang) 
oder  Bog rllndaAff,  nach  dem  Bugriff,  der  Ausdehnung  und  dem  Inhalt 
des  Privateic:enthums.  nnt'T  diesem  Inhalt  aiicli  das  Erbrecht  inboffrilitm  (sj.  . 

£s  ist  bisher  nicht  Üblich,  auch  nur  entfernt  in  dem  Umfange,  wie  es  im  Folgen- 
den geschieht,  Üntcnochungen  Ober  daa  Eigentbom  in  der  Nationalökonomie 
aazostellen.  Den  liieren  Lehrbfidbem  and  Systemen  fehlen  di '-selben  daher  meistens 
sinzlich,  die  neoer<'n  gehen  wenigstens  noch  nicht  näher  darauf  ein.  wenn  auch  schon 
mehr  als  auf  die  ^iechtsordnung  der  peivüniichou  Freiheit.  Die  Kxi&teuz  den  Privat- 
eigetthnnu  nnd  das  beatdinnde  YennOgensreclit,  welches  sieb  an  diese  Institution  an- 
schlica^t .  li^alt  and  gilt  vielfach  noch  heute  der  Politischen  OcLonomie  als  die  selbst- 
ferstiuidliche  Rechtsgrundlage,  welche  einfach  anzunehmen,  über  welche  aber  nicht 
^  didcutiren  ist  So  erklärt  es  sich,  dass  das  I^rivat  Vermögens  recht  bisher 
kam  w«it«r  In  der  Volkswirthscbaflslebre  erdrtert ,  am  Wenigsten  aber  seine  hanpt* 
sächlichen  Institute,  wie  das  Kii^cnthuni.  einer  Kritik  unterzogen  oder  zu  bugrandca 
und  ro  modificiren  tre^^U'  lit  wurden.  Die  Begninduog  galt  für  ul)erriussig .  die  Kritik 
uad  ModiücaLiou  für  unzul.tdaig.  l  ud  während  auch  in  der  Politischen  Oekonomie 
Uagst  eine  Menge  Einrichtongen  des  Otfentlichen  Rechts  kritisch  zersetzt  wurden, 
blieb —  mit  thcilw.  isor  .\n.snahine  dts  Familien-  und  Erbrechts  —  das  Privat- 
recht und  die  Kigenthumsordn uug  noch  immer  ein  Noll  me  längere  für  die 
theoretische  Betrachtung. 

b  der  gegenwftrtigen  Entwicklung  unserer  Wissenschaft  ist  dieser  Standpunrt 
nicht  mehr  haltbar.  Man  kann  und  darf  die  Aufgabe  einer  nationalokaiiomischeii 
Beurtheilung  des  Eigenthoms  nicht  mehr  bei  Seite  lassen  oder  nur  als  eine  ueben- 
sichliche  behandeln,  wie  dies  in  der  Vortiemerkang  zu  dieser  Abtbeilnng  (S.  343  fC.) 
sdwn  erörtert  wnrde. 

Freilich  mangelt  es  b<'i  dieser  SachLige  leider  noch  sehr  au  den  geeigneten  \  ijr- 
arbeiten,  was  sich  bei  der  mehr  dogmatischen  Behandlung,  nach  welcher  dieses  Werk 
«trebt,  xm  so  empfindlidier  ftthlbar  macht  Onrch  diesen  Mangel  ist  die  ansführ- 
liebere  Darstellung  der  principalen  Fragen,  wie  diejenige  nach  der  Begründung 
des  PrivateifTcnthums  Uberhaupt,  nach  der  Zalassuntr  privaten  Kapital-  und 
Ijrundeigeuthums  neben  oder  ausschliesslich  statt  oüeutlichen  Eigeuthums,  im 
Folgenden  nothwendig  geworden. 

Die  bisherige  uationalökonomische  Fa c h  Ii t  e  r a  t  n  i  bietet  filr  die  princi- 
pielle  Behandlung  solcher  Fragen  noch  sehr  wenip.  Nur  für  da-,  privat»'  (irund- 
eigenthum  oder  fdr  iiauptkategorieen  desselben,  wie  das  ländliche,  das  W'ald- 
ond  Berg  Werks  eigendinm,  hat  die  Nationalökonomie,  zum  Th«U  unter  Yenrerthnng 
der  rechtsgeachichtlichou  Untersuchungen  und  in  Verbindung  mit  Erörterungen  Uber 
Fortbildung  der  A  g  r  a  r  v  e  r  f  ass  u  n  g  und  mit  f  i  uau  z  w  iss  e  n  s  cii  a  f  1 1  i  c  h  e  n 
tragen,  umfassendere  Vorarbeiten  geliefert.  Auch  die  vermögensrechtlichen 
Seiten  den  Familieurechts  nnd  das  Erbrecht,  bes.  in  Bezug  auf  Grnndeigen- 
thnm  wurden  in  Betracht  gezogen.  Die  Erg .  hnis-s'-  solcher  Untersuchun;;eii  sind  für 
d»'Q  theoretischen  Thcil  des  Systems  allerdings  erst  partiell  benutzt  wurden,  am 
3Leiaieu  vou  Schaffle.  Untersuchungen  über  die  ökonomische  N'atur  des  städti- 
schen Grandeigondinnis  und  desjenigen  an  Wegeboden  fehlen  dagegen  noch  grössten- 
thcils.  Die  aparte  ökonomisclu;  Stellung  des  Kapita  1  «'i^r,.iifliuiii>  1"' nit  r  hat  trotz  der 
werthvoUeii  Fingerzeige  der  socialistischen  Ivritik  düe  KatioualOkonumeu  last  noch  ebenso- 
wenig beschäftigt  aJb  die  Bochtsphilosophen  und  die  poiAtlren  Jtiristen.  Auch  sie 
haben  daher  noch  knom  Forderungen  principieller  Art  filr  eine  aparte  K<  (  }it5stellung 
des  Kapitalcigenthums  erhoben,  obwohl  die  Fabrikgesetzgebung  and  die  fieschrinknng 
de»  4J'beits Vertragsrechts  dazu  hätte  fahren  können. 


Digilized  by  Google 


504 


2.AUh.  IK.  ElgwfhiunofdBVDf.  EtaileUaiif, 


0Sa  soci&littlsclie  Literatur  ist  zu  ebiMitig  kittiiclk  und  begrftndet  Qm 

positiven  Forderanfcn,  wie  die  Abschaffung  des  privaten  Rnpital-  nnd  Grnndfie*'B- 
thuuu  1^.  lOi^c)  und  des  Erbrechts,  zu  werng.  Die  Schwierigkeiten,  welche  ror  Alien 
Tom  massgebenden  InteTenenpoiiet  der  Prodnctioii  der  YerviittlehttBf  dies« 
Forderangen  entgegenstehen,  selbst  wenn  man  die  Kritik  des  gehenden  Cisreothoms- 
rechts  und  seiner  Olconomischon  Wirkungen  auf  Protluction  und  Vertheilung  für  völlig 

£ langen  anerkennen  könnte,  werden  vcrhaUt,  oft  einfach  ul)eräehen.  Es  handelt  sich 
her  ün  Fdgenden  sncli  idcbt  om  eli  niheiee  Eingeben  enf  die  eodaKstitdit 
Literatur  und  ihre  Beweisführungen,  sondern  nur  am  eine  Prüfung  und  zum  Th«Ü 
um  oiiif  Antikritik  der  Er>^<'bnisso  der  socialistischcn  Eigenthums- 
kritik und  der  hauptsächlichen  Postulate  fur  die  Eigen thamsordnnDg. 
welche  »os  dieser  Kritik  abgeleitet,  wenn  auch  keineswegs  aUgemein  geoigend  be- 
gründet werden. 

Die  Kc  c  h  ts  p  Ii  i  los  ophie  hat  die  Frage  narh  der  Begründung  de-«  Privat- 
eigonthumä  natürlii  h  zuvörderst  und  am  Eingelieadsten  behandelt.  Die  verschieUcaea 
Scholen  and  Autoren  stellen  mancherlei  ?erschiedene  Yersache  der  Begrtindang  aa, 
von  denen  m.  E.  keiner  al*  g^anz  gelungen  bezeichnet  werden  kann.  Der  allge- 
meine Maugel  ist  die  fehlende  oder  ungenügende  Unterscheidung  der 
Terschiedenen  Eigenthumsarten  und  die  unterbleibende  Betrachtung  d« 
Ökonomischen  Seiten  der  Prirateigenthumsinstitution,  der  Wirkungen  der  letzteren 
auf  Production  und  V-  rtheilung.  der  Stellung  von  Privat  -  und  Gemein- 
eigenthum zu  einander.  Der  (jewiun  der  rechtsphilosophischen  Untersachungen  über 
das  Eigenthum  ist  deshalb  f&r  die  Nationalökonomie  nur  ein  geringer.  Die  ragca 
Allgemeinheiten,  die  Deductionen  aus  willkarlichen  Axiomen,  der  schon  gerügte  Mangel 
(S.  2110)  an  irgend  welcher  näherer  Kühlung  mit  der  Nationalökonomie,  welcher  b<i 
einer  so  eminent  wirthschaftlicheu  Einrichtung  wie  das  Eigenthum  freilich  geraden 
unbegreiflich  Ist,  aber  nur  nm  so  schwerer  wiegt,  —  alles  Dieses  bewiiltt  htor  asbr 
als  in  anderen  Fünfen  der  volkswirthschaftlichen  Grundlegung,  dass  der  NationalftkoasB 
doch  noch  fast  ganz  ohne  Unterstützung  Seitens  der  Bi^tsphilosophie  gelassen  wild. 
YgL  die  Vorbem.  zu  Kap.  4  oben,      ibü  fi. 

Die  Sechtsgescnichte  —  und  IhnHeh  die  rinmlich  rergleieheade 
Darstellung  des  Rechts  rerschicdcner  Völker  —  ttefwt  dagegen  für  die  EntwiddsBf 
des  n  r II  n  d eigcnthums,  besonders  des  ländlichen,  reiches  und  nationalökonomiscb 
hochwichtiges  Material,  sowohl  für  das  classische  Alterthum,  als  namentlich  fur 
das  germanische  Alterthnm  und  Hittelalier  bis  in  die  neueste  Zeit  Idneta. 
Diese  Entwicklungsgesrhichte  des  nnindeigenthnOM  lässt  sich  ähnlich  wie  diejen^ 
der  Unfreiheit  in  der  HauptsK  Hl-  :\\\\'  <'in  ökonomisrhes  Princip  zurückfuhren 
das  sie  beherrscht:  der  nothgedrungeae  Uebergaug  von  extensivem  Landwirthschafts- 
betiieb  zn  immer  intensirerem,  bei  rermehrter  Berftlkening,  AUirt  wie  flberhaspt  n 
Priviitcigcnthum  am  Boden,  anstatt  des  fnlheren  ficmeincigenthums.  so  auch  zu  irnmor 
umfassenderem,  inhaltsreicherem  Eigonthumsrecht  (§,  26St.  Das  ländliche  Gran'l- 
eigeuthum  ist  derjenige  Thcil  des  Eigenthums,  welcher  die  eingehendste  rolkswirüt- 
schaftlichc  Würdigung  mittelst  Verwerthung  der  rechtsgeschichtUchen  Forschvag« 
gefunden  hat.  Das  Ünten>ue]iungsgcbiet  ist  abiT  so  irross,  dass  eine  gewisse  Arb^it<- 
theilong  uothwendig  ist  zwischen  Fach-  und  liechtshistoriker  und  National'tkonom 
Wttnschenswerth  und  fast  anentbehrlich  sind  nur  den  erstercn  auch  iiationalukonomi9<:lie 
nnd  spedell  landwirthschaftlich-teehnische  Kenntni^si',  wie  neuerdings  die  Erfolge  ran 
Rodbertus  in  altrömischcr  Agrargeschichte  li-  wiesen  haben.  —  Naeh  der  in  dies^rr 
Werke  innegehaltenen  Vertheilung  des  Stolis  wird  übrigens  in  <)ie  (reschichte  des 
CFrandeigenthnn»  in  dieser  Onmdlegung  nnr  soweit,  als  es  die  priu  ipieUe  Rehandlo^; 
der  grossen  Gardinalfragen  dieser  Abüieiltmg  mit  sich  bringt,  eingegangen.  Weitere! 
darüber  wird  eventuell  in  der  Darst''lhing  des  Agrarwesens  im  4.  Bande  des  Lehr- 
buchs zu  suchen  sein.  Es  ist  in  Keccusioneu  der  1.  Aufl.  der  Urandleg.  der  Zweifei 
ansgesprochen  worden,  ob  ich  nicht  an  dieser  Stelle  schon  sn  weit  aof  diese  hirtir. 
Verh.ältnisse  eingegangen  sei  u.  dadurch  zu  viel  ans  dem  4.  Theile  auticipirt  habe 
Vieles  winl  hier  von  snhjectiver  Ansicht  abhängen.  Die  ohnehin  ziemlich  abstrafte 
Behandlung  der  genannten  Fragen,  liio  wieder  vou  anderer  Seite  bemängelt  wurde-, 
schien  mir  dies  Hineinziehen  (i.  B.  §.  824  ff.)  doch  zu  gebieten. 

Anch  die  übrigen  rechtsgeschichtlichen  IJntereuchungen ,  wie  ö'v 
Erbrecht,  Vertragsrecht.  Forderungsrecbt,  Ffandrecht,  Zinsreckt 
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0.  s.  IT.,  die  Vergleichangen  zwischen  der  rOmisck-rcchtlichun  und  deutsch- 
rechtlioheii  Geirtaltang  der  einzelnen  InititDto  vnd  Rechte  und  der  geichiohtUeliMi 

Entwicklung  eines  jeden  in  beiden  Rechtssystemen  bieten  für  die  nationalökonomische 
Behandlong  der  Eigenthnraslehre  grOsstes  Interesse  und  immerhin  srlion  manche  Aus- 
beate. Mehr  und  mehr  erkennen  auch  unsere  Kechtshistohker  den  fast  immer 
frosson«  oft  entscheidenden  Einfluss  t  olkswirth  sc  baftl  icher  und  Okoao* 
misch -tech  n  i s c he r  Verhrdtnisse  auf  dh'  Fort-  und  Umbildung  derPrirat- 
rechtsinstitQte,  speciell  der  vcrmögens-rechtlichen  an.  Der  grundsätzliche 
ünterscbied  zwischen  römischem  und  doutüchem  Uechte  wird  mit  Fug  wesentlich  auf 
iio  theils  natQrlichen  (Klima!  Bodenbebaunngsartli,  thcils  «^eschichdieh-znfUligen,  aber 
rhen  einmnl  bestehenden  Verschiedenheiten  des  Wirthschaftslebens  angeführt.  Arbeiten,  i 
wie  diejenigen  fon  Ihering,  Lassalle  Uber  römisches,  Arnold  über  deutsches  ' 
tad  Ttarisoua,  Endemann  ober  kanonisches  Recht  sind  nicht  dankbar  genng  \ron 
den  NationalftküMMMnen  zu  hegrUssen.  Die  Kechtsgeschichte  des  Wuchers  z.  B.  ist 
schon  deswegen  auch  für  die  allgemeineren  volkswirthschaftlichen  Lehren  wichtig,  weil 
in  der  Wachergesetzgebung  ein  geschichtlich  and  principieli  hoch  bedeotsamer  Ver- 
flMh  mUegt,  dem  Kapitaleigenthmn,  oder  doch  einer  Hnoptart  deMelben,  dem  Leih- 
kapital, eine  principieli  «parte  Stellang  im  Rechte  zu  geben:  ein  an  und  filr 
si'-h  ganz  richtiger  Gesi  -htspnnct,  dessen  YenrilkUchiuig  im  geltenden  Recht  ein 
uothvendiges  Problem  der  Zakimft  ist 

Ein  niheree  Eingehen  Mif  dte  einseinen  Institate  und  Sltm  des  YemillfenB- 
rechts  kann  indessen  znmal  gegenwirtig  in  einer  nationalOkonomischen  Qmndlegang 
noch  nicht  erfolgen.  Denn  in  dieser  handelt  es  sich  vorhlafig  noch  um  die  allge- 
meinsten Priucipien  der  Eigeuthuusordnung,  um  die  Fragen,  ob  und  wie  weit  Uber- 
hsopl  Primteigenthnm ,  ob  Enpitil-,  ob  Gmndeigenthnm ,  ob  Erbrecht  nos  yolks- 
wirthschaftlichen  Gründen  bestehen,  welche  Rechte  ans  di  es i- n  Grtlnden  das 
Eig'Mithumsrecht  gewähren,  welchen  etwaigen  Besehränkungen  und  Verpflichtungen  es 
UDterlieguu  muss.  Und  um  ähnlich  allgemeine  Fragen  handelt  es  sich  bei  der  Frei- 
heit der  Verträge.  Die  Beweisfthrong  in  diesen  Fngen  mnss  doeh  mehr nnHenal- 
'»konomisch  als  juristisch,  mehr  logisch  dedn-ircnd  als  geschichtlich  inducirend  sein. 
£rät  eine  speziellere  monographische  Ausführung  einer  nationalökonomischen  Eigou- 
thamslehre  hat  die  Aufgabe,  auf  die  Einzeliastitute  und  deren  Kechtsgeschichte  ge- 
naner  einsngehen.  Alsdnnn  weiden  auch  die  bezUgiichen  veohtsgeschichtlichen  Arbeiten 
ausgiebiger  zu  rerwerthcn  sein.  Einzelnes  ist  in  den  spiteien  Bänden  des  Lehrbuchs 
m  behandeln.  In  dieser  (inindlegung  zwingen  auch  KUcksichten,  ihr  nicht  eine  noch 
grossere  Ausdehnung,  uis  sie  ohnedem  schon  erreicht,  zu  geben,  zu  einer  Beschränkung 
ier  Ausführungen  Aber  dte  einzelnen  Specialpnncte  der  Eigcnthumsordnnng.  FOr 
Einzelnes  aus  d.  YertMgsrecht  n.  s.  w.  s.  bes.  die  werthvoUen  Arbeiten  tob  Knies: 
„Geld  u.  Credit^. 

Die  Literatur  des  heutigen  Rechts,  rnmischen  nnd  deutschen  Ursprungs, 
^wie  das  codificirte  Recht  ist  für  die  i  nalökonomischc  Untersuchung  der 
Eigcnthnrasordnunir  zum  Zweck  der  Kritik  des  1,^1  it.  nden  Hechts,  z.  H.  der  Definitionen 
und  Fonnolinuigen  der  Beghtfe  heranzuziehen.  Diese  Literatur  hat  es  mit  der  Lex 
lata  m  thnn,  nnsre  Untemichnng  handelt  de  lege  ferenda.  Aber  dtfon  abge- 
sehen, so  sind  die  Standpuncte  auch  sonst  verschieden.  Die  heutige  Wissenschaft  des 
Priratrcchts  steht  doch  tJberwieg»>nd  auf  dem  Boden  des  römischen  Kedits  und  ist 
von  dessen  rein  individualistischer  Auffassung  des  Priratrochts  und  besonders  des 
Eigeafhiunsiechts  dorohdrangen,  wosa  ja  firemch  in  WechselwiTlning  mit  dem  r5m. 
Recht  die  moderne  GnltnrentwicUnBg  mdi  von  sich  ans  beigetragen  hat.  Ans  d.  röm. 
Rerht  rühren  jene  Begriflsbestimmungen  und  Formulirongen  her,  welche  im  Privat- 
recht  stets  das  llerrschaftsmoment  in  möglichst  absoluter  Weise  zur  Geltung  .  * 
bringen.  Diese  Anflhssong  ist  aber  schlechtttdings  in  der  VolhswirtfaMihaft  nnd  im 
-ociaJen  Leben  unhaltbar  und  muss  daher  ron  dem  socialrechUichen  Standpimcte 
iieses  Werks  ans  principieli  auf  das  Schärfste  bekämpft  werden.  Die  Nationalökonomie 
und  die  Socialwiäseuschaft  darf  sich  dabei  auch  nicht  durch  den  beliebten  Einwand 
der  priratfeehtHdiea  Jorisprodenz  irre  machen  lassen,  dass  ihre  Forderungen  in  Be- 
tr-iff  des  Privatrechts  „juristisch  falsch",  „unlogisch"  seien  n.  dgl.  ni.  Die 
Jurisprudenz  überschreitet  mit  solchen  Urtheilen  ihre  Competen/.  Ihre  Auigabe  ist 
loch  nur  eine  wesentlich  technische.  In  solchen  Frageu  handelt  es  sich  da- 
gegen nm  Ei^eothumspolitik,  Unsere  Eigenthnrnsordnuig  und  das  gsine  Eigen- 
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dniehaiis  rer&ndert  werden,  einerlei  ob  dies  in  Einklang  oder  in  Widersprach  mit 
der  rein  formalen  Logik  der  Rechtswissenschaft  stellt.  Es  liegt  fUr  die  letztere  aack 
eingetretener  Verinderang  des  geltenden  Hechts  lediglich  die  neue  Aafjpbe  roTt  uur 
mwr  die  neuen  Beebfarttie  ueli  der  tatmtl  logisclm  Methode  m  bcuieiMldB.  Bie 
andere  gesetzliche  Stellang  des  Eigenthuia  s.  B.  oder  eine  Veränderung  der  rechtlich 
zulässigen  Yerschuldunpsformcn  des  Gmndeigenthums  kann  nicht  damit  angegrif^n 
Verden,  dass  sie  der  heutigen  Jurisprudenz  unJudtbar  erscheint,  sondern  daas  sie  rolb- 
viTthMhafUieli  und  socielpolitisoli  bedenUidi  ist  Es  mig  d»bei  wA  nur  eoMlsItat 
werden,  dass  z.  B.  der  absolute  Priratcigenthamsbegriir  nicht  elmnal  cirn«  ri  htije 
Abstraction  des  geltenden  Hechts  ist  'iS.'fi,  sondern  mit  anerkannten  Sauen  des 
öfientlichen  Hechts  und  zum  Theil  selbst  des  i'rivatrechts  in  Widersiiruch  stek 
Anaseideiii  ist  die  Neigong  der  Privatreehl^arisleii,  ans  den  Begriffen  lUe  dshi 
möglicher  Weise  logisch  enthaltenen  Conscinenzen  zu  ziehen,  auch  rom  rein  jnristip 
sehen  Standiium  te  aus  bedenklich  und  i^crade  mit  der  historisch-realist  Auffassoag 
des  Rechts  in  \\  idisrspruch.  Dies  wird  von  einzelnen  der  hervorragendsten  Jaristf«. 
namentlich  wieder  von  Ihering ,  seihet  tneilEannt  Der  Netlonaldkonom  u.  Sodai- 
Politiker  hat  allen  Grund,  gegen  dieie  einseitig  ,Jegiiehe'*  Methode  der  Jnnstei  £ii- 
sprach  zu  erheben. 

Bei  einer  richtigeren  Behandlung  des  Privateigenthums  in  der  Hechts wiseasdwft 
mflaste  diese  Institution  überhaupt  nicht  nur  im  Privat  recht,  sondern  auch  m 
öffentlichen  Hecht  behandelt  werden.  Wie  die  Dinge  liegen,  bietet  jedoch  di' 
Literatur  des  Öffentlichen  Hechts  fdr  unsere  Untersuchungen  wenig.  Der  Schatz 
des  PrifateigenthuBt  wird  zwar  ab  eine  der  ersten  Aufgaben  des  Staats  be^ 
trachtet.  BeHlgliche  Sitie  von  der  Heiligkeit  und  Unverietzlichkeit  des  Kigiwtha« 
sind  in  unsere  Verfassungen  gekommen.  Die  daraus  entspringenden  Auf^ben  werden 
im  ^Staatsrecht  behandelt.  Aber  im  Uebrigen  wird  die  Lehre  vom  Privateigeuthaoi 
so  gnt  vie  TcOitindig  dem  Pviratredht  ttbemssen  nnd  deaseo  Anffiusung  und  Behaad» 
Inng  des  Eigentfanms  wiederun  in  das  Stnatneoht  ab  dUe  aelbetrentändliche  herüber 
genommen.  Auch  dic>  ist  nur  eine  Conse<juenz  des  einseitig  individnalistischon  Stand- 
poncts  unserer  Hechtswissenschaft  iu  der  £igenthumslehre  und  im  VermOgensrccb; 
aberhaupt.  Die  directe  nnd  indireote  Einwirirang  der  gesanuntai  Sigenthnmaofdaasf 
auf  die  Gesellschaft  und  dadurch  in  eminentem  Maasse  aof  den  Staat  wird  d-ib- 
verkannt,  obwohl  in  Bezug  auf  das  GrundeijLrenthnm.  dessen  Gestaltung  und  \ci- 
theilung  und  auf  gewisse  Puncto  des  Familienrechts  die  richtige  Einsicht  nicht 
gefehlt  hat  Man  hat  es  aber  onteilassen«  daraoa  die  wetteren  Conseqnenasn  ftr  dio 
Auffassung  und  Bchandluiiü:  des  Privatrechts  Uberhaupt  zu  ziehen.  Die  Folge  d--: 
jetzt  anzustrebenden  sociaircchtl  ic  hen  Auffassunir  des  Eigenthums  ist  es,  dass 
dasselbe  auch  im  S  tau  t>  recht  seinen  Platz  linden  muss.  Bisher  sind  es  gewöhnlich 
nor  einzelne  Eig enthnmskategorieen  und  besondere  Bechtsrerhllt- 
nisse,  z.  B.  das  Expropriationsrecht,  wel'  he  im  Staatsrecht  nnd  speciell  im  Verral- 
tungsreclit  behandelt  werden,  nicht  die  Institution  des  Privateigenthums  als  solche  wod 
ihr  Hecht;  eine  Behandlung,  die  dann  sogar  ihre  Bedenken  hat^  denn  sie  trägt  so  dv 
irrigen  AnffiMsung  bei.  z.  B.  im  Enteignungsrecht  etwas  privat  rechtlich  Anomaits 
zu  finden  (s.  u.  Kap.  5».  Auch  L.  Stein  ist  iu  Vcrwaltungsrecht  hier  über  (he 
Frtthflien  noch  nicht  hinausgekommen  (vgl.  U.  VU.).  Einen  wichtigen,  wohl  gruA- 
aildieh  richtigen  Fortschiitt  bezeichnet  dagegen  H.  ROsler  in  neinem  ssdal* 
Verwaltungsrecht 

Für  die  spccioll'-  Literatur  über  die  einzelnen  Lehron  verc;!.  u  die  eur 
zelueu  von  die^MiU  handelnden  Abschnitte,  liier  folgt  zunächst  eine  Uebemchi  üba 
die  allgemeinere  Literatur. 

Nationalökonomische  Literatur.  Kautz.  Nat-Oek.,  L.  §.  22  fll.  ao^ 
für  weitere  Literaturangaben.  Koscher.  Syst.,  1.,  §.  77—88.,  s.  auch  dessen 
rede  z.  d.  hier  auch  ilirersclbst  wegen  mit  zu  nennenden  „nation.  ökon.  civilist  Stadits 
V.  H.  Dankwardt  (Lpz^  1802  jl  1869),  jetxt  anoh  in  Boacher*a  AwiAten  3.  Aal. 
B.  I.,  S.  89,  V.  Mangold t.  Grundriss.  2.  Aufl.,  §.  24;  ders.,  Volkiwiithichaftslßhr«. 
Kap.  ü  pass.  M.  Wirth.  Nat.-Oek..  1.,  4.  AuÜ.,  S.  .H77  —  897  (hanptsichüch  uha 
geist  Eigenth.).  IL,  3.  Aufl.,  S.  71  fi.   Dühring,  (Jursus  d.  Kat-  u.  Soc-Oek. 

Abmduu,  1.  Kaf».  —  Wichtiger,  i.  Th.  aadi  In  YetUndonf  mU  anÜkiitiscbeQ  &- 
Orterangen  der  socialivtbohen  Eapitalkiitik:  Hildehrand,  Nat-OeL,  L.  i-  2L 
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1^-45,  §.  62.  Knies,  polit.  ( ><  kon.,  S.  130—147  (bes.  über  das  Eigentlnnn  l.ei 
D  Griechen.  Römorn  a.  alten  (jermanen^.  u.  bes.  dere.,  d.  Geld,  Berlin  187M.  nam. 
»äm.  Ii.  b.  81  S.  iBegr.  d.  Eigenth.),  s.  u.  §.  2b3.  Scbäffie,  Syst.,  3.  Aufl. 
ft,  bau  fl^  M5  ff.  —  641  (bes.  wwihnine  ErOrterangen  Aber  FuBilien-YemOg«!!»- 
kt,  Erbrecbt),  IL,  845  ff.,  II..  384  ff.  (u.  A.  Uber  die  rechtsphilos.  Recbtfertigmig 
i  Kapitalgewinns  and  Uber  Man),  II.,  79  ff.  (geist  Eigentham  u.  s.  w.):  ders., 
pitalism.  o.  Socialism.,  bes.  S.  59  £,  82  ff.  (^Kritik  der  EigeDthumsbegrOadimgeB), 
112  C  daan  im  16.  Vortrag  S.  610  ff.  passim;  ders.,  Theorie  d.  amscUiees.  Ab* 
{rerhittniase  (bes.  wichtig  f.  die  Theorie  des  geist  EigudilliM);  ders.,  Bau  u. 
)en  d.  soc.  Körpers,  I..  215,  767  ff.,  III.,  3^4  \i.  mehrfach  pass.  m  TOTBchied.  Stellen 
KS  grossen  Werks.  Schaff lo  hat  auch  auf  diesem  Gebiete  unter  allen  National- 
loB«a  die  bedeutendsten  ErOrterangen  angestellt,  leider  etwas  m  aphoristisch.  Mit 
flircm  Umstände  mag  es  zusammenhingen,  dass  es  auch  bei  ihm  noch,  wie  bei 
1  anderen  Autoren,  bisher  doch  meist  nur  einzelne  Puncte  der  Eigenthnrnsinstitntion 

I.  nicht  diese  in  ihrer  Totalität,  weif  h»^  erörtert  wird.  Das  Werthvollste  bei 
Äifle  sind  die  Ausfuhrougeu  Uber  Familien- \  crmögeusrecht,  öüentliches  Vermögen, 
tffes  Eigenthnm.   Manchfach  Ansebh»  an  Harlo,  Le-PIay.  —  Lange, 

Mill's,  2.  Kapitel;  derselbe,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl.,  Kap.  6.  H.  I? Osler, 
nJlehren  d.  Smith'schen  Volkswirthschaftslehre ,  2.  Aufl.,  bes.  Kap,  VIII.  sociales 

Piivatrecht),  ders.  Vorlos.  S.  109  u.  Uberh.  Kap.  2  das.  v.  Besitz.  Maurus, 
ft.  In  d.  ?ol]B#ii(h8ohaft,  bes.  Absdui.  6.  Scbooller,  Gnwdftagen  d.  Beobts, 
)Qders  Abschn.  4,  S.  53  ff.  Sonst  überhaupt  Marl  o,  a.  a.  0.,  das  ganze  Werk.  — 
iirfach  neuerdings  A.  Samter,  Priv.eiir.  n.  gesellsch.  Eisronth.  in  Nr.  22  u.  23 
kschr.  „Wage*%  1876  (obgleich  d.  Verl.  au  d.  Ableitung  des  Prirateig.  aus  d. 
Kip  derindifldiiellaii  PerMoIiebk.  fesHiilt,  komnit  er  doch  zn  demL  IbnI.  Schlössen 
ich).  In  s.  solbstind.  Sehr.  Gesellsch.  u.  Pri?.eig.  (Lpz.  1877,  eine  Eecens.  gab 
in  d.  Jen.  Lit.-Zt.  v.  31.  März  1877)  snoht  d.  V-Tf.  d.  Nothweiidigk.  v.  „gesellschaft- 
eii"  neben  Priv.eig.  nachzuweisen  u.  verlangt  f.  jenes  den  ganzen  (irund  u.  Rodfü, 
Ufegen  unten  Kap.  4.  Eine  spec.  Untersuch,  üb.  d.  Eigenthumsbegrill ,  mit  ge- 
ir  Berficksichtig.  der  Jurist.  Liter,  lieferte  A.  Samter  in  Conrads  Jahrb.  1878, 
!69  l»Qch  selbständig;  darüber  Baron  in  Pözl's  Krit.  Viert.j.8chr.  1878). 

Von  der  fremden  nati  o  nalftkonoin  ischen  Literatur  beschäftigt  sich  die 
•äiscbc  cuglische,  namentlich  die  ältere,  mit  dem  Eigeuthum  als  solchen) 
wmig  prind^ell  als  mit  anderen  Fragen  and  Einriclitnngen  der  „Grundlegung", 
«ens  vird.  wi<!  von  den  Physiokraten  (Quesnay»  Tftrgot),  so  Ton  A.  Smith 
u  nar  die  Pflicht  des  Staats ,  für  den  Schutz  des  Eigenthnms  sn  sorgen  und  die 
ireadigkeit  gesicherten  Eigenthums  für  die  Volkswirthschaft  betont,  rgl.  A.  Smith, 
K  f.  u.,  of  die  expoise  of  justice,  im  Anfiing.  Ctwis  eingehender,  ein  wenisr 
cipieD  M'Culloch,  prlnc.  of  pol.  eoon..  ch.  IL.  sect.  1,  ed.  y.  1844,  p.  71  II. 
ifclich  bedeutender,  mehrfach  mit  soc. -pol.  (lesichtspuncten  J.  St.  Mill,  B.  1. 
'  1  u.  2,  ?gl.  auch  seine  Autobiographie  pass.  (I^ond.  1874).  Von  neueren  Eng- 
en vergl.  noch:  Fawcett,  manual  of  pol.  econ.,  B.  IL,  ch.  1,  S.  Ausg.  (1869). 
'  ti.  Anerkennung  des  geschichtlich  wandelbaren  GharMsteis  des  Eigenthrans  auch 

dem  Umfange  der  Rechte,  dio  es  giebt).  Ca  im  es.  essays  in  pol.  econ..  Lond. 
t,  Abh.  Uber  land.  p.  187  ff,  (aus  Fortnightly  Kev.  Jan.  1*>70)  mit  guten  princi- 
a  Erörterungen,  ü.  D.  Macleod,  der  die  ganze  NationalOkuuumie  so  ziemlich 
ber  Geld-,  (Kredit-  und  BinUehro  d^gmdirt,  ist  in  seinen  principles  ef  eeenomlcal 
^^phy  (Isic!),  2.  ed.  Lond.  1872,  L,  124  conse<(uent  genug,  den  Unterschied 
rbeii  einem  socialistischen  nnd  ökonomischen  Zustand  der  Gesellschaft  darin  zu 

II.  dass  dort  kein,  hier  wohl  Privat  eigeuthum  besteht,  hier  daher  nur  freier 
ck.  veshnlb  nor  hier  (?)  ttberhaupt  Werth  und  Gesetze  des  Tausches 
ifndcn  seien.    Vgl.  auch  p.  154.  176. 

IHe  franzOsis'-he  Literatur  nahm  früher  und  nimmt  zum  Theil  noch  jetzt  die. 
atioa  des  Phvaleigeuthums  einfach  als  eine  gegebene  hin,  deren  nothwendige 
«Bg  durch  d«n  StUt  sie  im  yottsirlrthBchaimdhep  Interesse  dringend  rerlangt. 
chon  die  Physiokraten.  z.  B.  in  der  4.  Maxime  Quesnay 's  („die  Sicherheit 
Eigenthums  ist  der  wesentliche  Gfand  der  ökonomischen  Ordnung  der  Gesoll- 
ft").  Dann  J.  B.  Say.  traite  1.  4,  ch.  14.  Uber  das  Eigenthomsrecht ,  welches 
fdkivirth  nur  betrachte  als  eine  Thatsa che,  welche  besteht  oder  nicht  besteht. 
iSisBondi  hat  noch  nicht  syitematiich  JEUfnuMfiMseade  EiOitenuiguu  Ober 


Digitized  by  Google 


508 


2.Alidi.  2.K.  StganfhmiiMrdiuuig.  Efnleitniif. 


die  Higenthumsinstitution.  berOhil  aiber  in  seinen  trcH'lichon  Untertuchungoa  Ob«  die 
Verhältnisse  des  Grundei^enthums  und  di-jeniffeu  der  Kapitalisten  und  Arbeiter  (Ter- 
theiloDg  des  Producüoa:>ürtrag8)  doch  die  priucipielieu  Puncte  der  Eigeuthomsirue 
Tifllfiwh,  afel»  «Dgliicb  tfef«r  ab  J.  B.  Say  «nd  die  firaiuOsiMlie  Preihanddackwe. 
YgL  bei.  8ismondi*s  nou?.  prlnc.  dVcoo.  pol.  2.  ed.  I.,  1.  3,  II..  I.  7,  cb.  9  (IL 
347  ff.);  ders.,  ctndes  d'öcoD.  pol.  I.  1.  sect.  (Brai.  Ib37.  I..  107  iS.K  —  b  dei 
neuereo  Zeit  hat  das  Auftaachen  des  theoret  ScKiialismas  (St  Simou,  Foariei, 
Prondbon  n.  s.  w.\  dann  1848  der  aocialiiliscbe  Chaiacter  der  BerohitioB,  1871 
Commune  -  Au&taud  auch  die  Kationalökonomen  auf  die  Er&rteniog  der  ISgeDÜuuBS- 
lehre  hingedränjrt,  —  ohne  grossen  Erfolj:!:  für  die  Wissenschaft,  selbst  nicht  in  d^r 
Grandeigenthomsfra^d.    Bastiat's  Autikritik  und  seine  schiefe  and  oheriÄcLLciic 
Polemik  gegen  die  Orondrententheoile  aiiid  ein  Typoi  dieaer  franrihrianhea  ^eoaM»*  | 
Tatireu'^  Nationalökonomie.   Vgl.  Bastiat,  bam.  teon.  ch.  8,  9.  13,  pamphlets  über 
proprict6  et  loi  und  propr.  et  spoliation  in  den  ocurres  (ed.  v.  1854)  IV.,  275,391 
Vgl.  auch  den  Briefvechsel  zwischen  Proadhon  und  B&atiat  in  dea  letzterea  > 
Werken,  Y.,  120  IF.  —  Tbiers,  propriAt6,  Par.  1848;  D.  von  Sobneider,  BerL  ISIS 
(„Arbeitstheorie",  nicht  eben  tief  s.  u.  §.  255).    J,  Garnier,  traitA  d'icon.  poL  6.  ed. 
Par.  1868,  p.  93  ff.    Baud  ri  11  .irt.  manuel  d'6con.  pol.  (1.  Auas:  ,  Par.  1857)  l.Tl. 
ch.  7.   Bedeutend  grUndiichor  und  eingehender  A.  Cicmeut,  essai  snr  la  sdeace ^ 
aociale,  Par.  1867,  L,  129  ff.  (Eigentbnm  Fmobt  der  Aibdt  nnd  Sparsaakeit,  aberj 
Recht  des  Eigenthums,  wie  alle  andren  Rechte  nur  zu  rechtfertigen  durch  das  cqü- 
statirteGemeinschaft8intcrcs.se),        ff,  160,  172.    Menier,  avcnir  econ.,  Par.  b'i, 
tom.  1.,  p.  181  ü\    Lc  Play,  reforme  sociale,  bes.  lirrc  2  proprietc  (nam.  ttb.Er^ 
redbt),  i.  d.  6.  Ausg.,  Tours  et  Paris  187S  I.,  228  ff.  —  Daa  nensile  Weti 
französischen  Belgiers  E.  DeLaveleyc,  de  la  propriet6  et  de  ses  formes  primitir«. 
Par.  1874,  [auch  in  engl.  Uebersetz.  v.  Marriott,  mit  Einleit  f.  Cliffe-Leslie. 
Lond.  1878,  eine  deutsche  Uebersetz.  v.  Dr.  Bücher,  „d.  Ureigenth."  Leipr.  187^ 
soeben  erschienen) ,  ht-schäftigt  sich  vomemlich  mit  dem  (irundeigenthum  nnd  den 
allgem.  Nachweis  des  Ihirvorgchens  des  privaten  GruiKl''i2:onthums  ans  dem  üemeia- 
eigcnth.  bei  den  meisten  Völlieru,  geht  aber  mehrfach  auf  die  allgemeinen  Piincipitt- 
fragen  ein,  vgl.  bea.  eb.  26  (Eigenthumstheorie),  cb.  1  n.  pr^face.  Der  Yert  stakt  td 
einem  der  deutschen  socialpolitisch-ökonomischcn  Schule  ganz  verwandten  StandpoBOia 
Vgl.  darüber  u.  A.  s.  .\iifs.  in  d.  Revue  des  II  mondes  FöTr.  187S.    Er  hat  yv"^ 
daher  auch  den  Zorn  des  Herrn  M.  Block  zugezogen  (s.  dessen  Qointess.  d.  katiui^- 
in  d.  BetL  Yiei<eU-a<Ar.  1878,  H.  4  n.  selbaOndiir). 

In  der  neueren  italienischen  Literatur  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
philosophie und  der  Nationalökonomie  iicsiiint  sich  unter  den  Einflilssen  d«"' 
Kranse-Ahrens 'sehen  Schule  dort  und  der  neueren  deutscheu  socialpoUtiscbea  lu«i 
eine  der  lelstoren  maneb&eb  rerwandte  Anfbisung  der  votkairirlbaAnWioben  Basfl' 
Probleme  und  eine  &hnliche  Behandlung  der  Wissenschaft  wie  bei  den  joagere^ 
deutschen  Gelehrten  zu  zeigen.  Vgl.  darüber  meines  speciellen  Schülers  Y.  CQsania'^& 
(Prof.  in  Palermo)  le  scuole  ecouomiche  della  Germania,  ^'apo^  1676,  p.  84  Aaiii. 
Bea.  interassant  alnd  in  dieaer  HinsiGbC  die  neueren  Arbeiten  von  P.  Lampertie«. 
durchweg  mehr  an  die  deutsche  als  an  die  französische  und  englische  Literatur  iü- 
knUpfend  und  die  Wissenschaft  wesentlich  fördernd:  economia  dei  popoli  e  dejb 
stati,  bis  jetzt  4  B. ,  Milauo,  voL  3  la  proprietä  Mil.  1876,  bos.  c  2  u.  3.  In  d« 
reebt  bianchbaren  kleinen  Grnndrisaen  n.  Goinpendien  ron  L.  Gossa,  (elen.  diec««. 
polit.  3.  cd.  Mil.  1878,  guida  allo  studio  dcll*  Econ.  polit,  2.  cd.  MiL  18"S>  &n4« 
sich  noch  zu  wenig  von  der  neneien  Auüassung  a.  mitunter  etwas  schiefe  Polwfti 
z.  B.  in  d.  2.  Schrift  S.  220. 

Soeialistische  und  verwandte  Literatur.  Mehr  oder  weniger  geb^ 
die  ganze  soeialistische  und  <^oininnnistischc  Literatur  hierher,  weil  in  ihr  das  Vrint- 
eigenthum  wenigstens  in  seinen  wichtigsten  Puucten,  dem  Grund-,  Kapitaleigeotkaa. 
Erbrecht,  der  Vertragsfreiheit  angegritl'en  zu  werden  pflegt,  ron  dem  einen  Autor  ^ 
der  einen  Scbnlo  mehr  diese,  von  andren  mebr  jene  Seile  (§.  109a— lOM).  Ba 
grosser  Tlieil  namentlich  der  französ.  Litci^atur  ist  zu  phantastisch,  um  t>rn^tLck* 
in  Betracht  zu  kommen  (Fourier  u.  A.  m.jr  Wo  die  Forderongon  noch  geiaä&>i^ 
bleiben,  wie  z.  B.  in  der  St.  Simonistischen  Bekimpfiing  dea  Erbrechts (Basari^ 
Bind  es  auch  mehr  die  leitenden  Gesichtspuncte  und  GrundanscbMUUlgen ,  aus  deaen 
ein  wisMoscbaiidicber  Gewinn  fta  die  Kritik  des  PnrateigentbvnB  m  entneh»<n  it» 
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die  AasfiUirungen  und  fonnulirten  Vorschläge,  au  welchen  letzteren  es  öfters 
fehlt.  Vgl  bes.  St.  Simon,  Systeme  iodostrieU  P^r.  1821 — 22,  C&techisme  des 
tadtt  P».  1829 — ^24,  die  erste  Schrift  theüireise  in  den  oenrres  ehoisies  de 
iiiM»,  Brox.  1S50.  vol.  III.;  die  zweite  eb.  S.  67  ff.  (ohne  das  3.  Heft,  das  TOn 
omte  herrtlhrt).   Dann  bes.  Bazard,  cxpusit.  de  la  doctrine  de  St.  Simon,  Par. 

Am  Wichtigsten  bleiben  indessen  doch  für  die  aligemeiue  £igeuthumslehre, 
dar  Widersprüche  und  der  aehlieadichen  allgemeineii  Skepsis,  ans  der  franzO- 
:o  Literatur  dieser  Art  die  Ferscbiedenen  Schriften  Proudhon's,  seine  erste 
liehe  Schrift:  Qu'est  cc  que  la  propriet6?  zuerst  1840,  jetzt,  vermehrt  ujn  den 
an  Blanqui,  d.  1.  B.  seiner  Oeuvres  complötes,  Par.  Ib73.  Ferner  die  nach- 
L  Schrift:  thteiie  de  la  propri^t^,  Par.  1666.  TgL  auch  d.  syst  des  contia- 
iia  ^conomiqms  (t.  4  u.  5  d.  ges.  Werke),  auch  in  B.  7  le  droit  au  travail  et  le 
i  '  propri6t6.  Vgl.  über  Proudhon  auch  Hack  in  d.  Tub.  Ztschr.,  B.  27,  1871, 
5  d.  Sonst  tiber  d.  älteren,  bes.  französ.  Socialisten,  nam.  L.  Stein  in  s.  Comm. 
c  Frankreichs,  Mario,  Organis.  u.  Arbeit,  Schäffle,  Soc  u.  Kap.,  Uilde- 
d,  Nato.  d.  Oegenw.,  B.  1,  J.  Hnber  in  s.  U.  Schiifien,  L|n.  1871. 
)ie  deutsche  socialistische  Literatur  steht  m.  E.  wissenschaftlich  bc- 
üd  hober  als  die  französische ,  obgleich  sie  ohne  Zweifel  von  dieser  ihre  ersten 
jlQDgen  und  einige  ihrer  Uauptideen  erhalten  hat,  so  z.  B.  La ss alle  mit  von  j 
lanc  (t.  0.  §.  169c).  Aber  die  deutschen  Sodalisten  haben  ?on  ihrer  htiuß 
'hantastischc  abgestreift,  discutirbarore  ToischUge  aufgestellt,  nfiditemefie  Kxitik 
uad  aberall  viel  mehr  mit  eigentlich  Ökonomischen  Raisonnements  ar^men> 
so  auch  specieii  auf  dem  Gebiete  der  Eigenthumsfragen.  Vgl.  vor  Allem 
l>«rtos  in  d.  oben  S.  2  Q.  8  gen.  Schriften,  nam.  d.  1.  Sdir.  „Zur  Erkenntniss** 
t  „Soc.  Briefe" ;  tlber  ihn  mein  S.  2  gen.  Au&.  u.  d.  Einleit.  in  d.  Briefen  ?. 
üc  an  Rodbertus;  über  seine  Stellung  z.  Privatkapital  s.  d.  Vorbem.  unten  zu 
3.  Dann  K.  Marz,  d.  Kapital,  1.  B.:  d.  Productionsproccss  des  Kapitals,  bes. 
2—6;  Lassalle,  Kapital  n.  Arbeit,  bes.  Kap.  2  u.  4;  Uber  Marx  u.  seine 
»  a  Schiffle,  im  Kapitalismus  S.  308  ff.,  im  System,  6.  AniL  IL,  385  £; 
„die  Quintessenz  des  Socialismus"  (7.  A.  1879)  u.  passim  im  Soc.  Körper,  bes. 
)es.  S.  .H07  fl.,  39h  tl.  Vgl.  ferner  E.  Jä^er,  der  moderne  Socialismus,  Berl. 
,  1.  B.  K.  Marx,  Zusammenfassung  der  M.'schen  Thesen  eb.  S.  ÜH.  üeber 
laedschen  Ziele  der  Kaiz'schen  und  der  Agitation  der  intenaflonalen  Aibeiter- 
ation  s.  Bad.  Meyer,  Emancipationskampf  d.  4.  Stands,  2  B.,  Berl.  1S74 — 75, 
auch  über  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  dieser  Liga  auf  ihren  Congressen, 
Betreff  der  Abschafi'ung  des  (irundeigenthums  und  Erbrechts  in  Basel  18t>9,  vgl. 
er,  I.,  92 — 174.  Ueber  nnd  gegen  den  Baader Betchloss  Uber  die  Abschatlnng 
modeigenthums  siehe  meine  Absch.  d.  priv.  Grundeigenth.,  Lpz.  1870  (in  der 
lik  zu  einseitig,  in  der  Begnindung  der  Nothwcndigkeit  —  statt  bloss  der  Zweck- 
jkeit  —  deö  (irundeigenthums  zu  weit  gehend,  s.  u.  Kap.  4).  —  Ueber  die  ge- 
len  Tendenzen  der  deutschen  Socialisten  unterrichtet  gutCusumano,  scuole 
ddla  Germania,  S.  261  C  S.  auch  Fr.  Mehring,  d.  deutsche  So&dem.,  ihre  ( 

n.  Lehre,  2.  A..  Bremen  187*^,  F.  Brandes,  Lassalle,  Berl.  1S77. —  Wie  ' 
iit  Fulirer  des  deutschen  Arbeiterstamis  die  Vertt'irklichung  ihrer  ökonomischen 
(Icükeü,  ist  am  Besten  den  ehemal.  Zeitungen  der  Partei  zu  entnehmen,  bes.  1 
teil  Jleven  Soc-Democraten"  (Lassalle'sche  Bichtong)  und  dem  Leipz.  „Volks-  i 
(internationale  Richtung),  mit  Fachartikeln,  die  bei  aller  oft  berechtigten 
gegen  die  Form,  inhaltlich  von  ilirem  Standpuncte  aus  mitunter  vor- 
^  sind  und  wissenschaftlich  insofern  höher  stehen,  als  die  Artikel  der  meisten 
tischen  Blitter  ftber  bedeutendere  volksvirthschaftliche  Prindpien*  nnd  Organi- 
tfhifen.  Eine  Schrift  wie  die  von  Fr.  EngeTs  gegen  Dabring  erschien  in  dem 
riitt'M  Vergl.  über  die  Arbeiterpresse  A.  Held,  d.  Arb.-Pr,  der  Gegenwart, 
ig  1873,  und  namentlich  Rod.  Meyer,  Emancipationskampf, pass.  u.  spec.  L,  408 ff. 
Ke  rechtspbilosophische  und  verwandte  Literatur  (allgemeine  Politik 
V.)  hier  reUstindig  anzuführen,  ist  weder  nöthig  noch  mOglich.  Vgl.  die  fd- 
n  Abschnitte  von  der  Begrtlndunii  de^  Eigenthums  und  den  beziiglichen 
ieen.  Die  meisten  grossen  Theoretiker  und  Systematiker  der  neueren  Philosophie, 
e  die  practische  Philosophie  behandelt  haben ,  kommen  in  Betracht,  die  ^'ator- 
Mner  d.  17.  n.  18.  Jahrh.  n.  A.  m.  Am  wichtigsten  sind  Locke,  Kant, 
te.  Hegel,  Sehieiermnoher,  Krause,  fon  neneien  Fremdeh  J.  Bentham^ 
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2.  Abth.  2.  K.  EigenthtuDSordnang.  Euilcitttng. 


tnitt  de  Ugidat,  pvU.  par  Dnnont,  Far.  1902,  bei.  IL,  88  ff.;  G«at«.  lnW4» 

proprio.  2  vol..  Par.  18.H4.  Vgl.  Ober  den  heatigen  Stand  der  fÜgeathuiusielire  in 
d.  iiechtsphil.  u.  all^.  Politik  bes.  Bluntschli,  Art,  Eigenthum  in  Suatsw.  B.  III., 
297—322;  Warnkönig,  Art.  Eigenthnm  im  Staatslexicon,  3.  Aufl.,  IV^,  741  ff.  (nut 
Inner  Ueben.  ttber  die  Antofen,  aoaet  bes.  nur  lib.  geiat  Eif.)t  den.,  Becbtsphiloi 
Frcib.  1S30;  Ahrens,  jurisL  Encyclop.  u.  bes.  Nat.  recht  in  d.  7.  Aufl.  II.,  i  tt^ü:. 
S.  1U7  If.;  Köder.  Nat.r.  II.,  223  ff.;  Trend  elen  bürg,  Nat.  recht,  2.  Aufl..  93  ff. 
Stahl,  Rechibjihüob.  iL,  1,  3.  Aufl.,  B.  3,  bes.  Abschn.  2,  S.  350  ti'.  Val.  Meier, 
d.  Eigenth.  in  den  rerschied.  Weltaiwchamiiigeft,  freib.  1871.  Miraglia,  modern 
filoäofia  del  diritto  c  i  suui  rapporti  con  11  diritto  industriale.  Napeii  1874,  paa»,^ 
S.  28  U.    Dann  aus  d.  Lit.  der  Politik:  Esc  her.  pracL  Polit,  I.,  306  ff. 

FtUr  die  Kechtsgcschichte,  die  rOuisc hu  und  deutsche,  kommen  zonlehit 
die  Lehrbücher  und  ähnliche,  den  Stoff  rerarbcitende  Werke  in  Betracht,  S.  die- 
selben oben  S.  HIH  Ii,  in  der  Vorbem.  zum  2.  Hauptabschn.  des  1.  Kapitels;  für  die 
röm.  Verhältnisse  bes.  Puchta,  Institut,,  nam,  11.,  §.  295  il  ;  fllr  die  deutachea 
Zöpfl,  Rechtsgesch.,  4.  Aufl,,  lU.,  §.  97  ff  —  Von  aUgemeinereii  Werl«:  tot  Alte 
r.  f  he  ring,  Geist  d.  röm.  Rechts  (d.  einzelnen  Bände  liegen  jetzt  in  rerscbied.  Aoi  > 
Tor,  B.  I.  in  4ter  lS78.d.  ;iiid.  in  3ter.,  Lpz.  1874,  75,  77.  dazu  als  Sopplem.  Sach- 
n.  QaelL-Kegist.  1878);  dann  d.  ^^weck  im  Recht  I.,  Ldz.  1878;  beide  Werke  iJu«n 
1    ganzen  Inhalt  nftch  bieriiergehörig.  Leesalle,  Syst  d.  enroib.  Beebte,  „eine  Tcr- 
'     tObnuug  des  poait.  Rechts  und  der  Kechtaphilo».".  2  B..  Lpz.  1861,  B.  1  Theorie  d. 
erworb.  Rechte  u.  der  Collision  d.  Rechte,  B.  2  d.  Wesen  «I.  rftm.  u.  ?erm.  Erb- 
rechts in  lust.-philos.  Entviddung.   K.  A.  Schmidt,  d,  phncip.  Unterschied  iw.  d 
f6in.  Q.  dentachen  Becbto,  Beel.  1868.  Rodbertvs,  in  HUdebr.  Jnhrb.  TL,  1884, 
206  ff  ;  ders.  i)assim  in  s.  Socialen  Briefen  an  v.  Kirchmann  Q.  in  9.  Creditnoth  i 
ürundbesitzes.    v.  Scheel,  d.  wirthsch.  Grundbegriffe  d.  Corpus  juris,  in  Hilde br.  j 
Jahrb.  Ibbti,  IV.  —  Dann  d.  verschiedenen  ebenfalls  meist  ihrem  ganzen  Inhalte  aacli 
UerhergehAr.  Weike     W.  Arnold,  nnoL  sein:  OoHiir  iL  Beobtsleben,  BeiL  1888.  . 
Cultur  u.  Recht  d.  Römer,  Herl.  18HS  (bes.  B.  2  Vennögensrocht,  S.  9*»  ff.  und  hi?r  | 
über  Eigenthum  8.  171;  im  8.  B.  über  Erbrecht  S.  398)  :  zur  (iesch.  des  Eigenüi.  ' 
in  d.  deutschen  Städten,  Bas.  1861;  Recht  u.  Wirthsch.  in  geschichtlicher  Araic^L'» 
Bns.  1868.  —  Endemniin,  d.  nnt-dkon.  Ornndsitse  d  kanonist  Lehre,  In  Hildsfat 
Jahrb.  18r»3.  I.,  auch  selbständ.  erschienen;  ders..  Studien  in  d.  romanisch-kanoobt  j 
Wirthsch.  u.  Recht-lelire  bis  gegen  Ende  d.  17.  Jahrb.,  Herl.  ls74  .  I..  bes.  Kr.  1  I 
(Iber  d.  Wucherlehre.    Braun  u.  Wirth,  d.  Zin!»wuchergesetze,  Mainz  1866.  X«a-  | 
mann,  Uesch.  d.  Wachers  in  Dentschlnnd,  1865.   Punk,  Zins  n.  Wucher,  Tüb.  1S6^ 
—  Dankwardt's  oben  S  .tO»',,  gen.  Sehr.  —  „Die  volkswirthschafti  GrundzQg?  d 
allgem.  Landrechts  u.  der  unter  Stein  und  Hardenberg  erlase.  Gesetzes'*.  Beri.  1864 
(grösstentheils  nur  über  letztere).    Vgl.  auch  Degeukolb,  Art.  preuss.  Landrecht  in 
der  8.  Aufl.,  des  Botteck'schen  Staattleiioons,  XU.,  134  tt'.  —  Fur  die  handelt- 
rechtliche  Literatur  u.  Literaturgeschichte  bes.  Goldsch  inid  t's  Haadb.  , 
d.  llandelsr.,  2.  Aufl.,  L,  Erl.  1874—75.  •—  Uebcr  das  Grundeigenthum  specieii  > 
8.  nuten  Kajp.  4 ,  Vorbem.   Der  wichtigste  nnd  am  Meisten  betfbekete  Theil  iv  j 
Rechtsgeschichtt'  <I<  >  V'-rrnn^'i  n:^-  und  spedell  des  Eigenthumsrecbli.  Die  VoraibuiM  j 
dafür  sind  aucli  'Iii-  um  fahrendsten   Maurer,  Waitir.  G.  Hanssen.  letztererbe*.  ! 
die  Verh&ltntsse  vom  national-ökon.  Sundpuncto  aus  und  in  Vorbindung  mit  der  be- 
scbidite  der  PeUbysleme  behnndelndV  Aber  eine  aligemeine.  Alles  iqsmwMfswiwib 
Arbeit  fehlt  leider  in  der  deutschen  Literatur  noch.  Das  franz.  Weik  fon  Labonlaye. 
bist,  du  droit  de  propri-  te  fonrirre  en  Occident.  l'Ar.  1^8!».  und  die  neue  Schrift 
De  L a V e  1 0 y e  (s.  o.)  müssen  daher  auch  fur  uns  als  die  wichtigsten  ailgcmtuaeftJt 
beieSehnet  werden,   vgl  ansseidem  Sir  Henry  Mnine,  lacient  linr,  3.  ed.  1871. 

Geber  daa  positive  heutige  rftmiache,  deutsche  und  codificirt:; 
Recht  s.  die  Lfhrbücher  und  die  neueren  Ree  htsbü  <•  h  e  r  (Preu&s.  Liüoj  , 
Oesterr.  burgerl.  Ges.-B.,  Code  Napoleon,  Bad.  Laudrecht)  ttber  Eigenthnm.  Besoado^ 
benntst  wvden  im  Folgenden:  r.  Sehen rl*s  «n.  Pnehtn's  utlit,  Puchta  »  I 
Vangerow's,  Arndt's,   Wi ndscheid*s,  Baron's  Pandectcn,  Bruns' .^bk 
über  d.  röm  Hecht  in  Holtzendorff's  Rechtsencycl.,  Gerber">,  Heseler's.  Stobb«»  i 
Deutsches  Privatrecht,  Kraut's  Gmndriss,  K.  Dahn 's  Deutsches  liechtsb.,  KOfi- 1 
1877.  —  Kenere  monognpbiscbe  Benrbeitiuigen  der  i8m.  Sigenfhvnslehie  ttaA:  K. 
Seil,  i8m.  Lehre  d.  Eigenthums,  1882;  Pngensteoher,  rilm.  Lehie  tr.  BlgwA* 
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IS»'— 59,  o.  bet.  Leibt,  über  d.  Natur  d.  Eigentliumb ,  lb59,  einer  der  wenigen 
poaürta  Jaristen.  welche  aaf  d.  jut^Okon.  SeilSB  d.  l^grathimalelire  malir  eiafeluii. 

Er  hat  die  ..Arbeitstheoric  '  inodlficiit  adoptirt.  aber  wio  begidflich  unter  den  Bomt- 
nstea  venig  Anklang  gefniuJ'  ii 

Für  die  socialrech  tli  c he  Auffassung  des  lägentboms  >.  endlich  bcsonden> 
U.  ROsler,  wie  in  b.  Schrift  Uber  die  Smith  sehe  Nat.-Oek«,  so  bc^.  in  s.  Socialen 
Verraltnnsrsrorht  I..  Buch  2  d.  Sachenrecht.  S  305  ff.  worauf  fur  die  Ausführung 
aber  die  einzelneu  Kechte  u.  Yerpäichtuugeii  d  Eigenthumü,  aul'  die  im  Folgenden 
■eilt  flicht  ipedeDer  eingegangen  wird,  bes.  zu  verweisen  ist  —  Verpl.  hierzu  auch 
noch  in  L.  t.  Stein*8  oeuster  Schrift  „Gegenw.  u.  Zukunft  d.  Rechtis-  u.  Staatswias. 
I'ent&chlands*',  Stattg.  1876,  den  Absch.  über  das  Privatrecht  der  staatsbürgerlichen 
Gesellschaft,  S.  224  ff.  i^bei  viel  Kichtigein  in  der  Grundanschauung  muss  dieses  Buch 
M  beionderer  Skepsis  in  d.  lechtageachielitliGlien  Entvteliaiieii  n.  SchabUmisirangeo 


1.  Hauptabschnitt 

Einleitende  Betniclituiig  der  Klgenthnmiilehre  auH 
dem  volkH wir thMchaft liehen  OefiielitHpuncte. 

L  —  §.  254.  Feststellmig  der  Terminologie  und 
FragBtellang.^)  SoeialOeonomiseli  serf&ilt  das  „Eigenihvm'' 
oseh  der  Untenebeidvng  seines  rechtHclien  Inhabers,  des  „Eigen- 
thftmers''  oder  des  Eigenthmnssnbjeets,  in  yersehtedene 

Kategorieen,  welche  anch  in  der  Rechtsgeschichte  der  verschie- 
densten Völker  nachzuweisen  sind  und  sich  bis  in  unsere  modernen 
Rechtssysteme  hinein  verfolgen  lassen.  Unter  diesen  Kateg:orieen 
sind  die  i'tir  die  socialökonomische  Betrachtung  wichtigsten  das 
(Temeiaeigenthnm  nnd  das  Individual-  oder  Privat-  (Sonder-) 
Eigenthnm. 

A.  Erstens  gehört  gewissen  Gemeinsehafteni  nnd  dient 
nteh  einer  bestimmten  Reehtsordnong,  welche  von  der  Gemeinsehaft 
oder  ihrem  reehtlielien  Vertreter  (nnd  nominellen  oder  formell 

juristischen  Eigenthumssubjecte)  gegeben  wird,  den  Gcsammt- 
zwecken  der  Gemeinschaft  oder  auch  den  Einzelzwecken  der  Mit- 
glieder der  Gemeinschaft.  Eine  solche  Gemeinschaft  kann  auf 
natürlicher  Verbindung  des  Bluts  beruhen,  wie  die  Familie, 
ias  Geschlecht,  der  Stamm')  oder  eine  freie  Gemeinwirthschaft 
oder  eine  Zwangsgemeinwirthsohaft  sein.  Danach  Iftsst  sich  ver- 

')  Vgl.  bei.  A.  Samter,  EigenOLbecr.  in  Goar.  Jabib.  B.  SO  8.  369,  mm.  im 
An&ng.  Ders.,  Gesellsch.  n.  Prirateig.  S.  50  ffl.  69  C 

*)  Die  Lebensverhältnisse  wilder  u.  überhaupt  aossereurop.  Völker,  wie  sie  die 
nenere  vergleichende  Anthropologie  u.  Völkerkunde  (Th.  Waitz)  zu  untci^suchen  be- 
gonnen hat,  ist  für  solche  Puncte  bea.  wichtig  u.  dient  auch  zur  Erklärung  mancher 
Ueberreste  &lterer  Bechtsverhältnisse ,  wie  sie  sich  im  Beginn  der  geechichtlich  be« 
kaanten  Peiiode  der  antiken  Völker,  der  Kelten.  Qermanen,  Slawen  finden. 
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Bohiedenartiget  Gern  ein  eigenthnm  utteneheidaD  and  ist  lokta 
aneh  in  der  geschichtKehen  Entwicklung  der  Völker  hervor-  und 

die  eine  Form  desselben  an  die  Stelle  der  anderen  getreten.  Dai 
Genieineigenthum  der  näheren  Blutsgemcinscliaften  ist  aber  wenig 
stens  bei  unseren  Cultiirvülkern  regelmässig  durch  das  Individoal 
eigenthum  verdrängt  worden  oder  in  letzteres  tibergegangeu.  Das 
Gemeineigeuthum  freier  Gemein wirthscbai'ten  hat  zwar  früher  mit- 
unter, besonders  bei  der  Kirche,  in  Genowenachaften  n.  dgl  m. 
kerne  geringe  Rolle  gespielt*)  Jetat  erlangt  es  nur  antnahmeweue 
eine  aparte  ökonomische  Bedentong,  x.  B.  bei  Gewerkvemaai. 
Das  Gemeineigenthum  von  Zwangsgemeinsehaften  kann  geschieht- 
lich  mit  dem  Gemeineigeuthum  von  Blut.sgemeinschaften  znsammeo- 
hängen,  so  bei  der  aus  der  Familie,  dem  Geschleeht,  der  Sippe 
hervorgegangenen  Ortsgemeiude,  bei  dem  aus  dem  Stamme  her- 
vorgegangenen Volk  und  dessen  nationalem  Staat.    Je  mehr  die 
Zwangsgemeinwirthschafteu  die  Fonctioneü  der  alten  Blutsverbände 
nnd  deren  Erweiterungen,  sowie  diejenigen  der  freien  C^meinwirtb- 
schaftea  (s.  B.  der  älteren  Gilden)  ttbemehmen,  desto  jffineipieU 
wichtiger  in  ökonomischer  Besiehnng  wird  ihr  Gemeineigentbon, 
obgleich  dasselbe  seuiem  Umfange  nach  im  Laufe  der  geschidit' 
liehen  Entwicklung  gewöhnlich  abgenommen,  namentlich  der  tn- 
meist  in  Betracht  kommende  Grund  und  Boden  grossentheils  iii 
Privateigenthum  übergegangen  ist  (§.  324  ff.).    Mit  der  vollen  Aus-  , 
bildung  der  reinen  Orts-  und  Einwohnergemeinde  und  ihres  wesent 
lieh  nur  auf  dem  Grund  des  Wohnverhältnisses  beruhenden  Orts-  , 
bflrgerrechts  und  Einwohnerrechts  nnd  mit  der  yoilen  Entwicklung  | 
des  allgemeinen  Staatshttrgerrechts  ist  das  Gemeineigenthnm  dsr 
beiden  wichtigsten  hierher  gehörigen  (Gemeinschaften,  der  Ge- 
meinde (nebst  deren  Erweiterungen,  Kreisen,  Provinsen  n.  a  w.) 
nnd  des  Staats ,  immer  mehr  den  allgemeinen  Zwecken  gewimer 
localer  und  nationaler  oder  staatlicher  Bevölkerungsgemeinschaften 
dienstbar  geworden:  direct,  indem  es  unmittelbar  von  diesen  Ge-  • 
meinschaften  und  ihren  Mitgliedern  benutzt  wird,  indirect,  indem 
es  dem  rechtlichen  Repräsentanten  der  letzteren)  der  Gemeinde  and 
dem  Staate  als  solchen  oder  als  eigenen  Einzel wirthschalten, 
fttr  deren  Verwaltnngs«  nnd  Finanssweeke  dient.   Uter  liegt  dsber 
ein  eigentlich  „öffentlicher",  im  umfassendsten  Sinne  „gesell* 
sehaftlicher''  Zweck  und  eine  dementsprechende  Fnnction  m, 


')  Ueber  d.  deutächrccluliche  „Gesaioii\teigdiitl\um"  8.  Beseier,  Phr. recht  §• 
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Dach  welcher  dieses  Genieineigenthum  auch  als  „ ürieiitl icbes" 
oder  „gesellsc hal  t]  icbes"  von  andrem  Gemeineigenthum 
anterschieden  werden  kann.  WcHcntlich  nur  von  diesem  Gemeiu- 
eigenthum  ist  im  Folgenden  mit  zu  bandeln.  Es  ist  gerade  nach 
seiner  sooialükonomischen  Bedeutung  dem  Privat  eigentbum  gegen* 
fiber  so  stellen^  aneh  wenn  es  im  Beehte  nach  den  formellen  Grand- 
Mum  des  Privateigenthnrns,  bes.  des  Priyatreehts  behandelt  wird, 
wie  dies  in  gewissem  Umfange  bei  allem  diesem  ö£fentlicben 
Eigenthnm,  ganz  oder  fast  ganz  yoUstündig  bei  dem  filr  die  eigenen 
Vcrwaltungs-  und  Finanzzwecke  des  Staats  und  der  Gemeinde 
u.  8.  w.  dienenden  Tbeile  desselben  zu  gescbeben  pflegt.*) 

B.  Individual-,  Privat-  oder  Sondereigenthum,  und 
zwar,  dem  herrschenden  juristischen  Begriff  und  Spiacbgebrauch 
gemäss,  darunter  zunächst  nur  dasjenige  an  körperlichen 
Sachen  (Sachgfltern)  Terstanden'^),  bezeichnet  hier  das  den 
einselnen.PriTatpersoneny  bez.  den  Pri?atwirthsohaften  « 
zustehende  Eigenthnm:  das  Eigenthnm  an  res  in  eommercio 
oder  an  Sachen,  welche  naoh  der  jReehtsordnang  freie  Verkehrs- 
gflter  (§.  22)  sein  können.  Es  wird  dabei  also  vorausgesetzt, 
dass  die  Rechtsordnung  keinen  ausscbliesslicben  Vorbe- 
halt dieser  Sachen  für  das  „öt'l'entl ic be"  oder  G  cmci  noigeii- 
thum  zu  Gunsten  localer  Gemeinscbafteu  (der  eigentlicbeu  Ge- 
meinde und  sogen.  Communalver bände  oder  der  Kreise,  Bezirke, 
Provinzen)  oder  der  ganzen  staatlich-nationalen  Volks- 
wirthsehaft  gemacht  bat") 

Samter,  Eigcnth.bcgriff  S.  278  fT.  Zusumini  nliaiiL^  mit  der  rJ^misch-rechtlichen 
Aoffaiiauiig  den  £iguQthuma  uad  düoi  Strubcn,  überall  auch  bui  üciueiDcigeutbuiu 
juh:iü:»chti  Pemoneo  aU  £igeatJtuiiiüt>ubjccte  dafür  m  tiDgirua,  resp.  zu  couätruircu. 
S.  bei  Samter  a.  a.  0.  abweichende  Ansicht  tod  Briaz  und  die  Gitate  ans 
Dem  bürg 's  prenss.  Privjecht.  Letzterer  vun  Iikstitiitioneii,  wie  (lüsammteigeü- 
tbom  Q.  Terwandten  S.  83:  „Die:ic  laatitutiouuu  treten,  obgleich  wirtbächaftlich  dazu 
bestimmt,  der  Einseitigkeit  des  Pri?ateigeDthums  die  Waage  zu  halten,  nach  juristischen 
Begritreu  wieder  in  dessen  Kähmen  dn.*' 

*)  L'eber  die  gerade  auch  vom  nat.-ök.  Stamlituncte  zu  fordernde  Erweiterung 
des  Higenthumsbegrifls  und  die  Statuirung  eines  EigcDthums  an  Uechten  und  specieU 
noch  ones  geistigen  Eigenthnms  s.  o.,  bes.  §.  281,  284.  Dagegen  auch 
Samt  er,  £ig.bcgr.  S.  272. 

•)  In  einigen  Hechb^^ystemen  kommt  aucli  ein  Eijjenilium  an  heilifjen  Sachen 
?or.  Das  MPrivat  'eigeuthum  des  Staats  an  den  öüeutlichen,  zu  allgumcinur  fie- 
nntrang  dienenden  Sachen  ist  freilich  andrer  Art  n.  oft  andren  Ursprungs  als  das  sonstige 
Privateigenthum.  POzl  n.  A«  haben  daher  vorgeschlagen,  hier  nur  ?on  einer  H err- 
at hüft.  ni<  ht  von  einem  Eigenthum  des  Staats  zu  sprechen,  so  dass  der  Ausdruck 
.JStaatseigcutUuia"  sich  auf  das  Verwaltungs-  und  FinanzvermOgeu  beschranken  würde, 
welchen  der  Staat  nach  den  Qranda&taen  des  Privatiechts  besitzt  und  benaizt,  a.  o. 
§.  25  and  PSxl,  Art.  herrenlose  Sechen  in  StaalawOrterb.  V.»  130. 

iL  Wagatr,  OnuMll«fvaff.  1.  Aifl.  93 
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Die  wichtige  socialökonomische  Frage  betriflfl  nun  die  recht- 
liche Stellung  des  öffentlichen  oder  Gemeineigen- 
thums  oder  des  Privateigenthums  in  der  Eigenthnms- 
ordnnng  nnd  die  factische  Stellang  beider  im  modernen 
Wirthschaftslebeii,  sowie  die  GestaUnng  der  PriTateigea- 
thnniBordniing  BpeeielL  IGt  der  Ertfrtenmg  dieser  Fnge 
beaobäftigeQ  sich  dieses  und  die  folgenden  Kapitel  dieser  sweitMi 
AbÜheilong  der  Grandlegung.  Die  rechtsphilosopblsebey  die  reeto- 
geschichtliche  und  formal  juristische  Untersuchung  ist  dabei  nur 
Mittel  zum  Zwecke,  d,  h.  zur  Erledigung  jener  principiell  social- 
ökonomischen  Frage  für  die  Verhältnisse  unserer  modernen  Cullnr- 
Tölker  in  der  Gegenwart.  Die  Betrachtung  des  Privateigenthums 
steht  dabei  auch  hier  im  Vordergrunde,  weil  die  moderne  that 
sächliche  Entwicklung  im  Wirtbschaftsieben  und  die  jnristiBcb« 
Aofifaisiing  dies  mit  sich  gebracht  haben,  wie  im  Folgenden  MM 
nfther  dargelegt  wird.  Es  handelt  sich  aber  gerade  dämm,  Horn 
bevonnigte  fisetisehe  nnd  Recbtsstelhing  des  Privateigenthnrns  ti 
ihren  socialökonomischen  Folgen  zu  prüfen  und  nacb 
dem  Ergebniss  einer  solchen  Prüfung  Reformen  imWirtb 
Schaft  sieben  und  im  Rechte  zu  begründen:  nemlich  die  Ein 
engung  des  factischen  Herrschaftsgebiets  des  Privat 
eigenthums  in  onseren  Volkswirthschaften  zu  Gunsten  de« 
Gemeineigenthnms,  eventaell  mit  der  Rechtsfolge,  dass  ^ 
wisse  Sachen  grnndsätzlieh  „ausser  Verkehr  gebraeht^'t 
daher  ein  Privateigenthum  von  Privatwirthsehaften  daran  gsr 
nicht  zugelassen  werden  soll^)  —  die  von  mir  sogensiiato 
Frage  der  „Ausdehnung"  des  Privateigenthums  — ;  und  die 
Beschränkung  der  dem  Privateigenthümer  als  solchem  in  Bezu,, 

Dies  ist  die  letzte  Gonaeqaeoz  der  principiellen  Geper  alles  oder  bestinunrer 
Arten  Privateigenthums  an  sachl.  Productionsmitteln.  namentlich  prirAten  Grundd^ei- 
thams  (z.  B.  des  Forstbodens,  Eisenbahnbodens).  So  lautut  die  Forderang  des  extrea«fi 
Sodaliimiis,  §.  109c  Difim  so  mitefsclieideii  ist  der  Fall,  dam  mr  das  Gebkt  da 
res  in  commercio  nicht  principiell  eingeengt,  aber  thatsichlich  ein  gr&ssererllMi 
dieser  Sachen,  bes.  nieder  des  Grund  und  Bodens  uberliaupt  oder  desjenigei  W 
stimmter  Art,  in  die  U&nde  des  Staats,  der  (iemeinde  u.  s.  w.  als  Vervaitun^'  vi 
FiBanzrenDOgen ,  hie  a.  da  auch  in  OteU.  allgemeiner  Benttzang  obergekaa  sdL  ; 
Diese  Entwicklung  scheint  sich  bei  nns  in  diaiaot  Füllen  zunächst  anzobahnen  v*^ 
wird  im  weiteren  Verlauf  in  diesem  Werke  mehrfach  empfohlen.  Sie  kann  aber  der-  . 
maleinst  zu  einer  principiellen  Beschränkung  der  res  in  commercio  fiihraa  ] 
Die  Sodalisten  wollen  hier  nur  wie  gewöhnlich  das  Ziel  sofort  darch  den  Zwan;  d« 
Rechtäcrdnong  erreichen  und  damit  eine  mögliche  Entwicklung  sofort  realiiir«. 
wahrend  wir  Anderen  einen  geschichtlichen  Entwicklungsprocess  fftr  adüuf 
halten,  der  nam.  wieder  von  der  Entwicklung  der  Technik  beidingt  ist  u.  allaftKf 
thatsichlich  und  innerhalb  der  sich  erfahrBBgSBlsslg  bawihreiln 
(irensen  zn  Janen  Ziele  hinfUhiea  kann. 


I 

Digilized  by  Google 


Dm  Bodeme  PrivAteigeBthuiiL  515 

tof  das  Privateigenthnmsobject  zustehenden  Rechtsbefugnisse 
—  die  von  mir  sogenannte  Frage  des  Inhalts'^  des  Fhvat- 
dgenümins.^) 

n.  —  §.  254«.  Das  moderne  Privateigenthnm,*) 
Dmelbe  hak  sich  in  der  modernen  Wett,  yielfaeh|  besonden  aaf 
im  europäischen  Conttnent,  onter  dem  Einflösse  des  rOmisdien 
Reebts,  inhaltlieh  als  möglichst  absolates  (onheschrSnktes) 

entwickelt.  Zugleich  umfasst  es  principiell  und  der  Regel  nach 
aach  practisch  mit  wenigen  Ausnahmen  alle  Arten  Sachgüter,  so 
dass  seine  Ausdehnun g''  eine  fast  universale,  nur  noch 
darch  wenige  in  Resten  der  alten  und  wenigen  neuen  Regalien^*') 
lyestehende  ausschliessliche  Rechtsvorbehalte  des  Staats  be- 
sehiiakte  ist  and  auch  thatsäohlich  das  GemeineigenthuDi  be- 
Modcn  am  Boden,  immer  mehr  verdribigt  hat  Aach  gewährt  es 
im  Allgemeinen  immer  mehr  für  alle  Arten  Sachgüter,  namentlich 
Ar  Immobilien  ebenso  wie  für  Mobilien  principiell  die  gleichen 
Rechte.  Es  gilt  daher  der  modernen  juristischen  und  ökonomischen 
Auffassung  und  in  Folge  dessen  sowie  in  Folge  seiner  practischen 
Einbürgerung  auch  der  Anschauung  des  grossen  Publikums  als 
„das  Eigenthum''  schlechtweg,  welches  sich  „selbstverständlich'^ 
auf  alle  Arten  Sachen,  einschliesslich  alles  Bodens,  erstreckt 
und  schon  begrifflich  unbeschränkt  ist.  Dieses  „absolute" 
Prifateigentham  wird  aach  für  die  Volkswirthschaft  yon  der  Schnle 
der  fipeien  Goncnrrens  erstrebt  Es  wird  hier  als  Grundpfeiler  der 
wiithsehaftiiehen  Beehtsordnnng  und  als  Oorrelat  der  nnnmschrftnkten 
individaellen  persönlichen  Freiheit  angesehen.  Fttr  die  Politische 

•)  A.  Samter,  Eigenth.begr.  S.  277,  Note  23  macht  es  mir  zum  Vonnirf,  dass 
kh  zwar  das  absolute  Pmatcigenth.  angreife,  aber  doch  in  meiner  Eigcnthumsordn. 
lediglich  das  Privateig.  behandelte  a.  s.  w.  Ich  gebe  ihm  darin  Hecht,  dass  ich 
in  4.  1.  Avfl.  in  §.  254  S.  439  das  Prirateig.  nicht  gleich  zum  Ausgangspaoct  h&tte 
■ehmen  sollen  q.  habe  deshalb  jetzt  in  d.  2.  Aufl.  obigen  §.  254  auch  neu  abgeüasst 
Aber  ich  habe  doch  aachlich  schon  damals  in  d.  Abschnitten  r.  d.  ^ Ausdehnung'* 
des  Prirateigentlniiiii  das  Gemein  eigenthom  überall  eingehend  behandelt  Dass  ich 
jedoch  die  Frage  nach  Bemditigung  und  SteUong  desselben  an  die  Fnfe  dar  Av- 
dehnnng  des  Prirateigenthums  anknüpfe,  hängt  mit  meinem  Streben  zusammen,  rom 
bestehenden  factischen  und  Bechtsxustand  möglichst  aoamgehen,  ihn  za  prtLfen  und 
dadank  «nc  den  Bewefai  IHr  die  Kothwendigfceit  einer  Bmchrtekwnf  der  AnsdehBiuig 
wad  dea  Lüudti  des  PilraleigenthiaBa  in  fiklien«  nicht  mit  einer  nnbewicMDen  These 
a  heginnen. 

*)  YgL  aach  hierzu  bes.  Samter,  d.  £igenth  begr.  £r  nimmt  „Phv.eig.*'  nur 
als  Eif.  des  Einielnen,  ,,0eiease1i.*'-Eig.  ab  d.  Eig.  mehrenr,  naa.  der  uelaereB 
and  gKteseren  Oemeinschaften.   Eb.  S.  280. 

Die  Lehre  v.  d.  Regalien  greift  hier  auch  in  die  Eigenthumslehre  ein.  S. 
darüber  meine  Fin.iriss.  2.  Aufl.,  I.,  §.  141,  145->147  u.  II.,  §.  838  if.  Die  indiri- 
daaüit.  2iatiOBaUMKinMiio  iit  mit  nlem  Grande  den  Begalien,  mit  wanigas  Awmkmm 
wie  I.  B.  dem  Mttouresal,  aehr  abhold. 
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und  die  Socialökonomie  ist  es  daher  gegenwärtig  die  Angabe, 
gerade  dieses  Privateigentbum  nach  seiner  volkswirthsehafUieheD 

Nothweudigkcit  uud  äeiucu  volkswirtliscbai'tlicbeu  Folgen  zu  unter- 
suchen. 

Hierbei  ist  jedoch  von  vornherein  zu  beachten,  dass  ein  solchem 
allen  Pnvaten  im  Princip  zustehendes  absolutes  Privateigeutham 
selbst  heute  noch  nicht  allgemein  ein  wirklicher  ikstandtheil  des 
positiven  Reehts  ist.  Vielfach  erweist  es  sieh  nur  als  ein  Feitilil 
der  juristischen  Logik,  welche  den  abstraeten  absoluten  Eigenduni» 
begriff  mit  allen  seinen  Consequenzen  zur  Geltung  bringen  will 
Im  bestehenden  Recht  ist  das  absolute  Privateigenihum  namentfieli 
noch  heute  nicht  bei  allen  Arten  SachgUtern  gleichm ässij: 
durchgedrungen.  Besonders  steht  das  Grundeigenthum  noch  imuier 
etwas  apart  da  und  einzelne  Arten  desselben,  wie  das  Eigeathum 
an  Wald  boden  und  an  Grundstücken,  welche  Mineralsubstauzen 
enthalten  („Bergwerks boden"  in  diesem  Sinne"),  werden  im 
Beehte  wiederum  verschieden  behandelt  Die  Gesehichte  des 
Eigenthnms  aber  zeigt  uns  allenthalben  em  inhaltlieh  mehr  oder 
weniger  beschränktes  Eigenthum.  Und  was  die  Ausdehnon^ 
des  Privateigenthums  betrifft,  so  finden  wir  überall  in  älterer 
bei  den  Germanen  und  auch  bei  anderen  Völkern  auf  niedriger 
Entwicklungsstufe  des  Wirthschaitslebens,  das  im  vor.  §.  erwähnte 
Gemein-  oder  Gesammteigenthum  grösserer  oder  kleinerer  Ge- 
meiuschafteu,  namentlich  am  Boden,  statt  oder  nebeo  der  Insti 
tution  des  Sondereigenthums,  welches  sich  etwa  nur  auf  gewisse 
Gebranchsgegenstände  bezieht  Auch  mancherlei  andre  Ab- 
weichungen vom  „reinen",  „vollen"  Privateigenthum  der  Individnei 
kommen  vor.  Derartigem  „besehriinkten"  Eigenthum  wird  aller- 
diugs  ron  solchen  Vertretern  der  positiv-rechtliehen  und  reebti- 
philosophischen  Autfassung,  welche  bewusst  oder  nnbewusst  vom 
römisch -rechtlichen  Begriff  des  (sog.  (luiritischen^^))  Eigenihnai'^ 
in  allen  ihren  Beweisführungen  ausgehen,  der  Name  des  wirk 
liehen  Eigenthums  versagt,  weil  er  dem  apriorischen  abstraeten 
Begriff  widerspricht  Aber  dieses  Vorgehen  beruht  anf  einer  petitio 
prinoipü. 

^)  Nemlieh  im  Untenehied  ren  demjcnigeQ  Bergverksbodea,  an  weldMa  wd 

bergrechtliclieo  Grundsätzen  ein  Bergwerkseigenthlini  achofl  bestoht  bes.  aaf  vclekM 
«in  Beripirerk  betrifben  wirH.    S.  §.  25?>. 

^  Uierhiu  gehört  auch  die  tutei^*heiduug  vom  Obereigenthum  uud  üiiur- 
od«r  Notzeif  «ntham  im  mittdlalterlidien  dentacliM  Becht  BaBalar,  §.  Sl 

rrsprunglich  in  Korn  auoli  aor  an  bevegJiohea  Sachea.    Vgl  Facfctt. 
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Die  socialökonomische  Untersachnog  des  fiigenthaniB 
and  seiner  Ordnung  hat  daher  davon  Aet  zu  nehmen,  dass  gerade 
aach  gesehiohtlieher  AoffaMung  das  heutige  so  nniverseH  aas- 
gedehnte and  inhaltlieh  so  absolut  formulirte  Privateigentham  eine 

historische  Erscheinung  ist,  und  zwar  eine  solche  von  sehr 
jangem  Datum.  Erst  der  Sieg  des  In  di  v  id  u al  p  riuc  i  ps  lihcr 
das  Gemein schal'tsprincip  (§.  200)  hat,  allerdings  im  An- 
sehlnss  an  eine  aus  mancherlei  wichtigen  ökonomischen  und  sonsti- 
gen Gründen  eingetretene  thatsächliche  und  rechtliche  Entwicklang, 
tncb  principiell  die  allgemeinste  Ansdehnang  des  Privat- 
eigenthnms  auf  alle  SachgAter,  auch  auf  allen  Boden,  zum  vollen 
Darchbrueh  gebracht  (Beseitigung  der  älteren  Regale  u.  s.  w., 
Theilung  der  „Gemeinheiten^^  n.  A.  m.).  Und  erst  jener  Sieg  hat 
jene  alten  Beschränkungen  oder,  wenn  man  sie  so  nennen  will, 
jene  abweichenden  Eigenthumsbildungeu  immer  mehr  vermindert 
nnd  verdrängt  und  die  Ansicht  geschaffen,  dass  das  principiell  alle 
J^achgUter  gleichmässig  umlasseude,  allen  Privaten  zustehende,  in- 
haltlich absolut  gefasete  Privateigenthom,  bei  welchem  der  Wille 
des  „herrschenden*'  Eigenthtlmers  das  wesentlich  allein  entschei- 
dende Moment  ist,  tlberhaupt  allein  „Eigenthum"  sei. 

III.  —  §.  254b.  Die  Aufgabe  der  Politischen  Oekono> 
mie  in  Bezug  auf  die  Eigenthumslehre  ist  hiemach  im  Wesent- 
lichen eine  vierfache. 

1)  Es  ist  einmal  Stellung  zu  nehmen  zu  der  rechtsphilo- 
snphischen  Begründung  des  Privateigenthums,  daher  nament- 
lich eine  Kritik  der  bezüglichen  „Eigenthnmstliporieen"  vom  volks- 
vrirthschaftlichen  und  gesellsehaillichen  ötandpuncte  aus  zu  liefern, 
ö.  Hanptabschn.  2  u.  §.  262  ff. 

2)  Ea  ist  sodann  die  rechtswissensehaftlicbe  und  positiv- 
rechtliche  Formulirnng  des  Bigenthumsbegriffs  einer 
kritischen  Prüfung  aus  dem  soeialokonomischen  Oesichts- 
punete  zu  unterziehen  und  ein  social-,  nicht  nur  privat  rechtlich 
haltbarer  Privateigenthunisbegriff  zu  forniuliieii ,  woran  sich  eine 
Uebersicht  Uber  die  Fragen  von  der  Ausdehnuii|^'  und  dem  In- 
halt des  Privateigentbums  knUpfen  kann.  S.  u.  iiauptabschn.  3, 
8.  283  ff. 

3)  Es  ist  darauf  specieller  die  Frage  von  der  socialökono- 
misch  richtigen  Ausdehnung  des  Privateigentbums  und  hiermit 
zugleich  diejenige  von  der  Stellung  des  Gemeineigenthnms  recht- 
lich in  der  Eigenthumsordnung  und  factisch  im  modernen  Wirtb- 
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Bchaftsleben  zu  ontenacheD.  Dies  geschieht  in  den  KapiteU  3 
bis  5  unten. 

4)  Es  ist  endlich  smn  Abschloss  der  Erörterungen  Uber  die 
Eigenthnmsordnimg  die  Frage  yom  soeialOkonomiseh  riehtigeB 
Inhalt  des  PriyateigenthQnis  genauer  an  behandeln,  was  im  Be- 
ginn des  2.  Bandes,  der  den  Sehhss  der  Gmndlegang  bringen  ssli, 

geschehen  wird. 

Id  den  folgenden  Paragraphen  wird  zunächst  über  die  erste 
Aufgabe  orientirt  und  werden  einige  Puncte  von  allgemeiner  Be- 
deutung für  die  spätere  Behandlung  der  Fragen  der  Eigenthums 
Ordnung  zusammenfassend  erörtert.    Es  ist  daHir  auch  auf  dea 
1.  Hauptabschnitt  des  1.  Kapitels,  §.  191  ff.  mit  in  Terweisea. 

IV.  —  §.  255.  Die  Theorieen  fflr  die  Begrflndang 
des  PriTateigenthnms.  Unter  der  reehtsphilosophisehea 
Begründung  des  Privateigenthnms  Tcrsteht  man  die  Znritak* 
fttbrung  dieser  Eigenthumsinstitution  als  solche  auf  ein  oberstes 
Princip,  aus  welchem  sie  hervorgeht  and  auf  welches  daher  ihre 
Berechtigung  als  Institution  des  Verkehrsrechts  zurtickzuftlhren  ist 
Versuche  einer  solchen  Begründung  oder  sogen.  „Eigenthums- 
theorieen"  sind  mancherlei  aufgestellt  worden,  von  der  Bechts- 
Philosophie  (dem  Naturrecht)  selbst,  von  der  Rechtswissenschaft, 
▼en  der  PolitÜL  und  der  NationalölLonomie,  theils  einieln,  theib 
gemeinsam.  Die  wiehtigsten  Theorieen  —  wobei  hier  von  des 
laUreiehen  fbmeien  Kflanoen,  dnreh  welche  sieh  die  einadam 
wieder  weiter  nnterseheiden  lassen,  abgesehen  wird  —  sind  die 
folgenden.  Sie  koDuen  selbst  wieder  nach  ihrem  Grundunterschied 
in  grössere  Abtheilungen  gebracht  werden. 

A.  Eigenthumstheorieen ,  welche  die  Institution  auf  einen 
inneren,  im  Wesen  des  Menschen  liegenden  6 r u n d  zurück- 
zuftlhren  oder  dadurch  wahrhaft  zu  „begründen"  Sachen.") 
Dieser  innere  oder  eigentliche  Gnind  der  Institation  wird  hier 
mit  Beoht  yon  der  oder  den  efaiaelnen  ftnsaeren  (geachiehtlieh«) 


**)  Yexgl.  eine  Ihnlicbe,  aber  nicht  ganz  hiermit  ubereiBttiaiSNBde  UebenieK  h 

de  Laveleye,  propr.,  S.  882  ff.  Ferner  Ahrens,  Nat.  recht,  IL,  §.  74;  Kanti. 
5at.-0ek.,  I.,  §.  22,  bes.  Anm.  11;  Schäffle,  Kapitalismus,  S.  82  Ii.:  Roscher. 
Syst,  §.77  Aajo.,  Knies,  Geld,  S.  84  fl.  Das  Beacbtenswurtheste  bleibt  trott  der 
in  veit  gehenden  Skepiis  imiseriiin  Prondhon,  qn'eet  oe  In  propiiMte»!» 
ch.  2.  a.  3,  und  die  posüiaiie  lüitarle  de  propr.,  oh.  4.  YgL  nach  Snmtar's 
beiden  Schriften. 

Diese  Theorieen  sind  fefenwärti^  in  der  de  utschea  Rechtsphiiosopkie 
dnrahnvs  die  heiiKhenden  vu  iwar  bemerfceiisvertber  Weise  in  der  unter  1  fSMaiei 
Fonrolininf.  8,  Anm.  17. 
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Entstehnngsursachen  des  EigeDthums  einer  Person  im  concreten 
Fall  oder  von  den  Erwerbsarten  des  £igeiitbam8 ,  welche  die 
Institution  als  schon  bestehend  YonuissetBeni  scharf  unter- 
seliieden.^*) 

Hierin  gehOren  swei  Theorieen,  welche  indessen  einen  gemein- 
isiiien  innersten  Kern  haben  nnd  insofern  eine  einzige  Haupt- 
thsorie  bilden. 

1)  Einmal  wird  das  Eigenthum  ohne  Weiteres  aus  der  mensch- 
lichen Natur  Uberhaupt  und  aus  dem  Wesen  und  Begriff 
der  individuellen  Persönlichkeit  speciell  abgeleitet.  Das 
Eigentham  ist  hier  eine  nothwendige  Consequenz  der  mensch- 
lichen Natnr  und  der  Selbständigkeit  der  Individuen.  Diese 
Theorie  lässt  sich  daher  passend  mit  dem  Namen  der  „natttr- 
liehen''  Eigenthmnstheorie  beieiehnen,  —  em  freilieh  wieder 
etwas  viddentiger  Aosdmcky  welcher  indess  im  weiteren  Verlanf 
wohl  als  technischer  benntst  werden  iLann.^*) 

2)  Sodann  wird,  in  einer  gerade  fUr  die  nationalökono- 
mische Auffassung  bedeutsamen  Weise,  diese  Theorie  in  der  Art 
tormulirt,  dass  eine  Seite  der  menschlichen  Natur,  die  wirth- 
schaftliche,  zur  Begründung  des  Eigenthums  dient.  Das  Eigen- 
tham tlberhaapt  und  speciell  auch  das  Eigentham  an  Pro- 
dactionsmittein  oder  das  Grund-  und Eapitaieigenthnm 
erscheint  luer  als  nothwendige  Conseqnenz  der  wirth- 
sehaftlichen  Natnr  der  individnellen  mensclüichen  Persönlich- 
keit. In  dieser  Modification  nennen  wir  die  Theorie  im  Folgenden 
die  natfIrlieh-Okonomisehe  oder  die  sweite  Eigenthnms- 
theorie. 

^  Bes.  bct.)iit  von  Ahrens,  Nat. recht,  IL,  §.  74,  S.  134. 

Der  Urapnuxg  dieser  Aoffassaag  liegt  in  Deatächland  bes.  in  der  idealistischen 
Pkibsopliie  Fichte  s  und  in  denen  Elgenthnmdehie.  S.  Fiebte,  Kairaolit«  Amg. 
T.  1796,  S.  152  (T;  Geschloss.  llandebstaat,  1801.  Vgl.  darüber  bes.  Schmoller, 
in  Hildebr.  Jahrb.  1865.  V.,  24,  30,  45;  auch  Zeller,  Gesch.  d.  D.  Philos.  S.  616  ff. 
Sodann  die  Krause  sehe  Philosophie  z.  B.  bei  Ahrens,  Natarrecht,  IL,  64  ff. 
OaMgeni  doch  im  Ganien  nook  Hegel,  BeetopM.,  B.  S  d.  Werin,  ISIS,  |w  44  ff., 
bei  dem  das  Eigentham  das  Mittel  ist,  sich  die  Sphäre  äusserer  Freiheit  za  geben. 
Vgl  dazu  Zollt  r,  a.  a.  0.  S.  814;  Prantl  im  SUabwörlerboch  V.,  62.  —  Tren- 
delenbarg,  ^at.  recht,  ^.  Ü3.  Stahl,  Rcchtspbil.,  IL,  350  ff.  (,4}as  Eigenthum  ist 
der  Stoff  für  die  Offenbarung  der  ladiridnalitit  des  Menschen",  S.  351).  — 
Aehnlich  neuere  Staatsrechtslehrcr  und  Politiker,  s.  BlnnUolili,  Alt  Eigenth.  8.  297, 
Treitschke  in  s.  Aufs,  über  Socialismus  a.  ?.  a.  m. 

^  Auch  ohne  specielle  Formulirung,  die  häu£g  ganz  fehlt,  ist  diese  Theoiie  ans 
dsn  Beveisftlhrungen  der  Nationalökonomen  zn  nbsbahiren.  Die  Argumente  der  letz- 
teren enthalten  sie  implicite.  Sie  wird  häufig  mit  der  Arbeitstheorie  confundirt,  ist 
aber,  wenn  auch  mit  in  ihr  enthalten,  doch  von  ihr  zu  unterscheiden.  S.  u.  Anm.  22. 
YgL  z.  a  M'Calloch,  prino.  of  pol  econ.  ed.  1843  Edinb.,  Y.,  77  It  MiU,  PoU 
(Ml  IL,  Kap.  I,  Roscher,  L,  §.  77. 
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B.  Eigenihnmstheorieeiiy  welche  ein  bestimmtes  Princip 
axiomatisch  hinstellen  und  darauf  die  PrivateigenthmnainsCitatioo 
begründen  wollen.  Diese  Theorieen  nnterscheiden  nnricfali|;er 
Weiee  nicht  genauer  swisehen  dem  Grnnde  der  Institatioii  md 

der  ftVBseren  Entstehungsnrsache  oder  Erwerbsart  tod 
Eigentbum  im  concreten  Falle,  indem  sie  eine  solche  Erwerbsart 
zum  allp:enieinen  inneren  Grunde  machen.''*)  Ihr  vermeintliche?« 
„Princij)*'  ferner  besteht  eigentlich  nur  in  einem  Postulat  tür  die 
Privateigenthumsordnangy  nemlich  in  einem  Postulat  der  Ge- 
rechtigkeit,*®) welches  möglicher  Weise  tlir  die  Ordnung  dieses 
Eigenthnmsrechts  als  leitendes  Princip  dienen  kann,  aber  des- 
wegen noch  kein  Princip  für  die  Begründung  der  Institution  des 
EigenÜinms  ist,  aus  welchem  diese  Institution  —  noch  dasn  in 
heutiger  Oestalt  —  nothwendig  folgen  mflsste.  Es  lassen  sieh  in 
diese  zweite  Kategorie  der  Eigenthumstheorieen  folgende  zwei  be- 
kannte Theorieen  stellen: 

1)  Die  Occnpationstheorie  oder  die  specifisch  juristische 
(besonders  römisch-rechtliche)  Theorie,  die  dritte  in  der  hier  inne- 
gehaltenen Reihenfolge.  Die  erste  Occnpation  ist  zwar,  wie  nicht 
bestritten  wird,  zunächst  nur  eine  bestimmte  Erwerbsart  des  Eigen- 
thnms  im  geltenden  Bechte.  Ihre  Bedeutung  ist  aber  dann  gene* 
ralisirt  und  das  Eigenthum  allgemein  auf  die  erste  Besitsergreifaug 
herrenloser  Sachen  snrttokgeftihrt  worden.  Der  innere  Bechtsgnad 
wird  hier  in  dem  „natürlichen"  Rechtsansprach  des  ersten  Occo- 
panten  auf  diejenigen  Sachen  gefunden,  welche  er  zuerst  vor 
allen  Anderen  seinem  Willen  unterworfen  hat.^^) 


Ahr^^ns.  Nat.  rocht,  IL.  S.  184. 
*°)  Deofl  ein  solches  ist  es,  venu  bei  der  Occapatioostheorie  die  zeithck 
frtthere  Amftbimf  des  WOIeiMaetB.  bd  der  Arbeitstheorie  die  Anfvendiii 

«iK^'Mior  Muhe  Eigenthum  begjttndeo  soll. 

So  <\ie  Naturrechtslrlirf^r  des  17.  und  18.  Jahrh. ,  nach  dem  Vorfrang«  tos 
Hugo  Urotius,  anter  MitannaUme  eines  bezüglichen  ätillschireigendea  \eitnp- 
YgL  Ahrens,  ».  «.  0.  n..  186.  In  der  Occnpation  ab  Moment  der  Begitndf 
des  Eigenthums  ist  ea  aoch  nach  der  rOmiscb-rechtlichen  Auffassung  der  Wille nsact 
der  massgebend  ist.  nicht  der  Arbeitsact,  der  z.  B.  \>c\  den  nationalAkoDomisci 
sogenannten  occupator.  Arbeitsarten  (Jagd,  Fischfang,  Frtxchteiiammdii.  Beigbsa) 
vonommt  Die  Einseitigkeit  der  lOmitdi-recbtlielien  Eigenthnmilebi«  Heft  in  d« 
alleinigen  Bctonuni?  des  Herrsch aftSBMWncnts  wie  im  irauzen  rOmischen  Priratrecht. 
so  auch  iui  Eigenthum.  Verpl.  «lartlbfr  Stahl.  KtK-htsphiL  II.,  S.  353  tl".  und  dei 
Anhang  Uber  den  Werth  des  röm.  rnvatrcchtj  509.  Gut  characterisirt  Stakl 
da«  röm.  und  form.  Recbt  folgendermanen :  „wihiend  das  erstere  die  Otttcrvett 
bloss  als  eine  vorhandoiie  aiiffasst,  deren  Objecte  die  Individuen  sich  durch  ihre: 
Willen  aneignen  und  gegenseitig  mitthcilon  (also  Occupation  und  andenaß 
•Eroberung  seitens  den  Volksganzen !),  fasst  sie  das  germaa.  Recht  zugleich  als  äae 
dnrcli  die  aenachliche  Oemeintchaft  steta  neu  in  prodacirende  a«t 
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2)  Die  Arbeitstheoric  oder  die  specifisch  national- 
ökonomische  Eigenthumstheorie,  die  vierte  hier  zu  prüfende. 
Der  innere  (rechtspbilosopbiscbe)  Rechtsgnmd  des  Privateigenthums 
wird  hier  in  dem  ,,DatflrIichen''  Coder  dem  „natürlichen  Gerecbtig- 
keitsgeftthl  entsprangenen^^)  Reehtsansprneh  des  Arbeiters  aof  die 
Prodiicte  seiner  Arbeit  gefanden.  **)  Diese  Theorie  nimmt  dann 
bei  einigen  Eigenthnmsobjeeten  nooh  eine  etwas  andre  Form  an 
and  erfUlirt  eine  Weiterbildung.  Das  private  Kapitaleigentbnm 
speciell  wird  gleichzeitig  mit  auf  das  Moment  der  Ersparung  der 

wMMdi  denn  die  Rttdsicht  anf  diese  Productkin  tiod  deren  POidenxng  ein  beitlniBen- 

des  Moment  much  für  die  Art  der  Aneignung  und  der  MittheUlIf  Verden  muss." 
Volkswirthschaftlich  ist  selbstverständlich  nar  die  letztere  Auffassnng  richtig  und  damit 
das  römische  Recht  ia  materieller  Hinsicht  rerurtheilt,  oder  wie  ee  Ahrena, 
rtvas  m  eny,  nnsdTttckt,  dieselbe  Stolle  fon  Stahl  citirend:  die  Börner  konnten  kein 
Arbeitsrecht  erzeugen,  IL,  140  Amn. 

Dieses  Moment  halte  ich  wenigstens  fijr  das  der  Arbeitstheorie  wesentliche: 
Der  Arbeiter  hat  durch  seine  Arbeit«  seine  mühevolle  Thätigkeit  die  tiater,  welche 
ins  Eigenthmn  treten  sollen,  geschaffen.   Die  Entitehnng  dieser  OQter  ist  die 
Wirkung  jener  Arbeit,  die  Verbindung  des  Privateigenthums  mit  der  Arbeit  daher 
pererht  und.  wi'>  man  auch  sagen  könnte,  für  eine  andere  Entscheidung  kein  zu- 
reichender (irunil  da.    Man  siebt  freilich  sofort,  wie  leicht  sich  diese  Theorie 
liegen  Grandeigenthnm  und  gegen  die  jetadge  Eigenthnnisordniing  ansbenten  IM.  Von 
'i'-r  also  aufgefasstcn  Arbeitstheorie  ist  die  oben  sop-  ruimf.  urvt'jrl.  Dkon.  Theorie  zu 
unterscheiden,  was  aber  keineswf^g-s  immer  von  den  \'ertrctcni  der  crsteren  geschieht. 
Dieselben  lassen  meistens  darüber  im  Unklaren,  ob  sie  dem  Arbeiter  das  Eigenthum 
am  Piodoct  seiner  Arbeit  zuschreiben,  weil  sie  dies  fUr  gerecht  und  ftir  logisch 
•-onseqnont  wegen  der  Entstehung  der  im  Eigenthum  stehenden  Gtlter  durch  jene 
Arbeit,  oder  weil  sie  dies  wegen  der  wirthschaftL  Natur  des  Menschen  ftir  nützlich 
end  zweckmässig  halten,  um  zur  Arbeit  anzospomen.    In  der  Kegel  denken  sie 
«•(.hl  an  Beides,  was  ja  zusammenhängt,  aber  doch  wesentUdi  TOTBchiedcn  ist.  — 
Die  Arbeitstheorie  wlnl  auf  Locke  zurückgeführt  (on  civil  govemment  II..  §.  25  H.). 
der  vom  Bedtirfaiss  ansi^^eht.   Dioees  führt  zur  Arbeit  und  so  wird  das  Privateiseu- 
thom  an  dem  Arbeite iirodnet  auf  die  AiMt  liegrllBdet  (abrigens  nnr  ein  lägendiam 
begrenzten  Umfangs  nach  Locke):  was  seinem  nispfttnglichen,  naturlichen  Zastand 
entfremdet  wird  durch  Vermischung  mit  der  menschlichen  ,\rbeit,  wird 
io  Eigenthom  des  Menschen.  S.  Locke's  Theorie  in  dem  Anszuge  aus  s.  gen.  Sehr. 
fonSohiroT  in  d.  Tab.  SStsehr.  1969,  XY.,  587.  Sehr  deadieh  mtt  in  don  knappen 
Text  des  §.  77  von  Roscher  L.  bei  M.  Wirth,  Omndzüge  I..  378.  M 'Gull och 
princ.  p.  77  ff.  die  Betonung  der  nothwendigen  KOcksicht  auf  das  wirthschaftliche, 
Selbstintereäse  bei  der  Eigenthumsinstitution  hervor.   Die  Arbeitstheorie  femer  z.  B. 
bei  Bnntiat,  petita  pamphlets,  propTi6t6  et  Ist,  oeofres,  ed.  1854  IV.,  276  ff.  Er 
rvt.^ht  unter  Eigenthnm  ..das  Recht,  welches  der  Arl  .  it  r  auf  den  Werth  hat,  d-ni 
r  durch  seine  Arbeit  geschaffen  hat",  S.  276.  und  eifert  sehr  gegen  die  unten  sogen. 
Legaltheorie:  nach  ihm  existiren  Gesellschaft,  Personen,  Eigenthum  vor  den  Gesetzen 
od«r:  weil  es  Eigenthnm  giebt,  giebt  es  Gesetze,  nicht  amgekehrt,  also  gwade  ent» 
iregengesotzt  dem  Standpunctc  von  Bentham,  s.  u.  Anmerkung  2f»     <»anz  gut  zeigt 
<'airne8  die  UnzolAssigkeit,  die  Arbeitstheorie,  der  er  sonst  beitritt,  auf  privates 
<>  rund  eigenthum  anzowendeo,  gegen  Bastiat,  Garey  u.  s.  w.,  im  richtigen  An- 
hluss  an  die  Ricaido'sche  Qmndrententheorie  in  der  Frage,  essays  in  polit  econ. 
Lond.  l'^T.H  in  dem  essay  tlber  die  Bodenfrage,  p   190  ff.    S.  nuch  Bastiat's  har- 
mooies  econom.,  ch.  b  u.  9.    Femer  Thiers,  de  ia  propri^tc,  bes.  B.  1,  Kap.  12. 
Besonders  bencblensirerth ,  weil  einige  GoDteqnenzen  dir  die  juristische  Anf» 
Ti^st] ng  des  Eigenthnms  sns  der  Arbdistheorie  siebend ,  ist  Leist,  ftber  die  Katar 
des  fiifenthuH, 
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,ieigeiien'<  Arbdteprodoetay*)  das  private  Grandeigentimm,  be- 
sonders Hanptarteo  desselben  wie  das  Undliehe  (Agrar-) 
Eigenihom,  wird  ebenso  auf  das  Moment  der  Hineinwendnog 

j^eigenerM  Arbeit  und  „eigenen"  Kapitals  in  den  Boden  begrflndet 
Die  „Arbeitstheorie"  verbindet  sich  als  Theorie  der  Begründung 
des  Eigenthums,  dort  mit  einer  „Spartheorie",  hier  —  so  könnte 
man  es  nennen  —  mit  einer  „Theorie  des  Bodenan bans". 
Sehliesslieh  lässt  sich  dann  die  Arbeitstbeorie  noch  veraUgemeinern 
sn  einer  Theorie  der  Begrllndong  des  privaten  Eigenthnms  anf  des 
wirthsebaftliehen  Erwerb  im  einselwirthsehafUiehen  Prodse- 
ticNuq^roeess  oder  in  der  Untemehmnng  —  dne  Erweitenmg  der 
Arbdtstheorie,  welohe  zur  Begründang  der  PriTateigentiranwinstita- 
tion  des  positiven  Rechts  in  jedes. etwas  entwickelteren  VolkswiHb* 
sehaft  mit  grösserer  Arbeitstheilung  nothwendig  ist 

C.  Eigenthumstheorieen,  welche  darauf  verzichten,  das  Privat 
eigenthum  als  nothwendige  Consequenz  der  menschlichen  Natur  zu 
erweisen  oder  es  allgemein  auf  ein  bestimmtes  Pnncip  oder  Ge- 
recbtigkeitspostalat  innerlich  %n  begründen.  Der  rechtsphilosopUsebe 
Gharaotor  dieser  Theorieen  konnte  eben  deshalb  bestritten  werdsa. 
Aber  jener  Versieht  enthftlt  nicht  bloss  eine  Negationy  sondern  dss 
wichtige  positiTC  Anerkenntnisse  dass  das  Prirateigenthnm» 
eben  weil  es  nicht  nach  jenen  anderen  Theorien  sieb  begr finden 
lasse,  nur  eine  Institution  des  positiven  Rechts  und  als 
solche  überhaupt  nur  auf  die  freie,  freilich  durch  Rücksichten  der 
social-ökonomischen  Zweckmässigkeit  und  der  Gerechtigkeit  be- 
stimmte Eechtsbil  du  ng  zu  begründen  sei.  In  diesen  Theorieen 
werden  daher  die  richtigen  Momente,  welohe  die  vorgenanntes 
Theorieen  en^alten»  anerkannt,  aber  nnr  als  Momente, 
welche  Ar  die  Gestaltung  der  PriTateigenthnmsordnns^ 
dnrch  das  Recht  von  diesem  letsteren  sn  bertteksichtigen  smd. 
Dagegen  wird  bestritten,  dass  sich  ausserhalb  des  poeitifas 
Rechts  die  Privateigenthumsinstitution  als  solche  überhaupt  durek 
jene  anderen  Theorieen  begründen  lasse. 

Die  Eigenthumstheorieen  dieser  dritten  Kategorie  unterscheiden 
sich  unter  einander  nur  darin,  wie  sie  die  Institution  dnrch  die 
Rechtsbildnng  entstehen  lassen.  Man  hat  frtther  wohl  einen  all- 


Vgl  Boscher  I,  §.  77.  Die  berechtigten  Einwinde  La8S«ll6*t  gegtB  <fe 
Übliche  Daretellung  der  Entstehung  des  Kapitals  (d.  i.  des  Kapitalbesitzes)  xind  die 
daraus  abgeleitete  Beg^rtüidang  des  Kapitaleigenthums  (Kapital  und  Arbeit,  S.  79 
müssen  «neb  hier  berttcksichügt  weiden.   S.  u.  §.  289  ff.,  §.  300. 
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gemeinen  Vertrag  aDgenommen^  durch  welchen  man  aas  allge- 
meiner Gütergemeinschaft  heransgetreten  und  das  Privateigenthum 
als  Institution  des  Rechts  begründet  habe  („  Vertragstheorie'').  ^) 
Diese  Auffassung  fällt  mit  der  unhaltbaren  Fiotioii  eines  solcben 
Vertrags,  fiiohtiger  gebt  man  bei  diesen  Tbeorieen  *iif  die  Q  n  e  1 1  e  n 
der  Reebtsbildnng  imliek  und  begründet  daber  das  Privat- 
dgentbmn  als  Insütntion  desgdlendeoBeefaliaof  Oewobnbeits- 
reebt,  QesettiuMl  staatliebe  Anerkennvng.  Die  bestfamnte, 
also  formulirte  Tbeorie  kann  man  etwa  die  Legaltheorie'' 
nennen,  die  fünfte  der  hier  zu  untersuchenden  Eigenthums- 
theoricen.  Die  Legaltheorie  wird  auch  in  diesem  Werke  ver- 
treten (§.  277  ff.)  jedoch  mit  der  Betonung,  dass  die  richtigen 
Pnncte  in  den  anderen  Tbeorieen  eben  im  Rechte  za 
Geltang  kommen  mUssen.  Die  Differens  der  Vertreter  der 
venebiedenen  Higenflumistbeorieen  in  den  weiteren  Conseqoenxeni 
die  sie  für  die  Eigentbmnsordnnng  ans  ibrer  Tbeorie  sieben,  ist 
sndi  keineswegs  immer  bedeutend.  Es  bandelt  sieb  Ar  die 
Nationalökonomie  jedoch  um  die  Führung  des  Nachweises,  dass 
unmittelbar  keine  der  vier  ersten  Theorieen  genügt  und  die 
Rechtsbildung,  bez.  heute  die  Gesetzgebung  viel  mehr 
freien  Spielraum  in  der  Eigenthumsordnung  hat,  als  zu- 
gegeben wird  nnd  werden  kann,  sobald  man  strict  eine  jener 
Theorieen  annimmt  nnd  die  Conseq Uenzen  aus  ihr  fttr  das  Reebt 
liebt  Die  Unbaltbarkeit  efaies  soleben  Verfabrens  in  der  Eigen- 
thamsfirage  wird  un  Folgenden  aaebsnweisen  gesnebt  Dadueb 
aber  wird  der  Boden  lllr  eine  soeiaKikonomiseb  riehtige  Eigen- 
thumslebre  gewonnen.  Die  vagen  Allgemeinheiten  unserer  Rechts- 
philosopbieen  genügen  in  dieser  Hinsicht  njcht. 

V.  —  §.  256.  Vorläufige  allgemeine  Beurtheilung 
dieser  Theorieen.  Die  specielle  Kritik  dieser  Theorieen  erfolgt 
in  den  späteren  Abschnitten  (§.  268  ff.).  Hier  sollen  einige  allge- 
meine Imtisebe  Bemeiknngen  TorangebeD« 


*<)  Ahrent,  HalUfMhl,  D.,  140.  la  dum  Ponote  «nehrfat  diita  ThaMto 

Mich  noch  bei  Kant. 

*)  Sie  findet  sich  bei  Uobbes,  (Lemth&n  c  24),  bei  Montesqaiea  (eepr.  des 
Ms,  ZXYL)  nod  neuerdingt  bes.  b«iB«iitham,  in  d.  tnitt  de lAgulatkw,  wo dinot 

ilie  These  verfochten  wird:  for  den  Gesetzen  kein  Eigenthnm,  nehmt  die  Gesetze  weg 
und  »lies  Eigenthnm  hört  auf.  Darüber,  Uez.  dagegen  s.  Corate,  traiti;  de  propr. 
IL,  3-13;  A.  Clement,  essai  sur  la  science  sociale.  I.  partie  1,  ch.  4,  bes.  p.  120  ff. 
I>ic  positiTen  Joristen,  bas.  tu  Fmikreich,  halten  sich  rielfach  an  dieie  I<«fBMMacis» 
Von  deotsoheii  Juiften,  v.     Hugo,  KechtipUlM.,  §.  104  ff. 
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A.  Die  beiden  ersten  Theorieen  unterscheiden  jedenfalls  mit 
Recht  den  eigentlichen  Entstehungsgrund  der  Privateigeu- 
thumsinstitution  von  der  äusseren  Erwerbsart  des  Eigenthnms 
im  concreten  Fall.  Die  Occupations-  und  die  Arbeitstheorie  iden- 
tificiren  fälschlich  diese  beiden  Momente.  Auch  wenn  in  diesen 
beiden  Theorieen  ein  ricbtiges  Postulat  der  Gerechtigkeit  für  die 
Gestaltang  der  Eigenthnmsordniing  anerkannt  wird,  so  ist  ein  sokhM 
Postalat  noch  kein  innere  Gmnd  der  Institution.  **) 

B.  Die  natürliche  Eigcmthmnstiieorie,  wie  sie  aäch  immer 
formtilirt  werden  mag,  z.  B.  in  der  Weise  von  Abrens,  wdcber 
„den  Grund  des  F.igentbiiius  allein  in  der  nothwendigen  lieziehun^ 
der  vernünftig  sinnlichen  Persönlichkeit  zu  den  Sachen"  findet, 
leidet  an  einer  viel  zu  ^^rossen  Vagheit  gerade  in  Bezug  anl  ihren 
Ausgangspunct.  Deshalb  lässt  sich  aus  dieser  Theorie  ebensogot 
eine  dem  Private igentham  gegnerische  (socialistisehe)  Rechtsordoimg 
tHr  die  Sachgtiter  begründen **)  and,  soweit  überhaapt  noch  etwa 
Prirateigenthnm,  httcbstens  einsolehesan  GebraaehsrermdgeB, 
nicht  an  Prodnctionsmitteln  (Boden  and  Kapital).  **)  8.  §.  262  it 

C.  Von  allen  principielien  Bedenken  gegen  Theorieen,  welebe 
das  Priyateigenthum  anders  als  durch  die  Rechtsbildnng  begründen 
wollen,  selbst  abgeselieu,  so  leiden  die  vier  erstgenannten  Theorieen 
und  ihre  etwaigen  weiteren  Abarten  au  dem  gemeinsamen  Fehler, 
das  Privateigenthum  in  abstracto  ganz  allgemein  aut 
eine  und  dieselbe  Weise  begründen  za  wollen.  Dies  ist  an 
möglich  y  wie  im  Folgenden  näher  nachgewiesen  wird.  £s  nom 
vielmehr  von  vornherein  aach  bei  jedem  Versache  der  Begrflnduig 
des  Privateigenthams  eine  Unterscheidang  des  letsteren  nack 
den  ökonomischen»  Zwecken,  welchen  die  im  Eigenthsm 
stehenden  Objecto  dienen,  nnd  dahernach  den  ükon  omischen  Fe  le* 
tionen  dieser  Ob  jecte  erfolgen,  üanachbestehengrund  verschie- 
den e  E  ige  n  tli  u  ni  sar  ten  (in  diesem  Sinne  des  Worts),  welche 
sich  nicht  aul  eine  und  dieselbe  Weise  ^ybegrUnden^'  lassen.  Die» 


*•)  Ahrcns,  Nat  r,,  II..  134  —  Aurh  Prondhon.       I  ;i\  '1  've  flwl 
naisten  Kritiker  der  EigenthumstheoheeD  aDterscheido&  hier  nicht  xichUs. 
*')  Ahrens,  IL,  1^4. 

^)  Wie  jangst  irieder  gegen  Treitsohke  ganz  folgerichtig  eingewandt  «urde. 
in  der  Worhenschr    ..Die  Wa^e'*  von  0.  Weist,  Sep.-Abdr.  Jiatt  r.  Traittckkr*. 

socialist  iieplik,  Lpz.  IS75,  S.  35. 

Die  mangelnde  Unterscheidung  dieser  beiden  Eigenthamsarten  ist  der  gr^^ 
und  folgen roichste  Kehler  der  Rechtsphilosophen.  Auch  Stahl  hat  die  FiB^  ki« 
trotz  der  richtigen  Unterscheidung  einer  doppelten  Bestimmung  des  VermögeH lickC 
gefördert,  HcchtsphiL,  IL,  1,  3.  Aufl.,  b.  3ti3.   S.  den  Text  unter  Nr.  C 
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« 

beacbteu  Jene  Ei^euthumsÜicorieeu  nicht.  Einzelne  Richtungen  der  ' 
Rechtsphilosuphie  haben  zwar  dicNothwendigkeit  betont,  das  Eigen- 
tbum  nicht  nur  abstract  zu  behandelD^  sondern  das  Moment  des 
Zwecks  zu   berücksichtigen  und   danach  verschiedene  Arten 
Eigentham  zu  trennen. Aber  die  Gonseqoenzen  dieser  richtigen 
Ansieht  sind  in  den  Versnchen  znr  Begründung  des  Privat- 
eSgenthnms  nicht  gehörig  gezogen  worden.    Die  Bechtsge- 
schichte  und  selbst  noch  das  heutige  Recht  wiesen  ebenfalls 
•of  eine  solche  Unterscheidung  der  Eigenthumsarten  in  der  ver 
sehiedenen  Stellung,  \vel(he  sie  dem  privaten  Grund-  und  dem 
Mobileigeiitbiim  gaben,  hin.  Aber  auch  dieser  Hinweis  des  Itechts 
selbst  ist  in  den  Eigenthurastheorieen  nicht  richtig  benutzt  worden. 
Die  apriorische  Construction  des  absoluten  EigenthumsbegrifiTs,  die 
neuere  Kecbtsentwicklung  unter  dem  Eintluss  des  römischen  Rechts 
baben  aneh  die  Beehtsphiiosophie  Uber  die  Untersoheidong  der 
fiigenthamsarten  nur  noch  mehr  hinwegsehen  lassen.  Diesem  fehler* 
haften  Verfahren  gegenüber  ist  der  Satz  aufzustellen:  dass  die 
▼erschiedenen  Prirateigenthnrnsarten,  welche  nach  den 
grossen  Kategorieen  der  ökonomischen  Zwecke  der  SachgUter  zu 
unterscheiden  sind,  je  auf  besondercArt  begründet  werden  nilissen, 
soweit  (Iberhaupt  von  einer  „Begründung"  ausserhalb  der  Kechts- 
bildung  gesprochen  werden  kann.   Auch  wenn  man,  wie  bei  den 
Eigenthnmstheorieen  der  dritten  Kategorie,  die  „inneren  Grttnde", 
welche  die  anderen  Theorieen  fUr  die  £igenthnmsinstitation  auf- 
steUen,  riehtiger  Weise  nur  als  Momente  gelten  Iftsst,  welehe  In 
dem  das  Privateigenthum  als  solches  schaffenden  Rechte  fHr  die 
Gestaltang  der  Eigenthnmsordnnng  massgebend  sein  müssen,  so 
^ind  in  der  lieweisfuhrung  diese  nach  den  Zwecken  der  Objecte 
tiiitersc'hiedeuen  Eigenthunisarten  genau  aus  einander  zu  halten. 
<iründe,  mit  welchen  bei  der  einen  Eigenthunisart  zu  argumeutireu 
ist,  erweisen  sich  leicht  bei  einer  anderen  hintällig.    So  ist  z.  B. 
die  Zartlckftthrang  des  l'rivateigenthums  auf  Arbeit  von  ganz 
anderer  Tragweite  bei  Mobileigenthum  als  bei  Grundeigenthnm. 

D.  Die  richtige  Eigenthumstheorie  muss  demnach  eine  Ein- 
tbeilung  des  Eigenthums  nach  dem  ökonomischen  Zweck 
and  der  ökonomischen  Function  der  im  Eigenthum  stehenden 
Sachen  zu  Grande  legen.    Hierin  liegt  auch  tUr  die  rechtsphiiosu- 

")  So  im  Keim  schon  bei  Pichte,  dann  bei  Krause  u.  bes.  in  leiner  Schul«. 
S.  Ahrent,  Hat  recht,  II.,  lüS;  Schmoller  Uber  Fichte  is  UUd«br.  Jahrb.,  V., 
4^.  S.  bes.  auch  Samter,  £iseiith.becritr  S.  293. 
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phische  Betrachtung  und  für  die  juristische  Construction  der  Privat 
eigenthumsinstitution  die  viel  zu  wenig  beachtete  Bedeutung  der 
nationalökonomischen  UDtenaohung  dieser  Institatioo.  Man 
hat  dag  Pmateigenthum  zu  einseitig  von  der  rechtlichen^  zu  wenig 
von  der  Okonomiaehen  Seile  anfgefaast  Dies  fiigeDthvm  mi  inäk^ 
simAehstReelitBiiistitaty  aber,  weil  es  sieh  auf  wirthachafBiehe, 
bes.  Saebgllter  besieht»  ist  es,  eiamal  vom  Rechte  anerkaiml^  sneh 
Wirthschaftsinstftiit,  nemiieh  der  rechtlich  formnlirte  Is- 
begriff  der  wirthschaftlichen  Macht  des  Eigenthümer«. 
Diese  Macht  aber  gestaltet  sich  wesentlich  verschieden  nach  der 
natürlichen  Beschaffenheit  und  nach  dem  ökonomischen 
Zweck  der  £igenthumsobjecte,  an  welche  Momente  daher  die  Be- 
grtlndinig  der  Institiition  nnd  die  Gestaitang  der  Eigenthamsord- 
nmig  ansvlLiitlj^eii  ist 

VI.  —  §.  257.  Eintheilang  des  Eigenthnms  aaek 
Zweeken  und  Objeeten.  A.  Dieser  nach  dem  Gesagten  er- 
forderlichen Eintheilnag  des  Eigenthnns  sind  twei  haspt- 
sächliche  Eintheilungsprincipien  zu  Grunde  zu  legen. 

1)  Das  erste  ist  die  Unterscheidung  von  Gebrauchs  ver- 
mögen und  Productionsmitteln  (Kapital  und  Boden):  das 
wichtigste  Eintheilungsprincip,  welches  von  der  Rechtsphilosophie, 
der  Jurisprudenz  und  dem  positiven  Privatrecht,  ja  gewöhnlich 
selbst  von  der  Natlonali^konomie  bisher  fast  gans  wibeaehtel  blieb. 
Dies  liat  in  primitiveren  Verhältnissen  des  Volkslebws  ondder 
Volkswirthsehalt  nach  der  thatsftchlichen  Gestaltung  des  Eigen 
thnms  weniger  Bedenken.  Es  wird  aber  mit  der  Entwfeklsng 
der  Volkswirthschaft  verhängnissvoll  ttlr  die  Begründung  und  Be- 
handlung der  Eigenthumsinstitution,  und  zwar  iuiuier  mehr  mit 
dichterer  Bevölkerung,  grösserer  Arbeitstheilung,  Trennung  von 
Stadt  und  Land,  Scheidung  von  besitzenden  und  nichtbesitzeih 
den,  besonders  Ton  grondbesitzenden  and  nicht-gmndbesitieiMkD 
Oiassen. 

2)  Das  «weite  HanpteintiieUnngspruicip  ist  aaoh  Ar  die 
nationalOkonomisehe  Betraehtnng  des  Eigenthnms  die  llbliehe  Unle^ 


**)  Vgl.  Mario,  WeltOkou.,  iL,  4'JD.    Der  Einwand  von  Juiisteo  ^  ^ 

BUntsekli  in  d.  JQ^smwtstir  ?.  4.  Ju.  1879).  da»  die  enle  DBtanehaidnf  mf» 

der  äusserllchen  ünfassbarkeit  der  Function  juristisch  unbrauchbar  sei,  triSx  g:er»^ 
bei  den  practisch  wichtigsten  Fällen,  bei  stehendem  Kapital  (Gebäude.  ilascliiBM- 
Wurkzeugti)  u.  beim  iktUeu  gar  nicht  2U  u.  ist  auch  beim  umiaufendea  Jia|tttil, 
W  den  Soll*  v.  HOtetoflto,  leicht  la  widerieseB.   Ib  VenwHig— oit  ia  * 
UnteneUed  andi  schon  fielftch  betobtet 
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scheidang  zwischen  beweglichem  und  anbeweglichem £igen- 
tham.  Diese  UoterscheiduDg  müSB  aber,  wenn  sie  nicht  eine  rein 
Imserliohe  bleiben  soll,  mit  der  entgenannten  eombinirt  werden. 
Oadnreh  gewinnt  sie  erst  ihre  wahre  Bedentnng,  welche  ihr  in  der 
Reehtswissensehaft  nnd  im  geltenden  Beeilte  grossentiidls  ond  viel- 
faeh  aneh  in  der  Na^al9konomie  flshlt 

An  diese  Haupteiutbeilung  muss  sieb  alsdann  eine  weitere 
Unterscheidung  innerhalb  der  genannten  Katego rieen  nach  den 
speciellen  ökonomischen  Zwecken  und  Functionen  der  ein- 
zelnen Bestandtheile  des  Eigenthums  anknüpfen.  Hterza 
liegen  wenigstens  beim  Grundeigenthnm  in  der  aparten  Stellung 
des  Bergwerksbodens,  d.  h.  hier  des  Mineralsnbstanzen  in  oder 
nnter  sieh  iiihrenden  Bodens,  nnd  snm  Theil  anoh  des  Waldbodens 
im  Rechte  schon  Anhaltspnncte  yor.**)  Die  Untcrscheidnng  moss 
nur  aoeh  prindpieUer  begründet  nnd  anf  andre  FlUle  analog  aus- 
gedehnt werden.  In  letzterer  Beziehung  ist  wiederum  derEiniluss 
der  Entwicklung  der  Technik,  der  Bevölkerungsverhältnisse,  be- 
sonders der  örtlichen  Vertheilung  der  Bevölkerung,  und  die  allge- 
meine Entwicklung  des  Wirthschafltälebens  zu  beachteo.  Die  hier 
üothwendigen  Unterscheidungen  sind  daher  nicht  ein  für  allemal 
g^ben  und  fär  alle  Länder  gleichartig,  sondern  zeitlich  und 
rinmiich  (geschichtlich)  wandelbar.  Dia  Entwickhing  des 
Maachinenwcsens  macht  x.  fi.  auch  im  Bechte  weitere  Unter- 
scheldangen  im  Kapitaleigenthmn '^),  die  Bildnng  grosser  Stftdte 

Die  Entwicklung  des  Bergrecht»  im  S^Titem  der  sogen.  Bergbaufreiheit ,  wie 
sie  wieder  im  Dcuesteu  Bergrecht  Preofleens  u.  a.  L.  zur  Anerkennung  gelangt  ist, 
M  «in  getos  typisch«  BeiipiMftlr  die  Oestaltanf  dm  Pkivateigeiitiuiiiiireehts  nach  Man- 

K  ibe  V  0 1  k  s  wirthscbaftlicher  Zweckm&ssigkeit.  Es  Ueibt  hier  nicht  dem  Belieben 
udcr  der  Indolenz  des  Gnindcigenthuiners  überlassen,  ob  er  die  in  seinem  Grondstück 
beändiichen  Mineralöubätanzen  gewinne  oder  nicht,  sondern  sein  Eigenthumsrecht  als 
mIcIim  heäAX  aieh  «nf  diese  Sntotiimii  gv  nicht  mit  Es  fauui  unter  gewiHen 
Caatelcn  auch  ein  Dritter  das  Kccht  erlangen ,  die^selbon  zu  gewinnen.  In  diesem 
Ausschluss  der  gCD.  Substanzen  aus  dem  Eigenthumsrecht  de:3  EigcnthUmers  des 
üoUtiUä  und  in  dieser  Nöthigung  dcü  iugeutliumeni,  Andere  auf  seinem  Grundstück 
flchaiftn  zu  lassen,  liegt  eher  gegentlber  dem  absolm  geftssten  Orandeigenthnm  elie 
wesentliche  GebrauchsbeschränkuQg  im  Gemeinschaftsintcresso.  Vgl. 
über  das  Bergrecht  Kau- Wagner,  Finanzwiss.  1.  A.,  I.,  191—193,  2.  A.,  I., 
210.  Die  Beschränkung  des  Waldcigeuthümers  in  Bezug  auf  die  etwaige  voll- 
ständige Abholzung  und  auf  die  BewirthschaAang  der  Forsten  im  Allgemeinen  enthih 
/I -ichfalls  eine  principiell  berechtigte  Eigenthumsbeschränkung  nach  dem  Gemein- 
haftsiuteresse,  weiche  mit  den  UbiicheD  Einwendungen  gegen  Staatsbevormundung 
aicht  als  unstatthaft  bezeichnet  werden  kann.  Vgl.  Raa,  Ywachpolit.,  I..  §  158,  bes. 
156  II.,  Roscher,  II,  Nnt-Oek.  d.  Ackerbew,  §.  188,  19d  ff. 

*•)  In  der  Fabrikgesetzgebung,  bes.  in  der  Weise,  wie  sie  in  England 
Miegebüdet  wude,  zeigt  sich  dies  mehr&ch  characteristisch,  so  in  der  Verschiedenheit 
dtt  Spudrihwri—iungen  Utk  der  ftneUedenen  teeliB.  Matar  der  Gevefbszweige  nnd 
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ebenso  im  Gniiideigenthiim  und  in  leteterem  eelbet  noeh  weiter 
innerhalb   der  Kategorie  des  stftd tischen  GmndeigeotliiUBS 

(„gross städtisches"  —  „kleiubtädtUches*';  zweckmässig,  unter 
Umständen  nothwendig  (§.  352  ff.) 

§.  258,  —  B.  Bei  der  Durchführung  der  Eintheilung 
nach  diesen  Frincipien  ist  ferner  noch  Folgeudes  zu  beachten. 

1)  Die  principale  Unterscheidung  zwischen  Gebrauchs  ver- 
mögen und  Productionsmitteln  (Kapital  und  Boden)  gestaltet 
sieh  nach  dem  Früheren  (§.  88 — 31)  vom  einzei-  nnd  yolks* 
wirthschafUiehen  Standpnnete  ans  nicht  ganz  gleiehmisaig.  Volks- 
wirthsehaftliehes  Gebranchsvermögen  kann  in  die  emselwirthschaftr 
liehe  Kategorie  des  Kapitals  fallen.  Für  die  Fragen  des  Privat- 
eigenthums ist  die  einzelwirthschaftliche  Unterscheidung  im  Allge- 
meinen massgebend. 

2)  Die  wichtige  Unterscheidung  zwischen  beweglichem  uBci 
unbeweglichem  Eigenthum  gewinnt  im  Laufe  der  WirthschatW 
entwicklung  eines  Landes  ebenfalls  eine  verschiedene  vrirthschaft- 
liche  Bedeutung,  welche  fUr  das  Becht  nicht  gleiehg;Utig  ist  Das 
bewegliche  Eigenthnm  pflegt  von  vorneherein  im  höheren  Maasse 
Arbeitseigenthnm  zn  sein,  d.  h«  anf  dem  Erwerb  direet  oder 
(unter  Vermittlung  des  Kapitals)  iudirect  durch  Arbeit  zu  beruhen. 
Das  unbewegliche  Eigenthum  ist  zunächst  Eigenthum  an  eineni 
blossen  Naturfactorund  beruht  auf  der  ersten  Besitznahme 
(ersten  Occupationj,  eventuell  auf  Gew^alt  gegen  die  früheren  Be- 
sitzer. Später  wird  aber  auch  das  G  rund  eigenthnm  durch  Hinein 
wendnng  von  Arbeit  und  Kapital  mehr  nnd  mehr  ArbeitseigSD- 
thnm  (intensive  Landwurthschaft,  intensives  Wegeweeeo,  — 
auch  Gebändeeigenthum).  Beide  Eigenthnmsarten  nähern  sich  sbo 
einander  in  ihrer  Ökonomischen  NatnrallmlUig,  was  auch  eine  A  nnihe- 
rung  des  Grundeigenthumsrechts  an  das  immer  absoluter  gefa&^tc 
Mobileigenthumsrecht  rechtlertigt.    Aber  niemals  wird  das  Grumi 
und  Gebäudccif^enthum  so  reines  Arbeitseigenthum  wie  das  be 
wegliche. Die  völlige  Gleichstellung  im  KechtC;  woran! 
die  neuere  Entwicklung  in  Theorie  und  Praxis  immer  mehr  bin 
drängt,  ist  eben  deshalb  stets  ein  ökonomischer  Fehler. 

**)  Die  £iKeut]iiiiiit&affe  bftDft  hier  zUMmmeo  mit  der  Theorie  der  Griai- 
re A  t c.  Ich  hüte  an  den  Ktm  der  R  i  c a  r d  o  -  T h an en  sehen  GrajidnBlentheone  (tu 

S.  u.  §.  301.  üeber  die  ganze  Streitfra|K:e:  Beroiis,  krit.  Do^mengesch.  d.  Gfomi- 
reute,  L|>z.  ISöb.  Ueu  Zu&anuueuli&ug  der  Keuteulchro  uit  der  (ifgadeigenthumsfry 
hat  neoMdiiiga  wieder  Cairnes  in  8.o.  gen.  Abh.  ttber  peUL  eooa.  mmI  laad  kMt 
ettsays  p.  193  fi'.  £r  entscheidet  die  Frage  ähnlich  wie  ich.  Ve^gL  aseh  Platiar 
jau  (iruttdreatentheorie,  Hildebr.  Jahrb.  lb7S,  L,  67. 
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3)  Die  Unterscheidung  von  Kapital-  und  Grundeigenthum 
lägst  sich  auf  Gebäude,  mitunter  auch  auf  gewisse  grössere 
maschinelle  Einrichtungen,  weichein  dauernder  Verbindung 
mit  dem  ßoden  stehen,  nicht  streng  anwenden.  Gebäude  tbeilen 
die  dkonomische  EigenthUmlichkeit  beider  EigenthumBarten  und 
zwar  wieder  in  wecbselndeoi  Verhältniss.  Vom  Bechte  ist  nament- 
lieh  zn  beachten,  wie  weit  Gebftade  die  ttkonomiscbe  Natur  von 
Grnndeigenthnm  (besonders  hinsiobüicb  der  Rentenbildang  anter 
dem  Einfluss  der  Conjunctur,  §.  76 — 81)  annehmen.  Das  gross- 
{«läiitische  GehUudeeigenthum  bezieht  gewöhn  lieh  in  umfassen- 
dem Maasse  Renten,  welche  nicht  auf  individuelle  ökonomische 
LeifltODgen  des  Eigentbümers  zurtlckzufUbren  sind  (§.  352  ff.) 
ond  verlangt  deshalb  im  Rechte  eine  Sonderstellung. 

§.  259.  —  C.  MitBenntznng  der  dargelegten  EintheUangsgnmd- 
lilie  Itat  Bich  folgendes  Schema  fflr  die  Eintbeilnng  des 
Eigen  tbn ms  anstellen.  Dasselbe  geht  in  der  Specialisinmg  «o 
weit,  als  es  hier  fttr  die  Lehre  vom  allgemeinen  wirthsehaft- 
liehen  Verkehrsrecht  nach  dem  gegen wiirtigen  Stande  der  volks- 
wirthscbaftliehen  Entwicklung  in  den  Ländern  der  europäischen 
«  nltur  nothwendig  erscheint.  In  der  Praxis  braucht  man  nicht 
liberall  soweit  zu  speoialisireD ,  jedoch  hier  und  da,  z.  B.  in  Be- 
treff des  GrandeigenthnniSi  auch  heute  schon  weiter.  Und  die  Ten- 
denz der  hiiheren,  grossere  Arbeitstbeilang  mit  sich  ftlbrenden 
Entwicklung  der  Volkswürtfascbafl  ist  es:  immer  feinere  Specia- 
lisirnogen  des  Eigenthnms  fttr  alle  Ökonomischen  und  Rechts- 
fragen, welche  sich  an  das  letztere  knüpfen,  nothwendig  zn  machen. 
Fm  einzelnen  Lande  und  Zeitalter  muss  darüber  die  Beobach- 
tung der  ökonomischen  Function  des  Eigenthums  entscheiden.^^) 

(L)  Eigenthum  an  Gebrauchsvermögen.  Dasselbe  kann 
in  zweifacher  Weise  eingetbeilt  werden. 

Einmal  nach  dem  oben  dargelegten  Gesichtsponcte: 

(A.)  Eigenthnm  an  beweglichem  GebrancbsrermOgen,  nemlicb 

(1)  an  VerbranchsvermOgen  (z.  B.  Nahrnngsmittel), 

(2)  an  Nutz  vermögen  (s.  B.  Kleider,  WSsche,  Betten,  MObel). 
(B.)  Eigentham  an  unbeweglichem  Gebrauchs  vermögen, 

nemlich 


■*!  S.  oben  §.  27.  Die  folgende  Eintbeilung  berührt  sich  mit  den  üblichen  Ein- 
theüaogen  des  Vermögens,  des  Kapitals,  des  Bodens  und  zum  Theil  der  Arbeitsartea 
in  den  Lehitoebeiii,  uUt  aber  nicJit  damit  nuammen.  Vgl.  Hau,  VoUawirütsdiaftf- 
lahre,  §.  S6  ff.,  94  ff.,  119,  133  ff.;  Boachar,  Syst,  I.,  33,  34,  38.  42,  43. 
A.  Wftffner,  Onuiltfiuif.   S.  Aufl.  34 


I 
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(1)  an  flöfen,  Gärten  a.  g.  w.  (Parks), 

(2)  an  Area  (Tenne)  für  Wohngebände, 

(3)  an  Wohngebftaden. 

Sodann  eine  zweite  Eintheilang  nach  der  Beziehang  zt 
den  Arten  der  Bedürfnisse  uiul  der  Grösse  des  Bedarfs  der 
Individual-  und  Familicuwirthschait,  eine  Eiutheüuog,  weiche  a.  A. 
fttr  das  sociale  Steuer  recht  wichtig  iBt 

(A.)  GtobranehBTermOgen,  qualitativ  geeignet  und  qnantitaiif 
auareiebend  für  die  Befriedigung  der  nothwendigen  Exialmbedflif 
nisBe  (§.  96  ff.) ; 

(B.)  desgl.  der  ExisteuzbedUrfnisse  zweiten  Grads  im  übhcka 
Umfange ; 

(C.)  desgl.  der  Üppigeren  Befriedigung  dieser  letzteren  (Luxus* 
rermOgen) ; 

(D.)  desgl.  der  QulturbedUrfriine. 
•   (II.)  Eigenthum  an  Produotionamitteln. 
(A.)  Kapitaleigenthum, 

(1)  an  beweglichen  Productionsmitteln, 

(a)  Eigentbiim  an  Geldkapital,  als  dem  Kapital  illr  allt 
Verwendungsarten  j  • 

(b)  Eigenthum  an  anderen  bewegliehen  ProdnetioaaButtei^ 
als  dem  Kapital  fUr  speeielle  Verwendungsarteni  nemlicb 

(a)  an  stehendem  Kapitali  besonders  an  Masohinen, 
{fi)  an  umlautendem  Kapital,  besonders  an  Haupt-  ni  J 

Hilfsstoffen,  dann  an  Unterbaltsmitteln  für  die  Froducenten  währeiiJ 

der  Dauer  der  Production. 

(2)  Eigenthum  an  Kapitalien,  welche  mit  dem  Boden  mehi 
oder  weniger  untrennbar  Tcrbunden  worden  srnd,  nemUeh  Oe* 
bftude  und  gewisse,  der  Produetion  dienende  teohniseiie  BsI 
riehtungen  am  und  im  Boden. 

(B.)  Grundeigenthum, 

fl)  an  Grundstücken  (Plätzen)  fllr  Gebäude  und  für  ded 
Standort  der  Production  überhaupt:  im  Wesentlichen  atädtiscbei 
Grundeigenthunif  dessen  weitere  Untersobudung  in  grosastidti- 
sohes  und  kleinstädtisches  nothwendig  werden  kann  und  bd 
uns  im  Allgemeinen  schon  nothwendig  geworden  isf*) 


^)  Eine  solche  Uuterscheidang  ist  dem  Hechte  bereits  nicht  mehr  ginzlich  freuif 
im  b  ioanzrecht  kommt  sie  mehtbch,  wie  in  Oesterreich,  Prensien,  hd  iir 
Qebäudeateuer  vor.  indem  diese  Steuer  in  den  grOttertii  Olton,  d.  h.  in  äm<i< 
wo  die  M«hnahl  der  Hineer  im  Wege  der  VermietlinBS  nutete  g&matM  «JnL 
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(2)  Grundeigenthum  an  Grundstücken  (Platzen)  für  die  Auf- 
findang  nnd  Aneignnng  solcher  umorgaiiischer)  Stoffe  im 
Boden,  welche  in  ihrer  natttrliehen  Form  za  weiteren  Pro> 
dnetionBzwecken,  eventnell  anch  als  G^branchsvermOgen  unmittelbar 
ta  Gonsnmtionszwecken  dienen ^  ohne  rieh  spontan  oder  durch 
Eioflnss  des  Menschen  wieder  so  erzeu^en^^:  im  Wesent- 
.liehen  Bergwerksbodcneigenthum,  d.  h.  Eigenthuni  an  Boden, 
welcher  Mineralsubstanzcn  etc.  führt. 

(3)  Grundeigenthum  an  Grundstücken  für  die  Aneignung 
(durch  Thätigkeiten  des  Sammelns,  Jagens,  Fischens  u.  dgl.  m.) 
solcher  (organischer)  Stoffe  (Pflanzen,  Thiere),  welche  gleichfalls 
sehen  in  ihrer  natttrliehen  Stoffform  sn  Froductions- 
swecken  oder  als  GtobranchsTermOgen  dienen  können,  rieh  aber 
spontan  ohne  menschliches  Zathnn  wieder  erzengen: 
101  Wesentlichen  Eigentfanm  an  Jagd-  nnd  Fischereigrflnden, 
an  natürlichen  Weiden,  am  Boden  wild  wachsender 
Pflanzen,  Bäume  (Urwald),  an  Torflagern  u.  dgl.  oi.j 
eventuell  auch  der  Boden  der  Quellortc. 

(4)  Grundeigenthum  an  Grundstücken,  um  auf  denselben  unter 
Einwirkung  menschlicher  Arbeit  and  Kapitals  die  Stoffe 
des  Bodens  nnd  der  Lnft  erst  in  die  dem  mensehliohen  Bedttrfniss 
eotsprechende  pflanzliche  Form  zu  bringen**):  im  Wesentlichen 

(a)  Iftndlicbes  oder  agrariscbes  Gmndeigentbnm  an 
Aeckem  nnd  Wiesen, 

(b)  Waldeigenthum  an  Kunst-  und  C  ultur  waldern. 

(5)  Eigenthum  an  den  zur  Conimun  ication  dienenden 
UrandstUcken :  Wege-  oder  Straaseneigenthum.^^)  Dasselbe 

Bach  dem  Mietbertng,  iu  den  abricen  Ürtea  nach  anderen  Merkmalen  aufgelegt 
wird  ((Vsterr.  Haoszins-  und  HamclMBenstenor).  Eine  üntencheidung  zunichft 
nach  äusseren  Zveckmüssigkeitsgrunden,  wurin  aber  Joch  implicite  das  AncrkenntniM 
liegt,  da.^s  mit  der  ökoDoniscliea  K«tar  nnd  Steiloos  Mcb  die  lecliüicbe  Behwidiuiis 
TerschiuUcu  sein  kann. 

**)  So  ireolgstens  in  der  grossen  Mehmhl  der  FtUe.  Ctwaa  tbireichend  steheif 
i.  B.  die  LooHUten  der  St  eiuölqnellen,  Mineralquellen  und  der  gewöhniicheii 
Wasserqoellen  da.  lUosciben  sind  in  mancher  Hinsicht  mehr  zur  folgenden  dritten 
Bodenkategorie  zu  rechnen. 

^  Hksr  spielen  die  Liebig'sche  Bodenerscböpfiingsfrage  und  die  mit 
ihr  zusammenhängenden  Panctc  der  Pflau/.<  iij  liy^iulogie  und  Pflanzenemühning  in  die 
ökonomische  Würdigung  dor  Grnndstticko  und  damit  in  die  fTrnndeigcntbum->frair«'  hinein. 
VgL  die  treffliche  Schrift  von  Gonrad,  Liebig 's  Ansicht  r.  d.  BodenerüchOpl. .  Jena 
18S4.  bes.  8  ff. 

Von  allen  Arten  des  Grundeifenthums  noch  am  Wenigsten  nntorsucht,  weder 
juristisch  noch  nationnl'^kononnsch ,  obwohl  d?e  practisch  hier  wichtigste  Anwendung 
des  Ezpropriationsrechts  sowie  das  Wegeseifitutswesen  eine  principielle 
Untemichiiiig  Mer  bei.  nahe  legte. 

54  • 
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ist  wciscntlich  nach  technisehen  Momenten  nnd  nach  den  mit 
diesen  zum  Theil  wieder  zusammenhängenden  Verhältnissen  der 
B  e  n  u  t  z  b  a  r  k  e  i  t  der  Wege  za  specialisirei].  Befionders  wichtig  ist 
der  Unterschied*®): 

(a)  von  Wegen  y  welche  in  der  Hauptsache  eine  he  Ii  eh  ige 
Benutsong  zu  Transporten  gestatten,  wie  die  gewöhnliehen  Lao4- 
wege,  die  See,  die  Fittsse^  and 

(b)  Wegen,  bei  weleben  der  Transportdienst  ans  teehniMbeD, 
im  Wesen  des  Weges  liegenden  Gründen  fest  organisirt  setn 
muss,  wie  besonders  hei  den  Eisenbahnen,  als  (nach  Weher) 
denjenigen  „Strassen,  auf  welchen  sieb  die  Fuhrwerke  nicht  be- 
liebig auf  allen  Stellen  ihrer  Breite,  sondern  auf  festbestimmten 
eisernen  Spuren  bewegen". 

§.  260.  —  D.  Dieses  Schema  der  ölLonomisehen  (Sach-)  Eigen- 
thmnskategorieen  bat  für  die  Lebre  vom  Eigentbnm  wesentlicbe 
Bedentong. 

1)  Es  zeigt  zonftebst  die  grosse  Versebiedenbeit  der 
Bestand tb eile  des  Frivateigentbams.  Jede  Eigentbnmsart  wnkt 

in  wirthschaftlicher  und  socialer  Hinsicht  auf  den  Eigenthümer  nnd 
aul  die  ganze  Bevölkerung  anders  ein.  So  weist  das  Schema 
darauf  bin,  dass  der  Versuch,  das  „Privateigenthum  an  sich"  in 
abstracto  und  ohne  KUcksicbt  auf  diese  verschiedenen  Kategorieeo 
seiner  ökonomischen  Zwecke  and  Fonetionen  zn  begründen,  von 
vorneherein  verfehlt  ist 

2)  Dasselbe  gilt  von  aller  prineipiellen  Polemik  gegeo 
das  „Privateigentbnm  an  sieb".  Die  versobiedenen  OrBade 
für  nnd  wider  diese  Institution  haben  einen  ganz  versebiedenea 
Werth,  je  nachdem  unter  Eigentbnm  die  eine  oder  die  andere  Art 
verstanden  wird.  Die  wissenschaftliche  Polemik  gegen  dies 
Eigenthum  richtet  sieh  daher  nicht  gegen  das  ganze  Recliti 
Institut,  sondern  nur  gegen  bestimmte  E ige n t humsarteo 
nnd  auch  gegen  diese  nur  unter  Voraossetzung  einer  bestimmteo 
reebtlieben  Formnlimng  nnd  in  gewissen  Zeiten  nnd  Ländern. 
Dies  gilt  aneb  von  der  neueren  Polemik  des  wissensebafUieheD 
Soeialismos,  welche  sieb  vomemliob  gegen  das  PrivatdgenthvD 
an  Prodnetionsmitteln  in  unserer  beatigen  Volkswirtbsebaft  wendet'^ 


*<^Vgl.  darüber  Bau  - Wagner,  Finanzwiss.,  1.  A.,  U  §•  216,  2.  A.,  L,  §.  254  i 
Saz.  Verkehnmittel,  2.  B.,  Wien  1877.  fS79. 

Die  landläufige  Polemik  der  Gegner  der  Socialittten.  wie  sie  z.  B.  in  der  Presse 
der  liberalen  und  cozksenratiren  Parteien  gefahrt  wird,  gipfelt  meistens  in  dem  ?s^ 
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3)  Aiieb  die  Anfstelliing  des  ttblichen  engen  juristischen 
(Priyftt-)  Eigenthnmsbegrriffs,  welcher  abstraet  a  priori 

eoostruirt  wird,  erweist  sich  sofort  als  theore ti sch  verfehlt. 
Sie  ist  aach  prac tisch  bedenklich,  wenn,  wie  in  der  modernen 
Jurisprudenz  und  im  modernen  Recht  unter  römisch- rechtlichem 
Ginflass,  nun  aus  dem  eincD  Eigentbamsbegriff  fttr  alle  Arten 
Figenthum  die  gleichen  Consequenzen  gezogen,  daher  z.B.  dem 
£igenthttiiier  die  gleichen,  möglichst  absolnten  VerfOgangs-  nnd 
AnsseUasBbeAignisse  gegeben  werden. 

4)  Die  blosse  Untmeheidnng  von  Mobil-  nnd  Gr  nn  deigen - 
thnm,  welobe  das  ältere  nnd  neuere  Recht  kennt,  ^^enUgt  noch 
oicht.  Die  Rechtsentwicklung  muss  der  weiteren  wirthschaftlichen 
TheiluDg  der  Eigenthumsarten ,  einer  Folge  veränderter  Technik 
nnd  Ockonomik  des  Wirthschaftslebens,  nach  Massgabe  des  obigen 
Schemas  folgen.  Dies  ist  fast  gar  nicht  geschehen.  Es  sind  neue 
ökonomische  Eigenthomskategorieen  in  die  alte  Schablone  gezwängt 
ond  so  z.  B.  das  moderne  Kapitaleigenthnm  nnd  das  grossstttdtisohe 
Gnmdeigenthnm  verkehrt  behandelt  worden.^*) 

5)  Diese  verkehrte  Stellung  im  Rechte  hat  dazu  geführt, 
dass  einzelne  Eigenthnmskategorieen  eine  dkonomisch  nnd  social 
vielfach  bedenkliche  Function  ausüben,  was  m.  E.  z.  B.  für  gross- 
städtisches Grund-  und  Gebäudeeigenthum,  mindestens  unter 
deo  continentalen  Hau-  und  Wolinungsverhältnissen,  nur  bei  ab- 
sichtlichem ^icht-sehen-woilen  geläognet  werden  kann  (§.  352  ff.). 
Darans  ist  wieder  die  Polemik  gegen  derartiges  Eigenthum  hervor- 
gegangen: an  sich  oft  mit  Recht ,  nnr  dass  dieselbe  dann  häufig 
wieder  zn  sehr  yerallgemeinert  wnrde.  Eine  Widerlegung,  z.  B. 
der  socialistischen  Angriffe  auf  ^^Eigenthum''  muss  an  der  Hand 


WTiTft'.  rla-'i  fl»M-  Sooialbmus  „Abschaflung  des  Eipenthums"  predige:  eine  tcodenziöett 
oder  übcrü^chlichc  EntstcUuiig.    S.  o.      104c.    Schnffle,  Quintess.  d.  Soc. 

^)  Hier  rieliC  sieh  die  Tollst&ndige  VernaeUisaignug  nationalökononiscber  Studien 

wi  unseren  Juristen,  worüber  L.  v.  Stein  mit  rollern  Rechte  so  herbo  Klagte  führt. 
Die  Rom  aniston  sind  sicli  nicht  klar  über  die  irnindvorschiedeno  Gestaltung  der 
antiken  und  dcrmodernoa  Winhsühaftäumeruebuiuugcn,  wie  sie  z.  B.  Kod  b  ortun 
mdblerhalt  darlegt.  Die  Oerma nisten  baben  zwar  fiel  mehr  die  Abhängigkeit  des 
BadUi  fen  der  G<  !>taltung  der  Wirthscbaft  und  die  daraiw  bervorgeheode  Wechsel- 
virVun^  von  Kecht  und  Wirtlischaft  '-rkannt.  Aber  sie  ziehen,  wie  die  geschicht- 
liche Kechtsscbule  überhaupt,  keine  genügenden  Consequenzen  für  die  Gegenwart, 
wfllehe  ihrendts  ein  ? erftndertos  Wirthscbaftsrecht  brancbt,  weil  sie  rollstlndiif 
tndere  ökonottischü  und  technische  Verhältnisse  in  der  Wirthsohaft  besitzt  Auffassungen 
wie  diejenigen  W.  Arnold 's  steb'ii  unter  den  positiven  Juristen  doch  noch  sehr 
vereinzelt  Vgl  s.  Galt  u.  Recht  d.  i{ömer  S.  46  S.,  99  ü'.  u.  Gusch.  d.  £ig.  S.  202  ft'. 
Sehr  richtig  aacb  Samter,  Eigenth.begr.,  bes.  S.  398« 
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obigen  Schemas  spec ialisiren  und  danach  besümmen,  ob  aofl 
wie  weit  die  Polemik  im  einzelnen  Falle  begründet  ist*  1 
YU.  —  §.  261.  Uebersioht  der  ttkono mischen Haipti 
punote  der  Privateigenthamslehre.  Im  Folgenden  wUl 
die  Anffassang  des  Eigenthnrns,  welehe  im  Voransgehenden  gmrdl 
dargelegt  ist,  ihre  genauere  Begründung  tinden,  und  zwar  uameniiici» 
hinsichtiich  folgender  Punote: 

1)  Die  innere  Begründung  des Frivateigentkams  schleck- 
weg  durch  die  Tier  ersten  oben  genannten  Theorieen  wird  sieb  tli 
nnlialtbar  erweisen»  '§.  262—277.  1 

2)  Das  Privateigenthnm  ist  nur  anf  die  Rechts bildung  xJ 
begründen.  Die  letztere  bat  sieh  dabei  aber  durch  die  richtigeJ 
Gesichtspunctc  der  Zweckmässigkeit  und  Postulate  der  Gerechtig- 
keit leiten  zu  lassen,  welche  in  den  anderen  vier  £igenümmfi*| 
theorieen  enthalten  siudi  §.  278  fif.  • 

3)  Diese  Gesiohtspuncte  und  Postulate  haben  iUr  die  einselnen 
Eigenthnmsarten  eine  wesentlich  Tcrschiedene  Bedeatan^ 
In  der  weiteren  Untersuchung  sind  daher  die  yerschiedenea' 
Ei  geut  hu  ms  theorieen,  dem  obigen  Schema  gemäss,  ausein-' 
ander  zu  halten,  besonders  auch  iür  die  Fragen  in  Bezug  aaf' 
die  Ausdehnung  des  Privateigenthums ^  daher  der  Stellung  des' 
letzteren  und  des  G emeineigenthnms  zu  einander  (Kap.  3— d 
unten).  Mehrfach  ist  dabei  auch  an  beachten,  dass  jene  Kate- 
gorieen  mit  dem  Wechsel  der  geschichtliohen  Phasen  des  Wntb- 
schaftslebens  und  der  Technik  eine  Tmehiedene  ökonomische 

deutung  erhalten. 

4)  Die  apriorische,  abstract-absolute  ForinulirnDg 
des  juristischen  Privateigeuthumsbegriffs  ist  principieü 
unhaltbar,  bei  jeder  Art  Eigenthums  mehr  oder  weniger,  bei 
gewissen  Arten  in  hohem  Maasse.  Ein  allgemeiner  ESges- 
thumsbegriff  ist  so  weit  zu  fassen,  dass  er  auf  die  yerBchiedeaeB 
Eigenthumsarten  anwendbar  ist.  Er  verlangt  aber  dann  für  jede 
der  letzteren  noch  eine  besondere  engere  Fassung,  §.  283  IT. 

b)  Ebenso  unhaltbar  sind  die  Folgerungen,  welche  m:m 
aus  jenem  absoluten  Eigenthumsbegriö*  iUr  die  Eigentbumsord- 
nung,  für  die  Ausdehnung  und  den  Inhalt  des  Pri?atei^< 
ibums  gezogen  hat,  §.  285  ff. 

6)  Jede  der  grossen  Ökonomischen  Eigenthnmskate* 
goriecu  muss  vielmehr  im  Princip  ihre  in  vielen  wichtigen  Punetn 
besondere  Eigenth umsordnuug  erhalten.    Wie  weit  die^^ 
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PoideruDg  im  positiyeii  Recht  xa  verwifklielieD  und  wie  und  wie 
'  weit  alfldann  zn  specialisiren  ist,  das  hängt  weeentlich  yon  der 

Entwicklung  der  Technik  und  des  Wirthschaftslebens 
ab.  Diese  Entwicklung  niuss  also  beobachtet  und  das  Ergeb- 
iiiss  der  Beobachtungen  zu  entsprechenden  Keformen  des  Eigen- 
tbomsrechts  benutzt  werden.  Es  ist  dies  der  richtige  aud  wichtige 
Gedanke,  welchen  Rodbertus  scharfsinnig  und  überzeugend  für 
'  eine  Hmaplart  des  £ige&thiiiB%  das  ländliche  Gmndeigentham,  and 
i  ilr  ein  Hanptgebiet  des  auf  dasselbe  besligUchen  Rechts,  fttr  die 
Venchnidnng  des  Gnindbesitses,  Terfoehten  hat^)  Dieser  Gedanke 
ist  nur  ftlr  alle  grossen  ökonomischen  Eigenthumskategorieen  nnd 
ihr  Recht  richtig  zu  verallgemeinern,  um  ein  Princip  von  funda- 
mentaler Bedeatimg  fUr  das  Rechts-  und  VVirthschaftsleben  zu  ge- 
winnen. **) 

2.  Hauptabschnitt 
Krittk  der  Xhearleen  Mr  die  Begrttndniig  dmm 

1.  Abschnitt. 

L  Me  ntMiehe  und  die  nattlrlleh-Okonomlsche  Eigenthansfheerte. 

I.  §.  262.  Die  natürliche  Eigenthumstheorie (§.  255  A.  1). 
Sie  ist  von  der  Rechtsphilosophie  gewöhnlich  ohne  besondere  Her- 
vorhebung der  wirthschaft liehen  Natur  des  Menschen  aufge- 
stellt worden.  Im  Folgenden  wurd  sie  annlobst  anch  ohne  Berttck- 
siehtignng  der  Modification  geprOfI,  welche  sie  als  natttrlioh- 
dkonomisehe  oder  sweite  Eigentbnmstheorie  erhält. 

A.  Die  natttrliehe  Theorie  leitet  das  Privateigenthum 
schlechtweg,  nicht  bloss  einzelne  Arten  desselben,  unmittelbar 
aus  dem  Begriff  und  Wesen  der  individuellen  Persönlichkeit  mit 
ihren  individuellen  sinnlich-sittlichen  Lebenszwecken  und  ihrer  Auf- 
gabe der  „freien  Gestaltung  der  Lebensweise^^^)»  oder  der  „Öeibst- 

Vgl.  Rodhcrtus'  classischcs  Work:  Zur  EAlAmng  und  Abhilfe  der  heatigea 
Creditooüi  des  Grundbesitze,  2.  B.,  Jeoa  1869. 
^  UebereiDStiiiinieiid  SftBter,  EfgentLbegiiC 

Proudhon,  qn'est-cc  quo  la  propr.  eh.  2,  $.  1.    De  Lareleye,  piopr. 
S.  390.    SaintfM-.  (ies.  u.  Priv.eipr.  S.  40. 

*)  S  tu  Iii,  i^colitaphil..  II.,  1,  £r  ötellt  hier  dem  Vermögea  eine  doppelte 

BotlHBUg,  BefHedigmig  durch  die  iosseren  GegeosOnde  und  HeriBchaft  aber  sie 
nr  freien  Geataltnni^  der  Lebensweise.  Beides  sei  untrennbar,  jedes  nur  in  Beziehung 
auf  das  aadere.  Der  Fehler  der  Eigeothamsthooneen  sei,  dabs  bald  nur  das  eine,  wie 
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bethätigUDg^S  i^Selbstbehaaptiing'^  und  ,,SelbsterweitentBg''  alt  notii* 
wendige  Folge  ab.  Hiergegen  ist  einsnwenden: 

1)  Diese  Ableitung  des  Pri?ateigenthnms  ist  ke  ine  BegrSndooi! 

der  Privateigenthumsinstitution ,  sondern  zunächst  nur  eine  pctilw! 
priucipii.  Denn  es  fehlt  vollständig  der  Nachweis,  dass  die  Per- 
sönlichkeit ausschliesslich  nur  durch  jene  Institution  ik« 
Zwecke  erreichen  könne.  Man  kann  nur  zugeben,  dass  das  Sood» 
eigentbom  hierfttr  eine  der  mögliehen  Beehtsgeslaitangiil 
im  Gebiete  der  VermQgenswelt  ist.  Ob  auch  nnr  die  beste,  «hi 
bleibt  die  erst  zn  beantwortende  Frage. 

2)  Selbst  wenn  man  aber  diese  „Begründung"  des  EigenthuiM 
aut  die  Persönlichkeit  gelten  lassen  will,  so  ist  dieselbe  etwas  so 
Vages,  dass  dadurch  in  der  Frage  der  Institution  des  Privateigei* 
thoms  kein  fester  Boden  gewonnen  wird.  Es  zeigt  sieh  dies  aa 
Besten  darin,  dass  von  soeialistiseher  Seite  mit  ebenso  viel  oder 
wenig  Fug  eine  dem  Privateigenthnm  gerade  entgegen^ 
gesetzte  Rechtsordnung  ftlr  die  Vermögenswelt  ans  den 
Begriff  und  Wesen  der  menschlichen  Persönlichkeit  abgeleitet  wird, 
nemlich  eine  solche,  welche  allen  Menschen  die  erlbrderlichea 
wirthschaftlichen  Güter  zur  Erfüllung  ihrer  sinnlich-sittlichen  Lebeuir 
zweeke  verschaffe  oder  doch  wenigstens  zur  Erreiohong  dieses  Ziek 
fttr  Alle  die  gleichen  ökonomischen  nnd  leehtlieheD  Bedingimgei 
aufstelle.  Deshalb  ist  das  Eigenthum  Privater  an  Prednetioni- 
mittein,  der  characteristische  llauptpunct  der  geltenden  Print' 
eigenthumsorduung,  folgerichtig  angegriffen  und  grundsätzlich  ver  ' 
worfen  worden  (§.  109  c).  Denn  dieses  Eigenthum  erschwcre| 
oder,  nach  Manchen,  verhindere  für  den  grössten  Theil  der  ^lensclwil 
die  Erreichung  jenes  doch  durch  das  Wesen  der  Persönlidikat 
gesetzten  Ziels,  woftlr  man  sich  auf  die  Erfahrungen  binsiehflicki 
der  Vertheilung  des  Volksvermögens  und  Volkseinkommens,  zonif- 
im  Systenj  der  freien  Coneurrenz,  beruft.^)  Die  „Begründung'* def 
Privateigcnthumsinstitutiou  auf  die  menschliche  Persönüchkeill 
schlechtweg  hat  keinen  grösseren  vrissenschaftlichen  Werth  alsdi« 
Begründung  einer  striot  entgegengesetzten  Vermögens-Eeehtooid^ 
nung  darauf.^) 

in  tlea  $eBsaali:>üäcbeii  (2.  B.  Locke),  bald  nur  das  andre  Momunt,  wie  in  deuaeseres 
DAtnrrechtlichen  Theoiieen  beaelitet  verde,  wie  bei  Kant  mi  Hegel.  DtiiMM 

Moment,  die  Bethätigung  der  Persönlichkeit,  betrachtet  er  sls  das  bedeMer 
dere,  eb.  S.  S.  j.'(ioch  unt.  ii      20:{  sub  2  nnd  §.  264. 

•)  Nicht  Alle  sagen  es  so  offen  und  unzweideutig  wie  Stahl,  a,  a.  0.  S.  Mi.* 
„mit  dem  Eigcnthiim  ist  die  Ungleichheit  des  Vermögens  nothwendi^  ge^ebeiT. 

*)  Vgl  Mcb  Prondhon,  qa'est-ee  qae  k  piopr.  cL  8,  §.  5. 
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§.  2G.'i.  B.  Etwas  gUnstigcr  ist  die  natUrlicbe  Eigeuthaius- 
theorie  zu  beartheilen  als  Theorie  zur  Begründung  gewisser 
Eigenthamskategorieen.  Es  lässt  sieh  nemlich  durch  sieeio 
PriTsteigenthiimamGebranchsTermOgeiioderdoehaD  Theilen 
deswlben  yybegrttnden'',  d.  h.  soweit  aasserbalb  der  Reohts- 
bildong  von  ^^BegrUndnog'^  des  Eigenthoms  gesprochen  werden 
kann.  Riebtiger  gesagt:  es  entspringt  aus  dem  Wesen  der 
menschlichen  Persönlichkeit  die  nothwendige  Forderung,  dass 
die  Rechtsbildung  zur  Institution  eines  gewissen  Trivateigcn- 
thnms  führe.  Jedoch  hat  auch  diese  „BegrUndang^'  des  Privat- 
eigenthiiins  an  Gebrauchsverm^gen  eine  nur  beschränkte  Be- 
deotiiiig  nnd  ftlr  die  Cardinalfrage ,  die  Begrindnng  des  Eigen- 
thams  an  Prodnetionsmitteln,  an  Kapital  und  Boden, 
folgt  ans  der  BegrUndnng  jenes  ersteren  PriTateigenthnms  nicht  so 
▼id,  wie  man  ansnnelnnen  pflegt. 

1)  Das  Eigentbum  an  Gebraiicbsvermögen  ist  nemlicb  nur  lUr 
denjenigen  Theil  des  letzteren,  wekber  als  Ve  r brau cbs vermögen 
LüT  Retriedigiing  der  unentbebrlicbeu  Existenzbedürfnisse  (§.  96) 
des  Individuums  dient,  als  nothwendige  Consequenz  der 
nienschliohen  Natur  oder  ,,der  Beziehung  der  vernünftig-sinnlichen 
Lebeoszwecke  der  Persönlichkeit  zu  den  Sachen'^  abzuleiten. 
Alles  übrige  Priyateigenthnm  Privater  an  OebranchsvermOgen 
iXsst  sieh  anf  diese  Weise  nicht  ,,begrtinden<'.  Deshalb  hat  jene 
Eigenthnmstheorie  keine  grosse  Tragweite.  Eigentlich  wird  nnr 
etwas  Selbstverständliches  und  kaum  ernstlich  Bestrittenes  „!)e- 
gründet".  Auch  von  socialistischer  Seite  ist  in  der  Regel  mit  dem 
individuellen  Arbeitseinkommen*^  ein  „Arboitseigentbum''  an  den 
zur  BedUrfuissbetriediguDg  dienenden  Arbeitsproducten,  d.  h.  an  6e- 
braachsvermOgen  zugelassen  worden.  Die  Art  und  Weise,  wie 
selbst  80  primäre  Lebensbedttrfhisse  wie  dasjenige  der  Wohnung 
bei  CohurvOlkem  in  grossem  Umflsng  befriedigt  werden,  mittelst 
Miethwobnnng,  beweist  z.  B.  handgreiflich,  dass  ein  Privat- 
eigentbnm  an  Wohnungen  nicht  natnmothwendig  ans  dem  Wesen 
der  menschlichen  Persönlichkeit  folgt,  wenn  es  anrb  vielleicbt  noch 
su  zweckmässig  ist.  Nicht  einmal  das  Privateigentbnm  an  solcbeni 
Xntz vermögen  lässt  sich  also  mit  der  natürlichen  Eigenthums- 
theorie  unmittelbar  begründen. 

2)  Man  kann  noch  einwenden,  dass  die  Persönlichkeit  zur  Er- 
fllUung  ihrer  sittlich-sinnlichen  Zwecke  und  tlberhaupt  zu  ihrer  Be- 
thfttignng  auch  noch  weiteres  GebrauchsyermOgen  bedarf  und 
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dass  daher  wenigstens  das  Eigentham  an  letztereni  allgemein  als 
FurderuDg  der  Persönlichkeit  hinzustellen  sei.  Allein  es  ist  auch 
hier  nur  zuzugeben,  dass  aus  diesem  Grunde  nach  Zweck- 
mässigkeitsrticksichten  ein  solches  allgemeines  Frivateigen- 
thum  an  Gebrauchsvermögen  in  der  Rechtsordnung  zu  verlangen 
sei.  Aus  Begriff  und  Wesen  der  Persönlichkeit  folgt  dasselbe 
nicht,  oder,  wenn  es  daraus  abgeleitet  wird,  so  eigiebt  sieh 
wieder  die  Oonseqoenz,  dass  es  Allen  in  gleichem  Maasse  n* 
stehen  mnss.*) 

3)  Wollte  man  jedoch  die  Begründung  des  Privateigenthums 
an  Gebrauchsvermögen  durch  die  natürliche  Eigenthumstheorie  selbst 
zugeben,  so  kann  auch  in  diesem  Falle  nur  von  einer  Begründung^* 
des  Privateigenthumsprincips  in  Bezug  auf  das  Gebranchsver 
mögen  die  Rede  sein.  Dieses  Princip  bleibt  aber  flir  den  Uber 
die  nothwendigen  ExistenzbedUrfnisse  hinausgehenden  Betrag  ein 
leeres  Wort  nnd  erhült  wieder  erst  durch  die  freie  Bechts- 
bildnng  seinen  Inhalt  nnd  Umfang,  welche  bloss  bei  ja» 
beschränkten  Betrag  des  VerbranchsrermOgens  ans  der  „Natur  der 
Dinge",  d.  h.  hier  aus  der  „Beziehung  der  Persönlichkeit  zu  den 
Sachen"  folgen  wUrdcn.  Absolutes  Eigenthum,  dem  uneinge- 
schränkt nur  der  Wille  des  EigenthUmers  den  Inhalt  giebt,  und 
Eigenthum  an  beliebig  grossem  und  beliebig  b eschaf f enem 
Gebraucbsvermögen  lässt  sich  anch  hier  nicht  als  nothweadi^ 
Consequenz  der  Persönlichkeit  hinstellen.  Man  kann  ans  dem 
Wesen  der  Persönlichkeit  höchstens  die  Noihwendigkeit  —  richtiger: 
nnr  die  Zweckmüssigkeit  —  ableiten,  dass  das  Beoht  andi  eis 
solches  Maass  nnd  eine  solche  Gattung  des  Gebranchsyermögeng, 
welche  den  nothwendigen  Existenzbedarf  quantitativ  und  qualitativ 
überschreiten,  in  das  individuelle  Eigenthum  treten  lasse  und  das$ 
femer  dieses  Eigenthum  gewisse  VerfUgungs-  und  Ausschlussbefug- 
nisse für  den  „Eigen thümer"  Anderen  gegenüber  gewähre.  Ein  em 
fUr  allemal  festes  und  ein  gleiches  Maass  des  GebrauehsYermögens 
widerspricht  allerdings  dem  Wesen  der  PeroOnlichkeity  ihrem  Fr» 
heitsbedflrfiiiss,  ihrer  Fähigkeit  sn  nnd  ihrem  Drange  nach  SiC- 
wicklnng,  sowie  der  natttrlichen  individuellen  Verschiedenheit  dar 
Menschen.  Und  bestimmte  Rechte  mnss  das  figenthnm  snr  Er- 
fttllong  seines  Zwecks  dem  Inhaber  geben.  Aber  nur  die  Kecht&- 

^)  Das  wird  gegen  Stfthl  20  MM  fein,  wenn  et  aei&t,  dm  Eigentlna  «i  im 
Stoff  für  die  Otrct.buning  der  Indiridaalitlt.  Wcnm  foUt  den  HilliODeD  dSatsr  SloC 
weiden  die  Sodalisteii  antwoites. 
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bilduDg  kaun  nach  Küc  ksichten  der  Zweckmässiirkeit 
and  Gerechtigkeit  und  der  Coexisteuz  der  Individueu  Üm- 
fang,  Maass,  I n h a It des Pri?ateigeiitliiiBiB  andern  weiteren Ge- 
bmoebavermOgen  bestinimen. 

§•  86i.  —  G.  Das Friyatoigenthiun  an  Frodactionsmitteln, 
an  Kapital  nnd  Boden,  Iftstt  sieh  aber  nicht  einmal  in  dem  be- 
•ehrXnkten  Maasse  wie  das  Eigenthnm  an  GebranehsTermögen  dnreh 
die  natürliche  Eigenthumstheurie  „begrüuden''.  Denn 

1)  wenn  auch  das  Individuum,  wie  man  einwenden  kann,  nicht 
nar  selbstverständlich  zu  seiner  wirth  sc  haftlichen  Bethäti- 
gnng  im  Prodoctionsprocess  die  Yeri'ügong  über  Kapital  und  Boden 
Dotbwendig  moss  eriangen  können,  sondern  überhaupt  zur  freien 
Gestaltung  seiner  Lebensweise  wenigstens  die  Mögiieh- 
keit  bentsen  mnss,  soUdie  VerflBgnng  an  gewinnen,  so  folgt  daians 
nioht  nothwendig,  dass  diese  Disposition  dnreh  die  Institution 
desPrivateigenthnrns  des  Einzelnen  (Prodncenten,  Arbeiters) 
an  den  ihm  erforderlichen  Productionsmitteln  erlaugt  werden  müsse. 
Ks  kann  dies  viehnehr  auch  durch  eine  andere  Rechtsordnung 
Ittr  die  Beziehungen  zwischen  Producenten  und  Productionsmitteln 
geschehen y  nemlich  durch  eine  solche,  welche  den  Privaten  nicht 
das  Eigenthnm,  sondern  nur  ein  Becht  des  Gebrauehs  der  Pro- 
dsetionsmittel  einräumt  Zwar  ist  es  aus  guten  Grttnden,  wie  sie 
die  natltrlieh-Okonomisehe  Theorie  nnd  die  Arbeitstheorie  enthalten, 
wahrseheinlieh  das  Zweckmässigste  nnd  Gkreehteste,  dass  die  reeht- 
Kehe  Ordnung  jener  Beriehnngen  eben  in  der  Institution  des  Privat- 
eigenthums auch  an  den  Productionsmitteln  bestehe:  aber  noth- 
w endig  aus  dem  Begriff  und  Wesen  der  Persönlichkeit  folgt 
dies  nicht.  Die  Existenz  solchen  Privateigeuthums  an  Produc- 
üoQsmittehi  ist  deshalb  auch  keine  Principien frage,  sondern 
dne  Zweckmässigk^tsfrage  (Kap.  8  n.  4  unten). 

8)  Auch  der  thats&ehliehe  Zustand  im  yergangenen  wie  im 
heutigen  Wirthschafisleben  liefert  den  Beweis  fttr  die  Riehtigkeit 
dieser  AuffiMSung.  Denn  wenn  wirklioh  die  Institution  des  Privat- 
eigenthnms  an  Productionsmitteln  durch  das  Wesen  der  Persönlich- 
keit nothweudig  gefordert  würde,  so  wäre  der  unvermeidliche 
Schiuss ,  dass  vor  Allem  die  Producenten  selbst  das  Eigen- 
thum an  den  ihnen  zur  wirthschaftlicheu  Bethätigung  erforderlichen 
Productionsmitteln  besitzen  müssten.  Dies  ist  wahrscheinlich  oft- 
mals das  Beste,  aber  es  ist  eben,  wie  bekannte  Thatsacben  be- 
weisen, nicht  das  Nothwendige,  nieht  einmal  das  allgemeiner 
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Verbreitete.  Denn  im  Dienstverhältniss  werden  die  mefsteii  Men 
Arbeiter,  wie  ehedem  die  unfreien,  mit  Productionsmitteln  Fremder 
beschäftigt  und  selbständig  auf  eigene  Rechnung  arbeiten  viele 
Unternehmer  in  gleicher  Weise  mit  geliehenen  Kapitalien,  gepach- 
teten oder  in  einer  anderen  Rechtsform  der  Nntznng  überiassenen 
Grundstücken,  gemietheten  Gebäuden,  was  im  Wesentlichen  ebenBo 
vor  sich  gehen  konnte^  wenii  gmndsätslieh  nur  Öffentliches 
(Staat8-|  Gemeinde-)  oder  Gemein-Eigenthnm  an  Prodoctionsniittefai 
ziigdassen  würde.  Das  Private  ige  nthnm  an  Boden  und  Kapital 
ist  ftlr  alle  diese  Personen  in  grossem  Umfange  Fremdthnm.  Dts 
macht  wenigstens  die  Autfassung  des  ersteren  als  nothwendige  Con- 
sequenz  der  Persönlichkeit  unhaltbar. 

DasErgebniss  der  Kritik  der  natürlichen  Kiijenthumstheorie 
ist  mithin :  aus  dem  Wesen  der  individuellen  mensohlichen  Peisön- 
lichkeit  —  wenn  man  diese  so  äbstract  als  etwas  NatargegebeneS) 
nicht  als  historisch  Bedingtes  betrachtet  —  folgt  wohl  eine  notb- 
wendige  Rttcksichtnahme  der  Rechtsordnung  anf  das  Trieblebes 
und  anf  die  Gerecbtigkeitsgeftthle  dieser  PersOnliebkeiL 
Daraus  ergeben  sich  Momente ,  welche  die  Priyateigenthnmsinstita- 
tion  als  zweckmassig  und  nicht  bloss  beim  Gebrauchsvermögen 
als  bediiigt-notb wendig  erscheinen  lassen.  Aber  mehr  lässt 
sich  aus  dem  „Wesen  des  Menschen  an  sich''  nicht  ableiten.  Die 
Rechtsbiidung  bat  daher  einen  grossen  freien  Spielraum,  be- 
sonders in  Bezug  anf  das  Eigenthum  an  Productionsmitteln. 

II.  —  §.  S65.  Die  natttrlich-tfkonomische  Eigenthim» 
theorie  (§.  i55,  A.  2)  ist  eine  besondere  Gestaltung  der  nMr- 
liehen  Theorie ,  in  welcher  die  letstere  nicht  von  Yomeherein  den 
Vorwurf  der  Vagheit  und  der  Geeignetheit ,  gegen  wie  für  die 
Privateigenthumsinstitution  gebraucht  zu  werden,  ausgesetzt  ist. 

A.  Die  Beweis  tu  hrun  g  geht  wieder  auf  das  w  irth  schaft- 
lich e  Sei  bstin  teresse  zurück.  Dasselbe  sei,  nach  allgemeinster 
und  sicherster  Erfahrung,  bei  jeder  Persönlichkeit  im  Wesentlicben 
gleichartig  und  in  grosser  Stärke  vorhanden.  Eben  deshalb,  da  es 
sich  um  einen  allen  Menschen  angeborenen  Naturtrieb  handlo, 
sei  eine  Bechtsordnnng  in  Betreif  der  Sachgttter  nothwendig,  bei 
welcher  sich  das  Selbstinteresse  allseitig  gehörig  geltend  macbes 
könne.  Die  hiernach  an  die  Rechtsordnung  zu  stellenden  Anfor- 
derungen ertülle,  wenn  nicht  allein,  so  jedenfalls  ,,nach  der  Nata: 
des  Menschen"  am  Besten  die  Institution  des  Privatcigenthnms,  und 
zwar  des  Privateigentbums  in  möglichst  absoluter  Form  und  aa 
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allen  Arten  SacbgUtem,  eiuschliessHch  derjenigen,  welclie  als  J^ro- 
dactionsnüttel  dienen.  Im  Einzelnen  wird  der  Beweis  ebenso  wie 
liir  das  ganze  aligemeine  wirtliscbat'tliclie  Verkehrsreclit  geführt 
(g.  bes.  §.  193). 

Daa  Privateigenthnm  eneheint  also  naoh  dieser  Theorie  in  der 
Tbatala  nothwendige  Gonaeqnens  der  wirthshaftliehen 
Katnr  des  Menschen.  Der  Mensch  werde  ohne  Eigenthnm  an 
deo  Prodncten  seiner  Arbeit,  den  Mitteln  fUr  seine  BedUrfni8sl)c- 
iriedigung.  nicbt  oder  nicht  gehörig  arbeiten;  ohne  Eigenthnm  an 
Kapital  kein  Kapital  durch  Ersparung  bilden;  ohne  Eigenthum  an 
Hoden  denselben  nicht  ordentlich  bestellen.  Oder  in  W.  Koscher'« 
Formnlirong:  y|Wie  sich  die  Arbeit  der  Menschen  nur  unter 
Voraiissetsnng  persönlicher  Freiheit  zu  ihrer  vollen  wirtbschatilichen 
Bedentnng  entwickeln  kann,  so  das  Kapital  mit  seiner  prodne- 
tnr«D  Kraft  nnr  nnter  Voranssetsnng  freien  Privateigen* 
thams.  Wer  mochte  sparen,  also  dem  gegenwartigen 
Genüsse  entsagen,  wenn  er  des  zukünftigen  Genusses 
Dicht  sicher  wäreV"^) 

Das  Privateigenthum  wird  hier  allerdings  zunächst  nur  für  das 
privatwi  rthschal'tlicli  e  System  mit  pri  va  1  wi  rthschalt- 
lichen  Gesicbtspuncten  begründet.  .Vber  mit  Rücksicht  auf  die 
Hedeotong  dieses  Systems  für  die  Volkswirthscbafl  wird  folgerichtig 
der  Sehlnss  gesogen,  dass  die  Pri?ateigenthamsinstitation  auch  eine 
onbedingte  Forderang  des  yolkswirthschaftlichen  Be* 
dflrfnisses  oder  des  Oesammtinteresses  sei.  Bei  der  Inder 
bisherigen  Theorie  flblichen  Identificirung  der  Volkswirthschatt  mit 
dem  privatwirthschaftlichen  System  wird  dieser  Schluss  nur  noch 
zwingender.  Das  Eigenthum  ist  hier  keineswegs  bloss  eine  Insti- 
iition  volkswirthschai'tlicher  N ti tzlicbkeit,  sondern  volkswirth- 
Kchattücher  Notb wendigkeit,  weil  eine  Conseqaenz  der 
Natur  oder  der  natürlichen  Organisation  der  Volks- 
srirth  Schaft  Denn  nach  der  hier  su  Grunde  liegenden  Anschauung 
l»eniht  eben  diese  Organisation  auf  der  Natur  der  durch  das  Selbst- 
interesse zum.  wirthschaftlicben  Thun  und  Lassen  bewegten  Menschen 
1.  Abth.  Kap.  3,  2.  H.-A.,  auch  o.  §.  207.). 

§.  2fi6.  Jj.  L  nzulilnglichkeit  der  Theorie.  Der  Werth 
lieser  Theorie  für  die  Ikgründung  der  Privatcigenthumsinstitution 
längt  von  der  Kicbtigkeit  ihrer  Prämissen  ab.   Von  letzteren  sind 


^  Boteher,  Syit,  U  §•  77,  dMn  §.  82.  Vgl.  dagagra  luiteii  §.  289  ff. 
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folgende  vier  zu  nntersclieideii:  smiftchst  die  Allgemeingut 
keit  nnd  Unersetzbarkeit  des  wirthsehaftKchen  Seil 

inte  res  ses  in  der  E  i  n  z  e  1  wirthschaft  des  Individuums  odei 
der  Privatwirthschatt;  sodann  die  Identität  der  Volkswii 
Schaft  mit  dem  pr i vatwirthschat'tiiclienSystemi  ierse 
Identität  desKapitals  als  Ökonomische  Kategorie« 
als  ProdnotionBmittelvorratli  (Nationalkapital)  mit  • 
privaten  Kapitaleigenthnm  (§.  28);  endlieh  die  Anad 
dass  das  Kapital  allgemein  anbedingt  zn  seiner  Entsteht 
und  Vermehru ng  den  privatwi rthschaftlichen  Sparf 
cess  voraussetze.  Diese  letzte  Prämisse  wird  später  noch  n: 
sucht  werden  (Kap.  3)  and  sich  als  mindestens  einseitig  erwei 
indem  doch  anch  hier  nur  eminente  Zweckm&MdgkeitsgrOnde 
Ausschlag  fttr  das  Privatkapital  geben.  Die  drei  anderes 
missen  sind  schon  nach  den  frttheren  ErOrtemngen  tbeils  tmrie 
thells  nicht  in  dem  allgemeinen  Umfange  richtig,  wie  es  in 
Theorie  der  freien  Concurrenz  vorausgesetzt  wird  nnd  werden  u 
wenn  die  BegrUndang  des  Privateigenthams  nach  der  hier  u 
sachten  Theorie  fttr  ausreichend  gelten  soll  Die  Unaulängliel 
auch  dieser  Theorie  ist  daher  nicht  zu  bestreiten. 

Eine  eigentlich  prinoipielle  Begrflndung  des  Eigestl 
wflrde  hier  ohnehin  nur  vorliegen,  wenn  sich  nachweisen  Ii 
dass  das  Privateigenthum  eine  wirklich  unbedingte  Voi 
Setzung,  eine  wahre  conditio  sine  qua  non,  für  die  in 
duelle  Arbeitsleistung  and  Ersparung,  daher  in  volkswirthsc 
lieher  Beziehung  fttr  den  ganzen  Productionsprocess,  Air  die  Ks| 
bildung  nnd  den  Bodenanbau  wftre.  Dies  Iftsst  sich  den  vi 
Thatsaehen  gegenttber  nicht  behaapten,  welche  uns  ganze  Zeit 
der  Wirtlischaftsgeschichte  nicht  nur  in  Betreff  unfreier  Ar 
sondern  auch  in  BctrctT  der  Eigenthumsordnung  fllr  die  Art 
productc,  das  Kapital  und  besonders  für  den  Boden  zeigen.  Di 
empirische  Gegenbeweis  wird  durch  die  Analyse  der  auf  die  Art 
leistung,  die  Kapitalbildung  und  den  Bodenanbau  emwiikei 
Motive  der  betheiligten  Individuen  allseitig  begründet  (vgl.  §.  i 
Das  Privateigenthum  erscheint  gerade  nach  seiner  Entwickln 
geschichte  als  eine  Institution  vielleicht  höchster  volkswirthsc 
lieber  Zweckmässigkeit,  aber  nicht  reiner Naturnothwendig 

§.  267.  —  C.  Anwendung  der  Theorie  auf  das  Kapi 
eigenthum.  Der  grOsste  Werth  wird  unserer  Theorie  von  ü 
Anhängern ,  d.  h.  vomemlich  von  NationalOkonomen,  für  die  | 
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cipielle  Begründung  des  privaten  Kapitaleigenthums  bei- 
gelegt, wie  in  dem  oben  angeführten  Satze  W.  Kos  eher 's.  Dennoch 
aacb  hier  mit  Unrecht.  Es  wird  hier  doch  immer  nnr  mit  Nütz- 
Ii c b k e i t sgründen  argamentirt,  welche  das  Kapitaleigenthmn  wohl 
ab  eine  Institation  einsei-  und  yolkewirthschaftlicher 
ZweckmftBsigkeit  im  positiven  Rechte,  nicht  aber  als  eine 
BOthwendige  Fordemng  der  Natnr  des  Menschen  und  der  Volks- 
wirthschaft  erscheinen  lassen.  Wohl  bemerkt  wird  der  Beweis 
hier,  wie  z.  B.  in  jenem  Satze  Roscher'«  noch  nicht  mit  dem 
Gerechtigkeitspostalat  der  Arbeits-  and  Spartheorie  zu  fuhren 
^ucht.  ^) 

Die  natürlich-ökonomische  Begründung  des  Eigentbums  wider- 
spricht nnr  bei  dem  Eigenthnm  an  den  ArbeitBprodnoten  nnd  am 
Boden  of fenknndigeren  Thatsachen  als  beim  Kapitaleigenthnm. 
Deikalb  ist  ihre  lIHderlcgnng  dort  leichter.  Angesichts  der  Ver- 
hUtmaae  unfreier  Arbeit  nnd  der  Abfindung  der  freien  'Arbeiter 
durch  den  Lohnvertrag  und  angesichts  der  Verbreitung  des  Boden- 
uubaus  ohne  die  Institution  des  privaten  Grundeigentbums  z.  B.  in 
den  Ländern  mit  sogen.  Gemeineigenthum  von  (Gemeinschaften  (Ge- 
meinden u.  8.  w.)  oder  endlich  angesichts  so  vielfach  verbreiteter 
Bodencuitur  durch  Pächter  kann  man  nicht  wohl  das  Priyateigen- 
thoBi  der  Arbeiter  an  den  Arbeitsproducten  nnd  der  Bebaner  am 
Boden  als  n  n bedi  n  g t  e  Voranssetsung der Produetion  beseichnen  and 
als  noihwendige  Consequena  der  wurthschafllichen  Natur  des  Men- 
schen ,,begründen''.  Privates  Kapitaleigenthnm  scheint  dagegen  für 
die  äusserliche  Betrachtung,  welche  alles  Gewicht  auf  die  Sj)ar- 
thätigkeit  legt,  die  nothwendige  Voraussetzung  für  die  Entstehung 
und  Vermehrung  des  Kapitals  überhaupt  zu  sein. 

Der  Fehler  der  Beweisführung  liegt  hier  zunächst  wieder  in 
der  unhaltbaren  Identificirung  des  Kapitals  als  volks- 
wirthachaftlicher  Productionsfactor  oder  als  ()kono* 
mische  Kategorie  mit  dem  Kapitalbesits  als  historisch- 
rechtliche Kategorie  (§.  28).  Es  wird  in  Folge  dieses  falschen 
Standpnncts  ohne  Weiteres  vorausgesetzt,  dass  Kapitaleigenthnm 
Qicht  nur  die  beste,  d.  h.  gerade  mit  BUcksicht  auf  die  wirth- 
lehaftliche  Natur  des  Menschen  zweckmässigste,  sondern  das« 

')  Vgl.  oben  §.  255.  \nm.  22.  S.  521.    Es  bleibt  auch  bei  Koscher  unklar, 
jb  «r  das  Eigenthum  begründet  auf  die  Forderungen  der  menschlichen  Natur  oder  auf. 
die  Arbeit  Der  Text  dea  §.77  deatet  auf  das  Erstere.  die  Anmerkung  ohor  auf  das 
bretto. 
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68  die  einzig  mögliche,  also  unbedingt  notliwen d ige Fon 

tHir  die  Bildung  und  Verwendung  volkswirthscbaftlichen  Kaintab 
sei.    Nur  weuu  dies  bewiesen  wäre  —  was  bisher  kaum  auch  nur 
untersucht  wurde  — ,  liesse  sich  das  Kapitaleigenthum  als  noth- 
wendige  Consequenz  der  wirth seh af t Ii c hc n  Natur  des  Men- 
schen und  der  dadurch  begründeten  Natur  der  Volkswirthschait 
auffassen.  Bei  der  Betrachtung  des  ICapitals  muss  man  jedoch 
die  reinökonomieehen  Bedingungen  der  Biidong  des  soeen. 
„Kapitale  an  sich"  oder  des  Nationalkapitals  (Prodl^ 
tionsmittelvorraths  §.28)  feststellen  und  alsdann  erforschen,  ohaad 
wieweit  hierbei  eine  Vermittlung  durch  die  Institution  des  priYatea 
Kapitaleigenthums  erforderlich  ist  und  daher  die  Entstehungsgrüntie 
des  letzteren,  die  privaten  Sparthätigkeiten  u.  s.  w.,  auch  noth 
wendig  solche  der  Entstehung  des  Kapitals  an  sich  sind.  Die> 
lässt  sich,  wie  im  folgenden  Kapitel  genauer  dargethan  werden 
wird,  nicht  in  dieser  Art  nachweisen,  sondern  es  lässt  sieh  nnr 
aeigen,  dass  dies  Kapitaleigenthmn  weidgatens  fttr  jetsi  nnd  Ar 
unabsehbare  Zeit  noch  wahrscheinlich  diejenigeFonn  des  National- 
kapital  s  ist,  in  welcher  der  weitaus  grOsste  Theil  des  letsteres 
am  Besten  gebildet  und  verwendet  wird.  Dann  ist  aber  auch  das 
Kapitaleigeuthum  wie  andres Eigenthnm  nur  durch  Z  wee  k  m ä s  sig 
keitsgrUnde  gestützt  und  nicht  auf  die  menschliche  Natur  oder 
bestimmte  Seiten  derselben  zurückgeführt. 

§.268.  — D.  Verbleibende  Bedeutung  der  zweiten  Eigen- 
thnmstheorie.  Zar  eigentlichen  Begrttndang  der  Privat* 
eigenthnmsinstitation  im  Gänsen  wie  in  Betreff  der  Haaptkategoriean 
kann  daher  die  natarlich-ökonomiBehe  Theorie  so  wenig  dienen 
als  dies  in  der  Hauptsache  die  natllrliehe  Eigenthnmatheorie  nr- 
mochte.  Da^e^^en  hat  jene  Theorie  doch  einen  Vorzug  vor  der 
letzteren  voraus,  weil  sie  die  Momente  genauer  darlegt,  welche 
fttr  die  Rechts bildu n  g  im  Gebiete  des  Eigenthums  gerade 
wegen  der  wirthsc haftlieben  Jb^atur  des  Menschen  zweck 
massiger  Weise  mehr  oder  weniger  massgebend  sind  und  sein 
müssen.  Sie  liefert  uns  nemliehso  den  Ökonomischen  Sehlflssel 
fttr  das  Verstftndniss  der  Privateigenthnmsinstitotion  nnd  beaondnt 
nach  des  Kapital-  nnd  Gmndeigentharos  nnd  deckt  hiermit  des 
inneren  Reehtfertigungsgrund  fHr  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung und  die  positivrechtliche  Gestaltung  des  Privateigeuthuiii? 
•unter  dem  Einflüsse  ökonomischer  Zweckmässigkeit  auf. 
Diese  Beweisführung  zu  Gunstcu  des  Privateigcnthums  wird  durch 
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die  „Arbeitstheorie"  unterstötzt.  Es  ist  aber  nicht  zu  übersehen, 
(Uüs  die  Errulliing:  des  Postulats  natürlicher  Gerechtigkeit,  wonach 
die  Früchte  der  Arbeit  dem  Arbeiter  und  die  Erj^ebnisjie  der  lir- 
spanmg  dem  bparendeu  iu  GemUssbeit  der  Arbeitstheorie  als  £igeii- 
tbnm  gehören,  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  auch 
als  eminent  zweckmässig  erscheint  Höchste  Gerechtigkeit  ist  hier 
ngleieh  höchste  Zweekmftssigkeit 

Das  fische  Beispiel  cigenthnmsrechtsgeschichtlicher  Entwick- 
langen  anter  dem  Einflnss  ökonomischer  Momente,  wie  ihn  die 
natürlich-ükonomisehe  Eigenthumstheorie  darlegt,  ist  die  Entwick- 
langsgeschichte  des  privaten  ländlichen,  besonders  bäuer- 
lichen Gru  ndci  gc  n  thums.^)    Quellen  massig  lässt  sich  dieae 
Geschichte  besonders  deutlich  bei  den  Germanen  verfolgen,  aber 
aoeb  bei  vielen  anderen  Völkern  zeigt  das  ländliche  Grundeigen- 
tiuim  eine  ganz  ähnliche  Entwicklang.  Wie  der  rothe  Faden  zieht 
rieh  dareh  letztere  das  Ökonomisehe  Princip  hindoreh:  dem  wirth- 
aebaftlichen  Selbstinteresse  des  Bebaaers  darch  Gewährnng  von 
Privateigenthnmsrecbten  an  Theilen  des  nrsprtlnglieh  im  Gemein 
eigenthum  gestandenen  Hudens  einen   immer  weiteren  Spielraum 
der  Bethätigung  zu  gewähren.  Die  Privateigenthumsrechte  erlangen 
deshalb  sowohl  einen  immer  grösseren  Umtäng,  was  die  Ausdehnung 
uod  Gattung  der  bebauten  Grundstücke  betritTt,  als  auch  einen 
immer  reicheren  lobalt,  was  die  Rechte,  die  Verfttgangs-  and  Aas- 
Bofahissbefagnisse  Anderen  gegenüber  in  Bezog  aof  diese  Grand- 
Stücke  anlangt  Diese  Entwicklnng  vollzieht  sich  zam  Katzen  des 
Bebaners,  aber  gleichzeitig  aach  zam  Natzen  der  Oesammtheit,  tur 
welche  jener  wie  ein  Beauftragter  die  der  Gesellschaft  hinsichtlich 
des  Bodenanbaus  obliegenden  Aufgaben  zu  vollführen  hat;  ucmlich 
wegen  steigenden  Bedarfs  nach  Bodenproducteu  flir  grössere  und 
bessere  Bodenbestellung,  fUr  Üehisigere  Arbeit^  stärkere  Sparsam- 
keit, bedeutendere  Kapitalver  wen  düng  in  den  Boden  zu  sorgen, 
mit  HiUe  welcher  Factoren  schliesslich  ein  reicherer  Bodenertrag 
erzielt  whrd. 

Das  Beispiel  des  ländlichen  Grandeigenthams  steht  jedoch  nicht 
alleiD.  Aehnlloh  lässt  sich  a.  A.  die  Entwicklang  des  Bergrechts 

*)  Vgl.  nuten  §.  S24  ff.    S.  Roscher,  SyttMD,  1.,  %.  87,  88,  IL,  B.  2,  bee. 

Kap.  2,  6;  in  eine  Abschaffung  rl.  priv.  (»runJoiifomh.  Kap.  2.  De  La?61eye,  propr. 
Es  ist  nur  nicht  zu  ubersehen,  ilas-  die  Bewi  i^fuhnini^  zu  Giinsffn  ilcs  Grundeigenthums 
mit  den  augefuhrteu  ökoiioui.  .Mumentea  im  WeaeitUichen  uui  tur  ländliches,  nicht 
for  uftdUflches  GmiMteigeMthain  gilt  und  Mich  dort  rornemlich  du  fbr  selbstbeirlrth- 
fchftftetos  hioerticho«,  bei.  kleine«  und  mittkito. 

A.  Wftf  n«r.  Grmidl»fttBf.  2.  Anil.  95 
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I 

ddreh  die  drei  bis  vier  PhaseD  hindorchy  welche  die  Bechtsgesehidite 
unserer  ColtnrvOlker  hier  nachweist,  ökonomisch  erklXren.  Aneli 

^anz  inodeme  Rechtsbilduugeu ,  wie  das  Weg ceigenthomron 
riivaiL'ii  oder  von  Actiengesellsclialieii ,  besoiuter^  das  private 
Eiöcu  bahuci^^enthum  —  am  bcliieueu  w ege  —  tiaden  so  ihre 
ökonomische  Erklärung. 

III.  —  §.  269.    Ergebniss  für  die  Eigenthnmslehre. 
Die  Privateigenthamsinstitation  und  die  Tersehiedenen  Kategorieen 
des  Privateigenthams  erscheinen  hiernach  awar  nicht  solileohtweg  , 
natttrlich  begrflndet,  aber  wohl  ansGrttnden  ökonomisehsr 
Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  dnreh  die  Recto- 
bildung  geschaffen.    Es  sind  bestimmte  geschichtliche  nnd 
locale  Verhältnisse,  der  Technik,  der  Cultur,  des  gesellschaii 
liehen  Zusammenlebens  überhaupt,  welche  die  Institution  im  Ganzen 
wie  in  ihren  einzelnen  Arten  mit  Rücksicht  auf  die  wirthscbait 
liebe  Natur  der  Menseben  im  Eechte  entstehen  lassen.  Wirhabeu 
es  also  beim  Privateigenthum  mit  einer  bistoriseheBi  nickt 
mit  einer  natttrlieh-nothwendigen,  ohne  Weiteres  ans  der  mensdi- 
lichen  Natur  folgenden,  nicht  mit  einer  rein-Okonomischei 
Kategorie  an  thun,  von  welcher  sich  sagen  Hesse,  dass  ohne  sie  ! 
eine  regelmässige  Bedürfnissbetriedigung,  eine  Volkswirthscbsft 
überhaupt  undenkbar  wäre. 

Die  Consequenzen  dieser  Auffassung  sind  für  die  ganze  Eigen 
thumslcbre,  besonders  aber  für  die  Lehre  vom  privaten  Grund 
cigentbum  und  Kapitaleigenthum  fundamental.    Sie  richten  i 
sich  gegen  die  beiden  extremen  Ansichten  in  dieser  Lehre,  gegeo 
die  Auffassung  der  unbedingten  Anhftnger  der  heutigen  JBiigei' 
thnmsordnung  nnd  gegen  di^enige  der  nnbedingten  Gegner  der 
selben,  gegen  den    Kapitalismus"  wie  gegen  den  „SocinlisBW*' 
(§.  109  a— 109  e). 

Privates  Kapital-  und  (Jrundeigenthum  sind  als  auf  ükonü- 
misclieii  Zweckmässigkeitsgründen  beruhend  keine  ewig  unver- 
änderlichen Institutionen  des  Rechts  und  der  Volkswirtbscbait 
Gerade  die  geschichtliche  Betrachtung  im  Unterschied  von  der 
abstracten  muss  dies  anerkennen,  wenn  sie  nicht  mit  sich  selbK 
in  Widerspruch  kommen  will.  Die  massgebenden  ZweckmSssigkeils- 
grttnde  wechseln  oder  fallen  selbst  fort  mit  allgemeineD  gesehicbt- 
lichen  Veränderungen  des  gesellschafUichen  Zusammenlebens,  der 
Volksdiehtigkeit,  der  Technik  in  der  Production.  Das  Postnlat  ! 
ist  also:  nicht  Stillstand  der  Entwicklung,  souderu  zweck- 
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massige  Weiter-  und  l'mbilduug  des  Ei^en thumsrecbts 
und  der  ganzen  Eigenth  unisinstituti  o  n  nach  Massgabe 
der  veränderten  VerhiUtnisse  und  der  wahrgenommenen 
Tolkswirthschat'tlichen  Fanetion  des  bisherigen  Reebts. 

Hieniaeh  kann  z.  B.  auch  eine  gänzliche  oder  theilweise  Wie- 
derbeseitignng  des  Grondeigenthnrns  oder  eine  weaent- 
liehe  Besohrftnknng  des  Inhalts  des  Eigentbamsreehts 
an  Prodoctionsmitteln  llberfaanpt  im  Princip  immer  und  im 
coDcreten  Falle  alsdann  fUr  znlfissig  erklärt  werden,  wenn  die  sonst 
gebotene  Kücksieht  auf  die  vo  1  ks wirthscbai'tlich  nUtzlicbe  Wirk- 
samkeit des  wirthschattlichei)  Sclbstinteresses  der  Privateigenthlimer 
bei  iSeite  gesetzt  werden  darf.  Characteristiscbe  Wendungen  nach 
dieser  Kichtang  hat  sogar  die  positive  Kechtsbildiing  neuerdings 
schon  gemftcbt,  z.  B.  beim  Kapitaleigenthnm  hinsichtlich  der  ans 
den  Princip  der  persönlichen  Freiheit  nnd  ans  dem  vollen  Priva^ 
eigenthnm  abgeleiteten  vollen  Vertragsfireibeit  Der  prineipielle 
VoiMialt  gewissen  Grmndelgentbnms  für  die  Zwangsgemeinwirth- 
Schäften  (Staat,  Gemeinde),  also  der  Ausschluss  der  Privaten,  ist 
bei  Waldbodcn,  Wegeboden  (Eisenbahnen)  schon  ernstbVbcr  in 
Frage  gekommen,  .selbst  bei  städtischem  Wohnunirsbodeii  schon 
wissenschaftlich  discutirt  worden.  Wesentliche  Beschränkungen 
der  VerfUgungsbefugnisse  des  Eigen tbiimcrs,  abweichend  vom  länd- 
lichen Gmndeigenthnm  nnd  vom  allgemeinen  fiigenthnmsrechte, 
smd  bei  Waldboden,  stftdtischem  Boden/  Bergwerksboden,  Wege- 
boden tbeils  sdt  Alters  in  unserem  Rechte  vorhanden,  tbeils 
Den  eingeführt  worden.*).  Anch  die  f^rnnds&taliche  Anf- 
hebung  alles  privaten  Grundeigenthums  iu  Händen  der  Privat- 
vvirthschaften  und  gewisser  Ilauptarten  des  privaten  Kapitaleigcn- 
thums  ist  wenigstens  eine  dl  sc  utable  Frage,  welche,  so  unrichtig 
wahrscheinlich  ihre  Bejahung  ist  und  für  unabsehbare  Zeit  sein 
wird,  nicht  olme  Weiteres  mit  dem  Hinweis  ;uif  die  menschliche 
Natur  Überhaupt  oder  auf  die'wirthschafUiche  Natur  des  Menschen 
spedell  abgewiesen  werden  kann.  Denn  immer  fordert  auch  die 

•)  VgL  z.  B.  die  römisch -rechtliche  Lehre  von  il.ti  so^ou.  Lci;alser  vi  tuten. 
Das  sogen.  Nachbarrecht,  Baron,  Pandecteu  126  If. ;  über  (icbau  deeigen- 
tiiom  Preass.  Laudrecht  Thl.  I.  Tit.  8,  35 — 82;  über  W  aldcigeuthum  eb. 
§,  81— Weleben  B«tcliTtnkaiifeii  tnid  TerpfHelitungen  nntentebt  das  prirftte 
Eitonbahneigonthum!  So  grosBen,  dass  man  au«  h  von  unserem  Standpuncto  aus 
Laam  mehr  von  „Eigrentham"  hier  spreohon  möchte!  -  \jz\.  auch  bei  II.  Wnsl,  r  im 
^oc.  Verv. rocht  I.  den  Abächn.  v.  den  ,^cialea  VerptUchtuiigea  deü  £igeuihum:>'% 
^.  183,  S.  436  S:  Q.  Ihering,  Geist  d.  röm.  Rechts,  1.  Al>th.,  8.  Aull.«  §.  226  ff. 
Dersb  Zweck  im  Becht     S.  506  ff. 
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wirthschaftliche  Natur  des  Menschen  solches  Privateigenthum  nur 
unter  der  einen  \'()raiissetzuug,  dass  es  nicht  niö^jlich  ist,  durch 
andre  Motive  als  das  Selb.stinterc.sse  dieselbe  wirthschaltliche 
Leistung  vom  Menschen  zu  erzielen  und  dass  gerade  diese  Leistimg  ^ 
in  bestimmter  Gestalt  darch  die  Technik  der  Bodenbestellnng,  der 
KapitalTerwendung  unter  den  obwaltenden  gesehichtliofaien  nid 
localen  VerhältniBsen  nothwendig  im  GesammtintereBse  ist^^) 

§.  270.  Die  unbedingten  Gegner  des  Privateigenthiuns  an  Pro-  | 
dnctionsmitteln  verfallen  leicht  in  den  prineipiell  gleiehen  Fehler, 
wie  die  unbedingten  Anhänger  dieser  Institution.    Sie  betrachten 
sie  ebenso  einseitig  als  volkswirthscLatllich  schädlich  und  ersetzbar 
als  historische  Kategorie  durch  eine  andere  Rechtsordnung,  wie 
die  Anhänger  sie  einseitig  als  volkswirthsehaftlich  nützlich  und  j 
unersetzbar  ansehen.   Gerade  die  Auffassung  des  Privateigenthnms  ' 
an Productionsmitteln  als  historische  Kategorie,  ala  eine  Einrieb* 
tung  relativer  Zweckmässigkeit  wegen  der  Macht  und  AUge*  ! 
meinheft  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  in  den  Individnen  | 
macht  es  nnthunlioh,  sich  kurzweg,  „ans  Principe*  fUr 
oder  gegen  die  Institution  zu  entselieiden.    Man  kanu  so 
wenig  den  Sehluss  der  Anhänger  billigen,  dass  dieses  Eigeuthum 
niemals  in  Frage  gestellt  werden  dürfe,  als  den  Schluss  der  Gegner, 
dass  es  jederzeit  beliebig  verändert,  beschränkt,  beseitigt 
werden  könne.   Darüber  kann  nnr  richtig  entschieden  werdeii} 
wenn'  die  mittelst  Deduction  aus  der  wirthschaftlichen  Natur  des 
Mensehen  zu  Gunsten  des  Privateigenthnms  gezogenen  SchlQsie 
durch  Beobachtungen  der  zeitlichen  und  Ortlichen  Verhältnisse, 
der  Function  des  Privateigenthum s ,  der  Technik  der  Prodoetioii 
und  der  für  die  Mensehen  concreten  Falls  im  Wirthschaflen  mas? 
gebenden  Motive  modificirt  oder  widerlegt  worden  sind.    Auch  ftir 
die  richtige  Behandlung  der  Eigenthumslrage  vom  volkswirtbscbatt 
liehen  Standpnncte  aus  erweist  sieb  demnach  die  allgemeine  For 


Alle  Thauacheu,  welche  die  Eiucugung  deä  pnvaiwirthscbaftlicben  Gebi«ü 
(eUkscUiessUch  der  Actien-  und  ihnUchen  Geselbcbtftefi)  mitteilt  Aiitdehiiiiii(pd» 
Gebiet!  der  öffentlichen  üntonuhmunsron  hctrofl'en,  sind  deshalb  auch  ftlr  di« 
Fragen  der  Eigctithutnsordnung  von  so  grosser  IkJoutuiig.  \  on  gewissen  Fortschritte^ 
der  Technik  (Dampf!)  gilt  dasselbe  (§.  104a).  Die  iu  ?ur.  Note  erwähntem  Vezhäi:- 
nisse  des  pri?ateD  Eiwnbahneigenthums,  die  imGemeinachafts-  oder  dffcAt- 
lichen  Interesse  unvermeidlich  sind,  deuten  mit  auf  die  L'nhaltbarkoit  des  FhraJ- 
babnsystems  hin,  weil  zu  wenig  positive  eigenthumsn;cbtiiche  Momente  in  Gaii-^t:: 
des  Eigrenthums  übrig  bleiben.  Ueber  d.  aUgem.  Abschati.  d.  prir.  Oruiideigefiti 
Samter,  Ges.  a.  Pri7.eig.:  dafltr,  aas  tat  mich  ouul&iigL  GrOndeo.  S.  dagcg« 
Q.  Kap.  4. 
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derung  der  Metbodenlehre  der  Politischen  Oekonomie  sAn  geboten: 
£rgänzaug  der  Deduction  darcb  induction. 

2.  Abschnitt. 
IL  Die  OccapalioBS-  and  die  ArMtolheorie. 

I.  — -  §.  C  bar  acter  und  Mängel  beider  Theorieen. 
A.  Die  specilisch  j  uristische,  bez.  römisch-rechtliche  Theorie  der 
Begründung  des  Privateigeuthums  auf  die  erste  Besitzergreifung 
Occupatio n)  und  die  specii'iscb  national- ökonomische 
Theorie  der  Begründung  des  Eigentbams  auf  Arbeit  (§.  255 B)') 
sind  in  einer  Hinsicht  grundsätzlich  verBohieden,  ja  gegensätzlich. 
Aber  In  einer  anderen  Hinsicht  sind  sie  gmndsfttzlieh  gleieh|  indem 
sie  nemlieb  kurzweg  anf  blosse  Facta  das  Privateigentbnm  als 
Reebtsinstitntion  begründen  wollen.  Dies  ist  ein  Fehler  im  Ans- 
g'angspnnctc.  Von  der  Tbatsache  gelangt  man  nicht  unmittelbar 
znm  Rechte,  sondeni  die  Thatsache  oder  genauer  gesagt  die  Um- 
stände, welche  sich  au  die  Thatsaclio  als  nrsUchliclie  Momente 
knüpfen,  können  nur  zum  Grunde  dienen,  aus  Ktlcksichten  der 
Gerechtigkeit  (Billigkeit)  and  Zweckmässigkeit  ein  Recht  der  mit 
der  Thatsaohe  in  oausaler  Beziehung  stehenden  Person,  eventuell 
aoch  das  Privateigenthamsreoht  fttr  sie  ans  dieser  Thatsache  her- 
vorgehen zn  lassen. 

Diese  Verknllpfang  von  Thatsache  nnd  Recht  erfolgt  durch 
die  Rechts bildnng,  die  gewohnheitsrechtliche  wie  die 
gesetzliche.  Wenn  Occupation  nnd  Arbeit  also  im  concreten 
Falle  Eigenthuni  begründen,  so  wird  die  P  ri  va  t  e  igen  t  Ii  u  m  s- 
institution  als  solche  schon  als  bestehend  vorausge- 
setzt. Jene  Facta  sind  dann  nur  rechtliche  Erwerbsarten 
des  Eigenthnms;  nicht  innerer  Grnnd  der  Institution,  son* 
dem  äussere  Ursache  des  Eigenthums  einer  bestimmten 
Per 80 n.  Die  B egrüYi d  nn g  der  Institution  liegt,  wie  im  folgenden 
Abschnitt  ntther  dargelegt  wird,  in  der  Thätigkeit  der  Rechtsbildung. 
Oje  Anerkcnmuig  eines  Eigenthumsrechts  fllr  den  ersten  Occupan- 
ten  und  den  Arbeiter  erfolgt  hier  voraussetzlich  aus  Gründen  der 
Gerechtigkeit  und  der  ökonomischen  Zweckmässigkeit,  welche  dem 


')  S.  oben  §.  255,  Anm.  21  a.  22  S.  520.  Ahrens,  Natiirrccht  II.,  134  H". 
i'roodhoii,  qn'est-cc  que  la  propr.  ch.  2  §.  2,  ch.  §.  4.  DeLavcieyo.  propr. 
p-  SSI,  384.  Auch  Kodbertus  i.  Buleucbt.  d.  ioc.  Frage,  I.,  Berl.  1875  paas. 
Kniei,  Geld,  8.  84. 
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Gesetzgeber,  bez.  dem  Volksbewnsstaeiii  für  die  Verbiidiiig  dci 

EigeDthnmsrechts  mit  jenen  Tbatmelien  tu  sprechen  scheinen.  Die 

Occupations-  und  die  Arbeitstheorie  enthalten  daher  in  der  That 
auch  kein  Princip  für  die  liej^rUndung  der  Privateigen- 
th um8  in stitution,  sondern  ein  Postulat  t'ii  r  die  Gestaltung 
der  EigentbumsordnuDg  hinsichtlich  der  Erwerbsarteu  da 
Eigenthums. 

§.  272.  —  B.  Von  diesem  priaoipiellen  Einwände  abgesehM, 
eignen  sieh  beide  Tbatsaeben,  erste  Ocenpfttion  nnd  Arbeit»  flbrigOM 
anoh  sonst  nicht  zn  einer  allgemeinen  BegrUndiing  desPrint- 
eigenthums.   Sie  liönnen  sogar  nicht  als  ein  stets  gerechtet 

l*ostulat  prclten,  welches  für  die  Gestaltung  der  KechtsordnuDg 
immer  ohne  Weiteres  massgebend  seiu  mUsste  oder  selbst  nur  lu 
sein  vermöchte. 

1)  Dies  läset  sich  fUr  die  Occupationstheorie  nachweisen, 
einerlei  ob  man  die  erste  Occnpation  nur  im  streng  jnristiscbeD 
Sinne  nimmt,  als  Willensansdroek  einer  Person,  die  Sache  üuer 
Herrschaft  zn  unterwerfen,  oder  ob  man,  den  Begriff  der  Ooes- 
pation  erweiternd  nnd  das  Arbeitsmoment  hereinziehend  ^  spedeü 
aneh  die  sogen,  occupatorischen,  den  NaturstofT  sich  aneig- 
nenden (im  Gefceiisat/,  zu  den  auf  die  Bildung  des  Naturstoffs  II 
bestimmter  Form  hinwirkenden)  Arbeits  arten  gleichzeitig  be- 
sonders mit  ins  Auge  lasst. 

2)  Ebenso  lässt  sich  aber  auch  'zeigen,  dass  die  Arbeit  gar 
nicht  allein  Privateigcnthum  begründen  könnte:  man  muss  immer 
eine  vorausgehende  Begründung  tou  Eigenthum  durch  Occn- 
pation annehmen,  selbst  in  den  primitiTSten  Verhältniseen,  ua  ftr 
die  Arbeit  aneh  nur  die  Möglichkeit  zu  statniren,  im  Rechte  weni^ 
stens  als  Grwerbsart  von  Gigenthum  anerkannt  zn  werden.  Die 
Hcweislührung  mit  der  Arbeitstheorie  allein  in  der  Eigeuthumsfrage 
bewi  ^;t  sich  in  einem  vitiösen  Cirkel.  -) 

3)  Beide  Theorieen,  besonders  auch  die  Arbeitstheorie.  w.»- 
bei  ihr  gewöhnlich  Ubersehen  worden  ist,  können  endlich  nur  b^i 
einer  ganz  atomistiseh-indiYidualistisehen  Auffaseng 

*)  Dies  iüt  (Jeu  Jurüitcn  Seiteuä  der  NaüonalökonomcQ  ciozuiaumcu.  (ievc^hafici 
sind  die  letzteren  viel  m  leicht  Ober  die  logiselieii  Sdiwieriglceitea  biliwe;  f«g«nf»- 
welcbe  >ich  <lcr  Iiot;randunp:  dos  Eij^cuthuins  bloss  auf  Arbeit  ontg^^eo^eUen.  >i 
haben  dalitT  au«  li  der  jiiristisclu'n  Orciipationsflu'oric  nicht  die  derselben  jrcbflhmi')' 
Ehre  zu  Thcil  werden  la^üeii,  auch  i.  Ii.  Baütiat,  Koscher  und  Mi  11  nicht.  S.  6- 
%,  274  N.  A.  Treffend  ist  beeondera  die  Polomilc  ron  Rodbertae  gegen  Tkieri 
n.  A.  m.  oft.  d.  h.  gegen  die  Vertheidigcr  der  bestehenden  SgratliaMiniBm 
mit  deren  ^iSuruckfuhruug  auf  die  Arbeit,  z,  Beleucht.  u.  ü.  w.  !:>.  79. 
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des  Kcchts  als  Formiiliruiigeii  eines  uiibediogt  rielitigeii  und  stets 
anweudl)areD  Gerecbtigkeitopostulats  fUr  die  Eigeuthamsordauug 
ADerkenuoDg  tindeo. 

a)  Die  noth wendige  Rücksicht  auf  die  Coexistenz  anderer 
individaen  hindert  es,  unbedingt  filgenthnmserwerb  durch  erste 
Oeenpation  sa  gestatten  (§.  27d|  N.  A.). 

b)  Die  Arbeitstheorie  enthftlt  zwar  einen  hikshst  werth- 
rollen  und  anbedingt  richtigen  Rem,  dessentwegen  man  es  als 
ideales  Ziel  der  EigcMithumsordniing  bezeichnen  kann,  immer 
allgemeiner  und  ausschliesslicher  ilie  Arbeit  zur  rechtsgiltigen 
originären  Erwerbsart  von  Privatei;;onthum  für  das  Individuum  zu 
machen:  dermaleinst  vielleicht  der  Endpunct,  nicht  der  Aus- 
gangspnnct  der  Entwicklung  der  Eigenthumsinstitution.^)  Eine 
Gestaltung  der  Eigentfaumsordnung  rein  nach  dem  Postulat  der 
Arbeitstheorie  leidet  aber,  ebenso  wie  die  Begründung  des  Privat- 
eigentbums  auf  Arbeit  (Sparsamkeit  u.  s.  w.)  des  Individuums  nach 
dieser  Arbeitstbeorie,  an  dem  pnncipielien  Fehler,  dass  in  beiden 
Källeu  vorausgesetzt  werden  muss,  die  individuelle  Arbeit, 
eventuell  unterstützt  durch  Kapitalbesitz  des  Einzelnen,  das  Pro-  . 
duct  seiner  früheren  Arbeit  und  seiner  Ersparung,  st-hat'fc  die 
Sackgüter  allein  oder  sei  m.  a.  W.  für  sich  allein,  ausser 
dem  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Zusammen- 
hang gedacht,  die  productive  Kraft  Dies  ist  der  Grund- 
irrthnm  der  individualistiscbai  Produotionslehre  der  physiokratisch- 
Smitb'schen  Nationalökonomie,  einer  Lehre,  deren  Conse([uenz  in 
der  Eigenthnmslebre  die  Arbeitstheorie  (mit  ihrer  Erweitemng,  der 
„Sparsamkeitsthe'orie"  oder  der  „Theorie  des  wirthschaftlichen  Er- 
werbs'^ >?.  25ö  N.  I).)  ist.  Jedes  einzelne  Sachgut  '\>t  nicht  aus- 
schliesslich Product  individueller  Arbeit  u.  s.  w.,  oder  der  rein 
natttriichea  Productionsfactoren,  Natur,  Arbeit,  Kapital,  L'nter- 
nehmnng,  sondern  stets  mit  Product  des  gesellschaftlichen 
Prodnetionsfactors,  des  Staats  (§.  161),  und  daher  auf  dessen 
Leistungen,  besonders  auf  seine  Fttrsorge  fttr  Gemeinbedttrfnisse, 
mit  zurackzufUhren.  ^) 

Für  die  Eigenthnmslebre  und  speciell  für  die  Kritik  der  Arbeits- 
theorie ist  daher  auf  die  wichtigen  Lehren  im  3.  und  4.  Kapitel 

•)  Vgl.  Rüdbert  US  a.  a.  ().  S.  44.  4&  (Tliese  20 1. 

*^  Dio  im  I.  Kapitel  entwickrlti-  Lelm-  vom  Staate  aus  (U  m  volk.swirtliscliaftlielicn 
(ieächtapuuctu  zeigt  hier  eine  ilircr  vielen  wicbtigcii  Couäcquuiizco.  ücbcr  d.  St&at 
alt  PnidiiGt&ctor  s.  o.  g.  161  v.  Note  8  dwelbtt,  8.  294.  —  Ganz  ttbeieinstimmend 
mit  Obigem  Koics  Geld  8.  84. 
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der  1.  Ablbeilniig  Uber  die  Organismtioii  der  Volks wiifhaohaft,  be- 
sonders über  die  GemeinbedUrfnisse,  das  gemeinwirthschaftliche 
System  und  den  Staat  hier  Bezug  zu  nehmen.  In  der  Consequenz 
der  dort  begründeten  Anflfassung  ist  das  Gerechtigkeitspostulat  der 
Arbeitstheorie  nicht  als  eio  solches  von  absoluter,  sondern  nur  von 
relativer  Richtigkeit  anzoerkennen.  In  der  Eigentbnmsordnong 
kann  nnd  soll  dasselbe  tob  der  Reehtsbüdong  ßiB  leitende  Bklitr 
schniir  benntzf,  aber  nnr  in  solcher  Modifieatlon  dmreligefldiit 
werden,  dass  dabei  neben  dem  gereehter-  und  aneh  wieder  sweek- 
mtafger  Maassen  zn  berücksicbtigenden  Interesse  des  Arbeiten 
(vSparers,  Bodenbestellers  u.  s.  w.)  auch  dasjenige  des  Staats  „als 
Vermr>gen  erzeugende  Societät^'  richtig  zur  Geltung  komme. 

Im  Folgenden  finden  die  Toransgehenden  Sätze  über  die  beideo 
Theorieen  nnd  das  in  ihnen  enthaltene  Gereehtigkeitspostalat  ihie 
genauere  Begründung. 

n.  —  t?.  273.  Die  Occupationsth  eoric.  Hinsichtlich  ihrer 
Tragweite  sind  bewegliche  Sachen  und  Hoden,  ferner  primi- 
tive und  entwickelte  Vcrhilltnisse  des  Volkslebens,  wie  beson- 
ders die  Grösse  und  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  u.  s.  w.,  lo 
unterseheiden.^) 

A.  Die  Oeeupation  herrenloser  Saeben,  beweglicher,  vom 
Boden  abgetrennter  oder  abtrennbarer  Naturstoffe  ist  in  primi- 
tiven Verhältnissen,  bei  Jäger-,  Fischervölkern,  Nomaden,  die  Hanpt- 
.  erwerbsquelle  der  Bevölkerung  fllr  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe 
zur  Verarbeitung.  Sie  hat  auch  im  Reginn  fester  Ansiedlung  und 
Ackerbaus  noch  ihre  Bedeutung,  verliert  dieselbe  aber  mit  der 
steigenden  Wichtigkeit  des  Ackerbaus  immer  mehr.  Indem  die 
Rechtsbildung  in  jenen  primitiven  Verhältnissen  dem  ersten  Oeeo* 
panten  ein  Mvateigenthum  an  den  yon  ihm  oecupirten  Stoffen  n* 
schreibt,  yerföhrt  sie  gerecht  und  zweckmässig.  Um  so  mehr,  ah 
^  die  Oeeupation,  das  FVttcbtesaDimeln ,  Viehweiden,  Fischen,  Ja^ 
hier  gleichzeitig  die  wesentlic  hste  Arbeit  des  Zeitalters  darstellt  mid 
somit  der  richtige  Kern  in  der  Arbeitstheorie  durch  jene  Kechti*- 
bildung  gleichzeitig  anerkannt  wird.  Unbedingt  und  allgemein  kaiin 
jedoch  schon  in  sehr  einfachen  Verhältnissen  erste  Oeeupation  nicht 
Erwerbsgrund  von  Eigenthum  werden,  weil  es  dafUr  auch  hier  schon 
unter  Umständen  einer  Schranke  bedfiri'en  wird,  welche  „doreh 

V^l.  Vöil,  Art.  horreuioüü  Sacbuu  iiu  btaaUwurterbucU. 
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die  bedingende  Coexistenz  der  Menschen  und  die  allen  gcmeiusame 
öachbedürtiigkeit  gezogen  ist"  (Ahrens)''),  z.  B.  bei  Holz. 

In  allen  etwas  entwickelteren  Vcrhilltnissen  der  Volkswirth- 
Mhaft  hegt  dem  Eigentham  in  iigend  erheblicherem  Umfange  Occn- 
pitioii  Yon  henenloeen  Natorstoffen  oder  oocnpAtorisehe  Arbeit  nicht 
mehr  in  Gmnde.') 

B.  Die  erste  Occupation  des  Bodens  dnreb  das  Indi- 
tidnum  für  sieb  ist  auch  in  primitiven  Verhältnissen  keineswegs 
aügemeiuer  der  geschichtliche  Ausgangspunct  des  privaten  Orund- 
eigenthunis  gewesen.  In  der  Kegel  hat  vielmehr  die  (Tcniein- 
schaft,  der  einwandernde  und  colonisirende  oder  der  erobernde 
Qoddie  bisherigen  Besitzer  vertreibende  oder  unterweriendo  Volks- 
stamm  (oder  die  ganze  Völkerschaft,  oder  das  Geschlecht,  die 
Siedelnngsgemeinde,  die  Golonistengmppe  n.  s.  w.)  den  Boden  in 
Besitz  genommen  nnd  an  demselben  eine  Art  Gemeinei  g  enthnm 
begrflndet')  Ans  letzterem  bat  sieb  dann  durch  eine  eigentbttm- 
liehe  Rechtsbildung  auf  d(>])})elte  Weise  privates  Grundeigenthum 
entwickelt  oder  losgelöst  (§.  827  ff.) 

1)  Einmal  haben  Zu t heil un gen  von  Hoden  an  die  Genossen 
der  Gemeinschaft  durch  die  letztere  stattgefunden,  entweder  von 
vornherein  zu  Privateigentham  oder  zunächst  zur  Bewirthscbaftung. 
In  gerechter  nnd  zweckmässiger  Würdigung  des  Moments  privater 
Arbeit  nnd  privater  Kapitalyerwendnng  im  Boden  hat  die  Rechts- 
büdnng  anch  im  letzteren  Falle  allmälig  Privateigenthnm  entstehen 
lassen.  Damit  wurde  aber  das  Postulat  der  Arbeitstbeorie,  nicht 
dasjenige  der  Occnpationstlieorie  ertüllt. 

2)  8odann  liat  die  (Tcnieinsehalt  mitunter  in  anderen  PTillen 
stillschweigend  oder  ausdrücklich  innerhalb  ihres  Gebiets  Ein- 
zelnen die  Besitzergreifung  von  Boden  zum  Zwecke  privater 
Bewirtbschaftung  gestattet  (germanische,  russische  Verhältnisse). 
Aach  bierans  hat  sich  dann  in  ähnlicher  Weise  Privateigentham 
entwickelt,  womit  aber  wiedemm  mehr  das  Arbeits-  als  das  Oecn- 
[lationsmoraent  anerkannt  wnrde.  Solche  Znlassnngen  der  Besitz- 
ergreifung von  Boden  können  aber  nur  so  lange  vorkommen,  als 

*)  Ahrens,  Naturrc<  lit.  II.,  13B. 

^}  Mit  den  extcusiren  Landwirthschaftbaybtcmeu  sind  natilrlit.  hc     eidcu  /.war 
'  hr  Lange  vorbonden.    Aber  das  Weiderecht  beruht  entweder  auf  einem  Antheil  dos 
^  idi«ig«iitlilliBen  an  dem  im  üeineiii«if«iiüiiiiii  stebenden  Weideboden  oder  uf  ToUem 
Piirateigenthnm  an  letzterem. 

•)  Ahrens,  Natarrecht,  IL,  136.  FUr  die  deutschen  Ansiedlungsverhaltnisso : 
f.  Maurer,  Einleit.  S.  3,  Markenrerf.  S.  2,  Dorfrerfasä.  S.  1  u.  pass.  Waitz,  Verf.- 
gcicb.  L,  117  (3.  Anfl.>. 
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das  GemeiDBcbaftsinterosse  dadnrob  gefordert  oder  weiug8liei»  infat  \ 
gestört  wird,  und  nur  noter  dieser  Vonuissetsoog  lässt  sieh  sli- 
dsDii  eine  Bildung  von  Priyateigentbnm  an  dem  bewirthsehaftefeeD 

Boden  als  ökonomisch  zweckmässig  and  gerecht  gegen  den  Bebiser 

bezeichnen. 

C.  Auch  wirklich  individuelle  erste  Hodenoccupatiuuen 
können  nur  in  primitiven  V^erhUltnissen ,  wo  sie  allein  in  erheb- 
licherem Umfange  möglich  sind,  einen  Recht fertigungsgrond  für 
die  Anknüpfung  des  Eigenthnmsreebts  an  diese  Handlongen  bilde%  [ 
und  zwar  ancb  hier  wieder  naeh  Rfleksiohten  der  Okonomiflehas  ^ 
Zweekmftssigkeit  and  der  Gerecbtigkeit  Diese  Rtteksiebten  mii  \ 
aber  nar  so  lange  mit  Recht  massgebend,  als  die  Occupation  foo  ( 
Boden  durch   den   Einzelnen   nicht  in  einem  Umfange  erfolgt,  \ 
welcher  das  individuelle  Bedürfuiss  übersteigt  und  dadurch  die 
Befriedii^un^j  der  Bedürfnisse  der  Coexistirenden  hemmt.  Hierüber 
wird  theils  die  \'oiksdichtigkeit,  theils  die  damit  meist  zosammeih  | 
hängende  Art  des  Anbaus  entscheiden. 

D.  In  der  entwickelteren  Yolkswirthscbaft  ist  der  Boden  so 
gnt  wie  vollständig  im  £igentham  der  Privatwirthschaften  oder  der 
Gemeinwirtbschaften  (Gemeinde,  Staat  a.  s.  w.).  IMe  Oeeopstioi 
verliert  hier  ihre  Bedeatang  als  Erwerbsart  fast  ganz.  Herrenloie 
bewegliche  Dinge  werden  aber  nunmehr  zweckmässiger  und  g^ 
rechter  dem  Staate  als  Vertreter  der  Gesammtheit  zugeseb rieben 
und  so  der  Kegel  nach  dem  Krwerb  durch  Occupation  entzogeo.') 

Iii.  —  §.  274.  Die  Arbeitsthcoric.  Ihr  ist  von  den  National- 
Ökonomen  eine  grosse  principieUe  Bedeutung  für  die  allgemeine 
Begrttndang  des  Privateigenthams  als  Institation  des  Rechts  viodi- 
cirt  worden.  Diese  Bedeatang  kann  ihr  jedoch  nicht  sogestandeo 
werden.  Dagegen  enthält  die  Theorie  ein  in  der  Hauptsache  lidh 
tiges  Postnlat  von  grosser  Wichtigkeit  für  die  Gestaltung  der 
Eigenthumsordnung,  dessen  D u  re  h  f  ü  h  r  u  ii  g  in  letzterer  dann  nur 
das  zu  lösende  Problem  l»leiljt.  Auch  hier  sind  für  die  theoretische 
Untersuchung^  nach  diesen  beiden  Seiten  primitive  und  eal- 
wickelte  Wirthschafts Verhältnisse  zu  unterscheiden. 

Diese  Entscbeidong:  der  Frage  wird  ?on  Pdzl,  An.  henenL  Stehen.  Stv.o 
V,  134  renrorfen,  weil  sie  eine  I  üI^^o  der  inittelalterlicben  llieoiie  Tom  studicks 

Obcrcijrfntliuin  am  (iobiete  uud  aii  Allem,  was  'liriii  ist.  sei.  Mir  srlnint  »iieseAif* 
fatuaug  anrichtig.  —  Eiix  Kcgal  an  lierreulo^ou  i»mgcu  Usst  sich  uaüouaiökouoai:i(k 
wohl  begrOnden.  a.  KAV-Wafcner,  1.  A.  FiDaiizwiss..  L,  §.  116,  2.  A.  L.  §.  147. 
U.,  §.  326  fi".  —  Die  japilbarcn  Thiere  iiiul  die  Fische  sind  dem  freien  Ocoq»- 
tionsrecbt  ent/otren .  wo  Jai^Ml  nnd  Fischerei  Fertineiii  des  GnindeifeDÜiiuK  •Äer 
(icgenstand  ciitea  llcgah»  äinü. 


Digitized  by  Google 


l  iizttiauglichkeit  der  Arbeibtheohe. 


555 


A.  Auch  abgesehen  von  deni  principiellcn  Einwände  des 
§.  271  liisst  sich  das  Privateigenthum  nicht  schlechtweg^  auf  ,,die 
Arbeit*^  begründen.  Denn  die  Arbeit  für  sich  allein  schafft 
Biobt  die  SacbgUter.  Jede  Arbeit  bedarf  Werkzeuge,  auch  unter 
Vorranetsimg  der  einfachsten  Verhältnisse  der  Technik,  im  Boden- 
«abao  Q.  s.  w.  Diese  Werkzeuge  sind  entweder  unmittelbar  Natur- 
produote  oder  aus  solchen  hergestellt  Das  Eigenthum  an  den 
Werkseugen  setat  also  ein  durch  Occupation  zu  erwerbendes 
Eigenthnm  als  schon  anerkannt  voraus.  Das  Pri vateigenthnm 
der  mit  Hilfe  der  Werkzeuge  durch  die  Arbeit  erzeugten  Sachgütcr 
ist  daher  mit  auf  diese  Occupation  zurückzululn'cn.  Bei  der  Ge- 
winnung von  Feldfrüchtcn  durch  die  Bodenbestellung  muss 
lerner  wiederum  eine  vorausgehende  rechtliche  Verfügung  Uber 
den  Boden,  eventuell  die  Zuktssnng  der  £rwerbBart  des  £igenthums 
dareh  Oceupation  Seitens  des  Rechts,  angenommen  werden:  das 
Privateigenthum  an  den  Bodenproducten  ist  daher  auch  hier  nicht 
ohne  Weiteres  auf  die  Arbeit  zu  begründen.  Die  Arbeitstheorie 
bedarf  sonach  in  primitiven  Verhältnissen  tiberall  zur  Er- 
gänzung der  OccupationHtheorie :  Eigenthuni,  welches  durch  Occu- 
pation bereite  erworben  ist,  muss  nach  der  technisciicn  Natur 
der  SachgUterproduction  das  Frühere  sein,  Eigenthuni,  welches 
durch  Arbeit  erworben  wird,  kann  sich  erst  an  jenes  Eigenthuni 
anknüpfen.  Insofern  ist  die  juristische  Occapationstheorie  logisch 
richtiger  als  die  nationalokonomisohe- Arbeitstheorie. 

B.  In  entwickelteren  VerhSltntssen  des  Wirthschaftslebens 
tritt  die  practische  Bedeutung  der  ersten  Oceupation  als  Er- 
werbsart  von  Privateigenthnm  immer  mehr  zurUck.  Die  Arbeit 
wird  dagegen  immer  wichtiger.  Aber  das  Pri  va  1  c  ig c  n  t  h  u  ui 
lässt  sich  auch  hier  nicht  unmittelbar  auf  die  Arbeit  „begründen". 
l)eun  theils  muss  wiederum  durch  Occupation  erworbenes  Eigen- 
thnm dem  Eigenthumserwerb  durch  Arbeit  vorangehen^  theils  wird 
fttr  diesen  Erwerb  ein  comp licirtes,  auf  dem  Moment  der 
Arbeitstheilung  beruhendes  Productionssystem  voraus- 
gesetzt,  welches  ohne  eine  bereits  bestehende  Eigenthumsord- 
nung fllr  die  Verarbeitungsstoffe,  die  Werkzeuge  und  die  Unterhalts- 
mittel  der  Producenten  wahrend  der  Dauer  der  Prodnetion  un- 
denkbar ist.  Nicht  die  Arbeit  begründet  daher  hier  das  Privat- 
eigenthuni,  sondern  «lie  Kcrhtsordnung  hat  die  Privateigentliums- 
institution  schon  begründet,  hat  z.  B.  die  Verjährung  (Er- 
sitzung) anerkannt  und  das  Erbrecht  gewährt  und  dadurch 
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EuKelnen  gar  meht  von  ihoen  ocoapirte  oder  yenurbeitete  SaoIwd 
als  EigeDiham  gegeben.  Und  dieselbe  Rechtsordnung  hat  bestinuiil, 

ob  und  in  welchem  Umfange  in  dem  verwickelten  Prodnctioitt- 
s^'Stem  der  auf  Arbeitstheilung  und  folgeweise  auf  Eigenthums- 
theilunj;  berulienden  Volkswirthscbaft  die  bestimmte  Arbeit  im 
bestimmteu  Falle  als  P>vverbsart  von  Eigenthum  gelten  soll.  Die 
Rechtsordnung  bildet  z.  B.  das  Recht  der  Spccification  ond 
das  Vertragsrecht,  and  nicht  nach  der  Arbeit,  sondern  nacli 
diesen  Rechten  richtet  sich  das  Elgenthnm  der  einsefaien  sn  der 
Prodnction  betheiligten  Personen  an  dem  Prodnct  Die  Arbdto- 
theorie,  in  der  entwickelten  Volkswirthscbaft  als  Versach  der  B^ 
grlindnng  der  rrivaleigeuthumsinstitntion  aufgefasst,  leidet  daher 
an  ik'iii  Fehler,  höchst  complicirto  Wirtlisrhafts-  iiud  Kechtsver- 
hiiltnisse  auf  ein  viel  zu  einfaches  Schema  zurückfuhren  m 
wollen,  welches  den  ökonomischen  und  Recbtstbatsaclieu  nirgends 
entspricht. 

Diesem  £inwand  entgeht  die  Theorie  auch  nicht,  wenn  ne, 
wie  oben  angegeben  (§.  255,  B.,  2),  erweitert  wird  sa  einer  Theorie 
der  Begrttndnng  des  Eigenthnms  aaf  den  ,|WirthBchaftliehett 
Erwerb"  oder  m.  a.  W.  auf  die  mit  der  Arbeit  im  entwickelta 

Wirthsehaftsleben  nothweudig  in  Verbindung  tretenden  Thatsachen. 
bez.  Thätigkeitcn  des  Sparens  u.  s.  w.  Denn  dieser  „wirthscbalt- 
liehe  Erwerb"  setzt  vollends  eine  schon  bestehende,  voll 
ständig  ausgebildete  Privateigenthums-  und  VertragsordDuog 
voraus  und  wird  durch  die  letztere  selbst  schon  etwas  höcb.^i 
Gomplicirtes.  Der  wirthschaMche  £rwerb  grttndet  sich  viel  nebr 
aaf  die  Privateigenthamsinstitntion  ond  deren  Ordnung,  als  letitere 
aaf  jenen.  Die  BeweisflOhrung  der  Arbeitstheorie  bewegt  steh  hier 
▼ollends  im  Cirkel,  da  unvermeidlich  immer  schon  irgend  welebei 
Privateigenthnni  an  den  Sachen,  mit  deren  Hilfe  der  wi rt Ii m  haft- 
liche Erwerb  erfolgt,  als  bestellend  vorausgesetzt  werden  musu. 

§.  275.  —  C.  Das  Postulat,  welches  die  Arbeitstheorie  tlir  dif 
Gestaltung  der  Cigenthumsordnnng  enthält,  ist  obec 
schon  als  im  Kern  richtig  bezeichnet  worden.  Aber  das 
schwierige  Problem  bleibt  die  Verwirklichnng  dieses  Posti- 
lats  im  Rechte. 

1)  Schon  der  erwXhnte  Umstand,  dass  nicht  die  indivi- 
dnelle  Arbeit,  sondern  die  im  socialen,  durch  die  Statt?* 
Ordnung  gesell  (itzten  Verband  ausgeübte  Arbeit  die  eigent- 
lich productive  Kraft  i»t,  bewirkt,  dass  das  i'ostuiat  durchaas  oiete 
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•0  einfach  ohne  Weiteres  in  der  EigeDthumsordniing  zur  Oeltnng 
gebracht  werden  kann,  als  Diejenigen  —  n.  A.  einige  Socialisten 

—  aiizuiiL'hiiicn  scheiucu,  welche  mit  der  AutstelluDg  desselben 
die  Schwierigkeiten  der  Eigenthiinislrage  und  der  gerechten  und 
zweckmässigen  Gestaltung  der  Eigeuthuuiöorduuug  glauben  gelöst 
zu  haben. 

2)  Fliervon  aber  selbst  abgesehen ,  so  zeigen  sich  bei  der 
Oarchftthning  dea  Postolats  in  der  £igenthanisordnang  in  primi- 
ti?en  Wirthachaftawhältniaaen  Schwierigkeiten,  weil  das  Postulat 
der  Arbeitstheorie  sich  mit  demjenigen  der  Oocnpationstheorie 
krecxt)  nnd  in  allen  etwas  entwickelteren,  daher  auf  aus- 
gebildeter Arbeitstheilung  beruhenden  Wirthschaltsverhält- 
üissen  andere  Schwierigkeiten,  welche  aus  der  technischen 
Natur  des  l'roductionsprocesses  henorgehen,  insbesondere 
aus  der  Mitwirkung  qualitativ  verschiedener  Arbeitsarten 
und  der  Mitwirkung  von  Kapital  und  Boden  bei  den  meisten 
eincelnen  Productionen  von  Saohgtttem. 

a)  In  primi tiTen  Verhältnissen  bei  fehlender  Arbeitstheilung 
gelrinnt  der  Einzelne  und  die  Familie  die  erforderliehen  Sacbgtiter 
dnrch  einfache  occupatorische  Arbeit  und  eigene  Feldbestellung 
und  verarbeitet  die  Rohproducte  selbst  weiter.  Iiier  erscheint  das 
Postulat  der  Arbeitstheorie,  wonach  der  Arbeiter  durch  diese  Arbeit 
das  Privateigenthum  au  den  Troducteu  der  Arbeit  erlangt,  voll- 
ständig gerecht,  und  eigentlich  selbstverstUndlicb  oder  logisch 
eonseqnent.  Wenn  man  sich  hier  die  ersten  Anfänge  des  Tausch- 
Verkehrs  hinzudenkt,  so  ist  das  Postulat  aueh  volkswirthschaft- 
lieh  (soweit  dieser  Ausdruck  hier  zulässig  ist)  richtig,  um  zur 
Arbeit  anzuspornen  nnd  damit  Produete  fBr  den  Tausch  zu  be- 
lehaffen. 

Aber  die  erste  Occuiiiit  in  n  von  beweglichen  Nalurstollen 
nnd  von  Boden  kann  in  solchen  primitiven  \'crhUltnissen  nicht 
weniger  einen  gerechten  und  zweckmässigen  Grund  lUr  die  Kechts- 
bildnng  abgeben,  Privateigenthum  durch  sie  erwerben  zu  lassen. 
Im  Ooliisionslalle  braucht  die  Occupation  als  Erwerbsgrnnd  von 
Eigenthnm  auch  nicht  unbedingt  hinter  der  Arbeit  znrftckzustehen, 
nemlich  so  lange  nicht,  als  die  blosse  Occupation  im  Wesentlichen 


**J  Dicä  Ubo»ieht  auch  Kodbertus,  wenn  er  nur  die  mftterielie  Arbeit  bei 
der  These,  dnw  die  wirthsch.  Ooter  nur  Arbeitsprodiiote  seien,  in  Be«ncht 
irezogen  haben  will.  Er  stimmt  aber  anders,  obigen  Ausfuhr,  ganz  bei,  ?gL  s.  Nerm.« 
arb.ug,  Tab.  Ztschr.  1S7S  S.  331. 


Digitized  by  Google 


5(8  2.Abth.  2.K.  £ig.onlii.  2.tt.-A.  EigwitLtlieor.  2.A.  Arbtiliai.  §.275,211 

ohne  weitere  Arbeit  zur  Erlangung  von  Saohgfltem  ausieiclit  und 
die  Gelegenheit  zum  Oeeapiren  nach  den  obwaltenden  VerfaiHniiBea 

tür  Alle  ungefähr  gleich  ist.  Hier  wird  mit  Kecht  demjenigeo, 
welcher  den  Willensaet,  Naturdinge  seinen  Zwecken  zu  unter- 
werten,  zuerst  ausübt,  eiu  Vorzui;  zu  Theil  werden.  Je  mehr 
dagegen  allmälig,  besonders  in  der  Feldbestellung,  das  Arbeits 
m  0  m  e  n  t  die  Hauptsache  wird,  desto  mehr  mnaa  das  Postulat  def 
Arbeitstheorie  als  das  wichtigere  ond  riehtigere  gegenüber  d« 
Postulat  der  Oecapationstheorie  anerkannt  und  demgemiss  au 
Qrttnden  der  Gerechtigkeit  gegen  den  Arbeiter  ond  der  Zueek- 
mftssigkeit  im  Gesammtinteresse  im  Reehte  allgemeiner  beromist 
werden.  Die  IJnthunlicbkeit,  das  Postulat  der  Arbeitstbeorie  stets 
and  bedingt  in  der  Eigentliumsordnung  zur  Geltung  zu  briiigen. 
ist  aber  deswegen  doch  unbestreitbar  und  dieser  Umstand  wieder 
ein  Beleg  dalUr,  dass  die  Kecbtsbildung  oder  der  Gesetzgeber  eben 
nach  verschiedenen  Kttcksichten  abwägen  ond  sehlieM- 
lieh  doch  danach  selbständig  entscheiden  mvm,  ob,  wie  ond 
wieweit  Eigenthom  an  bestimmte  Thatsachen,  wie  Oeenpatioii, 
Arbeit,  Bodenbestellang,  Ersitzung  geknüpft  werdra  soll 

§.  276.  —  b)  Dies  ergiebt  sich  noch  deutlicher  in  den  ent- 
wickeiteren  Wirtbscbattsvcrhällnissen  bei  durchgeführter 
Arbeitstbeiluug.  Die  unmittelbare  Verwirklichung  des  Posta 
lats  der  Arbeitstheorie  in  der  Eigenthumsordnung  setzt  hier  die 
gleichzeitige  Lösung  des  i'roblcms  voraus,  die  Mitwirkung  der 
yersehiedenen  Arbeitsarten  und  der  Arbeit  einer-,  dM 
—  der  Annahme  nach  bereits  im  Pri?ateigenthnm  stehenden  — 
Kapitals  und  Bodens  andrerseits  an  dengenigen  Prodaet, 
um  dessen  Eigenthum  es  sich  handelt,  zu  bestimmen.  Es  wird« 
dies  zunächst  zur  Anerkennung  von  Eigenthums quoten  an  diesm 
Product  für  die  bei  seiner  Gewinnung  bcibeiligten  Arbeiter,  Kapi- 
talisten und  GrundeigentbUmer  führen  und  immer  bliebe  noch  die 
Aufgabe  zu  lösen,  im  Kecbte  die  Grundsätze  festzustellen,  nach 
welchen  die  Betheiligten  sieb,  zwar  nicht  Uber  die  Grösse  dieser 
Quoten,  wohl  aber  Uber  die  Reaiisirung  der  ihnen  in  dieeci 
Eigenthumsquoten  gegebenen  Ansprache  auseinander  zu  seisei 
hätten.  Die  Sache  wird  dadurch  noch  viel  complicirter,  daaa  tiek 
die  Grösse  dieser  Quoten  davon  abhängt,  wie  die  im  Kapital  ud 
im  Boden,  bez.  in  der  Hodenmelioration  steckende  Arbeit  sclW 
wieder  festgestellt  wird,  um  mit  der  direct  geleisteten  Arbeit  vei 
glichen  zu  werden. 
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a)  Die  befriedigende  Lösung  des  hier  vorliegenden  Problems 
ist,  volksvvirtlischal'tlieh  gesproclieii :  die  lUrstellung  einer 
befriedigend ea,  tür  die  Betheiligten  gereclitou,  liir  die  nationale 
Gesammtheit  zweckmässigen  Yertheilung  des  volkswirth- 
scbai'tlichen  Prodactionsertrags  bei  gleiolizeltiger  möglich- 
iter  Steigerung  des  letzteren;  sooialpoli tisch  ausgedrückt: 
die  LOsnng  der  socialen  Frage  nach  der  (ökonomischen 
Sdte.  Leider  ist  mit  dieser  Einsicht  anch  zugleich  diejenige  in 
die  öchw liehe  der  Arbeitstheorie  gewonnen.    Denn  die  beiden 
Probleme,  dasjenige  der  Gestaltung  der  Eigenthunisordnung  naeli 
der  Arbeitstbcorie  und  dasjenige  der  riehtigen  und  zweckmässigen 
Vertbeilnng  des  Productionsertrags ,  sind  nur  zwei  Seiten  des- 
selben Problems,  dort  der  rechtiicheni  hier  der  ökono* 
mischen  (nnd  socialen)  Seite  des  einen  Problems  der  Ver- 
wirklichimg  der  Arbeitstheorie  in  Recht  and  yolkswirthschait  Die 
Beweisftthmng  mit  der  Arbeitstheorie  in  der  Eügentiiamsordnang 
bewegt  sieh  daher  im  Kreise,  wenn  sie  fttr  die  Lösung  der  recht- 
liehen  Seite  des  Problems,  die  Gestaltung  der  Eigenthunisordnung, 
auf  die  Arbeitstheorie  reeurrirt,  welche  nur  die  volkswirth- 
sehat'tliche   Formulirung   des   zu   lösenden   rroblems  enthält: 
ueoüicb  das  Volks  vermögen,  als  Resultat  der  nationalen  Arbeit,  so 
zu  vertheilen,  dass  ein  Jeder  in  Gemässheit  seines  Arbeitsantbeils 
£igenthnm  daran. erhält. 

ß)  Die  Praxis  des  Verkehrs,  die  Tolkswirthsehaftliche  Theorie 
der  freien  Concanrenz  nnd  die  Eigenthumsordnang  des  positiven 
Rechts  anf  römisch-rechtlicher  Grundlage,  helfen  sich  nun  einfach 
(iber  die  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  hinweg  durch  ihr 
System  der  „Ireien"  Verträge  zwischen  den  an  der  Pro 
duction  und  daher  an  der  Yertheilung  des  Produetionsertrags  be 
tbeil igten  Personen  und  durch  ihr  ),^aturgesetz  von  Angebot 
und  Na  eh  frage",  welches  in  jenen  Verträgen  zur  Geltung 
kommt  Damit  wird  aber  der  Knoten  des  Problems  nicht  gelöst, 
»ondem  durchhauen.  Das  private  Kapital-  und  Grundeigenthum, 
sowie  das  Erbrecht  werden  dabei  als  schon  bestehend  ange- 
lomnaen  und  dieses  Eigenthum  mit  dem  Erbrecht  bildet  die  wesent- 
itbe  Grundlage  der  Bedingungen,  unter  welchen  neues  Privat 
Mgenthum  vom  Einzelnen  erworben  wird,  d.  b.  nach  weleliem  auf 
iruud  des  „Ireicu"^  Vertrags  und  des  Gesetzes  von  Angebot  und 
Sachfrage  der  neue  Produetionsertrag  sich  als  Kigeuthum  an  die 
ü^inzelnen  vertheilt.  Die  „Freiheit'^  der  Verträge  erweist  sich  auf 
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dieser  Grundlage  von  vornherein  als  eine  Fietion.  Indem  neb 

die  Höhe  des  Antheils  eines  jeden  Betheiligten  am  nenen  Pro- 
ductionsertiage  uacli  tlcm  „Gesetz  von  Angebot  uud  Nachtrage" 
in  diesem  System  üctiv  freier  Verträge  richtet,  crgiebt  sich  daraii> 
nur,  dass  die  Wirkungen  dieses  Gesetzes  für  die  Vertheiiung  dieiie^ 
Productiousertrags  aU  Eigenthum  anter  die  Einzelnen  von  alien 
möglichen  ZulUiügkeiten  abhängen.  Dies  wird  dadurch  nicht  g^ 
reohtfertigteri  dass  man  das  Geseti  von  Angebot  nnd  Naeh&age, 
welches  doch  nnr  unter  Voranssetxnng  der  Eigenthsmi- 
Ordnung  so  und  so  wirkt,  zum  Naturgesets  stempelt  —  Jene 
Wirkungen  mtissen  sich  daher  in  der  Hauptsache  so  gestalten, 
dass  die  Vertlieiiuug  des  neuen  Ertrags  der  Vertbeilung  des  schon 
bestehenden  Privateigeuthums  entspricht.  Das  Postulat  der 
Arbeitstheorie  wird  somit  in  der  Eigeuthumsordnung  und  m  der 
Vertbeilung  des  Volks  Vermögens  weder  durch  das  ^System  der  freido 
Verträge,  noeh  durch  das  Gesetz  von  Angebot  und  >iachfrage  xv 
Geltung  gebracht  Alle  jene  Fictionen  und  optimistisehen  lUuiiaiMO, 
welche  mit  der  Aufstellung  des  „Systems  der  freien  Ooneorreoi" 
verbunden  sind  (§.  128  ff.),  wiederholen  sieh  hier  in  der  Frage  der 
Eigenthumsordnung. 

Die  gross»!  wisaeiiacliaftlirlir  S(  liwüche  der  bisherigtiu  Nationalrikonnm!  •  scf 
pbybiulruUäcli-buiiih  öcUcr  li<u>ia  um  hici  klar  m  Tage.  Mau  begnüg  sich  däüai,  du 
Gon  seqaenzen  ftlr  die  GesteUtuig  der  Pcodnction  und  Yerdidraiig  zn  ddien,  isdea 
man  Hl-  liierfar  massgebendeu  Prämissen,  die  Rechtsordnuni^  für  Personen  ittd 
(intor,  LiiitaL'h  als  Thataaclie  hinnimmt  und  iin  uute  rsuc  ht  lässt  is.  Vorbem.  ü 
Abtii.  2,  S.  öi^i.  Uud  mau  be^^cht,  wie  ?oUouds  die  radicaiereu  Sümuüuiirer  ditiff 
Smith'schen  Schule,  welche  die  Theorieen  fon  Netoiyeseti  von  AafeboC  «od  Kaek- 
frage  in  die  Praxis  ubertragen  wollen ,  dann  die  ungeheuerliche  petitio  principü,  »fl' 
Uestal  tu  Ilgen ,  welche  im  System  der  „freien  Verträge"  nach  diesem  „Naturgesetf' 
sich  bilden,  für  gerecht  zu  erklären!  12U).  Sie  können  dies  uatOrUcb  uf 
dann  sein,  wenn  die  Eigenthiuns-  und  Penonatordnung  es  ist  und  diese  Usst  ■» 
Unerörtert.  Man  »teilt  die  Theorie  aul ,  dubs  nur  Arbeit  Werth  schaffe  aji 
wundert  sich  dauu,  dass  die  folgerichtigeren  Denker,  die  So ci allsten,  das  bC' 
stehende  Privatrecht,  die£igenthumsordnung,  das  Kapital-  und  Grvft'' 
eigenthum.  das  Erbrecht«  das  Vertragsrecht  principiell  angreifen, 
alles  dies  Recht  jener  These  von  der  allein  \\  erth  schallenden  Arbeit  grossenthd« 
widerajjricht  und  die  These  uuu  im  Kechte  zur  (ieltuug  komuum  soiL  Man  btitiiops 
die  weitere  Einmischung  des  Staats  in  die  Gestaltung  der  Production  nnd  Veithdteif 
nnd  uber^>icht,  dass  diese  Einmischnug  im  grösston  Umüange  duch  die  rom  Sttfi 
gci;<'liciie  IN-rsunalreclits-  u.  Eiu:enthumsK>rdnung  erfolgt.  Es  ist  eine  grosse  Reihe  griibvfi 
logischer  Widerspruche  uud  Uedankcuspruuge,  durch  welche  die  Nationalökonomie  ^ 
Schnie  der  freien  Concnrrenz  und  des  Laissez  fidre  allein  ihn  dttiftigen  theeieiii^ 
Lehren  und  ihre  höchst  zweifelhaften  practiscben  Postttlattt  ein  wenig  muodgen» 
macht.  Und  am  Wenigsten  besteht  ein  Grund,  in  wissenschaftlicher  Hitoie» 
aul  den  wisseuschal'tlicheu  Socialismus  herabzusehen«  der  bei  aller  [jaU»A^ 
einiger  seiner  Riaonnemeots  und  atler  (vewagtheit  seiner  praetisdien  Ferdemg««  m 
Tiefe  und  Gründlichkeit  des  Denkens  doch  im  Ganzen  sehr  weit  tlber  O'ß 
Theorie  der  freien  Concnrrenz  steht  YergL  auch  U.  BOaler's  Smithianismos  ^ 
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y)  Theoretische  Lösungeu  des  wirthschaftlichen  Vertbeilungs- 
problems  würden  ilir  die  Gestaltung  der  Rechtsordnung  in  Gemäss- 
heit  des  Postulats  der  Arbeitstheorie  brauchbar  sein.   Liesse  sieh 
s.  B.  nach  v.  Thflnen's  berühmter  Idee  ein  „natnrgemässer 
Arbeitelohn''  theoretisoh  findeiii  so  könnte  man  mit  einem  solohen 
Ökonomischen  Sohlttssel  freilieh  die  Arbeitstheorie  in  der  Eigen- 
tbomsordnnng  unmittelbar  znr  Anwendung  bringen.  Allein  wie  man 
auch  unter  Annahme  der  aufgestellten  Bedingungen 
Uber  die  Richtigkeit  dieses  Versuchs  v.  ThUuen's  urtbeileu  mag: 
der  zu  Grunde  liegende  Gedanke,  einen  naturgemäss e n 
Arbeitslohn  zu  hnden,  oder  m.  a.  W.  die  Prämissen,  von  denen 
V.  ThUnen  ausgeht,  sind  unhaltbar.   Das  ganze  Räsonnement 
bembt  saf  der  principieil  falschen  Annahme,  dass  es  eine 
schlechtweg  natargemllsse  Yertheilong  des  Prodactionsertrags 
gebe.  Diese  VertheOnng  war  immer  nnd  mnss  immer  zugleich  sein 
em  Prodnct  der  fflr  das  Eigenthnm  geltenden  Rechts- 
ordnung und  wechselt  daher  mit  dieser.    Diese  Rechtsordnung 
ist  aber  eben  selbst  keine  schlechtweg  naturgeraässe,  welche  aus 
dem  Wesen  des  Menschen,  dem  Begriff  der  Persünlichkeit  oder  aus 
dem  Wesen  menschlicher  Arbeit  ohne  Weiteres  folgt,  sondern  ein 
Froduct   freier  Rechtsbildung,   welche  Eigenthttmlichkeiten  der 
meoschlichen  Nator  (wirthschaftUches  öelbstinteressi  n.  s.  w.)  ond 
Postnlate  des  menschlichen  GerechtiglLeitsgeftthls  freilich  beachten 
mnss  nnd  soll  DerVersnoh,  eine  „natorgemftsse"  Yertheilaog 
des  Productionsertrags  der  Eigenthumsordnung  behufs  Durchführung 
des  Postulats  der  Arbeitstheorie  zu  Grunde  zu  legeu,  enthält  daher 
wieder  einen  Cirkelschluss.       Wäre  aber  der  Satz  unbedingt  und 

SclimoIIer's  üruiidfiageo,  vor  Allem  aber  Kodbertus'  ächrifteii ,  nam.  s.  älteste 
^  EilMiiitB.  u».  ifaaliwiifliBch.  Zuttindtf'S  1.  Haft,  Neobrandeiib.  1843  und  d.  mc. 

Blricfe  an  t.  Kirchmanu  (Nr.  2  u.  S  in  d.  Sehr.  z.  Bclencbt.  J.  soc.  Frage):  au 
ktihoer  Folgfrichtigkeit  in  der  Verwerthung  der  These  von  der  allein  W.  rfh  srhaÜ'en- 
dea  Arbeit  unerreicht,  die  relativ  ricbtif^ten  Theoreme  vod  Marx  und  Laäsalle  io 
Doce  in  steh  «otbaltsiid,  —  aber  Mich  denselben  principiellen  Fehler,  wie  ihn 
Socialisten  und  liberale  Oekouomisten  beide  begehen,  wiederholend:  die  ..Ar- 
beitstheorie" als  soibstv  erstand  1.  Voraussetzung  der  Eigenthumsordnung 
tmd  die  riel  zu  eng  gefa^ste  „Arbeit"  Ha  allein  lur  sich  Werth  schatlend 
»Dznseiien.  8.  n.  Knp.  8,  Yoibedi. 

")  Siohe  V.  Thünen,  Isol.  Staat,  IL,  1.  Kost  ISöu,  2.  A.  Berl.  1876.  Darüber 
b.^.  Helferich,  Tab.  Zt^x-br.  1852,  VIlI..  über  das  Thunensche  Gesetz  von  der 
Vertbeilang  des  rroductiouscrtrags  zwischen  Arbeitern  und  Kapitalisten.  Knapp, 
I.  Prfiftui^  d.  ThOnen'schen  Untenochungen  n.  s.  w.,  Bminschweig  1865,  Brentano, 
Ub.  Tb. 's  nut.  gem.  Lohn  u.  8.  w. .  (jöttinj;en  1S»)7.  (jegen  diese  schrieb  wieder 
Schumacher.  S.  auch,  ähnlich  wie  ich  urtheiicüd,  Schäflle,  2>yst.,  S.  Aufl.,  11., 
390,  Aöb  fl  .  Uber  die  Thuneu  sche  Luhnformel  439,  auch  I.,  273. 
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Btreng  wörtlich  haltbar,  daas  die  wirthachaftlieheD  Gtttor  aar 
Arbeitflprodact  seien  und  demnaeh  die  Sehlflase  richtig,  wdehe 

Rodbertas  und  die  Socialisten  ans  diesem  Satze  mit  Hilfe  einer 
viel  zu  engen  Auslegung  des  Begriffs  „Arbeit'^  ziehen,  so  wäre 
nur  derjenige  Lohn  als  „naturgemäss"  anzuerkennen ,  der  deu 
yyArbeiteni^'  den  vollen  Productionsertrag  gäbe.  Eine  Ver- 
theilung  des  letateren  zwischen  Arbeitern  and  Kapitaliaten  and 
Omndeigenthtlmem  wttre  principiell  sa  verwerfen,  nie  es  folge- 
riehtig,  wenngleich  nnr  veroiittelat  einer  falschen  Prtaisse,  die 
Soeialisten  thnn.^*) 

Das  Ergebniss  der  ErOrtemng  Aber  die  Ari>eitBtheorie  lailet 
demna(  b :  dieselbe  kann  ebensowenig  als  eine  der  anderen  drei 
untersueh teu  Tbeorieen  als  eine  w  i  r  k  1  i  c  h  e  E  i  g  e n  t  b  u  ni  8 1  b e  o  ri e , 
welche  das  Privateigentbu  m  begründete,  gelten.  Das  in  ibr 
enthaltene  Postulat  für  die  Gestaltnng  der  Eigenthnrns- 
ordnnng  ist  auch  nicht  anmittelbar  anwendbar.  £b  bildet 
▼iehnehr  nar  ein  Moment,  welches  die  Beehlabildang  oder  der 
Oesetsgeber  in  der  Eigenthnrnsordnong  berfleksiehtigen,  nnd  sowvt 
es  berechtigt  ist,  allerdings  immer  mehr  aar  Geltung  za  bringen 
suchen  muss.  Damit  ist  die  Forderung  einer  Reform  der  be- 
stehenden Eigeutbumsordnung,  besonders  in  Bezug  auf  die  Pro 
d  uctionsm  ittel,  als  richtig  und  als  das  wichtigste,  weil  mit 
dem  Vertheilungsproblem  (§.  96  ff.,  108  ff.)  eng  zusammenhängende 
Problem  der  Volkswirthschat't  anerkannt 

3.  Abschnitt. 

m.  IMe  Legaltheorie  und  das  geistige  Eigenihui. 

Dm  Mgen.  feist  ige  EigenfbiiB  UefSsit  «iae  whr  bemefksBfwwOM  PettlUgng 

für  die  Legaltheorie  und  ist  deshalb  ao  dieser  Stolle  xa  erörtern.  Doch  gehM  Uff- 
her,  ebenso  wie  in  Betreff  dc^  Sarliei^cnthums,  nur  die  Frage  seiner  rechtsphiloaopW»cfc-  ; 
öko&omiiK:hen  und  positiv- rech liichco  Coustitoiraog  und  seineü  rechtlickei 
Charakters.  Dm  die  spedeUe  Dantellnnff  des  beMh.  Beehli  wie  dar  etai»bes 
Fragen  de  le^e  ferenda  in  Betr.  dsB  UtMar.  ürheb«!*»,  des  Piteatreekti  u.i.v.  hiiHfi 
es  sich  hier  nicht. 

Die  Literatur  über  das  guistige  £igcnthum  lat  sehr  reich.     Vgl.  dilOber  ka 
Klostermann,  d.  geist  Eifentham  an  Schriften,  Knnstveiken  d.  Erfindmigen, 
S.  103  fl'.  nnd  Dambach,  Art.  Nachdruck  u.  Xachbildang  in  v.  Holtzendorff  * 
Handb.  d.  D.  Strafrechts,  Berl.  1874,  III.,  1022  fl.   U.  Kösler,  soc  Yenr.  r.  U 
§.  227,  233,  239,  f.  Gesotzgeb.  u.  Literatur. 

Ans  der  dentschen  priratrechtlich en  Literatur  8.  Beaaler.  Priratr.. 
68;  Jelly,  Lehie  Tem  Maehdnick  Ueidelb.  1866;  0.  Wichtei,  YedafMeht. 


")  KodbertVB,  z.  Beleiiclit  d.  soc.  Frage.  Marz.  KapItaL  S.  o.  TsiWb. 
za  Kap.  3. 
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Stuttg.  1857.  Ueydcmaiiii  u.  Daiubach,  ti.  preu^s.  NacluliucLsgoaet/gebuüg,  er- 
iäutert  durch  die  Piazis  dea  iitcr.  Sachven>täQdigcuvereins,  Berl.  1863.  Stobbe, 
Handb.  d.  D.  Privatredits.  'd.  H.  Urhcb.-  u.  Ford. rocht.  Berl.  1**TS,  Klostcrmann 
<L  geu.  ^V  erk.  Vielfach  auch  die  GommeAtard  2a  den  üoä<iUea  Uber  Autocrecht, 
Patentrecht  u.  s.  w. 

Die  rc  oll  ts Philosoph.  Seite  der  Frage  ist  von  den  neueren  Naturiechtelehrern 
h.^ufig  behandelt.  mfi.->t  auoh  von  don  i'üsitivcu  Juri^^ten  mit  in  die  Erörterung  über 
die  Begründung  jener  Kuchtu  ciubezogcu  worden.  Vgl.  u.  A.  Ahrens,  Naturrecht, 
D.,  9.  75;  VarnkOnlg,  Art  £igenthain  im  Staatslexicon  3.  Aufl.  IV.,  753  (auch 
Lit.  ubers.). 

Die  neuere  freihändlerischc  Nationalökonomie  li;it  sich  im  Ganzen 
f^egen  das  geistige  Eigcuthum,  bu».  gegen  das  Patent-  und  Musterächutzrecht, 
■•hr  skep^toch  vod  ablehnend  verhalten,  diefls  weU  aie  mit  den  Bomaaisten  an  der 

kOiperlichen  Sachlichkeit  des  Eigenthums  festhielt,  theils  weil  sie  in  dem  unentbeh> 
liehen  Erfordcrniss  einer  specielleii  Staat-sgeset/fcbuntr  7\m\  Schutze  (odfT  richtiircf 
ZOT  Begründung)  der  hierher  zu  ziehenden  iiechte,  besonders  dos  i'atentiechts,  eine 
ihren  TolkswirAsohafllichen  Grandanschanungen  viderspreehende  Slaatsaofgabe  sah. 
Vgl.  z.  B.  den  Art  von  Rentzsch  geist.  Eig.  in  dess.  Handwörterb.  S.  333  tf.  und 
im  Allgemeinen  die  volkswirtlischaftlicho  Literatur  über  ratentweson.  —  Allgem. 
Lrurtcrungeu  vom  voikswirtbachatilicheu  Slaitdpuncte :  Ii.  v.  Mo  hl,  Poli/eiwiss.  ^.  AuÜ. 
II.,  §.  103—165  (behandelt  das  Verbot  des  Nachdrocks,  die  !E^ndungspatente  und 
Jod  —  immer  anders  anzusehenden  —  Schutz  von  Fabrik-  und  Waarenzeichen  in  dem 
Abschu.  V.  d.  rechtl.  Ordnung  des  Gewerbebetriebs  als  „ausnahmsweise  zu  gestattende 
Monopole''),  Bau.  Volkswirthschaftspolit.  IL,  §.  2a3a  u.  204,  nur  Uber  „Erlinduugs- 
fofnebtt^.  Bei  Hohl  ond  Bau  aneh  weitere  Litenitnr.  M.  Wirth,  Nat-Oek.  L, 
4.  Aufl.,  382  ff.,  IL.  76.  Jetzt  bes.  Schäffle,  Syst.,  3.  Aufl.,  IL.  70  ff.;  dert^ 
Theorie  d.  ausschliessenden  Al)>atzverh.  in  d.  Ttlb.  Ztsohr.  ISHT,  XXIII,  und  selbst- 
stäodig.  VgL  auch  ders.,  die  wirthsch.  Natur  d.  (juter  der  Darstellung  u.  MittheUung, 
Tob.  Zischr.  1878,  XXDL  H.  ROsIer,  a.  a.  0. 

Die  neuesten  deutschen  Gesetze:  Gesetz  betr.  d,  Urheberrecht  an  Schriftwerken, 
Vbbililun8;en,  musikal.  Compositionen  und  dramatischen  Werken  vom  IL  Juni  IbTO, 
Hill  zahlreichen  Commeutaren,  von  Dambach,  Endemann,  Klostermauu  1671; 
Ober  den  betr.  6esetzenttr.  des  Nordd.  Bondes  vergL  Mandry,  Tüb.  Ztschr.  XXY, 
417  ff.;  Gesetz  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen  vom  ll.Jau.  1876, 
Commentar  von  Dambach,  Berl.  lS7t};  Pateutges.  v.  25.  Mai  1877,  mit  zahlreichen 
Commeutaren  bes.  v.  Dambach,  Landgraf,  Klostermaun,  Gareis  u.  A.  m. 

Die  practische  und  theoretische  Streitfrage  dreht  sich  bei  uns  jetzt  ?omemIich 
um  das  Patentrecht,  wo  nicht  bloss  die  Gestaltung,  sondern  auch  das 
Princip  selbst,  die  Gewährung,  noch  controvers  ist.  VcrgL  hier  tiber  die 
principielle  Frage  dos  Patentwesens  den  amtlichen  Bericht  Uber  den  Wiener  Intcr- 
lationalen  Paten tcongress,  u.  d.  T.  der  Erfinderschntx  n.  d.  Reform  der  Patentgesetze, 
Dresd.  1873.  Dann  Klostermaun,  Patentgesetzg ebung  aller  Linder.  2.  Aufl..  Berl. 
1876.  Gareis,  Patges.geb.  aller  Länder,  Berl.  1879,  B.  1.  Bei  Gelegenheit  der 
Paten tges.geb.  des  D.  Reichs  sind  die  Streitfragen  vielfach  toq  Neuem  discutirt,  auch 
nach  d.  princip.  Seite,  doch  TO  die  Strömnng  schon  ganz  Obenriegend  für  Patente. 
VfL  d.  Beichstagsfeihandittngett. 

L  — §.  277.  Das  Ergebniss  der  Kritik  der  vier  geprüf- 
ten Eigen th ums theorieen  ist,  daas  sieb  durch  keine  der- 
selben die  Privateigentbrnnsinstitotion  als  solcbe  „begründen*' 

und  die  positive  Gestaltung  der  EigeBtbuiuboiduuug  aus  keiner 
ohne  Weiteres  ableiten  lässt. 

1)  Die  natUr liebe  Eigentbunistheorie  kann  nur  an  einem 
Tbeile  des  zum  nothwendigen  Bedarf  dieueadeu  Geb raucbs Ver- 
mögens aUeni'ails  ein  Privateigentbum  im  Prineip  begründen. 
Das  Eigentbnm  an  allem  darttber  h inansgeb enden Gebranehs- 

86» 
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vermögen  ISist  sieh  dnreh  diene  Theorie  so  wenig  alt  dts  Prifit- 

eigenthuni  an  Pro  du  et  ions  mitte  In,  an  Kapital  und  Bodeu, 
begründen,  lieber  den  Inhalt  und  Umfang  des  P^igenthums,  der 
eigentlich  practiscbe  und  strittige  Punct,  ist  aus  dieser  Theorie  vollends 
nichts  Wesentliches  abzuleiten  (§.  262—264). 

2)  Auch  die  natttrlich-ökonomische  Theorie  vermag  eine 
principielle  Begrttndiiog  der  PriTateigenthumsiiiBtitiition  nieht 
zu  liefern,  insbesondere  aaoh  nieht  des  Kapitaleigenthnms.  Sie 
dient  dagegen  znr  Erklärung  und  relativen  gesehiehtliehen 
Rechtfertigung  der  Institution  Oberhaupt  und  des  Kapital- 
und  namentlich  des  G  ru  iid  eigenthums  speciell.  Diese  beiden  am 
meisten  strittigen  Eigentluimskategorieen  erscheinen  danach  zwar 
nicht  als  natürliche  ökonomische,  wohl  aber  als  tief  be 
rechtigte  historische  Kategorieen  des  Wirthschaftslebens.  Aaeh 
fnr  die  passende  Gestaltung  der  Eigenthnmaordonng 
hinsiehtlieh  des  Umfangs  der  Saehgater,  anf  welche  sieh  das 
Eigenthnmsrecbt  beziehen,  und  des  Inhalts,  d.  h.  der  eiuelBeo 
Rechte,  welche  im  Eigenthnmsrechte  enthalten  sein  soUen,  giebt  die 
genannte  Theorie  wichtige  Fingerzeige  an  (§.  265—270). 

3)  Die  Oceupatioüs-  und  die  Arbeitstheorie  sind  über 
haupt,  richtig  aufgefasst,  von  vornherein  keine  Theorieen  zur  Be- 
gründung des  Privateigeuthums ,  sondern  Theorieen,  welche  ein 
Postulat  für  die  Eigenthumsordnung  aufstellen.  Diese 
Postnlate  haben  hierftlr  ihren  Werth.  Namentlich  dasjenige  der 
Arbeitstheorie  darf  nnd  soll  seinem  Kerne  nach  in  der  £ig«i* 
thnmsordnuDg  zur  Geltong  gelangen.  Doch  kann  dies  nieht  un- 
mittelbar, noch  unbedingt  geschehen,  sondern  nnr  in  der 
Weise,  dass  die  Postulate  beider  Theorieen  dem  Gesetzgeber  als 
Momente  dienen,  welche  er  in  selbständiger  Weise  bei  der  Ge- 
staltung der  Eigenthuinsonlnung  ebenso  wie  die  aus  der  mensch 
liehen  Natur  folgenden  wirthscbaiUicben  Tendenzen  berflcksiehtigt 
(§.  271-276). 

II.  —  §.  278.  Die  Legaltbeorie  (§.  255  0).  A.  Werth 
derselben.  Das  Urthefl  darüber  ergiebt  sich  ans  dem  Torsai- 
gehenden  von  selbst  Das  Privateigenthum,  insbesondere  das  private 
Grnnd-  nnd  Kapitaleigenthnm  ist  (wenigstens  in  allem  Wesent* 

lichenj  mir  auf  die  Kechtsbildung,  auf  die  staatliche  A ner- 
kennung  zu  begründen  (§.261).  Der  Gesetzgel)er  niuss  sich  aber 
bei  der  Schaffung  und  Abschaffung  des  Privateigenthnm* 
und  seiner  einzelnen  Kategorieen  und  bei  der  Gestaltung  der 
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EigenthiimBordnnDg  Idtoo  lassen  dnreh  die  Rücksichten  auf 
die  wirthsebafiliche  Natur  des  Mensoben,  also  namentlich  auf  dag 

Selbstinteresse  des  Individuums,  und  durch  die  PoBtulate  der  Occu- 
pations-  und  vor  Allem  der  Arbeitstheorie. 

Gcsichtspuncte  der  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  sind  ao 
von  ihm  zu  combiniren,  aber  dem  selbständigen  Abwägen 
ond  billigen  Ermessen  des  Gesetzgebers  bleibt  doch  noch  ein 
weiter  Spiehranmi  namentlich  bei  der  Bestimmung  des  Umfangs, 
in  welchem  Gebrancbsvennögen  dem  Privaten  eigenthflmlich  tu- 
sMien  nnd  Prodnctionsmittely  besonders  Ornnd  nnd  Boden 
in  das  Eigenthnm  der  Privatwirthgchaften  übergehen  dtirfen  sollen, 
lemer  bei  der  Bestimmung  des  Inhalts  des  Eigenthunisrechts  bei 
jeder  der  grossen  ökonomischeu  Eigenthumskategorieen,  besonders 
bei  K a  p i  t  al  -  und  Grund  eigenthum.  Insofern  ist  die  fieobtebilduDg 
im  Gebiete  des  fiigentbums  doch  frei. 

Es  folgt  dies  namentlich  einmal  daraus,  dass  die  Zweck- 
mftssigkeitsgesichtspnncte,  welche  fttr  das  Privateigenthnm  nnd 
seme  Gestaltung  in  Tolkswirtiischaiyicher  Hinsicht  ans  der  wirth- 
sehaftllchmi  Natnr  des  Menschen  abzuleiten  sind',  geschieht  II  eh 
oder  zeitlieh  und  Ortlieh  wandelbar  sind,  worüber  eben  des- 
halb Beo  bachtungen  derFunction  des  Eigenthums  und  seiner 
Arten  im  practischen  Wirthschaftsleben  angestellt  werden  müssen; 
■sodann  daraus,  dass  das  Postulat  der  Arbeitstheorie  wegen  seiner 
Identität  mit  dem  Vertheilunggproblem  bei  jeder  etwas  verwiekd- 
teren  Gestaltung  der  Productionsverhältnisse  sich  gar  nicht  un- 
mittelbar, sondern  nur  nach  einem  fgewissen  billigen  Er* 
messen  des  Gesetzgebers  in  der  Eigenthumsordnung  zur  Geltung 
bringen  ISsst 

§.  279.  —  B.  Der  hauptsächliche  E  i  n  w  a  n  d  gegen  die  Legal- 
tbeorie  wird  bei  dieser  Auffassung  der  letzteren  hintallig.  Wenn 
nur  das  —  wandelbare  —  Recht,  wenn  die  Gesetzgebung,  der 
Staat,  das  Eigenthum  „acbalie*',  so  folge  daraus,  so  wird 
abgeleitet,  dass  der  Staat  es  auf  dieselbe  Weise  jederzeit  ab- 
schaffen oder  beliebig  beschränken  könne.  Diese  unver- 
meidfiche  Conduslon  sei  unhaltbar,  mindestens  höchst  bedenklich 
nnd  zeige  so  die  Unhaltbarkeit  der  PrSmissCi  d.  h.  der  hier  so  ge- 
nannten Legaltheorie.  ^ 


*)  So  ugumentirai  die  MattoaBUttonomen  gmrfthiilich  feg«ii  diese  Theorie.  Tfl. 
2.  B.  Boseber.  L,  §.  77  Ana, 
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Die  Ckmelndon  ist  allerdingB  riehtig  aos  dieser  Theorie  abge^ 

leitet.  Aber  sie  ist  nicht  unhaltbar  und  auch  nicht  bedenklich 
und  deshalb  ist  der  Schlass  gegen  die  Legalthcorie  wieder  oicbt 
begründet. 

1)  Wenn  man  von  dem  oben  gemachten  Zugeständniss  (§.  263) 
hinsichtlich  eines  beschränkten  Theils  des  Gebrauchsvormögeiis  ab- 
sieht, woran  sieh  ein  Privateigenthmn  aUenfalis  auf  die  mmdh 
liohe  Katar  begründen  Iftsst,  so  ist  es  in  der  Thatriehtig,  dass  fie 
Gesetzgebung  oder  kurz  gesagt  der  Staat  das  PriyateigentlnB 
oder  z.  B.  das  private  Kapital-  nnd  Grandeigenthnm,  d.  h.  hier  wie 
in  unseren  früheren  Erörterungen  das  Privaten  zustehende  Eigen- 
thum (an  den  Sachen  in  comraercio)  ganz  oder  theilweise  abgchaffen 
und  beschränken  kann,  d.  h.  er  hat  dazu  die  souveräne,  Recht 
bildende  Macht  Aber  daraus  folgt  auf  dem  Gebiete  des  Eigen- 
thnms  ebenso  wie  auf  anderen  Reehtsgebieten  keine  Willkttr 
der  Gesetzgebung  oder  des  Staats.  Sondern  stets  sind  es  sitt- 
liehe  Ideen,  Anschauungen  des  Vdks,  das  Bechtsgeftthl 
desselben,  sind  es  riehtig  er>vogene  ZweckmässigkeitSTflek- 
siebteii ,  welche  den  8taat  in  aller  Gesetzgebung  und  so  auch  io 
derjenigen  Uber  Eigenthum  leiten  sollen  und  leiten  müssen.  Jede 
Abschaffung  von  Privateigenthum  der  Privatwirthsohaften  an  Pro 
dnctionsmitteln,  jede  Aenderung  des  bestehenden  Eigenthumsrechu 
setzt  also  die  vorausgehende  Prüfung  der  Zweckmässig 
keit  und  Gerechtigkeit  des  bestehenden  fiigenthnms  und  d« 
muthmasslichen  Wirkungen  einer  Beseitigung  der  betrefienden  Eag» 
thnmsarten  oder  einer  Veränderung  des  Eigenthumsrechts  voraus. 

Demgemäss  gilt  es  hier  Garantieen  für  eine  unbefangene 
Prüfung  dieser  Art  zu  schaffen.  Dieselben  liegen  in  der  sitt- 
lichen und  inteUectuellen,  speciell  in  der  wirthschaft- 
licheu  Bildung  des  Volks,  in  der  sittlichen  Zucht  und  Selbst 
beberrschung  aller  (ökonomischen  Classen  und  in  einer  richtig 
organisirten,  tttchtig  fnngirenden  Volksvertretnng  neben  eoier 
guten  Regierung.  Die  Eigenthumsfrage  als  Frage  des  Prirtt' 
rechts  berflhrt  sich  hier  mit  wichtigen  Fragen  des  Offentiicbes 
Rechts,  mit  den  Verfassnngsfragen  (§.  160)  und  den  Frsgoi 
der  Organ isation  der  gesetzgebenden  und  vollzieh c ndea 
Gewalt, 

*)  Die  NatioualökoDomie  hat  daher  hier  wieder  die  Fuhlimg  mit  dem  Staau- 
r«6ht  «nd  der  Terwaltiinf  sUhre  za  behalten.    S.  dsittber  hn.  Stein, 
waltojigBlehre  B.  1. 
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2)  Der  etwaige  weitere  Einwand  gegcu  die  Legaltheone,  dass 
diese  Garantie  gegen  einen  Missbrauch  der  gesetzgebenden  Gewalt 
mhi  ausreiche,  ttberschiesst  das  Ziel.  Eine  andere  Garantie 
allen  Rechts  und  mithin  auch  des  Eigenthumsrechts 
als  in  der  ailllioben  Zaoht  and  in  der  Bildung  des  Volks 
aad  in  der  mOgliehst  sweekm&ssigen  Organisation  der 
gesetsgebenden  Gewalt  giebt  es  niebt  M 0 gl ieb  bleibt 
ein  Missbrauch  dieser  Gewalt  freiliob  immer,  aber  daran  ändert 
auch  die  „Begründung"  des  Eigenthums  auf  irgend  eine  andere 
Art,  als  durch  die  Legaitheorie,  nichts.  Denn  davor  schützt  selbst- 
verständlich Uberhaupt  keine  Eigenthumstheorie.  Sicherlich  lässt 
sieb  mit  besseren  Gründen  die  persönliche  Freiheit  aus  dem  Wesen 
der  menscblieben  Persönlichkeit  ableiten,  als  das  Privateigentbam; 
aber  Unfreibeit  bat  desbalb  doeb  selbst  bei  den  bödist  begabten 
Baeen  Jabrtansende  bindorcb  bestanden.  — 

Die  weittragende  Oonseqnenz  der  Legaltheorie  gerade  fDr  alle 
Frageu  einer  tiefer  greifenden,  nicht  bloss  an  den  Symptomen 
L'urirenden  wirthschaltlichen  und  socialen  Reform  soll 
darum  gleichwohl  nicht  geläugnct  werden.  Wir  leben  in  einem 
Zeitalter,  welches  alles  Bestehende  kritisch  zersetzt,  aber  vor  dem 
„PrivateigentbuD'*  wie  vor  einem  Noli  me  tangere  stille  steht  und 
sweekmassige  nnd  gereebte  Beformen  des  Eigentbnms  nnd  damit 
erst  der  Volkswirtbsebaft  nnd  der  Gesellsohaft  mit  dem  Hinweis 
auf  die  „Unantastbarkeif*,  die  „Heiligkeit  nnd  UnTerletzlie]ikeit*< 
des  willkürlich  auf  die  menschliche  Natar  oder  höchst  wider- 
spruchsvoll auf  die  „Arbeit"  zurückgeführten  Privateigenthums  ab- 
lehnt Gegenüber  der  unhaltbaren  Eigenthumslehre  eines  solchen 
Zeitalters  hat  auch  die  Hervorhebung  der  Legaltheorie  ihre  besondre 
Tragweite,  wie  sich  dies  im  weiteren  Verlauf  noch  mehr  ergeben 
wird.  £s  darf  nicht  ttberseben  werden,  dass  ,,die  Heiligkeit  nnd 
Unverletzliebkeit  des  privaten  Eigentbnms"  nur  nnter  einer  Vorans- 
setsnng  eine  richtige  Fordemng  ist,  —  wenn  die  Eigen tbnms- 
ordnung  und  die  Erwerbsarten  des  Privateigen thums 
,,heilig''  sind:  darin  liegt  die  unverkennbare  Schwäche  unserer 
beutigen  Eigenthumsordnung.  ^) 

')  Vgl.  auch  Schmoller,  Kluiugtiwcrbe  S.  üS6  tt.  En  hat  daher  seine  guten 
(iriLiMle,  4MB  in  lUiseKa  Zeitalter  des  BOnenspieb  und  OrflndeitlniiiiB«  der  oft  ge- 
TlMinUilflrtfil  Praktiken  in  Handel  und  Waiidcl,  zum  Thcil  einer  Folge  des  Concorrenx- 

>y8tems,  (§.  120  ü").  der  socialistisch-communi^tische  Schlachtruf  srcfren  das  £igeDthnm 
am  Lautesten  erschallt  and  bei  den  besitzlosen  und  Arbeiterclasseu  den  bereitwilligsten 
WiederliaU  findet    Za  den  rier  Bedlngangen,  bei  denn  Znmnmfmtreffen  umIi 
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III.  —  §.  280.  Ersitzung.  In  der  bisherigen  Darstelloo^ 
nnd  Kritik  der  Eigenthninrtheorieeii  ist  eine  im  positi?e&  Back 
regelnüUsig  yorkoiimieiide  Emerbsart  des  EigenthniiiB,  nemiieldie 
Verjährang  ( AcqnisiiW-yerjfthmiig)  oder  Ersitsiing  m 

einmal  knrz  erwähnt,  am  die  ConstituiruDg  des  sogen.  ,,geiiti- 
gen''  Eigentimms  noch  gar  nicht  Bezug  genommen  worden.  Die 
Legaltbeorie  erfährt  durch  das  Hecht  der  Verjährung  und  durch  ^ 
Bechtsinstitut  des  sogen,  geistigen  Eigenthums  eine  bemeibn- 
werthe  Bestätigang. 

Die  Verjährung  oderErsitsnng  ist  dne  anfeiner  Zeit  Wirkung 
beruhende  Eigenthumserwerbsart.  *)  Sie  setzt  während  einer  be- 
stimmten Zeit  die  Nichtausübung  des  Gebrauchs  der  Sache  seitem 
des  früheren  Eigenthümers  und  den  eine  gewisse  Zeit  hmdoich 
iortgesetsten  Besitz  derSache  (unter  gewissen  weiterenBedingnngen^i 
seitens  der  Person  voraus,  welche  neuer  EigenthSmer  werden  mIL 
Die  Veijährnng  wird  ganz  richtig  ?on  den  NationalOkonomeo  «bi 
nnentbebrlich  fttr  die  Eigentbumsinstitntion  erklärt  ^)  nnd  im  posi- 
tiven Rechte  anerkannt  wegen  der  nothwendigen  Sicherung  derl 
Eigenthums  Verhältnisse.  Es  ist  sogar  unvermeidlich  ,  um  die  be- 
stehen den,  geschichtlich  gewordenen  PrivateigenthumsYerhältois^l 
SU  rechtfertigen,  auf  die  Verjährung  als  Becbtsgmnd  zurttckn- 
greifen.  Anhänger  der  Arbeitstheorie  haben  anf  diese  Weise  des 
handgreiflichen  Widerspruch  dieser  Theorie  mit  den  bestehoda 
Eigenthnrnsverhältnissen  zu  lösen  gesucht. ' j  Richtig  aufgefasit 
erhält  aber  die  Arbeitstheorie  durch  die  Verbindung  mit  der  Ver- 
jährung keine  Bestätigung.  Vielmehr  beweist  die  nothwendigei 
Herbeiziehung  der  Verjährung  nur  wieder,  dass  die  Arbeitslheoml 

Roscher,  I..  §.  78  die  Idee  der  Gütergemeinschaft  am  Meisten  Anilis^l 
findet,  musste  jedenfalls  diese  Unheiligkeit  der  Erwerbsart  des  Eigeiithums,  beson<l<äri' 
des  grossen  Eigcnthoms,  ab  eine  ▼ichtige  fünfte  hinzugefOgt  werden.  Sie  ist 
den  beiden  ersten,  schroffes  GegenttSerstehen  von  Beich  vnd  ArB  wl 
hoher  Grad  der  Arbeitsth eilung,  schon  nach  dieser  Formulirung  nicht  nit 
enthalten  und  narh  Keschers  Ausführung  auch  nicht,  obwohl  äe  DJU&lüdi  aß 
diesen  beiden  Bedingungen  nahe  zusammenhängt. 

^  Puchta,  Fand.  |.  7S,  155  ff.«  Iiwtit  n.,  §.  239,  240. 

')  Zu  äie&Kk  gehören  im  römischen  Rechte  und  ebenso  meistens  im  modemil 
Hechte:  eine  bestimmte  Länge  des  Zeitverlaufs  (kürzer  bei  beweglichen,  länger  beil 
unbeweglichen  Sachen);  der  Ersitzende  muss  den  Besitz  mit  dem  animus  donini  er* 
worben  haben  und  mit  bona  fides  besitzen.   Einselne  Sachen  aind  ?om  Enrerb  teck 
Ersitzung  ausgeschlossen. 

Vgl.  Mi  11,  Pol.  <Vk.,  B.  IL,  Kap.  2  §.  1.  Thiers.  Ei-enth  B.  1  Kap  Ii 
Die  Nationaiökonomen  setzen  sich  über  die  priFat rechtlichen  Bedingungen  der  £nitiu| 
(8.  vor.  Note)  indessen  zn  sehr  hinweg,  so  auch  Thiers. 

*)  8o  bes.  Thiers  a.  a.  0.,  nach  welchem  die  Enttnnf  den  Caianelar  kH* 
baran  und  heiligea,  anf  Arbeit  begrOndeten  (?)  Eigenthams  gewiliit 
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keine  allgemeine  BegründuDg  der  Privateigenthumsinstitution  und 
oieht  eiomal  ein  aUgemein  gütiges  Postulat  tlUr  die  Eigentbnms- 
ordnoDg  geben  kann.  Statt  deisen  tritt  in  diesem  speoielien  Falle 
der  Yeij&fanuig  nur  abennals  dentUeh  ,henror,  daes  das  Becht 
Dscb  Zweckmftssigkeitsrflcksiehten  die  Eigenthiunsordniing 
gestaltet,  worin  eine  BestfttiguDg  des  Ginndgedankens  der  Legal- 
iheorie  liegt.  Denn  die  blosse  Thatsache  des  Zeit  Verlaufs,  nach 
welchem  eine  Person  das  Eigenthura  an  einer  Sache  verliert  und 
eine  andere  es  neu  erwirbt,  kann  nach  keiner  der  anderen  ge- 
nannten Theorieen  als  Grand  des  Eigenthums  gelten.  Es  liegt 
dieser  Grund  immer  nnr  darin,  dass  das  Recht  es  so  bestimmt 
snd  die  Zeitfiristen  festsetst,  worin  sieh  die  Ueberizagnng  des 
Eigenthomsreehts  ToUneht 

IV.  —  §.  281.  Das  sogen,  geistige  Eigenthnm.  Dies 
bildet  einen  besonders  wichtigen  Belegfall  für  die  Richtig- 
keit des  Grundgedankens  der  Legaltheorie. 

A.  Begriff,  I  uh alt  und  Umfang  des  „geistigen  Eigen- 
tboms'^  Unter  diesem  wird  ein  Recht  des  Urhebers  an  dem  Er- 
zengniss  seiner  geistigen  Arbeit  verstanden.  Dieses  Recht  wird  yon 
den  Juristen  jetzt  gewöhnlieh  überhaupt  nieht  als  Eigenthnm 
snfgefasst,*)  von  Anderen  nnr  naoh  Analogie  des  ktfrperüehen 
Ss^ieigenthoms  so  genannt,  während  einselne  Joristen,  Beohts- 
Philosophen  und  Nationalökonomen  es  ohne  Weiteres  als  Eigen- 
thum bezeichnen.^)  Die  jetzige  Jurisprudenz  erkennt  dagegen  in 
diesem  Recht  (ibcrwiegeud  ,,eiii  positives  und  selbständiges  Rechts- 
institut der  neueren  Zeit'',  ein  Recht,  das  weder  als  ein  dingliches 
Recht,  noch  als  ein  gewöhnliches  Obligationenrecht  anzusehen  ist 
(Dambaeh).  Die  einen  betrachten  es  dann  als  ein  persönliches, 
die  anderen  als  ein  Vermögensrecht'^ 

Es  wird  von  den  Einen  anf  das  im  engern  Sinne  sogen. 
Urheber-  oder  Autorrecht  (an  Uterarischen  nnd  Knnst- 


*)  Nicht  nur  die  RomaDiätun ,  »ondeni  auch  die  meisten  (iermanisten  vrifahicn 
so,  vgl.  Beselor  a.  a.  ().,  Stobbe  III..  9:  Durch  die  Auffa^^.  iler  Urhcb  rr- .  iito- 
als  Eigen  th am  werde  „die  allgemeiQgütige  Auffass.  du*  Eigenthumäbegriüsi  m  der 
bedcoUdifteii  Weise  altailrt  Eigenthom  ist  ein  Mf  das  Sachenrecht  zn  begreuender 
Begriff;  es  giebt  Eigenthum  nur  an  ItOiperL  Sachen/'  Auch  Snmter,  £ig.begr. 
S.  272,  hält  an  dieser  Beschränkung  des  EigenthiimsbegriUs  fest 

*)  Za  weit  geheude  Gonsei^uenzen  zidien  auä  der  BezeichnUDg  de»  geistigen 
Eigenthmt  als  Eigenthnm  mehi&eh  frnnsOsisohe  Gelehrte,  die  Vertreter  des 
Jlonantopole'*. 

S.  Dambach,  Strafr.  a.  a.  <).  S.  1032  H.,  Stobbe  S.  S.    Als  ßocht  der 
Fei^üliehkeit  sieht  es  auch  Ahreus.  NHt.r.  IL,  151,  in  erster  Linie  au. 
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werken)  beschränkt,")  von  Anderen  auf  gewerbliche  Er- 
findungen („Erfinder-Schutzrecht",  Patentrecht),  Muster 
und  Modelle  (Master-  and  Modellscbutzrecht)  mit  aosge- 
dehnt.  ^^)  Auch  wenn  die  erstere  Aiwioht  vertreten  wird,  miss 
doeh  folgerichtig  wieder  im  Patentrecht  und  MoetereehotiTeeht  ein 
dem  Autorrecht  snaloges  Recht  anerkannt  werden.  Die  Sab- 
snmption  dieser  drei  Rechte  anter  einen  gemeinsamen  Be- 
griff, z.  B.  den  des  Urheberrechts  im  weiteren  Sinne,  iit* 
ein  theoretisches  und  practisches  BedUrfniss,  und  zwar  erstere» 
sowohl  vom  jaristischen  als  yom  nationalOkonomischen  Stand- 
pancte  aus.  *^) 

Die  Bezeichnung  dieses  Urheberrechts  ate  „geistiges  Eigen- 
tham^'  wird  jedoch  von  einem  doppelten  Gesichtsponcte  ans  Ter- 
worfen.  Die  hierauf  beztig^che  Streitfrage  ist  von  j^cipiener 
Wichtigkeit  fttr  die  ganze  Eigenthnmslehre  nnd  besonders  lehneieb 

für  die  Thcoricen  zur  Begründung  des  Privateigenthums  nnd  für 
die  Formuliruug  des  Eigentbumsbegriffs  und  der  im  Eigentham 
enthaltenen  Rechte. 

Jenem  sogen,  geistigen  Eigentbum  wird  der  Name  y^Eigenthom' 
einmal  bestritten^  weil  von  Eigentham  im  jaristischen  Sinne 
nar  in  Bezog  aaf  körperliche  Sachen  gesprochen  werdet 
kOnnCy  es  also  kein  geistiges  „Eigentham'^  gtU^i  sodann, 
weil  das  Sach- Eigentham  oder  körperliche  Eigentham  nieht  ent 
eine  Schöpfung  des  positiven  Rechts^  wie  unzweifelhaft  diesei 
„geistige"  Eigenthum,  sei. 

§.  282.  —  B.  Die  Streitfrage,  ob  das  sog.  „geistige" 
Eigentbum  „ Eigen thum"  sei.  Die  anbedingte  VerneinoD^ 
dieser  Frage  beruht  auf  einer  petitio  principii  und  läuft  scbli^lich 
aaf  einen  Wortstreit  hinaas.    Es  ist  aber  trotzdem  nicht  gleieh- 

*')  So  noch  von  Resoler,  §.  SS. 

So  jct/t  uberwiepjnd  boi  Ulis.  Das  deutsche  (iesetz  vom  11.  Jan.  1S76  spncte 
ausdrücklich  vou  eiuem  Urheberrecht  au  Muateru  uud  Modcllea,  beschränkt  ab* 
»ach  diesen  Hamen  oder  das  gleichbedeutende  „Antorrecht**  nicht  mehr  aaf  filB 
Efieucnisse  nnd  Kunstwerte. 

Es  sind  itu!hr  äusi>criiche  Gründe,  aus  welchen  mit  den  drei  gcnaüüteii  fiediW 
öfters  noch  ein  viertes,  das  ßecht  auf  den  Schutz  von  Marken-  nnd  FabrikzeiciMa, 
zaaammengeeteUt  nnd  gemeinsam  Uteniisoh  behandelt  wird.  Aveh  dieses  Beckt  ia 
jfewöhnlirh  erst  durch  bestimmte  positive,  meistens  neuere  und  neueste  (K'setie  (a 
Deutschland:  Ges.  v.  30.  Nov.  1874)  anerkannt.  Aber  es  lässt  sich  doch  unmiltalbaref 
als  Ausflnss  der  Persönlichkeit  und  wohl  auch  des  Sacheigenthnmsrechts  betnckw 
und  beruht  jedcnfiills  auf  einem  innerlich  aadeim  Skonomiachen  Grande  als  das  Cr- 
heberrecht.  Vgl.  Klostcrmann,  Pafcntgeaet^cbuner.  2,  Aufl..  S.  4 .'50  ff.  .Tannasck 
d.  Markenschutz,  Herl.  1^73.  —  Die  Nachahronng"  von  Waiircnbeieichnungen  fiel  sci^ 
bisher  unter  strafgosctilichc  Bestimmungen.    VgL  D.  Strafgesetzb.  r.  1871«  §.  IST. 
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itig,  oh  man  ihr  znstimiiit  oder  nicht,  Tielmehr  ISast  sieh  an 

erlern  Falle  gut  nachweisen,  dass  die  übliche,  zu  enge  Be- 
iffsbestimmung  des  Eigenthuoiö  bedenkliche  Consequenzen  mit 

1)  Wird  anter  Eigenthnm  nnr  die  gesohicbtlich  überkommene, 
i  poaitben  Beohte  anerkannte  bestimmte  Art  und  Samme  von 
lebten  an  Sachen  yerstanden,  welche  sich  ans  der  gewöhnlichen 

ffmiiHiimg  des  Eigenthnmsbcgriffs  ergiebt^  so  kann  natflrlieh  von 
im  geistigen  „Eigeiithum"  keine  Rede  sein.  Aber  ebeu  diese 
«wequenz  ist  nichts  Anderes  als  eine  petitio  prineipii.  Denn  man 
,nn  sofort  einwenden:  wenn  das  sogen,  geistige  Eigenthum  hier- 
ch  nicht  als  Eigenthum  beieichnet  werden  darf,  so  folgt  daraus 
M  nothwendig,  dass  es  kein  Eigenthum  ist,  sondern  zunächst 
r,  dass  der  vorhandene  Eigenthumsbegriif  su  eng  und  zu  ein- 
ftig  ist,  weil  er  ein  Rechtsinstitut  wie  das  Urheberrecht  nicht  mit 
omfassen  vermag  (§.  283  (f.).  Es  lässt  sich  nun  gerade  als  ein 
forderniss  der  iortschreitenden  rechtlichen,  weil  der 
siteren  technischen  und  ökonomischen  Entwicklung 
niehnen,  einen  Eigenthumsbegriff  allgemeinerer  Art  zu 
tahen  und  ftlr  denselben  Merkmale  aufzustellen,  welche  die 
Inunption  des  Urheberrechts  als  geistiges  Eigenthnm  wie  des 
wiJhnlieheu  Sacheigenthums  als  körperliches  Eigenthum  unter 
len  Eigentbumsbegriff  ermöglichen.^^) 

Die  Eutwickluni;  des  LTheberrechts  ist  ein  interessanter  Belog  für  (Wo.  An- 
l^ruiigca  des  \\  irtiibchafblebcns  und  der  Tcclmik  an  die  UechbbUdung;.  Die  Lehre 
I  Xachdrack  and  der  KacbbUdong  laMen  die  melften  Avteieo  mit  dar  Erfindan; 
fiucbdradcoriniASt  beginnen.  Dambach,  in  Holtzend.'s  Sinfr*  III,  1024,  bemerkt 
-ir.n.  dass  dies  im  Princip  nicht  richtig  sei,  weil  —  wenn  ;in<h  niclit  nach 
:i  puaitiveu  Kecht  verbotene,  aber  im  ölleuüichen  Bewusstsein  veninbeilte  —  N&ch- 
hufen  TOB  Scbiift-  und  KuostireTkea  schon  firüher  Anlaas  za  Klagen  gegeben 
ten.  Aber  er  sagt  mit  Wächter,  Verlagsr.  I.  4,  dass  erst  mit  der  Erfindung 
■  Buch  druck  crk  11  n^it  die  (M'j^entlicho  EntwirUunji  der  Geschichte  des  Xach- 
(and  seines  Hechts)  beginne.  Aehnlich  ging  und  gebt  natürlich  in  Betreit 
üNeren  technischen  Eilndangen  Uberhaupt,  ferner  in  Betr.  Photographie 
ler,  galranoplastischer  Nachbildoogen  u.  s.  w.  Den  Juristen  des  röm.  und 
leineo  Rechts  ist  daher  gewiss  zuzugeben,  dass  sich  das  Tihch -m-^ht  nicht  ans  dem 
ckichtÜch  überkommenen,  vor  Allem  nicht  au->  dem  römischen  Hechte  ohne  Weiteres 
ntea  laase:  veränderte  technische  und  wirthschaftliche  Verhältnisse 
■fia  dafegen  aadeie  BeehttbedorfbiaM  und  andere  BediteanscbaoangeB ,  welche 
Ii  zu  nenen  Rechtsbildungen  fuhren:  hier  zum  Urheberrecht  oder  geistigen 
•^Uthörn.  „Literar.  und  artist.  Eigenthum  im  modernen  Sinne  war  dem  Vlterthum 
*«^^t.  Der  moderne  Anspruch  an  den  Schatz  des  Autorrechts  knüpft  sich 
iierlicb  in  die  modernen  Mittel  der  Yervidnütigung  nnd  Verbreitong« 
verlieh  an  die  modernen  Ansichten  Uber  die  Enrerbsthütigkeit  geistiger  Natu**, 
"ydcmannV  Zeiten  unentwickelten  (leisteslebens  und  fehlt  iider  Vervielfältignngs- 
iflik  werden  naturlich  in  der  Hauptsache  nur  Sacheigenthum  haben.  Koigt  daraus 
r.  diflB  es  stets  nur  letzteres  geben  kOnne?   Vgl.  Ihering,  II.,  1,  S.  30$. 
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2)  Daraus,  dass  nach  allem  positiven  Beefate  und  in  der  Tbat 

auch  nach  der  Natur  der  Dinge  Saebeigentbam  nnd  geistiges 
Eigentbum  wieder  wesentliche  Verschiedenheiten  in  Be- 
treff des  Umfan^'s  und  InhaUs  der  durch  sie  gegebenen  Rechte 
(nod  Pflichten)  besitzen,  folgt  ebensowenig,  dass  das  Urheberrecht 
(L«w.  S.)  nicht  auch  als  (geistiges)  ,,Eigentham''  anigefaiftt 
werden  kann.  Vielmehr  ist  das  letztere  eben  nnr  eine  weitere 
neue  Okonomisebe  Eigentbnmskategoriei  neben  den- 
jenigen, in  welcbe  aneb  das  Sacbeigentbum  eingethdtt  werto 
mnss.  Es  ist  eine  Conseqnenz  der  oben  (§.  2$7  iL)  vertrctenea 
AutTassung,  solche  neue,  dem  volkswirthschaftlichen  Beduifu;>> 
entspringende  Eigenthunis ,,a rtcn'*  zuzulassen.  Die  Nothwendig- 
keit  der  Aufstellung  eines  gei.sti^a^n  Eigenthums  liefert  aber  anch 
umgekehrt  wieder  eine  Bestätigung  der  früheren  Lehre  Ton  den 
ökonomischen  Eigentbnmskategorieen.  Fügt  sich  das  geistige 
Eigenthnm  nicht  unter  den  ttblichen  Eigenthnmsbegriff  nnd  IM 
es  sieh  nicht  mit  den  Grttnden  begrOnden,  welche  man  ftr  dsi 
Sacbeigenthnm  glaubt  für  ansreiebend  halten  sn  dflirfen,  so  erweisen 
sich  jener  Begriff  nnd  diese  Begründungen  eben,  wie  gezeigt  wurde, 
nicht  nur  in  diesem  Falle,  sondern  auch  bei  wichtigen  Arten  des 
Sacheigenthums  unhaltbar.  Es  werden  daher  durch  die  Unanwend- 
barkeit  desEigenthumsbegrifte  und  der  Üblichen  Eigentbumstbeorieeo 
auf  das  geistige  Eigenthum  nur  abermals  die  Gründe  verstärkti 
welehe  die  Modification  jenes  Begrifb  nnd  das  Anheben  dienr 
Theorieen  nOthig  maohen. 

3)  Namentlieh  ist  es  kein  sntrefifonder  Einwand,  dem  geistigei 
Eigenthum  den  Cliaracter  des  „Eigenthums"  abzustreiten,  weil  da> 
selbe  keine  absoluten  Rechte  des  Eigenthümers ,  keine  unhe 
grenzte  Dauer und  keine  Rechte  ohne  Pflichten,  wie  z.  B. 

^)  Die  Triftigkeit  dieseii  Argumentä  (Bcbclcr  §.  bS)  weiBlMch  StobbeUL»! 
N<»te  8  ab,  weil  es  Mch  lerooMleB  Sacheigenthum  gwt  n.  s.  w.  —  Die  Fwiowc 
nnbeg^renztcr  Daaer  ist  fiilschlich  von  den  Vertretern  des  sogen.  Monautopol«  fsMA 
w;»hron<)  mit  H.'cht  die  Gesetze  wie  die  meisten  Juristen  und  Nationalökononen  ttf 
d&a  Verlagäreclit,  Patentrecht  u.  s.  w.  eine  buätiininte  Maximalfrist  festaeteen.   h  ■ 
vird  dies  durch  ZveckmlKigkeitsgrttnde  und  »ach  mit  dem  AsgBmmi  tk^tig  ^ 
.rriiridet,  dass  „Yor*  und  Mitwelt  ihren  Antheil  an  der  Schöpfung  dsi  geiitiftt  Uriiebeia 
haben"  (Heydemann.  Dambacli  .     Nur  wird  von  d-n  AnMogeni  dieser  Aifcacl:  i 
uberaebeo,  da^s  im  W'eäeutlicheu  dasselbe  Argument  mch  auf  das  kör  per-  i 
liebe  Eigenthnm  sieh  anwenden  llnt  8.  e.  §.  272.  Auch  bd  dessen  JMapffof 
ist  in  jeder  ein  wenip  entwickelteren  Y o  1  k s wirthschaft  „Vor-  and  Ifitvck 
mit  b'  tlp'ili^t'*.    Eb»'ii  desh^ilh  liessen  sich  wieder  nach  der  Analogie  des  peisti^ 
£ifenthuius  im  Frincip  auch  for  das  Sacheigentham  Beschrätakangen  poscobrA  i 
Mit  dem  allein  richtigen  Kein  der  „Arbeitsdieoiie^  woide  dies  sahr  vvU  fonUh» 
sein  (mitunter  selbst  eine  beetimmte  seitliche  Beschifaknny  dee  I^anftw*.  «ete 
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im  Erfinderschutzrecht  kennt.  Denn  dieses  „absohite"  Eigenthum 
ist  überhaupt  unhaltbar  ( i^.  283  ff. ).  Man  darf  hier  sogar 
vom  geiatigeii  auf  das  körperliche  Kigenthum  Anaiogieen  ziehen, 
oieht  wiTf  wie  es  meistons  allein  geschehen  ist,  umgekehrt:  wenn 
nemiioh  ein  „beschränktes''  geistiges  Eigenthnm  doch  nachweisbar 
dne  genügende  ökonomische  Fnnction  erlangen  kann, 
10  wird  man  nicht  immer  von  vornherein  ein  besebi^nktes  körper- 
liches Eigentlium  als  durchaus  unstatthaft  bezeichnen  diiiten. 

4)  Endlich  ist  die  Aufstellung  einer  Eigenthunif^kategorie 
»geistiges  Eigenthum"  auch  wichtig  für  die  Würdigung  des 
richtigen  Kerns,  welcher  in  der  Arbei tstbeorie  als  einem 
Postolate  iUr  die  Eigenthnmsordnnng  enthalten  ist.  Die  Con- 
atitiiinuig  ögn  geistigen  Eigenthnms  erfolgt  seitens  der  neueren 
Qesetigebnng  recht  eigentlieh  aas  dem  Grande,  am  gerecht  gegen 
den  Arbeiter  (Scbriftsleller,  Künstler,  Techniker)  sn  sein  nnd  gleich- 
leftig  hierdurch  zweckmässig  im  volks wirthschaftlichen 
[iiteresse  zu  verfahren,  nemlich  um  zu  der  bezüglichen  „Arbeit" 
iiizaspornen.  Die  leitenden  Gesichtspuncte  der  Arbeitstlieorie  tinden 
uitbin  im  geistigeu  Eigenthum  ihre  bewusste  Anerkennung  durch 
lie  freie  Recbtsbilduog.  Aber  dem  „Arbeiter^'  werden  deshalb 
loch  nnr  TcrhSiltnissmftssig  eng  begrenzte  Rechte  ein- 
{«fftomt  nach  dem  billigen  Ermessen  der  gesetzgebenden  Gewalt, 
n  diesem  Vorgehen  findet  Niemand  eine  Verletzung  des  ,,natttr- 
ichen  Rechte''  des  Arbeiters,  sondern  etwas  Selbst>'er8tändliche8, 
~  sehr  verschieden  von  den  Urtheilen  über  Bescbräukungen  des 
arheigenthums,  welche  sofort  mit  dem  „natürlichen",  auch  vom 
uikswirtbschaftlichen  Interesse  geforderten  „Rechtsanspruch'^  des 
Arbeiters''  in  unlösbarem  Widerspruch  stehen  sollen.  Daraas 
)lgt  aber  nicht,  dass  diese  Beschränkangen  ganz  anderer  Natar 
Ind,  sondern  nar,  dass  unser  Urtbeil  in  solchen  Dingen  im  hohen 
ftasse  ^om  Herkömmlichen  abhängt  Der  richtige  Kern  der  Ar- 
eitstheorie  kommt  beim  geistigen  Eigenthum  zw^eckmässig  zur 
eltung.  Auch  w^enn  man  diese  Theorie  allgemein  dem  Fiigentlium 
n  Sachen  zu  Grunde  legt,  sollte  man,  soweit  C8  die  verschiedene 
atur  beider  Eigenthumsarteu  zulässt,  das  Sacbeigenthum  mehr  nach 
nalogie  des  geistigen  Eigenthums,  bez.  der  bisherigen  Gestaltong 
es  betreffenden  Rechts  einrichten  und  daher  zn  beschrSnken 


übrigens  im  modernen  Wirtlischaftsleben  auch  uirlit  an  Analogicon  fehlt.  /..  B.  bei 
•h**rlassung  von  Eisenbahnen  zu  —  Eigentlium  mit  KU(  kt'all>rcchtV  oder  Natziiog?, 
ui  küou  büitlc  AubUrUtkü  wohl  rccLlieiügcu  —  aui"  'JU  Jahic). 
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suchen,  als,  wie  es  bisher  wenn  auch  nicht  in  der  Praxis,  so  docb 
von  einer  unhaltbaren  Theorie  des  geistigen  Eigenthums  versucht 
wurde,  das  letztere  nach  der  Analogie  des  SacheigeDthnms  zu  be- 
baudeln,  d.  h.  es  mögliehst  ebenso  schrankenlos  zn  machen.  Eine 
gebOhrende  Belohn ang  des  Arbeiten  und  eine  hinUUi|^che  An- 
spornnng  znr  Arbeit  wfirde  bei  einer  eolehen  Gestalftong  d« 
Saeheigenthnmerechts  so  wenig  nothwendig  als  l»ei  der  analogeu 
des  geistigen  Eigenthums  fehlen  müssen. 

^.  282a.  -  -  C.  Das  geistige  Eigenthum  als  Schöpfung 
des  positiven  Rechts  und  Schlüsse  daraus  t  (i  r  die 
Legaltheorie.  Der  zweite  Einwand  gegen  die  Bezeichnung  des 
geistigen  Eigenthums  als  „Eigenthnm'',  dass  dieses  Institut  bloss 
eine  Sehöpfong  des  positiven  Beehts  und  dadnroh  gnin4verMhi6dei 
vom  Sacheigenthnm  sei,  hat  nalttrlieh  für  die  Vertreter  der  Legal- 
theorie in  Betreff  des  gesammten  Eigenthnms  an  sieh  keine  diireh> 
schlagende  Bedeutung.  Wollte  man  indessen  einfach  den  Scbhui' 
ziehen,  das«  aus  der  NotorietUt  der  Thatsache  der  Schöpfung  des 
geistigen  Eigenthums  durch  das  Gesetz  auch  die  Begründung  des 
Sacheigenthums  auf  das  Gesetz  (Recht)  folge,  so  wUrde  man  hier; 
dem  richtigen  Einwand  begegnen,  es  sei  dies  ein  falscher  Analog^ 
sehinss  oder  eine  petitio  principii.  Trotzdem  ist  die  Begrltndoi^ 
des  geistigen  Eigenthums  fttr  die  principieUe  WllrdigoBg  der  Legtl- 
theorie  von  Werth. 

Es  liegt  hier  ein  aneh  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklmfi 
leicht  und  sicher  zu  verfolgender  Fall  vor,  wie  das  ökonomiscliej 
Bediirlniss  und  die  Entwicklung  der  Technik  in  VerbindoD|j 
mit  dem  „Rechtsgefühl''  oder  den  Rechtsanschau  ungeij 
des  Zeitalters  Uber  die  gerechte  Belohnung  des  Arbeiters 
an  einer  neuen  Reehtsbiidung  auf  dem  Gebiete  des  EigenthnB»* 
reehts  fuhrt  Erwttgnngen  der  Gereehtigkeit  gegen  den  ArbdtO; 
Bertteksiehtignttg  des  Indiridnalinteresses  nnd  gleichseitig  des  Q^ 
meinsehaHsinteresseS;  Zweckmilssigkeitsgesichtspnnete  versehiedeBar 
Art  werden  bewusst  combinirt,  um  ein  Recbtsinstitut  wie  das  ö^ 
heberrecht  i.  w.  S.  durch  die  Gesetzgebung  zu  scharten  oder,  nack 
der  im  Vorausgehenden  vertretenen  Auffassung,  um  eine  neue  ei^Q* 
artige  Eigenthomskat^ohe  als  „geistiges  Eigenthum der  bestehen- 
den Eigenthnmsordnmig  einanfügen.  Der  Gesetsgeber  TCifiÜirt  hier 

S.  Note  10  u.  15.  —  Bei  der  Bezei< iinun];^  »it^s  L'rheberrechti  als  geiscf« 
£i|(eotiiiim  wird  die  —  Tolkswirthschaftlich  jedeultdiii  aacii  wichtige  —  rermAg es»* 
rechtliclie  Seit«  horroiKdiolieii.  Y^.  ]>ftm1»ftoli,  ».     0.  &  1SS4. 
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iranz  richtig  und  duithaus  realistisch:  er  prüft  zuerst  die  Bedürf- 
nisse des  Individuums  und  der  Gemeinscbalt  und  bestimmt  als- 
dann nach  dem  Ergebniss  dieser  Prttfaog  den  Umfang  und  Inhalt 
der  Rechte,  welche  dieses  geistige  Eigenthnm  enthalten  soll.  Hier- 
nach ergiebt  sieh  erst  der  Begriff  des  geistigen  Eigenthnms, 
Dicht  a  priori. 

Gerade  dies  aber  ist  anch  das  richtige  Vorgehen  der 
Gesctzgebifng  gegenüber  dem  Sacbeigcntbum  und  seineu 
verschiedenen  Kategorieen.  Hier  sind  ebenfalls  zuerst  die 
Bedingungen  des  wirtbschaftlichen  und  socialen  Zusammenlebens 
tlir  die  Bestimmung  des  Umfangs  des  Privateigenthums  (gegenüber 
dem  GemelDeigentbum)  and  des  Inhalts  der  im  Privateigenthom 
enthaltenen  Beehte  festzostelien  und  daraus  ist  der  Eigenthums- 
begrilF  absnleiten,  nicbt  aber  umgekehrt  ein  apriorisch  absolnter 
Eigentbnmsbegriff  anfsostellen,  als  dessen  „logische  Conseqneneen'' 
sich  dann  der  Inhalt  und  Umfang  des  Eigentbumsrechts  „von  selbst'* 
ergeben.  Dieses  unrichtige  Vorgehen  hängt  aber  wieder  mit  den 
Bestrebungen  zusammen,  das  Privateigentbuni  ohne  Weiteres  nach 
einer  der  früheren  Theorieen,  also  anders  als  bloss  durch  die 
Rechtsbildnng  zu  begründen.  Die  Begründung  des  geistigen  Eigen- 
Ihnois  dareh  das  Oesetz  zeigt,  welches  der  richtige  Weg  ist,  um 
n  einer  passenden  Gestaltong  des  Eigentbumsrechts  zu  gelangen. 
Daraus  lässt  sieb  ein  wertbToller  Sobluss  nach  der  Analogie  fUr 
las  Sacheigenthnm  ableiten. 

Die  geschichtlich-unzweifelhafte  Thatsaehe  anderseits,  dass  eine 
vicbtige  Eigenthumskategorie,  wie  das  geistige  Eigcnthum,  ganz 
iUein  auf  dem  Gesetze  beruhe ,  und  dass  der  Gesetzgeber  dabei 
mter  passender  Combination  von  Gesichtspuncten  der  Zweckmässig- 
Leit  und  Gterecbtigkeit  die  bezflglicbe  Becbtsordnuog  nach  seinem 
idbstftndigen  Abwägen  und  billigen  Ermessen  gestalte  (§.  278), 
riderlegt  endlich  auch  noch  die  Bedenken,  welobe  gegen  die  Be- 
Ttlndnng  alles  Eigenthums  Überhaupt  aaf  Recht  und  Gesetz  geltend 
emacbt  worden  sind. 

Die  vorausgebenden  Erörterungen  über  das  geistige  Eigentbum 
aben  für  die  Gegenstände,  welcbe  im  Folgenden  bebandelt  werden, 
aber  ihre  besondere  Bedeutung  und  führen  dazu  hinüber. 

**)  0e9V6fen  ist  besondefs  di«  Motiflrnng  d«r  neaeren  Gesetze  Uber  das 

rhebenecht  in  den  betr.  Regierungsvorlagen  nnd  dit^  urirlatniMifMrischc  Berathung  der 
lUtercn  sehr  lehrreich,  weil  hier  stets  cin*^  Abwägung  der  Zwt  ckmRssigkeits- 
r&nde  für  uud  wider  erfolgt,  z.  Ü.  in  Uutretf  der  Zeitdauer,  der  (iebuhreu 
Ml  den  Patenten),  der  Pnblicationspflitht  (bei  denselben)  n.  s.       TgL  die' 
inumenUm  xa  den  Geeetxeo. 
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d.  Hanptabsehnitt 
Begrifl»  Ainidelinimg  und  Ijüulit  des  , 

V^l.  im  ^Uigcmeinen  die  eiulüitenduu  Abschnitte  der  Lehrbuclxcr  und  Spteae  . 
d«B  fOniaclien  and  deutschen  Priratreehtt  aber  Eigendnui,  t.  B.  Schevrl,  lutt. 

75,  Puchta,  Paud.  g.  144,  v.  Vangcrow,  Paod.  §.  295.  Baron,  Fand.  §.  125, 
Beselcr,  Piivatr.  §.  ül,  üerber,  Privatr.  §.  7»'.,  TS,  Kraut,  drundrias  §.  loi. 
Trendeleubarg,  KecbUiphil.  §.  \i'd ,  btahi,  KechtäpbiL  II.,  1  iS.  350  u..  Ahre&i. 
Kalnrrecht  II.  §.  69,  Söder  U.,  §.  145  £  Denn  die  modemen  Bechtabadier  ia 
dem  Titel  v.  Eigentbum.  Selbst  bei  d.  V  ertretem  d.  urgan.  Aoffass.  v.  Recht  u.  Suai 
wie  Ahreus,  btahl  ist  iii  Betr.  d.  Priv.eijf  ih.  die  Spliiire  des  subject.  Belicbeüi  des 
EigenthOiuerä  immer  noch  zu  weit  gezogen.  Vgl.  Stahl,  L,  1,  S.  363,  29,  l  B. 
d.  Sets:  d.  allgem.  Character,  der  dae  VermOgeosrccht  in  Allen  e.  InstitotMi  ea  fick 
trä!^,  iät  d.  Herrschaft,  d.  frei e,  feeicheite  YecfbgoDg  d.  IiidifidnuBe,  d.  11* 
bedingte  subject.  Berechtigung. 

Die  N atioualökouomen  haben  sieb  uur  aasnahmsweise  u&her  mit  dickes 
Pancten  beschäitigt  Siebe  d.  Literatur  oben  Vorbem.  tu  dieeen  Kep.,  S.  502  £  Ab 
Wichtigsten  Knies,  Geld,  im  Abschn.  II.,  bes.  S,  83  fl'.  (durch  einen  leidigen  lapsc^ 
memonae  in  d.  1.  Aufl.  von  mir  hier  übersehen)  u.  A.  Samte  r,  Eigronthomsb^-'i 
Knies  weist  ebenfalls  die  schon  begriffliche  Unuuiäclirauktheii  do  Eigenthaios 
ftb  (S.  87,  90,  91),  mit  besond.  Betonung  des  ümstuids,  dass  es  sich  um  d.  Eig.recki 
iunerh.  des  Staats,  also  der  Gesellsch.  bändle.  Er  will  aber  keincrhi  Yerpflichtuii 
des  EigeuthUmers  zu  einem  „Thun"  mit  seiner  Sache  wegen  Andrer  und  ftir 
diese  aas  d.  Eigenth.  abgeleitet  wissen.  S.  91.  Weiter  sucht  er  die  Verschiedeii- 
heit  der  Begr.  YermOgeu  u.  Eigenth.  streng  festzuhalten.  Meine  abweichende  Aof- 
ÜMS.  V.  Vermögen  (o.  24,  S,  :!2)  halte  ich  trotz  der  Bemerk,  v.  Knies,  S.  94  £. 
aufrecht,  wegen  der  unten  im  Text  motivirten  Erweiterung  des  Eigenth. begiiii. 
Samt  er  unterscheidet  bei  d.  allgem.  Eigenthumsbegritf  d.  Eigenth.  d.  EmzelpcnsoBes, 
der  Peisonalverbände,  der  gfwellscb.  Gemeinschaften  (Staat  u.  Gemeinde)  u.  definiit  d 
Eigenth.  (im  Siune  kaum  von  mir  venjchieden,  abj,'esehen  v.  d  Beschränk,  auf  Sadics  ! 
s.  u.  §.  2S4):  „die  ...  von  der  Kech ts o rd  u  u u  g  z ue  r  t  h  <  i  1  le  au 3 s  c hliess- 
liehe  Herrschaft  über  Sachen"  S.  2ÜS,  wo  mir  uur  iu  dem  „zucrtheilt", 
auf  «in  MaMS  deutet,  a.  »aasschliesslich"  ein  Widenpmcli  n  eein  scbeiu 
FOr  die  tpec.  jurisl.  Literatur  nbrr  den  Eigrnth.becr,  verweise  ich  besondenä  auf  <i 
reichhaltige  Abb.  v.  Samter.  Ganz  richtig  m.  £.  behandelt  auch  v.  Scheel  m  i 
Aufs.  ,4>.  Recht  u.  d.  Pflichten  d.  ländl.  Grundeigenth.",  Landwirthsch.  Jahrb.  b7i 
HL,  463  II'm  diese  £igenth.frage:  Eigenth.  ist  nar  deobber  aJe  eine  Samm«  k: 
Befugnissen,  welche  für  Personen  u.  Personenvereiuignngen  v.  einem  souver&nen  Wü]- 
umschrieben  u.  durch  die  Organe  desselben  garantirt  werden,  u.  deren  Greaica 
sich  aus  den  jeweil.  Anschauungen  und  Zwecken  dieser  Gesani mtheit 
ergeben.'' 

Aus  der  Verwaltungslehre  bes.  H.  Rösler,  soc.  Verw.  recht,  I..  2.  B.  Sicher- 
recht,  bes.  §.  120—123,  124  IL,  177  11  ,  203  Ii.,  womit  zu  vergb  u  1p  n  über  Böalerj 
Auffassung  der  socialen  Verwaltung  14 — Ib  ebendaselbst.  Hier  holt  Kaller  eioaai 
an  der  Freiheit  des  Eigenthums  von  joder  Art  der  Oberherrschaft  nnd  an  der  FreÜKs! 
in  der  Begründung  und  Gestaltung  der  Bcsitzverhältni>sc  fest,  als  einem  der  Gnuii- 
sätze  in  der  modernen  Gesellsclialt.  welcbe  nach  Gestalt  der  thatsächlichen  I  milia-if 
nicht  mehr  in  Frage  gestellt,  sondern  überall  als  wesentliche  Erfordernisse  nnd  Meik- 
male  der  socialen  Freiheit  angesehen  werden  (§.  17).  Die  sociale  Yenraltung  um 
daher  auch  in  Uebercinstimmung  mit  den  lirundsStzen  der  übrigen  Theile  der  Kechts- 
Ordnung,  bes.  des  Privat-  und  de»  Staatsrechts  stehen  (§.  18),  weshalb  die  Forderoaga 
des  modernen  Socialismus  und  Cummuuismus,  welche  die  wesentlichen  Unmd:»ät2e  de 
Privat-  und  Staatsrechts  angreifen,  nur  verworfen  Verden  kOonen  (§.  18  Anm.  2  S.49v 
In  dem  Buch  vom  socialen  Sachenrecht  wird  dann  ausgeftüirt,  dass  dieses  Recht  ,j^c^ 
eine  blosse  Gestaltung  des  Privatrechts  an  Sachen"  sei  (§.  121  S.  30S)  und  das  Phrtf- 
recht  au  Sachen  und  das  Sucialrecht  an  ihnen  werden  neben  einander  gest^ 
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scheint  dies  nicht  richtig  und  auch  von  Kö»Iör  selbst  dieser  Standpuiu  t  in  uianchen 
lenmgcn  über  das  Eigenlhum  nicht  festgehalten  zu  werden  [ygl.  z.  B.  121, 
Q  2,  bea.  §.  122,  Anm.  1  S.  all,  eb.  Anm.  5,  §.  123,  vgl.  auch  §.  177  — IM, 
MmeoUich  Dicht  die  fichtige  Bedeutung  des  kapitaleigenthums  hervorgehoben 
\y  Gm  richtig  sagt  R Osler  dagegen:  „im  socialen  Hecht  erscheint  d.  EigentfL 
ein  Caiturrerhäl tni&s,  das  üciiio  positive  (leataltunu:  der  jeweils  herr:»chendeii  Ciihur- 

tatiiimmt  und  in  gleicher  Weise  lierechtigungcn  u.  YLTpflichtungcii  in  sich  ;iut- 
iicu  Uqu".  y^iQ  Idee,  dass  im  £igentb.  d.  absoi.  Herrsch,  über  Sachen  u.  dem- 
Ige  alle  iifendwie  denkbaren  Befiignisse  entbalten  seien,  rnusB  gftnilfch  aufgegeben 
i<:ü"  [IL,  1,  bes.  §.  122).  Gleichwohl  meint  er  dann  wieder,  da^is  diejenigen  zu 
.gingen,  die  ein  absol.  Recht  des  Privat. igenth.  nicht  anerkennen  wollten.  Statt 
er  Trennung  von  Privat-  und  bocxairecht  an  Sachen  mu^ä,  wie  im  älteren 
iKikea  Becht,  die  sociale  Oestaltong  des  Piiratiechfit  spedeU  des  YennOgens- 
ib,  die  80«  ialrecbtliche  Oestaltnng  des  PrirateigenthniDS  eintreten. 

unten  §.  2b4  ff. 

Besonders  hervorzuheben  sind  hinsichtlich  des  römischen  Rechts  und  des 
tteit  oder  des  rechtsphilosophischen  Inhalts  desselben,  namentlich  in  Betreff  des 
asthums,  die  Erörterungen  von  Ihering  und  Arnold.   Ye^I.  Ihering,  Geist 
röm.  Kechts,  iiassim,  bes.  I.,       AuH.,  S.  7  (..<'S  giebt  kein  absolutes,  d.  h,  der 
Ibicht  auf  die  Gemeinschaft  cntbund«  ik>  Ki-junthum,  und  die  Geschichte  hat  dafür 
ifgt,  den  YoUkem  diese  Wahrheit  einzuschaiieu"),  II.,  1.  Abth.  3.  Aull.,  über  daä 
Im  der  Fieihvit  uid  Unfreiheit  im  Allgem.  S.  128  ff.,  nam.  §.  Sl,  §.  S3,  bes. 
Oeff,  IL,  2.  Abth.,  S.  435  II.,  HI.,  1.  Abth.,  2.  Aufl.,  S.  302  ff.,  347  ff.  (Uber 
iiidaal-  u.  Gemein-  oder  Gesammtrecht).    In  dem  Abschnitt  Uber  die  Freiheit  in 
1.  Abth.  scheint  mir  die  Gefahr  des  Missbrauchs  der  Freiheit  für  dieGemein* 
itft  noch  zu  wenig  beachtet.  Das,  was  Ihering  hier  Prindp  der  Unfreiheit 
Ii,  iät  eben  zum  Schutze  der  Yolksmasse  in  einem  gewissen  Umfange  grade 
;en  der  ökonomischen  und  socialen  Machtwirkung  der  Einzclfreiheit,  der  Freiheit 
üige&thttms  geboten.    Wir  haben  durch  zu  weitgehende  Eigenthums-  und  Ver- 
lfreiheit diese  Massen  gesch&digt.   Der  Yerlass  auf  freiwilligen  richtigen 
efithamqgebfaiich  w&re  Wünschenswerther,  als  der  anf  Staatszwang,  aber  alle  Ge- 
chte  hat  jenen  als  erfolglos  erscheinen  lassen.    Die  Erörterungen  a.  a.  0.  in  III., 
Vbth.,  z.  B.  tlei  Vorwurf,  den  der  Kuuianist  lliering  hier  den  Rechtsphilosophen, 
.ieilTrendclcnburg  macht,  den  römischen  £igenthumsbegrili  „imbesehen  als 
fütige  Münze  aazonehiiien**,  „eins  ton  den  dem  Bomanisten  zum  Axiom  gewordenen 
anheilen",  S.  308 ,  die  Beschränkung  des  Logischen  im  Recht  auf  seine  richtige 
eumng,  die  Abweisung  des  beliebten  Vorwurfs  unserer  positiven  Juristen,  Allem, 
m  ihre  römisch-rechtüchen  Anschauungen  nicht  passt,  das  „Stigma  des  Unjuris- 
MB**  snCniprägen  (S.  Sil),  das  offene  Zngestfindniss  8.       da»  die  letzten  Quellen 
röoüschcn  Rechtsbegrili'e  in  psychologischen  und  practischea  (wohin  Iheiing  wohl 
inhschaftlichen  reihen  wird),  ethischen  und  historischen  Gründen  gesucht  werden 
ien,  —  alle  diese  Ausführungen  mag  sich  der  Socialpolitiker  und  Nationaiökonom 
Ttint  dienen  lassen,  wenn  er,  sich  gegen  die  BegriHo  unserer  Jnrispradeoz  rei^ 
read,  anf  Polendk  und  Widerspradi  stOsst  Als  ich  meine  1.  Aufl.  d.  Grnndleg. 
rbeitete,  fehlte  noch  die  Fortsetzung  von  Ihering's  Werk,  worin  die  einzelnen 
iite  und  das  Zweckmoment  beliandelt  werden  sollten.    I«  h  äusserte  damals  die 
anuüg,  namentlich  d.  Zweckmomeul  mOchle  Ihering  zu  Untersuchungen  fuhren, 
ftr  die  socialOkonomische  AnfiGusong  des  PriTatrechts  wichtig  sein  weiden.  Das 
sich  mittlerweile  durch  die  Erörterungen  im  1.  B.  7.  Ihering's  „Zweck  im 
-  -rfidlt.    S.  0.  Vorb.  zu  Abschn.  2,  S.  3.j1.  u.  bes.  a.  a.  0.  S.  506  Ii".,  510, 

IlAuwend.  auf  die  Expropriation,  s.  u.  Kap.  ö).   Es  heisst  hier  u.  A.:  „die  An- 
der Juristen  n.  der  Laien  stimmt  darin  tberein,  daas  das  Wesen  des  Eigenthnms 
» Inamschränktheit  der  Herrsch,  d.  Eigenthümers  bestehe,  u.  dass  jede  Beschränk, 
tlli'iii  im  Qrande  einen  Eingrilf  in  dasselbe  enthalte,  der  der  Idee  des  Instituts 

Fiprcche   Meiner  Ansielit  nach  ist  diese  Vorstellung  eine  grund- 

e  .  .  .       „Es  iit  also  nicht  wahr,  dasi>  das  Eigenth.  seiner  „„Idee****  nach  d. 
Vorfüg.gewalt  in  sich  Schlüsse.   Ein  Eigenthom  in  solcher  Gestalt  kann  die 
u.  nicht  dulden  u.  hat  sie  nie  geduldet.  —  Die  „„Idee*'"  des  Eigenth.  kann 
ti  loit  sich  bringen,  was  mit  d.  »^ee  der  QeaeUsch.""  in  Widerspruch  stohf*. 
LWigB«c,  Gnudlegoag.  i.  Aufl.  37 
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Di<»  ganze  Vorstellung  sei  ein  „Rest  jener  ungesanden  natuixechtlicbea ,  die  das 
ladividuum  auf  üch  selber  isolire/'   In  mciuor  Bede  über  d.  soc.  Frjige  batie  ich 
deniien»eii  Geduiken  in  Rflne  so  tugadrOckt :  ,J)er  EigentLbcgriti  iät  zu  absolat  m- 
gebildet"  u.  babc  deshalb  die  heftigäen  pcrsöiil.  Angriffe  erfahren!  —  Von  Arnold 
fttfl.  die  Werke  oben  S.  510.  bes  Cnh.  u.  Ivc«  ht  d.  Kijukt.  B,  2,  Kap.  2,  uam.  S.  171  ff. 
Diu  Kinwcndungcn,  weiche  hau.  diu Kumanistuu  u.  diu  liineu  hierin  neuerdiug;»  mciiSeAs 
znstiminciKlen  Germanisten  gegen  jede  tnden  Fassung  dos  Eigentbiun:ibegntiä  ouchcu. 
nam.  ^'i-g'ti  eine  äulche.   Wttche  aof  schon  begriffliche  I^eschränkangeo  oder 
Vüllcndij  auf  Verpflichtungen  zu  einem  Tliun  hui\vci>en,  sind  bekannt.  Vgl 
auch  Baron  in  Pöd'ä  Viertulj.sch.  1ST7,  d.  Anzuij^e  meiner  Urundlegung.    Es  viri 
durch  die  Opposition  der  Joiisten  al>er  nur  die  Richtigkeit  des  im  Texte  gemacliien 
yorwurfä  hinsichtlich  der  rein  privatrechtlichen  Auffa^ung  bewiesen.  Ange&idts 
von  Eigenthuiusdefinitionen   wie  z.  B.   im   französischen  Hechte   braucht  sich  die 
Nationalökonomie  auch  nicht  durch  den  Verwarf  der  ^^i^^hen  Unhaltbarkeir  roa 
BcgriflStbestimmangen ,  welche  das  Moment  gesetzlicher  BeeehrlnknDg  eothaliea,  ab* 
schrecken  za  lassen.   Bedenklicher  kann  es  erscheineu,  in  die  Dehnition  aod| 
Mutuetit  der  Verpflichtnrigen  zu  einem  Handeln,  welche  daü  Ei;^cntUum  gesetzlich 
auf  lugen  kann,  aufzunehmen.    Der  ilinwand,  welcher  ans  der  römischen  Serritutea- 
lehie  gemacht  werden  kann,  dass  servitns  in  fadendo  conslrtere  nequit  liegt  lubä. 
H&lt  man  sich  aber  auch  hier,  nicht  nur  an  altere  deutach-rechtltche  Verhältnisse,  wie 
die  Realhistcn ,  wo  iiidirect  wenigstens  dem  Eigeiithümcr  als  solchem  eine  Vcrpflicti- 
tao^,  otwas  zu  thuu«  aus  seinem  Kigenthum  erwächst,  sunJern  an  modernes  £eci<L 
wie  es  z.  B.  im  preass.  Landrecht  Inr  das  Eigeathnm  priucipiell  aufgestellt  vi^ 
so  ergiebt  sich  wiederum,  dass  in  der  Aufnahme  von  Verpflichtungen  zu  eineial 
Hamlcln   in  den  EigonthumsbcgrifT  nach  dem  geltenden  Rechte  selbst  nicht  d» 
juristische  (Juguheucrlichkeit  liegt,  wie  sie  der  priratiechtliche  Juri&t  nnd  bes.  der 
Romanist  in  solchen  Definitionen  zn  finden  pflegt.  Fasst  man  feiner  maicherlei  ge- 
schichtliche und  moderne  Eigenthumsrechtsgestaltongsn,  z.  B,  im  Gebiete  des  Gnuki- 
eigenthams,  oder  bei  heutigem  Privat  -  Eisenbahueigenthum ,  ins  Auge,  so  hat  m^M  \ 
hMhwichtige  practische  Beispiele,  in  weichen  daä  EigouLhum  als  eine  bcsamM 
öfflzeichnete  Somme  ron  Hechten  and  VeipJlichtnngsn  encheint   \  gl.  z.  B.  den  Ve^ 
trag  der  Stadt  Berlin  von  1876,  betr.  die  Uobemabmo  der  fiscaliscben  Stiaasen,  nüt 
dem  preuss.  Staate,  wo  der  Erwerber  des  Eigenthuma  (die  Stadt  R)  wegen  d-.r 
Lasten  des  letzteren  eine  Rente  vom  Staate  gezahlt  bekommt.  —  Die  Lehre  des 
Bechts  rem  Eigeuthum  gilt  im  Allgemeinen  ab  in  unser  Bechtssystom  flhörgegaagea, 
8.  Beseler,  D.  Privatr.  §.  Sl. 

Nach  der  üblichsten  Definition  unserer  heutigen  römischen  Jurisprudenz  ist  h» 
Eigcnlhum  die  vollständige,  anbeschränkte  und  ausschliessliche  xechl- 
Uche  Herrschaft  einer  Person  Uber  eine  körperliche  Sache  oder  die  roll* 
kommen e  rechtliche  Unterwerfung  einer  Sache  unter  den  Willen  einer  Peissik 
VgL  z.  B.  Puchta,  Pandecten  §   114,  v.  Schcnrl,  Instit.  §.         Baron,  Pand. 
§.  12s.   Diese  und  andere,  im  W'escntlichcu  dasselbe  sagende  Duliiiiüouen  sind  jchm 
deswegen  nicht  satrefTend,  weil  s^e  die  Möglichkeit  von  gesetdicben  BeschÄnknogea 
gleich  begrifl^Iich  ausschlicssen  nnd  damit  mit  bekannten  Sätzen  selbst  des  römiscix.a 
Rechts  (z.  B.  über  die  sog<  r».  Legalservitufen")  in  Widers^pruch  gerathen.    Di  >haib  ist 
die  Definition  von  einzelnen  Romanisten  und  von  Germanisten  etwas  vorsichtiger  dahia 
geCust  worden,  dass  sie  das  Eigentham  nnr  bezeichnen  als  die  allgemeia'e  im|I^ 
uche  Henschaft  oder  als  das  Recht  der  Herrschaft  der  Person  Ober  die  Sache,  Z.IL 
Bruns,  in  Iloltzend.  Encyd.  S.  2!)r»,  207.  Beseler,  Deutsches  Priratrecht  §. 
„Das  AJUgumeine  schliesst  das  Einzelne  als  Regel  von  selbst  in  sich,  wird  aber  dud^ 
einzelne  Ansnahmen  nicht  anfgehoben"  (Brans).  Ueber  die  fiichägfcelt  dieses  SUai 
and  darüber,  ob  nicht  auch  diese  Definitionen  doch  noch  immer  mit  gesetllichen  Be- 
schränkungen des  Eigenthums  in  Widerspruch  stehen,  lässt  sich  streiten.  Jcdea&Qs 
geben  hie  keine  Handhabe  für  die  social  rechtliche  Auffassung  de^  EigeaÜioB^ 
welche  nicht  etwa  nur  nach  dem  hier  eingenommenen  Standpnncte  nodiw«adig  h^ 
sondern  auch  übendl  mehr  oder  wen i^ er  in  anerkannten  Recbtsslifzcn  und  aa«-, 
kannten  Rei  htfii  der  (jeset/gobung  und  zum  Theil  sogar  der  Verwaltung  (Polizei 
dem  Eigeuthum  gegenüber  practiaiche  Geltung  hat,  sowohl  in  dem  letzteren  aufeil^ea^ 
Beschränkungen  als  Verpfiiohtungen  (z.  B.  bei  Grund-,  V«l<t*>  Beigweik«^  '^m-\. 
FabrikeigenÜnun). 
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EiiM  sokfc«  sooiftlreolitHolie  Anffimwi^  das  Eigentliams  tritt  dagegen  in 
jeser  römiadi-zachtUcJieB  Definition  hervor,  wonadi  das  EigenthuiB  sei :  jus  ntendi  et 

aboteitdi  re  sna,  qaatenn?  juris  ratio  patitnr.  Ist  auch  der  Vordersatz  hier 
«ocib  bedeniüicli,  uod  das  bleibt  er,  aucli  wenn  man  mit  Kuieü,  Ucld,  S.  ^^S  in  d. 
BtdflilttDg  des  abvd  bloss  als  „Varbfaaehea**,  nicht  als  ««Miasbranchen"  entgegen 
■nchsr  anderen  Auffass.,  Ubereinstimmt  —  so  erlangt  er  doch  dnrch  den  Nachsati 
eine  weseutliche  und  zwt'ckuiaisig:e  Bi-schränkung,  die  dann  greoaucr  formulirt  werden 
im.  Im  l'ranzösiöclieu  Kucüte  wird  diese  Beschiaukung  gleich  präcisirt,  wenn 
dtt  Eigenthom  hier  beseichiiet  vird  als  le  droh  de  jonir  et  de  disposer  des  choses 
le  U  maiilere  la  plns  absolue,  pourva  qu'on  n'cn  faüse  p;id  un  usa^e  prohib6  par 

lois  oa  les  rögleuients,  Code  Art.  511.  und  danach  z.  B.  im  Bad.  Landrecht: 
Ci^tboia  iit  die  Befugniss,  tlber  Bestand  und  \Vü»cu  einer  Sache  sowie  Uber  den 
Sanas  dcnelben  nach  Beliebem  n  sebahen  nad  za  valteii,  so  lange  man  nur  keine 
inrch  Gesetze  oder  Verordnungen  des  Staats  uutersagte  Verfügung  darüber  trifft, 
in  .V}4.  Difse  Clau&eln  j^estatton  der  GcsetZLrebang  sehr  wirksim.  Beschränk  ungeil 
ki  Ligentbuittä  nadi  dem  üesüchtspoocte  dea  (iomeinscbaftsiaterüitses  aufzustellen. 

Dies  geschieht  auch  in  anderen  Prifatrechtssystemen,  deren  Definitionen  das  Vcr- 
tlpiigsrecht  des  Eigenthumers  zwar  noch  ganz  absolut  formniirai,  aber  im  Widei^ 
proch  hiermit  an  dieses  Kecht  doch  gleich  darauf  eine  Reihe  von  gesetzlichen  Be- 
ckäiti^angen  und,  damit  verbunden,  zum  Thuil  60gar  gewisse  positire  Verpflichtungen 
!■  El^nthoniefB  zu  einem  Handeln  knttpfen.  So  namentUcn  im  Preuss Ischen 
ilDdrecht,  Th.  1,  Tit  8.  Hier  heisst  zunächst  nach  §.  1  EigcnthUmer  Derjenige, 
wclclM-r  li'fu^t  ist.  über  die  Substanz  einer  Sache  oder  eines  Rechts  mit  Aus- 
shhe-^aung  Andrer,  aus  eigener  Macht,  durch  sich  selbst  oder  durch  einen  Dritten 

I  ferfagcn'\  Dann  wind  aber  doch  in  f.  26  gesagt,  „jeder  GebnuMsh  des  Eigenthums 
.'i  crLiubt  und  rechtmäs&ig,  durch  welchen  (weder  wohlerworbene  Bedite  eines  Andern 
och)  die  in  den  Gesetzen  des  Staats  vorgeschriebenen  Schranken 
benchiitten  werden".  Hier  ist  nicht  nur  Ton  Hinschränkungen  des  Ligen- 
mms  die  Bede,  in  dem  wörtliehen  Sinne,  dass  der  Eigenthttmer  gesetzlich  genothigt 
vden  kann,  in  der  Weise  des  römischen  Servitotenrechts,  eine  Benutzung  zu  untcr- 
»ssen  (negative  Servituten  oder  Servitutes  in  non  faciendo)  oder  etwas  zu  dulden 
<^3iüre  Servituten,  quae  in  patiendo  consistuut),  sondern  es  wird  in  bi  sogar  das 
tremehie  Princlp  aafgestellt,  ,30weit  die  Benntzong  einer  Saehe  xnr  Erhaltung 
es  ^'emeinen  Wohls  erforderlich  ist,  kaun  der  Staat  diese  Benutzung  befehlen 
id  die  l'nterlassnng  derselben  durch  Strafgesetze  ahnden**,  oder  m.  a.  W.  es  werden 
ü  i:*rincip  Verpflichtungen  des  EigeuthUmers  zu  Handlungen  im 
ltei«BBe  dus  Oemeinvohls,  also  auch  Andrer  als  des  EigenthQners,  ans 

Eigenthum  abgeleitet.  Hier  kommen  dann  die  sehr  eingehenden  Vor- 
hrifton  nbr>r  Gcb<^udeoi^<'nthum  §.  Ht)  tf.  (Vorpfiichtung  ZOT  Dnterhaltong  and 
iederberstcliuug),  Uber  W  ald  eigenthum      83  S, 

Mag  im  Einzelnen  hier  noch  so  fiel  villktUrlich  sein,  im  Ganzen  ist  dies  doch 
e  richtige  social  rechtliehe  Auffassung  des  Eigenthums,  mit  welcher  allein  sidh 
e  Nationalökonomie  befreunden  kann.  Sie  bat  zur  nothwendigen  Consequenz  eine 
die  BcgriU^tbcstimmung  des  Eigenthums.  Dieser  Staudpuuct  des  preuss.  Landruchts, 
»ach  z.B.  auch,  im  diametralen  Gegensatz  gegen  dasrftm.  Becht,  ein  Ei  gen  t  hu  m 
:Forderangen  angenommen  wird,  gilt  jetzt  unseren  Juristen  für  „wissenschaftlich 
•erwunden".  Er  hat  sich  unter  deutlichem  Einllusso  des  Naturrechts  des  18.  Jahrh. 
4  der  Wolfi 'sehen  eudämouistischen  Philosophie  gebildet,  aber  enthält  manche 
sssrea  Kein»  M  ein  natiooalokttnomisch  und  socialpoUtlKh  haltbares  Priratreoht,  als 
i:^re  jetzige  fein  piitratrcchtliche  Jurispnidenz  zugeben  will.  Vergl.  auch  Degen- 
)lb,  Art  preuss^  Landeecht  in  Botteck  und  Welckers  Staatriezicon ,  3.  AoiL,  XII, 
s.  13». 

Die  Beschr&nkungen  und  Terpflichtongen  des  Eigenthums  lassen  sich  ausser  ans 

tt  socialen  Zusammenhange  der  Menschen  und  Güter  auch  aus  den  vernnnft- 
^mässen  Lebenszwecken  des  Individnums  selbst,  d.  h.  liier  des  Ei^en- 
amcr»  ableiten.  Von  diesem  üesicbUipuucte  aus  hat  die  Krause 'sehe  Rechts- 
Üosopbie  1b  einem  ihrer  herrorragendsten  Vertreter,  Ahtens,  dss  Eigenthum  he- 
mmt uto  ««dto  dnerPenon  zostehende  nchtliche  virtuelle  Macht  Uber  ein  sachliches 

II  ntkch  allen  durch  TerntLnftige  Lebenszwecke  bestimmten  und 
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begrenzten  Natziiiicr«n**t  NtCut.  II,  114.  Et  li«M  döh  die  noCliweadige  Alf- 

erlegang  ron  Beschräokun^eD  und  Verpflichtangrcn  des  Eigenthums  woM  aan  dieser 
Bi'zi«'liung  zn  den  veniUnftitren  I.obeiiszweckeii  .ibleitcn.  Aber  das  Missliche  bleik 
da^  der  EigeuUiiUDcr  uucU  dicbcr  Deüiiitiou  doch  allein  diese  Zwecke  beonbem 
mid  danach  dhMdi  nur  sein  Wille  Qber  den  Inlialt  des  Eigeathniin  eatselMidet  — 
Tre  nd <■  lenburg's  Definition:  „Eigenthum  einer  Person  ist  dasjenige  ausser  ihr. 
was  als  Werkzeug  ihres  Willens  anerkannt  wird,  und  zwar  so,  dass  es  das  Werbenf 
eines  Anderen  nur  durch  ihren  Willen  werden  kann'\  Naturr.  2Uo ,  leidtK  ul  der 
Absoliitheit  der  rOmtBch-ieehtlidien  BegiUAbcstimmnngen. 

I.  —  §.  283.  Die  privatrechtlichen  Eigenthamsdefi- 
nitionen  and  ihre  Mängel.   In  nothwendiger  Conaeqneiis  d«r 

im  Vorausgehenden  begründeten  Anffassang  des  Priyateigenftnnu 

kann  vom  volkswirtbscliaftlichen  und  socialen  („socialökonomi- 
sclien'*)  Gesiclit8j)Unete  aus  keine  Begriffsbestimmung  desselben 
anerkannt  werden,  welche  auf  ein  absolutes  oder  m.  a.  W.  aal" 
ein  solches  Privateigentbum  hinauskommt^  daas  nur  von  dem  in 
dividuellen  Willen  des  fiigenthlimers  seinen  Inhalt  erbälL 
Solcher  Art  sind  aber  zum  grossen  Tbeii  die  rein  privatreebt- 
liehen  Definitionen  des  Eigenthmns  sowie  diejenigen,  welche  oaeh 
denselben  im  gemeinen  Leben  gebildet  werden.  Diese  letztem 
sind  natürlich  ohne  wissenschaftliche  und  ohne  unmittelbar  prao 
tisch-rechtliche  Bedeutung,  aber  sie  üben  trotzdem  einen  oft  nur 
zu  verhängnissvüUen  Einfluss  aus,  weil  sich  nach  ihnen  die  For-i 
derungen  der  EigenthUmer  oder  ^^des  Publicums'^  hinsichtlich  de§; 
Inhalts  des  Eigenthumsrechts  richten.   Jeder  Gedanke  an  eine  Be- 
schränkung der  Eigenthnmsbenutznng  oder  vollends  an  die  Auf- 
legong  von  Verpflicbtongen,  z.  B.  selbst  auf  den  OrnndeigeD 
thttmer  als  solchen,  wird  in  unserem  Pnblicum  eben  deshalb  sofort 
abgewiesen,  ja  als  widerrechtlich  betrachtet,  weil  die  Leute  nir 
ein  absolutes  licclit  vor  Au«,^l'ii  liaben.  Die  privatrechtlichen  DelinitioDen 
dürfen  schon  wegen  dieser  practischen  Consequenzen  nicht  als  etwa^ 
Gleichgiltiges,  das  nur  ftlr  die  Jurisprudenz  eine  formale  Bedeotong: 
hätte,  tXlr  die  Volkswirthschaft  und  das  sociale  Leben,  ihr  die  öko- 
nomische und  die  Socialpolitik  angesehen  werden.  Sie  mlstv 
daher  der  Forderung  entsprechen,  dass  durch  sie  sogleieh  im 
PriTateigenthum  als  eine  Summe  von  Bechten  erkannt  werde,  wekbe 
sich  nicht  aussehliesslieh  nach  dem  Willen  des  Eigen- 
thtimers,  sondern  stets  auch  nach  dem  Willen  der  geseti- 
gebenden  Macht,  als  der  Vertreterin  der  GemeinschaftsinteresseB 
gcgentiber  den  Interessen  der  Eigenthümer-lnvividuen,  ergiebt 

Die  Definitionen  mlissen  deswegen  die  Eventuahtät  von  ge- 
setzlichen Beschränkungen  der  VerfUgungsbefugniaae  der 
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Eigcnthtimcr  und  selbst  von  Vcrpfichtungen  zn  einem  Thun, 
welche  den  letzteren  hinsicbUich  der  Benutzung  ilires  Eigenthums 
auferlegt  werden  können,  mit  in  sich  aufnehmen.  Sie  rnttasen 
endlioh  weit  genug  sein,  nm  neben  dem  Eigenthom  an  körper- 
fiehen  Sachen  aneh  das  i,geistige'*  Eigenthnm  und  weiter  Überhaupt 
ein  Eigenihnm  an  „VerlÄltnissen''  (§.  15),  Rechten,  selbst  an  For- 
demDgen,  mit  umfassen  zu  können.  ^) 

Nur  so  erscheint  das  Privateigenthnm  als  das,  was  es  stets 
^\ir  und  ist  und  sein  soll:  ein  socialrechtliches  und  somit  ein 
eigentlich  volkswirtbschaflsrechtliches  statt  eines  bloss  privat- 
rechtlichen und  rein  privat wirthschaftsrechtlichen  Instituts: 
m  so  wird  es  daher  anoh  xngleich  mit  [anter  den  Offentlich- 
reehflichen  Ctosichtspnnet  gestellt,  was  ein  nothwendiges  Postalat  ist  . 

Die  Eigenthnmsdefinitionen  der  Rechtswissenschaft,  be- 
sondere der  römisch-rechtlichen,  oder  der  unter  dem  Einfluss 
derselben  stehenden  Privat  rechts  Wissenschaft  tiberhaupt  sind 
deshalb  soeiaUtkouoniisch  mcistentheils  unhaltbar.  Sie  stehen  aber 
selbst  mit  dem  positiven  Kechte,  aus  welchem  sie  doch  abstrahirt 
sein  sollen,  nicht  immer  in  vollem  Einklänge.  Denn  das  positive 
Reeht  kennt  gewöhnlich  Beschrilnknngen  jenes  absoluten  Eigen- 
AuDSy  welehes  die  Theorie  %n  formniiren  pflegt  Freilich  giebt  es 
loch  gesetiliehe  Definitionen  des  EigenthnmSi  welche  dasselbe 
ib  ein  absolntes  Recht  hinstellen  nnd  deshalb  nicht  zn  billigen 
Mnd.*)  Diese  Definitionen  sind  aber  in  neueren  Rechtsbilchern 
mter  dem  Einfluss  einer  einseitig  privatrechtlieben  Jurisprudenz 
ormulirt  worden  und  befinden  sich  dann  doch  mit  anerkannten 
loderen  Stttsen  des  eigenen  Rechts  in  Widerspruch.^)  Da  letztere 
^echtsstttse  vorgehen,  haben  jene  Definitionen  zwar  practisoh  nicht 
üeBedeatang,  die  ihnen,  streng  genommen,  beigelegt  werden  mlisste, 
Iber  sie  üben  gleichwohl  einen  nachtheiligen  Einfluss  aus  und  müssen 

')  Auch  fnr  dies-'  Auffassnnp:  des  Eifrciitliums  kann  man  sich  auf  mittelalterliches 
ieutaches  Becht  und  aucii  auf  neuere  geltende  KcchtäbUchcr,  wie  das  österr.  burKerL 
iMetzlmeli  §.  358  und  das  pienas.  Landreeht  TL  1,  TIt  §.  1  benfen.  vgl 
irant,  Gnudriss,  §.  105.  £s  gilt  freilich  diese  Erweitening  des  EigeaUmmsbcgrifls 
't/t  meistens  für  wissenschaftlich  unrichtig,  weshalb  der  Ausdnick  (geistiges  Eigcnthum 
un  auch  fenrorfen  und  die  Behandlung  der  Eigentbumalehre  z.  B.  im  preussiscben 
•aadneht,  die  Annidime  eines  , JUgendmiDS**  an  ,,Pordenuigen**  n.  s.  w.  als  antfqiiirk 
'  trachtet  wird.  Aber  liegen  nicht  auch  hier  öfters  nur  Einseitigkeiten  der  heutigen 
'nTatrechtswissenschaft  vor?    Vgl.  Beseler  i?.  81.  (ierber.  D.  l'rivatr.  t?  "<">. 

')  Vgl.  österr.  b.  (ieseub.  §.  354  Ui^^  Hecht  betrachtet  ist  Eigeuthuui  die 
(efugniss,  mit  der  Snbstani  nnd  den  Natzungen  einer  Sache  nach  wilUflhr  zn 
ehalten .  und  jeden  Anderaa  daron  anaznschlieflsea'*).  Pieoss.  Landr.  Tb.  1,  Tit  S, 

.  1.    S.  Vorhem. 

')  So  im^preuss.  Laodiecht  sehr  deutlich.   S.  Vorbem. 
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deswegen  so  gut  wie  die  rechtewissenscbaftlichen  modificirt  werdeo. 
Wo  in  älteren  Dicht-römischen,  besonders  in  germanischen  Recbts- 
%  qneÜen  Sätze  Torkommen,  welche  als  eine  Art  Definition  gelten 

ki>iuieD  oder  aus  welchen  die  Wissenschaft  DetinitioiieD  bildete  oder 
ndt  welchen  sie  ihre  dgeaea  belegte,  da  darf  man  sich  ttbiigett 
Uber  die  TragmHe  solober  Sitae  nieht  tttiiioliea.^)  Sie  halMi,  mk 
wo  de  80  lanten,  nioht  ein  abeolnles  EigeiHkiii  aMBien  w^üm, 
wie  doh  snch  an«  andemi  SMien  ergiefat 

Es  linden  sich  endlich  auch  EigenthnnifidefinitioneD  des  polt- 
tiven  Rechts  und  der  Rechtswissenschaft,  welche  das  Condit io- 
neile der  Unbeschränktheit  des  Eigenthums  schon  mit  in  die  Be- 
grifisbestimmong  aufnehmen.  ^)  An  diese  Definitionen  hat  die 
•oeialökonomische  Anffassnng  des  Prlvatelgentliuii 
anznknttpfen:  sie  dnd,  wenngleioh  vielieiehtaDden  sv  fonmlircs, 
doch  im  Priiioip  riehtig»  weil  das  Eigenthnm  hier  keioeiirein- 
priYatreehtiiehföi  GharaoCer  melir  hat,  der  obigea  Fordemg  f^ 
mäss.   Der  Mangel  auch  dieser  Definitionen  liegt  gewöhnlich  wir 
darin,  dass  dieselben  zu  eng  sind,  um  eine  Berücksichtigung  der! 
Verschiedenheiten  der  ökonomischen  Eigenthumskategorieen  nudj 
damit  des  Moments  des  Zwecks  der  im  Eigenthnm  stehenden  Gttter 
SM  ermöglichen. 

IL  •  §.  284.  FeststeHnng  des  Eigenlhumsbegrlffa 
Unter  Berlicksiehtigahg  der  obigen  Anfbidenrngen  es  die  aoeidr 
teehtlidie  Qestaltnng  des  Pdvsteigenthima  and  die  dadurch  «k 
fttr  das  Privatrecht  bedingte  Fassnng  des  EigentbnmsbegrilFs  IM 
sich  das  Privateigentbum  definiren  als:  die  höchste  vom  Recht 
(Gesetz)  zugelassene  Form  rechtlicher  Herrschaft  einer 
Person  über  äussere  Güter  (§.  ti).  In  dieser  Fassung  lieft! 
implicite  das  angegebene  wesentliche  Moment:  der  unabhängig  vom 
Willen  des  Etgenthwnssnl^ta  erfolgende  Vorbehalt  der  mit 
dieser  Herrschaft  gesetzlich  yerbnndenen  Besehrät- 
knngen  und  Verpfliohtnngen.*)   Das  Privateigeotham  U 

*)  Vgl.  /.  R.  die  Stelle  ans  d.  Kl.  Kaiscrrc.  ht  bei  Beselei,  §.  81,  Abdl  l. 
*)  8.  Vorbein.,  bes.  den  Codo  Napoleon  An.  ä44. 

^  Obigre  Bcgriftb«tbMBinig  iit  ttorim  dn  Weniges  •hwMKmA  fon  deij.  ii  ^ 
1.  AmL  §.  284.  aber  doch  formell  Jetzt  besser  v.  kurzer.  In  dor  1.  Aafl.  Untete  «: 
die  vom  Hrrht  ((icsctz)  /uc^i  lasscne  vollkommene  rw  htl.  Herrschaft  einer  Person  tjktf 
ftassere  üuter,  vorbehaltlich  der  ... .  Beschränk,  u.  Vcrpflicht  Als  ,,höckste^FK> 
vKencbeidet  sich  bieniadi  i.  B.  das  £igenth.  tn  8Mb  andren  diarKcl« 

Rechten.  Der  Aasdrock  pust  anch  auf  greistiges  Eigenth..  auf  „Fordcmngs^EifrentL'' 
Im  letzteren  Fall  ist  z.  B.  massgebend,  ob  n.  wio  weit  die  Kechtsordn,  ein  Zarark- 
greifen  des  Berechtigten  auf  die  Person,  die  Freiheit  u.  s.  w.  des  Sduüdasa 
ZQlfsst.  wie  weit  POndiing  gestattet  Ist  tu  s.  w.  —  8»Bit«r  a.  s.  0. 8^  188  kuB  fck 
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biernach  eine  Siinniie  von  Verfüj^uiigs-  und  Ausschlussbe- 
fng n  i  8  8 e  n  Anderen  ^-  e  ^  c  n  ü  b  e r ,  deren  h ö e b s t e  s  M a  a  s s  das 
Kecht,  nicht  souverän  der  Wille  des  EigenthUniera  festsetzt. 

A.  Insbesondere  bestimmt  das  Kecht  die  Ausdehnnng  (Ex> 
tensität,  Umfang)  des  EägeBthiims,  d.  h.  es  bestimiiit,  an 
welehen  äusseren  Gütern  Ifberhanpt  ein  Privateigentimm  der 
PHfttwfrtlnehalton  <§.  264)  snlXssig  ist.  In  der  Hanptsacbe, 
iher  nicht  ausschliesslich,  erstrockt  sich  dies  Privateigenthum 
nnr  auf  die  wi rt h 8 chaftlich en  und  unter  diesen  meistens  nur 
auf  die  Verkeb  r.sgliter  (§.  21).'^)  Von  den  den  wirthschaftlichen 
gegenüberstehenden  freien  Gütern  (§.  7)  können  die  freien 
Hesitzgüter  (§.  8)  ins  Privateigenthum  übergehen,  wodurch  sie 
slsdann  in  die  Kategorie  der  wirthsobaftliehen  binttbertreten 
(§.  9).  Gewisse Objeete,  namentKeb  freie  Besitzgttter  (Boden) 
Meiben  mitunter  nach  dem  Beebte  aber  den  Zwangs  gemein- 
wirthschaften,  besonders  dem  Staate,  als  Gemeincigenthum 
vorbehalten,  unter  Ausschluss  des  Privateigenthums.   Bei  den 
nicht  ausdrücklich  vom  Hechte  ausgesrlilosscnen  Objeoten  ist 
aDzanehmen,  dass  das  Kecht  an  ihnen  im  Princip  Privateigenthum 
zalässt.   Diese  A'usdehnang  des  Privateigenthnms  muss  wesentlich 
mit  tmd  anm  Theil  in  erster  Linie  nach  i^lLonomischen  Ge- 
Mfapoaeten  feeftgesteDt  werden.    IMe  Frage  nach  der  Ans- 
dehnnng  des  Privateigenthnms  geht  dann  vielfach  in  die  allge- 
netoere  nach  der  Begründung  desselben  an  den  yersohie- 
denen  Objecten,  besonders  an  den  Productionsmitteln  über  (§.  285, 
a.  Kap.  8—5). 

B.  Zum  Behufe  der  Lösung  dieser  Fragen  ist  das  Eigenthum 
in  ökonomische  Kategorieen  zu  bringen  und  speciell  für 
jede  derselben  nach  der  Okonomiscben  Natur  and  Function  einer 
jeden  an  entscheiden ,  ob  flberhanpt  ein  Privat eigenthnm,  dann 
eb  nur  Öffentliches  Eigenthnm  oder  ob  and  wie  wert  beide 
neben  einander  zugelassen  werden  sollen.  Das  Privateigentham 
seriftllt  zunächst  in  die  nemlichen  drei  grossen  Kategorieen,  wie 
die  wirthschattlichen  Güter  (§.  15),  weiche  es  umfasst,  demnach  in 

üicht  beistimmen  in  Ersetzung;  von  ., /u ^.»lassen e''  durch  „zaorthoiltc"  Herr- 
»chaft  Denn  die  liecbtsordnung  bestimmt  eben  nur  dit  Grense  dos  Rechts  de« 
EigenthUmera. 

*)  Virthsch.  Gtttor  nflnen,  um  VertohrHrttter  zq  sein,  ni*  h  §.  21  aasseliliesslich 

inc-'ciiriict  n\)(\  übertragen  w-'Ttlon  k^^nnon.  Letztere  M0^1irhk<'it  kana  rechtlich 
aosgeecblossen  seiu,  wo  dana  zwar  eiu  Privatoigenthum  bleibt,  aber  das  Gut  Dicht 
y««rkehTSgat  ist  wie  bei  bestimmt  robondenem  Gnind  nnd  RÄdim. 
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1)  £igeiithiim  sn  körperlichen  Sachen  („Sacheigen- 
thnm''),  welohes  aneh  für  die  Frage  der  Anadehnnng  da  I 
Prirateigenthiims  in  die  weiteren  Arten  dee  §•  259  an  speebfi-  | 
siren  ist. 

2)  Eigenthnm  (nach  Ausschluss  der  persönlichen  Unfreiheit) 
an  persönlichen  Diensten.  Es  lässt  sich  rechtfertigen,  die 
Forderung,  welche  auf  eine  Leistung  eines  Anderen,  etwMZQ 
geben  oder  etwas  an  thon,  geht,  hier  mit  einzureihen*^) 

3)  Eigenthnm  an  „Verhältnissen''  xn  Personen  und  Sachen 
(§.  15.  N.  3).  Hierhin  g^rt  anch  das  geistige  Eigenthnm (§.  S81) 
oder  das  Urheberrecht  im  wdteren  Sinne. 

C.  Das  Eigenthnm  giebt  dem  Eigenthtlmer  in  Beeng  anf  d» 
im  Eigenthum  stehende  Object  und  auf  dritte  I^ersoneu  zunächst 
allerdings  alle  denkbare  n  Befugnisse,  welche  nach  der  Xatoi 
des  Objects  der  Wille  des  EigcnthUmers  aus  der  ihm  zustehenden 
rechtlichen  Herrschaft  ableitet,  aber  nur  innerhalb  der  Grenzen 
nnd  zngleioh  mit  den  Verpflichtungen,  welche  die  Bechtsoiü- 
nnng  festsetzt:  also  liein  „absointes''  Eigenthnmsrecht  Das 
Recht  bestimmt  insofern  anch  den  (maximalen)  Inhalt  (In- 
tens itttt)  des  Eigenthnms.  Anch  hier  mnss  es  sich  an  die  Ge- 
sichtspuncte  der  Yolkswirfhschaftlicben  ZweckmUssigkeit  und  der 
Gerechtigkeit  haiton  und  eben  deshalb  wieder  nach  den  einzeiiieB 
Kategoriecn  specialisiren. 

Die  Aufgabe,  welche  hiernach  auf  dem  Gebiete  der  Eigea- 
thnmsordnung  i)ir  die  Rechtsbildung  in  Bezug  auf  die  Bestimmnng 
der  Ausdehnung  und  des  Inhalts  des  Eigenthnms  Torli^,  iit 
der  Aufgabe  der  Begrflndung  des  Eigenthnms  Terwandt  Es 
muss  in  beiden  Fällen  als  erheblichster  Fehler  der  Üblichen  reebto- 
philosophischen,  juristischen,  nationalökonomiscben  nnd  socialpofi- 
tischen  Behandlung  der  Eigenthumslehrc  bezeichnet  werden,  das.> 
die  verschiedenen  Eigenthumsarten  in  der  Beweisführung 
gar  nicht  oder  nicht  genllgend  unterschieden  werden. 

m.  —  §.  285.  Ausdehnung  und  Inhalt  des  Privateigca- 
thums.  Diese  beiden  Fragen  können  nach  ihrer  volkswirthsehall' 
liehen  Seite  nur  zum  Theü  in  dieser  Grundlegung,  zum  grccBea 
Theil  nur  im  ganzen  System  der  Politbchen  Oekonomie,  inabesoB- 


")  Im  preubs.  Landrecbt  ist  ein  Eigeutbum  aa  Kechten ,  Forderungea  «jki- 
kannt  —  Ueber  das  rOm.  OUigatfoneoiedit  PaebU,  PaacL  §.  218  if.,  aber 
deutsche  B«  seier  §.  IIS.  Vgl  Mch  Arnold,  Colt  a.  Beobt  d.  Bamer,  8.  144 L 
S.  148,  153  ff.,  231  ff. 
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dere  die  erste  vollständig  erst  durch  die  Untersuchungen  in  der 
wirthschaftlichen  Verwaltungiüehre  und  in  der  Finanzwissenscbaft, 
die  zweite  in  der  Lehre  vom  privatwirthschafdichen  System  beant- 
wortet werden.  An  dieser  Stelle  hier  ist  jetzt  nur  ttber  das  Wesen 
beider  Fragen  kurz  zn  orientiren. 

A*  Die  Frage  nach  dfr  Hehtigen  Ausdehnung  des  Privat- 
eigen  tbn  ms  und  damit  zugleich  nach  der  Stellung  des  öffent- 
lichen G  eraeineigenthums  ist  überhaupt  von  vornherein  nicht 
eine  privat-rechtliche,  sondern  eine  üff en  tl  ich- rechtliche 
Frage,  welche  nach  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Ge- 
^chtspnncten  zu  entscheiden  ist,  Sie  fällt  im  Wesentlichen  zu- 
sammen mit  der  Frage  nach  der  Möglichkeit  nnd  Zweckmässigkeit 
der  Ausdehnung  des  zwangsgemeinwirthschaftliehen 
iuf  Kosten  des  priratwirthschaftlichen  nnd  zum  Theil  des 
freigemeinwirtbgebaflicben  Systems.  Je  leistungsfähiger  sich 
(las  zwangsf]^emeiii\virthschaftliche,  besonders  durch  den  Staat  und 
die  Gemeinde  repräscntirtc  System  erweist  und  je  mehr  inhärente 
Schäden  das  privatwirthschaitlicbe  zeigt,  desto  mehr  empfiehlt  sich 
die  Ausdehnung  des  ersteren.  Dies  ilihrt  thatsächlich  zu  einer 
Beschränkung  des  Privateigenthums  nnd  zu  dessen  Ersatz  durch 
dffentliclies  Eigenthnm,  z.  B.  bei  Wegen ,  Wäldern,  Verkehrsan- 
itatten,  und  kann  zum  principiellen  Ausschluss  desselben 
an  ganzen  Kategorieen  von  Objecteu,  wie  den  eben  erwähnteni 
llihren. 

1)  Die  principielle  Seite  dieser  Frage  berührt  mitbin  sehr 
nahe  das  im  3.  und  4.  Kapitel  der  1.  Abtheilnng  bereits  behandelte 
grosse  Problem  der  Organisation  der  ganzen  Volkswirth- 
Schaft,  —  ein  Znsammenhang  des  Privatrechts  und  speciell  des 
Instituts  des  Privateigenthums  mit  der  Volkswirthschaft,  ttber  wel- 
chen die  gewöhifliche  privatrechtliehe  Jurisprudenz  ebenso  wie  die 
Nationalökonomie  meist  gänzlich  hinweggesehen  haben,  geschweige 
<lass  sie  seine  hohe  Bedeutung  für  das  Verständniss  auch  des 
IVivatrechts  und  seiner  Entwicklungsgeschiclitc  erkannt  hätten. 
Ftir  diese  Seite  der  Privateigenthumsfrage  i&i  daher  auch  auf  die 
genannten  Kapitel  zu  verweisen. 

2)  Ob  und  weiche  einzelne  Zweige,  namentlich  der  mate- 
riellen Production,  mithin  auch  der  zu  ihrem  Betrieb  gehörigen, 
eventuell  im  Privateigenthum  stehenden  Objeete  den  Privatwirth- 
Schäften  zn  entziehen  nnd  auf  die  Zwangsgemeinwirthschaften  als 
Grcmeineigentbuni  zu  übertrafen  sind,  das  ist  zwar  nach  der  allge- 
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meinen  ökonomischeu  Natnr  und  Fanotion  dieser  Zweige,  fk^ 
stets  unter  Berücksichtigung  der  concreten  Umstände  zu  ent- 
scheiden. In  letzterer  Hinsicht  ist  die  Frage  eine  eminent 
historische^  gestattet  daher  nur  eine  relative  Beaotwortang 
und  gehört,  soweit  sie  nach  Ökonom ieohen  Gesichtspuncten 
erörtern  kt,  in  dn  speeiolle  oder  praa|ieehe  Volkswirtfasohafts 
Mie  nndy  soweü  finansielle  Momente  mitspielen,  nek  m  die 
Pinanswissensekaft  Hier  in  der  Qrondlegung  kann  sie  da- 
her mehr  nur  nach  ihrer  allgemeinen  Seite,  d.  b.  namenlU 
auch  nach  ihren  Folgen  für  die  Zulass u Dg  oder  den  Ausschlns« 
von  Privateigen thum  an  gewissen  Objecten  und  für  die  Con- 
stitoirnng  von  Gemeineigenthum,  und  bloss  lUr  die  wichtigeren 
Hanptkategorieen  behandelt  werden. 

3)  Wegen  ikrer  grossen  tkeotetisoken  ind  prootischen  Tkag- 
weite  mUssen  dagegen  gerade  in  der  „Grendlegmig^  die  e|geBt> 
Kaken  Prinoipi'enfragen  der  Eigentkomslekre,  diigenigen  Uber 
das  Privatkapital  und  das  Pri vatgrnndeigenthnm  ind 
Uber  deren  Verhältniss  zu  öffentlichem  Kapital-  und  Grundeigen- 
thum untersucht  werden.  Auch  hierüber  finden  die  Erörterungen 
zwar  erst  in  den  übrigen  Theilen  des  Systems  der  Politiscben 
Oekonomie  ihren  Abschluss.  Die  Frage  des  privaten  Grundeigen 
Übnms  lksst  siok  aaek  wieder  niokt  genereU  glskbaftiff  flir  alle 
Arten  desselben  eriedigen.  die  ist  veisskieden  zn  beantworten  flr 
die  Tersckiedenen  Hanptarten  des  Bodens  (§.  259)  nnd  ist  als^ 
neks  nnd  speetell  anek  in  letzterer  Hhisiebt  wieder  dne  eminent 
historisehe  Frage,  welche  besonders  in  der  Agrarpolitik 
noch  genauer  zu  behandeln  ist.  Aber  eine  eingehende  princi 
pielle  Erörterung  über  Privatkapital  und  Privatgrundeigenthnn) 
nach  ihrer  allgemein-Tolkswirthsehaftlichen  Seite  gehört  schoD 
in  die  Gmndlegmig  und  specieil  in  die  privatökodomii^che  fietrsch- 
timg  dor  Eigentbomslebre.  Sie  erfolgt  in  den  nkokelsn  xweiKir 
piteln«  Eine  Unters^idnng  der  Hanptarten  des  Granddgentbsni 
ist  dabei  sekon  hier  nicht  zn  nmgehen.  Sie  hängt  oknebin  mitdv 
vorhin  erwähnten  Unterscheidung  der  einzelnen  ProdoetieBaawdgt 

*)  BiMspide  sind  die  Fragen  dor  Staata-Feldgüter,  Staats- Fo rs t en ,  Stw:?- 
Bergwerkc,  Staats-Fabriken .  Staats-Stra?spn  ,  Staats-Verkehrsan  stalter, 
Post,  Telegrapbie,  bes.  Eisenbahn wcseji,  veisciiieticuc  Staatä-Gcbuhreii^veije. 
Por  das  Hiher«  kann  ich  befoits  aof  meine  FIn.,  bes.  die  2.  A.  des  I.B.  a.  die  dvt. 
Lehre  Fom  Privatpr\\'erh  des  Staats,  sowie  aof  die  sji<n\  Gel)Qhr»?iilolir«  in  B.  3  wt- 
weisen,  wo  überall  auf  die  principielle  Seite,  d.  h.  auf  die  die  £igenthamtord- 
nang  berührende,  specieil  SUcksicbt  genommen  ist.  Im  Folgenden  werden  die  kd- 
nts«i  bea  im  Kip.  4  mtMi  tnon  GroaddgentlnDB  beribtt 
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BDd  deren  ProductioDsmittel  und  der  Hügeadthamsverhältaiase  in 
Betrefi  der  letzteren  znsammen. 

In  iillen  dfem  ErOrterasgen  erweitert  sieh  die  Frage  naoh 
dar  Ansdehnnng  des  Friyateigestiimiw  sm  der  MXLfßmmmm 
nach  der  wimnsohafaichen  natieoalOkoiiomiiobeii  BiegrUadong 
der  PritsleigeiithnmsmstMntiott  an  liestiiniiitea  Eategodeea  von  Ob- 
iectcn  tiberhanpt  Für  die  Rechtsbildung,  welobe  da«  Privateigen- 
tbum  hier  schafft  oder  zulässt,  mtissen  die  früher  besprochenen 
Gesicht^tpuncte  der  Zweekmitosigkeit  und  Gerechtigkeit  massgebend 
aein  (§.  277—279). 

fiw  i86.  B.  Die  Frage  nach  dem  Inhalte  des  Privateigen- 
thama  iat  von  yomeherein  mehr  eine  priTairecbfcliobe  und  eine 
teehnisch-juristiaebe  Frage.  Oleiohwohl  «inas  nach  dem 
fieberen  auch  bier  wegen  der  TolkawirtheobaftBobeti  ond  focial- 
politiscben  Unhaltbarkeit  eines  absoluten  PrivateigentbOBH  der  In- 
halt des  letzteren  vom  Recbt  (Gesetz)  so  bestimmt  werden,  wie 
es  dem  oben  formulirten  Iiigenthumsl»egriff  und  dem  BedUrt'nisB 
der  Gemeinschaft  entspricht  Zu  diesem  Zwecke  kann  die 
naüenaldkonomiaebe  Erörtemng  Uber  den  Inhalt  des  Eigenthums 
paaaend  an  die  H^e  jarntiadie  Eigtntbamsftheorie  anknüpfen, 
naoh  weleber  das  Eigeotbnm  ala  „eine  Hiifang  einzebwr  Heci^ 
ariiallBreehle,  wie  Besha,  NniEnng  n.  a.  w.'<  aufgefaaet  worde.») 
Bas  Sigenthmn  gewabrt  stets  seinem  ,^Herr8eber^eif>e1tefihe8eleber 
einzelner  Rechte,  mittelst  deren  Ausübung  eben  die  specifiscbcn 
Functionen  des  Eigenthums  in  der  Volkswirthscbaft  zur  Geltung 
kommen.  Es  ist  nun  weder  möglich,  noch  für  den  hier  vorliegen- 
den Zweck  notbwandig,  alle  die  denkbaren  einzelnen  Rechte,  weh  be 
dem  ßigeatbltmer  ala  aelobem  naeb  der  absoluten  Theorie  zustehen 
eder  weithe  ihm  daa  positive  Reobt  gewllhrt,  hier  zu  nnteiaaehea 
anf  Ihre  volkflwnrtbBehdfllidien  nnd  soeialtielitiseben  Wirknngen, 
Vortheile  nnd  Bedenken.  Es  genlJgt  vielmehr,  folgende  hauptsäehr 
liehe  Einzelrechte  oder  Katcgoricen  von  solchen  zu  betrachten  and 
festzustellen,  ob  und  wie  weit  sie  mit  dem  Eigentbum  verbunden, 
ob  nnd  wie  sie  unbedingt  oder  mit  welchen  Beschränkungen  und 

^  Vgl  z.  B.  das  PT61189.  Landr.  Th.  1.  Tit.  S,  §.  9.  Aocb  diese  Zusammcn- 
MtziiBfr  des  Eirenthoms  aus  einzelnen  Bofagnlsscn  ^It  4ls  wineatchafUich  antiqnirt. 
bietet  aber  viel  braoohbarcre  Anknüpfunirspuncto  für  die  socialreclitliche  Auffassung 
als  die  heutige.  Vgl.  Bruns  in  HolUcndorfl ^  Encycl.  L,  296.  Man  hat  in  dieset 
MkttOpmm  M  4  Ibers  Tketrfo  einst  Wlderspmeta  mU  nalMr  oHf^m  Bestimmutig 
eines  einheitlichen  EijrenthumsbcgrifFs  finden  wollen,  r  m.  E.  nicht  vodiaiiden  ist 
Denn  dieser  cinhoitl.  BejrrifT  lüsst  sich  doch  in  <<^\m  wosrntlirhcn  Pcstandüieile  aaf- 
lAsan.  ^  fcrado  die  Conseqncnz  der  Eigcnthomsfanction  im  practischoa  Leben. 
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mit  welohen  VerpfliohtaDgen  des  EigenMmen  yeikiiflpft^  sie  rai 

Rechte  gewährt  werden  dürfen:  I 

1)  Das  Recht  des  Gebrauchs  oder  der  Nutzung,  ein-; 
schliessend  das  Recht  des  Besitzes,  des  Nichtgebrauchs,  des 
Derelinqnirens,  der  Zerstörung. 

2)  Das  Beeht,  dureh  freie  Verträge  ttber  das  Eigenthmn  tu 
yerfBgen,  namentlieh  es  selbst  dwch  Tausch  und  Verkavi  oder 
seuae  Nutzung  dnreb  Vermiethung,  Verpachtmig  entgeltlieb 
an  Andere  zu  übertragen,  den  Niessbrauch  daran  einzuräomen, 
es  zu  verpfänden,  oder  es  als  Darlehn  zu  geben. 

3)  Das  Recht,  sich  darch  Schenkung  des  Eigenthums  n 
Gunsten  eines  Anderen  zu  begeben. 

4)  Das  Erbreeht 

5)  Das  Recht:  beliebig  yiel  Eigenthnm,  sd  es  dem  Wertke 

nach  oder  auch  nach  Objecten  (z.  B.  Grund  und  Boden)  in  einer 
Hand  anzuhäufen. 

Diese  fünf  Rechte  können  als  die  volkswirtbschaftlich  ninl 
sooialpolitisch  wichtigen  Bestan  dt  heile  des  Inhalts  des  Eigen- 
thumsreehts  beseiehnet  werden.  Wir  nennen  sie  im  Folgraden  km: 
das  Gebranchsreeht,  das  Vertragsrecht,  das  Schenkungi- 
recht,  das  Erbreeht,  das  Anhänfnngsreeht  In  absolnter 
Fassung  erscheinen  sie  als  Consequenz  des  absoluten  Eigenthümsi- 
rechts  und  sind  sie  als  solche  immer  mehr  in  unserem  modenien 
Rechte  zur  Geltung  gelangt.  Sie  Teriangen  gerade  auf  diese  ab- 
solute Fassung  hin  eine  Prüfung. 

Allerdings  bilden  nur  die  drei  ersten  dieser  Reehte  nnbestrittes 
eine  Consequenz  des  Eigenihnmsbegriffs  und  den  Reehtsinbalt  dtt 
Privateigenthunis  als  privatrechtlicher  Institution.  Das  Erbrecht 
wird  von  Kechtsphilosopben  und  von  Vertretern  der  positiven  Rechts- 
wissenschaft schon  bisher  mindestens  nicht  allgemein  als  ein 
nothwendiger  Bestandtheil  des  Eigenthnmsreehts,  sondern  als  eii 
selbständiges  (absolutes)  Privatreehfarinstitut  neben  dem  Eiges- 
thum  betrachtet,  eine  Auffassung,  welche  sieh  auch  rechtsgesehiflhi' 
lieh  im  Ganzen  billigen  lässt.  Durch  die  Einfügung  des  Erbreebts 
in  die  Reihe  dieser  ans  dem  Eigenthum  abgeleiteten  Rechte  s4 
dieser  Frage  auch  'nicht  präjudicirt  werden.  Für  die  voikswirih- 
schaftlich-socialpoUtische  Betrachtung  genügt  es,  dass  das  Erbrecht, 
wenn  auch  in  Tersehiedener  Gestalt,  regelmttssig  in  der  fieebti' 
geschichte  eng  mit  dem  Privateigenthum  zusammenhSngt,  bei  aUea 
unseren  CnlturvOlkem  damit  verbunden  ist  und  naeh  dar  hmsehco- 
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den  Anschaanng  der  lelsteren  auch  damit  yerbnndeii  sein  und 

bleiben  soll.  Das  fünfte  Recht  endlich,  das  Anhäufungsrecht, 
ist  kein  den  vier  anderen  cooidiuirtes  Glied,  sondern  nur  wieder 
eine  Consequenz  derselben  bei  freiem  Verkeiir:  nemlich  das  hier 
aifl  selbstverständlich  geltende  Keeht»  quantitativ  an  Eigentbuni 
jeder  Art  zusammen  so  fassen ,  was  Jemand  durch  eine  rechtlich 
erhiabte  originftre  oder  derivative  firwerbsart  dea  Eigenthams  er- 
worben hat.  Es  empfiehlt  sich  wiederom  ans  volkswirthachaftlichen 
ond  aocialpolitisehen  Gründen,  dieses  Recht  hier  noch  besonders 
tn  formuliren  und  es  als  Consequenz  unserer  Eigenthnmsordnung 
zn  prüfen.  Die  Consequenzen  der  vier  andren  Kechte  treten  mit- 
unter erst  in  diesem  Kechte  der  beliebigen  Privateigentbumsau' 
häuiung  in  einer  Uand  prägnant  hervor. 

Bei  der  Untersuchung  dieser  Bestandtheile  des  Eigenthums- 
rechts müssen  die  nach  Objecten  nntersohiedenen  Uaoptkategorieen 
des  Eigenthoms  ebenfalls  wieder  nnterschieden  werden ,  weil  jene 
emseinen  Beehte  bei  ihnen  eine  sehr  versehiedene  Bedentang  ge- 
winnen. Die  Untersnehnng  selbst  bleibt  dem  Schlusstheil  der  Grund- 
legung im  2.  Bande  vorbehalten. 
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Drittes  Kapitel, 

Die  Eigenthumsordnung. 

Die  Ausdehnung;  des  Prirateigentiumia* 
L  Bm  PriTatkai^ltaL 

Vorbemerkung.  Vgl.  oben  §.  23,  24,  27—31,  mit  d.  literar.  Vorbem.  S.  80,  36. 

Der  oben  schon  berichtigte  Fehler,  das»  zvit>chen  Kapital  in  rein-ökonomiächea 
und  in  historisch-rechtlichcm  Sinn  oder  zwischen  National-  nnd  Prirat" 
Ifapital  nkht  unterschieden  wird,  hat  auch  auf  die  Lohre  von  der  Entstehung  uhI 
Vermehrung  des  Kapitals,  vdu  d-  r  Kcclitfortiguiig  des  l*rivatkai>i(als  und  des  Kapital- 
gewiuns  in  der  bisherigen  NaiionalOlunomie  den  nacht  heiligsten  Ein  flu:»  ausgeO^ 

Vgl.  schon  A.  Smith,  tfealth  of  nations  B.  IL  ch.  3,  bes.  im  Anfang  (A&her'i 
Debersctznng  L,  329  Ii'.),  J.  B.  Say,  trait^  1.  I,  ch.  9.  J.  St  Hill,  P«L  Oek  IL  U 
K.  4.  §.  4  ü'.,  Bastiat,  härm.  6conom.  ch.  7,  15,  sophismcs  6con.,  pet  pamphL  oeun«, 

2;h  (capital  et  rente).  Raa,  L,  133,  134  (s.  u.  §.  2b9),  Koschor,  L.  §.  43, 
T.  Mangoldt,  Grohdr.  §.  31.  ders.  Volkswirthschtftsl.  8.  ISl  ff..  Hermann,  UQte^ 
such.,  pasäim,  bes.  2.  Aull.  Abb.  V,  Abschn.  3  („Kapital  als  ProductionskosteMiieOMtr) 
S.  221  ü.  nnd  Abh.  X,  bes.  Abechn.  8,  YerbiaacJi  d.  Gater,  S.  605  S.  Samter,  Soc.- 
lehre,  Lpz.  1875,  S.  116  ü\ 

bie  richtige  Untencheidong  iitochea  \Mm.  Begriffeii  des  Kapitals  laerst  !■ 
Keim  bei  Laudcrdale,  inquiry  into  tho  natnio  a.  oiigin  of  publ.  weaith,  Edinb. 
1804,  deutsch  von  Schön,  Berlin  ISüb  (zasam m engezogen ,  jct/.t  in  2.  ß.  „aus  den 
Papieren  SchOn's",  BerL  lb75),  frauzOsiüch  von  Lagentie  de  Lavaisse,  Par.  IbUS 
(wonadi  ich  dtire),  bes.  ch.  2,  8.  24  ff.  paas.  Dann  aber  besonders  Bodbertns  ii 
8.  tiefgreifenden  und  scharfsinnigen,  bisher  viel  zu  wenig  beachteten  Cotenvchugd 
Uber  das  ganze  volkswirthschaftlichc  Venheilungbproblem .  in  seinem  Znsamnienb&Bf 
mit  Arbeibthcilung,  bes.  auch  Thoiluug  der  agrariAchcn  und  industriellen  Arbeit,  mü 
der  Insdtation  des  prifatea  Kapital-  nnd  Qnindeigenthums,  mit  Bente,  Kapitalgevin 
nnd  Grundrente.  S.  schon  B.a  Sehr.  ,A  Erkcnntu.  uns.  staatswirthsch.  Zosttadir. 
bes.  IIL  S.  63  IF. ,  dann  namentlich  die  Socialen  Briefe  an  v.  Kirch  mann,  b«. 
N.  2  Q.  3.  Zahlreiche  Ezcursc  und  Aphorismen  auch  in  s.  Creditnoth  des  Grood- 
besitzes  q.  s.  Abhandl  Uber  r5m.  Anar-  nnd  Stenerrerbiltnisse  in  Hildebr.  laloi 
Aehnüch  fuhrt  die  scharfe  Untersehefdang  beider  Kapiialkategorieen  Knies  ins-GsU 
Kap.  1  durch,  s.  0.  S.  no. 

Ich  dilierirc,  wie  ubcrhaopt,  so  auch  spcciell  in  den  Fragen  über  Phrateigenthoa 
an  Piodnctionsmitteln  nnd  ganz  besonders  in  der  Crnndrentenfrage  veseadlck  fw 
Bodbertns*  Seine  eiuschlag.  Ai holten  halte  ich  aber  far  das  Bedentondste  ia d.  gesamiBta 
nationalOkon.  Literatur  (die  wissenschafiiich  socialistischo  inbegrlRen' ,  was  wir  athca 
Ricardo  Uber  das  Vertheilungsprublem  bc>itzeu.  S.  meinen  Adk  Einiges  fo& 
V.  ttber  Bodbertns,  Tflb.  Ztdchr.  IbT»,  S.  198  n.  meine  Einleit  m  LassalleV 
Briefen  an  Bodbertns,  Berl.  1878.  So  wenig  bekannt  K.'s  erstgenannte  Schriftäo 
sind  —  woran  wie  bei  allen  seinen  Arbeiten  «lic  schwere  Darstellung  einen  Theil  d^r 
Schuld  trägt  — ,  ebensowenig  bckanut  iat  sein  grosser  Einfluss  auf  den  deutscbea 
wissenschaftlichen  SodalismBS.    Es  Itat  sich  aber  leicht  aachweiaea,  da«  die 
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Priorit&t  der  bebten  kritiscben  uud  positiv^eu  Gedaiikeu  eiocä  La$sallu  und  Marx  | 
Rodbertus  gcbübrt    Lassallc  ist  eingestandenormasaen  von  iL  dircct  sebr  beeinflusst 
Toideo.  Aoä  d.  gen.  Briefen  ergiebt  äich  dies  geaai^er  u.  die  oifenc  Ancrkuaoung,  . 
dia  dB  Iftum  ron  Lassallu's  geibtig:er  Bedeutung  und  SelbHbewo&^tsein  Bodbeitos 
gewährt,  ist  ein  rühmliches  Denkmal  f  ii  bt  ido  Miinner  {vgl.  z.  B.  die  Briefe  S.  38,  84, 
u.  S.  89).    üb  Marx  dircct  aus  Kodbenus  geschöpft  bat  oder  von  diesem  wenigbtcns 
angeregt  vorden  ist,  das  wage  ich  nicht  bestimmt  zu  behaupten.   Jedenfalls  aber  ist 
sflina  Lehre  nicht  nur  im  Keim ,  sondern  in  ihrem  iresentlichen  Kecn  and  zum  TheÜ 
ifl  ganz  ähnlicher  Weise  ausgeführt  schon  in  den  iUtercn  Schriften  von  Kudbertus 
eathalteo.    Die  iiiteste  von  lb42  cnthklt  in  nuce  die  Kritik  nud  das  Programm  des 
S(K:iaÜsmas  a.  ist  älter,  als  meines  Wissens  irgend  etwas  Eiuschlagcudes  von  Marz 
oder  Engels.  Vgl.  ausser  dienen  Söhi:.  bee.  den  ebenfalls  zeitli«  h  den  grösseren  küL 
Q.  dogmat.  Arbeiten  ron  Marx  vorangegangeneu  zweiten  8oc.  Brief  an  v.  Kirchmann, 
itt  d.  Ausg.  ?.  1875  bes.  S.  27  Ü.  (Leitung  und  Bewegung  der  nation.  Production  und 
Vertbeilang  des  Products  vom  Bechte  abhängig),  den  Abriss  der  Theorie  in  Thesen 
S.  32  ff.  (bes.  These  1,  2,  4  —  Lohusystem  ökonomisch  der  iSclaverei  gleichgestellt  — 
Th.  28  fl".),  S.  53,  im  2.  Briefe  S.  5»;  Ii.  (Naditheil,  dass  das  Grund-  und  Kapital- 
eigenthum sich  aneigne,  was  von  Kcchtswegeu  der  Arbeit  gehöre,  hier  liege  die  Quelle 
m  Leiden).  Dann  die  Ausfuhrungeu  S.  79  ff.:  Ökonomische  Möglichkeit  der 
Kente,  d.  h.  des  arbeitslosen  Einkommens  bloss  aus  Besitz,  aus  der  grösseren 
Productivität  der  Arbeit  im  System  der  Arbeitstheilung  abgeleitet  und  das 
Rechtsprincip  der  licnte  im  privaten  (irund-  und  Kapital eigenthum  gefunden. 
ftmtt  aber  Sclaven-  und  freie  Arbeit  S.  87  £;  die  brillante  Kritik  der  Bastiat'scheu 
Lehre  ron  der  Rechtfertig un!:;  Ji>  Zinses  S.  117  ff.  (S.  119  die  wissenschaftliche 
'Quintessenz  der  sociali  s  ti  sc  h  c  n  \\  irtlisohaftslehre!).  <li<'  Zuruckfuhrung  des  indivi-  m 
daeiien  lieichthtuns  auf  die  Arbeit  Andrer,  S.  Hl  wie  Lassalle,  S.  144  wie  r 
Xnrz;  s.  aaeh  die  Becapitolation  8.  147  ff.  Bei  keinem  socialistbchen  Schriftsteller 
(litt  die  principiello  wÜBeiischaftliche  Opposition  gegen  das  bestehende  Wirthschafts- 
■ystcm    ««li.iifV'r   hervor.    Neben  diesen  rntei-surhunfxen  von  Kudbertus  nimmt  sich 
Alles,  was  der  wiaseuschaftliche  bociaUsmus  soust  giebt,  doch  nur  als  Beiwerk  und 
▼eitere  Ausfbhrung  and  Begründung  im  lünselnen  aas,  Marz*  grosses  und  bedeutendes 
Werk  nicht  aasgenommen.    Diese  grosse  Bedeutung  von  K.  ist  aber  bisher  fast  all^^c- 
mein  verkannt  worden.    Boscher  in  d.  (iesch.  d.  Xat.-Oek.  wird  R.  nicht  gerecht, 
^  1040.    Knies  erwähnt  ihn  im  1.  Kap.  s.  „üeid"  nicht  einmal.   Mit  Uecht  hat 
'iagegen  in  neneeier  Zeit  Pierttorff,  Lehre  rom  0ntenielimen;ewinn,  Berl.  1875, 
S.  203  fJ.,  208  diese  Bedeutung  hervorgehoben.   Seine  werth?olIe  {Mrincipiell  schufo 
vichriilt  scbliesst  sich  in  ihrer  Orundanschauung  und  Beweisführung  en<^  an  K.  an. 

Für  die  Lehre  im  Text  ist  nun  Kodbertus  ganz  be^0Mder3  wichtig «  ferner  i 
Harz,  Kapital  I,  d.  ganze  Weik^  bes.  Kap.  6;  Lassnlle,  Kap.  u.  Arb.  bes.  Kap.  2  ' 
II.  4.  mit  den  zwar  bodil^ften  and  tendenziös  Ubertreibenden,  aber  sachlich  vielfach 
zutreffenden  Ausfuhrungen    gegen  Sc  h  u  1  tz  e  -  Delitzsch  «in  dessen  „Kapitel  zu 
einem  D.  Arbeiterkatecliismus",  Lpz.  1SG3,  bes.  S.  24  IC).   Ferner  Lassalle«  Syst. 
d.  enrorb.  Bechte,  I,  259  ff.  (Anm.).  Vgl.  nach  L.*8  Briefe  von  Bodbertos,  bes.  S.  24  ff,  ^ 
Lange  Mill's  Ansichten  Kap.  2  u.  ders.  Arbeiterfr.,  3.  Aufl.,  Kap.  t  u.  6. 

Vollständig  richtig  ist  m.  E.  Kodbertus'  .Vbleitung  der  fehlenden  ökonomischen 
iierechtiguug  des  privaten  Keuteube/.ugs  (d.  h.  in  seiner  Auffassung:  des  Bezugs 
foo  Renten  bloss  ans  dem  Eigen thom  an  Boden  —  Grandrente  —  ona  an  Kapiud  — 
K'apitalgcwinn  — )  and  demnach  des  privaten  Grund-  und  Kapitaleigenthums  aus  der 
Smith-Ui  cardo'schcn  Lehre,  dass  die  Güter  wirthschafilich  nur  Pruducte  der 
^materiellen,  ihnen  selbst  oder  den  Kapitalien,  mit  denen  sie  producirt  werden,  zuge* 
veadeten)  Arbeit  seien,  nnr  Arbeit  kosteten,  (z.  Bdeacht  S.  2S,  69  ff.),  wenn 
iieser  Sntz  in  der  nach  bei  den  MntionalOkonomen  der  brit.  Schule 
•orkommenden  Weise  ausgelegt  wird.  Keiner  hat  schärfer  den  Nachweis 
{öCohrt,  da;>s  dieser  Satz  dann  mit  ^othweudigkeit  zur  priucipielleu  Bekämpfung  des 
mraten  Qnind*  and  Kapitaleigenthnms  führe,  der  Smithianismos  insofen  den  Socla- 
isiiius  in  sich  trage,  wenigstens  bei  consequentem  Gedankengange.  Die  üblichen 
Rechtfertigungen  des  Kapitalgewinns  uud  der  Kcntc  (bei  Kicardo,  Say.  Bastiat 
i.  8.  w.  Soc  Frage  S.  75,  115,  150)  weist  Kodbertus  glänzend  ab.    Ganz  ähnlich  er« 
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2.  Abth.  3.  K.  PriratkupitaL  §.  287. 


fertiganp:  des  l  nt''niehiiiergewinitä  (z.  £.  gfigta  Say  &  64  ff.,  gOgßa  Se>i«rBil 
seiner  LuUiaibamkeitätiicune  S.  45  11.). 

Fngiich  bleibt  nur,  ob  maa  Rodbertüt  dei  Ausgangspanet  9eiMrB«rai»> 

fahrung,  nemlich  jene  These,  dass  die  Prodacte  wirthschaftiich  nur  Arbeit  kosteten, 
zugeben  oder,  wenn  dios  geschi<^ht  (wie  auch  von  wir,  s.  §.  47,  82»,  ah  man 
dann  die  Auslegung,  welche  Kodbertus  dieser  Formel  giebt,  accejptinen  iuL 
Letxteies  Hast  sicli  bestniton  and  wifd  von  B.  ao  wtuig  alt  fon  andom  SocidiMei 
genügend  begründet.  Seine  Ansicht,  dass  die  Annahme  einer  Productivität  desPrim- 
liapitala  eine  ungeheuerliche  petitio  principii  sei  (Soc.  Frage  S.  4»J,  142  .  i-t  nnr  ein* 
Gousoquenz  seiner  Auslegung  des  Satzes,  daäs  die  Produote  nur  Arbeit  kastetea. 
Hier  liegt  ein  grosser  b prang  in  der  BeweisfUirang  for.  Wenn  naaB.  anbedtagt 
Recht  geben  Wl^te,  so  mus^ttü  er  zuvor  bewiesen  haben,  dass  nidlit  nnr  die  Beseitignaf 
des  ganzen  privatwirthschaftlichen  Systems  und  seiner  Basis  (wie  anderbeits  seiner 
Oomie<iutiuzj,  des  Kupitaieigenthums,  lur  den  Productionsprocess  denkbar,  Sooden 
dass  sie  aoeh  allgemein  practisch  darchfahrbar  wäre.  Diesen  Beireis  hden 
K.  nicht,  er  macht  nicht  einmal  einen  Versach,  ilin  zu  fahren.    Darin  liegt  auch 
die  Ltli  k'!  seiner  Kapital  h  i  hl  ungsth'wic,  wolrlie  im  Text   auszutullon  gesöoh! 
wird,    kauu  aber  in  der  i'r<iA.iji  der  privatwirihschaiLiiche  Productionäprocess  nicht 
entbehrt  werden,  so  folgt  daians  noChwendig,  dass  wenigstens  insoweit  die  speei* 
fische  Art  der  Arbeit,  welche  in  der  Bildung  und  Verwendung  der  Priratkapitalieri 
in  diesem  Process  und  in  der  Leitung  von  PrivutuntLrnehinnngon  liegt,  nothweüdi? 
mit  zu  derjenigen  Arbeit  gerochuet  werden  muss,  weiche  „die  Piwiucte 
wirthschafUicli  kosten**.  Dann  ist  nach  der  Kapitalgewinn  ein  „oonstitstire* 
Element  des  Werths",  (gegen  Lassalle,  Briefe  S.  02,  s.  oben  über  d.  Weith- 
lehre  v.  Marx  S.  1.')  u.       17  S  '»s .  auch  §.  sJ).    Diese  AulTassuug:  führt  folge- 
richtig zu  einer  Aneriienuung  vuu  wnklicheu  Productivdieusten  der  pnvaitii 
Kapitalisten,  als  der  Personen,  welche  dorch  ihre  specifische,  wenigsleai  für 
onabsehbare  Zeit  nicht  völlig  ersetzbare  Thätigkeit  („Arbeit'*)  das  Nationalkapini 
in  der  erfurd<'.rlichen  Menge  und  Art  m  dt-r  Form  des  Privatkapitals  bilden,  ver- 
mehren und  verwenden  und  ebenso  der  privaten  ünternehuier.  Insovei; 
ist  aacb  der  Kapital-  und  Unternehmergewinn  gerechtfertigt,  —  bis  ebea 
dorch  eine  andre,  wie  z.  R.  die  zwangsgemeinwirthschaftiiche  Organisation  if' 
Volkswirthschaft  diese  „Dienste"  des  piiraten  Ka^pitaiistea  und  üntemehmen  est- 
behriich  gemacht  sind. 

Bodbertns  macht  selbst  einmal  ein  ganx  lichtiges  ZugestindnisB  (Soc.  FInfe 
S.  146),  durch  welches  er  sich  dieser  Auffassung  sehr  nähert:  Kapitalisten  und  (inui* 
besitzer.  Unternehmer  und  üntcnuhmungsdingenteu  müssten  für  ihre  spccifischcD.  i*; 
der  nationalen  Production  absolut  uoihwendigen  Dienste  ebenso  gut  ihre  V  ergelt uu,^ 
eriangen  ab  jeder  Andere.  Er  meint  nnr,  das  heutige  Einkommen  flOsM  dioKa 
Personen  nicht  aus  Gründen  solcher  Teigeltang  zu.  sondern  sie  bezogen  es  mit  I'q- 
rocht  unmittelbar  als  ein  ihnen  gehöriges  Arbcitsproduct,  während  es  nc: 
kralt  des  üiund-  und  Kapitaleigentüums  den  Arbeitern  abgezwungen  sei,  „und  zwv 
sach  Qesetien ,  die  sowohl  in  Bezug  auf  jene  Dienstleistangen  untersinaBder  ah  sock 
in  Bezug  auf  deren  gemeinschaftliches  Verhältniss  zu  den  Arbeitern  mit  all  cd  ge- 
rechten Ve rgeltungsgrundsatzen  in  Widerspruch  stehen''  {ch,  S.  14*^' 
Man  kann  auch  die  iiichtigkeit  dieser  Beweisführung  nicht  unbedingt  zngebcA. 
Bodbertns  gesteht  hier  im  Grunde  genommen  doch  far  die  piiraten  KapitaliMei, 
Qiondbesitzer  und  Unternehmer  eine  Art  „Amtscharacter"  zu,  —  die  richtige  Auf- 
fassung. Wenn  auch  nicht  vollständig,  so  ist  es  doch  theilwfis.>  eine  Conseiiuear 
des  privatwirthschaitlichcn  Systems,  dass  diese  Personen  den  ihnen  hiernach  gebu^ 
lenden  Entgelt  eben  in  einer  anderen  Weise  aus  dem  Volkseinkommen  aosft- 
woifen  bekommen,  ab  andere  Arbeiter,  Beamte  u.  s.  w.  i^und  ^Arbeiter*  sind  jcq^ 
Personen  hier  doch  na<  ]i  dieser  Auff:is^ung  von  K.  sclljst),  —  nemlich  in  der  Fors 
des  Kapital-  und  t'uteruehmergewinus.  in  emcm  „sich  selbst  uberlassenen  Verkehr",  . 
wie  es  B.  nennt,  werden  dlne  Beaten  and  Gewinne  oft  in  ihrer  Höbe  sich  unbilllf  ! 
stellen,  aber  den  „Entgeltcharacter"  verlieren  sie  dadurch  doch  ebenso weaif 
g&nzlich,  wie  dies  eine  lur  ein  Staatsamt  zu  hohe  Besoldung  eines  Beamten  thÄ 
Die  Berechtigung  einer  staatlichen  Regelung  der  Kenten  and  (iewione  witj 
eben  deshalb  gegenaber  dem  sich  selbst  ftberlaasenen  Veifcehr  oder  n.  a.  W. 
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icorreazsystem  zu  statairen  sein,  um  den  richtigen  Entgeltcharocter  der  Productir- 
äste  der  Kapitalisten  und  Unternehmer  festzuhalten.  Dies  und  nicht  die  prin- 
ielld  Vervorfuiiii;  dcd  gsauaü  Kapitaleigenthuiiut  scheint  mir  die  Conse^uenz  des 
fMndmmm  ai  Min,  velehoo  BodberCos  hier  boNM  nacht.  Darin  liegt  seine  (und 
le)  Differenz  ron  der  Schule,  welche  ohne  Weiterea  dmch  das  Concurrenzsystem  — 
I  sogar  durch  dieses  alleinl  §.  129  —  eine  (gerechte  Yeigeltong  der  Pro- 
üTcLieoste  der  Kapitalisten  und  Arbeiter  erreicht  wähnt 
Bodbeftofl  hilt  anch  am  ScUme  aeiner  Sdurift  daa  Chvnd-  und  Kapitaleigenthum 
ir  nicht  ftir  absolut,  aber  in  unaerer  Gegenwart  filr  relativ  nothwendig  und  meint 
ir  Vorschläge  machen  zu  können,  „welche,  ohne  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum 
.erlet/en,  nur  eine  ger  ech  t  er  e  Vergeltung  für  den  ersten  und  wichtigsten  gesell- 
tftlichen  Dieuät,  für  die  prodactive  Arbeit  (d.  h.  hier:  ezcL  der  doch  äk  Pro- 
ürdieoate  anerkannten  Leistungen  dea  Kapitalisten  und  Unternehmen)  bezveeken** 
222.  223).  Leider  fehlt  die  Ausführung,  mit  der  sich  die  Fortsetz,  der  Socialen 
fe  be>cLäftigt  Rodbertua  ist  aber  vor  den  fÖrmL  Abschluss  dieser  Arbeit  ge- 
}cu.  (ianz  almlich  wie  Rodbcrtus  argumeutirt  Pierstorff  a.  a.  0.,  nur  dass 
ikffl  die  Aneikenniu;  der  (wenigstena  lelatlren)  Nothwendickeit  der  priyatwirth- 
iUichea  Unternehmungen  in  den  einzelnen  kritischen  AosftUirungen  z.  B.  gegwi 
„französische"  Auffassung  des  Cnternebmergcwinns  zu  sehr  zurücktritt.  In  seinen 
etkuigen  z. B.  Uber  SchäffleS.  224  iL  verüch windet  diese  £inseitigkeit  mit  Eecht 
Sehiffle  lat  ea  non«  der  im  Ganzen  auch  hier  heniti  daa  Richtige  am  Besten 
iffeo  hat.  Meine  Ausfahrungen  im  Text  Bind  wiederum  aelbstlndig  reu  Uun  er* 
:,  i'h  )iabe  mich  aber  hinterher  mit  um  so  gr^^sserer  Genngthuung  von  unserer 
I  weseutiichen  sachlichen  üebcreinstimmung  uberzeugt.  Vgl.  Syst.  8.  Aufl..  IL, 
L,  510  ti'.,  bes.  385  S.  und  die  Citate  unten  in  d.  Anm.  zu  ^.  304.  S.  auch 
if/le's  Sog.  KOrper  IIL,  bes.  419  ff.  n.  s.  Qointeaa.,  mit  einigen  weiteren  Aoa- 
mgen  u.  Zugeständnissen  an  d.  wissonschaftl.  Socialismus.  Warum  hat  der  neueste 
ian.  Schriftsteiler  über  Kapital,  Umpfenbach  (d.  Kap.  in  s.  Culturbedeutung, 
£b.  1879),  Uber  alle  dieäe  Puncte,  die  eigentlich  strittigen,  so  gut  wie  gar  nichts?! 


1.  Hanptabsclinitt. 

rhÄltnlss  des  Prlvatkapitals  zum  ^ationalkapltal 
und  Theorie  der  KapAiAlbildmig« 

1.  Abschnitt. 
Einleitall 

L  —  g.  287.  Unterscheidung  von  National-  and 
vatkapital. 

Die  wichtigste  und  seit  der  socialistischen  Polemik  auch  theo- 
ich  «trittigate  Frage ,  welche  sich  auf  die  Ausdehnung  des 
ateigenthoms  besieht ,  betrifft  die  Nothwendigkut  und  Zweek- 
sigkeit  deaPrivateigenthamaanProdnctionBmitleln.  Dieae 
gliedert  sieh  dann  in  die  beiden  Fragen  naeh  der  Bereoh- 
Qg  des  Privatkapitals  und  des  privaten  Grundeigen- 
ms.  In  diesem  Kapitel  wird  die  erste,  im  ioigenden  vierten 
zweite  Frage  untersucht 

J^ttr  jene  ist  an  den  früher  dargelegten  principalen  Unterschied 
leben  Kapital  als  rein  Ökonomisehe  und  anderseits  als 

.  Waf  »er,  Gfudlcfuf.  2.  Amfl.  98 
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geschichtlich- rechtliche  Kategorie  anzakndpfen  (§.  28). 
Kapital  im  ersten  Sinne  oder  m.  a.  W.  ökonomisches  (volks 
wirth  schalt  lieh  es)  oder  Nationalkapital  ist  „ein  Vorrath 
solcher  wirthschaftlicher  Güter,  —  naturaler  Güter  —  welche  ak 
technische  Mittel  fOr  die  Ilerstelliiiig  neuer  Güter  in  einet 
Wirtbschaft  dienen  iLönneii*'i  oder  kurz  gesagt  ist  Prodactions* 
mittelTorrath.  Kapital  im  sweiten  Simie  ist  Kapitalbesiti 
oder  Kapitaleigenthnm,  ist  PriTatkapitaL  Wo  ?nntr\ 
eigenthnm  die  rechtiiehe  Gmndiage  des  Verkehrs  ist^  stellt  jesv 
erstere  Kapitfil  regelmässig  grösstcuthcils  im  Privateigenthum.  £5 
entsteht  und  vermehrt  sich  daher  iu  der  Form  des  Privatkapitals 
*und  wird  als  solches  direct  von  seinem  Eigenthümer  oder  von 
demjenigen,  welchem  es  letzterer  lieh,  in  der  Production  yerweiniet 
tind  damit  seiner  Bestimmimg  zugeführt  (§.  28,  S.  40.). 

Kapital  als  Prodnctionsmittel  ist  fttr  jede  irgend  bedeatesdeR 
Entwicklong  der  Prodnction  nnd  folgeweise  der  VolkswirthidMfil 
indispensabel.  Fttr  die  regehnttssige  Entstebong  dieses Kapi^ 
tals  muss  daher  zunächst  gesorgt  werden.  Soll  sich  die  ProductioB 
ausdehnen,  um  lür  eine  steigende  Bevölkerung  eine  grössere  Menge 
zu^dL'k'h  besserer  wirthschaltlicher  Güter  zu  beschaffen,  so  iiiu>i 
zuvor  eine  V^ermehrung  dieses  Kapitals  erfolgen.  Und  soll  eod^ 
lieh  das  Ziel  aller  Prodnction,  die  sichere,  reicbliohe  und  wohlfeüe 
(d.  h.  znnäebst  nor:  die  möglicbst  niedrigen  rein  natllrlieben  Fro- 
dnetuMiskosten  im  Wertbe  deckende^  g.  SB)  CoBSwntimi  mmM 
werden,  so  muss  dieses  Kapital  riehtige  Verwendung  finden. 

Die  Aufgabe,  fttr  die  richtige  Bildung,  Vermehmng  nnd  Ver- 
wendung dieses  Kapitals  zu  sorgen,  liegt  in  unseren,  aul'  der  Ve^ 
kelirsrechtsbasis  des  Privateigenthums  beruhenden  Volkswirthschaften 
hauptsächlich  den  Eigenthümern  jenes  Kapitals,  den  Privat- 
kapitalisten, ob.  Diese  Personen  sind  „die  Functionäre  der 
Oesammtheit  (des  Volks)  für  die  Bildung  nnd  BesebÜtigiug 
.  des  nationalen  Prodootionsmittelfonds''  (§.  2^,  6.  40). 

Die  Priyatkapitalisten  beliehen  für  diese  oder,  «miehst  wea^ 
stens,  in.  dieser  Function  —  denn  ob  fflr  diese  Function,  du 
hängt  natürlich  von  der  Entscheidung  Über  die  Nothwendigkeil 
oder  Zweckmässigkeit  des  l'rivatkapitals  ah  —  einen  Gewinn 
(Rente,  Zins)  als  Einkommen.  Dieser  Gewiunbezug  ist  für  üic 
der  hauptsächliche  Zweck,  die  Aussicht  auf  ihn  der  mächtig 
Ansporn  der  Bildung,  Vermehrung  und  Verwendung  ihres  PriTsJ- 
kapitnls,  welches  als  dkonomiaehes  Kapital  dient  Auch  Ar  die 
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ganze  Volkswirthschaft  int  dieaer  private  Hentenbezag  von  grosser,  , 
aber,  wie  sich  schon  hier  constatiren  lässt,  nicht  bloss  von  nach- 
theiii^'cr  Bedeutung,  wie  die  Gegner  das  Privatkapitals  behaupten. 
Allerdiugs  bildet  dieser  Gewinn  einen  Theii  des  Reinertrags  der 
Voikswirthgebal't  oder  des  Volkseinkommens  (§.  86  ff.)  und  Ter- 
oundflvt  nnyermeidlioh  pro  tanto  das  EinkommeD  der  flbrigeni 
liehtkaiiltelbesitEeiideni  also  besonders  denLolm  der  Arbeitereiassen» 
bei  einer  gegebenen  Grosse  des  Volkseinkommens.^)  Allein  die 
Absolote  Höhe  des  Volkseinkommens  hängt  mit  von  der  Höhe  und 
Verwendung  des  Kapitals  als  Productionsmittclt'onds  ab.  Wenn 
sich  nachweisen  lässt,  dass  dieses  Kapital  nur  in  der  Form  des 
Privatkapitals  richtig  gebildet  und  verwendet  werden  kann,  oder 
«ach  bloss,  dass  es  so  am  Besten  gebildet  und  verwendet  wird» 
•0  iat  selbst  vom  Standpanete  des  Arbeiterinteresses 
sns  jene  Abgabe  eines  TheiliB  des  Nationaleinkommens  als  Gewinn 
so  <Ue  PriTatkapitalisten  kein  Naobtheil  nnd  aneh  volks- 
wiithsehaftlieh  zn  billigen,  weil  dies  VerbSitniss  eine  nothwendige 
Bedingung  des  Privatkapitals  und  unter  dieser  Voraussetzung  des 
Kapitals  überhaupt  ist  (§.  104). 

Ausserdem  bietet  der  Rentenbezug  das  Mittel  für  die  Erhöhung 
des  Einzeleinkommeus  und  damit  ftlr  die  reichlichere  BedUrfniss- 
befriedignng  und  für  die  Ermöglichnng  der  Pflege  von  Cultur- 
bedOrihissen  bei  den  Kapitalistenelassen,  denen  dnreb  diese  ihre 
«konomisehe  StellQsg  aneh  Masse  sn  freier  Tbätigkeit  bldbt  Das 
Vorhandensein  soleher  Classen  nnd  die  Mifbedingung  dafür,  die 
imgleicbe  Vertheilung  des  Volkseinkommens,  kann,  wie  fVUher 
gezeigt  wurde,  im  Interesse  der  ganzen  nationalen  Geraeinschaft 
wiiiischenswerth  und  unter  Umständen  nothwendig  sein.  In  diesen 
Verhältnissen  findet  mithin  das  P  r  i  v  a  t  kapital  von  vorneherein 
auch  eine  aligemeinere  Recbti'ertigung. ^) 

Im  Uebrigen  geht  die  Frage  nach  der  Berechtigung  des  Privat- 
kapitals ,in  die  andere  ttber,  ob  das  Ökonomisehe  Kapital,  der 
F^dnetioxunnittelTorraih  der  Volkswirthsehaft,  nothwendig  un- 
bedingt doreh  Vermittlang  der  erforderliohen  Thätigkeit  von 

')  Rodbertus  .1.  a.  O.  lilsst  i^irin-  r  Auslegung  des  Satzes,  d.xss  die  Producte  nur 
Arbeit  kosten,  gem&iä  gauz  coosequent  die  Renten  (lüipitAl-  und  Grundreute)  aiu  einer 
Theilniigf  des  bloisaia  Arbeits  producta  entstehen  and  sie  dtdnrcli  ab  eine  Ter- 
kürzung  der  Arbeiter  encheinen.  Aehnlicb  Marx  und  andere  Socialisten:  natfldich 
nnr  richtig,  Trenn  das  piinftwirthscliaftliohe  System  and  PrinUkapital  ganz  ent- 
behxlicii  wäre.  8.  Vorbem. 

*)  Audi  dies  HiimeDt  tdtt  trete  der  endaent  liistor.  Aof&ssiiiig  bd  Bodbertns 
nd  bei  den  sadrea  SoeialisteB  zu  sehr  znrttck  8.  dsfegea  0.  §.  101,  107,  204. 

88  ♦ 
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PrivatcigcnthUmerD  in  der  Form  des  Privatkapitals  gebildet  ond 
vermehrt  und  der  Verwendung  im  Productionsprocess  zugeführt 
werden  oder,  falls  dies  zu  verneinen  ist,  ob  dieser  Weg 
wenigstens  als  der  passendste  iUr  diesen  Zweck  gelten  mass. 
Im  ersten  Falle  würde  die  Recbtsinstitution  des  Privatkapitals  eiue 
indiapensable  Einrichtung  der  Volkswirthsehaft  selbst  sein  md 
insofern  das  PriTatkapital  anter  allen  Umständen,  asi- 
nahmslos  flberall  nnd  fttr  immer  eine  nothwendige 
Ökonomisehe  Kategorie  des  gesammten  Wirtiisehaftalebeiii 
werden,  nielit  nur  eine  historisch-rechtliche  Kategorie  ds^ 
stellen.  Bloss  als  eine  solche  wäre  das  Privatkapital  dage^^en  im 
zweiten  Falle  anzusehen.  Gründe  relativer  Zweckmässigkeit,  welche 
nach  Zeit  und  Ort  natürlich  immer  etwas  wechseln ,  würden  m 
StUtzong  der  Institution  dienen  müssen.  Es  kann  von  ?on^ 
herdn  nieht  zweifelhaft  sem,  dass  das  Privatkaiiital  immer  nur 
eine  historiseh-rechtliche  Kategorie  darstellt  (§.  2ö):  ein  nottwoft- 
diges  Zngestttndiss  an  die  Theorie  des  wissensehaftlichra  Sodslii^ 
muB,  so  durchaus  unwahrscheinlich  uns  heute  die  Möglichkeit  oner 
völligen  Abschaffung  des  Privatkapitals  i'Ur  unabsehbare  Zeit  er- 
scheinen nuiss  (§.  295  ff.).  ^) 

11.  —  §.  266.  Auch  die  üntersoheidung  zwischen  der  Ent- 
stehung (Bildung)  und  Vermehrung  des  Kapitals  (in  beiden  Be- 
dentnngen)  einer*  mid  der  Verwendung  desselben  andrersehs  ist  Ar 
die  Untersnchang  in  Bezugs  auf  die  soeialOkonomisehe  Bereehtigaag 
des  Privatkapitals  geboten.  Nor  die  Frage  naeh  der  Entsteksng 
and  Vermehrung  des  Kapitals  kann  hier  in  der  Grundlegung 
nauer  geprillt  werden.  Die  Frage  nach  der  Verwendung  mm 
ihre  Beantwortung  durch  die  Erörterungen  an  vielen  verschiedenen 
Stellen  dieses  Werks  linden.  Die  Fragen  hinsichtlich  der  Organi 
sation  der  Volkswirthschaft  und  speciell  der  Combination  defl 
zwangsgemeinwirthschaftlieben  mit  dem  privatwirthsehaftliebeo  1 
System  nnd  des  üebeigangs  von  Prodnetionszweigen  (Leisttmges) 
▼on  einem  dieser  beiden  Systeme  anf  das  andere  hängen  aber  nl 
der  Frage  der  Verwendung  des  Kapitals  offenbar  eng  zusammea. 
Wo  sich  z.  B.  der  Staat  in  irgend  einem  Gebiete  leistungsfähig 
erweist,  da  wird  hierdurch  gleichzeitig  von  selbst  dor  beweis  ge- 
führt, dass  die  Verwendung  des^  ökominiisehen  Kapitals  in  der 
Form  des  Privatkapitals  nicht  nur  nicht  unbedingt  nothwendi^ 


*^  RodbertQs«  Soc.  Fisge  S.  223,  146. 
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Sooden)  in  diesem  Falle  anch  dareb  Zweck mässigkeits^Unde  nicht 
geboten  ist.  Die  Vorzüge  des  privatwirthscbaftlioben  Systems  anf 
grossen  Gebteten  der  Saebgttterprodnction  lassen  es  nmgekebrt  als 
sweduidtssig  ersobeinen,  Tolkswirthscbaflliebes  Kapital  als  Eigen- 
thun Ton  Privaten,  also  als  Privalkapital  znr  Verwendung  zn 
bringen.  Für  die  bezüglichen  Untersuchungen,  welche  näher  nach 
einzelnen  Productionszweigen  specialisiren  müssen,  ist  auf  die  Volks- 
wirthschaftslehre  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  auf  viele 
Abschnitte  der  weiteren  Bände  des  Lehrbuchs,  sowohl  in  der  prae- 
tiscben  Volkswirthschaftslehre  als  in  der  FiDanzwissenschaft  zu 
rerwetsen.  Hier  in  der  Qmndlegnng  kann  yorlänfig  nnr  nebenbei 
auf  die  Frage  der  Kapitalverwendnng  Bezng  genommen  werden. 
Es  ist  jedoch  nicht  zn  flbersehen,  dass  die  endgiltige  Entscheidung 
über  die  Nothwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des  Privatkapitals 
von  der  Entsclieidung  über  die  Frage  der  Kapitalverwendung  mit 
abhängt.  Selbst  wenn  sich  die  Bildung  und  Vermehrung  des 
ökonomischen  Kapitals  in  der  Form  des  Frivatkapitals  nicht  als 
nothwendig  oder  zweckmässig  erwiese  —  nnd  sie  tbnt  es  jeden- 
falls nicht  so  allgemein  I  als  es  angenommen  wird  — ,  so  könnte 
die  Verwendung  des  Kapitals  durch  die  nftebstinteressuten  Eigen- 
thflmer  so  grosse  Vorzüge  bieten,  dass  man  sich  doch  anch  im- 
Gesammtinteresse  der  Volkswirtbschaft  ftr  das  Privatkapital  ent- 
scheiden mUsste. 

Die  Schwierii^keit ,  welche  die  Untersuchung  für  die  wissen- 
schaftliche Theorie  des  Kapitals  demnach  bietet,  wird  indessen 
durch  einen  Umstand  vermindert.  Bildung,  Vermehrung,  Ver- 
wendnngy  Wiederentstebung  und  Neavermehrung  des  Kapitals  sind 
im  Qnmde  nur  die  verschiedenen  Phasen  des  grossen  Tolkswirth- 
schaftüehen  Productions-  und  Consumtionsprocesses.  Im  Wesenir 
liehen  keine  Neubildung  und  Vermehrung  des  Kapitals  ohne  vor- 
ausgegangene  Verwendung  von  Kapitaf  und  keine  bedeutende 
und  zweckmässige  Neubildung  und  Vermehrung  ohne  richtige 
Verwendung  desselben.  Beides  steht  in  Wechselwirkung.  Eine 
Bildung  von  Kapital  ausserhalb  der  Form  des  Privatkapitals 
setzt  eben  sehen  eine  geeignete  Verwendung  des  ersteren  in  der 
Prodnetion  voraus  nnd  beweist  insofern  mit  dafUr. 

m.  —  §.  289.  Die  ttblicbe  nationalökonomische 
Lehre  von  der  Kapitalentstebnng.  Nach  dieser  ist  Kapital 
ein  Ergebnisö  der  Erspar ung,  entsteht  „durch  Erparniss,  in- 
dem neue  Prodncte  dem  angenhlicklichen  Genussverbrauche  des 
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Besitxeis  eDtsoc;eii  und  wenigstens  Oirem  Werllie  naeh  als  Gfiad- 

lage  einer  dauernden  Natznng  aufbewahrt  werden^  (Roseber). 

Diese  Lehre  leidet  an  wesentlichen  Milngeln.  Sie  identificirt 
von  vorneherein  das  rein  ökonomische  und  das  Privatkapital  und 
erklärt  die  Entstehung  des  erstcren  ohne  Weiteres  durch  diejenige 
des  zweiten.  Sie  hält  sieb  in  letzterer  Hinsiebt  aber  an  ein  ausser- 
liebes  Momenti  das  in  dem  ganzen  Vorgange  erst  in  zweiter  Unk 
stebt,  an  den  piiTatwirtbsobaftlieben  Spaiprooess.  Die  Lehn  ii 
dieser  Gestalt  bat  swar  niebt  noäiwendig  an  einer  ialseben  WIf 
dignng  nnd  panegjriseben  VerfaerriiobnDg  des  Sparens  fthm 
müssen,  aber  mindestens  dazu  den  Anlass  gegeben,  welcher  dorch 
eine  vorsichtigere  Formulirung  der  Bedingungen  und  Ursachen  der 
Kapitalentstehung  zu  vermeiden  gewesen  wäre.  Dem  Sparer  aU 
solchem  wurde  ein  ökonomisches,  ja  fast  ein  moralisches  Veriiienst 
ibr  seine  Spartbätigkeit  zugeschrieben  und  in  Folge  dessen  auch 
der  Kapitalgewinn  („Entbebrerlobn'^!)  sehr  sobief  anfgefasst  In- 
dem endlieh  Sparer  nnd  Prodaoent  oder  Sparer  nnd  Arbdter  is 
der  Lehre  einer  ▼olkswnrtbsehafttieben  Sehnle  ohne  Weiteres  indenti* 
ficirt  wnrden,  entstand  eine  sophistische  Reebtfertignng  des  Prirat- 
kapitals  und  in  weiterer  Folge  wieder  eine  sophistische  Beweis 
lUhrung  zu  Gunsten  der  bestehenden  Rechtsordnung  zwischen  Arbeit 
nnd  Kapital,  welche  der  socialistischen  Kritik  zn  einer  ihrer 
glänzendsten  Abfertigungen  von  „bchuldogmen  der  NationaldkiHio* 
mie^'  die  nnr  zn  erwünschte  Gelegenheit  geboten  bat') 

AUerdmgs  bieten  nieht  alle  Fassungen  dar  Lehre  ron  ds 
Kapitalentstehnng  gleiebe  Bedenken  nnd  AngriiTspanete.  Se  bit 
namentlieh  Ran  den  betreffenden  Proeess  riehtiger  dargelegt,  io* 
dem  er  sagt:  „ein  Kapital  entsteht,  in  der  Volkswirthschaft,  indem 
1)  neue  Güter  hervorgebracht,  2)  sodann  von  der  Verzehrung 
für  blossen  persönlichen  \  ortheil  überspart  und  3)  auf  hervor- 
bringende Arbeit  augewendet  werden.'"')  Die  Spartbätigkeii 
bildet  hier  mit  Recht  das  Mittelglied  in  dem  Vorgange, 
Kapital  ist  hiemaeb  nicht  bloss  ein  Ergebniss  der  Ersparsift 
sondern  aneh  nnd  znvSrderst  ein  solehes  der  Prodnetioa*) 

*)  Roscher  §.  45,  Schulze-Delitzsch  a.  a.  ü.  S.  25  (wo  ubngefls  aack  #1 
oothvendig  forausgchende  prodvctifd  Arbeit  henroifdiobea  wiid|.  A«luilieh  die  matt» 
Autoren,  s.  die  in  d.  Vorbein.  gen.  Stellen.  A.  Smith  in  Adur'e  Uebersetzanf  I., & S8^ 

*)  Lassallo  g«'?en  Schalze,  in  s.  Kap.  vu  Arb.  S.  67,  b«8.  79  iL 

*)  Bau  I,  ^.  i'6'S. 

*)  Wu  iMi  den  anderen  Anteran  natttrKoh  niebt  Ubenehen  wifd,  (SekeU* 

a.  a.  0.  sagt,  es  renCalit  sich  von  selbst),  aber  bei  einer  wiaacnschafUich  richtif!* 
Formnlirong  der  Bedingrungen  der  Kapitalentstehung  doch  durchaus  mtlkt  all  ^ 

Sjiaruiouicitt  iit  den  Vordergrund  trutcu  musste.    S.  d.  folg.  Note. 
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Der  Mangel  bleibt  aber  auch  hier  die  fehlende  Unterscheidung  des 
rein  ökonomischen  und  des  Privatkapitals  und  die  ungenttgende 
Zurückflihrung  der  Vorgänge  der  Kapitalentstehnng  anf  ihre  ein- 
faebsten  entsoheidenden  Momente.  Nur  eine  Unterenohong  dieser 
Vofi^bige,  welehe  letzteren  Zweok  verfolgt  und  deshalb  von  jener 
Unftenoheidang  der  beiden  Eapitalkategorieen  ausgeht,  maoht  es 
nOglioby  das  Bereehtigte  and  zugleich  das  Schiefe  nnd  lieber- 
treibende  der  socialistischen  Kritik  der  Entstehnng  des  Privat- 
kapitals klar  zu  legen  und  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  und  wie 
weit  die  Bildung  und  Vermehrung  des  ökonomischen  Kapitals  durch 
Vermittlung  des  Privatkapitals  vor  sich  gehen  muss.*) 

Im  folgenden  2.  Abschnitt  wird  daher  zunächst  die  Theorie 
der  Bildung  des  Nation alkapitals  entwiokelt  Daran  sohKesst 
flieh  im  2.  Hauptabsehnttt  dieses  Kapitels  die  Theorie  der 


*)  Wie  SU  £.  die  Lohre  aller  Nationalökonomcu  der  brit  Schale  Uber  die  KapiUl- 
«rtikiiniBg^  SD  fiMMO  Oebraehfii  leidet,  se  ffcbon  die  wen  A.  Smith  selbst  Dieser 

schildert  den  Process  der  Kapitalbildang  (b.  II,  ch.  3,  bei  Asher  I,  329)  schon  ganz 
in  der  lein  und  enja"  privatwirthsrhaftlichen.  man  möchte  safi;en  kleinbtirj^erlichen  Weise 
vie  all^  Neueren,  z.  B.  wie  Schulze:  Capitals  are  increased  by  parsimony  a. 
diminldied  by  prodigality  s.  miscondoct  . . . .  As  the  capitsl  of  an  iiidividoal  can  be 
mcreased  only  by  what  he  tares  from  bis  anuual  rovennc  or  bis  annual  gains,  so  the 
capital  of  a  society  (also:  das  Na t  i  o  n  al kap  i t ai  i ,  w  h  i  c  h  i  s  t b  e  sam o  wi  tb 
that  of  all  the  individuaib  wbo  compoüe  it,  can  bc  increased  ouly  in 
the  stme  msnner.  Parsimony  snd  not  indnstry,  is  tbe  immediste  osnse  of 
the  increase  of  capital.    Indnstry  indeed  providcs  the  snbjcct  whicb  parsimony  accii- 
mulates,    But  whatin  <t  industry  migbt  acquire .  if  parsimony  did  not  save  a.  störe 
ap,  the  capital  would  ucver  be  the  greater.   Man  ist  nur  gorecht  gegen  Schulze, 
vflsn  msB  SQfestslit»  dsss  diese  Kapitslbikhuifstkeorle  des  ^Begründers  der  National- 
'^konomi*'"  von  einem  Lassalle  tlunsn  hiitti-  zerzaust  werden  kAnn<in.    als  die 
Schulze'scbe.    Manche  ijute  Rerichtiiiungcn  st  bon  bei  Lauderdale  a.  a.  O..  bes. 
nber  den  v.  Smitb  ireiaugnct' o  Unterschied  zwischen  Volks-  und  summirteui  £inzel- 
•ichdram,  MstioDalkapital  und  Pri?atkapitaUen.   Dann  bes.  Rodbertas«  soc  Briefe 
Au>g.  t,  18T5)  S.  :\0  und  ili»-  Srhrift  von  Pierstorff,  b--^.  mit  ihrer  ^ntnx  Dar- 
stelittog  der  Rodbertus  schen  Lehre,  S.  20ö  iL,  ihrer  Abführung  der  Senior  sehen 
..Absiinenco- Theorie"  (pol.  ec.  ed.  1858  p.  5S  ff.).  S.  45  tf.  —  Seit  Hermann 
(Staatswirtbsch.  Ontersn^  1.  A.  S.  289  ff.)  ist  es  in  Deutschland  Oblich,  die  Ent- 
'tehnng  der  Kapitalien  zwar  hauptsächlich,  aber  nicht  ausschliesslich  auf  Er- 
-f  arung  zurtli  kzufubren.    Kapitalien  entständen  ausserdem  auch  durch  Bildung 
^  -i thvoUer  VerhiUtnisse,  vorhandene  Kapitalien  vennehrten  ihren  Werth  durch  Werth- 
ihöhungen  ihrer  Bestandtheile,  Alles  die  Folge  von  aligemeinen  Wirthschafts-  und 
«Jultarfortschrittcn .  die  dann  eben  durch  das  Privatcifrentbum  an  den  Kaiätalien  den 
einzelnen  Besitzern  zu  (iute  kämen.    Vgl.  auch  Koscher  §.  45.    Diese  Thatsachen 
iind  nicht  zu  läugnen  nnd  grossentheils  oben  in  der  Lehre  von  der  Gonjnnctar 
7f)  ft  sdion  gewürdigt    In  dieser  Weise  hier  als  Momente  der  Kapitalbildung  an- 
geführt trajrcn  si^  abt^r  nur  noch  mehr  zur  Verwirrung  der  Lehre  von  der  Kapital- 
entstehung  hei.  weil  hier  wiederum  gar  nicht  zwischen  National-  und  Privatliapital 
anterscbiedeii  wird.   In  der  Hauptsache  erfolgt  hier  keine  Erhöhung  des  enteren« 
sondern  nnr  eine  andere  Verth  ei  hnu^  des  Nationaleinkommens  (mittelst 
R  'nt<MibezUgen  oder  höheren  Kentt  iibczügen  der  Grund-  und  Kapitaleigenthümer^  und 
dadurch  dann  eine  andere  Vertbeilang  des  N ationalkapitais  als  Privat- 
kapital  unter  die  Privaten. 


Digitized  by  Google 


600  lAbth.  S.K.  Prifiap.  l.H«*A.  S  A.  Tlia«iled.Bilil.d.KaÜa««i]s.  §.m 


Bildung  des  Priratkapttils  uid  die  Kritik  dieeer  Kafltail- 
bildnng. 

2.  Abschnitt 

Theorfe  der  Rfldimir  des  Hattonalkiiillato. 

I.  —  §.  290.    Bedingungen  und  Ursacben  der  Ent 
stebung  des  NationalkapitaU.    Für  die  EntwickluDg  der 
Theorie  der  BUdang  des  Nationalkapitala  wird  hier  die  Ent- 
stehangnnd  die  weitere  VermehroDg  (§.  292  ff.)  dee  \Mm 
antersehiedeiL 

Ffir  die  Batstehnng  dieses  Kapitals,  dieselbe  avaUiiBgig 

vom  Privatkapital  betrachtet,  muss  man,  wie  in  §.  29,  die  Güter 
unterscheiden,  je  uachdem  ihnen  die  Kapitaleigenschaft  eise 
inhärente  ist  oder  nicht. 

A.  Die  erstgenannten  Güter  und  somit  das  Kapital,  welches 
sie  darstellen  (Werkzeuge,  Masellinen,  gewisse  Hanpt-  und  Hilf^j 
Stoffe  nnd  Halbfabrikate),  entstehen  dnreh  eine  früher^  Fiodse-i 
tion,  in  welcher  die  Prodoetionsfactoren,  die  NatorkiUe,  dleJürbei(| 
der  Menschen  nnd  die  berdts  yorhandenen  Kapitalien  abstd^Heb. 
Tom  leitenden  Wirthschaftssubject  („Unternehmung")  in  der  RIek-! 
tung  auf  die  Ilerstellung  neuer  Güter  der  genannten  Art  geleite' 
worden  sind.    Diese  neuen  Kapitalien  lassen  sich  also  bezeichnen 
als  ein  Ergebniss  einer  früheren  Prodnction  und  eioer 
bestimmten  Disposition  der  letzteren.   Von  einer  Thätigkeit. 
welche  irgend  wie  nnter  den  Begriff  des  „Spar ens"  fallen  würde, 
kann  hier  nur  insofern  die  Rede  sein,  als  schon  di^enigen  CNMr, 
mit  welchen  diese  neuen  Güter  hergestellt  wurden,  dem  bloiiei 
GenussTerbraneb,  soweit  sie  dazu  tlberhaupt  geeignet  w««« 
vorenthalten  und  der  Verwendung  durch  das  Arbeitspersonal 
des  betreffenden  Productionsbetriebs  zugeführt  worden  sein  mü?^n. 
In  Bezug  auf  die  neu  gewonnenen  Kapitalguter  ist  der  Sachrer 
halt  ein  anderer:   direct  hat  die  „Ersparung"  mit  dar  Sst^ 
stehung  dieser  Kapitalien  gar  nichts  su  thun. 

B.  Die  Kapitalien,  welche  aus  GOtem  bestehen,  deoeo 
Kapitaleigensohaft  keine  inhärente  ist,  sind,  wie  die  ebesbe- 
sproehenen,  zunächst  auch  ein  Ergebniss  einer  früheren  Prods^ 
tion  und  einer  bestimmten  Disposition  derselben.  Damit  diese  Göt» 
volkswirthscbaltlicb  „Kapital"  werden,  muss  aber  alsdann  d»« 
noch  eine  weitere  derartige  Disposition  Uber  diese  fertiges 
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Prodncte  kommeD,  dass  diese  letzteren  dadurch»  auch  wenn  sie 
neb  dafOr  eignen,  dem  blossen  GenwwTerbranch  vorenthalten 
snd  SQgleioh  der  reprodaetiren  Verwendung  mittdBt  Be- 
tehäftignng  Ton  Arbeit  znr  Herotellnng  neuer  Güter  (in  neaer 
Werihform)  zngefttbrt  werden. 

Das  wesentliche  Moment  für  die  Kapitalcinstchung  ist  hier 
diese  nachträglich,  nach  ihrer  technischen  Fertigstellung  mit 
den  Producten  vorgenommene  Disposition  in  Betrefi  der  weiteren 
Verwendung  dieser  Güter. 

§.  291.  Wenn  die  Schule  nnn  das  Kapital  kurzweg  durch 
„Ersparnng^'  entstehen  Iflsst,  so  ttbersieht  sie  einmal  den  Fall 
dojenigen  Kapitalien,  denen  die  Ei^italeigensefaaft  inhärent  ist, 
nid  sodann  bei  den  ttbrigen  Kapitalien  das  eigen tlieb  wesent- 
liche Moment,  das  nicht  in  diesem  „Ersparen",  sondern  in  jenem 
Disponiren  in  Bezug  auf  die  Verwendung  liegt.  Dieses 
Disponiren  enthält  zwar  als  ein  Moment  das  in  sich,  was  die  Schule 
.Sparen'^  d.  b.  „dem  Genussyerbrauch  vorenthalten'^  nennt,  aber 
es  besteht  in  einer  weiter  greifenden,  andere  Momente  mit  in 
sich  schliessenden  Thätigkeit  In  Ban's  obiger  Darstellnng  wird 
dies  VerhSltniss  daher  aneb  riebtiger  klargelegt  Der  Gebranob 
des  Ansdmeks  „Sparen*'  fttr  das  Moment,  dnreb  welebes  Kapi- 
talien entstehen,  kntlpfl  zu  sehr  an  die  bloss  privatwirthseball- 
lichen  Vorgänge  an  nnd  weist  mindestens  nicht  deutlich  auf  das 
Moment  des  neuen  Disponirens  in  Bezug  auf  die  Verwen- 
dung der  Guter.*) 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  den  Kapitalien  und  den 
Nicht-Kapitalien  liegt  gar  nicht  darin,  dass  jene  „erspart"  werden, 
diese  niebt,  sondern  in  der  Art  der  künftigen  Verwendung 
und  in  den  mit  letzterer  yerknttpflen  Weiterwirknngen.  Die 
Sehnle,  welebe  das  Kapital  dureb  „Ersparung''  entstehen  ISsst, 
musB  sich  deswegen  gleich  gegen  den  Irrthum  wenden,  welcher 
durch  diese  Darstellung  fast  unvermeidlich  erzeugt  wird:  nemlich 
dass  trotzdem  das  Kapital  auch  verbraucht  wird  und  sich  nicht 
dureh  Aufbewahrung,  sondern  durch  beständige  Wiederher- 
vorbringnng  erhält.')  Alle  Güter,  die  Kapitalien  wie  die 
ttbrigen,  werden  yerbranebt,  d.  b.  in  ihrer  individuellen 

*)  Nichtig  pass.  Bodbertns,  tach  Pierstorff  &.  a.  0.  Dsgl.  Samter,  Soc- 
lehra  R  ISl  (bot  iBiDgeliHle  Dntersebeidiiiip  der  beiden  KepItelDefrUlb). 

*)  Gute  AnsfUhrung  tod  Mill,  B.  1,  Kap.  5,  §.  5,  6.  S.  aach  HermaDB, 
l'DtereQch.,  2.  Aufl.,  S.  605  ff.,  und  sclion  A.  Smith  a.  a.  0.«  Aeher,  L,  991,  WO 
nach  den  Classen  der  rerzebrenden  Leute  uoterschieden  wird. 
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Werthform  yernioktet,  «to  Iber  den  Vettamoh  d«r  alt 

Kapital  fungirenden  Güter  wM  derartig^  disponirt,  daBsdMbn 
sich  durch  und  im  Verbrauch  beim  Productionsproee«  ia  neie 
individuelle  Werthformen  verwandeln,  dass  also,  wie 
man  es  ausdrücken  kann,  die  „Werthsubstanz"  im  Formen- 
wechsel bleibt,  oder  ein  neuer  Werth  an  Stelle  des  vemicliteten 
siim  Ersate  tritt  Die  übrigen  Gttter  dagegen  werden  bloss  ver 
brau  eh ty  ohne  data  dnreh  den  Verbfaaohsael  ein  nenea  Gut  entr 
steht  „Reprodnctiye<<  Verwendnng  der  'Kapitalien,  „reU- 
eonsnmtive^  der  Nicb^Eap!talien,  —  das  ist  mühin  der  Untar- 
schied.  Ein  Kapital  erhält  sich  in  der  Reproduction  besttsdig 
sel])8t.  Es  wird,  wie  die  Bevölkerung  (also  die  Arbeitskraft,  als 
Producti\'factor  betrachtet)  nicht  durch  Aufbewahrung,  sondern 
durch  beständige  Wiederhervorbringung  seiner  individuellen  Be- 
standtheile  von  einem  Zeitranm  aaf  den  anderen  tibertragen.  Und 
die  erforderiieh«!  Dispositionen  ttber  die  Verwendang  der 
fertigeB  Prodnefee  an  diesem  Zwecke  sind  es,  welche  die  Entrtehoiig, 
Erhaltung  und  Vermehning  des  Kapitals,  als  des  ProdactkmnM- 
fonds  der  Volkswirthschaft  bedingen. 

Hiermit  sind  die  nattlrlichen,  rein-ökonomischen  Be- 
dingungen und  Ursachen  der  Entstehung  des  National  kapital« 
auf  die  einfachsten  woseiitlichen  Momente  zurückgeftlhrt  Von 
diesen  Bedingungen  und  Ursachen  hängt  die  Entstehung  die.<^ 
Kapitals  nothwendtg  immer  ab.  Sie  sind  daher  nn  ab  hängig 
Ton  den  historischen  nnd  rechtlichenVeihaltnissen  desKai^ 
besitzes.  fnVolkswirthsehaften,  wie  den  nnsrigen,  wodasKi^uial 
als  ökonomische  Kategorie  grösstentheils  dnroh  die  Vermittinng  m 
Privatpersonen  in  der  Form  des  Privat  kapitals  entsteht,  gelten  jene 
Bedingungen  und  Ursachen  geradeso.  Sie  kleiden  sich  hier  nw 
in  die  Form  von  privaten  Willensacten  und  privaten  Handlnngen, 
indem  jene  dlsponirendc  Thätigkeit  während  und  nach  der 
Prodai^on  hier  von  den  Privateigenthflmem  ausgeht  Ob  LeUteres 
notb wendig  oder  wenigstens  das  Zweckmässigste  ist,  am  Tottt- 
wirdischaftliehes  Kapital  an  bilden,  —  der  entscbeideiide  Panet  ^ 
die  prineipielle  Frage  des  Privatkapitals  —  das  wird  eist  naeb  d* 
folgenden  Untersuchung  erörtert  werden  (§.  295). 

II.  —  §. 292.  Die  Vermehrung  des  „Kapitals  an  sich« oder 
der  Zuwachs  zum  Nation  alkapital  ist  von  denselben  Momen- 
ten abhängig  wie  die  Entstehung  dieses  Kapitals.  Entscheideod 
für  die  hiemach  erforderlichen  Dispositionsaete  sind  einmal  <üc 
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Cirösse  und  dieRfcbtung  (Natur,  Heschafi'enheitj  der  bisherigen 
Production  und  demnach  die  Menge  und  Art  der  erzeugten  Pro- 
dncte;  sodann  die  Disposition  Uber  die  Verwendang  der 
fertigen  Güter  (§.  293).  Je  grösser  die  Production,  je  geeigneter 
die  Prodacto  fttr  die  Fnnotion  Kapital ,  je  kleiner  der  notii- 
wendige  Unterhaltsbedarf  der  ganzeo  Bey(Hkeniiig  und  inaofiBm, 
je  kleber,  bei  einem  gegebenen  Prodnctionsertrage ,  die  Berölke» 
rang,  desto  rascber  und  grösser  kann  das  Wachsthum  des  National- 
kapitals  sein,  falls  nur  die  richtigen  Dispositionsacte  getroffen  werden. 

A.  Einflnss  der  Grösse  und  der  Richtung  der  bisherigen 
Production. 

l)  Diese  Production  erreicht  eine  um  so  bedeutendere  Grösse 
nnd  bessere  Gestaltong,  je  riobtiger  der  geeammte  Prodaetienebe- 
trieb  in  der  Volkswirthsebaft  oder  je  zweokmtaiger  die  Organisar 
tion  der  nationalen  Gesaumtarbeit  eingericbtet  ist  nnd  je  mehr  und 
besser  daber  producirt  wird.  Die  entsofaeidenden  Momente  bierftlr 
sind  zum  Tbeil  in  der  ersten  Abtheiinng  der  Grundlegung  schon 
dargelegt  oder  angedeutet  worden,  grosscntheils  können  sie  Jedoch 
trst  im  2.  Bande,  'namentlich  in  dem  Kapitel  von  der  Production 
näher  nachgewiesen  werden.  Von  besonderem  Einfluss  sind  an 
ükonomisch-rechtlicben  Momenten  die  Tom  Staate  gesicherte 
allgemeine  Reebtsordnnng  nnd  speeiell  die  Reobtsordnnng 
der  Arbeit  oder  der  Znstand  des  Arbeitsreebts,  weil  davon 
die  Arbeitslust  wesentlieb  mit  abhängt  (Unfreiheit,  Freiheit, 
Lohnzahlungssysteni  bei  freier  Arbeit  §.  207,  213);  ferner  die 
Regelung  der  Eigenthums vcrhilltnisse,  also  insofern  auch 
lie  Zulassung,  Beschränkung  oder  Ausschliessung  von  Privatkapital 
ind  Privatgrundeigenthum  nnd  Privatunternehmungen.  Sodann 
ind  von  ökonomiseh-techni sehen  Momenten  bedeutsam:  die 
iahl  und  Leistungsfähigkeit  der  arbeitenden  Personen  (nioht 
1er  Arbeiter  im  engeren  Sinne  allein) ,  oder  m.  a.  W.  die  sogen. 
?rodacti7itftt  der  Aibeit,  d.  h.  ihre  Fähigkeit,  wir^hafUiehe 
Mlter  hervorzubringen,  daher  u.  A.  das  Verliältniss  der  Zahl  der 
iibeitenden  zu  den  nicht  arbeitenden  Personen  in  der  Bevölkerung, 
!ie  allfremeine  und  die  Fachbildung  der  ersteren,  die  Entwicklung 
1er  Arbeitsgliederung,  welche  letztere  vielfach  die  Leistungs- 
ahigkeit  bestimmt,  die  Ausrüstung  mit  Werkzeugen  nnd 
laaehinen  nndflberhanpt  mit  Kenntnissen  und  teehnisehen 
Illfamitteln  aar  Benutzung  der  Naturkräfte  im  Dienst  der 
VodsoCfoii. 
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Auch  hier  versteht  man  leicht,  da*?8  es  zu  Gunsten  des  Privat- 
kapitals oder  m.  a.  W.  zu  Gunsten  des  Weges  spricht,  das  National 
kapital  in  der  Form  des  Privatkapitals  zu  vermehren,  wenn  sieb 
nachweisen  lässt,  dass  die  privatwirthschaftliche  Prodnctionsweise 
quantitativ  nnd  qnalitatiT  mehr  als  eine  andere,  insbesondere  die 
xwangsgemdnwii^ehaftUche  leiste.  Denn  die  reelitiielie  Vonii- 
setsnng  für  jene  ist  in  der  Hauptsache  die  Zolasiong  ?<m  Ftivit> 
kapital  und  Privatboden. 

2)  Die  Richtung  der  früheren  Production  bestimmt  zunächst 
darüber,  ob  Güter  mit  inhärenter  Kapitaleigenschaft  erzeugt 
worden  sind,  wovon  natürlich  die  Vermehrbarkeit  der  betreffenden 
Kapitalien  abhängt;  femer  auch  darüber,  ob  sich  anter  den  übrigen 
fertigen  Ofltem  solche  befinden,  welche  eTcntnell,  d.  h.  bei  hin- 
antretender  entsprechender  Disposition  in  Besng  anf  die  Ver- 
wendung, als  Kapitalien  fhngiren  kOnnen.  In  letiterer  Hhiskkt 
handelt  es  sich  namentlich  nm  den  Unterschied  einerseits  toi 
Massenconsuratibilien  der  arbeitenden  Bevölkerung,  besondcn 
der  unteren  handarbeitenden  Classen,  sowie  von  Artikeln,  welche 
durch  die  Ausfuhr  in  andere  Volks wirthschaften  gegen  einzutlibrende 
Massenconsumtibilien  umgetauscht  werden  können;  anderseits  toq 
Luxusartikeln  der  wohlhabenderen  heimischen  Ber^l- 
kerung.  Artikel  der  letxteren  Art  yermOgen  in  der  Hauptsache 
und  abgesehen  tou  dem  Theil,  welcher  davon  etwa  sur  Ansfe^ 
in  die  Fremde  gelangt,  nicht  sur  Vermehrung  des  Okonounscki 
Kapitals  zu  dienen.  Ob  nun  die  bisherige  Production  einer  ydb" 
wirthschaft  Artikel  dieser  Art  in  einem  grösseren  Um  fange  hervor 
bringt,  das  hängt  noth wendig  von  der  bestehenden  Vertheilnng 
des  Volkfivermögens  und  Volkseinkommens  und  von  der 
Bichtung  der  Consumtion  der  wohlhabenden  und  reichen 
Classen  ab.  Es  ist  hier  wieder  klar,  wie  für  jene  Vertheilnng  da$ 
Vorhandensein  Ton  Priyatkapital  und  Privatgrundb«- 
sitz  und  der  Rentenbezug  daraus  zu  Gunsten  der  Eigenthtnitf 
von  grösster  Bedeutung  ist  Jeungleichmässiger  sieh  das  VsBi' 
vermögen  und  Volkseinkommen  vertheilt  und  je  höher  absolut  rai 
im  Verhältniss  zum  Einkommen  der  übrigen  Classen,  d.  b.  vor 
nemlich  zum  gesammten  Arbeitslohne,  der  Bezug  von  Rentenein 
kommen  im  Ganzen  ist,  desto  stärker  wird  ceteris  paribus  absolut 
und  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zur  Production  von  MasseneoB^ 
sumtibOien  die  Luxusproduction  für  die  hesser  situirlen  Glsw 
sein,  —  nm  so  mehr,  wenn  diese  wenig  sparsam  und  su  rein 
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sönlichem  Luxus  (Tafel-,  Kleidungs-,  Wohnungsluxus  u.  s.  w.)  ge- 
neigt sind.  Daraus  folgt  dann  aber  mit  Nothwendigkeit  der  Schluss, 
dm  das  Maximum  der  Vermeb rbarkeit  des  National- 
kapital  s  bei  einer  solchen  Sachlage  kleiner  ist,  aU  bei  einer 
gieiehmftssigeren  Vertheilang  des  Nationaleinkommens  und 
VeimOgens  nnd  bei  geringerem  oder  fehlendem  Benteneinkommen 
doer  GeeeUsohaftselasee:  denn  nnter  allen  Umsüüiden  wird  hier. 
Klbst  bei  einfacherer  Lebenswdse  der  Wohlhabenden  mid  Reichen, 
immer  ein  ansehnlicher  Theil  des  volkswirthschaftlichen  Produc- 
tionsertrags  in  im  Inlande  verzehrten  Luxusartikeln  für  jene  Classe 
bestehen,  ein  Gtiterbetrag,  welcher  gar  nicht  zu  einer  Verinebrung 
des  NationalkapitalB  dienen  kann,  weil  er  dazu  itechnisch  an- 
brauchbar  ist. 

£•  ist  dies  ein  wiobtiger  Gesichtspnnct  sor  Wttrdigmig  der 
Einwiikniigen  der  bestehenden  Yertheilang  des  Volkseinkommens 
nsd  Vermögens  nnd  der  Folgen  der  Instttntionen  des  Priyatkiq>ital- 

besitzes  und  Privatgmndbesitzes,  besonders  des  G  r  o  s  s  besitzes 
i>eider  Art,  für  die  Vermehrbarkeit  des  ökonomischen  Kapitals. 
Gegen  diese  Vertheilung  und  diese  Institutionen  wird  durch  diesen 
Xachweis  des  Zusammenhangs  zwischen  diesen  Verhältnissen  und 
der  Vermehrbarkeit  des  NationalkapitalB  aber  noch  nicht  unbedingt 
etwas  bewiesen,  wie  der  Soeialismns  wohl  behauptet  Denn  immer 
bleibt  der  oben  sehen  erw&hnte  Einwand  noch  bestehen  (§.  S87)^ 
dass,  trots  dieser  Lnxnsprodnction  für  die  höheren 
Classe n,  anoh  bei  oder  selbst  wegen  der  genannten  Insti* 
^utionen  und  der  ungleichen  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Vermögens,  immer  noch  für  die  unteren  Classen  ein  absolut 
grösseres  Einkommen  resultiren  könnte,  als  bei  einer  Organisation 
ier  Volkswirthschaft,  welcher  diese  Einrichtungen  fehlten.  Aber 
iass  die  reine  Lnxosprodoction  —  immer  den  Fall  des  Absatzes 
(er  Artikel  m  das  Ausland  ansgenommen  —  nnd  folgeweise  ihre 
roranssetsong,  d.  h.  jene  Verthdlnng  nnd  jene  Institntionen,  den 
Jmfang  der  möglichen  Kapitalyermebrung  beschränken,  unter* 
icgt  anderseits  keinem  Zweifel.  Dies  ist  von  der  orthodoxen  volks- 
virthscbaftlichen  Tbeorie  der  freien  Coneurrenz  meistens  Ubersehen 
Vörden.  Daran  ist  die  zu  abstracte  Auffassung  des  Kapitals 
nd  wiederum  die  Confundirong  von  National-  und  Privatkapital 
shnld.  Es  wird  dabei  yergessen,  dass  das  Nationalkapital  als 
'roduotionsmittelfonds  doch  in  naturalen  Producten  besteht 
nd  die  Natur  der  Producte  der  nationalen  Arbeit  darttber 
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«Dtaoheidet,  ob  oad  wie  weit  dkie  €Mler  ilt  Kapital  fnpm 

können. 

§.  293.  —  B.  Einfluss  der  Disposition  über  die  V er- 
i¥eudang  der  fertigen  Güter  aui'  die  Venuehnutg  des  liatiMttl- 
kapitals. 

Diese  Disposition  ist  für  den  grösaten  Tlioil  dieser  Güter  keine 
freie,  d.  h.  keine  von  freien  WillenMCten  iiigeod  wekher  Dispo- 
V  nenten  abhingjge,  eineilei  welche  Beehliordnnng  in  Beng  »of 
diese  Oflter  beBtoht  Die  GoBammtbeit  dieser  letiteren  bOdst  da 

Reinertrag  der  Volkswirthschaft  oder  das  Volkseh- 
kommen  (§.  86  flf.).  Aus  diesem  Volkseinkommen  mnss  zunächsi 
das  ganze  Volk  (uacli  unseren  sittlichen  Anschauungen  uuii 
unserem  Rechte  auch  die  nicht- arbeitenden  und  die  arbeitsonlalügefi 
Personen  inbegrit^en)  seinen.  Unfenden  Unterhalt  erhalten.  Der 
bierfttr  aas  dem  Volkseinkommen  verwendete  Betrag  fnngirt,  sieb 
vom  Standpnnels  der  Voikswirthsehaft  betrachtet»  bei  den  sib» 
tenden  Fersmien  gleich  wieder  als  (National-)  Kiq>italy  dss  ae 
reprodnctiv  eonsnmiren,  also  einerseits  snr  BedflrfnissbefriedigTmg 
verzehren,  anderseits  in  neuen  Werthformen  wiedererzeugen.  Dieser 
Retrag  wird  um  so  grösser  sein,  je  grösser  der  arbeitende  Tbeü 
der  Bevölkerung  ist  —  darunter  auch  hier  wieder  nicht  bloss  die 
bandarbeitende  Classe,  sondern  alle  irgendwie  nothwendiger  Weise 
an  der  Production  direct  und  indirect  bethetligten  Personen  (tbo 
eiisehliesstich  der  Staatsdiener,  Militärs  n.  s.  w.)  ventanden  - 
und  je  gkiohmllssiger  das  Volkseinkommen  sich  Tertheilt  Dieier 
Betrag  stelit  jedoch  noch  keine  Vermehrnng,  sondera  ow 
einen  Wiederersatz  desjenigen  Kapitals  dar,  mit  welchem  da? 
Einkommen  und  mithin  hier  der  laufende  Unterhalt  für  diese 
völkerung  gewonnen  wurde.  Eine  Vermehrung  dieses  Kapitai« 
bildet  erst  derjenige  Betrag  des  Volkseinkommens,  welcher  Uber 
das  zunächst  nnr  wiederersetzte  bisherige  Kapital  hinaas  der  er- 
weiterten, neuen  Production  sugefllhrt  wird. 

")  nicht  minder  L&igt  üicb  hier  der  Fehler  der  iaudlauhgea  Polemik  der  deabcä'^' 
SMhABdebsdiiile  und  i&n  SoanuHttök  gegea  <!«&  Sodalima  wd  gegen  die  «etf* 
politische  Schule  der  Nationalökonomie  (Kathfldeiso<  ialismiit)i  Bei  der  AbireiisiC 
selbst  nur  ^Ivr  M  Os^li  clik»  i  ( <  \u<-r  Lohnsteig^rangr  auch  ohne  roransg-ehende  Steig'erasr 
des  ÜAjutalä  wird  gleichlallä  verkannt,  dass  —  theoretiüch  und  practisdi  seihst  n*ck 
der  Loliiitlie<Hie  der  l»rfi  Oekonomisten  —  eine  UnnraBdlnng  der  SAehliektt 
Bestandtheile  des  vorhandenen  Kapitals,  bei  gleicher  Höhe  desselben, 
Mittel  zu  höherer  Lohüzahluiiir  bieten  kann  und  anderseits  ebenso  wie  die  V«- 
mebruQg  des  Kapitahi  die  \  ürau:>setzuug  dalur  ist.  Eine  solche  ürnwaadlunf 
NatioMuanitab  —  mehr  Maneacoiuamptiliilien,  weniger  Lnzonstikel  —  in  die  ■Ml* 
wendige  Folge  reu  Loli]iste%era«gen  lud  GewiniifeniüiideraageB. 
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Die  aaf  einen  solchen  Kapitalznwachs  hinwirkende  Disposition 
über  das  V^olkseiukommen  hängt  nun  ab:  einmal  von  dem  Uber- 
schüssigen  Betrage  dieses  Eiukommeus,  welcher  nach  Befriedigung 
des  nothwendigen  Bedarfs  der  Bevölkerung  übrig  bleibt;  sodann 
(on  den  äusseren  Umständen,  z.  B.  dem  Zwang  oder  den 
inneren  payohologisohen  Motiven  nnd  Impulsen,  welche 
dk  kufende  CöuBiimtion  der  BevOlkemDg  «nf  diesen  noihweiidigen 
Bedarf  besobrttokeiu 

1)  Jener  tlberschttssige  Betrag  bildet  nsek  der  früheren  Termi- 
nologie (§.  87,  N.  4)  das  freie  Volkse inkommen,  letzteres  in 
der  VV^eise  berechnet,  dass  von  dem  gesammten  Volkseinkommen 
der  rein  nach  natürlichen  Verhältnissen  und  nach  den  Consumtions- 
gewohnheiten  der  Masse  des  Volks  veranschlagte  noth wendige 
Unterhaltsbedarf  in  Abzng  gebracht  ist  (§.  üb,  N.  1).  In  diesem 
fielen  Volkseinkommen  liegt  die  Mazimalgrense  fUr  die  Vor- 
Bidirlwrkeit  des  Ökonomischen  Kapitals  innerhalb  einer  bestimmtoi 
Wirthsehaftsperiode. 

Eine  wirkliche  Vermehrung  dieses  Kapitals  aus  diesem 
ireien  Volkseinkommen  erfolgt  freilich  uur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  das  ganze  bisherige  Kapital  bereits  im  Productionsprocess 
ersetzt  war.    Diese  Voraussetzung  wird  aber  nur  eintreffen,  wenn 
dninai  der  nothwendige  UnterliaUsbedari  der  ganzen  Berdlkemng, 
welehar  aus  dem  Volkseinkommen  snnilohst  bestritten  wurde  und 
sodann  der  darüber  hinancfgehende  Consnmtionsbetrag,  den  sieh 
«nzelne  Olassen  vnd  Personen  nach  der  bestehenden  Vertheilnng 
des  Volkseinkommens  gestatten,  in  beiden  Fällen  nebst  allen  zur 
Herstellung  dieser  consumirten  Güter  dienenden,  ganz  oder  theil- 
weise  verbrauchten  naturalen  Productionsmittel,  von  dem  arbeiten- 
den, d.  h.  producirenden  Theile  der  Bevölkerung  während  der  Kon- 
sumtion vollsttüidig  wieder  producirt  worden  ist.   Dies  wird  der 
R^gel  nach  ansnnehmen  seiny  wenn  nicht  die  Prodnetivität  der 
Arbeit  aelur  gering  ist  und  nicht  dn  sehr  nngttnstiges  Verhttltniss  der 
arbeitenden  sn  der  nicht-arbeitenden  Bevölkerung  besteht:  auch 
hier  ist  mithm  wieder  die  Vertheilnng  des  Volksvermögens  und 
speciell  des  NationalkapitaLs  und  nationalen  Hodens  von  Einfiuss. 
•velche  jenes  Verhältniss  ungünsti^^  machen  kann ,  weil  die  Zahl 
der  Prodncenten  zu  klein,  die  Cousumtion  der  Wohlhabenderen  zu 
gross  ist.   Hat  die  producirende  Bevölkerung  nicht  das  ganze 
Nfationalkapital  bereits  wieder  in  der  neuen  Prodnctions-  und  Oon* 
nmitionnperiode  produeirt,  so  mnss  zunächst  aus  jenem  freien  Bln- 
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komineD  der  nothwendige  £nati  ^tnommen  werden.  Erst  wai 
dann  von  diesem  Einkommen  ttbrig  bleibt,  liest  sieh  snr  wiiUite 
Vermehrang  des  Natbnalkapitals  mOgüeher  Weise  rarweadflo. 
Sieht  man  indessen  Ton  diesem  abnormen  Falle,  dass  die 

producirende  Bevölkerung  durch  ihre  wesentlich  reproductive  Cod 
sumtion  das  Natioualkapital  in  der  neuen  Periode  noch  niclit 
vollständig  wieder  ersetzt  hat,  ab,  so  liegt  die  Grenze  des  müg- 
iichen  Zuwachses  zu  diesem  Kapital  in  der  Thai  in  jeaeiB 
freien  Volkseinkommen. 

a)  Die  absolute  GrOsse  dieses  fi^juen  fiinkommens  Itafi 
natttrlieh  sonttehst  wieder  von  der  Gr  Oese  des  gansen  Totti- 
einkommens  und  diese  yon  den  im  Obigen  (§.  292)  angeflUinai 
(ökonomisch-rechtlichen  und  ökononiisc-h  technischen  Momenten  ab. 
Insofern  ist  eine  gute  Organisation  und  tüchtige  Technik 
der  Productiun  wieder  eine  der  wesentlichen  Vorbedingungen  eioer 
raschen  und  starken  Vermehrung  des  Nationailupitals.  Und  so- 
weit jene  Organisation  ond  Technik  privatwirthsehaitlicber 
Nator  sein  mnss  oder  sweokmässiger  Weise  am  Bestes 
ist|  hängt  von  dem  Bechtsinstitnt  des  PriTateigenthnma  an  Kapitir 
lien  die  Vermehrung  des  Nationalki^itals  mit  ab. 

b)  Bei  einer  gegebenen  Grösse  des  ganzen  Volkseinkoii- 
mens  wird  das  ireie  Einkommen  um  so  grösser,  die  Grenze  tlii 
die  Vermehrung  das  Nationalkapitals  um  so  weiter  sein,  je  kleiDer 
der  nothweudige  Unterhaltsbedarf  der  Bevölkerung  ist  Darüber 
entscheidet  einmal  die  Zahl  dieser  Bevölkerung,  sodann  die 
Höhe  des  nothwendigen  Unterhaltsbedarfs  für  den  £ift- 
seinen.  In  letsterer  Hinsieht  kommt  yor  Allem  die  Art  ond  der 
Umfang  der  nothwendig  so  befriedigenden  physisohen  Bedflif 
nisse,  der  Existenzbedürfiiisse  ersten  Grads  (§.  N.  ],a),  ferscr 
die  von  Sitte  und  Gewohnheit  des  ganzen  Volks  abhängige? 
Art  der  Bedürfuissbcfriedigung  oder  die  Beücbaffenheit  der  Existenz 
bedUrfuisse  zweiten  Grads  (§.  90,  N.  1,  b)  in  Betracht  Hier 
lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  z.  B.  in  einem  Laude  milderen 
Klima  s  und  anderseits  bei  einem  Volke  frugalerer  Gewöhnung  die 
Vermehrbarkeit  des  Nationalkapitals  oeteris  paribns  leichter  und 
grösser  ist  als  in  Lttndern  nnd  bei  Völkern  entgegengesetzter  Aii 

§.  294.  —  2)  Darttber,  ob  die  wirkliehe  Vermehmng  des 
Nationalkapitals  bis  zu  der  Grenze  des  nach  dem  Vorausgescfaiek* 
ten  Möglichen  gehen  wird,  entscheiden  schliesslich  die  äusseres 
Umstände  oder  die  inneren  psychologischen  Motive  Bsi 
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Impulse,  durch  welche  die  laufende  Coiisumtion  der  Bevölkerung  auf 
den  DothwcDdigen  Existenzbedarf  bcBchränkt  wird.  Jene  Momente 
köoDen  gttnstig  und  ongttnstig  auf  die  Kapitalvermehrung  einwirken. 

a)  Die  änsseren  Umstünde  liegen  denkbarer  Weise  im  ttnase- 
ren Zwang.  Bei  einer  völlig  soeialistisehen  oder  oommnnistiBclien 
Organisation  der  Volkswirthscbafl  nnd  folgeweise  des  Staats  würde 
die  gesaiiiintc  rrodiietion  etwa  durch  eine  oberste  Central^^ewalt, 
eine  „gesellschattlicbe  Behörde'*',  geleitet  und  die  Producte  würden 
an  die  Einzelnen  zur  Consuintion  vertheilt:  so  müssen  sich  die 
radicalen  Öocialisten  folgerichtig  die  Sache  vorstellen.  Nehme 
man  einmal  eine  solobe  Einrichtung  als  ökonomisch-technisch  mög> 
Heb  an  —  nnd  wenn  auch  an  der  Zweckmässigkeit!  an  der  Mög- 
licbkeit  Msst  sich  nicht  so  ganz  zweifeln  nnd  kann  dieselbe  auch 
SOS  analogen  Einrichtungen  in  kleinerem  Massstabe  wobl  abgeleitet 
werden  *)  — ,  und  mache  man  die  weitere  Voraussetzung,  dass  bei 
einer  solchen  Organisation  der  rroduction  und  Consunition  die 
Centralgewalt  und  das  Volk  selbst  die  genügende  Einsicht  von 
der  nnbedingten  Nothwendigkeit  der  raschen  und  starken  Vcrmeh- 
nmg  des  noch  als  zu  klein  erkannten  Nationalkapitals  und  die 
genflgende  Willenskraft  und  Macht  gegen  den  einzeben  Wider- 
strebenden besitze,  um  nach  dieser  Einsicht  die  Production  und 
Consumtion  zu  leiten.  Alsdann  Hesse  sich  immerhin  denken,  dass 
die  Production  darauf  eingerichtet  wArde,  zunttchst  nur  die  zum 
nothwendigen   Unterhaltsbedarf  der  Bevölkerung  und  zur  Fort- 
setzung der  bezüglichen  Production,  also  zum  Wiederersatze  des  be 
iretfendcn  Kapitals  dienenden  Güter  herzustellen,  die  Bevölkerung 
^''cnötbigt  würde,  sich  auf  den  Consum  dieser  Güter  zu  beschränken. 
\lle  andere  Arbeit  der  Nation  und  die  übrigen  Kapitalien  würden 
lagegen  in  der  Eichtung  auf  die  Herstellung  neuer  Kapitalgttter 
verwendet  und  die  letzteren,  soweit  sie  dazu  geeignet,  der  laufen- 
(en  Oonsumtion  der  bisherigen  Unterbaltsempfänger  —  wenigstens 
olange  dieselben  nur  das  gleiche  Maass  Arbeit  wie  bisher  leisten 
—  entzogen,  also  nicht,  wie  es  denkbar  wäre,  als  ein  Zuschlag 
um  Unterbaltsbedarf  dieser  Personen  oder  als  eine  höhere  Ver- 
;tttung  für  das  gleiche  Maass  Arbeit  (als  „höheres  Einkommen") 
ertheilt.  In  diesem  Falle  würde  dieses  ganze  Plus  des  voll&swirth- 


*)  S.  B.  §.  307,  N.  1.    Die  Yeiliiltaiise  belagerter  Festungen,  die  Eiarichtungen 

m.  Militärwesen,  z.  B.  bei  eigentlich  mÜitärischcn  Colonioeii ,  bieten  Analogicen. 
.odbertus,  soc.  Frage,  S.  2b  it.,  über  eine  ,^eseü:icli.  Behörde",  womit  die  Yer- 
abnmg  S.  222  nicht  ganz  im  Einklang. 
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schattlichen  Keinertrags  oder  des  Volkseinkoniinens  als  freiei  | 
EinkoTTimen  erscheinen  und  vollständig  zur  Varmebnuig  du 
Kationalkapitals  dienen  kennen:  die  Mazimalgiense  dieser 
mehmng  wftre  wirklioh  emieht 

So  nnwakracheinlieh  die  VoraossetzriDgeQ  fVtt  eine  solelie  Ck- 
Btaltnng  der  Dinge  sind,  so  lehrreich  ist  doch  dieses  fingirte  Bei- 
spiel für  die  theoretische  Analyse  der  Momente,  von  welchen  die 
Vermebrung  des  Nationalkapitals  ablulngt,  —  und  auch  f^r  das 
Verständniss  der  Einwendungen  des  wissenschaftlichen  SocialisraiL« 
gegen  die  auf  Privatkapital  n.  s.  w.  basirte  Volks wirthschafl.  Ei  . 
ist  kein  Zweifel  darüber  möglich,  dass  in  der  letzteren  die  Vcr-  j 
mehning  des  Nationalkapitals  niemals  soweit  als  in  diesem  BtkpA  | 
gehen  wird,  weil  sieh  das  Volkseinkommen  bei  jener  institirtioi  | 
immer  angleich  Tertheilen  nnd  ftlr  die  wohlhabenderen  nnd  reicheren, 
die  Hentnerclassen  eine  gewisse  Luxusproduction ,  durch  sie  eine 
gewisse  Luxusconsunition  stattfinden  wird,  welche  vom  freien  Volks- 
einkoiniiien  und  damit  von  der  Vermehrung  des  Nationalkapital? 
immer  erst  abgeht  (§.  293).  Man  darf  nur  dem  radiealen  Socis-j 
lismns  erwidern:  seine  Voranssetznngen  für  jene  denkbarer 
Weise  gflnstigere  Yennehrnng  des  Nationalkapitals  werden  M 
sehwerlieh  praetisoh  yerwirklichen  lassen.*) 

h)  Ein  gewisser  Süsserer  Zwang  kann  indessen  anob  b 
unseren  Verhaltnissen  der  Wirklichkeit  von  Einfluss  auf  die  Kapitsl- 
Vermehrung  sein  und  ist  es  thatsUchlich  öfters.  So  kann  z.  ß.  >. 
ein  Luxus  verbot  indirect  auf  Kapitalvermehrung  hinwirken,  de«-' 
gleicben  eine  Luxasbesteuerung  und  dlrect  bewirkt  z.  B.  jedei 
Versichemngswesen  mit  dem  Prineip  der  Zwangsversichemng  eine 
Kapitalvennehrang  doreh  die  entsprechende  Disposition  Uber  mm 
Theii  des  freien  Einkommens.  Ja  selbst  das  freie  Versieheni^ 
wesen  enthält  m  den  Zweigen  der  Lebens-  nnd  Rente&yersiebemf 
implicite  ein  solches  Zwangsmoment  mit 

Wemi  üMo  an  die  VerhlltDine  antik«r  Deiiiokntiae&  denkt,  wo  ti  eiaer  Hii- 

siclit  mitunter  die  Sachlage,  deu  obigen  Voraasbetzangeii  entspricht«  vird  man  roDeftib 
skeptisch  in  Beznir  nnf  (ii«'  Mö<jlichkeit  einer  solchen  Einrichtung.  Di»;  Vertheümf 
OffeutL  Mittel  als  Spcuücu  an  das  Volk,  in  der  Fonu  des  Scliau:ipielgeid;}  iXheodk«ft> 
des  Solds  der  yolWersasunlung,  des  Solds  der  Richter  a.  s.  v.  in  Atheo  ist  «i 
Analogon  zu  der  VeTtheilang  in  einem  rein  social. -communist.  Gemeinw-esen. 
Mi^sbräiichc,  zti  w^  lrhon  jpncs  System  fahrte,  die  Verschleuderung  der  öfFentl.  Gdi-t' 
i\x  Uuuäten  dts  Voli^,  btalt  äiu  fUi  die  Auäru^tuag  der  Flotten  and  lienre  in  re^ 
wenden  n.  s.  w.,  die  Verbote  selbst  ron  Anträgen  zur  gesetd.  Uakinderang  pupd 
Verwendungen  r.  Geld,  zeigen  die  hier  noÜiwendig  vorliegende  Ge&hr  nnd  geststta 
einen  Schluss  darauf,  wie  misslich  es  bei  einem  solchen  System  nm  die  Verraehnii^ 
des  Nationalkapitals  stehen  wurde.    Vgl.  Böckh,  Staatsh.h.  Athens.  2.  A.      3<M  C 
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e)  Von  inneren  psychologischen  Motiven  ist  z.B.  die 
sittliche  Verwerfung  des  Lnxns  bei  den  wohlhabenden 
Clusen,  oder  allgemeiner  eine  puritanische  LebensanffassuDg 
ind  eine  darans  hervorgehende  frugale  Lebenswetse,  femer  das 

Motiv  der  Furcht,  z.  B.  in  revolutionären  Zeiten  durch  äusseren 
I.uxas  Anstoss  und  Neid  zu  erregen,  von  gUnstigera  Einfluss  auf 
die  grössere  Annäherung  des  Kapitalzuwachses  au  das  freie  Volks- 
einkommen. 

d)  Von  grösster  practiseher  Bedeatung  sind  in  unserem  heutigen 
Wirtiisehaltsleben  endlich  jene  specifisch  ökonomischen 
MoHre,  welche  bei  [der  Znlassnng  des  Privatkapitals  ans  dem 
wirthschaftliehen  Interesse  nnd  ans  wirthschaftlicher 
Vorsieht  entspringen.  Diese  Motive  führen  zu  einer  frei- 
wrilligen  Beschränkung  des  Consums  seitens  derjenigen  Per- 
sonen, welche  tiber  ein  ihren  nothwendigen  Bedarf  llbersteigendes 
Einkommen  verfügen,  um  für  sich  neues  Kapital  zu  bilden, 
•reiches  dann  als  ökonomisches  Kapital  mit  fongirt  Diese  Motive 
iiod  notorisch  so  stark  nnd  bewirken  eine  so  grosse  Vermehmng 
les  Nationalkapitals,  dass  gerade  deswegen  anoh  von  der  Wissen- 
idiaft  der  Weg,  dieses  Kapital  in  der  Form  des  Privatkapitahi  za 
tMea  nnd  sn  vermehren ,  wenn  anch  nicht  ftlr  den  allein  mög- 
iehen,  so  doch  ffSr  den  zwcckmiissigsten  erklärt  zu  werden  pflegt. 
)ie  Institution  des  Privateigenthums  an  Kapital  findet  in  dieser 
LuffassoDg  ihre  vol  k8wirths(^baftliche' Rechtfertigung. 

Eüennit  gelangen  wir  zu  der  Aufgabe,  darüber  zu  entscheiden, 
b  denn  wohl  nach  den  im  Vorausgehenden  angedeuteten  Gesichts- 
mieten die  practische  Verwirklichnng  der  Bildung  nnd  Vennehmng 
es  Natlonalkapitals  ohne  Vermittlang  des  Privatkapitals  Aussicht 
nf  IMoig  biete  oder  ob  diese  VermitÜong,  wenn  anch  nicht  ab* 
9]nt  nothwendig,  so  doch  ans  Uberwiegenden  Zweckmässigkeits- 
rtinden  in  Anspruch  genommen  werden  müsse. 

III.  — §.  295.  Nothwcnd  igkeit,  das  National  kapital 

rösstentheils  in  der  Rechtsform  des  Privatkapitals 

Q  bilden.   Eine  solche  Nothwendigkeit  kann,  was  wenigstens 

as  geaammte  Nationalkapital  anlangt,  nicht  zweifelhaft  sein: 

t  aneh  die  BUdong  dieses  Kapitals  ohne  Vermittlnng  des  Privat 

igenthams  nicht  schlechterdings  undenkbar  nnd  daher  die  socia- 

stische  Forderung  einer  Abschaffung  des  Privatkapitahi  nicht 

urzweg  unlogisch,  wie  die  Volkswirthe  der  Schule  der  freien 

oucarrenz  behaupten,  so  ist  jene  Bildung  des  Naiioualkapitals 

89» 
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doch  an  Vüraus.setzunjren  geljuiidcn,  welche  gegeuwürtig  iu  ihren 
ersten  AntUngeu  zwar  in  der  Wirklichkeit  bestehen^  uemhch  im 
zwangsgemeinschat'tlichen  System  des  Staats  und  der  Gemeinde,^) 
aber  flttr  anabsehbare  Zeit  wobl  grOsstentheils  fehlen  werden.  Ji, 
vom  Standpnncte  der  Gegenwart  ans  moss  es  als  nnwahrseheiBlkh 
beseiehnet  .  werden,  dass  diese  Yoranssetzangen  sieh  jemals  in  der 
erforderliehen  Weise  nnd  dem  nOthigen  UmfaDg  vollständig  eot- 
wickehi  kilnnen  und  sogar  dass  eine  solche  Entwicklung  unbedingl 
wlinschenswerth  wäre.    Letzteres  nicht,  weil  eine  gewisse  In 
gleichheit  der  \'ertheiluug  des  Einkommens  im  Gesamnitinteresse 
liegt  und  durch  die  institutlon  des  Trivatkapitals  oft  am  Passend 
sten  herbeigeführt  wird  (§.  107).  Mag  man  aber  selbst  ffir  eiM 
ferne  Znknnft  anders  nrtheilen  nnd  mit  der  Fordemng  einer  Ab- 
schaffung des  Priyatkapitals  und  einer  selbständigen  Bildung  ä» 
Nationalkapitals,  des  nationalen  Prodnotionsmittelfonds,  ein  rtelh 
tiges,  mindestens  ein  wegen  seiner  Möglichkeit  ernstlic)]  di>ciitirbar(? 
Zukunltsprogramm  für  die  Gestaltung  der  Eigenthumsurdmuig  und  die 
Organisation  der  Volkswirthschatt  autstellen;  mag  man  sich  au<"b 
hier  mit  einer  gewissen  Berechtigung  auf  die  Umgestalton^' 
der  Technik  berufen  und  davon  einen  günstigen  Einflnss  asf  die 
grossere  wirthscbafüiche  Leistangsfähigkeit  der  Gemein-,  besoBd«ii 
wieder  der  Zwangsgemeinwirthsehaften  und  einen  unginstigen  fSi- 
flnss  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Privatwirthsehallen  erwarta 
(§.  104a,  109d,  176,  296);  för  die  Gegenwart  und  noch  föri 
unabsehbare  Zeit  wird  das  Nationalkapital  uothwendif' 
grösstentheils    durch      e  r  ni  i  1 1 1  u  n  g    des  Privatei^en 
thuDiB  und  iu  der  Form  des  Priyatkapitals  gebildet, 
werden  m Uesen.    Die  Forderung  der  „Abschaffung"  d« 
Privatkapitals  hat  daher  ungleieh  weniger  Aussicht  auf  Erfolg»  ih  [ 
selbst  diejenige  des  privaten  Grundeigenthums  und  des  Erbr«^  1 
die  beiden  anderen  praotiseh  wichtigsten  Postulats  des  Soeiafismi».  { 
Der  letztere  betont  ganz  richtig  die  Bedingtheit  der  Wutlh 
scbaftsverhältnisse    durch    das   Recht   und   speciell   durch  das 
Privatrecht,  und  hat  eine  gleichfalls  richtige  Einsieht  iu  die 
Wandelbarkeit  dieses  Recht«  und  die  AbhUugigkeir  des- 
selben von  der  Gesetzgebung.  Aber  er  begeht  hier  beimKapiul 


*)  Hier  sind  wieder  die  Erörterungen  im  3.  V.  4.  Kap.  d.  1.  Abth.,  bes.  §■ 
139  fr.  150,      l  ff.,  ir.l.  105— 17S,  js  I  ü.  horanziiziehon:      erw.'ist  sirh  die  Kki.'-?- 
keit  der  Bemerkung  in  ^.         dass  die  Frage  des  Frivatoiguathums  eng  mit  dei^ütii^ 
der  Organisation  der  Voiksvirthschaft  zaMmmenhängt. 
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seinen  gewohnliehen  Fehler,  die  geschichtliche  Bedingtheit 

der  RecbtsbilduDg,  einschliesälich  der  Gesetzgebung,  zu  verkenneo. 

Was  der  Sociaiismiu  hier  erstrebt,  kann  möglicher,  obgleich  in 
diesem  UmfaDge  kaam  wahrscheinlicher  Weise  das  £ndergeb- 
niss  einer  langen  gesehiohtlichen  Entwicklung  sein, 
für  deren  Beginn  sieh  wohl  in  der  grösseren  Aasdehnnog  der 
zwangsgemeinwirthschaftlichen  Thätigkeit  nnd  in  den  VerhSltnissen 
der  modernen  Productionstechnik  (§.  296)  bemcrkenswerthe  An- 
zeichen finden,  welche  die  Gegner  des  yocialisnius  einseitig  vcr- 
keiiiien.  Aber  unmöglich  vermag  auch  die  rücksichtsloseste  Ge- 
setzgebung einen  solchen  geschichtlichen  Entwicklungsprocess, 
'clbst  wenn  sie  die  Macht  dazu  hätte,  durch  ihre  Decrete  zu  anti- 
eipiren.  Hier  gilt  wiedemm,  was  oben  (§.  S79)  von  der  Gresetz- 
gebong  anf  dem  fiigenthamsgebiete  gesagt  wurde.  ^ 

Der  Bildung»-  und  Vermehrungsproeess  des  gesummten  National- 

ipitals  lässt  sich  in  der  im  Vorausgehenden  dargelegten  Weise 
allerdings  ohne  Vermittlung  des  Frivatkapitals  theoretisch  ent- 
wickeln. Für  das  Verständniss  der  Function  der  Privatkapita- 
listen bei  dem  wirklichen  Bildungsprocess  des  Nationalkapitals  hat 
diese  theoretische  Analyse  der  eigentlich  massgebenden  Momente 
ihren  Werth,  wie  sich  schon  aus  der  obigen  Untersuchung  zeigt 
imd  im  Folgenden  noch  mehr  hervortreten  wird.  Aber  aus  dieser 
Analyse  folgt  aueb,  dass  alle  jene  entscheidenden  Dispositionsacte 
in  Betreff  der  Production  nnd  Consnmtion  hier  voranssetzungsweise 
—  d.h.  von  der  Vermittlung  für  sich  disponirender,  Privatkapital 
)ildender  Privatpersonen  abgesehen  —  von  nicht  persönlich 
nteressirten  Personen,  von  den  leitenden  Vorstanden  der  gemein- 
virthschaitlicheu  Productionsbetriebe  und  in  letzter  Linie,  als  ent- 
cheidende  Instanz,  Yon  einer  höchsten  Centralgewalt  in  der  Volks- 
virthschaft  ausgehen,  mindestens  von  dieser  in  der  Beschlossfassung 
uid  Ausführung  controlirt  werden  mflssten.  Die  Forderung,  Ober 
luantitativ  und  qualitativ  hinreichendes  Nationalkapital  In  der 
olkswirthschaft  zu  verfügen,  welches  nicht  Privateigenthum  ist, 
licht  iu  dessen  Form  gebildet  und  vermehrt  wurde,  heisst  eben 
lichts  Anderes,  als  den  gesummten  volkswirthschaftlichcn  Pro- 
iuctionsprocess,  in  Bezug  aul  alle  iSachgüter  wie  auf  alle  Dienste, 
lusschliesslich  zwangsgemeinwirthschaftlich 
Tganisiren. 

')  Kodbertus,  Soc.  Frage  !:>.  222,  Itihot  atudrttckiich  eine  rolksiriithsch.  Org»- 
'uküoa  elme  privetes  Grnnd*  und  Kapitaleigenthiim  fllr  die  Gegenwart  tV. 
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Man  braneht  das  ProUem  nur  so  xn  fonnnliren  —  and  « 

mnss  80  formnlirt  werden ,  wenn  man  »ich  der  YoraassetzoDgen 
und  ConßcqucDzeu  der  Abschaffung  des  PrivatkapitaU  klar  k- 
wnsst  wird^)  — ,  um  wenigstens  vom  Standpuncte  der  Gegenwart 
aus  es  als  unlösbar  zu  bezeichnen,  ganz  abgesehen  davon,  das« 
seine  Lösung  aut  die  vorgeschlagene  Weise  wegen  der  IntereaieD 
der  mensoblichen  Freiheit  uns  Heutigen  wenigstens  nicht  wOnseheM* 
Werth  erseheinen  kann. 

§.  296.  Die  LOsnng  dieses  Problems  seilte  snnlehst  dieiif- 
steUnng  eines  Plans  vorans,  welcher  die  gesammte  Prodaetioo 
und  Consumtiou  der  Volkswirtbschalt  umfasste,  um  die  „geregelte",  j 
die  „planmässige''  Produition  an  btelle  der  „ungeregelten",  der' 
lyplanlosen'^  des  heutigen  Concurrenzsystems  treten  zu  lassen. 

Dass  in  dieser  „Planlosigkeit^^  der  heutigen  Frodaction  ei&er 
der  schwersten  UebeLstände  unserer  bestehenden  volkswirthschafi- 
lichen  Organisation  mit  ihrer  fast  ansschliessliehen  Uebertngnng 
der  Sachgttterprodnetion  an  das  pri?atwirthschaftUche  System  ]Jigl,| 
kann  angesichts  der  Exeesse  der  Speenlation,  der  mancholei  nseb- 
theiligen  Folgen  des  Concurrenzsysteras,  des  periodischen  Wechsels; 
von  Leberspeculatiou,  Krise,  Flauheit  wohl  nicht  bestritten  werden. 
Es  ist  an  früheren  Stellen  dieses  Werks  oftmals  zugestanden  wor 
den  (§.  76  ff.,  134      240  ff.).   I^er  socialistisehe  Einwand  (Man, 
Engels)  gegen  die  ttbliohe  Rechtfertigung  des  Privatkapitals, 
dass  nemlich  die  Auffassung  des  leiiteren  als  efaier  soeiaKtkeno- 
misdi  wegen  ihrer  eminenten  Prodnctiydienste  segsat- 
reichen  Rechtsinstitntiott  durch  die  erwähnten  Thatsadiea  def| 
nioderucn  Wirthschaftslebens  Lügen  gestraft  werde,  dass  vidnehri 
gerade  diese  Thatsachen  die  wachsende  Unfähigkeit  de^ 
Privat  kapitalismusi  die  Nationalkapitaiiea  in  social  Ökonomisch 

*)  Man  könnte  einwenden,  dass  vielfach  in  den  socialiitischea  Systemen,  aiuh  u. 
den  deutschen,  z.  B.  Lassalle's,  der  ProdnctioiislMtiieii  dmch  Predüctirfe- 
nossenschafteij,  landwirthschafUiche  und  indmldaUe,  iM  Auge  frefasst  vird  oi 
viellcirht  dann  an  St.'Ilc  d^'s  P  r  i  v  a t  kapitals  Geno sso  nsch  af tskapital  treten  kftaa*^ 
nnd  würde.  Dtm  wurde  aber  entschieden  ebenso  wenig  einen  Bruch  mit  dem  J?n«2- 
kapitalismns"  herbeifuhren,  wie  ihn  etwa  das  ActiengesellMhafkiveMB  «ad  das  keitip 
ftäib  Productirgenossenschaftswesen   bewirkt  hat.    Die  ,^ialisüschcn"  PrododiT-- 
qreno^sen-rhaften  wllrden  eben  solrlu^  ..Roiirp^oisvereinignngen"  werd-  n  können .  *i»  i 
es  z.  B.  die  berühmten  Rochdaie  Pioniers,  nach  der  darin  nchtigen  AnfCMNaf 
unserer  Socialisten,  geworden  sind.  Man  kOnnte  datier,  Venn  man  soefalistiKherSdto 
ronsequcnt  sein  Will,  den  Genossenschaften  so  wenig  Eigenthnm  an  Kapital,  als  » 
Boden  lassen  und  müsste  für  die  Bildung.  Vermchmng  and  Verwendung  des  Satwu^- 
kapitais  doch  immer  zu  einer  centralistischen  Regelung,  mindestens  zn  einer  iwaag^ 
weise  eingreifenden  Controle  ron  einer  elieiitoii  ÜMtnlslsOd  aw  sohxeite:  dssIi|lM 
aber  wie  der  Boden  miüste  im  Eigenthan  der  OesamnCheit  stehen. 
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heilgamer  Weise  xnr  Function  zn  bringen,  bewieseo,  —  dieser 
Einwand  mit  dem  aueb  „intellectuellen  Bankerott"  der 
Bourgeoisie^)  ist  von  allen  practisclien,  aus  der  Erfahrung  ent- 
üommenen  Einwänden  gegen  die  bestellende  privatkapitalistische 
Wirhschafts-  und  besonders  Productionsordnung  der  relativ  trif- 
tigste nnd  anwiderleglicbste.  Die  Diagnose  des  Uebels 
wbd  damit  grOsstootfaeils  richtig  gestellt 

Aber  in  dem  sich  lueran  schüesseBden  therapentisehen  Ver- 
fthren  liegt  der  Sprung  im  social  istischen  Gedankengang.  Die 
„planvolle  Regelung"  der  Prüdiictiou  würde  gewiss»  jenen  Ucbeln 
abhelfen,  jedoch,  selbst  wenn  sie  nicht  wieder  grosse  andere  Uebel 
iieraaf beschwörte ,  für  die  Freiheit,  die  höhere  Entwicklung  des 
Menschengeschlechts,  oder  wenn  man  sich  ttber  alle  solche  Uebel 
hinwegsetsen  wollte:  Alles  httogt  doch  von  der  yoranssichtlichen 
practischen  (ökonomisch-technischen  Möglichkeit  einer 
»lohen  planvollen  B^gehing  der  Gksanwitprodaction  ab.  Nun  mnss 
man  wohl  auch  hier  dem  Sociatismos  einrftnmen,  dass  eine  solche 
Möglichkeit  gerade  wegen  der  Entwicklung  der  modernen  Pro- 
duitioustechnik  und  der  dadurch  wieder  mit  bedingten  wachsenden 
üntUchtigkeit  vieler  Privat wirthschaften  allmälig  realisirbarer 
wird.   Soweit  dies  and  wo  es  der  Fall  und  wo  nicht  trotzdem 
andere  (politische  n.  s.  w.)  Rticksichten  dagegen  sprechen,  geht 
man  schon  jetit  nnd  in  nicht  femer  Znknnlt  yieUeicht  immer  mehr 
sa  der  „geregelten^  Prodnctioni  tut  gemeinwirthschaftUchen  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft  ttber.  Aber  anoh  hier  hat  man  es  doch 
gerade  aus  technischen  Grllnden  mit  einer  allmftligen  Ent- 
wicklung zu  thun,  durch  welche  die  Privalwirthschaft  und 
lolgeweise  das  Privatkapital  (und  di  r  private  Boden)  zu  Gunsten 
der  Gemeinwirthschatt  und  des  Gemeiueigenthuma  eingeengt  wird: 
aber  nnr  eingeengt,  nicht  völlig  ersetzt|  —  von  anderen 
Gründen  abgesehen,  weil  das  die  Oekonomik  nnd  Technik  in  ab- 
sehbarer 2Seit  nicht  zulassen,  nnd  wie  wir  wenigstens  vom  Stand- 
pnnet  der  C^egenwart  ans  sagen  mttssen,  schwerlich  je  anlassen 
werden.  Das  therapeutische  Verfahren  des  Socialismus  ist  also  nicht 
darchans  falsch,  es  wird  talschlich  nur  zu  sehr  zu  einem  Uni- 
versalheilmittel erhoben,  während  es  bloss  pa rtiell  anwendbar 
ist  and  auch  da  nattiriich  im  concreten  Falle  nur  nach  vorsichtigster 
Untersnchang  aller  einschlagenden  Verhältnisse,  wie  z.  B.  bei  der 


Ub,  Engels,  Dttlirliif's  Vmwih,  8.  32.3  ff.,  m 
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Uebernahme  der  CommmiicatioikBmtttel  and  VttrkehiBangUten  atf 
den  Staat  n.  s.  w. 

Aber  schon  die  Aulsteliuug  eines  „Tlans^'  ilir  du 
„Regelung"  der  G csaramtproductiou  erheischte  eine  Summe 
von  Intelligenz  und  L'neigenntltzigkeit,  damit  einen  Zustand  der 
geistigen  und  sittlichen  BÜdong  bei  den  leitenden  Organeo, 
welcher  fUr  Menschen  kanm  als  erreichbar  erscheint  Die  Abi- 
ftthrnng  dieses  Plans  wflrde  die  Sohwierlgkeiten  noch  mm- 
ordentlieh  steigern.  Es  wSre  data  in  der  gansen  BerOlkeraog 
eine  Snmme  TOn  Uneigennfltzigkeit,  Pflichtgefühl,  SobordäittioD 
erforderlich,  mit  anderen  Worten  eine  Ausstattung  der  Menj^cbeD 
mit  Eigenschalten  höchster  Sittlichkeit,  die  zu  erlangen  als  schwer- 
lich möglich  erklärt  werden  muss.  Die  Forderungen,  welche  bier 
au  die  Menschen  gestellt  werden,  gehen  wohl  Uher  Dasjenige  hiuam, 
wasi  wenn  auch  als  fernstes  Ziel,  dorch  geistige  und  sittliche  £f- 
Ziehung  des  Menschengesehieehts  erreiehbar  soheint:  sie  TeriangcB, 
so  werden  die  Meisten  nrtheiien,  wohl  andere  Wesen,  als  die 
Menschen  einmal  sind.  * 

Im  privatwirthschaftlichen  System  wird  doch  selbst  heute  noch 
trotz  der  Grossbetriebsteudcnz  die  Production  und  Consumtiou  vou 
Millionen  kleiner  Wirthschaftscentren  aus  zunächst  nach  den  indi- 
viduellen Bedurfnissen  und  Interessen  geregelt.  Daraus  geht  ohce 
Zweifel  leieht  eine  Hinwegsetzung  Uber  die  Bedürfnisse  und  In- 
teressen andrer  Kreise  nnd  schliesslich  der  gansen  Volkswirtl- 
schafl  nnd  eine  schädliche  Planlosigkeit  nnd  Missleitnng  der  Pro- 
duction hervor.  Eben  deswegen  bedarf  das  privat?rirth8efaaftiiebe 
System  einer  doppelten  Ergänzung  und  Besc hr ii u kuns 
einmal  in  der  früher  (Kap.  3  und  4  der  1.  Abth.)  begriiudetti; 
Weise,  was  seine  äussere  Ausdehnung  anlangt,  durch  das  ge 
mein-,  besonders  das  zwangsgemeinwirthschaftliche  und  das  cariu 
tive  System;  sodann,  was  seine  Wirksamkeit  betrifft,  durch 
eine  gewisse  Regelung  nnd  Beschränkung  der  indi?iduellenJ'>eiheit 
und  der  Verfügung  ttber  das  Priyateigenthnm,  d.  h.  in  letstenr 
Hinsicht:  der  Inhalt  des  Privateigenthnms  darf  nicht  von  der 
Willktthr  des  EigenthUmers  allein  bestimmt  werden  (§.  283).  D« 
richtige  und  ausführbare  (iedanke  in  aller  principiellcD  Polemik 
des  Socialismus  gegen  da.s  privatwirthschaftlichc  System  mit  der 
freien  Concurrenz,  und  speciell  hier  gegen  das  Privatkapital  he^ 
steht  in  der  Forderung  einer  zweckmässigen  Einengung  jene^ 
Systems  und  einer  Beschränkung  derBechte  des  PriTatkapitali 


Digitized  by  Google 


Bilduug  des  PnraUcapitak. 


617 


wie  dies  schon  wiederholt  in  diesem  Werke  anerkannt  wurde. 
Aber  die  völlige  Beseitigung  des  Privat k  apitals  und  damit 
des  privatwirtbscbattlichen  Systems  ist  abzuweibcii,  weil  sie  die  der 
Gegenwart  und  jeder  absehbaren  Zukunft  unerlliiibar  scheinende 
Aulgabe  erheischt,  die  Intelligenz  und  Thatkraft  jener  Millionen 
Ueiner  Wirtbschaftocentren  in  ihren  individuellen  Wirkungssphären 
ausser  Fnnctlon  zu  setzen,  ohne  dass  die  HOgliehkeit  euies  zweck- 
mässigen Ersatzes  nachgewiesen  wird.^<^) 

Zn  beachten  ist  endlich  namentlich  noch,  dass  die  Grnndeigen- 
thnmslrage  wesentlich  anders  als  die  Kapitaleigenthiimiliage  liegt, 
weil  bei  jener  auf  Pacht-  und  ähnliche  Verhältnisse  zurückgegriffen 
werden  kann  (Kap.  4,  §.345).  Privates  Grundeigenthum  ist  deswegen 
neniger  wesentlich  ökonomisch-technisch  bedingt  als  PriratkapitaL 
Auch  Paehtbetrieb  u.  dgl.  m.  des  Bodens  setzt  aber  gerade  das  Vor- 
handensein desfieehtsiostitntB  des  privaten Kafntaleigenthnms  yoraoa. 

2.  Hauptabschnitt.  f 
Das  Privatkapltal  und  die  Kritik  desselben.^) 

L  —  §•  297.   Die  Bildung  des  Privatkapitals. 

Die  Yoraosgehenden  Erörterungen  Uber  dieBildnng  des  National- 
kapitals haben  zn  einem  Ergebniss  geftthrt,  welehes  in  der  Haupt- 
sache für  die  reehtüche  Institution  des  Privatkapitals  gflnstig 
ist.  Sie  haben  zugleich  die  bedingenden  Momente  jeder,  also 
auch  der  Privatkapitalbildung  und  -Vermehrung  klargelegt  und 

Die  obige  Bevcisfllhning  Ina^ä  hieb  doch  auch  gegen  die  wissenschaftlich  §o 
Loch  bcdeat^amcn  Ausfuhningen  Jon  Rodbertus  richten,  s.  b'H.  s.  so«'.  T^iiefe  (Ausg. 
r.  jb75)  S.  24  ff.,  28,  222.  S.  oben  Yorbem.  S.  5U1  Ii.  —  Bumcrkuuäwurtli  bleibt  immer, 
vitf  die  Stimniftolixer  unseres  dootschen  SociftUsmns  in  den  letzten  Jahien  gern  nüt 
BeiäpieleQ  w^ic  die  Hcerodvorwaltiiii^',  d:is  Pu^twesen  tt.  dgl.  m.  Mgomentiiten,  um  die 
Durchführbarkeit  und  Zweckmässigkeit  ihrer  Pläne  zur  Arbeitsorganisation  zu  beprün- 
dea.  £d  wird  dabei  nur  übersehen,  dasä  sich  nicht  die  ganze  Production  in  dieser 
Weise  einrichten  iSsst  nnd  dass  eine  Yenllgemeinerang  des  militäriscben  Regiments 
sekliesslich  die  indiridaelle  Freiheit  in  nnleidlicher  Woibc  beschränken  mOsste:  der 
Militarstrafcodox  niUsste  nui-li  hier  iuiinor  daneben  stehen  I  -  Weiter  wollen  die 
6ociaIiäteu  mit  üüfe  umla:>beudt>ter  ätatiätischer  Kecbercheu  über  die  Conäumtion 
«nd  den  NalionsJbedarf  ermitteln,  was  nnd  vietriel  die  Prodttctioii  beachatfen  mOase 
'ind  danach  eine  geregelte  Production  einrichten.  Aui  h  dies  macht  mehr  Schwierig- 
keiten ,  als  sie  denken,  wenn  es  auch  wieder  einen  rirhticr'^n  (ledanken  enthalt  und 
einen  Uebelstaud  der  gegenwart.  privatwirthäch.  iudividualistischen  Productiouswetse 
aufdeckt  Es  setzte  me  Annahme  eines  bestimmten  Normalstands  der  ge- 
sammten  Consumtion  voraus.  An  die  bisherige  Consuintion  könnte  man  sich 
«loch  nicht  halten,  da  sie  das  Produo  t  der  gegenwärtigen  Ei  n  kommen - 
und  VermögensFor tbeil ung  und  eben  des  privaten  iicntenbezugs  aus 
Boden  und  Kiif»italien  ist  Statistische  Änfnahmen  ans  der  Wirklichkeit  wlirden  also 
nicht  aasreichen. 

^)  S.  0.  Vorbem.  zu  diesem  Kap.,  bes.  BodbertQs,  soc.  Briefe,  Mnrx  und 
Lassalle,  auch  Picrstorff  a.  a.  0. 
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dadurch  einer  richtigen  social-ökonomischen  Würdigung  des  Instiati 
des  Privatkapitals  und  besondes  der  Leistungen  der  Privatktpita- 
Usteiiy  als  deijenigen  Peisooen»  welehe  daa  Kapitel  bildea  nd 
yennehren,  rorgebant  Es  läset  sich  in  Ankntlpfuig  sa  jw 
ErOrterangen  das  eigenffiche  Wesen  dieser  Leistungen  und  dnit 
das  ökonomische  Verdienst  der  rrivatkapitalisten  richtiger  nd 
unbefangener,  als  es  vielfach  in  der  Volkswirthschaftslehre  g^ 
schehen  ist,  erkennen.  Die  socialistisclie  Kritik  der  Bildung  de^ 
PriYatkapitals  wird  sich  danach  zwar  zun  Tbeil  als  richtig  er- 
weisen,  aber  anderseits  Iftsst  sich  derselben  anch  eine  beresktigii^ 
im  Ergebniss  abweisende  Antikritik  entgegenstellen. 

Das  Privatkapital  einer  Person  bildet  sich  dadurch,  dasi 
Person  bei  der  Production  und  Verwendung  der  zu  iiim 
rechtlichen  Verfügung,  der  Regel  nach  der  in  ihrem  Eigen« 
thum  stehenden  Güter  jene  Dis  Position  8  acte  Yornimmt,  wekki 
nach  dem  Früheren  (§.  ^90)  für  die  Entstehung  und  Vermeknni 
des  Natlonalkapitals  notwendig  sind.  Entseheidend  Ist  daher 
den  Eapitalbesitz  einer  Person  in  erster  ^ie  das  Reebt, 
welches  ihr  Verfügnngs-,  bez.  Eigeuthumsrechte  au  den  Prodacte? 
eines  Productionsbetriebs  einräumt,  d.  h.  der  Regel  nach,  dies: 
Producte  das  Einkommen  der  Person  bilden  lässt;  sodano  m 
zweiter  Linie  die  entsprechende  Disposition,  welche  die  Pemi 
theils  schon  während  der  Production  Aber  deren  Bichtnai 
daher  über  die  Art  der  herzustellenden  Güter  (Güter  nil  ii 
hären ter  Kapitaleigenschaft  und  Güter,  welche  qualitativ  geei^o« 
sind,  wenn  es  so  bestimmt  wird,  als  Kapital  zu  fungiren),  theüi 
nach  Fertigstellung  der  Producte  tlber  die  VerwendüQ^ 
der  letzteren  trifft.  Gewöhnlich  wird  in  der  YolkswirtbschaftslAhn 
bei  dem  Mangel  einer  Unterscheidung  von  OkonomiseheB  iii 
Priratkapital  und  bei  der  Unterschiebung  pri?atwirthschaftlielierli| 
griffe  an  die  Stelle  von  volkswirthschaftlichen  und  umgekehrt,  da 
zweite  Moment,  das  Disponiren,  oder  in  der  üblichen  eis 
seitigen  Ausdrucksweise  das  Sparen,  als  massgebend  für  dii 
Bildung  und  Vermehrung  des  Privatkapitals  statt  nur  des  öko- 
nomischen fi^apitals  hingestellt,  während  das  erste  MoacDt  os- 
beaehtet  bleibt,  was  wohl  beim  ükonomischen,  über  gerade  aiell 
beim  PriTatkapItal  erlaubt  ist^ 

*)  YffL  Bod1)«rtiii'  Eatvorf  dnir  «laMDsdiaftliclMB  ZefgUedonK  nj[ 
wirtlischaJUifi]i«B  OfKUBiimiu  in  d.  Mo.  Uriafim  (s.  BeUaditiiiis  d.  loe.  ragt  tf^ 

S.  26  ff.). 
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%.  298.  Nach  dieser  Darlegun^^  des  Bildungsprocessee  dee 

Privatkapitalß  ist  es  unstatthaft,  das  letztere  kurzweg  auf  eigene 
ökonomische   Leistungen,    insbesondere  auf  die  eigene 
Arbeit  des  Kapitalisten  selbst  zurückzuführen.    Das  Kapital 
einer  Person  stammt  mcht  nothwendig  and  kaum  in  den  primi- 
tivsten Verhältnissen,  Diemals  aber  in  der  entwickelten  Yolkswirth- 
sehtft  ToUstftndig  ans  der  Arbeit  oder  dem  Arbeitsertrag 
dieser  Person.  Wohl  aber  stellt  es  einen  Theil  des  gesamm- 
ten  nationalen  Arbeitsertrags  dar,  Aber  den  diese  Person 
rechtlich  als  über  ihr  Eigenthum  verfügt.    Der  Productions- 
process,  und  zwar  nach  dem  Vorausgehenden  vornemlich  der 
privatwirthschaftliche ,  ist  die  Quelle  des  ökonomischen  oder 
Kationalkapitals ,  wie  des  bei  Weitem  grössteu  and  wichtigsten 
Theils  des Privatkapitals.  Die  Rechtsordnung  aber,  welche  auch 
den  System  det  freien  Goncnrrens  dieBechtsschranken  in  der  persön- 
liehen  Freiheit  der  Menschen,  im  E^nthnms-,  Vertrags-,  Erb-  ond 
Enteignangsrecht  stellt,  ist  der  Regalator  fflr  die  Verthei- 
lang  des  Privatkapitals  unter  die  Kapitalisten,  weil 
sie  der  Regulator  für  die  Einkommen-  und  Vermögens- 
verth ei  hing  unter  der  Bevölkerung  ist.    Erst  diese  Einkom- 
men- and  Vermögensvertheilung  liefert  die  sabstanzielle 
Basis,  welche  jene  Dispositions-  und  Sparacte  voraussetzen  müssen, 
om  zur  privaten  Kapitalbildang  fttr  die  Einzehien  an  führen.  Was 
Jemand  an  Kapital  sein  eigen  nennt,  hSngt  dann  ireilith  von 
dieser  seiner  Disposition  nnd  Sparsamkeit,  aber  wiedermn  in  erster 
Linie  von  seinem  Einkommen  u.  s.  w.  ab,  welches  ihm  in  der 
Production  und  im  Verkehr  zu  erlangen  möglich,  und  von  der 
Kechtsorduuug  zu  erlangen  und  zu  behalten  erlaubt  war:  der  ent- 
scheidende Punct,  welcher  in  der  üblichen  Lehre  von  der  Kapital- 
eotstebong  doroh  Ersparnng  meist  ganz  Uberseben,  stets  gegen 
das  Sparmoment  nnverhältnissmässig  in  den  Hintergnmd  geschoben 
worden  ist*) 

II.  —  §.  299.  Die  socialistisehe  Kritik  des  priraten 
Kapital  besitze  s.   Geht  man  nnn,  wie  der  Socialismus,  von 

dem  Postulat  aus,  dass  alles  Einkommen  einer  Person  ihr  Arbeits- 
ertrag sein  soll,  was  in  der  Wirklichkeit  nach  dem  geltenden 
Rechte  ja  bei  Weitem  nicht  allgemelQ  der  Fall  ist,  so  ergiebt  sich 

•)  Rodbertus,  soc.  Fraj^e  S.  27  (F.,  nbcr  den  entscheidenden  Einfloss  des  Rechts. 
Vgl.  Mcb  Pierstorff«  a.  a.  u.  b.  Aiim.  i^abcr  Sparen).  Las  Salle 's  richtiger 
Siiadpoiict  fefnaber  8«Jinlza. 
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freilich  eine  berechtigte,  last  vernichtende  Kritik  ftir  den 
grössten  Theil  des  Kapitalbesitzes  in  unseren  Volkswirth- 
fichaften  oder  m.  a.  W.  lür  die  Vertheil unj;  des  National 
kapitaU  an  die  besitzenden  Classen/)  eine  Kritik,  zu  welcher 
die  soeben  erwähnte  faUche  Dantelloog  der  Bildmig  des  Privit- 
kapitalB  seitens  einiger  NationalOkonomen  allerdings  fbrmlieh  herau 
fordert 

'  Die  Bereehtiguug  dieser  Kritik  redneirt  sieh  indessen  aaf 

einige  allerdings  noch  immer  wichtige  Fälle,  wenn  man  jenes 
Postulat  auf  seinen  richtigen  Kern  zurUckfUhrt.  Für  die  Aulfassung 
und  rechtliche  Behandlung  des  Kapitalbesitzes  sind  daraus  freiüch 
immerhin  erhebliche  Consequenzen  abzuleiten  (§.  300 — 302). 

Die  Berechtigung  jener  Kritik  zerfiült  dagegen  vor  einer  notb- 
wendigen  Antikritik,  wennman  an  der  naebdemVoransgeheiideo 
wenigstens  Ihr  ans  ansonehmenden  Unentbehrlichkeit  der  Institotioa 
des  Privatkapitals  nnd  Torläufig  auch  (vor  der  Untersoehnng  in  dem 
nächsten  Kapitel)  des  privaten  Grundeigenthums,  sowie  demgenütassa 
der  Unentbehrlichkeit  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  des 
privaten  L'ntcruehniungsbetriebs  tttr  einen  grossen  Theil  der  er- 
forderlichen Volks wirthschaftlichen  Production  festhält.  Die  socia 
litttische  Kritik  des  Privatkapitals  läset  sich  wissenschaftlich  anti- 
kritisch  hier  anf  eine  blosse  petitio  principii  zurückführen.  Sie 
nntersohätst  aneh  die  privaten  Disponh^  and  Sparthäti^eilen  k 
ihrer  Bedentong  and  ihrem  Okonomisehen  Verdienst  ftir  die  sweek- 
mässige  ond  reichliche  Bildnng  des  Nationalkapitals  in  der  Fm 
des  Privatkapitals:  ThUtigkeiten,  welche  nur  entbehrlich  wäicSf 
wenn  sich  nach  den  trUliercn  Erörterungen  das  Nationalkapital 
ohne  diese  Veruiittlung  des  Privjiteigenthums  bilden  Hesse  und  nur 
soweit  entbehrlich  sind,  als  dies  wirklich  durch  eine  zweckmässige 
Einrichtung  des  zwangsgemeinwirthschaftliehen  Systems  a.  dgL  bu 
der  Fall  ist  (§.  303—306). 

Vor  dem  Eingehen  auf  die  folgende  Untersachang  Aber  die 
Berechtigung^  und  die  Unrichtigkeit  der  soeialistischen  Kapitolkrilik 
ist  indessen  eine  allgemeine  Verwahrnog  einzulegen.  Mit  eber 
solchen  Untersuchung  tblgt  man  dem  Socialismus  in  einer  Hiusicbr 
schon  zu  weit  auf  dessen  Boden:  man  betrachtet  die  Dinge  ausser 
halb  des  geschichtlichen  YeriaufSi  ohne  Bücksicht  aoi 

^)  Die  Coaäc<iueD2  vou  Kodbortus'  Dan»tellung.  wenn  er  sie  aocb  nicht  gui 
ziehea  wÜl,  s.  Voibem.  S.  592.  Memo  partielle  ZustimmuDg  m  u.  meine  gttmm 
Abweichan^  von  ihn.  Lassalle.  Marx  u.  s.  v.  eiyiebt  fleh  vm  den  foliwaiui  ^^ 
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die  Jeweilige  positive  Ree hts ord uu ug,  uuter  welcher  sie 
sich  entwickelt  und  durch  welche  sie  die  rechtliche  SauctioD  er- 
halten baben,  auch  ohne  Rücksicht  auf  das  Princip  der  Ver- 
jihrang,  das  —  nnvenneidiich  tHr  mensoblicbe  YerbältiuBse  — , 
ftfher  nnmlitiiiltosig  entstandenem  KapitaleigenthiiiD  xn  Onte  kommt 
Selbst  wenn  daber  das  Ergebniss  einer  Untersaebang,  wie  der 
folgenden,  viel  mehr,  als  es  der  Fall  ist,  mit  der  Kritik  des  Hocia- 
lisraus  am  vorhandenen  Kapitalbcsitz  zusammen  stimmen  würde, 
lolgte  daraus  für  die  gesetzliche  Aufhebung  des  Trivatkapi- 
lals  nicht  ohne  Weiteres  die  Richtigkeit  des  socialistischen  Postu- 
lats. Denn  ausserhalb  dieses  rech tsgeschichtlichen  Zu- 
sammenbangs  darf  und  kann  der  Gesetzgeber  diese  Fragen 
siebt  enfesobeiden.  Die  folgende  Untersuebung  soll  daber  einer 
soleben  immer  mit  naeb  anderen  Gesiebtsponeten  und  ErwXgungen 
ratreffenden  ßntsebeidnng  in  keiner  Weise  präjudieiren.  Die 
Frage  der  Abschatl'ung  von  Privatkapital  ist  ein  Theil  der  ICnt- 
eign ungs frage  (Kap.  5  u  i  und  nicht  sowohl  nach  der  Ent- 
stehung, als  nach  der  jetzigen  Function  des  Prlyatkapitals 
zu  entscheiden. 

300.  —  A.  £ine  Berechtigung  in  grösserem  und  kleine- 
lem  Umfange  und  zum  Tbeii  eine  ▼  Ollige  Bereebtigung  ist  der 
Kritik  des  privaten  Kapitalbesitzes  gewisser  Personen  oder  m.  a.  W« 
der  Vertheiiung  des  Nationalkapitals  unter  diese  letsteren  in  folgen- 
den fHnf  Kategorieen  Yon  Fällen  zuzagesteben :  einmal  bei  Un- 
ireiheit  der  arbeitenden  Classen;  sodann  bei  dem  Bezug  von 
Privilegien-  und  Monopol-Gewinnen;  ferner  in  gewissem  Um- 
fange (s.  u.  §.  305  sub  c)  auch  bei  dem  Bezug  von  blossen  Con- 
junetnrengewinnen;  weiter  von  Renten,  besonders  Grund- 
renten im  teebnisob  nationalokonomisoben  Sinne  des  Worts; 
endlicb  bei  ebier  gegen  die  Billigkeit  yerstossenden  £rbObong 
des  Antheils  des  Produetionsertrags  einer  Person  oder 
Classe  zu  Ungunsten  der  Übrigen  an  der  Prodoction  betbeiligten 
Personen  oder  Classen.  In  allen  diesen  Fällen  ist  theils  dasKiu- 
kommen  überhaupt,  theils  die  Höhe  dieses  Einkommens, 
welches  der  privaten  Kapitalbildung  als  Quelle  dient,  so  beschafl'en, 
dass  die  Bereebtigung  des  Privatkapitals  selbst  allerdings  ganz 
oder  theilweise,  allgemein  oder  in  gewissen  Fällen  bestritten 
werden  kann. 

1)  Bereebtigt  ist  die  Kritik  des  Kapitalbesitzes  also  zunttehst 
bei  allen  Yerbiltnissen  perstfnlleber  Unfreiheit  der  Arbeiter 
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oder  bei  gezwungener  Arbeit,  wenn  nemlieh  der  UeboMihni 
des  Prodnetionsertrage  Uber  den  anf  ein  Minimum  berabgedittdrfn 

Unterhaltsbedarf  der  Arbeiter  nicht  oder  nicht  vollständig  ac. 
ökonomische  Leistungen  des  Herrn,  z.  B.  hinsichtlich  der  Leitang 
der  Prodaction  oder  seiner  sonstigen  Fürsorge  flir  die  Arbeiter, 
wie  etwa  in  der  Form  von  Sehatsgew&hnmgy  von  Ueberaihae 
von  Veipfliebtaiigen  der  Verpflegnng  arbeitsnnfSUiiger,  kruk« 
Individnen  u.  8.  w.  znrtteksaftlbren  ist.  ^)  Das  Einkommen,  wMs 
in  diesen  Fällen  dem  Herrn  zu  Theil  wird  und  ihm  zur  Kapital 
blldung  dient,  ist  hier  fremder  Arbeitsertrag,  welchen  der  H*-t 
nnr  kralt  des  Eigenthumsrechts  an  den  Unfreien  oder  dei 
VerfUgiiogsrechts  über  Arbeit  und  Producte  der  Arbeit  andenr 
Menseben  bezieht  Der  Dispositions-  und  Sparaot  in  Betreff 
fertigen  Erzeugnisse  ist  zwar  aueh  bier  zur  wirklielien  Kapiti}* 
bildung  notbwendig,  aber  jedenfalls  für  sich  allein  kein  genü- 
gender Rechtstitel  für  den  Besitz  dieses  Kapitals  seitens  des  Herrn. 

Es  ist  unbestreitbar,  dass  in  der  Geschichte  ein  bedeutendef 
Tbeil  des  Nationalkapitals  so  ans  den  Händen  der  eigentliebei 
Produeenten  durob  das  Institut  der  Unfreiheit  und  Zwangsaittü 
in  diejenigen  der  Herren  binflber  geführt  worden  ist  Zv  Zdl 
reiner  Naturalwirthsebaft  hat  dieses  Einkommen  aus  fren- 
der,  nicht  bezahlter  Arbeit  —  ein  wirklich  so  zu  nennender 
vorenthaltener  Lohn"  —  wohl  vornemlich  dem  Herrn  zu 
höherem  Lebensgenuss  und  zur  Entfaltuug  bedeutenderer  M&cU 
mittelst  Unterhaltnng  abhängiger  Leute,  Gesindels  u.  s.  w.  gediest, 
wo  dann  diese  Maeht  selbst  wieder  eine  Quelle  neuen  Erwerbs  n 
werden  pflegte.^)  Aber  eine  Anlegung  dieses  Einkommm 
dauerbarem  Nntzvermögen  (Kleidung,  Waffen,  Schmuck, 
Geräth),  in  Gebäuden,  in  Geldvorräthen  (Schatz),  und  selbst 
eine  eigentliche  „Kapitalisirung^i  namentlich  eine  Ver- 
wendnng  zu  Bodenverbesserungen  nnd  zur  Herstelioof 
Ton  GewerksTorriehtungen  hat  nioht  nur  in  der  aatikff 
Oikenwirthsehaft,  sondern  aueh  in  der  mittelalterliehen  FnhM 
wirthsehaft  nieht  so  vollständig  gefehlt,  wie  z.  B.  socialistiscber 

Ucbcr  die  oft  übersehene  practische  Bedeutang  solcher  Verhältnisse  bes. 
der  mittclalterl.  Unfreiheit  (aber  in  Etwas  auch  bei  der  Sdarerei)  s.  o.  §.  209  nb  1 
S.  377,  §.  204  Anm.  12  S.         §.  2üö. 

^  S.  die  scIiOna  Aosftüiroiif  ron  Lassallet  Kap.  n.  Arb.  8.  1S2— ISt, 

Maurer,  Frohnhöfe  I,  112  ff.,  236  ff.,  II,  138  ff.,  315  ff.,  337  ff.  und  zahlrcicb* 
andere  Stellen.  —  üeber  antike  griech.  Sclaverei  s.  Buch  scnscbütz,  S.  lS3t. 
Uber  röm.  Verbältnissc  Kodburtus  pass.  in  s.  Arbeiteu  Uber  altröm.  Stenot*  wi^ 
Agntfetf.  in  Hildebr.  Jahrb.,  Soc.  Frage  S.  95  £ 
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ÜB  in  letzterer  Hinsicht ,  iiin  das  Prhuticapital  als  ein  ganz 
oderaes  Product  hinznstellen,  behauptet  worden  ist. Ein  schwer- 
;h  80  ganz  unbedeutender  Theil  des  Kapitals  der  heutigen  grund- 
id  kapitalbesitzendcn  Classen  stammt  aus  diesem  ehemaligen 
BtiTermOgea  und  Kapital,  dem  onprflngliehen  SclAven-,  Leib- 
ten- imd  FrObnerpiodttot,  und  ist  diieet  mittetet  Erbganga 
1er  mitlelflt  derivativen  Erwerbe  seitene  der  anfUngtioben 
gcDthtlmer  und  deren  Erben  an  die  jetugen  Besitzer  übertragen 
Drden. 

Mit  dem  Uebergang  von  der  Naturalwirthschaft  in  die  Geld- 
irtbsohaft  und  mit  der  Entwicklung  grösserer  Arbeits- 
eilBDg  und  selbetftndigerer  atoffveredelnder  Arbeit  ist 
IM  Einkommen  aas  fremder  nnbezahlter  Arbdt  in  immer 
Osserem  Umfange  von  seinem  VerfUger,  dem  Herrn,  kapitalisirt, 
Geldkapital,  Bodenmeliorations-,  Industrie-  und 
ercantil  kapital  verwandelt  worden.  Bei  der  jedenfalls  oft 
izQoebmenden ,  bis  in  die  Gegenwart  hinein  dauernden  Repro- 
toftion  dieses  Kapitals  Inldet  dasselbe  noch  heute  einen  Bestand- 
BÜ  des  Nationalkapitals  im  EigenÜimn  nicht  seiner  ursprttng- 
hm  Producenten  und  deren  Erben  und  Rechtsnachfolger,  sondern 
I  Eigenthum  der  Erben  und  Rechtsnachfolger  der  ehemaligen 
irren  der  Unfreien  und  Fröhner. 

Es  ergiebt  sich  hieraus^  dass  der  Einwand,  wir  hätten  keine 
ifreiheit  mehr,  weshalb  unsere  private  Kapitalvertheilung  nicht 
dieser  Weise  su  bemftngeln  sei,  das  Ziel  ttberschiesst.  Ebenso 
id  nallirlich  die  aus  der  heutigen  privaten  Kapitalbildung  — 
sebhi  viel  zn  einseitig  —  gezogenen  Conseqnenzen ,  dass  z.  B. 
emand  Uber  die  Vertheilung  des  Kapitals  zu  klagen  berechtigt 
i,  einseitig,  oft  ganz  falsch,  weil  das  Kapital  nicht  nur  aus  der 
lit  persönlicher  Freiheit  herrührt^)  Und  schon  aus  diesem  Grunde 
bh  das  System  der  freien  Concurrenz  und  des  Laisser  faire,  wie 
wt  m  Lohnvertrage,  nicht  für  ohne  Weiteres  richtig  gelten.  Der 

')  Dies  ergiebt  sich  aus  den  Aiisfuhruiigon  y.  Manrer's  u.  a.  m.  über  die  Ver- 
tnisse  der  älteren  Frohnliofwirtliäcliaft  deutlich.  £s  tritt  inLassalle's  DarstelloDg 
lekr  nrftok.  Was  im  Mittel »Iter  meist  feUle,  war  die  OeldkapitaUsining, 
^  eine  „Nat a  r al"-EapitaliüiruDg  zu  Guiibten  des  Heim  &Dd  in  erhcblicbem  MaaSM 
tt  Soweit  bei  d^r  Frolinliofs-,  Klosterwirtbschaft  u.  s.  w.  ein  Absatz  nach  aussen, 
eAtt  Handel  sich  entwickelte,  konnte  aber  auch  die  tieldkapitalisimng  schon 
Mn.  Im  Alterthum  fehlte  diese  aach  nicht,  z.  E  veno  ScUren  Geld-  und 
odelsgeschifte  Sbertngen  wurden.  VgL  auch  hier  Hodbertns,  See.  Flage, 
S5,  95.  99. 

"^j  Die  rollkommcnc  U ugeschichtlichkeit  der  Aosfilhrongen . nm  Piince- 
iith  —  s.  o.      129  —  ergiebt  sich  hier  ?on  Neuem. 
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Einfuhrung  dieses  Systems  liätte  sonst  mindestens  eine  Revision 
der  bestehenden,  direet  und  indirect  aus  LntreiheitsverhältnigseD 
herrührenden  Kapitalverthcilunp:  vorangehen  müssen,  um  docb  im 
Ausgangspun c te  die  GoDcurrenten,  die  jetzigen  besitzenden 
CUasen  einer-,  die  besitzlosen  Arbeiter  andererseits  gleich  zu  steilen. 

Um  gerecht  zu  BelD,  darf  man  jedoeh  aaf  der  Gegenaette  Ekxn 
nicht  yergessen  in  Rechnung  an  bringen:  aneh  bei  der  UnfieibeH 
haben  selten  alle  Gegenleistungen  des  Herrn  gefehlt,  sei  es,  dt« 
dieser  doch  irgendwie  eine  nothwendige  ökonomische  Leitnn gl- 
arbeit  oder  namentlich  eine  Schutzgewälirun g,  Versorgung 
bei  Arbeitsunfähigkeit  u.  dgl.  m.  mit  Uberiioniuien  hatte,  recht- 
lich oder  thatsächlich.  Die  Abgaben  und  Leistungen  an  den  Herrn 
fallen  hier,  modern  betrachtet,  mehr  oder  weniger  unter  einen 
Stenergesichtspnnct.  Nor  das  Maass  von  Leistung  und 
(Gegenleistung  ist  es,  welches  meistens  beim  Vergleich  die  Wsag- 
schale  mit  den  Leistungen  des  Henm  sn  leieht,  und  so  grossealheiiB 
das  „im  Kapitalbesita  erObrigte  Aibeitseinkommen  der  UnMaa*' 
als  von  den  Herren  und  ihren  heutigen  Rechtsnachfolgern  okouo- 
misch  nicht  verdient  erscheinen  lässt. 

§.  301.  —  2)  Jedes  Privileg  oder  Monopol  hat  die  Tendenz, 
dem  Inhaber  einen  Gewinn,  d.  h.  einen  Antheil  am  gesammlfa 
Volkseinkommen  zuzuführen,  dem  keine  oder  keine  ange- 
messene Gegenleistung  des  Pri?ilegirten  entspricht.  £ine  Kapita* 
lisirung  eines  derartigen  Einkommens  führt  wiederum  su  emea 
Kapitalbesitz,  welcher  eüicr  bereehtigten  Kritik  unterliegt 

Auch  auf  diesen  Ursprung  ist  in  unseren  Volkswirthsehaftee 
ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil  des  Kapitals  der  besitzenden  Clasäf>eL 
znrüclvzuführen ,  z.  B.  aus  den  früheren  Verhältnissen  privilegirten 
oder  monopolisirten  Gewerbe-  und  Haudelübetriebs,  aus  den  Zeiten 
des  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsystems.  Hierbei  ist  wiedernna 
das  Recht  der  Vertheilungsregulator.  Erbgang  und  abgelei- 
teter  Erwerb  haben  dieses  Kapital,  oft  in  den  Bedts  anderer 
Personen  gefuhrt,  als  diejenigen  sind,  deren  Vorfahren  das  b^ 
treffende  kapitalisirte  Einkommen  reell  produeirten. 

Indessen  muss  auch  hier  zugestanden  werden,  dass  in  gewissen 
Zeiten  ein  Privileg  oder  Monopol,  eine  gewerbliche  und  meroandle 
Beschränkung  des  freien  Verkehrs  sich  vol kswirthschaftlicb  recht- 
fertigen liess  und  lässt,  weil  sie  die  nothwendige  Mitbediugung  i^f 
einen  unentbehrlichen  J^roductionszweig  oder  für  eine  Leistung  fem 
können.  In  diesen  Fällen  ist  die  nationalökonomische  Berechtigi«^ 
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des  Kapitalbeüitzes  in  deu  Händen  derjenigen  Personen,  deren 
Mitwirkung  bei  der  Ausbcutuui;  des  Privilegs  notb wendig  war,  oder 
i&  den  Händen  der  ßechtsDacbfolger  dieser  Personen  wenigstens 
wieder  bedingaogsweise  zozngeben. 

3)  Ganz  allgemein  fuhrt  nach  der  frttheren  ErOrtemng 
(§.  76  ff.)  die  Gonjanctnr  dem  Einzelnen,  insbesondere  bloss  in 
Folge  des  Eigen thnmsreehts,  Gewinne  oder  ein  Einkommen 
zu,  welches  von  ilim  nicht  oder  nnr  theilvveise  ökonomisch 
verdient  ist.  Das  aus  diesem  Einkommen  entspringende  Kapital 
bildet  gleichfalls  wieder  in  den  Händen  des  ersten  Kaj)itali8ten 
oder  seiner  Kechtsnachfolger  einen  Besitz,  welcher  sich  jedenfalls 
nur  soweit  nationaltfkonomisch  rechtfertigen  lässt,  alsderBezng 
ron  Conjnnetorengewinnen  eine  nothwendige  Bedingung  der  ganzen 
voIkswirthsohafUichen  Organisation  ist  (§.  305  sub  c.)* 

4)  Verwandter  Art  ist  der  Fall  der  Renten,  besonders  der 
Grundrenten.  Dies  sind  Einkommen,  welche  nicht  auf  die  in 
gewöhnlicher  Weise  vergütete  eigene  Arbeitsleistung  und  eigene 
\apitalverwendung  der  Bezieher  zuriickzufUhren  sind,  sondern 
jifelche  sich  aus  einer  Verschiedenheit  der  (einen  gleich 
lohen  Zins  und  Untemehmergewinn  schon  reehnnngsmässig  mit 
enthaltenden)  Prodnctionskosten  fUr  die  billiger  Prodneirenden 
m  solchen  Prodnotoi  (Leistongen)  ergeben,  die  zu  ein  nnd 
lern  selben  Preise  abgesetzt  werden.  Dieses  Einkommen  beträgt 
a  jedem  einzelnen  Falle  soviel  wie  die  Differenz  zwischen 
CD  rroductionskosten  des  billiger  Producii*enden  und  denjenigen 
öchsten  Prodnctionskosten,  zu  welchen  der  letzte  Theil  des  er 
)rderlichen  Bedartsquantums  nur  hergestellt  werden  kann  und  von 
reichen  daher  der  Preis,  zu  dem  alle,  auch  die  billiger  er- 
eogten  Prodocte  abgesetzt  werden,  auf  die  Daner  bestimmt  wird. 
,Differential-Benten''Rieardo's,  Thttnen's,  nicht  nnr  beim 
Oden,  sondern  nach  der  riehtigen  Verallgemeinening  dieser  Renten- 
leorie  durch  Hermann  nnd  besonders  dnrch  y.  Mangoldt  nnd 
chäffle  auch  iu  der  Industrie  u.  s.  w.  vorkommend).  Ist  nun  die 
Dig'ere  Production  hier  nicht  als  ein  persönliches,  wesentlich 
}m  Willen  des  Producenten  abhängiges  Verdienst,  sondern  als 
tte  Folge  der  zufälligen  Verfügung  desselben  ttber  irgend  welche 
rodactionsvortheile,  insbesondere  Uber  solche,  welche  das  Eigen- 
mnoi  an  gewissen  Objecten,  namentlich  am  Boden  giebt,  anzn- 
lieoy  Bo  kann  das  Renten einkommen  nnd  demnach  anch  das 
IS  ihm  gebildete  PriTatkapital  wiedenun  nnr  insoweit  als  nationat 

A.  Wafncr,  Unudl«fiuif.  2.  AitH  *  40 
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Ökonomisch  berechtigt  gelten,  als  die  „Reiitcnfunction"  sich  national- 
ökonomisch  noth wendig  oder  wenigstens  auch  im  Gesammtiuter- 
esse  zweckmUssig  erweist.  Der  practisch  besonders  wichtige,  aber 
wie  gesagt  nicht  alleinstehende  Fall  ist  der  Besag  der  Grundrente 
als  eines  solchen  Differenseinkommens,  nnr  krafi  des  Privat- 
eigenthums.*) 

5)  Es  bleiben  endlich  noch  manche  weitere  FlUe  ttbrig,  wo 
das  PriTatkapital  nicht  oder  nicht  TolisUiBdig  bereehtig;t  im  Beiihe 
des  Kapitalisirenden  oder  seiner  Rechtsnachfolger  erscheint.  Alle 
diese  Fälle  lassen  sich  unter  den  einen  Gesichtspunct  zusaniraen- 
fassen,  dass  irgendwie  die  Vertheilung  des  Productionsertrags  der 
Billigkeit  widerspricht  imd  so  das  EiDkommen  des  Kapi 
talisirenden  auf  Kosten  'emes  Anderen  erhöht  wird.  Man  bat 
hier  zugestandener  Maassen  nnr  ein  vages  Kriterien,  welebei 
im  einzelnen  Falle  leicht  im  Stich  Ittsst  Aber  in  der  Gesammtlifit 
der  Fälle  giebt  es  gleichwohl  nach  den  Anschantingen  einer  2^ 
eines  Landes,  nach  der  unbefafigenen  Abwägung  der  beteiligt» 
Leistungen  und  Interessen,  nicht  zum  Wenigsten  nach  dem  Ge- 
wissen des  Einzelnen  und  des  Volks  (z.  B.  bei  der  BeurtheiluDg 
des  Wuchers  und  der  Ausbeutung  von  Nothlagen,  bei  „Grtlnder- 
gewinnen^^,  Agiotage)  gentigende  Anhaltspuncte  zur  Entscheidoof 
an  die  Hand.  Es  kann  sich  hier  noch  um  nobillige  Bechtsni* 
gleichheiten  nnd  deren  Einwirkangen  anf  die  vertragsmissi^c 
Gestaltnng  der  Preise  nnd  der  Einkommen  (Lohn,  Zins,  Mielk. 
Pacht  Q.  s.  w.)  handeln,  z.  B.  bei  ungleichmXssiger  Znlassang  odtt 
Ausschliessung  der  freien  Concurrenz  und  ihrer  Consequenz« 
(Lohn-  und  Zinsraaximaltaxen,  Coalitionsverbot )  Hier  erweist  sicii 
wieder  das  Recht  als  mitwirkender  Verthcilungsregnlator.  Dit 
Fälle  uähern  sich  den  unter  Nr.  2  erwähnten  der  Privilegien  ode: 
gehen  selbst  darein  über.  Es  ist  aber  auch  bei  völliger  formaler 
Rechtsgleichheit  und  insbesondere  im  System  der  freitij 
Concurrenz  sehr  wohl  die  Möglichkeit  einer  unbilligen  T»! 
thdlung  des  Productionsertrags  zuzugeben.  In  grossem  Umfi^m 

*)  Das  Nähere  gebftrt  in  d.  Lehre  von  Preis,  ProdactiooskostcD  ii.  Rente  im  1  ftj 
S.  bes.  Berens,  krit.  Dogmeiigesch.  der  (inindrentc.  Leip/..  ISßb  umi  unteu  §.  Jll 
Mein  Festhalten  an  dem  Kern  der  R  i  c a  r d  o  -  T  h  un  e n'üchcu  (iniiidrcDtcBthesw. 
bildet  den  zweiten  wichtigen  theoretiächeu  Did'erenzpunct  zwischen  Rodbertvstj 
mir,  aber  welchen  mich  aach  die  roizOglicbe  Erörterung  dieses  euiinenten  OekooM 
misten  in  s.  soc,  Hriefen  an  v.  Kircbmann  und  noch  im  Sommer  tS7.">  rielfache  bfirf*' 
liehe  und  mündliche  Auseinandersetzung  mit  demselben  nicht  hinwegkommea  baiL 
S.  Tab.  Ztscbr.  1818,  S.  214,  230,  281.  Auch  Lassalle,  Briefe  an  Rodb  &  tri 
Ancb  er  bAlt  mit  Beoht  die  Bic'icbe  Tbeorie  gegen  Bodb.  ftsL 
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rerwirUieht  sich  diese  Mngliobkeit  öfters,  ja  sie  wird,  nach  den 
froheren  AnsfUbningeD  (§.  136,  137),  gerade  in  dem  und  dnrch 

das  System  der  freien  Concurrenz  begünstigt.  Wenn  die  Theore- 
uker  der  Concurrcnzlelire  dies  bestreiten  und  Uberhaupt  nur  die- 
i»  ni<;e  Vertheilung  des  Einkommens,  Gestaltung  der  Preise  u.  8.  w. 
„richtig^*  und  ,,gerecbt''  nenueo,  die  sich  bei  voller,  freier  Con- 
eorrens  vollzieht,  so  ist  das  nur  wieder  die  alte,  oben  gerflgte 
petitio  prinoipiL  Insofern  gegen  jene  BiUigkeit  Terstossen  wird, 
DQSs  ein  mehr  oder  weniger  erlieblieber  Theil  des  Privatkapitals 
in  den  Händen  seiner  Besitzer  als  nngereebtfertigtes  Eigen- 
thüm  erscheinen.*®)  Daran  ändert  die  an  der  Kapitalbildung  be- 
theiligte Disposition  Uber  die  Production  und  Cousunitiou  der  Güter 
oder  die  „Sparsamkeit''  der  Kapitalisirenden  nichts.  Indem  man 
aber  wieder  das  8ystem  der  freien  Concurrenz  selbst  als  ein 
Prodoct  einer  bestimmten  Rechtsbildung  anerkennt,  muss 
man  abermals  die  sieb  hier  vollaiebende  Vertheilang  des  Kapital- 
besities  mit  anf  das  Reebt  zarttokfübren,  weil  dieses  die  Ein- 
kommenvertbeilnng  mit  bestimmt 

§.  302.  Das  Ergebniss  dieser  Untersuchung  der  Fälle  von 
^aiiz  oder  tbeilwei.se  unberechtigtem  privaten  Kapitalbesitz  ist  der 
'Vichtige  Scbhiss:  dass  dieser  Kapitalbesitz,  so  vielfaeb  ein  l'roduet 
iufjilliger  Rechtsverhältnisse  und  notorischer  früherer  oder  jetziger 
Lnbilligkeiten  im  Verkehr,  sehr  wohl  einer  richtigen  Regelung 
Jarch  die  Gesetzgebung  —  so  was  den  Inhalt  des  Eigenthams- 
reehts  in  Bezug  aitf  Kapital  anlangt  —  und  besonders  durch  das 
Besteuerungsrecht  unterzogen  werden  darf,  ohne  dass  der 
!)taat  aus  RUeksieht  auf  die  ^^((konoinisehen  Ver- 
lienste  der  Sparenden"  hiervon  abstehen  mUsste: 
las  Privatkapital  ist  in  der  That  direct  und  indirect  vielfach 
,den  Arbeitern  vorenthaltener  Lohn",  oder  allgemeiner 
uiagedrUckt:  dem  wahren  Erwerber  unbillig  entzogenes 
Einkommen;  ja  ist  yieifach,  wenn  man  sich  an  den  durch 
Ue  vorausgehenden  Erörterungen  festgestellten  richtigen  Sinn  des 
Ausdrucks  halt,  mit  Lassalle's  Wort:  Fremdthum. Und 


In  di  OS  er  Hinsicht  schiieüso  ich  mich  Kodbertut»  ganz  an  und  ?«::r\rcrfu 
or  •AUem  die  Theorie  der  deutschen  FMhtodler  (Prince-Smith)  für  die  Ver- 
aeiluujf  des  Prüduciionsertrag^,  s.  o.  §.  120.  Mit  Recht  leitet  Rodbcrtus  das 
'ebol  aus  dem  K:ii>ital-  uud  (iniiuleigenthum  „in  einem  sich  selbst  uber- 
assenen  Ycrkclir"  ab.   Soc.  Frage  S.  4()  if. 

Selbet  ProadhonU  „berftchtigtefi^  Wort:  ,«£igenthum  ist  Diebstahl"  eot- 
Üt  daeik  richtigen  Kern,  wenn  man  es  sof  einige  der  obigen  Fille  beschiiniLt  Mit 

40* 


Digitized  by  Google 


628      2.  Abth.  S.  K.  Prirafkipitel.  3.  H.-A.  Kritik  dMaetbea.  ft.  S02,  M9. 

wenn  man  selbst  die  freie  Goneurenz  nnd  das  Gesets  von  Angebot 

und  Nachtrage  immer  als  richtigen  Regnlntor  der  Einkommen 
betrachten  wollte:  die  beutige  Vertheilung  des  National- 
kapitaU  als  Kapitalbesitz  unter  die  BevölkeroDg 
steht  Yietach  mit  einer  Yertheilung,  welche  sieb  auf 
einer  solchen  Basis  der  freien  Goncorrens  vollzogen  hätte, 
in  Widersprnoh. 

§.  303.  -  B.  Der  Fehler  der  socinlistisehen  Kritik  du 
privaten  Kapitalbesitzes  liegt  vor  Allem  in  der  falschen  Ver- 
allgemeinerung des  obigen  nnr  bedingt  richtigen  Saties, 
dass  dieses  Kapital  seinen  wahren  Erwerbern,  besonders  den 
Arbeitern  „vorenthaltenes**  Einkommen,  dass  es  Fremd 
thum  sei;  lerner  in  zu  einseitiger  Auflassung  der  Folgen 
der  freien  Concurrenz  fUr  die  Vertheiiang  des  Volks 
einkommens  (§.  304);  endlich  in  den  znweit  gehenden 
Sehlflssen,  welche  ans  der  voransgehenden  an  sich  riefakigeo 
Kritik  des  Kapitalbesitzes  anf  die  Nothwendigkeit  einer  prisei- 
piellen  Verwerfung  des  Privatkapitals  flbeihanpt  gezogen  weidü 
(§.  305). 

1)  Falsche  Aui'lassung  des  Privatkapitals  ai» 
Rechts  form  der  Arbeiter  ausbeutung.  Alles  i^rivatkapitaJ, 
auch  dasjenige,  welches  die  Kapitalisten  und  Unternehmer  an 
heutigen  Wirthschattosystem  bei  persönlicher  Freiheit  bilden,  wird 
nach  der  hier  zn  betrachtenden  Ansicht  als  „im  Wesentlichen  des 
Arbeitern  vorenthaltener  Lohn''  anfgefasst,  weil  diese  Arbeit 

dtt  These  ist  von  Ad  bangem  und  (iegnem  de«  heutigen  lägODdiiuni  tt  Prodactigcr 
mittelii  wohl  ziemlich  glcichviol  Missbrauch  getrieben  worden,  woran  ProudLon 
Ixeüicli  hdbät  mit  schuld  war.    Gleiches  i^Ut  von  Lassalle's  Wort  £ichti|;rer- 
Standen  «nd  eben  nof  die  obigen  Fälle  beschrinkt  in  Latsnlle*t  kvdnd 
haltbar  und  sogar  eine  gute  und  prHd>e  wibäeuäch&fUiche  Fonnulirung  einer  li^n-ir- 
wicbtigen  ökonouiischen  und  socialen  Thatsache.    Eö  soll  damit,  und  ebenso  aoc« 
mit  Proudhuu  s  Bezeichnung,  iein  Makel  aui'  den  indiriduelleu  lupic&ii)«- 
sitzer  oder  KigeuthOmer  gewoffen,  sondern  nur  constatiit  veiden,  due  nach  nsieren 
Rechtsinstitutionen  Eigcnthuui   ganx  ohne  oder  ohne  entsprech«i<^'i 
^.ei^^tt]n2:  des  Eigeiithtimt^rs  und  damit  un  v erm  e i  d  1 1  «•  h  :iuf  Konten  Audref. 
lusbcäuudeiu  derjenigen,   weiche  die  uu  Eigenthum  stehenden  Uüjeae  durch  ihf» 
Arbeit  schofen,  erworben  oder  besessen  weiden  kann,  (üebc  es  kein  Eigeitkta 
aubscibalb  de»  pu^itiveii  Kechts,  so  nattUlicb  auch  keinen  Diebstilli,  und  in^ifem 
der  Pro udhou  sehe  Ausdruck  juristiseh  lalach.     Aber  wenn  das  Ligcßtiia^ 
auf  Arbeit  begründet  sein  soll,  so  muss  eben  das  Ii  echt  diu  eriordttrliche&  Bc- 
sCimmongeo  trefTen  nnd  thnt  es  dies  nicht  soweit,  ab  es  mögliGli  and  zvedsM 
ist  (§.  272,  274  II.),  bo  besteht  eine  Eigeuthumsordnung,  welche  dem  Vonroi^' 
Lassallc's  und  1' i  uud  liun 's,  beider  Worte  ihrem  Sinne  narh  aufpefasft.  ^* 
ökonomischen  biaudpuncte  aus  ausgesetzt  ist:  nur  eben  nicht  ad^emcin,  soedcn 
bloss  in  bestimmten  Fitten.  Auch  Bodbertus  geht  hier  in  weit,  rgLbeaSte^ 
Frsge  8.  119,  s.  §.  803.   Vgl.  Schiffle,  Syst.  if.  AaS.,  I,  iS.  \ 
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«inzige  Quelle  des  Productioosertrags  oder  letzterer  ganz  Arbeits- 
ertrag sei.  Folgeriebtig  iat  dieses  private  Kapitaleigentbom  (wie 
anderseits  das  private  Gnindeigeiitbiun)  biemaob  bloss  eine  reeht- 
liehe  Form  der  AnsbentODg  (,,des  Raubes")'  Diese  Auf- 
tonng  des  Kapitalbesitzes  bildet  den  Kern  aller  extrem  commu- 
nistisch-social istischen  principiellen  Kritik  und  Polemik  gegen  das 
Kapital,  welcher  sich  aus  den,  hier  gleichgiltigen,  Varianten  und 
Xuancen  der  Darstellimg  imscbwer  herausscheiden  lässt  (§.  109  b  iL), 
Aach  die  nenesten  nnd  wisse nscbafüieb  bedeutendsten  Anfechtangen 
des  Privatkapitals  durch  Bodbertns  in  seiner  Theorie  der  Ver- 
^Inng  des  Prodaetionsertrags  und  E.  Marx  in  seiner  Werththeorie 
ttod  seiner  Theorie  des  Bildungs-  und  Aecumulirungsproeesses  des 
Kapitals  kommen  auf  nichts  Andres  hinaus,  liefern  aber  deswegen 
doch  ebensowenig,  wie  irgend  eine  andre  Kritik,  den  Beweis,  um 
lien  es  ihnen  zu  thun  ist. 

Die  Argumentation  gegen  das  Privatkapital  läuft  stets  auf  den 
^?atz  hinnuSy  dass  dasselbe  ein  solcher  kapitalisirter  Tbeil  des 
Volkseinkommens  oder  des  yolkswirthsebaftiiehen  Prodaetionsertrags 
lei,  welcher  den  kapitalisirenden  Personen  (den  Unternehmern, 
abgesehen  Ton  deren  geistigem  Arbeitslohn,  den  Kapitalisten  und 
Gfrandeigentbtimeni)  ökonomisch  fflr  ihre  Leistungen 
lieht  gebühre.  Er  werde  diesen  nur  durch  ein  falsches 
^echt,  namentlich  Arbeitsrecht  in  die  Hände  gespielt,  welches 
he  „vertragsmässige  Lohnabfindung"  der  Arbeiter  gestatte,  das 
i^igenthom  an  den  Producten  und  an  ihrem  Werth  aber  den  Kapi- 
alisten  und  Unternehmern  vorbehalte.  In  der  Lohnabfindong  er- 
ddten  die  Arbeiter  im  Wesentlicben  nur  ihren  nothwendigen  Unter- 
laltsbedarf  und  damit  emen  geringeren  Werth,  als  der  Werth 
les  doch  von  ihnen  erzeugten  Products  betrage :  nur  einen  (ktfmmer- 
eben)  Antheil  am  Productionsertrage,  nicht  den  ihnen  gebUhren- 
en  vollen  Ertrag,  die  Differenz,  der  Ueberschusswei  th 
jSurplusprofit",  Marx)  bleibe  das  Einkommen  der  „Ausbeuter" 
od  sei  die  Quelle  ihres  Privatkapitals. 

Das  Richtige  in  dieser  Beweisftlbrnng  liegt  nnr  in  ihrem 
raten  Theil,  nemlich  in  der  Auffassung  des  Privatkapitals  als 

S.  bea.  Marx,  Kapital  B.  1  ii.  die  Darstellnnjf  s.  Lehre  bei  Jä2:»  r.  mod. 
>c.  S.  6  ff..  S.  33  n.  Rodbertus.  bes.  2.  u  3.  soc.  Bn<'f,  über  die  Vertheilung 
-s  Productioiisertragü.  Eioscbneidendereä  alä  die  KoUburtu^  üchc  Eröncrung  in  dem 
eispiel  8oe.  Fr.  S.  116->119  hat  weder  ein  fruizös.  Sodalist,  noch  eia  Engels, 
larz,  Lass&lle  gegen  du  hentise  WirthsdiafbeyBCem  mit  Piifat- Kapital •  und 
roodelfenthiiin  rorgebiacht. 
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Kapitalisirang  eines  Theiis  des  Tolkswirthschaftlichcn  Frodactions- 
oder  des  y^Arbeitsertrags^S  über  welchen  das  Becht  den  kapitiü* 
sirenden  Personen  die  Verfügung  za  ihren  Gunsten  giebt  (§•  S97). 
Die  Gonseqnenzen  dieser  Betrachtangsweise  sind  in  der  Volkswulfc- 
schaftslehre  nicht  immer  genflgend  sor  Gdtang  gelangt,  oben  iber 
schon  angedeutet  worden. 

Der  unverkeuubare  Fehler  der  Beweisführung  ist  ein  logi- 
scher: sie  kommt  wiederum  nur  auf  eine  petitio  priü- 
cipii  hinaus.  Denn  die  Voraassetznng  ist  nicht  bewieseo, 
dass  nemlich  der  ganze  Productionsertrag  nnr  in  dem  uoterge- 
legten  (xn  engen)  Sinne  dieses  Worts  „Arbeitsertrag^  seii  was 
nnr  der  Fall  wttre,  wenn  es  eben  desPrivatkapitals  niebt 
bedurfte,  um  Nationalkapital  zn  schaffen  nnd  zn  verj 
wenden  und  der  privatwirthschaftlichen  Unternehmungs- 
formen  nicht,  um  den  ganzen  Güterbedarf  der  Volks- 
wirthschaft  herzustellen.  Liesse  sich  hierin  vollständig  Wantlel 
schaffen,  so  wäre  die  Folgerung  gegen  das  Privatkapital  in  der 
That  berechtigt  Die  Unmöglichkeit,  welche  wenigstens  i&r  jelit 
hier  anbedingt  anzuerkennen  ist  (§.  295,  296),  den  gesammteo 
Produetionsprocess  ohne  Pri?atkapital  und  ohne  priTatwirtbseiiaft' 
liebes  System  eunzurichten,  ist  das  allein,  aber  aueh  das  aus* 
reichend  triftige  antikritische  Argument  gegen  die  soe» 
listische  Kapitalkritik.  Entweder  ist  der  Productionsertrag  also 
nicht  bloss  „Arbeitsertrag",  „kosten  die  Producte  nicht  bloai 
Arbeit''  oder,  wenn  man  au  dieser  Formel  festhält,  wie  e>| 
gerechtfertigt  ist  (§.  47,  82),  so  amfasst  diese  „Arbeit"  aaca 
die  nothwendigen  Leistungen  des  Priyatkapitalisten  ah 
solchen  und  des  Priyatnntemehmen  mit  in  sieb.  Kapital-  vai 
Untemehmetgewinn  sind  dann  insoweit  ein  „eonstitotiTei 
Wertbelement"  mit^«) 


")  Ich  biü  zu  diesem  Ergebuiäiä  in  obiger  Fonuuiirung  gekomuien,  bcror  iA 
foliceDdo  Stelle  bei  Sch&ffic.  Syst.  3.  Aufl.,  II,  889  fand.   Sie  mag  am  so  mtk 
ZOT  Bestidgiug  des  Textes  dienen:  .,Dcr  volkswirthsch.  Prodaetionsbenif,  sorelttr 
far  die  meiatcii  Unterarten  wirilischaftlichcr  sonst  sich  nicht  org»* 
niäiren  lässt,  kann  allein  dem  Institut  dcä  K  a|)  i t  alcigen tbams  ea' 
des  Kapitalgenrinns  imGanzen  eine  Rechtfcrtigu  ug  geben.  Vm  ^^'''i 
wü  die  Socialibten  den  jet/.t  fehlenden  Uevv  cis  erbringen  wurden,  dass  sie  durch  Äffest 
liehe  Gewalt  Oller  Rruderliclikeit  eine  für  ili--  -sittlich«'  '"iftii'^nschaft  und  für  lit  Tr-' 
duceuten  fruchtbarere  Pruductious £iukummcns-,  Gonsomtions-  u.  Berdikanatf^ 
beiregnng  durchfahren  können,  wurde  der  kapitalist  Productions-  iftd  SU* 
kommenproccss  seine  geschichtliche  Be  rechtigUBg  eifigebftSSt  IdbM 
Bil  jetzt  sind  sie  diesen  Beweis  schuldig  geblieben.** 
6.  0.  Vorbem.  zu  diesem  Kap.  S.  592. 
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Wir  braoclieii  nach  aller  geschichtliehen  Erfahrung  jedenfalls 
Doch  nir  anabeehhare  Zeit  eine  Organisation  der  Volkswirth- 

schaft,  in  welcher  das  privutwirthsc haftliche  System  einen  breiten 
und  im  Gauzcu  weuig8tens  auf  dem  Gebiete  der  matericlleu  Pro 
duetion  noch  den  grössteu  Raum  einnimmt.    Dieses  System  ver- 
langt Pri?aüuipitai  und  Unternehmungsformea,  welche  einen  Ge- 
winnbezag  dSir  das  durch  Dispositionsacte  von  Privatpersonen 
gebildete  nnd  verwendete  Kapital  ermöglichen.  Sicherlich  ist  jede 
Partikel  des  Priyatkapitals  ein  Theil  des  nationalen  Arbeitsertrags. 
Aber  dieser  Arbeitsertrag  wäre  ohne  jene  privatkapitalistische  Mit- 
wirkung gar  nicht  oder  nur  zum  Theil  erzielt  worden.  Das  „Arbeits"- 
iiioment  ist  nicht  indispeusabler,  als  das  letztere  Moment:  eben- 
dcftwegen  die  Ucberweisuug  eines  Tbeils  des  Volkseinkommens  au 
die  Kapitalisteu  und  Lnteruehmer  als    Gewinn'*  nicht  ungerecht- 
fertigter als  diejenige  eines  anderen  Tbeils  an  die  y^Arbeiter'^  als 
„Lohn".  Soll  aller  Kapitaigewinn  nnd  das  ganze  Privatkapital 
roUstindig  ond  allgemein  —  partiell  warde  es  oben  za- 
gegeben, §.  302  —  n  n  r  den  Arbeitern  mit  Unrecht  vorenthaltener 
Lohn  sein,  so  Hesse  sieh  mit  derselben  Einseitigkeit,  aber  mit  dem- 
selben  Recht  replicircn,  alles  Einkommen  der  Arbeiter  sei  mit 
l^irecht  den  Kapitalisten  vorenthaltener  (Jewinn:   denn  sowenig 
Arbeitsertrag  ohne  Mitwirkung  des  durch  private  Dipositionsacte 
gebildeten  (und  verwendeten)  Productionsmittelfonds,  als  Kapital- 
ertrag ohne  Mitwirkung  der  Arbeit.    Die  Folgerungen  aus  dem 
Gemeinplatz  der  Freihandelsschnle:  „Kapital  nnd  Arbeit  bedürfen 
emander'^i  sind  hier  einmal  gerechtfertigt.*'^) 


Im  Ergeboibä  ätimint  diose  Erörtonmg  gtdu  mit  Schaf fle  Uberoin,  s.  bös. 
Syst  3.  Aufl.  8.  384  ff;  378  ffl,  §.  205  ff.  S.  29  ff.  (dM  Kapital  ab  Oinn  der  apeea- 

latireD  volks^rthsch.  Verbindung).  Er  sa^  z.  B.  S.  M84:  ,^iich  daa  Gewinn-,  Zias- 
und  Lohneiokommea  findet  und  fand  von  jo  seine  wirthschaft liehe  Begrün- 
dang in  der  gesellschaftlichen  Aufgabe  der  Erwcrbsberufc.  Nicht  das 
iadiiidadU  ganz  onmeasbare  Yardienfll,  den  Einkommensinlialt  aelbst  geschairen  za 
liaben,  auch  nicht  das  Phncip  der  höchsten  fienUsse  fur  n  erwerbtreibenden  Kapi- 
talisten oder  Lohnarbeiter,  sondern  Si'  h<Tun^  des  fnn  Ii  tliar^tiin  Prndnc- 
t  ion sdienstes  im  Interesse  der  (iesullschaft  kann  ala  da:»  massgebende 
voikavirAuoh.  Prindp  dea  Kapitalprofiia  und  dea  Lolinea  angesehen  weiden. . . .  Oer 
-Ijcrulativc  Erwerb,  mit  der  Consequenz  von  rii  winn  und  Entlohnung . . .  (ist  nur  inso- 
•vrit  in  fordern)  als  hierdurch  die  wirksamste  (lesammt versor^un^^  mit  dem 
jetzt  aur  in  uuirersaler  Productionsgemeinschaft  ^u  erzeugenden 
Tan  ach  gittern  rer  bürgt  wird.  YerlAsat  man  diesen  Standponct,  so  giebt  ea  ^ 
-intionalOkonomisch  und  rechtsphilosophisch  weder  eine  Kerhlfertigu%  de^  Kapitnl- 
l-rofits  geireiiüber  der  Lohnarbeit,  noch  einen  Anspruch  der  Lohnarbeit  auf  S'  hut^ 
gegen  rUcksichblose  Ausbeutung  der  Speculation.*'  Vgl  auch  Schäffle,  6oc. 
iUMper  £0,  417 — MS,  mit  d.  atliitcnn  Hervorhebung  der  Schwächen  der  priralfc^pital. 
PericMde  n.  gawiaser  Vorzog«  einer  aooialisliachen  Org«ni<iation.  Aber  die  in  den 
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Wm  hiosichüioh  des  Kapital-  aod  Unternehmeigewinns,  ab 
der  Qoelle  des  neneii  Priyafkapitals  streitig  sein  kamii  ist  nicbt 
der  Bezug  eines  solehen  Gkwinns  flberbanpt,  sondern  eunig  tie 

Bildnngsart  und  die  Höhe  dieses  Gewinns  oder  m.  a.  W.:  okM 
die  Verth  eil  ung  des  Productionsertrags  unter  Kapitalisten  und 
Arbeiter  an  und  für  sich,  sondern  der  Modus  und  Maass- 
stab dieser  Vertheilung  kanu  anfechtbar  sein.  Denn  in  dieser 
Besielmng  sind  AusbeatongaTerhältnisse  möglich  und  oft  vor 
handoD,  fieilioh  nicht  nur,  wenn  ancli  häufiger  der  Arbeiter  dirck 
die  Arbeitgeber,  sondern  aneh  umgekehrt  (§.  d04).  Dagegen  bietet 
namenfKoh  das  Reebt  des  Systems  der  freien  Gononrreoi  keine 
genügende  Bürgschaft.  Eine  Reform  des  Reobts,  besonders  ancb 
des  Eigenthumsrechts  an  Kapital,  muss  hier  eingreifen,  aber  eine 
Aufhebung  dieses  Eigcnthumsrecht^  lässt  sich  aus  den  beuti«ren 
Beziehungen  von  Kapital  und  Arbeit  in  dieser  Allgemeinheit ,  wie 
es  geschiebt,  nicht  begründen. 

§.  dOi.  —  2)  Falsche  ZarttckfUhrnag  des  PriTit- 
kapitale  auf  stets  zu  niedrige  Lohne  bei  freier  Con- 
en rrenz.  Die  principiellen  Gegner  des  PriTatkapitals  sefaieibeB 
gewöhnlich  dem  System  der  freien  Conenrrenz  oder  des  „sich  sdbit 
überlasscncn  Verkehrs'*  (Rodbcrtus)  eine  besondere  Mitschnld 
an  den  von  iliueii  beklagten  Verbältnissen  zu.  Dieses  Svstem  soll 
nothwendig  immer  zu  einer  „Ausbeutung"  der  besitzlosen  Arbeiter 
durch  die  besitzenden  Giassen,  insbesondere  durch  die  Rapitalisteo 
fuhren.  Aneh  wenn  nicht,  wie  im  Yorigen  Fall,  jeder  Einkommen* 
bezng  dieser  Kapitalisten  ttberhanpt  als  Ansbentnng  der  Arbeüer 
gilt,  findet  nach  dieser  Ansicht  doch  stets  eine  nnbillige  Herab- 
drttcknng  des  Arbeitslohns  und  somit  eine  unbillige  EinkonuDes- 
Übertragung  von  den  Arbeitern  auf  die  besitzenden  Classen,  arf 
Unternehmer  und  Kapitalisten  statt.  Die  Arbeiter  bekämen  imine: 
nur  ihren  nothwendigen  Lebensunterhalt:  über  den  Betrag  des 
selben  könne  sich  der  Lohn  niemals  dauernd  erheben  („eherne? 
Lehngesetz''  Laasalle's).  Das  heutige  Arbeitslohnsystea 
bei  „freier"  Arbeit  sei  daher  gegen  die  Sclaverei,  bei  wel^ 
die  Arbeiter  auch  eben  erhalten  wttrden,  kein  wesentlicber Foit- 
schritt,  partiell  nnter  Umständen  selbst  ein  Rtteksehritt:  der  „freie^ 

Gitet  ansgesprScheno  Auffassnnp  hat  Schäffle  doch  auch  hier  a.  in  der  Quinte*' 
nicht  verlassen.  "Es  handeK  sich  eben  um  historisch-  u.  Ortlich  rclatir  borechöjtt 
bes.  vom  Stand  der  Technik  mit  bedingte  Postolate  u.  GesUltonfen,  §.  lOS^^^^ 

Rodbertns  nacht  hier  du  oben  in  d.  YorbeoL  ervIhDia  zkMg« 
BtlndJÜM,  Sog.  Fr.  S.  HS,  g«ht  aber  andeneiti  m  weit 
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wie  der  ,,tiiifieie''  Arbeiter  werde  in  der  Hanptsaehe  in  gleieher 
Wewe  ansgebentet.  Das  Privatkapital,  welches  stets  dem  zu  nie- 
drigen Arbeitslohn  seine  Existenz  wenigstens  theihveise  verdanke, 
bei  (lalier  iiiimor  nocb  anfechtbar  f^^ennp^.  In  letzter  Cousequenz 
wird  dann  als  das  einzige  Mittel  zur  licseitigung  der  Lohnarbeiter- 
steUung  und  des  „ehernen  Lohngesetzes'^  wieder  die  Aufhebung 
des  Instituts  des  Priyatkapitals  und  der  privatwirthsehafüiohen 
Prodoetionsweise  verlangt. 

Eine  endgiltige  Anseinandersetzong  mit  dieser  Lehre,  soweit 
dieselbe  mit  deijenigen  vom  „ehernen  Lohngesetz''  zusammenhängt, 
kinn  erst  in  der  speciellen  Lehre  vom  Arbeitslohn  erfolgen 
(2.  Band).  Dort  ist  das  Richti^^e  im  „ehernen  Lohn^^esetz"  anzu- 
erkennen, aber  auch  der  Nachweis  zu  führen,  dass  hier  ein  mög- 
licher und  oft  genug  thatsächlich  vorhandener  Specialfall  der 
LohngestaUnng  doch  mit  Unrecht  zu  einem  nothwendig  all- 
gemein und  ohne  Mitschnld  der  Arbeiter  eintretenden 
,,volkswirthschaftlichen  Oesetze^'  der  Einkommenvertheilung  bei 
freier  Conenrrenz  generalisirt  wird.^*) 

An  dieser  Stelle  genügt  es,  von  einem  anderen  Gesichtspuncte 
aus  den  obin^en  Schln«^s  iregen  das  Privatkapital  zurückzuweisen. 

Eine  schlechtweg  .,naturgemässe"  und  insofern  unanfecht- 
bare Vertheilung  des  Productionsertrags,  einen  „  naturgemässen 
Arbeitslohn''  und  einen  „naturgemässen  Kapitalgewinn''  giebt  es 
in  der  Yolkswirthsehaft  nichts  einerlei  ob  im  privatwirthsebaflt- 
liehen  System  freie  Conenrrenz  im  grosseren  oder  geringeren  Um- 
iange  zugelassen  ist^*)  Sogar  in  einer  anssehliesslieh  ge- 
mein wirth  sc  haftlich  organisirten  Volkswirthschaft  würde 
eine  „naturgemässe"  Vertheilung  fehlen,  man  nitisste  sie  denn  in 
einem  absolut  gleichen  Antheil  Jedes  Arbeiters  am  Ertrage  finden 
wollen.  Vielmehr  würde  sich  hier  das  allein  vorhandene  ,yLohn"- 
oder  „Arbeits"einkommen  naeh  versohiedenen  an  nnd  fttr  sieh 

")  S.  bes.  Rodbertus,  2.  soc.  Brief  n  <rhnn  Zur  Erkcnntn.  S.  28  fr.  Marx 
und  Lassalle.    Letzterer  bes.  im  „oll.  Antworbchruibuu"  (Zürich  S.  15  ff., 

ArbetterlaebDcb  8.  5  ff.  Sehiffle's  Auszug  aus  Marz'  Lehre,  Syst  II,  385  ff. 
Die  socialist.  Lehre  beruht  auf  einer  falschen  Auffassung  der  Lohotheorie  von 
Ki'  nr<1o  fi-rinc.  ch.  5).  Ricardo's  Darsfell.  enthält  die  ihr  so  oft  impufirten  Ein- 
seitigkeiten oder  gar  H&rten  gegen  die  Arbeiter  nicht,  giebt  nur,  wie  öfters,  vegen 
ihrer  abstracten  Fusimg  zu  MiasrentiiHiiiisseB  Ankfls,  ferdieat  ahor  nicht  die  vor^ 
würfe,  die  noch  jtlngst  wieder  A.  Held  (Soc.  Soc.dem.  S.  55)  gegen  sie  erhoben 
L.^t  Gute  Berichtigunfc  dieser  Vorwürfe  q.  VertheidigaDg  Ton  Ricatdo  in  d.  Angab. 
.\llg.  Zt..  Nr.  303,  1878,  Beü.  (v.  G.  Cohn?). 

*)  Auch  Eodbertns*  Theorie  hat  mich  nicht  fom  GegenCheÜ  ttbenengt 
^  8.  0.  §.  2TS.  Vgl  auch  Schlffle,  die  SteUen  in  Anm.  12  det  §.  27S. 
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vielletobt  richtigen  Gesichtspuncten,  wie  nach  der  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  der  individuellen  Arbeitsleistungen  oder  der 
Bedttrfnisse ,  doch  wieder  mehr  oder  weniger  willkUhrlich  ab> 
stofen.  Nicht  anders  ist  es  in  unserer  heutigen  Volkswirtlucbaft. 

Wenn  in  dieser  einmal  das  privatwirthsobaftliche  8jitoD  ueht 
entbehrt  werden  kann  und  die  VoraoBsetsnng  fDr  dasselbe  uidillr 
den  ganzen  yolkswirthsebaftliehen  Prodoctionsproeesa  die  Znkmig 
von  Privatkapital  ist,  ura  in  dieser  Form  Nationalkapital  als  Pro- 
ductionsmittelfonds  zu  bilden ,  so  folgt  aus  diesen  VerhältnisseD 
unvermeidlicb,  dass  beide  Th eile,  die  Arbeiter  uud  die  Kapi- 
talisten, einen  an  .sieb  in  gleicher  Weise  gerechten  Ad 
Spruch  auf  einen  Anthcil  am  Productionsertrag  haben.  Welcher 
Antheily  daher  welehe  Lohnhöhe  und  welohe  Gewi&nhöbe 
jeder  Classe  und  jedem  Einzelnen  in  der  Glaase  „gebflbrt^,  iit 
aber  nicht  allgemein  zn  sagen.  Jedenfalls  ist  keiner  dieser  in- 
theile  etwas  Festes.  Das  Problem,  welches  hier  für  die  Theorie 
im  Allgemeinen  und  lUr  die  l'iaxis  in  jedem  einzelnen  Falle  vor- 
liegt, ist  dasselbe,  welches  oben  in  der  Lehre  von  der  Begründung 
des  Eigenthums  hinsichtlich  des  Versuchs,  das  letztere  kurzweg  aut 
die  Arbeit  zu  „begründen'',  schon  berührt  wurde  (§.  276). 

Im  System  der  freien  Conenrrenz  reguliren  sich  jene  Ertragt- 
antheile  oder  die  Lohne  und  Gewinne  „nach  der  Conenrrenz'',  nseb 
dem  „Gesetz  von  Angebot  und  Naohfhige''  mittelst  i^freiei^  Ver- 
träge Uber  die  Preise  der  Prodacte,  die  L9bne,  die  Zinsen,  Reates 
u.  8.  w.  Da  der  Antheil,  welcher  einem  jeden  an  der  Production 
Betheiligten  „gebtlhrt",  nichts  Festes  ist  und  sich  nicht 
principiell  ableiten  liisst,  kann  man,  wenn  es  auf  Worte  an 
käme,  den  Anhängern  des  Systems  der  Concurrenz  zugeben,  das> 
hier  Niemand  ,,ungebtthrlich''  verkttrzt  oder  begttnstigi 
werden  iLtfnnte.  Die  Vertreter  jenes  Syliems  haben  daraus  sick 
den  Schlos«  gezogen,  dass  die  doroh  freie  Oononrrenz  gerogelie 
Vertheilnng  sogar  die  allein  richtige  und  gerechte  sei  (§.1^V 
Hält  man  sich  dagegen  an  die  Wahrnehmungen  im  Ijeben  vti 
vergegenwärtigt  man  sich  die  Einflüsse,  welche  im  CoucuneBi 
System  zur  Geltung  gelangen  kiuinen ,  so  kommt  man  zu  de» 
entgegengesetzten  Schluss,  dass  gerade  in  diesem  System  der  eit^ 
Theil  vom  anderen  leicht  unbillig  und  insofern  eben  doch  saffa 
lieh  „ungebtthrlich"  ansgebeutet  werden  iLönne.  Freilich  lä^ 
sich  dies  wiedemm  nnr  nach  dem  vagen  Kriterion  des  billi* 
gen  Ermessens  (§.  301  N.  5)  feststellen.  Aber  aecb  latf  ^ 
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Von  Neuem,  dass  bei  aller  Unsii  herhcit  des  L'rtheilö  im  einzelnen 
Falle  doch  uberall  ein  richtigeH  Urtheü  fUr  Durohsclmittärerhält- 
ouse  gefällt  werden  kann,  nnd  dies  gentigt. 

Die  Ankläger  der  Conearrenz.  and  des  Privatkapitals  haben 
nun  darin  entschieden  Unrecht,  dass  sie  als  mögliche  nnd  wirk- 
liche, ja  öfters  sogar  als  nothwendige  Folge  der  freien  Ooncnrrenz 
einseitig  eine  unbillige  Gestaltung  nur  der  Löhne,  eine  „Aus- 
beutung" nur  der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber  ableiten.  Statt 
dessen  muss  eine  zweiseitige  Ausbeutung,  bald  der  Arbeiter 
durch  die  Arbeitöherren,  bald,  wenn  auch  seltener,  dieser  durch 
jene  als  eine  mögliche,  oft  th  atsächliche,  indessen  niemals 
anhedingt  nothwendige  Folge  der  freien  Conearrenz  aner- 
kannt werden.  Daher  bald  aabülig  niedrige  Löhne,  bald  onbillig 
niedrige  Gewinne  (letztere  z.  B.  bei  kleinen  handwerklichen  Unter- 
nehmern gegenllber  ihren  Gesellen  gerade  in  der  Nenzeit  keine 
Seltenheit),  bald  zu  höbe,  bald  zu  niedrige  Preise  der  Producte. 

Hierin  liegt  der  wahre  Nachtheil  des  Concurrenz Systems. 
Er  liisst  siel»  einlach  darauf  zurückführen  .  dass  in  dem  letzteren 
keine  Ordnung,  worin  die  Beziehungen  zwischen  Kapital  and 
Arbeit  anch  mit  nach  Billigkeitsrttcksichten  geregelt  werden, 
keine  gesunde  Organisation,  sondern  nmgekehrt  nnr  eine  Des- 
organisation jener  Beziehungen  erkannt  werden  mnss.  Da  ent- 
scheiden denn  roh  mechanisch  die  Machtfaetoren,  welche  in 
Angebot  und  Nachfrage  von  und  nach  Arbeitskraft  nnd  Ton  nnd 
Dach  Gütervorräthen  zur  Beschäftigung  von  Arbeitern  oder  m.  a.  W. 
von  und  nach  Kapitalien  für  die  Bestimmung  der  Lohn-  und  Ge- 
winnhöhe zur  Wirksamkeit  gelangen.  Aus  diesen  Verhältnissen 
lässt  sich  wohl  ein  Schlnss  gegen  die  Zweckmässigkeit  des  Con- 
correnzsystemSy  nicht  aber  gegen  das  ganze  Arbeitslohnsystem  nnd 
gegen  das  Privatkapital  ableiten.*'*) 

§.  305.  ^  3)  Andere  Einwände  gegen  die  socia- 
listisehe  Kapitalkritik.  Bndlich  begehen  die  Gegner  des 
Privatkapitals  den  Fehler,  aus  der  richtigen  Kritik  des  letzteren 
zuweit  gebende  ÖcblUase  gegen  die  ganze  Institution  zu  ziehen 

^)  Auch  liier  stimme  ich  Bodbertas  bei  in  dem.  tras  •  r  über  die  MAngel  des 

si'  h  *clb->t  ühorlasscnen  Verkehrs  sagt .  wo  dio  ..natürlichen"  Gesetzo  statt  ..vernünf- 
tiger gesella-haftlicher  Gesetze"  den  Productionsertrag  vertheileii,  Soc.  Fr.  6.  46.  — 
NatttTlicb  ist  es  nur  dieselbe  xrillkuhrliche  Behanptonf^  wie  seitens  der  .indiri- 
dualistischen"  Anhänger  der  freien  Con«  nrrcnz  (§.  129),  wenn  die  Theoretiker  der 
etr  er  k  verei  nsorganisation  ohii«-  Weiteres  annehmen,  riiejenige  Lohiiregelung. 
welche  ans  dem  Pactiren  der  Arbeitgeber  mit  den  zn  (iewerkFcrcinen  orgauisirten 
Arbeitern  hervorgehe,  sei  schlechtweg  die  richtigste  o.  gerechteste. 
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(§.  303).  £e  genll^  dies  in  enieiii  Haaptfalle,  bei  dam  Beng  voi 
Conjimctiirengewinneii  und  Renten  (d.  h.  Einkommen  ki 
Prüdnetionskostendifferensen  §.  301  rab  4)  nnehraweisen. 

Iiier  wird  in  der  Tbat,  wie  früher  dargelegt,  von  einer  PenoB, 
z.  B.  rein  in  Folge  eines  Privateigenthumsrechts  am 
Boden  oder  an  einem  andren  Productionsmittel,  ein  Einkommen 
kraft  der  ^ygesellschaftl ichen  Zusammenhänge'^  be  | 
zogen,  welches  nicht  auf  individaeile  ökonomische  Leistung  de^ 
Besiehen  (Arbeiten,  Sparen)  snrttckznftthren  ist  Dient,  wie  oitmak, 
dieses  Einkommen  anr  Eapitalbildang,  so  hat  dieses  Privatkapitil 
bei  seinem  Besitzer  aHerdings  einen  im  Allgemeinen  reeht  woU-sb 
bemängelnden  Ursprung. 

a)  Allein  eine  wenigstens  relative  Rechtfertigung*^)  solchen 
Gewinnbezngs  und  solchen  Kapitalbesitzes  folj;t  einmal  aus  der 
Tbatsache,  dass  die  einzelnen  Empfänger  jener  ökonomisch 
nnver dienten  £inkommen  im  heatigen  Wirthschaftsaystem  anch 
die  Tri^ier  der  aas  den  Conjonctaren  hervorgebenden  ökonomisch 
nnverschnldeten  Verloste  sind,  —  ein  praktiseb  oft  nieht  im- 
wichtiger  Fall  s.  B.  bei  Omnd-,  Hans-,  Eisenbahn-,  MasehissD' 
Eigenthum. 

b)  Sodann  rechtfertigt  es  sich,  besonders  in  den  hänfigeu 
Fällen,  wo  nicht  dieselben  Personen  Gewinn  und  Verlust  aus 
der  Conjunctur  traf,  z.  B.  bei  rechtzeitiger  Veräusserung  im  Preise 
gestiegenen  Grundeigenthums,  iUr  die  G  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t ,  welche  diesen 
Gewinn  durch  ihre  Entwieklang  nnd  Thätigkeit  direct  and  indiieet 
sebnf,  dnrch  Staatsmassregeln,  besonders  durch  Stenern  deo 
eriangten  Grewinn  in  billigem  Umfang  in  Anspruch  an  nehmoi. 
Hiernach  ist  eine  Bestenernng  der  Gonjuncturengewinse 
(Gr un  d  reute!)  als  solcher  principiell  statthaft  und  noth- 
wendig**):  ein  Postulat,  das  in  der  Praxis  zwar  manchen  Schwie- 
rigkeiten bei  seiner  Verwirklichung  begegnet,  indessen  nicht  UDer 
fUUbar  ist,  wenigstens  innerhalb  der  Grenzen,  welche  in  der  voIIls- 
wirth8chaftli(;hen,  finanziellen  und  Socialgesetzgebong  ttberhsnpt 
flir  dieDnrchilihmng  einer  theoretisch  richtigen  Forderung  anerksnot 
werden  mtlssen.*^ 

Nur  eine  relative  Rechtfortif^ung:  donn.  wie  die  Socialiston  rirhtisr  eiiif^ 
weodet  haben,  verliert  die  KapiUiü>teQC lasse,  als  Ganzes  aufgefa&st.  wenig  <fk: 
niehto,  Modem  nur  zwischen  den  einzelnen  lü^^italislen  findet  bei  YertMlfli 
Kapitälubertraganf  statt.    So  argomentirt  auch  Rodbertns  mehrfach,  Ihdck 

Pierst  orf  f. 

")  S.  schon  oben  §.  76.  bes.  Anin.  8.  S.  99. 

**)  KSheres  darttbcr,  bes.  Uber  die  Steuer tf^chni «che  Seite  der  Fnft,  » 
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e)  Mftn  kann  endlich  selbst  noch  weiter  in  der  Antikritik  der 
»ocialistischen  Kapitalkritik  gehen.  Angenommen ,  es  erfolge  die 
eben  erwähnte  Correctur  der  Einkommen vtitheilung  nicht,  —  also 
in  der  Hauptsache  der  Fall  der  Gegenwart  —  oder  sie  erweise  sich 
uiMBfllhrbiur  oder  aozureicheDd :  selbst  hier  würde  einzuwenden 
leiB,  man  mttBse  die  i^imverdienteii*'  Gewinne  und  Kapitalien  den 
Beiiehem  kuuen,  weil  dieser  Znstand  yoranssetsnngsweise 
alsdann  als  ein  mit  dem  ganzen  privatwirthsehaftlielien 
System  untrennbar  verbundener  erscheinen  wtirde. 
Dieses  System  kann  man  aber,  nach  allem  Vorausgesehickten,  zwar 
einengen,  aber  nicht  beseitigen.  Man  braucht  es  insbeson- 
dere, was  an  dieser  Stelle  das  entscheidende  Moment  ist,  als 
wenigstens  tUr  jetzt  indispensables  Mittel  zur  Bildung  des 
Xationalkapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals.  Hier  erfüllt  es 
somit  höchste  Interessen  der  Qesammtheit,  der  Volkswirthschall^ 
sieht  nur  der  Privatwirthsohaften,  nnd  schlimmsten  Falles 
mttssten  deswegen  jene  Uozntrftglichkeiten ,  jene  partiell  ,,nnver- 
diente'^  Vertbeilung  des  Volkseinkommens  und  des  Kapitalbesitzes 
mit  in  den  Kauf  genommen  werden.") 

^.  3Ü6.  —  4)  Das  Sparmoment  bei  der  Bilduuj^  des 
Privatkapitals.  Zum  bchiuss  ist  auch  noch  gegen  die  socia- 
listische  Kapitalkritik  einzuwenden,  dass  der  förmliche  Spott,  mit 
welchem  mitunter  das  Sparmoment  in  dem  Process  der  privaten 
Kapitalbildnng  behandelt  worden  ist|  onhegrllndet  ersoheint|  wenn 
er  anch  dnrch  die  falsehe  panc^^yrische  Lobpreisung  des  Sparens 
in  der  britischen  Nationalökonomie  und  vollends  in  dem  deutschen 
Ableger  derselben-")  hervorgerut'eu  wurde.  Es  ist  oben  dargelegt 
worden,  dass  das  bparmoment  einseitig  betont  wurde  und  dass  der 


i  Bande  der  Kinanzwisscnsch.  S.  auch  mein»;  Coniui. steuerfrage,  Lpz.  1S7S,  S.  40 
u  den  dort  erwäLnten  Versuch  ui  Brcuieu,  der,  weil  unrichtig  anget äugen,  rück- 
gängig gemacht  werdeu  mu:>aite,  aber  ein  au  stich  richtiges  Pnucip  euthieit.  Darüber 
meuk  Votam  za  Hftnssen's  Votum  in  d.  Bremer  Steueraugelegenh.,  1877. 

**)  !S.  0.  Anm.  13  u.  15,  die  Stollt^ii  au.->  St  häffle's  Systeui. 

Vgl.  die  Vüü  Lassalle,  Kap.  u.  Arb.  b.  lUiJ,  mit  Reclit  iioi^itiiitc  Darlegung 

Vttrbältui:>sos  durch  J.  Faucher,  wo  eä  heh>at:  „wer  Kapital  ausammelt^  hat  sich 
Entbehrungen  noferieft  .  .  .  Dafür,  da»  er  seinen  Vomth,  die  Frftchtc  seiner 
KiitiialtäHmkeit  hergicbt,  muss  er  belohnt  werden  und  das  geschieht  durch  Zahlung 
von  Zinsen,  denn  diese  Entbehrung  iat  soviel  und  oft  noch  mehr  werth  ah« 
die. Arbeit  selbst.  Es  ist  daher  nicht  möglich  (f\),  dass  der  Arbeitslohn 
Mif  Konten  des  £utbohruiigslohns  «ich  erhöht.**  Ks  ist  nicht  leicht  möglich, 
eine  g'Ute  Sache  durch  solche,  selbst  vom  Standpunkte  des  (,'oiicurrenzsystcms  aus 
durchaus  unrichtige  Beweisführung  schwerer  zu  schädigen,  als  es  hier  von  einem  der 
budcuicudsteu  V  ertreter  der  deutschen  Freihaiidelsschulo  geschieht.  Die  leiteude  Idee 
iicaauDt  f<m  Senior  her,  pd.  econ.  p.  68  £  * 
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ganze  Ansdrack  ^^Sparen^'  fttr  diejenigen  Uber  die  ProdoctioB  ind 
Consumtion  der  Oflter  disponirenden  Thitigkeltai ,  dnreh  wdehe 

das  Kapital  cntsteljt,  lekht  irre  leitet.  Aber  ersetzt  man  das  Wort 
durch  das  richtige  oder  legt  man  ihm  die  Bedeutung  bei,  welche 
Diejenigen  im  Grunde  im  Sinne  haben  müssen;  die  das  Kapital  darcb 
,,Sparen^'  entstehen  lassen,  so  fällt  der  Grund  der  Polemik  weg. 
Man  mnss  es  ancb  gerade  immer  wieder  als  die  ökonomisebe 
Fnnotion  —  in  einem  httheren,  aber  nicht  nnriebtigen  Sinn:  ak 
das  y)Amt*'  —  der  Woldhabenden,  der  Unternehmer  und  der  bk- 
her  igen  Kapital-  nnd  Ghrandeigenthttmer  beseichnen,  die  nodiwes- 
digen  Dispositions-  und  Sparacte,  durch  welche  allein  National- 
kapital entstehen  kann,  wie  Beauftragte  der  Volkswirtli  i 
Schaft  vorzunehmen,  — :  im  Interesse  der  letzteren,  weil  , 
eben  nach  dem  Dargelegten  die  Bildung  des  Nationalkapitals  oiil  t  i 
allgemein,  und  bisher  nur  in  geringem  Umfange,  direct  durch  die 
Gemeinschaft  selbst  erfolgen  kann.  Dasselbe  gilt  von  der  Ver- 
wendung dieses  Kapitals.  Die  kapitalisirenden  Persona  neham 
jene  Acte  allerdings  im  eigenen  Interesse  vor,  aber  sie  erfWlea 
damit  das  auf  keine  andre  Weiee  zn  befriedigende  Qemeinsehifb- 
interesse.  Gerade  darin  liegt  der  innere  Grund,  desötiitwcgeu 
die  Rechtsbildung  I'rivatkapital  als  Eigenthunisart  und  einen  Ge 
winn  als  Antheii  des  Kapitalisten  am  Productionsertrag  zolasseo 
mnss. 

Auch  im  volkswirthschaftliohen  Interesse  liegt  dann,  wie 
ttbrigens  selbst  die  Theorie  in  der  Smith'sehen  Nationalökonomie 
oaelstens  mit  Beoht  herroigehoben  hat,*^)  eine  hOehst  mOglielM 
Kapitasilimng  des  Einkommens  gerade  der  Wohlhabendes,  der 

Zins-  und  Renten bezieher  oder  m.  a.  W.  eine  möglichst  grosse 
Sparsamkeit,  eine  möglichst  geringe L u  xus consumtion  derselben. 
Und  in  der  \'ermeidung  oder  BeschrUnkung  der  letzteren 
seitens  der  Bezieher  eines  grösseren  Einkommens,  denen  rechtlicb 
die  beliebige  Verwendung  desselben  gestattet  ist,  kann  auch  wieder 


"^'Aiich  Uor  stimmt  die  BeveifftUiiiinsSchftffle's  viodar  guu  mit  der  a«üi- 

gen  übcrcin.  Vgl.  die  Stollen  in  AlUD.  15  n.  15.  Auch  P ie rstorff ,  t'ntcniehine> 
gewiim,  S.  225  Uber  bchälfle,  in  licbügar  Beütinuuuiii;}  luui  den  gsiuea  ikUu»- 
abächniU  S.  195  lt. 

A.  Smith.  irealUi  of  n«t  II,  eh.  2,  (Asher  I,  SSI  ff.),  Hill,  poL  Oek«c 
B.  I,  Kap.  5.  §.  5,  T.  Hermann,  Untoniuch.  Abh.  X,  bes.  Abschu.  3-5.  Di«^- 
gego  II  gesetzte  Aasirht.  iJhjss  t*in  gewisser  Lu\u^  «ler  Wohlhabendeu  im  liiteresie 
arbeitenden  Clasöcn  liege  und  daher  die  Span»auikeit  der  erstoreu  m  weit  gch<l  tt*^ 
Wild  s.  Th.  ron  Sismondi  reitretan.  S«br  weit  gdU  darin  r.  Kirehmans,  i.  dir 
AosxOge  in  Rodbertus'  z.  Beleadit.  d.  soc  Fcage  S.  13  ff. 
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ein  gewisses  persönliches  Ökonomisches  und  selbst  moralisches 
Verdienst  liegen.  Man  darf  nur  die  Thatsache  nicht  in  der  Weise 
übertreiben  und  die  Beweisführung  der  Sparthoorie  nicht  dadurch 
lächerlich  machen,  dass  mau  hier  kurzweg  von  ^^EDtbehren^',  tou 
^Darben"  spricht ,  als  ob  es  sich  nur  um  das  Sparen  bei  kleiuen 
LenteDy  Arbeitenii  Beamten,  kleinen  Unternehmern  handle.  Oeimde 
ui  den  Fällen  der  grosseren  Kapitalbildong  passt  eine  solche 
Beieiehnnng  gewOhnlieh  gar  niehi  Denn  höchstens  liegt  hier  eine 
mässige  Luxusbeschränkung  vor,  welche  oft  genug  um  so  weniger 
ein  „Verdienst"  ist,  weil  eine  noch  grössere  Luxnsconsunition  für 
die  Betreffenden  einfach  aufhört,  ein  Genuss  zu  sein,  unter  Um- 
ßtäoden  selbst  ein  Opfer  oder  sogar  thasächlich  unmöglich  wird. 

III.  —  §.  307.  Das  Schlussergebniss  der  Unter- 
suchungen Uber  das  Kapital,  s«ne  Entstehung  und  Ver- 
mehrung ist  dn  für  das  Priyatkapital  gttnstiges.  Das  letz- 
tere muBS  wenigstens  in  der  heutigen  Volkswirthschaflt  und  fttr  nn- 
absehbare  Zeit  aus  den  schwerstwiegenden  Orflnden  des  volks- 
wirthsc haftlichen  Interesses  vom  Rechte  zugelassen  werden.  Denn 
das  unentbehrliche  Nationalkapital  kann  sich  grossentheils  nur  als 
Privatkapital  in  der  erforderlichen  Menge  und  BeschafFenheit  bilden 
und  vermehren  und  nur  als  solches  zweckmässige  Verwendung  finden. 

Fttr  die  Eigenthumslehre  und -Politik  ist  daher  die  Frage 
nach  der  Ausdehnung  des  Privateigenthums,  welche  su  den 
Toransgehenden  Erörterungen  Aber  das  Kapital  (Uhrte  (§.  2ö7), 
dahin  an  beantworten,  dass  sich  die  Privateigenthumsinsti- 
^ntion  auf  das  Kapital  mit  ausdehnen  muss. 

Aus  der  vorstehenden  l'iitcrsucliung  sind  indessen  für  die 
Rechtsordnung  des  Kapitaleigenthunis  zwei  weitere  wichtige  ISchlüsse 
abzuleiten,  welche  zugleich  auch  für  unsere  Gegenwart  schon  ein 
Zugeständniss  an  die  Gegner  dieser  Institution  enthalten. 

1)  Der  erste  Schluss  betrifft  die  Ausdehnung  des  privaten 
Kapitaleigenthnms  und  die  thatsSehliche  und  eventuell  auch  die 
rechdlohe  Beschränkung  dieser  Ausdehnung.  Es  giebt  nemlich 
allerdings  schon  heute  im  grossen  Umfange  Kapitaleigenthnm  in 
dem  Besitze  der  Zwangsgemeinwirthschaften,  vor  Allem  des  Staats 
und  der  Gemeinde,  und  zwar  auch  für  Zwecke  materieller  Pro- 
duction.  Die  mancherlei  wichtigen  Zweige  privatwirthschaftlichen 
£iokoinmens  von  Staat  und  Gemeinde,  ferner  viele  Zweige  ge- 
bOhrenartigen  li^inkommens,  besonders  im  Gebiete  der  Cuitur-  und 
Wohlfahrtsfbrdernng,  die  grossen  Öffentlichen  Verkehrsanstalten 
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(EisenbahneD,  Post,  Telegraphiej  u.  s.  w.  sind  bekannte  Bespiele. 
Oeftei'ö  waltet  hier  staatliches  und  commuuale.s  G  r  u  u  d  eigentbain 
vor,  wie  bei  F'eldj^litern ,  Forsten,  Bergwerken,  aber  damit  ist  ge 
wöhnlich  auch  ein  mehr  oder  weniger  beträchtliches  Kapitaleigen 
tham  verbmideiL  Mitunter  steht  letzteres  auch  selbständig  d%  t.B. 
im  Wagenpark  von  Verkebnanstalten.  Nebendem  privaten  eiJilBt 
also  in  derTbat  ein  bedeutendes  Offentliehes  MaterialkapitaL 
Dasselbe  bildet  nnd  Termehrt  sieh  anoh  nieht  bloss  dnieh  Ver- 
mittlung von  Priyatkapital  oder  aas  Stenern,  sondern  vielfach 
direct  durch  die  erforderlichen  Dispositionsacte,  welche  die  be- 
treffenden Verwaltungen  hinsichtlich  der  Productiou  und  der  Ver 
Wendung  der  fertigen  Güter  treffen:  wenn  z.  B.  eine  Forstbehörde 
Wegebauten,  eine  Eisenbahnverwaltang  Wagenbaufabriken  o.  dgl.  m. 
leitet,  oder  wenn  ans  dem  Einkommen  des  Yerwaltangssweigs  ein 
Betrag  snr  Melioration  oder  anoh  inr  ersten  BegrOndnng  einer  B^ 
triebsanlage  yerwendet  wird.  Aehnliche  Fälle  sind  in  der  Ifilittr- 
nnd  Marinererwaltnng  Eahlreieb.  Hier  wird  also  thatsäehliek 
das  Problem  einer  Bildung,  VermehruUj;  und  Verwendung  von 
Nationalkapital  ohne  Vermittlung  von  Privatkapital  gelöst.  Jede 
neue  Ausdehnung  der  zwangsgemeiuwirthschaftlichen  Thätigkeit 
vermehrt  das  Natiouaikapitai  in  der  Form  des  Öffentlichen 
statt  bloss  in  derjenigen  des  Privatkapitals.  Eine  principielle 
Grenae  ittr  diese  Entwieldang  läset  sich  nieht  angeben:  sie  wiid 
thatsächlich  immer  wesentlich  ^om  Stande  derProdnotionstechnik 
nnd  von  der  Bewährung  des  privat wirthsehaftliehen  SysteiBi 
abhängen  müssen.  Unsere  Zeit  nähert  sich  daher  dem  socialisti' 
sehen  Ziele  ohne  Zweifel  (§.  104a,  109d,  176,  295,  296).  Der 
üebergang  jedes  neuen  Productions-  oder  Leistungszweigs  an  den 
Staat,  z.  B.  im  Verkehrswesen,  ist  eine  Etappe  nach  diesem  Ziele. 
Bloss  die  Unklarheit  der  Gegner  der  Socialisten,  welche  Leideo 
Schaft  blind  macht,  kann  das  verkennen.  Der  Irrthom  der  Socia- 
listen liegt  nur  darin,  statt  einer  langsamen  geschiehtliches 
Entwioklung  eine  plOtsliehe  allgemeine  Umgestaltnig 
dnrch  Staats-  nnd  Rechtszwang  und  statt  einer  Einengung 
des  ])rivatwirth8chaftlichen  Systems  und  des  Privatkapitals  eine 
völlige  Bescitif^ung  beider  durch  „öffentliche  Wirtb 
schaff-  und  „öffentliches  Kapital"  herbeifuhren  zu  wollen, 
—  was  nach  dem  Früheren  für  ungemessene  Zeiten  als  unerreichbar 
nnd  unerwünscht  erscheint  Im  Uebrigen  ist  das  Problem  derfie* 
schränknng  der  Ausdehnung  des  Privatkapitals  in  der  Eigentimw- 
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Ordnung  dasselbe  wie  dasjenige  der  Beschränkung  des  privatwirth- 
scliaftlicheu  Systems  in  der  Ordnung  oder  Organisation  der  Voika* 
wirthschaft  (s.  Kap.  3  u.  4  der  1.  Abtbeil.)-*®) 

2)  Der  zweite  Scbluss  betrifft  den  Inhalt  des  £igentbams- 
recbts  in  Besag  auf  PrivatkapitaL  Gerade  bei  der  Beaehtang  der 
fiir  die  Bildang  des  letzteren  massgebenden  Momente  wird  man 
bei  allem  Festbalten  an  diesem  Privateigentbun,  als  dem  hanpt- 
ilcblieben  Mittel  der  Bildung  von  Nationalkapital,  dem  Staate  und 
der  Gesetzgebuug  das  Recht  einräumen  müssen,  nicht  nur  nach 
lieiü  Individualinteresse  des  Kapitalisirenden   und  seiner  Reebts- 
nacbfolger,  sondern  zugleich  nach  dem  G  cni  e  i  nsc ha fts Interesse 
der  ganzen  Volkswirthscbat't  den  Inhalt  dieses  Eigenthums  fest- 
zustellen y  daher  erentaell  aneh  die  Verfttgangsfreiheit  des 
Eigenlhflmers  naeh  diesem  Gesiohtspnnete  zu  besehränken,  und 
demselben  weitere  Verpfliebtnngenaofznlegen.  I>er  absolute 
Inhalt  des  Eigenthnmsrechts  ist  in  Bezng  anf  Privatkapital  nicht  • 
nur  noch  mehr  als  bei  dem  meisten  anderen  Eigenthum  und  kaum 
weniger  als  bei  Grundeigenthum  unzulässig  wegen  der  Verwen- 
dung des  Kapitals,   sondern   auch  unnöthig  nach  der  Ent- 
stehongsart  desselben.  Denn  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass 
wesentlich  dasReoht  die  Vertheilung  des  Nationalkapitals  als 
Privaieigenthnm  an  die  einzelnen  Besitzer  bestimmt  (§.  298),  and 
dasa  es  nar  Gründe  des  Gesammtinteresses  sind,  ans  welchen 
Privatkapital  yom  Rechte  zugelassen  wird;  wenn  man  erwftgt,  dass 
jie  Privatkapitalisten  eben  nur  Fanctionftre  der  Volkswirth- 
ichaft  für  die  Bildung  und  Verwendung  des  Nationalkapitals  sind, 
io  wird  man  dem  Staate  nicht  nur  das  Recht,  sondern  die  Pflicht 
'.uschreiben,  die  Bedingungen  festzustellen,  unter  welchen 
iie  Kapitalisten  ihr  Eigenthum  besitzen,  „ihres  Amts  warten** 


••)  Im  Gewerbe  zeigt  die  (regcnwart  auch  eine  viel  weitere  Ausdehnunsr  des 
PriFAtkapitalü  ab  in  fruhcreu  Zeiten,  z.  B.  iu  der  mittelalturL  Wirthächaft:>orduuog, 
n  llMvsn  Zonftw^D  n.  t.  Gewisse  Eiiirielitoiigen  aUgemeinerar  Art  n.  Benateang, 
,  B.  W»linittblen .  Lagerhäuser,  Kaufhäuser,  Plätze  für  die  Vornahme  tcchn.  Opera- 
innen  fbei  dor  \\'i  l»t'rei,  Färberei  u.  s.  w.),  Hackuicn,  u  v.  A.  in.  waren  vielfach 
uüeotiicbes '  Eigcathum  der  Stadt,  der  Zunit,  oder  Eigeuthum  des  Graudherru,  nicht 
es  einxelnen  Gewerbetreibe&den,  irie  jetzt  meistens.  Vgl.  a.  A.  L» aiprecht,  finuizfls. 
^IrthichJehre  S.  104,  Schmoller,  Strassb.  Tucher/unft  passim,  Thun.  Ind  am 
icderrbein,  passim.  Also  nicht  nur  beschränkterer  Inhalt  des  Eigenthumsrechts, 
mdera  auch  geringere  Au^chnung  des  Phratkapit&ld.  Vielleicht  fuhrt  d.  moderua 
'«ehnih  (Dampfkraft  z.  Benins,  t  kleine  Gewerbetreibende i)  aach  vieder  m  solchen 
jttan  ^alÜMitL''  Eigenthuns. 

ji,  W»V>«r,  OTUdl«g«iif.  1  kvA.  41 
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sollen.*^)  Von  einem  „principielleu  Widerspruch"  von  Zins- 
gesetzen,  Pacht-  und  Mieth'^esetzen,  Fabrikgesetzen,  VerpflichtUDgen 
za  Beiträgen  fllr  gewcrkliche  Hüfiioaesen,  für  die  Krankheita-, 
Altenvenoigmig  der  Arbeiter  o.  8.  w.  mit  dem  PriTateigenthuiD 
kann  also  keine  Rede  sein.  Die  flreibftndlerisehe  Polemik  darf  mh 
nieht,  wie  sie  es  thnt,  gegen  solehe  Geselle  an  und  ftlr  sieh,  ms- 
dem  nur  gegen  dieselben  wenden,  weil  sie  im  oonereten  Falle 
ungerecht  oder  uuzweckmässig  sind. 


Es  ist  nicht  unzulassifr.  in  allen  Fragen  des  Privatkapitals  an  das  schön» 
Bibelwort  von  der  Pflicht  dett  „Wucheros  mit  dum  anvor trauten  Pfunde"  za  exinBen. 
Dia  Consequenz  diflMS  Vorti  ist  aber  nicht,  dan  die  EnttcheidiiDg  über  die  ?c^ 
fu<;ang  allein  dem  sittlichen  Willen  des  Eigenthttnen  aaheiiDiiüIe,  nur  in  äm  QeUfll 
der  Moral,  nicht  de»  K<;.  hts  (gehöre. 

Di«  richtige  Cuuscqueuz  der  Kodbertus  üchen  Lebreu!  Auch  hier  nickt 
prindpieDe  Yenrerfbnf  des  Prividti^itelB  lud  Kapitalgevimis«  soadem  m  R cgeUif 
derselben  durch  ein  „?cmunftiges  Gesetz**  statt  des  freien  GehealiMens  im  heati|:«a 
Verkehr.  Vgl.  K  o  d  b  c  r  t  u  s ,  Soc.  Fn«e  S.  146,  222  a.  obea  Vwbem.  &  »Ul  1  tbet 
seine  anzagrcifendcu  Folgeningen. 
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Viertes  KapiteL 

Die  Eigentbiumsordnuiig. 

Die  Ausdehniiiig  des  PriTateigentlmms. 

II.  Das  prirate  Grundeigeutlium. 

Vorbemerkung.   Die  prindpieUe  McialOkonomisehtt  Fng«  beim  Oraadeigeii« 

thüm  ist  hier  in  der  „Grundlegung":  ob  überhaupt  und  an  welchen,  naell 
dta  Zwecken  oder  Beuutzuo  g^ar  len  (§.  25U)  unterächiudenuu  Bodenkategori  een 
ein  Pri  vateigentbam  Ton  der  Kcchtsordnung  zugelaiusen  werden  soll.  Auch  diese 
Fnge  ist  in  der  eigentlich  volkswirthsichaftlichcn  Literatur  bisher  nicht  viel  mehr  alt 
die  loei^tcü  principiclleii  Krajrcii  des  wirtb^chafilichcn  Verkehrs  rechts  erörtert  worden, 
(iewdhalich  ist  auch  das  private  Grundeigciithuui.  wie  alles  Privateigunthum,  als  die 
fleibetferst&ndlicbe  Voraussetzung  sowohl  des  practischeu  Wirthschaftslebcns  als  der 
tbeoretüchen  Unterbucliung  deSBelbeu  angesehen.  £s  gilt  daher  doch  im  Ganzen  auch 
für  diea  Eigenthum  da>jonigc,  was  in  di-ii  Vorbemerkuni^rn  S.  .'M2  (f.  niid  S.  502  ff. 
aia  ein  Man^  der  wissenschaftlichen  Behandlung  hervorgehuben  wurde,  welcher  be- 
seitigt werden  moae.  Dieser  Mangel  ist  nnr  um  so  auffälliger,  da  gerade  die  Rech  ts- 
geschichte  des  Grund eigenthums,  bes.  die  deutsche,  ein  mit  VoiÜebe  und  rich- 
tigem Vcrständniss  behandcltLi  (ic-^on^taiid  auch  für  die  Nationalökonomen'  war.  Die 
üechtageschichto  belehrte  über  die  ^auz  anderen  „Formen  des  menschlichen  Herr- 
icliaftiveililltniMes  in  Bezog  «if  de»  Boden"  (§.  826),  welche  frtther  auch  bei  ans 
Bud  MMkdenwo  bestanden  haben.  Die  Nationalökonomie  hat  auch  in  treff  lichen  agrar- 
Dolitischcn  Üntersudiungen  (Roscher)  die  bcdinircnd(;n  ökonomisch  -  technischen 
'Jrsacheik  der  Entwicklung  und  Aeuderuug  der  Formen  jenes  Ilcrrschafksverh&ltiiisses 
largdlegt.  Nenei»  onltnihiilOfiBehe  und  geographisch -aafhropolugisohe  Fonchungen 
laben  dann  ausserliaib  des  Kreises  der  meistens  in  solchen  Dingen  allein  betrachteten 
;uropäischen  Völker,  die  älteren  und  die  noch  bestehenden  (irundeigenthunisrprhJÜt- 
össtt  der  aaiatiscben  und  anderer  Völker  kennen  gelehrt  (De  Lar  cley  e «  Main  e  u.  A.  m.). 
Ibeir  OL  einer  allgemeinen  principiellen  Erftrternng  aber  da»  ganze 
teclitsiliititnt  des  privaten  Grundeigenthums  ist  es  dennoch  nicht  ge- 
ommen.  Bemerkenswerth  bleibt  jedoch,  dass,  soweit  eine  nationalökonomische  Be- 
chidtiguug  mit  der  principiellen  iiechtsfrage  des  Phvateigeuthams  überhaupt  stattfand, 
ieae  sich  Ikit  ganz  auf  das  Qrnndeigendhum  beschlinkte  (und  sonst  nur  etwa  das 
eiati  g e  Eigenthom  in  die  Discnsslon  zog).  YeigL  daher  auch  hier  die  Litantur- 
Bgmben  S.  öoH  ii'. 

Mit  dem  privaten  ürundeigenthum  hat  sich  die  Volkswirthscbaftslebre  sonst  vor- 
emlich  in  Bezug  auf  drei  Pnncte  besehiftigt:  einmal  die  theoretische  Natiooal- 
^onomic  in  Bezug  auf  die  Lehre  von  der  Grundrente;  dann  die  prac tische 
ationalökonoraic,  bes.  die  Agrarpolitik  in  Bezug  auf  die  fruhere  und  jetzige 
eclitso  rduuug,  daher  auch  auf  die  Geschichte  des  Grundeigenthums, 
im.  das  lindlichen;  endlich  erOrtaita  die  Finanzwissenschaft  die  nach  der 
»ocreten  Sachlage  in  unseren  Staaten  bes*.  practische  Frage  Uber  die  finanzielle 
;r  c;  ck  m  ässigkeit  von  Staatsgrundeigenthuffl  (Dom&nen wesen),  welches  als 
L  u  a  ü  2  v<^rmögen       25)  dient. 
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Die  Grundrcntenfraj^e  berührt  sich  mit  der  allgemeinen  principiellea  Fnf!, 
ob  es  Uberhaupt  Privateigeiithum  am  Boden  geben  soU,  sehr  nahe,  jedoch  gtbi 
letztere  Frage  nicht,  wie  vieltach  angenommen  wird,  ganz  in  die  erstere  aaf,  ii' 
mit  der  Ansicht  aber  die  Grondrante  ist  diejenige  Uber  dai  piirate  Gnmdägnltai 
noch  nicht  ohne  Weiteres  entschieden.  Ein  Hauptanffrüf  ist  [rc^ren  die  Itistitnüin  .!d 
privaten  Grundeigenthums  regelmassij;  mit  dem  llmweis  daraul  gefuhrt  worica.  dia 
der  EigenthUmur  als  solcher  nur  kraft  seines  Eigenthamsrechts  in  der  Gruüuiöje 
«bi  Einkommen  beziehe,  weichet  er  nicht  penOnlich  iMnmomisch  renUent  habe,  dm 
das  Qnmdoilgenthum  also  als  Monopol  wirke  (brit  NationalOkonomen ,  wie  Seuici.; 
pol.  econ.  p.  105  ff".;  danach  b.^s.  der  französ.  SocialismusX  Diesen  Angrif  scdteaj 
Andere  dadurch  abzoschlagou ,  dass  sie  das  Vorhandeusoiu  einer  solchca  Gni^l 
roDte  und  damit  diesen  ans  ihr  abgeleiteten  Monopdcharacter  tlbeihaupt  liopaa 
(Bastiat  und  seine  Schule,  bes.  auch  die  deutschen  Freihändler).  Indessen  ist  di^e 
Gegenbeweis  entschieden  missglückt.  Von  anderer  Seite  ist  der  Bezug  einer  ^ni>\ 
rcnto  durch  den  Nachweis  der  vortheilhaften  Function  dieser  Einrichtung  („Prämi^'i 
function''  der  Rente,  Schäffle)  und  durch  eine  V erallgemeineroif  dsl 
Rentenprincips  ausserhalb  der  Grundeigenthnms-  nnd  BodenproductionsrerbÜtLa^ 
(v.  Mangoldt,  Schilffle)  /.u  rechtfertigen  gesucht  worden.  Der  Tragweite  dioa 
Beweisführung  filr  die  Privateij^enthumsfrage  vennatr  ich  mich  nur  zum  UdL«- 
Theil  auzuschlie&seu.  Schaf  Tie  selbst  hat  jcut  im  Soc.  Küi'pcr  Iii,  Z^O  ^tliif 
weite  seiner  eigenen  firttheren  Ansfithnng  beschünki  Die  ganze  Benfes«  and  ' 
Grundrentenlehre  gehört  indessen  erst  in  den  2.  Theil  des  Lehrbuchs  ^Allg^ua.  Vo^ 
wirthschl.  bes.  d.  privatwirthsch.  Systems).  Pur  die  principielle  Seite  der  Fxt^t  Td| 
privaten  Gruiideigenthum  hat  sie  eine  grosse,  indessen  nicht  die  allein  entsdtcii 
Bedentang.  Fflr  das  Weitore  beiiehe  ich  midi  auf  den  Text  im  Felgendm. 
tMonerim  forläufig  nur,  wie  schon  mehrfach,  dass  ich  (auch  Rodbertas  gegea 
am  Kom  der  Ricardo-Thtinen 'sehen  Grundrententheorie  festhalte .  die  Grundreote 
als  ein  aus  ProdactionskostendiU'ereuzen  sich  ergebendes,  nur  krafi  des  Eigtutkai 
bezogenes  ,4)ifieienz-Einkommen'*  anifiuse  (§.  SU1  sab  4,  §.  312),  sie  nicht  ab  i 
einzige,  iber  als  die  weitaus  practisch  und  theoretisch  wichti^:ste  und  andu^nidi 
Rente  ansehe  und  in  ihrem  Priratbezug  eine  vielfach  bedenkliche  Einwirkung  m 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  zu  Gunsten  der  Grund eigenihiüner  icna 
städtisches  Grundcigenthuml;  crkeuue,  eine  Eiuwiikaug,  weiche  in  der  That 
wichtigen  (ikimomischen  Beweisgmnd  gegen  piirates  Gnindeigenthnm  bildet  Ii 
§.312  nebst  liter.  Noten.  Für  die  ganze  Streitfrage  bes. :  B  e  r  e  n  s .  krit  Dogmtaräc 
d.  Grundrente,  Lpz.  ISlib.  Einen  entscheidenden  Grund  ^etren  Priv*:;:^:« 
eigentham  liefert  die  Thatsache,  die  mir  mit  den  meisten  ^'ationalokouomcfl  ^ 
Bicardo'schen  Schnle  vnd  den  Sodalisten  nnbestreitbar  erscheint,  dam  Msdiek  d 
private  Bmg  der  Gronäreute  dem  SgtnthUmer  ein  von  ihm  „persönlich  itt 
nomis^'h  ii  n  r  e  rd  i  en  t  e  s  "  Einkommen  zuführt,  gleichwohl  nicht:  und  zrr  a 
demseiben  Grunde  nicht,  aus  weichem  überhaupt  die  negati?  kritische,  nciiK 
durchras  richtige  Boweiiltohning  gegen  das  prirate  Grondeigenthnm  (aas  demm  f*lta 
wirthschaftlich  bedenklicher  l'unctiou  im  Vertheilungsprocess  heraas)  oki 
gleichzeitige  gelunfrene  positive  Bewei>fuhrung,  ob  und  welche  bessere  Einricktai 
an  die  Stelle  treten  soll,  ob  und  wie  weit  also  sonst  das  Tolkswirtb-?ohäfüicbe  Pii 
d actio nsinteresse  richtig  gewahrt  werden  kann,  nicht  für  sich  die  ganze  pniid|id 
Frage  entscheidet.   8.  daraber  o.  |.  810. 

Bei  der  hervorragenden  Stellung,  welche,  früh«  r  freilich  noch  ungleich  ceir  i 
jetzt,  das  ländliche  Grundeigenthum  unter  allem  Grundeigeuthum  oinnLnitnL  i>t  i 
ngrarpolitische  Seite  der  ländlichen  Eigenthumsorduuug  von  allgemeiner  Wu 
mt  hinsichtlich  der  ganzen  Frage  des  phraten  Gnmdeigenthnms.  Diese  Sete  «ie 
rerwandte  Gegenstand,  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Grundei 
sind  theils  im  2.  theoretischen,  theils  und  bes.  im  4.  B.  des  Lehrbuclis  (A^ 
genauer  zu  behandeln.  Es  ist  aber  unvermeidlich,  für  die  Lösung;  der  in  die 
legung  gehörigen  priucipiellen  Aufgabe  auf  manche  Ergebnisse,  «akhe  k 
Qesohichte,  Statistik  und  Politik  des  Ackerbau>  und  des  Uodlichen  U: 
genauer  oder  überhaupt  daselbst  erst  eigentlich  zu  begründen  sind,  hierBeia? 
nehmen,  auch  mitunter  kudwirthschaftlich-technische  und  phvatökonomische  cüd 
•ohichtliche  Verhältnisse  etwas  nAher  darzulegen.    So  moss  in  der  folgeitdäs 
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stdloDg  Einzelnes  auä  dem  2.  und  4.  Bande  anticipirt  werden.  Doch  Ut  auch  hierbei 
der  leitende  GefliehtBiNiiicC  «tu  udier      Jo  den  spUmt  Binda:  ia  den  folgendm 

Abschnitten  kommen  die  technischen  und  ffeschichÄdian  Details  nur  in  Bezug  auf 
die  grosse  Principienfrage  „ob  l*rirateigcntlium  am  Boden  oder  nicht"  in  Betracht. 
IKe  Beschränkung,  welche  sich  hieraus  ergiebt,  ist  in  d.  Hauptabschn.  2  u.  3  so  weit 
als  möglich  inoe  gehalten  woiden.  Die  Liter,  s.  in  den  Noten  zu  denselben.  Hehiftoh 
bin  ich  iin  Text«;  ziemlich  js^r  nan  mciiifr  kl.  Sehr,  „die  AI)  ^  linfFung  d.  prir.  Grund- 
cifreDthumä*"  Lpz.  1870  (gegen  die  Beschlüsse  des  Baseler  Int' rmt  Arbeitcrcon grosses 
gerichtet)  gefolgt,  doch  ibt  die  Begründung  eingehender  und  lücm  6taudpunct  im 
Folgenden  anch  hier  der  Forderung  der  Soeiuiito&  gegnnlkber  weniger  abiolot- 
«repierisch.  aU  h  istorisch- und  nrtlich-relativ-jreg-nerisch.  Die  Bezugnahme 
auf  das  sogen,  Grund  -  und  Bodeni^ebetz  („Gesetz  der  Production  auf  Land'*,  dass 
nemlich  ceteris  paribus.  d.  h,  vor  Allem  bei  gleichbleibender  Technik  —  eine  Bo- 
iiQfnng,  die  aach  Rod  bertas  in  s.  Soc.  Frage  S.  180  £E1  Qbersieht  —  die  Yeidepp- 
lung  von  Arbeit  und  Kapital  nicht  den  Ertrag  verdoppelt,  —  am  Besten  dargelegt 
fon  Mill,  pol.  Gek.  B.  1  Kap.  12)  habe  ich  im  Texte  nirlit  in  dorn  >Laa^so  wie  in 
d.  gen.  kh  Sehr.  S.  25  ff.  für  nöthig  gefunden.  Denn  es  lässt  sich  der  l'rocess  der 
Entwicklong  des  primten  Grundeigenthoms  auch  ohne  specielles  Eingehen  auf  jenei 
ficsct^.  dessen  Darlegung  und  Untersnchung  in  den  2.  Band  irehört,  sofort  an  ili-'  Ent- 
vickiang  der  intensiven  Landwirthschaft  anknüpfen,  welche  freilich  wieder  mit  jenem 
Gesetz  znsammenhängt    Vgl  beä.  §.  329  u.  Aam.  16  dazu. 

Für  unsere  bisherige,  durch  die  EinseldgiMit  des  Smithianismus  und  der  ganzen 
brit.  Kationali^knnomie  in  den  Principienpuncten  noch  stark  beherrschte,  dah^r  mehr 
formell  als  materiell  selbständige  deutsche  Kinan zwissenschat't  ist  die  Ab- 
neigung gegen  Gru n deigen thum ,  welches  dem  Staate  einen  Reinertrag  als  Finanz- 
rermOfren  geben,  also  eine  prifahrlfthsebafUiche  Einnahmequelle  soll,  sehr 

H' '/eichnond :  die  Conscquenz  der  rein  privatwiiths(  haftli -hen  Auffassung  der  Volks- 
virthschaft  und  der  als  se!b»tverstindlich  geltenden  Annahme,  dass  der  Grund  und 
Boden  auch  im  rolkswirthschaftlicben  Interesse  möglichst  in  Privathänden  sein  mt^see. 
Die  geilen  das  private  Gmndeigcnthum  polemische  Richtung  begegnet  sich  daher  mebl^ 
fi  'h  mit  Act  iilfercii  (.,camerali>fisrlicn"l  Kichtunp^  in  der  ^raxi^  und  Theorie  unseres 
t^iiumzwescns,  dass  der  Staat  ein  ausgedehntes,  vorneml.  ans  Gruudeigenth.  bestehen- 
de! Domaninm  zweckmässiger  Weise  besitzen  solle.  Fur  die  Frage,  ob  gewisse  Boden- 
kategorieen  lieber  in  dem  durch  den  Staat  vertretenen  Gemeineigenthum  oder  im 
Privat-Mcrenthnm  dor  Privaten  stehen  solh^n  kann  eben  deshalb  vielfach  an  die  bisherigen 
Erörterungen  -hiurubcr  in  der  Fmanzwisseuschaft  angeknüpft  werden.  Yergl.  Rau- 
Vagner,  Pin.  L.  117—261,  wo  indessen  in  d.  Lehre  7.  d.  Feldgtttem  die  frühere 
Abneigung  tr<')r#  n  Staats-Grundclgenthum  mehrfach  noch  etwas  zu  stark  hervortritt 
Ich  beziehe  mii  h  dalu  r  j»'tzt  vomenilich  auf  die  2.  Aufl.  dieses  1.  B.  der  Fin.,  wo 
§.  158  ff.  die  grundsätzi.  üebereinstiounung  der  Auffassung  mit  dem  iolgenden  Kap.  3 
ttbenll  erreicbt  ist. 

Rau  erörtert  seinem  Standpunctc  u'<'i^^  ^>*-  piincipicUe  Frage  des  priraten 
Gmndeigenthums  als  solche  nirht,  berührt  sie  indessen  mehrfach  in  Verbindung  mit 
anderen  Puncten.  So  L,  §.  376  ff.  u.  bes.  in  d.  Vwscbpoi.  bei  der  Darsteilung  der 
recbd.  Yerbiltnisee  d.  landwirthsch.  Gewerbes,  §.  46—96,  bet.  §.  76  ff.,  dann  in  der 
FinanzwiM.  —  Ros<  h*  r  I..  1,  Kap.  5,  §.  ST,  8S  hebt  die  abweichende  Stellung  und 
die  be?.  preschi''h(!ii  he  Entwicklung  des  Grundeifrenthnms  auch  für  die  allgemeine 
theoretische  Nationalökonomie  hervor.  Doch  zeigt  sich  gerade  hier,  wie  die  £rörtcruug 
über  Freiheit  und  Eigenthum  im  Absebn.  r.  d.  Prodnction  und  daher  tut  dem  Ge- 
sichts puncte  der  Production  ohne  gleichzeitige  Berticksichtigung  des  Geeichtsponcls  der 
Vcrtheilung  nicht  ausreicht  (s.  o.  S.  315).  Das  private  (»rundeigenthum  wird  wegen 
seiner  Wirkung  auf  die  Verthellung  angegritieu  und  kann  daher  nicht  aus- 
•elilieeelieb  mit  seiner  nUerdings  vielfach  gtinstigen  Wirkung  auf  die  Production 
(H.-Abschn.  3  u.)  vertbeidift  werden.  Von  Roscher 's  Meisterwerke,  der  Kational- 
'konomik  des  Ackerbau»,  gehören  viele  Theile  hierher,  bes.  B.  2,  Kap.  2,  4 — S.  11, 
worauf  für  die  Details  der  H.-Abschn.  2  u.  3  bes.  zu  verweisen  ist.  S.  sonst,  ausser 
der  8.  506  ff.  gen.  ntt-Ok.  Liter,  tlber  das  Eigenfb.  im  Allgem.  noeb:  Scbiffle. 
Sylt  3.  Aufl.  IL,  522  ff.,  ö.S9  ff.  u.  pass.  (umfa>>cn(le  i>rincipielle  Erörterung  fehlt 
aaeb  bei  ihm;  bea.  Bezugnahme  in  d.  Omndientenlehre).  — -  A.  Smith  behandelt  die 
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]»inoip!elIe  Frage  t^r  nicht,  die  Renteofnge  schief,  die  einzelnen,  mit  der  Iindvifflh  ■ 

tchaftlichen  Benutzung:  in  Verbindung  stehenden  Fragen  rein  priratwirthschiftlicli;  j 
natnrlirli  Ix  fürwortet  er  den  Uebcrpanj^  der  Domänen  ins  Prirateigenthum ,  mit  dem 
ge\f  ölinlicheu  privatwirtbscbaftliclien  lieutabilitatsgesichtBpanct  (b.  V,  ob.  2  am  bdüius). 

J.  St.  Mill.  pol.  Oek.  B.  2.  Kap.  2,  §.  5  u.  6.  —  Sehr  werthroUe  Oiilenmlnge&  j 
Uber  die  nationalökonomischc  und  sociale  Seite  des  ländlichan  foundeiireadraBI,  te  ' 
Landwirtlischaft ,  «im  U  m  litsvtTbältnisse  der  Bodeneipenthümer  mx]  B'.'han'T  n.  s.  w.. 
vielfach  von  Bedeutung    für    die  principielie  Frage    des  Grandeigenthoms,  m  i 
Sismondi,  aour.  princ  d'6con.  pol.  I.,  L  3  (de  la  richesse  territoriiüc)  u.  Htäimi,  ' 
Q.  IL,  S«ct.  ]  (über  dasselbe  Thema).  —  Endlich  s.  hm,  das  ganze  Werk  ron  De 
Laveloye,  Lange,  Arb.  fr.  Kap.  6,  H.  Rösler.  Venr.  recht  I..  §.  124  ff..  Lind- 
wurm, £ig.  recht  Kap.  V.,  Samter,  Gea.  u.  Priv.  eigenth.    Die  apliter  gea.  Lita. 
Uber  engl  a.  ir.  Yeib&Uiiiase. 

1.  Hauptabschnitt. 

KInMMieiide 
IIciMelitiiiis  der  Onindeig:entliiiiMflrBg«. 

I.  —  §.  308.   Aufgabe  der  Untersucbung.   Das  private 
Grandeigenthnm  nimmt  unter  allem  Eigenthum  eine  so  bedeutsame 
Sonderstellong  ein,  dass  dieselbe  nach  dem  Ausweis  aller  Beebts- 
geschichte  auch  im  PriTatreeht  niemals  nnbertteksielktigt  Ueibes 
konnte.  Die  Üblichen  rechtsphüosophisehen  „  Begiündnngen"  des 
Privateigenthnms  (§.  255)  erscheinen  schon  ihren  eigenen  Ver- 
tretern beim  Grund cigenthnm  selbst  nicht  mehr  als  genügend.*) 
Sie  lassen  sich  jedenfalls  nur  sehr  gezwungen  auf  dasselbe  an 
wenden,  so  dass  ihre  Widerlegung  noch  leichter  wird,  als  bei  den 
andren  Eigenthomskategorieen.    Die  ZurückfUbrnDg  des  privaten 
Gmndeigenthnms  anf  blosse  Zweckmässigkeitsgründe  ist  hier  nicbt 
mehr  migewOhnlioh,  wenn  sie  anch  im  Uehrigen  verworfen  wiid. 
Ebenso  wird  das  Zageständniss,  dass  das  Gmndeigenthnm  dne 
blosse  SchOpfong  des  positiven  Rechts  sei,  hier  wenigstens  oft 
auch  von  sonstigen  Gegnern  dieser  Ansicht  gemacht.-)    Die  Be- 
denken gegen  das  private  Grundeigenthura  sind  auch  ausserhalb  ' 
des  Kreises  der  Socialisten  bereits  mehrfach  so  hoch  angescblagec  i 
worden,  dass  die  Frage  der    Ab  schaff  ung'^  desselben  docb  ; 
mitunter  schon  gestellt  und  nicht  ebne  Weiteres  abgewiesen  worden 
ist.  Inmitten  der  Schwierigkeiten,  welche  sich  namentlich  bei  w 
waltendem  GrossgmndbesitZy  znmal  bei  fideicommissartoch 
bnndenem,  ergeben  haben  (Grossbritannien I)  ist  jene  Frage  sogar 

YgL  s.  B.  Hill,  pol.  Oek.  B.  II,  E.  2,  §.  5  u.  6.  Gairneft,  In  s.  «■■P 

Abb  land,  p.  190.    S.  auch  Roscher,  I,  §.  87,  SS. 

*)  Mill  a.  a.  0.,  bes.  §.  6,  z.  B.:  „die  AniMjrnuuf?  des  Bodens  ist  eine  Frage  d* 
allgemeinen  Nutzens.   Hat  da^  Privateigeuthum  buim  Laude  diesen  Natzeo 
90  ist  «B  uDgereohC** 
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▼on  Nftti<nMilOkoiiomeii  und  Soeialpolitikern  sonet  gemässigter  An- 
schaunngen  wenigstens  bedingungsweise  bejaht  worden,  freilich 
bisweilen  wie  aus  Verzweiflung,  weil  man  keinen  anderen  Ausweg 
aas  den  Wirrnissen  der  Gegenwart  sah.-'')  Die  Reehts-  und  Wirth- 
echaftsgeschiebte  liefert  endiicb  selbst  den  Beweis,  dass  das  private 
Grondeigentbum ,  wie  es  seheint  ganz  allgemein  jedenfalls  bei 
den  meisten  Völkern  wirkfioh  eine  ,|hi8torisehe  Kategorie^'  isi^ 
da  dasselbe  wenigstens  an  vielen  Arten  von  Omndstttcken  frfliier 
lieht  bestanden  bat  nnd  anob  in  manchen  Ländern  noch  beute 
nicht  besteht.^) 

Vollends  die  socialistische  Polemik  bat  sich  daher  be- 
greiflicher Weise  vornemlich  ^^eiren  das  private  Grund- 
eigentbum  gewandt  Ihre  Beweisführung  ist  hier  ungleich  schärfer 
und  zwingender  als  in  anderen  Fällen^  besonders  als  in  demjenigen 
des  Kapitaieigenthnms.  Die  Forderang  einer  grnndsfttz- 
Heben  Abschaffung  des  privaten  Grundeigentbums  ist 
oftmals  gestellt  worden  und  erscheint  von  Tomeberein  theoretisch 
ond  praktisch  weniger  bedenklich  und  schwierig,  als  z.  B.  die 
Abschaß uug  des  Kapitaleigentbums  und  selbst  als  diejenige  des 
Erbrechts.«) 

Bei  dieser  Sachlage  ist  eine  unbefangene  Untersachong  der 
Streitfrage  besonders  noth wendig,  aber  auch  besonders  schwierig. 
Sie  hat  bauptsitchlich  drei  Aufgaben:  eüunal  muss  sie  sich  auf 
die  Kritik  des  bestehenden  Privateigentbums  am  Boden 
(§.311  ff.),  sodann  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  des- 
selben (§.  B24  ff.)  und  endlich  auf  die  Benrtheilnng  des 

*\  Ganz  allgemaill  befnnroTtet  ms  einem  verschiedenen  Gcsichtspuncte,  nemliell 
Qm  aus  allgemeinen  socialOkon.  Gründen  im  Bodeneigcnthuui  als  ..ircscllschaftliches" 
Eigentbum  ein  Gegengewicht  gegen  das  sonstige  Privateigcnth-  zu  haben,  A.  Samter 
<i.  Abschaffang  des  prir.  Groodeigendioins.  in  s.  gen.  Schrift  —  Bos.  bemerkensverth 
sind  aber  auch  neuere  engl.  Strömungen  in  dieser  Richtung,  so  schliesslich  bei  J.  St.  Mill, 
bei  Thornton.  Vgl.  Koscher  in  d.  S.  Aufl.  d.  Ansichten,  I,  239  ff.,  276,  Uber 
oeaerc  engl.  Ansichten  r.  Werth  d.  Raocrstands. 

*)  Yi^.  bas.  Lareleye,  proprictö,  der  durch  seine  Durchmostenuig  der  ilteren 
und  ncneren,  enrapftigchcn  und  z.  Th.  auch  a'>iaHschen  (bes.  Java,  Indien,  China)  und 
africanbchen  (Aegypten)  Grundcigentbuuisvcrhaltnissc  dies  vahrschciulich  macht. 

So  in  der  russ.  Landgemeinde,  in  Java,  s.  Laveleye,  p.  9  ff.,  49  S, 
8.  u.  H.-A.  3. 

•)  Die>e  drei  Forderungen  bilden  auch  die  principiellen  Haiiptpnncte  des  Pro- 
gramms der  internationalen  Socialdemokratie.  Vergl.  Uber  den  bezüglichen  Beschloss 
des  Baseler  internationalen  Congrcsscs  von  1869  meine  Abschaffung  des  privatea 
Gmdeigenthnms ,  Abschn.  I.  N&heres  in  Nr.  5  u.  6  der  „Verhandl.  d.  4.  Congr.  d. 
infcmat.  Arbtuterbunds  in  Basel"  (11.  u.  12.  Sept.  l'^ni»)-  S.  auch  K.  Meyer,  Eman- 
cipationskampt'  d.  4.  Stands  I,  121.  J&ger,  modern.  Sociaiism.  S.  34,  76,  Tcstut, 
btAmationale,  L^iox.  1872,  S.  177,  482  ff.  VergL  Sohftffle,  JUpitilism.  716  ff.. 
Syst  n,  638  ff.  Gegen  d.  Absdiaff.  d.  Erbrochts  ders.  Quinten.  7.  A.,  8.  58. 
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heutigen  sooialökonomiselieii  Werths  des  printaGfand- 

eigenthums  erstrecken  (§.  340  fl\).') 

Vor  dem  Eintritt  in  diese  UntersuchuDg  möge  gleich  hier  Tor 
folgenden  drei  häufig  vorkommenden  Fehlem  in  der  £rörtenuig 
gewarnt  werden. 

1)  Der  allgemeine  Fehler  der  Gegner  wie  der  Vertheidiger  der 
Institation  ist  wiederum  aneb  hier|  dass  die  rersehiedenen  Kate- 
gor ieen,  in  welebe  das  Grondeigenthnm  nach  den  Okoiomi- 
sehen  Zweeken  des  Bodens  serflUlt  (§.  259),  nieht  ontenchiedeii 
werden.  In  volkswirthschaftlicher  and  socialpolitiseher  Hmswlit 
ergeben  sich  aber  sehr  verschiedene  Vorzüge  und  Nachtheile  des 
Grundeigentbums,  je  nachdem  dasselbe  zu  der  einen  oder  anderen 
(Gattung  gehört.  Namentlich  steht  das  gewöhnliche  ländhcbe 
(agrarische)  Grandeigentbum  im  Ganzen  anders  da,  als  die  tibrigen 
Arien  desselben«  Angriff  nnd  Vertheidignng  gestslten  sieb  noth- 
wendig  danach  yerschieden.  Das  kleine  landliche  Grondeigeiitbai 
hat  s.  B.  dkonomiseh  nnd  socialpolitisch  yielc  Yontge  nnd  wenige 
Bedenken,  was  von  den  meisten  anderen  Arten,  z.  B.  dem  stiUlti* 
sehen  und  dem  Wegeeigenthum,  z.  Tb.  auch  von  dem  ländlichen 
Grossgriindbesitz  nicht  in  gleicher  Weise  zu  behaupten  ist  (Vgl 
n.  H.-Abschn.  4). 

2)  Ein  zweiter,  gleichfalls  beiden  Parteien  gemeinsamer  Fehler 
ist  die  Verkennnng  der  durchaus  historischen  Beiativitit 
der  Gründe  fflr  nnd  wider  das  private  Gmndeigenthnm  nnd  seile 
einzelnen  Arten  nnd  folgeweise  die  zn  apodietisch  allgemeiie 
Rechtfertigung  oder  Verwerfung  der  Institation,  ohne  Rtioksiclit  iif 
Zeit  und  Ort  und  Umstände.  Dieser  Fehler  hätte  leicht  vermieden 
werden  können.    Denn  die  rechtsgeschichtlich  gentlgend  ooter 


Pio  erste  dieser  Aufgaben  wird  in  diesem  ond  in  dem  folgenden  2.  H.-A.,  ^ 
zweite  im  3.,  die  dritte  im  1.  IL-Abschnitt  behandelt,  doch  mit  der  Abweichnn^,  ^ 
die  Kritik,  velche  sich  gegen  bestimmte  einzelne  Bodonkategorieen .  bes.  gef» 
dM  städtische  Grande||;wthQm  (Boden  als  Standort  für  Wohnangcn  o.  s.  w.,  §. 
wendet,  im  Zusammenhang  mit  der  Ietzt<ni  Frasre  nach  der  prakt.  Dnrchrührb*n*-" 
der  Abschatiung  des  Privatgrundeigenthums  erst  im  H.-Ab8chn.  4  geprüft  wird. 
Boirachtiug  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Grandeigenthnms  beschilBlt 
femer  roraemlich  auf  dasl&ndliche-bäuerlichc.    Im  Debrigen  liei^  übeiiiMT' 
der  Schwerpunrt  der  prinrjpiellr'n  Sfreitfras^c  im  ländlichen,  in  zweiter  Lioi*" 
städtischen  drundeigcnthum.    Auf  diese  beiden  Kategorieen  ist  daher  hier  ia 
Grundlegung  allein  etwas  näher  einzageben.    Die  übrigen  Bedra-  wid  Gmdeif^ 
thttmskategorieen  können  nur  nebenbei  bertihrt  werden.   Für  Wald-»  Wefeeigenthar 
ist  die  Entscheidung  zu  Gunsten  des  GcmiMiieigenthums  auch  kaum  mehr  striO<- 
DarUber  wie  über  die  Frajfe  in  Betr.  der  Bergwerke  8.  die  praktischen  Tbeüe  <i» 
Lehrbachs,  auf  welche  für  die  Detailpancte  der  Frage  des  ländlichea  Qnindeigetfka* 
gleichfidls  za  fenreisen  vrt. 
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riohtoten  Anhänger  des  Bestehenden  können  unmöglich  Ubersehen, 
dais gerade  ans  der  geschichtlichen  Aaffassnng  des  Rechts  and 
speeiell  eiDcs  so  eminent  historisoh  wandelbaren  Keehto  wie  das- 
jouge  des  GnmdeigenUinms  die  Conseqnens  weiterer  Fort-  nnd 
UmliUdnng  dieses  Rechts  nnd  eventuell  einer  Wiederbeseitigung  des 
Priyatbesitses  wenigstens  möglicher  Weise  folgen  kann.  Und 
die  Gegner  der  Institution,  welc  he  sich  auf  frühere  Zustände  o  b  u  e 
privates  Grundeigenthnm  beziehen,  müssen  absichtlich  die  histo- 
rische Bedingtheit  einer  Rechtsbildung  auf  diesem  Gebiete 
verkennen,  wenn  sie  aus  dem  Vorhandensein  dieses  Eigenthnms 
jetst  oder  bei  ans  und  ihrem  Fehlen  früher  oder  anderswo  den 
SeUoss  ableiten,  dass  man  beliebig  bloss  durch  Verftnderang  des 
Gesetzes  und  Staatsswang  das  Qmndeigentfaum  absdiaffen  kOnne. 
(Vgl  H.-Absohn.  3). 

3)  Für  die  Untersucbunj^  ist  endlich  auch  noch  die  Institution 
des  privaten  Grundeigenthums  als  solche  und  die  Vertheilung 
des  Grundbesitzes  zu  unterscheiden.  Es  kann  sich  grade  bei  dieser 
Eigenthamskategorie  und  bei  einer  Hauptart  derselben,  wie  bei 
dem  sogen,  ländlichen  (agrarischen)  Grandeigenthum,  der 
Priyatbesita  Okonomiseh  reehtfertigen  lassen,  während  die  Ver- 
theilung dieses  Besitzes  nach  ihrer  geschiebflichen  BegrOndung 
aod  Bntwieklnng  und  nach  ihrer  jetzigen  5konomisohen  und  socialen 
Function  mehr  oder  weniger  der  ablehnenden  Kritik  preisgegeben 
werden  muss.  Dies  darf  die  Nationalökonomie  nicht  übersehen, 
wie  umgekehrt  der  Socialismus  nicht,  dass  die  Verwerfung  dieser 
Vertheilung  nicht  nothwendig  diejenige  der  Institution  selbst  in  sich 
sehliesst.   (Vgl.  H.>Ab8chn.  2). 

n.  —  §.  309.  Die  Polemik  gegen  das  private  Grund- 
eigenthum  unterscheidet  sich  von  deijenigen  gegen  andere 
Rechtslnstitnte  und  Wirthsehaftseinrichtungen,  z.  B.  von  der  Polemik 
gegen  das  private  Kapitaleigenthum,  von  vorneherein  günstig  in 
einem  wesentlichen  Puncto:  sie  stützt  ihren  Angriff  nicht  nur  mit 
sogenannten  principiellen,  au.s  mehr  oder  weniger  strittigen  Axiomen 
abgeleiteten  Gründen  und  mit  ebenfalls  controversen  Behauptungen 
über  die  nachtheiligen  Folgen  der  angegriffenen  Einrichtung,  son- 
dern zugleich  mit  historischen  Grttnden. 

A.  Im  Wesentlichen  fuhrt  die  Kritik  den  Beweis  gegen  das 
private  Orundeigenthum  folgendermassen.*) 

*)  Ich  halte  mich  bei  dieser  Darlegung  vornemlich  an  die  Beweisfuhrong  der 
interaartoMiIwi  uad  MÜoBalea  SocbMMMfcmtte  in  Üuea  Partei -Organen  und  teiteiii 
ihrer  giftigen  Fahrer. 
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1)  Die  tlblichen  „Begründungen'*  des  Eigenthüms  sind  hier 
vollends  unzulänglich.  Unmöglich  kann  man  diis  Grundeigenthnm 
unmittelbar  aus  der  menschlichen  Natur,  nach  der  ersten  oben 
geprüften  Eigenthumstheorie,  ableiten  wollen:  von  allen  anderen 
GregengrUnden  abgesehen  ^  welche  sämmtlieh  hier  noch  mehr  als 
bei  anderem  PriTateigenthmii  sotreffea,  sehen  deshalb  nkht, 
dies  mit  den  nnbestreitbarsten  Thatsaehen  in  Widerspnieh  flttiid& 
Die  erste Besitsergreifnng  vermag  ebensowenig  ein  (Uralte' 
mal  ein  Privateigenthum  an  einem  nur  in  beschränkter  Menge 
vorhandenen  Natnrtactor,  welcher  für  die  menschliche  Existenz  so 
unentbehrlich  wie  der  Grund  und  Boden  ist,  zu  begründen,  wenn 
nicht  in  der  Conseqaenz  dieser  Begründung  die  vitalsten  Interessen 
der  Späterkommenden  preisgegeben  werden  sollen.  Ohnehin  mttsste 
erst  das  Erbrecht  mit  einem  Eigenthnmsreeht  der  ersten  Oces- 
panten  in  Verbindoag  getreten  sein,  wenn  die  Oeenpalion  den 
Nachkommen  jener  ein  Eigenthamsreeht  am  Boden  verkÄCB 
sollte.   Die  Begründung  des  Eigenthüms  anf  Arbeit  trifit  jeden- 
falls bei  einem  Naturfactor,  wie  der  Boden,  nicht  zu,  den  die 
Arbeit  nicht  Rohaff't,  sondern  höchstens  durch  Rodung  u.  dgl.  urbar 
und  productiver  macht.    Eine  nothwendige  Consequenz  der  wirtb 
schaftlichen  Natur  des  Menschen  kann  man  endlich  im  privaten 
Gmndeigentham  anoh  nicht  sehen ,  wdl  sonst  die  lostitntaon  sUge 
mein  bestehen  mtfsste,  was  die  Qeschiohte  widerlegt  &  §.  811 C 

2)  Sollte  aber  selbst  das  Grondeigenthnm  durch  die  Ooenpsliosi- 
tbeorie  oder  die  Arbeitstheorie  für  „begründet''  erachtet  werdo, 
so  ist  ja  der  meiste  Boden  gar  nicht  im  Eigeiitluim  der  ersten  Occd- 
panten  oder  der  Hesteller  oder  deren  Erben  und  Hechtsnachfolger, 
sondern  im  Eigenthum  ganz  andrer  Personen,  grossentheils  solcher, 
welche  selbst  oder  deren  Vorfahren  und  Rechtsvorgänger  ihn  des 
ersten  oder  früheren  Besitzern  mit  rechtswidrigen ,  oft  mit  gewalt 
thfttigen  Mittehi  entzogen  haben.  Unter  dem  Einflnss  des  he^igcs 
llHrthschaftsrechts  geht  dieser  y^Enteignongs-  nnd  EnterbnngsprooeH^ 
der  nrsprHDglichen  Besitzer  aber  aneh  jetzt  noch  in  formell  rechtiiek 
oft  kaum  anzugreifender  Weise  weiter.  Hier  wird  also  ans  dw 
Vertheilung  des  Grundbesitzes  ein  Grund  gegen  die  InstitntioB 
genommen.    S.  H.-Abschn.  2. 

3)  Wenn  sich  auch  Privatcigenthnm  an  beweglichen  Gütern 
und  darunter  an  Kapital  allgemein  nnd  von  jeher  fast  ausschlies.»^ 
lieh  findet  und  insofern  die  Fordemng  einer  Abschaffhng  desselben 
begründeten  Einwänden  begegnen  mag,  weil  sie  gegen  alle  ^ 
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schichte  verstösst,  so  ist  das  private  Grandeigenthum  geschichtlich 
nachweisbar  fast  Uberall  erst  an  die  Stelle  von  anderen  Eigen- 
thumsordnungen  getreten.  Insbesondere  ist  es  aaseinem  Gesammt* 
oder  Gern  ein  eigenthum  von  Gemeinsc  haften,  wie  dem  Volke 
dem  Geeehleeht,  der  Dorfaebaft,  der  Siedela&gBgememde  henrorge- 
gngeiii  wo  legelmftssig  nraprOnglieh  blosse  Notsnngsreebte 
der  Etoselnen  oder  der  Familien  an  gewissen  Tbeilen  des  Bodens 
bestanden  und  auch  diese  Nutzung  selbst  öfters  eine  gemeinsame 
war.    Statt  des  reinen  Individualeigenthums  hat  auch  wohl  ein 
Familien  eigenthum  bestanden.  Angesichts  dieser  Thatsachen  kann 
also  nicht  von  der  Unmöglichkeit  und  nicht  einmal,  wenigstens 
nicht  wohl  allgemein,  von  der  Unzweckmässigkeit  einer  Ab- 
lehaffoDg  des  Pri?ateigenthnms  am  Boden  die  Bede  sein,  was  gegen 
die  gleiebe  Fordemng  binsiebtlieb  des  Kapitals  geltend  gemaebt 
tu  werden  pflegt.  S.  n.  H.-Absobn.  3. 

4)  Als  nach  geschichtlicher  Erfahrung  möglich  nnd  jedenfalls 
unter  Umständen  ökonomisch  zweckmässig  zugegeben,  muss  die  Ab - 
schaffnng  des  privaten  rirnndcigenthums  aber  auch  j)rincipiell 
gefordert  werden.  Denn  dasselbe  ist  eine  ungerechttertigte  Usur- 
pation,  wenigstens  in  den  meisten  nnd  praktisch  wichtigsten 
Fällen,  d.  b.  in  allen  denjenigen,  wo  es  sieb  nicbt  um  das  kleine 
bftnerliebe  Ornndeigentbom  bandelt,  das  die  Besitzer  oder  deren 
Reebtavorgänger  nnd  Vorfabren  selbst  nrbar  gemaebt  baben  und 
noch  bebauen.  Dieses  private  Grandeigenthum  fnngirt  in  jenen  die 
Regel  bildenden  Fällen  ferner  volkswirthschaftlich  und  socialpoli- 
ti^ch  liherwiegend  ungUnstig.  Es  entzieht  den  Niclitbesitzern 
eine  indispensable  Productionsbedin gung,  ja  einewahre 
Existenzbedingung,  wenn  man  sich  die  letzten  Consequenzen 
einer  vollständigen  privaten  Aneignung  des  Bodens  und  der  Gon- 
stitoimng  eines  absoluten  Eigentbumsreobts  an  demselben  Yergegen- 
wErtigt^)   Es  dient,  auob  wenn  man  soweit  niebt  gebt,  als  ein 

*)  Gefahren  dieser  Art  tlnd  wenigrstens  als  Möglichkeit  Dicht  gins  20  läa^neo. 

Man  denke  an  die  W'nhnunsrs-  odi-r  Mi<^thvcrhriltiii>^<'  ti!i-<'r«'r  moisten  (irus-^- 
!>täcJte,  Verhältnisse,  welche  mit  dem  privaten  (iriifideigenihum  und  seiner  eifceuthum- 
lichen  Wirkung:  in  den  Städten  enge  zusammenhangen.  Hier  wird  dit»  ente  Ezisteni* 
be-tin^Dg  für  den  Menschen,  das  Innehaben  >  iii'  >  Sfand  -  udor  Aufenthaltsorts  für 
-^ine  Person  selbst,  unterbunden.  Es  ist  s(h(»n  die  Me.-  aufgetaucht  —  in  Wien  soll 
IS72  ein  Versuch  zu  ihrer  Verwirklichung  vorgekommen  «wiu  — ,  Micih Wohnungen 
Inrcb  eine  Art  Vormicthgeschäft  zur  Verfutcuug  einer  Hand  zu  bringea  nnd  sie  dann 
ins  dem  Markte  zu  halten,  Qm  hfthere  Preise  zu  enieldn.  Eine  VerallgeineineniDg 
'iner  *i<jlch'  u  Spenilatinn  kAnnfe  es  sehr  dra^.tisrh  /um  Bewusstsein  bringen,  dass  in 
ler  That  förmlich  die  Exiatcnz  des  Einzelnen  durch  das  private  Grundeigeuthum  ge- 
'Ihrdet  werden  kann. 
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Mittel  der  soeialen  Uebermaeht  und  dadurdi  oft  und  kieht 
der  (^konomisehen  Aasbentong  eDeo  Denjenigen  gegendber, 

welche  Roden  für  ihre  Produetionszwecke ,  für  die  Anstlbüng  ihrer 
Arbeit  oder  selbst  nur  für  ihren  Aufenthalt  (Wohnung)  bedtirien. 
Es  ist  in  bevorzugtem  Maasse  die  Quelle  von  Renteneiukom 
men  (Grandreuten)  und  das  Mittel  zum  Bezug  von  blofliea 
Conjnncturengewinneiiy  alsoinbeidenFällenvonökonomigeh  , 
persönliob  nieht  Terdientem  Biiikommeii,  d.  h.  emmn  wMen, 
welebes  weder  auf  eme  Arbeit  noob  auf  eine  Sparäiltigkett  d« 
Eigentbflmere,  sondern  anf  das  blosse  Eigentbnmsreeht,  den  i 
blossen  Besitz  als  solchen  znröckznführen  ist  (§.  312).  Ei  i 
widerstreitet  hierdurch  jener  nationalökouomischen  Forderung  der 
Schule  der  freien  Concurrenz  selbst  direct,  dass  das  EinkommeD 
eines  Jeden  durch  seine  individuelle  Thätigkeit  „ver 
dient^'  sein  soll.   Das  private  Grundeigenthnm  wird  somit  einer 
der  miehtigsten  Faetoren  bedenk  lieher,  in  keiner  Weise  in  diesen  | 
Umfange  gebotener  Ungleiehbeit  des  indiyidnellen  Ein  i 
kommens  nnd  dadnreb  soeialer  Ungleicbheit  lasefenirt 
es  als  eine  der  wiebtigsten  tJrsaeben  der  ökooomiseheB 
und  socialen  Kothstäude   uubcrer  Staaten  zu  bezeichnen. 
S.  H.-Abschn.  4. 

Aus  allen  diesen  Gründen  muss  es  beseitigt,  und  darf  entweder 
nur  ein  Gemeineigenthnm  der  Staatsgesellsehaft  mit  Genadn 
gennss  (Qemeinbenutzang)  oder  höchstens  mit  privaten  Natznng^ 
reehten  (§.  326)  oder  doeb  nur  ein  GemeineigenÄnni  der  Gemeie- 
den  nnd  Sbnlieber  Körper  sngelassen  werden. 

§.  810.  —  B.  Generelle  Benrtbeilnng  dieser  Kritik. 
Diese  Kritik  des  Grundeigenthums  ist  in  vielen  Puncten  goreefct- 
fertigt  und  unwiderleglich.  Aber  sie  ist  es  durchaus  n  i  c  hl  i  u  aller 
Pnnrten  und  im  Einzelnen  auch  wieder  nicht  für  alles  Grün: 
eigenthumi  sondern  höchstens  fUr  bestimmte  Kategor ieen  der 
selben;  ferner  ancb  nicht  Üttr  aUe  Zeiten  nnd  überall,  sonden 
hOebstens  unter  bestimmten  gesebiebtliehen  Verb&ltoisseü 
der  Yolkswurthsobaft  nnd  des  gesammten  Volkslebens.  M.  s.  W.: 
die  Kritik  generalisirt  in  ibren  Dedaetionen  nnd  SebUlsseo,  wie 
so  oft,  viel  zu  sehr. 

Wenn  die  Kritik  aber  selbst  noch  in  umlassendcrem  MM5>f 
zutreffen  wUrde ,  als  es  zugegeben  werden  kann ,  so  würde  docs 
das  praktische  Postulat,  welches  von  ihr  gezogen  wird, 
grnnds&tzliebe  Beseitigung  des  FriTateigentbams  iSj 


Digitized  by  Google 


Gener.  Beurtheiiuog  dieser  Kritik. 


653 


4^oden,  noch  nicht  als  richtig  auzuerkennen  seiD.  Dies  setzte 
einmal  wiederum  den  bedenklichsten  Bruch  mit  aller  histori- 
schen Entwicklung  und  mit  der  dureb  ihren  langen  Bestand  flaue- 
tionirten  geltenden  Rechtsordnung  voraus.  Namentlich  ist  von  vorn- 
herein, ebenso  wie  bei  der  gleieben  Frage  in  Betreff  des  Kapitals 
($.  299),  gegen  die  Tragweite  der  Sehlflsse  ans  der  Entstehung 
des  privaten  Gmndeigenthnms  Verwabmng  einzulegen  nnd  einzn- 
wenden,  dass,  selbst  wenn  diese  Entstehung  noch  viel  allgemeiner 
der  Kritik  preiszugeben  wäre,  als  zugestanden  werden  kann, 
daraus  noch  wenig  Itir  die  Forderung  der  heutigen  Abschaftung  des 
privaten  Grundeigenthums  folgen  wUrde.  Denn  ancb  hier  kann 
aod  darf  sich  der  Gesetzgeber  nicht  ausserhalb  des  geschicht- 
lieh en  Z  n  sa  mm  e nh ang s  stellen.  Auch  die  folgende  Benrtheilnng 
der  Kritik  der  Entstehung  des  Grundbesitzes  soll  daher  der  Ent- 
scheidung der  Frage  in  Betreff  einer  Wiederabschaffäng  des  Gmnd- 
eigenthams  nicht  präjudiciren. 

Ftlr  diese  Frage  ergiebt  sich  aber  ausserdem  aus  der  vorge- 
führten Kritik  nur  dann  erst  eine  praktische  Consequenz,  wenn 
zuvor  der  Beweis  der  allgemeinen  Durchführbarkeit 
dieser  Forderung  geführt  wäre.  Es  mlisste  also  erst  gezeigt 
werden y  dass  aueh  ohne  jene  Institution  die  Interessen  der  Ge- 
meinsehafty  der  ganzen  Volks  wirthsehaft  an  einer  riehtigen  Ver- 
wendung des  Grund  und  Bodens  zu  allen  den  yerschiedenen  Zwecken 
des  Wirthscbaftslebens,  welchen  er  dient,  oder  m.  a.  W.  dass  das 
Volks  w  irthbchattliche  Productiousinteresse  genügend 
gewahrt  werden  könnte.  In  diesem  Puncte  erweist  sich  nun  bis- 
her die  Polemik  gegen  das  Grundeigenthum  ebenso  wie  die  übrige 
socialifi tische  Polemik  zu  einseitig  kritisch  und  negativ. 
Ihre  praktische  Forderung  hinsichtlich  des  Verkehrsrechts  ist  eben 
deshalb  I  wenigstens  in  dieser  Allgemeinheit  ^  Ton  vomherehi  zu 
beanstanden. 

Auch  die  vielleicht  sehr  zutreffisnde  Kritik  einzelnerArten 
des  Grundeigenthums,  —  z.  B.  des  städtischen,  besonders  gross- 
ötädtiscben,  des  ländlichen,  nicht  selbst  vom  EigenthUmer  bewirth- 
schafteten  Grossgrundbesitzes,  gewissen  Bergwerkbodens,  wie  der 
Kohlenlager,  des  Waldbodens,  des  Wegebodens  (Ei8enbahuen)|  — 
berechtigt  immer  erst  zu  der  Forderung  einer  Abschaffung  des 
Privafteigentiiums  an  einer  solchen  specielien  Bodenarti  wenn  und 
soweit  der  Beweis  geftthrt  worden  ist,  dass  das  volks- 
wirthschaftlicbe  Pr od n et ionsinteresse wenigstens  in  diesem 
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Falle  auch  oliuc  das  rrivaicigcnthum  am  Bodeu  ausreichend  be- 
friedigt werden  kann. 

Hinsichtlich  solcher  positiver  Na  oh  weise  hat  [nch  die 
Polemik  gegen  das  Grnndeigenthom  die  Aufgabe  gewöhnlich  HA 
ZQ  leicht  gemacht,  so  z.  B.  i^uch  anf  den  internationalen  AriteHer 

cougresscu  (Bahcl,  1869).  Es  mubs  erst  zuvor  untersucht 
werden,  ob  und  wie  ohne  Vermittlung  von  privaten 
EigenthUmeru  der  Boden  seine  volkswirthschaftliche 
Function  ertUiien  kann,  ähnlich  wie  im  vorigen  Kapitel  ge 
prüft  werden  musste,  ob  und  wie  ohne  Vermittlnng  von  Fnnir 
kapitalisten  das  Nationalkapital  gebildet  nnd  verwendet  an  weiden 
vermag. 

In  der  That  ist  nun  nachzuweisen,  dass  sich  wenigstens  bei 
einigen  Bodenkategorieen  und  iUr  bestimmte  geschiebt 
liehe  Phasen  der  Volkswirtbschal't  und  der  technischen  Ent 
Wicklung  ein  solcher  positiver  Beweis  zur  Ergänzung  des  kiitiicb 
negativen  gegen  das  private  Gmndeigentham  tUhren  Iftsst^  z.  B.  im 
Falle  des  Wald-  und  Wegeeigenthums.  Dann  ist  das  Verdiet 
gegen  diese  Institution  in  den  bestimmten  conereten 
Fällen  als  wissenschaftlich  begründet  zu  erachten.  Die 
Nationalokunomie  hat  z.  B.  aul  Grund  vorliegender  Erlahrungeu 
schon  lauge  das  Htaatst'orsteigenthum  und  selbst  die  eigene 
staatliche  Forstverwaltung  nicht  nur  wegen  der  Mängel  des  pn 
vaten  und  zum  Theil  auch  des  sonstigen  corporativen  Waldhesüses 
und  der  privaten  Forstwirthschati  in  unseren  heutigen  Cnltnrstaaten 
empfohlen,  sondern  sogar  wesentliche  ökonomisoh-teohnische 
Vorzüge  für  die  erstere  Gestaltung  des  Eigenthums  nnd  der  fie- 
wirthschattung  nachgewiesen.  Darin  muss  ein  vollgiltiges  Verdiet 
gegen  den  Privatwald  wenigstens  als  Regel  gefunden  werdeE 
(§.  Sr)»;).  Aber  so  liegt  die  iSaehe  nicht  bei  allen  anderen  Boden 
kategorieen  und  jedenfalls  ist  die  Frage  für  dieselben  noch  uicht 
genügend  untersucht  worden  und  daher  noch  nicht  spruchreif. 

Die  unbefangene  Würdigung  der  Polemik  gegen  das  private 
Grundeigenthum  fordert  dann  nur  das  Zngestiindniss,  dass  scboL 
die  bisherige  Geschichte  und  die  heutige  Praxis  und  die  aus  ihnen 
abstrahireude  nationalükonomisehe  Wissenschaft  der  häufig  so  ein 
seitig  verurtli eilten  Forderung  des  Socialismus  gerade  hinsichtlich 
des  Grund  und  Bedras  auf  halbem  Wege  entgegenkommen.  Nielii 
das  Ob,  sondern  nur  das  Wie  weit  und  das  Wann,  Wo  ind 
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Wie  ist  in  Bezug  auf  diese  Forderung  noch  strittig;  es  ist  eine 
Streitfrage  in  Betreff  des  Maasses  (§.  109 d). 

Bei  der  Prüfung  der  Kritik  des  Grundeigenthums  ist  daher  be- 
sonders zn  beachten,  ob  und  wie  weit  bereits  ein  positiver  Nach- 
weis fttr  die  Entbehrlichkeit  des  Privateigenthams  am 
fioden  gefllhrt  werden  kann. 

§.  311.  —  C.  Am  Meisten  berechtigt  erseheint  diese  Kritik  in 
dem  ersten  Pnncte  (§.  d09,  N.  1),  in  der  Abweisung  der 
üblichen  „Begründungen"  des  Privateigenthams  bei  dem 
Specialfall  des  Grundeigenthums,  jedoch  mit  zwei  Einschrän- 
kungen: Einmal  ist  die  Zurtickfübrung  auch  des  Grundeigen- 
tbams  auf  die  Arbeit  nicht  so  einfach  und  unbedingt  mit  der  An- 
erkennuog  des  Bodens  als  eines  Natarfactors  widerlegt;  sodann 
wird  die  gesohichtliehe  Entwicklung  des  privaten  Gmndeigenthnms, 
wie  schon  bei  der  generellen  Kritik  der  Arbeitstheorie  hervorge- 
hoben wurde  (§.  268;,  nachweisbar  mit  yon  dem  Princip  beherrscht, 
gerade  dnrch  Gewfthrung  von  Priyateigenthnmsrechten 
am  Boden  das  wi rt  h  scha f tl  i  ch e  Selbstiutcresse  des  Be- 
bauerszu  befriedigen,  um  für  die  Gemeinschaft,  für  die  Volks- 
wirt hschaft  eine  möglichst  vollkommene  Bodenbestellung  zu  er- 
reichen (§.  324  ff.),  insofern  kann  mau  Gesichtspuncte  der  Arbeits- 
theorie und  der  natttrlicb  i^konomischen  Theorie  im  Rechte,  welches 
Privateigenthum  am  Boden  gewährt,  anerkannt  finden.  So  wird 
denn  auch  umgekehrt  wohl  das  private  Ckrundeigenthum  als  ein  « 
Beleg  itir  die  Richtigkeit  dieser  beiden  Theorieen  zur  Begrtlndung 
des  Privateigenthums  betrachtet.  Die  Kritik  des  privaten  Grund- 
eigenthums lässt  gleich  hier  vielfach  den  positiven  Nachweis  zu  sehr 
vermissen,  ob  ohne  Privateigenthum  eine  für  die  volkswirthschaft- 
lichen  Bedürfnisse  genügende  Bodenbebaaung  möglich  oder  nur 
wahrscheinlich  sei,  wenn  der  Sporn  des  eigenen  Interesses  des  Eigen- 
thftmers  fehlt  und  die  erforderliche  Arbeit  durch  Fremde  erfolgt 

Ein  reiner  Katurfaetor  ist  der  wirthschaftlich  benutzte 
Boden  nun  aUerdings  selbst  in  primitiven  Verhältnissen  des  Wirth- 
ftclialts-  und  Volkslebens  und  vollends  schon  auf  den  ersten  Stufen 
des  Ackerbaus  nicht.  Denn  nur  in  Verbindung  mit  Arbeit 
und  Kapital  vermag  er  einen  Ertrag  oder  Nutzungen  zu  gewahren. 
Selbst  der  Boden,  welcher  zur  blossen  Aneignung  trennbarer  Natur- 
stoffe dient,  giebt  diese  Stoffe  nur  her  gegen  die  Arbeit  des  Sammeins 
der  FmehtCy  des  Jagens,  Fischens,  des  beaufsichtigten  Viehweidens 
n.  s.  w.  und  z.  Th.  muss  dieser  und  ähnlicher  Boden,  wie  der 
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Bergwerksboden,  selbst  der  blow  als  Standort  dleoende  Beden  mü 

künstlichen  Eiuricbtungcn  versehen  werden,  d.  h.  Kapital  und  Arbeit 
zugewendet  erhalten,  um  die  Stoffe  und  Nutzungen  gewinnen  zn 
können.  Noch  mehr  gilt  dies  von  allem  agrarischen  Boden,  anch 
bei  den  einiachsten,  extensivsten  Wirthschaftssystemen ,  z.  B.  io 
Betreff  der  Arbeit  des  Säens,  der  Vorbereitung  des  Bodens  daflU 
ond  der  Verwendung  des  Korns.  Und  ähnlich  in  allen  andres 
Fillen.  Je  mehr  Ertrag  dann  vom  Boden  verlangt  wird,  je  tMk- 
nisch  ToUendetere  höhere  Leistungen  gewisse  Bodenarten,  s.  B.  der 
Wegeboden  für  den  Transport,  der  als  Standort  dienende  Boden 
lür  die  Bereitstellung  von  Wohnungsraum,  gewähren  sollen,  de^to 
mehr  Arbeit  und  Kapital  muss  sich  mit  dem  Boden  verbinden,  oder, 
mit  einem  landwirthscbattlich- technischen  Ausdrucke  bezeichoet, 
der  sich  jedoch  auf  alle  Bodenarten  oder  Arten  der  Bodenbe 
nutaung  anwenden  Itat  und  somit  ein  allgemeines  Prineip 
•  der  Bodenbebauung  formulirt^®):  desto  intensirer  mm 
der  Boden  bebaut  werdeui  um  auf  gleioher  Flftcbe  einen  grOssens 
Ertrag,  grössere  und  bessere  Leistungen  und  Kntsungen  nt  er* 
zielen. 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  vom  volkswirthschaftlicheo 
Standpuncte  aus  eine  solche  Rechtsordnung  lür  den 
Boden  und  seine  Benutzung  verlangt  werden  muss, 
weiche  die  den  jeweiligen  Verhältnissen  und  den  Zweckes 
des  Bodens  entsprechende  richtige  Hineinwendusg 
Ton  Arbeit  und  Kapital  in  den  Boden  oder  die  richtige 
IntensivitKt  der  Bodenbebanung  am  Besten  Terbllrgt, 
damit  die  verschiedenartigen  Bedürfnisse  der  Volksw^rthschaft,  bei 
deren  Befriedigung  der  Boden  mitwirken  musB,  wirklich  befriedigt 
werden. 

Die  Anbänger  des  privaten  Grundeigenthums  behaupten  nni, 
dass  diese  beste  Bürgschaft  in  dieser  Institution  liege,  weas 
nicht  Überhaupt,  so  doch  bei  unseren  heutigen  Gultar?01keni.  Dai 

>0)  Diüs  bt  meistenä  unbeachtet  geblieben  und  daher  der  Ausdruck  ^extensirer 
und  intentifer  Bodenban*^  nur  in  Btmg  auf  dea  Undirirthschaftliek 

nutzten  Boden  üblich.  Indessen  bei  allen  anderen  Rodenbenntzungen.  besonders  deutliii 
bpim  Weg-e-,  B<»rg'-.  Ilauserbau,  kommt  dasselbe  l'riucip  zur  (Jeltun^.    Um  dies  r. 
betonen  und  damit  die  innere  ökonomisch -technische  Vervandtächaft  alier  nach 
B«oiitniDg  ontenchledenen  Bodenarten  henronveten  n  hwen,  Ist  dne  VeraUgeneiaeiiiir 
des  Sinnes  jenes  technischen  Ausdrucks  wichtig.  Eine  Anwendung  auf  das  £i>ri: 
bahn  Wesen  machte  ich  schon  in  Kau- Wagner.  Finanzwiss  l,  §.  246  (S  562 
6.  Ausg.):  Kelativität  der  extensiren  und  intensi?en  luiscnbahnbausysteme,  wie 
Ackerbsnsysteme.  Jetzt  eingehender  in  d.  2.  AnS.  §.  3S9  fl*.  Auch  Saz,  YmMb- 
Büttel,  r.  Weber,  IndiridaaUs.  d.  Eisenbahnen. 
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wird  ini  Ganzen  mindestens  theilweise  in  der  Vergangenheit  für 
das  läudiiehe  b  Huer  liebe  Grnndeigentbum  wobi  erwiesen 
($.  324  IT.),  indessen  damit  noch  nicbt  allseitig  genügend  be- 
gründet (§.  340  ff.).  Die  Gegner  des  Privateigenthams  haben  aber 
den  Gegenbeweis  bisher  aoeh  nieht  geliefert  Die  UntersaehoDg 
mofli  sich  also  aaf  diesen  Ponct  eistreeken. 

Zum  Theil  kann  dabei  en  Gunsten  des  Priyateigentbnms  schon 
mit  der  bekannten  allgemeinen  Wirksamkeit  des  wirtbschaftlicheu 
Selbstinteresses;  das  bei  dem  Privateigentbümer  am  Meisten  zur 
(ieltung  kommt,  („deducti  v")  argumentirt  werden.  Vornemlicb 
inass  aber  die  Erlabr  uug  mittelst  gescbicbtlicber  und  statistiscber 
Üeobaebtung  zn  Rathe  gezogen  (,,induciri")  werdeni  wobei  dann 
Bsmentlieh  wieder  die  einxelnen  fiodenJurtegorieen  ans  einander 
ra  halten  sind.  £s  ergiebt  sich  ans  einer  solchen  Untersnohnng 
jedenfoDs  anch  die  volkswirdisehaflliohe  (nieht  bloss  privat- 
wlrthscbaftliche)  Zweckmässigkeit  gewisser  Arten  des  privaten 
6mndeigentbums,  wie  namentlich  des  ländlichen  selbstbewirth- 
schal'teten  Klein-  und  Mittelgrundbesitzes  unter  bestinimten  ge- 
schichtlichen Bedingungen  des  Volks-,  Staats  und  Wirtb- 
f^haftslebens.  Daraus  folgt  eine  relative  Recht l'ertigang  der 
Kechtsinstitntion  des  privaten  Gmndeigenthnms  nnd  somit  wenigstens 
eise  theilweise  Widerlegung  der  soeiallstisehen  Kritik.  Vgl.  £L-A.  3. 

§.  312.  —  D.  Zur  Sttttznng  des  privaten  Gmndeigenthnms  nnd 
zor  Widerlegung  der  socialiBtiscben  Angriffe  anf  dasselbe  haben 
seine  Anhänger  ahci  auch  den  Versuch  einer  speciell  national- 
ökonomischen Beweisführung  für  die  Institution  gemacht.  Sie 
behaupten  nemlich,  dass  der  Boden  als  blosser  N  atu r f  ac  tor 
gar  keinen  wirtbscbaftlichen  Werth  habe  und  bloss  als 
loleher  seinem  Eigenthttmer  kein  Einkommen  gebe. 
£r  verdanke  seinen  Werth  nur  der  Arbeit  nnd  dem  Kapital , 
RT^hes  in  ihn  gesteckt  sei.  Der  Ertra^f  (Reinertrag  hier  oder 
,Rente")  des  Bodens  sei  nicht  ein  Einkommen,  das  der  Boden, 
»ondern  nur  ein  solches,  das  die  ihm  zugefObrte  Arbeit  nnd  da.s 
/erwendete  Kapital  gebe.  Niemand  könne  eben  deswegen  das 
ürundeigenthuni  als  solches  angreifen.") 

Diese  Doctrin  wird  erst  im  2.  Theile  dieses  Werks  und  zwar 
in  der  Grundrenten! ehre,  mit  der  sie  nahe  zusammenhängt, 

"  Vjrl.  bes.  Basti  at.  liannon.  .Vnn.  rh.  0  n.  l.M.  raroy.  Handb.  K.  35. 
M.  Wirth.  Nat.-Oek.  4.  Aufl.  1,  2b4— o2b,  bes.  am  Schluss.  Uaruber,  bez.  dagegen 
Ser«]i0.  Dogmengeücb.  d.  Giundrente,  S.  275  If. 

Ä.  Vi  mgnttt  Otxadltgvatg.    2.  Anll.  42 
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genauer  zu  untersuchen  sein.'-)  Hier  genligeu  wenige  BeiuerkuogeQ 
über  die  vorlieg:enden  Streittrageu. 

Das  Grandrentenprobiem,  io  der  Gestalt,  welche  es  seit  der 
£poche  machenden  Lehre  von  Ricardo  und  v.  Thttnen  dfi&iitiT 
in  der  Wiwensohaft  erlangt  hat,  ist  kein  Prodnctionsprobkii, 
wie  bei  den  Pbynokiaten  und  selbst  im  Ganses  noch  bei  A.  Smith, 
sondern  es  ist  ein  Vertheilnngsproblem.")  Von  einer  beion- 
deren  („Extra  ")  Leistung  der  Natur,  des  Bodens  in  der 
duction  verglichen  mit  anderen  Prodnctioneu,  bei  welchen  der 
Boden  nicht  unmittelbar  mitwirkt,  ist  keine  Rede.  Man  kann  selbM 
zugeben,  dass  „auch  die  Bodenproducte  Arbeit  und  nnr  Arbeit 
kosten'',  in  demselben  Sinn,  wie  dies  von  allen  anderen  Frodoctec 
gilt  (§.  47,  82,  Vorbem.  zu  Kap.  3  oben),  dass  daher  aoeh  der 
Reinertiag  des  Bodens,  die  Grundrente,  nnr  nnd  voll  „Arbeite- 
ertrag'', nnr  anf  Arbeits-  nnd  Kapitalverwendnng  snrllekivflhRa 
sei.  Mit  einem  soleben  Zngestilndniss  ist  in  der  Frage  des  pri- 
vaten Grundeigenthums  aber  gar  nichts  bewiesen.  Dodd  dit- 
jenigen,  welche  das  Pri vateigcnthnni  an  Boden,  nach  dem  Sinn 
der  Arbeitstheorie,  auf  die  Thatsache  der  Zurücktuhruug  der  Boden 
rente  auf  Arbeits-  nnd  Kapitaiverwendung  „begründen"  wolleo, 
mUssten  dann  erst  beweisen,  dass  es  die  eigene  persönliche  Ar- 
beits- oder  Kapitalverwendnng  des  Privateigentfaflmers  oder  seber 
Beehtsvorgänger  sei,  anf  welche  die  Rente,  bes.  der  BodenweiA 
sieh  znrttckfllbren  lasse.  Dieser  Beweis  fehlt  nnd  kann  gegen 
tlber  der  richtigen  Deduction  nnd  den  damit  übereinstimmenden 
rhatsaclien  der  Erfahrun«?  nicht  preliefert  werden.  Das  private 
Grundeigenthuni  als  solches  liefert  hicineui  Eigenthümer  nelfaob 
und  in  bevorzugtem  Grade,  verglichen  mit  allem  anderen,  beson 
ders  dem  Kapitaleigentbnm,  Renten  (Grandrenten)  nnd  Con- 
jnnetnren gewinne,  welche  jedenfalls  er,  der  Eigenthimeft 
dnroh  keine  von  ihtif  speciell  ansgehende  Thitigkot  ökoio- 
misch  verdient  hat,  wenngleich  es  sieh  nm  Prodncte,  (bei. 
Werthe)  der  nationalen  Arbeit  bandelt  Die Chundeigenthmsi- 
institution  als  solche  fj:reift  also  höchst  eigenthUmlich  in  die  Ver 
theilung  des  Volkseinkommens  ein:  das  ist  das  entscheidende 
Moment.  Zum  Beweis  reicht  hier  eine  kurze  AasfUhrang  aus. 

'*)  S.  bes.  d.  Buch  ?.  Berens,  Kicardo,  piinc.  cli.  2.  o.  dan Baansttrk't 

Erläuter  Kap  Cr.  v.  Thttnen,  iaoL  StuU  I.  (S.  Aufl.  BerL  1875);  Rnn  L  9.  2MC 

Koscher  I.       149  tl. 

^)  Liisero  deutschen  Freiliaudelstbeorctiker  der  fiastiatscboA  Schule  ?enracb>eb 
das  bis  hevte  meistentheils. 
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1)  Da^yenige  Uruudeigentham,  dessen  Producte,  Leistungen  und 
Nutzungen  in  einem  gegebenen  Productionskreis  und  Absatzmarkt 
tHr  die  Befriedigang  des  Geeammtbedarfe  nothwendig  sind,  nnd 
weiches  rot  anderen  Grrnndsttteken  desselben  ökonomiseben  Zwecks 
natflrliehe  Vontlge  —  der  Fraehtbarkeit,  des  Reiehtbnnis  an 
Xineralstoffen,  der  Zngänglichkeit  fHr  die  Bebauung,  der  Geeignet- 
heit für  den  bestimmten  Zweck,  dem  es  dienen  soll  ii.  dgl.  m.  — 
oder  V^orztlge  der  Lage  besitzt  für  den  Absatz  der  hier  ge- 
wonnenen Prodiute,  l'Ur  den  Bezug  von  Stoffen  für  die  Productiou, 
tttr  die  Wobnungsverhältnisse  der  Menschen  u.  s.  w.  —  gewährt 
seinem  Eigenthttmer  nur  kraft  des  Eigentbumsrechts  im 
freien  Verkehr  regelmässig  ein  Einkommeni  eben  die  Grundrente 
(die  eigentliehe  oder  Differential* Grundrente  Ricardo- 
Thttnen's,  §.  301  N.  4).  Diesem  kapitalisirten  Einkommen  ent- 
spricht ein  Werth  des  Bodens,  Uber  denjenigen  Wertbbetrag  hinaus, 
welcher  auf  die  von  dem  Eigenthtimer  oder  seinem  Kechts- 
vorgänger  in  dem  Boden  tixirte  Arbeit  und  sein  Kapital  anzu- 
rechnen ist^^)  Damit  wird  der  Grundeigenthumskritik  Hecht  ge- 
geben, wenn  dieselbe  die  „Arbeitstheorie^'  fUr  die  Begründung  des 
privaten  Gmndeigenthnms  noch  mehr  als  in  anderen  Fällen  für 
sunreichend  erklärt 

2)  Zn  demselben  Schlnss  gelangt  man  bei  einer  *Untersnebnng 
des  werthsteigernden  Einflasses,  welchen  bei  fortschrei- 
tenden Völkern  die  Cuujunctur  im  Grossen  und  Ganzen  dauernd 
gerade  auf  das  private  Gnindeigenthum  ausübt  (§.  78).  Die  ver- 
mehrte Nachfrage  nach  Producten  und  Nutzungen  des  Bodens  ist 
sonächst  die  Folge  allgemeiner  gesellschaftlicher  Ur- 
sachen: hm  grosserer,  reieherer,  mehr  städtisch  concentrirter 
fierOlkerang  n.  dgL  m.  Diese  Nachfrage  steigert  den  Werth  jener 
Prodnete  nnd  Nntanngen  und  damit  indiiecty  dnreh  Vermittlnng 
der  Grundrente,  oft  schon  direct,  den  Bodenwerth  dauernd  unter 
zwei  Voraussetzungen:  wenn  nemlicb  entweder  der  vermehrte 
liedarf  an  Producten  und  Nut/.ungen  nicht  in  Folge  einer  ent- 
sprechenden Entwicklung  der  Productionstechnik  an  Ort  und 

Mittelst  eines  seltsamen  Missfetsttodnisses  wird  wohl  diese  BeweisfUinuig  nit 

.  Thatsachen  der  Erfahnina;'*.  nemlich  mit  dem  „normalen",  selbst  „niedrigen"  Zins- 
tusse,  za  dem  si(  h  ein  hciui  Ankauf  eines  Orundjitürk'^  Hausosi  verw  endetes  Kapital 
rerzinae,  za  widerlegen  gesucht.  Solche  Thatüachcn  iiomuicn  oft  vor,  besonders  bei 
Cebefzabhing  eines  Ornndstttcks  und  skdsnn  Ii  erabgehender  Conjonctur.  beweisen 

:iH._'r  dnriiiiui'^  ni -ht  <1  f^.  u  '^ir  soII-mi  MUt  hat  eben  der  Vorgiiii^or  die  Difiercntial- 
i'Ti'o  im  Kaufprcisf  kapitalisirt  und  b.v.ieht  iin  (irunde  in  seinem  Zinst»  für  das  erlOste 
iiaufkapiial  zu  einem  gewi^en  Betrage  (irundreute.    S.  u.  §.  355.  Note  14. 

42» 


Digitized  by  Google 


G60        2.  AbUi.  4.K.  (inindeigenthum.   l.H.-A.  EinleitUDg.  §.312,313. 

Stelle  auf  den  g  1  e i ch en  Grumlstiicken  zu  d c n s elben  Kosten 
wie  bisher  der  kleinere  Hedarf  gewonnen;  oder  aber  wenn  er  in 
Folge  einer  gleichzeitigen  ebenmässigen  Verbessenuig  der  Commn 
nicationsmittel  nicht  durch  Bezug  ans  der  Ferne  zn  dem  big- 
herigen  Kostensätze  (oder  selbst  billiger,  wo  dann  ein  Sinken  d« 
locelen  Bente  and  des  Bodenwerths  eintritt)  gedeckt  werden  kau. 

a)  Die  erste  Voranssetznng  kann  sidi  besonders  bei  ignr- 
boden  erfHllen  ^  thnt  dies  thatsfteblteb  hier  oftmals  bd  Fort- 
scbritten  der  landwirthschaftlichcn  Tecliiiik,  aber  vermag  tt  bö 
quantitativ  und  qualitativ  stark  gesteigertem  Pr(>ductenbedarf  dIcIjI 
leicht  beständig  zu  thun.  Hei  Boden,  welcher  als  Standort,  als 
städtischer  Wobnangsplatz  dient,  kann  sie  aber  aas  tedmiseheor 
Okonomiscben  and  socialen  Grttnden  nar  in  sebr  engem  Um£u|e 
zatreffen, 

b)  Die  zweite  Voraossetzong  hat  eine  grosse  praktisefae  B^ 
deatong  gegenüber  dem  Grand  and  Boden,  welcher  sebwerei  vA^ 

minöse,  verhältnissmässig  wenig  werthvolle  Prodncte  liefert  (Artikel  • 
von  „geringem  specifischen  Werthe",  i?.  43),   daher  ftlr  Agrar-, 
Forst-,  Bergwerksboden  u.  s.  w.,  aber  doch  auch  hier  innerhalb 
der  sebr  bestimmten  Grenzen,  welche  gerade  dem  Erfin 
dungsgeiste  im  Communications-  und  Transportwesen  darcb  diel 
Natar  der  Dinge  oder  dnrch  rein  physikalische  Grtlnde^)  sebit 
gezogen  and  welche  praktisch  nach  der  Katar  des  Lsndei 
and  nach  den  Ökonomischen  VerhlÜtnissen,  wie  z.  B.  der  GiOoe 
und  Verfügbarkeit  des  Nationalkapitals,  noch  viel  enger  sind,  j 
Gregenüber  Boden,  dessen  Producte  (z.  B.  Wasser  I)  und  nameßtlicb ; 
dessen  Nutzungen,  besonders  zu  städtischen  Wohnungszwecken,  in 
der  Hauptsache  an  Ort  und  Stelle  consumirt  werden  müssen 
bat  auch  die  grossartigste  Verbesserang  der  Commanicationsmittei 
angesichts  der  nicht  nur  wegen  der  Kosten,  sondern  wogen  des 
Zeitverlnsts  and  der  Beschwerde  so  schwierigen  Tram* 
portirbarkeit  des  Menschen  selbst  (§.  858  ff.)  doch  osr 
eine  ontergeordnete  Bedentnug.  Eben  deshalb,  wenn  aaeh  zeHlick 
iirtlich  und  nach  ökonomischen  Bodenkategorieeii  sehr  ungleich,  im 
Grossen  und  Ganzen  ein  steigender  Werth  der  Bodenprodncte 
und  Nutzungen  und  des  Bodens  selbst,  zumeist  wohl  des  städti- 
schen Bodens,  unter  dem  Einfluss  der  Conjunctur,  vermehrter 
and  reicherer  Bevölkerang,  afso  anch  grösserer  Gesammtprodoctioi. 


^)  Wie  dies  rorCreffUch  entwickelt:  Engel.  prausB.  stnt  Zteehr.  1S64,  &nsf 
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Und  eben  deshalb  die  Unanwendbarkeit  der  Arbeitetbeorie  aal* 
dt«  private  OroDdei^eafthnm,  worin  der  Kritik  des  letsteren  Beobi 

zu  geben  ist. 

2.  Hanptabscbnitt 
MjMUl  dw  VertbeUuig  des  OnindbMlIaea. ') 

I.  _  §.  313.  Polemik  ^egen  die  Vertheilnng  des 
(t  r  11  n  d  b  e  s  i  t  z  e  s  wegen  d  e  r  e  n  E  n  t  s  t  e  h  u  n  Hiermit  gelangen 
wir  zum  zweiten  Punct  der  Kritik  des  privaten  rrrundeigenthums 
(§.  309,  N.  2).  Besonders  wird  hier  die  Vertbeilung  des  länd- 
lichen Grandbesitzes  angegriffen.  Aas  der  gescbichtlicben  Eni- 
wiekluDg  and  der  gegenwärtigen  Fortdaner  einer  angUustigen 
nnd  nngereehten  Vertheilang  des  Oraodbesitzes  wird  dann  ein 
Grand  zar  Verwerfong  der  ganzen  Institution  abgeleitet  Dieser 
Pnnet  spielt  eine  grosse  Rolle  in  der  Beweisftthrung  unserer  dentseben 
Socialisten  nnd  bei  der  Agitation  unserer  europäischen  Sooial- 
demokratie  gegen  die  Institution. 

A.    Die  Argumentation  ist  etwa  die  iulgende. 

1)  Unter  dem  Hinweis  aut  die  Bildungs-  und  Eutwicklungs- 
gesebiebte  besonders  des  ländlichen  Grossgrundbesitzes  wird  za- 
nicbst  ein  grösser  Tbeil  des  beatigen  privaten  Grandeigentbums 
gerade  wegen  seiner  (wirklieben  oder  venneintlioben)  y|On- 
reebtmässigen^'  gesebiebtlieben  Entstebuug  augegriffon 
nnd  fUr  die  Gesammtheit^  das  Volk,  oder  gar  die  Menschheit, 
deren  „unveränsserliches  Gemeingut*'  der  Hoden  sei,  zurückge- 
lordert.  „Kein  Kaubgut  wird  durch  Verjährung  „„rechtmässiges"'' 
Eigenthum  und  kann  ebensowenig  durch  Schenkung  oder  Verkauf 
(oder,  wie  mau  folgerichtig  hinzufUgeu  niuss:  Vererbung)  recht- 
mässiges Eigentbam  eines  Anderen  werden."^)  Besonders  berufen 
sieb  die  Gegner  des  privaten  Grundeigentbams  hier  auf  die  ge- 
sebiebtlieben Vorgänge  seit  dem  Sturze  der  römiseben  Weltberr- 
sebaft,  das  Mittelalter  bindureb  bis  in  die  Neazeit  hinein.  Nament- 
lich die  Entstehung  der  Grnndherrschaf t,  zam  Theil  mittelst 
directer  Unterdrückung  der  bäuerlichen  Freiheit,  im  früheren  Mittel- 

Hc^    für  (liefen  Aljichiiitt        auf  <1.  icibcrc  Austuhrung  in  der  Aglftrpoliti]^ 
m  Feiwei&cu  (B.  1;,  u&ui.  in  Betr.  der  eiiudueu  kuttor.  u.  üUitbt.  Bulege. 

*)  ««Manifest  an  die  ludwirtlisch.  BerSlkerang'S  dat  Genf«  ISSS,  CentnlGomiU>. 
•ier  Scctioiugrappu  deutscher  Spnebe  der  InlemadMiale.  S.  meine  Abscliaftinf  dei 
(iroodeifenüiams  S.  7,  14. 
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aUer,  später  die  Verdrängung  der  bäuerlichen  Nntseiget* 

thümer  darch  den  Gmndherm  als  ObereigenthQmer  nnddieEtn- 
Ziehung  der  [Jauern höfe  („Bauernlegen"),  zum  Theil  mittel« 
dirccter  Rechtswidrigkeiten,  zum  Theil  mittelst  falscher  AnslegUDg 
des  formellen  Rechts,  und  ähnliche  V^orgänge  werden  angellihrt^i 
Ans  der  neueren  Zeit,  mit  besondrer  Vorliebe  die  Grundbesitzver 
hältniste  inGrossbrit&nnien  nnd Irland,  welobe  als  schlagende 
Belege  einer  höchst  bedenklichen  Entwicklnng  gelten.«)  (§.  dl&— SI7). 

2)  Auch  hente  aber  geht  nach  dieser  Anffassong  der  „Pitm« 
der  Enteignung  nnd  Enterbnng^^  der  Erben  der  nrsprflngliehen  fi^ 
sitzer  und  Bebauer,  welche  letzteren  doch  weuig8tens  durch  die 
erste  Oecujjation  und  durch  Verwendung  ihrer  Arbeit  auf  den  Bodeo 
noch  eher  eine  Art  Rechtsanspruch  auf  dessen  Besitz  hätten,  immer 
weiter  vorwärts.  Denn  ökonomisch  und  technisch  vermöge  dieser 
ursprüngliche,  noch  halbswegs  legitime  Kleingmndbesitz  die  Cos- 
cnrrenz  mit  dem  intelligenter  vemratteteni  kapitalreieheren  Gtosb- 
gnmdbesits  nicht  ansznhalten.  Aach  hier  siege  der  Grossbetriek 
Das  mächtige  PriTatkapital,  das  doch  selbst  nur  nnreehtmässig  des 
Arbeitern  vorenthaltener  Lohn  sei  (§.  303),  setze  mit  allen  Mitteh 
des  kapitalistischen  Productions-  und  Verkehrssystems,  welche  da^ 
moderne  Wirthschaftsrecht  des  Systems  der  freien  Concurrcnz  g^ 
statte,  das  Werk  fort/)  das  einst  die  Grossen  and  Mächtigen,  die 

*)  Vgt  Roscher  U,  B.  2  Kap.  8  (Uruiideigeath.  u.  Staude),  bes.  |.  103  in  d. 
Abb.  ftber  Baueinlegak.  Bau,  VoibwielipoUi,     47»,  §.  76  £  —  Im  ADgea.  um. 

T.  Maurer'3  Schriften,  bes.  8.  Dorfrerfa&s ,  so  II.  191  IT.  o.  seine  Frohnhofe.  Jetr. 
ftlr  d.  Karol.zeit  v.  Inam  a-St  crnoprpr,  <].  Ausbildung  d.  grossen  Grundherr>ch. 
Dentschland,  bes.  Abschn  III,  S.  43  Ü.,  mit  reichem,  vortreitlich  für  d.  nat-ökoa.  a. 
socpolit  Untenach.  grappirtem  QnelleniiiBt^al. 

•)  S.  Marx,  Kapital,  S.  701  ff.  Vgl.  L.  de  I.avergne,  essai  sur  VieoiL  m 
de  TAngiet.,  (3.  cd.  Par.  1858)  ch.  7;  Bosch  er  II,  §  lu.H.  Dors.  in  d.  „Ansicbta" 
3.  Aufl.  I,  252  ü.  Ferrariü,  queät.  agrar.  iu  liighiiterra,  Naova  Antologia.  Satt 
1874.  —  Oeber  SchottUnd:  Conrad  in  Hfldelir.  Jährt».  1876,  ZXTL 
SO  ff.,  mit  Benutzung  dos  Rlaubuchs:  Scotland.  Owners  of  lands  a.  heritages  1?*! 
bis  73.  —  Uebor  die  üruiuicigciitliuuisverhrdtnisse  Knglaiids  ist  eine  neue  aotüche 
Statist.  Arbeit  iu  lä75  erächicnen:  Keturns  of  owucrs  ul  Laad  iii  Engl.  a. 
ezd.  of  the  Metropol.,  2  YoL  Dtrttber  Conrad,  in  d.  Jahrb.  1S76,  B.  28,  8. 3761 
Aach  diese  neuesten  statistischen  Arbeiten  bieten  nach  der  Art  der  Aufnahme  de 
Materials  u.  s.  w.  noch  vi<"l''  SohwieriRkeit  selbst  nur  für  dio  Feststellung;  der  Tbit- 
sachen  der  wirkl.  Vertheiluug  des  Grundbesitzes,  geschweige  ftlr  die  SchlasÄaehaiig  is 
Betr.  der  Enttricklnngstendenz  n.  der  Ursachen  derselben.  S.  dart^ber  bes.  Coaratf 
a.  a.  O  Die  colossale  Concentrirung  riesiger  Gnindstüclcscnrnpl-  u.  (^injndrentenben:'^ 
in  wenigen  Händen  liisst  sich  aber  bestimmt  nac  hweisen.  In  Kngbind  und  Walft 
laben  z.  B.  290  Besitzer,  0.03  7«  Jer  i^ahl  der  Besitzer,  Be^>lUUügen  von  je  ttb« 
10,000  Acres,  ztis.  12.5  7g  der  betreff.  Lindereien,  5.4  7«  des  Ertrags,  4917  Besitzer 
0  5  der  GesAhl)  haben  Bedtznngen  von  1000—10.000  A.,  43.8  V«  des  Lands. 
des  Ertrags. 

*)  Koscher,  Ansichten  3.  A.  I,  250.  Nachweis,  wie  m  Kngland  (nekr  ia 
andrer  Weise  in  Sehottl  n.  Irl)  seit  d.  grossen  Aofbohwong  der  ratioiiell«  Iss^ 
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Grand-  ood  FrohnhenreD  dem  Kleingrimdbesite ,  den  Banern  nnd 
ttnen  Dorfinarken  gegenüber  mit  so  grossem  Erfolge  begonnen  nnd 

schon  weit  genug  durchgeführt  hätten.  Wo  also  hie  und  da  selbst 
nicht  frühere  Gew  alt  und  Kecbtswidi  igkeit  der  Ursprung  des  jetzigen 
privaten,  besonders  des  grösseren  ländlichen  (und  torstlichen)  Grund- 
eigeuthums  sei,  da  sei  dasselbe  schon  gegenwärtig  und  werde  es 
immer  mehr  ans  denselben  Gründen  verwerflich,  aus  welchen  das 
Priratkapital  dies  sei.  Ja  selbst  noch  in  höherem  Grade  als  dieses : 
denn  yicÄfacb  gelange  das  Privatkapital  dank  dem  heutigen  Wirth- 
sehsfisreebt  nnr  noch  durch  eine  Reihe  neuer  nnlauterer,  wenn  auch 
yieOdoht  (nnd  oft  ^^enug!)  nach  dem  formellen  Recht  erlaubter, 
selbst  begünstigter  l'raktikeu  in  den  Besitz  des  Gruudcigeuthuin.s, 
wie  z.  B.  dureh  wueberlicbe  Ausbeutung'  der  Nothlage  der  bisherigen 
Besitzer,  dureh  ein  lalsehes  und  der  Xatur  des  Grundei^^enthums 
imangemessenes  Verschuldungss^stem  a.  dgL  m.  (g.  31Ö  Ü'.). 

3)  Diese  durch  und  durch  ungesunde  und  rechtswidrige  sociale 
ond  ökonomische  Gestaltung  des  pri?aten  Grundeigenthums,  welche 
b  ihren  sich  unverkennbar  steigernden  scblunmen  Wirkungen  immer 
unerträglicher  werde,  sei  durch  gar  keine  Reformen  des  Rechts  und 
der  Wirthscbaft  zu  beseitigen.  Denn  sie  sei  die  noth wendige 
Co n Sequenz  des  ganzen  privatwirthsehattliehen  Systems  und 
>eines  massgebenden  Kechtsprincips,  des  T  r i  v  a te i ge n  t  h u in s  an 
Productiousmittelu,  eines  Priucips,  das  vollends  auf  den 
Naturfactor  Grund  und  Boden  angewandt  recht  eigentlich  „fort- 
seugend  neues  Uebel  muss  gebären^^ 

§.  314.  — B.  Generelle  Beurtheilung  dieser  Polemik. 
In  dieser  Beweisführung  läuft  Wahres  und  Falsches  in  ungewöhn- 
lichem Grade  durch  einander,  auch  wenn  man  von  dem  prinefpfellen 
Fehler  absehen  wollte,  die  ganze  frühere  Geschichte  und  die  Km 
uii  klang  des  Rechts  nach  an  sich  selbst  sogar  noch  bestreitbaren 
liesichtspuncten  und  Bechtsanschauungen  der  Gegenwart  zu  be- 
irtheilen,  was  natürlich  nicht  zulässig  ist  Aber  auch  sonst  sind 
die  Hauptfehler  dieser  Polemik  nnverkennkar,  es  sind  die  oben 
(9.  808)  schon  henrorgehobenen:  die  gewiss  in  einzelnen  Ländern 
theilwrae  zutreffende  Kritik  der  heutigen  Vertheilnng  besonders 
des  agrarischen  nnd  des  Forstbodens  wird  ohne  Weiteres  auf  das 
gesammte  private  Grundeigenthum  ausgedehnt;   die  ungünstige 

«irthsclL  JL  naadiin.  Fabrikindaitfie  .^Zusfemmeniieliiinf  d«  GroiidtfseDlIiiUBS 
in  wenige  grosse  Hände  reissend  fortgeschritten,  hai^tslolil.  auf  o.  Wege 
der  Yerkehrsfreilieit  selber/* 
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ooDorete  Sachlage  des  eineii  Landes  in  Beaug  auf  die  Bodenm- 
theiluDg  (Grotsbritannien!)  wird  nieht  nach  ihren  speeiüaehen  ge 

schichtlichen  UrsacbeD  and  mitwirkenden  Reehtsyerhältnissen  (Fidei- 
commisse!)  in  diesem  Lande  nntersucht,  sondern  kurzweg  auf  die 
Einrichtung  des  Privateigeutliums  an  Productionsmittelnzurückgetührt 
und  deshalb  ihr  jedes  andre  Land  unserer  Cultur  und  unseres 
fiechtea  als  mindestens  in  Zukanft  nothwendig  eintretend  prophezeu; 
und  ans  der  (wirklich  oder  vermeintlicb)  angttnstigen  Gcftaitug 
der  OmndbeaitzverhftltniBse  wird  ein  Verdict  gegen  die  gane 
Institution  des  PriTatelgenthums  am  Boden  abgeleitet 

Namentlich  dieser  letztere  Schlnss  ist  flir  unsere  Untersucbang 
wichtig.  Er  würde  aber  offenbar  nur  dann  richtig  sein,  wenn  emmil 
die  allgemeine  Er&hrung  flIr  jene  ungttnstige  Gestaltung  der 
Vertheilung  spr&che  nnd  diese  wirklich  als  die  nothwendige  Wirkung 
der  Privateigenthumsinstitution,  nicht  nur  als  die  Wirkung  anderer  i 
freilich  öfters  eintretender  geschichtlicher  Umstände  und  der  Ge- 
staltung des  Grundeigenthumsrechts  in  seinem  doch  der  AbänderuD^^ 
fähigen  Detail  (z.  B.  in  Iktreff  der  Verschuldungsform  des  Grund- 
besitzes oder  des  Erbrechts  in  Bezug  auf  denselben,  der  ddei- 
commissarischen  Bindung  n.  dgl.  m.)  anzusehen  wäre.  SodaoD 
aber  und  mehr  noeh|  wenn  eben  nicht  die  nrsprtlngliche  Entwick- 
lung yon  Privateigenthum  am  Boden  sich  wenigstens  in  grosses 
Umfang  auch  als  gesetzmllssige,  aus  der  Natur  der  Laad- 
wirthschaft  hervorgehende  Folge  bestimmter,  an  die 
Bodenbebauung  zu  stellender  ök(m omiscb-technische : 
Anforderungen  nachweisen  lassen  sollte.  Ist  Letzteres  der  FaU,  , 
so  beweist  doch  alles,  was  gegeu  die  Vertheilung  des  Gmodbe  1 
Sitzes  und  gegen  die  Mittel  und  Wege  vorgebracht  werden  kann, 
durch  welche  sich  dieselbe  geschichtlieh  voUzogen  hat  und  nodi 
vollzieht,  noch  nicht  die  Verwerflichkeit  der  ganzen  InstitotioD 
des  privaten  Grundeigenthums,  sondern  nur  die  Keformbedürftig. 
keit  des  Grundeigenthumsrechts  and  etwa  auch  anderer 
Theile  des  Wirthschaftsrechts  und  höchstens  die  Recht- 
mässigkeit der  Forderung  einer  neuen  Kegulirung  des  ge- 
schichtlich überkommenen  Grundbesitzes. 

So  liegt  die  Sache  in  diesem  zw^ten  Punct  der  Kritik  iu 

Grundeigenthums,  und  zwar  in  Betreff  beider  Theile  der  betfif:- 
lichen  Beweisführung  (i?.  3l;-Jj,  hinsichtlich  der  Kritik  der  ge- 
schicbtli(;h  tiberkommenen  Vertheilung  and  der  Kritii^ 

I 
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der  gegenwärtig  obwaltenden  Tendenz  in  der  Vertheilnng 
d«  GrmidberitseB  (§.  318  ff.). 

n.  —  §.  315.  Die  gescbicbtlich  überkommene  Ver- 
theilang  des  Gruii  dbesitzes.  A.  Allgeraeiner  Gano-  der 
Entwicklung.  Kein  Zweifel,  dass  die  heutige  Vertbeiluiig  des 
Grundbesitzes,  besonders  des  agrarischen  und  lorstlichen,  in  unseren 
Cnlturstaaten  in  grossem  Umfange  ein  Prodnet  der  Rechtswidrigkeit 
ind  Gewalt  ist,  fortgeerbt  anf  beute  und  geflobichtUeb  entstanden 
ta  einer  Zeit,  da  es  an  einem  gentigenden  staatlieben  Reebtssobutz 
Ar  den  binerlieben  Kleingmndbesitz  nnd  flDr  die  ebemalige  freie 
Dorfinarkyerfassnng  feblte  nnd  die  Aoebeninng  der  Kleinen  darcb 
die  Grossen  sich  in  den  mannigfachsten  Formen  vollzog.  Dieser 
Process  wurde  selbst  noch  fortgesetzt  bis  in  unsere  neuere  Zeit 
hinein,  wo  zum  Theil  auch  mangelhafte  Auslegung  der  bezüglichen 
Kecbtaverhältnisse  zwiscbeo  dem  Grundherrn  und  seinen  Bauern, 
nnrichtige  Beilegung  eines  vollen  Privateigenthums  römiscb-reebt- 
lieber  Art  fttr  den  Gmndberm  an  dem  Boden  seiner  Banem  nnd 
an  den  y,Gemeinbeiten",  der  onvertheilten,  gemeinsam  benutzten 
Weide,  die  Handbabe  zur  Vertreibung  der  Bauern  oder  zur  Herab- 
drUckung  derselben  in  die  Stellung  von  Zeitpäehtem  oder  Tage- 
l'ihnern  und  zur  Ausdehnung  der  Gutshttfe  und  des  Grossgrund- 
i'csitzcs  gab  (englisches  „Clearing  of  tbe  estates'',  deutsches 
„Bauerlcgen"). 

Vielfach  ist  hier  in  unseren  west-  und  mitteleuropäiseben 
Staaten,  wobl  nirgends  ärger  als  im  „freien"  England,  unverant- 
wortlioh  gegen  den  bäuerlicben  Grundbesitz  verfabren  und  bis  in 
verbältnissmltssig  späte  Zeit,  in  Deutsobland  bis  weit  in  das  I8te 
nnd  selbst  noeb  in  das  19te  Jabrfanndert,  in  Grossbrittannien  eigent- 
lich bis  in  unsere  unmittelbare  Gegenwart  hinein,  der  ländliche 
Kleinbesitzerstaud  von  der  Staatsgewalt  den  grossen  Grundherren 
preisgegeben  worden.")  Die  ursprünglich  freien  Dorfgemeinden 
waren  grossentheils  unter  die  Grimdherrlicbkeit  geratben.   Wo  iu 

^  For  d.  c»nl.  Zeit  s.  r.  lB»Da,  vo  d.  A.  freUich  meh  iiAeligewleseii  wird. 

wie  die  Eutütehung  der  grossen  GnmdheiTichaften  eng  mit  wii  hti^'en  u.  heillMieo 
"r?anis»t-  Zwecken  Königthums  zns.hiug  (S.  71)  u.  wi.-  di»  (iruiidhermrliaften  eine 
bcdcateade  socialpoi.  u.  wirUi^K^b.  Wirksamkeit,  u.  A.  durcii  iuuricht  der  Colonen- 
wirdMch.,  OuolifUiniBg  der  Arbeitstheiloui^  a.  besseren  Technilc  io  d.  Ffohnhofwirtb- 
üchaft  a.  s.  w.,  aosabtcn.  Hb.  hnn.  Abschii.  IV.  Kur  die  >[asse  von  Gewaltthat  u. 
Kechtswidrigkcit.  für  d-  n  Missbrauch  der  Heerbaniigcwalt  z.  Gofovitrinachiinfr  der 
kleinen  Leute  u.  ».  w. ,  ub.  viele  Beispiele  im  2.  Abächu.  S.  auch  ubcii  v.  d.  Lin- 
fMh.,  I>et>.  §.  202.  203,  208  ff.  8.  Boost  bes.  M»rz,  Kap..  S.  714  ff.;  JKotfcher 
II.  §  103:  Hau .  Voll»w«chpoL  ^.  47ft.  r.  Maurer,  OeKb.  d.  Dorf?erfi«i.  pMs., 
bt».  ü,  IUI.  195  OL 
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„gemischten"  Gemeinden  freie  und  unfreie  Bauern  neben  einander 
Sassen,  sind  die  ersteren  mit  der  Zeit  meistens  ihrer  Freiheit  be 
raubt,  ihr  Grundbesitz  mit  Diensten  und  Lasten  belegt  worden.  Die 
Lage  aller  Bauern  und  Dürl'er  wurde  derjenigen  der  schon  ursprflBg- 
lieh  abhängigen  und  hörigeOi  aai'  Herrengrund  angesiedelten  immer 
ähnlicher.  Wo  selbst  die  gnindberrlichen  Bauern  eigentiicb  rodit- 
lieh  nor  za  bestimmten  Diensten  nnd  zur  Liefemng  ron  NatnralieB, 
einem  AnÜieil  ihres  Bodenertrags,  dem  Herrn  oder  dem  Herrenbofe 
verpflichtet  waren,  nicht  aber  bei  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen 
willktihrlicli  ihrer  Stelle  entsetzt"  werden  durften  und  ihr  Haus 
nnd  Land  wenn  auch  nicht  zu  vollem  Eigenthura,  so  doch  zu  Nutz- 
eigenthum  oder  zu  einem  erblichen  Nutzungsrechte  besasseo,  <U  | 
sind  sie  dennoch  vielfach  von  ihrem  Herrn ,  als  dem  „Obereigec- 
thttmer'^,  von  Hans  nnd  Hof  vertrieben  worden.  Und  das  voUe 
Eigenthnm  an  den  (xemeinheiten  bat  sieb  der  Herr  zo  versebaffn 
gesucht.  Die  Staatsgewalt  aber  sab  zu  oder  die  landeebenfiebeo 
Gerichte  entschieden  im  Streitfalle  selbst  gegen  den  Bauern,  nicht 
aus  Parteilichkeit,  aber  in  falscher  Auslegung  des  geschichtlich 
überkommenen  Rechts,  etwa  mittelst  Eiuzwängung  germanischer  ' 
Rechtsinstitute  unter  ganz  fremde  rümisch-rechtliehe  Begriffe.  •)  Niehl 
anders  geschah  es  mitunter  mit  ursprünglich  persönlich  und  ia 
Hinsiebt  des  Grundbesitzes  freien  Bauern  und  Dörfern;  oft  aneb 
mit  solcben,  welche  frttber  „freiwillig"  sieb  einem  Grundbemii  b^ 
sonders  der  Eircbe  flbergeben  hatten  (§.  203). 

Hier  kann  mit  Fng  nnd  Recht  von  einer  „Enteignung^'  and 
„Enterbung*'  der  Erben  der  ursprünglichen  Besitzer  und  Bebaoer 
gesprochen  werden.  Die  Formen,  in  welchen  diese  Vertreibung 
und  die  Zusamuienlegung  des  Grossgrundbesitzes  erfolgte,  und  die 
Beweggründe,  welche  zu  diesen  Massregeln  itihrteu,  sind  leider 
mitunter  geeignet,  den  Vorgang  noch  häsalicher  und  gehlsBiger 
erscheinen  zu  lassen.  Zwar  ist  der  bauptsücblicbe  BewQggnmd 
nicht  nur  ein  privat wirtbscbaftlicber,  sondern  zugleich  einvolki- 
wirthscbaftlicher  gewesen:  das  Bedtlrfiilss  und  die  Zweckmässig 
keit  eines  veränderten  landwirthschaftlichen  Betriebs,  bei  verände?^  I 
ten  Bedürfnissen  nach  l^denproducten,  anderen  Absatzverhältuissen, 
Beides  die  Folge  anderer  He völkerungs Verhältnisse,  anderen  Volk> 
Wohlstands,  neuer  Communications-  and  Transportmittel  nnd  neaei  j 

Vgl,  V.  Maurer,  Dürfvcrfa>ji.  II.,  21b  ff.;  Mar.x  a.  a.  0.  —  Koscher,  ka- 
sichten  L,  251  ,  über  d.  Verwechsl.  der  schoU.  Clangeuosseu  mit  blossen  Pächter« 
nach  engl.  Aiischanong:  io  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhviidertt. 
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Fecbnik.  Aber  aiieh  sehr  egoistische  AusbeiitiiDg  einer  solchen 
neuen  wirthscbattlichen  Conjunctur,  unter  Hüiwegsetzung  über  die 
Interessen,  oft  über  die  Kecbte  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  —  z.  B. 
im  Falle  der  Einziehung  der  bänerliohen  Ländereien  za  Weiden  für 
die  Viehherden  deB  Herrn  ~,  selbst  ganz  frivole  Zwecke  des  per- 
sönlichen Vergnügens  nnd  des  Lnms  oder  das  speenlattve  Streben, 
die  Vergntlgungssueht  anderer  reicher  Mtissiggänger  ansznnatzen  —  - 
z.  B.  im  Falle  der  Einrichtung  von  Jagdgriinden  zur  eigenen  Be- 
nutzung des  Grossgrundbesitzers  oder  zur  Verpachtung  dieser  Län- 
dereien tlir  diesen  Zweck,  wie  in  Grossbritannien I  —  sind  vorge- 
kommen. Kein  Wunder,  dass  solche  Verhältnisse  dann  den  socialisti- 
6chen  Kritikern  willkommene  Belege  ftlr  ihre  Angriffe  nnd  Forderangen 
gegeben  haben.  Einzelne  crasse  Vorgänge  haben  sie  mit  Recht 
mit  zündenden  Worten  gebrandmarkt*) 

Nnr  in  gewissen  grossen  Grnndzttgen,  wie  sie  im 
^'orausgehenden  entworfen  wurden,  stimmt  indessen  die  Entwick- 
lungsgeschichte des  ländlichen  Grundeigenthums,  (wobei  das  forst- 
liche hier  meistens  einzubegreifen  ist),  und  speciell  die  Hildungs- 
geschichte  des  Grossgrundbesitzes  in  den  west-  und  mitteleuropäi- 
schen Staaten  ttberein.  Würde  sie  Uberall  genan  im  Einzelnen, 
Dorfschaft  ftlr  Dorfsehaft,  Gntshof  ftlr  Gntshof  vom  frflheren  Mittel- 
alter an'  bis  anf  den  hentigen  Tag  Tcrfolgt,  so  mOohte  vielleicht 
das  Bild  noch  ungünstiger  nnd  nach  Lllndem  nnd  Zeitaltem  noch 
gleichartiger  ausfallen.  Flir  unsere  principielle  Frage  des  privaten 
lirundeigenthuras  nmss  man  sich  jedoch  vor  einer  zu  weit 
gehenden  Gencralisirung  der  Schltisse,  welche  aus  den 
•ikizzirten  Verhältnissen  abzuleiten  sind,  hüten  und  zwar  iu  doppelter 
U'eise:  einmal,  was  die  fintstehnng  allen  priraten  Grossgrnndbe* 
ntzes  in  unseren  Staaten  anlangt  nnd  sodann  in  Betreff  der  Ge- 
ftaltong  des  Grundbesitzes  in  den  verschiedenen  Ländern. 

§.  316.  —  B.  Verschiedene  Entstehungsgrttnde  des 
jrossgrnndbesitzes.  Ein  erheblicher  Theil  des  Grossgrund - 
)e8itzes  unserer  Staaten  ist,  wenn  auch  meistens  nicht  erst  eiit 
itanden,  so  doch  vergrössert  worden  durch  mehr  oder  weniger 
echtswidrige  und  gewaltsame  Einziehung  von  liauerstellen,  lue 
md  da  von  ganzen  Dorfschaften.  Indessen  ist  dies  keineswegs 
lie  einzige  und  thatsächlich  in  vielen  Ländern  nicht  einmal  immer 

*)  Yergl.  Marx  a.  a.  0.  S.  714  il.  (das  berüchtigte  Beispiel  der  (iräiin  von 
otherlands). 
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die  haopMeliHelie  Erkliniog  der  nngleiehen  VertheilnBg  dee  Gtud* 
beeitzes. 

1)  Ein  Theil  des  Grossgrundbesitzes  früherer  uud  selbst  noch 
heutiger  Zeit  i;?t  uralt,  ohne  daaa  seiner  ersten  Entstehung  eic 
solcher  Makel  anklebt  öchon  bei  der  ursprünglichen  Besitznahme 
dee  Landes  durch  die  einwaDdernden  Völker,  z.  B.  die  germani- 
sehen,  ist  die  Vertheiiiuig  des  Qriuid  and  Bodens  gewöhnlich  keiiie 
gieielimfiSBige  gewesen.  Die  Führer,  die  Grossen,  die  Edlen,  wslehe 
wir  unter  verschiedenen  Namen  und  in  etwas  verschiedeDer  SteDuif; 
bei  den  meisten  Völkern  finden,  worden  bevonngt.  ^)  Aoeh  hierbei 
etwa  wieder  von  Raub  und  Gewalt  zu  sprechen,  ist  anznlifliig^ 
wenn  eben  nicht  die  ganze  frühere  Geschichte  der  Volker  mit  allen 
ihren  socialen  und  wirthschaftlichen  Wirkungen  vom  Standpuuct  de; 
Gegenwart  aus  rückblickend  soll  verurtheilt  und  rückgängig  gemach; 
werden.  Ohne  Zweifel  haben  den  grösseren  Landzutheiinngeo  aB 
Einzelne  und  Familien  auch  häufig  grössere  Leistungen  der  kti- 
teren  für  das  Volk  oder  den  Stamm,  z.  B.  im  Kriege,  eDtaprocheo."! 

2)  Man  konnte  von  Gewalt  gegen  die  frttberen  Besitser  mi 
Benrbarer  des  Lands  red^  nnd  daraus  wieder  «nen  Einwand  er- 1 
heben  wollen.   An  solcher  Gewalt  hat  es  nicht  gefehlt,  so  wenig' 
bei  den  Kleruchieen  der  Athener,  den  altrömischeu  LandassigDt- ' 
tionen  im  Feindesland,  als  bei  den  Landvertheilungen  der  Germanet 
in  den  römischen  Provinzen  uud  in  Italien.    Aber  allgemein  ist 
auch  dies  der  Gang  der  Dinge  nioht.   Denn  vielfach  haben  die  i 
emwandernden  Stämme  und  Völker,  z.  B.  in  Mitteleuropa,  m  Ger- 
manien, Gallien,  Britannien  ein  wirklieh  noch  nicht  oeco|iiileit 
jedenfalls  in  grossen  Strecken  nooh  nicht  irgendwie  angebaoto  i 
Land  in  Besitz  genommen  nnd  unter  die  Angehörigen  vertheik,  I 
—  haben  erst  diese  es  mit  ihrem  Schweisse  gedtingt  und  j^eurbirt. 
Namentlich  hat  die  Grundberrschatt,  insbesondere  auch  die  Kirche, 
die  Stüter,  Klöster,  schon  vor,  während  und  noch  lauge  uach  der 
Caroiingerzeit,  z.  B.  im  Osten  Deutschlands,  ganz  uncaltivineo  | 


•)  Vgl.  G.  Waitz,  D.  Vertgesch.,  2.  Aal.  I.,  104,  113,  114,  217.  Tacitn». 
(ierni.  c.  26:  '|Uos  (sc.  agros)  moi  intcr  soruudura  (lipiiatioinMn  partiuatur.  S.  i» 
d.  Abb.  V.  Inaua'ä  bes».  Abschn.  II.  „Statistiaclics  über  d.  Verlbeü.  d.  üfUüdbteiBe» 

in  DeutsehL,  bes.  im  t).  n.  «.  JAhrk**:  daas  4.  VertheUiiiig  Qbendl  a.  umbt  | 

uiiirlt'ich  fsrlioii  ror  doin  gen.  Zeitraum^  war,  lanii  Dicht  wohl  mehr  Ijczwe.ifclt  werJ-s 
Wie  die  Driifsclipu  scliuii  zu  Taritll^'  ZciJcii  fecund,  di^iiar.  theilteu ,  i>o  babea  at: 
siclieilicli  auch  bei  deu  späteren  Laudtliciiuiigeu  den  Luten»chiedeji  der  Macht  oadfe 
Ansehens,  des  Gebartsadehi  und  dee  BeiehthuiDs  immer  Kecbnong  gelrageu' .  S.  Ii 

Ebenso  wie  später  nicht  in  Ter!;('v>rii  ist.  duss  den  OliMgftlidbeeitz  Bttck 
besondere  öiientliGhe  Verpflichtuugeu  auferlegt  waren. 

I 
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Bodeu  im  grossen  Umfang  in  Besitz  genommen  und  ihn  unter  ihrer 
Leitung  vor  ihren  Frohnhofen  aus  und  durch  die  angesiedelten 
Colonen  mittelst  ,Jiodung'^  urbar  machen  lassen;  ein  grosses 
rolks wirthscbat'Üicbes  Verdienst  für  jene  Zeit.") 

3)  Wiedenim  ein  andrer  Theil  unseres  Qrossgmndbesitses. 
•tammt  auch  ans  der  florgsamen  Zasammenhaltang  and  allmttligen 
YergrOssemng  des  ursprünglichen  ^^gleiehen  Landlooses'',  aas  der 
Vereinigung  alter  Baaerhnfen,  ans  zugelassenen  Rodungen  Einielner 
io  der  gemeinen  Mark  n.  dgl.  m.  Neben  dem  freilich  massgeben- 
den Factor  des  „Glücks"  sind  es  gerade  in  diesen  l-ÜUen  ökono- 
mische und  sittliche  Momente,  welche  hier  eingewirkt  haben 
nnd  bis  auf  die  heutige  Zeit  nachwirken:  wirthschaftlicbe  Tbat- 
kraft,  Umsiebt,  Intelligenz,  Fleiss,  Sparsamkeit,  sittliche  Tüchtig- 
keit, Mässigkeit,  Selbstbeberrschnng,  gnte  Familienzucbt,  knrz  alle 
jene  Etgensebaften,  welche  gewiss  darohans  nicht  der  einadge,  in 
ganien  Zeitaltem  Tielleicht  nicht  der  haaptsSchlichCy  aber  stets 
un  Wirtbschaftsieben  doch  ein  wichtiger  Factor  flir  das  wirtb- 
icbaftlicbe  Gedeihen  oder  Zurückgeben  einer  F'amilie  nnd  damit 
'iir  die  ungleiche  Vertheilung  wie  alles  Verniiigens ,  so  auch  des 
i'iundbesitzes  sind.  Da  wurden  denn  die  Mittel  wirthschattlich  er- 
worben, die  verarmten  ehemaligen  Genossen  „auszukaufen*'  und 
abermals  den  Eigen-  oder  Familien  besitz  zu  vergrössern.  Und  wie 
tiei  den  Käufern  neben  dem  Glttek  doch  aach  sittliches  und 
Kkonomisches  Verdienst  oft  ansaerkennen  war,  so  nicht 
nnnder  bei  den  Verkftnfem,  den  „Enterbten''  neben  dem  „Ungltfck" 
Mieb  hKnfig  genug  sittliche  nnd  ökonomische  Schuld.^') 

4)  Endlich  haben  in  allen  diesen  Fällen  neben  den  Zntallig- 
iciten  des  Erbgangs  freihich  auch  die  Verhältnisse  des  Krb- 
rechts  und  wo  solches  die  reale  Erbtheilung  des  Bodens  und  die 
gleiche  Erbtheilung  unter  allen  oder  die  stärkere  Erbabtindung  der 
einzelnen  Kinder  gestattete  oder  bedingungsweise  verlangte,  da 
laben  die  Volks- und  Familiensitten  hinsichtlich  der  Vererbnng 
Ulf  die  tbatsäcbliche  Vertheiiang  des  OmndbesitseSy  anf  dessen 
grössere  Zeraplitterang  anter  viele  Eigenthttmer  oder  aaf  die  stärkere 
Susammenhaltang  zn  bedeutenderen  Eigenthnmscomplezen  mit  ein- 
gewirkt.   Das  Institut  des  Familien-Fideicommisses  zeigt 

")  Inania  a.  a.  0..  bes.  AIjschu.  III.,  auch  S.  4tj  tl 

">  Wie  sehr  dg:l.  nach  aUgeineiiier  Ueber^eagung  mitwirkt,  zeigt  die  Befurcli- 
uug,  welche  man  so  vielfach  in  HuääUnd  hinsichtlich  der  Beseitigung  des  iHndlicheu 
ienaiBeigendiiuna  hegt  meine  Abächatf.  S.  3  vad  die  CiUto  »os  den  SchrifteA 
OD  f.  U*zt]iftiiteo.  Scliedo-Ferroti  u.  A.  m. 
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sich  hier  von  Bedentniig  namentlieh  beim  Grossgmndheslli,  svmil 
in  einigen  L&ndern,  wie  s.  B.  in  Grossbritumien.^) 

§.  317.  —  C.  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  in 
einzelnen  Ländern.  Allerdings  ist  die  Geschichte  der  Ent- 
stehung und  Entwicklung  des  lUndlichen  Grossgrundbesitzes  in 
Mittel-  und  West-  und  zum  Tiieii  auch  noch  in  Osteuropa  während 
des  Mittelalters  und  von  da  an  bis  zur  Gegenwart  im  Groaseo 
Ganzen  eine  gleichartige.  Wir  finden  fast  überall  unter  mangeln 
dem  staatUehen  Bechtssohats  den  Verfall  der  bftnerliehen  Freilieit, 
,idie  Grnndherrliohkeit  wird  das  Grab  der  dorfge- 
nossenachaftlichen  Freiheit"  (v.  Manrer)  bei  ans  and 
anderswo  und  das  Feudalsystem  äussert  ziemlich  gleicbmässige 
Wirkungen.  Offene  Gewalt,  falsche  Auslegung  des  Rechts,  Ver- 
schuldung dient  allenthalben  dazu ,  den  Kleingrundbesitz  zu  zer 
stüren,  ihn  in  dem  grossen  aufgehen  zu  lassen,  wie  in  Gros»- 
britanuieu  und  zum  Theil  im  nördlichen  Deutschland,  oder  iiio  tob 
städtischen  Kapital  direet  (in  der  Form  des  £igenthum8tlbergaD|S 
und  der  Wiederrerpaohtnng,  wie  in  Italien)  oder  indireet  (in  ^ 
Form  der  Versohnldnng  an  den  etftdtisehen  KapitaUaten,  wie  bei 
nns)  abhängig  zn  maehen. 

Indessen  wirken  auf  die  Enteignung  und  Enterbung  der  Baoen 
und  die  Concentration  des  ländlichen  und  forstlichen  Grundeigeii 
thums  in  wenigen  Händen  doeh  immer  neben  diesen  allgemeioei) 
andere  speeieUe  Ursaeheu  der  Zeit  und  des  Landes 
ein.  Oder,  was  Yielleicht  noch  häutiger  ist,  Jene  allgemeinen  Ur-j 
Sachen  äussern  nach  den  speeifischen  Zeit-  und  Landei* 
Verhältnissen  hier  einen  stärkeren,  dort  einen  schwächeres 
Einflnss.  Gerade  hier  veral Igemeinert  die  soeialistiache  Potoiiik 
viel  zn  sehr.  Sehen  im  Alterthnm,  wo  dieselbe  Tendern  ood 
Erscheinung  der  Concentration  des  Grundbesitzes  mit  ähnliches' 
ökonomisehen  und  sui  ialen  Wirkungen,  wie  in  einzelnen  modernen 
Ländern  (England,  {Schottland,  Irland,  Theile  von  Italien  i  wahr- 
genommen wird  —  latifundia  perdidere  Romam,  wie  Pliüia* 
sagt  —  sind  doeh  in  Griechenland  wie  in  .Kom  und  Italien  wieder 

I 

V^L  Roscher.  Ansichten  3.  A.  I.,  212.  Unter  den  engl.  NatioDaljVkooos« 
nimmt  die  Opposition  gegen  die  Fideirommisse  sehr  zu,  (Iliffe  Lcslie  verlangt  ite^  ■ 
AbschaÜQDg.  Ueber  d.  gauze  Frage  d.  Familien -Fideicomm.  s.  v.  MiaskowsU. : 
Hildebr.  Jahrb.  B.  21.  129.  Das  B^raltit  der  Aibflift  M,  da»  wenigstens  anf  Mr 
Wirthschaftsätufe  die  roLIcsvirthschafU.  scbädl.  Wifku^en  die  nttdichen  ubenriefet 
dasä  Reformen  dos  Instituts  das  nicht  ändern  iönnen  n.  dass  die  engl.  FideicoflUBW 
mit  an  der  dortigen  uoganstigen  Vcrtheiiang  des  Bodens  schuld  sind.       22t».  i 
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mancherlei  aparte,  in  den  conoreteu  gescbicbtlichen  (ökououüschen 
politischen  u.  s.  w.)  Verhältnissen  liegende  Ursachen  wirksam,  zum 
Theil  wesentlich  venebieden  von  den  modernen  Gestaltungen. 
Dasselbe  gilt  von  nnseren  beatigen  Staaten«  Namentlich  die  bri- 
tischen Zostftnde  haben  eich  manchfach  eigenartig  so  nngtinstig 
eotwiekdty  wie  sie  jetst  zu  liegen  scheinen.'^)  Der  beliebte 
SchloBs,  dasB  onseren  Bauern  anf  dem  Continente  dasielbe  Scbicksal 
beyorstände,  wie  ihren  einstigen  englisclien  Standesgenossen,  trifft 
bei  der  Verschiedenheit  der  massgebenden  Umstünde  nicht  zu. 
.^ach  Uisst  sich  eben  gewissen  Tendenzen  einer  ähnlichen  Gestal- 
tung gerade  mit  Hticksicht  auf  vorliegende  schlimme  Erfahrungen 
anderer  Länder  rechtzeitig  mit  Bewnsstsein  und  Erfolg  durch  die 
OeBctsgebnng  nnd  die  Staateyerwaltnng  Torbengen,  wie  dies  seit 
hmge  8.  B.  blnsiehtlieh  des  „Banerlegens^'  in  Dentseblaad,  nament- 
Kch  hl  Pteossen  geschehen  ist  nnd  als  Pflicht  der  Staatsgewalt 
erscheint 

So  beweist  in  der  That  die  bei  uns  geschichtlich  über- 
kommene Verthcilung  des  Grundbesitzes,  die  Anhäufung  des- 
selben bei  einzelnen  EigenthUmern  nnd  llbcrhunpt  das  doch  nur 
partiell  vorhandene  Vorwalten  des  Grossgrundbesitzes  nicht  so  viel 
liegen  die  Institution  des  privaten  Grnndeigenthums,  als  die  Gegner 
behanplen,  auch  wenn  sie  die  Thatsaehen  selbst  nicht  Übertreiben. 

**)  Vgl.  im  Allgem.  Koübcrtus*  Arbeiten  aus  d.  altrümisciien  W iitliäcb&lts- 
gesdiiebte  im  Hildebr.  Jahrb.  und  Br.  Hildebrand  aalbst  in  d.  Attfik  „die  sociale 

Pra^e  d.  Verthoilung  des  Grondeigenthums  im  class.  Altertimm'*,  eb.  XII  (1869)  S.  1  fl. 
!ijb'?r  Sparta  am]  Athen  .  S.  1.10  ir.  (uh.T  Korn).  S.  d.  SrhliHserij.  hniss  S.  153  t\.. 
wo  üildebraud  be^oiidcrä  auf  emcu  weücutlichen  UaterecbicU  aiiukcr  und  modernoi' 
TottfwirtlMoliaft  lüiiweiaC  irelelier  tta  die  Frage  der  CkmoeatratioD  des  Onmdeigentltiiins 
'(  ^rfTiinen  Hiknden  wichtie  ist:  im  Alterthum  gab  es  zur  zinsbaren  Anlage  von  V«» 
üiugeii  ii<  l)t  11  liypothokariseheii  Darlehen  vornemlich  nur  zwei  Wege,  Ankauf  von  Grand 
und  Boden  und  Ankauf  von  vSclaven.  In  unserer  Zeit  tritt  die  Kapitaiauiage  in  Wertb- 
!  ipieren  Unza.  Dadnreh  viid  das  ffindrlogeii  aif  ChraDdeigeDthiiiiisenirerb  und  anf 
«inissgrundbesitz  schwät  lu  r.  Im  Alterthum  war  Kapital-  und  Gmndaristoio'atie  identisch, 
^ei  uns  ist  sie  getrennt  und  beide  sind  oft  im  Kampfe  mit  einander,  woraus  eine  Zcr- 
«tuckelung  und  Mobilisiiung  des  Bodens  herrorgebt.  —  Gewiss  eine  ganz  richtige  Aus- 
! abrang.  Indessen  Iftsst  sich  einwenden,  dass  gerade  der  Qrosskapitalbesitz  wieder  dvrcli 
l.ij>  Geld-  und  Werthpapi.T-rcschäft  begtinstigt  wird  rind  seinen  Krwerb  wenisrstens 
£um  Theil  gern  in  (irundl)cMtz  anlegt,  um  ilin  zu  sichern:  eine  bekannte  iliatsache 
lach  in  Betreff  unserer  „goldent^n  Internationale".  Da  entsteht  denn  leicht  eine  vabr- 
haft  coloäsalc  Anhäufung  von  Grundbesitx  in  gans  wenigen  Händen,  ein  Verhältniss. 
n  welches  der  Stro  ii.  ^iM-rt^  V'-hc  ('«»ncurs  einmal  einen  Einblick  gewihrt.  Nicht 
mmer  ist  die  Zersplitterung  eines  solchen  \  urmögcns  so  rasch  als  hier. 

^)  Die  holwB  Bedenken  der  brit  Verhältnisse  erkennt  auch  ein  so  iatinnt  ?or- 
dcbtig  lesenriit  nithdlender  Gelehrter  wie  Koscher  au.  Er  nennt  es  ,,eine  Tbat- 
i^rhc  von  ungeheurem  Emst",  wenn  »in  Mann  wie  Cliffe  Leslie  bereits  so  überaus 
ledenkiich  urtheiit.  Aus.  S.  275.  Marx  schildert  hier  wie  überall  Grau  in  Grau, 
Iber  nicht  unrakr.  8.  o.  Kot«  4. 

**)  Raa,  YwBchpol.  §.  47a;  Reicher  U.  §.  103. 
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Die  Geschichte  der  Verthcilung  des  Grundbesitzes  bildet  lür  jedes 
J^and  eine  wichtige  und  interessante  Aufgabe  der  Geschichtswissen 
schalt.  Aber  die  ihr  beigelegte  priucipielle  Bedeattug  Ittr  die  Frage 
der  GrundeigentbumsinstitutioD  hat  sie  nicht. 

Iii.  —  §.  318.  Die  Gestalt nngstendenz  der  Vertbeiiiing 
des  GnuidbesitKeB.")  in  Besag  ani'  ländliclieii  Grondbenti  Int 
sich  mit  dieser  Frage  seit  lange  die  Nationalökonomie  und  Agn»^ 
Statistik  mit  Vorliebe  besehäftigt»  bevor  die  sooialistischen  Angrift 
auf  das  Grondeigenthnm  dem  Gegenstand  noeii  eine  andere  Bs- 
denttmg  gaben. 

")  Aach  d&ruber  Näheres  u.  hes.  (itibcbichtiicbe»  u.  bUUistbched  erst  iu  d.  föi|. 
B&nden  des  Werks,  bei.  im  4.  Bande  (Agrarpolitik). 

'*)  KMuentlich  zwei  Fngeo,  welcbe  mit  der  Frage  im  Texte  enge  zasammeB» 

hängen,  sind  in  der  Fachliteratur  s^ebr  eingehend  behandelt  worden  :  e  i  n  in  al  die  Fmft 
nacü  den  Vor/tigen  oder  Nacbtbcilcn  der  kleinen,  uiittlereu  und  grossca 
Landguter,  äodann  diejenige  nach  dem  Kijifluss  der  „Freiheit  des  (iroud* 
eigen thuxDs'%  d.  h.  hier  specieli  der  freien  Verftnsserang ,  Vererbung  und  Thdl> 
barkeit  auf  <h(  <t  >•  s  t  :il  t  un  g  ti  <  r  Vcrtlieilu  ng  des  J.indiichen  (irundbesitze«. 
Beide  Fragen  stehen  unter  sieb  in  enger  Beziehung.  Die  erste  ist  eine  landvirth- 
schaftlich-technische,  die  zweite  eine  volkswirthschaftspolitiscbe  oder 
▼ie  Kau  sagt  (I,  §.  368,  Anm.  a):  „die  Landwirthschafialetaie  untersucht,  irekb- 
(irßsä«'  «'iiit  s  i.andgut^J  ttir  eiix  i)  i  jn/!.  Inen  hundwirth  unter  '_'<;g'»'Hf'n'-n  Taiständen  «Ii- 
vortheiihalteste  sei.  .  .  Die  \  ulkswirtiischaftalehre  hat  die  N^iriiaagen  der  (iaier  rer- 
aobfodfliMr  ürOsae  ?on  ihrer  geueinntttiigen  oder  gemeinschädlichen  (Seite  za  vdanAm, 
woraus  dann  die  Volkswirthächat'tspolitik  <iie  Lohren  für  das  Verhalten  der  KegieniDf 
in  Bezug  auf  Verbot  od<  r  Kn-ijüreliung  der  Zertlieilongen  ableitet".  Bei  der  ensten 
Frage  handelt  es  sich  zunächst  uui  die  Höhe  des  einzeiwirthschaftlichen  &«ia- 
ertmgs,  der  bei  einer  bestimmten  (iuts-  oder  WiithaohaftsfrOMe  dem  Besitzer  oder 
Bevirtlischut'tcr  al^  Kinkomnien  Boffieaat;  iiodanu  um  die  Hohe  desjenigen  relki* 
virthsfliaitlichen  Keiü'itrags ,  welcher  nach  Abzuy;  der  bloss  Tolk?wirtfc- 
schal tücbeu  Productionskosteu  ^al&o  nicht  der  Lübne,  Zinsen  u.  s.  w.,  welche 
Wirth  bei  seinem  Betiieb  an  andere  Penonen  zahlen  moas,  §.  83)  übrig  bleibt  Viel 
Verwirrung  ist  auch  in  dieser  Frage  durch  die  ungenügende  oder  ganz  fehleadr 
Unterscheidung  «lieses  einzel-  und  vulkswirthscbaltlichen  Standpuncts  ent^itanden.  s.  o. 

82  tl.  Ebenso  bat  oit  die  Verwechsiung  der  iüigenth  umsein  heilen  inu  des 
BewiriliBcliaftQngseinheiten  naditbeilig  eingewlxtt:  beide  Einheiten  sind  niclt 
identisch  und  gehen  bei  Zertbeilung  von  (irossgrond besitz  in  kleine  Pachten  und  um- 
gekehrt bei  Zu&amuienpacbtung  von  Klei  ngr  und  besitz  ott  bedeutend  aus  einander.  — 
VgL  1.  die  Frage  der  pasöeuden  (irösse  der  Landguter  das  Hauptwerk  von  ?.  Bern- 
hard i,  Venncli  einer  Kritik  derGrflnde,  welche  für  grosses  nnd  kleines  Grandeig«*- 
thum  angefiihrt  werden,  l'etrrsb.  I^lb;  dann  bes.  Kau  I..  §.  'iC.s  —  :i75  mit  der 
Speciailiter.  in  üü^fi  Anm.  a  ;  lerner  Koscher  II..  Ii.  2  Kap.  4  über  grosse,  mittld^ 
und  kleine  Landguter  §.47  11.  —  Die  zweite  Frage  in  Bezug  auf  die  Freiheit  da 
Qmndeigentbums  steht  mit  der  im  Texte  bebandelten  FlragB  nach  der  Oestal tua^ 
tendenz  d<>r  Vertheilung  des  GrundbeMtzes  mx  Ii  unmittelbarer  in  Zusammenhang.  Zaa 
Theil  geli.'ii  diese  beiden  Fragen  in  einander  Ul)er.  Vgl.  d.iruber  Kau.  VwschpoL. 
Abschn.  ^^esetzl.  Bestimmungen ,  welcbe  die  V'eräusseruug  und  Erwerbung  der  Li>- 
deteien  betreuen-  76  (Specialliter,  hier  in  Anm.  b)  bis  8S.  5.  Anfl.,  8.  152—184; 
Koscher  z.  Th.  Kap.  4  in  11.,  2,  Kap.  b  eb..  (irundeigenth.  u.  Stünde  §.  1Ü2  ü.  c 
bes.  Kap.  11,  Missbraucb  der  Mobüisining  und  Mittel  dagegen  §.  139  lt.  (lo  die;»eft 

in  d.  Anm.  auch  SpecialUt.j.  —  Der  Kinfluss  der  Yerschuldungsi'orm  in  der 
ganaen  Ftage,  insbesondere  die  bezügliche  Lehre  von  Kodbertus  wtirdigt  aocli 
Koscher  m.  £.  noch  nicht  gebührend,  11,  ^.  138,  bes.  d.  Anm.  £ine  Wideiisgasi 
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Die  Beweisführung  der  Gegner  der  Institution  gipfelt  darin, 
(lass  aus  den  gleichen  allgemeinen  ökonomischen  und  technischen 
Grttnden  wie  in  der  Industrie  und  im  Fabrikbesitz  (§.  137)  auch 
iin  Ackerbaa  uad  GnindbMita  die  Tendenz  des  Grossbetriebs  und 
GrosseigenthuBfl  obsiege;  dass  diese  Tendenz  auch  hier  noehspeciell 
dnrcli  das  nenere  liberale  Würthsehaftsreeht  ond  dareh  enie  falsebe 
Behandlnsg  des  GnmdeigeDtfaiiiDS  Im  Priyatreoht  begünstigt  werde; 
saeb  ans  Okonomlsehen  und  teebniseheii  GrBnden,  um  an  Kosten  — 
natürlichen  oder  volkswirthschaflliehen  Productionskosten  §.  83  — 
zu  sparen  und  die  [jandwirthschatt  intelligenter  betrieben  /u  sehen, 
die  Verwirklichung  dieser  Tendenz  erwünscht  sei;  freilich  in  diesem 
Falle  aber,  so  lange  Privateigenthum  an  Productionsmitteln,  an 
Boden  und  Kapital  vom  Rechte  zugelassen  werde,  nur  das  Privat- 
kapital ond  insbesondere  das  Grosskapital  den  Vortbeil  aas  der 
Anfsangiing  des  Kleingnindbesitaes  siebe.  Damit  wtirde  dann 
sbennals  die  Ungleidiheit  der  Ökonomisehen  nnd  socialen  Lage 
der  BevOlkerungsclassen  vergrössert  and  der  Grossbetrteb  statt  an 
einer  Wobltbat  ein  Fluch  fttr  die  Massen. 

Hinsichtlich  eines  Punctes  der  polemischen  Beweisführung 
braucht  hier  bloss  auf  Früheres  verwiesen  zu  werden.  Lässt  sieh 
uemlicb  nicht  in  die  unbedingte  Verwerfung  des  Pr i vatkapitals 
einstimmen,  weil  dasselbe  wenigstens  iUr  jetzt  zur  Bildung  (und 
Verwendang)  des  Nationalkapitals  unentbehrlich  ist  (§.  296),  so^ 
kann  nach  die  Verwerfltobkeit  des  dnreb  das  Privatkapital  er> 
wotbenen  Grondeigenthams,  selbst  des  Grossgrondb^itses,  nicht 
ans  der  blossen  fintstebnngsart  dieses  kaufenden  oder  „ver- 
schlingenden" Kapitals  ahgeleitet  werden.  Die  Investirung  des 
Privatkapitals  im  Grundeigenthum  ist  nur  wegen  der  Wirkungen 
des  letzteren  oder  der  Wirkungen  einer  bestimmten  Besitz- 
gestaltung  desselben  (wie  der  starken  Conoentration  in  wenigen 


im  Tendenzen  des  heutigen  VencliiildQngsrechts  des  Grandeigenthums  —  uud  nur 
»Ol  diese  Tendenzen  handelt  es  sich,  denn  natürlich  können  im  concretcn  Fall  zeit- 
und  ortsveise  Gegenwirkungen  durch  andre  Ursachen  eintreten  —  kann  ich  in 
Boieker'f  vod  Mich  in  Conrad'fl  AufUiningen  in  Hildebr.  Jahib.  XTV  (1870) 
&  149  C  nicht  finden.  Die  Frage  der  Durchfuhrbaziceit  der  practischen  Reform- 
rorschl&ge  von  Rodbertos  ist  Fon  der  Frage,  ob  jene  Tendenzen  der  h^-uti^en  Ver- 
schtüdongsform  ankleben,  naturlich  wieder  ¥eracbieden.  —  Statistik  der  Vertheilung 
dM  Onadeigenthams  In  Preisten  i.  in  untL  Stetist  Jibib.  IH.  (1S69)  S,  18  ff., 
auch  IV.,  1  (1876)  S.  136.  Meitzen,  Boden  u  landw.  Verh.  d.  preuss.  Staats,  IV. 
(1669),  305  tr.,  477  ff.  (Tabellen),  I  .  511  tl,  auch  391  ff.  iDan>tellung,  Gesetzgebung). 
— -  Mehrfach  folge  ich  im  Texte  wie  im  folg.  eng  hierher  gehör.  H.-Ab»chuitte  meiner 
Imrzeren  DtnteUims  in  der  Abaebaming  des  priraten  QmndeigeDthon«. 
A.  Weener,  OmdUcuff.  S.  Ael.  43 
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Händen)  ansn^creifen,  nicht  wegen  der  Natur  und  BiUbuig  dieses 
Kapitals  selbst. 

Flir  die  nationiilökonomische  Betrachtung  sind  dann  wesentlich 
zwei  Puucte  aus  der  obigen  polemischen  Beweisftlhmng  gegei] 
das  ländliche  private  Gnmdeigeotham  wichtig :  eiumaly  ob  wirk* 
lieh  auch  hier  aus  Ökonomischen,  technischen  und  su  Ur- 
Sachen,  welche  im  allgemeineB  WirthaehaAmcht  dea  S^Mai 
der  finden  Conearrena  Hegen,  der  Oroaabetrieb  siege,  wie« 
allerdings  sonst  die  thatsiehliehe  Tendern  dieses  Systems  mit  aeh 
bringt  (§.  137);  sodann,  ob  diese  Entwicklung  noch  dvreli  ^ 
specielle  Gestaltung  des  Grundeigenthiimsrecbts  und  durch  die 
concrete  wirthsehaftliche  Laf?e  der  kleinen  Grundbesitzer  in  unsere» 
heutigen  Staaten  unterstützt  werde.  Beide  Pnnete  sind  Special 
fragen  dea  Agrarweaens  und  der  Agrarpolitik,  der  zweite 
berührt  ausserdem  auch  noch  näher  das  Creditwesen  und  die 
Creditpolitik.  Es  ist  für  die  ntfiere  Behnndlnng  dieser  Pmflli 
daher  vonemltch  anf  andre  Theile  dieses  Werks,  insbesonden 
anf  den  4.  Band  (Agrarpolitik)  zu  yerweisen.  Hier  mnsa  es  ^ 
genügen,  die  Hanptergebnisse  einer  soieben  Unlersnebmi|, 
soweit  sie  tlir  die  Beurthcilung  der  principiellen  Seite  der  Grund- 
eigenthumsfrage  wichtig  sind,  kurz  zusammenfassen,  ohne  den 
Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Ergebnisse  an  dieser  Stelle  zu  ftthreo 

§.  319.  —  A.  Was  zuerst  die  Grossbetriebs-  und,  vermeim 
Heb  in  Folge  deren,  hier  die  Grosseigenthumstendenz  anlangt 
so  machen  sich  ohne  Zweifel  auch  im  Aekerban  die  allgemetaei 
Vortheile  des  Grossbetriebs  geltend:  nemlich  die  teehnischen  isd 
ttkonomisehen  Vortheile,  wie  rationellere  Leitung,  staikeie  Verwca- 
dung  Ton  Hasehinen,  d.  h.  Herbeisiebnng  der  Nalnrkrille,  leiieh- 
terer  und  wohlfeilerer  Credit  (auch  für  Meliorationen,  welche  d« 
Kapital  länger  fixiren  >,  bessere  Gelegenheit,  die  günstigen  Conjune 
turen  auszunutzen,  sich  den  Wirkungen  der  schlechten  zu  entziehen 
u.  dgl.  m.  Indessen  ist  doch  die  Sachlage  im  Ackerbau  mebrfaei) 
anders  als  in  der  mit  ihm  zunächst  zu  vergleichendeii  Industrie 
Die  Vortheile  des  Grossbetriebs  sind  nicht  so  gross,  als  in  letitenr. 
Die  Gebundenheit  im  Wirthsehaftsbetrieb  ist  ans  nataiüehen  wai 
wirthsehaflliehen  Gründen  im  Aekerban  grosser  als  in  der  Indosloi; 
worüber  aneh  der  Grossbetrieb  nicht  hinweg  hilft  Die  VoHkie 
werden  durch  specifisehe  Nachtheile  desselben  und  specifiscbe  Vor 
Tätige  des  Kleinbetriebs  im  Ackerbau  mehr  als  in  der  Industrie 
compensirt.   Soweit  endlich  ein  landwirthschaftiicher  Gross-  odef 
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Kleinbetrieb  erwünscht  ist,  ist  es  wegen  der  Möglichkeit  der 
Zasammenpachtuni:  von  kieioem  Grundbesitz  und  der  Pachtzer- 
tbeilnng  von  Grossgrundbesitz  nicht  unbedingt  nothwendig,  daas 
der  Gtottaitung  der  Betriebsgrttssen  diejenige  der  Bentigritosen 
geDM  entspriebt  nnd  immer  folgt 

1)  Zwei  hanpttttchliehe  Vortheile  des  GroflsbetriebB,  die  grössere 
ArbeitetbeilQDg  swiseben  den  Gehilfen  (den  Arbeitern  l  e.  S.)  und 
die  Anwendung  von  Maschinen,  Beides  gewöhnlich  in  Wechsel- 
wirkung mit  einander  stehend  -  raachen  sich  im  Ackerbau  nicht 
m  demselben  Umfange  geltend,  wie  in  der  Industrie,  weil  die  durch 
Handarbeit  nnd  meistens  auch  die  durch  Maschinen  zu  leistenden 
Operationen  an  den  Wechsel  der  Jahreszeiten  gebunden  sind,  da- 
ber  «of  einander  folgen,  nicht  gleichseitig  vorgenommen  werden. 

Deshalb  die  seitlieh  beschränktere  Benntibarkeit  vieler  Uwr 
sehmen,  s.  B.  der  Dampfpflttge,  Stanaselunen  n.  a.  m.  Doch 
giebt  es  Aosnahmen,  wie  z.  B.  die  Dreschmaschinen. 

2)  Wegen  der  unvermeidlich  längeren  Daner  der  Productions- 
betriebe  lässt  sich  der  Credit  auch  beim  Ackerbau  nicht  so  leicht 
verwertheu,  die  Conjunctur  nicht  so  leicht  ausnutzen,  als  bei  der 
Industrie.  Mit  deswegen  ist  der  Credit  beim  Ackerbau  auch  nicht 
80  willfährig,  als  bei  Industrie  nnd  Handel.  Zum  Theil  allerdings, 
weil  es  meistens  an  passender  Creditorganisation,  namentüeh  an 
bankmässiger  Gestaltung  des  landwirthschaftliehen  Personal-  nnd 
BeiriebBoredits  fehlt  nnd  mehr  fehlt,  als  bei  den  beiden  anderen 
genannten  Zweigen  der  materiellen  Prodnetion.  Indessen  hat  dies 
(\'enig«teQ8  zum  Theil  auch  seine  inneren,  in  der  wirthschadliehen 
Vatur  der  Landwirthschatt  (und  des  ländlichen  Gmndbesitzes) 
legenden  Gründe.  Wenn  sich  der  Grossgrundbesitzer  auch  den 
^e^änderten  Conjuncturen  des  Absatzmarkts  der  landwirthschaft- 
ichen  Frodnete,  —  regeUnässig  der  Folge  grosser  und  allgemeiner 
^erilndemngen  der  Lage  der  gesammten  Volkswirthscbaft,  der 
/olksdiobtigkeit,  der  Gommnnicatlonen,  des  Stands  der  Prodnotlons- 
eebnlk  —  wohl  wegen  setner  höheren  latelUgens,  besseren  Credits, 
grösseren  Kapitalrelehthoms  leichter  und  rhseher  durch  einen 
Wechsel  des  Betriebssystems  anzupassen  vermag,  als  der  kleine 
Virth,  80  verlangt  die  Durchführung  solcher  Aenderungen  doch 
inmer  Jahre  nach  der  technischen  Natur  des  Feldbaus,  z.  B.  beim 
iebergaug  von  der  Körnerwirthscbatt  mehr  zur  Vichwirthschalt, 
•ei  Aenderungen  in  der  Qualität  der  zu  erzeugenden  Wolle  in  der 
iehAi'wirthschait  u.  dgl.  m.   Dahn  drttckt  sich  die  grössere  Ge- 

48* 
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bundenheit  aiK  h  des  landwirtbschaftlichen  Grossbetriebs  und  rai^ 
hin  die  relativ  geringere  Ueberlegenbeit  in  der  Concurrenz  aos. 

3)  Der  Grossbetrieb  in  der  Landmrtbscbatt  kämpflt  mit  der 
Schwierigkeit  der  ßeaufsiohtigiiiig  der  Arbeitskräfte,  mit  den  Zeit- 
Terloeten  nnd  diimit  den  grOmren  Kosten  der  FeldbeeteUnng  bei 
weiterer  Entfemong  der  Felder  Tom  WirtbseluiflslKife.  Ein  dveh 
y.  Thflnen's  Unterrochnngen  besonders  klargestelUer  PnneL  h 
beiden  Reziehnngen  stebt  der  landwfrthsebnftliehe  Kleinbetrieb 
(namentlicb  nach  erfolgter  Zusammenlegung  der  Felder),  in  ersterer 
auch  der  Fabrikbetrieb  glinstiger  da^  für  den  der  letzte  Punct^  die 
räumlichen  Distanzen  innerhalb  der  Sphäre  der  Prodactionsthätigkeit, 
wenig  in  Betracht  kommt. 

4)  Der  ländliche  Kleinbeflitzer,  welcher  für  seine  eigene  Rech 
nnng  die  eigene  Scholle  bebaut^  wendet  notoriseh  oft  einen  Fleia» 
nnd  eine  Liebe  nnd  Anfmerksamkeit  an^  welche  im  höheren  rolkt- 
wirthsebaftlichen  Beinertrage  flir  die  Volkswirdiaehaft  und  In; 
höheren  ein«e1whrthsehafUiohen  Reinertrag  aneh  flir  ihn  selbst  ihreir 
ökonomischen  Ausdruck  finden,  ohne  doch  im  letzteren  Falle  a!^ 
ProductionskoRten  angerechnet  werden  zu  müssen,    liier  ist  die 
in  §.  83  dargelegte  Unterscheidung  der  Kosten  hochvncbtig.  Denn 
es  handelt  sich  bei  der  vermehrten  Arbeit  um  sonst  müssige  StuD- 
den,  die  freiivülig  dem  Beruf  gewidmet  werden.    Solchen  Flei«! 
kann  der  Orossgmndbesits  oft  ttberhanpt  am  keinen  Lohn  kaufen, 
oft  kommt  er  ihm  wenigstens  sn  thener.  Dieser  Fldss  nnd  dime  \ 
Liebe  des  Kletnbesitters  für  seinen  Boden  werden  aber  bei  di^ ! 
terer  BevOlkemng,  steigendem  nnd  manniehfaltfgerem  Bedarf  as; 
Bodenprodnctcn,  d.  h.  hei  den  Ökonomischen  Bedingungen  inteo-' 
siverer  Bodencultur,  wo  die  gegebene  Fläche  sorgfältiger  bestellt 
werden  muss,  sehr  wichtig.    Besonders  bei  der  Cultnr  einselner 
feinerer  Producte,  wie  sie  hier  begehrt  werden,  bei  der  Zucht  von 
Handels-  nnd  Gartengewächsen,  Gemüsen,  Wein  erlangt  gerade 
die  Arbeit  des  Kleinbesitzers  und  Kleinwirths,  „der  sein  eigener 
Tac^Ohner  ist^  ihren  hohen  Werth.  Deshalb  si^  hier  die  Kkia* 
cnltnr  nnd  der  Kleinbesits  eher  Uber  die  Grossenltnr  nnd  den  Gross- 
besitt,  als  diese  tiber  jene,  wenn  die  Grosswirthsehaft  aneh  heim 
KOmerban  nnd  znm  Theil  bei  der  Viehzucht  überlegen  bleibt. 

§.  320.  Die  Erfahrung  bestätigt,  was  im  Vorausgehendem 
aus  der  V^ergleichung  der  als  Oausalmoraent  auf  die  Gestaltung  der 
Gi-undbesitzverhältnisse  einwirkenden  Natur  des  ländlichen  Gross- 
und  Kleinbetriebs  abgeleitet  wurde.  Wo  nicht  ganx  speeifisehe 
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Irsacbeo  politischer  und  rechtlicher  Art  mitspielen, 
kann  mindesteDS  nicht  von  einer  allgemeinen  ökono- 
nitob-technischen  Üeberlegenheit  des  Grossbetriebs 
Aber  den  Kleinbetrieb  die  Bede  sein.  Der  Sobloes,  dass 
lelrterer  ond  daes  der  KJeinbeeits  notbwendig  vom  Orossgmnd- 
benlB  bei  freiem  Verkehr  im  Grondeigenthnm  Terdrängt  werden 
müsse,  ht  daher  ebensowenig  richtig,  als  der  andere,  dass  au  und 
lUr  sich,  des  besseren  Betriebs  wegen,  eine  solche  Gestaltung  im 
Interesse  der  ganzen  Volkswirthschaft  durchaus  wUnschenswerth 
sei.  Manche  bedeutende  Nationalökonomen  und  Politiker  haben 
aach  aus  der  sogen.  Freiheit  des  ländlichen  (besonders 
bioerlieheo,  z.  Tb.  anob  des  sogen,  ritterschaftlichen)  Grnndeigen- 
tbnmSy  d.  b.  ans  der  rechtlieh  zulässigen  freien  Veritussemng, 
Vererbnog,  Verpfändung  und  realen  Theilnng  desselben  bei  Ver- 
iussemng  und  Vererbung,  vielfach  gerade  die  entgegengesetzte 
Gefahr,  nemlich  eine  zn  weit  gehende  Bodentheilung  (sowohl 
in  zu  kleine  Haumeinheiten,  sog.  Parcellen,  als  nauientlich  auch 
in  zu  kleine  Kigenthu  mseinheiten)  in  Aussicht  gestellt  und 
durch  die  Erfahrung  erhärten  wollen.  Zu  weit  gehende  Boden- 
theilong  (in  dem  zweiten  Sinne)  heisst  aber  nichts  Andres,  als  \'er- 
drängaog  des  Gross-  und  Mittelbesitzes  und  des  entsprechenden 
ßetriebs  durch  Kleinbesiti  und  Kleinbetrieb. 

Jedenfalls  sind  auch  die  Vonttge  und  Naebtheile  der  kleinen 
nnd  grossen  Landgüter,  die  Güter  zugleich  als  Betriebsein- 
beiten  betrachtet,  in  eminentem  Maasse  relative,  d.  b.  von  den 
allgemeinen  so  verschiedenartigen  natürlichen  und  wirthschaftlichen 
Bedingungen  der  Landwirthschat't  abhängig.  Klima,  Budengestal- 
tung und  Bodenbeschaffenheit,  Volksdichtigkeit,  städtische  Cuncen- 
tration  der  BevOlkerungi  £ntwicklung  von  Industrie  und  Handel, 
Bedarf  an  diesen  oder  jenen  Produeten,  Communioationen ,  allge- 
meine Absatzverhältnisse  der  einen,  allgemeine  Bezngsverhältnisse 
der  anderen  Produete  n.  s.  w.  n.  s.  w.  sbid  die  stets  selbst 
wieder  variablen  Elemente,  nach  denen  sieh  die  Wahl  des 
landwirthsebalttiehen  Systems,  der  Bau  der  einen  oder  anderen 
Produete  richten  und  wechseln  mubb.  Deshalb  lässt  sich  ftlr 
kein  Land  ein  lUir  allemal  angeben,  welche  Betriebs-  und  Besitz- 
grösse  die  beste  sei,  die  eben  dann  mutbmassUch  bei  freiem  Ver- 
kehr zur  Geltung  käme. 

Am  Wenigsten  kann  man  aber  allgemein  dem  Kleinbetrieb, 
nnd  Kleingmndbesitz  hier  ein  so  ungünstiges  Prognosticon  stellen. 
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Eher  umgekehrt,  mit  Rücksicht  auf  das  Gesetz  der  Entwicklung 
der  intensiveren  Landwirthscbat't  mit  steigender,  reicher  wer- 
dender Bevölkerung,  grosserem  Stildtewesen,  erweitertem  AbMts 
der  landwirthsehftftUeheii  Prodnetel  Die  waebsende  IntensiTiat 
der  Lindwirthsehaft  hat  die  Tendens,  die  Bodenfläohe  dw  Betriebi- 
einheften  sn  verkleinern,  nm  die  Flftehe  besser  bearbeiten  und  ikr 
mehr  Kapital  zuwenden  zu  können.  Wo  nicht  reehtliohe  oder  der 
Volks-  und  Familiensitte  entspringende  Hindernisse  in  Betreff  der 
Theilung  der  Landgüter  bei  der  VerUusserung  und  Vererbung  ent 
gegenstehen  und  wo  nicht  das  \  orwalten  des  Pachtbetriebs  Aus- 
nahmen bedingt,  da  iührt  jene  Tendenz  bei  Uberwiegendem  Sellwt- 
betrieb  der  Landwirthsohaft  durch  die  Eigentbttmer  sugleich  n 
einerVerkleinernngder  ländliehenEigenthnrnseinbeiteB. 
Die  Erfahrung  bestätigt  dies  aneh  im  Orossen  nnd  Oaniea  hi  des 
Daten  der  Statistik  des  lUndKeben  Orandeigenthmns  Uber  die  GfSiie 
der  (bttnerliehen  und  adligen)  Landgüter  oder  Uber  die  Zef8tOflk^ 
hing  des  Grundbesitzes  nach  Eigenthuniseinheiten:  sie  würde  ei 
wohl  selbst  im  Einzelnen  noch  genauer  bestätigen,  wenn  nicht  in 
Recht  und  Sitte  sehr  häufig  Hindernisse  für  die  VerwirklicbnDj: 
jener  Tendenz  bestanden  hätten,  zum  Theil  bis  heute  bestehen 
oder  jedenfalls  erst  seit  Kurzem,  was  das  Recht  anlangt,  beseitigt 
sind.  Andere  znfiUlige  gesehiehtiiobe  Umstände  bedingen  ebenfslh 
daas  eine  solehe  Tendenz  sieh  in  der  Praiis  niemals  so  lea  ver- 
wirklicht ,  als  man  in  der  Theorie ,  nnler  alleiniger  Beilleksishti' 
gung  eines  Oansalfttetors,  ableitet  Wenn  wir  aber  sehen,  diu 
in  den  Landestheilen  mit  stärkerer  Volksdichtigkeit,  entwickeherer 
Industrie  und  Städtewesen,  mit  hinter  andern  Culturen  zurück 
tretender  Getreideproduction  und  Viehzucht  (besonders  weni^r 
Pferde-  und  Schafzucht)  die  Zahl  der  kleineu  ländlichen  Grundbe 
Sitzungen  grösser,  dagegen  ihre  Eigenthumsfläche,  dann  die  Zaiii 
der  Grossgmndbesitzangen  und  wieder  deren  Grösse  kleiner  ist  und 
somit  ein  grosserer  Theil  der  gesammten  Fliehe  des  UndHrkw 
Gfondeigenthams  sieh  in  Binden  der  Kleinbesitier  nnd  des  Kleis- 
betriebs  befindet»  als  in  den  anderen  LandestheOen,  so  ist  es  augeo- 
sehefnlich,  dass  die  zunehmende  Intensivität  des  landwirthsehsft^ 
liehen  Betriebs  dem  Kleingrundbesitz  und  dem  Kleinbetrieb  eher 
gtlnstig  als  ungünstig  ist.  Dies  zeigt  ^ich  z.  B.  in  Preussen  (vor 
66  er  Unifangs)  deutlich  beim  Vergleich  zwischen  Westen  onü 
Osten,  wennschon  natürlich  hier,  wie  ttberall,  die  ganze  geschiebt 
liehe  Entwieklong,  so  die  allmfilige  Colonisation  der  östüeli  ^ 
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Eibe  gtkgttien  Llndor  dniüh  die  Devteehen  dort  und  die  altea 
vdeotBchen  VerMtatsee  im  Westen  ^  noch  heate  beetimiiiend  im 

die  GesUltuug  der  Dinge  mit  eingreifen.'^) 

Nimmt  muu  dazu  die  socialen  nnd  politischen  Vortbeile  eines 
tüchtigen  Baiiemstands  und  Kleingrundbesitzerstands  Uberhaupt,  so 
kann  man  aber  auch  die  vom  Soouüismas  verlangte  Ersetzung  des 
Klein-  duroli  den  Großbetrieb  in  der  Luidwirtbeobati  ntchl  Ilif 
aUgeflMiii  erwttiueht  eiUftreB  (§.  347). 

§.  8S1.  —  B.  Allerdings  vA  eine  Gefahr  mit  dieser  weiteren 
Verkteinening  der  Iftndliolien  Grondbesitzangen  Terbnnden,  welehe 
sebfiesslich  auch  der  Anfsaagnng  des  kleinen  Besitzes  dnreb  den 
grüssereu,  selbst  der  tormlichcn  Latitundienbildnng  Vorschub  leisten 
kann:  die  Verkleinerung  kann  zu  weit  gehen,  zur  „Zwergwirth- 
schalt",  dadurch  zu  proletarischen  Zuständen  der  Besitzer,  schliess- 
lich zu  ihrer  Enteignong  nütteist  des  Scholdrechts  und  zum  lieber- 
gang  des  Eigenthams  an  GroBSgmndbesitier  nnd  städtische  Kapita^ 
listen  miuren.  Diese  Gefahr  liegt  nm  so  naher,  wenn  nicht  die  kleinen 
fiigenthnnnebheiten  wenigstens  durch  ein  richtiges  Paehtaystem 
ra  hinlänglich  grossen  Betriebseinheiten  yerbanden  werden  können. 

ffiermit  wird  aber  sehen  die  Frage  der  speeiellen  Geslaltang 
des  Rechts  des Grnndeigenthums,  besonders  des  ländlichen  kleinen, 
berührt.  Dieses  Kecht  ist  in  der  modernen  Zeit  mehr  und  mehr 
nach  der  Theorie  des  absoluten  Eigenthums  und  auch  sonst  nach 
römisch-rechtlicher  ISchablone  gestaltet  worden.  Die  Forderungen 
der  Tiieorie  der  freien  Concurrenz  kamen  schon  dabei  und  später 
dann  noch  apart  davon  in  der  y,Freiheit  des  Grnndeigenthnms*'  znr 
Geltattg.  Die  alteren^  dentsohreehtliehen  nnd  die  der  gmndherr- 
hohen  nnd  polizeistaatlichen  Periode  entsprungenen  Besehriaknngen 
der  freien  Verfttgnng  des  Eigenthfimers  in  Bezug  anf  die  Ve^ 
pfändang,  Vernnseening,  Vererbung  nnd  auf  die  reale  Theilang 
des  Grundeigenthums  in  beiden  letzteren  Fällen  sind  vollständig 
/um  Theil  erst  auf  das  V^erlangen  der  physiokratisch-Smith'schen 
Nationalökonomie  in  neuester  Zeit  beseitigt  worden.  Dadurch  ist 
ein  nachtheiliger  Einfluss  eines  falschen  Grundeigenthnms- 
rechts  and  ein  Missbranch  der  Freiheit  möglich  geworden,  die 
Ihr  die  Vertheilnng  des  GmndbesitMS  anter  Umständen  kritiseh 
werden  können.**)  E»  mag  dies  hier  an  mnem,  bisher  anch  in  der 

")  S.  die  Statistik  und  die  Au&fahrungea  bei  Meitzen  i».  a.  0.  in  Note  18;  die 
fIkbeOeii  In  anlL  tCat  Jahrb.    Oeber  deo  ZonaniHMihaiig  der  t/ttUgtodtn  Intansitlt 

1  Land  Wirt  hsch.  mit  der  Verkleinerung  dt  r  Betriebs'nnhoit.'i»  hcs.  Roscher  II.  §.  48. 

*'  Vgl.  Kau.  Vwscbpol..  7(>  fl'.:  Koscher  II.  2.  Kap.  11  (u.  8),  bes.  §.  99.  14:v 
ülr  wie  viele  Andre  meinen,  dass  aus  der  Statistik  des  (irandei^cnthiims  in  Frank - 
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Theorie  noeh  wenig  beaehteten,  aber  wiehtigen  Beispiel,  d« 
hentigen  Verschnldungsf  orm  des  liladliehen GnmddgenthnDi, 
etwas  näher,  unter  Benutzung  der  classischeu  Untersuchangen  tod 
Rodbertuä,  nachgewiesen  werden.'*) 

§.  322.  Die  Verschuldungsform  des  Grundeigentbums  nach 
dem  (römischen)  Princip  der  Kapitalverschulddng,  statt  des  (deot- 
lehen)  Princips  der  RentenTerscbnldiiiig,  hat  sich  seit  der  Reception 
des  römischen  Beehts  immer  allgemeiner  ?erbieite^  m  daea  äe  jelit 
fast  die  anssehliessUebe  geworden  ist  Die  gnmdsitiliobe  BeasUigng 
der  keineswegs  unbedingt  verwerflichen  Erbpacht  hat  ihr  noch  Tor- 
Schub  geleistet  Sie  ist  aber  erst  mit  der  gänzlich  freien  Ver- 
äusscrung  und  Vererbung  {Wr  das  kleine  und  grosse  ländliche 
Grundeigenthum  zu  ihrer  vollen  practischen  Bedeutung  gelangt  nad 
damit  verlülngnissvoll  lür  den  Grundbesitz  geworden. 

Nach  dem  somit  jetzt  lierischenden  Princip  der  kapitalver- 
schuldung  werden  nicht  etwa  nnr  zur  Melioration  anfgenommeis 
Kapitalien,  ein  FaU|  weloher  ttberbanpt  unter  den  heutigen  Ver- 
sehuldungsursachen  des  GrundbesitKcs  wenigstens  bei  uns  im  Garnen 
eine  untergemrdnete  Bolle  zu  spielen  seheint,  sondern  aoeb  Best- 
kanfgelder,  Kapitalien,  welche  zum  Zweck  der  Bezahlnng 
des  Kauf  Schillings  bei  Dritten  autgenommen  wurden,  und 
sogar  schuldig  gebliebene  Erbantbeile  nach  festen  Kapital- 
beträgen als  Hypotheken  auf  den  Grundbesitz  eingetragen.  Die»c 
Kapitalien  sind  dabei  gewöhnlich  auf  kurze  Termiue  kündbar  seitens 
des  Gläubigers.  Der  Grnndeigenthttmer  ist  jedoch  nach  der  Natur 
sebies  Betriebs  und  des  daraus  fliessenden  Einkommens  niebt  ii 
der  Lage,  beliebig  eine  verlangte  Kapitaliahlung  su  leisten,  usfl 
eben  sein  Orundeigenthum  nicht  Kapital  ist  Er  kann  nur  eise 
Bentenzahlnng,  höchstens  zusehläglich  einer  missigen  Amortlsatifmi- 
rate,  in  regelmässigen  Terminen  oder  doch  erst  nach  geraamer 
Zeit,  wenn  er  aus  seinem  Einkommen  kapitalisirt  hat,  eine  Kapital 
Zahlung  ans  eigenen  Mitteln  leisten.  Bei  der  jetzigen  Verschuldung? 
form  geräth  er  daher  im  Fall  unerwarteter  Kündigung  des  Kapitab, 
das  ihm  ja  meistens  gar  nicht  geliehen  worden  ist,  sondern  welches 
er  als  Schuld  für  einen  nicht  real  ausgcaehiedenen.  Bodenantheil 
nach  dem  bestehenden  Bechte  anerkennen  musste,  untrenasMIieb 

reich  wie  in  Preassen  mehr  der  richtige  Gebrauch,  ala  der  Mißbrauch  derFl«- 
hdt  des  Gnmdeig«nthiUD8  belegt  werden  könne.  Im  Guucd,  venn  Mch  ■!!  A** 
uabmeii.  ist  da^  hier  wuLl  richtig.  Dan  die  Möglichkeit  dee  MialiiMels  wAm 
jhrt  Bedciikcii  hat,  ist  gleichwohl  nn  ht  in  bestreiten. 

Kodbt^rtas,  Uber  d.  heut  Credjtnoth  d.  Grand besitiieii,  bes.  1,  dann  U,  l—M 
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in  Abbaugi^'keit  von  dem  Credit  anderer  Kapitalisten,  den  er  bcan- 
»prncben  muss,  um  seinen  Verbindlicbkeiten  nacbzukommeu.  Bei 
ODtwickelter  bankmässiger  Organisation  des  ländlichen  RealcreditB 
wild  dkie  Ahhingigkeit  geringer  (Pfiuidbrief inatitate,  Hypotbeken- 
baakn).  Aber  sie  wird  «ooh  dadareb  Hiebt  genttgend  beseitigt 
FeUl  diese  Oiganisation,  wie  grossentbeils  für  den  Klebgnuid- 
besitz,  80  geräth  der  Besitzer  in  Noth,  fällt  dem  Wncber  SDbeim 
Qod  wird  in  der  That  dann  nur  zu  leicht  „enteignet  und  enterbt''. 

Diese  Gefahren  nnd  Uebelstände  steigern  sich  noch  durch  die 
„Freiheit  des  Grundeigentbums''  nnd  das  gleiche  Erb- 
recht der  Kinder  des  Gmndeigentbttniers.  Denn  jeoe  macht  die 
VeränsseniDg  leicht,  führt  aber  aaeb  zum  Ankauf  von  Boden  mit 
wenig  eigenem  Kapital  nnd  somit  xvr  Belastung  desselben  mit 
hoben  Kiqntalsebnlden  itlr  entlebnte  Kanfgelder  oder  Ar  Bestkanf- 
gelder.  Und  das  gleiebe  Erbreebt  nOtbigt,  wenn  niebt  reale  Boden- 
theilung  eintritt,  die  nicht  immer  möglich  nnd  noch  weniger  immer 
erwünscht  ist,  ebenfalls  zu  bober  Belastung  des  Grundbesitzes 
seitens  des  tibernehmenden  Erben  mit  Erbantheilen,  welche  in  der 
Form  ktindbarer  Kapitalschulden  hypothecirt  werden.  Die  Ver- 
schnldnng  unseres  Grundbesities  schürt  ttberwiegend  aus  solchen 
Ursachen  berzartihren. 

In  Verbindung  mit  der  beotigen  Kapitalversebnldnngsform  maebt 
das  Priodp  der  firden  YeriUnsernag  aber  ans  dem  Gmndbesits 
▼ottends ein  Objectfllr  den  bloss  speenlativenBesitsweebsel, 
wie  dies  Rodbertns  meisterhaft  als  Tendenz  des  modernen  Gmnd- 
gchnldrechts  entwickelt  hat.  Die  hier  mitspielenden  Factoren  sind 
die  Bewegung  des  landesüblichen  Zinsfusses  und  der  Grund- 
rente. Bei  sinkendem  Zinsfusse  und  steigender  Rente  bat  der 
Kapitalwerth  des  Bodens  die  Tendenz  zu  steigen.  Dies  lockt  zu 
Gttterankänfen ,  auch  mit  Hilfe  fremden  Credits,  stoben  bleibender 
starker  Bestkanfgekler.  Qebt  die  Coigmietor  in  der  voransgesetiten 
Riolitong  weiter,  so  wird  dnrob  Wdtenrerkanf  sn  gestiegenem  Preise 
eine  OewinnreaKsimng  versnebt  nnd  mdstens  mit  Hilfe  abermals 
grosserer  Kapitalverschuldung  des  Gmndeigentbnms  dnrobgefBbrt. 
Der  willfährige  und  wohlfeile  Credit,  welchen  die  bankmässige 
Organisation  in  solchen  Zeiten  bietet,  lockt  zu  solchen  Operationen 


•*)  Rodbertas  a.  a.  0.  I.  17.  In  wie  weit  diese  Ansicht  von  K.  allgemein, 
»ach  z.  B.  Dar  iu  Deatschiuid,  richtig  ist,  darttbei  zu  entscheideD  fsblt  es  «n  ge- 
vQfoader  SMttik,  Rolebers  dnzelne  Notiz  H,  §.  138  Anm.  10  mMtUcIi 
aadi  IS  wooig. 
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nur  uoch  mehr  an.  Aber  die  Conjunctar  wechselt,  eine  Penode 
steigenden  Zinsfusses  und  —  etwa  verursacht  durch  die  nenen, 
billige  landwirthscbaftliche  Prodncte  extensiver  oder  sehr  frncht 
barer  Landwirthschaftsgebiete  herbeiführeiulen  Comnmnicaiioii»' 
mittel  —  sinkender  Grandrente,  daher  anch  sinkender  Teadenz 
des  Bodeowerths  tritt  ein.  üer  letitere  dMkl  die  kobea  SehsU- 
smwneii  naeh  Kapitelwertii,  mit  denen  der  Boden  us  Knifgehkn, 
Erbutheilen  belMlet  ist,  nieht  mehr.  £äne  lindlielie  OtMkam 
brieht  ans,  vollends  bei  kündbaren  Hypotheken,  der  Grandbaatt 
kommt  unter  den  üammer  and  wiederum  protitirt  das  GeldiiapiUi, 
wenn  nicht  der  Geldwucher.^*) 

Mancher  alte  Grundbesitz  bäuerlicher  und  adliger  Familien  ist 
so  seinen  früheren  Besitzern  unter  dem  Einflnss  einer  iaischen  Yer- 
soholdangsform  für  das  Grundeigenthum  enteignet  wocden.  Eine 
ongllnstigeie  VertbeUnng  des  Gnudbetities  kam  darans  kiekt 
hanroigehen. 

IV. —  §.383.  Ergebniss  fttr  die  Frage  des  prifates 
Grnndeigenthnms.  Das  Toransgebende  Benpiel  ist  Ton  typi- 
scher Bedeutung  für  den  nachtheiligen  Einfluss  unrichtiger  Ge- 
staltung des  Grundeigenthumsrechts  auf  die  Lage  des  Grandbesitzes. 

Folgt  aber  aus  ihm  und  aus  den  oben  erwähnten  anderen  6e 
lahren,  welche  die  Freiheit  des  Grundeigeuthums  mit  sich  iUhreD 
kann,  folgt  selbst  aus  der  in  soleben  Fällen  vielleicht  nachweig 
baren  Tendern  snr  aligemeineren  „EnteigBang  und  Enterbosg' 
dosKleiBgrondbesttses  dnreh  den  Qrussgi  luidbesiti  and  das  stidtiiche 
Kapital  oder  ans  der  hier  etwa  sogar  yorliegenden  Tendeai  sv 
Latifandienbildnng  Etwas  gegen  die  Institntion  des  pri?slai 
Grundeigeuthums  als  solche?  Mit  Nichten!  Es  lüsst  sich  dmttt 
eventuell  nur  eine  Reform  des  Grundeigenthamsrechts. 
des  Cre ditrech ts,  des  Erbrechts  begründen,  d.  h.  die  Forde 
rangen  der  Theorie  der  freien  Concarrena  mttseen  modificirt  oder 
aufgegeben  nnd  unpassende  Privatrechtsnormen  müssen  durch  sokiw, 
welebe  der  Okonomisoben  and  teebnisehen  Natnr  des  GnindbesitiM 
entspreehea,  z.  E  das  Priiwip  der  KapitalTenehaldaog  dweb  du* 
Jenige  der  BenteoTersebaldnng,  erselit  werden.**) 


**)  S.  Daten  Uber  Werthscbwaakuiitreu  der  Laudguter  bei  Courftd  lu  üMehs 
Jilirb.  XIV,  154,  177. 

**)  Wie  nach  Bodbertm'  Vorschlifan  a.  a.  0.    Ut  aohme  aber  du  derec 
Gran«}  pri  ncip  an.  in  i]vu  «i  n  /  *■  I  o  en  AnaftlhrODfan  fOB  B.  itt  MMCk« 
|»racuschc  Uurcbfubnmg  lu  veraodero. 
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Im  eonorelen  FaD  ist  darttber  naeh  gensner  Prttfuiig  der  That- 
neben  sa  entieheiden.  An  dieser  Stdle  ist  nnr  sn  betonen ,  daw 

die  „Freiheit  des  Grnndeigenthnms,,  die  angedenteten  Gefahren 
zwar  nicht  nothwendig  mit  sich  bringen  niuss  und  nicht  immer 
niit  sich  bringt,  aber  sie  wohl  mit  sich  bringen  kann  und  gelegcnt 
lieh  auch  mit  sich  gebracht  hat.  Wo  sich  dies  zeigt  und  in  Folge 
dessen,  unterstützt  durch  ein  lalsches  Grundeigenthamsrechty  wie 
in  dem  Beispiel  der  Verschuld ungsform,  der  alte  GmndbesitzerBland 
snm  sociale  Sehaden  fttr  die  Gesellsebaft  enteignet  und  enterbt 
wird,  da  bewabrbeitet  sieh  also  die  These  der  sooialistisohen  Kritiker 
des  Onmdeigenthnms.  Dann  mnss  aneh  dnreh  die  Gesetsgebnng 
und  Verwaltung  des  Staats  mit  riobtigen  Reformen  nnd  zweck- 
mSssigen  Acnderungen  des  geltenden  Privatrechts  ein- 
geschritten werden. 

Unter  Umständen  selbst  mit  rU ckgre if en d e n  Massregeln, 
d.  h.  mit  einer  Gesetzgebung,  welche  die  Besitzverhältnisse  wieder 
auf  den  früheren  Stand  zurUckzuttlhren  sacht  Auch  dies  ist  ein 
Postulat  richtiger  social  rech  tii  eher  AnfTassong  des  Gnindeigen- 
thnms,  das  weder  dnreh  den  Hinweis  auf  die  Axiome  des  Systems 
der  freien  Concnrrenz  nnd  der  Freiheit  des  Gmndeigentbnms  noch 
durch  den  Hhiweis  auf  das  bestehende  immer  einer  Reform  zn- 
gäogliche  Recht  abgewiesen  werden  kann. 

Für  eine  solche  tiefergreifende  gesetzliche  Reform  der  Grund 
besitzverhältnisse  liegen  rrUccdenzfalle  vor.  So  in  der  modernen 
Gesetzgebung  Aber  Ablösung  der  Grundlasten  in  Mittel- 
europa nnd  in  der  russischen  Gesetzgebung  Uber  die  Anf- 
bebnng  der  Leibeigenschaft  nnd  die  Aasstattang  der 
Dorfgemeinden  mit  Land.  In  beiden  Fällen  wurde  in  die 
gescUchÜich  flberkommenen,  sn  Recht  bestehenden  Grandbesits- 
verh&ltnisse  zwangsweise  tief  eingegriffen,  um  allgei^eine  Forderungen 
der  Volkswirthschalt  und  der  Civilisation  zu  erfüllen  und  dabei 
.luch  viel  privatrechtlich  verjährtes,  aber  darum  nicht  gesühntes 
geschichtliches  Unrecht  wieder  gut  zu  machen.  Aehnlich  verhält 
es  sich  mit  der  endlich  begonnenen  Beform  des  irisc  hen  Pacbt- 
rechts.  Das  ist  der  richtige  Weg,  um  der  Polemik  gegen  die 
Institotioii  des  privaten,  besonders  grösseren  ländlichen  Grundbe«^ 
ntses  die  GrOnde  zu  entziehen,  welche  sie  ans  der  geschichtlichen 
Entstehung  und  Entwicklung  dieses  Eigenthnms  entnommen  hat. 
Knf  demselben  Wege  kann  aneh  diejenige  Reihe  von  Grttnden 
ividerlegt  werden,  welche  aus  dem  gegenwärtigen  Entwicklnngs- 
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procesB  der  VertheihiDg  jenes  Grrundbeitties  gegen  die  ganze 
Institutioo  hergeleitet  werden  mtk^bten. 


3.  Hauptabschnitt. 
CtoMfclelitliehe  AitwIeUug 

Orundelgeiilliuiii». 

Die  nitionalökonomische.  specicll  dif  agrarpolttischc .  ood  H: 
rechtsgeschichtliche  Literatur  über  dieüca  (iogenstaad  ist  reichhaltig.  Uohi  aal 
keifiem  Gebiete  btt  lieb  die  neoere  denttebe  biateritcb «aitieiiMlIbeiwiitbii 
Bichtang  so  bewlhrt  nnd  dadurch.  Tcr^Il«  ]i<-n  mit  der  älteren,  in  der  fremden  Litanlir 
noch  heate  vorwaltenden  abstracten  und  rationaliätlüchon  Bchaodlaog,  so  berechtift 
gezeigt,  als  in  den  Agrarrerhältnissen.  Unter  den  zuäammenfiuseoden,  da&  ge- 
acbiebfiicbe  Material  Air  die  Nationalakonoinie  venrortbenden  Arbeiten  ttebt  Seieher » 
VOftreffUcbe  Ml^ationalnkonomik  des  Ackerbaus",  Kit.  Systems,  obeBU.  Aach  fui 
diesen  Abschnitt  und  für  alle  Detailpunctt*  und  die  Specialliteratur  ist  auf  dies«  Werk 
vorucailich  zu  rerwuibcu,  hea.  auf  das  specidi  hierher  gehörige  IiLapitel  des  2.  Bück- 
(GftadeigenthaiB  ved  Gemebide»).  Ben  itebt  vti6k  in  den  letslea  Asegsben  des 
theoretischen  und  practist  lien  Theils  seines  Lehrbuchs  noch  nicht  auf  die^oi  bistc- 
Tischen  Slandpuncte,  wenn  er  auch  auf  einzelne  Puurt-*  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung des  Grundeigcuthuma»  in  dcu  Nuten  öftere  verweut,  ?ergl.  bes.  L  §•  3^2  tf- 
II,  §.  7G  ff.,  §.  97  S.  paat.  —  Eine  Uebenicbt  der  Grundzuge  der  Entvicklv«  d« 
ländlichen  Grundeigenthnms  vom  nationalokonomiscben  Geaiditq^micte  in  meiasi 
Abschatf.  d.  priv.  Grundcigeuthumt>  Absrhn.  II. 

Von  bes.  Werthe  sind  vergleichend -historische  uud  statistische  DntennchuugcL 
Uber  die  Gmndeigenthumsverhältniaae  verschiedener  Linder,  weil  sie  daa  Typiscke 
der  Gestaltungen  uud  Entwicklungen  und  die  Einwirkung  der  rein-naturlicben 
und  rein -menschlichen  Verhidtnisäe,  neben  den  specifisch-naüeoalea  and  örtUcbea. 
iMrvortreten  lassen.  Hierhin  gehört  jetzt  vor  allen:  De  Laveleye'a  de  la  proptUlr 
et  de  ses  fonnes  primitives,  Par.  1S74  (dettwb  v.  Buch  er  „d.  Creigenthon**,  Ifu- 
1879),  das  sich  vomemlich  mit  dem  Gegenstande  dieses  Abschnitts  bosch^tigt  bkI 
eine  Beihe  der  wichtigsten  eorop&ischeu  and  asiatischen  Länder,  sowie  antike,  mittel- 
altediebe  und  moderae  Zeiten  tergiddit  8.  du.  aaob  weitere,  bea.  freade  SpedaBh.  I 
über  die  einzelnen  Länder.  Der  Verf.  gebftit  zn  den  wenigen  weateuDplischen  ifna- 
zösischen  und  englischen"!  National rtkononrni .  W'-Tcho  die  hier,  wie  in  so  mancb'T 
anderen  volkswirthschaftlichen  Gebieten,  die  ausländische  au  Reichthtun  bedeotiaui 
ttbeitreffbnde  dentaebe  biatoiiacbe  und  natieaalokonemiscbe  Litentnr  keuaa 
benutzen.    VkI-  ferner  die  Serie  von  cssays  „systema  ef  land  tenure  in  Taho!:- 
countries",  publishod  «nder  the  sanction  of  the  Cobden  Club,  Lond.  1870  (a.  A. 
Campbell  Uber  Indien).   Auch  die  reiche  neuere  eugUsche  Literatur  über  die  m£<:i>- 
Iriab  land  qneatien  (i.  B.  Cliffe  Lealie,  land  ayetema  a.  indnatr.  eeonemy  «f  | 
Irland,  Engl,  a,  contin.  countries,  die  Schriften  von  0  Connor  Morris,  Macauliy 
Lavelle,  Murphy,  Godkin,  1870 — 73  erschienen)  gehören xam  Tboü  hierher,  na 
Theil  zu  den  H.-Abschn.  2  u.  4. 

Ueber  die  antiken  AgrarverblltniaM  a.  aacb  bier  Hildebrand  in  a^  laM 
Xn,  5  ff.,  1M0  fi..  De  Laveleye  a.  a.  0.  S.  144— 1«J5.  Ob,  in  welcher  Benutzung 
form  uud  wie  lange  bei  den  Alten  Gemcincijrcnthum  am  ländlicheu  Boden  bestabdefi  j 
hat,  ist  strittig.  Dass  dasselbe  insbesondere  auch  in  Kom  (Italien)  dem  spiteRk 
Privateigentbum  veraagegangen ,  ist  aas  allgemeinen  ?eUtiwirthschafUichen  Gruadb 
und  Analopif^f-hlus^en  wahrscheinlich,  wird  durch  Spuren  der  Institution  bestitip 
und  von  einigen  Kechtshistorikern  auch  allgemeiner  fUr  die  ältere  Zeit  angenoBao* 
ao  ?on  Pachte,  Institut.  1.  §  40,  S.  LiO  ff.  (4.  Aufl.),  Mommaen,  rom.  Geick 
I,  124.  Andero  beatreiten  es,  so  bes.  Ihcring,  Geist  d.  r.  R.  L  (3.  Anl)  S.  19> 
(micb  nicht  übenevf  end)  and  im  Gänsen  ist  die  Anaicbt  der  nodermen  rtmiick« 
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Rechtslelirer  wohl  auf  dieser  Seite.  Für  die  &itere  Zeit  fehieu  jedenfail»  die  sicbereu 
Naekilfiliton.  Es  vtid  indessen  in  bedenken  sein,  dasi  onsere  gaschichtUehe  Kenntnte 

TOD  den  alten  Völkern,  speciell  Italiens,  eben  erst  mit  einer  viel  späteren  Wiitbschafts- 
un(]  Coltirporimh^  b(>g:inn(,  rils  diojenijfe  von  den  (lermanen.  Die  Gemeineig^enthams- 
Qud  GemeinuutzuQgspenode ,  welche  wir  bei  den  letzteren  und  später  bei  anderen 
Volkem,  so  nocli  liente  bei  den  Gnssrnsien  Ünden,  hatten  die  iUlen  in  der  Seit,  wo 
wir  ihre  lindlichen  Vorhlllnisse  kennen  lernen,  schon  hinter  sich.  8.  noch  BOsler, 
Verwr.  I,  §.  124  Anm.  4.  • 

Von  bes.  Bedeutung  für  den  Gegenstand  dieses  Abschnitts  ist  jedoch  dio  reiche 
Uterstor  Uber  das  iltere  germanische  lindllche  Gmndelgenthun  nnd  seine  Ent- 
irirklnn^  und  über  den  rassischen  ländlichen  Gemeindebesitz.  Eine  Ver- 
gleichang  der  germanischen  und  russischen  Verhältnisse  ist  höchst  lehrreich,  weil 
sie  manche  Aufklärung  ubor  zweifelhafte  Puncte  der  Unpt  vergangenen  Zustände  in 
Deutschland,  Scandinavien,  England  gewlhrl  nnd  zugleich  me  Ausschlag  gebende  Macht 
i'.r  allgemeinen,  durch  die  äussere  Natur  und  die  menschliche  Natur  dargestellten 
factoren  fur  die  (iestaltung  und  die  Entwicklung  des  Grundeigenthums  oSenbart 

Vgl.  für  die  german.  Verhältnisse  aaaser  Roscher  a.  a.  0.  (bes.  II,  §.  71,  72 
nebst  Anro.)  namentlich:  G.  Hanssen,  Ansichten  über  d.  Agianresen  d.  Vorzeit,  In 
Falck's  Neuem  staatsbiirgprl.  Magazin  III.  im  Anschluss  an  dänische  Arbeiten, 
r.  Olufseu).  cb.  VI.;  ders.  die  Gehöferschaften  (Erbgeuossenschaften)  im  R.-B.  Trier 
(Abh.  d.  Bert.  Akad.),  Berl.  1863,  hes.%S.  S  ff.;  ders.,  z.  Gesch.  d.  Peldsysteme  in 
Deutschi.,  Tttb.  Ztschr.  bes.  XXI,  55  —  62  n.  pass.,  auch  B.  22.  24,  26.  32;  ders.. 
agrarhist,  Fragmente  z.  Erkenntn.  d.  deutschen  Foldm.verfass.,  Tub.  Ztschr.  1878  B.  34 
&  (»17.  Oeber  Uanssen's  Stellung  zu  den  Fragen  im  Texte  s.  u.  Anm.  16.  — 
G.  WaitK,  Denisohe  Yerf.-Gesch..  T.  (3.  Ant.\  bes.  Kap.  4  (Orandbesiti  n.  DAiM, 
$.98  ff.,  auch  pass.  Kap.  2.  3,  5  (S.  164).  dann  II.  (2.  Aufl.)  Kap.  4,  S.  SOS  ffl; 
V.  Kap.  4;  ders.  iibrr  d.  altdtutschf  Hufe,  Gött.  1&54.  —  G.  L.  v.  Maurer,  alle 
die  oben  S.  373  gen.  Werke,  bes.  ^  Gesch.  d.  Dorfverfass.,  nam.  1,  dann  II,  Kap.  9, 
die  Gesch.  d.  FVohnhftfe  n.  s.  w.  pass.,  I,  S14  ff.,  bes.  33S  ff.,  m,  105  ff.,  193  ff. 
Oierke,  D.  Genossonschaftsrecht  I,  §.  7—9,  S.  53  ff.,  dann  pass.  §.  21,  24,  52,  53, 

—  Hoschor,  Ansichten  d.  Volkswirthsch. ,  Abh.  2  (über  d.  Landwirth.sch.  d. 
ditesten  Deutschen).  —  r.  Haxthausen,  Uber  d.  Agrarvorfass.  in  Norddeutschi.  I, 
1,  BerL  1829.  Landnn,  d.  Territorien.  Hamb.  n.  Gotha  1954.  Thndiehn», 
Än-  Q.  Markverf  in  Doutschl..  Glessen  1S60.  Stilve.  Wes.  a.  Verfass.  d.  Landge- 
meinden in  Niedersachsen  u.  Westfalen,  Jena  1S51,  bes.  §.  7.  Achenbach,  d. 
Haubergsgenosseuächaficn  d.  Siegorlandes,  Bonn  1863.  Host  mann,  über  aitgerman. 
Landwirthsch.  (Diss.),  Gott  1955.  Meitzen,  Boden  u.  s.  w.  d.  Prems.  Staats,  Berl. 
1%S.  I.  344  ff.  (mit  interessanten  Hurkarten  r.  Dörfern),  v.  I nam a-S te rn egg , 
üutersQcb.  Uber  d.  Hofsyst  im  Mittelalter,  Innsbr.  1872.  Ders.  d.  Ausbild.  d.  Grund- 
herrsch. —  Ceber  die  verwandten  englischen  Verhältnisse  giebt  wichtige  neue 
Aufschlüsse:  E.  Nasse,  Uber  d.  mittelaltorl.  Feldgemeinschaft  u.  die  Einbegungen 
des  IH.  Jahrh.  in  England.  Bonn  isfi!)  i  veitere  engl.  Liter,  u.  pari.  Reports  s.  daselbst). 
Daruber  die  ausfuhrUcbe  Anzeige  dieser  Schrift  von  G.  Hanssen,  Gött.  Gel.  Anz. 
1%70.  S.  1321  —  1356.  —  Die  trdteren  Noten  znm  Text  enthalten  die  bezuglichen 
'inzclnrn  Stellen  aus  d.  vorgen.  Schriften,  mit  möglichster  Beschränkung  aof  das 
Nofh wendigste,  da  auch  hier  ira  Folgcmden  dem  4.  Bande  (Agrarpolit.)  nicht  vorgc- 
gritien  werden  soll,  daher  nam.  aus  Waitz.  Maurer,  Uierke.  Die  mannigfachen 
Zveifel  über  die  Elnielheiten  der  aitgerman.  Veihiltnisse  hat  anch  die  neneste  Forschnng 
ai(^t  gel(yst  nnd  die  Autoren  sind  dnher  oft  verschiedener  Ansicht.  Zu  vergleichen 
sind  namentlich  mit  einander  die  nenesten  Darstellungen  der  drei  letztgenannten 
Autoren.  VkL  auch  H.  R Osler,  soc.  Verwr.  I,  §.  121  ff.  Im  Debrigen  ist  auch 
aof  die  Lehrbücher  der  dentschen  Rechtsgeschichte  und,  soweit  dlo 
älteren  Verhl^lsse  In  die  Gegenwart  noch  hineinragen,  des  dentschen  Privat- 
rechts zu  verweisen.  S.  z.  B.  Zöpfl,  Rechtsgesch.  HL  §.  72,  bes.  Iü3;  Gerber, 
Privatrecht  §.  51;  Beseler  desgl.  §.  84.    Duncker,  Gesammteigeuthum,  1S43. 

Oeber  die  rossisohen  Agrarrerhiltnlsse  erfolgt  hier  zonlohst  eine  ans  meiner 
Schrift  über  d.  Abschaff.  d.  priv  Gnindeifronthuras  genommene  Uebersicht  (S.  79—80): 
Hauptwerk  immer  noch  das  Reisewerk  Haithausen's  Studien  über  die  inn.  Zn- 
>tände.  d.  Volksleben  u.  insbes.  d.  ländl.  Einrichtungen  Russlauds,  Ö  B.,  Hannover 
1947--5S,  bes.  I,  III»,  124-138,  154,  156,  m,  3,  7, 115  ff.,  125, 141, 15t,  152, 157, 
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EiDschlftgende  Einzelheiten  a.  A.  I.  240,  2S4  flf..  SOS,  402,  443  (ruaa.  LandsytteiB  bei 
d.  Tscheremissen,  aber  gemeins.  Feld-  a.  Emtsarbeit  u.  Theilaof  der  Ernte,  nicht  der 
Felder  vielfach).  4H1  (ras^.  System  bei  Tatan  n  h.-i  Kasan);  II,  10.  11.  31,  34.36. 
'd^ ,  42  (russ.  Syst.  iu  deu  deutächeu  WolgacoioQieea  bei  Sarntov),  70,74 
idesgl  bei  Tataxea),  90«  115,  180,  190,  282,  429.  472  (Höfe,  kein  CameüieigMto 
in  Podolien),  4S5,  49S.   Der«.,  de  rtboMtion  par  voie  lig^i^tlat.  da  pMtage4frilt 
temporaire  des  torres  dans  !.  "oininüne^j  ru«!ses.  Paris  l^bH  (Votum  g-earen  den  nr 
*    Zeit  der  Vorbereitung  der  Emancipatiuii  ui  Hu!»:il&ud  gehegten  Plan,  gesetiiick 
gleichzeitig  die  periodiiciieii  landtiieUangen  nii&uheben);  dere.,  liadL  Yeiteug 
Ruäslands.  Lpz.  1S66.  Darlegung  der  EinaDcipatiunsgesetzgebang  ron  1S61.  bes.  Einl 
u.  S.  371  ü  .  dann  Uber  d.  russ.  (i'-meiude  S.  410  tl,  — Tachitscherin ,  Art.  l/rilh 
eigeuacliaft  in  Kuätdand,  im  StaatswOrterb.  VI.       Ii.,  Uber  (jemeindeeigenth  3i^Ü,  411  if. 
der  Hnnptrertrater  der  Ansieht,  da«  die  EinrichtODdr  dei  OeaeiBdebeBitMe  ii  So» 
land  keine  althistorische.  sondern  eine  neue,  seit  E.  d.  16.  Jahrh.  in  Verbindaa^  mit 
Leibeigeustliaft  und  Kopfsteuer  entstandene  sei,  s.  u.  —  y.  Bist  r  am,  re»  htl  Xatu: 
der  Stadt-  u.  Laudgemeiude ,  Petersb.  Ibti6,  bes.  S.  bu  ä.  die  histor  EntTickiu&g 
nach  TtaehttBcheiiB'e  Aibetteo.  KnveliD,  Eiiigee  Uber  d.  tub.  Dorfgemeinde.  Tib. 
Ztscbr.  XX,  1  ,  mit  ZiiMtz  von  Helfe  rieh.  K.  ist  maassvollor  Anbänger  des  ru:i^. 
Princips.   Sc  h il  o  -  Fe  rro  t  i  (Barou  Firks).  ctudos  sur  l'avenir  de  la  Hussle,  N.  10 
le  patriiuoine  du  puuple,  Berl.  Ib6$  (gescbicbtl.  Entwicklung,  begonnene  Kritik,  a&ci 
beachtensirerthe  Rsformveischllge,  mit  Beibehnitiiag  gewisser  Grundsätze  der  bldbaifei 
Gemeinde-  nnc!  Agran erfassunrr,  vgl.  darüber  meine  Schrift  über  Prirateigenthca: 
S.  65  If.).    J.  Eciiardt,  balt.  u.  russ.  Culturslud..  Lpz.  1869,  Abb. , über  den  ra* 
Gemeindebesitz  S.  4SU  tt.  (namenti.  Uber  den  Zusammenhang  der  Agrarfrage  mit  d«i  ■ 
allgem.  polit.  u.  soc.  Ideen  im  heutigen  Rusüland,  S.  4S2  ff.,  beachtensirerth  foi  dir 
socialistibchc  im  Texte  behandelte  Forderunj?  einer  srruudsätzlicben  .\bschaffaDg  def 
privaten  Grundcigcntbums).    Ders. .  Kui>äland:>  landi.  Zustände.  Lpz.  Ib'O  (einleitend 
über  die  Institut,  d.  russ.  Gemeindebesitzes  n.  d.^mancipationsgesetzgebuug  und  dm 
rusä.  Urtheile  Uber  die  trostlose  damalig^e  Lage  der  ländl.  Verhältnisse),  r.  Büschen. 
•    die  Freibauern  Hussland.-^.  Tab.  Zt^chr.  .\V.  221  If. ;  ders.,  Uebers  d.  Entsteh,  u.  «  w 
d.  Leiboigenscb..  eb.  XVli,  540  ä.    C.  W  aIcker,  Selbstvenr.  u.  ross.  Steaerrelons. 
BeiL  1869.  bes.      41  &  288.  r.  Bock,  dotitsch-n«.  Conflict  *.  d.  Oelsee.  Uxft,  * 
1869,  S.  65  S*.  (lidftndisobe  LuidgvilieiBde  ifll  Lichte  d.  russ.  u.  vice  versa i.  d^ri. 
Lirländ.  Beitr.  II.  588  ff.  ^  Pener  meine  gen.  Sehr,  aber  die  Abechnff.  d.Piint- . 
eigentbums,  Abscbn.  3.  ■ 
Die  meisten  gen.  Arbeiten  rtthren  von  Deatsch- Basten  nnd  Nstioaal-RiSNn  hir 
und  nehmen  auf  d.  rasa.  LitentIV  (in  russ.  Sprache)  Beng.    In  Knssland  selbst  vM  '■ 
über  den  (iemeindebesitz,  seine  ^csrhichtl.  Entwicklung  u.  beutige  Zwe<  kmisairteit 
lebhaft  debattirt.    Von  neuesten  Scbriftun  (nach  mcioer  gen.  Schrift  er^chidMfi/  >■ 
Hiebe  II  *s  Report  in  d.  BIve  bceks  1870  (lep.  respeet.  tbe  tennre  of  land  la  the 
sever.  countries  of  Europe).    J.  Fauch  er  in  d.  oben  gen.  Cobden  Club  essays.  ISTö. 
p.  353.    De  Lavelcye.  propr.  ch.  2.    C.  W  aIcker,  d.  russ.  A^rarfrajre  oiit  b<5 
Berucläichtiguug  d.  Agrareu(|Ucte  r.  1873,  Berl.  iS74,  verthvoll  nur  durch  ihre  Au- 
sige ans  dem  original-mas.  Qaellenmaterial,  s.  nam.  Kap.  S,  Haoptrssnltale  d.  Agnrea- 
quete,  worin  über  die  territoriale  VerbpMtung.  die  Einrichtung,  die  Folgen  des  (rc- 
meindebesitzes  manche  specielle  Angaben ,  auch  l'rtheile  russ.  Stimmen.    Der  Verl 
ist  ein  eifriger  Gegner  des  (iemcindebe^itzes.    Die  gen.  Enquete  ist  dem  i^iterei. 
nngünstli^,  bes.  iu  Beeng  anf  die  Wirkungen  desselben  aaf  die  ProdoctioB.  —  Die 
neuesten  mir  bekannt  gewordenen  Schriften  sind  die  sehr  fleissigen  und  rerständüzei  | 
Arbeiten  von  J.  K  e  u  s  s  1  r  „z.  (icscb.  d.  bäucrl.  Gemeindebesitzes"  in  d.  Baiu  Mouatschr. 
N.  F.  B.  VI,  3.  Doppelheft  (1876)  S.  187—246;  ders.  über  den  neml.  Gegenstani 
(Gemeindebesitz  u.  Aufbeb.  d.  Leibeigenscb.),  aber  mehr  v.  agrarpolit.  Standpoocte 
ans,  in  d   Kuss.  Kevuc  1876,  B.  VIII.  u.  jetzt  zu  d.  .-elb:>tänd.  Sehr.  .Tweitert:  .in: 
Qeseh.  u.  Kritik  d.  biuecl  Gemeindebeaitzes  in  Husäl."  1.  Tbeil,  Riga,  Musk,  Odtis.^ 
1876  (2.  Th.  m.  W.  noch  nicht  erschienen).  Alle  diese  gediegenen,  die  Walcker«^ 
an  GrOndUchkeit  weit  übertreffenden  Kensslo raschen  Arbeiten  sind  namentl.  fax 
der  rnss.  Sprache  nicht  Mächtigen  bes.  wertbvoll  durf^li  ihre  eingehende  Ber.''k- 
sichügung  der  mss.  Literatur  u.  des  literar.  Streits  Uber  die  geschichtL  Eatstekaag 
des  nrn.  GemmndobesilMS,  s.  d.  1.  Anl  8.  198  ff.  Ifier  ist  «o  oben  «rwttals.  In 
Ueutschland  beai  bekannt  gewordene,  auch  ron  mir  a.  a.  0.  S.  49  ff.  angcDs— is> 
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Aukkt  TschitscheriD's  über  d«n  modernen  Urspnmg  deB OemeSldebesitzes  — 

ein  Ar  die  prindpielle  Grundeigenthumsfraf^^c  nicht  unwichtiger  Panct,  s.  meine  gen. 
'>(.hr.  —  bes.  von  rilVig^i  n  Slrwrophilen  und  anderen  Historikern  angegriflfen  worden, 
M  roa  Belijew.  Derselbe  vertritt  den  gerade  entgegengesetzten  Standpunct  hinsücbt^ 
lieh  der  Entttehimg  des  Oeraeindebesitzes.  Eine  Tenniittebde  Anstellt  bat  der  be- 
ieotendste  rasä.  Hi^turiker  Ssolo wj e  v  aufgestdH»  vonacllivnr  ein  histor.  Zusammen- 
hang zwischen  dem  alten  slawischen  und  dem  neuen  grossniss.  Gemein<l<  }»esitz  bestehe, 
aber  der  letztere  in  seiner  eigeuthilmlicheu  Verl'aääong  sich  doch  enit  durch  die  neuere 
Gesetzgebung  ausgebildet  habe.  S.  KenssIer'B  1.  AnlbatiS.  199—200.  In  d.  telbot 
Sehr  S.  8— Hi.  B ose  her  II.  §.  71  Anm.  12  (7.  Aufl.)  bezweifelt  die  Richtigkeit 
I T  Tsch  its  che  ri  n'schen  Meinung.  Ebenso  nimmt  Helf  erich,  Tub.  Zt:>chr.  XX, 
40  ö,  die  jetzige  Form  des  Gemeindebesitzes  als  die  alte  an.  Keussler  schlies^t 
tieb  an  Seolowjev  ao,  gegen  Ttehit Seherin,  «.  beoeiebBet  die  Aasicbt,  dass 
der  Gemeindebesit2  auch  im  alten  Rus^land  bestanden  hat,  jetzt  als  allgemein  anei^ 
kannt  in  ü.  neueren  ruäs.  Liter.    Zur  S.         Darnach  ist  aacb  mein  ÜrOhenir 

Aüschioiiä  (in  d.  gen.  kl.  Sehr.)  au  Ts(-iut:>chenn  unrichtig. 

im  F<dg6Dden  sind  m.  E.  gevisse  Oeneralisirnngen  ond  wirthschafts- 

Eesch  i  I  h  tsphilosoph.  Abstractio uen  geboten  (s.  §.  325).  Ein  solches  Vorgehen 
ringt,  wie  dem  Geschichtsforscher  zugegeben  werden  darf.  Gefahren  mit  sich:  un- 
richtig oder  zu  weit  zu  gencralifircu,  auf  Analogieeu  zu  viel  Werth  zu  legen,  den 
dlsMIduHoken  Einiluss  der  Obrigeii  gesi^ditlichen  Factoren  zu  ubersehen  oder  sn 
Snterschätzen  u.  dgl.  m.  Warnungen,  wie  sie  ein  Meister  wie  Georg  Waitz  aus- 
spricht, welcher  einer  gerade  entgegengesetzten,  der  Generaiisirung  und  Beachtung 
der  Analogieeu  in  hohem  Grade  aUtoIden  historischen  Richtung  angehört,  (Yerf.- 
geachi  I,  52,  99),  sind  dalier  begreiflieb  und  in  gewissen  Grenzen  berechtigt.  Nationa]- 
fikonomen  einer  ähnlich«  n  KirbtunR-  und  Forschungsmethode,  wie  G.  Hanssen. 
schlieesen  sich  auch  iui  die  volkawirthschafti.  üntenuchnngen  dem  au,  z.  B.  in  den 
Beaerfcnngai  Ii  der  TllK  ZeilMhr.  XZI,  02.  S.  n.  Note  16,  Aber  i^ohwohl  ist  das 
generalisirende  Verfahren  seibat  berechtigt  und  das  eiiudge,  welches  eine 
wirkliche  Fördening;  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  durch  histo* 
ri&che  (und  statistische)  Forschungen  bringt  Die  angedeuteten  Gefahren  mUasen  freilich 
fetmieden  werden.  Bei  einer  solchen  Abwbraction  ans  dem  concreten  Detail,  in  welchem 
^onst  die  Forschung  stecken  bleibt,  wird  mittelst  zeitlicher  und  örtlicher  Vergleich ungen 
da->  bestimmende  Allgera  ein -Mensch  Ii  che  herauszufinden  gesucht,  das  schliess- 
Üch  wie  eine  Hauptursache  den  Gang  der  geschichtlichen  Entwicklung  behem>cht, 
welehe  eeastigen  geeoUchtticheB  Uneehen  theUs  in  derselben  Blohtang,  theils  dagegen 
wirkend  mitspielen  mögen.  Wirthschaftsgeschichte  und  Wirthschaftiistatistik  als  solche, 
für  ein  concretes  Land,  eine  concreto  Zeit  ist  nicht  National  Ökonomik,  was 
neuere  deutsche  Voikswirthe  der  geschichtlichen  und  statibti^chen  Richtung  wohl  nicht 
immer  beachtet  haben.  Qende  an  einem  Beispiel  wie  dem  im  Texte  behaDdelteii,  der 
.  olkifwiith^i  haftlich  und  gesellschaftlich  notliwendigen,  mindestens  höchst  zweckmässigen 
Entwicklung  des  liindlielien  privaten  Grundeigenthums,  tritt  dies  einmal  schlagend 
berror.  Die  räumliche  und  zeitliche  Vergleichung  belehrt  hier  ungleich  mehr,  als  die 
blosse  historische  und  statistiache  SpeciaUbrschung.  Das  hat  gerade  auf  dem  Gebiete 
der  Agrarverhiltnissc  wohl  Rusch  er  in  s.  'i.  Bande  bewiesen,  einem  Muster  richtigt;r 
ond  vorsichtiger  Gcnt  ralisirung.  und  Ableitung  leitender  Principien  der  Entwicklung 
aus  dem  concreten  Detail  Aehniich  zeigt  es  von  Neuem  in  der  Grundeigenthumsfrage 
De  Lareleye.  Selbst  Waitz  knüpft  indessen  mitunter  an  Analogieen  an,  z.  B. 
l.  51.  tOl.  —  Bes.  lehrreich  ist  daher  ein  Vergleich  zwischen  al tgermanischen 
und  neurussischen  Zuständen,  auch  in  methodologischer  Hinsicht. 

L  —  §.  324.  Die  gesehiehtlicbe  Beweisfflhrnng  in 
der  Grnndeigenthamsfrage.   Die  Kritik  des  privaten  Gnmd- 

eigenthunis  hat  eine  dritte  Reihe  von  Grtlnden  aus  der  Geschichte 
desselben,  namentlich  auch  aus  der  germanischen  Kecht.s-  uud 
Wirthschaftsgeschichte,  zum  Beweis  für  die  Richtigkeit  und  Be- 
recbtignug  der  Forderaog,  diese  Institution  zu  beseitigen,  entnom- 
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men  (§.  311,  N.  3).  Die  Bedeutung  dieses  Verfahrens  wurde  oben 
schon  aoerkannt:  die  Beweisführung  bedient  sich  historischer 
Argumeute,  nicht  nur  axioniatischer  Behauptungen  von  zweifei 
haftem,  jedenfalls  nicht  unbestrittenem  Werth  fUr  die  BegrÜnduDg 
der  Forderung.  Was  in  anderen  FäUeUi  wie  besonders  beim 
Kapitaleigenthmn,  erst  durch  genaneie  theoretische  £rörteniBg  ii 
beweisen^  ja  selbsl  erst  mtthsam  Terstindlieh  la  maeben  ü 
(§.  288  if.)y  das  ist  hieniach  beim  privaten  Gnmdeigientfaiim  tob 
Tomberein  oiebt  amiuwmlUn:  dass  dasselbe  nenüieb  keine  ii- 
bedingt  nothwendige,  rein-Okonomisebe,  sondern  nur  ein« 
historische  Kategorie  des  Wirtbschaftslebens  ist  Eine  Ein 
richtnng  ?on  vielleicht  eminenter  Zweckmässigkeit  auch  für  die 
ganze  V  o  1  k  s  wirthschaft,  aber  jedenfalls  eine  solche,  welche  nicht 
immer  bestanden  hat,  noch  heute  nicht  Uberall  besteht,  und  inso- 
fern auch  einer  Discossion  ttber  ihre  absolute  oder  relati?e  Eat- 
behrliebkeit  fOr  die  Gegenwart  niebt  wobl  entlegen  werden  kau. 

Dieser  Standpnnet  und  die  darans  abgeidtefee  Anifiusottg  dsi 
privaten  Grundeigentbams  als  bistorisebe  Ersebdnang  ist  an  sid 
ftlr  sieb  dnrebans  bereebtigt.  Die  Gegner  der  Instttation,  welebe 
sich  dieses  rechtsgescbicbtlichen  Arguments  sogar  bereits  in  ihrer 
practischen  Agitation  bedient  haben  M,  geben  dadurch  wenigstens 
eine  Grundlage  der  Verständigung.    Ihr  Fehler  liegt  anderswo, ! 
nemlich  in  dem  Absehen  von  der  historischen  fiedingtheit' 
einer  solchen  Institution,  weiche  doob  gerade  aus  der  geediiebt- 
lieben  Entwieklnng  der  letsteren  absnleiten  ist  Je  weniger  mss,  | 
naeb  den  AnseinandersetKongen  des  vorigen  Absebnitts»  die  Eat- 
stebnng  allen  privaten  Iftndlieben  Gmndeigentbams  —  dsi 
auch  hier,  wie  die  Kritiker  meistens  gleichfalls  übersehen,  reo  | 
allem  Grundeigenthum  zunächst  allein  in  Frage  steht  — -  allge 
mein  auf  Gewalt  und  Rechtswidrigkeit  zurückfuhren  kann,  dest^« 
mehr  fordert  die  fast  allgemeine  geschichtliche  Entstehung  des 
selben  and  seine  Entwicklung  aus  dem  Gemeineigenthum  am  Boden, 
welebes  der  Privatbesits  schliesslich  flberall  grossentbeila  verdrängt, 
zn  einer  Erforsebnng  der  inneren  Ursaeben  anf,  welche 
diesem  merkwürdigen  gleiebmissigen  gesebiebtliehen  Vorgang  ss  I 
Gmnde  liegen  müssen. 

Ii 

*)  So  Mf  d.  latanutt  AibdlHeoiisM  in  BimI,  wo  ädi  aal  —  aafifay  ^ 
Autorität  Wrief,  freilidi  oba«  geottgenden  Grund  in  Ümm  ttüL  S.  atln«  Jl^ 
•cbaffung  o.  s.  w.**  S.  Sl  n.  a.  unten  9.  S20. 
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In  dieser  Bezielimi^^  bildet  nun  das  reclitsgetichichtliche  Argu- 
ment gegen  das  private  Grundeigenthuni  vielleicht  von  allen  Be- 
weisgrtindeo  den  stärksten  ftlr  diese  Institation:  wenigstens  für 
Undliobes  (namentlicb  kleines  und  mittleres,  sog.  bäuerliches) 
PrinUgnmdeigentbnm.  Denn,  wie  frtther  schon  xogegeben  ward 
(§.  268),  die  Entwicklang  des  letzteren  ans  dem  Gemeineigentbnm 
steht  nnirerkennbar  mit  nnter  der  Herrschaft  emes  bestimmten  Ökono- 
mischen Priucips:  nicht  nur  in  seinem  eigenen,  sondern  anch  im 
G es a in mt Interesse  oder  im  volkswirthschattliehen  Interesse  wird 
dem  Bebauer  des  Lands  in  iniiiier  ^rüssereni  l  inifanp;  und  mit  immer 
reicherem  Herrschaftsgehalt  ein  Privateigenthuni  an  dem  bebauten 
Boden  gewährt,  um  sein  Selbstintercsse,  sein  einzelwirthschaft- 
liebes  Interesse  zu  möglichst  tttchtiger  Bebauung  anzuspornen. 

Die  Behauptung,  dass  das  private  Grandeigenthum  wieder 
abgeaehafit  werden  mttsse,  würde  daher  erst  begründet  sein,  wenn 
dreierl^  allgemein  nachgewiesen  wäre,  nemlich  einmal,  dass  seine 
geschichtliche  Entwicklung  durchaus  rechtswidrig,  unnöthig  und 
nzizweckmässig,  oder  zweitens,  dass  die  früher  darauf  richtig  hin- 
drängenden Factoren  gegenwärtig  nicht  mehr  einwirkten,  oder 
endlich,  dass  sie  sich  durch  andere  passend  ersetzen  licssen,  das 
Gemeineigenthum  also  ökonomiBcb  nicht  mehr  im  Nacbtheil  gegen 
das  Privateigenthum  am  Boden  sei.  Nor  den  ersten  Nachweis  hat 
die  polemische  Kritik  zu  fitthren  gesucht,  aber  nach  den  Ergeh- 
iiiflMD  der  Untenoohang  im  vorigen  Abschnitt  nicht  genOgend  ge- 
ftthit.  Hinsichtlieh  der  beiden  anderen  nachzuweisenden  Pnncte 
beschränkt  sich  die  Kritik  auf  wenige  nichtssagende  Behaup- 
taugen.') Es  ist  ihr  daher  auch  hier  wieder  der  Vorwurf  zu 
ra aeben,  dass  der  positive  Nachweis  für  eine  den  gesellschaftlichen 
imd  volkswirthscbaftlichen  Interessen  entsprechende  Organisation 
der  Bodenbenutzang  ohne  die  Einrichtang  des  Privateigenthnms 
mm  Boden  fehlt 

§.  d85.  Die  geschichtliehe  Entwicklung  des  privaten  Iftnd- 
tteben  Grundeigenthums  kann  hier  nur  in  ihren  grossen  typi- 
schen Grundzflgeu,  ohne  specielleres  Eingehen  auf  die  con- 
zrete  Gestalt,  welche  sie  bei  den  einzelnen  in  Betracht  kommenden 
Völkern  annimmt,  in  der  Kürze  dargelegt  werden.  Nur  auf  diese 
Girundzüge  kommt  es  aber  auch  hier  in  der  Grundlegung  bei 
der  Verwerthang  der  geschichtlichen  Thatsachen  fUr  die  Würdigung 


•>  8.  d.  VerkuuU.  ia  Biiel  IS69  u.  dirttbor  meiDe  gen.  Sdir.  S.  4  ff.,  14  ff. 
Wsf  B«r.  OrttB41«ff«iff.  t,  AwA.  44 
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des  Grandeigenthums  and  Itlr  die  Beantwortang  der  sich  an  das 
selbe  anknttpfeDden  principiellen  Streitfrage  an.  Es  rnnss  dabei, 
wie  in  anderen  tthnliehen  Fällen,  s.  B.  in  dem  manehftieb  am* 
loc^n,  oben  bebandelten  der  allmHIigen  UmXndenmg  der  Unfrdheit 
und  des  Uebergangs  cor  persönliehen  Freiheit  (§.  210  ff.),  nsTer- 
meidlich  eine  gewisse  Generali slrnng:  der  ans  den  gescbichtlidMi 
Thatsachen  abzuleitenden  Schlüsse  oder  ni.  a.  W.  eine  gewisse 
wirthschattsgeschichts-philosophische  Ahstraction  erfolgen. 

Jene  typischen  GrundzUge  der  Entwicklung  können  am  Besten 
und  Sichersten  ans  den  älteren  germanischen  agrarischen 
Verhältnissen  abgeleitet  werden.  Manches  Licht  anf  die  Zustände, 
ans  denen  sich  bei  onseren  Alt?ordem  das  private  ländliehei  b^ 
Sonden  bänerliohe  Gmndeigenthnm  heraosbildete^  werfen  die  ihn- 
liehen  Verhältnisse,  welche  früher  bei  anderen  Völkern  bestand« 
nnd  tum  Theil  noch  jetzt  bestehen.  Namentiieb  sind  in  dieeer 
Beziehung  die  modernen  rnssiscbeu  (gross russischen)  Zustände 
des  ländlichen  Besitzes  von  Wichtigkeit.^) 

An  eine  Uebertragung  von  wirthschaftlicbcn  F]inrichtnngen 
und  Rechtsverhältnissen  von  einem  Land  und  Volk  auf  das  andere 
ist  dabei  in  der  Bogel  nicht  zu  denken,  selbst  nicht  bei  solcben 
Details,  welche  man  geneigt  wäre,  fttr  einem  Volk  oder  einer  Zeit 
spedfisch  eigenthttmlieh  zn  halten.  Mitunter  kann  wohl  eine  sokbe 
Einrichtung  schon  yorhanden  gewesen  sein,  bevor  in  yorhistorisefaflr 
Zeit  bereits  Aekerban  treibende  Volker,  bei  welchen  sie  sich  ihidei, 
sich  trennten  und  die  Theile  sich  zu  besonderen  Nationen  ausbil- 
deten, oder  bevor  in  historischer  Zeit  ein  Stamm  auswanderte  und 
die  Vcrbiiltnisse  des  Mutterlands  in  der  neuen  Heiniath  eint"Öhrtc. 
In  der  Kegel  wird  aber  gerade  in  diesen  so  ausserordentlich  wich- 
tigen Gmnd  Verhältnissen  des  gesellschaftlichen  und  wirthschaftlicbea 
Lebens,  welche  den  Bodenbesitz  nnd  die  Landwirthschail  betreffen, 
ähnlich  wie  in  den  Verhältnissen  der  Unfreiheit»  eine  analoge, 
selbst  im  Einseinen  gleiehmässige  Entwicklung  als  ose 
selbständige,  antoehtbone,  wie  man  wohl  sagen  darf,  ansnseleB 
sein:  sie  ist  das  Prodnct  der  nnbewnsst  wirkenden  Datflrliehei 
Ursachen  in  der  Gestaltung  des  Wirthsehafts-  und  Rechtslebeot, 
der  menschlichen  Natur  mit  ihrem  starken  Selbstinteresse  nnd 
der  „äusseren  Natur",  des  Mikrokosmos  und  des  Makro- 
kosmos, ihres  Zusammenwirkens  und  ihrer  Wechselwirkung.  Die 


*)  VfL  im  Jkilg,  De  Lafeleye  «.  a.  0.  n.  die  Litei;  ia  d.  VeibeB. 
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grosse  Aebnlichkeit  der  Gcstaltunji^en  oft  in  kleincu,  an  sich  unbe- 
deatendeD  Details  ist  dafür  ein  besonders  interessanter  Beleg.  ^) 

II.  —  §.  326.  Drei  geschichtliche  Formen  des  mensch- 
liehen üerrschaftsverhältnisaes  Aber  ,|VerniOgen<'  (im 
fem  ökonomischen  Sinne  §.  83)  und  spectell  Uber  den  Grnnd  nnd 
Boden  laseen  sich,  um  emer  Schablone  Savigny's  zu  folgen: 
imterseheiden:  Oemeingnt  nnd  Gemeingennss^  Gemeingut 
nud  Privat  gen  11  SS,  Privat  i?ut  und  Pri  vatfceiius.s.  Das 
Genieinsamkeitsnioment  lässt  sieh  durch  beliebige  menschliche 
Gemeinschaften,  Familie,  Geschlecht,  Volk,  örtliche  Gemein- 
schaft der  Zusammeiiwohncr  („Gemeinde**  i.  e.  8.,  Dorfschaft), 
Genossenscbaft  dargestellt  deniLcn.  Es  ist  geschichtlich  bei  allen 
diesen  Gemeinschaften  in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  Yor- 
gekommen  nnd  kommt  zum  Theil  noch  so  ror.*)  Beim  Ulndliehen 
Gruideigenthnm  ist  die  b&nerliche  Ansiedlnngsgemeinde, 
welche  bilnfig  ans  dem  Geschlecht  hervorgegangen  ist,  die 
Dorfschaft,  gewöhnlich  die  in  Betracht  zu  ziehende  Gemein- 
schaft. ') 

Das  Herrsch aftsverhältniss  in  hetretf  des  Bodens,  welches  in 
unseren  Calturstaaten  das  Jetzt  allgemein,  wenngleich  auch  heute 
noch  nicht  ansschliesslich  verbreitete  ist,  ist  das  dritte,  gewöhnlich, 
nnd  so  bei  nns,  die  jtingste  der  drei  Formen:  Privatgnt  nnd 
Priyatgennss.  Geschichtlich  in  grossem  Umfange  nachweisbar 
als  Vorgängerinnen  dieser  dritten  Form  sind  bei  dem  Iftnd- 
heben  Gmndeigenthnm  die  beiden  anderen  Formen.  Dieselben  sind 
freilich  jede  tHr  sich  nnd  im  Verhältniss  zu  einander  einer  ver 
schiedenen  Einrichtung  lähig.  Da  der  schlicssliche  eigentliche 
„Gennas"  immer  ein  individueller,  insofern  privater  sein 

*)  Vgl.  /.  B.  uVtcr  daä  Mitnehin<  ri  der  Hntispfosten ,  die  EigcnthumsFerhälfnissc 
m  Betr.  des  Hauses  Waitz.  I.  JUl  (uebst  Lit.  iu  Anin.  1),  US;  Bistram  a.  a.  0. 
S.  63,  für  DeuUchUnd  und  Kussland. 

*)  T.  SaTigny,  Syst.  d.  heut.  rOm.  Rechts,  I,  §.  56,  bM.  S.  368,  36».  Er  handelt 
hier  nicht  Ton  ~U'r  ueschirlitlichen  Kntwicklung  d< Herrst  haftsferh&ltnisses  des  Men- 
:K:heQ  über  den  liodeu,  Sündern  von  bestimmten  VermOgcnsarton  nach  bestimmten  posi- 
tiveA  Bechtssy&temeD.  ..Priratgut  nnd  Privateeuuss''  nennt  er  ausdiackiich  „die 
Sbcall  forhemc)i«Bd6,  die  dnsigo  YeraiOgeaefoTm ,  mit  wdoher  wir  im  Piifatrecht 
SD  thun  haben" 

*)  Heber  die  zweitelhai'te  Frage,  ob  bei  den  aiten  Deutschen  ein  (iesammteigeu- 
thum  der  Familie  gegeben,  8.  Waiti  I,  60  (mit  liter.V 

^)  Waits  1,  51.  112.  Bei  den  Deutschen:  „die  in  näherer  Gemeinschaft 
verbunden  waren  —  durch  Verwandtschaft  od»!r  andere  Umstände  -  luihmeii  einen 
grOssereo  oder  kleineren  Landstrich  in  Besitz.  An  einer  btelle  bauten  sie  die  Woh- 
V.**  Klhere  AnsfUhroag  bei  Oierke,  fleiioiMenechiftp.  I,  60  C 
r.  Inama,  QnfaäluiaKik,  S.  6  £ 

44* 
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miiss,  wird  man  unter  Vorauesetzun^  bereits  vorhandenen  privaten 
]d obileigeDthums  (auch  am  Vieh)  am  Passendsten  nnter  der  Form 
yyGemeingnt  nnd  Privatgennss^'  einen  Znstand  verstehen, 
wo  irgend  welche  Theile  des  Toliständig  noob  im  Eigenthnnr  der  Oe- 
meiaschaft  befindlichen  Bodens  selbst  den  PriTaten  d.h.  hier  da 
Mitgliedern  der  Gemeinschaft  va  ganz  oder  theilweise  getrenn- 
ter Benutzung:  (^^Gennss"  in  diesem  Sinn,  Bebannng)  fflr 
ihre  Rechnung  aut  Zeit  überlassen  sind.  Hei  der  ersten  Form. 
G  e  m  e  i  n  g:  n  t  und  G  e  m  e  i  n  g  e  n  u  s  a ,  wäre  dn g^egen  auch  die  B  e 
nutzung  selbst  eine  gemeinschaftliche,  von  Organen 
der  Gemeinschaft  geleitete  (verwaltete)  oder  beaufsich- 
tigte. In  dieser  Weise  verstanden  ist  auch  diese  Form  eine 
sogar  sehr  Terbreitete  geschichtliche  Thatsacbe.  Sie  g^  meht 
nothwendig  der  zweiten  yorans,  so  dass  diese  sich  ans  ihr  and 
die  dritte  Form  dann  wieder  ans  der  zweiten  entwiekelt,  iod- 
dem  sie  geht  Öfters  neben  der  zweiten  her,  danert  gesehichüfch 
länger  als  diese  und  aus  beiden  erfolgt  dann  der  Uebergang  zor 
dritten  Form. 

So  autgefasst  iHsst  ^i(>h  die  Schablone  durch  folgende  typische 
Beispiele  aus  der  Gestaltung  der  ländlichen  Verhältnisse  erläutern. 

A.  Erste  Form:  Gemeingut  nnd  Gemeingennss. 

1)  Gemeingat  liegt  vor,  wenn  die  Feldmark  oder  gewisse 
Theile  derselben  nicht  im  Privateigentbiim  der  Mitglieder  der  Dorf- 
schaft  stehen,  sondern  der  Oesammtheit  gehören.  Zn  diesen  TheUen 
haben  die  Aecker  nnd  Wiesen  wohl  nrsprOngliob  allgemehi  snefa 
bei  den  Germanen^)  gehOrt  und  gehören  sie  noch  heute  bei  d«i 
Grossrussen,  wo  die  Dorfschaft  das  Eigenthum  oder,  was  für  diese 
Frage  einerlei  ist,  das  beständige  Nutzniessungsrecht  daran  hat, 


•)  Auch  dies  ist  mehr  nach  der  Analogie  der  Entwicklung  primitiver  a^ils^cr 
Verhältnis!>e  zu  schliessen,  als  streng:  historiscb  und  aas  den  Quellen  sieber  n  er- 
weisen.   Hanssen  (in  Falck's  StaatsbUrg.  Magaz.  VI.  S.  $  11.,  Gehdten»chafton  S.  4, 
Tttb.  Zeitschr.  XXI,  60),  v.  Maurer,  Einleit.  S.  6,  71  ff.,  93  ff.,  Dorfrerfais.  I.  55 
Langethal  mach  dem  Citat  bei  Waitz  I,  llß*.  Roscher.  Ans.  3.  A.  I.  21i 
nehmen  us  so  an.    Die  Nachrichten  Fon  Tacitus  und  Cäsar  sind  rieldeatig  oad 
«ach  darch  die  neaosten  Erklärer  <vgl.  Waitz,  I,  91  ff.,  116  ff.>  nicht  gleichmiMS 
«Bagdegt   S.  andiOierke,  I,  55 — 60,  Hostnann,  altgerm.  Landwirthsch.  S.  13 1 
Hanssen  hält  gegen  Wait/  auch  in  s.  neuesten  Arbeit,  Tab.  Ztschr.  ISTS.  i>.  611 
an  der  besond.  (ilaubwurdigk.  ?ou  Cäsar  fest  u.  nimmt  ei^j^entl.  Gesammteigeath.  bo 
d.  G«ini]ieB  damals  an.   waitz  giebt  wenigstens  eine  ^Art  GesantmtdfeBtkni*  m, 
wodurch  aber  ein  Verfugung>rerht  iiber  den  Boden,  der  Begritf  des  Eigenthomä  oicht 
anagescfalossen  verde;  I,  117.   11^.  —  Nur  an  der  Hofstätte  scheint  nach  ih« 
aMs  ein  Pri?ateigonthum  vorhanden  gewesen  zu  sein,  S.  IIb.   Ob  ron  Anfuuait 
wenigstens  was  mn  Boden  anlangt,  anf  den  die  Hofirtitte  liegt,  nSchto  ASuiWIrf^ 
Sein.  In  Rossland  ist  der  Boden  der  Doiigebiode  OoBeindeland,  Bistrsa&SS. 
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wenn  etwa  das  Eigentbam  dem  Volke,  bes.  dem  Staate  zuge- 
schrieben wird.  Noch  allgemeiner  und  geschichtlich  bei  unseren 
Völkern,  welche  seit  lange  Privateigenthum  au  Aeckein  und  Wiesen 
haben,  vielfach  bis  in  die  Gegenwart  hineiu,  bestellt  Oenieineigen- 
thum  an  der  „gemeinen  Mark'',  an  Weide,  Waid,  Wasser- 
stttcken,  unproductivem  Land,  MoorgrUuden  u.  dgl.  m. 

2)  Zum  QemeiDgnt  gesellt  sich  nan,  nach  der  obigen  Auf- 
Cassang,  Gemebi  genas  s,  wenn  dorch  gemeinsame  Feldarbeit  der 
Dorfgenossen  die  Aecker  ond,  wie  es  noch  später  vorkommt,  die 
Wiesen  gemeinsam  bewirthscbaftet,  z.  B.  das  Gras  gemäht,  und 
dann  erst  die  Ernte,  die  Gras-  und  Heumenge  an  die  Einzelnen 
vertheilt  wird.  Die  Gemeinweide,  l'erncr  auch  die  Brach  und 
Stopitelweide  auf  den  vcrthcilten  und  selbst  auf  den  schon  Privat- 
eigenthum gewordenen  Aeckern,  steht  regelmässig^  in  Gemein 
genuss,  indem  die  berechtigten  Dortgenosseu  ihr  Vieh  auf  die 
Weide  unter  einem  gemeinsamen  Dorf  hirten  schicken  dürfen  (§.336). 
Der  Gemeiawald  nnterliegt  nrsprttnglicb  aneb  dem  Gemeingennss, 
denn  ein  solcher  ist  es,  wenn  ein  Jeder  seinen  Holzbedarf  darans 
zn  beziehen  das  Recht  hat  Aach  die  nach  manchen  Zwisehen- 
bOdungen  in  Betreff  des  Nntzniessongsrecbts  mitunter  eingetretene 
Einrichtung,  dass  der  Gemein wald  von  der  Gemeinde  verwaltet 
iiud  jedem  l)crechtigten  ein  Holzdcputat  oder  eventuell  ein  Geld- 
betrag aus  dem  üoizerlös  Uberantwortet  wird,  gehört  noch  hierher 
(§.  336). 

ß.  Zweite  Form:  Gemeingut  und  Priv atgenuss.  Sie 
besteht  dann,  wenn  zwar  hinsichtlich  des  Eigenthnms  keine 
Verändernng  eingetreten,  aber  der  Boden  selbst  aaf  Zeit  zur 
Benatz nng  (Bebauung)  und  damit  zum  Genass  an  die  Dorf- 
genossen vertheilt  unoglichen  Falls  auch  verzeitpaehtet)  wird. 
Hierhin  gehört  der  geschichtlich  nicht  seltene  Fall  einer  perio- 
disch sich  wiederholenden  Verth  ei  hing  von  Acker-  und 
Wiesen  pa reellen  an  die  Dorfgenossen,'')  ein  Fall,  welcher  bei 
diesem  Bestaudtheii  der  Feldmark  das  Uebergangsstadium  zum 
Privateigenthum  bildet  Er  besteht  beute  noch  in  der  grossrussischen 
Landgemeinde. 

C.  Dritte  Form:  Privatgut  und  Privatgen uss.  6ie 
liegt  vor,  wenn  mit  der  einzelnen  Bauerstelle  ein  fttr  allemal 

*)  Periodische,  wenn  auch  nicht  mibtidingt  jährliche  VeitheÜQDg  der  Aecker  iit 

'irsprunglich  uiacli  Einnahme  fester  Sitze)  bei  den  (iermanen  im  ZllBMBinenhang  IBit 
licm  (ic6<iuiiitciguutüuui  &m  Ackerland  {a.  vot.  Anu.)  an^uucbmcn. 
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individuell  bestimmte  Bodenparcellen  xnr  ganc  oder 

wenigstens  t  h  e  i  1  w  e  i  s  e  ^'^)  g  e  t  r  e  n  n  t  e  n  R  e  n  n  t  z  u  n  g  des  Inhabers 
dieser  Stelle  verbunden  sind.  Gewöhnlich  'ist  dann  zuerst  ein 
Privateigenthimi  an  der  im  Dorfe  selbst  gelegenen  Hofstätte 
(Hans-,  Hof  i.  e.  b.,  Garten)  entstanden;  darauf  an  den  za  ihr  | 
gehörigen  Aecker-  und  Wiesenparcellen,  nachdem  die  ehemalige 
periodische  Theilung  eine  end^tige  geworden;  sch4i  es  Blich  aocii 
nach  erfolgter  Aoftheilung  der  gmneinen  Mark  an  den  an  jedm 
Hof  geschlagenen  Bestandtheilen  derselben,  den  ParceUen  WMt-y 
Waldland  u.  s.  w.  Die  Entwicklung  geht  dann  in  der  Wdse  weiter, 
dass  das  ursprünglich  gewöhnlich  noch  durch  Rechte  der  Gemein 
Schaft  oder  der  anderen  Dorfgenosseu  beschränkte  Privateigeotbum  ■ 
sich  immer  absoluter  ausbildet  (§.  329  ff.). 

III.  —  §.  327.  Geschichtlich  ist  der  Entwicklungsgang 
von  den  früheren  Formen  der  Herrschaft  über  den  Bodes 
bis  zu  der  letzten  Form  etwa  in  folgender  Weise  darzulegen.  Die  l 
germanischen  Verhältnisse  bieten  uns  ein  gutes  Beispiel  daftr. 
wenn  sich  auch  nicht  jeder  Zug  des  hier  entworfenen  Bildes 
genau  so  bei  unseren  Vorfahren  findet  und  einzelne  ilni«i  gani 
fehlen.») 

A.  Der  erste  Uebergang  zum  Ackerbau  ist  nicht  uothwendif 
sofort  mit  der  Anlegung  fester  Wohnsitze,  welche  die  Bevölkerung 
(die  Gemeinschaft,  das  Geschlecht)  nicht  wieder  verlassen  will,  ver* 
bunden  und  damit  auch  nach  geschichtlichen  Zeugnissen  nicht  immer 
verbnnden  gewesen.  Der  Ackerbau  wird  vielmehr  zuerst  einfseii 
so  betrieben,  dass  ein  Stttck  Land  nothdOrfUg,  s.  B.  durch  Vo^ 
bereitung  des  Bodens  mittelst  Verbrennens  des  Holzes  und  Orsses, 
fUr  die  primitivste  Feldbestellung  und  die  Aufhahme  der  Ssst 
geurbart  wird.^')  Die  Geuiciuschaft  siedelt  sich  bei  diesem  Bodes 

**)  So  liegt  die  Sache,  w  luige  gemeinsame  Weideraolite  der  Dorijipttiowi  aaf 

den  privaten  Aeckeni  und  Wie:>eu  (sogen.  Koppelweide,  Bnch-  und  Sti^ipelvride 
Weide  auf  der  Wiese  im  Frühjahr  uikI  H-  rlist)  bestehen.    S.  §.  33.>. 

S.  im  Aügcm.  die  gute  Daratcllung  der  altgenn.  Landwirthächaft  roa  Uo&t* 
mann  a.  a.  0.,  reicli  an  Detail,  qoellenmissig  gearbeitet,  venu  auch  nicht  in  jfiäm 
Ponctc  richtig  und  QUEveifelhaft.  Dann  bes.  (iierke  I,  53  ff.  Dcbcr  die  Ueberai- 
^tiinmuiig  der  rus«.  mit  der  gennan.  Ansiedlung  (nach  Leschkow)  8.  Keussler 
ßait.  Moniicbr.,  S.  203.  Zur  Uescb.  S.  44  —  Oti  (Vergleich  d.  altxuäs.  Mark  ml  ^ 
andrer  Völker,  bes.  germanischen,  dann  S.  Hi  ff.  mit  d.  nenross.  Oemeindebesüi  v.  des 
andrer  slav.  Volker). 

S.  Roscher  II.  §.  24;  Ran  I.  ??.  3(Ma  vgl.  mit     :jS2.  Hanssen,  /.  (J^r^ 
d.  Feldsybtcmc,  Tub.  Ztachr.  XXL,  öö  Ii.  Ucbcr  die  Strcittrage,  ob  die  allen  Deül^^-il. 
ZOT  Zeit  des  Tacitns  schon  Dreifehtoviithschaft  getrieben,  s.  Boscher  n.  Hansieo 
H.  a.  O..  nnrh  Roscher  in  d.  Ansirhten  d.  Volkswirthsch.  S.  47  ff.,  ^.  A.  I,  20T  t 
Beidu  veiueiaeu  ca  wohl  mitJKecht.  iianssen  nimiut  uiue  wilde  Feldgrasviithsckii: 
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vorläufig  an.  Tragen  die  Felder  nicht  mehr  genllgend,  8o  werden 
andere  daneben  genommen  und  in  derselben  Weise  behandelt,  die 
ürUhereu  wieder  zur  natürlichen  Berasang  und  Bewaldung  liegen 
geiasBen.  Ist  in  der  Nähe  kein  brauchbarer  Boden  da,  so  nimmt 
man  entfernteren  und  Übertrügt  den  Wohneits  selbst  dabin.  Später 
kehrt  man  Welleioht  snr  Benatsnng  der  nnprttnglioben  Felder  znrflek 
und  der  Wohnsitz  wird  abermals  Yorlegt  Die  Voraassetzungen 
flir  diese  „wilden"  Bewirthschafiungssysteme  („wilde  Feld  gras  wirth- 
st'hatV,  „Brenuwirthschaft*')  sind:  dünne  heimische  Bevöli^erung, 
viel  ungeHihr  gleich  brauchbarer  Boden,  auf  dem  sich  die  ver- 
schiedenen iSiedeluugsgemeinschatten  eines  Stammes  oder  Volks 
weder  unter  einander,  noch  mit  fremden ^  feiodlichen  Stämmen  ins 
Gehege  kommen.  Die  Gmndeigenthumsinstitation  ist  hier  eine  ganz 
nnentwiekelte.  Privates  Grondeigenthnm  besteht  wohl  noeh  gar 
nicht,  nieht  einmal  an  dem  Boden,  anf  welchem  die  Dorfhtttten 
eine  Zeit  lang,  wenn  aneh  vielleicht  schon  für  einige  Jahre,  auf- 
geschlagen sind.  Die  Gemeinschaft  selbst  nimmt  an  diesem  and 
du  deiji  Acker-  und  Weidebodeu  auch  noch  nicht  immer  ein  defini- 
tives Eii;eiithumsrecht.  soiidern  etwa  nur  ein  Besitzrecht  während 
der  Dauer  der  Ansiedlung  und  Bebauung  an  dieser  Stelle  in  An- 
sprach.   Zieht  sie  weiter,  so  gibt  sie  ihr  Anrecht  auf. 

B.  Anders,  wenn  der  zweite  Schritt  aas  dem  Jäger-,  üirten- 
nnd  Nomadenleben  gemacht  nnd  definitive  Wohnsitze  gewählt 
werden,  von  denen  ans  nnn  bleibend  der  Ackerbau  betrieben  wird. 
Dazn  nöthigt  am  Frühesten  die  grösser  nnd  dichter  werdende  Be- 
völkerung selbst.  Die  Völkerschaft,  der  Stamm  nimmt  einen  grösse- 
ren Landstrich  dauernd  in  Beschlag.  Die  kleineren,  auf  Verwandt- 
.scbaft  oder  anderen  l'niständen  beruhenden  Gemeinschaften ,  wie 
die  Geschlechter,  vertheilcn  sich  über  dieses  Gebiet  und  erhalten 
za  ihrer  Ansiedlung,  zum  Anbau,  zur  Weide  ihres  Viehs,  zur  Ver-^ 
sorgnng  ihres  Uolzbedarfs  kleinere  Theile  dieses  Landstrichs  an- 
gewiesen oder  wilblen  oder  nehmen  sich  selbst  das  dazn  erforder- 
liche Land.^)  Dieses  steht  dann  in  dem  Gemein-  oder  Ge- 
Gesammteigenthnm  der  grösseren  Gemeinschaft  nnd  in  dem 
bleibenden  Nntznlessnngsreeht  der  kleieeren,  der  Dorfischafk  oder, 
wohi  die  Regel,  im  Gcmcineigenthum  dieser  letzteren  selbst. 

an.    Waitz,  Verf.  gcach.  I,  106  liisst       uuentschiedcn.    Die  Stelle  des  Tucitus 
'irrm.      26)  ge^taUct  jcilcnfalls  keine  sichere  Ausle>?un«j;.    Andere,  wie  Eichhorn, 
Hoittiiiatin  S.  13,  Lttudau  ^Turrit.  S.  61)  uchiuea  Dreileldurwirthachaft  au.  S. 
ober  d.  weitere  Liter,  der  StMitfinge  Boscher,  Hussen  n.  Waiti  tt.  ».  0. 
»)  Wftiu  l,  112  ff.  S.  0.  Ann.  7.  Oierke  I,  5S. 
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§.  328.  —  C.  Dorf-  und  Hofsysteni.  Die  Ansiedlung  • 
eigeotlichen ,  auf  dem  Piincip  des  räumlich  nahen  Zusam- 
menliegens  der  Wohnangen  bernhendeo  Dörfern  ~  dai 
sogeD.  „Dorfsystem''  —  ist  l^ei  den  GermaDen  dvrebw  üi 
Regel  gewesen,  worttber  jetzt  die  OeeeliiehtBforsdier  «nig  nad, 
Qod  die  Kegel  geblieben.  Anch  bei  den  anderen  indogwntoh 
sehen  Vr)lkern  und,  soweit  es  sich  übersehen  lässt,  auch  bei  acde 
ren  Völkerfaniilicn,  selbst  bei  ganz  anderen  Hacen  und  in  anderen 
Erdtheilen,  verhält  es  sieh  meUtens  ebenso.  Der  Gegensatz  zd 
dieser  dörflichen  Ansiediangs weise ,  das  sogen.  „Einzelkol* 
System'',  findet  sieb  nrsprllnglieh  immer  nnr  ansnshmsweiie,  uii 
besonderen  loealen  Gründen  der  Bodenbesebaifenbeit  n.  dgL 
z.  B.  in  Gebirgsgegenden,  oder  bat  sieb  erst  in  historischer,  zun 
Thcil  in  neuerer  Zeit  aus  rationell  nkonoraiseben  Gründen  ent- 
wickelt. Das  Dorfsystem  wird  anfänglich  und  im  Ganzen  ml 
noch  heute  selbst  bei  den  cultivirtesten  Nationen  durch  maBckeilei 
sociale,  ökonomisebe  Gründe,  durch  SicberbeitsrflciLsicbten  B.t.w. 
bedingt  Es  genügt  an  dieser  Stelle,  es  allein  als  AnsgangsiMMt 
für  die  EntwicUnng  der  GmndmgentbnmsTerb&ltnisse  Ins  Aug«  n 
fassen.  Bei  dem  System  der  Einzelhöfe  findet  sich  früher  mi 
vollständiger  eigentliches  privates  Grundeigenthum.  Eine  Verbic- 
dung  der  Besitzer  der  Einzelhöfe  zu  Gemeinschaften  fehlt  indes>ea 
schon  ursprünglich  trotz  der  weiteren  örtlichen  Trennung  der  Wob- 
sitse  (Höfe)  und  der  dann  gewöbnlieb  nm  diese  benun  Uegodei 
Aeeker  nnd  Wiesen  in  der  Regel  aneb  bier  keineswegs.  Ab  dea 
Boden  der  Weiden,  Waldungen,  mitunter  aueb  der  ungeÜMQtai 
Wiesen  bat  die  Gemeinschaft  das  Eigenthum,  der  Einzelne  nur  eiü 
Nutzniessungsrecht.  Die  Gemeinschaft,  nicht  der  Einzelne  hat  ebes 
auch  bei  diesem  ursprünglichen  Einzelhofsystem  das  Land  in  ßesiu 
genommen  und  es  vertheilt.  Der  Name  „  Dorfschaft kann  auf 
solche  Gemeinschaften  von  Einzelböfen  mit  angewandt  werdea^) 
Im  Folgenden  wird  davon  abgesehen  nnd  unter  y^Dorf^  dieal 

")  Roscher  II.  §.  74,  75;  Waitz  I,  10>  iL  113;  t.  Maurer.  EiflL&2l,i 

10  ff. ,  Dorfverfass.  S.  2^  IF. ;  Gierke  I,  61  ff.    Die  Meinung  von  dem  iUetmtm] 
Vorwalten  des  Ilofsystems  bei  den  alten  Deutschen,  ähnlich  vrie  yui  in  WV?f4k3,j 
ist  auf  die  falsche  Auslegung  der  Beschreibung  der  Wohnrerbaituisse  m.  Ii 
Gem.  0.  16,  niHcknindireD. 

^)  V.  Maurer  spricht  nm Dorftdufteik  ohne  und  mit  Fel^^ttmetiischaft:  ej>wi 
die  nach  deni  „Hofsystcm".  letztere  die  nach  dem  „Dorfsystem"  oi^Disirten  .Es^ 
S.  5  11..  Dorivorf.  I,  29  H.,  31,  42.  Gierke  I.  6«»  nennt  die  „Gcnosseuschafleji". 
«ich  iii  Ein7«'lhöfen  ansiedelteD.  im  Gegensatz  zu  den  Dorfschaficn,  .,Bao«»r»<'h»ft«i'' 
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if  räunüioh  nahem  Zasammenwohnen  berahende  GemeiiiBchaft 
«standen. 

§.  889.  —  D.  Die  Entwicklang  der  Grondeigenthams- 
id  Bodenbenntzangsverhftltnisse  im  Dorfe  steht  nun 

it  den  ökonomisch  -  technischen  Bedtirfn isseu  der 
andwirthschalt  und  deren  Wechsel  in  enger  Be- 
ehaihg.*^)  Die  wirthschailliche  Grandlage  der  £inzelexisteDZ 

Rosebor  I.  §.  S7.  SS.  Oers,  über  <1.  Eutvirkluiifs^  .j.  F-ldsysteme,  II.  B.  2, 
p.  2  (extcasirer  u.  iutcuäiver  Ackürbau)  u.  Kap.  (üniudeigeutbum  und  üemeiDde). 
11  I,  §.  382,  3SS  Ober  d.  Feldsysteme.  Hanssen,  2.  Gwcb.  d.  Feldsysteme  in 
BlMhiaild,  Tub.  Ztscbr.  B.  21.  22.  24,  26,  32.  Gerade  bei  Hanssen.  einem  der 
ten  theoretisrhoii  Specialisten  dt^r  As^arvcrhältiiisse  und  At^rarpolitik  überhaupt,  der 
schichte  der  Feldsysteme  iusbesondcrc,  liadet  sich  freilicli,  wohl  iu  Zusammeuhang 
t  seiner  Vorliebe  fUr  daä  (^oncrete  und  i>einer  Abneigung  gegen  Ab^pracüouen  daraus 
1  Geoeralisirungea  desselben,  eine  Ansiclit  rertreten,  die,  wenn  sie  liditif  wftre  und 
1  ihm  selbst  consequent  durchgeführt  würde,  mit  der  Beweisfilhrunjr  im  Texte  in 
ncipiellem  Widerspruch  stände  Hanssen  sagt  Tilb.  Ztschr.  XXI,  62  am  Schluas 
er  polemischen  Erörterung  über  einen  einzelnen  Puuct  mit  Koscher  (dem  er  sonst 
iMianit)  in  Bezug  aaf  altgerman.  Landwirthscbaft:  „Qberbanpc  steht  weder  das  Ge- 
Qmteigenthum  noch  das  Sondereigenthum  an  Aeckem  und  Wiesen  in  einem  noth* 
n-liffen  ZusammenhanL'-e  sei  es  mit  der  Feldgraswirthschaft  oder  mit  der  Dreit'elder- 
ihschaft  oder  irgend  einem  sonsitigen  Systeme".  Da  nun  die  Entwicklung  ?on  der 
teasireii  zor  intcoaiven  Landwirtfascbaft  nicht  nur  in  steigender  IntenMtit  bd  dem- 
beo  Feldsystem,  sondern  in  einem  Fortschritte  von  den  im  Ganzen  extensiveren 
den  im  Ganzen  intensiveren  System-'M  vor  m;ht  und  fur  diese  Entwicklung 
:h  der  Darlegung  im  Texte  die  Eubtehuug  und  alsdann  die  schärfere  Ausbildung 
t  PriTateigenthnm  an  Aeckem  und  Wiesen  (wie  schliesslich  am  Boden  der  ehe- 
ligen  ewigen  Gemeinweiden)  die  Voransselziuig  und  anderseits  die  F<dge  dieser 
t'cnden  Intensität  der  I^andwirthschaft  ist,  so  wlirde  obipcr  Satz  von  Uansscn 
s<;r  Auffassung  den  Causalnexus  wid  rsprechen  Indessen  sasrt  Hanssen  selbst 
lüge  leiten  daraaf  (S.  83):  die  Bestimmungen  der  Lex  balica  u.  a.  m.  Uber  die 
nten  Ackergienzen,  Uber  den  Schutz  der  anf  den  Feldern  anfgepSanzten  Obstbiome 
s.  w,  zeigten,  „wie  früh  das  Sondereigenthum  an  Aeckern  im  sudlichen  und  west- 
hftn  Deutschland  entstanden  ist,  womit  auch  die  wilde  Feldgraswirthschaft  aufgehört 
)cü  muss.  Denn  so  lange  letztere  dauerte,  ist  es  sicher  nicht  zu 
lern  Sondereigenthnm  der  Aeckar  gekommen.**  Hiermit  ist  in  diesen 
dellen  Fall  der  in  der  oben  angeführten  Stwe  aUgemein  bestrittene  Zusammenhang 
ischen  Feldsystem  und  Eigenthumsordimng  zugegeben.  M.  E.  ist  der  eranze  Satz 
63  (dem  sich  auch  Waitz  I,  115  Anm.  3  hinsichtlich  einer  ähnlichen  Ausfahrung 
»BsseB's  in  Fa1ck*8  8t  Hag,  TI,  25  IT.  ansehliesst)  nicht  haltbar.  Wenn  ein 
Mt,  intensiveres  Feldsystem  mit  genossenschaftlichem  Weiderecht  auf  Bra<^h-  und 

rlfeld  und  mit  ewiper  (?euieinweide  nicht  vereinbar  ist,  sondern  don  das  W  oidu- 
beseitigt,  hier  die  Gemeinweide  vrrtln üt  sein  muss,  um  jenes  Feldsyslem  durch- 
llhron,  so  steht  in  der  That  das  Gcsanimt-  und  das  Sondorcigenthum  in  nothwen- 
em  Znsammenhang  mit  dem  Wirthschaftseystem.  —  Deber  den  Zusammenhang  der 
twicklung  der  intensiven  Landwirthsrhaft  mit  d  rn  -o^'-cn.  ..(i<^se(/,  der  Bodenprodiiction'* 
odaction  anf  Land»  s.  meine  Abschaüung  de>  Grundeigenthums  S.  25  ff.  und  Ober 
des  Gesetz:  Senior,  pol.  econ.  p.  26,  bi  tf.,  eine  seiner  4  elemeutary  propositions 
the  sdenoe  of  poL  econ.,  nemUch:  „that.  agricnltnral  skiU  remaining  the  same, 
litional  Labour  employed  on  the  land  within  a  given  district  produces  in  general 
eäs  proportionate  return,  or  in  other  words.  that,  thouffh.  with  every  inrrcase 
the  labour  bestowed,  the  aggrcgate  retum  is  increased,  the  increase  of  the  returu 
■et  in  Proportion  of  the  increase  of  labom**.  Was  Senior  dann  in  der  Weite 
iter  ausfüllt,  daas  die  hinzukommende  Arbeit  in  der  Industrie  me Ii  r.  im  Arker-  , 
I  weniger  als  rerbiUtnissmässige  Steiferaag  des  Ertrags  bewirke.      femer  bee. 
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and  deijenigen  des  ganzen  Dods  beruht  ani'  der  Landwirthaehaft.  | 
Die  individuellen  Wttnsclie  und  Bedflifhisse  des  Einielnen  uefa 
freier  persOnlieher  und  wirthsdiaftlielier  Bewegung,  nach  „fraier 
Gestaltung  der  individuellen  Lebensweise^'  müssen  sieb  den  An* 

forderungen  unterordnen,  welche  die  Laudwirtböchatt  stellt  uou 
welche  dereutwe^cu  und  deshalb  ihrer  «elbst  wegen  die  Gemein 
schalt  dem  Einzelnen  gegentiber  in  der  Sphäre  der  persiinlichen 
Freiheit  und  der  Eigenthumsordnung  durchführt.    Es  liegt  d&rm  | 
eine  Gebundenheit  des  Einzelnen  an  die  Scholle  in  einem! 
anderen  als  dem  gewöhnlichen  jnriatiachen  Sinne  des  Aasdnusks»  | 
welehe  ftlr  die  älteren  Agrar-  und  GrundeigenthumsTerhSltBiise 
überall  characteristisch  ist 

E.  Die  Gestaltung:,  welche  unter  ähnlichen  Zuständen  der 
Bevölkerung  (Grösse,  Dichtigkeit,  Cultur  derselben)  und  des  LauJ 
wirthscliaftsbetriebs  sich  bei  sonst  sehr  verschiedenen  Völkern 
ziemlich  i;leichartig  wiederfindet,  besteht  darin,  dass  die  unter  sich 
gleich  berechtigten  Dori'genossen  ein  Jeder  gewisse  Grund 
stücke  zur  getrennten  Benutzung  und  gewisse  Anrechte 
zur  Theiinahme  an  gemeinsamen  Kutsungen  erhahen. 
Der  Inbegriff  der  hieraus  entspringenden  Rechte  des 
▼ollen  Dori'genossen  in  der  „Fddgemeinsohaft''  und  ,,MarkgenoBieB' 
schaff'     pflegt  unter  einem  technischen  Ausdruck  zusammenge&stt 


Mill,  pol.  Oek.  B.  1  Kap.  12,  Koscher  I,  §.  34  (in  LebereiastUDmaag  mit  dieMl 
Lehre),  §.  ad.    Wie  sich  die  Sache  mit  dem  Wechsel  der  Feld-  oder  WirthschallS' 
Systeme  gMtaltat«  bez.  modilicirt .      bes.  bei  ?.  T  hu  neu«  isoL  Stut  Thl.  1  ocd  i: 
Hermann 's  staatswirtliscli.  Untersuchungeo  S.  507  tl.  (Zusammenhaug  mit  der  LJir 
von  der  Grundrente  und  der  Heves^ung  der  Höhe  der  letzteren).  Bodbertas,  Soc. 
Frage  S.  180  ff.  polemisirt  gegen  das  gan/e  „Bodcngcsetz"  und  sncht  es  sogar  gaiua| 
widerlegen,  jedoch  nicht  in  richtiger  Weise,  weil  er  den  nicht  ireläugneten  An*- 
nahmefall  be&ondrer  technischer  Fürtsclirifte  der  Landwirthsoiiaft  als  Beweismittel  be-  ^ 
aatct,  s.  Mill,  I,  K.  12  ^.  3.   In  letzter  Liiiie  darf  mao  daher  die  hiütoiische  £at-  j 
wicUang  ies  piifirtM  GnmdeifeBtliiiiBi  in  nniehlichflii  ZniaiimiMWiliMg  lüt  dar  Vitt' 
samkeit  dieses  Bodeogesetus  Olingen.  Näliere  Ansfithning  daiftber  Inan  aber  ha 
onterbleiben. 

>^  Ueber  beide  Ausdrücke  t>.  Waitz,  1,  Uü;  Koscher,  II,  71,  72.  Ba^ 
Worte  Verden  theils  im  gleielien,  theUs  im  Teiaebiedenen  Sinn  gebrancbt  üm\ 

Feldgemeinschaft  im  engeren  oder  eigentlichen  Sinn  versteht  man  die  dorJ 
<lie  Gemengelage  der  Aecker-  und  Wiesrnparcellen  der  Dorfgenossen  [s.  §.  .^32 
durch  gegenseitige  Weiderechte  u.  s.  w.  bedingte  Verbindung  unter  den  Genossea 
einer  gewissen  gleichmSssigen  Bewirtbscfaaftongsart  Im  Wesentlichen  gteiehbedemasd 
mit  Fddgemeinscbaft  ist  hier  Flurzwang.  Sic.  besteht  sowolü  bei  periodischer, 
als  noch  spät  nach  'Tfolsrter  definitiver  Vertheilung  der  Aeck*T  und  \Vie8en  Mark* 
ttenosseoschaft  bezeichnet  die  (iemeiuschait  in  Bezug  aui  die  gemeine  Mark,  wir 
sie  euch  im  Hoftystem  vorkommt  Ifitonter  wird  volü  jene  Feldgameinichsft  taA 
Markgeno?iscn.s(  liaft  oder  diese  letzter«  ^ogen,  Markgenossenschaft  auch  Fcldgcm^- 
vrhaft  genannt.  Ri  idi  s  steht  gr-<  Im  htlieli  \venip:steii>  b'  im  Dorfsystem  in  eng -ffi  2i- 
bajumeiibaug,    Kndli«  h  braurlit  uian  hie  und  da  auch  wohl  jeden  der  beiden  Auer 
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sa  weiden,  bei  den  Dentechen  wird  er  mit  „Hnfe",  bei  den  Bnasen 
(im  Norden)  mit  Dwor,  spilter  mit  Täglo  beseiohnet.^ 

UebemU  enthält  diese  Hnfe  drei  hanptBftehfiehe  Bestandtheile: 

die  sogen.  Hofstätte,  die  zu  getrennten  Benutzung  ausgeschie- 
denen Aecker  und  gewöhnlich  auch  Wiesen  und  das  Nutzungs- 
recht in  der  gemeinen  Mark,  d.  b.  besonders  an  der  Ge- 
meinweide und  dem  Gemeinwaid. 

§.  330.  —  1)  Die  Hofstätte,  welche  in  Deutschland  mancftie 
provinziell  abweichende  Namen  geführt  hat  and  noch  führt,  ^)  nm- 
üaeet  die  Grnndstttoke  innerliaib  des  Dorfe  selbst  (des  Dorisamiee, 
im  „Ort8-£tter<'). '0  Anf  ihnen  befindet  rieh  das  Wohnhaus,  die 
Beheonen  nnd  Stallungen  —  beide  letztere  vielfach  im  Wohnbans 
mit  enthalten  ,  daran  und  darum  die  Hanshöfe  und  Hausgärten, 
mitunter,  wie  bei  den  Germanen,  das  Ganze  von  einem  Zaune  um- 
Hchlüssen.  Der  Inbegriff  dieser  Grundstücke  und  der  Gebäude 
führt  den  Namen  Hofstätte.  Die  Bebauung  eines  Grundstücks  mit 
Wobngebäuden  repräsentirt  stets  die  relativ  intensivste  „Bewirth- 
schaftong''  des  Bodens ,  selbst  in  den  primitivsten  dörflichen  Ver- 
hältnissen. Die  zunächst  intensivste  ist  der  Gartenbau.  Die  Hof- 
stätten und  namentlich  die  dazu  gehörigen  Gebäude  sind  ursprttnglich 
in  Anlage,  GrOsse,  Beschaffenheit,  die  Gebäude  in  der  Gonstruction 
in  jedem  Dorfe  nnd  gewöhnlich  in  jedem  Landstrieb,  ja  bei  ganzen 
\  ölkerschatten  .sehr  gleichmässig  beschaffen.  Das  hat  sich  zum 
Theil  bitt  in  die  Gegenwart  hinein  bei  den  Bauern  auf  dem  Lande 


drucke  allein  für  sidi  zor  Bezeichnung  der  im  Texte  geschilderten  älteren  agrarisclicn 
Verhältnisse  im  Ganzen.  Besser  urird  hier  der  Doppelau^druck  ..Feldgemeinschaft  and 
MarkKeaoäsenschaft"  angewandt.    Vgl  auch  Gierke  I,  62 — 66. 

*)  Waitz  I,  119  (zvelfeUafie  Ableitong  dee  Worts  Hofe.  and.  Namen  daselbtCl, 
iijch  MuIIenhoff  bei  Meltxen,  Aosbrcit.  d.  Deutschen  (Sep.abdr.  aas  Conrads 
Iihrb.  B.  'M)  S.  14  bedeutete  es:  ,.w.is  d.  Familie  h.-ibon  ><tll.  Besitz.  w.i>  .T<mand 
zukommt,  AntbeiL''  —  Ueber  die  ruüs.  Verhältnisse  Kensslcr,  Bult.  Mon.schr.  215  tt. 
Maaeheriei  ?encliiedene  Audraoke  in  jden  einzelnen  Gegenden  aneli  hier,  deagL  zeit- 
licher Wechsel  der  gcbrSncliUcheu  Namen.  Vgl.  übrigens  KenssleT^s  Darlegung 
<ler  Abweichnngea  zwischen  den  russischen  und  deulschtii  VerhMtnisscu .  eh. 
b.  219  iL  (gröi»aerc  Abgeächlosscuhcit  der  gennauischeu  Dorf^chaft  gegen  Aufnahme 
seoer  Geneesen.  kleinere  nnd  immer  bald  neue  Dorftnlagen  in  RoMland,  Einfloss  der 
grösseren  Gl  hartigkoit  der  Bodenconfigniation  nnd  Pmchtbaikeit  in  den  rassiBchen 
Verhältnissen);  ders..  Zur  (iesch.  S.  Mi. 

Roscher  II,  §.71,72;  Maurer,  Üorfverf.  1,  2S— CS;  Waitz  l.  113—120. 
Gierke  t  62;  Keussler,  Balt  H.8chr.  &  217.   Hierauf  sei  hier  ftr  die  folgende 
.\usfuhrung  über  die  3  Bestandtheile  der  Hofe  ein  ftlr  allemal  verwiesen.  Im  Ein- . 
zelnen  bin  ich  h<is.  Waitz  gefolgt 

**')  Ilofraithe,  Hof,  in  Norddeutschlaud  später  Worth,  im  Scandlnav.  Toft 
(Waitz  I,  113);  V.  Maurer,  Dorfrerf.  I.  90.  FrohnhOfe  HI.  193. 

»*>  f.  Maorer.  Dorfrerftss.  I.  32. 
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80  erhalten,  selbst  in  Betreti  des  Wohnhauses.  Aber  eine  gewi«e 
individaelle  GeaUütaog  der  Hoüitfttte  ist  doob  ein  natfirikhci»  bUk 
entstehendes  Bedflrfniss,  anf  welehes  bei  den  Germanai  scihoi  4« 
übliche  Dorfplan  oder  richtiger  die  Planlosigkeit  der  Dorfiob^ 

neojlicL  das  ziemlich  kunterbunte  Durcbeiiianderliegen  der  M 
Stätten  hinweist.**)  Hier  konnte  t>ich  der  Trieb  individueller  Irr- 
staltung  in  der  Anlage  des  Hauses,  der  Vertheilung  des  PlaUd^ 
ani  dem  es  stand,  des  Hofs,  des  Gartens  schon  geltend  mieheii 
Auf  die  Ansbildnng  jenes  Bedürfnisses  hat  anoh  die  nk  gan 
fehlende,  dnrch  Glttck  und  Unglttck,  technisches  Geschick  BodlV 
beschick,  sittliche  und  wirthschaftliche  Tüchtigkeit  nnd  Ustlditi^ 
keit  des  Wirths  bedingte,  wenn  auch  nur  massige  .Vermögeuv 
Ungleichheit  hingewirkt.  Dies  Hedlhiniss  lässt  sieb  ohne  Nachtiid 
fUr  die  Gemeinschaft  befriedigen.  Auch  die  eigene  persönliche 
Arbeit  des  Wirtbs  und  seiner  Familie  kommt,  auch  bei  Beihiite  dtr 
Dorfgenossen,  un  Bau,  in  der  Ansschmtleknng,  der  £rhaltQog  <M 
Wohnhauses,  in  der  Anlage  nnd  Bestellung  des  Gartens  s.  s. « 
am  Unmittelbarsten  zum  Ausdruck.  So  drängt  alles  darauf  iü^ 
an  der  HolstUtte  zuerst  ein  Tri vateigenthura  zu  gewährea^ 

Dieses  Privateigenthum  bezieht  sich  namentlich  auf  das  Hau 
selbst  nnd  hier  bildet  es  Rieh  auch  am  Ersten  vollständiger  (nh^ 
Inter)  ans.  Das  Hans  i«t  vielfach  bei  der  primitiven  Tecbsik  tä 
bei  der  ans  der  Nomiiden-  nnd  Halbnomadenseit  herstaiiiBaidii| 
Bauart  noch  nicht  so  fest  mit  dem  Boden  verbunden,  wie  spttK 
Vornemlich  aus  Holz  gezimmert,  lässt  es  sich  ohne  zugrosueMÜl 
und  Schaden  auseinandernehmen,  seine  Pfosten  und  Balken  andeH 
wohin  bringen.  Es  trägt  als  Ganzes,  wie  besonders  in  seinen  ein- 
zelnen Bestaudtbeiien  daher  oft  lange,  nachdem  schon  end^ilti^« 
Wohnsitze  eingenommen  sind,  in  reehtlioher  Besiehnng  nehr^ 
Gharacter  von  beweglichem  als  Ton  Grundeigenthum,  —  weBesdui 
versehiedeD  von  modernen  VerhältoiBsen ,  wo  yon  den  GddiMli 
immer  mehr  das  Umgekehrte  gilt.  Das  Privateigciitbum  amHail^ 
ist  insofern  anfangs  eine  ConRcquenz  des  Privateigenthams  an  dc^ 
bewegliehen  Gütern,  der  „fahrenden  Habe".^*)  | 

Das  Grundstück,  auf  weichem  das  Hans  steht,  befindet 
dagegen  wohl  wenigstens  anfangs  nicht  immer  im  Privatsigestbi^ 

")  S.  Aia.iMungen  bei  Meitz.-n.  II.  132  ff. 

Vgl.  auch  Meitzcn  i,  344  IL  (Flur-  u.  DorfplaUc  da=.).  U,  123  IL 

»•)  Vri.  W»itE  I,  101;  Oierke  U  62;  MeiUeft  !•  S47.  üeber  die  B^M 
der  VerhUtiiisse  des  Gehöfts  (Isadbal  iu  RosslMid  bei  Auf  heb.  d.  Uihoi^» 
Kensslcr.  z.  Gesi'b.  i^.  218  fi. 
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worauf  mancherlei,  wieder  bei  verschiedenen  Vfllkern  Uhulich  vor- 
kommende Kechtssätze  bindeuteu,  welche  sich  zum  Theil  länger 
erhalten.  Dahin  gehören  Bestimmungen,  wie  die,  dass  der  Hans- 
eigenthttmer  nnr  so  lange  er  Dorfgenosse  ist,  —  was  er  nrsprtfng- 
Keh  häufig  nnr  sein  kann,  so  lange  er  im  Dorfe  wohnt  nnd  wirth- 
flchaftet,  —  seinen  Hof  hehahen,*^)  dass  er  ihn  nieht  beliebig  an 
Jeden,  sondern  nnr  an  Dorfgenossen  verkaufen  darf,  ein  Fremder 
also  z.  H.  erst  in  die  Gemeinschaft  autgenommen  sein  niuss,  um 
wirklich  auch  privatrechtlicher  Kechtsnachtolger  seines  Verkäufers 
zn  werden.  Oder  die  Dorfgenossen  haben  ein  Vorkaufsrecht  vor 
i^'remden  oder  ein  Ret ract recht,  wenn  der  Verkauf  des  Hofs  an 
einen  Fremden  schon  stattgefunden  hat  (sogen.  Markh>snng).  Wohl 
aber  kann  der  bisherige  Besitzer  sein  Hans  zerstören,  die  Materialien 
mit  sich  wegnehmen,  verkaufen  n.  s.  w. 

Erst  spitter  entwickelt  sich  dann  ein  Privateigenthnm,  welches 
sogleich  immer  voUsföndiger  wird,  an  der  ganzen  Hofstätte  mit 
den  sie  bildenden  GnmdstUcken im  Dorfe  selbst:  also  ein  erstes 
eigentliches  privates  (t  r  u  n  d  eigenthum ,  das  freilich  auch  noch 
lange  durch  manche  Rechte  der  Dorfgenossen  beschriinkt  sein  kann 
nnd  beschränkt  war.  Aber  das  Bedürfniss  individueller  Gestaltung 
und  das  RechtsgefUhl,  welches  die  geleistete  individuelle  Arbeit  nnd 
alimlüig  auch  sonst  freiere  persönliche  Bewegung  des  Einzelnen  im 
Rechte  cur  Anerkennung  bringt,  ftlhren  zum  Privateigenthum  in 
absoluterer  Gestalt.  Und  das  Gemeinschaftsinteresse  wvd  dadurch 
nicht  mehr  so  stark  bertthrt,  als  da  noeh  das  Geftthl  der  Zusammen- 
gehörigkeit der  Dorfgenossen  und  der  Abtrennung  von  anderen 
starker  war.  So  vollzieht  sich  denn  mit  der  ersten  Bildung  von 
Pnvatgrundeigenthum  die  erste  Loslösung  von  Grundstücken  aus 
dem  Gemeineigenthum  am  Boden. 

§.  331.  —  2)  Alles  Land  der  Dorfgemeinscbaft  ausserhalb  des 
etgentliohen  Dorfs  in  der  Dorf  flur  oder  Dorfgemarkung zer- 
filllt  regelmässig  von  Anfang  an  in  zwei  grosse  Olassen,  in  die 
Acker  und  gewöhnlieh  auch  die  Wiesen  einer-  und  die  Weide, 
den  Wald,  die  WasserstQcke,  nnproductives  oder  wenigstens 

■*)  Vgl.  ülior  ru>->    \crhaltnb8e  v.  Bistram  S.  6M. 

**)  Die  ümücUtUcke ,  weiche  die  Hufätätte  biideteo,  umfaaateu  ul't  liaä  LaiiU  t'ur 
alle  jaoe  Galtareo  mit,  welche  die  Feldgemeinaehaft  «nf  den  AecJcem  nicht  gestattete, 
iar  GemOW*  Obst  (Stilbst  Weiabergo).  Flachs  u.  s.  v.,  für  apart  zu  haltendes  Vieh,  &. 
Fi  a  rissen,  GOtt.  Gel.  Aiiz.  1S70  8.  132i):  Mich  ein  Beleg  für  die  AafXawimg  im 
iezte,  —  iadiridaelle,  iuteuäivere  Calturen. 

*^  Im  GeceoMti  zum  bewohnten  Dorf  hkm  dieses  Land  noch  knizweg  nMnrk**, 
.JOoifinaik**,  J^eMmulrs  Wdtere  Nnmon  bei  Maurer,  Doif^erfma.  I,  48. 
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nngearbartes  Land  n.  8.  w.  oder  die  i.  e.  8.  sogen,  „geaeiic 
Mark'^  andrerseits« 

Diese  Tfaeiinng  des  Lands  ist  eine  eigentlieb  teehniiek* 

ökonomische,  welche  durch  die  herrschenden  exteueiiveii  La^i« 
wirihschaftssysteme  mit  sogen,  ewiger  Weide  bedingt  wird,  danii 
aber  umgekehrt  auch  wieder  diese  Systeme  oder  deren  Beibehai- 
tnng  nnd  nur  geringe  Modification  bedingt,  wo  sie  besteht.  ^)  Die^ 
wie  alle  Landwirthsehafls-  oder  ^iFeldsysteme'*  sind  wieder 
blingig  von  den  allgemeuien  BevOllienings-  nnd  CnltnrverhtHsiiwt. 
den  Commanicationen,  den  Ab-  nnd  ZnfnbnrerblÜtnissen,  der  üt^ 
hiten  Grösse,  der  Dichtigkeit  und  der  dörflichen  oder  städtiscba 
Wohnungsweise  der  Bevölkerung,  dem  Wohlstand  und  der  V» 
theilung  des  Wohlstands  des  Volks,  von  dem  UeberllDss  oda 
Mangel  an  Areal,  welches  naob  den  obwaltenden  technischeB  oi 
WirthscbaftsTerlüUtniBsen  als  enltorfUiig  für-  iandwirtfasebiftüds 
Zweeke  betrachtet  werden  kann,  im  gansen  Lande. 

Jene  beiden  technischen  ß etriebsclassen  des  Bodens 
denn  das  sind  sie  und  es  ist  auch  tUr  die  Grundeigenthumslrarei 
wichtig,  dies  testzuhalten  —  haben  sich  Jahrhunderte,  ja  hki 
tanaende  lang  und  selbst  bei  unseren  höchst  cultivirten  NatioM^ 
den  west-  nnd  mittelenropäisehen  manehfaeh  bis  in  die  Gegemal 
hinein  erhalten.  Die  Umgestaltung  des  Verhftltnissea  dieser  CI«m 
xn  einander,  namentUeh  der  Uebergaug  von  Tbeilen  der  genoH 
Mark,  besonders  von  Weideland  in  die  Classe  des  Acker  üd^ 
Wiesenlauds,  zum  Theil  auch  die  V  eränderungen  innerhalb  jede^ 
Classe,  Verwandlung  von  Aeckern  in  Wiesen  und  umgekehrt, 
Wald  in  Weide,  in  Ackerland,  ist  im  Grossen  nnd  Gamas  üi 
nothwendige  ökonomiseh-teohnische  Folge  der  steigeadeo  ii' 
tensit&t  der  Landwirthsehaft  nnd  der  AnfordernogeD  di 
bestimmten  einzelnen  neuen  Feldsystems,  in  letzter  Linie  dibcr 
die  Folge  der  vermehrten  und  veränderten  Leistungen,  welche  m 
grössere,  reichere,  mehr  städtisch  concentrirte,  mehr  Gewerbe  tiiii 
Handel  treibende ,  cultivirtere  Be?Olkerung  in  Bezug  auf  Meoc^ 
Gute  und  Art  der  Bodeaprodnete  vom  landwirthsehaüdieh  beniM 
Boden  verlangt. 

-  -  -  • 

S.  die  zahlreichen  provinc.  Namen  der  gemeinen  Mark,  die  ubrigeoJ  us» 
dasselbe  Grundwort  entbalten ,  bei  Maurer  eb.  S.  44  — 46.     Im  GefcnsaU  "^J** 
meinen  Mark  hei:>st  das  gutheilte  Land  olt  kurzweg  das  Feld  u.  jene  (Uao  die  JÜbi 
^•Qssler,  X.  Gwcb.  S.  41. 

«»)  Botchei  U,  §.  2S  ff.;  Bau  I.  §.  S8S.  . 
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Die  anfftn^licbe  Gestaltung  nnd  die  weitere  Entwicklnng  der 
Kcc  htsverhii  Ituisse  in  Bezug  auf  das  Eigeuthura  und  die 
Benutzung  des  Hodens  der  Feldmark  ausserhalb  des  eiirentliclien 
Dorfes,  daher  namentlich  das  VerhUltniss  von  (rcniein  und 
Privateigentbum,  Gemein  und  PrivatbeDatzuiig(Genu88) 
an  diesem  Boden  steht  nnn  deutliob  in  Verbindung  mit  und  selbst  in 
Abhängigkeit  ron  der  Gestaltung,  WeiterentinelLlang  nnd  Umftndening 
dieser  Ökonomisch -tecbnisehen  Bodeneintfaeilang  (s.  Note  16). 
Die  Privatbenntanng  nnd  dann  auch  das  PriTateigenthnm  treten 
em  nnd  entwickeln  sich  immer  mehr  naeh  Umfang  und  Inhalt,  d.  h. 
«iie  nrntasscM  immer  mehr  Gnmdstüeke  zunächst  der  ersten,  dann 
auch  der  zweiten  Classe,  das  Nutzungsrecht  dauert  länger,  Privat- 
eigentbum entsteht  und  erlaugt  einen  immer  reicheren  Inhalt  an 
Rechten  in  I^ezug  auf  diese  üraudstUcke,  je  notbwendiger  die 
Intensität  der  Landwirthschaft  ans  den  angedeuteten  Gründen:  je 
mehr  Arbeit  nnd  Kapital,  je  sorgfältigere  BeiteUnng  dem  Boden  zu 
Theil  werden  mnss. 

Hier  zeigt  sich  eben,  wie  schon  mehrfach  hervorgehoben,  in 
der  Bntslehnng  nnd  Ansbildnng  des  Priyateigenthoms  am  länd- 
lichen Boden  jenes  ökonomische  Princip  von  Einfluss,  welrhes  oben 
bei  der  Enirterung  der  nattlrlich-l^konoTnischen  und  der  Arbeits- 
theorie als  in  der  Frage  des  privaten  GnindeigcMiilmms  zum  Theil 
in  massgebender  Weise  mitspielend  anerkannt  wurde  (§.  26b):  uui 
im  allgemeinen,  imvolks wirtbschaillichen  Interesse  znr  tticb- 
tigen  Bodenbestellnng  anzuspornen  nnd  um  gerechtermassen  die 
individneUe  Leistung  zu  belohnen,  nicht  nur  im  einseitigen  Priyat- 
mterette,  gewährt  die  Recbtsbildung  ein  Priyateigenthnm  am  Boden. 
Letzteres  erhält  also  dnreb  diese  Sachlage,  d.  h.  schKesslieb  dnrch 
die  wirklichen  Naturgesetze  der  Landwi  rthsc  Ii  alt,  ins- 
besondere 'durch  die  n  at  u  r  gesctzl  ich  e  Mitwirkung  des 
Hodens  (lal)ci,  eine  innere  Hechtfertigung.  M.  a.  W.  die 
Naturgesetze  des  Feldbaus  nötb igen  zwingend  /u  einer 
Vermehrung  und  Verbesserung  der  Arbeit  und  Kapital- 
rerwendnng  auf  den  Boden,  welche  am  Zweokmässigsten 
im  Geaammtinteresse  durchStatuirnng  von  weitgeben- 
den privaten  Nutzungsrechten  nnd  schliesslich  von 
privatem  Eigenthum  am  Boden  herbeigeftthrt  wird. 
Da  nun  diese  Nöthigung  zu  intensiverer  Wirthscbaft  selbst  von  den 
Bedürfnissen  vergrfisserter  und  cultiv irterer  Bevölkerung  nach 
uehr  und  besseren,  feineren  und  mauniglaltigeren  Bodenproducten 
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ausgebt,  so  darf  man  in  der  Tbat  die  Entstehung  nnd  iebirlMt 
Aasbildnng  des  privaten  Iftndlichen  Gnmdeigenthnms  in  der  Ge- 
schichte in  letzter  Linie  auf  diese  Vermehrnng  und  auf  die  bObere 

Cultur  der  Bevölkerung  ah  ihre  wesentliche  Ursache  mit  zurück 
t  Uhren. 

Insofern  ist  es  wohl  zulässig,  von  einer  wirthschattsge 
setzlichen  N othwendigkeit  und  geselUchat'tiichea  Be- 
rechtigung dieser  Institution  desKecbts  zusprechen,  —  wenigrtBM 
in  Besag  anf  das  hier  Überhaupt  allein  in  Rede  stehende  bäner- 
liehe  selbstbewirthschaftete  oder  kleine  nnd  mittlere 
iünd liehe  Gmndeigenthnm.  Zu  den  hohen  aoeialpolitiidien  Vor- 
zügen, die  dasselbe  besitzt,  weil  es  einen  tüchtigen  Kemstamm 
unabhängiger  conservativer  Bevölkerung  sebatit,  die  beste  politische 
Basis  für  einen  gesunden,  kräftigen  Staat,  kommt  hier  der  grosse 
volkswirthschaftlicbe  Nutzen,  dass  dieses  Grundeigenthum  die  öko- 
nomischen  Bedingungen  fUr  eine  wachsende  Intensität  der  Land- 
wirtbschaft und  damit  für  die  Vennehrung  der  Zahl  nnd  dieSteigeroiig 
der  Caltnrstule  des  Volks  erfttlien  kann,  jedenfalls  frtther  lange 
Jahrhunderte  hindurch  erfliUt  hat  (fgl  §.  347,  348). 

§.  332.  Im  Einzelnen  gestaltet  sich  die  Entwicklung  der  Be- 
wirthschaftungsart  nnd  damit  zusammenhängend  der  rechtlichen 
liegelung  der  Nutzungs-  und  Eigenthumsverhältnisse  in  der  Gt 
markuug  bei  der  dörflichen  Ausie diu ugs weise  regeioiässig  folgender- 
massen. 

Das  Acker-  und  meist  auch,  wenngleich  oft  erst  später,  da§ 
Wiesenland  wird  unter  die  berechtigten Dorfgenossen  vertheilt, 
zunächst  zu  privater  Benutzung:  Gemeingnt  und  Prirat- 
genuss;  später  zu  privatem  Eigenthum:  Privatgut  uad 
Privatgennss.  Das  Übrige  Land,  die  gemeine  Mark,  aliD 
namentlich  Weide  und  Wald,  bleibt  ungetheilt  in  gemeio- 
sanier  Benutzung:  Gemeiu{j:iu  und  Gerne  in  gen  uss. 

11)  Die  A  eck  er  und  Wiesen  liegen  zum  Zweck  bequemerer 
Bewirthscbaftung  gewöhnlich  zunächst  dem  Dorfe,  also  auch  den  Hot 
Stätten.  Ueberau  waltet  das  Bestreben  ob,  den  einzelnen  Don- 
genossen einen  gleich  grossen  Antheii  am  Felde  zu  geben,  wifl 
alle  gieichbereohtigt  sind.  Nur  einzelne  Hervorragende  edug» 
wohl  schon  bei  der  ersten  Vertbeilnng  einen  grttaseren  oder  mehrere 
Antheile.^*^)  Da  nun  der  Boden  in  der  Flur  nach  aeiiier  nattb^ 

**)  Waitz  1,  114.  V.  Inama,  GrondiborTscb.  Abschn.  I  iL  IL 
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liehen  Güte,  nach  der  Lage,  der  Entfernung  vom  Uofe  von  ver- 
schiedener Ertragsfähigkeit  oder  Leiehtigkeit  und  Schwierigkeit  der 
ßewinbachftftuDg  ist,  so  kann  man  die  Landantheile  nicht  ohne 
Weiteres  gleieh  gross  in  der  Flftohe  machen.  Beun  Hofeystem 
Tcrebfaeht  sieh  die  Sache,  indem  wesentlich  nor  die  natürliche 
BesebaHtoheit  des  Bodens  sn  bemeksfehtigett  ist.'  Man  kann  einem 
Jeden  wenigstens  die  Aecker  gewöhnlich  7ai  seiner  grösseren  Be- 
quemlichkeit um  seinen  Hot  herum  anweisen,  nur  mehr  oder  weniger 
Land  nach  der  Bodengiite  geben.  Bei  den  Wiesen,  deren  örtliche 
Lage  durch  die  allgemeine  Bodenbeschaffenheit,  z.  B.  den  Lauf 
der  Gewässer,  gebundener  als  diejenige  der  Aecker  ist,  entstehen 
iach  im  Hofsystem  für  die  Vertheilang  der  Gmndstttcke  schon 
grOssereSehwierigkeiten:  wohl  Öfters  emer  der  mitwirkenden Grflnde 
fflr  Hagere  Beibehaltung  von  Gemeinbenntsong  bei  ^Hesen,  als 
bei  Aeekem. 

Am  meisten  Schwierigkeiten  bieten  sieh  aber  bei  dem  Ii  blichen 
Dorfs V Stern.  Hier  müssen  namentlich  die  verschiedenen  Ent- 
fernungen  des  Lands  vom  Hofe  berücksichtigt  werden.  Man  stellt 
nun  gewöhnlich  die  Gleichheit  der  zu  jeder  Uufe  oder  vollen  Bauer- 
stelle  gehörigen  Landantheile  in  der  Art  her,  dass  man  die  ganse 
Fhir  nach  Lage  nnd  Entfenrang«  Bodenart  und  Gttte  n.  s.  w.  in 
Abtheilnngen,  sogen.  Klimpe  (Gewanne)  bringt,  also  nach 
der  wirthsehaftlichen  Brauchbarkeit  classificnl  Diese 
Kämpe  werden  durch  Wege  mit  dem  Dorfe  verbunden  oder,  wo 
sich  dies,  wie  vielfach,  nicht  durchführen  lässt,  werden  Über  einen 
Kamp  zn  einem  anderen  von  vornherein  l'eberfuhrrechte  (Wege- 
servituten) eingerichtet.  Die  Kämpe  sellfst  weiden  dann  in  kleinere 
Theile  nach  der  Zahl  der  Hufen,  meist  in  lange,  schmale,  möglichst 
vom  Wege  auslaufende  Streifen  Landes  zerlegt.  Darauf  erfolgt, 
hftafig  nach  dem  Loose,  eine  Zutheilung  dieser  Streifen  in  den 
Kämpen  an  die  Hufenbesitser,  woher  der  Landantheil  der  Hufe  oft 
„Loos'',  Landloos  genannt  wird.*^) 

Diese  Vertheilang  bewirkt  nnn  ein  Durch  einander!  iegen 
uder  eine  technisch  sogen.  Gemengelage  der  den  Einzelnen  zu- 
gefallenen Bodenparcellen.  Bei  dem  wichtigsten  der  iiltcien  exten- 
siven Landwirthschaftssysteme,  der  Dreif eider wirthschaft, 
welche  sich  z.  B.  in  Deutschland  jedenfalls  schon  vor  den  Caro- 
ÜDgem  findet,  vielleicht  noch  bedeutend  älter  ist,  wenn  auch  schwer- 


la  Bmd.  Uinlidi:  ShenU,  neben  Utoekastok,  Ddel,  Kenstler  t.  Oetch.  8. 3S. 
Wtr>er,  OntMtgmg.  2.  ArniL  45 
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lieh  schon  zur  Zeit  von  Tacitus  oder  gar  Cäsar  bereite  unter  deo 
Germanen  vorhanden  war,      auch  bis  in  die  Gegenwart  hinein  in  ; 
dem  grüssteu  Theile  Europas  bestanden  hat  und  vielfach  noch  be- 
steht, wurde  die  Landvertheilung  noch  complicirter,  weil  das  ganze 
Ackerland  znnäohst  in  drei  Theile  zerlegt  wird,  die  sog. Felder**  ! 
in  diesem  Sinne  (Zeigen)^  eines  für  Winteikom»  eines  füi  Bomamt-  i 
kom«  eines  als  Brachland  robend.**)  Znm  Tlieü  nOtUgte  .dsas 
schon  die  Gemen^^clage  sn  einem  gleichen  Bewirtheehaf- 
tnngssystem,  welches  wir  flberaU  finden,  insbesondere  eben 
bei  der  gewöhnlichen  Dreifelderwirthschaft.    Hier  besteht  in  Folge  | 
der  Gemcugelage  auch  nach  Vertheilung  der  Acker-  und  Wiesen- 1 
streifen  der  sogen.  Flurzwang  oder  die  „Feldgemeinschaft"  | 
in  diesem  Sinne:  die  Fmchtfol^^  ist  die  gleiche,  das  Brachland 
darf  von  Keinem  bebaut  werden,  weil  es  mit  zur  gemeinschsft- 
lichen  Weide  dient,  die  Feldarbeiten  mttssen  gleichseitig  oder  is 
▼orgeschriebener  Bdhenfolge  yorgenommaii  werden,  damit  Kehier 
den  Anderen  sttfrt,  weil  nnvermeidliche  Ueberfohnedile  uai 
wiedenim  meistens  gemeinsame  Weiderechte  auf  den  Stoppelfeldern 
und  etwa  auf  den  Wiesen  vor  und  nach  dem  Sommer  vorhanden 
sind.    Eine  strenge  Gebundenheit  aller  dieser  Verhältnisse  ist 
ökonomisch-technisch  durch  das  ganze  Wirthschaftssystem  bedingt: 
man  braucht  einen  gewissen  Viehbestand  zur  Gewinnung  des  Düngers 
für  das  Feld,  baut  ftbr  das  Vieh  keine  Fntteigewächse  nnd  hat  nielu 
bleibende  Stallftttterong  wie  bei  den  spKteren  intensiraiWiithaolMiflS' 
Systemen,  sondern  gewinnt  das  Fntter  durch  die  Weide  und  «sf 
den  Wiesen,  kämpft  dabei  mit  der  Schwierigkeit  der  Uebe^ 
Winterung  des  Viehs.   So  mnss  eine  feste  Eintheilung  der  ganzen 
Flur  in  die  beiden  grossen  Abtheilungen  der  Aecker  und  Wiesen 
einer-  und  der  Gemeinweide  anderseits,  des  Ackerlands  in  die  Zeigen  , 
festgehalten  werden ,  auch  das  Verhältniss  seiner  Aecker  zu  deo 
Wiesen  darf  der  Einzelne  nicht  beliebig  verändern.  Denn  jede  ii  | 
diese  grosse  Feldeintbeilnng  eingreifende  Aendemog  seitenn  dM 
Einzelnen  wttrde  Bechte  nnd  Interessoi  dsr  anderen  Dorjgenossw 
schadigen  können. 

§.  333.  Unter  solchen  Umstftndtfi  ist  es  begieiflich,  da»  «nsh 
in  Betreff  der  Aecker  und  Wiesen  noch  die  Bechtsform:  Gern  ein  > 


■*)  üebcr  dio  beruJimte  Streitfrage  s.  o.  Anm.  12,  bes.  Hanssen's  a.  Roschen 
wohl  richtige  Meinung,  daitö  zur  Zeit  des  Tacitus  bei  dea  Germaueu  Dreifeidenrinh- 
Schaft  noch  nicht  bestanden  hat 

»)  fioaclier  U,  §.  25;  San  I,  §.  SS2. 
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gat  and  Privatgenass  beibehalten  wird.  Jene  Landvertheüong 
ist  nemlicb  häufig,  vielleicht  arsprünglich  aUgemeüii  eine  perio- 
fUtehe  Masnregel,  welohe  neb,  wie  noch  bente  meitteiui  in  Bnas^ 
landy  in  bestimmten  Temiinen  oder  aneb  aof  einen  deefaUsigeiii 
Ml  mOglioben  Besohliue  der  Dorfgenossen  wiederbolt  Der 
Ehnelne  bekommt  also  nnr  die  Pareellen  zur  Benutzung  und  hat 
bei  der  neuen  Vertheilun^  keinen  Anspruch  darauf,  die  alten  wieder 
sa  erhalten.    Die  Losung  entscheidet  von  Neuem.  ^) 

a)  Sind  nun  die  Landloose,  welche  zur  Hufe  gehören,  wirk- 
lich ziemlich  gleich,  so  hat  diese  periodische  Erneuerung  der 
VertbeilaDg  wenig  privat-  und  volkswirthschaftlicbe  Bedenken,  so 
lange  eine  eoigftltigere  Behandlang  des  Lands  snm  Zweek  der 
£rtielnng  b(Aerer  Ertrige  niebt  geboten  ist  Denn  dann  seliadet 
es  nieht  viel,  wemi  der  einselne  Benntaer  seinen  Boden  niebt 
Sebent,  niebt  Terbessert,  selbst  in  der  Düngung  naeblässig  ist,  was 
freilich  wenigstens  bei  häafiger  Erneuerung  der  Verthcilung  leicht 
eintreten  wird. 

ß)  Das  erste  Bedürfniss  nach  besserer  Behandlung  des  Felds 
lässt  aicb  dann  wohl  noch  durch  die  Einrichtong  längerer  Ve^ 
tbeilnngsperioden  befriedigeUi  was  den  IJebergang  zur  Vertheilung 
ra  PriTateigentbom  bilden  kann  nnd  wobl  (öfters  gebildet  bat  Ein 
solebes  Bedttrfiuss  tritt  frlllier  bei  Äeekern  als  bei  Wiesen  ein.  Bei 
letzteren  bleibt  oft  spftt  noeb  eine  jftbr liebe  Vertbeilongy  wie  in 
Rissland  niebt  selten,  wfthrend  sie  bei  Aeckem  schon  in  grösseren 
Perioden  stattfindet. 

y)  Allmälig  reicht  aber  auch  die  Sicherheit,  längere  Zeit  die- 
selben Feldstücke  zu  privater  Benutzung  zu  haben,  nicht  mehr  aus, 
um  diejenige  sorgiUltige  Bestellung,  diejenige  Hineinwendung  pri- 
vater Arbeit  und  privaten  Kapitals  in  den  AelLer  im  einzel-  nnd 
folkawirtbsehaftUeben  Interesse  stattfinden  zu  lassen,  welebe  sieb 
während  der  Vertbeilnngsperiode  für  den  Bebaner  niebt  mehr  ge- 
nttgend  beiaUt  maebt|  welche  jedooh  den  wUnsebenswertben  Grad 
der  Intensitllt  der  Landwirthschaft  darstdlt  In  diesem  Stadinm 
icheint  man  sich  in  manchen  Theilen  Russlands,  wo  das  Gemein- 
eigentbum  der  Dorfgemeinde  an  Aeckeru  und  Wiesen  und  die  perio- 

**)  üeber  die  Periode  der  ross.  Laudtheiiimgeu  s.  meine  Schrift  Uber  Pn?at> 
eigeathniB  8.  65  und  Walcker,  Agrarfrage  in  d.  AoBsOgen  ans  d.  AgiaraiiqaMa.  — 

Gierke,  I,  64:  „Ackerland  und  Wiesen  gehörten  der  Gesammtheit  und  der  einzelne 
GenoS'ie  hatte  kein  dinj^lichcs  Kecht  an  einem  b'Stimintcii  Stack  Land,  sondern  nur 
sein  persönliches  Gcno^äcurecbt,  vermöge  dessen  er  die  Zuthciiimg  emcä  der  AnthcUe 
bd  te  wiadtfkahimdaa  YedoMiug  zur  SoBdoimtiiinf  Tariangoi  konnto.** 

45* 
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discbe  Vertbeilung  zur  NutzuDg  an  die  Doiigenossen  noch  besteht) 
gegenwärtig  zu  befinden.*'^) 

Man  stebt  dann  vor  der  Altematirey  entweder  die  periodische 
Vertbeilang  einzasteUen,  m.  a.  W.  sie  znr  end  gilt  igen  sn  machen 
und  somit,  am  den  priTaten  Fleias  des  einseinen  Bebanen  sogtaieh 
anKospomen  und  %n  belohnen,  ein  (wenn  aneh  noeh  nicht  not- 
wendig vollstilndiges,  absolutes)  PriTateigenthnm  an  dem  Bodes 
tn  gewähren,  —  oder,  statt  so  anf  das  individnelle  wirtb- 
schattlicbe  Selbstiuteresse  aucb  im  Gesaramtinteresse  zu  recurrireo, 
andere  Potenzen,  welche  auf  einen  verbesserten  Feldbau  hin- 
wirken, in  Wirksamkeit  zu  setzen. 

Soicbe  können  liegen  und  haben  gescbicbtlicb  gelegen  in  einem 
von  Aussen  oder  Ton  Oben  ans  geübten  Zwang  zu  diesem 
Zwecke:  von  Aussen  seitens  des  beanfsichtigenden,  Abgabea 
fordernden  Grundherrn ,  oder  der  (direet  Tom  Emselnen  oder  tos 
der  Gemeinde  als  Gesammtheit)  Steuern  fordernden  Staalsgewslt; 
von  Oben  ans  entweder  unmittelbar  von  diesen  beiden  Instanten, 
Grundherr  und  .Staats<5ewalt,  oder  von  dem  Vorstand  der  Gemein- 
schaft (der  Gemeinde).  Bis  zur  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
war  besonders  der  Grundherr  in  Russland  diese  direet  und  indirect 
einen  Zwang  ausübende  Potenz,  seitdem  ist  es  mit  notorisch  er- 
heblich geringerem  Erfolge  der  Gemeinde?orstand  allein.^) 

d)  Findet  aber  weder  ein  Uebergang  snm  Priyateigenthaa^ 
noeh  eine  wirksame  Regelung  und  NOthigung  su  gutem  Anbas 
(ordentlicher  Dttngung  u.  dgL  m.)  von  Aussen  oder  von  Oben  her 
statt,  so  wird  das  Ergebniss  leicht  eine  einselwirthsehaftlidi  — 
für  die  betretlenden  Bebauer  und  die  Dorfgemeinde  —  und  volks- 
wirtbschaftlich  für  das  ganze  Gemeinwesen  und  den  Staat  — 
bedenkliche  Vernachlässigung  des  Ackerbaus  sein:  wenn 
nicht  ein  entschiedenes  Zurückgehen,  so  mindestens  ein  Stillstand 
auf  der  erreichten  BetriebsstufCi  keine  weitere  Steigemog  der  In- 
tensitftt.  Yielfaohe  Wahrnehmungen ,  welche  man  mit  dem  Und* 
liehen  Gemeineigenthum  in  der  mssisohen  Landgemeinde  aeit  der 
Aufhebung  der  Leibeigensehaft  gemacht  hat,  liefern  den  eifthnmg»* 
müssigen  Beweis  ftir  diese  Dedaction.'^ 

^)  Di«8  eigiebt  sich  «ach  ans  der  neuen  mss.  A^iareni^aöte.  S.  Keasslei,  x.  Qtesk 
S.  140. 

**)  Vgl.  ttb«r  d.  rast.  YflAlUiiitte  meine  AbscbnK  d.  Prirateigentfa.  S.  57—« 
Eckardt,  ländl.  Zustände  Rasslands.  S.  lon  (nach  P.  r.  Lilienfeld},  S.  VII,  S.  243 
206-— 217,  92,  209.  —  Walcker,  Agrarfrage  pass. ;  Keussler,  z.  Gesch.  S.  115  t 

Wahracheiuiicb  gemacht  habe  ich  dies  in  m  einer  Ro^  Valuta ,  Ri^ 
S.  157  IT.,  164,  mitlebt  einer  etatietitolien  Onteimchong  «ber  deii  nffbchea 
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Was  ach.  hier  noeh  gegenwärtig  im  Einzelnen  genan  an  den 
Thataacben  verfolgen  läast^  das  Hindrängen  der  Entwicklnng 
aaf  Qewährnng  von  Priyateigenihnm  an  den  Aeekern, 
um  dadurch  dem  privaten  wirthtehafSiehen  Intereflae  den  noth- 

wendigen  und  erwünschten  Spielraum  und  zugleich  Ansporn  im 
Gesammtinteresse  zu  gewahren,  wenn  das  geschilderte  Stadium  des 
landwirthschaftlichen  Betriebs  eingetreten  ist:  das  lässt  sich  ohne 
Bedenken  allgemein  auch  als  das  bewegende  Moment  in  der  Bil- 
dung Ton  Privateigenthnm  am  Boden  in  anderen  Ländern  nnd 
Zeiten  anericennen. 

§.  334.  Ein  atrieter  Beweia  ftlr  die  Nothwendigkeit 
oder  aneh  nnr  für  die  nnhedingte  Zweekmäasigkeit  dieaea 
Priyateigenthnms,  so  dass  man  danach  die  principielle  Oontroverse 
über  diese  Institution  auch  nur  in  Hetreff  der  Aecker  fUr  ent- 
schieden ansehen  könnte,  ist  allerdings  hiermit  noch  nicht  ge- 
iührt.  Denn  man  kann  einwenden,  dass  eine  anderweite  passende 
Ordnung  und  Begelung  des  Ackerbaus  von  Oben  ans  aioh  doch 
unter  Umatänden  mit  Erfolg  durchfuhren  Hesse,  in  unserer  Gegen- 
wart s.  B.  Tor  dem  bäuerlichen  Betrieb  Vortheile  der  intelligenteren 
Leitong»  dea  Qroaabetriebs  n.  a.  w.  gewährte,  welche  die  etwugen 
Naehftheüe  dieaer  Regelung  und  die  aonatigen  Vorthdle  dea  Be- 
triebs durch  den  Eigenthtimer  aufwöge  u.  dgl.  m.  In  dieser  Weise 
ist  wohl  von  den  principiellen  Gegnern  des  rrivateigentbum»  am 
Boden  auch  hier  argumentirt  oder  replicirt  worden. 

Indessen  kann  man  die  Tragweite  solcher  Replik  doch  an- 
zweifeln,  u.  A.  schon  mit  den  Ausführungen  im  vorigen  Abschnitt 
tiber  den  Vergleich  zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb,  §.  319,  320. 
Und  jedenfalla  iat  dnreh  die  obige  Darlegung  der  Umatände, 
welche  auf  die  Bildung  priraten  Grundeigenthnma  einwirken,  er» 
härtet,  dass  ea  wirklieh  oft  swingende  geschichtliche 
Zweckmässigkeitsgründe  waren,  keineswcg  nnr  Gewalt, 
welche  im  Einzel-  und  Gesammtinteresse  zur  Entstehung  von 
Privateigenthum  am  Boden,  hier  besonders  an  Aeckern,  führten. 

S.  auch  meine  Schriit  über  Fnvateigeatham,  S.  i)S.  Walcker,  Agrarir.  8. 16  tf.,  19. 
Veii«pdiDg9  bat  ?.  Thiel emann  in  a.  Abh.  ttbar  den  maß.  Handel  in  d.  TQb.  Zlicbr. 

XXIX,  bes.  S.  633  ff.,  ?om  Standpunct  des  niss.  Production!> -  und  Exportintorcsses 
aus  den  Gemeindebesitz  ancrprilien.  Eine  sehr  besoniKMi  die  "\'i»r-  u.  Nachtheile  ab- 
wägende Darbtelluug  giebt  Keuäblcr,  i.  (ieäch.  S.  113  11.  (liehaudl.  d.  Frage  in  d. 
lilflf.),  8.  181  ff.  (d.  Gem.beailz  in  d.  Yorbenthiinfen  s.  Anfbeb.  d.  Leibeigensch.). 
Meine  eigene  Ansicht  in  d.  „AbschalC."  war  dem  niss.  System  zu  nn^ilnstig.  Manches 
darin  ist  nach  Keusslers  Axbeit  zu  modificiren  and  zo  beacbr&uken.  Vgl  z.  Gesch. 
S.  263  ff. 
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MindeBteus  für  gewisse  geschichtliche  Phasen  des  Land- 
bans  und  des  dureh  ihn  bedingten  nnd  ihn  selbst  maku  te^ 
dingenden  wurthschaftiiehen  nnd  Cnltorsnstiiids  einer  Nation  kl 
deh  dann  diese  Institution  des  privaten  Grnndeigeotoms  aidi 

als  zweckmässig  bewährt.  Man  darf  sie  danach  eine  oft- 
mals wohlberechtigte  historische  Kategorie  des  Wizth- 
CKihaftslebens  nennen. 

Sie  ist  als  solche  nicht  gefeit  ftlr  alle  Ewigkeit  gegen  mm 
mebr  oder  weniger  tief  greifende  Umgestaltung  nnd  selbst  giega 
eine  vollsülndige  Beseitigung.  Aber  die  Beweisiast  InnslefadiiA  der 
Zweckmässigkeit  eines  solchen  Vorgebens  hat  derjenige  zu  tra^ 
der  dasselbe  fordert.  Diese  Beweislast  ist  nicht  leicht.  Wer  si« 
übernimmt,  muss  vor  allen  Dingen  wiederum  nicht  nur  negativ  dei 
Beweis  gegen  privates  Grundeigenthum  mit  den  Yolkswirthschaft» 
lieben  nnd  socialpolitiBchen  Nachtheilen  dieser  Institntioni  soadni 
sngldeb  positiv  den  Beweis  flibreni  dass  eine  andere  Forai 
des  menschliehen  HerrschaftSTerhftltnisses  in  BelreH 
des  Bodens,  hier  speziell  der  Aecker,  ebenso  voIks- 
wirths chaf tlich  productiv  und  dass  dieselbe  und  w  c 
sie  praktisch  durchführbar  sei.  Hier  zeigt  sich  bisher  du 
grosse  Mangel  aller  Kritiker  der  Institution,  welcher  oben  sebos 
henrorgeboben  wnrde:  es  fehlt  der  positive  Naebweis  fttr  die£it* 
bebrliobkeit  des Privateigentbnms  an  Aeokenii  insbeaondeis« 
bftnerlichen  Aeekem  ebne  Oefitturdnng  des  ersten  Phidasta» 
interesses  der  Volkswirthschaft  (§.  310).  Dies  ist  derselbe  Mangd 
in  der  Beweisführung,  welcher  gegen  die  Forderung  einer  prinei- 
piellen  Abschaffung  des  Privatkapitals  geltend  zu  macheo  war 
(§•  2^5).  Gemeineigenthnm  in  Verbindung  mit  Zeitpaekt 
andere  Bedenken  (§•  348). 

§.  dd5.  Das  so  in  der  Tbat  dem  wirtiiselialttiehen  BedMibi 
entsprungene  Pr ivateigenthnm  an  Aeckern  nnd  Wieseo  Ü 
regelmässig  ftirerst  noch  ein  manchfach  beschränktes, 
was  die  eigenen  Verillgungsrechte  und  die  Ausschliessungsrecbt? 
des  Eigenthümers  den  anderen  Dorfgenossen  gegenüber  anhngt 
Diese  Beschränkungen  sind  zunächst  selbst  wieder  eine  Folge  der 
obwaltenden  ^IHrthsebaftsbedHrfnisse  der  Oesammtbel^  welehe 
aus  dem  allgemein  herrsebenden  landwirtbscbaftKchen  BebM»; 
System  ergeben.  Sie  ändern  und  im  Grossen  und  Ganzen  sie  ver^ 
mindern  sich ,  bis  schliesslich  ein  ziemlich  unbeschränktes  Privat- 
eigenthum hervortritt,  theils  in  Folge  der  Veränderungen  des  Be-: 
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kMä,  dieUs  douelbeii  vonuisgeheDd,  indem  die  BeeeliriliiknDgeii 

selbständig  beseitigt  werden,  um  jene  Veränderungen  erst  zu  er- 
möglichen. Es  zeigt  sich  hier  derselbe  Einfluss  des  Uebergangs 
von  extensiver  zu  intensiver  Landwirtbsc  halt  auch  weiterhin  mass- 
gebend, welcher  auf  die  Vertheilung  der  Aecker  zur  privaten 
Satzung  and  dann  zu  Piivateigenthum  einwirkte:  im  Interesse 
BorgfUltigerer  Bodenbesteilung  wird  dem  einzelnen  Eigenthttmer  in 
sdnem  Betrieb  grossere  Freiheit  in  der  Wahl  des  Wirthschafts- 
ityitems  nnd  ein  Ansporn  zur  Verwendong  vermehrter  privater 
Arb^  nnd  Kapitals  gegeben  nnd  awar  in  der  Form  eines  unbe- 
schränkteren Privateigenthums  an  den  Aeckern. 

In  recbtlicher  Beziehung  ist  die  Entwicklung  in  der  Haupt- 
sache die  folgende :  Beschränkung  und  Beseitigung  des  Flurzwangs, 
der  gemeinsamen  Weiderechte  auf  dem  Brach-  und  Stoppelfeld, 
auf  den  Wiesen  im  Frühjahr  und  Herbst.  Daran  schliesst  sieh 
htaig  BOgleieh  die  Vertbeilang  der  Gemeinweide  an  Privateigen- 
thnm  (§.  dd6).  Diese  ganae  reehtliebe  Entwicklung  steht  in  Ver^ 
bindnng  mit  den  gleiebzeitigen  landwirthsehaftlich-teobnischen 
Befonnen,  wie  der  Verminderung  und  dem  Aufgeben  der  Braehe, 
dem  Bau  von  Futtergewäcbsen  für  das  Vieh,  dem  Uebergang  zur 
Stallfütterung  desselben ,  der  Einführung  anderer  Wirthschafts- 
systeme  ohne  ewige  Weide,  der  Verwandlung  der  Weide  in  Aecker 
and  Wiesen,  etwa  auch  der  Neuvertheilung  der  ganzen  Flur  („Zu- 
sammenlegung der  Felder",  „Verkoppelung",  „Arrondirnng")  zum 
Zweck  der  möglichsten  Beseitigong  der  alten  Zeigen ,  Kämpe  und 
Streifen  und  ihrer  Folge,  der  Gemengelage  der  dem  Einzelnen  zu- 
gehörigen Ltadereien.^)  Die  Aufbebung  anderweiter  Besohri&nk* 
ungen,  wie  der  Vorkauf-  und  Betractreohte  und  derjenigen  bei 
Veräusserung,  Theilung,  Vererbung  der  L'ändereien  bildet  den  Ab- 
schlnss  der  Entwicklung  der  „Freiheit  des  Grundeigentbums'^,  — 
eine  Gestaltung,  welche  sich  sonach  in  der  That  wesentlich  mit 
auf  die  Natur  des  Landwirthschaftabetriebs  und  seiner  nothwen* 
digen  Fortbildung  zurückführen  lässt. 

Auch  hier  gilt  wieder  dasselbe  wie  hinsichtlich  der  Gewährung 
V4MI  Frivateigenthum  statt  periodiseh  wechselnden  Nutzungsrechts: 
es  soll  dem  Interesse  des  Einzelnen  zu  tüchtiger  Bewurtbscbaftung 
Spielraum  und  Ansporn,  sieh  zu  betbätigen,  gegeben  werden.  Gerade 
der  wirthschaftlich  tüchtige  und  vorwärtsstrebende  Landmann  wird 

**)  Vgl  über  diese  Entidcilang  ünd  die  Reform  der  alten  Agranrerfassung  Raa, 
I,  §.  382,  S82a,  II,  §.  72  ff.,  76  fi:,  97  ff.;  Boscher,  II,  g.  77,  7S,  Üb  ff.,  g.  25a  ff. 
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darcb  jene  BeschränkuDgen ,  durch  den  Flnrzwang,  die  fremden 
Weiderechte  u.  8.  w.  in  seiner  freien  Bewegung  und  der  von  dieser 
abhängigen  Verbesserung  des  Feldbaus  gehemmt  Der  Boden 
giebt  grösseren  Robertrag  und  dadurch  die  Mittel  zur  Versorgung 
sOdtiseher  Bevdlkerimg  mit  Agrarpiodiioten,  indem  er  so  in  ein 
ToUstftndigeies  FriTateigenlltom  llb^^lit  Die  Instttotion  des  lete- 
teren  erweist  sieh  dadurch  im  Interesse  der  GeseDschaft  begifindel 
ond  als  eine  Voranssetzang  grösserer  Beydlkerang  and  hOheM 
Cultur. 

§.  336.  —  h)  Einen  weitereu  Beleg  ftir  diesen  Satz  liefert  die 
Entwicklung  des  Herrscballtsverhältnisses  über  das  G eme iuw  e id e  - 
land,  den  einen  Hanptbestandtbeil  der  gemeinen  Mark,  welcher 
zuerst  lange  ungetheiit  zu  gemeinsamer  Benotsmig  der  Dorfgenosacn 
bleibt  (§.  332).«») 

Das  Nntzniigsreeht  des  Einzelnen  in  der  gemeinen  Mark,  die 
alte  Were  oder  das  £ehtwort|  der  dritte  Bestandthett  der  aMen 
Banerhnfe  in  der  Feldgemeinschaft  oder  Markgenossenseluift,^^) 
bildet  ein  noth wendiges  Glied  in  der  Wirthschaft  des  LandwirthA 
bei  den  Feldsjstemen  mit  ewiger  Weide  und  bei  vorherrschender 
Naturalwirthschaft.  Der  Viehstand,  welcher  der  Düngerproduction 
wegen  wieder  eine  der  Vorbedingungen  geordneten  Ackerbaus  is^ 
bedarf  bei  fehlendem  Futtcrgewäcbsbau  and  fehlender  Stallfiittening 
neben  den  Wiesen  der  Weide  zur  fimahrong.  Die  Gemeinweide 
siehert  diese  EmlUinmg  wenigstens  znnäohst  am  Besten  nnd  in- 
gleich ist  der  gemeinsame  Yiehbetrieb  für  alle  am  ZweekmUsaigsten. 
So  bleibt  es  Jahrhunderte,  selbst  Jahrtausende  lang,  wenn  die  ex- 
tensiven Feldsysteme  mit  ewiger  Weide  dem  Bedürhiiss  fortdauernd 
entsprechen. 

Aber  sehliesslich  zeigt  es  sich  doch,  dass  der  als  Weide  be- 
nutzte Boden  zur  Deckung  des  gestiegenen  Bedarf  nn  JNahnings- 
mittein  nnd  Robstoffen  nicht  so  viel  beiträgt,  als  es  nnnmehr  nolh- 
wendigi  aber  anch  jetzt  erst  möglieh  ist  Die  Gemeinweidfin  werden 
schlecht  gehalten,  geben  dem  Vieh  nngentigende  Nahmng,  flbiea 
zur  Vertragung,  also  zur  Vergeudung  des  Düngers.  So  werden  ^ 
vielfach  erst  in  unserer  Zeit,  am  Ende  auch  lieber  nnter  die  bis- 
herigen gemeinsamen  Nutzuiesser  verthciltuud  zwar  regelmässig 

*»)  Kau  n,  §.  S5  ff.;  Koscher  II,  §.  79  ff. 

^)  Waitz  I,  119;  v.  Maurer,  Dorf?erfass.,  l,  M  ff.  (die  maacheilei  XaaeB 
d«8  Boclite  eb.  8.  57—61),  244  ff.;  Gietke«  I,  66;  Nais«,  FeUgOBMlL  Ib  ^ 
R  30;  Kentsler,  t.  Gesoh.  S.  42. 
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gieieli  tu  Eigentbrnn.  Sie  werden  yod  den  nenen  Eigenthflmem 

gerodet  nnd  geurbart,  in  den  neuen,  nach  der  Beseitigung  des 
Flnrzwangs,  der  genossenschaftlichen  Weiderechte  und  der  vollen 
Brache  einzurichtenden  Wirthschaftsplan  des  Eigenthtimers  ein- 
bezogen. Und  selbst  bei  der  gewöhnlich  weiteren  Entfernung  der 
Gemeinweide  vom  Dorfe  und  ihrer  oftmals  schlechteren  Boden- 
betehaffenlieit  lohnt  die  Verwandloog  der  Weide  in  Aeoker  und 
Wiesen  die  Kosten,  aneh  ohne  den  häofig  mOglieben  und  sweck- 
missigen  nnd  mitcuiter  wirklich  erfolgenden  „Aoshan'S  d.  h.  ohne 
die  Verlegung  der  Hofstätte  selbst  avf  die  DorfSar  nnd  ohne  den 
L'ebergang  zum  Einzelhofsystem.  Denn  die  Prodnctenpreise  sind 
hoch  genug,  um  Ersatz  zu  bieten  und  andere  ökonomische  Vor- 
theile stellen  sich  ein.  Die  Einbeziehung  der  Gemeinweiden  in 
das  Privateigenthum  ermöglicht  aber  erst  die  vollständige  Durch- 
flUmmg  desjenigen  veränderten  oder  intensiveren  Wirthschafts- 
syslemSy  welches  die  Gessmmtlage  der  Volkswirthschaft  bedingt 
Oer  Wechsel  der  beiden  Herrschaftsiormen:  Gemein- 
gat  und  Gemeingennss  mit  Privatgut  nnd  Priyatgennss 
Hegt  also  in  der  That  wiedemm  Im  Interesse  der  Gesammtiieit 

Wenn  nun  auch  in  einzelnen  Ländern  die  Gemein  weide,  wie 
andere  Theile  des  alten  Gemeineigenthums,  durch  Usurpation  in 
das  Privateigenthum  von  Grundherren  u.  s.  w.  übergegangen  ist,  so 
bildet  doch  die  eben  geschilderte  Entwicklong  die  Kegel.  Dieser 
Umstand  erlaubt  es,  auch  hier  eine  berechtigte  Bildung  Ton 
Privateigenthnm  ansnerkennen. 

§•  837.  —  e)  Anders  als  bei  der  Gemeinweide  war  im  Allge- 
meinen die  Bntwicklong  des  Herrschaftsverbaitnisses  in  Bezug  anf 
den  zweiten  Hanptbestandtbeil  der  gemeinen  Mark,  den  Wald.^) 
Die  vorhandenen  Forsten  sind  in  unseren  Ländern  vielfach  früh- 
zeitig [und  in  grossem  Umfange  in  den  Besitz  der  Grundherren, 
auch  der  Landesherren  über^'e|j:angen,  häutig  unter  dem  Einfluss 
der  Jagdliebhaberei  der  Grossen,  öfters  durch  Usurpation.  Auch 
mit  solchen  Wäldern,  welche  ursprünglich  zur  gemeinen  Mark  der 
Dorfschaflen  gehörten,  ist  dies  in  Folge  des  Untergangs  der  bäner- 
liclien  Freiheit  und  des  Siegs  der  Gimndhenüehkeit  theilwdse  so 
geschehen. 

In  den  Im  Gemeineigentbnm  der  DorfsohafI  verbliebenen  Forsten 

bestand  anfangs  das  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  in  demjenigen 

")  Vgl  Boscher  II.  §.  72,  191  u.  bes.  Maurer,  Dorfvorfass.  I,  281  tt,  den 
ich  im  Toto  mehrfach  folge,   v.  Ina  mm,  Graadheiisch.  S.  66  a.  paraia. 
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Umfang,  welchen  sein  persönliches  Holzbedtlrfniss,  an  Brenn ,  BtQ  i 
und  Nutzholz,  erheischte.  Eutnabme  von  Holz  za  anderen  Zwecken, 
z.  fi.  fttr  den  Yerkaafi  war  dem  Einzelnen  nicht  gestattet  Bb 
dorehaiia  Torwalftender  Natnialwirtlisebaft  (im  Sinne  der  Sif  ti- 
gewinnnng  der  Güter,  §.  113)  ist  die  BefHedlgnng  dieses  Hiii- 
bedarfs  ans  solchen  Gemeinwäldern  für  den  Einzelnen  wie  flrdii 
Gemeinschaft  wieder  zweckmässig.  So  lange  die  Wälder  gross,' 
die  Bevölkerung  and  daher  der  Gesammtbedarf  klein  ist,  gehtäof 
einem  solchen  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  für  den  Wald  tuM 
kein  erhelilielier  NaclitheU  hervor. 

Dies  indert  sieh  mit  der  Uchtnng  der  Wilder  dnreh 
Ansrodnng  —  zum  Zweck-  der  Anlage  nener  Dörfer  oder  HOfe  «der 
der  Ausdehnung  des  Ackerlands  der  vorhandenen*^)  —  nnd  mu 
der  Steigerung  des  Holzbedarfs.  Es  wird  daher  in  den  Gcmeii»- 
Wäldern  allmälig  das  dem  Einzelnen  gestattete  Holzquantom  fisit 
nnd  beschränkt,  eine  Gontrole,  eine  Fors^olisei  einge^lkit,  im 
beliebige  Hauen  nnd  Fortholen  des  Holzes  nntersagt,  gSB» 
snmer  Holzhieb  eingerichtet  nnd  dabei  dann  einem  Jedsa  m 
Holz  angewiesen,  auch  werden  für  das  Holen  des  Holzes  aus  des 
Walde,  um  Missbrauch  zu  verhüten,  bestimmte  Tage  aDgeordBd 
Im  Ganzen  mithin:  Gern  ein  ei  gen  th  um  bleibt,  aber  der  la- 
fisngs  ungeregelte  Oemeingennss  wird  später  an  feste  Eegels  ge- 
bunden. 

Eine  Vertheilung  der  Forsten  selbst  an  die  Eisselifl^ 
wenn  auch  nur  zur  getrennten  privaten  Nutzung,  verbot  meb  Aul 

die  Natur  des  Waldes  und  eine  förmliche  Theilung  zu  Privatög» 
thum  nur  um  so  mehr  und  ist  daher  auch  nur  ausnahmsweise  er- 
folgt. Der  Gemeinwaid  ist  meistens  im  Gemeineigentham  der  Dorf- 
Schaft  geblieben.  Seine  Benutzung  bat  besonders  bei  groeiei 
Waldungen,  deren  Ertrag  den  flbliehen  Bedarf  der  Genosssn  tfli» 
stieg,  nur  etwa  die  Veränderung  erfahren,  dass  Holz  tun  VeiM 
auch  nach  ansserhalb,  kam  und  der  ErlOs  den  einzelnen  Notsooff- 
berechtigten  zufloss. 

Im  Ganzen  ist  so  glöcklicher  Weise  ein  bedentender  Thcil  dfr 
Fonrten,  besonders  in  Deatschland,  im  Gemeineigenthnm  geblieba- 

Dies  zeigt  sich  in  Kassian d  seit  der  Emanripationsgesctz^rebüDf:,  wo 
Dorfgemekdea  unrichtiger  Weise  meist  kein  Waidland  bei  der  AaseiDaQdcrsetziiLe 
dam  Grandhorni  tlbenriesen  wurde.    Dadarch  Bind  dfe  Butern  tat  Abh&ofdirfceü 
VodlhiiisichtliclidefyasorgQDgihres Holzbedarfs  gerathen.  S.  Walcker,  Agmfr.SIi 
^  f.  Inama  a  a  0.  S.  15,  45  C  BedMtlUif  dfir  GfODdlMSaclMft,  WifiRki 
für.die  Bodukgen  der  Garolingeizeit 
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der  Oemeiiideii,  Tor  Allem  des  Staats,  als  des  Seehlsnaeht'olgers 

von  Grund-  und  Landesherrn,  dann  der  Corporationeu  (Kirche) 
n.  8.  w.**)  Mit  der  Entfaltung  der  Geldwirthschaft,  der  Uoabildung 
der  alten  Dorl'schaft  in  eine  Ortsgemeinde  (Corporation)*^)  und  mit 
der  Ausbildung  einer  rationelleren  Forstwirthschaft  bat  der  Gemein- 
genuss,  auch  in  Betreff  der  klemeren  freien  sog^.  Nebennutzungen 
(Weide,  Grasschnilty  Strensamiiieiii  iL  dgL)  metstena  fiesehilbikniigeii 
eiftliien  oder  Ist  aaeh  in  der  obigen  regolirten  Foim  beseltigl 
word«L  Die  BewirAschaftupg  der  „Offentliehoi  Waldangen''  e^ 
folgte  naeh  den  gewöhnlichen  privatwirthsohafUiehMi  Verkefara- 
grundsätzen,  indem  das  Holz  n.  s.  vv.  auf  Kechnung  des  Eigen- 
thümers  gewonnen  und  verkauft  wurde  und  der  Reinertrag  in  Geld 
in  die  Kasse  desselben  floss.  War  letzterer  der  Staat,  die  Gemeinde, 
so  deckte  diese  damit  einen  Tbeil  ihrer  Ausgaben.  Aber  der  rein 
privatwirthschafUiche  oder  Rentabilitätsgesicbtspnnct  ist  in  der 
Forstwirthschaft  des  Staats  nnd  der  Gemeinden  mit  fieefat  meist 
nur  soweit  cur  Geltong  gelang^  als  andere  Bttcksichten  anf  die 
allgemdne  Fnnetion  der  WAldor  in  der  Yolkswhrthsehaft  es  ge- 
statteten imd  darin  zeigt  sieh  ein  grosser  TolkswIrtiischaftKeher 
Vortheil  solchen  „Gemeineigenthums''  auch  heute  noch  oder  gerade 
heute.  **) 

Der  Wald  stellt  also  eine  wichtige  Ausnahme  von  der 
Regel  des  Uebergangs  des  Grand  and  Bodens  in  das 
Privateigenthnm  dar:  hier  ist  überwiegend  Gemeineigen- 
tham  nnd  irgend  eine  Form  des  Gemeingennsses  geblieben. 
Denn  aneh  das  Eigenthnm  des  Staats  nnd  der  Ortsgememde,  als 
enier  an  die  Stelle  der  alten  Dor^enossensehaft  getretenen  Cor> 
poralioii,  nnd  die  Staats-  nnd  Gemeindeforstwirthsobaft  als  efai 
privatwirthschaftlicbes  Unternehmen,  dessen  Reinertrag  dem  Fiscus 
und  der  Kämmerei  der  Gemeinde  zufliesst,  ist  noch  unter  die  Herr- 
schaftsform :  Gcmeingutund  Gemeingen  u  SS  zu  reihen.  Diese 
im  Allgemeinen  nur  günstige  Gestaltung  ist  aber  wiederum  durch 
die  wirthschaftlich-technische  Natar  des  Forstbodens 
and  der  Forstwirthschaft,  wie  die  entgegengesetste  Gestaltung, 
der  Uebeigaag  des  landwirthsohalkfiehen  Bodens  in  das  Frivat- 
eigenthnm^  dareh  die  Okonomiseb^teohnisehe  Katar  der  Landwhrtb- 


^  S.  Ban-Wsgner,  Finanzwiss.  I,  §.  168  Arno,  s;  2.      I,  §.  191  Voto  1. 

Vgl.  T.  Maurer,  Dorfverf.  I,  83  ff.,  bes.  II,  218  ff. 
*«)  Raa -Wagner,  Fin.  I,  §.  176  vgl.  mit  172;  2.  A.  I.  §.  196  vgl.  mit  192. 
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«ohaft  bedingt  worden.  Bmde  Eiseheurangen  sind  bedentna  flr 
die  piincipielle  Seite  der  Gnmdeigentlinnsfirage. 

§.  838.— F.  Die  gescbilderte  Entwieklang  des  Privefteigeifbni 

am  Boden  in  der  Gemarkung  der  alten  Dörfer  ißt  die  bei  den 
Germanen  typische.   Es  ist  nur  noeb  zweierlei  zur  Ergänzung 
Gesagten  binznzuftigen. 

1)  Die  ursprüDglich  anch  bei  uns  meistens  kleinen  Ddrler 
eind  nütonter  im  Laufe  der  Zeit  bei  eteigender  Beyttlkeniiig(FaBili» 
labl)  in  der  Weise  TergrOssert  worden,  da»  nene  Hifen  geUtt 
oder  selbst  ganz  nene  Dörfer,  Töcbterdörfer,  vom  Mntterdorfe  tv 
gegründet  wurden.*')  Den  Boden  für  beide  Zwecke  nahm  man 
gewöhnlich  aus  der  geraeinen  Mark,  von  welcher  daher  ein  Thcil 
gerodet  und  geurbart  ward.  Die  Entwicklung  des  Herrschafora- 
hältnisses  ttber  den  Boden  ging  hierbei  sonst  gans  in  der  d» 
gelegten  Weise  vor  dcb.  Das  alte  und  das  nene  Dorf  —  müsnt« 
wobl  sebon  mebrere  DOrfer  bei  der  nrsprUnglicbea  Resitmakt 
nnd  Ansiedlung  —  behielten  dann  etwa  wieder  eine  „gemeiK 
Mark",  Gemeinweide,  besonders  Gemein wald  u.  s.  w.,  unter  aci 
wodurch  Markgenossenschaften  entstanden,  welche  mebrere  Dorf 
Schäften  umfassten.  Verhältnisse  der  Art  haben  sieb  auch  Iii 
Deutsebland  hie  und  da  bis  in  die  Gegenwart  erhalten,  taj 
Uebergang  der  Gemeinweide  in  Privateigenthnm  der  Dor^emMei 
mnsste  dann  nnr  eine  Anseinandersetanng  swfseben  den  Tenth», 
denen  Dörfern  vorangehen.  Auch  zwischen  Dörfcni  uud  EIdmI 
höfen,  besonders  solchen,  welche  durch  Ausbau  aus  dem  Dor(| 
(yyVereinödnng'O  entstanden  waren,  kommen  solche  Markgenosseo^ 
sehaften  vor.  Die  Entwicklung  des  ländlichen  PrivateigenthiiBi 
eischeint  hier  stete  nnter  den  oben  dargelegten  GesichtqiBBcl« 
als  bereehtigt  aveh  im  Gesammtinteresse. 

2)  Neben  dieser  normalen  Gestaltung  giebt  es  anch  FÜle,  W 
Einzelne  von  sich  aus,  unter  ausdrücklicher  Erlaubnis«  oder  docfc^ 
mit  Nachsehen  der  Dorfschaft,  auf  der  gemeinen  Mark  gerodet! 
nnd  geurbart,  Aecker  und  Wiesen  angelegt|  selbst  ihre  Hofstaat 
(£inzelhof)  hier  errichtet  haben.  Hieran  reiben  sich  jene  Film 
wo  Jemand  anf  wirklieh  herrenlosem. Boden,  oder  doeli  al 
solchem,  welcher  tfaatsftchlieh  fttr  die  Zwecke  der  Doifischsft  Bic 


**)  W»itz  I,  128  ff.;  Maurer,  Dorfv.Mf.  I,  22  Ü.  üeber  RnssUnd  Ktt^^U 
Balt.  Mon.8chT.  S.  219,  223.  Ueber  d.  Eutwicid.  d.  Besiedelcmg,  ÄDlegnng  t.  Fnl! 
höfcD,  Dörfern  n.  t.  w.  mter  den  Elnfliui  d.  tandbensch.  s.  w,  Isaae,  AJ^^ 
ni  o.  lY  peat. 
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in  Betracht  kam,  z.  B.  mitten  im  Walde,  sieb  ansiedelte  und  rodete» 
Hier  ist  dann  gewöhnlich  Privateigentham  entstanden ,  mitunter  in 
loiehen  Fällen  Ton  vornherein  dnreh  die  Rechtsbiidang  anerkannt, 
Bameiittich  dort,  wo'  die  Bevölkening  sehr  dttnn,  der  Boden  sehr 
reiehlieh  vorhanden  war  nnd  jede  CalÜTOong  desselben  gern  ge- 
sehen wurde.  ^)  Es  Iftsst  sieh  darin  eine  unter  diesen  Umstiinden 
richtige  Anerkennung  der  Gesicbtspnncte  sehen,  welche  durch  die 
Occupations-  und  Arbeitstheorie  und  die  natürlich -ökonomische 
Eigenthumstbeorie  vertreten  werden. 

IV.  —  §.  339.  Das  Ergebniss  der  Untersuchung  der 
geschichtlichen  Entwicklung  unseres  privaten  ländlichen 
Grandeigenthnms  lUsst  sich  somit  folgendermassen  snsanunenfassen. 

Wenn  auch  in  vielen  Fällen  Privateigenthum  am  Boden,  be- 
sonders grosses  Grundeigenthum,  gewaltthätig  und  reehtswidrig  ent» 
Stenden  ist,  so  ist  dies  doch  keineswegs  der  Ursprung  unseres 
^esammten  ländlichen  Grnndeigentbnms.  Dieser  liegt  vielmehr  bei 
einem  grossen  Theile  des  letzterec,  dem  biiuerlichen  oder  dein  mitt- 
leren und  Kleingrundbesitz,  in  der  Natur  des  Landwirthschal'ts- 
betriebs.  Die  steigenden  Anforderungen  an  den  Boden,  der  mehr 
und  bessere  Producte  liefern  sollte ^  liessen  es  als  zweckmässig 
erscheinen  I  durch  die  Gewährung  von  Privateigentbum  am  Boden 
das  Interesse  des  Bebauen  su  sorgfältigerer  Bodenbestellung  ansu- 
qKnnen,  Spielraum  für  freie  Bewegung  und  Verfttgung  Uber  den 
Boden  zu  gewähren  und  so  den  persönlichen  Fleiss  zu  belohnen. 
Ftir  grosse  geschichtliehe  Zeiträume  erscheint  dieses 
ländliche  Privateigenthum  im  Gesammtinteresse  ge- 
rechtfertigt. Denn  die  Aufgaben,  welche  dem  Menschen  in  Bezug 
auf  die  Feldbestellung  zur  Befriedigung  des  Bedarfs  des  Volks  an 
Bodeuproducten  obliegen,  sind  unter  der  Herrschaft  dieser  Institution, 
welche  auch  sonst  günstige  soeiale  und  oulturliche  Folgen  hatte, 
befriedigend  gelöst  worden. 

Die  Zweckmässigkeit  einer  Beseitigung  dieses  bäuerlichen 
Grondeigenihums  lässt  sich  vom  volkswirtiischafUiehen  Produe- 
tionsinteresse  ans  betrachtet  auch  heute  bezweifeln  (§.  348), 
so  lange  nicht  der  positive  Beweis  ftlr  die  Durchführbarkeit 
einer  anderen  Gestaltung  des  Herrschaftsverhältnisses  tlber  diesen 
Boden  nachgewiesen  ist:  eine  Gestaltung,  welche  die  Mängel  der 

^)  So  z.  B.  ia  KuäsUad,  s.  Keasäler,  BalL  M.schr.  S.  231,  232.  AehnÜch 
iü  früher  Zeit  in  DentschlM  f.  Inftma  8.  15.  Rodungen  d«r  Orondherm,  bes.  der 
Kinhe  in  «nwiithb.  Gegenden  eb.  8.  4S,  49. 
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Intherigeii  £iiirichtiiiig  venneidet  imd  snglMek  deren  VonOg«^  n- 
mtfg^ich  in  noeb  höherem  Grade,  berilit  Zn  bedanem  M  n; 
daas  ein  grosser  Theil  dieses  binerUeben  GnmdeigenfbniDS  rat  Lufe  | 

der  Zeit,  vielfach  durch  bedenkUche  Mittel,  vom  GrossgrüDdbegin ' 
aufgesogen  worden  ist  und  noch  gegenwärtig  hie  and  da  seiue! 
ursprünglichen  Besitzern  and  deren  Nachkommen  „enteignet^  wird, 
Fomemlieh  Tom  Privaikapital  (a.  §.  318  S.y^)    Darin  liegt  cal 
Hauptgrond  der  mehr  oder  weniger  bedenldiehen  Vertheiiug 
des  Ittndliehen  Gmodbesitees.  Um  so  mebr  ist  Vorsoige  la  Mfa^ 
dass  dieser  Enteignongs-  und  Enterbangsproeess  nicht  noch  unmer 
weiter  gehe  (§.  323).   Aber  die  gesellschaftliche  und  voiks  i 
wirthschaftliche  Rechtfertigung   des  Privateigenthttm« 
am  ländlichen  Boden  überhaupt  wird  auch  durch  solcke 
Uebelstände  nicht  widerlegt. 

Freilich  darf  diese  BeehtfttrtigQag  nicht  ohne  Weitem  nnl 
gemeinert  und  s.  B.  auch  nur  anf  den  ttndliehen  Grossgmi- 
besitz  oder  vollends  auf  andre  Kategorieen  des  GmndeigeDthiiiL?,! 
wie  besonders  das  städtische,  zumal  gr ossstädtiscbe  sofort 
übertragen  werden.  Hier  liegt  die  Sache  mancbfach  anders  nod 
darf  man  daher  auch  für  die  Gegenwart  theilweise  zn  etwas  aaderei 
SchMssen  lunnmen,  wie  dies  im  folg^den  Hanptabachnitt  rik 
dargelegt  wird.  Es  ist  jedoch  immerliin  schon  itbr  die  priae^klc 
Seite  der  Frage  des  piiraten  Gmndeigenthnms  bedentsam  gtm^ 
wenn  für  einen  stets  so  wichtigen  Theil  des  Bodens,  wie 
bäuerliche,  selbstbewirthschaftete  Grundbesitz,  dit 
geschichtliche  Beweisführung  mit  einem  günstigefi 
Urtheil  absehiiesst.  Ein  unbedingter  Sehluss  zu  Qmm 
▼oUständiger  sogen*  Freiheit  des  ländlichen  Qnmdeigealtai 
oder  m.  a.  W.  an  Gunsten  absoluten  Privateigenthuma  an  dkm 
Boden,  besonders  an  dem  bäuerlichen  Grundbesitz,  folgt  Ubrigeof 
auch  aus  dieser  Beweisführung  nicht,  namentlich  was  die  freie 
Veräusserung,  Theilung,  Vererbung  und  Verschuldnng  anlangt 
Denn  diese  volle  Freiheit  wird  von  dem  in  der  GrandeigenthniBr 
ftage  so  wesentlich  mitspielenden  ▼olkswirthsehaftliehen  Predii* 
tionsinteresse  nicht  durchaus  gefordert  und  kann  ans  den  Qi^ 
siohtspuncte  des  TolkswirthsehaiUichen  Vert heiin ngshdercMi 
Bedenken  bieten,  wenn  und  soweit  eben  diese  Freiheit  zur  „Ei^'- 
eignung'^  der  alten  Besitzer  in  legaler  Form  führt.  Hier  gewilu^ 

^  So  aadL  Eantsen  ia  d.  GOtt.  Gel  Aas.  1170,  &  1SS5  («b«  Itni 
BoBeker,  in  d.  Anilehleii  9.  A.  I,  2(0;  Hb«  QnMtMuUtk  •.     K.  4  &  m 
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das  Gemeineigenthani,  wie  noch  Jetzt  in  Kassland,  Vortheile,  welche 
nicht  übersehen  werden  dürfen.  Dieser  Pnnct  betrifft  aber  nicht 
die  prindpieUe  Frage,  ob  Privateigenthnm  oder  nicht,  sondern  die 
FtMgßf  welchen  Inhalt  dasaelbe  in  diesem  Falle  haben  solL^) 


4.  Hauptabschnitt, 
des  pvlT«ten  Onmdeigmthvms  Ar  die  Ctegmwwi. 

lü  dieser  principiellea  Allgemeiaheit  uud  mit  der  genUgetidea  Unter»chtiidang 
Itr  «tuelnen  Bodenuten  ist  diese  Ffife,  auch  bei  einer  Brachränkung  auf  die  gegen- 
VlxCigW  Verhältnisse  unserer  (."tilturstaaten  kaum  noch  behandelt  worden.  Vornem- 
lich  kann  daher  hier  nur  auf  die  oben  üb4  ü.  gen.  Literatur  Uber  die  geschicht- 
liche  Entwicklang  des  GrnndeigeDthums  verwiesen  werden.  Ausserdem  ?gL  auch 
die  fiaanzwisseAsehaftiicben  Erörterungen  Uber  die  Fragen,  ob  der  Staal 
Domänen,  Forsten,  Bergwerke  n.  s.  w.  besitzen,  bez.  behalten,  selbstverwalten  oder  ver- 
pachten solle,  0.  die  Üterar.  &'ote  S.  643,  bes.  S.  645.  Aus  den  agrarischen 
Fngem  ist  avch  auf  die  TeriiillBiflBe  zwischen  GnmdeigenthUoier  and  P&chter  zu  ver- 
weisen, vgl  bes.  Koscher  II,  2,  Kap.  5. 

Die  bisherig^e  (brit.)  Nationalökonomie  vertritt,  soweit  sie  überhaupt  auf  eine 
M Flage"  des  phrateu  Uiandeigenthams  eingeht,  zu  einseitig  den  Standpunct  des 
volktwirtlitcliaftlielien  Prod actio nsintereaBM,  sieht  letzteres  in  iitibo- 
dingt  m  die  Frivateigcnthumsinstitution  geknQpft.  und  verallgemeinert  die 
SdUtMO,  wdhdie  sa  Uanaten  dieser  Institntioa  iuu:ii  der  geechiclitlidiea  Entwicklon^ 


Oem&ssigte  Gegner  des  rassischen  Gemeindebesitzes,  wie  Schedo-Fcrroti 
a.  a.  Ö.  S.  52  II.,  Ü5  II..  74  Ii.,  122  Ii  ,  auch  Kawelin  a.  a.  0.  S.  21  II.,  27  IT.,  80 
legen  mit  den  enthusiastischen  Anhaugem  jener  Institution,  einem  v.  Haxthausen 
oml  den  SlawophUen,  beaoiidena  Gewicht  daiaoi;  dass  das  GemoiiMigsikthQiii  vor  Fko- 
letariat  und  vor  Herrschaft  des  Kapitalismus  sichere.  Denn  jeder  enrachsenc  Arbdtor 
^•'•komme  seinen  Anthcil  aus  dem  (icmeindeland  und  der  kapitalistische  Enteignnngs- 
und  Enterb ungäprocess  der  Bauern  durch  das  sie  ausicuuleudo  sijtdtische  Privatiuipitai 
sei  bei  Gemeineigenthom  nicht  möglich.  Schido-Ferroti  (S.  58  C,  78  £)  nacht 
daher  bei  seiner  Reform  auch  den  Vorschlag,  die  Gemeinde  als  EigenthUmerin 
des  Bodens  zu  belassen  und  den  Bauern  einzeln  nur  ein  bestandiges  erbliches 
N  utxuiessuu gsrecht  an  ihrem  ein  für  allemal  ausgeschiedeneu  Landantheil  zu 
^eben.  Ueber  dieses  Recht  soll  der  Bauer  frei  verfugen,  aber  Niemand  in  einer  and 
•ierselben  Gemeinde  über  ein  massig  gegriflcnes  Maximum  von  Landloosen  (z.  B.  3 — 5) 
in  einer  Hand  vereinigen  können.  Beachtenswertbe  Vorschläge.  S.  auch  meine  gen. 
Scbr.  S.  70 — 74.  Ich  habe  hier  das  Prodnctionsinteresse  wohl  noch  zu  stark  in  den 
V«rdenmad  gestellt.  Das  Vertheilungsinterease  wird  durch  Schödo-Ferroti  wahr- 
genommen. Indessen  läuft  dies  Alles  doch  nur  darauf  hinaus,  nicht  im  unbe- 
schränkten vollen  Privateigenthum  allein  das  HeU  zu  sehen.  Die  Berechtigung 
eines  beschränkten  Privateigenthoms,  wie  es  solch  ein  Notzniessungsiecht  im 
(irunde  wäre,  wird  durch  das  Bedenken  ni<  ht  alterirt  Walcker,  Agrarfr.  S.  98, 
'»^handelt  das  letztere  viel  zu  oberflächlich.  In  Knssland  wird  man  bei  der  dem 
V  emehmea  nach  jetzt  beabsichtigten  üei'orui  des  ländlichen  Uraudbesitzes  und  bei  der 
richtigen  Aofheboag  der  period&chea  Thdlongen  doch  nit  Becht  nicht  ohne  grössie 
Vorsicht  verfahren  und  die  westeuropäische  Schablone  des  privaten  GrandeigenthüiBS 
nicht  unbedingt  zum  Muster  nehmen  dtlrfen.  For  d.  gegensätzlichen  Ansichten  in 
dieser  Frage  in  KosshiDd  s.  jetzt  bes.  Kcussler,  z.  Gesch.,  nam.  Abscbn.  2  u.  8« 
woffB  «her  alles  Eliiichlagende  TartnaUoh  orientijt  iL  tbeitU  in  besennepeter  Wefw 
fondMill  wild. 


Digitized  by  Google 


720  lAMk  4.K.  GnndeigentL  4.H.-A.  Soclflim. PrOl  I.A.  EinL  §.340. 


d68  liadlichen  bineriiclien  Onnid«ig«iithitiiis  iimohen,  zu  lebr  fdr  »II«  Zeitei  md 

vollends  far  alle  Bodenarten  —  schon  beim  ländlichen  Gros&gnindbeiitz  liegt  die 
Sache,  selbst  vom  Produ  ctionsstandpuncte  betrachtet,  anders,  §.  34t».  Der  Cib- 
schwung  der  Ansichten  hat  aber  auch  iu  Kngkud  begonnen,  s.  Kescher  s  Aoii.  i& 
d.  Andchten  3.  A.  I,  239  mit  d.  litenr.  Aobfuhnuigeii.  Die  Sinwirinuig  des  Pitrat- 
eigenthams  anf  die  Vertheilung  dos  Volkseinkommens  wurde  bei  jener  friber  . 
Behandlung  wenig  oder  gar  nicht  beachtet  Freilich  ging  es  auch  in  DeutS' hUn 
kaum  anders.  Theila  fehlte  es  —  was  mit  dem  üenrortreten  der  indactlren  Meihudc 
und  der  geachichütehen  und  st&tistischeo  Fonohug  ? or  dw  logiseh-dadiictiren  Mechede, 
in  der  neueren  deutschen  Wissenschaft  etwas  zusammenhängen  m,ig-  —  an  der  Keiguig, 
sich  zu  der  erforderlichen  Abstractiou  aus  dem  concreteu  Detail  emporzuheben,  wis 
doch  unbedingt  filr  Anh&oger  and  Gegner  unsere«  Wirthschaftsrechts  geboten  ist.  üb 
die  Ökonomischen  und  socialen  Gonsequenzen  dt»  letzteren  wisaenschafttich  a  ter* 
stehen.  Hier  möchte  auf  die  von  den  Jüngeren  oft  so  geringschätzig  anjs-esehenen 
Kicardo,  iiermann  a.  A.,  von  v.  Thuncn  ganz  zu  schweigen,  als  auf  wahre 
Muster  der  Abstnction  bingcnrieieii  werden,  in  dem  Gegenstand  des  T«ifB  bea^  anefc 
anfBodbertus.  Theils  hat  man  sich  anderseits  auch  hier  gewöhnlich  sa  sehr  damit 
begnügt,  die  Wirkungen  des  privaten  Grundeigonthums  auf  die  Vertheilung  ails  etwss 
ebenso  Undiscutirbaree  und  Selbstverständliches  anzusehen,  wie  die  ganze  Institatifli 
selbat:  im  Ganzen  noch  heote  der  Standpnnct  der  brit  NationalOkoDomle.  Aber  aock 
bei  allein  Festhalten  am  Gmndeigenthum  muss  man  diese  \\'irkungen  unbefangea 
kritisircn.  Vgl.  auch  Kau.  Vorrede  S.  X  zur  8.  Aufl.  von  I,  1.  —  S.  jetzt  nio 
Schaffle,  Soc.  Körper  iü,  3b4  11.,  wuscnti.  m  üeberoinstimmung  mit  mir  (so  S.  390 1. 
Snmter,  gesellaeh.  n.  Priv.efg.  hat  zwar  manche  übliche  Grtknde  for  Pri?nte^eath. 
am  Boden  widcrleg^t  u.  manrhe  richtige  Gründe  fftr  seine  allgemeine  Forderung  der 
Abschafiung  dosselben  bci^^t'biacht ,  aber  er  unterschätzt  m.  E.  die  ausschlag- 
gebenden Grunde  für  die  Institution,  die  socialpolit.  Function  des  selbstiad.  Baoei- 
0.  noch  GrossgmndbesitzerBtsndes  n.  s.  w.  Ich  weiche  dahor  hier  weaentf.  von  Um 
ab,  erkenne  aber  der  Schrift  deshilb  doch  gern  ihren  Werth  za,  TgL  ndae  Baoem.. 
Jen.  Ut  Ztg.  1S77.  Nr.  13. 

Die  so  höchst  verschiedene  ökonomisch -technische  Stellung  und  Function 
tttd tischen  Grandeigenthums  blieb  bisher  gnnz  ohne  Wflidigong  (§.  352  C). 

Die  socialistischc  Polemik  auderb'its  si.-lit  nur  auf  d.is  Vertheilunr 
interesse  und  die  von  der  N  ertbeilung  abliängigc  sociale  Machtstellung  und  botracbi.; 
das  Productionsinteresse  zu  wenig.  In  ihren  positiven  Vorschlägen  (Iandwinh»chifi- 
liche  Productivgenossenschaften  a.  dgl.  m.)  tritt  dicö  deatlich  hervor.  In  meine: 
Schrift  tlber  die  AbschalTung  des  privufeu  (iruiideigenthums  war  im  Wesentlichen  noch 
za  einseitig  der  Standpunct  der  Schule  vertreten,  Productionsinteresse  und  bäuerliches 
Grandeigenthum  zn  sehr  ToraBg(»tellt.  Im  Texte  wird  jetzt  durchweg  zwischen  Pro- 
dnctiona-  imd  Vcrtheilnngsstaadpunct  und  zwischen  den  Ha  u  ptgriind  besitz* 
artön  unterschieden,  auch  die  sorialpolitiseb  o  Seite  der  Fragte,  welrhe  mi: 
der  Vcrtheilungsart  des  aas  der  Bodeuproducciou  herrührenden  Volkaeuikümmens  za- 
anmmenhängt,  gebührend  in  die  Discoaaion  hineingezogen.  Bat.  Beachtung  hat  dm 
at&dtische  Grundeigenthnm  gefunden,  welches  msher  so  wenig  nntMsiwhl  woite 
ist,  s.  Abachn.  3  unten. 

1.  Abschnitt. 
fiinleileBde  allgemeine  Betniclitaog. 

I.  —  §.  340.  Fragestellong  und  Art  der  BeaatwortiiDg. 

Die  vorausgehenden  Uutersnchungen  Uber  die  Institution  des  privatec 
Grundeigcnthuuis  führen  zu  dem  Schluss,  dass  die  Frage  nach  der 
gesellschaftlichen  und  volkswirthscbaftlicbcn  Nothwendigkeit  onl 
Entbehrlichkeit  dieser  Institation  nur  eine  relative  BeaotwortBD^ 
zaltot:  es  mass  dabei  TOB  YomhereiB  Bach  Bodeakategoriees 
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üüd  alsdann  wieder  nach  den  zeitlichen  oder  geschicbtlicheD 
und  den  örtlichen  Verhältnissen,  und  ferner  nach  den  allge- 
meinen  Zuständen   der  Volkswirthschaft,  der  Zahl, 
Dichtigkeit  und  Cultar  des  Volks  unterschieden  werden.  Dieser 
SehhieB  bildet  den  Ansgaogspimet  für  die  ErOrtenmg  der  mit  der 
oUgen  eonnezen  Frage  nach  der  Znlteigkeit,  Zweekmftwigkeit 
rad  Notfawendigkeit  der  gftnslichen  oder  theOweisen  Beseitigung 
des  privaten  Grundeigenthnms.   Auch  auf  diese  Frage  lässt  sich 
keine  absolute,  allgemeine  Antwort  geben,  weil  die  Vortheile  und 
Nachtheile  des  Privateigenthums  am  Boden  nach  den  Benutzungs- 
kategorieen  (§.  259)  und  bei  diesen  wieder  nach  Zeit  und  Ort  und 
Umständen  wechseln.  Auch  die  demgemäss  specialisirende  Antwort^ 
welche  die  Zweckmässigkeit  der  Beseitigong  des  Privateigentbams 
etwa  bejahen  sollte»  enthalt  jedooh  erst  dann  ^  endgUtiges  Verdiet 
g^gen  das  private  Gnindeigrathnm,  wenn  in  dem  betreffenden  Falle 
die  <^konomiseh*teohnlsche  Dnrehftthrbarkeit  der  Mass- 
regel nachgewiesen,  d.  h.  der  Beweis  gefllbrt  worden  ist,  dass  und 
wie  hier  „der  Boden  ohne  Vermittlung  von  Privateigenthtimern  seine 
volkswirthscbaltliche  Function  erfüllen  kann"  (§.  310).    Eine  ge- 
lungene Beweisführung  dieser  Art  setzt  voraus,  dass  zugleich  die- 
jenige Kechtsform  für  das  menschliehe  Uerrscbaftsverhältniss  Uber 
den  Boden  —  z.  B.  Gemeineigenthum  der  staatlicben  Zwangs- 
gemeinwirthschaft  an  allem  Boden  mit  eommnnalen  oder  privaten 
Nntsnngsieehten  oder  mit  Bewirthsohaftnng  dnrch  den  Staat  selbst 
oder  dnreh  Privatpltehter  n.  s.  w.  (vgl.  §.  859)  —  ermittelt  ist» 
welche  die  bisherigen  Nachtheile  der  Privateigenthumsinstitution, 
besonders  für  die  Vertheilung  des  Productionsei  träges,  vermeidet, 
ohne  dass  die  Vurtheile  dieser  Einrichtung,  besonders  für  die  Be- 
wirtbschaftung des  Bodens,  gleichzeitig  verloren  gehen.   Ja  wo- 
möglich moss  sich  seigen  lassen,  dass  diese  Vortheile  sogleich 
gesteigert  werden. 

Die  hanptsftehlichen  allgemeinen  volkswirtbsehafttichen  and 
aoeialpolitisehen  Gründe,  welche  fttr  die  These  der  Besdtignng  des 
piiTaten  Grondeigenthnms  in  nnseren  heutigen  Goltnrstaaten  ausser 
den  in  den  vorigen  Abschnitten  schon  erörterten  geltend  gemacht 
werden,  sind  oben  in  §.  309  sub  N.  4  (S.  651)  kurz  zusammen- 
gestellt worden.  Das  Gewicht  dieser  Gründe  ist  wiederum  bei  den 
emselncn  Bodenarten  und  nach  den  Zeit-,  Orts-  und  allgemeinen 
Volks wirtbschaftlichea  Verhältnissen  ein  sehr  verschiedenes.  Des- 
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halb  ist  aveh  hier  wioder  eine  Speoialisirnng  der  Frtgei  notk-j 

wendig  und  jede  absolote  BeantwortuDg  abermals  anzuliisbig.  Die  \ 
Grundrenten,  dieConjuncturengewinne  und  demgemäss  die  güiigiig«i 
und  ungünstigen  Chancen  für  die  EigenthUmer  lallen  z.  B.  bei  den 
verschiedenen  Bodenarten  sehr  verschieden  aas.   Die  Höhe  dei  ■ 
Aussicht  stehenden  Gewinns,  die  Basehheit  des  Besage  dendba, 
die  Leiebtigkeit  seiner  Realisirnng  doreh  Verkauf  oder  VerpOidng 
nnd  Creditbenntzang  ist  bei  stiUltisohem,  Ubidliehem,  Bergwcri», 
Wege-,  Waidbüdeu  u.  s.  w.  ganz  ungleich  und  wechselt  in  ver 
schiedener  Weise.    Und  ebenso  ist  die  sociale  Uebermaeht  oad, 
die  Fähigkeit  des  EigeuthUmers,  seinen  privaten  Bodeo  zor 
dkonomisehen  Ausbeutung  Andrer  auszunutzen,  naeh  jenen  BodcD- 
kategorieen  und  naeh  Zeit-  und  Ortsverhftltnissen  wieder  Uehrt 
Tenehieden.  Lauter  Grllnde,  welehe  gegen  die  generelle  Bi> 
antwortuug  der  Grnndeigenthnmsfrage,  sei  es  für  oder  wider  du 
Privateigenthum,  sprecheD,  was  von  den  Anhängern  und  denGes- 
nem  dieser  Institution  gleichmässig  übersehen  zu  werden  pflegt  i 
Die  folgende  Untersuchung  kann  nun  nicht  auf  alle  Spedai-I 
AlUe  der  Grundeigenthumsfrage  eingehen ,  was  fttr  die  hier  ia  kt 
Grandiegang  zu  lösende  Aufgabe  aneh  nicht  notiiwendig  iit  b 
gentigt,  die  Frage  der  Absehaifhng  des  priyaten  BeeüMS  flir  A 
beiden  ilauptkatcgoriccn   des  Bodens,    den  laud liehen  oder 
agrarischen  und  den  städtischen  oder  den  Wohngebände* 
Boden  unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  west-  and  mittelr 
europäischen  CuUurstaaten  näher  zu  prüfen  (s.  u.  Abschn.  S  imdJ) 
und  auf  die  anderen  Bodenarten  und  anderen  Zeit-  und  Ort» 
Verhältnisse  bloss  einen  kurzen  Bliek  zu  werfen  (s.  u.  Absefa.  4, 
womit  za  yergleichen  o.  §.  285,  308).   Nar  vergesse  man  Toliendi 
hier  nicht,  dass  jede  Beantwortung  jener  Frage  in  den  emzelnei 
Specialtaiieu  zunächst  nur  für  die  Theorie  gilt  and  aoi  die 
Praxis  nur  insoweit  übertragen  werden  darf,  alz  die  m  dei 
tbeoretisehen  Untersuchung  angenommenen  Voiansaetiingctt 
wirklieh  zutreffen:  m.  a.  W.  die  Antwort  mnss  Uer  noch  vek 
specialisiren,  noch  relatiyer  ausfallen,  je  nach  den  coneretei 
Verhältnissen. 

Für  die  unbefangene  Untersuchung  der  Frage  der  AbschaffoBf 
des  privaten  Grundeigenthams  ist  es  nothwendig,  sich  zanäcbt 
die  Wirkungen  zu  vergegenwärtigen,  welehe  die  DuehOkiof 
dieses  Postulats  in  Ökonomiseher  und  soeialer  HiMioht  aut  «k 
bringen  würde. 
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Diese  Wirkungen  zerfallen  in  solobe,  welche  die  volkswirth- 
schaiUiche  Prodaetion  tmd  solobe,  wel^  die  yoIkswirtliMluift- 
üohe  Yertheilang  des  Emkemmeiis  betreffen.  Mil  letsteren 
WirknBgttiy  die  hier  inerst  bteaehtel  weiden,  hin^  dann  wieder 
toeialpolitisohe  enge  sununmen. 

IL  —  §.  341.  Wirkungen  der  Beseitignng  des  privaten 
Gran  deigenthums  auf  die  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens. Nimmt  man  zum  Zweck  der  Feststellung  dieser 
Wirkungen  einmal  an,  dass  sich  die  Forderung  wirklich  allgemein 
ohne  wesentliche  Nachtheile  für  die  Bodenprodaction  durchführen 
hesM,  was  freilich  der  strittigste  Punct  in  der  Frage  ist  (§.  343), 
so  tritt  YOt  AUem  ein  ansserordentlieh  mIKohtiger  Emflnss  der 
ÜMsiegel  auf  die  Vertheiiang  des  Volkseinkommens  hervor. 
Dens  alles  dasjenige  FrivatMnkommen,  welehes  jetzt  als  Orand- 
rente  den  Gnmdbesitzem  nur  kraft  ihres  Eigenthnmsrechts  zufliesst 
und  einen  mehr  oder  weniger  erheblichen,  im  Ganzen  bei  fort- 
schreitenden Culturvölkern  einen  immer  grösseren  Theil  (Quote) 
des  Volkseinkommens  oder  des  Keinertiags  der  Volkswirthschaft 
(§.  t>6  fi.)  bildet  y  wird  jetzt  verfügbar  für  die  eine  Gemeinschai]^ 
den  Staat  oder  die  mehreren  Gemeinschaften,  z.  B.  die  Gem^deOi 
welehe  man  sieh  als  £igenthflmer  des  Gemeinbodens  (so  etwa  in 
den  StBdteny  §.  359)  denken  mag.  Dies  ftthrt^  wenn  aneh  nioht 
immer  notihwendig  direet,  so  dmreh  versehiedene  Mittelglieder 
schliesslich  zu  einer  viel  gleichmässigeren  Vertheilung  des 
unter  der  obigen  Voraussetzung  in  Betreff  der  Bodenproduction 
Qiindestens  nicht  absolut  kleiner  gewordenen  Volkseinkommens  in 
der  Bevölkerung,  z.  B.  in  der  Weise,  dass  die  Geraeinschaft  ihren 
Finanzbedarf  zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  ans  diesem  Benten- 
beaog  deekty  einer  hundertprocentigen  Grondsteuer  (von  allem  wie 
immer  benntaten  Boden,  der  flberhaapt  eine  Beate  giebt)  Ter- 
gleiohbar.^)  Diese  gleiehmissigere  Verthdlnng  ist,  wieimmeri  mit 
einer  gleiefaieitigen  grosseren  Ansgleiehnng  der  soeialen 


*)  Maq  Juum  ztti  Verdemlichüng  auch  den  Ver^leicii  mit  uasereui  Domäueii- 
ir e se  B  madieii.  Eine  Uuüidie  KtnnibiBe  wie  die  Zettpecbtrante  der  Domines  ▼flrden 

Staat  und  bez.  Gemdnde  als  Pacht-  und  Mlothrente  von  allem  productivcn  Boden  be- 
dehoQ  und  diese  würde  sich  steigern,  wie  sich  in  unserer  Zeit  die  Staataein nähme 
aas  den  steigenden  DomäoeureateD  erhöht.  Der  mittlere  jährliche  Pachtüjis  pr.  Murgen 
der  Terpnchteten  Staatsdomänen  var  z.  B.  in  Preassen  1849  1.19,  1864  1.89,  ISST 
2.11  Thlr.  S.  Meitzen  III,  408.  SpcdellereB  bei  A.  Frantz,  Preusaens  Staats- 
domanialgüter,  2.  Aufl.,  Jena  1SG8.  Nach  einer  amtl.  Mittheil,  im  j'rtniss.  Abgeordn.- 
üaiue  am  19.  Dec.  Ib78  war  der  Ertrag  der  preuss.  Dumänenvorwerke  per  Hektar 
1849,  1869,  18S9,  1819  bez.  IS^  >-  17.60  —  28.18  —  87^9  Mut 

46* 


Digitized  by  Google 


724  2.A1iik4.lL  QraiiddgwÜL  4. H.-A.  SooMna. I.A.  EiiL  §.S41,S41. 

Haebtyerfaftltniste  und  des  Bildnngsstanda  der  Yolks- 

angehörigen  nothwenclig  verbunden.  Jene  sociale  und  politische 
üebcrmacht,  welche  der  ländliche  private  Grossgrundbesitz,  jene 
gleiche  Uebermacht  und  jene  Fänigkeit  zu  ökonomischer  Aus- 
bentongy  welche  vollends  das  grossstädtische  Grand-  and  Uahi- 
eigentbnm  öfters  verleiht,  fiUlt  bei  der  Cotutitaimog  Ton  GemeiB- 
eigenthitm  am  Boden  fort 

Selbst  wenn  die  Massregely  wie  bier  ansnnebmen  kt,  mk  aller 
derjenigen  Sebonong  erworbener  Bechte  dnrcbgefUhrt  wird,  welefae 
nnser  RecbUbewaBStsein  Terlangt,  wenn  daber  s.  B.  eine  AblOenng 
des  Grundeigenthiims  nach  den  Grundsätzen  der  Expropriation 
gegen  volle  Entschädigung  nach  Massgabe  der  bisherigen  Bente 
oder  wenigstens  nach  ähnlichen  Principien  wie  in  dem  nahe  ver- 
wandten Falle  der  Zehntablösung  erfolgte,  «o  würden  die  WirlLungeo 
ftir  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  für  die  aoeialeo 
MaebtverbttltnisBe  doeb  wicbtig  sein  ond  in  Znlunnft  immer  wieb- 
tiger  werden.  Denn  wenn  aaob  bier  anniebat  in  der  YwHieihB^ 
des  Volkseinkommens  nnr  die  formelle  Veriademng  eintrite, 
dass  die  bisherigen  GmndeigenthOmer,  anter  Voraassetzong  einer 
wirklich  vollen  Entschädigung,  ein  gleich  hohes  PrivateinkommcD 
als  Ablösungsrente  statt  als  Grundrente  bezögen,  so  ist  doch  schon 
diese  Aenderung  in  ökonomischer  und  socialer  Beziehung  nicht 
bedeatangsios.  Jeder  weitere  Zuwachs  der  Bodenrente  käme 
aber  von  nun  an  der  Gemeinschaft,  nicht  den  ehemaligen  PriTat- 
eigenäitlmem  an  Gkite.  Bei  Verseitpaobtang  besOgem  die  Piebler 
(oder  Hieiber  von  Gebäuden)  nnr  wftbrend  der  Faebtaeil  4m 
BentensawaebSy  hinterher  Staat  oder  Gemeinde.  Darans  ginge  eine 
sich  steigernde  Ausgleichung  der  Privateinkommen  hervor.  M.  a.  W. 
die  Grundbesitzer  erlitten  zwar  nicht  damnum  emergens,  aber  m 
Zukunft  immer  mehr  lucrum  cessans.  In  mehr  als  einer  Beziehung 
ergiebt  sich  hier,  dass  eine  allgemeine  Abschaffung  des  priTateo 
Grandeigenthums  an  and  für  sich  und  in  ihren  ökonomischen  ud 
socialen  Wirkangen  ftir  die  Bereehtigten  eine  Verallgemeinerung 
des  beatigen  Expropriationswesens  (L  e.  S.,  s.  §.  d76|  381)  mmi 
der  erfolgten  Ablösung  bänerlicher  Lasten  wäre:  die  Wnknngen, 
im  Principe  gleich,  wären  nnr  dem  Grade  nach  stäiker  (Tgl 
Kap.  5  u.). 

Das  ausgesprochene  Ziel  der  Anhänger  des  Postulats  von  der 
Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums,  wie  unserer  Socialisten. 
ist  ein  solche  Veräuderang  der  Vertheilung  des  Volkseinkomaiew 
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mit  allen  den  ökonomischen,  socialen,  politischen  nnd  die  Volks- 
cnltnr  berührenden  Weiterwirkangen ,  welche  diese  Veränderung 
mit  sich  brächte.  Und  umgekehrt  müssen  die  folgerichtigen  An- 
bänger  der  bestebendeo  Eänriehtongen  diese  Veränderang  nnd  deren 
WiikiiDgai  verwerfen  und  die  Wirkungen  des  jetzigen  privaten 
Gfondeigenihams  «nf  die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  nnd 
taf  die  socialen,  politischen  nnd  Bildungsyerhältnisse  des  Volks 
entweder  uuniittelbar  an  und  für  sich  billigen ,  weil  sie  diese 
Wirkungen  für  erwünscht  halten,  oder  wenigstens  als  unvermeid- 
liche und  in  der  Hauptsache  nicht  abzuändernde  begleitende  Folge 
der  Institution  des  privaten  Grundeigenthams  mit  hinnehmen,  weil 
sie  in  letzterer  eine  nothwendige  Voranssetznng  für  die  erforder- 
liobe  volkflwirtbsebaittiehe  Fnnetion  des  Bodens  im  Prodnetions- 
proeess  sehen. 

§.  34S.  Das  EndnrtkeQ  über  jene  Wirkungen  nnd  anderseits 

Uber  die  Wirkungen  einer  Abschaffung  des  Privateigen th ums  auf 
die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  ist  von  dem  Urtheil  abhängig, 
welches  über  die  in  einem  Volke  und  Zeitalter  wünschens- 
werthe  Gestaltung  der  individuellen  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  gefällt  wird.  Es  ist  daher  hier  besonders 
auf  den  5.  Hanptabsebnitt  (§.  94- 109  e)  des  2.  Kapitels  der  1.  Ab- 
tfaeilnng  zn  verweisen  (vgl.  aneh  §.  804). 

Man  kann  biemach  folgende  Antwort  anf  die  Frage  naek  der 
Zweckmässigkeit  der  Absebaffbng  des  privaten  Gmndeigenthnros 
ra  Allgemeinen  geben,  wenn  diese  Frage  lediglich  so  allgemein 
JUS  dem  Gesichtspuuct  der  Vertheilung  betrachtet  und  die 
Bedingung  einer  genügenden  volkswirthschaftliehen  Function  des 
^dens  im  Productionsprocess  auch  bei  einer  anderen  Regelung 
les  Herrschaftsverhältnisses  über  den  Boden  als  mittelst  der  Privat- 
sigenthnmsinstitation  als  erfüllt  angenommen  wird:  die  Beseitigong 
(es  privaten  Gmndeigentbmns  wird  wegen  ibrer  nnvermeidliehen 
lireeten  nnd  indireeton  Wirkungen  anf  die  Yertbeilnng  des  Volks- 
linkommens  nnd  wegen  der  Okonomiseben,  socialen  nnd  cnltnr- 
ichen  Weiterwirkungen  dieser  veräiulcrten  Vertheilung  unbedenk- 
leber  und  selbst  erwünscht  und  immer  erwünschter,  je  grösser  das 
:esamTnte  Volkseinkommen,  je  weniger  daher,  nach  den  früheren 
Erörterungen,  die  Ungleichheit  der  Vertheilung  eine  nothwendige 
^>ranssetznDg  der  Culturentwicklung  der  Nation  ist.  Das  private 
^mndeigentbnm  ist  deshalb  in  frflberen  Perioden  der  Volks- 
/bUieobaft  gerade  im  Vertbeilnngsinteresse  notbwendiger,  wo 
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OB  im  ProdactionsinteresM  eher  entbehrlieh  iHbre,  iidi,  nie 
gezeigt  wurde,  geeehielitlieh  vieHkeh  feUte,  —  und  mngekdiit  af 

höheren  Stnfen  in  erster  Beziehnng  bedenklicher,  in  zweikr 
jedoch  oft  Doth wendiger.  Lässt  sich  aber  bei  entsprechenden  ilkv 
nomisch-tecbnischen  Veränderungen  der  BodeDproduction ,  daber 
namentiieh  hei  einzelnen  Bodeokategorieen,  eine  genügende  fiodeg- 
besteUimg  ohne  Vermitteliiiig  tob  PriYatdgenthttmeni  enidn,  vk 
dies  wenigstens  theflweise  der  Fall  ist,  so  fWt  aaf  höheiea  WiitU 
sohsftsstnfen  dieser  Einwand  gegen  die  Beseitigung  des  Friiw 
eigenthums  fort.  ' 

Diese  generelle  Antwort  auf  das  Postulat  im  Allgemeinen  i?i 
dann  aber  wieder  zu  specialisiren  nach  den  einzelne« 
Bodenarten,  je  nachdem  diese  eine  andere Benntznng  alsdordj 
PriTateigenthttmer  leiehter  oder  sehwerer  gestatten  nnd  je  nssbdoi 
sie  doroh  die  speeifisehe  Einwirknng  der  pri?aien  VerftgcBg 
Über  sie  nnd  des  privaten  Rentenbezugs  von  ihnen  in  mehr  oM 
weniger  erwünschter  Weise  die  Vertheilung  des  Volkseinkommeal 
und  die  sociale  und  politische  Lage  der  Beyölkerang8cla88e&  Im 
einflussen.  ' 

Hiemach  wird,  am  ttbersiehtiieh  eine  TorlänfigeEntsdnidB^ 
der  Frage  zn  geben,  Wald-  und  Wegeboden  vom  StandpiM 
der  YoIkswirdisehftftliehenProdnetion  nnd  VertbeDnng  ans  betmeW 
bei  uns  ziemlich  allgemein  dem  Private igenthnm  zn  entxicbee, 
mindestens  der  Staats-  nnd  Gemeinde wald  zu  erhalten  sein  (§.366  f.  i 
Ftlr  die  Ji^haitang  des  kleinen  und  mittleren  ländliebei 
Privateigenthnms  (des  bäuerli oben  Grundbesitzes)  spRcha 
dagegen  wiehtige  Okonomisohe,  mit  dem  Verth eiUngiil 
teresse  snsammenhSngende  nnd  soeialpolitisehe  Glinde  m 
gleich  mit  Grttnden,  welche  dem  Prodnctionsinteresse  entnosM 
sind  (§.  347,  348).  Bei  dem  ländlichen  G rossgrnndbesin 
sind  letztere  Gründe  schon  allgemeiner  dnrch  Thatsachen 
legt,  wo  dieser  Besitz,  wie  in  England,  meist  von  Pächtern  tiicbtii 
bewirthsehaf  tet  wird.  Aehnliohes  gilt,  wo  sieh  wenigstem  in  widi 
tigen  Beispielen,  wie  vielfaeh  \m  nns  dnreh  die  Zei^iaeliteB 
Staatsdom&nen ,  nachweisen  ttsst,  dass  eine  genügend  prod 
Bewirthschaftung  von  Grossgfltem  ebenso  gut,  mitunter  ans  5ki 
mischen  Gründen  wegen  des  Wirthschaftens  mit  grösserem  B 
tri ebs kapital  selbst  besser  durch  Pächter  als  dorch  EigenthüiPä 
stattfinden  kann,  wenn  nnr  der  Paohtoontract  sweckmässig  ea 
gerichtet  wird  (§.  349).  Ob  wegen  des  Einflnsses  dm  Qttmgmi 
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bfsitzet  auf  die  Vertheilang  des  VolkseinkomiDens  eine  Be^ 
•eitigiing  desaelben  sn  erstreben  iai,  wird  dagegen  wieder  ron  dem 
Urtheil  Aber  die  soeiale,  politische  nnd  coltorliche  Fonction  der 

Grundaristokratie  abhängen  müssen  (§.  350,  351),  wobei  auch  die 
Stellung  der  letzteren  schon  als  eines  nothwendigen  Gegengewichts 
gegenüber  der  Kapital-  oder  Geldaristokratie,  einer  wohl  zu  be- 
schränkendeo,  aber  nicht  zu  beseitigenden  Folge  der  nach  dem 
Früheren  gebotenen  Beibehaltung  der  Institution  des  PrivatkapitalSy 
ein  Moment  bildet ,  das  bei  der  Entseheidiing  der  Frage  mit  in 
Betracht  kommt  Bei  dem  städtischen  Grnnd-  (nnd  Hans-) 
Ei  g  e  n  t  hnm  endlich  smd  wohl  ztinftchst  für  jetit  StSdtekategorieen 
sn  nnterseheiden.  Bei  Gross  Städten  modemer  Art  sprechen 
weniger  Grtlnde  als  bei  allem  anderen  Boden  für  Privateigenthum 
aus  dem  Gesicbtspunct  des  Productionsinteresses  und  ebenso  mehr 
und  stärkere  Gründe  als  in  irgend  einem  anderen  Falle  für  die 
Beseitigung  des  Privateigenthums  wegen  seines  vielfach  nachtheili- 
gen ökonomischen  und  socialen  Einflusses  auf  die;Vertheiiang  des 
Einkommens  nnd  anf  die  individaellen  Machtverhältnisse  nnd  wegen 
der  SpecnlationsexeeBse  nnd  Krisen,  zn  welchen  gerade  das  Privat- 
dgenthnm  am  Boden  hier  besonders  leicht  führt  (§.  352  ff.).  Fttr 
den  Bergwerksboden  läset  sich  am  Schwersten  ein  anch  nnr 
etwas  allgemeineres  Postulat  aufstellen.  Staats-  und  Privat- 
bergbau neben  einander,  zum  Theil  unterschieden  nach  den  Arten 
der  zu  gewinnenden  Stoffe ,  ist  wohl  für  unsere  Zeit  das  Richtige 
(§.363  ff.). 

IlL  —  §.  343.  Betrachtung  der  Beseitigung  des  pri- 
vaten Grnndeigenthums  vom  Standpunete  des  volks- 
wirthsehaftlichen  Productionsinteresses  ans.  Die  haupt- 
sächliche volkswirthscbafttiche  Begründung  findet  die  Institution 
des  privaten Grundeigentbums  gerade imProdnctionsinteresse. 
Namentlich  wird  die  nothwendige  Steigerung  der  Inten- 
8  i  vi  tat  der  Bodenbebauuug,  um  für  eine  grössere  Bevöl- 
kerung mehr  und  bessere  materielle  Producte  und  Nutzungen  aller 
Art  dem  Boden  abzugewinneiit  bei  unseren  heutigen  Culturvölkern 
XU  Gunsten  jener  Institntion  angeführt  (§.  311).  Die  dargelegte 
geflohiohtUche  Entwicklung  des  ländlichen  Grundeigenthums  dient 
germde  hierfttr  als  Beleg:  ein  grossartiger  historischer  Inductions- 
beweis  sur  Besfötigung  der  Schlflsse,  welche  deductiv  aus  dem 
wirthsohaftlichen  Selbstinteresse  abgeleitet  werden.  Den  Einwänden 
gegeiUiber,  welche  aus  dem  Gesichtspuucte  der  Vertheilung  gegen 
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das  private  Gmndeig^nthom  entnommen  werden,  wird  das  Pi»> 
dnetiondntereeBe  hier  wie  in  anderen  fthnliehen  FSDen  dem  ?«- 
tteilnngsinteresse  voran  gestellt,  weil  ohne  gentigende  Prodietioi 

die  Vertheilung  selbst  ihr  Object  verliere. 

A.  Es  fragt  sieb  nun  türerst,  ob  diese  Auffassung  rich% 
und  ob  insbesondere  aus  der  geschichtlichen  Beweisführung,  welche 
sonächst  in  dieser  Allgemeinheit  nur  für  die  Vergangenheit  zo 
Gunsten  Iftndliehen  bänerliehen  Gmndeigenthnms  sprieß  cii 
nothwendiger  allgemeiner  Sehlnss  iHr  immerwlhreadei 
Privateigenthnm  an  allem  Boden  folgt 

Eine  unbefangene  Kritik  wird  dies  verneinen  mllssen.  Viek 
mehr  ergiebt  sich  gerade  aus  der  geschichtlichen  Beweis  fühning  die 
gesehi  cht  liehe  Bedingtheit  der  Institution  des  privaten  Gnmd- 
eigenthnma.  Darana  aber  folgt  wieder  die  Möglichkeit  und  laiv 
UmatHnden  die  Zweekmiasigkeit  nnd  Nothwendigkeit  einer  Be- 
eeitigiing  oder  Beeehrilnknng  des  Privatoigenthnms  mit  Terlnder* 
ten  geschichtlichen  Bedingungen,  selbst  hinsichtlich  des  ländhcheo 
bäuerlichen,  um  so  mehr  hinsicbtlich  anderer  Rategorieen  dei 
Bodens.  Auch  der  uoläugbare  Zusammenhang  zwischen  der  Eot- 
wicklong  der  Intensivität  des  Bodenbaoa  jeder  Art  nnd  der  An* 
bUdnng  dea  privaten  Gmndeigenthuma  reohtfertigt  es  doeh  ur.; 
ehie  Yermnthnng  apeeiell  bei  dem  Aekerban  nnd  In  den  diena 
analogen  Fftllen  dea  übrigen  Bodenbana  fttr  daa  PliTataigente 
als  die  Regel  anzunehmen.  I 

Diese  Verniuthung  aber  lässt  stets  die  Eventualität  eines  Gegeo- 
beweises  offen.  Ein  solcher  ist  auch  doreh  viele  geschichüicbe 
gegenwärtig  vorhandene  Thataaehen  gegen  das  private  Grondeiget- 
dinm  in  wiehtigen  Kategorieen  von  Fallen  (Wald-,  Wege-,  Bof  * 
werkabodcn,  domaniale  Feldgflter  o.  a.  w.)  sv  fthren.  i 

Es  lassen  sich  auch  noch  andere  allgemeine  Gründe  gen^i 
in  den  Verhilltnissen  des  modernen  Wirthschaftslebens  finden, 
derentwegen  das  private  Grundcigeuthum,  selbst  intensiven  Bode»- 
bau  voranggesetzty  heute  weniger  innerlich  gerechtfertigt  erscbeiot, 
als  ehedem.  Je  mehr  bei  der  jeiugra  Verkehrsentwiokluig  dea 
modernen  Commnnieationaweaen,  derhoehgradigen  Arbeitsglieden^ 
n.  s.  w.  die  Gonjnnetnren  den  einaelwirihaehamiehen  Reia«tai|| 
und  demnach  den  Werth  des  Bodens  bestimmen  und  der  Einflo*! 
der  individuellen  Arbeitsleistung  und  Kapitalverwendnng  i» 
zweite  Linie  tritt,  desto  weniger  zutreffend  wird  die  Begrttodao^ 
dea  privaten  Gmndeigenthnms  mit  den  ao  sieh  riehligen  GeittkH' 
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pnncten  der  Arbeitstheorie  und  selbst  der  nattirlii^h-ökonomischen 
Theorie  (§.  255,  265  ff.,  274  ff.).  Am  Deutlichsten  ergiebt  sich 
dies  beim  städtischen,  zamal  grossstädtischen  Grundeigentbam 
bei  der  hier  eigentlich  Alles  bestimmenden  Macht  der  Co^jonctnr 
(§.  362  ff.).  Aber  aneh  bei  anderem  GnindeigenthiUDy  s.  B.  an 
Beigweiks-y  Waldboden,  nnd  selbst  bei  Iftndliobem  Gnindefgen- 
thnm  weiden  die  Coi^uictnren  immer  entseheidender,  so  s.  B.  bier 
oamentHeb  fflr  die  Preise  der  leiebter  transportßlbigen  Artikel  (Ge- 
treide, \  ich,  Butter,  Ilandelsgewächse),  welche  sich  unter  dem  Ein- 
flass  der  neueren  Transportmittel  mehr  und  mehr  nach  den  Welt- 
niarktconjuncturcn  richten.  Die  ste  ige  n  de  Bodenrente  wird  des- 
wegen immer  weniger  ein  individuelles  Verdienst,  die  „Prämien- 
fanction''  der  Rente  (Sohäffle)  wird  thatsäcbiich  unwicbtigeri  die 
„gesellsebaftUehen  Zosammenbllnge''  steigern  die  Bente:  was  eben 
mehr  fitr  Gemeineigenthnm  am  Boden,  aneh  vom  Prodoetions- 
standpnnele  ans,  spriebt  Ancb  die  Verindemngen  der  Teobnik 
des  Bodenanbaas,  besonders  bei 'Hanptprodveten,  wie  Getreide, 
sprechen  gegenwärtig  nicht  mehr  so  entscheidend  für  Privateigen- 
tbum  am  Boden.  Ja  letzteres  bietet  z.  B.  bei  grosser  Zerstückelung 
selbst  Schwierigkeiten  fUr  die  Anwendung  besserer  Productions- 
metboden  (americanische  Dampfcnltnr). 

§•  344.  —  B.  Sogar  die  Frage  der  Beseitigung  des 
priYsten  Grnndeigentbnms  in  ibrer  vollen  prineipieüen 
Allgemeinbeit,  angewendet  anf  allen  Boden,  liegt  sneb  naeb 
geselnelitlieber  Anffassang  nnd  unter  Berfloksiebtigung  des  Pro- 
ductionsinteresses  doch  anders  als  die  analoge  Frage  in 
Betreff  des  Privatkapitals.  Die  grundsätzliche  Beseitigung 
des  letzteren  erweist  sich  nach  dem  Früheren  schon  schwer  denk- 
bar, weil  sie  eine  vollständige  Umgestaltung  der  uns  crfahrungs- 
mitssig  bekannten  Organisation  der  Volkswirthschaft  voraussetzt, 
woYon  sich  auch  nur  eine  theoretische  Vorstellang  zu  machen 
sebwierig  ist  Jedenfalls  flibrte  sie  zn  einer  Sprengung  nnd  sobliess- 
lieben  Beseitigung  des  ganzen  privatwiiibsebafUieben  Systems  in 
der  Volkswiräscbaft.  Eben  desbalb  ist  eine  genügende  Wabr- 
nebmnng  des  Prodnctionslnteresses  ohne  die  Institntion  des  Privat- 
kapitals,  in  welcher  Kechtsform  sich  das  indispensable  Kational- 
kapital  hauptsächlich  bildet  und  zweckmässiger  Weise  bilden  muss, 
kaum  vorauszusetzen  (§.  295  ff.). 

Anders  liegt  ohne  Zweifel  die  Sache  in  der  Grundeigenthums- 
irage.  Selbst  eine  vollständige  Absebaffang  allen  privaten  Grand- 
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eigenfthum  ist  weder  bo  iehwer  denkbar  wie  die  gleiebeMMorogel 
bei  dem  KepitaleigeiitbviDy  nooh  bo  eetawierig  darebsafUneB,  noeh 

erscheint  sie  noth wendig  von  vornherein  so  verhängnisevoO  tttr  du 
Productionsinteresse,  —  and  zwar  einfach  deswegen  nicht,  weil 
sie  sich  verwirklichen  Hesse  ohne  eine  so  vollständige 
Verrückung  oder  Umgestaltung  der  ganzen  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft,  wie  Bie  eine  Abscbafiang 
des  Priva.tkapitalB  bedlDgen  würde.  Das  privat- 
wirtbaebaftliobe  System  konnte  in  der  Haoptsaehe  bei  der 
Beseitigung  des  privaten  Gmndeigentbuns  bestellen  bleiben: 
Päehterbetrieb  nnd  Miethernntsnng  triUe  nvr  an  die  Stelle 
des  Eigenbetriebs,  Pacht-  nnd  Mieth recht  an  die  Stelle  des 
Privateigenthumsrcchts.  Die  Erfahrung  belegt  es,  dass  bei  einer 
zweckmässigen  Gestaltung  des  Pachtrechts  —  und  zwar  selbst  des 
Zeitpacbtreclits,  da  man  einwenden  könnte,  dass  das  Erbpacht- 
system sich  zu  sehr  dem  Privateigenthumssystem  nähere  —  auf 
ländlichen  Klein-  nnd  Qrossgütern  die  Production  sich  schon  den 
ErfordemiBS  steigender  Intensi?itftt  des  Bodenbaos  einigermassen 
anpassen  kann  (England).  Soweit  sieb  aber,  wie  bei  Berg-,  Wcfe- 
ban,  Forsä>an,  anch  stftdtiscbem  Wobnnngsban  die  Production  doreb 
Bodenpllchter  schwer  verwirklichen  Hesse  oder  der  Paebtbetrieb 
keine  genügende  Bürgschaft  für  eine  bessere  Befriedigung  der  Be- 
dürfnisse der  Bevölkerung  als  unter  der  Herrschaft  des  privaten 
Gmndeigenthnms  gewährte,  —  z.  B.  in  dem  Falle  des  Wege-  und 
Wohnungsbaus  (§.  359,  ^7)  — :  so  würde  eine  Ausdehnung  dei 
gemeinwirthBcbttftlioheny  snm  Theil  des  freigemein wirthBchaftlicbeD, 
genossensebaftliohen  —  wie  bie  nnd  da  im  Wobningsban,  im  Feld- 
ban  — ,  mehr  noeh  des  swangsgemeinwirthsebafttioben  Systems 
Abhilfe  bieten.  Aneb  hier  bandelt  es  sieb  nieht  um  so  sebwieiige 
Probleme  wie  bei  der  Beseitigung  des  Privatkapitals,  sondcm 
überall  lässt  sich  an  geschichtlich  überkommene  und 
thatsächlich  schon  bestehende  Verhältnisse  aukDÜpfeu. 
Der  staatliche  und  zum  Theil  der  communale  Forst-,  Wege-,  Berg-, 
Wohnungsbau  n.  s.  w.  wäre  nur  in  grösserem  Umfange  als  bisher 
sn  betreiben  nnd  das  besUgliche  öffentliche  Grnndeigenthom  eit> 
spreehend  anssndehnen.  Dies  Alles  erschrnnt  nicht  eztravagaat 
nnd  phantastiseh,  wie  so  manche  sodalistisoh-eommnnlstisehs 
Theoreme,  nnd  nicht  so  schwierig,  wenn  Qberbanpt  mOi^Uehy  dnreh- 
zuführen,  wie  die  Verwandlung  allen  NationalkapitalB  anB  Privat* 
in  ölBfentlicbes  Kapital.    Es  ist  viehuehr  eine  Gestaltang  deä  Herr- 
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tohsftmriilltaiflses  ttber'den  Boden,  ^ohe  in  grossem  Umfange 
ttbernll  besteht  und  sieb  siim  Theil  gerade  in  moderner  Zdt  erst 

mehr  nnd  mehr  verbreitet,  wie  der  private  Pachtbetrieb  von  privatem 
and  öffentlichem  ländlichen  und  der  Eigenbetrieb  von  öffentlichem 
Grundeigenthnm  aller  anderen  Bodenkategorieen  durch  Staaty 
Gemeinde  u.  s.  w. 

§•  345.  —  C.  Das  private  Gmndeigenihom  erscheint  nun  be- 
sonders Bweokmttssig  nnd  iM>thwendigy  wo  es  sieh  im  Interesse  der 
IntensivitSt  der  Bodenbebannng,  mithin  aaeb  im  volkswirthsobalt- 
Heben  Prodnetionsinteresse  einmal  um  Kapital-  nnd  Arbeitsrer- 
wendnngen  in  den  Boden  bandelt»  welebe  der  Privateigentbllmer 
als  solcher  das  stärkste  Interesse  hat,  in  passender  Weise  vorzu- 
nehmen; wo  sodann  eine  möglichst  individnalistische  Gestal- 
tung der  Bewirthsehaftung  durch  d;is  Productionsinteresse  gefordert 
wird,  um  all  den  variablen  teohniscben  und  ökonomischen  Momenten 
Rechnung  sn  tragen,  die  allen  Bodenban  (nicht  nor  den  Feldbau) 
beetnflnsseni  —  eine  individnalistisehe  Gestaltong,  welebe  bei  der 
freien  Verfllgangsmaebt  des  yoDen  Pri?ateigentbtlmers  oft  am  Bestsn 
m  mreieben  ist. 

1)  Die  gesebicbtliebe  Entwieklnng  des  Iftndlieben  Privat- 
eigenthnms  aus  dem  Gemeineigenthum  findet  ihre  Erklärung  und 
ihre  volkswirthschaftliche  und  gesellschaftliche  Rechtfertigung  darin, 
dass  das  Privateigenthum  jene  Kapitiil  mid  Arbeitsvervvendong  und 
jene  individualistische  Gestaltung  der  BewirthgcbaftUDg  jedentalla 
sehr  allgemein  in  der  dem  gesaromten  Prodaotionsinteresse  ent- 
spreebenden  Weise  förderte,  vermuthlich  besser,  als  irgend  eine 
andere  Binriehtang,  welebe  naeb  den  Verhältnissen  m<^lieh  gewesen 
wärt.  Im  l&ndlieben  Omndeigentbnm  wurd  sieb  die  Sachlage 
woU  aneb  noch  lange  so  erhalten,  dass  das  Privateigenthnm  im 
Froductionsinteresse  zu  rechtfertigen  und  beim  Klein-  und 
Mittel-,  besonders  beim  eigentlichen  bänerlichen  Betrieb  selbst 
zu  fordern  ist,  weil  der  Pachtbetrieb  hier  nicht  dasselbe  leistet 
als  der  Eigenbetrieb  des  Eigenthömers,  auch  schwierig  passend  zu 
gestalten  ist  und  der  genossenschaftliche  Betrieb  zu  grosse  Schwierig- 
keiten hinsichtlich  der  ökonomisch-technischen  Einrichtung  nnd 
Leitung  maebt.  Massgebend  ist  in  letster  Linie  hier  die  Natur 
der  Landwirtbsebaft,  welche  ftlr  grossere  Intensivitftt  des 
Betriebs  so  eigenthtlmliebe  Anfordemngen  stellt 

Aber  sogar  beim  ländlichen  Boden  können  technische  Verän- 
derungen eintreten  und  sind  zum  Theil  schon  eingetreten,  welche 
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den  Betrieb  durch  den  Pri?ateigenthlliiier  selbst,  unter  Vonv- 
setsimg  eines  sweekmSsdgen  Pacbtreehfs,  im  PiodiietiottaDlenne 
eotbebriioher  maeben.  Vennehrte  natorwissenschaftHehe  Erkont- 

niss  der  Gesetze  des  Pflanzen-  und  Thierlebens,  der  WitteruEgs- 
erscheinungen ,  grössere  Verwerthnng  dieser  Erkenntniss  in  dr 
Landwirthschaftslebre,  grössere  Verwendung  des  MaschinenweseD» 
im  AckerhaOy  AoshUdmig  aller  Arten  des  landwirthsebaitiieheB  Vo- 
sidianingBweseDS  «legen  die  mancherlei  WechselflUle,  nnter  doci 
anch  der  rationellste  Betrieb  nie  anf  hOrt»  mit  tu  Idden,  nnd  wekk 
er  nicht  alle  gut  machen  kann ,  Dies  und  Andres  mehr  wirkt  all 
mälig  darauf  hin,  den  Eigenbetrieb  durch  den  Privateigen 
thümer  des  ländlichen  Bodens  weniger  nothwendig 
zu  machen.    Damit  aber  f&llt  der  haaptsächliche  Toiki- 
wirthschaftliche  Grund,  welcher  ans  dem  Prodnetioii- 
Interesse  fflr  das  priyate  ttndliche  Gmndeigenyinm  entnomwi 
wird,  fort.  | 
Wo  also  thatsUchlich  Pachtbetrieb,  wie  in  England,  schon  ror- 
waltet  oder  sich,  wie  bei  unseren  Domänen  im  Vergleich  mit  dem! 
diesen  entsprechenden  privaten  Grossgrundbesitz,  gut  bewährt,*) 
da  ist  der  factische  Beweis  der  Entbehrliclikeit  der  Institation  fär 
das  Prodnctionsinteresse  allgemefai  oder  speeiell  bereits  gefthit 
Selbst  die  Schwierigkeit  des  Uebergangs  von  Privat-  sn  Sbtk- 
eigenthnm  an  dem  ländlichcu  Boden  ist  hier  bei  ausscbliesslicbeia 
oder  stark  vorwaltendem  Grossgrundbesitz,  z.  B.  in  England,  keine 
bedeutende.    Denn  es  wtirde  in  der  landwirthschafilicheD  Pro- 
ductionsweise  keine  Aendernng  eintreten  mllssen,  nur  Bezog  aoi 
Vertheilnng  des  ländlichen  Einkommens,  speeiell  der  Gnodnsle 
würde  sich  verändern.  Es  ist  wichtig,  dch  darflber  klar  ss  Mir 
denn  es  folgt  itlr  die  principielle  Frage  des  IftndHehen  Grondeigfihl 
tbums,  seiner  Erhaltung  oder  Abschaffung  daraus,  dass  dieselbe' 
doch  ganz   Uberwiegend  nach  dem  volkswirtbschaftlicben  Ver- 
tbeilungs-  und  dem  socialpolitischen,  nicht  nach  dem  Pro* 

*)  So  artheilt  Meitzen  III,  419  über  die  DomäDenpachtangen  in  Prenssen.  vdck 
Bohoi  seit  der  1.  Hllfte  des  Torigen  JfthTlionderts  die  eigene  Administration  &9t  citf 
ferdränirt  haben:  ..sio  haben  eine  wichtige  Rolle  in  der  Entwicklung  der  vaterli&i-! 
sehen  Landwirthschaft  vertreten.    Sie  liahen  bis  auf  die  neueste  Zeit  zu  dea  besc:* 
dem  intelligent  betriebenen  Wirthächatten  gehört  und  einem  grossen  Tbeile  üirer 
Leiter  hei  MMerardeotUch  fnmtn  Aofrendongen  nd  VerbcMeimgen  gleickviUk 
der  Regel  erhebliche  Reichthumer  geschaß'en/'    Dies  crünstige  Ürtheil  ist  anch  j'^ 
noch  das  allgemeine.    Der  Staat .  also  die  Gemeinschaft ,  hat  aber  andf  ^.''it-i  i::  ^  ?  i 
höheren  Pacbtronte  (die  freilich  auch  aas  anderen  Omständea,  K«pitairerveaiifii>$<A 
IL  s.  V.  mit  gestiegen  ist)  ^  höhere  allgomebie  Gnindreote  mit  heiogeB.  &  &  I 
B.  728  Anm.  1.  ! 
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(lactiouäiDteressc  zu  beartheilen  und  zu  entscheiden  ist.  Ersteres, 
nicht  letzteres  wird  von  dieser  Eotscheidung  wesentlich  berührt. 
Anders  liegt  der  Fall  wohl  heute  noch  in  Ländern,  wo  bäuer- 
liches Grondeigenthmii  stark  verbreitet  ist,  weil  hier  eine  ein- 
greifendere Einwirknng  auf  die  Production  von  der  Veränderung 
dm  EigentluiiiimrhlUtiiiiseB  noch  niehl  anabhttiig^  itt,  jedeofalla 
Boeh  iileht  so  weit  wie  bei  dem  Groasg^rnndbeBits. 

%.  846.  —  2)  Jene  beiden  Bedingungen,  welebe  vom  Stand- 
pnncte  des  ProdnetioneiBtereeBee  ans  banpMeblieb  ftür  privates 
Grundeigenthum  sprechen,  erlangen  bei  keiner  der  übrigen  Boden- 
katego ricen  eine  gleiche  Bedeutung  wie  bei  dem  ländlichen 
Boden.  Vielmehr  ist,  unabhängig  von  den  Zeit-  und  Ortsverhält- 
nissen, bloss  nach  der  ökonomisch-technischen  Natur  dieser  anderen 
Bodenarten  nnd  ihrer  Bewirthschaftung,  das  Privateigenthum  hier 
stete  Ton  Tornherein  viel  entbelurliober,  nnd  aneb  gesobiebtlieb  nnd 
noch  heute  immer  nnr  in  geringerem  Umfange  als  an  dem  lAnd- 
liehen  Boden  vorbanden  gewesen. 

In  den  wichtigen  Fällen  des  Forstbodens  nnd  des  Bodens 
bestimrater  Arten  von  Wegen  (Eisenbahnen)  sind  sogar  speci- 
ösehe  ökonomische  und  technische  Gründe  der  modernen  Zeit 
auch  im  Productionsinteresse  mehr  gegen  als  für  privates  Grund- 
cigenthnm  und  selbst  direct  für  öffentliches^  mithin  für 
Gemeineigenthum  in  Händen  von  Zwangsgemeinwirthscbafteni 
beeondere  des  Staats,  ansnfttliren,  wie  dies  allmälig  immer  ailge- 
mcioer  anerkannt  wird  (§.  366, 367).  Bei  städtisebem,  besonders 
grosast&dtisebem  Wohnnngsboden  liegt  die  Saehe  kaom 
viel  anders,  so  weni^^  Verbreitung  diese  Meinung  noch  gewonnen 
hat  (§.  352  fF.).  Bei  Bergwerken  sind  manche  Uhnliche  Gründe 
wie  bei  ländlichem  Boden  für  Privateigenthuoi  und  Betrieb  durch 
die  EigenthUmer  vorhanden,  aber  doch  nicht  in  gleichem  Maasse 
als  bei  den  Aeckern.  Und  vielfach  bewährt  sich  Ötaatsbergbau- 
fiig^enthum  und  Betrieb  heute  noch  ebenso  wie  früher  (§.  363  ff.). 

Sieberlieb  mflssen  für  die  Wahl  des  f  ri?at-  oder  des  öffent- 
lichen £igentbnms  und  der  Privat-  oder  der  Offentlieben  Bewirtb- 
«ehaftnng  bei  allen  diesen  Bodenkategorieen  aneb  in  dem  Fall,  dass 
nur  das  Productions-,  nicht  dasVertbeilungsinteresse  entsebeiden  soll, 
die  concreten  volks-  und  privatwirthschaftlichen  und  technischen 
Verhältnisse  den  Ausschlag  geben.  Aber  die  allgemeine  Noth- 
wendigkeit  oder  auch  nur  die  überwiegende  Zweckmässig- 
keit des  Frivateigentbums  für  die  Production  lässt  sich  dennoch 
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bestreiten  und  ceteris  paribus  stets  nur  in  viel  geringerem  Un- 
fange  als  hiaiichtlieh  des  ländliohen  GrandeigentliiiiiiB  zngeben.  Du 
VertheilnngBiiitereste  kann  imd  darf  daher  aneh  hier  fti  4ie 
piiBoipielle  Sntsclieidang  der  Eigenthnmsfrage  als  aelir  wwmnkh 
mitbeatimmend  anerkannt  werden  ^  ohne  daaa  Ton  YOTnhercii  m 
einer  vermeintlich  apodictischen  Anlorderung  des  volkswirtlischiii 
liehen  Productionsiuteresses  die  Frage  als  ein  fKir  aÜemal  zi 
Gunsten  des  Friratcigenthums  entschieden  gelten  könnte.^)  Damit , 
wird  der  wichtigste  Einwand  hinfällig,  welcher  einem  näheren  Eis- 
gehen  auf  die  Frage  der  Notkwendigkeit  oder  EntbehriiehiLeit  | 
privaten  Ornndeigenthoma  flberkanpt  nnd  bei  den  TenebieiMi 
Bodenarten,  mithin  dner  (Jnteranchnng,  wie  deijenigen  in  dieiei 
Abschnitte,  entgegengestellt  wird.    FUr  die  folgende  Betracbtm^ 
der  einzelnen  Bodenarten  ist  davon  besonders  Act  za  nehmefi.*) 

2.  Abschnitt. 
Undlifihes  drnndeigenüiam. 

In  diesem  a.  in  im  fdcflaien  2  Abtchiiittaii  hindelt  es  sieb  um  die  ipecMk. 
Entscheidung  der  EigeDduunsinge,  sachdeiB  im  vor.  Abschnitt  die  fsnentte  ranr 
gescliickt  worden  ist 

\gL  Kau  1,  ^.  37ti,  377.  Kosclier  II,  §.  öS  C,  öl  Ii.  Die  Erörtenu^i 
aber  Beibehakiinf  oder  VefSosserang  der  Domlnen  in  doft  finanzwisMnscftattktai 
Werken:  Raa-Wngner,  Fininzwisi.  I,  g.  122—129;  prindpieilor  ü  d.  liäl' 

§.  847.  Bei  dem  Iftndliehen  Boden  iat  in  der  Frage  vw> 
der  Kothwendigkeit  nnd  Enftbehrliebkeit  des  primten  Onuideigeih! 
thnms  von  vornherein  der  kleine  und  mittlere,  sogenaoole 
bäuerliche  und  der  Grossgruudbesitz  zu  unterscbeideo. 
Beide  Besitzarten  fangiren  im  volkswirthschaftlichen  ProdactioB^ 
wie  Vertheilnngsprocess  verschieden  nnd  sind  daher  in  rein  volb^ 
wirthsehaftiieher  nnd  in  soeialpohtiseher  Hinsieht  yeraohiedsD 
benrtheilen. 

I.  Bänerliehes  Ornndeigentbnin.  A.  Prodnetieai*! 

standpunct.  Die  relativen  Vorzüge  und  Mängel  beider  geaauitli 

*)  £beo  dieä  snztmehmen  war  ein  Fehler  von  mir  iu  meiner  bcirnft  Ikciij 
Absebaff.  d.  piiv.  GnindeigenUiams. 

*)  Samt  er,  (h-s.  u.  Priv.eig.  S.  95  fC,  plädirt  f.  d.  Grundeigenthim  als  gtä* 
sclialtliflics ,  weil  in  iliui  d.  Productivkraft  der  Natur  wirksam  6t;i  (was  ich  ia  <liö* 
Weibe  mclit  zugeben  küuu),  weil  ed  nicht  beliebig  ?eruebxbar  sei  n.  weil  e»^ 
Ttondenz  habe,  bei  foitschieiteiider  Gesellschaft  im  Werth  nt  steigen.  Er  saeM  im 
S.  116  fl'.  auch  nachzuweisen ,  welche  Vortheile  sich  aas  diesem  geeellach.  Hfn^ 
t^erade  fiir  die  läudt.  BevOlk.  ergeben  wurden.  Die  llaohiheÜe  seines  Pestabttflik 
er  dorch  die  Vortheile  aufgewogea  i,?)  S.  141^  if.  '  1 
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oImh  in  der  Kritik  der  Vertlieilaog  des  Grondbesitzee  (§.  319  ff.) 
schoü  dargelegt  worden.  Ein  ganz  entschiedener  allgemeiner  Vorzug 
der  einen  vor  der  anderen  lässt  sich  in  dieser  Hinsicht  nicht  statniren 
(§.  320).  Dies  ist  insofern  auch  für  die  principielle  Frage  der 
Ersetzoog  des  Prirateigeotbama  durch  Gemeineigenthum  von  Be- 
deatangy  als  daran«  folgt,  dass  dieae  UmgcetaUnng  des  Eigenthnms- 
TerbaknjaMB  meht  snr  Herbeü'ttbfODg  eiier  vermeiotlieh  ailein  riebh 
llgctt  Bewirthiwhaftungtfonn,  sei  es  der  Kldn-  oder  der  Grossooltnr, 
aiobedingt  geboten  ist  Dieoe  onriehtige  Ansieht  liegt  in  der  (soeia- 
littisehen)MoH?imng  der  allgemeinen  Beseitigung  des  privaten  Klein- 
i^rundbetiitzes  implicite  eulhaitcu,  weil  die  moderne  Volkswirthschat't 
aus  ökonomisch  -  technischen ,  landwirthschattlichen  Gründen  die 
Grosscultur  allgemein  gebieterisch  verlange.^)  Dies  ist  nur  theilweise 
der  Fall  und  die  Institution  des  privaten  Gruudeigenthams,  beson- 
ders bei  ,,Freiheit  des  Grandeigenthnms^'  and  richtig  ansgebildetem 
Paehtreehl  hindert  nieht  so  ailgemein,  wie  behaoptet  wuNi,  die 
Bodencnkur  dann  dieser  Fordening  gemilss  eniaoriehten.  Theil- 
weise Aingirt  aber  gerade  der  kleine  ländliche  Priraibesiti  gana 
forzti glich  für  die  Zwecke  gewisser  hoch  intensiver  Goltaren 
(„garten massiger  Anbau"  ii.  s.  w.,  s.  §.  319  unter  N.  4).  Ks  ist 
zu  bciweitelu,  ob  irgend  eine  andere  Gestaltung  des  lierrschafts- 
verhültnisses  Uber  den  Boden  und  danach  des  Wirthschaftsbetriebs 
in  dieaem  Poncte  mehr  leistet:  Gemeineigenthum  (dcaiStaatSy  der 
Gemeinde)  mit  genossensohat'tlichem  Betriebe,  wie  socialistischer 
Seits  iwojectiil  wird,  schwerüoh;  mit  Betrieb  dovoh  Priva^ftehtor 
kann.')  Der  Eigenthttmerbetrieb  hat  hier  so  prodnetiTe  Wi^ 
kangeo,  dass  diese  ans  wohl  bereehtigeD,  vom  Standpnncte  der 
Prodnetion  ans  in  diesen  Fällen  das  kleine  ländliche  Pri?aleigen- 
ihum  als  im  Gesammtinteresse  begründet  auz,uci  kenneu. 

Alierdings  liegt  die  Sache  selbst  in  den  heutigen  west-  und 
nitteleoropäischen  Verhältnissen  nicht  entierut  aUgemein  so.  Jene 


*)  S.  o.  §.  318.  Genfer  Manifest  der  IntematiODale  von  1869.  Vergl.  meine 
VbscbaCT.  d.  priv.  Grondeigeuth.  S.  S.  Fr.  Engels,  Marx  Vertreter  (Ueüer  Ansicht. 
SameotL  luum  sich  die  Klein-  a.  Mittuicuitur  durch  ((ewi:>äe  geuo»äcuächaftL 
SinHclinnigwk  vweDÜieli  coDCiirwmiflUiiger  maobw:  Vereiiie  t  BMchaff.  r.  Sa&tgut, 
■  Benote.  landw.  Maschinen  (Uainpfdresch-,  M&hmaschinen  u.  s.  w  ),  f.  Haltung  v. 
^acbtatieren,  Ueagsteu«  Molkereigenoaa.  u.  ».  v.  S.  iAadvirthsch.  Jahrb. 
i.  i^i  iL 

Der  ¥orl]i^,  daas  durch  eloeii  iatelligenten ,  wohlhabenden  Pacbtenitaud  der 
ietrieb  yerbesscrt  und  dem^clbt■Il  bcsondors  rm-hr  Kapital  zugeführt  wird  (.Raal,  §.  WT. 
<  oscher  11,  §.  02),  tritt  voroehmiich  nur  bei  gröüserea  Gutem  heiror. 
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CottareB  haben  im  Gamai  doeh  eise 

Vertorgnng  des  Bedaifs  unterer  Volker  mit  lendwirtheehaftKriwi 

Erzengnissen.  Für  den  GeMdeban  nnd  vielfiieh  anch  ftr  die  Nkk- 

zucht  und  die  sich  au  diese  iinscliliessenden  landwirthscbaftlichen 
Gewerbe  (Milchwirtbschaitj  leistet  der  bäuerliche  Grundbesitz  im 
Allgemeinen  weniger  als  der  intelligenter  betriebene  Grossbesitz. 
Der  ökonomisch-tecbjuache  Fortschritt  ist  bei  jenem  nach  aUge- 
meinster  Erfahrnng  langsamer  nnd  geringer. 

Indessen  kann  aneh  dies  noeh  nieht  nnbedingl  sn  einen  Verdict 
wider  den  bftnerliehen  Gmndbesiti  bereohtigen.  Denn  einmal  fitet 
sieb  biefi  wenn  die  Fra^  snniebst  aneh  Tom  Standpunete  dsi 
ProdnetionsinteresseB  entsehieden  werden  soUle,  doeh  mandie  Ab- 
hilfe schaffen  durch  Mittel,  deren  Bedeutung  die  Gegenwart  wohl 
erkannt  hat:  Hebung  der  technischen  nnd  allgemeinen  Bildung  des 
Bauern,  Ansporn  durch  das  Beispiel  des  gut  geleiteten  Grossbesitzc? 
welcher  auch  mit  um  dieses  Zwecks  willen,  also  im  volkswirth- 
sobaftÜchen  Productionsinteresse,  neben  dem  Kleinbesitz  zn  yer 
langen  ist»  landwirthschaftliebea  Genossensebaflswesen  n.  dgl  «m.'). 
Sodann  aber  kann  nnd  darf  die  Frage  des  privaten  KlebibeBilssi 
eben  nieht  allein  yom  Standfmnkte  der  Fh>dnetiony  sondern  min 
sie  zugleich  von  demjenigen  der  Vertbeilnng  nnd  damit  angkidi 
vom  Bocialpolitischen  Gesichtspuncte  aus  betrachtet  werden. 

§.  348.  —  B.  Vertheilungs-  und  socialpolitischer 
Standpunct.  Hier  bildet  nun  das  private  klein e  ländliche 
Grnndeigenthnm  eine  durch  keine  andere  £inricbtaaf 
Tollständig  sn  ersetzende  ökonomiaebe  Basis  für  eines 
hoehwiehtigen  Theil  der«  BeFölkernng,  einen  nnab* 
bängigen,  selbständigen  Banerstand,  nnd  deases 
eigenthflmliehe  soeiale  nnd  politlsebe  Steilnng  nm^ 
Function.  Letztere  bemhoi  recht  eigentlich  mit  aaf  dem  pri- 
vaten Eigenthumsrecht  an  dem  selbst  bebauten  Boden.') 
Nur  etwa  ein  gut  eingerichtetes  Erbpacbtsystem  vermöchte 
Aehnliches,  wenn  auch  nicht  leicht  ganz  Gleiches  zu  leisten,  eic 
Qemeineigenthum  mit  privaten Zeitpäcbtern  nicht,  denn 
solche  Lente  wären  nicht  unabhängig  genug  und  nieht  im  gutes  i 

*)  Roscher  II,  §.  5.H.  ' 
Um  dea  Bauern  ireieä  and  voäön  PiivateigAnUiom  zu  rendufiea,  im  wiok- 
sehtlUidieB  qucI  aociaJpolitischeo  InteiMM,  htt  ni«i  in  muerai  OdtantMlas  di 

»Gniadentlastung*'  rorgenommeo.   Die  heilsamen  Wirkangen  derselben  m  imlnB  fnttA  \ 
vlelfiach  dunh  die  stärkero  Kapitalverschulduna:  (kündbare  Geldschulden),  zn  vekkr 
die  freie  Yerauttötirlidikeit  and  Yererbiichieit  beiirigt,  gestört   S.  o.  §.  321,  321 
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Bia^lkliclieii  81D116  des  Worts  «n  die  Sebolle  gebunden,  gans 
^eiehen  yoa  der  SdiWierigkeity  in  einem  ganzen  Lande  zahl- 

e  Zeitpachten  des  Klein-  und  Mittelbetriebs  entsprechend  einza- 
hten.  Der  productivgenossenschaftliche  Betrieb,  der 
mfalis  schwer  genug  gut  zu  organisiren  ist,  schafft  eine  ao  Yor- 
^liche  socialpolitiMlie  nnd  tfkonomisohe  Bevölkernngsclasse,  wie 
ein  IQelitiger  Bauernstand  anf  eigener  SohoUe  darstelle  gleielh 
Is  sehweilieh. 

Freffieli  mnss  man  sieh  der  Conseqnenzen  bewnsst  sein,  welohe 

dem  Vorhandensein  und  Verbleiben  eines  solchen  Bauernstands 
jr  oder  weniger  nothwendig  für  die  Production  und  Vertheilung 

Volkseinkommens  und  für  die  socialen  und  culturlichen  Wir- 
igen einer  bestimmten  Höhe  und  Art  der  Production  und  einer 
(immlen  Biehtong  der  Vertbeilnng  spedell  des  landwirthsehaft- 
en  Etnkonmiens  rarbnnden  sind.   Fttr  die  prineipielle  Frage 

priralen  G^rmidelgenihnms  wie  ftr  die  SteHnng  ta.  dieser  Frage 
concreten  Falle  sind  die  verschiedenen  Conseqnenzen  der  Zu- 
ung,  bez.  der  weiteren  Belassung  privaten  bäuerlichen  Grund- 
'.ntbums  mit  einander  zu  vergleichen  und  danach  ist  die  £nt- 
üdnng  itlr  oder  wider  die  Institution  an  treffen. 

I>er  soeialpolitisehe  Werth  des  Banemstands  fiUtt  hier  stark  ins 
rielil  gegenüber  den  beiden  Idehft  nnd  regehnllssig  Torhandenen 
btheüen:  ein«r  geringeren  ProdaeÜvitltl  des  Betrielw,  daher 
r  entsprechend  geringeren  Höhe  des  Volkseinkommens  und  einer 
leichmässigeren  Vertheilung  des  letzteren,  welche  der  private 
tenbezug  hier  wie  immer  mit  sich  bringt  Andere  Umstände 
nen  weiter  in  Betracht  kommen,  s.  B.  gewisse  Cnltnrmängel  im 
entstände,  veisohiedene  im  günstig  nnd  Juiapp  sitnirten.  Im 
;lekih  des  MnerHdiai  Betrielis  mit  dem  landwirihseliaftlieben 
iBbetrieb  (hierfiBr  einerlei,  ob  dnroh  Eigenthümer  oder  PSebter 
brt)  fragt  sich  auch,  ob  die  Ueberschllsse  an  Erzeugnissen, 
•he  zur  Befriedigung  des  Bedarfs  Dritter,  also  besonders  indu- 
ller  und  städtischer  Bevölkerung  aus  der  ländlichen  Wirthschaft 
uagehen,  bei  dem  einen  oder  anderen  System  grösser  oder 
ler  sind:  dn  im  Oanxen  w<^  an  Gunsten  des  Grossbetriebs 
Dtseheidender  Pnnct,  jedooh  mit  wiehtigen  Ausnahmen  naoh  den 
einen  Prodneten  (Garten-,  Handelsgewilehse,  Wein  n.  s.  w.),  — 
u falls  aber  ein  nicht  unwichtiger  Puoct  für  die  Entscheidung 

£igenthumsfrage  in  deren  Zusammenhang  mit  der  Betriebs- 
0  nach  dem  massgebenden  Cuitarinteresse  der  gesammten 

Wagaar,  Otudlafug.  2.  AolL  47 
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Volksgemeinschaft.  Denn  Umfang  und  Ortliche  CoQcentntio& 
der  indastriellen  und  städtischen  Bevölkerong  ist  durch  die  Buk 
jener  nieht  vpn  den  Laadleolen  aelbel  fcnehiten  Prodaetomcik' 
liob  mit  bedingt^  soweit  aiohft  Znfobr  m  den  Aiudande  wtmkk 
—  hentintage  frotlich  eine  grosaartige  Hilfe.  ^ 

Diese  und  andere  iu  Vergleich  zu  ziehende  Momente,  welebc 
sich  als  Consequonzen  einer  bestimmten  Eigenthums-  und  Betrieb- 
ordnung  des  ländlichen  Bodens  ergeben,  stellen  zwar  nicht  ioooii- 
mensurable,  aber  immer  sebwer  genau  gegen  einander  ab»- 
sehittaende  GrMen  dar,  bowoU  im  conereton  Fall,  wie  fettoi 
für  die  prinriiMeUe  Frage.  Man  mnaa  sieh  nnr  darttber  kkr  id^ 
dass  jede  eonerete  and  allgmeine  Beantwortaag  der  Flage  ii 
ihrer  Ziele  sich  bewussten  Praxis  und  in  der  Wissenschai  ob 
vorausgehende  Abwägung  jener  Momente,  welche  ebenso  vid 
Gründe  fUr  and  wider  Ideines  ländUoiies  Fri?ateigenUmm  biUa^ 
▼oranasetzt. 

Im  Allgemeinen  wiegen  ffir  anaere  hemtigenCaltV' 
Staaten,  welohe  nooh  einen  tllehftigen  Banernttui 
besitsen»  die  Gründe  fflr  die  Beibebaltnng  dea  llii 

liehen  Privateigenthums  weit  schwerer,  als  diejenigei 
für  seine  Beseitigung.  Dies  um  so  mehr,  weil  die  etwii^a 
Nachtheile  für  die  Production  sich  doch,  wie  bemerkt,  yennindeii 
lassen,  die  Abschwächung  des  Abzugs  der  Bevölkerung  vom  Lim 
in  die  Stadt  (im  Vergleieb  mit  dem  Zoatande  bei  Gfoa^fltenww 
and  Oroesonltiir)  nicht  anerwttnaebt  ist  aad  andereeita  der  Ena 
der  Eigentbümer  dorob  Zei^rficbfter  bier  gerade  rom  Sluidpul 
der  Production' aus  schwieriger  als  bei  den  Grossgütern  erscbeiit 
Wie  Grossbritannien  unter  dem  Mangel  eines  selbständigen  BäDeril 
Stands  leidet,  wird  dort  von  Einsichtigen  immer  mehr  empfanden.^ 
Zunächst  dem  Eigenthttmerverhältniss  würde  ein  Erbpacht^ 
yerbftltniss  stoben,  welches  der  nationalen  Qemeinsebaft  die  IM 
nabme  an  der  steigenden  Grandrente  gewilbfte,  wenn  die 
disebe  Regelung  des  Kanons  gemäss  der  gestiegenen  Seat»,  da 
böberen  Prodnetenpreisen  n.  s.  w.  vorbehalten  bliebe:  eine  doici 
fuhrbare  Massregel,  durch  welche  die  Hauptvortheile  der  Eigep 
tbomsinstitation  sich  erhielten,  aber  einem  der  berecbtigtea  Bw|rt 

«)  Yf^  Honmanii,  (WIbb),  UdMaktan  &  1  C  v.  ob«  §.  S7  £  i.  ^ij 

Note  n. 

^  Vgl  Koscher  in  d.  Ansichten  Ö.  A.  I«  239  mit  bea.  £&cks.  d.  äcknädi 
m  TbomtOD  o.  Glif  f  a  Letlie,  6.  262  ffU  2S?  S:  a  obn  Holn  «» S  SL  fli 
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bedenken  ge^n  privates  Gnmdeigenthttm  Reohnung  getragen 
wflide.^) 

n.  —  §.  349.  Der  ländliche  Grotsgrandbesiti.  — 
A.  Standpnnot  des  Prodaotionsinteresf ei. 

Von  diesem  Standpunote  ans  Ist  dieser  Besita  weniger  nnentbehr- 
fieh  alt  der  KleingrsidbesHii  ans  dem  einfoeheD  Omnde,  weil  ein 
gut  geregeltes  Zeitpaehtyerhftltniss  Uer  im  Dmreliselmitt 
ziemlich  dieselbe  Prodnctivität  des  Bodens  wie  die  Selbstbewirth- 
schaftnng  durch  den  Privateigenthtimer  bewirken  kann  und  nicht 
allzuflchwer  durchzuführen  ist.  Dafür  liegen  genügende  Belege  aus 
der  Erfahrung  vor,  besonders  aus  Grossbritannien  und  aus  den 
deutschen  Domänenpachten.  Es  lassen  sich  sogar  allgemeine 
Grttnde  a  priori  finden,  welelie  flttr  eine  niclit  nur  privat-,  sondern 
YoliKawirtbaehaftkieh  gfO«ere  ProdnetiWtIt  oder  m.  a.  W.  nieht  nnr 
für  eine  giOssen  einaelwirtfasehallllelie  Bentabllilil,  sondern  ittr 
die  Qewinnnng  ^nes  grösseren  Toftswirtlisehaflliehen  Beinertrags 
mter  Umständen  gerade  beim  Pachtbetrieb  sprechen.  Aneb  dafHr 
sind  Erfabrungsbelege  vorhanden.  ^)  Man  kann  danach  wohl  im 
concreten  Falle,  aber  nicht  allgemein  principiell  das  Privateigen- 
ibum  am  ländlichen  Roden  der  Grossgtiter  als  eine  nothwendige 
Forderong  des  volkswirtbscbaftlichen  Productionsinteresses  be- 
zeichnen. Mitunter  liegt  die  Saohe  umgekehrt  Hiermit  entfUlt 
aber  eine  HaaptsttttM  des  GfOMgmndbesities. 

Fir  diePkazis  dnd  daraus  swei  niebt  vnwiebtige  S^Ulsse  in. 
liebeiL 

1)  Einmal  ist  der  Uebergang  der  dem  Staate  etwa  noeb  Ter- 
bliebenen  Domänen  i.  e.  S.  (Gross-FeldgUter)  durch  Verkauf 
in  das  Privateigenthum  von  Grossgrundbesitzem  nicht  so  allgemein 
im  volkswirthschaftlichen  und  ßnanziellen  Interesse  geboten,  wie 
die  Sehoie  der  freien  Concurrenz,  auch  speciell  vielfach  die  deutsche 
finanzwissensoliallliche  Schule  oft  behauptet  hat:  im  Gegentheil,  die 
in  denn  DoBlnenbesila  fiaetiseh  liegende  B ose hrftnknng  des  Ana* 
debmmg  des  privaten  Gnmdeigentbnms  ist  manebfaeb  erwtlnseht*) 
Anders  liegt  die  Saebe  nnr  bei  einer  PaieelHrang  der  Dominen 
zur  Herstellung  von  privatem  Kleb-  nnd  liittelbesits.  Daftr  kann. 

Meine  Fin.  2.  Aufl.  I,  §.  178—181.  Hasse  in  d.  Laidviftbielb  Jtkik 

1S78.    Vom  Standpnnct  deä  Staatsinteresses  wäre  an  der  period.  Refdoilf  des  XanoA 
fostabalten,  der  freilich  daa  Erbpächterinteresse  meist  wideistrebt. 
*)  S.  0.  Note  2  Q.  im  m.  Absclm.  Note  2  S.  732. 

*i  S.  Beii-W«f  aer,  Floaiunriss.  I,  §.  126,  wo  dies  Moment  aber  noch  in  wenig 
Msnt  wild.  DIsi  gesdUeht  JeM  In  d.  3.  All  9.  1dl,  181 
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neben  dem  socialpolitischen  Interesse,  einen  Banernstand  zu  schaffeD 
oder  zu  kräftigen,  mitunter  auch  ein  ProductioDsinteresse  sprechen, 
z.  B.  in  der  Nähe  der  Städte,  um  zum  Anbau  von  Garten-  und  | 
Handclsgewächsen  hinüber  zu  leiten.  ' 

2)  Sodann  ist  in  den  Ländern,  wo  ein  groaser  Theil  des  länd- 
lich«! Bodens  in  Händen  des  pri?aien  Ofos^gnmdbesitzei  li^ 
etwa  Toltonda  fideieommiaMrisoh  sa  groiaea  nHemeiiaAsB''  m- 
eiiugt  Qod  dem  gewOhnliehea  privalwiitliiohalffiolien  Yerkelir  oft' 
zogen  ist  nnd  sehon  jetst  doroh  Zei^pieliler  bewirthicliallel  iM 
(Grossbritannien!),  eine  grundsätzliche  Beseitigung  dieses 
Privateigenthums,  z.  B.  mittelst  einer  Ablösungsgesetzgebung  wenig- 
stens durch  das  allgemeine  volkswirthschaftliche  und  das  speciell 
landwirtbschaftliche  Productionsinteresse  nicht  anageechlossen 
(§.  380).  UUwt  eich  dabei  etwa  nooh  der  geeohiehtliche  Ursprang 
dieses  Grossgmndbesitzes  wegen  Torgekommener  RechtsiHdrig* 
kdten  bemSugeln  315) ,  kommt  eine  naefatheilige  Einwiriniif 
anderer  mit  diesem  Besits  in  Verbindung  stehender  Umstinde  sif 
die  Prodnction  hinsn,  s.  B.  der  yyAbsentüsmns^'  der  GnmdhemB, 
welche  ihre  Renten  fem  von  ihren  Gütern  verzehren  (§.  253),  so  * 
erscheint  eine  solche  Beseitigung  des  privaten  Grossgrundbesitzes, 
die  Forderung  einer  Grnndeigenthumsregulirung  zu  Gunsten  der 
Volksgemeinschaft,  nicht  so  extrem  und  jedenfalls  für  die  volks- 
wirthschaftliche Prodnction  nicht  kurzweg  onznlttssig.  Die 
praktisehe  Dnrehftthrbarkeit  aber  bietet  unter  Vowassetaong  eiM 
sehon  verbieiteten  Zeitpachtsystems  (oder  aneh|  wenn  die  btshsrigm 
Eigenthttmer,  naeh  eingetretener  Abl5sung,  die  Güter  seibat  in  Ptek 
nehmen)  keine  besonders  grossen  Schwierigkeiten.  Im  Gsni« 
möchte  in  Grossbritannien  die  Lage  des  Grossgrundbesitzes  dei 
vorausgehenden  Hypothesen  entsprechen,  —  immer  angenommen, 
dass  die  Frage  zunächst  nur  vom  Productionsinteresse  der 
Volks wirthschaft  aus  betrachtet  wird. 

§.  350.  —  B.  Vertheilangs*  nnd  sooialpoHtiaehsr 
Standpnnct  Das  Prodnotionsinteresse  ist  aber  hier  ao  wesSg 
allein  massgebend  als  beim  Kleingrandbesits.  Viebnehr  mnss  die 
Frage  nnn  aneh  hier  zugleich  ans  dem  Gesichtspnncte  des  toO» 
wirthschaftliehen  Vertheilnngsinteresses  nnd  der  gesammtei 
socialen  und  politischen  Interessen  der  nationales 
Gemeinschaft,  welche  sich  an  das  Bestehen  eines  Grossgrund- 
besitzerstands knüpfen,  beurtheilt  werden.  Es  ist  leicht  einzusehen, 
dass  die  principielle  Frage  der  Beseitigong  des  privaten  Grssd- 
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«igiBlhinis  kier  nur  eine  sehr  allgemein  gehalleoe  Ant- 
wort inlSsst,  nur  die:  es  kommt  wesentlich  auf  die  sociale 

Fanction  jenes  Stands  im  Volksleben  an.  Diese  Function  kann 
für  letzteres  so  wertbvoll  sein  und  ist  dies  notorisch  mitunter,  sie 
lilsst  sich  auch  so  schwer  oder  gar  nicht  durch  irgend  eine  andere 
Tolkswirtbschaflliche  nnd  sociale  OrganisaüoD  ersetzen,  daas  am 
ihretwillen  die  Einwirkong  des  privaten  GrossgrandbesitseB  auf 
den  VertMlnngsproeeM,  als  notbwendige  Bedingiing  jener  soeialen 
FonetmUi  hingenommen  werden  darf.  Danaeh  wird  hei  einer  Er- 
Sriemng  flher  das  Ziel,  naoh  welehem  in  Betreflf  der  Beohlsord- 
nnng  für  das  Eigenthum  zu  streben  ist,  unsere  Frage  zu  bejahen 
oder  zu  verneinen  sein.  Als  concreto  Frage  in  einem  einzelnen 
Lande  oder  Zeitalter  ist  die  Enteignung,  bez.  Ablösung  des  Grund- 
eigeothums  der  Grossgruidbesitzer  eben  deshalb  eine  eminent 
historisch-relative. 

Haeh  dieser  Auffassnng  hat  der  Stand  der  Grand- 
hesitier  sein  Sehieksal  seihst  in  Händen.  Wo  er  seine, 
Okonomiseh  auf  den  Boing  der  Gmndrente  basirte  soeiale  Btelinng 
Im  wahren  Interesse  der  Gesammtheit  henntst,  im  politisohen 
Ehrenamtsdienst  der  Selbstregierung,  in  der  Ausbildung  und  Ver-  - 
theidigung  der  Volksfreiheiten,  wozu  er  so  besonders  geeignet  ist, 
in  der  Pflege  der  höheren  Culturinteressen  des  Volks,  in  caritativen 
Leistungen  (§.  119,  147  ff.),  auch  als  Leiter  and  Verbreiter  wirth- 
oebaltüeher  nnd  technischer  Fortschritte,  z.  B.  speciell  im  Ackerbau; 
wo  dieser  Stand  m.  a.  W.  die  guten  Seiten  einer  tttehtigen 
Aristokratie  leigt  nnd  der  wahre  Fflhrer  des  Volks  ist, 
seine  SteQang  wie  ein  Amt,  seinen  Termdntlioh  rein  privatrecht* 
liehen  Rentonhesng  wie  eine  OfTentlfehe  Besoldung  hetraghtet, 
was  sie  nach  richtiger  socialrechtlicbcr  Auffassung  ist,  ein  Amt, 
eine  Besoldung,  welche  in  erster  Linie  socia I e  Pflichten  auf- 
legen, erst  in  zweiter  Linie  private  Rechte  geben,  wo  das  scheine 
Wort  der  Schrift  „mit  dem  anvertrauten  Pfunde  wuchern''  und  das 
Tomebme  Adelswort  „noblesse  oblige'^  wirklich  gilt|  —  da  liegt 
der  Grossgrundhesits  auch  heute  in  einem  Torhensehend 
demokratisehen  Zeitslter  unserer  GulturrOlker  und  bei  einer  Hohe 
den  Volkseinkommens,  welehe  eine  sehr  ungleiche  Vertheilung  des 
letasteren  nicht  mehr  zu  einer  Bedingung  der  Gulturentwieklung 
Uberhaupt  macht  (§.  101  ff.),  im  nationalen  Interesse:  da 
wird  nicht  leicht  auch  nur  die  Idee  einer  gesetzlichen  Enteignung 
selbst  des  grossen  ländlichen  privaten  Grandel genthums  ernstlich 
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aaftauchen,  geschweige  darcUdriDgeD.  So  liegt  wohl  ia  ?iekr 
Hinsicht  die  Sache  heute  noch  in  Grossbritannien,  wo  der  Gra» 
gnuDidbesits  sonst  so  manche  tiefe  ökonomische  Schatfeeasete  Ui- 
sichtlich  der  Vertheilang  des  Volksemkonimeos  seigt  und  dstP» 
dnctionsinteresse  seine  Beseitigaug  nicht  verbieten  wttrde.^*) 

§.351.  Fehlt  diese  tüchtige  sociale  Function  des  Grossgrund 
besitzerstands ,  so  wird  die  privatrechtliche  Begründan«: 
seines  Grnndeigenthums  diesem  Stande  keine  dauernde  Sieherki 
geben  nnd  in  der  That  auch  kein  genügender  Gmnd  gegen  eines 
Ökonomisch-technisch  (öfters  recht  wohl  dnrchflthrbaieii  ücbM|Mg 
(oder  Btickgang)  des  Bodens  in  das  £igentham  des  Staate,  da 
Vertreters  der  nationalen  Gemeinschaft,  sein.  Um  die  rein  priTi(> 
rechtliche  Begründung  des  Grossgrundbesitzes  steht  es  nach  da 
Früheren  (§.  315  ff.)  ohnehin  vielfach  misslich  genug.  Ein  Noii 
me  taugere  ist  aber  das  Privateigenthnm  und  vollends  das  private 
Gmndeigenthum  nach  der  richtigen  socialrechtlichen  Anffassuig 
flberhanpt  nicht:  es  steht  in  der  Gemeinschaft  nnd  iit  dml 
deren  souTeriUie  Bechisbildnng  ans  ttbcrwiegenden  ZwcdoM^ 
kcitsgrUnden  immer  iwangsweise  an  beseitigen  oder  ahniM 
oder  zu  beschränken,  wenn  es  das  GemeinschalUwohl  fordert, 
gerade  wie  es  nur  durch  Gründe  des  letzteren  und  dem  ent- 
sprechende rechtliche  Anschauungen  geschaffen  wird  (§.  276,  i'i^i> 
Vgl.  u.  Kap.  5  (Enteignung). 

Unter  den  Umständen,  welehe  gegen  den  Fortbestand  da 
Oros^^mndbcsitses  ins  GeiHcht  Men,  sind  schon  die  veihii  m 
Prodnctionsstandpnnete  ans  angeftihrten  Momente  von  Bedtitam 
(§.  349):  allgemeines,  vielleicht  noch,  wie  bisher  in  Irland  f^il 


**)  Ygi.  Roacher's  gen.  Ani.  Ib  d.  Ansichten.   Auch  für  dentscke  TcAA* 

nisse  und  bei  der  sonst  ja  sehr  berechtig^ten  stärkeren  Ausbildung  der  iwangsfc*«- 
wirthschaftlichen  auf  Kosten  des  privatwirthschafilichen  Systems  in  unserer  Zeit  <hd 
die  politische  und  sociale  Gefahr  des  „Militär-  und  Beamtenstaats*',  der  eben  Ml 
diMo  Biobtuig  inuMT  mehr  begttnitigt  wind,  nicht  tLbenehen  wttdtOL  PaMiIri  ■! 
Advocatenparlamcnte  sind  kein  grosser  Segen,  übertriebenes  „Streberthum"  und 
lismus  in  einem  solchen  Staate  bedenkliche  Cebelstände.  Parlamente,  in  deaet. 
Diateut'rage,  selbst  für  die  Bcschlussfähigkoit^  eine  grosse  KoUe  äpiolt,  Ferraiben  fkid- 
Ms  tiefe  MSngel  des  StutsireseDS.  Ein  vnnbh&ngiger  tAchtifsr  Groesgnodbeatztf' 
Stuid,  wenn  auch  mit  etwas  „Junkerthum"  versetzt,  liefert  besseres  Holz,  n»  IV 
geordnete  und  vollends  Staatsmänner  daraus  zu  schnitzen.  Alle  solche  BflcksidM 
kommen  bei  der  Entscheidung  solcher  Grundeigeuthumsfragen  mit  in  Bdiack 
Sftmter  in  s.  gen.  Sehr,  benchtot  das  Attes  viel  m  wenig.  Auch  die  HsÜw*^ 
keit  eines  grondaristokrat  Gegengewichts  gegen  die  mit  dem  PiifitlBtpttsl  aof  tt 
sammenhängendc  Geldaristokratie  u.  wahre  Flutokratic  ist.  wie  schon  oben  i§.  ^ 
bemerkt,  zu  erwägen,  —  wenngleich  die  GegensiUze  durch  Ehererbindongen  o.  iB^ 
Anlegung  des  OeUkapitaU  in  mnd  «nd  Boden  siel^  fsfwisdhsB. 
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Pächter  höchst  ODg^Unstiges  VerpachttmgsqrBtem  statt  Selbfttbewirtb- 
aelMftaiig^  AbfentUsmnt  oder  Non-raidenoe  auf  den  Qllteni,  sehlach- 
fter  eigener  Betrieb  vu  ».  w.  Kommt  das«  lUieiiii&ssige  AohSnfiiog 
in  eioer  Hand,  Yinenliniiig  dnreli  FiddeommiBoe;  daher  neben  rolks* 
wirtheelialHieb  naobtheiiiger,  anf  diese  EigenthomeordnaDg  mit 
zarttckzufuhreoder  geringerer  Prodnctivität  des  Bodens  und  mithin 
geringerer  Höhe  des  ganzen  Volkseinkommens  auch  besonders 
ungünstige  Vertheilung  des  letzteren,  mangelnde  Gelegenheit  zur 
Beschättigung  der  wachsenden  Volkszahl,  deshalb  Auswandenmg 
oder  ttbermässiger  Zuzug  in  die  Städte,  so  wird  der  Grossgrund- 
beaiti  adion  bedenklieh  genug.  Wahrhaft  verhängnieeroll  iHr  das 
Volksleben  wird  er  aber,  wenn  der  Staad  seine  soeiale  Mission 
verkennti  nvr  seinem  eigenen  Interesse  lebt  nnd  alle  die  Yorlnn 
genannten  Aufgaben  Temael^sigt,  etwa  wie  grossentiielis  in 
Frankreich  vor  der  Revolution,  wie  vielfach  in  Mittel-  und  Süd- 
italien, wie  leider  zu  Zeiten  hie  und  da  auch  in  Deutschland, 
Russland,  Grossbritannien,  zumal  in  Irland  u.  a.  L.  m.  Es  ist 
schwer  zu  sagen,  warum  die  Recbtsbildung  hier  den  Grundbesitz, 
mir  wegen  seiner  vermeintlichen  priTatreehtlichen  Begrttndnng  nnd 
wegen  seines  nnter  diesen  Voranssetsnngen  lediglieh  eng  privat* 
wirthsohaftlioben  Interesses  für  seine  seitweiligea  Eigeathtlmer, 
nnangefoefaten  bestehen  lassen  sollte.  Daftlr  ist  dies  Ejgenthnms* 
objeet  SU  bedentsam  im  gsnsen  yolkswirtbaehalliieben  Proeess 
und  lUr  das  sociale  Zusammenleben  der  Gemeinschaft.  Es  handelt 
sich  eben  beim  Boden  um  etwas  Andres  als  um  irgend  einen 
gleichgiltigen  Gegenstand  des  Gcbrauchsvermögens.  Denn  der 
Boden  ist  einmal  das  UDentbehriiGhe  Bethätigungsgcbiet  der  natio- 
nalen Gemeinschaft,  ein  Naturfactor  von  beschränkter  Menge  nnd 
beachrinkter  Branehbarkeit  naeh  den  Verhältnissen  der  Lage,  ein 
WertlMlOeet,  dem  die  FrOehle  des  9konomiseben|  soeialen  nnd 
eaHnrliehen  Fortsohritts  selbst  ohne  eigenes  Zntbnn  der  Bigenthttmer 
im  steigenden  Werthe  mfallen;  ein  Objeet,  mit  dem  kein  anderes 
Gut  in  dieser  Hinsicht  zu  vergleichen  ist  und  für  welches  daher 
auch  eine  andere  Rechtsordnung  immer  bestanden  hat,  immer  be- 
stehen muss  und  wird,  —  ein  Objeet,  das  auch  im  Euteignungs- 
wesen  eine  aparte  Öteliaog  eioninimt  (Kap.  5). 

Unter  den  einzelnen  *  ebaracteristischen  Symptomen ,  welche 
anf  eine  anti-nationalökonomisehe  nnd  anti -soeiale  Funekion  des 
Qrosflgmndbesltzes  ziemlieh  sieber  hhiwieseui  ist  namentlich  der 
hUnfige  speenlative  Besitz  Wechsel  der  Gtttery  nur  um  an 
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dem  höheren  ConjvnetQrenpreiB  denetben  n  gewiBBsn, 
bemerfcenswerih.  ffier  liei^eB  gewöhnlich  niehl  <flLononnfdi  fom 
bisherigen  EigenäUlmer  Y'erdiente  Gewinne  tot,  weldie  enf  die 

eigenen  Leistnngen,  z.  B.  für  die  Hebung  der  Bodencaltnr  des 
Guts,  zurückzufuhren  sind:  ein  Fall,  der  wenigstens  wirthschafUich 
den  Gewinnbezug  aus  der  Veräusserung  gerechtfertigter  erscbeiDen 
lassen  kann,  wenngleich  auch  hier  die  sociale  Pflicht,  welche  das 
fiigentham  nnflegt,  verkannt  wird.  Meistens  handelt  es  sich  aber 
nm  die  Ansnntznng  der  zufälligen  Zeitverhältnisse,  j 
welche  das  Angebot  nnd  die  Naehfrage  der  LandgMer  mü  be-  ; 
•timmen,  nm  dk  Ansbeotong  anfUfiger  Nolhlagea  früherer  Y«- 
kftnfer  nnd  Zwangslagen  jetziger  Kinfer  and  beaondeis  nm  die 
Erzielung  speculativer  Gewinne,  welche  ans  VeHhidemng«!  dee 
allgemeinen  Zinsfusses  und  des  allgemeinen  Gange  der  Grundreote 
hervorgehen  (§.  322),  Veränderungen,  welche  wieder  unabhängig 
von  der  Thätigkeit  des  Einzelnen  durch  den  Gesammtgang  des 
volluwirthscbaftiichen  iLebens,  der  Creditverhältniaae ,  der  Politik|  | 
der  Teoiinik,  des  Gommanicationswesena  n.  a.  w.  bewirkt  werdeo. 
Der  epeenlative  Besitiweehiel  dee  Groasgnuidbeeitaea  nrtet  hier 
unter  Umstinden  bd  der  hentigen  i^fMheit  dee  €hcindeigenlhaiM^' 
adhat  snm  geweibamässigen  Qtiteiaehaeher  aaa  nnd  verbindet  eieh 
bald  mit  dem  Auskauf  dee  Kleingrundbesitzes,  bald  mit  der  „Hof  I 
Schlächterei"  der  GrossgUter  und  BauergUter.  Wo  solche  Ver- 
bältnisse überhand  nehmen,  wird  das  ländliche  Grundeigentham 
dem  modernen  grossstädtischen  Grund-  und  Hauseigentbum  immer 
ähnlicher.  Damit  aber  entfallen  die  wiohtigeten  Beeilt- 
fertignngegrttnde  für  den  Privatheeita  ana  demStaad- 
pnjiete  dea  Geaammtintereaaee.  Ja»  daa  Piivatejgenlbai 
am  Bodeni  welehee  die  VoraiMetanng  fBr  addie  Okenemiieh  aad 
eoeial  lehidfieheny  die  Verfteilnng  dea  Velkaeinkonunena  nngtaetis 
beeinflneeenden  Manipulationen  ist,  wird  unheilvoll  für  die  Ge- 
sellschaft. Es  ist  nicht  nur  ein  unzweifelhaftes  Recht,  sondern 
eine  Pflicht  des  Staats,  solche  Gestaltung  zu  verhüten,  wozu  die 
grundsätzliche  Beseitigung  des  privaten  Grundeigenthums  das  allein 
abhelfende  Mittel  werden  kann.  Dae  möge  der  GroaegrandbeHli 
beherzigen! 

Preuss.  Landwirthsck  Jahrb.  187S  S.  304:  £s  wird  in  Schleswi^-Holst  „be- 
Uigt,  d«M  bot  d.  jetzigiBD  FltctuKtloBeD  im  GOloriiaadel  dem  llodL  enmdbflrfti  *r 

Character  abhanden  zu  kommen  droht,  welelien  er  früher  hatte,  als  der  Besitzer  des 
Hof  als  seine  Heinftth  betnchteta,  wololid  er  ait  liebe  für  sich  and  teile  lUck- 

^ommen  pflegte,'* 
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8.  Abschnitt. 
StMtlMliat  C&md-  wai  BtiMifarthu. 

Der  Boden  alä  Standort  und  das  phrate  städtische  Grundoigen tham 
M  in  der  NadonalalaMiBia  Uth<r  Boeh  Mor  wwiig  geuaw  latemuslit  wonlen,  mtM 

nar  nebenbei  in  der  G ru  n  d  rente nlite  ra tu  r  und  in  der  Liter,  über  dto  ItidlisdM 
Wohnongsfrage  („Wohnungsnoth"\    Dies  ist  ein  grosser  Mangel. 

Ftlr  die  Grandrententheorio  ist  dieser  Bodeo  und  das  Prirateigenthum  daran 
wichtiger  als  der  UndUche,  der  Benprerftsboden  n.  t.  v.,  weil  flieh  an  ihm  nnd  an  den 
städtischen,  offen  rorliegenden  Grondstück-,  Haas-  und  Miethpreisen  und  deren  rascher 
Verinderung  die  Rententheorie  ganz  vorzüglich,  förmlich  experimentell,  viel  einfacher 
als  aa  allem  andren  Boden,  demonstriren  und  die  Ricardo-Th 0 nen'sche  Lehre  iji 
ihrem  unumstOsslich  richtigen  Kem  besonders  leicht  gegien  alle  Anfechtungen  erfairtan 
]iL^st.  Diese  Rententheorie,  auf  ivelche  einzelne  Junp:ere  auch  bereits  als  auf  ein  un- 
haltbares Product  der  „abstract-dednctlroa'*  Ricardo  sehen  Methode  herabzusehen  be- 
ginnen, eriiilt  durch  die  VerhlUtnisse  des  stAdt  Grundeigenthams  eine  tnffliche  Be- 
stittigUDg.  Darin  liegt  zu^^K-ii  h.  methodologisch  betrachtet,  der  Bele^  ftlr  den  Weidl 
jener  Ricardo'schen  Methode,  die,  ri(  htij^  und  vorsichtig  angewandt  —  die 
Mlbstfetrtftadliche  Yoranssetzung  bei  der  Benutzong  jeder  Metbode  —  durch  keine 
andere  an  Sieherheit  des  Ergebniaeee  fthertreffen  wiid,  anohni^diirofc 
die  historische  «^emehmg**  Hieran  wie  neocaten  Datnaa,  die  niemals  die  Einflösse  se 
scharf  zu  isoliren  vermag. 

Der  maaigebeude  Einäuss  der  Lage  der  GrondstQcke  auf  Gang  uud  Höhe  der 
Rente  tritt  nirgends  so  sigoifieant  äb  in  den  Stfdten  nnd  Qberhaapt  bei  der  Bennimg 
des  Bodens  als  Standort  für  Wohnungen  heifsr.  Daher  lassen  bes.  die  Thünen- 
schen  Untersuchungen  eine  wichtige  Fortsetzung  auf  die  stadtischen  Verhältnisse  zu. 
VgL  pass.  Wölk  off«  opnscules  sur  la  rente  foncidre  und  lectnres  d'^conomie  poL 
ntieMile,  der  nnr  bei  der  Betrachtung  des  Bodens  als  emplacesMnt,  Sinndert,  in  der 
Ableitung  der  Rente  aus  dem  Standort  zu  weit  geht  nnd  dieslComent  in  staifc  betont, 
leine  Bedeutung:  zu  sehr  verallgemeinert 

In  der  Wohnungsfrage  ist  meistens  auch  auf  den  engen  Zosammcnbang  der- 
selben mit  der  ökonemiselien  nnd  seei^en  SteUnng  des  stiddschen  Omnd-  nnd  Hans- 
figenthams  viel  zu  wenig  Bezog  genommen  worden.  Mir  scheint  die  eigentlich 
kritische  Sisrnatiir  dieser  Frage,  ihre  häufige  Zuspitzung  zur  Wohnungsnoth  (§.  358, 
362),  gerade  in  diesem  Zusammenhang  des  städtischen  Wohnungswesens 
mit  dem  PriTateigenthnm  am  Boden  und  Haus  zu  liegen.  Diesen  Sland- 
pnnct  vertrat  und  motivirte  ich  n&her  in  der  Eiscnacher  Debatte  über  Wohnungs- 
noth 1872,  vgl.  Verhandi.  d.  Eisen.  Versamml.  z.  Besprech.  d.  soc.  Frage,  Lpz.  1873, 
S.  281 — 243.  Im  Texte  die  genauere  Ausfuhrung  nach  den  damab  dargelegten  6e- 
si(^tspnncteo.  Diese  verhältnissmässig  noch  sehr  allein  stehende  Auffassung  stimmt 
in  einigen  Puncten  Qberein  mit  derjenigen  von  Ratkowsky.  vgl.  bes.  „die  zur 
Reform  der  Wohoungs-Zostinde  in  grossen  Städten  nothwendigeu  Massregeln  der  Ge-  . 
setzgebung  nnd  Yerwaltong**,  (mit  bes.  Racksicht  anf  Wien),  Sep.-Adbr.  ans  dem 
^Oeet^rr.  Oekonomist**,  H^en  1871.  R.  bekämpft  namentlich  das  Baostellenmonopot 
und  den  Baustellen wncher,  a.  a.  0.  S.  31  und  das  österr.  System  weitgehender  lang- 
jäluiger  Steuerfreiheiten  fQr  Neobanteo.  Vgl.  daselbst  auch  die  Ansfllhrungen  Uber 
die  Ornndrente  8.  86  if.  mit  der  richtigen  Polemik  in  diesem  Puncto  gegen 
Schlffle's  Lshn.  (Schäffle,  See.  Sarpcr  III,  390,  gesteht  ttbrigens  jetzt  selbst 
in  sehr  an  erkennen»  werther  Weise  zu,  dass  er  bei  der  Rechtfertigung  des  priv.  Grund- 
eigenthams durch  die  Unentbehrlicbkeit  der  privaten  Prämienfonction  der  Grundrente 
dtte  richtige  Qrense  nicht  innegehalten  habe).  Bemerkonswerth  sind  noch  J.  Fnneherls 
Atisfuhrungen  Ober  stidtiBches  Grundoigenthum  und  Baustellenmonopol  mit  HinwelsQng 
auf  Expropriation  and  die  Analogie  der  Sachlage  mit  der  bestehenden  Berpbanfreiheit, 
dem  Grundeigenthumer  gegenüber,  Berl.  Yierte^schr.  f.  Volkswsch.  XVI  (1866)  S.  50  ff. ; 
Benestens  fMBch  mit  einer  Bessrre,  welche  eine  Ansdehnnng  des  Szpropriatfonsreehfs 
abfireist  ..unter  den  heutigen  Zuständen  und  g^ar  in  einem  politischen  Staate  mit  leiden- 
»cliaftlich  politischen  Parteien"  (Verh.  d.  I).  volksw.  Congr.  in  Wien.  1873,  Berl.  1973 
S.  154),  eine  Reserve,  die  die  praktische  Bedeutung  einer  tieferen  Reform  des  Grund- 
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aigenthamsrechts  ziemlich  sicher  ftlx  inmcr  aufheben  würde.  Neben  allem  Optimist» 
der  Freihandelsschule  und  naivem  Frsfaunen.  da^s  die  „volkswirthschafilichen  c^-rs 
Naturgesetze"  nicht  lauter  Segen  bringen  und  oft  nicht  einmal  recht  wirken ,  vtci 
manchcB  Bichtige,  z.  B.  in  Betroff  d«  Bodennonopols,  der  BesteiieiiHiir,  bei  dta  ■ 
Uebiigaa  inteent  unklaren  Wiss.  Wehioiigsfrage  in  DealKhland.  Berl.  1ST2. 

Die  prrosse  Brosch U r eii  1  i tcratar  aber  die  Wohnungsf raee  endiii 
flOUBt  fast  nur  Darlegungen  der  Symptome  der  Woh nungsnoth.  viellack  nuia 
eiofeitiger  oder  selbit  aaiteliBeMHcher  BeiteWcbtifrung  der  welinnngsfrM«  d«  «Mi 
Cltwen,  wihrend  es  für  die  principielle  Beurtbeilapg  gende  sehr  wichtigiitii 
Wohnungsnoth  als  einen,  zeitweise  und  örtlich  wenigstens,  fast  allreaein« 
ökonomischen  und  socialen  Nothstand  der  ganzen  städtischen  Befölkeraafr, » 
Auaabme  des  Grand besitzerstands,  anzuerkennen,  trofllr  dann  aber  im  des  iirer* 
meidlichen  Ruckschlägen  des  Baustellensch  windcis  und  der  e  xcfissirei 
Bauwuth  hinterher  die  (inin(lbt>sif/cr  kaum  weniger  in  Noth  gerathen.  Vol- 
nungsnoth  einer-,  Grund-  und  liausbesitzkrise  anderseits  stehen  ia  «tire 
Verbindung  unter  sich  wie  mit  der  Institution  des  Pri?ateigenthums  am  slidt  Bodbi. 
wenigfltonf  in  den  irrtaeren  StAdten. 

Weiter  beschäftigt  sich  jene  Literatur  mit  den  Heilmitteln,  aber  m.  E.  »ick 
tioff^rcifend  genn^,  weil  der  (  ausalnexus  zwischen  drT  \S'ohnuogsnoth  uad  dem  m 
Ausbeutung  und  Speculation  benutzten  privaten  städtischen  (Jrund-  und  Hauseireotkia 
idoht  erkannt  wird  oder,  opliaiistiw^  nickt  erkaant  werden  wilL  Die  rorKescklucaa 
Mittel,  Verbesserung  der  Communicationcn,  genossenschaftliche  Selbsthilfe.  RclorBa 
in  der  Bautechnik  und  Baupoli/ei  u.  s.  w.  sind  nicht  unrichtie.  aber  nicht  vift« 
eenug.  Dass  auch  die  Freihandelsschule  an  ihren  l^rincipion  in  dieser  Frage  oubd- 
Aoh  ine  in  werden  beginnt,  bewiei  die  Yerbandlanff  in  Wien  1S7S.  Des  Hdüi 
der  Speculation  der  BangesdUschaften  und  deren  späterem  Ruin  ra  such^.  wie  GoeM 
in  Wien  that  (Verh.  d.  Congr.  S.  134').  entspricht  zwar  der  orthodoxesten  Theene 
£reien  Goucurrenz  vollständig,  fand  aber  selbst  auf  dem  deutschen  volksvirtksckai-- 
lioben  GongreM  keine  Belttinunnng  mehr.  Wenn  anek  in  dieieni  Kleine  ■ekffcct  ii 
Ansicht  vertreten  wird,  dass  weniH^teni  die  ans  dem  linifcte  gehaltenen  Baottelb, 
deren  Privateigenthümer  die  Conjnnctnrenzewinne.  die  Gneist*schen  „Sprinfprenkr, 
einstecken,  einer  Besteaernng  unterzogen  werden  sollen,  welche  dies  Zurückhält«  ief 
Baiwtellen  enehwert  und  Jmie  fon  der  Guneinseliaft  aUein  verdienteo  6evinidi 
Privaten  tlifit  (TgL  z.  B.  Wiss  in  d.  Wiener  Verh.  d.  volksw.  Gongr.  S.  140^  so  wi$ 
sich,  da*?  man  auch  hier  befrinnt,  in  Hoformen  de«  Rechts  den  richtigen  WeirW 
Abhüfe  zu  suchen.  Zur  Orientirung  über  die  Wohnungsfrage  und  derea  LiteoMT 
TgL  namentlich  das  reiebhallige  geistrolle  Referat  Engel's  auf  den  iatm,mäi^ 
polit  Ckmgr.  1872  CVerhandL  8. 164 — ^230,  auch  selbständig  erschienen)  nebst  I>6bMi| 
Engel  logt  nur  seiner  Neigung  nach  auf  die  rechtlichen  Seilen  der  Frare  feri- 
Uber  den  ökonomisch  -  technischen  viel  zu  wenig  Gewicht,  darin  der  AnschauBiif 
volkswirthschaftlichen  Congresses  näher  stehend.  Vgl.  über  diese  die  VeibasIL  k 
Wien  Uber  d.  Wohnungsf^ge  8.  115 — 155.  Bei  mancher  Ueberscbwknglicbkiä  ■! 
Unklarheit  (auch  z.  B.  über  d.  Forderungen  hinsichtlich  des  Staatscingreifens  S. 
doch  auch  viele  gute  Gesichtspuncte,  bes.  b<\-^chtenswerth  für  die  Postnlatd  aotea  a 
§.  362,  in  d.  Sehr,  de^  Pseudonymen  Arminias,  d.  Gro^tädte  in  ihrer  Wohsua-j 
noth  (mit  Yorw,  f.  v.  d.  Oolti).  Lpz.  1874.  Teigi  sonst  aoek  die  beideB  KA\ 
V.  J.  Fan  eher  über  ..Bewegung  f.  Wohnungsreform",  VoIkswirth«rh.  Viertftljsfte 
1865,  XII,  127  fl'..  IsGO.  XIII.  bO  ff.,  sowie  über  „Häuserbanuntcrnehmang  in  GfK« 
der  Zeit'\  eb.  1869,  XXVI,  48  ff.  (bes.  Uber  die  Vortheile  der  hohzootaica  am  ^ 
Tortikalen  Ansdeknnng  der  Grosaslidte,  mit  Hinweis  aof  LondonV 

An  meiner  Darstellung  der  Finge  des  städt  Grund-  n.  Hauseigeethaw  ii  ^' 
1.  AuH  habe  ich  nicht*  Wesentliches  m  ändern  gehabt,  weder  Wichthre«  hinr«- 
setzen  noch  irgend  Erhebliches  zurückzunehmen.  Ich  bemerke  dies  ao^irtättä 
gegentlber  den  lidfiMsken,  nsmentUek  ron  Jibenlei^  Seite  erfelmen  Aagrtfts  PI* 
miek  wegen  dieses  Abschnitts  u.  der  darin  entwickelten  u.  wie  iok  i^lke  gent|$sl 
begründeten  skeptischen  Ansicht  U})er  jenes  Privateigenthum  —  eine  .Ansicfct.  cj' 
nicht  selten  zu  directen  Deuuuciatioueu  gegen  mich  wegen  meines  „Sociali^aar  ^ 
ftkit  hat  Am  Wenigsten  Tonnag  iok  In  der  spAttMes,  Am  —  er  ksmi  m 
PnUicoml  —  fftUig  oksvftokUcken  PolenJk  r.  L.  Bn«|ber|f  et  iigend  etwas  saeUM 


Digitized  by  Google 


Vorbeaurtiif.   Literatur.  Fra^teilun;. 


747 


Sotreffandes  ge^en  meine  Dai^tellang  za  eotnehmen.  Vgl.  dessen  „DeutschL  n.  d. 
SociaL^',  Lpz.  1878,  S.  104,  ders.  ,.d.  cnltiuiresoh.  Bedeut.  d.  SociaLgesetzes,"  Lpit 
1878,  S.  Sy  fl".  Hier  winl  dio  Polemik  pegen  d.  städt.  fJrundeigenth.  lächerlich  ge- 
macht, weil  sie  von  der,  jeut  Uagst  renchwiindenen  Wuboanganoth  ausgegangen  sei, 
der  die  Volk  dar  Specnlantea  n.  HansbMitzer  Platz  gemacht  habe.  Bamoerger  vmr 
itisr  wieder  entweder  nicht  ehrlich  genn^,  um  anzufahren,  oder  —  was  ich  bei  ihm 
gern  aanehme  a.  vielfach  bemerkt  habe  —  zu  flüchtig,  in  der  Leetüre  von  Schriften 
eiaes  dem  seiuoa  gegens&tzlichou  Standpuncts,  um  zu  bemerken,  daw  ich  schon  Tor 
dem  heut  Zneaminenbnich  der  Bempeeohtfoii  vat  dieee  Nedi  der  Eigenthttmer  ab 
auf  die  nothwendige  Consequenz  hinge wioseii  habe.  8.  in  d.  1.  Aufl.  d.  Gmndleg. 
s  r>r,i  Note.  S.  m  Kote  SO,  S.  667  Mitte,  n.  bereitt  d.  Eisen.  YedinndL  lb72,  Be- 
richt S.  235. 

Von  beaonderer  WiektigkeH  rar  Beortheilong  der  modernen,  namentUdi  der  oon- 

tinentalen  grossstidt.  Wohnungsverhältnissc  der  Be?ölkcrang,  ist  die  werthTolle 
neuere  Wohn  unpsst  at  istik,  weiche  die  Aufnahmen  bei  Gelegenheit  der  Volks- 
zahlungen  geliefert  haben.  die  Liter,  oben  S.  IbH  Note  17  u.  d.  Vecarbeitonc 
eines  Theib  dee  beMgL  Materiale  In  d.  dort  gen.  Scbr.  ?.  Hiclinelis.  Yoftrefl^ 
liehe  Bearbeitung  des  neueston  Berliner  Materiaii  im  2.  Hefte  der  v.  R.  BOckh 
her.geg.  amtl.  Schrift  ,.üio  Bevölk.-  u.  s.  w.  Aufiiahme  v.  1.  Der.  lbT5  iu  Ikrlin", 
Herl.  187S.  Auf  alle  im  Text  behandelten  Fragen  werfen  die  Berliner  Verhaltuiääe 
der  Neaieil  ein  besonden  soharfes  Lieht  Sie  zeigen  die  GeftJinn,  wolehe  in  d. 
Wohnungszuständen  liegen,  tdikgend.  NirtttzUdi  find  diaw  Zmtind«  nndenwo  lieht 
aberall  so  bedenklich. 

Für  die  Fragen  des  st&dt.  Grund-  u.  Hauseigenthums  liefert  die  genannte 
Statistik  auch  werthvolle  Beitr&ge  zur  Beartheilnng.  Doch  sind  daftlr  andere  Sin- 
ti st  i  sehe  That Sachen,  welche  iii-ht  immer  genügend  constatirt  oder  wenigstens 
nicht  msammengestellt  sind,  mehrfach  noch  wichtiger.  Die  Vertheilung  des  stitdt. 
Grund*  n.  Haosbeeitzes,  der  Wechsel  im  Besitz,  die  Ursachen  dieses  Wechsels 
(BAgßag,  Verkauf,  freiwill.  u.  unfreiwUI.  Besitzwedisel  in  Folge  gerichtl  Zwangsrer- 
äossemng) ,  der  Werth,  bez.  Preis  dor  Baustellen  und  der  bebauten  Grumistucke, 
der  Wechsel  dieses  Werths,  die  nene  Kapital? erwendang  für  Bauten, 
der  Miethwerth  n.  dessen  Wechsel,  die  Hypotheken-Tersehnldvag  nnd 
deren  Bewegung  o.  a.  m.  sind  hier  Ton  besonderem  Interesse.  Manches  beztlgUche 
Material  aus  (irossstiidten ,  seltener  aus  kleinen  Städten,  liegt  vor,  aber  ohne  grosse 
Schwierigkeiten  müsste  dasselbe  aus  den  Grand'  und  HypothekeabUchern  und  Steuer- 
kntnnleiii  n.  s.  w.  ferreUsUndigt  werden  kannen,  wodnidi  erst  nmfrssendere  Vergleich» 
möglich  wlirden.  Eine  kleine  Tabelle  Uber  d.  Yahlltniss  d.  Zahl  der  Hausbesitzer 
zu  der  Zahl  der  Wohnhäoser  und  Haushaltungen  für  verschied,  deutsche  Städte  nebst 
Bern  s.  bei  Conrad,  Jahrb.  B.  27,  S.  385.  In  den  Grossstädten  macheu  die  Haus- 
bei.  Orandsltteksbesilzer  der  hier  ns.gesteUftan  Slldte  e.  16~7--8*/o,  in  d.  Klein-  o. 
Mittelst.  71-61—49-  20  "',,  der  Haushaltungen  aus.  Brs.  werthvolles  Material  in  d. 
SutisL  Jahrb.  v.  Rerlin.  so  Jahrp.  i^^TT  S.  71  fl.,  4.  Jahlg.  1878  S.  79  C  * 
Einige  Daten  daraus  z.  Beleg  des  Texts  unten  in  d.  Noten. 

L  —  §.  352.  Fragestellung.  Das  städtische  und  unter 
diesem  wieder  das  grossstädtische  GruDdeigentbom  ist  der 
wichtigste  Repräsentant  des  Privateigenthums  an  Boden,  welcher 
für  Gebftnde,  besonders  Wohngeb&ade^  nnd  für  den  Stand- 
ort der  Prodnotion  ttberhanpt  dient  (§.  859).  Dieser  Boden  hat 
eine  ▼on  allem  andren  Boden  sehr  Tersdiiedene  Ökonomische 
Stellnng  nnd  Fanction  in  der  Volkswirthsehaft  nnd  seine  speeifisehe 
Benutzung,  vomemlich  als  Standort  (Area,  Tenne)  für  Wohnge- 
bäude, Verkaufslocale  (Luden)  u.  s.  w.  hat  gleichfalls  eine  ganz 
andere  technische  Seite  als  die  Benutzung  des  Übrigen  Rodens. 
Diese  zwar  leicht  nachweisbaren  und  zum  Theü  seihst  haudgrei£> 


Digitized  by  Google 


7i8  ^Ablh.  4.K.  GraBdi%.  4.H^A.  8o&alcPrt£  t.A.  StIdiBff.  §.8fttm. 

liehen  Unlenehiede  eiad  indessen  Msher  tob  der  N«lionsI9konoarie 

wenig  beachtet,  jedenfalls  in  ihrer  grossen  Tragweite  niebt  eriunnt 
worden.  Namentlich  gilt  dies  von  den  hochwichtigen  Folgen, 
welche  die  Sonderstellung  des  „Wohnungsbodens"  in  der  Volks- 
wirthschaft  fUr  das  Privateigenthum  an  diesem  Boden  mit  sich 
bringt  Es  ist  zur  Beurtheilung  und  Prüfung  dieser  Kategorie  des 
privaten  Grnndeigenthnms  deshalb  nothwendig,  mehr  als  dies  bei 
den  Mideren  Bodenarten  geboten  ist,  deren  wirtbsobaftlicb-teehaiscbe 
Seite  grossentheils  als  bekannt  Toransgesetit  werden  kann,  auf  die 
Stellang  and  Fnnetion  des  Wohnangsbodens  nnd  die 
Technik  seiner  Benatzang  hier  einzugehen  and  mmittribar 
daran  die  Erörterung  der  principiellen  Frage  über  die  Nothwendig- 
keit,  Entbehrlichkeit  und  den  etwaigen  Ersatz  des  Privateigcn- 
tbums  an  diesem  Boden  anzuknüpfen.  Ausser  dem  Wohnungsboden 
and  dem  Privateigentham  an  diesem  selbst  mass  aber  bei  dem 
innigen  and  im  Ganzen  sich  mit  der  Entwicfclang  des  Stildteweseoi 
immer  inniger  gestaltenden  Okonomiscb-tecbniseben  Zasammenbsnge 
des  Bodens  mit  dem  Hanse ^)  aneb  das  private  Hanseigen* 
tbnm  mit  in  die  Untenmcbang  hineingezogen  werden.  IMe  leMcre 
betrifftdaher  dasprivate  Hausb oden-  oderWohnangsboden- 
und  Hauseigenthum,  demnach  vomemlich  das  städtische, 
besonders  grossstädtische  private  Grund-  und  Hans- 
eigentham.  *) 

II.  —  §.  353.  Die  ökonomisch-teehnischen  Eigen 
tbttmlichkeiten  des  WobnnngsbodenSi  welche  für  das  Pri- 
▼ateigentbnm  an  letzterem  alle  eme  mehr  oder  weniger  abweleheode 
Stellang  von  sonstigem  privatem  Gmndeigentbnm  begrOnden,  sind 
•  insbesondere:  der  grossere  Einflnss  der  Lage  anf  den  Werth; 
der  st&rkere  Einfluss  der  allgemeinen  Conjuncturen;  der 

^  An«rdiiig«  UB  metoten  bei  dem  statten  „Yertiltlw^ai**  oStr  äm  (pm- 
•tIdtischeD  Hochbau,  wie  er,  theilweise  im  Gegensatz  zu  Eiglittd  aid  Asariea,  bei. 

«af  dem  Continente  herrscht  und  Dank  dem  Banstellcnmonopol  nim  „Kasemeobta" 
ausartet  Ein  gewisser  Hochbau  oUer  Bau  mehrstöckiger  H&aser  empfiehlt  mck 
ahn  Bioht  nur  bis  zu  aiier  gewistAS  Qrenie  abeiluiupt  wegen  im  K«Mlai|MBOii 
(aagttkehrt:  ttber  diese  Grenze  Miuhib  vertbeoort  sich  der  Hoehbao  anch 
relativ,  p.  Storkwerk),  sondern  auch  wegen  der  Ersparunp  an  horizontaler 
Entfernung.  Faucber  schlägt  hier  die  Vortbeile  der  Londoner  nnddie  Ka^ 
fhaila  der  oontliieiilBleB  WobomnwieiM  n  hoch  an  (t.  Tlerteljabnebr.  Zm,  121  C 
in  den  Grossst&dten ,  wogegen  die  dorticen  Nacbthdie  mid  hiflilsn  VanflgB  «Sr 
sch&tzt  werden.    S.  Anm.  5.    üeberbanpt  §,  353. 

*)  Am  Frappantesten  treten  die  darzulegenden  Yerh&ltnisse  in  den  GrossstidteA 
nicht  bei  deo  eig«iidiebeii  PrivatmietbwohnQngeii,  Mmden  bei  4m  gemis- 
theten  L&den,  bes.  in  den  verkehrsreichen  Strassen,  hervor.  S.  Anm.  6  d.  Ikt 
Ausdruck  HWobaongsboden",  „WohuhAiis*'  begreift  im  FolgeDdea  dieeo  FftUe  nit  in  wk. 


Digitized  by  Google 


Eifenart  d.  WoluLbodeos.   EinA.  v.  Lage  auf  d.  Werth. 


749 


Eiofluss  der  leichteren  Kapitalisirungsteigender  Renten, 
besonders  auf  £igenthum8wechsel  und  Verpfändung  des 
Grundstücks  und  Hauses  ;  die  besonderen  Verhältnisse  der  Bau- 
stellen; endlich  der  Umstand,  dass  dieBechtfertigimgsgrtlnde,  welche 
vom  Standpunot  des  Productiommtoresses  ans  sonst  für  privates 
Qnmddgenthiiiii  spieelMo,  bei  stidtiseliem  Wohnmigsbodeik 
osd  Hlnsern  meist  nioht  sntreffen. 

A,  Der  Werth  des  Wohnungsbodens,  namentlich  der  städti- 
schen Grundsttlcke ,  ist  in  besonders  hohem  Maasse  abhängig  von 
der  Lage  der  betreffenden  GrundstttckSi  regelmttssig  erheblich 
mehr  als  der  Werth  andeien  Bodens« 

Dies  erklärt  sich  zunächst  aus  der  fast  allgemein  unter  den 
Menschen  als  „socialen  Wesen"  verbreiteten  Sitte  des  örtlich 
nahen Zusammenwohnens  auf  verhältnissmässig  engem 
Räume.  Diese  Sitte  zeigt  sich  schon  in  der  vorherrschenden 
dörflichen  Ansiedlongsweise  (statt  des  fiinzelhofsysten^s  §.  328) 
und  bildet  sieh  immer  mehr  im  Städtewesen,  «n  Grossartigsten 
in  den  Gross-  nnd  Weltst&dten  ans.  Sie  bemht  anf  wiohtigen 
Bedllrfiiissen  des  gegenseitigen  Sehntses  nnd  der  Untersttltanngi 
des  bequemeren  Verkehrs,  anf  der  Pflege  vieler  GemeinbedflrfniBse 
(§.  141),  überhaupt  auf  den  Erfordernissen  des  Culturlebens.  Sie 
ist  insofern  eine  Consequenz  der  menschlichen  Natur  und,  in  ge- 
wissen Grenzen,  nothwendig  und  heilsam,  in  ihrer  Ausbildung  zum 
Städtewesen  Ursache  und  Wirkung  eines  wichtigen  Theils  des  Pro- 
eesses  höherer  Cultur.')  Die  Sitte  erhält  sich  aber  sodann,  trots 
so  maneher  Schwierigkeiten,  welche  ihr  entgegen  treten,  in  Folge 
der  geringen  Fähigkeit  des  Henseheni  selbst  bei  sehr  ver- 
▼olikommneten  nnd  wohlfeilen  Commnnieationeny  einen  Gegen- 
stand beständigen,  regelmässigen,  z.  B.  täglieben  oder 
mehrmals  täglichen,  Transports  zu  bilden.  Der  Grund  daftir 
liegt  weniger  in  der  Beschaffenheit  der  Communicationen  und 
Transportmittel,  welche  einer  ausserordentlichen  Vervollkommnung 
in  Hinsicht  auf  äicherheit|  Sehnelligkeity  Bequemlichkeit  nnd  selbst  ' 


')  Abweichende  Ansicht  bei  neueren  Socialisten,  wie  Fr.  Engels,  die  gnind- 
iiitlH**'»  dio  grossen  St&dte  eifern,  ihre  Nothwendigkeit  für  indastr.  Zwecke  n.  s.  w. 

bertreiten  u.  namentlich  die  Unmöglichkeit  behaupten,  die  erforderlichen  hygienischen 
VerbesseruQgen  überhaupt  in  den  Urosastüdten  herbeizuführen.  D&bei  bleiben  indessen 
alle  «öderen  Seiten  der  Frage  unbeachtet.   YgL  i,  B.  Engels,  Dührinf's  UmwUz. 

rdm.  S.  über  d.  DiohtigkeU  der  BetOlt  in  Berlin  d.  BeiQikjdkL  r.  1976, 
1  &  80  nebet  Plan. 
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TÜToUfeiHieit  Olhig  eind,^)  alt  in  dam  itoto  «iTmeidHihm  Zeit- 
aufwand,  —  time  is  mon^  — ,  «in  Anhrand,  welehar  ifMüptm 
Falleg  bei  jeder  grOeserMi  rininlichen  Trennaiig  der  WehnngCB 

geopfert  werden  man,  abgesehen  davon,  dasa  bei  einer  selte 

Wohoungsweise  daon  die  Wirthschaft  und  Coltur  lürdemden  Bfr 
rUhrungcD  der  Individuen  vielfach  aufhören.^) 

Diese  zunächst  rein  natürliche,  aus  dem  menschlichen  Woh- 
nungswesen resultirende  Bedeatung  der  Lage  der  Grundstücke 
hat  nun  die  wichtigsten  Folgen  für  das  Privateigenthnm  an 
diesem  Boden. 

1)  Bei  Wobnnngsboden,  weleher  Priyateigenthuni  is^  tritt 
diese  Bedentang  für  den  Werth  der  Gmndstileke  im  privatwirth- 

Schaft  liehen  System  in  der  Hohe  der  Grundrente  (und,  nach 
erfolgtem  Hausbau,  der  in  gleicher  Weise  wie  die  Grundrente  sich 
bildenden  Hausrente)  hervor.  Danach  bildet  sich,  unter  Zu 
gmndelegung  des  landesüblichen  Zinsfusses  und  unter  Veranschlagung 
der  Sicherheit  des  fientenbezugs ,  durch  Kapitalisirung  der  Rente 
ein  mittlerer  Tanschwerth  des  Grundsttlcks  und  Haosea.  Ifit 
diesem  üUlt  der  jeweilige  Verkaufspreis  nicht  immer  n- 
sammen,  der  viefanefar  unter  dem  wediselnden  Einfluss  von  Ange- 
bot und  Naehfrage  und,  je  mehr  die  stildtisehen  GrundstSeke  bei 
der  ,,Freiheit  des  Gmndelgentlrams''  „Waare^  werden,  naeb  den 
Gange  der  Speculation  mehr  oder  weniger  davon  abweicht. 

2)  Die  geschilderte  menschliche  Wohnungsweise,  besonders  in 
den  Städten,  ruft  namentlich  zahlreiche  Differenzen  in  den  Vor 
aflgen  und  Nachtheilen  der  Lage  der  städtischen  Grundstücke 
benror,  welchen  dann  Differenzen  der  Grund-  und  Hausrente,  des 
mittleren  Tausebweitbs  und  des  speculatiYen  Preises  des  betieÜBi- 


^  DiM  nfgl  m  AUeni  Ldndon,  TgL  dwOiber  Faiic1i«T  Mif  d.  Wieiwr  faltav- 
COBp.  1873,  Yerh.  8.  150. 

^)  Rechnet  man  in  Gro^sstädten  mit  vonraltend  horizontaler  Ausdehnang,  dis 
täglich  für  die  Gesch&ftswege  an  Zeit  —  Uber  diejenige  hinaas,  welch«  füi 
Sj^aNDgekoB  iv  Sriiolaiig  n.  dgi.  anrttiiMht  Miii  laag  nd  iMolm  ««ch  phiai* 

und  nationalökonomiscli  kein  Verlust  ist  —  für  Gehen,  Fahren,  Warten  (an  den  Biha- 
hOfen  u.  s.  w.)  aui  li  nur  1  Stumlc  verloren  tr''ht,  so  ist  dies,  bei  300  Arbeitstag« 
und  lÜstUnd.  NormalarbeUsuge,  eben  3U  Tage,  10  "/^  der  productireu  Zeit,  bei  Sstüfli 
Arbeitstage  (liberale  Professionen)  sognr  12*/,%  dieser  Zeit  In  Beriin  kann  aua 
für  viele  Berufe  schon  heute  diesen  Verlast  so  hoch  anschlagen.  Wie  erst  b^i 
1 — 2stöckigen  statt  4— ßtitöckigen  Haasern  acd  selbst  bei  Londoner  Commnnicariflsir 
oiid  Trausportwusuu I  Faucher  u.  A.  m.  rechnen  wohl  (mit  Bocht)  die  NneMii> 
hermiiB,  weksbe  bei  dem  Etagenbau  darch  die  tSgUehe  Oebeiwinduig  der  Steig«;» 
(Treppen)  entstehen.  Man  kann  aber  die  Gegenrechnung  machen:  wieviel  Kraft  i» 
der  Hauswirthschai't  selbst  erspart  wird  in  der  £tage  mit  horiMntaler,  vergiichan 
dem  kleinen  Hause  mit  verticaler  Ausdehnang  I 
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dfln  prlT«l6ii  Gmadeigenthimui  «ntipreoliaii,  Aiieli  dies  sind  y«r- 
Udtwse,  wie  sie  lioh  swar  specifiseb  ebeoto,  aber  dem  Gmdo 

nach  viel  weniger  bedeutsam  bei  anderem  Boden  tioden.  Der  vorzüg- 
lich gelegene  Boden,  welcher  fUr  die  Wohnung  und  für  die  zahlreichen 
specifisch  städtischen  gewerblichen,  politischen  und  Culturz wecke 
(Läden!)  deshalb  besonders  geeignet  ist,  erlangt  hierbei  wegen 
«einer  unvermeidlichen  Beschränktheit  in  den  Städten  so  hervor- 
ragende ökonomieche  Bedeatnng,  dass  seine  Beuten  nnd  daber  iein 
Wertb  fttr  den  Eigentbltmer  ansserordentlieb  boeb  steigen  nnd  leiebt 
einen  monopolistisebenCbaraeter  bekommen.  Mit  der  weiteren, 
dmeb  die  yermebrte  Bevölkerung  gebotenen  Ansdebnnng  des 
stSdtischen  Weichbildes,  d.  h.  des  zusammenhängend  mit 
städtischen  Gebäuden,  Plätzen,  Strassen  u.  s.  w.  bedeckten  Bodens, 
gewinnt  ein  immer  grösserer  Theil  der  städtischen  Grundstücke 
ood  Häuser  diesen  Character. 

§.  354.-  B.  Einfluss  der  Conjnncturen.  Die  Bedeutong 
dss  Wohnungsbodens  in  den  mensoblicben  Wobnorten^  wiederum 
for  Allem  in  den  Stfdteni  die  grdssere  oder  geringere  Gnnst  nnd 
Uognnst  der  Lan^  der  einseinen  Gmndsttteke  nnd  demnaeb  die 
Hobe  nnd  der  Gang  der  Rente  nnd  des  Wertbs  dieses  Gmndeigen- 
thmns  bSngen  zwar  nieht  ausschliesslich,  aber  ganstlberwiegend 
von  allgemeinen  gesell  schalt  liehen  und  wirth  schaft- 
lichen Ursachen,  nicht  oder  nur  wenig  von  der  bewuss- 
ten  wirthschaf tlichen  Einzelthätigkeit  des  Grundeigen- 
thttmers  ab.^)  Diese  Sachlage  besteht  abermals  bei  anderem 

*1  Letzterer  FaU  liegt  allerdin^  mitunter  vor,  /.  B.  wcun  ein  gewerbe-  und 
aaudeiireibeoder  Uaiu>eigeuüiamcr  atw&  seineu  Laden  durch  t>eiiie  Tüchtigkeit  und 
RMlIitit  in  Aoftehvoiiff  bringt  lud  cbdaroh  Ems  und  StnaM  kebt  Ab«r  U«r  b«- 
bteht  eben  nur  ein  zuf&lliger  Zusammenhang  zwischen  IIanseig:enthamcr  und  Laden- 
beititzer;  in  letzterer,  nicht  iu  ersierer  Ilirtsicht  hegt  eine  per&ünliche  Leistung  vor. 
Gerade  in  solchen  Laden  Verhältnissen  zeigt  sich  vielmehr,  wie  sehr  daä  Privateigeu- 
ttm  Ml  itidtiidiMi  Bodtn  wirklich  ^AiitbetttaDg**  bevirkaa  kann.  Eine  mm& 
wenig  frequente  Gegend  einer  Stadt,  mit  neuen  Häusern,  oder  bisher  ohne  oder  ohne 
^'ute  Dctaiigeschäfte  wird  z.  U.  zunächst  durch  die  Inhaber  der  letzteren  gehoben. 
iJie  Früchte  einer  oft  sehr  bedeateudea  individuollen  Arbeitsamkeit  und  selbst  Kapital- 
renrendnng  ÜXim  dem  liideilnhnber  aber  nur  für  die  erste  &IieUi|i«ilode  allein  zu. 
Hinterher  mnss  er  sie  ganz  oder  grossentheils  in  der  leiebt  durchzusetzenden  Mieth- 
steigerung  dem  Haui>eigenthUmer  Überlassen,  jedenfalls  sie  mit  diesem  theüen.  Und 
von  nun  an  arbeitet  und  mtlht  sich  der  Ladeninhaber  wesentlich  mit  fttr  diesen:  eis 
ungleich  ungtinstigeres  ökoniMnisches  Verbiltniss  als  die  „mittrialterlich-feudale** 
lastung  des  Bauern,  des  Colonen  mit  Diensten  nnd  Abgaben  an  den  (»rundherm. 
i>ena  diese  Lasten  durften  nicht  beliebig  ge^ueigert  und,  wenn  der  Bftuer  seine 
PÜobton  erfUllte«  w  nldil  Tertrieben  varaan.  Jener  groMHIdtiaclie  Ladenbeeiteir 
wild  beillndig  geatetgert,  eventuell  sofiact  tatdeben  und  muss  auch  noch  unter  der 
oft  so  unreellen  Concurrenz  der  Reruff^fj^cnossen  —  z.  Th.  auch  wieder  einer  Wirkung 
der  Miethschraube  —  leiden,  Alles  bchiiessiich  zur  VergrOsserung  dea  Kinkftwmena 
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Boden  nnd  GrnndeigeDthum  kaum  je  in  gleichem  Maasse,  soo- 
dem  nur  ausnahmsweise  annähernd  ähnlich ,  während  sie 
im  obigen  Falle  Hegel  ist.  Die  allgemeine  und  besonders  die 
locale  Ab-  und  Zunahme  der  Bevölkerung  und  der  Verkehrsrichtnng, 
die  Bewegung  der  Voikswirthscbaft,  namentlich  die  Entwickhog 
von  Industrie  nnd  Handel,  Specnlation,  Ueberspecnlation,  Krise, 
Flauheit,  ruhiger  Verianf  dee  Wirthaehaftelebeiiai  beaonders  des 
gewerblicheDi  die  Gestaltniig  der  Oommnnieatioiia-i  der  Geld-  ind 
Oroditverbftkniase  und  des  ZinaftuNeSi  der  Qaog  des  poUtisclieB 
Lebens,  die  besflgliehe  wirÜiBebaildietae  Gesetegebnng,  s.  B.  Iber 
das  Zugrecbt,  Uber  die  Ebeschliessung,  Gewerbeordnung,  die  Mass- 
nahmen der  Zwangsgemeinwirtbschaften,  Staat,  Gemeinde  in  Coni- 
munalsachen  u.  s.  w.,  das  sind  die  grossen  entscheidenden  „Con- 
juncturen''  Air  den  städtischen  Boden  und  das  dortige  Grund 
und  Hanseigenthnm.  Die  Consequenzen  dieser  Verhältnisse  fflr 
letzteres  sind  ausserordentlieh  wichtig  ittr  die  prineipieUe  Seite  der 
Privateigentbiimsfrage. 

1)  Die  Weehselfftlle  gOnsliger  wie  nngttnstiger  Ar^  wekke 
ans  dem  Weobsel  jener  Ooignnetaren  fttr  die  Hobe  der  Benle  ud 
des  Werlbs  dee  Bodens  nnd  Hanses  berrorgeben,  treffen  bei  der 
Institution  des  privaten  Grnndeigenthums  den  städtischen  Grund- 
nnd  Hausbesitzer  kraft  seines  Eigenthumsrechts,  wie  natii 
der  Privateigentbumsordnung  regelmässig.  Die  Wirkung  dieses 
Verhältnisses  ist  jedoch  wieder  gewöhnlich  specifisch  verschie- 


des  Hausherrn.  An  die  Scholle  gebnnden  ist  er  allerdings  nicht,  er  ist  „porsSolick 
frei",  d.  h.  er  kann  beim  Ablauf  seiner  Miethzcit  g^ehen  und  —  wieder  von  Torac 
anf&uiren.  In  solchen  F&llen,  welche  typisch  fiir  groääütJkdtische  Detailgeschafte  äixkd, 
weU  aerai  Kandadinft  fonenUdi  «tue  loenia  ist,  und  welche  m  Hnndarten  l«khl 
constatirt  werden,  zeigt  sich,  dass  in  der  That  das  priratc  Grund-  und  Hausei^ntba« 
zvL  einer  OkonomiäcboD  Ausbeutung  fahren  iiann,  welche  durch  äusseren  Zwang 
(§.  207),  z.  B.  in  der  Unfreiheit  nicht  erreicbt  wird.  Denn  eine  solche  SacUafe 
nOthig^  in  den  Formen  des  Eiganthnmsrwslili  zn  einer  persönlichen  AaMTCOgvg«  vic 
sie  die  Furcht  und  Strenge  des  Herrn  aus  den  Unfreien  nicht  heranspresst  Di" 
^ciale  Unabhängigkeit'*  der  „freien  und  gleichen  Staatsbttisec**  ist  in  solchen  F«lid> 
Mtttiiieli  aneli  eine  FletHm.  (Vgl.  anch  Thnn,  Ind.  d.  Ulederrhefns  ptnfm).  SkU 
ohne  Grund  sind  die  „Hausbeettter**  in  der  modernen  grossstSdtischen  Poese  (Wio, 
Berlin!)  die  Typen  des  „Tyrannen"  und  des  „Ausbeuterb".  Leider  eine  fur.'htbir 
emite  Sache,  wenn  man  an  die  Pariser  Commune  denkt,  deren  Zosammenhang  mix 
Wohnnngs-  nnd  ICietliveililltntoeB  oft  beirorgebobeB  voides  'Ist:  ein  Difttal  dee  Ih> 
kommens  der  ,Jdeinen  Leute"  aufMiethe  verwandt  1  —  Das  Beispiel  der  Ladenin hsb  : 
liefert  auch  eine  gute  ironische  Illustration  zur  Theorie  der  Begründung  des  PriTii- 
eigenthums  auf  Arbeit,  weit  mehr  als  die  gewöhnliche  Arbeitersteliung  3ü3.  S04,>. 
A«f  ,U^ilMit'  beraht  dü  Einkonniai  des  Haosbesitien  hier  alleidiigf ,  mber  airf  d* 
Arbeit  des  Anderen  (sobald  eine  billige  Kapitalrerzinsung  fQr  das  Haus  ii  AlflC 
gebracht  wird).  Nicht  das  „Kapital",  sondern  das  „Grundeigenthon"  ist  dbCT  ÜB 
das  Mittel  der  erfolgenden  Uebertragung  der  Arbeitsprodacte. 
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den  TOD  der  gldclien  Wirkung  bei  bewegliehem  Privateigen- 
thnrn  nnd  wenigstens  dem  Grade  nach  auch  wie  bei  anderem 

Grnndeigenthnin.  Der  Omnd  liegt  einmal  darin,  dass  es  sieb 
nicht  nur  wie  bei  allem  Boden  um  eiu  Privateigenthum  an  einem 
nicht  beliebig  vermehrbaren  Naturfactor,  sondern  um  das  Eigentbum 
an  einem  wegen  des  massgebenden  Moments  der  Lage  absolut 
stark  beschränkten  Naturfactor  und  um  die  begrenzte 
Benutz  bar  keit  desselben  gerade  nnr  für  Gebäude  und  bestimmte 
sttdtische  Zwecke  handelt^);  sodann  darini  dass  die  Coiganctoren 
wenigstens  in  ganzen  Zeitaltemi  wenn  anch  mit  gelegentlichen 
kleinen  BttcksehlXgeni  in  einer  Bichtang,  gttnstig  oder  ungttnstigy 
renteil-  nnd  werthsteigemd  oder  mindernd  und  dabei  meistens  yer- 
hältnissmässig  rasch  und  stark  wirken.  Das  städtische  Grund-  und 
Hauseigenthum  ist  daher  ein  typisches  Beispiel  für  den  werthbe- 
stimmenden Einfluss  der  Conjunctnr,  unabhängig  von  dem  Willen 
und  Thun  des  Eigeuthllmcrs,  des  „Privatwirths".  ®) 

2)  In  Zeiten  des  wirthschaftlichen  Fortschritts,  bei 
steigender  allgemeiner  nnd  besonders  städtischer  Bevölkerung, 
wachsendem  Volksreichthnm,  günstiger  Entwicklang  der  „städti- 
schen Nahrnngssweige"  n.  s.  w.  sind  die  Conjanctaien  im  Gänsen 
dauernd  vortheilhaft  ftbr  das  städtische  Grand-  nnd  Hans- 
eigenihnm,  natttrlich  vor  Allem  in  den  von  dieser  Entwicklung  am 
Meisten  betroffenen  Wohnorten :  den  Sitzen  der  Industrie,  des  Berg- 
baus, des  Handels,  der  grossen  öffentlichen  Institute  und  Behörden 
des  Staats,  Uberhaupt  in  den  Grossstädte u.^)    Demnach  ge- 

^  LeUteres  ist  z.  B.  ein  Nachtheil  fUr  städüschesi  GruiideigenthoiD  lu  ätark  herab- 
kommeDdeii  Orten. 

*)  Der  nicht  seltene  EinwanJ  der  Praktiker,  dass  der  Eigentliümcr  beweglicher 
(iüter  dieselben  günstigen  und  ungilnstif^i'H  (  hancen  wie  der  ürundbubitzer  laufe,  treflen 
daher  uicht  zu.  Momentan  kann  frcilicli  auch  der  Besitzer  beweglicher  Guter  ausser- 
oidentliche  ConjoucturengewinDe  beziehen,  aber  sofort  Äussert  Bich  dann  die  Concurrenz: 
ncae  locale  Production  oder  Hcrbeiscliaffuiig  der  (lutor  aus  «Ilt  Feme.  Bei  Gnind- 
and  Hanseigenthum  erfolgt  die  Ausgleichung  viel  laugsamer  und  oft  bes.  bei  städtischen 
Immobilien  gar  nicht,  weil  die  betreffende  „Lage"  jede  Concurrenz  anwirkä&m  machu 
Han  beobachtet  dies  z.  B.  daran,  dass  die  ungünstigen  GnijaDctaren  (z.  B.  in  Beriin 
üeit  1S74)  die  Mielbpr-is,'  iu  den  besten  Gejreuden  gar  nicht  oder  nur  wenig, 
auch  die  Yerkau&preiäu  lauge  uicht  so  ab  iu  dcu  schlecbtoreu  Stadttlieilen  berühren. 

*)  Vgl.  o.  §.  78  Ann.  11  (S.  103)  Uber  Berlin.  Hier  stieg  der  Miethwerfh  der 
GnmdstUcke  gegen  das  Vorjalir  um  5°;o  ia  l'jßO,  8  in  1870,  10  in  1871,  21  iu  1872, 
2'{  in  1S78,  14  in  lb74,  7  in  1875,  IP'o  in  1876,  Dazu  trug  die  Vermehrung  der 
Vkolmuiigeu  durch  Neu-  u.  Umbauten  weseutL  bei,  ebcr  wie  Bich  eioigermassen  aus 
d.  YemMihr.  dee  Fenercaasenvertlis  ergiebt,  doch  nnr  zum  Theil,  denn  dieser  stieg  in 
ionselben  Jahren  nur  um  bez.  3,  3,  3,  6.  K.  13,  11  V„  u.  hierzn  trug  naell  die  un- 
ibhüngig  von  Neu-  u.  Umbau  erfolgte  Taxerhöhun^  —  mit  eine  Folpe  der  Coii- 
jouctor  —  beL  Diese  betrug  1J573  —  70,  34.5,  15.3,  21.2,  23.7  Mili.  Mark.  Jahrb. 
IgTT  a  91. 

A.  WaffO«r,  Orondtfgttiiff.    i.  Anf.  4S 
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niMt  der  Privsteigenthlliiier  hier  in  ongewöhntiehem  Ghrade  vam 
Qewinn  in  seinem  Einkommen  ans  der  steigenden  Rente  d« 
Orandstlleks  und  Hanses  und  in  seinem  Vermögen  in  to 
steigenden  Werthe  beider.    Und  zwar  ganz  ohne  oder  obve 

entsprechende  eigene  ökonomische  Gegenleistungen,  anf  Kosten 
der  übrigen  Bevölkerung,  welche  in  höheren  Pacht-  oder  Mieth 
preisen  und  Preisen  der  unter  dem  Einüuss  letzterer  gestiegenen 
Producte  genöthigt  ist,  einen  Theil  ihres  Einkommeos  an  den 
Grund-  und  Hausbesitzer  ohne  £n%elt  zu  Ubertragen.  Denn  nur 
ein  Theil  der  Miethe  n.  s.  w.  characterisirt  sieh  Ökonomisch  ah  , 
Entgelt  nach  den  gewöhnlichen  FreishestimmungsgrOnden  des  ftsin 
Verkehrai  ein  anderer  Theil  nur  als  erzwungene  Zahling  oder  sb 
Nothpreis  des  Kttnfers  wegen  der  monopoUstisefaen  Stellmig  des 
Verkäufers,  d.  h.  hier  des  privaten  Grund-  und  Hauseigenthümer«. 
Sogar  die  bedeutenden  Verwendungen  aus  öffentlichen 
Mitteln  des  Staats  und  besonders  der  Gemeinde,  —  also 
m.  a.  W.  aus  den  Mitteln  der  gcsammten  Bevölkerung  und  bei  der 
Öfters  bestehenden  Besteuerung  and  deren  Wirkungen  grosseotbeils 
ans  den  Mittein  der  nicht-grundbesitzenden  Bevölkerung,  —  Ar 
Strassen y  Reinlichkeit,  Gesundheit,  Sicherheit,  Unfesrriehtswssm 
n.  s.  w.  hahen  schliesslieh  die  Tendenz,  die  Hobe  der  Renten  and 
den  Werth  des  stiUUischen  Gmnd-  und  GebftndeeigenthQms  n 
steigern,  weil  die  Vennehrnng  der  städtisehen  BerOlkerang  dadnrek 
begünstigt  wird.  In  solchen  Fällen  profitirt  der  städtische  Grund 
besitz  doppelt  und  die  nichtgrundbesitzende  Bevölkerung  giebt 
selbst  in  den  .Steuern  das  Geld  zu  den  Ausgaben  her,  welche  in 
direct  zu  einer  neuen  Steigerung  der  Miethen  Air  sie  ftthreUi  leidet 
also  doppelt 


H.  wo,  wie  in  Berlin,  die  hauptsärlilichen  st.Vitischen  Steaan  Mietli-  if«* 
Mieüicr  eiitrxolitcic  Woluiimgb-j  uud  Eiuiiummuu:>toucnt  auid. 

")  Die  Richtigkeit  der  FotdeniDg:,  dus  die  Geneiodebesteneniu;,  bes.  ii  fttdii* 
sehen  Gemeinden,  nbenli  ▼onemlich.  ähnlich  ^ie  in  England,  mit  in  Gnind-  and  Hto*- 

stouern  best«*he,  «Tgiebt  aidl  aus  d'  iii  (i<  saut«  u.  Darin  haben  deutsclie  frcihandleriscbf 
Nationalölionouicn ,  wie  Fsacher,  iiccht.  Bei  blosser  Eiukominenbcütcaerujig  iBibst< 
jedenfiJIi  die  Rente  des  OnnuMsentiillnen  ansgicbigst  angerechnet  und  Mwer  W-  i 
steuert  werden.  Darüber  jettt  ÜUieree  in  meinem  Kefent  über  d.  Gomm^teuerfnft 
auf  d  Berl.  soo.polit.  \'ersamml.  1*^77,  T-pz.  JMs  S  ii)  u.  Bericht  über  di-  Deban 
in  d.  Schritten  d.  Vereins  f.  Socpelitik.  Die  Befürchtung,  das»  diese  Stenecn  fo« 
Eigenthttmer  Mfint  foitgewilsC  würden  »af  den  ICiellier,  ist  imkttseh  aiclM  sskr  be- 
grUntJtt.  denn  die  Mietlipreisc  sind  so  wie  ao  schon  gewöhnlich  Monopolpreise  fnier 
maximale  Nothpreise  des  Käufers,  die  olme  Steigerung;  der  Zahlungsfähigkeit  3« 
letzteren  nicht  weiter  »teigcu  können.  Vgl.  Scbönberg  auf  d.  Einen.  Googr.  ISli, 
Yerlt.  S.  245;  Wiss,  Wohnungsfirife  in  DeatschlaAd,  S.  27. 
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§.  355.  —  C.  Einflass  der  leichten  K apitalisirang 
der  städtischen  Bodenrenten.  Der  Coiyanetnrengewmn 
tos  dem  Steigen  der  sUdtiBchen  Gmnd-  nnd  Hansrenten  wird  in 
Speenlationsselten  gern  nnd  leicht  realisirt  durch  den 
Verkauf  nnd  die  Creditanfnahme  gegen  Verpfändnng 
des  Grundstückes  und  Hauses.  Der  Verkaufspreis  ist  die  kapitali- 
sirte  Rente,  —  in  Zeiten  günstiger  Conjunctur  hoher  als  der 
jetzigen  Rente  und  dem  allgemeinen  Zinsfuss  entspricht,  weil 
ein  Steigen  der  Rente  von  der  Speculation  anticipirt  wird.  Der 
Beleihnngsbetrag  im  Hypothekeügeschäft  ist  eine  im  Ganzen  einiger- 
nassen  gleiche  Quote  dieses  Verkanfspreises.  Verkauf  nnd  Ver- 
pftndong  Tersehaffen  also  sofort  für  jedeBentensteigernng 
ein  starkes  Hnltiplnm  an  Oewinn,  in  GemSssheit  des  sn 
Gmnde  gelegten  ZtDsfhsses,  hei  uns  mithin  oft  das  15— 30— 25fache 
der  einzelnen  Rentensteigerung.  Die  privaten  Renteneigenthtlmer 
vermehren  somit  ihr  Vermögen  wiederum  nur  Dank  der  Conjunctur 
in  ausserordeutlichem  Maasse  und  gelangen  durch  Verkauf  oder 
Verpfändung  ihres  Besitzthuras  in  das  Eigenthum  eines  entsprechen- 
den Tbeils  des  Nationalkapitals,  welcher  ihr  Privatkapitai  wird; 
verwandeln  sich  so  ohne  eine  eigene  y^partbätigkeit^^  in  „Kapitar 
iisten«  (8.  301.  302).^«) 

Ans  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich  einmal  das  grosse  In- 
teresse der  Eigenthflmer  an  jeder  Mietbsteigernng,  — 
nicht  od^doch  nicht  in  erster  Linie,  um  dieser  selbst  WiUen, 
sondern  um  darin  eine  Grundlage  fttr  die  Bereehnnng  eines  höheren 
Verkaufs-  und  Beleibungswerths  des  Hauses  zu  erhalten;  sodann 

Kl)t;nilesslialb  sind  principiell  besondere  Steuern,  welche  diesen  (iewinn 
trerteu,  gerechtfertigt  u.  geboten,  s.  o.  §.  76  u.  Uber  die  Bremer  Verhältnisse  die 
gen.  Voten,  das  meine  ebendas.  Andi  meine  CoiniQ.st.fTage  8.39.  —  Die  Berliner 
Vf'rhÄltni:HSf  lieft-rti  auch  f.  Miese  sperulat.  \\'''rtlistoii;ening  einen  guten  Beleg. 
HOckh  berechnet  im  Statist.  Jahrb.  nach  Massgabe  der  gezahlten  Kaufpreise,  welche 
die  wirklich  verkauften  bebraton  tinmdstacke  im  Vexbiltniss  zum  Feuerrersich.- 
werth  eiv.itlti  ii .  <  in- n  sonach  allerdings  fingirtcn  „Curswerth"  aller  bebauten 
'irundstticke,  d-  r  aber  hier  rocht  wohl  zur  Illustration  dienen  kann.  (Jahrb.  1877 
S.  ;>7,  lb7S  S.  U2).  li»7U— 7t)  war  d.  Fuuercaäseuwerth  buz.  büü,  i^27,  tfbl,  1122, 
1296,  1462.  1619  Hill.  M.,  dieser  CnisireTth  aber  wsr  bex.  1478.  1890,  2402,  8080, 
2813,  2442,  2591  Mill.  M.,  der  Werth  nach  dem  Micthertrag  berechnet  bez.  1406. 
1599,  l'J.M,  2'6b'ii,  271U,  2!iJl,  iOll  Mill.  M.  Uder:  gegen  das  Vorjahr  nahm  d. 
Ver8ich.werth ,  der  auch  üchoa  nicht  bloss  das  neuverwandte  Kapital  repräaentirt, 
sondern  (e.  Note  9)  dnrdi  neue  Tuten  mit  erhöht  wurde,  t.  1870 — 76  tun  bez.  8,  9, 
(i.  l.H,  16,  13,  11,  der  Corswerth  um  4,  24,  32,  25  %  (1871—73!^  zu,  um  ISTl  u. 
7'»  um  S  u.  13"/\,  zu  fallen.  Ib7t)  wieder  um  ()"/,>  2"  steigen.  Die  liypotbek. 
Beiast.  d«is  Grundeigenthums  stieg  von  Ih'O — 76  von  *5J>1  auf  948,  1192,  1454,  1675, 
1847,  1975  MiU.  M.,  d.  h.  in  d.  SpecuI.Jahren  führte  d.  »pecoletire  BesUnreobsel, 
dnia  d.  Nodi  m  dieMr  rietig  tracbaenden  VeisdiiUdang. 
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erklärt  sich  besonders  in  Öpeculationszeiten  so  die  Neigung  ittn 
beständigen  Besitzwechsel  der  Gmndsttloke  and  Häuser,  am 
dareh  Kapitatisimng  die  OoigmietiireiiTeiiten  zu  retliairen. 

Dadnreb  werden  die  städtieehen  Gmndsttleke  immer  mcbr  nr 
,,Waare",  xam  SpeeidationsgegeiiBtaBd,  das  Immobil  wirden 
Handelsobject  wie  ein  Mobil:  der  Gmndstllek-  und  HavserweA 
erfolgt  oftmals  nicht  sowohl  um  der  eigenen  Benutzung  oder  wenig- 
Hteus  um  der  Kapitalanlage  und  des  Rentenbezngs  Willen,  Boodeni 
um  an  der  Preisdifferenz  zu  gewinnen  —  und  gewöhnliche 
Biirsen-  und  Difterenzgescbätte  knüpfen  sich  an  das  stidtisebe  | 
private  Grundeigenthum  anJ') 

Diese  Entwieklang  wird  besonders  doidi  drei  UmsOnde  be-  1 
glinstigty  einmal  dadnreh,  dass  es  sieb  eben  tun  sUdtisebe 
Objeete  handelt,  denn  die  Städte  sind  die  Hanptsitxe  des  mo- 
bilen Kapitals,  des  Geldkapitals  insbesondere.  VermehningeD 
des  letzteieu,  wieder  vornemlich  in  Folge  von  gewissen  „Conjunc- 
turen*',  williger  und  billiger  Credit,  Ijankmässige  Organisation  des- 
selben, besonders  im  Hvpothekenwesen,  sinkender  Zinsfuss  u.  s.  w. 
äussern  daher  ihre  Wirkungen  —  nach  dem  Werthpapierverkehr  — 
zuerst  gewöhnlich  auf  das  städtische  Grand-  und  Hanseigenthtun, 
seinen  Umsatz,  seine  Beleihung,  erst  später  und  in  geringeren 
Grade  auf  andres  Grundeigenthum.  Sodann  ist  die  neuere 
Auffassung  rem  absoluten  Privateigentbum  dadurA 
gOnstig  ftlr  diese  Entwicklung  gewesen,  dass  sie  zu  einer  prin» 
piellen  gesetzlichen  Erleichterung  der  Rechtsformen 
für  Eigenthumsweehsel  und  Verpfändung  tlöhrte.  End- 
lich ist  der  Mangel  eines  richtigen  socialökonomischen 
Steuerrechts  von  Bedeutung,  da  die  Aufgabe  einer  Erfassung  der 
Conjuncturengewinne  des  rrivateigenthums  durch  die  Besteueroog 
iHr  die  Gesellsehaft  praetisch  so  gnt  wie  gar  nicht  in  unseres 
Staaten  gelöst  ist  und  sogar  in  der  Theorie  bisher  kaum  gestsDt 
wuide.**) 

8ü  mehrfach  in  Berlin  1S71  11.  Vgl.  Engel's  gen.  Referat,  Suüst  Jihrb, 
lb79  S.  90,  1S7S  S.  yo.  Von  d.  Forhand.  bebauten  Grundstücken  wurden  t er- 
kauft (bis  1878  inclus.  »lor  vererbten,  für  d.  Werthangaben  vorliegen):  1869— 7< 
bf/,  75S.  717,  1369,  3730,  1997,  1227.  1226,  1497,  oder  in  Procontcn  b-z,  5.6, 
j.2.  10.2,  13.5.  7.U,  7.9,  7.6,  8.9.  Dabei  sind  diese  Zahlen  nicht  eiumalpai 

Tolbtlndig.    Sümintliclie  Grondsttlckskäufe  betrugen  1874  joi  75  22S1  nnd  tm^ 
vogegen  nur  145  u.  177  Grnndst  durch  Vererbung  ihrer  BesitZK  wechtdten. 
zeigt  am  deutlichsten,  wie  weit  dem  Berliner  Grundbesitz  der  ooiuorratire  ChMOM 
verloren  gegangen  ist/'   Jahrb.  1S77  8.  91. 

M)  Bei  einem  Anknnf  des  Hanses  sn  einem  hohen  Coqjnnctoreairerth  viri  4* 
Kftnfer  öfters  zan&chst  (and  venn  die  Oo^jnnctor  bald  efnual 
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§.  356.  —  D.  Baustellen- Verhältnisse.  Eine  weitere 
besondere  ökonomisch-technisohe  Eigenthttmlichkeit  des  etUdtiseheD 
WohnmigsbodeiMi  seigt  sich  bei  den  sogen.  Baustellen.  Dies 
sind  noeh  unbebaate  Grandstfloke,  welobe  wegen  Ihrer  Lage  su 
ilidtieehen  Gebinden  nnd  Zwecken  geeignet  sind  und  ▼on  ibreni 
Eigentlithner  daher  hierAir  bestimmt  werden,  oftmals  indem  sie 
ihrer  bisherigen  landmrthschaftlic  heii ,  (iartenbenutzung  u.  s.  w. 
sofort  entzogen  werden,  z.  B.  an  der  Peripherie  der  grossen  Städte, 
aber  mitunter  auch  noch  mitten  in  den  bereits  lange  bebauten 
Vierteln,  an  städtischen  Strassen  zwischen  Wohugebäaden.  Hier 


schuft  oder  m  thener  gekauft  vurd*-,  aach  länger)  von  dem  Kapital,  welches  ihm 
Has  Haus  kostet,  nur  pine  injl'<siir''  Rente,  t.  B.  3  -5"/,  beziehen.  Eigenthttmlicher 
\\eiäti  vird  diese  Tbau>achü  von  Traktikem  oft  als»  Beweis  gegeu  die  gaiue  Grond- 
ranttttlieoiie  md  gegvn  die  im  Texte  gegebene  Lehre  an fuhrt:  hier  komme  doch 
?ar  kein  KxtrageviDn  vor.   Allerdings  einstweilen  nicht  fUr  den  Käufer,  aber  der 
Zui>».  welchen  der  Verkäufer  aus  dein  Kanfkapital  zieht,  i•^t  ja  zum  Tln^il  nur  yorhüllte 
Grundrente  i^s.  o.  S.  Göll  Note  14).    iüm  Theil  des  Natiuaalcinkommens  und  des  Phrat- 
ftin^ommeni  der  Miother  wird  en  den  Hameigenthttmer  ftbertragen.  Dem  Mieren 
Beisitzer  ist  es  nur  gelungen,  die  (irandiente  zo  kapitalisiren,  die  ihm  nunmehr  in  der 
Form  ties  Zinses,  aber  reell  narli  wie  vor  als  (iruiiilreiite  zufliesst.  —  Ein  anderer 
Kinwand  hängt  mit  der  Theorie  zuäamuion,  welche  (in  eiät  auf  dem  roikswirthschaft- 
iicbcn  Congress  in  der  Wohnungsf^Bge  Tortreten  hat  (s.  o.  Vorbem.  S.  746)  nnd  bertlhrt 
s>ich  auch  mit  der  früheren  (zu  weitgehenden)  Schäffl<''silien  Auffassiinir  der  Rente 
ab  eines  wie  eine  Prämie  für  indiriduelle  Leistung  wirkenden  Einkommens 
einer  Person  (Theor.  d.  ausschliess.  AlMatzrerhältnisse,  auch  System  3.  Aufl.  II,  76  ff., 
>39;  KapitaUsmos  S.  715  ff.).    Gerade  die  Aufsicht  auf  den  mögli*-hen  grossen 
Extngeirinn  ans  günstiger  Conjunctur  des  städtischen  Grund-  und  Hausfigenthiim'; 
?ih  hier  ala  die  Potenz,  welche  im  Gesammtiuteroäi^e  zum  Uausbau  aus 
speculatifen  Qrttnden  md  damit  snr  Befriedigung  der  Vohnnngsbe- 
dnrfnisse  ftüm:  BeMitigug  oder  wesentliche  Beächränkaug  dieser  Aussicht  wirke 
also  nachtheilig.    MUsse  man  sich  nur  mit  dem  laufenden  Miethzinsr,  der  oft  zur 
mäasigen  Verzinsnog  des  Baukapitals  oder  vollende  des  ganzen  Grund-  und  Uauspreises 
kanm  «isrdclie,  begnttgen,  so  werde  wenig  PriTaSnpital  zun  Ban  never  nnd  zum 
Ankauf  fertiger  Häu^«  i  >(ronien.  also  das  VVohnungshedurfniss  vollends  anbefriedigt 
bleiboii.    Erst  duri  li  Autlösung  des  heim  Hausrerkauf  realisirten  Gewinns  in  einen 
Zuschlag  zur  Miethreute  erreiche  letztere  gewöhnlich  eine  genügende  Höhe,  welche 
rem  Banen  für  eigenen  Besitz  nnd  f&r  Vermiethen  oder  zum  Bauen  auf  Specnlation 
^'  hiifs  V'Tkanfs  ilc.s  Hauses  ansj)orne.  —  Diese  Rewf^isfühninir  <'ntsj)ri'  lit  iran/  der 
r<  in   p r  iv at  w  i  r  t  h  sc h  a ftl  i eben  Auffassung  der  Smith'schen  Nationalökonomie, 
Es  werden  die  L  e beistände  dieses  Bauens  auf  Gewinn  übersehen,  welche  höchstens 
Amwx  unbedingt  in  den  Kauf  zu  nehmen  wären,  wenn  die  gemeinwirthsc haf t- 
lirhe  Fursor^i-  .iK  iiiKUisfUhrbar  o<ler  srldcchter  wirkend  /üvor  envieson  wäre.  .\uf 
daa  Pnrateigeuthum  au  blossen  Baustelleu  bezieht  sich  diese  Kechtfertigung  über- 
haupt nicht:  dies  bewirkt  aber  schon  eine  starke  Yertheuerung  des  st&dtischen  Banens. 
Das  auf  dieses  Speenlaflonsprindp  baalrte  Bauen  selbst  fahrt  zu  jenen  sehlimmen 
Excessen,  welche  alle  unsere  Grossstiidte  fr<'s»  li.'!|  hili-  ti,  dalii  r  denn  auch  zu  den 
grossen  Rückschlägen  und  Krisen  im  Baugewerbe  und  liausbesitz,  zu 
der  nliertriebetten  Herbeiriehung  und  Besebftftigung  der  Arbeitor  zu  momentan  ttber* 
mlssigen  Lohnen  und  zur  Entlassuni;  nnd  Brotlosigkeit  der  Arbeiter  hinterher.  Der 
gross<!tSdtisfhe  speoulative  Privat- Haus  bau  hat  hier  ahnliche  unvermeidliche  Nach- 
theile wie  der  specolative  Privat -Eisen  bahn  bau,  §■  244a.   Diesen  Panct  meiner 
Beweisftabmng  hat  Hör  Bamberger  (s.  o.  Yerbem.  S.  74S>  zn  ttbetselien  fiir  gut 
beAndeik 
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besteht  nun  die  EigcnthUmlichkeit  darin,  dass  diese  etädtischen 
Baustellea  abaiobtlich  längere  Zeit  der  Bebauung  vorenthalten  wer- 
den und  ganz  unbeiiatit  liegen,  also  aneh  einstweilen  keinen  E^ 
trag  geben,  freilieh  aneh  keine  oder  gant  nnweeentliehe  KümIm 
machen  I  weil  eine  Hineinwendong  von  Arbeit  nnd  Kapital  sieht 
erfolgt  Mit  der  Zeit  aber  enielt  dennoch  der  Eigendiflmar,  «d* 
eher  als  solcher  die  Hinde  wOrtlich  ganz  in  den  Schooss  legt  und 
.  vielfach  wie  gesagt  sogar  die  bisherige  anderweite  Benutzung  der 
Grundstücke  einstellt,  gleichwohl  einen  ult  bedeutenden  Gewinn 
aus  derjenigen  Wert  Ii  Steigerung,  welche  den  Baustellen,  oft  in 
kurzer  Zeit,  durch  die  allgcnieinen  Fortschritte  des  städtischen  Ge- 
meinwesens zu  Theil  wird.  Dadurch  entsteht  eine  grössere  Nach- 
frage nach  Baustellen,  während  gleichzeitig  das  Angebot  der  letz- 
teren ao8  Specolationsgrttnden  künstlich  m5glichBt  Tennindert  wird, 
wozu  das  private  Eigenthnm  die  recbtiiohe  Handhabe  giebt  Der 
monopolistische  Character  des  städtischen  GrondeigenthoBs 
tritt  hierbei  besonders  frappant  hervor. 

Begünstigt  wird  dieser  Aul'kaul'  von  IJaustellen  zu  SpeculatioDS- 
zwecken  durch  dieselben  Umstünde,  welche  am  ISchluss  des  vorigen 
§.  angeführt  wurden.  Die  m äugelnde  oder  rein  nominelK- 
B  es  teuer  uug  (z.  B.  mit  der  alten  agrarischen  Grundsteuer,  wie 
inPreussen!)  erleichtert  die  Operation  besonders.  Da  es  sich  ancb 
nur  um  verhältnissmässig  kleine  Grondstttcke  im  eiozelnra  FsUe 
handelt,  ist  für  den  Eigenthflmer  der  entgehende  Gewinn  ans  euer 
anderen  Benatznng  meist  nnbedentend,  wenn  er  aneb  im  Ganssi 
fBr  das  Gemeinwesen,  z.  B.  bei  der  Elnziebnng  von  GemOsei^brteB, 
Aeckern,  Wiesen  fühlbar  ist.  Zwischenbenutznngen,  z.  B.  als  Höh- 
end Koblenplätze,  Zimmerplätze  sind  ohnehin  nicht  ausgescblosscD. 

Bei  keiner  anderen  Bodenart  zeigt  sich  etwas  der  Baustellen 
speculation  Analoges  in  irgend  nennenswertbem  Umfange,  höchstCDf 
mit  einer  partielleu  Ausnahme  in  Bezug  auf  Bergwerkalaad.  Vor 
Allem  der  ländliche  Boden  gestattet  nichts  dergleichen!  Denn 
wenn  schon  aneh  er  an  dem  ökonomisch  vom  Eigentfattmer  niek 

''')  Vgl.  bes.  Katkowski  a.  a.  0..  in  Bczufr  aaf  Wien:  Eup»'l  in  >\.  F,t>*i 
Koferat  aber  Berlin ,  S.  179  ftl  Aach  die  Debatten  auf  d.  Eisen,  u.  Wieoer  Coa- 
gressea«  Bes.  begünstigt  wird  das  Preissteigeji  der  BMSteUen  noch  durch  Ab&(«Duc 
glMMT  stidtiflchcr  BelHiaang:splänc  —  anf  dem  Papiere.  AnlegODg  tob  Sttiiw  j 
Zügen  u.  s.  w.  auf  leeren  Ackerfeldtffu.  wie  in  Ht?rlin.  S.  Engel.  S.  206.  Der 
freiwillige  BosiUwechsel  unbebauter  (irundätUcke  umfawrtft  in  Berlin  lbS9— ^ 
bez.  Grandst  u.  Ktnf^missommen :  288  n.  11.7  MilL  IL,  808  o.  17.8  MÜL  K.,  10 
u.  16.9  MiU.  M..  1162  u.  87.2  Mill.  M.  (in  1S72!),  mO  n.  SM  MÜL  IL,  7tf  & 
31.3  MiU.  M.,  ü24  u.  44.1  MiU.  M.,  813  n.  47.6  MiU.  M.  > 
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wdienfteD  Goi^aDetiireDgewüm  Theil  nimmt,  so  Ist  die  Werth- 
steigerang doch  hier  zu  langsam,  um  den  Boden  mittlerweile  ganz 
ruhen  zu  lassen,  auch  handelt  es  sich  um  grössere  Gruudsttlcke 
und  daher  bedeutendere  GewinnentgUngc  und  der  ländliche  Boden 
muss  auch,  um  sich  nicht  wesentlich  zu  verschlechtern,  iu  r^ei- 
iDi&ssiger  Cultur  erhalten  werden.*^) 

Die  künstliche  Vertheuerung  der  Baustellen  aber  mflssen  schliess- 
lich die  lAiether  in  higheren  llieth|u:ei8en,  die  ganxe  stildtisehe  Be- 
Tdlkenuig  im  Uebermaass  des  listigen  und  nngesanden  SLasernen- 
haoa  tragen,  welcher  noäiwendig  wird,  am  die  Kosten  der  Baustelle 
anf  eine  grössere  Anzahl  Wohnnngen  tn  vertheilen. 

§.357.  E.  —  Die  Ii  blichen  sonstigen  K echtfertig ungs- 
grtinde  endlich,  welche  vom  Htandpuucte  des  volkswirthschaft- 
lichen  Productionsinteresses  und  zum  Theil  auch  vom  Standpuncte 
richtiger  Socialpolitik  aus  lUr  privates  Grundeigenthum  sprechen 
and  zagleieh  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Institution  mit 
erklären,  verlieren  für  städtisches  Grnnd-  nnd  Hans* 
eigenthnm  wenigstens  in  den  St&dten  nnd  besonden  wieder  in 

^  In  Einvanderongslindeni,  welche  sich  rasch  durch  Coloniaetion  berftlkem  hiä 

wo  oameiitlich  die  Stftdtegrflndimg  and  das  Eisenbahnwesen  eine  wichtige  Rolle  spielen, 
wie  bes  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica,  ist  lange  tlif  Spern- 
iaiioa  iu  „webtern  iaudii  and  tovnioU"  iu  bchwuug  geveaeu  uud  bezieht  aicii  hier  wühl 
andi  ^mal  auf  den  noch  nnbeheiiteB  lindlichen  Boden  mit  Jene  Specnlation  ging 
bes.  vor  der  Krise  von  1857  hoch. 

*')  Vgl.  die  Daten  und  Berechouugen  von  Engel  a.  a.  U.  S.  1*jO,  203.  Kin/clue 
Berliner  ßaQgcselLk:Uaftuu  habeu  eineo  TLeil  ihres  im  Grosse»  erworbenen  Terrains 
in  wenig  Woch«n  um  das  2 — 8&ebe  pr.  nSnthe  Terlwaft,  s.  B.  sind  Steigerungen 
ron  140  auf  342,  von  DO  auf  252,  von  ^3' auf  2(M  Tlilr.  in  1S72  rMgekoauaen. 
Dpf  Sandboden  an  der  Vestli'  lien  Scitf  von  Berlin,  vor  wenigt-n  Jahrzehnten  noch  zu 
einigen  100  Thlr.  per  Morgen  zu  liaboii.  ist  ganz  an  der  Peripherie  auf  3 — 400  Thlr. 
«Mi  BMhr  per  DRuthe  gestiegen,  in  den  besten  Gegenden  mitten  in  der  Stadt  auf 
i— :i  — 6000  Thlr.  .Jedes  100  Thlr.  pr.  C  Ruth.-  holastot  fl.nuornd  ein^  Familien- 
wohnung von  c.  10  GKuthen  in  einstöckigen  Häusern  mindestens  mit  50 — ÖO,  iu 
zweistöckigen  mit  25—30,  in  dreistöckigen  mit  17 — 20  Thlr.  jährlichen  Miethziuses", 
Engel  S.  1^1.  Freilich  ven>peoulirt  sieh  die  Speculation  Öfters,  die  Miethen  sinken 
vorüberjrehcnd  und  «b-r  Hausei^enthumer  muss  den  Verlust  trap-en.  abt-r  der  unreelle, 
Ökonomisch  uuverüieute  Gewinn  de»  ehemaligeu  Gruudem;eathiUuur:>  bleibt,  —  vou 
«DsiMlimsveisen  Veriosten  an  Restkanfj^ldem  bei  Snbhastattonen  al^^hen:  kaum 
Binder  bedenkliche  Verluste  des  Hausbesitzers  als  (}evinne  des  Grundbesitzers.  Der 
anch  in  Berlin  oingetretcuc  Kuiu  der  Baugesellschaften  u.  Bauspeculanten  glrichl  die 
Vor-  n.  Nachtbelle  nicht  aas.  Es  sind  durchaus  nicht  immer  dieselben  Personen, 
veleha  ehemab  den  Gewinn  bezoifen  «.  naehnab  Verivste  erleiden.  —  Statist  Belege 
f.  d.  Erörter.  im  Text  liefert  in  Berlin  u.  A.  die  „Stockwerks Statistik"  der  be- 
wohnten Gebiiuile.  Es  fanden  sich  l**r>I  ie\.  1.  'A22.  wo  die  Aiiiralx'u  fehlten)  u.  1*<7.> 
bez.  19.293  u.  24,102  Gebäude,  also  Zunahme  um  24.i<"/o,  davon  nur  uut  Erdgeschoas 
149&  «.  1$54  (— mit  1  Stock  2yit>  u.  3590  (4-  23.1  mit  2  Stock  4813 
a.  512**  (-f  6.0"/o).  mit  3  Stork  0865  u.  745f.  (-f  S.fi»/«),  mit  4  d.  mehr  Stock 
2882  u.  6o44  oder  Zunahme  127<'/«I  Mit  Keilcrwohn.  bez,  7580  u.  10,977 
oder  44.8%  mehr! 
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den  Grossstädten  nach  den  obwaltenden  Wohnongsverbältnissen 
uud  dem  Stande  der  Tecbnik  ibre  Bedeutung  bei  uns  8o  gat 
wie  vollständig. 

1)  Der  in  der  Landwirthschaft  nachweisbare  Znsammenbang 
zwiscbeu  der  Entwicklung  des  privaten  Grundeigentbuma  und  des 
intensiven  Bodenanbans  (§.  329)  legt  swur  den  Scbluss  nabe,  da« 
der  HHaserbaSy  smnal  der  groaeartige  und  koetspieUge  modene 
groesstiidtische,  ans  gleiehen  VkonomiBeh-teehnisehen  Grind« 
YoUends  an  die  Yoranaeetsang  privaten  OrondeigeiitbuiiB  getanden 
sei,  als  inte  naivste  aller  Bodenanbanarten.  Die  geaelrielidiebw 
Thatsacheu  würden  diesen  Schluss  bestätigen,  wenn  mau  an  da* 
ursprüngliche,  jedenfalls  zuerst  entstandene  Privateigentbum  an  der 
Hofstätte  (i?.  330)  denkt,  ferner  an  die  frühzeitigere  Entwicklung 
der  Ablösung  von  Grundlasten  städtischer  Grundstücke  zur  Her- 
stellung freien  und  vollen  Privateigentbums  in  unseren  mittel* 
alterUcben  Städten,  im  Vergleicb  mit  derselben  ao  viel  iq^ätena 
Maaaregel  bei  dem  ländlieben  Gnindeigenthnm,  wo  die  Lasten- 
befreinng  dea  letaleren  gleiehfaUa  mit  im  Interesse  der  Intensinttt 
des  Bodenbana  erfolgt  ist 

Indessen  liegen  die  Verfaftitniaae  doob  wesentlich  verschieden 
im  Landbau  und  in  unserem  stUdtischen  lläiiserbau.  Der  letztere 
ist  eine  technische  Operation,  zu  der  der  Eigenthümer  als  solcher 
gar  nicht  betahigt  ist,  auch  meist  kein  Interesse  hat,  es  zu  wenieo, 
und  die  er,  im  Gegensatz  zu  dem  Normalfall  des  selbstwirtbschal 
tendeu  oder  ländlichen  Grundbesitzers,  der  Regel  nach  nicht  selbst 
leitet  oder  anaflllirt.  Der  ökonomiaeb-teobniache  Gmnd,  wetob« 
fUr  die  Verbindoog  von  Landwirth  ond  Gmndeigenthttmer  nnd  aoeli 
flBr  Privatbetrieb  des  Laadbans  statt  des  Staats-  oder  GeBMiBde- 
betrieba,  z.  B.  im  DomSnenweaen  apricht,  flillt  alao  hier  fort  Bai 
nnd  Erhaltung  von  atildtischen  Gebäuden,  zumal  von  Mietb- 
ka.seruen,  erfolgt  wesentlich  in  gleicher  Weise  durch  Techniker, 
mag  es  sich  um  Privat-  oder  öffentliche  Gebäude  handeln.  Soweit 
aber  im  Inneren  des  Hauses  mehr  die  zur  Erhaltung  notbwendige 
Aufsicht,  Fürsorge  und  Kapitalverwendung  (für  Beparatnr  u.  s.  w.i 
in  Betracht  kommt,  welche  durch  (öffentliche  Organe  schwerer  ah 


**)  S.  Arnold,  L.  (iefich.  d.  Ligeutli.  iu  d.  deuUchen  Städteo,  Bas.  Iböl,  ki. 
Abschn.  1  u.  6.  GharMteristiscb  ist  andi  schon  d.  guue  EDteteboif  der  IfliOT 

l«'ih<^"  u.  dorcii  Kntwicklungr  S.  auch  Kosrnthal,  z.  Gesch.  d.  Hgenth.  in  Vtin- 
bur;,',  Wixrzb.  1S7$.  bes.  S.  55  ff.  Die  £rbieihe  als  Mittel,  am  m  Kapitiironraidi«!» 
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dorch  Private  geleistet  werden,  wird  die  besttgliebe  Arbeit  and 
Lest  wieder  meiet  nioht  yom  Eigenthlimer,  sondern  Tom  Miether 
tlbemommen,  bei.  in  den  flbMohen  groustftdtiBehen  Miethrerirttgen 
im  heutigen  ,,freien  VertingBreeht"  dem  Miether  anfgenOthigt,^») 
WS8  jedenfalto  eneh  hier  nieht  die  Unentil>ehrliohkeit  privaten 
bUidtiscbeo  Gruudeigentbums  zeigt. 

2)  Hierzu  kommt  die  weitere  wesentliche  Verschiedenheit,  dass 
ein  einmal  fertiges  städtisches  Haus  in  der  Hauptsache  ein 
„steinernes  Kapital^^  ist,  welches  im  einfachen  Wege  der  Ver. 
miethnng  bei  geringer  laufender  Verwaltnngsarbeit  und  onbedenten- 
der  neuer  Kapitalverwendung  fttr  Reparaturen  n.  b.  w,  (welche 
ohnehiny  wie  bemerkt,  im  ,,8y8tem  der  freien  Contraote''  möglichst 
dem  Miedier  zugeschoben  werden*^)),  wie  ein  BentenfMids 
seine  Zinsen  mühelos  trftgt  Der  städtische  Hanshesitser  kann 
hier  nicht  mit  dem  selbstwirthschaftenden,  sondern  nur 
mit  dem  verpachtenden  ländlichen  Grundbesitzer  verglichen 
werden.  Wo  aber  ländlicher  Pachtbetrieb  vorherrscht,  erweist  sich 
ebenfalls  ein  sonstiger  wichtiger  Grund  für  privates  Grundeigen- 
thum  hinfUllig. 

3)  Vergleicht  man  endlich  die  im  ländlichen  Grundsttlok,  a.  B. 
bei  bedeutenderen  Meliorationen  erfolgten  Kapitalfix irungen 
mit  de^ienigen,  welche  der  Hftuserbau  auf  dem  stttdtiscben  Grund- 
stflek  daratellt»  so  waltet  ein  weiterer  wesentlieher  Unterschied  ob: 
das  nndBche  Gmndstttek  und  das  darein  fizirte  Kapital  gewitbren 
stets  erst  in  fortdauernder  Verbindung  mit  anderen, 
immer  erneut  hinein  verwandten  (uiiilau  lenden)  Kapi- 
talien und  Arbeitsleistunj;en  einen  Ertrag.  Zur  moj^licbst 
zweckmässigen  Herstellung  dieser  \'crbindung  wird  im  volkswirth- 
schaftlichen  Productionsinteresse  vieliacb  Privateigenthum  am  Boden 
und  Selbstbetrieb  der  Landwirthschaft  durch  den  EigenthUmer 
empfohlen.  Das  städtische  Grundstück  dagegen  mit  dem  einmal 
darauf  befindlichen  Hanse  fnngirt,  wie  gesagt,  im  Wesentlichen  wie 


**)  Vgl  das  Beispiel  eines  Berliner  Miethformnltn  (noch  iiiolit  das  floUilBiititet) 
bei  Engel  a.  a.  0.  S.  177.  DieJariston  sagen:  „\iranun  unterschreiben  die  Miether 
soloh'"  Vi'rträge?  Thon  sie  es.  sn  ist  <>s  <\wh  ihr  frei-r  Willenaact!"  Die  Social- 
poUtiker  und  MaUonalOiwaomeu  antvrortuu:  ,4xeiwilüg  thun  sie  es  nicht,  eure  „Vet- 
tTBgsftoilieil^  ist  den  thalslohUchen  YttikSltDinen  ge^renfiber  hier  eine  Fiction,  wie 
aacb  sonst  so  oft.  Unterschreiben  »ie  die  Contracte  nicht,  so  sind  sie  in  gewissen 
Conjnnctiiren  d'-n  Wohnungsveieiis  obdachlM  —  und  haben  die  tiblichen  polizeilichen 
Folgen  zu  gewärtigen." 

**)  Avdii  die  oft  nioht  nnbedentendea  Kosten  der  Laden einrichtnas  ^  Iüiqm 
trlgt  der  M ietber  meistens. 
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ein  Rentenfoiids.  Von  einer  eigenüiehen  „Bewirthflohaffaing",  wekfe 

hier  auf  das  Privateigenthumspriucip  hinwiese,  ist  keine  Rede. 

4)  Und  wie  mit  diesen  ökonomisch-technischen  Seiten  verbill 
es  sich  beim  städtischen  Grund-  und  Uauseigentham  im  Vergleick 
mit  dem  ländlichen  auch  mit  den  wichtigen  socialpoiitiaebei 
and  sittlieben  Seiten  der  Privnteigenthnmainstitation :  lo  lekn« 
diete  Seiten  fflr  iftndliehet  Priviteigentlmmy  vomusUkSä  swir 
ffkf  bftnerKebes,  jedoeb  nneh  ftlr  GrossgrandberitB  naeh  dem  FrOhm 
(§.  360)  ins  Gewicht  lallen,  so  gut  wie  völlig  fehlen  sie,  wenigsten» 
unter  den  heutigen  giosHstädtischen  Hauseigeutbums-  und  Wohnnogv 
Verhältnissen,  bei  dem  städtischen  Gmndeigenthum.  Die  auch  flu 
die  geemmmte  Volkswirthschaft  so  werthvolle,  weil  eminent  pro- 
dne*i?e  nnd  eonaerTati?  im  besten  Wortsinn  wirkende  per- 
sönliche Besiehnng  des  lAndlieben  Eigenthllmers  n  aonai 
Boden,  —  diese  Besiebnng,  welche  auch  in  poHtiscber,  socialer  wd 
sittlicher  Hinsicht  so  gtinstig  wirkt  und  auf  dem  Lande  selbst  bd 
dem  verpachtenden  Grundeigenthtimer  selten  ganz  fehlt,  weil  der- 
selbe sein  Gut  sich  und  seiner  Familie  gewöhnlich  dauernd  erhaltei 
will,  —  sie  ist  selbst  in  kleinen  Städten  bei  Torberrseheodei 
£igenbewohnen  des  Hanses  nnr  viel  schwicher,  in  grossen  SAdtoi 
in  der  Bogel  so  gnt  wie  gar  nieht  Yorhanden.  Das  QtimdilBck 
und  Hans  dient  besten  Falls  als  danemde  Kapitalftnlage  nndlGttril 
zur  P^inkümmensteigcrnng  durch  die  Miethschraube ,  oft  nur  als 
Speculationsobject.  Von  einer  socialen  Mission  und  Function  die>e9 
Kigenthums  im  Gesammtinteresse  der  Gesellschaft  reden  zawoika, 
hiessc  allen  Thatsachen  Gewalt  anthun. 

III.  —  §.  358.  Die  Folgen  dieser  so  eigenartigen  dkeas  i 
mlscb-tecbnisohen  nnd  socialen  Stellnng  undFnnetisi 
des  privaten  st&dtisehen  Grnnd-  nnd  Hanselgentbinil 
in  der  modernen  Volks wirthschaft  und  Gesellschat\  sind  hier  tm 
insoweit  hervorzuheben,  als  sie  das  Bild  eben  dieser  Stellung  und 
Function  vervollständigen.  Näher  darauf  einzugehen,  ist  hier  nicfei 
der  Ort.  Die  Folgen  treten  in  gewissen  Zeiten ,  namentlich  ii 
denen  der  „aufsteigenden  Coiynnetnr''  (§.  240)  am  Scblirnnttteo  ii 
der  sogen.  Wohnnngsnoth  zn  Tage,  welche  in  dem  stldtisebn 
privaten  Grund-  nnd  Hanseigenthnm  swar  nicht  ihre  emsige,  aber 
eine  ihrer  vornehmsten  Ursachen  hat.  Diese  Wohnungsnoth  erftreA 
sich  nicht  nur,  wie  gemeiniglich  angenommen  wird,  auf  die  outeitü 

Engel  a.  a.  0.  S.  164  ff.  („Signatur  «i.^r  Wohnungsnolh**),  Beiae  km 
fUuoDseii  eb.  S.  236  £  &  aach  o.  Vorbem.  a.  Note  6,  17,  19.  1 
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arbeitenden  ClasscD,  weim  dieselben  auch  häufig  am  Meisten  anter 
ihr  leiden  y  sondern  immer  mehr  auf  die  gesammte,  znr  Miethe 
wdinende  grossstlldtisebe  and  mehr  nnd  mehr  schon  nuttelstUdtiBehe 
BeyOlkening.  Sie  bildet  einen  wichtigen  Theil  der  Kotbstftnde  der 
sogen,  socialen  Frage,  zeigt  deatUch,  dass  die  letstere  nicht  mit 
der  (engeren)  sogen.  Arbeiterfrage  identisch  ist  nnd  belehrt  die 
Mittelclassen  einmal  ad  hominem  über  die  Wirkungen  ökonomi- 
scher Ausbeutungs-  und  socialer  AbhUngigkeitsverhältnisse  im 
modernen  Wirthschat'tssystem  der  freien  Concurrenz.  Die  Woh- 
nungsnoth  äussert  sich  auch  nicht  nur,  wie  gleichfalls  oft  talschlich 
angenommen  wird,  im  absoluten  Wohnungsmangel  und  der 
Thenerheit  der  Wohnungen ,  sondern  zugleich  in  zwei  anderen 
nicht  minder  schlimmen  Uebelständen,  in  der  vielfach  schlech- 
ten  nnd  ungesunden  Beschaffenheit  sowie  in  der  beständi- 
gen Unsicherheit  des  Innehabens  der  Wohnung  (Lftden 
u.  8.  w.)  und  der  daraus  hervorgehenden  Abhängigkeit  der 
Miether,  d.  h.  de«  grössten  Theils  der  Bevülkciung  vom  „Haus- 
oder ,,Miethherrn",  der  einen  Classe  von  Privaten  von  der  anderen, 
zumal  bei  dem  üblichen,  durch  das  Monopol  des  städtischen  Grund- 
eigenthunis  besonders  in  iSpeculationszeiten  durchgesetzten  System 
kurzer  Miethcontracte. 

Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  das  zweit  wich- 
tigste materielle  Bedttrfoiss  der  consumirenden  Priyat- 
bevOlkemng  in  unseren  Städten  im  heutigen  System  hoch  ent> 
wiokelter  Arbeitstheilung  vermittelst  eines  anderen  Vertrags 
als  alle  übrigen  HanptbedOrfnisse  im  Verkehr  seiner  Befriedigung 
entgegen  geführt  wird;  uiittelst  des  Mieth Vertrags  statt  des 
sonst  allgemein  eintretenden  K  a  u  f  v  e  r  t  r  ag  s.  Der  Natur  der  .Sache 
nach  bedingt  das  Miethgeschäft  im  Unterschied  vom  Kaufgeschäft 
stets  dauerndere  Verbindung  zwischen  den  Contraheuten, 
welche  wegen  der  geschilderten  Stellung  und  Function  des  Grund- 
eigenthttmers  und  wegen  des  Umstands,  dass  es  sich  hier  im  Untei^ 
schied  vom  Einkauf  der  Nahrungsmittel,  Kleidung  u.  s.  w.,  um  ein 
Oegenllberstehen  einer  kleinen  Zahl  y,Producenten"  (Wohnungs- 
vennieiher)  und  grossen  Zahl  ,yGonsumenten'^  (Wohnungsmiether) 
handelt,  in  der  Regel  zu  Ungunsten  des  „Publicums"  ausf^lt  Man 
kann  nicht  einwenden,  dass  jedes  (  red  itgeschäft  —  und 
ein  solches  ist  in  einer  Hinsicht  auch  das  Mieth-  und  Pachtgeschäft 
immer  -  ähnliche  dauerndere  Verbindungen  bewirke.  Denn 
bei  diesem  Geschäft  handelt  es  sich  meist  um  doch  anders  wirken- 
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den  Prodnctivcredit.  Wo  aber  Consnmtivcredit  in  Bctracirt 
kommt,  ist  die  Lage  des  Schuldners  (dem  Aualogou  des  Mietben) 
auch  meist  abhängig  genug. 

Schon  dieser  Umstand,  dasB  das  WohnnngsbeddifiiiH  privil- 
reehtlioh  dnrch  einen  andern  Vertrag  alt  die  Obrigen  niaterielki 
Bedflrfiiiese  behiedigt  wird,  bStle  auf  die  Nothwendigkeit  dicr 
anderen*  Stellung  des  Staats  zur  Wohnungsfrage  hinw  eisen  nffnnj 
als  die  des  reinen  Laisser  faire  ist.  Nahe  zum  Vergleich  liegt  d« 
Miethvertrag  zwischen  Herrschaft  und  Dienstboten,  welcher  aick 
meistens  eine  aparte  Behandlung  erhalten  hat 

Die  periodischen  Rückschläge  der  Banspeenlatioi, 
die  innerlieh  notiiwendig  begründete,  aus  den  geschilderten  Vw- 
hftHnissen  des  stildtischen  Wohnungswesens  hervorgehende  Con8^ 
quenz  eines  fehlerhaften  Svstems,  drehen  zwar  das  Verhältniss 
mitunter  einmal  um,  machen  aus  dem  Grundeigenthümer  und  W| 
miether,  der  sich  verspecnlirte,  zn  spät  und  zu  thener  kaufte,  nieht 
rechtzeitig  verkanfte,  das  Opfer,  aber  in  fortschreitenden  Geoidi- 
wesen  nur  yorttbergehend.  Und  ausserdem  liefern  sie  eine  ebeasQ 
bedei^^che  Ausgleichung  als  die  Krisen  gegenüber  anderen  Speco- 
tationen,  tragen  auch  als  „Reaction"  den  Keim  zu  neuer  „ActioD" 
in  sich,  wie  sie  selbst  aus  früherer  „Action"  hervorgegangen  sinij 
Ks  gehttrt  schon  die  ganze  Verblendung  und  doctrinäre  Voreilig  1 
nommenheit,  aber  auch  die  ganze  oberflächliche  Leichtfertigkeit  des 
(ökonomischen  Manchesterthums  dazu,  mit  dem  Hinweis  auf  solek 
„ausgleichende''  und  „sühnende''  RflckschlSge  im  „naturgesetzfidw 
Gang  der  Volkswirtbschaft"  (will  sagen:  im  Gang  der  schachern- 
den Privatspeculation)  sich  über  alle  die  ökonomischen,  socialeo  and 
sittlichen  Bedenkcu   der  heutigen  Regelung  der  grossstädtiscben 

AVohnuugsfrage  durch  das  specuiative  Privatkapital  hinvegxs- 
setzen. ") 

IV.  —  §.  859.  SocialOkonomisehe  Bedenkliehkeil 
und  relative  Entbehrlichkeit  des  privaten  städtisciei 

Grund-  und  Gebäudeeigenthnnis.  Nach  dem  Vorausgebeu- 
den  muss  n}>er  letzteres  wenigstens  vom  Interessenstandpunkte  der 
Volkswirt  h schaftlichen  Einkommenvertheilung  und  von 
socialpolitischen  Standpunkte  aus  ein  ungünstiges  üribi 


Wie  Bamberger  a.  a.  0.  Ib  Beiüo  worden  bebaute  Gnmdstacle  ndMtf 
1W7  — 70  bez.  180,  827,  277,  2W;  1870—74  67,  M,  28,  41;  1875  o.  7«  wie*f 
105  «.  124  tu  aeildeiB  nocb  mehr. 
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geftlh  werden,  ungleich  mehr  als  über  irgend  eine  andere  Art  des 
prifatonGmndeigentliiime.  Dieses  Urtbeil  wiegt  aber  um  sosehwerer, 
wäl  aneh  Tom  Standpnnete  des  TolkswMisehaftliehen  Prodne- 
tionsioteresses  in  Beang  auf  die  siehere,  gute  und  billige  Befrie- 
digung des  Wobnnngsbedttrfnisses  das  Urtheil  Uber  das  stildtiscbe 
Gruudeigenthum  jedenfalls  nur  wenig  günstig  lautet:  Beleg  des 
eben  die  „Wohnungsnoth"  nach  ihren  hierhergehörigen  Seiten.  Die 
Forderung  einer  Heiseitij^ung  des  privaten  städtischen  Grund-  und 
Hauseigenthums  wird  bei  dieser  Sachlage  wiederum  erklärlicher 
and  gerechtfertigter  als  die  gleiche  Fordemng  in  irgend  einem 
anderen  Falle. 

DieDurehfübrnng  einer  solehenMassregelwttrdeswar  immer 
noch  aebr  erbebliebe  Okonomisob-teebniscbe Sobwier ig- 
keiten  bieten.  Indessen  ist  das  Postolat  docb  aneb  in  dieser 

Hinsicht  gUnstiger  zu  beurtheilen  als  die  meisten  Xholichen  For- 
derungen des  SocialibiuuH  und  als  es  zunäeh.st  scheinen  könnte. 

Es  Hesse  sich  nemlich  nicht,  wie  man  meinen  könnte,  in  der 
einfachen  Weise  vorgehen,  wie  bei  dem  ländlichen  Grundeigen- 
thum, besonders  den  GrossgUtern,  wenn  denn  einmal  hier  das 
PriTateigeuthum  aul'gehoben  werden  sollte,  nemlich  so,  dass  man 
das  an  die  Stelle  tretende  |,Gemeineigenthnm<^  (voraossetzangs- 
weise  des  Sfaats)  nnr  zweekentsprecbend  verzeitpaeb- 
tete,  wie  beute  die  Domänen,  wobei  im  Uebrigen  im  privatwirth- 
scbafUieben  Prodnetionssystem  niehts  geändert  wflrde  Mb,  349). 
Denu  die  Idee  eines  Gemeineigcntbums  am  städtischen  Hoden 
'Voraussetzungsweise  der  (iemeinde,  aber  unter  Controle  des 
Staats)  in  Verbindung  mit  Verpachtung  der  Grundstücke 
zum  Behuf  der  Bebauung  mit  Häusern  an  Private  wlirde  bei  den 
nothwendig  zu  fordernden  Cautelen  und  Beschränkungen  für  die 
bodenmietbenden  Haosbaner  schwerlich  in  erforderlichem  Umfang 
zn  realislren  sein  oder  sie  fäbrte  keine  wesentliebe  Abhilfe  der 
[Jebelatättde  berbei,  welobe  ans  dem  städtiseben  privaten  Gründ- 
et gen  tbnm  berrorgegangen  sind,  oder  sie  bewirkte  endlicbwabr- 
^cbeinlich  eine  partielle  Vergendnng  Ton  Wohnungsbankapital  nnd 
damit  von  Nationalkapital.  Die  englisch-americanische  Boden- 
:iiicthe,  auf  welche  bei  uns  hie  und  da  von  antisocialistischen 
Freunden  der  Wohnungsretorm  hingewiesen  worden  ist,  —  z.  B. 
in  Vorschlägen  für  städtische  Comnmnen,  die  ihnen  gehörigen 
iftädtiseben  Baustellen  nicht  zu  verkaufen,  sondern  zur  Bebauung 
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KU  verpachten  —  ebenso  wie  die  römisch-rechtliche  SnperfieieB")  | 
sind  deswegen  keine  durchgreifenden  Hilfsmittel  gegen  die  dtrg^  | 
legten  Uebeistäiide.  Kurse  Miechseit  hindert  den  teebniMh^ko-  I 
nomiseheDi  besonders  nach  den  heutigen  WohnnngsbedingimgeBder  i 
Grossstldte  erforderiiolien  Hansbu;  lange  Mietfaseft  giebt  den  | 
Bodenmietiier  oder  Snperfieiar  im  WesentliebeB  die  gMdie  (^ow»-  t 
mische  und  sociale  Stellung  gegenüber  der  wohn  imgsbedürfti- 
gen Bevölkerung,  wie  sie  der  bisherige  Grund-  und  üauseigeD-  ^ 
thttmer  bat.  i 

Eine  Beseitigung  des  privaten  städtischen  GmndeigenthniDS 
involvirt  daher  wohl  grnndsätzlich  auch  eine  Beseitigung  pri- 
vaten  Hanseigenthiims,  bez.  eines  privaten  dingliehcD 
Natsnngsrechts  an  dem  Gebinde,  wie  es  in  der  rtfausehen  Ss^. 
fieies  liegt  Die  nothwendige  Conseqnens  wire  also  anek  eia 
Oemeineigenthnm  am  Hanse  nnd  dann  entweder  nage 
trenntes  Kigenthnm  von  Boden  nndHaas,  voranssetznngs- 
weisc  zu  Gunsteil  der  Geniciiide,  oder  Gern  ei  neig  enthuui 
am  Boden  für  den  Staat  und  beständiges  Nutznie ssungs- 
recbt  für  die  Gemeinde,  in  beiden  Fällen  aber  Hausbar 
durch,  bez.  aufKechnung  derGemeinde,  welche  im  letzten 
Falle  Superficiar  wttrde.  Zulässig  wäre  daher  itir  das  städtisehe 
Gmndstäek  and  Haus  nur  die  Kechtsreform:  Gemein gnt  and 
Privatgennss  (§.  326),  d.  h.  Vermiethnng  auf  (besehrinkle)  Zeit 
an  die  Privaten. 

Wifd  nun  aneh  durch  diese  Gonseqnenz  die  Dnrebfftbrasg 
des  Postulats  der  Beseitigung  des  stadtischen  privaten  GroDdeigCB- 
thums  ersehwert,  im  Vergleich  mit  anderem  Boden,  so  muss  docb 
andererseits  anerkannt  werden,  dass  gerade  die  specifische  ökou'^^ 
misch-technisehe  Bebauung  des  städtischen  Wohnungsbodens  mii 
Häusern  u.  s.  w.  durch  und  auf  Kechnung  der  öfientiichen  Ge^ 
walt  leichter  dnrohzoflihren  wftre,  als  die  Bebauung  des  ländücbeii  | 
Bodens,  —  nnd  swar  ans  den  oben  (§.  ^7)  erwähnten  Grflad»: 
weil  die  Ansftthrnng  des  modernen  stftdiisohen  Hanserbaas  Ar 
PriTsta,  wie  für  Vffentliehe  Körper,  Staat,  Gemeinde  n.  s.  w.  ib 
Wesentlichen  ganz  avf  die  gleiche  Weise  erfolgen  Wirde, 
wie  es  ja  heute  schon  in  den  so  zahlreichen  Fällen  von  öffcntiicbeD 

Vgl  dither  z.  B.  Pacht«,  Fand.  §.  175,  lustit  U,  §.  2U;  Baroa, 
§.         Dugeiikolb,  Platzrecht  u.  Micthc,  1S6T.    Betrachtungen  der  ^gL  Btdtt- 
BieUttt  hie  ood  de  in  d.  bezQgL  Aafik  t.  i,  Fenchel,  Wies  i.  A. 
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Bauten  gesehieht  Dieses  nnmittelbare  ProdnctionsiiitereaBe  der 
Ydluwirtlitehail,  daae  die  HSiiaer  b.  a.  w.  wiiklieh  und  sweek- 
ntaig  hergestellt  würden ,  wäre  daher  hei  einer  AhsehaAing 

des  PriTateigenthams  wohl  zu  befriedigen. 

Bliebe  im  IJebrigen  aber  das  privatwirthschaftlic  he  \  erkebrs- 
system  erhalten,  dessen  Beseitigung  jedenfalls  keine  nothwendige 
Folge  der  Aufbebung  des  privaten  Grundeigenthums  ist  und  inso- 
fern auch  bei  dem  hier  erörterten  Gegenstand  gar  nicht  in  Frage 
steht,  so  würde  alsdann  die  Vertheiiung  der  Wohnungen  in  den  im 
öffenttielisn  £igentliiim  befindliehen  Gebenden  iralieh  doch  wieder 
m  der  PriTatreehtsfoim  der  Vermiethnng  auf  Zeit  naoh  den 
Grandsütaen  der  privatwirthsehaftliehen  Gonenrrens 
stattfinden  müssen.    Eine  Gewfthr  des  beständigen  Inne- 
babens  einer  Wohnung  (eines  Ladens)  zu  gleichblei- 
bendem Miethzinse  Hesse  sich   also  auch  bei  einer  Holchen 
Einrichtung  des   städtischen  Grund-    und  Hauseigciithums  den 
Privaten  nicht  geben:  sie  würde  auch  nur  dahin  flihren ,  dass 
sonst  in  dem  verbleiben  de  u  privatwirthsehaftliehen 
System  nunmehr  bloss  die  Miether  statt  der  ehemaligen 
fiigenthflmer  die  Vortheileder  gttnstigen  Gonjnnctnren 
in  ihrem  Einkommen  direet  oder  indireet  bezogen, 
(a.  B.  die  Inhaber  gut  gelegener  Verkanfslocale).  **)  Der  Nntsen 
der  Umgestaltung  ist  also  nicht  hierin,  sondern  in  der  Besei- 
tigung der  lästigsten  Ausbeutung  und  Abhängigkeit 
des  einen  Privaten  vom  anderen,  in  der  Ueb ertragung 
der  Gewinne  aus  s  t  e  i  e  n  d  e  n  Grund-   und  M  a  u  s  r  e  n  t  e  n 
vom  mUssigen  Privathausherru  an  die  thätige  Gemein- 
sehaft  (dieGemeindCi  ^Staat*^),  in  der  erreichbaren  grösse- 

Dies  wird  io  den  Vorschlägeu  zur  Wohnnngerefonn ,  welche  den  bisherigen 
Slietheni  ein  dnnerndee  Mietlurecht  und  die  Sicherheit  vuradiaffiui  wollen,  nicht 
im  Hiethzins  gesteigert  zu  wt^nl<»n.  stets  iihorsehen.  \^].  die  versrhiodenon  Projert^*. 
<Jie  Engel  in  s.  Eisen.  Kcferat  beauhcht,  inclusive  seines  eigenen  („Mietheractieu- 
gesellechaft**)«  von  dem  daeeelbe  gelte«  wttrde.  Ein  tolchee  denerades  prirntes  Ifietfi- 
recht  bitte  fllr  den  Berechtigten  hinsichtlich  des  Grnndrent«  nbezugs  und  mancher 
sonstiicT  ^TO\rinn('.  vi'Irho  ran  der  günstigen  Lage  des  GruiidsttUks  abhängen  /..  B. 
fOr  den  Absatz  der  iJetaiigeschäfte  und  die  Preise  der  Waaren)  die  ucinlicben  Folgen, 
wie  dfts  priftte  Stgeothaaerecht  Gende  diese  Folgen  sind  fem  Staadpanete  der 
VertfaeUnag  des  Vwseinkommens  und  in  socialpolitischcr  Hinsicht  anznfeflliten.  Auch 
!'i  manchen  socialistischcn  Vorschlägen  zur  Wolinungsroform,  z.  B.  denen  der  deutHchen 
>oci*ldemocratie  (Euffei,  Kef.  S.  192),  wird  dies  noch  nicht  erkannt.  Erst  die  Be- 
seitigung des  pTirstwirthsohnfttichen  oder  speculstiven  Systems  wurde  hier  Wandel 
schaffen.  Sie  steht  aht  r  bei  jenen  ReformvorschlSgen  nicht  in  Trage  iukI  i<t  das 
Ündurchfultrbare  oder  weuigstens  das,  was  als  durchführbar  auch  von  sociaiistischer 
Seite  nicht  erwiesen  ist. 

**)  Da  der  Staat,  ab  grOsste  oatiooale  Oeneiniohaft,  an  der  Uebmig  einer  Stadt 
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ren  Regelmässigkeit  des  Gangs  des  Hftnser bans,  daher 
in  der  Abschwäch  ung,  ja  selbst  in  der  Beseitigung  vol 
Bankrisen*^)  und  in  der  Ausscheidung  eines  der  scblimni 
sten  ÖpeculatioQSge biete  aus  dem  WirthschaftslebeniD 
Sachen:  ein  immerbin  sehr  grosser  Fortschritt  nach  dem  Ziele, 
socialrechtUche  Ordnung  nnd  Gerechtigkeit  an  die  Sielte  der  koti- 
gen rein  priyairechfliehen  Begehmg  nnd  Ungerechtigkeit  nnd 
dadurch  bedingten  Misswirthschaft  sn  setsen.  Zugleidi  wlide 
durch  eine  solche  Gestaltung  die  sonst  bed enklichste  Schwie- 
rigkeit von  allen,  welche  der  Beseitigung  des  privaten  städtiicbeu 
Grund-  und  Hauseigeuthums  entgegenstehen)  fortialleo:  die 
Nothwendigkeit  der  Regelung  der  Wobnungsverkilt 
nisse  und  Miethpreise  direot,  ausserhalb  des  Coueir- 
rcnEsystems,  durch  die  öffentliche  Gewalt  Eme  nlek 
förmliche  ^^obrigkeitHche  Vertheilung'^  der  Wobiiages 
wtlrde  eine  viel  tieter  greifende  Veränderung  der  Rechtsbasis  der 
Volkswirthschait  voraussetzen,  als  sie  in  der  Abschaffimg  eine: 
bestimmten  Art  oder  selbst  alles  privaten  Grundeigenthums  lieg: 
V.  —  §.  360.  Principielle  Bedeutung  der  Torant 
gehenden  Untersuchung.  Die  hier  erfolgte  speeiells  fr; 
Ortemng  über  das  private  städtiBche  Grund*  und  Hanieigeiän 
hat  zugleich  den  Zweck  verfolgt,  einmal  genauer  im  EiniehMB  ii 
innere  Begründung  der  Angriffe  auf  die  GmndeigentbumsinstitntiDi 
in  einem  wichtigen  P'^alle  zu  zeigen,  in  welchem  diese  AugrifTe  ai* 
vielfach  richtig  anerkannt  werden  müssen.  Ferner  hat  sie  des 
Nachweis  liefern  sollen,  wie  in  einem  solchen  Falle  die  Aufit^- 
barkeit  der  Forderung  einer  grundsätzlichen  Beseitigiiiig  des  Fank 
eigenthums  doch  nicht  so  ohne  Weiteres  von  der  Hand  si  wcImi 
ist,  wie  dies  meistens  su  geschehen  pflegt;  wie  aber  ferner  aick 

I  oft  wcMiitlioli  b«theillgt  ist  (Htnptstadtel),  würde  m  nur        aeln.  da»  «  ■ 

deren  steigender  Qiund-  und  Hausrente  tbeilniinmt,  was  bei  einem  Grund  ei  gen  tbcBi- 
recht  des  St^  und  dam  supeifiduischeii  Kecht  der  Gesifliiide  sich  muchver  dod- 
fuhren  Hesse. 

**)  Du  Okonomiache  MAnoheatarihiia  uguieBtift  aock  Uer  wie  ii  der  CSm* 
bfthnChige:  Kuckschläge  in  der  Bente  u.  s.  W.,  wegen  abnehmender  Benotziuig 
Bahnen  u.  Häuser  trüge  heute  „^liicklirber  Weise"  das  Privatkapital,  Dicht  du' 
Staats-  oder  CommMnalgememaobaft «  also  nicht  der  iSteuen>ackeL  ümgdtdiit  vLt I 
ea  Iwi  dem  liier  befttrworteteD  System  (?gl.  244  a):  ein  belieirtea  Aifuncitdtf  Gepd 
der  Staatsbahnen  in  den  Oonjuuctureu  des  Moments  (lb79,  £.  Richter).  M.£.ix 
dieser  "Extra verlost  der  Privateigenthumer  so  beUcuklich.  wie  der  sonstiffe Eitri- 
ge winn.  Auch  ein  städt  Gemeinwesen  kann  freilich  einmal  leiden,  weu  dm 
andauernde  Stockung  des  Verkehrs  die  Bevölkerung  verringert  n.  a.  w.  Ab« 
hier  wird  der  Bttckschlag  stets  geringer  und  seltener  sein,  denn  Bctat|ill* 
TOB  der  üeberspecnlatioa  im  Hawbaa  ais,  weldie  ja  hier  lortiele. 
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die  Darchführuug  einer  solchen  Massrcgel  wirklich  erhebliche  ökono- 
mische und  sociale  Uebelstände  abstellen,  anderseits  jedoch  die 
beatige  Volkswirthschaft  gar  nicht  so  radical  umgestalten  würde, 
als  die  Einen,  die  Socialisten,  hoffen  und  rühmen,  die  Anderen, 
die  privatwirtbaohaitlichen  Nationalökonomen ,  befürchten  und  des- 
halb ablehnen.   Die  objective  Wissenschaft  hat  die  Aufgabe ,  die 
Probleme  ihiea  Gebiets  ohne  Yoreingenommenheit  an  sergliedern 
and  danach  sine  in  et  atndio  an  nrthdlen,  unbekümmert  danimi 
ob  dadoiüb  diese  oder  jene  Partelansicht  nnterstlitat  oder  verworfen 
wird.  Die  im  Obigen  erfolgte  Untersnchnng  der  5konomi8eb-teeh- 
iiischen  Stellung  und  Function  des  städtischen  Grund-  und  Haus- 
eigenthums ist  deshalb  auch  in  principieller  Hinsicht  tür  die 
Stellungnahme  selbst  zu  so  weit  gehenden  Forderungen  einer  ver- 
änderten Rechtsbasis  der  Volkswirthschaft  und  in  metbodolo- 
giacber  Hinsicht  iHr  die  Behandiang  solcher  Probleme  in  der 
wissenschaftlichen  Nationali^konomie  von  allgemeinerer  nnd  prin- 
cipieller Bedeotong. 

VI.  —  §.  361.  Das  Ergebniss  der  Untersnchnng  fUr 
ihren  spedellen  Gegenstand  lllsst  sich  knrz  dahin  zusammenfassen: 
das  private  städtische  Gmad«  nnd  Hanseigentbnm  ist  besten  Falles 
ein  recht  mangelhaftes  Mittel,  um  für  die  Bevölkerung  die  Be- 
/riedigung  eines  der  ersten  materiellen  Bedlirtnisse  sicher  zu  stellen. 
Das  um  so  mehr,  je  mehr  die  Entwicklung  des  Grossstädte- Wesens 
vorwärtsgeht.  Vom  soeialpolitischen  und  vom  Vertheilungs- 
interesse  aas  betrachtet  wäre  daher  die  Beseitigung  dieses  Eigen- 
thnma  eher  erwünscht  als  unerwünscht.  Das  Ziel  müsste  dann  sein, 
dieUebereinstimmmig  anch  des  Tolkswirtbschaftlichen  Prodnctions- 
interesses  mit  dieser  Beseitigung  immer  volhrt&ndiger  herbeiznftihren. 
Die  allmälige  Annftherung  an  dieses  Ziel  ist  nach  dem  Dargelegten 
aach  nicht  mit  so  nnttberwindlichen  Schwierigkeiten  yerbnnden«  als 
es  scheinen  könnte. 

Diese  Sätze  lassen  sich  schon  heute  wissenschaftlich  Wort  für 
Wort  begründen.  Mehr  aber  kann  vorlHnfig  auch  noch  nicht  gesagt 
werden.  Die  praktische  Verwirklichung  der  Massregel,  vollends 
in  allgemeinerer  Ansdehnung,  ist  sicherlich  für  irgend  absehbare  Zeit 
Docb  nicht  an  erwarten:  aberi  was  eben  für  die  wissenschat^liche 
AxMifMtmg  das  Wichtige  ist,  nicht,  weil  diese  Verwirklichong 
nnerwttnscht,  anch  nicht,  weil  sie  nnmOglich  nnd  nicht  einmal  in 
erster  Linie,  weil  sie  so  ausserordentlich  schwierig  wäre,  sondern 
weil  die  Forderung  fast  noch  keine  Unterstützung  in  der  öflTent- 

A.  Wagner,  Grandle^ing.  t.  49 
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fiehflii  Mdnang  findet  M.  a.  W.  niebt  am  KOnnen,  sondfln 
am  Wollen  fehlt  es.    Hieraus  ergiebt  sich  aneh  die  Aufgabe  der 

Wissenschaft,  in  dieser  wie  in  anderen  ähnlichen  volkswirthschaft- 
lichen  und  socialen  Fragen,  welche  vornemlich  Fragen  des  social- 
ökono mischen  Rechts,  des  wirthschaft liehen  Verkebrs- 
rechtssind:  Aufdeckung  des  Causalnexus  zwischen  Hecht 
und  Wirthaehaft  durch  ßenbachtung,  ßenrtheilnng  der 
Einwirkung  dea  beelekendan  Rechte  aal  die  VolkawiitMuift 
▼om  Stendpanete  der  Gereektigkeit  «od  Zweekmlaeigkeit 
ans  und  danaeb  Aaftteltnng  begrttodelor  Reform yora^klliga 

Vn.  —  §.  869.  Reform  det  privaten  etftdtieeken 
Grund-  und  Hause igcnthumsrechts.  Die  nnmittelbtr 
praktische  Seite  der  sich  auf  letztres  beziehenden  Frage  ist  der 
Zusammenhang  desselben  mit  der  Wohnungsfrage,  d.  h.  mit 
der  Frage  der  (jiiantitativeu  und  ((ualitativen  Befriedigung  des 
Wohnungsbedürtnisses  der  Bevölkerung.  Die  voransgehenda  UBler- 
snchung  berechtigt  zu  dem  Schluss,  daes  die  Institution  des  privates 
Gnindeigenthiuna  lUr  die  BefriedigOBg  dieses  BedtMuBses  sehr 
mangelhaft  fongirt  Daraus  ergiebt  sieb  sebes»  dasa  aHs  Abbilf- 
mittel gegenflber  der  sogen.  Wohnnnganodi,  wdebe  niebt  in  enier 
Linie  an  mne  Reform  des  Orandeigentknmsreebta  as- 
knttpfen,  nur  Palliative  sind.  Die  mangelhafte  Fvnetion  des 
städtischen  Gruodeigenthums  auf  diesem  Gebiete  des  volksirirth 
schaftlichen  Producticmsinteresses,  die  schädliche  Function  desselben 
im  Gebiete  der  volkswirthscbaftlichen  Einkommenvertheilung  und 
der  socialen,  durch  diese  Vertheilung  bedingten  Machtverhältnime 
berechtigt  alsdann  auch  schon  tHr  die  Gegenwart  an  der  Forderaag, 
dass  eine  tiefgreifende  Reform  des  privaten  stidtisebeB  Ckvod- 
tind  HanseigentbnmsreebtB  rtattfinde**). 

Diese  Reform  mnss  sieb  einmal  aaf  dm  Inhalt  dieaea  Reekli 
als  eines  Privatreehts  bezieben:  das  Eigentbnm  darf  Ider  amml 
nicht  absolut  formulirt  werden.  Namentlich  ist  die  Vertrags 
freiheit  in  Bezug  auf  das  Miethverhältniss  zu  beschränkeD, 
d.  h.  die  Willkühr  der  Parteien  darf  ilir  den  Inhalt  der  Verträge 
nicht  in  dem  weiten  Umfange  wie  bi^ber  entacheiden^  weä  die 

*^  Iii  duu  metetea  Vui'&ciüa^uii  2ur  WoJinuugürefona  uad  iu  der  Litejcatar  Uber 
die  Wolunuigäfragc  wird  dies  refkumt  oder  m  gering  angeschlagen,  so  mdk  fw 
Engel  ia  ■.  Boferat,  S.  i9B  fi*.   Aader»  bes.  Batkovski  «.«.Om  z.  Th.  anch8ftS. 

selbst  J.  Faucher,  Wiss,  die  namentlich  Steuerreform »»n.  z.  B.  in  Betreff  dti 
Baustellen,  gleichfalls  verlangen.  Vgl.  auch  meine  Auüfuhnmgen  iu  Ei^entcb.  Verk. 
T.  1873,  S.  240  i: 
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Gleichheit  der  Contrahenten  und  daher  die  Freiheit  wenigstens 
des  einen  von  ihnen  eine  Fiction  ist,  welche  mit  der  öltonomi- 
äcben  Stelinng  nnd  Function  des  städtischen  Grund-  and  Haus- 
eigentfaoms  in  Widerspruch  steht.    Ferner  ist  das  Steuerrecht 
in  Besng  auf  städtische  Gmndstticke  ood  Häuser  nach  dem  rieh- 
tig«ii  soeialÖkoBomischeii  Qesiohtspimot  m  gestalteoi  dasB  dem 
£%eDtfattBier  OkonomiBoh  von  ihn  nieht  Terdiflnto  Co^jnneliiieii- 
gewinne  mOgtfehBt  m  Gunsten  der  Gemdnscbaft  (Staat  nnd  Ge- 
meinde), welche  direet  nnd  indireet  die  steigende  Rente  nnd  den 
Conjnncturen Werth  des  Grundstücks  und  Hauses  schufen,  entzogen 
werden;  vor  Allem  bei  blossen  Baustellen.    Auch  ist  vermittelst 
der  Besteuerung  die  Behiindlung  der  städtischen  Immobilien  als 
Waare  und  blosser  Speciilations  gegen  stand,  im  Interesse 
der  Bevölkerung,  zu  erschweren.  **)  Weiter  ist  das  fixpropriations- 
recht  städtisehen  Baustellen  gegeotlber  und  in  allen  Fällen,  wo 
es  sich  nm  wesentliche  allgemeine  städtische  Interessen  (nicht  nnr 
dee  Strassenwesens,  sondern  s.  B.  anoh  nm  sanitäre  nnd  ähn- 
liche Interessen)  handelt,  grundsätilich  in  weitem  Umfange 
anssndehnen  nnd  leiehter  anwendhar  sn  machen.**)  End- 
lich mnss  der  Immobiliarbesitz  des  Staats  und  der  Ge- 
meinde erhalten  und  in  geeigneten  Fällen  erweitert 
werden:  und  zwar  auch  für  die  Einrichtung  von  Beamten- 
wohnungen,  welche  nicht  selten  passend  ist, selbst  von  Privat- 
vvobnungen  zum  Vermietben  an  die  unteren  Classen,  schon  am 
der  Privatspecnlation  Concurrenz  zu  machen,     femer  für  die  Er- 
riehtnhg  von  Offentliehen  Plätzen,  Parks,  Gärten  znr 


^  Es  iniias  Uer  genUgan«  diese  Poetahte  der  Sodalpolitik  irod  llafloiiBiftkonomie 

m  das  Besteaerangäiirestin  anfziistelleii ;  die  sten ertechnische  Durchfuhrang, 
svelche  nicht  die  oft  behaupteten  unlösbaren  Schwierigkeiten  bietet,  ist  in  der  Finanz- 
wissenschaft  naher  zu  untersuchen.  S.  Eisen.  Verh.  S.  241.  Oben  §.  76  bes. 
Note  8  n.  die  Er5it  in  meiner  GomiiLsUInge  S.  40. 

Wi»;  neuerdings  selbst  in  E  ngland  zunächst  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  noth- 
vrendiger  sanitärer  Kefonncn  im  Wohnungswesen  der  unteren  Classen  gesHBtzlich 
anerkannt  wird.  Vgl.  da^  neue  englische  (iesetz  zur  Beförderung  und  Verheerung 
der  Wolmiioi^n  der  arbeitenden  Clasben  in  grossen  Städten  v.  2'J.  Jan.  1S75  (88  und 
39  Vict.  cap.  29\  S.  Auszug  in  der  „Concordiu"  ISTC.  N  21.  Eneritrisch  vertritt 
das  Priucip  der  Zwangseateisnuug  in  städt  (iraudeigänth.Te(haltniii8eu  aucbiheriug, 
Zweck  im  Recht  \,  512  ff.  «.  puiiiii.  Die  Pavcbe/telie  Idee  einer  „Hivwrbmi- 
firelheit*'  nach  Antdogie  der  „Berghanfieihdif'  zu  Gunsten  lMiulustif^<>r  dritter  Priraten 
geg-enüber  dem  PrivateigenthUmer  (s.  o.  Vorbem.  und  Eisen.  Verh.  S.  212)  hat  auch 
das  Bedenken,  dasa  am  monopolistischen  (Jharacter  des  Hau seigenthums  nichts  ge- 
äncleTt  worde.  8.  n.  Kap.  5,  bes.  §.  S7f«  880. 

••)  Vergl.  darüber  Engel  a.  a.  0.  S.  209  lt.,  auch,  im  Princip  beisttmmend. 
Kos  eher  im  .«Neuen  Keich^^  N.  44  Jahr^.  1872.  Jetzt  in  d.     A.  8.  Aolicllteii  I«  363. 

S.  Engel  eb.  S.  21o  Ü.,  211)  (Ausfohiuug  in  Uailo). 
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Erholung,  znm  Spielen  der  Kinder,  sam  Oeniesten 

frischer  Luft  u.  s.  w.")  Alle  solche  Massregeln,  welche  b« 
uus  endlich  auch  in  erfreulicher  Verwirklichung  begriflfen  sind, 
charakterisiren  sich  volkswirthschaftlich  betrachtet  ai^ 
Etappen  auf  dem  Wege  vom  privatwirthschaftlichen 
ins  gemeinwirthschaftliche  System  and  grandei|;enthami- 
rechtlich  betrachtet  als  ebensolohe  Etappen  vom  priytteii 
snm  Öffentlichen  Gemeineigenthnm  am  Boden. ^) 

4.  Abschnitt 

Arnim  Kategforleen  des  privaten  I3nuidei|:entiim» 

Bergwerks-,  Wald-  und  Wegeboden. 

Allseitig  luuin  die  allgemeinf  und  j)rinci])ielJe  Frage  des  Privateigentbums  ü 
diesen  drei  Kategoriecu  deä  (irund  uud  Bodens  erst  iu  dcu  pralktischen  Tlieilen  des 
Systems  der  politischen  Oekonomie  erOrtcrt  und  zum  Abscblass  gebraclit  veidea. 
Hier  in  der  Utimdlegnng  ^'cmigt  eine  generelle  Betrachtung.  1  Ur  die  Eiitscheidai 
der  Frage  im  concrotfn  Kalle  sind  die  concrcten  Landes-  und  Zoitverhiiltaisse  noch 
mehr  als  bei  dem  ländlichen  uud  ätiUitischen  pri?aten  Oiuudeigenthum  masagebeod 
Denn  sie  beatimBien  hier  mehr  die  VoRttge  nnd  Kachthefle  des  prifaten  imd  des 
öQeutlicbeii  (zwangsgemeinirirthschafUichen)  EigenÜmms  und  der  ptivaten  oder  der 
fitieutiichen  Bewirthachaftong,  als  dies  bei  ikndiioliem  und  stidtiecliein  Eigeolham  der 
Fall  ist. 

Specidl  yenreiBe  loh  auf  die  betOglichen  £r5rtenuigen  in  neiner  FinantviM. 

u.  zwar  bes.  in  d.  2.  A.  (in  d.  1.  A.,  die  sich  noch  mehr  an  Raa  anso.hlw«,  hemc^ 
der  ültere  Standpunct  der  Abneigung  gegen  Staatsgi  undoigentb.  iiocb  etwas  mehr 
vor).  Vgl  beö.  lüü— 217,  21Ü,  220,  aach  f.  d.  Specialliteratur.  W  eiteres  gehör 
in  d.  4.  Band  des  Werks. 

1.  —  §.  363.  Die  Bergwerke*)  lasseu  ihrer  ökonomisch-tech- 
nischen Natur  nach  nur  ausnahmsweise  eine  Verpachtung  zweck- 
mässig erscheinen.*)  Deshalb  muss  Eigenthum  des  Bergwerks 
bodens  und  Betrieb  der  Bergwerke  hier  möglichst  in  derselben 
Hand  sein,  was,  ähnlich  wie  bei  städtischem  Hanseigenthoa 
(§.  359),  auch  llir  die  principielle  Seite  der  Eigenthnmsiiage  tob 
Bedentnng  ist 

*")  6.  darüber  bes.  Arminias,  Th.  2.  S.  135  ii.  £s  ist  bemeikeasveiüi,  daaa 
in  unserer  Zeit  hier  die  „idiUcisehe**  Thätigkeit,  veldie  nach  einoB  Amdwcli 

Bluntschli's  der  alte  cudiimonistiscbc  Chr.  Wolff  for  mehr  ^  100  Jaluea  in  des 
Stidten  forderte,  praktiscb  durcbgefubrt  wird. 

**)  Die  gleichfalls  ernstlich  zu  erwägende  Frage,  ob  uud  wieweit  den  phratec 
Arbeitsherrn  eine  rechtliche  Verpflichtung  rar  Besehaffnng  res  Wehsnuigea 
ftv  ihre  Arbeiter  aufzueriegen  sei  (s.  Engel  a.  a.  0.  S.  221,  meine  AusfUbrangen 
eb.  8.  242).  h;inj:t  uüt  der  Gestaltmjg  de»  Arbeitsrechts  zusammen  und  ist  hitr 
nicht  zu  eroneru.  Die  B  ej  a  b  u  u  g  kann  gute  Folgen  fUr  die  iodirecte  Bescbriokufif 
der  Specnlatlon  und  der  FrefsOgigkeit  haben  (g.  344). 

Vgl.  Kau -Wagner,  Finanzwiss.  I,  §.  191-  198.  beS.  2.  A.  §.  210  C  tbsi 
d.  Bergrecht  u.  Staatsbergbau,     219,  220  aber  Sakwerke. 

*)  Eb.  1.  A.  §.  199,  2.  A.  §.  217. 


Bergncht 


773 


Diese  Frage  gestaltet  sich  nnn  von  vorneherein  nach  der  Natar 
des  Bergwerksbodens ;  d.  h.  des  Mineratetoffe  u,  8.  w.  führenden 
Bodens  I  eigenthttmlieh,  abweichend  von  anderem  fioden,  einmal 
wdl  diese  Stoffe  Überhaupt  nnd  hesonders  in  zogänglieher  nnd  die 
Gewinnung  lohnender  Weise  nngleiehmässig  Uber  den  Boden 
des  Volkswirthschaftsgebiets  verbreitet  sind  und  sodann,  hiermit 
zusammenhängend,  weil  die  blosse  Auffindung  oder  Entdeckung 
dieser  Stoffe  in  ihren  natürlichen  Lagerstiitten  gewöhnlich  schon 
eine  besondere  Arbeit,  abgesehen  von  der  eigentlichen  Aneignungs- 
oder Gewinnungsarbeit,  erfordert.  Notorisch  hat  sich  gerade  unter 
dem  Binflnss  dieser  Umstünde  das  Eigenthomsrecht  in  Bezug  auf 
den  Berg:werk8boden  eigenthttmlieh  gestaltet,  namentlich  in  den 
beiden  Beehtshildangen  des  sogen.  Bergregals  nnd  der  (ihm  im 
deutschen  Beeht  Toran  gegangenen  und  wieder  gefolgten)  sogen. 
Bergbaufreiheit  (Freierltl&rnng  des  Bergbans).  Um 
nemlich  unabhängig  von  Willen,  Thätigkeit  oder  Unthätigkeit  des 
Grundeigenthtlmers  im  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Inter- 
esse (das  beim  Bergregal  nur  zugleich  mehr  als  fiscalisches, 
darum  aber  doch  auch  als  allgemeines,  und  zwar  als  Produc- 
tion sinteresse  erschien)  die  bergmUnnische  Gewinnung  der  Mineral- 
stoffe u.  s.  w.  zu  ermöglichen,  bestimmt  die  Reohtoordnnog ,  dass 
sieh  das  gewöhnliehe  Grundeigenthum  als  solches  gar  nicht  auf 
diese  in  dem  Boden  enthaltenen  Stoffs  mit  erstrecke  und  unter  ge- 
wissen Cantelen  auch  ein  Dritter  (beim  Regal  auch  der  Grund- 
eigentbflmer  selbst  eventuell  erst  auf  Erlaubniss)  nach  dem  Vor- 
handensein Jener  Stoffe  suchen  (schürfen)  und  im  Falle  des  Findens, 
nach  Ertllllung  gewisser  weiterer  Vorschriften,  ein  Bergwerk  zum 
Behuf  der  Gewinnung  der  Stoffe  anlegen  und  betreiben  dtlrfe,  anter 
Verleihung  des  Expropriations rechts. 

Diese  Gestoltnng  des  Bergrechte  —  um  deren  typische 
HauptsttgCi  welche  beim  Bergregal  und  bei  der  Bergban^reiheit 
im  WesentUchen  die  gleichen  sind,  es  sich  Ar  uns  hier  allein 
handelt  —  ist  nteht  nur  höchst  interessant  und  wichtig  fOr  den 
Bergbau,  sondern  zugleich  von  principieller  Bedeutung  fHr  die 
Frage  des  Eigenthums,  speciell  des  Grundeigenthums.  Denn  sie 
ist  ein  Beispiel  der  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  nach  den 
volkswirthschaftlichen  oder  den  Gemeinschaftsbedtirf- 
nissen,  daher  ein  praktischer  Belegfall  fttr  die  Durchführung  der 
in  diesem  Werke  vertretenen  Grundsätze  schon  im  älteren  und  im 
geltenden  Recht  Das  Geroeinschaftsinteresse  gestottet  nicht,  die 
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BelriedigUDg  der  volkawirthschaftlichen  Bedürfnisse  nach  Mineral- 
stoffen vom  Willen  und  Thun  des  Grundeigenthümers  abhängig  m 
madien,  weil  die  Stoffe  hier  gewonnen  werden  müssen  oder  fft 
nicht  gewonnen  werden  können.  Die  unterbleibende  oder  mangel- 
hafte Thittigkeit  des  EigenthttmeiB  brachte  nlBo  hier  im  AUpmäiia  | 
sehwerere  and  som  Theü  nidit  gut  sn  maohende  Naehtfaafle  ftr  j 
das  Gemeinweaen  mit  sieh,  als  s.  B.  in  einem  gleichen  Falle  bei 
bloss  agrarischem  Boden.  Die  Rechtsordnung  prilmürt  dann  sadi 
die  Arbeit  dcä  Aul'suchens  dem  Finder  durch  Gewährung  W 
Rechten  zur  Anlegung  eines  Bergwerks.  ' 

Die  Eigeuthumsfrage  in  Bezug  auf  den  Bergwerksboden  zer- 
iUUt  alsdann  in  drei  Specialfragen;  einmal,  ist  dasüaapt- 
princip  des  BergreehtSi  welches  im  Bergregal  wie  in  der 
Bergbanfreiheit  anerkannt  ist,  nemlieh  der  Gmndsats»  das«  eich 
das  Gmndeigentimmsrecht  (des  Oberflftohen-Elgenthltmen)  an  sieb 
nicht  anf  die  im  Boden  etwa  enthaltenen  nnd  gewmnbsns 
Miaeralstoffo  mit  erstreeke,  ökonomisch-technisch  richtig 
und  daher  aufrecht  zu  halten?  Sodann:  soll  das  Recht, 
nach  diesen  Stoffen  zu  suchen,  nur  dem  Staate,  als  dem  Ver-  ' 
treter  der  Gemeiuncbaft  zustehen  und  auch  nur  von  ihm,  bez. 
seinen  Organen  ausgeübt  werden,  also  ein,  eventuell  auch 
vom  Staate  aliein  auszuübendes,  Bergregal  im  volkswirlhscbalt- 
lieben  und  socialpolitischen  Interesse  bestehen?  Endlich:  soll 
der  Staat,  —  aneb  wenn  etwa  die  Privatreohteordnnng  PriTatea  du 
Recht,  nach  Mineralien  an  anchan,  gewährt  (Beigbaoficihsit  in 
diesem  Umfange)  oder  wenn  der  Staat  dies  anf  Grand  eines  Bflig- 
regals  ihm  allein  snstehende  Recht  von  Privaten  ansSben  lisst,* 
wenigstens  das  Hecht  zur  Anlegung  eiues  Bergwerks, 
mit  Anwendung  des  Expropriationsrecbts  dem  Grundeigenthtimcr 
gegenüber,  sieb  ausschliesslich  vorbehalten,  also  allein 
BergwerkseigenthUmer  sein  und  grundsätzlich  demnach  kein  Privat- 
eigenthum (Privater)  an  solchen  Bergwerken  und  dem  daas  ge-  ^ 
hörigen  Boden  zugelassen  werden?  • 

A.  —  §.  864.  Entscheidung  in  Besng  anf  Bergwerki- 
ho  den.   Von  diesen  drei  Specialfragen  ttsst  sieh 

1)  nur  die  erste  absoluter  eniacheiden  nnd  awar  dahini  das 
sie  im  Allgemeinen '  z u  bejahen  ist.   Fttr  diese  BeantwoftsBi 
spricht  die  vorhin  dargelegte  Natur  des  Bergwerksbodens.  Eine 
demgemäss  gestaltete  Rechtsordnung  ist  daher  auch  für  die  Gegen*  ' 
wart  zu  veriangen  und  hat  sich  gescbicbtlioh  bei  Culturvölkfirn 
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\ielfacb  verbreitet :  sie  ist,  wie  die  Ertahrang  lehrt,  nicht  die  allein 
mögliche,  ohne  die  gar  kein  Bergbau  bestehen  und  sich  entwickeln 
könnte,  ausser  dem  vom  Groadeigeiithttmer  selbst  betriebenen,  aber 
sie  ist  die  zwecknittMigate, 

2)  Die  beiden  anderen  Fragen  gestatten  mehr  nur  eine  rela- 
tive Antwort^  moh  den  Zeit-  und  LandesralüUtniaseny  dem  In- 
stand der  ydkswirtlisohaft  nnd  der  Teehmk.  0b  sweite  Frage 
wird  jedoeli  allgemeiner  in  Terneinen,  also  an  Gunsten 
der  Bergbaafreiheit  wenigstens  in  Bezug  auf  das  SchUri- 
recht,  zu  beantworten  sein,  insbesondere  in  unserer  Gegenwart 
in  den  heutigen  Culturataaten.  Denn  gerade  i'Ur  die  specifische 
Aufgabe  des  ersten  Auffindens  bauwtirdiger  Mineralien  eignet 
sich  direote  Staatsthätigkeit  nicht  immer.  Dies  gilt  selbst  heute, 
wo  nmfassende,  vielfach  allerdings  auf  öffentliche  Kosten  unter- 
noDunene  gaognostiselM  Arbeiten  diese  Aafgabe  ertoiehtem.  Früher 
▼erftgle  die  Staatsgewalt  über  das  erforderUelie  Arbeitspersonal, 
die  Kapitalien  nnd  teehniselien  Hilfsmittel  anssehliesslieher.  Je  tat 
besteht  hier  wohl  meist  eine  Ueberiegenheit  der  Priyatthätigkeit, 
auch  in  Betreff  der  nothwendigen  Vorsicht  und  Sparsamkeit  bei 
der  Uebemahme  und  Ausitibrung  der  gebotenen  Vorarbeiten  und 
Experimente.  Hinsichtlich  des  Schürtrechts  empfiehlt  es  sich  daher, 
Staat  und  Private  wenigstens  gleiehanstelleny  wie  das  neuere  Berg- 
recht meistens  auch  thnt 

d)  Die  dritte  Frage  ist  noch  mehr  als  die  zweite  nur  emer 
relatiren  Antwort  f tthig  nnd  aneh  naeh  gesohiehtUcher  Erfalumng 
verschieden  beantwortet  worden,  Tielfaeh,  besonders  in  Deotschland, 
soy  dass  der  (selten  übrigens  aussehliessliehe)  Staats bergbaa,  der 
ftltere,  der  Privatbergbao  der  neuere  ist,  wenigstens  wenn 
die  Geschichte  der  letzten  Jahrhunderte  voniemlich  berücksichtigt 
wird.  Die  Gewährung  eines  privaten  Schürt  rechts  aus  ökonomisch- 
technischen Zweckmässigkeitsgründen  weist  auch  auf  die  Zu- 
lassung von  Privatbergbau  selbst  schon  hin,  fordert  sie  jedoch 
nicht  unbedingt,  da  sich  eine  Abfindung  des  Privaten,  welcher 
Mineralien  gefunden  hat,  Seitens  der  Gemeinschaft  (des  Staats) 
denken  liesse:  Gewiüirong  eines  „Finderiohns*'.  Aadi  der  Um- 
slnnd,  dass  der  Friyatbergban  im  Interesse  der  Sicherheit  der 
Benton  und  der  Vwhtttmig  blossen  Ranbbans,  anm  Kachtiieil  künf- 
tiger C^chlechter  (§.  143),  doch  immer  einer  Staatseontrole  nnter- 
liegen  muHs,  welche  schon  ein  unbeschränktes  Verfügungsrecht  des 
Privateigenthümers  ansschliesst,  spricht  insoieru  mehr  für  Staats- 
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bergbau,  als  hier  von  vorneherein  ein  Interessenconflict  zwischeD 
EigenthUmer  und  Verwalter  einer-  und  Beaufsichtiger  andrerseits 
aasgescblossen  ist. 

Die  dritte  Frage  mim  daher  doch  noch  nach  anderen  Gesicbts- 
poncten  entschieden  werden,  nemlieb  nach  dem  allgemeinen  Pro- 
dnetions-  and  VertheiUngsintereesey  mit  welebem  letetana, 
wie  immer,  soeialpolitisebe  Momente  stuMunmeahliigeo.  Dieie 
beiderlei  Intereiseu  gestalten  sieb  freilieb  wieder  geeebiebflidi  mid 
0rtlieb  sehr  verBebieden,  wonaeb  die  Beantwortnng  abermals  niefat 
absolut  ausfallen  kann.  Auch  ist  mitunter  wohl  nach  den  ein- 
zelnen Haiiptzweigen  des  Bergbaus  (Kohlen,  Erze,  Salz)  zu 
unterscheideu. 

§.  365.  —  B.  Entscheidung  in  Bezug  auf  die  Berg- 
werke selbst. 

1)  Ans  dem  yolkswirthschaftliohen  Prodactioas- 
Interesse  betraebtet,  gestaltet  sieb  die  Saehe  folgeadermasseo. 

Bei  geringerer  Entwieklnng  der  Velkswirtbscbafti  wenig 
Priralkapital,  feblender  Verbreitang  teebniseber  Kenntnisse,  nseh 
mangelhaftem  Communicationswesen  ist  der  Staat  wenn  nidit  dsr 
allein,  so  doch  oft  der  bestberufene  Besitzer  und  Selbstverwalter 
der  Bergwerke.  Die  Verbindung  der  letzteren  mit  den  Hütten,  die 
Verwerthuug  der  Waldproducte  der  Staatsforsten,  die  Berticksich- 
tigung  der  meist  allein  hier  massgebenden  LocalbedUrfnisse  kaoa 
im  Btaatsbergban  zweckmässig  erfolgen.  Das  volkswirthsebalUidM 
Prodnetionsinteresse  Abrt  also  bei  demselben  gut 

Anf  den  btfberen  Stnfen  wirtbsebatUieher  £atwieklmig  w 
müidem  sieb  dagegen  zom  Tbeil  diese  speoifiseben  Vorsllge  des 
Staatsbergbaus,  treten  speeifiscbe  Naebtbeile  desselben  beryer  vai 
wird  anderseits  der  Privatbergbau  immer  concurrenzfahiger.  Dsbb 
er  vertügt  Jetzt, über  genug  Kapital,  technische  Kenntniss,  Initiative, 
Uber  den  notliwendigen  Hpeculationsgeist  inmitten  der  neuen  Com 
municatious-  und  Absatzverhältuißse.  Er  erzielt  daher  oftmals  bessere 
(einzelwirtbsohaftlicbe)  Reinerträge  als  der  Staatsbergbau,  ein  Grand, 
dessentwegen  dieser  mehrfach  anigegeben  worden  ist.  Indessen 
kann  man  yon  einer  allgemeinen  Int'erioritftt  des  Staatsbeigbasi 
doeb  aneb  bier  niebt  spreeben,  weder  in  Bezog  anf  die  folkswirtb- 
sebafUiehe  Prodnctivitftt  —  abo  die  Befriedignng  des  ProdaetlssB^ 
Interesses  —  noch  anf  die  finanzielle  Rentabilit&i  NamentKeb  wbd 
nicht  selten  der  Kohlen-  und  Salz  berghau  in  Staatshänden  bl^ba 
können,  auch  wenn  etwa  der  Erz  bergbau  passender  in  Privatbesitz 
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tlbeigtht  Soiwl  ifll  die  Frage  dorduuit  nnr  einer  reiatiTen 
BeentwortiiDg  fl&hig.    Die  bis  vor  Kurzem  auch  in  Deutschland 

vorherrschende  ZeitströmuDg  gegen  allen  Staatsbcrgbau  kann  sich 
auf  manche  richtige  Erfahrungen  zum  Beleg  berufen,  aber  in  der 
Hauptsache  ist  sie  doch  nur  ein  Product  der  in  Theorie  und  Praxis 
herzaolieiideii  Lehre  der  neueren  Nationalökonomie.  Der  Umstand, 
daas  masslose  Ueberspecnlation  neuerdings  besonders  gern  im 
Frivalbeigban  stattgefnnden  b«l>  ist  wiederam  ein  Moment  ftlr 
Staatsbergbaa.  Die  Frage  liegt  insofom  lUmUeb  wie  die  Staats- 
und  Priyatbabnftage.  Vom  Standimncte  des  volkswirtfasehaftlieheii 
Prodnetionsinteresses  aas  iSsst  sieb  nnr 'Iceine  anbedingte  Entsebei- 
dung  treffen.  In  Verbindung  mit  der  Antwort  auf  die  zweite  der 
obigen  Specialfragen  darf  man  wohl  Ötaats- und  Privatbergbau 
neben  einander  empfehlen. 

2)  Im  Vertheil ungs-  und  imsocialpolitischen  Interesse 
ist  die  Beseitigung  allen  Privatbeigbaos  zunächst  nur  als  eine 
Ck^naequenz  der  allgemeinen  Forderung:  kein  Priyateigentbnm  an 
Pirodactionsmittehiy  speeiell  an  NatnrÜMstoren,  wie  dem  Beiwerks- 
boden^  Torlaogt  worden,  so  s.  B.  anob  Tom  radiealen  SodaUsmns. 
Oinie  weiteren  Naebweis  ttber  die  Entbebrliebkeit  des  Frivatberg- 
baiis  will  diese  aHgemeine  Forderung  bter  nieht  viel  bedeuten. 

Wichtiger  ist  schon  das  Bedenken ,  dass  wieder  mittelst  des 
Bergbaus  mitunter  unverhältnissmässig  grosse  Conjunc- 
t  urenge  Winne,  Renten  u.  s.  w.  von  solchen  Privaten  bezogen 
werden,  welche  olt  ein  sehr  geringes  ökonomisches  Verdienst  um 
die  Auffindung  der  Prodncte  und  die  Anlegung  des  Bergbaus 
haben  I  z.  B.  etwa  als  Gmndeigenthttmer  im  eigenen  Boden  die 
Stoffe  zntlUig  entdeokten,  vielieiobt  nicht  einmal  persönlieh.  Es 
kommt  dasn,  dass  die  grossen,  vielfaoh  aus  OflbntKehen  Mittebi 
hergestellten  gemeinwirthsebaftlieben  Einriobtnngen  des  Gommn. 
nications-  und  Transportwesens  den  Femabsate  der  Bergbau- 
prodncte  sehr  erleichtern  und  ausdehnen,  wodurch  abermals  ohne 
Gegenleistung  der  Privatbergbau  seine  Rente  gesteigert  sieht. 
Hier  muss  wenigstens  eine  Ansgleiohnng  durch  eine  richtige  Be- 
steuerung erfolgen. 

Am  Bedenklichsten  ist  jedoch  noch  ein  anderer  Umstand :  der 
Priratbergban  kann  in  manchen  Fällen  nnsehwer  in  Qrossbetriebsform 
eingeriebtst  werden  and  dann  hier,  mittelst  Versbrednngen  anter  den 
Besitsem  and  etwa  in  Verbindong  mit  den  grossen  Fri▼a^£isen- 
bahngesellseballen  und  den  grossen  H&ndlem  in  den  Bezugsorten, 
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eine  monopolistisehe  AusbeatuDg  des  Verkehrs  vornehmen.  Kimem-j 
lioh  drohen  Bolche  Qe&fann  in  gflnatigen  Zeiten  anfsteigeDder 
colation  bei  dem  Kohlenbergbau,  wo  ne  neb  Midi  Mhon  Ui 
nnd  da  Yerwirklieht  haben  (England).  ^)  Bei  dem  goingeD  fpedl- 

sehen  Werth  der  Kohle,  im  Vergleich  mit  den  Metallen,  der  gtoi 
zufälligen  geographischen  Verbreitung  der  Kohlenlager  im  Lande 
und  bei  der  universalen  ökonomisch-technischen  Bedentanp:  dft 
Kohle  in  der  heutigen  Zeit  erlangen  die  Besitzer  der  lLohleDwe^^e| 
oniehwer  eine  gewisse  loeale  Snprematiey  die  es  ihnen  tmAf^ 
den  Preis  der  Kohle  nach  der  Begel  der  Moni^o^ieiae  sa  ildhLl 
Diese  Gefahr  ist  wohl  an  erwSgen.  Sie  spridbt  flir  die  &mk> 
mässigkeit,  unter  Umständen  für  die  Nothwendigkeit ,  gerade  die 
Kohlent eider,  wenigstens  die  hauptsächlichen,  im  Eigenthms 
und  Betrieb  des  Staats  zu  haben.  Dieselben  können  ansserdan 
auch  in  technischer  Hinsicht  vom  Staate  gewöhnlich  ebenso  ^ 
als  Yon  PriTaten,  Genoesensehailen  nnd  Gesellschaften  bebant  nwda 
nnd  ihreProdnete  nnteriiegen,  von  etwaiger  einiaeberOoakshresMni| 
abgesehen,  Tor  dem  Absati  kefaier  weiteren  Yeraibeitung.  Aidn 
liegen  die  Verbiiltiiisse  jedoch  meistens  bei  den  Erzen  rad  ii: 
Ganzen  aucb  bei  dem  Salze,  so  dass  ein  allgemeiner  Staaii^berj-j 
bau  doch  nicht  geboten  erscheint.  Mithin  auch  hier:  Staats-  uod! 
Privatbergbau  nebeneinander  und  kein  unbedingter  AnmcUuii 
▼on  Frivateigenthnm  an  Bergwerken.  *) 

IL  —  8.  aee.  Der  Waldboden»)  gestaltet,  wie  aeck  ds 
EigenthumsTerhIUtniss  in  Betreff  seiner  eingeriebtet  sei,  nieht  mU 
eine  Verpachtung. Deshalb  ist  aneb  hier  die  Bewirthsekif« 

•)  Vgl.  G.  Cohn,  engl.  Eisenb.  polit.  H,  92—112. 

*)  Die  grossen  Schwankangen  der  Erträge  fiscjJischer  Bcrgwoile  unter  dto  Eb- 
flass  wechselnder  Gonjanctaien,  wie  in  l'reusseo  seit  1S7U,  bilden  kein  entschekibA-d 
Moment  gegon  Stattebeigbaii.  (Der  Beiaertng  d.  preoas.  ÜBcBeiy-  n. HWtai»«^ 
schwankte  zwischen  1870—79  zwischen  1.5—57—15  Mill.  M.).  Vinml  piofitiit  dsf 
Staat  auch  hier  erwiinscht  von  dem  Oonjuncturcnge w inn,  wenngleich  er  freiüd 
seine  Finanzwirtliächait  auf  den  W  echsel  des  Keiuertrags  mit  einrichten  moss.  ftnä 
faBiB  »her  der  Sidehrnnm  des  GonJaBctaranireohMh  gende  tmsh  htor,  vb  tmm 
durch  die  „gemeinwixthschaftliche"  üebenuUune  eingeengt  werden:  ein  wtkrvSM 
and  der  hier  öften  zn  besondrer  ExtrsTagaos  gelangenden  Ueberapecnlatkn  vM  A' 
Object  entzogen. 

*)  Yorgl.  für  alles  Genauere  die  eingehende  ErSrtening  über  di«  Rnga  d^Bei* 
behaltnng  oder  Verüusserung  der  Staatsfors ten  in  Bai-Wagi€r. 
Finanzwiss.  I,  168— IT.'i,  2.  A.  I,  §.  191—195.  Diese  Frage  ist  für  un&w  Ttf- 
haltnisse  eigentlich  nur  die  praktische  Formulirung  der  iin  Texte  behandeltdii  tta^ 
tischen  oder  principielleu,  ob  Privateigenthum  von  Privatpersonen  (§.  264)  la  tFiM' 
bodon  losalassen  sei.  Liter,  a.  a.  0.  Vgl.  auch  Ran  I,  ^  898  ff.;  IL  (VoDsvick^'-. 
§.  153  ff  —  Bernhacdt,  Geaohiohta  des  Waldaigeathtas  n.  a.  w.  in  DsiWMw 
Berlin  1^72. 

•)  Kau-Waguer,  i luau^iwi!«.  I,      177,  2.  A.  §.  197, 
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tnof  daroh  den  Eigenthflmer  seibBti  wennanoh  etwa  nnter 
Mihrirkmig  eder  Gontrole  eachyentändiger  Teehniker  beim  Pri?aft- 
wald,  ine  Auge  za  fassen,  was  wieder,  ähnlich  wie  bei  Bergwerken 

(§.  363)^  fllr  die  Eotscbeidang  der  Eigenthuiuäfrage  selbst  vou  Eiu- 
äoss  ist. 

Diese  Frage  und  die  eu^  damit  zasammenhängende ,  wie  der 
VV'aldboden  zu  bewirthschal'ten  und  ob  er  eventuell  abzuholzen  und 
einer  anderen  Yerwendong,  vomemlicb  der  agrarischen,  zuzuführen 
ist,  lässt  sich  zwar  in  einer  Beziehung  absoluter  entsoheideni  als 
die  fiigenthnmsfrage  in  Betreff  jedes  anderen  Bodens,  soweit  es 
sieh  nemlich  am  den  allgemeinen  Einflnss  derW&lder  aaf 
die  Volkswirthsohaf t  ttberhanpt  nnd  um  die  Okonomiseh- 
teehnisebe  Natnr  der  Waldwirtbscbaft  bandelt:  beide  Momente 
sprechen  im  Ganzen  gegen  die  Ausdehnung  des  Privateigenthums 
auf  den  Waldboden.  Jedoch  jener  allgemeine  Einfluss  der  Wälder 
ist  nach  der  Gesammtlagc  der  Volkswirthschaft,  Volksdichtigkeit 
und  Caltnr  eines  Landes  und  nach  der  factischen  Ausdehnung  der 
Wäldei  im  Lande  mehr  oder  weniger  günstig  oder  ungünstig. 
Mithin  kann  die  Abholsnng  in  grosserem  Umfange  bald  xn  be- 
fördern, bald  sn  yerbttten  sein.  Im  ersteren  Falle  ist  mindestens 
die  etwaige  stftrkere  Tendenz  der  Privaten  anr  Verwandlung  von 
Waldboden  in  Ackerboden  n.  s.  w.  nicht  nnbedingt  ein  Gegengmnd 
^egen  das  Privateigenthnm.  Vielmehr  erweist  sich  die  Waldeigen- 
thumsfrage  in  diesen  Rücksichten  wieder  als  eine  solche,  welche 
nur  eine  historisch-relative  Beantwortung,  nach  den  Zeit-, 
Orts-,  Colturverhältnissen,  dem  factischen  Waldbestaude  u.  s.  w. 
zulässt. ') 

Für  die  Länder  Europas  in  der  Gregenwart,  besonders  die 
mittel-,  west-  and  sttdenroplüsehen,  ist  dann  im  Allgemeinen  zwar 
nieht  prinoipieller  Anssohloss  von  Privat-Waldboden,  wohl  aber 
principielle  Begünstigung  von  Oemeineigentbnm  an 
dieaem  Boden,  besonders  des  Staats,  geboten,  daher  Erbaltnng 
und  selbst  Ausdehnung  der  Öffentlichen  Forsten  (Staat, 
Gemeinde)  mehr  als  Beschränkung  derselben  mittelst  ihres  Ueber- 
gangs  in  Privathände. 

1)  Der  Grund  hierfür  liegt  in  erster  Linie  in  dem  grossen, 
segensreichen  Einflnss  der  Wälder  in  unseren  Ländern  auf  iilima, 

')  Die  alteren  grundherrschafü.  Uodangeu  in  Deutschland  Fiplfach  auf  Waldboden, 
Bfttürhcb  eine  Nothwendigkeit  ihrer  Zeit,  wie  hente  Boch  in  Thcileu  ron  America, 
RiMdMd. 
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wässerige  NiedersehUge,  Fenehtigkeit,  Flflsse,  allge- 
meine Landesenltnr  n.  s.  w.:  nolhwendige  Bezugnahmen  dei 

Waldeigenthüiners  und  Waldwirths,  Über  welche  sich  der  Privat- 
eigenthUmer  in  seiner  privatwirthschaltlichen,  daher  eioseitig  den 
Erwerbsgesichtspunet  vertretenden  Tendenz  zu  leicht  hinweg  setzt. 
£ine  Staatscontrole  über  den  Privatwald  reicht  theils  nicht  ans,  um 
diese  Rücksicht  auf  allgemeine  Interessen  sn  bewirken,  theiU 
Mri  sie  die  Bewirthsehaftnng  oft  unliebsam,  wenn  sie  jenes  Ziel 
erreielit 

2)  Dm  kommt  ferner,  dass  naeh  der  Natnr  des  Waldbaai, 
der  eine  sehr  extensire  Bodenbanart  darsteDt,  anf  bohen  wie 

auf  niedrigen  volkswirthschaftlichen  Entwicklungsstufen,  die  sped- 
fischen  ökonomisch-technischen  Gründe  gegen  Gemein-  und  iub 
besondere  Staat  seigenlhum,  welche  z.  B.  bei  agrarischem  Boden  so 
wichtig  sind,  bei  Waldboden  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Umgekehrt 
fordert  die  ordentliche  Pflege  des  Cultarwalds  gerade  meist 
einen  J^trieb,  weleher  nnr  bei  sehr  ausgedehntem  Waldbesitz 
sieb  zweckmSssig  nnd rentabel  einricbten  IXsst:  den  Grossbetrieb 
in  bedeutendstem  Umfonge,  nm  die  kostspielige  Verwendung  eoMs 
faebmüssig  ausgebildeten  boberen  Arbeitspersonals  Tomebmen  is 
kennen.  Der  Staatsbetrieb  ist  deswegen  bier  dem  Privatbetrieb 
im  Ganzen  tiberlegen. 

So  wird  durch  Gern  ein cigenthum  am  Wald,  welches  durch 
Staatseigenthum  vertreten  wird,  das  volkswirthschaftliche  allge 
meine  und  specielle  Productionsinteresse  gut  gewahrt,  jenes, 
soweit  der  generelle  Einfluss  des  Walds  auf  das  ganze  Land,  dieses, 
soweit  die  Versorgung  mit  Waldproduetea  in  Betracht  kommt 

3)  Da  femer  die  Waldrente  bei  uns  wesentlidi  wiedo*  m 
allgemeinen  Verbaltnissen  der  Volkswnlbsebaft  abbftngt,  der 
Binfluss  der  Lage  sieb  stark  ftussert  und  die  Rente  bei  fort- 
schreitenden Völkern  eine  steigende  Tendenz,  unabhängig  tod 
individueller  Leistung,  hat,  so  spricht  anch  das  volkswirthscba/t- 
liehe  Vertheilnngsinteresse  mehr  gegen  als  für  Privateigeo- 
thum  an  Wäldern. 

Dieses  Urtheil  der  Theorie  hat  denn  die  Geschichte  sodi 
vielfach  bestätigt,  indem  der  Waldboden  grossentheils  im  Gemeio- 
eigentbum  des  Staats  und  der  Gemeinden  geblieben  ist,  in  Deutseb- 
land  reieblieb  cur  HBUIe. 

ni.  —  §.  867.  Die  Frage  des  Wegeeigentbnms  ist  u 
dieser  Stelle  nur  des  systematischen  Zusammenbangs  halber 
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wenigen  Worten  in  bertthren.  Sie  Terlingt  wegen  der  theilweifle 
naken  Yerbindnng  mit  der  Ftage  der  Einriofatnng  nnd  des  Betriebs 
der  Yerkehrsanstalten  auf  den  Wegen,  besonders  in  dem 
Pille,  wo  der  Weg  eine  beliebige  BenntxuDg  zn  Transporten 

;iU8  technischen  Gründen  nicht  gestattet,  sondern  der  Trans- 
portdienst auf  ihm  fest  orgauisirt  sein  muss  (Ei scu bahnen ! 
§.  259  N.  5),  eine  speciellere  Untersuchung,  weiche  aber  nicht  in 
die  „Grundlegung'^,  sondern  in  die  praktischen  Theile  des  Systems 
der  Politischen  Oekonomie  gehört.  Darauf  ist  hier  tUr  alles  Weitere 
sn  verweisen.^)  Die  einzelnen  Wegearten  sind  dort  genaner 
IQ  nnteisobeiden  nnd  ebenso  ist  erst  dort  festsnsteilen,  wer,  anter 
Yoranssetsmig  eines  Gemeineigenthnms  am  Wege,  der  rechtliche 
Inhaber  dieses  Eigenthums  sein  soll:  Staat,  Gemeinde  oder  eine 
der  zwischen  beiden  stehenden  räumlichen  Zwangsgemeinwirth- 
>chaften,  z.  B.  die  Trovinz?  Und  ob  etwa  die  Verwaltung  der  nnt 
Verkehrsanstalten  in  untrennbarer  Verbindung  stehenden  Wege 
(Eisenbahnen,  Telegraphen)  dritten  Privaten,  bez.  GeseUscbattea 
Übertragen  werden  soll  („deiegirter  Betrieb'',  bax). 

Allgemein  betrachtet  mnss  flir  alle  Wege,  welche  dem  persön- 
lichen, dem  Guter-  nnd  dem  J^achrichtenverkehr  innerhalb  der 
Wohnorte  nnd  zwischen  zwei  nnd  mehr  Wohnorten  dienen  sollen, 
„öffentliches'*  oder  Gemeincigenthnm  statt  Priyateigenthnm 
gefordert  werden.  Die  Gtosehichte  ist  diesem  Verlangen  fast  Überall 
und  allzeit  gerecht  geworden  und  hat  damit  selbst  am  Besten  seine 
grundsätzliche  Berechtigung  anerkannt.  Der  wichtigste  Ausuahme- 
üiU  betritlt  die  neuzeitlichen  grossen  Verkehrswege:  Kanäle,  Vasqu- 
babnen,  Telegraphenleitungen,  an  denen  sich  wenigstens  vielfach 
i'rivateigentbnm  entwickelte.  Aber  gerade  dieser  Fall  dient  jenem 
Postulat  auch  inr  Sttttse,  denn  er  wird  jetzt  mehr  nnd  mehr  als 
unpassender  Ausnahmefall  auf  Grund  der  Wahrnehmungen  Uber 
die  volkswirthschalUichen  und  socialpoHtisehen  Wirkungen  einer 
Ausdehnung  des  Privateigenthums  auf  diese  Wege  erkannt  Ohnehin 
haben  In  dem  wichtigsten  Beispiel,  demjenigen  der  Eisenbahnen, 

*)  Bav-Wagner,  Finuizwiss.  I,  §.  218—227,  2.  A.  §.  281  —  242,  Ober  dM 

Verkehreweseu  uud  ueiuc  staatliche  uud  tinanzieUc  Behaudtanf  im  AUgcmeinen ; 
§.  228—258,  2.  A.  243  —  27:^,  über  Staatscisenbahnen ;  bes.  §.  228  —  240,  2.  A. 
i:^.  243 — 252,  tlb<;r  die  Controvuräc:  btaats-  oder  Priratbabucu V  Auch  die  (ietiichb>- 
[^unctc,  wdolie  für  die  priiicipielle  Frage  des  Woge-EifentiiiiBS  eatteheidend  aiiid, 
hadea  hier  ihre  ciugcbeudu  Darlegung.  S.  auch  in  der  <iebuhrenlehre  im  2.  Bande 
Jer  Fin.  §.  3ü3  ff.  vom  Wcgowesen.  Weiteres  gehört  in  d.  l\.  Band  (Verkehrswesen, 
1.  fi.  die  pract  Nat-ÜeL).  Vgl.  auch  das  tredi.  WerliL  v.  £.  Sax,  d.  Y.erliehismiUel, 
2  B.  Wien  1871,  1879. 
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meistens  nicht  principielle,  sondern  zufällige  ge8chichtUf*f 
Umstände  ^)  anf  die  Wahl  des  Privatbahnsystems  eingewirkt  Auek 
M  andeneitB  erfabniDgsmftas^;  der  Bewe»  ^  die  Darehführbttkdt 
«od  praktisclw  Bewfthraiig  des  Sttaatoeigwihiiiiii  mA  mUm*  der 
eigenen  StaatsbewirihsclMilInng  der  Eieenbalinen  wenigstem  llr 
Deutschland  geföhrt  worden. 

Die  wichtigsten  einzelnen  Gründe  für  diese  Beantwortung 
JGigenthumsfrage  in  Bezug  auf  Wege  sind  die  tbigenden. 

1)  Gegen  Pri  vateigenthuro  an  VerlLehnwegen  spriehl  a%e 
mein  nnd  dann  wieder  besonders  bei  den  genannten  Wegen , 
wekhen  eine  beliebige  Benntsuig  nmtatdnft  ist,  der  Umstand, 
ein  fertiger  Weg  mehr  oder  weniger  ein  Verkehremenoirol  hit 
Dieses  kann  selbst  durch  Herstellung  von  Concnrrenz wegen ,  tm 
den  baldigen  Comproniisseii  unter  den  Concurrenten  ( Eisen bahneitl 
sogar  abgesehen,  nur  theilweise  gebrochen  werden,  lalls  nicht,— 
wie  gegenüber  den  Privateisenbahnen  mehr  und  mehr  freilich  (mti 
nnyenneidliebl)  geecbieht,  —  ein  staatlieher  Eingriff  in  das  Prirst- 
eigenthnm  erfolgt,  welcher  dem  Eigenthtlmer  von  eelbetiMlIeai 
Rechten  wenig  mehr  übrig  lässt  Anch  hiernach  eiedieiit  » 
richtiger,  öffentliches  Wegeeigcnthnm  als  ein  fast  inhaUMi 
Privateigenthurn  an  Wegen  einzurichten.  Beliebige  Vennehrurg 
von  Concurrenzwegen  aber  ist  ohnehin  bei  kostspieligen  We^et 
kaum  durchzuführen,  auch  bei  weitester  Zolassang  des  privatwirt^ 
schaitlichen  Speculationsmomente,  nnd  mit  schweren  Nadilkiki 
yerbnnden,  besonders  mit  einer  nntalosen  Vergeudung  oder  VMWsdh 
missigen  Blehtmig  der  Verwendnng  des  Nattenalki^itals  (diralR 
Linie  Berlin-Dresden). 

»)  Kau- Wagner,  Finan/wriss.  I,  §.  239,  2.  A.  §.  251.  Die  Gesichter  n, 
welche  oeuerding»  zum  Theii  frühere  Tolkswirtbschftfdiche  Gegoer  aus  der  Freihauucd^ 
Sehlde  sa  Gunsten  des  Beiohsbalin-,  d.  h.  eben  doch  einei  contoqneot  daid^ 
geführten  Staaf^bahnsystems  geltend  machten,  sind  in  der  obig^en  DaTStellasf  M 
Eisenbahnlehre  in  der  Finanzwissenschaft  (1.  A.  geschrieben  lb71)  ziemlich  ilie  s-iA« 
euthaituu.  Vgl.  auch  daä  Haudb.  d.  £i:»enbahuwüseiiä  v.  M.  Uaashofer  iL  A.  fi^ 
Stottg.  1876,  dann  den  Ber.  d.  prenss.  UnteRmchitngBeonu&iat.  Q,b«r  BiilidMtti' 
cessioDsweseu,  Drucksachen  d.  Hauses  d.  Abgeordneten,  12.  Leg  -P«r^  1.  Seaa^  1873— 7i 
N.  11,  bes.  das  Schiiiss-liutacliten  S.  155  IL:  ganz  in  Lebereinstimmung  mit  der  fct 
mir  schon  1671  vortreteneu  principielien  Auffassuug,  aber  mit  dem  seltsamto  Schlt«; 
dnss,  olnreU  es  ,4inr  zwingende  finsnsielle  Grande**  gewmm,  ^  J^wi 
Erhaltung  der  Eisenbahnen  ans  den  Händen  des  Staats  genommen  und  d«r  9^ew 
lation  und  der  Industrie  ül)L-rgeben"  hätten,  dennoch  „der  ausschliessliche  Stailseäe» 
bahnbau  für  die  Gcg<;iiwart  unausführbar  erscheint!*'  Man  fragt  Sick  ^> 
wie  moss  die  Finanzlage  denn  noch  werden,  wenn  die  neuere  PreQa9eB'l)eBlNbIiBi^ 
sanud  1873  (aber  auch  heute  1879  noch«  trotz  des  ..Deticits*'!)  noch  nicht 
reichung  des  als  richtig  geltenden  Ziels  gestattet!  Wäre  dies  vahr,  so  beviesi  • 
wohl  die  Unmöglichkeit  des  Staatsbahnsystems,  lieber  Englands.  Cohns  gen.  Wü 

")  S.  0.  §.  269,  Anm.  9,  S.  547.   Auch  n.  Kap.  5. 

« 
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2)  Die  Benutzung  der  einzelnen  zü  einer  Kategorie  ge- 
hörenden Wege  (Bauten)  ist  aus  den  mannigfaltigsten  natürlichen 
socialen  und  wirthschaftlicheu  Gründen  sehr  ungleich,  daher  auch 
die  Rente^  welche  sie  in  den  etwa  geforderten  Benatzungg- 
geldern  (Wegegebühren  n.  s.  w.)  geben  können,  streekenweise 
entsprechend  verschiedeii.  £s  giebt  dAnaeh  Aetiv-  mid  Paesiy- 
Boaten  (und  Cnxae),  starke  ood  sebwaeke  Aethrronten  s.  w. 
Nv  bei  eiier  swangegeneiawirthBehafflioben  OijganiMUioB  des 
Wegeweseai,  d.  b.  eben  bei  einem  AnBsehlnss  des  Prirateigen- 
thums  der  Privaten  (Gresellschaften  u.  s.  w.)  an  Wegen,  kann  hier 
eine  richtige  Ausgleichung,  daher  ein  vermindertes 
Risico  hei  weniger  frequenten  Wegen  und  schliesslich  durch 
Uebertragung  der  UeberschUsse  von  Activrouten  auf  das  Deficit- 
conto  der  FaauvrouteDy  aoweit  der  Kostenpunct  entsebeidet,  eine 
grössere  Ansdehnoagsflkhigkeit  des  Wegeneties  erreicbl 
werden:  ein  seilen  genügend  gewürdigter  Gesiebtopmet  in -der 

EiMDbabnfirsge.^0 

^  Die  ansserordentliebe  Kostspieligkeit  der  modernen 

Knnstwege  (Eisenbahnen  p.  Kilom.  dniehsebnitHieb  e.     Min.  Mark, 

CaDäle  mindestens  die  Hälfte  hiervon)  nöthigt  hei  Privatwege- 
wesen  zu  einer  Zulassung  des  Speculationsnioments  im  volks- 
vvirtbschaftlich,  socialpolitisch  und  sittlich  bedenklichsten  Umfange. 
Die  Aussicht,  durch  diese  Speculation  und  eventuell  durch  den  Ruin 
der  Speealaaten  sa  einem  sebr  aasgedehnten  Wegenetze  (Eisen- 
bahnen) zu  iLommen,  heisst,  um  eines  doch  so  nidK  einmal  ge- 
nügend sieber  sn  erreiobenden  Zweeks  Willen,  ein  verwerfMcbes 
Mittel  beiHgeo.  Das  SpecolationHystem  rniairt  dabei  oft  Tansende 
von  Eaustensen  e)>enso  soboldlos>  wie  es  vielleiebt  Dntsende  oder 
Hunderte  unverdient  ttkonomiseb  begünstigt.    UnvermeidHeb  ist 
damit  auch  die  stärkere  zeitliche  Schwankung  in  der  Ver- 
wendung von  Baukapital  mehr  oder  weniger  verbunden,  denn 
das  Privatkapital  ist  nur  in  Zeiten  aufsteigender  Konjunctur  ge- 
neigt|  sich  Unternehmungen  zuzuwenden,  die  nicht  unbedingt  ge- 
wiss einen  aussergewöhnlicb  hohen  Ertrag  verspreeben.  Nur  dann 
sind  nanentlieb  Aetien  zu  emittnren.    Daher  jener  bänig  schon 
berllbrte^  so  flberans  sobttdiiebe  nngleiebm&ssige  Gang  des 
EiaeBbabnbans,  den  dagegen  der  Staat  reebt  wobl  Tenneiden  kam 
(§.  «44  a). 


**)  S.  0.  8.  146,  AüiD.  ti,  S.  263. 
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4)  Die  Anwendung  des  Kxpropriationsrechts  ist  bei 
neuen  Wegen  dem  bestehenden  privaten  Urundeigenthom  geget- 
Uber  meist  in  grossem  Umfange  geboten.  Es  ist  sa  wttssdMBi  dm 
dies  mOgliehst  wenig  an  Gunsten  eines  andern  priraten  Qnni- 
eigenthnmsy  eben  am  Wegeboden,  gesdhiehi 

5)  Die  ökonomisch-technische  Herstellnng  tmd  Er> 
haitung  der  Wege  und  die  Verwaltung  der  damit  in  Ver 
binduug  btelienden  Verkehrsanstalten  (Bahn-,  Telegraphen, 
Postbetheb)  ist  meist  so  beschafifen,  besonders  bei  den  grofisen 
modernen  Wegen,  dass  sie  auf  gleiche  Weise  von  Stast,  G^ 
meindci  Provina,  oder  von  Privaten,  d.  h.  fast  immer  aofluwMÜi 
von  Actiengesellsohaften,  erfolgt  Der  tllditige  Staat a.i.w. 
ist  denn  ancb  hier  mindestens  jedem  privaten  Eigentiitawr  «rf 
Verwalter  gewachsen.  Hein  „öffentliches  Productionsystem"  hat 
sogar  ükonoiiiisch-technisch  einige  specifische  Vorzüge. 

•  6)  Dem  socialpolitiBchen  Bedenken  der  starken Mieht* 
Steigerung  des  Staats  durch  die  Uebemahme  des  Eigentboms  nc  i 
snmal  der  Selbstverwaltung  der  Wege  und  einiger  HanpIveiUii' 
anstalten  (Eisenbahnen)  steht  das  mindestens  gleichgewiefaligs  B^ 
denken  gegenüber,  bei  der  Zulassung  von  Privatwegen,  insbeswdoe 
von  Eisenbahnen,  um  welche  es  sich  practisch  fast  allein  hao^ 
die  Macht  des  Grosskapitals  zur  Uebermacht  zu  steigern.  Den 
Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  muss  eben  hier  jene  Controlem 
Theii  werden,  deren  Notbwendigkeit  ohnehin  jeder  weiten  äehntt 
snm  zwangsgemeinwirthscliallliebeii  System  diiageDder  aisekt 
(8.  160,  168). 

So  wird  das  volkswirthschaftliohe  Produetlons-,  VerChcifanff 

und  das  socialpolitische  Interesse  durch  den  Ausschluss  von  Prini 
cigenthum  au  Wegen  nicht  nur  nicht  verletzt,  sondern  gefördert 

5.  Abschnitt. 

Grgebniss  der  Untersachangen  Aber  das  private  Crandelgeittsn 

I.  —  §.  368.  Das  Ergebniss  der  vorausgehenden  speei^ 
Untersuchungen  über  die  socialökonomischc  Function,  mithin  über 
die  Nothweudigkeit  und  Entbehrlichkeit  des  privaten  Grundei^L- 
thums  in  unserer  Gegenwart  ist  oben  (§.  342)  zur  vorläo^es 
Orientirung  schon  zusammengefasst  worden.  Bei  steter  Berfict- 
sichtignng  des  volkswirthsehaftliohen  Prodnctions-  and  YerMkapr 
interesses  lilsst  sieh,  um  noch  dnmal  kors  an  reanmireii,  flrdie 
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fünf  zu  unterscheidendeu  llauptkategoriecD  des  Hodens  folgende 
Antwort  auf  die  Forderung  der  grundsätzlichen  Abschaffung  des 
privaten  Grundeigenthums  geben:  Ländliches,  zumal  mittleres 
und  kleines  (bäuerliches)  Eigenthum  ist  auch  jetzt  noch  za 
billigen,  Grossgrundbesitz  insbesondere,  wenn  die  Eigenthttmer 
ihre  im  Gesammtinteresse  Hegende  sociale  Function  richtig  er- 
füllen.  Städtisches,  namentlich  gross  städtisches  privates 
GrondeigeDtfaun  hat  wohl  flberwiegende  Bedenken  nnd  hedarf  da- 
her nm  so  dringender  ehier  eingreifenden  Reform  seines  Rechts 
(§.  362).  Am  Bergwerksboden  und  Bergwerken  ist  Priyat- 
eigenthum  der  Privaten  (Gesellschaften  u.  s  w.)  wenigstens  neben 
öffentlichem  Eigenthum  zuzulassen.  Bei  Waldboden  ist  das  letztere 
vorzuziehen  und  daher  factiseh  lieber  auszudehnen,  als  zu  be- 
schränken. Der  Wegeboden  von  Wegen  ttlr  allgemeine  Be- 
nntinng  mnss  endlich  princiinell  im  öffentUcben  oder  Gemeinogen- 
thnm  stehen. 

IL  —  §.  368a.  Verbleibende  Aufgaben.  Hiermit  ist 
auch  der  hanptsttchliohe  Qegenstand,  welcher  In  dieser  national- 
ökonomischen  y,Grandlegung^<  in  Bezug  anf  die  Ctestaltnng  der 

EigenthumsordnuDg  zu  behandeln  war,  erledigt:  die  Untersncbnng 
über  die  Ausdehnung  des  Privateigen thums,  besonders  hinsicht- 
lich der  Productionsmittel  (§.  285,  287  ff.),  ist  sachlich 
beendigt.  Ihren  formellen  Abscbloss  findet  sie  in  der  £nt- 
eignungslehre. 

Diese  Untersnchung  bat  ncmlich  zugleich  zur  Aufstellung  und 
Begrttndnng  eines  idealen  Ziels ^)  gefUhrt|  welchem  bei  der  Ge- 
staltnng  der  Eigentiramsordnnng  in  nnseren  Coltorstaaten  snsu- 
atreben  ist  Znr  Errdchong  dieses  Zieb  sind  gmndMtilich  zwei 
Wege  zn  beschreiten: 

1)  Einmal  der  Weg  der  Enteignung  oder  Zwangsent- 
ei  gnung  (Expropriation),  speciell  der  Entwährung,  dem 
privaten  Kapital-  und  besonders  Grundeigenthum  gegenüber,  die 
Zwangsabtretung  (§.  382)  unter  der  Enteignung  inbegriffen. 
Dieser  Weg  ist  geboten,  um  diejenige  im  Gesammtinteresse  zwingend 
gelegene  Ausdehnung  des  Privateigenthums,  bez.  Verbindung 
Ton  Gemein-  nnd  Privateigenthnm  herbeisnftthreni  wdche  Tcr- 


')  Ueber  diu  Berechtigung,  ui  der  NaÜonalOkouomic  äolcbe  Ziele  auüustellea,  * 
s.  (geg»  Solcher  iL  A.  n.)  o.  VotImb.  S.  1S5  C,  Mich  |.  1S9. 
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tragsmässig  uicht  genügend  za  erreichen  ist.  Davon  bandelt ^ 
folgende  fünfte  Kapitel. 

2)  'Sodann  der  Weg  der  zweckmässigen,  dem  GesammtiiitereÄse 
entsprecbenden  Gestaltung,  bez.  Reform  des  PrivateigeDthaas- 
reohtB  in  Bezug  auf  Privatkapital  und  Privatboden,  soweit, 
diese  yerbleiben.  Diese  Frage  wiid  in  Veribinduig  nü  j 
allgemeineren  Betraobtnng  des  Inhalts  des  PrimteigeiitlimDi  an 
dem  TolkswirthsehafUielien  Geriehtspnnete  (§.  S86),  sowvt  sk« 
in  der  Gmodlegung  die  Aufgabe  ist,  im  Beginn  des  3.  Bands  diiM 
Werks  erörtert  werden. 


Fonftetf  Kapitel 

Die  Eigenthumsordnung. 

Die  AiiBdeliiiiuig  des  FriTateigenünuns* 

DI.  Die  Zuangsentelgniuig. 

Die  NaHomWriwioiie  bat  sich  bisher  mh  einer  priDoipiellen  WOidigong  der 
Zw&n gsentelgnung  (Expropriation)  noch  so  gut  wie  gar  nicht  befaast,  weder 

die  Enteignung  in  dem  weiteren,  im  Texte  festgestellten,  noch  in  dem  engeren 
Ubiicheu  Süme  (Zwangäabtretuiig)  genommea  (§.  übl).  Ei  hkügl  die»  wieder  mit 
der  allgwaineii  SteUang  der  HalieikalölRnoBie  nm  wirfhsoliafktleheii  TeiltefanrMht 
tHMinmen. 

Auch  in  den  grösseren  systmatischen  Werken  der  dcatächen  Literatur  erfolgt 
kaom  mehr  als  eine  gelegentliche  Kn^'ähnuug  der  Enteignung  als  einer  Thataache  dos 
Verkehrslebens.  So  sagt  z.  B.  Bau  in  der  Einleitung  zur  YelksvillhachaftopoIitiJc 
(5.  Aufl.,  1,  §.  5  u.  Anm.  b)  bei  der  Darlegung  der  Bedingungen,  unter  denen  eine 
«^zwingende  Massregel"  auf  dem  foUvwirthachidfUichen  Gebiete  za  rechtfertigen  sei, 
Aber  die  Enteignung  nur:  „es  mui  in  PlUen,  wo  Jemand  zur  Aufgebnng  einen 
PiiTalnohti  ferpilichtet  wird,  ?oller  Ersatz  deb  Yerkehrsreehli  gegeben  und  hierni 
"\ti  genau  geregeltes,  vor  Missbrauch  schützendes  Verfahren  Torgeschrieben  werden." 
In  der  Anmerkung  zu  diesem  Satze  fUgt  er  hinzu:  „Diese  Zwangsabtretang  (ex- 
propilntfon  poor  eanae  d'ntUilA  p oblique)  luount  nur  bei  nnbewegüchem  Vermögen, 
bei  dinglichen  und  Gewerbsrechten  ?or.  Die  NoAvendigleit  der  Abtretung  ist  nach 
volkswirthschaftUchen ,  wie  in  anderen  Fällen  nach  militärischen  oder  polizeilichen 
Erwigongen  nach  reiflicher  Prüfung  von  der  obersten  Staatsbehörde  auazusprechen." 
ReaeneT  erwihnt  die  Exproptiation  nur  gelegentlich,  s.  B.  I,  §.  84,  in  der  Darlegung 
der  mehr  communistischen  Tendenz  d«s  modernen  Staats-  und  SVirthschaftslebens: 
..es  wtTile  immer  u))licher.  durch  sogen.  Ex|>ropriatioiit'n  die  wohlerworbenen  Privat- 
rechte dem  UebergewK  hte  des  (iemoinbcöten  aufzuopfern.  "  Selbst  Schaf  fle,  dem 
nach  den  Standpvncto  seines  Systems  es  näher  gelegen  bitte,  berührt  die  Zwang»- 
enteignung  auch  nur  fluchtig,  so  Sy^t.  :i  Aufl.  II,  87,  wo  er  sagl,  das  Princip  der 
öllcnüichen  Wirthschaftsorganisation  sei  die  einheitliche  obrigkeitliche  Gewalt,  die  auf 
finanziellem  Gebiete  als  Besteuerung,  anf  ataatswirthschaftlichem  als  Gonscription  nnd 
Expropriation,  Disdplin  u.  s.  w.  sieb  iossere;  dann  II,  wo  er  die  „BUdong 
öHentlichcr  Vermögen"  bespricht :  die  rnnrrete  Glifderung  des  öffentlichen  Vermögens 
zu  einem  Organismus  verschiedenartiger  ölientücher  Anstalten  werde  grösstentheiis 
dnroh  freien  Tanselvrerkdir,  dieüweise  „durch  Anwradung  Ten  Offendidier  Gewalt** 
(Expropriation  privater  Guter  gogen  Entschidigung  in  Geldwerth)  vermittelt.  Vgl. 
auch  Aufl.  S.  232.  Selbst  im  Soc.  Körper  unterbleibt  ein  genaueres  Eingehen.  In 
d.  Quiutesa.  wird  d.  Enteign.  alb  eine  Eventualität  det>  radic.  Soc.  kura  erörtert  (7.  A. 
6.  18).  Santer,  Geaelliohafll.  s.  Pfirateig.,  denkt  beim  üebergang  d.  Gnmdeigw 
thums  an  den  Staat  an  umfass.  AblOa.  8.  198  ff.  .\uch  Rodbertus  setzt  dieselbe 
Voraus  und  will  den  bisherigen  Rentenbezug  der  Grund-  und  Kajjiiaicigenthumer 
lixiren.  Soc.  Briefe,  Norm.arb.tag  pa^s.  Aehnl.  Gedanken  bei  Lassallc,  z.  B.  Bnefe 
an  BndbertBi  passim.  ÄiftrtORugen  über  die  princip.  Stellung  der  Enteignung  im 
BeobtHyitna  fehlen  aber  auch  bei  den  lodaUst.  bohiiilsteUem  mit  Annahme  t. 

50* 
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2.  AbÜL  5.  k.  Eatetgnang. 


Lassaile  (s.  u.)  meiätenä.  Sonst  wird  die  lüutoi^uoüg  etwa  um  aL»  aothveadi^ 
Mittel  nr  H«nt«lhuif  der  neoen  Verkehrsvefe  (EisenbahneB)  enrihai  «ftd 

in  der  Agrar-  und  Gewerbepolitik  Uber  die  einzelnen,  zur  Enteignuni^  im 
weiteren  binne  zahlenden  Fiille,  wie  zwangsweise  Aufhebung  ron  (irundlasteu ,  Beal- 
gerechtigkciten  and  Baunrechten  a.  s.  w.  gebandelt  Wenn  es  hier  aber  aacb  bei 
Baa,  Boscher  u.  A.  nicht  an  einer  genaaenA  Erörterung  Ober  die  Bediigagea 
und  das  Für  und  Widrr  eines  gesetzlichen  Zwangseiug^fFs  in  sogen,  wohlerworbene 
Priratrechte  fehlt,  so  erfolgt  doKch  keine  zasammenf aasende  Bebaadlaag.  in 
velcher  die  SpecialflUe  eines  sdeben  Yorgeheiui  in  der  Afiar»  «nd  Qvwmhmm» 
&ssQng  als  blosse  Anwendungen  eines  allgemeinen  Princips  des  wir^ 
scbaffli'  Ii«  Fi  Vfirkehrsrechts  auf  die  einzelnen  Gebiete  erscheinen.  Auch  die  in  der 
FinanzwL>seuschaft  nahe  liegende  Parallele  der  Besteaeiung  und  der  Enteignaag 
bleibt  regelm&ssig  unbeachtet  (s.  §.  384). 

Es  gilt  nun,  auch  der  Zwangscnteignung  Seitens  der  Nationalökonomie  eine 
principielle  Betrachtung,  eltenso  wie  d(;r  Prirateigentbumsinsütation,  zu  widmen. 
Gerade  unsere  DiscipUn  hat  hier  in  Verbindung  mit  der  SoctalpoUtik  eine  wichüge 
Aufgabe  ni  lOsen,  welche  die  rein  jnifstiselie,  selbst  die  MfendlelhiMhiltebe  Bekaad> 
lung  des  Kochtsinstituts  der  Enteignung  ftlr  sich  allein  nicht  lösen  kann,  von  der 
priTatreohÜichen  Doctrin  2:ariz  zu  ^(  liwLiu:en.  Dit*  Zwane^enteignung  ist  nach  d^r 
richtigen  volkswirthschaftlichen  und  äocialpolitischeu  Auffassung  dasjenige  Kechts- 
institut,  darch  welches  die  vom  öffentlichen  Interesse  verlangt«  Ter- 
theilnng  der  individuellen  Kapitalien  und  Grundstücke  unter  die 
Einzelwirthschaften  (namentlich  zwischen  den  Zwangsgemeinwirthschaften  einer- 
ond  den  Übrigen  Einzelwirthschaften,  also  besonders  den  Prifatwirthschaften  ander- 
seits and  sodann  zwischen  den  letctcren  anter  einander)  in  der  darch  die  Ent- 
wicklung des  Volkslebens  g:eforderten  Weise  mittelst  gesetzlichen 
Zwangs  verändert  wird,  wo  und  soweit  als  diese  Verinderang  darch 
freien  Yartrag  nicht  entsprechend  bewirkt  werden  kann.  Dnck  tfe 
Enteignung  muss  daher  eventuell  diejenige  „Aasdehnang  des  Prirateigaa* 
thums'*  (der  Privatwirthschafteni  bewerkstelligt  werden,  welche  das  Gesammtinterease 
verlangt  I>ie  ILehre  von  der  Enteignung  nimmt  deshalb  die  ihr  liier  g^beae  Stelk 
in  der  Systemaäk  des  rem  sodaldkonoaüscben  Standponda  sns  hehMdekea  jügn 
meinen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts"  ein;  sie  bildet  den  ScblltS  dff  Lsloa  nsn 
der  „Ausdehnung  dos  I'rivateij^euthums". 

Die  Enteignung  ist  hier  aber  nicht  in  der  Üblichen  Weise  unserer  Jari^mdeiu 
aaf  die  Abtretung  von  privatem  Sacheigenthnm  eder  sogar  nur  Ton  Grnnd- 
eigenthum  zu  be.schriink<'n,  sondirn  sie  umfasst  grundsätzlich  alle  Frille,  wo  wohlrr 
worbene  Privatrechte  zwangsweise  entweder  ganz  aafge hoben  oder  an 
Dritte  im  öffentlichen  Interesse  abgetreten  werden.  Mach  der  froheren  Formulx- 
mng  des  Eigenthumsbegriffi  (§.284)  und  der  Statni rang  eines  „Eigenthams'*  aacfc 
an  „Rechten",  „Verhältnissen"  u.  s.  w.  lässt  sich  dies  auch  so  ausdrücken:  die  Ent- 
eignung umfasst  im  Princip  alles  Eigentham  oder  alle  Arten  desselben.  U^egea 
bleibt  es  zon&chst  eine  offene  Frage,  ob  und  welche  Entschädigung  des 
priateu  zu  Tbeil  wiid,  so  dass  dies  Moment  der  Entschädigang«  entgegen  der  übliches 
jnristisehen  Auffassnner  und  BegrilTsbestimmung  der  EnteigniUlS,  aiobt  SgImmi  In  die 
Duhnitiuu  aufgenommen  werden  moss  (§.  äbl  fl.). 

In  Ermangelnng  einer  eigendieh  nationaloiHnoniiSGlien  liteialnr  Aber  die  Ssft* 
eignung  muss  daher  hier  ^^anz  auf  diejenige  Literatur  verwiesen  werden,  welche.  B 
der  Kegel  ohne  jede  o<lcr  ubne  wesentliche  Rücksicht  auf  die  sociale  und  ökonomisclie 
Seite  der  Frage,  von  dem  speciclieu  Standpuncte  anderer  Wissenschaften  aas  die  Ent- 
eignung behandelt  hat  Es  Ist  dies  die  reohtsphilosopbiiolie«  die  poltx«!* 
wissenschaftliche,  bez.  verwaltongsrechtliohe,  dis  SOBSlige  ftffefttlittfc- 
rechtliche  and  die  civilistische  Literatur. 

Bemerkenswortb  ist  dabei,  dass  nach  in  den  letztgenannten  Zweigen  vielfach  du 
Frage  derBcgrflndung  der  Enteignung,  also  die  dgenflich  rechtsphilosophitcke 
Seite,  mit  erörtert  wird  Es  erklärt  sich  dies  aus  der  zweifelhaften  Stellang  des 
Instituts  im  positiven,  besonders  im  römischen  Jiechte,  und  ans  der  Nothwendigheii 
sich  mit  dem  abeolnten  Prirateigenthnm  anseiasnder  m  selmi.  Der  naTerejafaia 
Widerspruch  des  letzteren  und  der  Zwangsenteignang  (§i»  871)  wird  TOn  den  JadMl 
empfunden  and  hat  zu  den  kanstlichstea  Gonstroctionen,  naaentlicb  bei  den  GIfilisNii. 


Vorbemerkung  uud  Literatur. 


789 


nflkrt  Df0  ZrangMiiteigniiiig,  ein  Institnt  des  dffeatliclien  BacMs,  weSHt  in  die 
Kategoiteen  des  Phvatrechis  Uneingezwängt  weiden,  —  ein  Bestreben,  dss  erfolglos 

geblieben  ist  and  wolil  immer  erfolglos  bleiben  muss,  wenn  nicht  Fon  vornehcrRin 
der  absolute  £igenthamäbeghtt  aufgegeben  und  eine  sociaireclitliche  Gestaltung  des 
PiiTmteifenthnmfl  sa  die  Spitze  gesMUt  «iid.  Vgl.  s.  B.  Uber  die  Theorie,  diu  die 
£zpropriatian  ein  „Zwangslcauf '  sei  und  ttber  andere  Constrnctionen  des  priratrecbt- 
Üchen  Characters  des  Instituts  (J.  Meyer  iti  <^ot  unten  f^en.  Sehr,  §.  0.  S.  1S8  fl". 
Kernor  Uber  die  (ältere,  von  der  heutigen  J  urisprudenz  ganz  aufgegebcuu)  Bugrundung 
d«r  Expropriation  snf  ein  jus  eminens  oder  donünlui  eainens  des  Staats  eb.  §.  3  n.  4, 
Hcs.  S,  125  ir.  Die  Annahme  eines  solchen  staatlichen  Obereip:»  nthums  ftlr  sociale 
und  ökonomisrhe  Keformen  des  Privateigcnthumsrechts  giebt  eine  Uandbabe ,  welche 
nicht  entbehrt  wurden  kann  und  l'ulgerichtig  bei  der  Annahme  eineb  absoluten 
Prirateigenthnms  fehlt:  woher  sich  die  onbefHedigende  Behandinnf  der  Enteignnng 
in  der  neueren  Rechtswissenschaft  erklärt. 

For  die  Literatur  über  die  Enteignung  —  in  den  genannten  Zweigen  — 
rgl  bes.  Georg  Meyer,  d.  Recht  der  Expropriation,  Leipz.  1S6S,  §.  7,  S.  152  £ 
mit  historisdur  IBslnitong,  bes.  Uber  die  itadsolie  Beeht  and  desssn  Portbildnnff  tan 
Mittelalter). 

Aus  der  rechtsphilosophischen  Literatur  vgl.  z.  B.  Stahl,  Pbilosophie  des 
Beelits,  n,  1  (S.  Aufl.)  §.  18,  S.  S49  f;  Seine  Besehranlning  der  Enteignung  anf  die 
FlUe  „öffentlicher  Nothwendigkeik'^  im  Unterschied  ron  der  blossen  „Ge- 
rn ei  n  n  ntzi  j^k.'it".  ist  praktisch  werthlos.  weil  die  Grenze  nicht  zn  ziehen  ist  und 
Skich  Xaät  nie  die  wirkliche  Mothweudigkeit  —  die  unbedingte  —  nachweisen 
UmL  Seine  Trennung  ron  «JLnfhobing  (Abolition)  der  Beohte,  welche  einer 
ganzen  Art  von  Rechten  die  Anerkennung  und  Wirksamkeit  im  Staate  versagt"  von 
der  Enteignung  —  vgl.  eb.  §.  17  —  ist  rirliti^  (s.  u.  Hsl  Ii.),  aber  es  ist  deshalb 
doch  zalisfdg  und  nothwendig,  einen  weiteren  Enteiguuugsbugrili  aui/ustellen, 
wdeber  beide  FlUe,  jene  Anfhebnng  wen  Rechten  and  diese  Enteignung 
von  Eigcnthuui.  zu'^.ininicnfasst.  -  S.  fi^rncr  Rftder.  Nat.r.  II.  Hlh  If.  Tren  dcl  e  n- 
bar^.  Naturrecbt,      lUO;  er  tritt  bedingt  foi'  den  Ausdruck  „dominium  eminens  ein. 

Hauptw.  rk  ist  Lassalle's  System  d.  erworb.  Rechte,  bes.  B.  1,  nam.  §.  7, 
S.  193  if..  mit  der  wichtigen  Erörterung  Ober  die  Aufhebung  ei-worb<-ner  Kecbte  ohne 
oder  mit  Entschädigung,  S.  224  fl..  242  11.  Vgl.  darüber  auch  d.  Briefe  an  Kodbenas, 
bes.  N.  2  0.  §.  385  ff.  (Die  Polemik  von  L.  Stein  in  der  Verwl.  VU,  297  gegen 
Lassalle  wire  nnr  zntrdftnd,  wenn  es  Stein  gdnngen  wire,  das  Becht,  specieD 
das  Eigenthum  unabhängig  von  der  Anerkennung  durch  das  Gesetz  wirklich  aus  dem 
Wesen  der  Persönlichkeit  ab;tuleiten .  wa.<»  nach  den  fHlheien  AosflUimngen  Uber  die 
,3egrundaug*'  des  Eigenthums  zu  bestreiten  ist). 

Ans  der  Ltterntnr  der  Yerwaltungslehre  (Poliseivissenscliaft)  und  des  all- 
H^emeinen  Y erwaltnng srechts,  welche  der  volkswirthschaftlichen  Betrachtim^ 
naturlich  noch  am  Närhsten  steht,  s.  R.  v.  Mohl.  Pnlizeiwis-s..  .1.  Aufl.,  I,  §.  5  (Fest- 
stellung der  Grundsätze,  wiu  die  Polizei  zu  baiidulu  bat,  II,  posit.  Anforderungen) 
S.  S9  (nidit  principiol])i  Dann  bea  H.  BOsler,  der  in  s.  soc.  Terw.Teeht  L  die 
Sateignung  und  das  Nothredit  Unter  den  ..socialen  Verpflichtungen  des  Eigenthuns** 
(neben  Nachbar-,  Bau-,  Wegerecht,  Zusammenlegung  der  Grundstucke)  S.  401  If.  ein- 
gehend behandelt.  S.  bei  ihm,  ausser  in  den  Sdonographieen,  auch  die  Speciallitcratur 
md  OesetzgeboDg.  B Osler  hält  an  der  engen  Beschr&nknng  dos  Entoignungsrechts 
fest,  polemisirt  daher  gegen  Stein's  Erwciterun;?  in  der  ..Entwäljrunf]^lchre\  Er 
beschränkt  die  Enteignung  auf  Grundeigenthum,  begründet  sie  hier  damit,  dass  „das 
Grondeigenthum  seiner  Natnr  nach .  nicht  bloss  ausnahmsweise,  den  Anforderungen 
der  Gemeinschaft  unterworfen  sei",  —  was  m.  E.  von  allem  Eigenthum,  vollends 
auch  vom  K  apital  eigenthura  gilt.  Er  betont  mit  Recht  den  ö  ff  <•  ntlirh  -  rechtlichen 
Cbar acter  der  Enteignung  besonders  und  verwirft  die  phvatrechtlichen  Einkleidongs- 
TMinehe  des  Instituts.  Die  Benifting  snf  staatliches  Obereigenthnni «  ftffeatlieheB 
Iniisfesse,  Staatszweck  (G.  Meyer)  weist  er  ab.  ohne  indessen  zu  einer  wesentlich 
anderen  Ableitung  zu  gelangen  {..nothwcndiger  (iebrauch  für  öffentliche  Zwecke  7on 
überwiegendem  allgemeinen  jiutzen",  ^.  1^5,  196^.  Das  Moment  vorheriger  (?  TgL 
s.  B.  das  nene  pienss.  Gesets  11.  Jini  1874  §.  1,  wo  dies  Moment  fehlt)  Toller 
Entschädigung  zieht  er  in  die  Begriffsbestimmung  hinein.  Meine  DehereinstiBmiUlg 
lUftd  Abweichung  ron  Böttier  ergiebt  sich  aus  dem  Texte:  es  ist  dieselbe  wie  in  der 
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ganzen  BehaDdluug  der  Ei^enthumsinstitution ,  s.  darüber  auch  oben  Vorbem.  S.  5Tfi. 
Vgl.  aorh  Rrtslers  Keconsion  von  (irlinhat's  Enteignungsrecht.  Wien,  1873  in  d. 
Tab.  Zeitäckr.  XXX,  712  —  727.  (irunhat  steht  der  K Osler  sehen  B«h^diuiig 
pcincipiell  nahe. 

Neben  Rftsler.  welcher  nach  dein  Zwerls  s-Mnes  Werks,  mehr  den  rAnraltnnf»- 
lechtlichen  als  den  verwaltttngspolitischdA  btaadpiuct  rectiitt,ist  b<Mi.  L.  v.  Steia 
hier  za  nennen,  bei  dorn ,  wie  immer ,  die  ErOrtenuig  de  lefe  Utk  miÜ  der}«üg«m  4a 
lege  ferenda  eng  verbanden  ist    Stein  hat  in  seiner  Lehre  von  der  „Entwihrnng'' 
in  B.  VII  ö.  Verwl.  (vgl.  anch  s.  Handb.  1.  A.  S.  144—1.^0.  2.  A.  S.  577  £)  den 
m.  £.  principieil  richtigen  Vennch  gemacht,  für  das  ganze  Gebiet,  welche» 
iB  T«it  äb  bteigaong  benichnel  wild,  eine  fvtftnmeBfftfiesd«  Tkearia  «rf- 
xoBtellen  und  es  mit  dem  geselUchaftlioben  Entvicklungsprocess  in  Can- 
salnezus  zu  bringen.    Vgl.  darüber  unten  §.  374.  Den  Einwand  Rösler  s  a.  a.  O. 
S.  464  gegen  Stein,  dass  die  Enteigniug  und  Gmndentlastung  nicht  anter  den  ge- 
■ifiiMiMwi  Begriff  der  Intwilifiuig  getlellt  weidea  dmfe,  weil  die  laMera  (dla  BM- 
lattong^  die  Darchfllhrong  einer  allgemeinen  Rechtsform   die  erstnrc  (iie  En: 
eignung)  dagegen  eine  speciell«'  administrative  Massregel  auf  dem  Boden 
derselben  sei,  oder  den  Einwand  Rohland's  in  der  u.  gen.  Sehr.    S.  2  Anm.  3, 
dass  die  Grnndentlastang  eine  Rerhureform,  die  Enteignung  ein  Bechtj^institmt 
sei,  halte  ich  nicht  für  richtig:  die  Enteignung  im  weiteren  Sinn  ist  ein  Rechts» 
iastitut,  auf  Grund  dessen  die  Verwaltang  in  beiden  l<'ilien  bestehende  PdTmt« 
rechte  zwangsweise  den  bisherigen  Berechtigten  entzieht  —  Auf  Stein  ist  aebeft 
dar  ^ecialliteratur  auch  bes.  ftr  dia  Entwicklung  der  Doctrin  und  Gesetzgebiutg  amf 
diaaem  Ent Währungsgebiete  zu  verweisen,  s.  bes.  S.  67 — 93,  293 — 524.  —  Vgl.  scukät 
noch  Escher,  Polit  I,  360  £;  ?.  Inama-Sternegg,  Venraltangsiebre  ^InttsbE. 

\m\  8.  IM. 

Die  jaristische  Litentnr  s.  bei  G.  Meyer  a.  a.  0.  and  bd  Bösler.  Bm, 
hervorzuheben  bind  neben  Meyer  und  Grünhut:  Thiel,  Eipropriationsrecht  o.  a.  w. 
BerL  1866,  dann  die  neueste  Schrift  von  W.  v,  Bohlaud,  z.  Theor.  u.  Pmx.  des 
DaotMÄaa  Enteignungsrechts,  Lpz.  (mit  aiagehawlar  Baroclaichtigung  dar  Ltaaar 
und  Gesatagabung).  Vergl.  sonst  noch:  Zachari&,  D.  Staatsr  II,  §.  153  (2.  Aol. 
S.  126  (F.):  Bluntschli.  allpcm.  Staatslehre  (B.  1  d.  Lehre  v.  mod.  Staate  .=>  Anfi. 
Stuttg.  1875)  8.  293  H.  Für  Preussen:  v.  Könne,  preubs.  Staatsr.,  3.  AuiL,  IL  1, 
§.  94  (Unrerletzlichkeit  daa  EiganUMias,  r«gL  AiL  •  dar  Verfassung)  S.  92  ff.  ftr 
Baicrn:  Pözl,  Verfassungsrecht  4.  Aufl..  §.  34.  —  Beseler,  D.  Privatr.  §.  9I3U 
Gerber  deagl.  (in  den  neueren  Aufl.)  §.  174b.  Die  rein  privj^htl.  Auliasä.  d.  Eigas- 
thumsrechts  weiss  natorl.  gi^gunüber  dem  Enteignungsrecht  gar  keine  rieht  SteULmig 
zu  nehmen  (§.  374).  Zu  meiner  besond.  Qanugthuung  begegne  ich  mich  daher  in  der 
gleichen  princip.  Aultassung  der  Enteignung,  weil  des  Eigenthums,  wieder  mit  Iherisg 
(Zweck  im  Recht  I,  514  tf).  Er  sagt  hier:  ,J)ie  wahre  Bedeutung  der  Ejqiiafi. 
wird  m,  E.  vBlHf  Terkaattt,  wmn  nun  in  ihr  einen  Eingriff  in  d.  ngaalfc.,  atea 
Abnormität  erblickt,  die  mit  dar  „„Idee' "  desselben  in  Widerq>nich  stehe.  la 
diesem  Lichte  kann  sie  nur  demj»*n.  erseheinen,  der  d.  Eigenth.  ledigl.  r.  Standponcte 
des  Individuums  erfasst  (individualistische  £icenth.theor.).  Dieser  Staudjrana 
ist  aber  f.  d.  Etganth.  nieht  minder  ein  varkahrlar  «a  £  d.  Yartng.  Dar  aDaia  ifck- 
tige  ist  der  der  Gesellschaft  ( g  es  c  1 1  s  o h af  tl.  Eigenth.theor.),  u.  von  diesem  Staad- 
punrte  erschfint  d.  Expropr.  so  wenis::  als  eine  Abnormität  oder  als  ein  Versto« 
gegen  d.  Eigentitumsidee,  dass  bie  umgekehrt  durch  dieselbe  in  unabveiäb.  Weise 
gefordert  wird.  Dia  Expiopr.  anthllt  d.  LOsaiig  dar  Ai^be,  d.  IntereaMi  dar 
Seilschaft  mit  denen  des  Eigenthums  m  v<>reinigen.  sie  macht  dasselbe  erst  zn  eines 
practisch  lebensfäh.  Institut  ühne  sie  würde  sich  d.  Eigenth.  zu  einem  Hnch  der 
Gesellsch.  gestalten  können  .  .  .  Der  Gefahr  des  Eigenth.fur  d.  Gesellsch.  wehrt  htet 
d.  Recht  ab  durch  d.  Exprapr.  (Expropr.  d.  Privatraehts).  Unserer  hairiifaa 
Theorie  ist  dieser  Begrilf  so  gut  wie  unbekannt,  obschon  er  im  röm.  Recht  bestimm? 
genug  ausgeprägt  ist."  Ich  kann  den  innersten  Kern  meiner  Anifaasung  nicht  basier 
geben,  ak  aii  diaaeii  Wartan  daa  grossen  Bonaoiatan. 

Ava  dar  Gesetzgebung  gehören  mehrfach  Bestimmungen  der  nenereaTM* 
fassungsgesetze  hierher,  worin  die  Unverletzlichkeit  des  Eigenthtuns,  ander- 
seits der  Satz  ausgesprochen  zu  werden  pflegt,  dass  das  Eigenthum  ans  Gnuidea  dsi 
OlEuitlichen  Wohls  ^  ereBtnell  fregen  ronar^  Eotachidigung  —  nacft  Massgnbe  §m 
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G«MlMt  entzogen  oder  Wchxtnkt  werden  lua.   YgL  Freuss.  YtsL  t.  1850,  Art.  9, 

Bai  er.  v.  ISIS  Tit.  IV,  §.  8  (mit  Berofunf?  auf  eine  Verordnung  v.  14.  Aüg.  1815. 
»0  deren  Steile  jetzt  das  baier.  Gesotz  Uber  Zwangsabtrettuig  von  (inmdeigettthum  vom 
17.  Not.  1837  getreten  ist).  Oesterr.  Staatsgrundges.  t.  1867,  Art.  5.  Sonst  sind 
theils  in  den  Rechtsbachern  (z.  B.  preuss.  landrecht,  Einl.  §w  75,  dann  ThL  I, 
Tit.  11  §.  4  iL  „Zwaiig^kaur*),  thciLi  iii  Gesetzen  über  Wcgebauten  und  nenerdiagi 
bes.  io  den  Eisen bahogebctzen  und  Berggesetzen,  theils  endlich  in  beson- 
deren ftUf emelnen  szpropriationsgesetseB  die  Beetimnongen  des  poal-  . 
tiren  Bechts  über  die  Zwangsenteignnng  enthalten.  Vgl  das  Nlheie  bei  0.  Meyer 
§.  7  S.  142  ir.,  Kösler  S.  461,  Stein  ».  a.  O.  Bes.  zu  crwälinen  sind:  die  fran- 
zösischen Gesetze  v.  8.  M&rz  lÖlO  (aofgehoben),  7.  Joii  lb3d  and  3.  Mai  1841, 
d.  g«B.  bAlerlflclie  f.  18S7,  d.  schtreit.  Bnndetges.  ?.  1.  Met  1850,  die  neae 
preuss.  T.  11.  Jnni  1S7J  (('ominentarc  nhcr  dieses  von  Dahlko  1S71.  von  Biihr 
niiii  Lanc^'erhans  1S75).  AussoTilcrn  fiir  die  Enteig'uung  in  unserem  weiteren 
^^uiQc:  diu  Gtactzc  über  LcibeiguuM:baft>aufiiebuug  (vergl.  oben  §.  215.  Auui.  42 
S.  405),  Grandlasten,  Ablösungen  n.  s.  w.  8.  daitUier  Stein  a.  a.  0.  und  die  betr. 
Abschnitte  d.  piakt  Tlieile  des  LehrbodiA.  Bab,  n,  (PoliU,  §.  46  £;  Boscher, 
U,  2,  Kap.  9. 

Im  Text  handelt  ee  sich  weseptBch  am  die  principielle  Frage:  ob  and 
wann  eine  Enteignung  Platz  g^ifui  dOlfe.  Die  En tsch&digungs frage  ist  für 
die  Tolkswiithachaftliche  Seite  die  second&re,  ftlr  die  p r  i v  a  t wirthächaftliche  die 
piim&re.  (§.  385,  386).   Die  Frage  des  Verfahrens  gehört  nicht  weiter  hierher. 

1.  Hauptabschnitt 

8MiAl4kMomi«ehe  BegrOndlaBg  und  CJoMtnieliM 

der  Kmteigniuifl^« 

I.  —  369.  Principielle  social  ökonomische  Noth- 
wendigkeit  und  Rechtfertigung  der  Enteignung  und 
Begriff  der  letzteren.  A.  Der  Fortgang  der  volkswirthschalt 
Uchtta  Eotwickiung  hat  r^elmässig  einerseits  zur  Bedingung, 
aodmeitB  snr  Folge  eine  wiliiderte  Vertheiloog  des  Eigenthams 
oder  weaigtleQi  des  Verfttgnogsrechto  in  fiesiig  auf  das  NationAl- 
ki^ital  «od  den  Gmndbeiiti. 

Kemendieb  gilt  dies  ^on  den  beiden  entsebddenden  Ver- 
aadernngen  im  ▼olkswirthsohaiiliohen  Prodnetionsprocess,  ron  denen 
nicht  nur  der  materielle,  sondern  zugleich  der  geistige  und  sittliche 
Fortschritt  des  Volks  mit  abhängt.  Diese  Veränderungen  betreffen, 
einmal:  wesentlichere  Umgestaltungen  der  Orga- 
Disation  der  ganzen  Volkswirthschaft  (Kap.  3),  daher  der 
Combination  der  drei  Wirtbscbaftssysteme  (§.  120),  beson- 
ders des  privat-  und  des  zwang  sgemeinwir  tbschaftliehen; 
sodann:  gleiehlaUs  wesentiicbere  Umgestaltnngen  des 
elnBelwirthsehaftliehenProdnetionsbetriebi,  mitbin  der 
Teebnik,  Prodnetionsmetbode  nnd  Combination  der 
drei  Prodnotionsfaotoren  (KatnrfBoden],  Arbeit  and  Kapital), 
la  den  Einzelwirthschailen ,  'des  Umfang s  derselben  und  der 
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Hechts  form  der  Privatwirtbschaften.  Besonders  wichtig  ist  fakr 
der  durch  die  Bedttrfiusse  der  sich  weiter  entwickehiden  Yolk»- 
wuihBchaft  gebotene  Weeheel  der  OkonomiBehen  Zwecke 
and  Fnnetionen  des  Bodens,  bes.  der  einselnen  Chriii- 

stücke,  sowie  die  Steigerung  der  Intensivität  desBodeo- 
anbaus  bei  jeder  Bodenkategorie  (§.  311  Note  10). 

Kann  z.  B.  ein  bestimmter  Tbeil  des  Nationalkapitals  oder 
bestimmter  Boden,  welche  Privateigenthom  sind,  nicht  auf  irgend 
eine  Art  sieher  zur  Verfügung  der  ZmngsgemeinwirdischsfteBy  des 
Staats,  gestellt  werden,  so  ist  die  etwa  dnreh  das  GesammHntaws 
geforderte  Veribiderong  der  Organisation  der  Volkswirtinekaft  la 
der  Richtuug  vermehrter  und  veränderter  Staatsthätigkeit  auf  den 
Gebiete  der  materiellen  und  der  immateriellen  Production  natllrtich 
nicht  durchzuführen.  Ebenso  ist  eine  im  Gesammtinteresse  gebotenf 
Umgestaitung  des  einzelwirthschaltiichen  Betriebs  im  privstwiitb- 
schaftliehen  System,  qieeiell  s.  B.  bei  der  Bodenbenutzung,  lotb- 
wendig  an  die  Voranssetsnng  einer  yeiftnderlien  Vertheibiiif  eil- 
weder  des  Eigenthnms  oder  wenigstens  des  in  anderen  Reehl^ 
formen  ermf^gllebten  Verftigungsrechts  über  bestimmte  Thmle  des 
Nationalkapitals  und  des  Grund  und  Bodens  gebunden. 

Die  erforderlichen  Veränderungen  in  der  Vertheilung  der 
Eigeothums-  und  VerfUgungsrechte  in  Bezug  auf  concrete  PareeUai 
des  nationalen  Kapitals  und  Bodens,  welche  in  PrivateigortlHB 
stehen,  können  sieh  nun  auf  doppelte  Weise  ▼oUnebea:  ver* | 
tragsmftssig  im  tukuk  Verkehr  oder  mülelst  Zwangs  gega 
die  Eigenthfimer.   Das  Erste  ist  nach  der  bisherigen  geschiebt 
liehen  Entwicklung  unserer  Volkswirthsc haften  die   Regel,  da? 
Letztere  die  Ausnahme.    Im  freien  Verkehr  der  privaten  Einzei  j 
wirthschailben  unter  einander  wie  mit  den  Einseiwirthachaiteft, 
welche  der  Staat,  die  Gemeinde  und  andere  ZwangsgemeiBwiitk' 
Schäften  darstellen,  wird  dnreh  eine  Reihe  von  freien  Ycr*! 
trägen,  Tausch,  Kanf,  Hietfae,  Paeht,  Darleben  o.  sl  n.,  fw 
jeder  Einselwiithsebaft  das  Eigenthnm  oder  die  reebtMfte  f»! 
fügung  (Nutzung)  auch  über  diejenigen  individnellen  Kxpl(tJBn\ 
und  Grundstücke  erlangt,  welche  sie  zu  ihren  Productionszwedea 
bedarf. 

So  lange  nun  dnreh  diese  vertragsrnttssige  Regnüruig^ff 
Vertheiinng  des  Eigentboms  an  oder  des  VeiAgnngsreehli 
privates  Kapital  nod  Boden  jene  beiden  HauptveitedcruDgen  ia 
Produetlonsprocess  in  einer  dem  Gtesammtinteresse  enlspre^tata 
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Weise  ermöglicht  werden,  liegt  kein  Grund  vor,  zu  einer  zwangs- 
mässigen  Regelung  jener  Vertheilung  zu  schreiten.  Insoweit  ist 
die  geBchichtlich  überkommene  Ausdehnung  des  PriTateigen- 
thama  an  Pfoduotionsmitteln  auch  yom  Staate  in  der  gewUnsehton 
BiebteDg  nur  vertragem&Bsig  zu  veribideni. 

Aber  dieee  Tertragsmaasige  Begelang  reieht  nielit  ane.  Es 
nnus  daher  eyentaell  aneh  immer  dnreh  dnen  Zwangsein  griff 
dee  Staats  die  VeriiieOimg  des  Eigentbnms  and  Verftigungsrechts 
(Iber  diejenigen  individuell  bestimmten  Productions- 
mittel  umgestaltet  werden  können,  welche  zur  Durchführung  einer 
jener  beiden,  vom  öffentlichen  Interesse  geforderten  Hauptverän- 
derungen im  Productionsprocess  oder  einer  dazu  gehörigen  ein- 
zelnen Massregel  oder  Einrichtung  gebraucht  werden,^)  falls  dies 
Ziel  frei  yertragsmässig  tlberhanpt  nicht  oder  nnr  mit  nieht  an 
rechtfertigenden  Opfern  der  Gemeinschaft*)  erreicht  werden  kann. 

Mit  diesem  SatM  wird  das  rolkswiräiscliaittiche  und,  soweit 
die  Lage  der  Geselischaft  von  der  Entwieklnng  der  Vottuwirth- 
sehaft  abh&ngt,  das  sociale  und  politische,  m.  e.  W.  das  social- 
ökonomische  Princip  für  die  Nothwendigkei  t  und 
Rechtfertigung  der  Zwang senteignung  (Expropriation) 
und  zugleich  ftlr  die  Grenzen  des  Zwangsenteignongsrechts 
anfgestellt. 

B.  Das  Recht  der  Zwangsenteignnng  (auch  knrzweg 
,y Enteignung''  genannt),  ist  das  Recht  des  Staats,  ein  im 
Eigenthmn  stehendes  individnelles*)  Object  seinem  Eigenthtlmer 
sveli  ohne  dessen  Einwilligung,  also  zwangsweise  sn  ent- 
ziehen, nm  es  in  einer  rem  Gesammtinteresse  geforderten  Weise 
zu  verwenden;  oder  das  Eigenthumsrecht  des  Eigenthtimers  zu 
beschränken,  um  das  Object  mit  einer  Servitut  zu  belegen; 

Mau  kaim  aioht  sagen:  uucutb ehrlich  sind;  «8  g^enttft,  wenn  sie  nur  zur 
zwedoDftssigen  Herstellong  der  Einrichtung  (des  Cntenichinens)  nothvendig  ge» 
hrancht  werden.  Eine  relativ«',  kfino  uiibodinjyte  Nothwendijrkeit  niiiss  also  vor- 
Ueg«i-  S.  u.  §.  371.  Bei  Exprophationon  rou  Bodeu  zu  Eisenbahnen  luuin  nun, 
WM  dte  Bahn  selbst  betüull  —  Ton  Bnhnhöfen  Q.  s.  w.  gu  nicht  m  teden,  ftkr 
welche  das  Expropiiationsrecht  tnoh  nicht  immer  in  den  nenerai  Geietaen  in  dem- 
selben Umfang  wie  für  die  Bahn  gegeben  wird  —  nur  selten  ron  ubediDgter  Noth- 
wondigkeit  eines  Unrndstucks  sprechen. 

*)  Es  sacht  Uer  keinen  Untenchied,  ob  die  Gemeinachnft  dir e et,  wie  x.  B.  bei 
übermässig  thearem  Gmnderwerb  fur  St  a  a  tsbahnen,  oder  i  d  d  i  r c  c  t .  z.  B.  im  gleichen 
Falle  fttr  Privatbahnen  getroffen  wird.  Denn  frctrofft-n  wiid  sie  wegen  dee 
tiieneren  Baus,  der  dadurch  nötbigen  höhereu  Tarife  auch  hier. 

*)  HleriiiliegCderUiiteneUaaderEntfligniiiigToiiderBeiteiiAriing.  S.n.S.8S4. 
Dns  Object  kann  auch  ein  indivldiiellee  Becht.  die  Yerwendong  Meh  eine  Auf kebsftg 
solchen  Bechts  sein. 


oder  den  Gebmach  dae  Olueet»  im  öffentliehen  Inteiciw  u  Asr 
•Ikradi  in  nehmoi.*) 

Diem  Boelit  isl»  smn  MiidMleii  in  Bewg  «if  Gfimdwgwftwi 
and  eventuell  mit  der  weiteren  Besehrinlning  nnf  eine  baHumto 

Reihe  vou  Fällen,  in  unseren  Culturstaaten  allgemein  ate  beilih«! 
anerkannt  und  durch  die  neuere  Gesetzgebung  genauer  geregelt 
worden.  Ueber  die  innere  rechtsphilosophische  Begründnng  gehen 
die  Ansichten  noch  heute  mannigfach  ebenso  aus  einander,  wie 
Uber  Beine  Foramlimag  nnd  Begrenmng  nnd  seine  SteUng  fm 
ganien  System  des  BeehtSi  epeeieU  snm  CivUreelit  nnd  nun  Watr 
lieben  Beefat 

Auf  diese  Controverseu  ist  hier  nur  insoweit  einzugehen,  ils 
es  die  Geltendmachung  des  volk s wir thschaftli eben  Stand- 
punctB  in  der  Entcignungslehre  fordert. 

II.  —  §.  370.  Das  Enteignungsrecht  und  die  Velki> 
wirtbaobaftalebre.  Die  Betraebtong  dea  Enteignangmlii 
vom  Tolkawirtbeebalttiehen  Standpnnele  dient  an  einer  tiofena 
Begründung  diesea  Beebta  nnd  iat  deebalb  die  Anfgaba  der  M* : 
genden  Erörterungen.  Zunächst  sind  nachstehende  drei  Pnacte 
hervorzuheben. 

A.  Die  unbestrittene  Nothwendigkeit  eines  Zwangt- 
enteignungsrechts  mnss  als  ein  Beweia  für  die  Unhaltbarkeitj 
dea  abaolnten  PriYateigenthnmareebta  and  der  übädMj 
rOmiaeb - reobtUoben  Begriffabeatimmnng  dasaelben  aaeifcaHlj 

werden,  §.  371. 

B.  In  der  Anerkennung  dieser  Nothwendigkeit  lie^ 
das  Zugeständniss  eines,  wenigstens  bedingten,  Vorrangs 
der  Gemeinschafts  in  teressen  und  speciell  auch  volkvj 
wi rthschaftlicher  Nü tzlicbkeitarttckaicbten  vor  denl 
Privateigenthumsprineipi  §.  372. 

0.  Allein  die  Volkawirtbaehaftalebre  deekt  den  Reeht* 
fertigungsgrnnd  fftr  das  Zwangsenteignungsredbt  ricblig  atf 
nnd  zugleich  lehrt  nur  sie,  die  richtigen  principi eilet 
Grenzen  für  dieses  liecht  dem  Privateigenthum  gegenüber  ziehen,-' 

N.iberti  BegrOndong  dieser  formellen  Definition  s.  u.  in  §.  861      bes.  beiflfiki 

der  Auseinandereetzung  mit  anderen  Auffassongen.  Erst  nachdem  in  den  §.  371— 3^5*, 
die  im  Texte  aafgesteUte  Enteignangslehre  genauer  dargelegt  worden  ist,  empöehh  •, 
äich,  auf  die  Fragen  der  Terminologie  Und  die  damit  zosammenhängendeD  Fragea  nS 
Vmbxtg  und  Inhnlt  des  Enteignongsrechts  einzugehan.  ^  Hier  ist  TorUafig  m  m 
bemerken ,  dass  die  formelle  Definition  der  Enteignong  nach  der  BegrifEäbestiouacaf 
des  Eigenthums  etwas  verschieden  ansfallen  muss,  s.  u.  §.  3^1:  eiA  Giund,  VBOi 
die  Delinition  deo  Texts  vua  audereu  Definitionen  abweicht 
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wenigstens  soweit  sieb  solche  Grenzen  überhaupt  allgemein  aut- 
stellen  lassen,  —  derjenige  Punet,  am  dessen  Lösang  sich  die 
beiden  Zweige  der  individualistischen  Rechtswissenschaft,  die 
eiiüfltiBohe  wie  die  Jurispradenz  des  OffentUeheD  Rechts  bisher 
TMgebens  bemttht  babeo«  §.  878  iL  , 

%,  871.  —  A.  Absolutes  Prirateigenthuiny  in  rttnuseh- 
reektüdier  Weise  fonmilirt,  und  Zwangs enteignnng  sind  un- 
vereinbare Gegensätze.  Das  Eine  schliesst  das  Andre  ans. 
Mit  der  Anerkennung  der  Kotliwendigkeit  oder  selbst  nur  der  über- 
wiegenden Zweckmässigkeit  —  denn  in  der  grossen  Mehrz^l  der 
Fälle  handelt  es  sich,  was  zu  beachten  ist,  nur  um  diese,  d.  h. 
um  eine  relative,  nicht  um  eine  anbedingte  Notbwendigkeit  — 
der  Zwangsenteignong  moss  folgerichtig  der  absolate  Eigenthums- 
begriff aufgegeben  nnd  ein  dem  oben  in  §.  284  anfgesteUfeen  gleicher 
oder  ihnHeher  angenommen  werden.  Dass  alles  PriTateigenthmn 
eventaell  der  Zwangsenteignong  ausgesetzt  ist,  gehört  sn  den  reeht- 
Uehen  Vorbehalten  gegenttber  der  „Herrschaft"  des  Eigen- 
thttmers  ttber  sehi  Eigenthnmsobject  in  der  Gemeinschaft  Die 
Civilisten  haben  denn  auch  umsonst  versucht,  der  Zwangseuteig- 
nung  in  ihrem  rein  individualistischen  Privatrechtssystem  eine 
Stelle  zu  geben.  Die  einfache  Hinüberweisung  des  Gegenstands 
in  das  öffentliche  üecht  genügt  jedoch  auch  nicht.  ^)  Vielmehr  ist 
die  Zwangsenteignung  ein  nener  Belegfall  für  die  Nothwendigkeit 
einer  socialen  Auffassnng  auch  des  Privatrechts  nnd  speciell 
einer  socialreehtllehen  Gestaltung  des  Privateigenthmns. 
Die  ErMemngen  Im  8.  H.-A.  d.  2.  Kapitels  oben  (§.  288  £)  finden 
m  dffln  Institut  der  Zwangsenteignong  eine  Besüitigung. 

§.  372.  —  B.  Bei  der  Zwangsenteignung  wird  vom  Rechte 
dem  Willen  des  Staats,  welcher  hier  den  Willen  und  das  Interesse 
der  höchsten  Gemeinschaft  vertritt,  unbedingt  der  Vorrang  vor  dem 
Willen  des  das  Individualinteresse  vertretenden  Privateigenthümers 
eingeräumt.  Darin  liegt  das  wichtige  IMncip  enthalten,  dass  die 
Unverletztheit  des  Pri vateigenthums  kein  unbedingter 
Grandsats  der  Bechtsordnnng  ist  Der  Staat  fnngirt  hier 
in  seiner  wahren  Sphftre,  Indem  er  auch  Im  Gebiete  des  Privat* 

^'"t  S.  u.  §.  372,  Besoler,  Gerber  ii.  A.  m  .  gegen  welche  Stein  ü.  A.  Utr 
Recht  haben.    S.  Stein.  Verwl.  VII,  69  u.  bes.  I  herin  ff  in  d.  Vorbem. 

•)  So  bei  vielen  Jieuercn.  bes.  scharf  betont  von  IL  Köster,  Verwjacht  1,  1, 
§.  105  u.  Anzeig»  Qber  Orttnhnt's  Enteijpkiugirecht ,  Tttb.  Zeitschr.  1874  ZXX, 
712.  Vgl.  über  meine  »bweichendc  Aiiffa.ssung  o.  Vorbem.  S.  576  u,  IheriBf 
a.  a.  0.,  der  «osdrucklich  ron  «,£xpropiiation  des  Tri  vatiechte'*  Bpxioht. 
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eigenthniDB  die  Interasen  der  IndiTidnen  ,,anter  die  Zwecke  meoeeb' 
Hoher  Qemeiinehaften  bengt^'i  um  EzistensbediDgnngen  derOattn^ 
oder  EntwicklmigebediBguDgeD  der  gansen  Volkswlitiiicihaft  (du 
prhniwirthschaftliche  System  eingeaobloeeen)  oder  flttdidie  SSmie 

der  Geißaramtheit  zu  eriHUen  (§.  154),  denen  das  PrivateigcnthiiiD 
an  einem  individuell  bestimmten  Objecte  im  concreten  Falle  hinder 
lieh  im  Wege  steht.  Die  Auffassimg  der  ökonomischen  nad  aocialec 
Stellaog  und  Fanotion  der  Zwangsgememwirtfaaebaften  nnd  du 
früher  sehon  henrorgehobene  Pfliehtmoment^  webhea  a»h  dinii 
Ar  d^  Eänsefaieiiy  hier  apeeidl  filr  den  Privaleigaitlilbner,  ergiebt 
(§.  154  ff.)y  erlangen  durch  dna  Enteignnngaredit  ebenihllB  dae 
neue  Bestätignng. 

§.  373.  ~  C.  Am  Wichtigsten  ist  aber  der  dritte  Punct.  Der 
indiTidaaUatischen  Jariapmdenz  ist  weder  eine  genttgeade  Be 
grttndnngy  noch  eine  anardehende  Begrenanng  jenea  Badti» 
gehmgen. 

1)  Die  rein  priratreehtliehe  Anf&aaong  mnaa  m  d» 
aeiben  einen  mit  allen  ihren  Anachannngen  über  Priratoigeatai 

und  dessen  Unverletzlichkeit  unvereinbaren  Widerspruch  sebm» 
erkennt  es  daher  nur  als  ein  „anomalisches  Recht"  (jus  singuhue) 
an  und  verkennt  hiermit  Natur  und  Bedentimg  dieses  HechtB.^ 
Denn  dieses  braucht  zwar  nor  ausnahmsweise  und  subsidiär,  wen 
der  erstrebte  Zweek  Tertragamlaaig  nioht  erreieht  wird,  ia 
Wendung  an  kommen,  aber  ea  enth&lt  selbst  ein  allgemeiasi 
Reebtaprineip  für  die  gesatiarote  Prirateigenthnmaordnung.  Oim 
Princip  folgt  mit  Nothwendigkcit  aus  der  Natur  der  Staats- 
ge Seilschaft,  innerhalb  deren  das  Privateigenthum  tiberhaopl 
nur  diejenigen  Rechte  giebt  und  denjenigen  Verpüichtiingeii 
unterworfen  ist,  welche  aus  der  stets  mit  massgebenden  Bitokaick 
auf  die  Gemeinsebaft  folgen. 

8)  Die  jetat  voran  stehende  Offentlich-reohtliehe  kaSSmm^ 
der  Zwangaenteignung  leidet  an  dem  entgegengeaefcaten  Fehler,  te 
sie  dieses  Recht  allein  mit  dem  Hinweis  Änf  das  „öffentliche 
Interesse'^  (oder,  wie  man  es  sonst,  den  gleichen  Sinn  im  Auge, 
ausdrücken  oder  umschreiben  mag^))  begründet  Diese  Begrflndmn 

^  So  Besaler,  PiivatiMbt  §.  94.  Vgl.  Gerber.  Piiratrecht  $.  SO,  O^afo 

Iherin 

*)  Vgl.  Georg  Meyer,  Kecht  d.  E.vpropr.  §.  S  fstaatsrechtl.  Princ  d.  EipropA 
mit  der  gotcn  Aasftihnmg  gegen  die  Berufung  auf  das  vage  „öHentliche  laiere»* 
Wenn  er  aber  diesen  Ausdruck  durch  d.  „Staatezweck'*  ersetzen  wlU  (8.  1T8  £), « 
liisst  sich  doch  darin  nnr  eine  Umschreibiuig  des  „OffentUdieB  fwtonWMiDO"  sdlv.  & 
»ucb  ü.  fiöslei  §.  195,  bes.  Abih.  2. 
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ist  nicht  unrichtig,  denn  im  „öffentlichen  Interesse^'  oder  im  Vor- 
rang des  Gemeinschaitfi-  vor  dem  Privatinteresse  liegt  in  der  That 
der  letzte  Grund  der  Enteignong.  Aber  das  „öffentliche  Inter- 
esse''  sehlechtliui)  ohne  weitere  £in8ohränkiuig,  ist  ein  sn  Tages 
Ffineip  als  dass  man  tkk  darauf  allein  aneh  nnr  für  die  Be- 
grttndnngi  geschweige  für  die  fiegrensnng  dieses  Rechts  be- 
rufen konnte.  Der  blosse  Hinweis  anf  das  „Offientiiclie  Interesse^ 
erklärt  nicht,  warum  hier  das  Priyateigenthum  weichen  soll,  das 
sonst  vor  Allem  auf  das  öffentliche  Interesse  gestutzt  wird.  Es 
würde  dabei  ferner  das  Privateigentlium  zu  sehr  der  Willklihr  der 
Gesetzgebung  preisgegeben  und  keine  bestimmte  Grenze  für  die 
Anwendung  des  Zwangsenteignungsrechts  gezogen  werden.  Dies 
hat  die  neuere  Gesetzgebung  und  Theorie  selbst  erkannt,  indem 

vorging  und  eine  bestimmte  Eeihe 
Yon  Ein  seif  älleui  Öfters  überhaupt  mit  Beschränkung  anf  das 
Grnndeigenthnm  (§.885)  anürteUtCi  in  welchen  die  Expropriation 
allein  snllhwig  sein  sollte.*)  Die  bisherigen  Versuche  dieser  Art 
sind  aber  verfehlt,  weil  die  Auswahl  der  Fälle  willkührlich  und 
etwa  nur  den  augenblicklichen  Auffassungen  angepasst  ist.  Das 
ist  auch  auf  diesem  Wege  der  Casuistik  schwerlich  zu  vermeiden. 
Die  Anwendung  des  Hechts  wird  dadaroh  bald  zu  sehr  erweitert, 
bald  zu  sehr  verengert. 

HL  —  §.  374.  Es  gilt  daher,  ein  Princip  für  die  Begrün- 
dung und  Begrenzung  der  Zwangsenteignung  aufkusuchen, 
das  nicht  so  vage  und  daher  so  dehnbar  ist,  wie  da^enige  des 
„öifentliehen  Interesses''  allein,  und  nicht  dem  Einwand  der 
Willktthr,  wie  die  Aufzäblang  einzelner  ExpropriationsfUUe,  aasge- 
setzt ist.  Ein  solches  Priucip  muss  nothwendig  aus  der  Beziehung 
der  Privateigenthumsordnu ng  und  der  Vertheilnng 
der  Eigenthumsobjecte  zur  Volkswirthschaft  und 
Gesellschaft  und  zu  deren  beider  geschichtlicher  Ent- 
wicklung abgeleitet  werden. 

A.  Ein  bedeutender  Versuch  in  dieser  Bichtung  ist  ?on  L.  Stein 
in  seiner  Entwfthrungslehre  und  seinem  System  der  Ent- 


*)  Haaptbeispiel:  du  baierische  EzpropriatloiiBgcials  vom  17.  Norbr.  18S7, 
Art.  1.  Aehniich  einige  thttring.  Gesetze  (Schwarzb.-SondershaaseD ,  MeinlDgen 
Coburg,  Gotha).  Siehe  die  einieinen  Fiile  bei  Beseler,  Pr^ttr.  §.  92,  Anm.  10; 
U.  Meyer  a.  a.  ü.  S.  24b  £ 

")  YergL  i.  B.  die  ExpropriirttonrfMIe  unter  der  Rubrik  „Anlegmif  öffintttdiar 
(ioblnde  a.  Plätze'\  (Meyer.  S.  249  Anm.  3),  vornan  manuigfaeh  sweifrikalt  sei» 
kMom^  ob  die  Zulaesang  der  Eoteigniuf  nicht  schon  zu  weit  geht 
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Währung  gemacht  worden.*')  Dieser  Versuch  ist  in  seinem  Aus- 
gan gspunete  und  insoweit  auch  in  seiner  OnrchftihraDg 
grundsätzlich  durchaus  richtig,  als  neodich  eine  Reihe  von  Staats- 
eingriffen  in  die  Eigenthumsordnang  aaf  ein  oberstes  Princip 
zorttckgeftlhrt  und  unter  einem  Allgemeinen  Begriff,  dem  der 
„Entwihrsng'S  «wemmengefiMet  wird.  Oleiebwolil  kaiet 
Stein's  EnMUiniiigtlelure  m  einem  wetenlfielieD  liuigely  weleher 
freOieh  mit  der  0niiidm£bsemg  dietes  SchriAMUers  eag  mmaai* 
menhängt,  —  an  der  willkflbrliehen  Einswingnng  der 
EntWährung  in  die  von  Stein  constrnirte  geschichtliche 
Entwicklungsschablone  der  Geschlechter-,  ständi- 
schen und  staatsbürgerlichen  Ordnung'').  Dadnrch  wird 
das  Gebiet  der  EntWährung,  als  deren  blosse  Unterart  in  der 
staatsbürgerlioben  Gesellschaft  Stein  die  Enteignung  betraeblet, 
willktthrlieli  verengt  nnd  ein  weiterer  Fortscbritt  Uber  die  eogen. 
stMtiblIrgerliebe  Periode  bineiu  niebt  ebuiud  als  MOgÜeiiiEieit 
atatonrt^)  Aaeb  ersebeint  es  niebt  riditig,  miBtoteoi  idebt  nolb- 
wendig,  die  Frage  der  Entseb&digung  so  in  den  VcHrdergrnod 
ta  schieben,  wie  es  in  der  Stein 'sehen  Entwähmngslehre  geschieht 
(§.  381  ff.).  Statt  die  Zwangsenteignung  als  einen  Speciallfall  der 
Entwähmng  anzusehen,  wird  richtiger  umgekehrt  die  Enteignung 
als  allgemeines  Rcchtsprin cip  hingestellt.  Diejenigen  Special- 
fUle,  bei  welchen  Entschädigung  gegeben  wird,  allerdings  die 
Hanptfäile,  kommen  dann  unter  den  Begriff  ,|EntwftbraBg"  all 
die  eine  Hanptkategorie  der  Enteignung  neben  der  sweiteoy  weMe 
die  Fülle  mnfass^  wo  keine  Entoebldigong  stattfindet 

Es  mnss  daber  docb  noeb  em  anderer  Versoeb  smr  StStung 
der  Enteignung  gemacht  werden. 

§.  375.  —  B.  Das  Princip  für  die  Begrtlndung  und  die  B^ 
grenzong  der  Enteignung  liegt  nicht  schlechtweg  im  „öltent- 

")  Stein,  VenrL  VII,  67—92,  293  ff.  Ders.,  Handb.  S.  144—150.  Vgl  üb« 

die  Uebereinstimmvog  und  Abweichnng  der  Lehre  im  Texte  von  Stein  anrb  nntea 
§.  381  tt;  YgL  Mich  obea  in  142,  S.  255  (bed.  Aoio.  o)  tUhsr  die  dort  aogok. 
Enteignungsbedttrfhitoe,  ib  Huptert  der  riainliclien  GeBeinMdfllifiiiM& 

^)  S.  bes.  Stein,  TH.  72  ff..  74  fl.,  81,  294.  Er  stellt  fünf  Gebiete  der  Di». 
Wahrung  auf:  drei  da?on  aus  der  (jübclilerhterordnunp .  (irnndcn  tlastnng.  Ge- 
rn einheitsthuiluu  g,  Ablösung,  ^wei  aub  dur  &taau>burgcrlichcu  Urdnang,  Ent- 
eignung und  Stantsnothrecbt 

»»)  Vgl.  z.  B.  Stein.  VII,  294,  wo  --s  heisst:  ..Die  Wirthschaftslehrc  leigt  dm 
die  erste  Bedingung  der  voUstäudigcu  wirtlischaftlichea  Entwiddung  jedes  Eiztii»liP^r 
ia  der  ToUen  Freiheit  des  Erwerbs  li^  Jeder  Zastand,  der  diese  volle  Freihc; 
das  indindoelien  Erwerbs  beschränkt,  ist  daher  ein  WideflBpraeli  mit  dem  Ofnndprincip 
der  staatsbürgerlichen  Gesolls<  halt."  Hiernach  w&re  extreme  Mancbcsterpolitil  da; 
Grundpnncip  der  modernen  Gesellschaft  1  —  Glücklicher  Weise  nnr  eine  potitio  pcüMifü 
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lieken  Interesse",  soDdern  nur  in  demjenigen  öffentlichen 
Interesse,  welcties  g e b i e t e r i 8 c h  eine  der  beiden  genannten 
Haaptv eränderungen  im  voiks wirthschaftlicben  Pro- 
ductionsprocesse  forde  rt,  welche  oben  (§.  369)  gekennzeichnet 
Würden,  —  eine  wesentliche  Umgestaltung  der  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft  und  des  einzelwirthschaft- 
liehen  Frodaetionsbetriebs,  qveoieil der  Bod«B benutz nng 
—  weil  nnd  soweit  diese  Veiiadenmgen  als  eine  wesentliehe 
Bedingnng**)  fflr  die  Fortentwioklnng  des  Volkslebens 
anerkannt  werden. 

Hier  bleibt  freilich  selbst  in  der  Theorie  immer  noch  ein 
Spielraum  für  die  subjcctive  Ansicht  des  Gesetzgebers,  in  Bezug 
auf  die  ßcurtheilung  sowohl  des  Ziels  dieser  Fortentwicklung,  als 
auch  der  nothwendigen  Mitwirkung  jener  Veränderungen  im  Pro- 
dactionsprocess  zum  Behufe  der  firreiehung  dieses  Ziels.  Einen 
solchen  Spielraum  sn  gewähren,  ist  jedoch  unvermeidlich.  Ihn 
nnbedenklieh  xa  maohen,  ist  die  Aufgabe  des  formellen  Theiis 
des  Enteignnngsreelits  (s.  o.  §.  886a).  Dieser  Spiehanm  ist  aaeh 
principidl  und  pfacttseh  viel  enger,  als  bei  der  ttbliohen  Begrttn- 
dong  und  Enteignung  knrsweg  mit  dem  „OtfenfKehen  Interesse''. 

Jede  yolkswirthschaftHche  und  gesellschaftliche  Entwicklungs- 
stufe eines  Volks  hat  ahj  Product  der  bisherigen  Geschichte  eine 
bestimmte  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  eine 
bestimmte  Gestaltung  der  Technik,  des  einzelwirthschaft- 
lieben  Betriebs  und  der  Bodenbenntznng  auf  der  Gmndlage 
einer  bestimmten  Vertheilnng  des  Eigenthnms  am 
Boden  nnd  K«pitaL 

Erwrist  sieh  eine  Veribidening  dieser  Organisation  nnd  dieser 
Gestaltung  der  Teehnik  nnd  des  Betriebs  im  Volksbewnsstsein  bei 
unbefangener  Prüfung  als  eine  wesentliche  Bedingung  der  Fort- 
entwicklung des  Volkslebens;  kann  jene  Veränderung  aber  nur 
durch  eine  veränderte  Vertheilung  des  Eigenthums-  und  Verftlgongs- 
rechts  an  individuellen  Productionsmitteln  erreicht  werden 
und  ist  diese  letztere  nieht  vertragsmässig  zu  erlangen:  dann, 
aber  auch  nur  dann,  mnss  das  Privateigenthum  dem  so  Consta- 
tirten  öffentliehen  Intmsse  weiehen  nnd  darf  die  Enteignnng 
Platz  greifen.  Ob  diese  Yoranssetsmigen  im  eonerelen  Falle  Tor- 
Hegen,  darfiber  mnss  efaie  m8gliehst  objective  PNIfting  stattfinden. 

^*)  Man  kann  auch  hier  nicht  Mfen;  eüie  conditio  üne  qiu  non,  —  weil  die« 
kaum  je  zu  erweisen  ist. 
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Für  letztere  die  richtigen  GaraDtieen  zu  ackaffen,  m  durek 
die  Uebertra^g  der  fintBoheidopg  in  jedem  einselnen  Falle  u 
die  Gesetegebmig  oder  an  eine  VerwaltongainaUuiay  Ist  dieAif^ 
gäbe  des  formellen  fiDteiguungsreehts. 

Diese  Begründung  und  Begrenzung  des  Enteignungsreefats  i« 
eine  Consequenz  jener  Auffassung,  welche  in  der  PriTateigenthuo^  | 
Institution  in  erster  Linie  eine  vom  Gemeinschaftsinterejic 
geforderte  Einrichtung  sieht  und  dieselbe  nur  soweit  billigL 
Die  Nothwendigkeit,  ein  allgemeines  Reehtoprincip  der  Zwasgi- 
enteignnng  im  öffentlichen  Interesse  ra  statoireni  Uefort  ^ 
Beweis  fUr  die  Richtigkeit  jener  Anfftuwong,  mithin  der  fttiiera 
Begründung  des  Privateigenthams  auf  die  sogen.  Legahfaeom. 
(§.  277  flf.). 

IV.  —  §.  376.  Das  Enteignungswesen  in  Abhängig« 
keit  von  den  sociaiükonomischen  EntwicklnngsstnfeL 
In  den  verschiedenen  geschichtlichen  Phasen  der  VolkswirthschiS 
and  Gesellschaft  trifift  die  Zwangsenteignang  Tersehiedeu 
Eigenthnmsobjeete,  je  naeh  der  Verschiedenheit  de^ 
Ziels  der  Vkonomischen  und  socialen  ßntwicklnDg  dl 
je  nach  der  factischeu  Ausdehnung  des  Privateigenthuaii 
an  Productionsmitteln,  an  Unfreien,  Kapital,  besondeii 
an  Grund  und  Boden.  Jedes  Zeitalter  bedarf  daher  ein 
deres  Enteignnngsrecht  und  in  jedem  Zeitalter  haben 
sehiedene  £nteignnngstWe  die  hanptsftchliche  praktische  fiodeitntt 
Dies  darf  aber  nicht  tftnschen  über  das  allgemeine  gleiche  hiMi 
der  Begründung  und  Begrensnng  allen  Enteignnngsreehts  imd  tti 
die  Subsumptiou  aller  Einzelfälle  unter  den  allgeuieiuen  Be^. 

A.  In  dem  unserer  jetzigen  Epoche  zunächst  v urange- 
gangenen Zeitalter  der  Wirthschalts-  und  Gesellschaflsgescliiciiii 
und  der  technischen  Entwicklung  war  in  den  Volkswirthschaltd 
der  eoropllischen  Coltorstaaten  das  Entwieklnngsnel:  die  fid 
steQnng  yoller  persönlicher  Freiheit,  anch  im  5kononiisehe&  hm 
esse;  die  Befreiung  der  Arbeit  von  ihren  Fesseln  durch  die  priva 
rechtliche  Herrschaft  eines  Herrn  (Grundhenschalt)  oder  d™ 
die  geschichtlich  überkommenen  Rechtsordnungen  (Dorfmarbtfl 
t'assong,  Zunftwesen,  Kealgerechtigkeiten,  Bannrechte,  Handeil 
monopole  und  Privilegien  etc.);  damit  verbunden,  VoraussetzoM 
and  Folge,  die  volie  Entwieklong  des  PrivateigenthM 
die  Befreimig  desselben ,  namentlich  des  Grondeigentiranif  m 
älteren  Pflichten,  Lasten  nnd  Verfügungsbeschritnknnges  (Bfl4 
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isten  etc.).  Alles  wesentlich  mit  zu  dem  Endzweck,  das  privat- 
irthschaftliche  System  sich  vollständiger  und  freier 
usbilden  zu  lassen. ^'*)  Daher  zur  Erreichung  dieses  Ziels 
2ch  zwangsweise  Eingriffe  in  das  Privateigenthum  der  Berech- 
^ten  (an  Sachen,  wie  an  Hechten),  mithin  ein  Enteignungs- 
icht,  durch  welches  in  dem  praktisch  besonders  wichtigen  Falle 
ir  agrarischen  Verhältnisse  dann  auch  ein  intensiverer 
^denanbau  ermöglicht,  weil  in  das  Interesse  des  von  Lasten 
oUends  in  Robertragsquotenform  wie  beim  Zehnten!)  befreiten 
rundeigenthümers  gestellt  wurde. 

1)  Die  Hauptfälle  der  Enteignung  in  dieser  etwa  von  der 
reiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  beginnenden  und  gegen- 
irtig  grösstentheils  schon  hinter  uns  liegenden  Entwicklungs- 
hode  sind:  Aufhebungen  von  Rechten  zu  Gunsten  Ver- 
lichteter,  bez.  zu  Gunsten  freien  Verkehrs  und  aller  daran 
teressirten  (s.  u.  §.  381):  die  gesetzlichen  Leibeigenen- 
nancipatiouen,  Aufhebung  der  Erbunterthänigkeiten ;  unter 
nbeziehung  der  unter  europäischem  Einfluss  stehenden  Länder 

anderen  Erdtheilen:  auch  die  gesetzlichen  Aufhebungen 
iT  Sclaverei  (§.  215);  die  Grundentlastungen  und  Ab- 
sangen aller  Art  im  Gebiete  der  Landwirthscbaft,  der  Ge- 
:rbe,  des  Handels,  der  Communicationen.  ^ 

2)  Dazu  traten  nur  erst  mehr  noch  vereinzelte  Fälle  derjenigen 
iteignuDg,  welche  mitunter  diesen  Namen  in  einem  engeren 
me  führt:  der  Enteignung  mit  der  Rechtswirkung  der  Abtretung 
er  lieber  tragung  eines  Rechts  (des  Eigenthumsrechts)  von 
DQ  Berechtigten  an  einen  Dritten  (s.  u.  §.  382).  Hierher  ge- 
ren  thatsächlich  besonders  Enteignungen  bestimmter  ein- 
Iner  Grundstücke,  um  einen  der  Annahme  nach  vom  Ge- 
nnitinteresse  geforderten  Wechsel  in  der  ökonomisch-technischen 
sn  ntzungsart  des  Bodens  und  eine  höhere  Ertragsfähig- 
it  läudlicher  Grundstücke  zu  erzielen,  z.  B.  Expropriation  für 
festigungen,  Wegebau,  Bergbau,  fUr  die  Herstellung  von  arron- 

**)  Vgl  Stein  a.  a.  0.,  bes.  über  Grundentlastungen  VII,  Ü3  fl'.,  Ablösungen 

fi*.,  Gemeinheitstheilongen  2h^  ff.  Debrigens  auch  hier  mehrfach  noch  zu  enge 
^enzuDg  des  Gebiets. 

*•)  Näheres  in  den  praktischen  Theilen  des  Lehrbuchs,  bea.  in  B.  4  (Agrar-  und 
-erbepolitik),  Vergl.  Rau,  Vwschpol.  L  §.  ^  ff-.  2,  §.  204a;  Koscher,  II, 
1 1  il'.  Auch  die  Fälle  der  Ablösung  ?on  Privatzollrechten  u.  ?on  See-  u.  Flüss- 
en einzelner  Staaten  (Sund-,  Stader-,  ScheldczOUe ,  mecklenburgischer  Antheil  an 

dlbzOUen  u.  s.  w.)  gehören  hierher. 

Wafner,  Orondlegaiig.    2.  Aufl.  51 
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dirten  FcMnuirken  —  ZnsammenleguDg  der  Chnmdttteke^  —  tob 

Ent-  und  Bewässerungsanlagen,  ftlr  die  Schiff barmachnng  von 
Strömen,  z.  B.  Beseitigung  von  Mühlwehren  und  Mahlwerken  etc. 

§.  377.  —  B.  Das  Enteignungswesen  der  Gegenwart  unter- 
scheidet sich  schon  jetzt  von   demjenigen  der  letzten  Periode 
factisch  and  principiell  erheblich.   Die  Enteignungen,  welche  ge- 
wisse Rechte  aufhoben  und  in  dieser  Periode  die  HaaptfaUe 
darsteUleii,  sind  jetzt  meistens  erledigt  and  werden  sieh  io  dieMr 
Welse  kaum  wiederholen.  Die  hisher  Tereinielten  FiUe  dar 
Abtretnng  von  Eigenthnm  an  Dritte  treten  dagegen,  beeonden 
in  Verbindung  mit  dem  modernen  Commnnieationswesen, 
immer  zahlreicher  und  bedeutsamer  hervor.    Demgemäsü  ist  auch 
das  neueste  Enteign  u  ngs  recht  vomcmlich  für  diese  Fälle 
bestimmt.    Die  möglichste  Rücksicht  auf  die  Schonung  des  einmal 
bestehenden  PrivateigenthumH  tritt  zwar  noch  sehr  deutlich  hervor, 
80  in  der  thatsäe  blich  immer  noch  verliältnissmässig  beschränk- 
ten Anwendung  des  Euteignnngsrechts,  auch  bei  ausgedehnterer 
gesetalieh  sugelassener  MOglichlLeit  der  Anwendung,  in  dier  Bei- 
behaltung grosserer  FormaliUtten  bei  der  Anwendung  des  Beehto 
in  jedem  einselnen  Falle,  in  den  Besthnmangen  über  Gewihrang 
nnd  Sicberstellung  der  Entsohftdigung.   Aber  im  neueren  Enteig- 
nungsrecht  wird  das  „Öffentliche  Interesse"  offen  als  allgemeine.«^  i 
leitendes  Hauptprincip  anerkannt,  dem  das  Privateigenthum  weichen  ' 
muss.    Denn  indem  die  Gesetzgebung  die  Enteignung  (meist  nur  ' 
des  Grundeigenthums)  nur  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Wohls  zalässt,      stellt  sie  mit  dieser  Beschränkung  doch  BchoiLl 
dieses  ausserordentlich  vage  und  dehnbare  Princip  als  das  eigent-  j 
lieh  entseheidende  Motiv  ftlr  die  Entiiehung  oder  BeaelutakiiHi 
des  PrivatelgenthumB  hin.  Die  Tendenx  eber  thaMeUieh  im» 
teren  Ausdehnung  der  Anwendung  des  EnteignungsieehlB  ind« 
Yerwaltungspraxis  geht  damit  Hand  hk  Hand. 


")  Das  neue  preuss.  Gesct/  uhrr  die  Entiipnung  von  Grundeigenthtua  toh 
11.  Juni  1*»74  sajrt  in  §.1:  ..Das  (irundrigfiithuni  kann  nur  ans  Gründen  d< 
öf fcfftliohen  W  ohls  für  ciu  l  uteiuehuicn,  deiseu  Ausfuhrung  die  Ausi 
Enteignnngsrcchts  erfordert,  gegen  vollständige  Entschftdigung  entxogen  oder  1 
werden."  In  dieser  Wortfassung  li'-^t  allerdings  uorh  «'iiie  Hindcntnng  darauf.  — , 
das  Kuteiguungsrecht  nach  der  altereu  privatrechtlicheu  AulTassung  ein  „anomalisckil 
Beehr'  gegenüber  der  Regel  der  Clirerletzlichkeit  des  PriTateigcnthuins  M.>i.  Lodesie«f 
ist  der  Debergang  von  „nur  aus  Grttnden  des  öiFenÜiclieil  W'ohb"  in  „avi 
(iründen  des  öirentlichen  Wohls  immer"  ein  so  leichter,  so  naheJi»*gt"ndcr .  dsj 
man  wohl  zugeben  muss,  mit  jenem  §.  liessen  sich  alle  vie  weit  immer  gdleBd| 
socialistbclie  Forderungen  In  Besag  tu  Omndeigeiitlnn  tniHiiHiili  dacUUiTBa. 


i  y  u  I  ^  u  u  y 


Googl 


EateigBUügsweseu  der  Gegenwart. 


80S 


Diea  findet  seine  Erklärung  und  Rechtfertigung  in  der 
modernen  wirtbschaftlichen ,  socialen,  technischen  Entwicklang} 
aach  in  der  fortschreitenden  Erkenntniss  der  Naturwissenschaften  in 
fioug  aaf  die  AUiängigkeit  der  physischen  Gesundheit  des  Men- 
MhBn  TOB  Iniseren  VerfattltnisseB  der  Natur  und  des  menseUiehen 
ZuMunmenlebens. 

läne  Grense  der  Anwendung  des  Enteignungsreehts  liegt 
jedoeh  nicht  in  dem  Princip  des  „öfifentKchen  Wohls",  welches 
an  nud  für  sich  ein  ebenso  grenzenloses  Princip  als  dasjenige 
des  absoluten  Privateigenthuras  ist.  Die  richtige  Grenze  liegt  viel- 
mehr nur  wieder  in  dem  Bedllrfniss  nach  wesentlich  veränderter 
Organisation  der  Volkswirthschaft  and  Umgestaltung  des  einselr 
inrthschaftlichen  Productionsbetriebs,  speoieU  der  Bodenbenutzong, 
wie  sie  beide  das  öffentliehe  Wohl  in  moderner  Auffassung, 
d.L  die  £ntwioklnng  des  modernen  Volkslebens  fordert 
In  der  vergangenen  Periode  nnn  verlangte  das  Gffentiiehe 
Wohly  in  der  damals  herrsehraden  Anffaasnng  von  dem  riehtigra 
Entwicklnngsziel  des  Volkslebens,  in  der  Hauptsache :  möglichst 
freie  Entfaltung  des  privatwirthsch aftli eben  Systems 
der  freien  Concurrenz  und  Steigern  n«^  der  volkswirth- 
schaftlic  ben  Pr  odu  ctio  u  in  privat  wirthschaftlicher  Form;  Sieg 
des  IndividuaiismuSi  des  Individnalprincips  Uber  das  üemeiuschafts- 
princip  und  eine  demgemässe  Umgestaltung  der  Organisation 
der  Volkswirtheehalt  Das  Enfeeignongsreeht  ist  demenlspreohend 
gestaltet  worden. 

Fftr  die  Gegenwart  und  die  demnftehstige  weitere  Zukunft 
ist  bei  uns  die  Ausdehnung  des  gemein-,  speeiell  des  zwang s- 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  (§.  171)  und  eine  neue 
technisch- ökonomische  Gestaltung  des  einzelwirtbscbaftlichen  Pro- 
iluctionsbetriebs,  wesentlich  mit  nach  richtig  erkannten  natur- 
wissenschaftlichen Anforderungen,  die  Signatur.  Die  dichtere 
Bevölkerung  schafil  immer  complicirtere  Lebensbedingungen.  Die 
Entwicklung  der  Naturwissenschaften  und  der  Technik  lehrt  die 
phjrsiaohett  unter  diesen  fiedtngnngen  immer  mehr  erkennen  und 
augieich  im  Interesse  der  Itosohen  durch  aweekmllssiges  Ein- 
greifen gttnstig  gestalten,  die  Natnrkräfle  dem  Mensehen  immer 
mehr  ^ensttar  machen,  vlell^ht  am  Grossartigsten  im  Commu- 

**)  Dks  siBd  di«  Iditoaden  GeBichtsponeto  in  Stein*«  Entwfthrangalehie  (s.  o. 

Anm.  LS),  die  sich  damit  aber  nothwcndig  selbst  als  die  Lehre  oiner  Ent  vieklnngs- 
phatfe  der  Eotwährttug  kennzeichnet,  mitbin  zn  eng  ist   S.  o.  §.  374. 
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nieatioDS-  and  Transportwesen.  Die  erfordeitiehe  üm^wlikiH 
des  WirÜiseluiftBlebeiis  setst  abermab  eine  Terinderte  VcrtiHlh^i 

■nnd  Gestaltnog  des  Eigenthnms  an  and  des  Verfttgangsreekto  fiber: 
die  privaten  Kapitalien  und  Grundstücke  voraus.  Daraus  ergiekj 
sich  die  Notb wendigkeit  eines  ebenfalls  veränderten  Entei^an^i 
rechts  und  einer  andern  Verwaltungspraxis  auf  Grund  diesei  fiMbü 

§.  378.  —  C.  Die  specielle  Gestaltung  des  Enteigonngirecliti 
nnd  der  Verwaltongspraxis  in  den  versehiedeneii  CattanlMitn 
hSngt  natttrlieh  yon  dem  spedellen  Bedtlrfiiiss  naeh  Enteigiumidt 
in  jedem  einzelnen  Staate  nnd  praetisch  wohl  mehr  noeh  tod  da 
Ansichten  ab,  welche  sich  Über  die  Nothwendigkeit  und  ZuLUsig 
keit  der  Enteignung  för  bestimmte  Fälle  im  Volksbewussteeia 
bilden  und  Herrschaft  verschaffen  und  alsdann  die  Gesetzgeboc^; 
und  Verwaltaog  beeinflossen.  Hier  stehen  sieh  gewöhnlich  die 
Ansichten  der  verschiedenen  Interessentenkreise  snniobst  sioiiHl 
schroff  gegenflber  nnd  andi  ansserbalb  dieser  Kreise  tretai  ie 
principiellen  Ansobannngen  in  Gegensati.  Ohne  einen  ünA  tri 
die  Berechtigten  wird  nicht  leicht  eine  Gruudentlastmigs-  üöd! 
Ablösungsgesetzgebung  durchgesetzt.  Wäre  dem  nicht  so, 
dtlrfte  es  nicht  des  Rechtszwangs  statt  des  freien  Vertrags,  lad 
das  Gefühl  eines  ihnen  widerfahrenen  materiellen  Unrechts  m 
lieren  die  Berechtigten  anoh  bei  ydlliger  fonnellar  Legalittt  m 
Yerfiahrens  nnd  bei  genügender  Entsehildigang  niebt  kiefal,  mi 
sie  Ton  einem  besondem  längriff  in  ibr  Priyateigendnui  m 
damit  in  ihre  private  Rechtssphäre  getroffen  sind.  Die  groMB 
socialpolitiscben  Parteigegensätze  kommen  in  der  principieila 
Stellung  zum  Enteignungsrecht  besonders  zum  Vorschem.  Die 
£inen  sehen  in  der  engsten  fieschränkung  dieses  Hechts  em  tu» 
8er7ati?es  Interesse  eisten  Rangs,  weil  es  sieh  am  den  Kinpiffiri 
die  banptsacbUebe  Institution  des  priraten  Vermögenareehts  «I 
damit  naeb  ihrer  Ansiebt  nm  eine  der  ersten  Bedingangen  da 
gesellschaftlicbcn  Ordnuu<^  liandelt  Die  Andern  wollen  da^  b 
dividualprincip  möglichst  unverletzt  erhalten.  Die  Dritten  gebei 
dagegen  in  ihren  Forderungen  weiter,  weil  sie  principiell  das  G& 
meinschaftsinteresse  über  das  Individualinteresse  setzen  nnd  dtt 
balb  bereitwilliger  die  ErttÜlnng  der  Bedingung  anerkennen,  M 
der  Fan  des  Oflfentlieben  Wohls  Toiliege  nnd  das  Piivate^nAfl 
weichen  mflsse. 

Ans  dem  Kampfe  dieser  verschiedenen  Ansichten,  IntCTMH 
und  Neigungen  bildet  sich  das  jeweilig  geltende  Enteif 
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nungsrecht  und  mehr  noch,  wenn  einmal  das  allgemeine  Prineip 
des  ,,öfrentlichen  Wohls"  angenommen  ist,  die  Verwaltungs- 
praxis  in  Betreff  der  Anwendung  jenes  Rechte.  In  der  Regel 
werden  auch  hier  in  Beebt  and  Verwaitnng  GompromiBse  swisehen 
den  verachiedenen  Interessen  nnd  Anschannngen  geschlossen  werden. 
Das  naUlriiehe  nnd  berechtigte  Streben  jedes  Zeitalten  ist  aber, 
daaa  die  zom  Bewnsstsein  gekommenen  Bedtlrfiiisse  der  Fortent- 
widdnng  der  Volkswirtbsobait  nnd  Geeellsehaft  in  der  oben  da^ 
gelegten  Welse  im  Enteignnngsreebt  nnd  in  seiner  praktischen 
Anwendung  zur  Geltung  kommen.  Dies  wird  schon  durch  den 
bisherigen  im  Grossen  nnd  Ganzen  gleichmUssigen  Gang  der  Aus- 
bildnng  dieses  Rechts  in  der  mittel-  und  westeuropäischen  Cultur- 
welt  bestätigt.  Schon  deshalb  kann  man  hier  auf  eine  im  Wesent- 
lichen gleicheFortbildnng  des  Enteignnngsrechts  unter  dem 
Einflnss  der  im  Wesentlichen  gleichen  Ursaeben  mit  hoher 
WabrBcbeinlicbkeit  sohlieBsen. 

Diese  gleieben  Uisacben  liegen  m  den  socialen  nnd  ökono- 
mischen Verhftltnissen;  in  dem  bisherigen,  immer  bedenkliober 
empfundenen  Uebergewicht  des  privatwirthschaftlichen  Systems; 
in  dem  schärferen  Hervortreten  des  volkswirthschaftlichen  Ver- 
theilungsproblems  neben  und  vor  dem  bisher  einseitig  berücksich- 
tigten Productionsinteresse;  in  der  wachsenden,  auch  auf  natur- 
wissenschaftliche Fortschritte  zurückzuführenden  Einsiebt  in  die 
natürlichen  Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  und  in  die  social- 
politiaehen  Wirkungen  der  Institute  der  wirthsehaftlicben  Bechts- 
ordnmig,  wie  Privateigenthnm  an  Boden  und  Kapital  und  wie 
Erbrecht;  endUcb  in  der  im  Gänsen  gleichartigen  Vertbeflnng  des 
PriTateigentfaums  an  Productionsmitteln  in  den  alten  diditbevUl- 
kerten  Culturstaaten  Europas. 

§.  379.  —  D.  Als  die  Hauptgebiete  des  bereits  in  der 
F^ildnng  begriffenen  Enteignungsrechts  unserer  nächsten  ökono- 
nüschen  und  socialen  Entwicklungsperiode  lassen  sich  demnach 


^  Der  Osten  Europas  und  sein  Haapttheil,  BnssUnd«  und  der  Westen  der 

ffOflsen  Doch  m* 

Maaten  Landetrichen,  bieten  in  nelen  der  genannten  Yerhiltnisse  wesentliche  Ver- 
schiedenheiten ron  dem  alten  sUd-,  mittel-  ond  westenropäischen  Culturgebiete.  Sie 
bedürfen  deswegen  de»  hier  erforderlichen  Entei^un^recbtä  nickt  oder  noch  nicht, 
jcden&Ue  nicht  in  derselben  Ausdehnung.  —  Im  J.  1878  soUen  an  600,000  Arbeiter 

aus  d.  flstl.  Staaten  in  den  Westen  d.  Vorcin.  Staaten  zur  Ansiedlnnitf  gewandert  sein, 
d.  Gencrallandamt  hat  8  Hill.  Acres  rerkaoft.  Unter  solchen  Verhältnissen  nimmt 
Alles  eine  audere  Gestalt  an  I 
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wohl  folgende  beieielmeii ,  anf  welchoi  ebenso  viele  grone  mm 

ökonomische,  technische  und  sociale  Aufgaben  voriiegen. 

1)  Herstellung  derjenigen  Vertheilnng  des  Natio- 
nalkapitals und  besonders  des  natioualen  Grundend 
BodenSy  weiche  naoh  den  modernen  Bedürfnissen  ui 
Anschannngen  das  im  Volksbewnsstsein  anerkasiU 
Offentliehe  Interesse^  daher  namentUeh  das  gemeiniin 
betraehlete  Pirodnetions- und  Vertheilnngs-Intereese  wlieiselit  Um 
Vertheilang  von  Kapital  und  Boden  Yollsieht  sieh  in  der  Fonn  da 
öffentlichen  Eigeuthums  an  die  Zwangsgemeinwirthschaiteo 
(Staat,  Gemeinde,  mehrfach,  z.  B.  bei  Wegen,  auch  Provinz  nod 
Kreis)  einer-  und  des  Privat eigenthoms  an  die  Privatwirthsehafio 
(Privatpersonen,  jnristische  Personen  n.  s.  w.)  anderseits. 

Naeh  den  Mheren  Erörterungen,  besondm  in  Kap.  3  od  4 
der  1.  AbtbeiL  and  im  leisten  Haapt-Abschn.  des  yoraasgabrnda 
Kapitels,  lässt  sich  erwarten,  dass  sich  das  öffentliebe  Ei^ 
thum  au  Boden  und  Kapital  vermehren  wird,  weil  die  zwang^.t- 
meinwirthschaftliche  Thätigkeit  absolut  und  relativ,  gegenüber  der 
privatwirthschaillichen.  Uberall  bei  uns  in  deutlicher  Zunahme  be-i 
griffen  ist  Namentlich  wird  daher  die  gegenwärtige  Ansdehnnog' 
des  privaten  Grnndeigentbnms  wobl  einer  Beeehtiskag 
entgegengehen,  seine  einzelnen  Kategorieen  deh  aber  ao  eibilkil 
oder  gestalten,  wie  es  oben  in  g.  d4(Vff.  dargelegt  wurde*). 

Vgl.  hiem  Lassalle,  Syst  d. «nrotl». Rechte,  I,  8.  SSi  Am.:  ^^utA 

im  AllgemeiBeii  der  cultorhistoriselie  Gang  aller  Reditsgeschiehte  ^| 

darin,  immer  mehr  d ie  Eigen  thnmssphäre  des  PriT»tindi?iduTinis  zü  1^- 
Hchr&akea,  immer  mehr  Übjecte  aasterhaib  des  Prirateigeatbni&a  n 
setzen;**  Bit  trefflicher  ▼dtenr  AoBfUmnir.  —  Die  Frage  hängt  auch  wieto  iSi 
der  mehrfiMdi  Mmt  baiShiten  in  BeCnff  der  Einengung  des  Actieof ei^ell- 
scbafts  Wesens,    als    eines    modernen    HauiitZÄ'eitT'    •l«i'^  privatwirthschaftÜchfi 
Systems,  mittelst  der  Ausdehnung  des  z waugagemei uw irthschaftlickei 
Systems  zusammen.   Die  Staats-  und  Priratbahnfinge  ist  nor  ein  wichtiger ^-»^ 
Cul  einer  allgemeinen  Bewegung.    Ebenso  die  Tendenz,  grosse  MSfintliche"  Eianc^ 
tnngen   für  localc  (iemeinschaftsbßdürfnisse ,  wie   Wassenr«»rsor£rTing,  ^laskreiwc 
Schlachthäuser.  Picrdebahnen  u.  dgl.  m.,  der  Gemeinde  seihst  zu  überiragea.  Hii 
wie  in  allen  Fallen  wird  zwar  zuuücb>t  die  Uebertragung  des  Eigeuthums  an  des 
sügttchen  Objecten  von  dem  Jetiigen  Pri?aleigenthQmer  an  den  Staat  oder  die  W 
ineinde  auf  dem  Wege  des  freien  Vortrags  zu  erstreben  sinn  tmd  au  Ii 
lich  ffelingeu.    Indessen.  Let/t^res  ist  nicht  siclier.  wenis^tens  itii  ht  um  »naen  ..f.r.o. 
Preis"  und  Öfters  gelingt  ea  nur  unter  einem  Druck  der  Staatsgewalt,  der  ni» 
,,HeiT8chaflsideel^*  des  Prlfaleigenthnms  aUerdings  im  schroAten  Gegeasstm  SA(| 
z.  B.  mittelst  kaum  zu  rechtfertigender  Belästigungen  oder  Hinderungen  der  Piinh 
eisenbahnen.    Nicht  selten  wird  in  solchen  Dingen  auf  dieses  letzto  Tlilf^iniTte! 
Staats  etwa  in  der  Eisen bahn£rage  hingewiesen:  ein  dee»  Staats  unwürdiges  Verür^ 
ffier  ist  Tielmehr  principiell  zur  Dnrchsetzong  des  als  nelhwa&di^  etlsiiil«fllM> 
willens  die  Enteignnng  zuzulassen  u.  A.  den  Prirateisenbabn gesellseb^ 
ten  gegenüber  (anders  BOsler.  Venrr.  I,  §,  196  nnd  n.  Anm.  5>.  TgL  moiBc 
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Die  anderen  Gebiete  gehören  zum  Theil  als  Specialgebiete 
zu  diesem  ersten  Haaptgebiete,  zum  Theil  stehen  sie  selbständig 
daneben. 

8)  BereitstelUng  der  Benntsang  des  Bodens  fttr 
demjenigen  speeiellen  Zweek  (Wohnangs-,  Wege-,  Berg- 
werks-i  Wald-,  agrariseher  Boden)  nnd  in  derjenigen 
Intensiyitttt,  welehe  dnreli  das  5ffentlielie  Interesse 

unserer  dicht  bevölkerteoi  bedUrfnissreicheu  Cultar- 
länder  gefordert  werden. 

Hier  ist  nnmittclbar  an  das  bestehende  und  zum  Theil  schon 
an  das  Enteignungsrecht  der  früheren  Periode  anzuknüpfen ,  wel- 
ches von  demselben  leitenden  Gesichtspuncte  des  volkswirthsehatlt' 
liehen  ProdnctionsintereBses  auf  seinem  Hauptgebiete  der  agra* 
riachen  Befonnen,  femer  ün  Bergreeht  beherrscht  war.  In  der 
groBsartigen  Ansdehnnng  des  Expropriationswesens  zn  Wc ge an- 
lagen, in  der  wenigstens  beginnenden  zu  dnxehien  anderen 
städtischen  Zwecken  tritt  die  Weiterentwieklnng  des  modernen 
Enteignungsrechts  in  der  Richtung  des  jetzigen  Productionsinteresses 
scharf  hervor  *\).  Die  wachsende  Nothwendigkeit  intensiveren 
Wohnungsbaus  (Grossstädte)  und  Ackerbaus,  die  vermehrte  Ein- 
sicht in  die  natürlichen  Bedingungen  dieser  Intensivität  und  in  die 
ökonomisch-technischen  Mittel  zur  HerbeifUhruDg  der  letzteren  wer- 
den das  öffidntliche  Interesse  auch  bei  städtisehem  nnd  ländlichem 
Boden  mehr  znm  entscheidenden  Factor  der  Verfhdlnng  dieses 
Bodens  (anch  unter  den  FriTateigenthflmem  seihst)  machen.  Das 

3.  A.  I,  §.  252,  S.  607.  Dies  loyal  Seitons  des  Staats  offim  anaziupreclien  nnd  dem- 
^omlfls.  unter  Gewährung  d.  an;enieS9«nen  Entschädigung,  rorzngeh(>n.  ist  darchant 
kein  .,GommQuismui>" ,  wie  er  riel  mehr  in  einer  £iäenbaliniK>litik  gefunden  werden 
maM,  welehe  das  PriratVahnnDtBraeliiiMn  kfiMdieh  durch  Enttiehnng  jeder  fteieo  Be< 
wefung  entwerthet,  z.  B.  es  an  der  Erhöhung  der  Tarife  hindert,  während  alle  Aua- 
gaben der  Bahn  in  Folge  der  generellen  Steigerung  der  Preise  von  Waaren  und  Dienst- 
Uistungen  stark  steigen.  Wird  diese  freie  Bewegung  aus  anderen  —  und  sehr  triftigen 
Orftiden  —  nidit  gevihrt.  ao  mim  nur  die  prindplcille  Unhaltbtiteft  das  Pilfallia&ii- 
wesens  anerkannt  werden,  —  ch mit  aber  die  Znlässigkelt  dflB  EoteigllVQgaieohtS.  Diewr 
Fall  ist  typisch,  aber  er  steht  keineswegs  allein  da. 

Die  Kutcignung  fur  neue  Wegeanlagen,  besonders  ftir  Eisenbahnen,  ist  ein 
characteristischea  Beispiel  für  di«;  "Btfätldfuag  der  AnfEuaung  des  Enteignungswesens 
im  Texte.  Unser  bestehendes  Recht  gestattet  sie;  weil  es  diese  W'i  ^reanl.igen  als  durch 
daa  öäentliche  Wohl  gebieterisch  gefordert  ansieht,  worin  implicite  anerkannt  wird, 
daaa  uns  Heutigen  die  möglichste  Verraehmoir  und  Yerbeaeenuif  der  Vege  ab  wesent- 
Ikha  EntwicUungsbedingung  des  Volkslebens  gilt.  Eben  deshalb  soll  der  Be- 
nutzung zur  Eisenbahn  jede  andere  Bodenbenutzung  weichen;  ähnlich 
der  Verwendung  fUr  Bergbau  diejenige  fur  Ackerbau.  Ob  dies  in  diesem  allgemeioen 
Umfange  saohHoh  ixuner  begrttndel  ist,  darilher  Keaaa  lieh  niBdesteoa  atrelteB.  Jadoeh 
im  Yolksbewusstsein  wird  es  'so  entschieden  und  darls  liegt  die  BegrOBdoiif  daa  Esl- 
eifnnngsrechta  in  diesen  Fillen,  s.  375. 
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Privateigenthumsrecht,  das  sich  lediglich  auf  den  historiscilen  Be 
sitzstand  stützen  kann,  dem  öffentlichen  Interesse  aber  nicht  dient 
oder  selbst  zuwiderläuft,  wird  in  solchen  Fällen  immer  allgemeiner 
und  unbedingter  der  Enteignung  anheimfallen  (§.  349,  351, 359).  Im 
ländlichen  Gnindeigenihnm  werden  sieh  vielleicht  nnter  dam 
flnss  der  den  Dampfcommnnieatlonen  zu  verdankenden  mm 
schftrferen  Goneurenz  der  Erzeagnisse  entlegener  Linder  nit 
fruchtbarem  Boden  und  extensiver  Cultur  in  nicht  ferner  Zeit  gro« 
Umgestaltungen  des  Betriebs  und  der  Technik  nothwendig  er 
weisen,  welche  nur  mit  Hille  des  Enteignongsreohts  herbeig«^ 
werden  können. 

3)  Herstellnng  gttnetiger  natttrlioher  Bedingnngei 
fflr  den  öffentlichen  Geanndheitssustand  der  BevSlke- 
rang,  daher  ein  Enteignungsrecht  zn  diesem  Zwecke  gegeDfiber 
dem  Grund-  und  Hauseigenthum  (speciell  auch  hie  und  da  dem 
Fabrik-  und  insofern  dem  Kapitaleigenthum),  um  schädliche  Ein 
flttsse  zu  beseitigen  und  günstige  Einflüsse  wirksam  zu  maebeD. 

Das  Enteignnngsrecht  tritt  hier  in  den  Dienst  des  „öffeot 
liehen  GeBandheitsweaene*'  und  hat  aich  den  Anfordermga 
anzqiaasen,  welche  die  waehsende  naturwisBenachafUiche  EhiÄt 
in  die  allgemeinen  Gesnndheits-  und  Krankhdtshedingungen  ds 
Bevölkerung  stellt.  Diese  Bedingungen  liegen  theils  in  den  Ver 
hältnissen  der  äusseren  Natur,  theils  in  den  aus  dem  örtlicbet 
Zusammenleben  und  dem  Thun,  Treiben  und  Unterlassender 
Menachen  hevorgehenden  Einwirkungen.'*)    In  den  Städtei, 

■*)  Es  gehört  hierher  das  Gebiot  der  höheren  (Stein)  oder  besser  der  tllj?- 
m  ei  neu  Sanititroolizei^  deren  Aufgabe  Stein  in  seiner  Yerwaltangsiehie  Ton&^^i 
behindett  htL  Ygl  B.  m,  14  £  Massgebend  Air  die  Forderang  eines  Enteigsio^ 
feohti  n  Zwo  licii  dos  ödentlichen  Gtfundheitswesens  ist  namentlieli  die  iNiti|r 
wissenschaftliche  Krk«  nntniss  der  Causal Verhältnisse  der  Knal- 
beiten,  worüber  Stein  sagt  i,a.  a.  0.  S.  14):  „vor  allen  Dingen  erkennt  die  ikk 
Wissenschaft  der  HeÜkonde,  dass  in  den  meisten  Fällen  die  Krankheiten  der  Meoicki 
nur  Symptome  und  Gonseqnensen  gewisser  LebensTerhiltDissesiiiBi 
dass  man  daher,  um  jenen  za  wehren,  sicli  mit  <li<<scn  beschäftigen  müsse",  —  wW 
die  Wissenschaft  immer  mehr  Bestätigung  dafür  tindet.  „dass  die  wahre  QDfl!^ 
aller  Gesundheit  und  Krankheit  in  den  kleinen,  aber  bestiodi; 
▼irkenden  Eriften  des  t&glichen  Lebens,  den  elementeren  Zaitloda 
der  BerOlkeTUng,  Luft.  Licht,  Wohnun«^,  Bewegung.  Wasser  und  Brod  zu  Si^e 
sei."  Lan^^am.  aber  stetig  verbreitet  sich  diese  Einsicht  im  Volksbewusstsein,  ÜB 
—  vielfach  unliebsame,  aber  unvermeidliche  —  Consequcnz  ist  abermals  die  1^ 
seJuiDkoDg  der  penftnlielieD  Freiheit  md  des  Prifatelgenfhiniis,  speciell  bWiB 
gegenüber  die  Ausdehnung  des  Enteignunfrsrechts  im  Gemeinschaf tsinterejs«. 
In  der  englischen  Gesetzgebung  Uber  öffentliches  Gesundheitswesen,  Arbätertofc* 
nungen  n.  s.  w.  wird  diese  Gonseqaenz  schon  mehr  für  die  Praxis  gezogen;  inDeW^ 
land  wenigsleM  f odlofig  t  d.  Tlieoiie«  bei  d.  neftaderam  d.  OeoniiilBiiawswi  ^ 
a  YedMUMH     P.  Yereiiw  f.  5ir.  Qesondheitopiege  in  Dflsseldoif;  1976).  Bte  ns*- 
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lamal  deo  Orossstftdten,  wird  diee  Enteigniiiigsreelit  daher  am 
Mdaten  nur  Anwendnog  kommen  (WobnnngsweseD,  CloakenweflenX 

yielleicbt  in  Verbindung  mit  dem  Enteignnngsrecht,  welches  hier 
Aur  Reform  des  privaten  Grund-  und  Hanseigenthums  (§.  359)  und 
des  städtischen  Wohnungswesens  auch  aus  dem  socialpoliti- 
schen  Standpunct  möglicher  Weise  schon  in  nicht  femer  Znkanfl 
sich  Bahn  brechen  liönnte. 

§.  380.  —  4)  Frage  der  Enteignangen  aas  social- 
politieehen  Grttndeo.  Ob,  im  Ansohlaas  an  die  letetoreEm- 
toalitMti  in  absehbarer  Znkniift  sehen  ein  viertes  Hanptjgebiet 
des  Ei^gnmigsreehts  hinzntreten  wird,  darttber  ist  gegenwärtig 
noch  nieht  rieher  an  entscheiden.  Dieses  Gebiet  würde  allge- 
meinere Enteignungen  aus  Gründen  des  V er t he ilungs Interesses 
and,  damit  wie  immer  zusammenhllngcnd,  der  Socialpolitik, 
betreffen,  namentlich  etwaige  Enteignungen  zur  Herstellung 
der  Bedingungen  für  die  gleichm ässigere  Vertheilnng 
des  Prodnctionsertrags  mittelst  Hinliberleitnng  von 
jetzigem  privaten  Benteneinkommen  des  Kapitalisten 
und  Grnndeigenthfimers  in  das  Einkommen  der  Zwangs- 
gemeinwirthsehaften  (Staat,  Gemeinde)  oder  aneh  direet 
der,  des  eigenen  Pri?ateigenthnms  an  Prodnetionsmitteln  entbeluren- 
den,  sogen,  arbeitenden  Klassen.  In  der  praktisehen  Ans- 
fuhrung**)  würde  diese  Enteignung  z.B.  bei  ländlichem  Gross- 
grundbesitz zu  Gunsten  des  Staats  oder  der  Gemeinde  oder 
kleiner  bäuerlicher  Landwirt  he  (Eigenthümer  wie  Pächter) 
oder  landwirthschaftlicher  Productivgenossenschaften 
von  Landarbeitern  stattfinden  können,  in  den  beiden  ersten 
Fällen,  nm  etwa  Paehtbetrieb  der,  Staatsdomi&ne  oder  com- 
mnnales  Kftmmereignt  gewordenen,  Friralgtlter  herxnstell^.  Bei 
städtischem  Grnnd-  nnd  Hansbesitz  handelte  es  sich  nm 
den  Ersatz  des  Privateigenthnms  des  bisherigen  Besitzers  dnreh 
Gemeindeeigenthum  oder  Staatseigenthum  verbunden  mit  commn- 
nalem  beständigen  Nutzungsrecht  und  privaten  Miethrechten  auf 
Zeit  (§.  359).  Von  dem  Privateigenthum  an  concreten  Kapi- 
talien käme  vomemlicb  das  Fabrikeigenthum  ftlr  solche  £nt- 


nliliMbe  Mßpnäma  reicht  nalOiileh  ndt  Uer  mit  fbreai  Mamn  PritnteignBtbiinf- 
begXÜT  nicht  ans.  Soweit  nun  im  Interesse  des  öfientlichoi  GeBondheitsiresens  Ein- 
^ffe  in  das  Privateigeothnm  nothwendig  werden,  handelt  M  rieh  wiederum  HB  aUfO- 
meine  Fragen  der  Toliowkthschaftlichen  Organisation. 

**)  Ygl  hierzu  die  EiSrleningeD  hM.  üi  §.  S49,  951.  950  ff. 


ÖIO  2.AbUi.  &.K.  EoleignoDg.  1.H.-A.  Bcgruad.  o.  CoMtractioa.  §.380.381. 

eigonngen  in  Betracht,  z.  B.  fUr  indastrielle  Arbeiter-Pro- 
d«otivgeiio8seii8ehafteiL'*) 

a)  Ein  prineipieller  Ansschlues  dieses  EnteigBUig^sMi 
ist  schon  nach  der  jetzigen  Anffhssnng  des  EnteigningiweMv 

nicht  geboten.  Er  liegt  niclit  einmal  iu  unserem  bestehendeD  Ii 
propriationsrecht. Sobald  die  hierher  gehörigen  Fälle  als  im 
^^öffentlichen  Wolil'*  gelegen  anerkannt  werden,  worüber  die  Ac 
sichten  von  dem  richtigen  Entwicklnngsziel  des  VolkBlebeiu  e&t- 
sdieiden,  besteht  sehen  hente  kein  reehtliches  Hindeniisi,  wä 
solehen  Enteignungen  yorsogeheB.  Zorn  Theü  würden  die  leferira 
aneb  bereits  zn  der  ersten,  oben  genannten  Ent^gnnngskstspiie 
gerechnet  werden  können  (§.  379  N.  1.). 

b)  Der  factische  Ausschluss  dieser  Fälle  ist  gleichwohl 
noch  für  längere  Zeit  wahrscheinlich.  Denn  das  Volksbewasei 
sein  anerkennt  bisher  das  Vorhandensein  der  allgemeinen  Eot 
eignmigsbedingnngy  die  ExistMis  eines  (wesentlicheD  nnd  sflgt 
meinoi)  alfentlieben  Interesses  noch  nicht 

c)  Der  fernere  faeteebe  Ansseblnss  solcher  Enteignungen  in  \ 
aber  auch  muthmasslich  noch  fUr  längere  Zeit  zweckmässig, 
weil  —  und  soweit  als  —  das  bisherige  private  Kapital  und 
Grnndeigentbum  im  volkswirthschaftlichen  Productionsproceä«  öh 
nomiseh-technisch  richtig  and  im  Tolkswirtiisoliaftiiehen  Vertheilnogi' 
proeess  soeialpolitisch  gttnstig  fnngirt,  etwaige  naehtbeiligc 
Wirkungen  in  beidertei  Beiiehangen  aber  dnreh  dne  Befo» 
dieses  Rechts  (Frage  des  Inhalts  des  PriTateigentbomsieete) 
und  durch  ein  zweckmässiges  sociales  Steuerrecbt  tagg^ 
glichen  werden.  Die  ökonomisch -technischen  Schwierigkeiten  du 
Ersatzes  des  Privateigenthums  bei  der  Bildung  und  VerwendüC;: 
des  Nationalkapitals  und  bei  der  Bodenbebauung  (aller  Art),  (mci 
die  speciellen  Schwierigkeiten  bei  der  Organisation  Ton  AiiMlir- 
prodnctivgenossensehaften  kommen  ausserdem  hüixn.  i 

**)  Auf  die  Möglichkeit  solcher  Fälle  kommt  auch  Qeorg  Meyer,  Lqstf» 
Ümmeikt  8.  ISO  antpMbhen:  „▼«sn  nuB  db  podtlf«  Fsideranf  dlenr  äMUtMm 
ab  Steatsanfgiibe  Itaiaeiito,  inusse  man  conaeqaenter  Weise  denselben  Fzpropristioie- 
recht  zo^estehen,  wenn  die  Kealisiruno^  ihrer  Zwecke,  z,  B.  die  Anlage  einer  Fatal 
auf  andere  Weise  nicht  ermöglicht  werden  kann/'  M.  £.  ein  richtiger  Schlou.  i« 
R.  Bötler,  Yenrr.  I,  §.  199  f.  Anm.  2(S.  400),  „ganz  TWfbhlT  nMuit,  ■ttteSt* 
merining,  dass  die  Grenze  zwisehea  Elf ropiiation  und  Gooimimtaaras  sich  dabei  ir 
lieren  würde.  Wenn  dieBe  Qreaie  nur  niclit  abac]iM|it  «tue  dtidiaiii  flong«  «I»' 
Vgl  oben  §.  109  a  ff. 

^)  Vgl  0.  Anm.  17  Uber  d.  neue  preas>s.  Ges.  u.  schon  preuss.  Laadr.  Euu- 
S.  76,  m  I,  Tit  tl  |.  4  r 
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d)  Ueberau  da  und  dauu,  wo  diese  Schwierigkeiten  sich 
überwinden  lassen  and  die  volkswirthschatlliche  nnd  sociale 
Function  des  Privateigenthums  an  bestimmten  Kapitalien  und  Grund- 
stücken als  überwiegend  unvortbeilhaft  anerkannt  wird, 
andere  Beformen  aber  nicht  Abhilfe  bringen,  da  mass  die  Aus- 
dehnung des  Enteignangsrechts  auf  dieses  vierte 
Gebiet  indessen  aueh  «Is  thatsftehlieh  lul&ssig  beidohiiet 
werden,  ebenso  wie  sie  es  prineipieU  isL  Schon  in  der  Gegenwart 
darf  hier  an  den  Fall  des  grossstSdtlsohen  Gmnd-  nnd  Hauseigen- 
thums erinnert  werden  (§.  359),  wenigstens  wenn  die  nothwendige 
Reform  des  Privateigenthamsrecbtä  hier  unterbleibt  oder  missglückt 
(§.  362). 

e)  Für  eine  entferntere  Zukunft  ist  daher  auch  ein  sol- 
ches socialpolitischen  Gründen  entspringendes  Enteignungsrecht  in 
grosserem  Umfange  nicht  unwahrscheinlich  und  an  und  fttr  sich 
daim  so  berechtigt  als  in  einem  der  iUteren  Fälle,  wo  es  generell 
snr  Anwendung  gekommen  ist,  s.  B.  in  den  agrarischeii  und  ge- 
werbUohea  Entlastangen  ond  AbiOsongen. 

2.  Hauptabschnitt. 
CSImige  EfaiBelflnisen  im  BetMlT  dw  SmMgmmiis« 

I.  —  §.  381.  Priucipielie  und  terminologische  Con- 
troversen  über  Eoteignung.  Die  bisherige  Doctrin  der 
Enteignung  weicht  von  der  im  Vorausgehenden  gegebenen 
Lehre  in  mehrfacher  Hinsicht  principiell  ab  und  bedient  sieh, 
in  Zusammenhang  hiermit,  sum  Theil  auch  einer  anderen  Ter- 
minologie. Von  der  bisherigen  Gesetzgebung  gilt  dasselbe. 
Die  Rechtfertigung  der  hier  yertretenen  principiellen  Behandlung 
und  der  mit  ihr  Ubereinstimmenden  Terminologie  liegt  in  den 
vorausgeschickten  Erörternni^en.  Zur  Klarstellung  der  Gegensätze 
und  Unterschiede  und  zugleich  zur  Ergänzung  von  Einzelheiten 
wird  es  indessen  gut  sein,  hier  noch  eine  Uebersicht  der  Differenz- 
pnncte  zu  geben. 

A.  Weitere  Ausdehnung  des  Enteignungsbegriffs. 
In  Doctrin  und  Gesetsgebung  ist  es  bisher  nicht  üblich,  den  Ans- 
druck  „Enteignung"  (Zwangsenteignung,  Expropriation)  in  dem 
weiten  Sinne  su  nehmen,  wie  es  hier  geschieht.*)  Es  ist  dies 

<)  Ygl  Ci.  Meyer.  Ezpiopr.  Einl.;  H.  SOsler,  Yenrr.  I,  §.  195,  Mch  f. 

weitere  Literatur. 
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nieht  nur  eine  Abweiohiing  in  der  Terminologie^  loiideni  ii  der 
piineipieDen  AvfTassnng,  so  dass  die  hier  yorgenamnieiie  Erw•il^ 
rnng  des  Begriffs  Enteignung  von  dieeem  anderen  (henrsebcaiei) 

StandpuDcte  aus  folgerichtig  für  falsch  gilt,  ebenso  wie  die  ii  | 
diesem  Puncte  ähnliche  St  ein 'sehe  Entwährungslehre.  *)  Sten 
dessen  wird  in  der  herrschenden  Lehre  unter  dem  Begriff  Xnt- 
eignnng''  nnr  eine  der  oben  aufgezählten  Kategorieen  yonFällei 
▼entanden,  nnd  dieser  Begriff  aneh  grondsätnlieh  indienn 
engen  Sinne  allein  genommen,  weil  die  anderen  FiDe  ftr 
principiell  verschieden  gelten. 

„Enteignung"  bezeichnet  hier  nemlicb  gewöhnlich  nur  die 
Zwangsahtretung  von  Privateigentham  (dasselbe  in  des 
üblichen  engen  Sinnd  von  Sacheigenthom  Terstanden),  oftmals 
sogar  bloss  von  privatem  Grnndeigenthnm,  im  Offentliehei 
Interesse  gegen  volle  Entscbttdigung  des  Werths.*)  Die  ib- 
tretung  anderer  dinglieber  Rechte  durch  gesetzliehen  Zwsnp 
wird  wenigstens  nicht  allgemein  unter  den  Enteignungsbegriff 
reiht,  die  gleiche  Abtretung  von  Forderungsrechten  unter  einen 
anderen  Gesichtspnnct  gestellt^)  Endlich  wird  die  Anfhebong 
(Abolition)  von  Beohten  in  der  bisherigen  Doctrin  und  Geseti-  | 
gebnng  als  eine  von  der  Enteignung  specifiseh  verschiedene 
Massregel  anfgefasst*)  Daher  ist  die  Einftigung  der  Giürf- 
entlastungen  nnd  älteren  Ablösungen  und  der  verwandten  FÜb 
von  gesetzlichen  Zwangseingriffen  in  das  private  Vermögensreclit 
unter  den  Enteignungsbegriff  eine  Neuerung,  welche  denselbec 
Einwänden  begegnet,  wie  die  Ausdehnung  des  Stein'scheo  Be- 
grifb  der  Entwähnmg  anf  jene  Fälle. 

Die  Beditfertigung  unserer  neuen  Terminologie  liegt 
1)  einmal  schon  iu  der  früheren  Form ulirung  des  Eigen- 
thumsbegriffs ,  welcher  oben  auf  Rechte,  Forderungen,  Verhäli 
nisse  mit  ausgedehnt  wurde  (§.  284).    Die  jetzige  Terminologie 
ist  eine  Consequenz  jener  Formulirung,  —  insofern  freilich 
denselben  Bedenken  und  Emwftnden  ausgeselat 


»)  Rösler  §.  195  Anm.  5;  Rohland  a.  a.  U.  S.  2. 

Köslcr  eh.  Vgl.  Meyer's  Dcfin.  S.  4.  Ceber  die  Frage,  ob  d«  Ent- 
sch&digQßgsmomeut  iu  die  BegiiiräbcätiinmuQg  der  Enteignuag  au&tiiMkMlA 
f.  «.  §.  SSfi,  88S,  andi  ob.  §.  874. 

^)  G.  Meyer  a.  a.  0.  debnt  die  Expropriatioa  Uflser  aaf  EigentLniB  Mfllüf 
andere  dingliche  Rechte  aas,  nicht  aber  auf  Fordemngsrecbte  (S.  1  fL,  4). 

*)  VfL  0^  ük  d.  Yoibem.  S.  789,  die  Gitete  au  Stalil,  ßOaler,  BohUai 
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%)  Sodann  aber  ist  ae  aacblieh  notiiwendig»  durah  einen 

gemeinsamen  technischeD  Ausdruck  dasjenige  Moment,  welehea 
den  früher  aufgezählten  Fällen  eines  gesetzlichen  Zwangseingriffs 
in  die  wohlerworbenen  Privatrechte,  bez.  in  das  Privateigenthum 
gemeinsam  ist  nnd  durch  welches  sie  sich  specifisch  von 
allen  FiUlen  einer  vertragsmässigen  Regelung  unterschei- 
den, besonders  hervorzuheben.  Dies  Moment  iat  die  durch  ge- 
eetzliehen  Zwang  erfolgende  Entziehung  eines  Privat- 
rechts,  bez.  des  privaten  Eigenthamsreehts  an  liegend 
einem  Objeete  im  Öffentlichen  Interesse.  Ob  dieses  Beeht 
(oder  Object)  einem  Anderen,  resp.  dem  Staate  selbst,  (Ib ertragen 
oder  abgetreten  wird,  damit  dieser  es  weiter  ausübe  oder  das 
Object  für  seine  Zwecke  benutze,  oder  ob  das  Recht  einfach 
aufgehoben  wird,  also  erlischt;  ob  eine  Entschädigung 
gegeben  wird  oder  nicht,  das  ist  zunächst  gleichgiltig:  dadurch 
nnterscbeiden  sich  nur  die  Enteignungsarten.  Darob  die  Snb- 
sumpüon  der  verschiedenen  Fälle  unter  den  einen  allgemeinen  oder 
höheren  Begriff  der  ,|£nteignnng'^  wird  dann  die  frnhere  Ge- 
schichte nnd  die  Wetterentwicklnng  des  Enteignnngmchts  ver- 
stSndlieher:  es  tritt  dentUch  hervor ,  dass  in  allen  diesen  FftUen 
der  oft  nnvermddliebe  Oonfliot  zwischen  einer  bestehenden  Eigen- 
thumsordnung mit  ihrem  „System  erworbener  Rechte"  und  mit 
ihrer  concreten  Vertheilung  des  Bodens  und  des  Kapitals  einer- 
und dem  EntwicklungsbedUrfniss  des  ökonomischen  und  socialen 
Volkslebens  anderseits  durch  den  Factor  „Staatsmacht"  —  „durch 
das  Schwert",  könnte  man  auch  hier  sagen  —  gelöst  werden  muss, 
wenn  er  durch  Vereinbarung  einmal  nicht  zu  lösen  ist. 

§.  382.  —  B.  Enteignungsarten.  Innerhalb  dieses  Ent- 
eigDungsrcchts  sind  sodann  nach  folgenden  zwei  Unterscheidungs- 
merkmalen je  zwei  Arten  der  Enteignung  zu  trennen: 

1)  Die  Enteignungen,  welche 

a)  eine  Abtretung  des  I^echts  (Eigenthums)  vom  Bereeh- 
tigten  (EigenthUmer)  an  einen  Dritten  (den  Staat,  aber  nicht 
nothwendig  ihn  allein,  noch  auch  nur  immer  ihn  zunächst)  er- 
zwingen, damit  dieser  Dritte  das  an  sich  also  bestehen  blei- 
bende Recht  für  seine  Zwecke,  —  welche  nach  dem  Grunde 
der  Enteignung  Zwecke  des  öffentlichen  Interesses  sein 
mflssen,  —  z.  B.  zur  Ausführung  eines  Unternehmens,  austtbe 
oder  das  Eigentbumsobjeet  dazu  benutze.  Man  kann  diese  Zwangs- 


2.  Abth.    K.  Eateigattiif .  2.  U.-A.  KinMlIngeiL  |.  892,  S8S. 

enteignaug  genauer  Zwaugsabtretang  oder  Enteigniiiig  in 
engern  Sinne  nennen. 

b)  Die  Eateignangeni  wdohe  eine  endgfllige  Anfkebsii 
eines  wohlerworbenen,  einer  bereehtigten  Peüon  iwangswiiae  öl- 

zogenen  Privatreohts  oder  Eigenthamsreohts  zu  Gansten  dei 
speciell  Verpflichteten  oder  des  irgendwie  durch  da« 
Recht  ökonomisch  oder  gesellschaftlich  Benachthei 
iigten  enthalten,  —  einerlei  ob  der  bisher  Berechtigte  eine  £u- 
sohttdignng  empfängt  oder  nicht  Von  diesen  Enteignungen  kteM 
wieder  swei  Kategorieen  intenBohieden  werden: 

«)  Solche,  welche  in  der  grandsXtsliehen  Anfhebug 
einer  ganzen  Gattnng  von  Rechten  bestehen,  wefl  4m 
Becbtsbewusstsein  des  Volks  diese  Rechte  von  jetzt  an  überhaupt 
verwirft,  einerlei  wie  sie  im  einzelnen  Falle  itir  Berechtigte  Bsd 
Verpflichtete  wirken.*) 

Dahin  gehören  die  Aufhebungen  der  Sclaverei,  Leibeigenschaft, 
Frohnpflieht;  der  mancherlei  ehemaligen  Fendalreehte^  des  J^d- 
rechts  anf  fremdem  Boden,  des  ZehntrechtSy  der  Erbpiefat;  kr 
gewerblichen  und  mereantüen  Monopole  vnd  Privilegien,  der  Bsib- 
rechte  u.  s.  w. 

/3)  Enteignungen  solcher  Rechte,  welche  zwar  nicht  an  sieh 
dem  jetzigen  Rechtsbewusstsein  zuwider  sind,  aber  im  concreten 
Falle  als  dem  öffentlichen  Wohl  so  widersprechend  gelten,  da« 
ihre  Anf  hebnng  ftlr  nofhwendig  gehalten  wird.  Dahin  gehSm 
s.  B.  Schnldannnllimngen,  Zinsrednetione%  Moratorien  n.  dgL 
2n  Gunsten  privater  Yerpfliefateter.^) 

2)  Sodann  zerfallen  die  Enteignungen  in  solche  mit  oder 
ohne  Entschädigung.  Die  ersteren  können  mit  Stein  £flt 
Währaugen  genannt  werden.  S.  §.  385,  386. 


«)  Diese  Fälle  hat  Lassalle.  Syst.  d.  erworb.  Rechte  I,  1225  ff.,  m  Anget 
wenn  er  bei  der  Aufhebung  von  Kechtsinstituten,  die  sich  auf  fortwährende Eecia- 
rerhftltnisse  beziehen,  gegen  Savigny  dei4  Rechtsanspruch  aof  £ntschidigo&g 
alnr«fat  S.  il  §w  385. 

^)  Ks  handelt  sich  bei  der  Rubricirung  solcher  Fälle  hier  natttiftcll  gar  nicht  cm 
eine  sittliche,  ökonomische,  politi.sclie  Bcnrtheilung  ihrer  Zul.issigkeit  ontT  ümstind«!. 
Man  muss  nur  anerkennen:  wenn  überhaupt,  so  erlangen  sie  nur  durch  etn  wirk* 
lieh  es  Oll'entliches  Interesse  eine  Bcrecbtigiing.  Liegt  dieses  vor,  sokoBUBSW 
unter  den  Begriff  der  Enteignong.  —  Andi  du  Ifforatorium  fUlt  darunter,  tiMoiä^ 
später  VerzuR^rinsen  g:czahlt  werden  oder  nicht.  —  Wenn  man  beim  Staate 
Fiscus  als  juristische  Person  trennt  von  der  BeviMkerung ,  deren  luiverineidliche  Sotb- 
lage  eine  Verkürzung  oder  Streichung  der  Staat^schuldzinseu  zu  einem  öifcdüicki 
Interewe  nadiea  kann,  m  wOide  indi  der  Fdl  des  StMArimkenMü  MariMr  dM» 
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g.  388.  —  C.  Umfang  der  Zwangsabtretvng.  ÄMiok 
die  Zwangsabtretang  in  dem  obigen  Sinne  bat  in  derDootrin 
vnd  Geeetsgebnng  nicbt  immer  denselben  Umfang.  Namentiicb 

wird  sie  vielfach  principiell  auf  G  r u n d  eigenthum  beschränkt, 
während  sie  mitunter  wenigstens  auf  alles  Sacheigenthum ,  also 
auch  auf  Mobilien,  und  auf  andere  dingliche  Rechte  aus- 
gedehnt wird.®)  Es  genügt  hier,  die  Frage  zu  untersuchen,  ob 
die  Zwangsabtretung  von  Grnndeigenthom  für  das  Tolkswirth- 
aehaftliche  and  gesellschaitliche  Bedttrfiiiae  ansreicht 

ThatflUehlieb  ist  dies  meistens  sn  bejaben,  grnnd- 
sätslieb  die  Frage  betraobtet  ist  es  sn  verneinen. 

1)  Die  thatsilcblicb  gew5bnlieb  nnbedenkfiebe  Beeebr&nknng 
der  Zwangsabtretang  auf  Grandeigentbnm  erklSrt  sieb  ans  einem 
Umstände,  welcher  auf  die  ökonomische  Seite  dieser  Abtretung 
und  der  ganzen  Enteisenung  besonderes  Licht  wirft. 

In  allen  Fällen  von  Enteignung  und  speciell  von  Zwangs- 
abtretang sollen  individuell  bestimmte  Rechte  aufgehoben, 
bez.  abgetreten  werden,  d.  h.  Rechte  in  Bezug  auf  bestimmte 
individuelle  Eigentbomsolgeote,  anf  die  und  die  Sachgttter,  die 
da  und  da  gelegenen,  die  so  und  so  besobaienen  Gmndstttoke, 
•well  gerade  sie  im  Qffentüeben  Interesse  dem  EigenHillmer  entsogen 
nnd  einem  anderen  Zweck  zagefllbrt  werden  soUen;  oder  —  bei 
der  Enteignung  im  weiteren  Sinne  —  Reebte,  welche  «wischen 
einem  individuell  be st i m mten  Berechtigten  und  Verpflichteten 
oder  einer  ganzen  Kategorie  von  individuell  bestimmten 
Personen  dieser  Art  bestehen.'') 

Bei  der  Zwangsabtretung  insbesondere  wird  nun  in  den  weit- 
aus meisten  Fällen  nur  die  Nothwendigkeit  vorlie|;en|  individuell 
bestimmte  Grundstücke  (natürlich  mit  den  in,  an  und  auf  ihnen 
untrennbar  fizirten  Kapitalien,  wie  vor  aUem  den  Hänsem)  dem 
Eigenthtlmer  an  entiieben:  ans  dem  einiacben  (}rande|  weil  das 


•)  Die  französische,  baierische,  schweizerische',  preussiache  Expropriationsgesetz- 

?;ebuDg  kennt  nur  eine  Zwangsabtietung  von  Grund eigentham.  DafUr  auch  ßü»  1er, 
,  §.  196,  Asm.  6,  und  neaerdings  BobUnd  «.  «.  0.  8.  15  ff.  Anden  die  meiBteii 
Aatoren,  wie  Q.  Meyer  S.  268«  Thiel,  auch  die  GlrlUalen,  t.  BobUnd  S.  15 
Anm.  1- 

•)  So  verhalt  es  sich  nicht  nur  in  den  Fallen  der  Loibeigensi  hatbauf  hebong, 
Grundentlastung  n.  s.  w.,  sondern  selbst  in  den  FäUeu  der  Aftfhebnng  von  Monopolen, 
Pririlegien,  Bannrechten  u.  dgl.  m.,  wo  wohl  imlividiu  ll  bestimmte  Berechtigte,  nicht 
aber  Verpflichtete  vorhanden  zn  sein  scheinen.  Diese  letzteren  werden  indessen  durch 
den  leicht  nachweisbaren  Volkstheil  gebildet,  welcher  nach  der  Sachlage  seine  BedUrf- 
nlMbefHedigiiiig  daieh  Yermitteliinf  des  BereobtIgteB  so  eneieben  geDftthigt  ist 


gl6        2.  AbÜL  5.  K.  EBteigniUif .  2.  H.-A.  EinidfingM.  §.  SM,  S84. 

Moment  der  örtliehen  Lage  hier  gewöhnlich  Alles  entscheidet 
Das  beBÜmmte  Qrnndstllek  wird  hier  in  den  drei  praküseli  wick 
tigeten  FftUen,  beim  Berg-,  Wegebau  nnd  bdm  stftdtisehea; 

Häuserban,  sozasagen  gar  nicht  seiner  selbst  wegen,  s.  B.  wegei 
seiner  stofflichen  Eigenschaften  (auch  beim  Bergbau  nicht  immer), 
sondern  nur  «einer  individuellen  Lage  wegen  bedurft.  Es 
ist  deswegen  nicht  ersetzbar,  nicht  fungibel.  Daraoi 
erklärt  sich  auch  die  Sehwierigkeit  einer  gtitUehen  Vereinbanng 
mit  dem  £igenthttmer  ttber  die  freiwillige  Abtretong,  und  dimi 
folgt  das  Bedttrfiiiss,  xnr  Enreiehnng  des  vom  Offentlieben  Webt 
geforderten  Zwecks  den  Willen  des  Eigenthümers  brechen  oder 
seine  Ubermätssigen  Preisforderungen  herabmindern  zu  köDuen. 
Bei  beweglichen  Gutern  ist  die  Lage  regelmässig  anders:  hier 
kommt  es  gewöhnlich  nicht  auf  dies  und  dies  individuell  be- 
stimmte Stttek  an.  Diese  Güter  sind  vertretbar.  Daher  kommt 
leiebfter  dne  Yerembarnng  (Kauf)  im  Bedarfsfalle  sn  Stande  nnd 
sn  einigermassen  angemessenen  Bedingungen.    Gelingt  die  Yer» 
embamng  nicht,  so  kann  das  Gut  leicht  neu  producirt  oder  tod 
anderer  Seite  her  erlangt  werden.    Daher  liegt  meist  kein  Be- 
dürfnisa  einer  Zwangsabtretung  von  beweglichen  Sachen  vor  und 
hat  es  praktisch  wenig  Bedenken ,  dies  Bechtsinstitot  auf  Grand- 
stileke  zn  besohränken.^®)  i 
2)  Dass  indessen  hier  zwiseben  beweglieben  nnd  mbew^ 
lieben  Gtttem  mehr  ein  tbatsSeblieber  als  principieller  ünterscbied  j 
in  dem  Verhältniss  beider  zur  Zwangsabtretnng  vorliegt,  ergiebt 
sich  deutlich  aus  dem  sogen.  Staatsnothrecht.    Unter  diesem 
pflegt  man  das  Recht  des  Staats  zu  verstehen,  in  Nothfällen  ohne 
Weiteres  die  Abtretung  von  Privatgat  lUr  einen  öffentlichen  Zweck  | 
in  dem  nothwendigen  Umfange  i  daher  gewöhnlich  nnr  die  Ah- . 
tretnng  des  GebranebSi  zn  verlangen. Dies  Beeht  besiebt  sieh 
an  nnd  ftlr  sich  auf  bewegliebes  nnd  nnbeweglicbes  Eigenthnm,  * 
hat  aber  bei  jenem  eine  besondere  Bedeutung.   Es  wird  meist  als 
selbständiges  Rechtsinstitut  betrachtet,  kann  aber  mit  Recht  auch 
als  eine  Abart  des  Knteignungsrechts  und  speciell  der  Zwangs- 
abtretnng aui'gefasst  werden.^')  £&  wird  thatsäcblieh  nemlicb  be- 

")  Aehnlich  argumentirt  Kohland  a.  a.  0.  S.  IR. 

")  Stein,  \IU  842  ü:;  Jiösler,  I,  477;  ßohland  S.  17. 

^  Stein  a.  ft.  0.  stellt  m  selbstlndig  neben  die  Enteignung,  definiit  es  indeMi 
ab  die  Ba^t,  die  Enteignung  im  koRen  Wege  da  rorzunehmen,  wo  die  Vei- 
fllp;iing  ttber  ein  bestimmtes  Gut  durch  ein  plötzliches,  unabweisbarea  und  dudl  nidtfi 
andres  zu  befriedigendes  fiedOrüiiss  des  Staats  gefordert  wird. 
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dürft,  wenn  die  Yertretbarkeit  des  bewegfichen  Guts  oder  die 
Eigenschaft  der  fnngibten  Saebe  oaeh  der  conereten  Sachlage 

fehlt,  daher  namentlich,  wenn  keine  Zeit  oder  Gelegenheit 
ist,  eventuell  auch  ein  anderes  Gut  derselben  Gattung  für  das 
öffentliche  BedUrfniss  in  Ansprach  zu  nehmen  oder  mit  dem  Eigen- 
thttmer  lange  zu  verhandeln.  Diese  Sachlage  |  dass  das  in  divi- 
do eil  bestimmte  bewegliche  Gut  noUiwendig  gebraacht  wird, 
bildet  bei  soleben  Gfltm  die  Ansnahme»  bei  Gnmdstllokeii  ist 
sie  die  Regel.  Daher  die  Fersebiedene  Stellong  beider  im  Zwangs- 
abtretungsrecht.  (S.  auch  §.  384.) 

Eine  umfassendere  Anwendung  dieses  Rechts  auf  bewegliche 
Sachen  kann  durch  die  Fortentwicklong  der  Volkswirthschaft  ge- 
boten werden,  z.  B.  in  den  Fällen  von  Enteignungen  aus  social- 
politisohen  Gründen  (§.  360),  Gegenwärtig  liegt  mindestens  keine 
Gefahr  darin,  in  Ueberemstimmnng  mit  der  bentigen  Doetrin  die 
Zwangsabtretnng  im  Princip  mit  anf  bewegliche  Sachen  ftlr  an- 
wendbar zu  erklären.  Sie  wird  vorläufig  keine  grosse  practische 
Bedeutung  gewinnen,  jedoch  einen  allgemein  richtigen  Rechtssatz 
im  positiven  Recht  zur  Anerkennung  bringen,  der  rein  privatrecht- 
Uehen  Auffassung  des  Frivateigenthums  entgegen  wirken  and  bie  und 
da  aaeb  SohUdigongen  des  (^ffdntliohen  Interesses  dnreh  egoistische 
Privatinteressenten  erschweren. 

IL  —  §.  384.  Enteignung  und  Bestenernng.  Zwischen 
der  Besteuerung  and  der  Zwangsenteignung  Uberhaupt 
und  der  Zwangsabtretung  mit  dem  Staatsnothrccht  speciell  besteht 
der  wesentliche  Unterschied  darin,  dass  letztere,  die  Enteignung  in 
allen  ihren  Formen,  dem  Eigenthttmer  oder  Berechtigten  indivi- 
daeli  bestimmte  Güter,  conorete  Gebranehswerthei  die 
Besteaernng  dagegen  in  der  Regel  dem  Bestenerten  zu  seiner 
rechtlichen  Veriügung  stehende  Tcrtretbare  Güter  zwangsweise 
entzieht  In  der  Regel:  denn  es  giebt  Fälle,  welche  die  Merk- 
male der  Besteuerung  und  der  Zwangsenteignung  in  sich  ver- 
einigen, -  was  zum  Verständniss  beider  zu  beachten  ist.  Bei  der 
Geld  Steuer  trifft  jener  Unterschied  principieli  und  tactisch  genau 
zu.  Bei  den  gewöhnlichen  Natural  steuern,  z.  B.  älteren  Gmnd- 
abgaben  der  Landwurthe,  principieli  wohl,  factisch  nicht  immer. 
Denn  diese  Stenern  können  nnd  werden  häufig  nnr  ans  den  be- 
stimmten Prodnctenvorräthen  des  bestenerten  Landwirths  entrichtet 
Bei  gewissen  Naturalsteuern ,  wie  sie  z.  B.  in  Kriegszeiten  aiu  h 
schon  unter  dem  andern  Namen  ,,Naturalleiätuugen''  vorkommen, 

A.  Wuguer,  Urtui«ilegiui({.   2.  .Vafl.  52 
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aber  noch  als  Stenern  getten  ^ktonen^  trifft  das  eben  Gesagi 
noch  in  höherem  Maaase  in.  In  einielnen  besonderen  Fftlki 
80  bd  swangsweise  geforderter^  atenemiiiger  Abliofemn^  n 
Silbergesehirr  n.  dgl.,  bei  dem  Gestellnngszwang  fl 

Militairpferde  in  Kriegszeitcii,  wo  die  Besitzer  ihre  eigeut 
Pferde  abliefern  müssen,  finden  sich  alle  Merkmale  der  Zwang' 
abtretung,  die  sich  also  hier  nach  positivem  Rechte  auf  beweg 
liehe  Guter,  allerdingt  in  Folge  besonderer  Qesetse,  ai 
ansdehnt^) 

III.  —  §.  385.  Die  Entscbädigungsfrage  bei  derEnt 
eignung.  Im  Vorausgehenden  ist  ein  Pnnet  nur  gelegentlicl 
berührt  worden,  weklicr  in  der  Doctrin  und  Gesetzgebung  übe 
EnteignuDg  und  speciell  Zwangsabtretung  regelmässig  am  Ein 
gehendsten  behandelt  wird:  die  Entschädigung  des  Enteignetes 
Dieser  Pnnet  iiat  fttr  die  Volks wirthsehailslehre  nnr  dne  seenndin 
Bedeutung,  er  ist  mehr  privatwirtbsehalUieber  Katar.  Dean  fft 
unsere  Disciplin  bandelt  es  sieb  um  die  Sleberung  der  Bediognngei 
der  Fortentwickhing  der  Volks wirthschaft  uud  des  dsron  ab 
hUngigen  Volkslebens.  Diese  Sicherung  erheischt  unter  Umstän- 
den das  Recht  der  Zwangsenteignung ,  damit  in  der  Verthcihm^; 
der  concreten  Kapitalien  und  Grundstücke  diejenige  Veränderung 
im  Kothfalle  zwangsweise  berbeigeflllirt  werden  kann^  welehe  jene 
Entwiekinng  verlangt  (§.  369,  375).  Wie  diese  Enteignungen  is 
die  wirtbsebafUiebe  Lage  des  Enteigneten,  also  in  dessen  Prirat- 
wirthschaft,  einschneiden,  intcressirt  die  Volks  wirthschaft  ntir 
mittelbar,  nemlich  nur  insofern,  als  auch  von  ihrem  iStandpuucle 
aus  die  Wahrung  der  Gerechtigkeit  und  die  Berück 
sicbtignng  der  Billigkeit  in  jedem  einzelnen  Fall  em  Ge- 
sa mmtinteresse  ist,  weil  die  Producdon  und  die  VertheUnog  da 
Volkseinkommens  dnrcb  jedes  nngereebto  und  unbillige  Vorgebet 
leiden  kOnnen  und  gewObnlieb  leiden  werden. 

Die  nähere  Erörterung  der  Entscbädigungsfrage  bei  der  Ent- 
eignung ist  daher  hier  nicht  die  Aufgabe.  Sie  mnss  ohnehin  mehr 
nach  den  einzelnen  Fällen  specialisiren.  Insofeme  ist  sum  Theil 


")  Vgl  z.  Ii.  d.  Deutsche  KeicUsgcscU  über  die  Kriegideistuageu  v.  13.  Jörn  b*J 
und  darObar  sowie  Uber  die  ganze  damit  in  Terbindnng  steheaae  lifidilif«  Ifittri» 

meinen  Anfs.  Keichsfinanzen  in  r.  Holtzendorfl's  Jahrb.  d.  D.  Rfidtit  IDi  S- $4> 
220  220.  Auch  für  die  Besitzer  von  SchiÜen,  lUr  die  EisenbahnTenraltnnjen  be- 
stehen hier  Vonchriften  (§.  26,  24,  2S  des  tiesetzes),  welche  in  das  Entcigoimptreciit 
geb&reo.  i 
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«f  die  spätereB  Bände  des  Lehrbnehs  in  yerweisen.  Hier  genttgt 
olgende  knne  EntaeheiduDg  der  Frage. 

GrondsfttElieh  sind  die  Hauptarten  der  Enteignung  in  Bezug 

.ut  die  EntschUdignngjsfrage  zu  trennen. 

A.  Bei  der  Zwangsabtretung  ist  ein  Rechtsanspruch  auf 
olle  Entschädigung  anzaerkennen.  Der  Grand  liegt  darin, 
lass  hier  überhaupt  von  einem  Conflict  einer  ganzen  Art  tob 
leehten  (von  £igeDtbuD)  mit  dem  ((ffentliohen  Interesse  nieht  die 
^de  is^  diese  Reehts-Gattnng  also  nieht  aufgehoben  (aboHrt) 
lerdeb  soll.  Vielmehr  liegt  nur  im  einzelnen  Fall  ein  Conflict 
jwischen  dem  öffentlichen  Interesse  und  der  Ausübung  des 
lechts  Seitens  des  Berechtigten  in  seinem  Interesse  —  in  Bezug 
luf  die  Absicht  des  letzteren,  sein  Reobt  nicht  oder  nur  unter  Yon 
hm  gestellten,  für  das  öffentliche  Interesse  ungünstigen  Bedingungen 
ibtreten  zn  wollen  —  vor.  Dieser  Conflict  ergiebt  sieh  auch  nur 
cnfftUig,  weil  gerade  dieses  individuelle  Recht  (Eigen- 
ihnmsobject)  im  Öffentlichen  Interesse  entzogen  werden  mnss,  z.  B. 
vegen  der  Lage  des  Grundstücks  gerade  hier,  wo  die  Eisenbahn 
geführt  werden  soll.  Dem  Berechtigten  wird  also  im  öffentlichen 
Interesse  ein  Opfer  zugemuthet,  welches  andere,  dasselbe  Kecht 
jesitzende  Personen  (z.  B.  andere  Grundeigenthflmer)  nicht  trifft, 
iri&hrend  »  Yoranssetzongsweise  —  die  Gesammtheit  des  Volks 
ien  Vortheil  dieses  Opfers  des  Ehizelnen  geniesst.  Es  ist  daher 
lieht  nur  billig,  sondern  gerecht,  dass  der  Berechtigte  fttr  jenes 
3pfer  voll  entschädigt  und  ihm  ein  (klagbarer,  privatrechtlicher) 
Rechtsanspruch  auf  diese  Entschädigung  gewährt  werde. 


Für  die  principiolle  rechtsphilosophische  Seite  der  Frage  s.  bes.  Lassalle, 
5yst.  d.  erworb.  Hechte,  I.  224  fl.  Er  hat  im  Ganzen  in.  E.  diese  Frage  richtig  ent- 
»chiedeu,  berücksichtigt  nur  uobeu  dem  Kechtsmomeut  daä  Billig keitsmomcnt  gar 
licht,  velches  auch  im  Gesamutinterosse  bei  der  Aofhebniif  Ton  KechtttD, 
vdche  dem  j  e  t z  i  g c  n  Kechtobewusstsein  wideiq»rec1ieik,  za  beachten  ist.  8.  u.  §.386. 
-  Ueber  die  Eutschädigang  bei  der  Zwangsahtrctunp:  Stein.  VIT.  XiV>  tV. ;  Kösler, 
[,  §.  lUS;  Meyer  a.  a.  U.  §.  11,  S.  271  fi.;  bes.  eingehend  von  Kohiaud  a.  a.  Ü. 

52  (t  IBer  ftbeiaU  weitere  Literatur  und  Details  ans  den  Gesetzen.  —  Geber  die 
Mozelnen  Fälle  der Enteignun;;cn,  welche  in  der  Aufhebung  von  Rechten  bestehen. 
Qnindentlastung  n.  s.  w.  siehe  die  Agrar-  und  Gewerbepolitik.    Vg:l.  anrh  o.  §.  215. 

^)  Dai-aos  erklart  eä  sich,  dass  die  Autoren  fOr  die  Zwangsabtretung,  mit 
reicher  sie  meistens  die  Enteignung  identificiren,  das  Moment  der  Geir&hning  (roUer) 
KntschXdigiUi^  in  die  BegriiTäbestimmQng  aufnehmen.  —  Nahe  liegt  der  Vergleich  mit 
tler  Beste ni^rn  n  2::  die  Bestcnomng  soll  gicichmässig  sein,  weil  sie  das  Mittel 
für  dir  Durch! ühiunc:  öffentlicher  Zwecke  ist.  Die  Last  der  Zwangsabtretung 
lüUäs  aus  demselben  Grande  gleich  massig  Tertheilt,  deshalb  dem  Expropriateu 
Entfchidisiiop  gmrihrt  werden. Doctrin  und  Gesetzgebung  diSeriren  darttber,  wem 
die  Entschädigung  obliegt,  ob  dem  Unternehmer  des  Werks,  für  das  expropriirt  wird. 
1^  solchem,  Ander  ob  stets  dem  Staate,  der  sich  dann  eventuell  an  diesen  Unternehmer 
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Die  Höhe  der  Entschädigung  kamt,  —  anefa  bmIi  dem 

geltenden  Rechte  —  nach  erfolgtem  Anssprnch  der  Zwangsal)- 
tretung,  durch  freie  Vereinbarung  zwischen  dem  Expropriaten  |'i 
und  dem  Exproprianten,  bez.  dem  Staate  festgestellt  werden. 
Gelingt  sie  nicht,  so  hat  der  Enteignet«  einen  Rechtsanspruch  auf 
den  Vollen  Verkehrswerth  dee  enteigneten  Objects.  Dieser 
Werth  ist  gerichtlich  festzastellen ,  nach  der  Natur  der  Objeete 
(immohilien  Tersehiedener  Art,  stUdtiaebe,  Iftndlieiie  Gmndstlleke^ 
Mobilien)  auf  yerschiedene  Weise;  im  Allgemeinen  so,  daas  der 
Enteignete  auch  für  diejenigen  ökonomitehen  Naehfhefle  enteehi- 
digt  wird^  welche  dnroh  die  Heransnahme  des  Objects  ans  dem 
Wirthschaftsganzen ,  z.  I>.  im  Betriebe  des  Landguts,  entstehen, 
nicht  aber  für  sogen,  lucrum  cessans*^)  und  vollends  nicht  für 
denjenigen  Conjuncturenwerth,  welcher  dem  Objeet  gerade  durch 
die  Anlage  des  Unternehmens  etwa  zuwachsen  wttrde,  fttr  weiches 
ezpropriirt  wird,  z.  ß.  bei  Strassen-,  Eisenbafananlagen. 

§.  386.  —  B.  Bei  der  «weiten  Hanptart  der  Enteignnagen, 
insbesondere  bei  deigenigen,  wo  eine  grnndsfttaliehe  Anfhebnng 
einer  ganxen  Gattung  von  Rechten  erfolgt  (S.882,snb  l,b,a), 
mnss  nntersohieden  werden,  ob  der  Erwerbs titel  des  Beehts 
(Eigenthums)  für  den  Berechtigten  ein  oneroser  war  oder  nicht. 
Im  ersten  Fall  ist  ein  Rechtsanspruch  auf  Entschädigung  im 
Prineip  zu  gewähren,  im  zweiten  Falle  nicht.  Wohl  aber  kann 
und  wird  es  hiiiili«;  auch  hier  der  Billigkeit  und  der  Politik 
entsprechen,  eine  Entschädigung  zu  geben.  Die  Entschädigung 
muss  im  ersten  Falle  die  volle  sein^  soweit  eine  Substantiimng 
des  Verlnsts  möglich  ist  Im  Ganzen  ist  dabei  tthnlieh  wie  bei 
der  Zwaagsabtretnng  sn  verfahren. .  Ob  nnd  in  weieher  Hohe 
im  anderen  Falle  wirkHeh  entschädigt  werden  soll,  lisst  sich  nicht 
generell  bestimmen,  sondern  hängt  von  der  Art  der  dnsdinen  Fille 
ab,  wofür  daher  anf  die  Behandlung  derselben  in  den  späteren 
Bänden  zu  verweisen  ist.  Da  sich  häutig  die  Erwerbsart  solchtf 
aufgehobener  Rechte  einzeln  nicht  genau  und  sicher  nachweisen 
lässt,  so  pflegt  Übrigens  auch  allgemeiner  selbst  da,  wo  principieU 


zu  halten  hat:  practisch  ein  untergeordneter  Pniirt.    Vd  darü>T'r  Rohland  S.  52 
preuss.  (ies.  v.  Is71.  25,  7.  —  Die  Entschädigung  wird  rt'<r>'lui;t?>i^  111  (ii^ld  gewährt 
Wie  in  dem  Fall«'  der  Zwangsabtretung  ist  im  Allgem.  audi  iix  dem  l  alle  0.  in  §.  S^.i 
sab  1.  b,     zu  entscheiden. 

Die  Ansichten  in  diesem  Puncto  sind  getheilt.  Für  Einrechnung  z.  B.  BOsler 
S.  4/1,  Meyer  S.  272  (hier  Weiteres),  dagegen  K.  ?.  Mohl.  Pdizeiv.  I«  40,  Anm.  7. 
ESsler  iiutcjit  «selbst  gbacb  eine  wesentliche  EinBchr4nknug. 
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ein  Rechts-,  nicht  nur  ein  Billi^keit^nnspriich  anf  Entschädigung 
anzuerkennen  ist,  die  Art  nnd  Ilübe  der  Entbchädigung  durch  das 
Gesetz  geregelt  zu  werden.^') 

Wo  nun  nach  Recht  oder  Billigkeit  die  Enteignnngen  (incL 
der  Zwangsabtretungen)  gegen  Entschädignog  erfolgen,  nennen 
wir  sie,  wie  bemerkt,  Entwährnngen. 

IV.  —  §.  386  a.  Die  weiteren  Pnnote  ans  der  Enteignung« , 
epeeiell  der  Zwangsabtretnngslehre,  namentlich  tiber  das  formale 
'  Entcignungs-  oder  Abtretnngs-  nnd  über  das  Entschädig ungs Ver- 
la hren  gehören  nicht  mehr  in  den  RahmeiFder  socialökonomischen 
Betrachtung  der  Enteignung.  Kn  ist  nur  zum  Schluss  darauf 
hinzuweisen ,  dass  die  Entscheidung  über  die  einzelnen  Fälle 
der  Zwangsabtretung  zwar  passend  im  Interesse  der  Sicherheit  des 
,  Privateigeothams  in  eine  hohe  Verwaltungsinstanz,  z.  B. 
sogar  in  die  Person  des  Inhabers  der  Staaatsgewalt  selbst,  gelegt 
wird,^)  jedoch  die  Forderung  emer  Mitwirkung  der  Legislative  in 
jedem  aolehen  Fall  nnzweckmttssig  ist.*^)  Aach  mass  das  Offent- 
liehe Interesse  so  weit  gewahrt  werden,  dass  die  Zwangsabtretnng 
in  jedem  nothwendigen  Falle  leicht  und  rasch  erlangt  werden  kann, 
auch  wenn  die  Entscheidung  von  der  obersten  Stelle  im  Staats- 
organismus  ausgeht.^') 

Die  Lehre  von  der  Ausdehnung  des  Privateigenthums  aus 
dem  valkswirthsofaaftlichen  Gesichtsponete  (§.  285)  ist  hiermit  be- 
endigt Die  Lehre  vom  Inhalt  dieses  Eigenthums  (§.  286)  bleibt 
dem  Begmn  des  zweiten  Bandes  dieses  Werks  vorbehalten. 

")  Es  pehßren  hierhin  auch  Falle,  wie  die  Anfh-  biinp:  alter  (Irtindstouerhefreiungen. 
VgL  z.  B.  fur  Preussen  d.  Ges.  v.  21.  Mai  1"5<>1,  Mascher.  (irunilsfeiierregel.  in 
Preusäeo.  Potsd.  1862,  S.  132  ff.  —  An  ganz  unentgeltlichen  Enteignungen  hat 
•'S  aoch  bei  uns  nicht  gefehlt,  so  z.  B.  in  Preussen  bei  den  Jagdrecht  auf  fremdem 
Boden  narh  dfin  (icsct/  vom  31.  Ort.  Isis.  ij.  1.  Stein,  welcher  in  sfirien  Ent- 
währangsbegriti  da^  Merkmai  der  Entacbädiguog  —  Rückerstattung  des  Werths  — 
anfiiimmt  (VII.  69,  8.  o.  S.  285  Anm.  5)  spricht  bei  der  GrandenUaBtang  (VII,  93) 
TOD  der  Enfsi  liiidisrunfr  für  den  wirthschaftlichen  Werth  „  w en  igstens  xmn  Theil". 
Vgl.  Rösler  §.  200;  Stein  VII.  31JI  (f.;  Moy.r  i;.  12. 

"*)  Nach  §.  2  des  preuss.  Ges.  r.  Ibli  erfolgt  die  Entziehung  des  Grundcigen« 
thonifl  aaf  Grand  kOnigL  Yeroidiiiiiig. 

*^  So  in  £ngl«]id,  TgL  Meyer  S.  139,  831  ff.,  womü  Stein  TU,  800  ff.  zn 
Teigleichen. 

Hiermit  ist  auch  ein  oben  in  §.  124  n.  125  henrorgebobener  wichtiger  Punct 
der  YerfcehfBrechlBbasis  erledigt  irorden. 

Nachtrag  zu  S.  :i51  u.  507:  hinzuzufügen  die  Aufsätze  von  A.  Brader,  Zur 
Skonem.  Characteribtik  d.  röm.  Rechts.   Tab.  Ztschr.  B.  32.  33  u.  35. 
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